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Die Ueberleitung der Wirtschaft in den 
Friedenszustand. 


(Versuch einer Schematisierung des Zirkulationsprozesses) *). 


Von 


EMIL LEDERER. 


Die Ueberlegungen über die ökonomische Liquidation des 
Krieges knüpfen unwillkürlich an die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse während der großen Kriege der Vergangenheit und nach 
denselben an. Also an die napoleonischen Kriege, welche infolge 
ihrer Dimensionen und des immerhin entwickelten Wirtschafts- 
lebens Englands in mancher Weise interessante Vergleiche er- 
möglichen, sowie an die Liquidation des deutsch-französischen 
Krieges 1870/I, die bereits durchaus in den modernsten Formen 
erfolgte. Gerade durch den Vergleich mit der Vergangenheit ist 
die spezielle Situation der Gegenwart am reinsten herauszu- 
arbeiten, und daher seien den folgenden Ueberlegungen wenig- 
stens einige Daten und Tatsachen dieser Kriegsliquidationen 
in der Vergangenheit voranzeschickt. o 

Oekonomisch bedeutete ein Krieg der Vergangenheit bei der 
weitaus weniger intensiven Wehrpflicht, bei dem geringeren 
Verbrauch an Kriegsmateriel und dem gleichzeitig doch starken 
Druck auf den Konsum, und der Veränderung der Lebensge- 
wohnheiten (Kriegspreise und als Reversseite Einschränkung 
des Verbrauchs von Gewerbsprodukten, Aufschiebung neuer 

*) Zur Ergänzung dieser notwendigerweise sehr skizzenhaften Ausführungen 
(welche im Januar 1916 abgeschlossen wurden) sei verwiesen auf den Aufsatz: 
Die Organisation der Wirtschaft durch den Staat: ı. Kriegsheft des Archivs 
für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik S. rr8 ff., und: Der WirtschaftsprozeßB 
im Kriege in der »Oesterreichischen Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik 


und Verwaltungs 24. Bd., Jgg. 1915, 3.—6. Heft, S. 359 ff. 
Arch. f. Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft IV.) I 
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Tätigkeiten usw.) stets eine Baisseperiode. Die Kriegslieferungen 
stellten gleichsam isolierte Inseln einer erfolgreicheren, inten- 
siveren Wirtschaftstätigkeit dar, während alle übrigen Gebicte 
in hofffnungslose Depression versunken waren. Der moderne 
Krieg schafft infolge der Ausschöpfung des Menschenmaterials 
und des rasend wachsenden Staatsverbrauchs universell (nicht 
nur in einem abgeschlossenen Lande, wie Deutschland es ist, 
sondern auch in England, und selbst in den neutralen Staaten) 
einen Zirkulationsprozeß sim zweiten Stockwerk«, der losgelöst ist 
von der Kaufkraft der Konsumenten und den herkömmlichen 
Marktbedingungen für Waren. Erschafft in überwiegı nden Teilen 
der Volkswirtschaft die Situation der Hausseperiode für die Kriegs- 
zeit. Schon das ist ein wesentlicher Unterschied gegenüber der 
Vergangenheit, dessen Konsequenzen notwendigerweise — da der 
Wirtschaftsprozeß »im zweiten Stockwerk« doch von dem ersten 
getragen werden muß — sich in den Folgewirkungen des Krieges, 
in ihrer Liquidation zeigen müssen 1). Schon aus der ober- 
flächlichsten Betrachtung unserer gegenwärtigen Situation mit der 
am Ende der napoleonischen Kriege oder des deutsch-französischen 
Krieges zeigt es sich also, daß wir uns in einer, wirtschaftsgeschicht- 
lich betrachtet neuen Situation befinden, selbst wenn wir an- 
nehmen, daß die Unterschiede nurgraduelle, nicht prinzipielle sind. 
Den Ausgangspunkt der Betrachtungen mögen die Ein- 








1) Man hört oft gegenüber allen Versuchen, die Nachwirkungen des Krieges 
im allgemeinen schon während des Krieges festzustellen, den skeptischen Eın- 
wand, daß doch während des Krieges alles ganz anders gekommen sei, und das- 
selbe nun auch nach dem Kriege möglich wäre. Der Einwand läßt außer acht, dap 
sich der Wirtschaftsprozeß nur deshalb während des Krieges anders gestaltete, 
als man vermuten konnte, weil der militärische Verlauf des Krieges, die 
Dauer sowohl als die Inanspruchnahme aller Reserven, sowie der Bedarf an In- 
dustrieprodukten (Kriegsmaterial, Geschütze und Munition) weitaus größer war, 
als die Militärs selbst annahmen. Das kann aber billigerweise der Wirtschafts- 
wissenschaft nicht zum Vorwurf gemacht werden. Tatsächlich bietet die erste 
Kriegsphase, etwa bis zum Herbst 1914, durchaus das Bild, das man von der 
Volkswirtschaft im Kriege haben konnte und hatte. So pessimistisch die ökono- 
mischen Voraussagen für die Konjunktur während des Krieges waren, so 
optimistisch waren sie (namentlich unter Hinweis auf die rasche Ueberwindung 
des deutsch-franösischen Krieges) hinsichtlich seiner ökonomischen Folgen. 
Gerade weil sich die Annahmen für die Dauer des Krieges (und wir wissen ja 
jetzt ganz genau, warum) als irrig erwiesen haben, sind jetzt die Voraussagen 
für die Zeit nach dem Kriege, wenn wirklich alle Momente in der Betrachtung in 
Berücksichtigung gezogen werden, und wir über alles Material verfügen würden 
(was leider nicht der Fall), viel sicherer und eindeutiger. Denn die Ueberleitung 
in die Friedenswirtschaft ist ja Ueberleitung in einen Zustand, dessen Struktur 
wir genau kennen. 
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wirkungen ‘der napoleonischen Kriege auf die englische 
Volkswirtschaft bilden?). Denn für die kontinentalen 
Volkswirtschaften waren die Kosten weitaus geringer, zum Teil 
gingen sie auf Rechnung Englands, so daß diese Kosten als Sub- 
sidienleistungen in den englischen Kriegskosten erscheinen, 
z. T. haben sie sich der Kriegskosten durch Verschlechterung der 
Währung oder selbst Staatsbankrott entledigt. England hin- 
gegen hat 20 Jahre hindurch finanziell in durchaus geordneter 
Weise Krieg geführt und damit die soliden Traditionen der eng- 
lischen Finanzwirtschaft, die bereits die zweite Hälfte des 18. 
Jahrhunderts kennzeichnen, fortgesetzt, und dies in Kriegen, 
welche den ökonomischen Dimensionen nach — besonders wenn 
man die geringe Einwohnerzahl und die Jugend der industriellen 
Blüte in Rechnung bringt — mit dem gegenwärtigen Weltkrieg 
ohne weiteres verglichen werden können. 

Immerhin dürfen wir die Differenzen im Vergleich zur 
Gegenwart nicht übersehen. Ich erblicke sie vor allem darin, 
daß die Festlandstaaten noch durchaus agrarische Staa- 
ten waren; damit hängen dann die langen Pausen innerhalb 
der einzelnen Kriegshandlungen, die extensive Kriegführung 
überhaupt (immer im Vergleich zur Gegenwart gesprochen) zu- 
sammen. Im Agrarstaat ist nicht soviel mobilisierbare ökono- 
mische und auch DBevölkerungskraft vorhanden, und das 
erklärt es vielleicht, daß ein einziger, noch dazu kleiner sich 
industrialisierender Staat, eben England, mit seiner ökonomischen 
Kraftentfaltung den Krieg zum guten Teil tragen kann. Diese 
ökonomisch relativ vorteilhafte Position, welchesich noch im Krieg 


2) Zu diesen Ausführungen vgl. imallgemeinen:Nebenius, Bemerkungen 
über den Zustand Großbritanniens in staatswirtschaftlicher Hinsicht, 1818. Auch 
die Schriften von J.G. Büsch enthalten viel Material. (Sämtliche Schriften 
16 Bde, Wien 1813—18.) Chalmers, Schätzung der verhältnismäßigen 
Stärke von Großbritannien, Berlin u. Stettin 1786; Colquhoun, Ueber den 
Wohlstand, die Macht und die Hilfsquellen des britischen Reiches, übersetzt von 
Dr. Joh. Christ. Fick, 2. Bde. Nürnberg 1815; Porter, Progreß of Nation, 3 
Bde., London 1838/51; Mac Culloch, A Statistical Account of the British 
Empire, London 1849; Cesar Moreau, Uebersicht des britischen Handels 
nach allen Ländern der Welt vom Jahre 1697/1822. Aus dem Engl. übersetzt 
von Eisenbach, Stuttgart 1825; Lo we, The present State of England in regard 
to agriculture, Trade and Finance, London 1822, Deutsch von Jakob, England 
nach seinem gegenwärtigen Zustand, Leipzig 1825; Malchus, E.A. Freih. v., 
Statistik und Staatenkunde. Ein Beitrag zur Staatenkunde von Europa, Tü- 
bingen 1826; Höfken, Englands Zustände, Leipzig 1846; J. E. Thorold Ro- 
gers, Die Geschichte der englischen Arbeit, übersetzt von Pannwitz, 
Stuttgart 1896. 
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steigerte, ist vor allem die Ursache dafür, daß die Engländer gewohnt 
sind, die napoleonischen Kriege ganz britozentrisch anzusehen, 
als ob letzten Endes nur englischer militärischer und finanzieller 
Kraft die Wiederherstellung des slegalen« Europa gelungen wäre. 
Eine Auffassung, welche sich ja besonders deutlich in der zeit- 
genössischen englischen Literatur spiegelt. 

Dazu kommt dann 2. — ein Moment, welches wir allerdings 
auch jetzt finden — die Beherrschung des Meeres durch die 
britische Flagge. Diese universale Meerbeherrschung hatte 
während der napoleonischen Kriege eine andere ökonomische 
Bedeutung als gegenwärtig Da nicht sämtliche produktiven 
Kräfte des Landes mittelbar oder unmittelbar für Kriegsrüstungs- 
zwecke in Anspruch genommen zu werden brauchten, ergab sich 
daraus eine ökonomische Ueberlegenheit Englands über die an- 
deren kriegführenden Staaten, auch die Verbündeten. Auch heute 
liegt in der seebeherrschenden Stellung Englands ein gewisser 
ökonomischer Vorteil: sie gestattet ihm, die Munition außer 
Landes, in Amerika, herzustellen und die eigene Industrie im 
Wesen unverändert weiterarbeiten zu lassen, soweit nicht mi- 
litärische Bedürfnisse die Umorientierung und Militarisierung 
der Betriebe doch erzwingen. Aber die in den napoleonischen 
Kriegen restlos gegebene Möglichkeit, die Kriegskosten sofort 
in einem erheblichen Umfang durch Export oder die Entwicklung 
überseeischer Reichtümer ausgleichen zu können, ist heute, bei 
der universalen Anspannung aller Kräfte, welche der Krieg auch 
für Großbritannien bedeutet, nicht mehr in diesem Umfang vor- 
handen. Daher sind auch die Parallelen der englischen Opti- 
misten, die zu der Situation der napoleonischen Kriege gezogen 
zu werden pflegen, nur zum Teil zutreffend. 

Zunächst einige Daten: Das vereinigte Königreich zählte 
in Großbritannien und Irland während der napoleonischen 
Kriege: 16%, Millionen Einwohner (ohne Militär; dieses wird in 
Land- und Scemacht, sowie den Kolonien auf ca. 1, Millionen 
veranschlagt °?)). Diese Bevölkerungsziffer war bereits das Resul- 
tat einer sehr raschen Entwicklung, denn England, Wales und 
Schottland zählten 1700: 61%, 1800: ır Millionen Einwohner, 
Irr: 12,35 Millionen. Während des Krieges wurde in diesen 








3) Colquhoun, II S. 177. Hievon entfällt mehr als die Hälfte auf das 
Landheer. 
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Ländern (ohne Irland) eine Bevölkerungsvermehrung von mehr 
als 2 Millionen verzeichnet ô). 

Das Resultat der wirtschaftlichen Entwicklung entsprach 
diesem r::schen Tempo im Wachstum der Bevölkerung und dem- 
gemäß der Arbeitskräfte, das ja überdies von einer ebenso inten- 
siven Entwicklung der industriellen Organisation begleitet 
war. Für das Jahr 1812 wird das englische Volksvermögen auf 
2736640000 £ = 53% Milliarden Mark geschätzt) oder 
3400 Mk. per Kopf. Das Volkseinkommen wurde mit 4301% 
Millionen £ = 8 600 Millionen Mk. oder 530 Mk. per Kopf veran- 
schlagt. Wiewohl alle diese Schätzungen naturgemäß nur ganz 
beiläufige Bedeutung beanspruchen können, so sind es doch 
nicht aus der Luft gegriffene Phantasien, sondern wissen- 
schaftlich bedeutsame Versuche, die gesamte ökonomische Sub- 
stanz des Landes zu erfassen und auf Geldwerte zu reduzieren. 
Wenn man den Versicherungen Colquhouns Glauben schenken 
darf, sind die Schätzungen eher zu niedrig, als zu hoch gegriffen, 
wobei allerdings mit einem gewissen Optimismus, der die Reich- 
tümer des Landes lieber größer erscheinen lassen möchte, 
gerechnet werden muB°?). Angesichts der Schätzungen des 
heutigen englischen Volks- Vermögens und -Einkommens 
mögen diese Angaben etwas hoch erscheinen. Allerdings bin 
ich der Meinung, daß der englische Volksreichtum zu niedrig 
eingeschätzt wird. Denn man muß zu ihm in einem ge- 
wissen Umfang immerhin auch die Reichtümer der Kolo- 
nien rechnen, die nicht einbezogen werden, die jedoch öko- 
nomisch für den Kriegsfall in einem sehr erheblichen Umfang 


4) Colquhoun a. a. O. I. Bd. S. 10 und Tabellen. 
5) Im Volksvermögen figurieren mit folgenden Werten: 


Agrarproduktion 216 Millionen £ 
Bergwerke, Mineralien 9 > » 
Manufakturen 114 » > 
Inländischer Handel und Gewerbe 3f >? > 
Fremder Handel und Schiffahrt 46,3 » > 


(Colquhoun a. a. O. Bd. I S. 58.) 

ë) Say berechnet das Nationaleinkommen viel niedriger und offenbar zu niedrig, 
nämlich mit dem ıofachen der Einkommensteuer, auf ca. 133 Mill. £, oder nach 
Genz auf 200—220 Mill. £, also die Hälfte der Schätzung bei Colquhoun. (Say, 
Ueber England und die Engländer, übersetzt von Nebenius a. a. O. S. 18.) Die 
Schätzung ist sicherlich zu niedrig, denn es hätten danach die Steuern 50% des 
Volkseinkommens beansprucht. (Vgl. die unten folgenden Erträge der Besteuerung.) 
' Nebenius gelangt zu einer Gesamtsumme von 3164, Mill. £ (a.a. ©. S. 38), daher 
zu einer Durchschnittsbesteuerung von 25%, in den schweren Jahren bis 33%. 
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zur Verfügung stehen. Daher sind die Ziffern für das Volksver- 
mögen Großbritanniens in den napoleonischen Kriegen und 
gegenwärtig untereinander — wenn man es auf den Gesichtspunkt 
des Krieges hin abwägt — nicht ohne weiteres miteinander zu ver- 
gleichen. Ebensowenig als dann natürlich das gegenwärtige 
Volksvermögen Deutschlands und Englands, wenn man die 
Kolonien nicht einbezieht, vergleichbare Daten liefert. Hingegen 
sei darauf hingewiesen, daß gegenwärtig, also vor dem 
Kriege, das deutsche Volksvermögen auf 300, von Optimisten 
auf 350 Milliarden Mk. geschätzt wurde. Da die Bevölkerungszahl 
aber ca. 4 mal so hoch war als die englische zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts, so verhielt sich das Volksvermögen Englands (zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts) zu dem Deutschlands zu Beginn 
des Weltkrieges wie 220: 300 (350), die Differenz des Geldwertes 
noch gar nicht in Rechnung gezogen. Die entsprechenden Schät- 
zungen für das Volkseinkommen verhielten sich wie 
34,4 : 40. Demgemäß entfällt rechnungsmäßig auf den Kopf 
der englischen Bevölkerung an Volksvermögen am Ende der napo- 
leonischen Kriege: 3400 Mk., an Einkommen 530 Mk. ; in Deutsch- 
land vor Beginn des Weltkrieges an Vermögen per Kopf: ca. 5000, 
an Einkommen ca. 615 Mk. (alles nach Colquhoun, also für 
England etwas zu hoch angenommen). 

Die modernen Dimensionen der englischen Volkswirtschaft 
zeigen sich übrigens auch an der Entwicklung des Staatsbudgets, 
das sich, wieder nach Colquhouns, folgendermaßen entwickelte. 
Es betrugen die reinen Staatseinkünfte (nach Abzug der 
Erhebungskosten usw.): 


1761 8 800 000 £ 

1770 Friedenszeit 9 5I0 000 » 

1782 höchste Ziffer während des amerik. und 12 593 000 
französischen Krieges 


S 


1792 Friedenszeit 19 382 000 » 
1800 29 604 000 » 
1804 49 535 000 » 
1810 Sue 66 029 000 » 
1812 63 327 000 » 
1815 72 210 000 »°) 





-n am 


6) Diese Ziffer nach Por tera. a. O. Bd. II, S. 290. Das ist Bruttoeinnahme 
an Steuern, also m it den Erhebungskosten. 
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Die Steuerbeträge konnten während des Krieges auf den 
8 fachen Betrag gesteigert werden. Die Elastizität des Budgets 
gegenüber den Anforderungen der Kriegführung ist also "außer- 
ordentlich groß. Während die europäischen Staaten (z. B. Frank- 
reich oder Oesterreich) durch massenhafte Papiergeldemissionen, 
die dann zum Staatsbankrott führten, die Kriegskosten bestritten, 
also in höchst primitiver und gewaltsamer Form auf das Vermö- 
gen ihrer Bürger griffen, finden wir hier eine methodische Dek- 
kung der Kriegskosten während des Krieges, indem erhebliche Teile 
des Volkseinkommens auf 'dem Wege der Steuergesetzgebung 
beschlagnahmt wurden. Betrug doch die Steuerbelastung des 
englischen Volkseinkommens, wenn man die früher erwähnte 
Schätzung des Volkseinkommen zugrunde legt, 1514% und 
entsprechend mehr, wenn man diese Schätzungen des Volks- 
einkommens zu hoch veranschlagt. Wieso es möglich war, so 
enorme Beträge und Werte für den Staatschatz mit Beschlag 
zu legen, und aus welchen Quellen die enormen Steuererträge 
stammten, sei weiter unten kurz angedeutet. — 

Trotz enormer Steuerbelastung war eine Deckung der 
Kriegskosten durch Anleihe notwendig: die Angaben über die 
Höhe der Anleihen stimmen nicht bei allen Schriftstellern über- 
ein. Wenn wir uns wieder an Colquhoun halten, mögen folgende 
Daten die Entwicklung der englischen Staatsschuld skizzieren, 
die ja größtenteils auf Kriegsausgaben zurückzuführen ist: 

Es betrugen die engl. Staatsschulden am Beginn des sieben- 
jährigen Krieges: 


Kapital Zinsen 
74 571000 £ 2416000 £ 
vermehrten sich 1755/62 um 72 III 000. « 2 424 000 » 


auf 146 682 ooo £ 4 840.000 £ 


Verminderung der Schulden in den 
12 Friedensjahren bis 1775 auf: 
Kapital Zinsen 
135 943000 £ 4477000 £ 
Neue Schulden während des ameri- 
kanischen Unabhängigkeitskrieges I2I 270 000 # 5 IQ2 000 ® 
257 213000 £ 9669000 £ 
Die während des amerikanischen Krieges gemachten Schul- 
den ruinierten den Kurs der englischen 3prozentigen Konsols, 
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welche bis auf 54 stürzten. Seit 1786 setzt eine allmähliche Tilgung 
der Schulden ein, der dann allerdings wieder Aufnahme neuer 
Schulden während der napoleonischen Kriege gegenübertrat. Ohne 
in die Details dieser mitunter sehr verwickelten und in der Lite- 
ratur ziemlich verschiedenartig beurteilten Operationen einzu- 
gehen (der Tilgungsfonds, der Stolz der englischen Finanzwirt- 
schaft, hat natürlich keine Bedeutung, wenn die neu aufgenom- 
menen Anlehen größer sind als die getilgten Beträge), sei nur 
erwähnt, daß die nach den napoleonischen Kriegen vorhandenen 
Staatsschulden in eine einheitliche Schuld konsolidiert 
wurden, und zwar zum Nominalbetrag von goo Millionen £ = 
18 Milliarden Mk., so daß die Staatsschuld gegenüber dem Zu- 
stand vor Beginn der napoleonischen Kriege sich um ca. 13 
Milliarden Mk. gesteigert hatte °). 

Als Gesamtresultat ergibt sich, daß England in einem 22 jähri- 
. gen Kriege, unter ständig rasch steigenden Schulden (die später- 
hin nicht durch Bankrott aus der Welt geschafft, sondern ord- 
nungsmäßig verzinst wurden — England ist finanzwirtschaftlich 
seit Beginn des 18. Jahrhunderts eine Kontinuität, im 
Gegensatz zu den europäischen Staaten) ein rapides Wachstum 
der Bevölkerung zeigt, steigenden Reichtum, seme Steuerein- 
künfte verachtfachen kann, und daß seine Situation am Ende 
der napoleonischen Kriege in seinem ganzen wirtschaftlichen 
Habitus von den Zeitgenossen als kräftiger und gesünder, jeden- 
falls gegenüber der Zeit vor dem Kricge als gesteigert angenommen 
wird ”°). Reminiszenzen an diese Zeit mögen in England die Vor- 








7) Wie beiläufig erwähnt sei, wurde diese Schuld bis zum Jahre 1899 auf 
635 Millionen £ reduziert, hob sich durch den Burenkrieg wieder auf 800Millionen 
£ (= 16 Milliarden Mk.) und hatte sich bis 31. III. 1912 auf 713 Million n £ = 
14 360 Millionen Mk. vermindert, wovon aber wahrscheinlich (Eheberg, Fi- 
nanzwissenschaft, 13. Aufl. 1915, S. 505) 59 Millionen £ als Rückerstattung 
am Werten der Suezkanalaktien in Abzug zu bringen sind. Das Zinsenerforder- 
nis nebst Amortisation betrug 1907 /08: 29!/, Millionen £ (= 590 Millionen Mk.). 
Der Hauptbetrag der fundierten Schuld wird mit 21/,%, verzinst. Es waren 
nämlich im Laufe des 19. Jahrhunderts Konversionen (1822, 30, 44, 53, 88 usw.) 
möglich gewesen, welche den Zinsfuß von 5% auf 4, 3, und schließlich 214% 
reduzierten (Eheberg a. a. O. S. 482), so daß sich die Schuld des Staates, die ja 
hauptsächlich im Zinsenerfordernis in Erscheinung tritt, realiter um die Hälfte 
reduzierte. 

‘a, Diese Beurteilung war allerdings auch in England nicht allgemein ak- 
zeptiert. Waren ja die Liberalen stets Gegner der Kolonialkriege gewesen. So 
sagt Joseph Hamilton: »Wenn die Völker Gewinn aus Erfahrungen ziehen, wenn 
sie über unsere gegenwärtigen Kriege so kalt urtcilen könnten, als wir über die 
vergangenen, so würde man im allgemeinen friedlicher gesinnt sein. Man kann 
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stellung so populär machen, daß im Kriege business as usual 
möglich sei, daß eben infolge der Seebeherrschung, gerade wenn 
der Kriege lange dauere, und die Handelsbeziehungen Zeit 
haben sich umzuorientieren, der Krieg letzten Endes für England 
ökonomisch vorteilhaft werden könne, wobei allerdings überse- 
hen wird, daß der Niveauunterschied der englischen und konti- 
nentalen Volkswirtschaft zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein sehr 
erheblicher war, und daß die Kriegsdauer gegenwärtig unmöglich 
solange gespannt werden kann, und endlich, daß die englische 
Industrie selbst während des Krieges in so großem Umfang für 
Kriegszwecke in Anspruch genommen werden muß, daß sie nicht 
die relative Intensität des Exports, welche sie während der 
napoleonischen Kriege erzielte, erhalten kann. 
Interessanterweise findet man dieselben frühmerkantilisti- 
schen Autfassungen, welche jetzt im Kriege wieder aufgelebt 
sind, in England vor, wie ja Kriegszeiten immer die Phrasen der 
Vulgärökonomie in Umlauf bringen. So, um von den ganz land- 
läufigen, wie daß das Geld im Lande bleibe, zu schweigen, daß die 
Fonds (Staatsschulden) eine sehr große reproduktive Eigenschaft 
besitzen, weil die Zinsen der Schulden wieder in Anleihen über- 
geführt werden; daß »jedes neue Anleihen ein neues, künstliches 
Kapital erzeuge, welches alle Eigenschaften eines Kapitals habe, 
das vorher nicht vorhanden war, das dem Staat Einkünfte, den 
Industrien Gewinn abwirft, wenn es als wirklicher Schatz zur 
Beförderung von Industriegegenständen angewendet wird.e — 
Oder daß das Staatschuldensystem zu intensiver Arbeit ansporne, 
besonders sobald einmal das Publikum der Rente vertraue. Es 
werde nämlich, wird gesagt, die Produktion intensiver 
werden, wenn die Ueberschüsse nicht bloß dem Verzehre, sondern 
der Erwerbung größeren Einkommens in der Zukunft dienen 
sich nicht verhehlen, daß überhaupt die glänzendsten Erfolge nie die Früchte 
trugen, die wir uns versprachen, daß wir unter dem Vorwand, künftige und 
eingebildete Gefahren abzuwenden, uns augenblickliche und wirkliche Uebel 
zugefügt haben, daß wir in unserem Benehmen, in der politischen Welt, mehr von 
Nationalstolz und Haß geleitet wurden, als von richtigen, auf Grundsätzen der 
Gerechtigkeit beruhenden Einsichten; daß wir den Krieg oft leichtsinnig be- 
gannen und mit Hartnäckigkeit fortsetzten, und daß wir oft günstige Friedens- 
bedingungen ausschlugen, und nachher nachteilige annehmen mußten.« (Say 
a. a. O. S. 30). Say sucht nachzuweisen (S. 52 ff.), daß selbst die indischen Kolo- 
nien nur eine sehr problematische Verwertung der dort angelegten Kapitalien 
gewāhren, wenn man die Kosten dieser Kolonien mit in Rechnung bringt. Die 


Anschauung Colquhouns blickt eben in erster Linie auf die besitzenden Schichten, 
die d@g liberalen Politiker hat die Gesamtheit des Volkes im Auge. 
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können (eine Annahme, welche offenbar lediglich für ein stati- 
sches Wirtschaftssystem, das keiner Erweiterung fähig ist, zu- 
treffen würde, wo also Thesaurierung überschüssiger Mittel statt- 
finden müßte. Selbstverständlich hat aber cine gute Bankor- 
ganisation dieselbe Einwirkung, die Tätigkeit des Landes intensi- 
ver zu gestalten) — kurzum, es zeigt ein Vergleich dieser popu- 
lären Anschauungen mit den gegenwärtig beliebten Redewen- 
dungen von Volkswirten, Abgeordneten und selbst Schatzsckre- 
tären, daß sich in der Beurteilung des Wirtschaftsprozesses im 
Kriege sozusagen garnichts geändert hat *) und daß jede ökono- 
mische und geschichtliche Katastrophe die primitivsten Trug- 
schlüsse des Frühmerkantilismus wieder zu Ehren bringt. Immer- 
hin muß man sagen: das Resultat der napoleonischen Kriege ın 
England spricht für die Populäranschauungen. Wieso kommt es, 
daß England oder wenigstens die englischen Kapitalisten im 
Kriege reicher werden konnten ? 

Das war die Konsequenz der einzigartigen Situation, in 
welcher sich England während des ganzen Krieges befand. Nur 
mit 1, Million seiner Bürger in Heer und Flotte zusammenge- 
nommen am Kriege unmittelbar beteiligt, während die übrigen 
Staaten mit großen stehenden Heeren oder in allgemeiner Wehr- 
pflicht (wenngleich in dem mit der Gegenwart verglichen beschei- 
denen Maßstab der französischen Konskriptionen) die Kıaft 
ihrer Bevölkerung erschöpften, konnte sein Wirtschaftsleben 
einen ruhigen Fortgang nehmen ®). Auch das Land selbst blieb 


8) Bei Colquhoun geht die Verherrlichung des Staatsschuldensystems 
ganz ins Groteske: so wenn er vor der völligen Tilgung der Staatsschulden 
warnt: wenn er sagt: »Selbst wenn die Stockinhaber ihr ganzes Eigentum dem 
Staat übergeben würden, wäre das nicht vorteilhaft. Das Vollisvermögen wäre 
dasselbe wie zuvor, während jene Anregung, welche das umlaufende Eigentum 
(die Zinsen) bedeuten, nicht mehr vorhanden wäre. Auch sei es irrig, wenn man 
einwenden würde, daß sich dieselbe Zahlungskraft bei den Steuerpflichtigen 
finde, welche die Verzinsung der Staatsschulden nun erspare: dieser Beweis- 
grund werde vernichtet, wenn man bedenke, daß der Verlust von 5 Millionen 
Käufern, deren Verzehr sehr groß sei, jedes von Boden, Arbeit und irgend einem 
Gewerbe entsprechende Einkommen viel mehr vermindern würde, als die den 
inneren Gläubigern bezahlten Steuern. Diese, offenbar der Tagesanschauung 
entsprechenden Argumentationen auszugraben, ist interessant, weil sie sicherlich 
wiederkehren werden. 

°?) Die Entwicklung des englischen Handels im 18. Jahrhundert ist nach 
mancher Richtung hin interessant, so, daß man sich z.B. in Deutschland nach 
dem nordamerikanischen Unabhängigkeitskrieg phantastischen Hoffnungen 
hingab und glauben konnte, man werde in die Handelsbeziehungen zwischen 
England und den Vereinigten Staaten eintreten können. Darin täuschte map sich 


Die Ueberleitung der Wirtschaft in den Friedenszustand. 11 


vom Krieg völlig unberührt. Nun hatte England seit 1760 seine 
große Textilindustrie entwickelt. Während alle europäischen 
Staaten in Kriegswirren verstrickt, ökonomisch darniederlagen, 
vergrößerte sich der ohnedies gegebene ökonomische Niveau- 
unterschied zugunsten Englands. Eine große Rolle spielte hierbei 
die Kontinentalsperre; dadurch sollte der Verkehr mit dem 
europäischen Festlande gehindert und Englands Industrie und 
Handel vernichtet werden. Das Gegenteil erfolgte: der englische 
Handel nach dem Kontinent wurde zwar erheblich reduziert, 
aber nicht völlig vernichtet, hingegen konnte England durch seine 
Meerbeherrschung die französischen Kolonien erobern, und den 
Handel nach Uebersee ganz außerordentlich steigern 1%). Dazu 
kommt die Gründung ertragsreicher Unternehmungen in den 
Kolonien, also insgesamt eine außerordentlich rasche Entfaltung 
der nationalen Gesamtproduktivität, unbehindert vom Krieg, 
durch ihn intensiviert. Nicht unwesentlich ist ferner, daß sich 
der Krieg durch mehr als 2 Jahrzehnte hinzog. Wenngleich die 
Kosten enorm waren, so standen sie doch nicht außer allem 
Verhältniszur nationalen Gesamtproduktivität. Dieselben Kosten, 
auf eine kurze Frist zusammengepreßt, hätten die englische 
Volkswirtschaft restlos in Kriegswirtschaft verwandeln müssen — 
die lange Kriegsdauer, welche für den Kontinent ebenso lange 
tiefste Depression brachte, bedeutet für England eine Verteilung 
der Last und die Möglichkeit rascher ökonomischer Entwicklung. 
So wurde das Sozialprodukt der englischen Volkswirtschaft so 
enorm gesteigert, daB trotz der Zerstörung an Werten, welche 
der Krieg ja auch für die englische Volkswirtschaft mit sich 
brachte, der Reichtum des Landes wachsen konnte. Die Ver- 





außerordentlich, denn vom Versailler Frieden bis zu den Revolutionskriegen 
(1782/92) nahm der englische Handel nach Nordamerika um das Doppelte zu. 
Sowohl die Gewöhnung, die eingelebten Handelsbeziehungen als auch die für 
die amerikanische Geschäftswelt günstige Kreditgewährung spielten dabei mit 
‘Beer, Geschichte des Welthandels im 19. Jahrhundert. Wien 1864, S. 25 ff.). 

10) Die Engländer beherrschten während der Kriege den ganzen Kolonial- 
handel. Namentlich der Verkehr mit den holländischen und französischen Kolo- 
nien in West- und Ostindien gestaltete sich für die Engländer außerordentlich 
gewinnbringend, und wenn auch die Kolonien im Frieden von Amiens (1802) 
wieder zurückerstattet wurden, blieben doch die geschäftlichen Bezichungen 
aufrecht. Die Kontinentalsperre begann übrigens erst 1806: bis dahin war der 
Handel, selbst nach den kriegführenden Staaten, nicht ganz unterbunden. Auch 
nachher gab es noch bedeutenden Schleichhandel nach Deutschland über Helgo- 
land, nach Spanien usw. über Gibraltar (Beer, a.a.O0.). 
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die Steigerung der Ertragsfähigkeit, es konnte der für die Krieg- 
führung notwendige Teil des Sozialproduktes abgezweigt werden, 
ohne daß die Versorgung des englischen Bürgers mit Verbrauchs- 
produkten eine Verminderung erfahren mußte !!). Man kann 
dann die Kriegskosten geradezu als Spesen für die Ausdehnung 
der englischen Industrie und die Gewinnung ihrer Absatz- 
märkte bezeichnen !??). 

Diese Entwicklung läßt sich nur zum geringsten Teil in den 
Ziffern der Handelsstatistik verfolgen !3). Ganz ab- 
gesehen davon, daß sie an der Erhebungsart nach dem official 
value leidet !$), ist die Handelsbilanz auch durchaus nicht ein- 
deutig. Sie ist mehrfach während der Kriegsjahre passiv, wenn- 
gleich im Durchschnitt und im Wesen aktiv. Der Betrag der 
Aktiva, ungefähr 8—12 Millionen £ im Jahre, aber steht außer 
Verhältnis zu den Kriegskosten oder selbst den steigenden Steuer- 
eingängen. Der Export während des Krieges hat nur zu geringem 
Teil die Kriegskosten gedeckt. Der wesentlichste Teil des Pro- 
zesses ist wohl in der Bewegung der Kapitalien (Erwerbung von 
Forderungen an das Ausland) und vor allem in der Ver- 
änderung (alsolndustrialisierung) der englischen 
Volkswirtschaft zu erblicken. Daher erwiesen sich die Be- 
fürchtungen, welche sich an die hohen Anleihensummen knüpf- 
ten, zum guten Teil als unbegründet. Und die industrielle De- 
pression der Folgezeit ist wohl weniger auf eine wirkliche Ver- 
minderung des Reichtums infolge des Krieges, Schaffung von 
Scheinreichtum, als auf den großen ökonomischen Niveauunter- 
schied zwischen England und den Kontinentalstaaten zurück- 
zuführen, der auch auf England eine ungünstige Rückwirkung 
üben mußte. 

Im ganzen ist die englische Volkswirtschaft, darf man an- 
nehmen, trotz der napoleonischen Kriege nicht ärmer, sondern 


1) Colquhoun II. Bd. S. 23/24. 

2) Gothein, Krieg und Wirtschaft, Heidelberger Rektoratsrede 1914, 
S. 66. 

13) Vgl. hierzu die Ziffern bei Colquhoun, Bd. 1, Tab. 3, ferner Pcrter 
a. a. O. Bd. II, S. 98 ff. 

14) Die offizielle Statistik setzt die Waren nicht nach ihrem Marktwert, 
sondern den Preisen des Jahres 1694 an. Das ermöglicht dann einen exakten 
Vergleich hinsichtlich der Mengen, hingegen weichen die real values, die aber 
in der Zeit deı napoleonischen Kriege noch nicht amtlich ermittelt wurden, da- 
von natürlich erheblich ab. — Daraus mag sich zum guten Teil das Hin- und 
Herschwanken von Aktivität zu Passivität und umgekehrt erklären. 
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reicher geworden. Nicht bloß dem Geldausdruck nach, sondern 
realiter, infolge Steigerung der Bevölkerung, der Produktions- 
kräfte, der Arbeitsorganisation, der Ausrüstung mit Verkehrsmit- 
teln (Schiffen), und des Erwerbs an überseeischen Unternehmun- 
gen usw. Die elegischen Betrachtungen Porters 3), um welche 
Summen England ohne den amerikanischen Unabhängigkeits- 
krieg und die Revolutionskriege reicher hätte sein können, treffen 
ja im Wesen zu, insofern jeder Krieg eine Minderung der ökono- 
mischen Substanz zur Folge haben muß. Die napoleonischen 
Kriege aber waren für England speziell doch auch von einer 
ökonomischen Konjunkt ır begleitet, die sich ohne diese Kriege 
vielleicht nicht eingestellt hätte, und ein wesentlicher Teil der 
Kriegskosten wurde durch Steuereinkünfte gedeckt, also wahr- 
scheinlich in erheblicherem Umfang durch intensivere Arbeit 
oder Sparsamkeit im Konsum getragen. Das Resultat des Krie- 
ges, der Vorsprung in der Konkurrenzfähigkeit gegenüber den 
Festlandstaaten muß sehr hoch veranschlagt werden, so daß es 
immerhin zweifelhaft ist, ob und inwieweit England nicht ge- 
rade durch den Krieg indirekt, durch das Zurückbleiben seiner 
Konkurrenten in eine ökonomische Position gehoben wurde, 
welche es ohne Krieg nicht erreicht hätte 19). 

Die ökonomische Liquidation des Krieges vollzog sich, 
muß man annehmen, im Wesen innerhalb der englischen Volks- 
wirtschaft. Für diese bedeuteten also die Kriege im Wesen lang- 
sameres Wachstum des Realkapitals und daher des verzehrbaren 
Realprodukts bei gleichzeitiger Verschiebungin 
der Verteilung desselben, eine Verschiebung, welche ja 
durch die ökonomische Natur des Frühkapitalismus unterstützt 
wurde 1). Man muß annehmen, daß trotz der enormen Sum- 

13) a. a. O. Bd. III, S. 117. 

18) Ueber das Einzelne der ökonomischen Entwicklung Englands nack dem 
Kriege vgl. am ausführlichsten die reichen Daten bei Porter, besonders 
Vol. 1 uno III. Ein Eingehen auf Einzelheiten, besonders ob nicht die während 
der Kriege immerhin erfolgte Minderung an Kapitalgütern zu einer sozial bedenk- 
lichen Gestaltung des Verteilungsprozesses führte, würde zu weit führen. Eine 
solche Untersuchung könnte auf der detaillierten Produkticns- und Konsum- 
statistik Englands basiert werden. Manche Tatsachen aus der sozialen 
Bewegung (Chartistenbewegung!) könnten vielleicht von hier aus eine neue 
Beleuchtung erfahren. 

17) Colquboun sieht sehr deutlich, daß die Staatsschuld keine V er- 
'mehrung des Reichtums bedeute ebensowenig zls eine Vermindeıung. Man 


müsse, sagt er, »das Volk des vereinten Königreichs als eine Familie ausmachend 
durch ein wirtschaftliches Interesse verbunden betrachten. In dieser Hinsicht 
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men, um welche es sich hier handelte, die Produktivität der 
Volkswirtschaft genügte, um nach Abschluß der Kriege ein 
Wachstum in der Kapitalausrüstung noch zu ermöglichen, so 
daß die Anleihen nicht eine Barriere für die weitere Vergröße- 
rung der Wirtschaft bildeten. Wo es doch der Fall war, dürfte 
ein Abströmen der Anleihepapiere erfolgt sein, unterstützt 
durch die Solidität des englischen Staatspapiers, dessen Zins- 
zahlung wohl damals bereits außer allem Zweifel stand, da 
katastrophale Kürzungen der Zinsrate, Staatsbankrott, im 
Gegensatz zu den Kontinentalstaaten, in England ja unbe- 
kannt waren. Wenn wir zusammenfassen, so ist es die lange 
Dauer des Krieges, welche die Kosten über zwei Jahrzehnte 
verteilt, die günstige Handelssituation für England, das Monopol 
auf dem überseeischen Markte, die Entwiclung der Produktiv- 
kräfte während des Krieges (so daß die Kapitalbildung nicht 
stockte) der Vorsprung in der Produktion, respektive das Zu- 
rückbleiben der anderen konkurrierenden Länder ‚welchealsGründe 
für die Stabilität der englischen Wirtschaft betrachtet werden 
können — während umgekehrt wieder gerade die ökonomische 
Ueberlegenheit, die Niveaudifferenz zugunsten Englands in 
manchen Punkten nicht günstig gewirkt haben mag und die krisen- 
haften Erschütterungen der englischen Volkswirtschaft nach 
dem Kriege herbeiführte 17®). 


kann keine Summe, welche ein Glied einer Familie dem andern schuldig ist, 
das Gesamteigentum der ganzen Fami'ie weder vermehren noch veımindern«. 
Eine wirkliche Schuld des Volkes liege nur bei denjenigen Teilen der An- 
leihe vor, welche im Ausland sind. Das seien aber nur unbeträchtliche Teile. 
(Colquhoun S. 23, II. Bd.) 

11a) Nun ist freilich in den bisherigen Ausführungen nur der Einschlag in. 
das Gewebe wirtschaftlicher Entwicklung aufgezeigt, den wir dem Kriege zu- 
rechnen dürfen. Wir müssen uns aber vor Uecbertreibungen dieses Einflusses 
hüten. Erstrecken sich doch die napoleonischen Kriege über zwei Jahrzehnte, 
und Nebenius hat durchaus recht, wenn er meint, daß dieser ungeheuere Komplex 
schr schwer beschrieben, noch schwerer in seiner Verursachung gedeutet werden 
kann. Die meisterhafte Analyse der englischen Volkswirtschaft durch Nebenius 
legt mehr Gewicht auf die Eigenart der (von ihm als spezifisch englisch auf- 
gefaßten) industriekapitalistischen Entwicklung (welche er durchaus als anta- 
gonistisch begreift) und verweilt nur wenig beim Krieg, dessen ökonomische 
Laster zwar nicht bagatellisiert, ohne doch in ihr die Hauptsache zu sehen. Wir 
werden der Wahrheit wohl am nächsten kommen, wenn wir annehmen, daß der 
Krieg die Intensivierung der englischen Volkswirtschaft beschleunigt hat, daher 
auch alle schädlichen Nebenwirkungen des Industrickapitalismus in exzessivem 
Maße zcitigte, ohne daß man diese als spezielle Kriegsfolgen auffassen dürfte. 
Der Frühkapitalismus mit seiner Kapitalskonzentration, Pauperisierung, un- 
günstigen Nebenwirkungen der Maschinen, Verschlechterung der hygienischen 
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Im Tempo eher an die Gegenwart erinnernd, in den Dimen- 
sionen weit hinter den napoleonischen Kriegen zurückbleibend, 
gestalteten sich die ökonomischen Verhältnisse im und nach 
dem deutsch-französischen Kriege 1870/I. Der Krieg dauerte 
nicht einmal ein ganzes Jahr; er spielte nur zwischen zwei Mäch- 
ten. Die Kriegsentschädigung, welche Frankreich zu leisten hat- 
te, betrug 5 Milliarden Frs. (= 4 Milliarden Mk.), die eigenen 
Kosten Frankreichs waren kaum erheblich größer. Insge- 
samt wird der französische Kriegsaufwand auf ca. ọ Milliarden 
Frs. geschätzt. Die Geldbewegung in Frankreich, welche wir 
nach dem ausgezeichneten Buch von G u t m a n n 18) über diese 
Materie genau zu verfolgen vermögen (soweit das die offiziellen 
Angaben und die Nachrichten aus der Presse Frankreichs ge- 
statten), läßt zugleich die Art und Richtung des ö k on o mi- 
schen Prozesses während des Krieges erkennen. 

Die französische Staatsschuld betrug bei Ausbruch des 
Krieges: 13,7 Milliarden Frs.; am Ende desselben: 16,5 Mil- 
liarden Frs., und dazu kam dann noch die Kriegsentschädigung, 
welche an Deutschland zu entrichten war. Schon daraus ist an- 
zunehmen, daß ein erheblicher Teil der französischen Kriegs- 
kosten während des Krieges aus Steuern oder Kassenbeständen 
u. dgl. aufgebracht wurde. 

Die Deckung der Kriegsschuld war das wesentliche Problem 
für die französische Volkswirtschaft. Die herkömmliche Meinung 


und Bildungszustände, ist die Voraussetzung dafür, daß die Kriegskosten getragen 
werden konnten. Sie gingen recht eigentlich auf Kosten der großen Massen. 
Trotzdem dürfen wir nicht annehmen, daß sich ohne Krieg die Durchkapitali- 
sierung der englischen Volkswirtschaft in milderen Formen vollzogen hätte. — 
Wenn England trotz des Krieges reicher wurde, so ist das vom Boden des industrie- 
kapitalistischen Systems gemeint. Die »Wohlhabenheit« (im Sinne von Nebenius: 
eine demokratische Vermögensverteilung) schwand freilich dahin. Aber das 
war nicht Folge des Krieges, sondern der Durchkapitalisierung. Das industrie- 
kapitalistische System als gegebene Wirtschaftsform angenommen, zeigen dann 
eben die napoleonischen Kriege für England doch das gigantische Beispiel eines 
Krieges, der — aus bestimmten Gründen — nicht eine Herabminderung des 
ökonomischen Niveaus zur Folge hatte. Daß schließlich auch England unter 
den Kriegen gelitten hat, ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß es während 
des Krieges alle Staaten so weit hinter sich zurück ließ. Die Solidarität der 
internationalen Wirtschaft (daß Ausbeutung eines Landes durch ein anderes 
ohne politische Gewaltherrschaft auf die Dauer nicht möglich) zeigt sich in den 
schweren Handelskrisen (Ueberproduktionskrisen) der englischen Volkswirt- 
schaft nach den napoleonischen Kriegen. 

18) Dr. Franz Gutmann, Das französische Geldwesen im Kriege 1870/1. 
Straßburg 1914. i 
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besteht darin, daß diese Kriegsentschädigung mit Waren- 


ausfuhr bezahlt wurde. Das ist nur z. T. richtig. Allerdings 


wurde der Export forciert. Durch Anziehen der Steuerschraube 
konnten die französischen Bürger gezwungen werden, auf einen 
Teil des Einkommens zu verzichten, und die Produkte zu ex- 
portieren. Der Erlös hierfür wanderte in die Steuerkassen, wurde 
nach Deutschland abgeführt, das dafür seinerscits (direkt oder 
indirekt) die französischen Waren kaufen konnte. Dieser Weg 
desExports ist zum Teil beschritten worden. Buchstäb- 


lic h allerdings nur zu sehr geringem Teil: denn der Ausfuhrüber- 


schuß der französischen Volkswirtschaft betrug: 


1871 -- 694 Millionen Frs. 

1872 -t+ IQI ». » 

1873 14-232 » n 

1874 —— 193 » » 

1875 + 33 » » 

1876 — 412 » » 

1877 = e » >» 

1878 == 0966 » „ 

1879 — 1363 è » 
Daher war der effektive Ausfuhrüberschuß lediglich ca. 
850 Millionen Frs. = 1/ẹ der Schuldsumme. Doch müssen wir 
außerdem berücksichtigen, daß Frankreich vor dem Krieg eine 
passive Handelsbilanz — als Ausdruck seines Kapitalbesitzes 


im Ausland — hatte. 

Die Zahlungsbilanz wurde also ın höherem Umfang aktiv, 
als es die bloßen Ueberschußziffern der Handelsbilanz ver- 
muten lassen; denn wenn Frankreich auf die Einfuhr der Waren 
verzichtete, die es sonst einführen konnte, so war es imstande über 
sie anderweitig zu verfügen und dadurch seine Schuld zu mindern. 
Da aber die Abtragung der Schuld bis zum 5. IX. 1873 !°) erfolgte, 
so kann auch diesem Faktor keine entscheidende Bedeutung 
zugesprochen werden. Endlich ist ja zu berücksichtigen, daß 
diese vermehrten Einkünfte des Staates eben auch zur Deckung 
des eigenen gesteigerten Bedarfs, namentlich Retablierung der 
Armee usw., benötigt wurden. Es ist daher der Warenverkehr 
von Frankreich aus, der Export, nicht die Quelle gewesen, aus 
welcher die Kriegskosten liquidiert wurden. Vielmehr erfoigte 








19) Ebenda, S. 223. 
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diese Liquidation durch Abstoßung französischer 
Kapitalanlagen ins Ausland. 

Denn die Entschädigungsschuld an Deutschland wurde 
seitens des französischen Staates zunächst als Anleihe aufge- 
bracht; wenn wir nicht annehmen können, daß flüssige Geldbeträge 
in diesem Belauf in Frankreich vorhanden waren, so muß in der 
einen oder anderen Form eine Mobilisierung von Werten statt- 
gefunden haben, um die Anleihe zu übernehmen. Aber diese 
Mobilisierung von Werten wieder muß letzten Endes (soweit 
eben die wirklich flüssigen Mittel nicht aus- 
reichen) bei freiem Verkehr eine Hinausdrängung von 
Kapitalbesitz nach dem Ausland bedeuten (wofern nicht die An- 
leihe selbst, was in erheblichem Umfang der Fall war, im Ausland 
begeben wurde). Wir müssen uns vorstellen, daß in erheblichem 
Umfang Besitzer von fremden Kapitalanlagen ihre Papiere ins 
Ausland verkauften, um die Schuld an Deutschland zu tilgen, 
was alles natürlich auf abgekürztem Wege, ohne direkte Ueber- 
tragung erfolgen konnte. Zum Teil erfolgte die Deckung 
der Schuld durch Zeichnung der Anleihe im Ausland. In 
diesem Betrag war also keine Kapitalabwanderung aus Frankreich 
gegeben. | 

Die ökonomische Konsequenz dieses Prozesses besteht in 
Folgendem: Eine Einkommensminderung hat die franzö- 
sısche Volkswirtschaft, diese im ganzen betrachtet, 
erfahren, nicht die einzelnen Franzosen. , Denn die 
einzelnen Franzosen haben ja fürihreausländischen An- 
leihen den reellen Gegenwert (nämlich Recht auf Zinsbezug) 
der französischen Staatspapiere erhalten. Trotzdem ist Frank- 
reich im ganzen genommen um den Betrag der Anleihen ärmer 
geworden, weil ja das Recht auf den Zinsenbezug aus dem frem- 
den Kapital dahinfiel, und der Widerspruch zwischen Verlust 
der Volkswirtschaft und Gleichbleiben des individuellen Ver- 
mögens lediglich durch die Steuererhebung überwunden werden 
kann. Der Verlust, den Frankreich, im ganzen genommen, 
erleidet, besteht also nicht in der Steuerbelastung; denn diese 
»bleibt im Lande«e — bedeutet nur Einkommensverschiebung. 
Sondern er besteht in einem Verzicht auf das Einkommen aus 
den Kapitalanlagen im Ausland. Das wird absolut klar, wenn 
man annimmt (was ja theoretisch möglich wäre), daß jeder 


Franzose in gleichem Maße einen Anteil an fremden Kapital 
Arch. f. Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft IV). 2 
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hätte, und daß alle nun ihre fremden Kapitalien für französische 
Rente hingeben würden; in diesem Fall würde der Zinsbetrag, 
der individuell aus der Staatskasse, für die Staatsrente bezogen 
würde, sich mit dem Betrag decken, den jeder einzelne vorher 
als Steuer bezahlen müßte. Der Verlust jedes einzelnen würde 
in diesem Fall (und die ungleiche Verteilung ändert für den Gesamt- 
tatbestand nichts) in dem Verzicht auf sein Einkommen aus der 
Kapitalanlage im Ausland bestehen. Da diese gleiche Verteilung 
nicht gegeben ist, besteht die Wirkung der neuen Schuld in einer 
Verringerung des Volkseinkommensund ineinerande- 
ren Verteilung des so verringerten Volkseinkommens. 

Die dauernde Folge der Operationen war also sein 
durch Verschuldung des Staates hervorgerufener Wechsel in der 
charakteristischen Anlageweise des französischen Sparkapitals«. 
Dem entsprach auf der andern Seite: eine andere Verteilung 
des internationalen Effektenbestandes, — Deutschland gewann 
unter den Gläubigerländern einen Platz, die Position Frankreichs 
wurde geschwächt, die Englands gestärkt. 

Wenn wir die Rückwirkung dieser Verschiebungen auf die 
andern europäischen und außereuropäischen Volkswirtschaften 
erwägen, so besteht sie im Wesen darin, daß infolge des relativ 
günstigen Zinsfußes in Frankreich ein Rückströmen der Kapital- 
anteile Frankreichs an ausländischen Werten. (Anleihen und 
Industriewerten) ins Ausland stattfand. Dieses Rückströmen 
konnte also nur soweit erfolgen, als Ersparnisse, d. h. freies Ein- 
kommen, die hätten kapitalisiertt werden können, im Ausland 
vorhanden war. In diesem Betrag hat Besitzwechsel 
im -Realkapital stattgefunden. Wäre er nicht erfolgt, so hätte 
in demselben Betrag neue Schaffung von Realkapital stattfinden 
können. Wenn wir die gesamte, untereinander zusammenhän- 
gende Weltwirtschaft betrachten, so hat einen direkten Aus- 
fall in der Güterversorgung (entsprechend den direkten Kriegs- 
kosten) Frankreich erfahren. Aber auch alle mit Frankreich 
im Verkehr stehenden Länder sind davon betroffen worden, 
insofern als sie durch die Erhöhung des Zinsfußes in Mitleidenschaft 
gezogen wurden. Diese Reflexwirkung sowie das geringere 
Wachstum des Realkapitals, das gleichbedeutend mit einem 
Druck auf Preise und Löhne ist, mag für den deutsch-franzö- 
sischen Krieg vernachlässigt werden können (umsomehr, als der 
steigende Zinsfuß wieder einen Ansporn zur Akkumulation 
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bietet); sie war aber jedenfalls vorhanden und dürfte nach dem 
Weltkriege eine bedeutsame Rolle spielen. Was für das Ausland 
eine Verlangsamung des ökonomischen Tempos be- 
deuten konnte — das Rückströmen des von Frankreich früher 
geliehenen Kapitals — bildet für Frankreich wieder eine Be- 
schleunigung. Für Frankreich war der Prozeß im Wesen 
eine Verschiebung der Anlagesphären des Kapitals. Es mußte 
nicht Kapitalwerte im eigenen Lande mobilisieren, sondern 
konnte auf seinen Besitz im Ausland greifen. Die interna- 
tionale Solidarität des Kapitals zeigt sich dann 
darin, daß Frankreich infolge des Zusammenhanges der Märkte 
sich entlasten konnte durch Abstoßung von Kapitalbesitz, das 
Ausland an der Liquidation des Krieges sich beteiligte in Form 
einer langsameren Neuschaffung von Realkapital. Nach Maß- 
gabe der Resorption dieser Belastung konnte dann Frankreich 
wieder seinen Kapitalbesitz im Ausland steigern und so durch 
seine Produktivkräfte und Arbeit allmählich wieder das Manko 
einholen. Wichtig in dieser ganzen Erwägung: ist, daß nicht nur 
die kriegführenden Länder, sondern infolgo der internationalen 
Verflechtungen und Reflexwirkungen, alle Länder die Ver- 
nichtung der Kapitalsubstanz fühlen müssen, wenn auch nur 
als Verlangsamung des Wachstums, nicht als positive Verar 
mung. Es wächst, die ganze Welt betrachtet, das Ren ten- 
kapital. 

In einer früheren Abhandlung suchte ich den ökonomischen 
Prozeß, der sich während des Krieges abspielt, theoretisch klar- 
zulegen 20%). Er unterscheidet sich nicht im Wesen, sondern nur 
inden Dimensionen von der Einwirkung früherer Kriege 
auf die Wirtschaft. In diesem Zusammenhang ist das Industrie- 
system von großer Bedeutung ?!). Die Situation ist ferner kompli- 
ziert durch die Universalität der Kriegführung und die größere 
Intensität, welche die weltwirtschaftlichen Beziehungen vor dem 
Kriege angenommen hatten. Die Bedeutung dieser Momente 
wird in der Analyse des Prozesses zutage treten. 

Zunächst, was die Dimensionen anlangt: Bisher (Januar 
1916) sind vom deutschen Reichstag der Regierung Kredite er- 





20) Vgl. Archiv Bd. 40, S. 118 ff. und Oestereichische Zeitschrift für Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung 24. Bd. S. 359 ff. 
21) Vgl. die Abhandlung Zur Soziologie des Weltkriegs im Archiv, Bd. 39, 
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öffnet worden im Betrag von 4o Milliarden M., die als Unter- 
grenze der Kriegskosten betrachtet werden dürfen, zumal Ent- 
schädigungen an die verwüsteten Provinzen noch nicht inbegrif- 
jen sind. Bei einer Verzinsung von 5% und einer Amortisation 
von 12%, jährlich bedeutet das ein Zinsenerfordernis von 24, Mil- 
liarden M. Die Renten an Hinterbliebene und Kriegsverletzte 
sollen, nach verbreiteten, unwidersprochen gebliebenen Schät- 
zungen bisher 2 Milliarden M. jährlich betragen. Wenigstens für 
ein Jahrzehnt haben wir im Wesen mit diesem Betrag zu rechnen. 
Erst späterhin würde sich eine Verminderung, aber auch nur 
der Rentenzahlungen, ergeben. 

Da die bisherigen Ausgaben des Reichsbudgets, nach Ab- 
rechnung der durchlaufenden Posten, mit ca. 2 Milliarden M. 
beziffert werden können, so bedeutet es insgesamt ein Erfor- 
dernis an Reichssteuern im Betrage von 6500 Millionen M. 
jährlich, oder 100 M. auf den Kopf der Bevölkerung, oder 400 M. 
auf die vierköpfige Familie. Die direkten Steuern in den Bundes- 
staaten betrugen vor dem Krieg: 1105 Millionen M. = 18 M. 
auf den Kopf der Bevölkerung. Rechnen wir nur der Abrundung 
halber, was offenbar zu wenig gerechnet ist, mit einer Steigerung 
auf 20 M. per Kopf (eine erheblich größere Steigerung ergibt 
sich schon aus der Tatsache, daß viele Steuersubjekte weggefallen 
sind), so haben wir eine Kopfquote von I2o M. jährlich, eine 
Familienquote von 480 M., wobei die Kommunallasten und 
Kirchensteuern noch nicht einmal einbezogen sind 22). 

Wieder ganz im Rohen und als Untergrenze gerechnet be- 
deuten dann Reichs- und Staatssteuern eine Gesamtsumme von 
7600 Millionen M. jährlich, oder das sind von einem auf 35 Mil- 
liarden M. geschätzten Gesamteinkommen der Bevölkerung: 
21%3%, gegenüber 81,% vor dem Kriege, wobei immer noch die 
Kommunallasten nicht einbezogen sind und das verfügbare, zur 
Steuer heranziehbare Einkommen nach dem Kriege als unver- 
ändert angenommen wird. 

Nun besagen allerdings diese Ziffern direkt gar nichts: 
Wenn z. B. die Rente in weiteren Kreisen gleichmäßig verteilt 
ist — wie es ja Z. T. der Fall —, so wird von den Rentenbesitzern 


=2) Nach dem Statistischen Jahrbuch deutscher Städte betrugen sämt- 
liche Steuereinnahmen von 84 Stätten über 50 000 Einwohner im J. r910: 
572,1 Millionen M. bei einer Einwohnerzah! von 15 Millionen, oder 38 M. 
per Kopf der Bevölkerung. (Statistisches Jahrbuch deutscher Städte, her- 
ausgegeben von Prof. Neefe, 19. ]Jsg. 1913. S. 300.) 
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vorher an Yst hoben, was sie sofort wieder als Verzin- 
sung empiangn. Die Steuerbelastung ist also fiktiv. Wenn 
wirtschaftlich gar nichts anderes vorliegen würde, als daß der Staat 
aus der Tasıhe ds einen Steuerzahlers das Geld nimmt, um 
es in die des ndem zu geben, so kann das eventuell sozial sehr 
unvorteilhaft sen, es kann auch in den Nebenwirkungen volks- 
wirtschaftlich schädlich sein, weil ein breiter, untätiger Rentner- 
stand geschaffen und die volkswirtschaftliche Gesamtproduktion 
dadurch gedrückt wird — im Prinzip aber wird weder am National- 
vermögen noch -einkommen etwas geändert. Also könnte 
man vielleicht doch — mit dem jetzt so beliebten Anklang an die 
merkantilistische Lehre — sagen: daß das Geld und damit das 
Vermögen, der Reichtum, die wirtschaftliche Kraft im Lande ge- 
blieben ist? Auf eine solche Frage können wir dann nur mit dem 
Hinweis auf den realen ökonomischen Prozeß, der während des 
Krieges spielt, antworten. 

In den Werkstätten, Fabriken, in der Landwirtschaft, überall 
wird für die Bedürfnisse des Krieges gearbeitet. Die Pro- 
dukte werden verbraucht. Da nicht mehr, sondern weniger 
als vor dem Kriege gearbeitet wird (die Volkswirtschaft als 
Ganzes genommen), so ist das nur möglich, weil I. weniger Ver- 
brauchsgüter in die Zirkulation einströmen, 2. keine oder weniger 
Produktionsmittel hergestellt werden. Daneben geht parallel 
3.Verminderung der Vorräte und Verwandlung von Produktions- 
mitteln in Kriegsmaterial. Die gesamte Volkswirtschaft ist 
ärmer geworden. Aber da der Verbrauch doch in den F or- 
m en des kapitalistischen Prozesses erfolgt, also als Kauf und 
Verkauf mit Profit, nicht in der Form unentgeltlicher Requisition, 
so erfolgt daraus eine Störung des ökonomischen Prozesses, 
und zwar nach folgenden Richtungen: 

I1. Es strömen weniger Verbrauchsgüter in die Zirkulation. 
Das kann zweierlei Folgen haben: a) da wohl die Menge der zur 
Verfügung stehenden Verbrauchsgüter, nicht aber nach Ueber- 
windung des ersten Chocks die zu ihrer Beschaffung notwendige 
abstrakte Kaufkraft mangelt, kann zunächst die Nachfrage nach 
Verbrauchsgütern unverändert bleiben. Das bedeutet dann 
Steigerung der Preise auf der ganzen Linie. Der Mehrverbruch 
für die Zwecke der Armee erzwingt Minderverbrauch im Lande 
durch Preissteigerung. Soweit die Kriegführung auf vorhandene 
direkte Verbrauchsgüter greift, wird sie demgemäß die Wirkungen 
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einer Inflation haben müssen. Der Wertausdruck für die Ver- 
brauchsgüter verschiebt sich. Das wirkt auf die für den Staat 
zur Anschaffung der Verbrauchsgüter notwendigen Geldsummen 
zurück, und je länger der Krieg, je mehr die Produktion für den 
Heeresbedarf erfolgen muß, je mehr dadurch wieder neue 
Kaufkraft geschaffen werden muß, um so höher müssen (zumal in 
einem geschlossenen Wirtschaftsgebiete!) die Preise der Ver- 
brauchsgüter getrieben werden. Höchstpreise sind gegen diese 
Bewegung, welche — im Rahmen der kapitalistischen Wirt- 
schaft — ganz »natürlich« ist, kein ausreichendes Gegenmittel; 
es muß durch Regelung, d. h. Einschränkung des Verbrauchs 
ergänzt werden. Das führt dann zur zweiten Alternative: b) daß 
infolge der geringeren zur Verfügung stehenden Menge auch 
von den Konsumenten die Nachfrage eingeschränkt wird. Das 
bedeutet dann, bei gleicher abstrakter Kaufkraft und geringerem 
Bedarf die Ansammlung von Geld in den Taschen der Konsu- 
menten. Letzten Endes ist die Versorgung der Konsumenten in 
beiden Fällen die gleiche (da wir nicht annehmen können, daß 
je nach der Preislage noch während des Krieges die Produktion 
eingeschränkt oder ausgedehnt würde); der Unterschied besteht 
lediglich darin, in wessen Händen abstrakte Kaufkraft 
nach dem Kriege vorhanden ist: ob in unendlich vielen, zer- 
splitterten Beträgen bei den Konsumenten oder ob bei den 
Produzenten; ob mit einem Wort der Mehrverbrauch der Armee 
und die Verminderung in der Einfuhr zur Mehrvermögensbildung 
bei den Produzenten, oder zu Ersparnissen bei den Konsumenten 
geführt hat. — | 

Wenn wir dann die Aufsaugung der durch den Staat ge- 
schaffenen abstrakten Kaufkraft, welche ja der Hingabe von 
Verbrauchsgütern korrespondiert, durch Kriegsanleihen an- 
nehmen, so werden diese in dem einen Fall an das unübersehbare 
Heer der Konsumenten, in dem andern an die Gruppe der Produ- 
zenten zugeteilt werden. Schon während des Krieges entscheidet 
sich so ein wesentliches Stück des Verteilungsprozesses für die 
Zeit nach dem Kriege. 

Eine dritte Möglichkeit würde darin liegen, durch Ausbau 
der Besteuerung schon während des Krieges (englische Praxis) 
einen weitgehenden Verzicht auf Konsumtion und damit zugleich 
größere Stabilität der Preise zu erzwingen. Soweit Verbrauchs- 
güter in Betracht kommen (allerdings nur dort!) könnte da- 
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durch der Kieg \kteits während seiner Dauer liquidiert werden, 
während erà dm gegenwärtigen Zustand eine Wertrevolution 
bewirkt ®\. im Wesen derselbe Prozeß bei der Herstellung der 
Verbrauchsgiter - 7. B. Textilprodukte, Seife usw.) 

2. Keine oder weniger Produktionsmittel werden hergestellt. 
Soweit das der Fall, setzen sich also Produktivmittel während 
des Krieges in Verbrauchsgüter um, hingegen unterbleibt die 
Ergänzung von Produktivmitteln. Nach dem Kriege ist insoweit 
Produktion von Verbrauchsgütern nur auf verengerter 
Stufenleiter möglich. Die Umformung dieser Produktionsmittel, 
welche normalerweise z. T. reproduziert, z. T. neu produziert wor- 
den wären, in Kriegsartikel, schafft abstrakte Kaufkraft. — Es 
erfolgt also Liquidation der Volkswirtschaft ohne Amortisation. Es 
erfolgt »Ausverkauf« der Produktion. Die Zirkulation der Güter 
wird — qua Rüstungsindustrie — nicht bis zu Ende geführt; 
soweit Austausch gegen Verbrauchsgüter erfolgt, ist der Pro- 
zeB unter I. geschildert. Soweit Amortisation des Kapitals und 
Akkumulation vorliegt, erfolgt im Kriege nur die Hälfte des Pro- 
zesses, nämlich W — G. G — W. bleibt der Zeit nach dem Kriegs- 
ende vorbehalten. Das privatwirtschaftliche Problem ist also 
hier umgedreht: sonst ist dasselbe die Aufgabe, Ware zu Geld 
zu machen; daß Geld Ware werden kann, versteht sich von selbst — 
jetzt umgekehrt. Wir haben also eine zweite Masse abstrakte 
Kaufkraft akkumuliert bei den Produzenten des Kriegsma- 
terials, deren Funktion bisher in der Schaffung von Produktions- 
mitteln bestand. Diesen Prozeß, Verminderung oder wenigstens 
relative Verminderung des Kapitals, können wir durch keinerlei 

23) Mitunter findet man in der Tagespresse das Argument (vgl. z. B. Rheinisch- 
Westfälische Zeitung, ıı. 1. 1916, I. Ausgabe), daß Deutschland insofern dem 
Ausland gegenüber im Vorteil sei, als es gar nichts einführen könne. Es sei dae 
du:ch gezwungen zu sparen, während die übrigen Staaten durch den Zugang 
zum freien Meer entweder fùr d'e impcrtierten Produkte (in erster Linie ist hier 
an Nahrungsmittel gedacht) Waren exportieren oder sich verschulden müssen, 
so caB also (bei den Zentralmächten) die Kriegskosten schon durch geringe- 
ren Konsum getragen werden. Das wäre der Fall, wie oben gezeigt wurde, 
bei einer entsprechend radikalen Besteuerung. Tritt diese nicht ein, so ist die Re- 
versseite des Minderkonsums Anhäufung von abstrakter Kaufkraft ohne ent- 
sprechende Vermehrung von ökonomischer Substanz, und das ist, wie aus dem 
Folgenden hervorgehen wird, gleichbedeutend mit Verschuldung an das Ausland, 
resp. erzwingt diese. Der Minderverbrauch, der gegeben ist, vermag also nicht 
schon an sich die Situation nach dem Krieg günstiger zu gestalten; die anderen 
Länder, welche den Zugang zum Weltmarkt haben, haben den Vorteil, daß 


durch die internationale Verflechtung das neutrale Ausland gezwungen wird, 
einen Teil des Ausfalls in der Versorgung zu tragen. 
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finanzielle Maßnahmen des Staates in seinem Wesen verändern. 
In einer auf dem Privateigentum beruhenden Gesellschaft kann 
auch diese Liquidation des Kapitals nur in der Weise erfolgen, 
daß die Privateigentümer der Kapitalgüter diese allmählich in 
Geld verwandeln, das wieder direkt oder indirekt in die Form 
der Kriegsanleihe übergeführt werden muß. Die Eigentümer 
der Kapitalgüter laufen damit ein gewisses Risiko, weil sie die 
Preisbewegung — besonders bei einem langdauernden Krieg — 
nicht übersehen können und möglicherweise einen Mehrbetrag 
gegenüber den Produktionskosten, hingegen nicht die vollen 
Reproduktionskosten erhalten. Hier hängt alles von der Kriegs- 
dauer, Umfang der Kapitalverzehrung und der damit gegebenen 
neuen Kaufkraft ab. Namentlich wesentliche Wertverschie- 
bungen während des Krieges bedeuten für die zu Beginn des 
Krieges Liefernden die Gefahr privatwirtschaftlicher Verluste. 
(Daß es sich bei Kriegslieferungen vielfach um eine Verwandlung 
von Produktiv- (Real-) Kapital in Geld handelt, sehen die Produ- 
zenten selbstverständlich bald ein und sie verwahren sich demge- 
mäß dagegen, daß diese Summen restlos der Besteuerung als Kriegs- 
gewinn unterzogen werden. Soweit Liquidation des Kapitals vor- 
liegt,wäre das auch nicht imEinklang mit derAbsicht desGesetzes®*). 

3. Identisch mit I., nur gesondert zu betrachten, weil hier 
der Zirkulationsprozeß größtenteils über das Ausland führt, 
ist der Verbrauch der Vorrätean Rohstoffen, also der Vorräte, seies, 
daß diese direkt oder nach Verarbeitung in den staatlichen 
Konsum übergeführt werden. Ihr Eintausch erfolgt hier gegen 
Geld, anstatt gegen Waren, in den Händen ihrer Besitzer ent- 
steht abstrakte Kaufkraft. Der Prozeß ist hier mit I. identisch. 
Denn diese Rohstoffe sind ja potentielle Fertigfabrikate; soweit 
sie also für den Konsum nicht in Betracht kommen, hindern sie 
dessen möglichen Umfang. Damit wirkt ihre Verwendung für 
den Heeresbedarf so, wie die direkte Verwendung von Fertig- 
fabrikaten (I). Gerade bei dieser Kategorie von Waren hat 
jedoch der Konsum in erheblichem Umfang nachgelassen: 


3) Wir müssen nach dem Gesagten z. B. in der Landwirtschaft den Teil des 
akkumulierten Geldes, welcher Erlös von Getreide ist, scharf scheiden von 
dem Erlös des abgeschlachteten Vichbestandes. Ersteres ist Aequivalent von 
Verbrauchsgütern, die ohnedies in die Konsumtion eingegegangen wären, undin 
dem Betrag über den bisherigen Preis erfolgt Kaufkraftverschiebung. Letzteres 
ist Aequivalent der Kapitalausrüstung, des agrarischen Fundus, und soll 
späterhin wieder in solchen zurückverwandelt werden. 
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Kupfer, Baus y, Wolle, Seide, Kautschuk, Benzin usw. 
Diese Proite SMA IN größerem Umfang in den Konsum der 
wohlhabenden Schichten übergegangen, die nun darin nach- 
lassen mußten. Der Verzicht auf Gesellschaften, Toiletten, 
Verzicht aut Avtomobilbenützung, auf Reisen bedeutet gerin- 
geren Konsum dieser Schichten und daher Ansammlung von 
Kaufkraft in den wohlhabenden Schichten. Die Geld- resp. 
Anleihenbeträge, das Aequivalent dieser Stoffe, finden wir daher, 
soweit Uebergewinne vorliegen, die akkumuliert werden, bei den 
Besitzern der Lager vor, der Restbetrag muß als Wertsumme 
bei den sonstigen Konsumenten dieser Materialien vorhanden sein. 

4. Liquidation von dauernden Sebran chipe enstanen (z. B. 
Metalleinziehung). 

5. Dazu tritt endlich als Resultat des Krieges: Verringerung 
der Arbeitskräfte, die aus dem Reservoir weiblicher und bis dahin 
weniger genutzter jugendlicher und alter Arbeitskräfte wieder 
wettgemacht wird, und direkte Zerstörung von Kapital und 
Verbrauchsgütern in den vom Krieg direkt betroffenen Gegenden. 
Soweit hier Entschädigung eintritt, erfolgt auch hier privat- 
wirtschaftlich eine Liquidierung ökonomischer Substanz dureh 
abstrakte Kaufkraft (Geld). 

Alle diese Bewegungen können in den mannigfachsten Ver- 
schlingungen gegeben sein. Aber sie ändern nichts an den Grund- 
tatsachen des Prozesses, der darin besteht, daß ı. während des 
Krieges eine Deviation der Warenzirkulation, gleichbedeutend 
mit Verschiebung in der Versorgung und Verschiebung in der 
Kaufkraft eintritt; 2. daß die Produktivmittel, im weitesten 
Sinn des Wortes, eine Verminderung erfahren. Gerade die Eigen- 
tümlichkeit des Industriestaates, Produktivmittel liquidieren 
zu können, gestattet, ohne die Form des ökonomischen Prozesses 
aufgeben zu müssen, weitgehendsten Verbrauch der wirtschaft- 
lichen Kraft im Kriege. Darin mag dieser Krieg gegenüber den 
verheerenden Kriegen der Vergangenheit keinen Unterschied 
zeigen. Abgesehen davon, daß agrarische Länder, in welchen die 
unzerstörbaren Bodenkräfte den Hauptreichtum bilden, gar 
nicht soweit zurückgeworfen werden können, mögen ver- 
gangene Kriege noch intensivere Vernichtung von Reichtum 
bedeuten, d. h. noch radikalere Zerstörung von Werten. Hingegen 
unterscheidet sich hiervon der moderne Krieg dadurch, daß diese 
Zerstörung sich privatwirtschaftlich nicht direkt, für die Eigen- 
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tümer der zerstörten cder vernutzten Werte geltend macht. 
Das heißt dann: der Wertausdruck der Volkswirtschaft 
bleibt unverändert. Die privaten Vermögen sind dem Geldausdruck 
nach durch den Krieg nicht gemindert. Im Gegenteil: wenn der 
Krieg als Folge der (trotz Anleihen) nicht immer ganz vermeid- 
baren Inflation, und als Konsequenz wachsender Nachfrage in 
vielen Produkten mit Preissteigerungen verknüpft ıst, so wird 
der Geldausdruck sogar wachsen und wofern sich zunächst alles 
in den Formen wirtschaftlicher Operationen vollzieht, der Ein- 
druck eines blühenden Wirtschaftslebens entstehen, und wir 
werden nach dem Kriege, trotz der ungeheuren Kapitalzer- 
störung mit einem unveränderten Geldwertaus- 
druck der Wirtschaft zu rechnen haben. Nicht nur was den 
»Reichtum«, sondern auch was das »Einkommen« anlangt. Daraus 
ergibt sich notwendigerweise ein erheblicher Niveauunter- 
schied der in den Krieg verstrickten und der neutral geblie- 
benen Wirtschaftsgebiete.e Die nominellen Geldausdrücke be- 
deuten da und dort Verschiedenes — solange die Absperrung 
des in den Krieg verstrickten Wirtschaftsgebietes andauert. 
Sobald dies aufhört, ist natürlich bei freiem Verkehr Ausgleich 
des Niveaus unvermeidlich und findet schon während des Krieges 
statt zwischen den neutralen und kriegführenden Staaten, die den 
Anschluß an den Weltmarkt sich erhalten konnten. (Auf diese wei- 
teren Wirkungen des Krieges muß noch später eingegangen 
werden.) Eine solche Diskrepanz zwischen Geldausdruck und 
Güterbestand wäre nur zu vermeiden, wenn sämtliche 
Kriegskosten bereits während des Krieges durch Steuern 
aufgebracht würden. Denn in diesem Fall steht der Schaf- 
fung abstrakter Kaufkraft bei den Heereslieferanten ein ebenso 
großer Verzicht auf Kaufkraft gegenüber. Die bei den Heeres- 
lieferanten neugeschaffene Kaufkraft findet dann ihren Gegen- 
wert in Produkten, auf welche der übrige Teil der Bevölkerung 
in Form von Steuern verzichtet. Der gesamte Geldwertausdruck 
der Volkswirtschaft ist in diesem Fall cben um den Steuerbetrag 
vermindert und das entspricht der Verminderung an ökono- 
mischer Substanz. Bei einer solchen Art der Kriegskostendek- 
kung, welche in einem modernen Krieg zur Gänze unmöglich, 
wäre auch keine Inflation gegeben °°). 








35) Vgl. hierzu Wicksells Artikel: Hinauf mit den Bankraten! im Archiv 
Bd. 41, S. 745 ff. 
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Wenn wir nun, ohne Rücksicht auf Geldbewegung und 
Geldausdruck, fragen, was nach dem Kriege geschehen muß, um 
die Wirtschaft in den alten Zustand zu versetzen? so ist die 
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Antwort gegeben: Es müssen die vernutzten Kapitalgüter, Sa EN ni TE mAn ¢ 

Rohstoffe, kurz alle Minderungen der ökonomischen Substanz Ea Ey EHEN E el 

wieder ausgeglichen werden, was nur geschehen kann durch z DA 15 Ger a Er 
Einweisung von Arbeit und Kapital in die entsprechenden Pro- e DEG A gr 3: v. e È 
duktionssphären. Da hiefür nur eine verringerte Anzahl produk- Zi ER: ESA ap, : 
tiver Arbeitskräfte zur Verfügung steht, bei gleichzeitiger Ver- FSF- BR Sr 2: jfr 
mehrung der unproduktiven, so ist eine Herabsetzung des V e r- 2 EAST SER 9 i a: 
brauchs von Gütern notwendig. Der Prozeß des Aufbaues ER; 
muß sich in denjenigen Privatwirtschaften vollziehen, in denen > Aa 
die Kapitalgüter verbraucht wurden: die Besitzer von Rohstoff- $ | 23 ER 

nr Dir‘ 
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lagern entfalten Nachfragen nach Rohstoffen, die Bauern müssen 
Vieh aufzüchten und als Käufer von Futtermitteln auftreten, 
ihre Gebäude in Ordnung bringen, das Baugewerbe tritt als 
Käufer von Ziegeln, Trägern usw. auf, mietet Arbeitskräfte, 
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die Fabriken aller Art ergänzen oder erneuern ihre Maschinen- = $ RL . 
parks usw. An allen diesen Stellen istprivatwirtschaft- žr: - P e 
lich die Kaufkraft vorhanden, wenn wir von der privatwirt- È RER, 
schaftlichen Vernichtung einzelner Unternehmungen durch den S , sr vi S ige 
Krieg, die aber kaum in erheblichem Umfang vorkommen dürfte, 3 SEINE, Fa u. 
absehen. Es mag mitunter eine Ausmerzung kleinerer, weni- à Ei see E $ 
ger konkurrenzfähiger Betiebe erfolgt sein — dem entspricht Ss m ts Dr. Se 
dann aber auch eine Verengerung im Kreise der Nachfragenden. wi ZUR» 
Tie große Masse, die weitaus überwiegende Zahl der ökonomisch 2 Ks Hi) 
ins Gewicht fallenden Betriebe wird aber auch nach dem Kriege Ray on ri DR 
noch da sein. Namentlich im vollen Umfang die Industrie, $ sw 3 "al: 
welche sich zur Kriegsindustrie umzuorientieren vermochte, und Z SES 3 
nun mit ihrem Kapital unverändert, oder sogar vielleicht dem = wa FILE Fi. 
Geldbetrag nach gesteigert, in die neue Wirtschaftsepoche eintritt. Er EA. E 2 S ers aa 

Der Prozeß des Neuaufbaus hat zwei deutlich voneinander zu ne a ES pi t 
scheidende Teile: a) soweit er im Inland, b) soweit er auf dem Wege ENTE Eat ee 3 Bi 
über das Ausland erfolgt. =: A — Ba fin 

a) Soweit er im Inland erfolgt, muß die Nachfrage nach Sy De er 4 $ Sas E ; 
Vorprodukten intensiver gestaltet werden, als die von nR u: RN U rd a» ih 
Fertigfabrikaten (im weitesten Sinn des Wortes). Da die Her- Zu Sr 2 sn: li 


stellung von Produktivmitteln wieder im Rahmen privatwirt- 
schaftlicher Unternehmungen erfolgt, wird bei einem Produk- 
tionsprozeß, der sich selbst überlassen bleibt, infolge der Knapp- 
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heit der Fertigprodukte ihr Preis so steigen, daß ihre Produktion 
übernormal lohnend wird und zur Herstellung von Vorprodukten 
Anregung gegeben wird. Nur ist die Situation nach dem Kriege 
etwas geändert: die Kaufkraft ist verschoben, und zwar wie 
wir, trotz des Mangels an Daten, annehmen müssen, verschoben 
zugunsten der agraren Schicht und der Unternehmerschicht, 
zuungunsten der Festbesoldeten und Arbeiterschaft. 

Daraus würde dann folgen: der Verschiebung in der Kauf- 
kraft während des Krieges (und zwar nicht bloß Verschiebung 
der Geldmenge, welche jeder Klasse zur Verfügung steht, sondern 
außerdem die Preisrevolution) entspricht daher ein neuer Gleich- 
gewichtszustand der Volkswirtschaft, in welchem die den ein- 
zelnen Klassen zugeordneten Kapitalmassen eine Verschiebung 
erfahren. Insofern wachsende Kaufkraft in je breiteren Schichten 
steigende Ausdehnungsmöglichkeiten für den kapitalistischen 
Prozeß bedeutet, birgt die neue Proportion (ein Rückfall in »bar- 
barischeres Wirtschaftszustände) zugleich die Gefahr von Krisen 
(Ueberproduktionskrisen) in sich, welche dann nach starken 
Erschütterungen zu einem anderen Gleichgewichtszustand über- 
leiten müßten, in welchem die für die minderbemittelten Schichten 
arbeitenden Wirtschaftsphären eingeengt sind. (Adjustierung der 
Volkswirtschaft auf den Zustand der österr.-ungarischen oder 
russischen Volkswirtschaft!) 

Dies nur das allgemeinste Bild des Prozesses. Er muß sich 
realisieren als Kapitalanlage privater Unternehmer. Ka- 
pitalanlage bedingt flüssige Mittel. Nachfrage nach flüssigen 
Mitteln wird also groß sein. Die Unternehmer verfügen zwar über 
die Kaufkraft, aber diese ist festgelegt, und wir können direkt oder 
indirekt annehmen, daß sie in Kriegsanleihe festgelegt ist. Sie 
werden also Kriegsanleihe verkaufen wollen— der Besitz von Kriegs- 
anleihe ist neben der Verschiebung in der Kaufkraft die zweite 
Barriere, welche überwunden werden muß, um zum Wiederaufbau 
der Volkswirtschaft in den früheren Dimensionen zu gelangen. 

Natürlich wird Kriegsanleihe nie unverkäuflich sein. Schon 
aus politischen Gründen wird die Regierung das auf jede Weise 
zu verhindern trachten. Sie wird die Banken, die Reichsbank 
vor allem veranlassen, auf dem Markt zu intervenieren, um einen 
Kurssturz zu vermeiden. Und doch ist schwer zu sagen, wie das 
geschehen soll: denn ein Wiederaufbau der Wirtschaft erfordert 
flüssıges Kapital in der heutigen Wirtschaftsordnung. Woher 
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es nehmen, wenn alles mehr oder weniger in der Kriegsanleihe 
festgelegt. Selbst wenn der Besitzer der Kriegsanleihe darauf 
verzichten würde, die Anleihe zu verkaufen, weil er den Kursver- 
lust noch vermeiden zu können hofft und lieber Kredit in An- 
spruch nehmen würde: woher soll er ihn bekommen? Die Reali- 
sierung der abstrakten Kaufkraft, welche durch Heereslieferun- 
gen geschaffen, in der Anleihe aber in einen Anspruch auf Teile 
des Volkseinkommens umgewandelt wurde, ist in der kapita- 
listischen Wirtschaft Voraussetzung für. ihren Wiederaufbau und 
ihr stellt sich die Barriere der Anleihe entgegen. »Flüssiges Gelde 
wird das Losungswort nach dem Kriege sein. Und selbst wenn 
wir annehmen, daß es in erheblichem Umfang noch da ist — 
weil ja Anleihen nicht im Belauf aller flüssigen Mittel gezeichnet 
wurden, so steht doch dem gegenüber, daß andererseits Anleihe 
in erheblichem Umfang sich an die Stelle des Kapitals gedrängt 
hat — so wenn z. B. Spargelder abgehoben wurden, wodurch 
Hypothekengewährung eingeschränkt werden mußte, Kapital- 
güter belehnt werden usw. Auch die Darlehenskassenscheine 
müssen ja, so unerheblich ihr Betrag sein mag, nach dem Krieg 
aus dem Verkehr gezogen werden, und das bedeutet wieder Ver- 
minderung der flüssigen Mittel. | 

Was wir in England schon während des Krieges sehen, muß 
in Deutschland nach dem Kriege eintreten: daß man durch den 
Anschluß an das Ausland die Barrière der Anleihen hinwegräumt; 
das kann in der Weise geschehen, daß die deutschen Besitzer 
fremder Kapitalien diese ins Ausland veräußern (wie in Frank- 
reich 1870/1) und dafür die Reichsanleihen übernehmen oder 
daß die deutsche Kriegsanleihe direkt ins Ausland abströmt, 
oder beides. In jedem Fall wird Kapital flüssig, und kann ein 
Produktionsprozeß in der Mechanik unseres Wirtschaftssystems 
einsetzen. Die Veräußerung fremder Kapitalsanteile wird er- 
leichtert durch die Valutadifferenz, welche nicht unmittel- 
bar mit Friedensschluß aufhören dürfte. Dasselbe Moment er- 
leichtert auch den Abfluß der deutschen Anleihe; Deutschland 
wird — solange seine Währung noch nicht ganz instand ist — 
sich leicht an das Ausland verschulden können. Es wird es m ü s- 
sen, um bald zu einem Wiederaufbau zu gelangen. Die Re- 
gierung wird diesen Prozeß beschleunigen können; das Vorbild 
Frankreichs im Jahre 1879/1, die Politik Englands schon während 
des Krieges, zeigen die Wege hierzu. Die Schwierigkeiten liegen 
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auch hier wieder in den Dimensionen urd der U niver- 
salität des Krieges. Denn alle kriegführenden Staaten 
werden diesen Weg beschreiten wollen; nähmen wir an, der Krieg 
hätte wirklich alle neutralen Staaten mit ergriffen, würden 
wir sehen, daß ein Abströmen unmöglich ist es hängt nun von 
der Dauer des Krieges und dem Umfang der Kapitalvernichtung 
ab, ob das Tempo der Wiedererneuerung durch den Kapitalzu- 
strom aus neutralen Ländern erheblich intensiviert werden kann. 

Diese zwei Wege zum Wiederaufbau haben jeder cine be- 
sondere Bedeutung. Die Abstoßung fremder Kapitalsanlagen 
(der Umfang derselben wurde vor dem Kriege auf 30 Milliarden 
M. geschätzt, wahrscheinlich ist das zu optimistisch, und zum 
Teil sind fremde Wertpapiere schon während des Kriegs abge- 
strömt) verbessert die Zahlungsbilanz Deutschlands, und schafft 
Forderungen an das Ausland, für welche Waren — insbesondere 
Rohstoffe und unentbehrliche Hilfsstoffe — zur Ergänzung der 
erschöpften Vorräte eingeführt werden können. Das Abströmen 
der deutschen Anleihe ins Ausland, welches parallel gehen mag, 
kann natürlich demselben Zweck dienen, aber macht den deut- 
schen Unternehmer oder Kapitalisten wieder zum Herrn seines 
Kapitals, verschafft ihm wieder das Kommando über die Pro- 
duktivkräfte. In dem einen wie dem andern Fall ist es f r e m- 
des Kapital, mit dessen Hilfe die deutsche Wirtschaft 
wieder aufgebaut wird — und das zeigt sich darin, daß Jahr für 
Jahr das deutsche Volkseinkommen geschmälert bleibt um den 
Ertrag der fremden Anlagen, bzw. (soweit deutsche Papiere 
ins Auslard abströmen) dem Ausland verpflichtet wird, Jahr für 
Jahr in einer aktiven Handelsbilanz mehr an Waren zu senden, 
als es empfängt. Der nationale Gesamtverbrauch ist 
um diese zwei Posten verringert — in ihnen drückt sich die 
Belastung für den Wiederaufbau der Volkswirtschaft aus, die 
nicht zu vermeiden ist. Denn nehmen wir an: weder fremdes 
Kapital wird abgestoßen, noch Anleihe nach dem Ausland ab- 
gegeben — dann ist der Wiederaufbau nur auseigenen Mit- 
teln möglich; d. h. wir müßten um so viel mehr exportieren, als 
wir Kapital hier einführen — das können wir nicht — oder wir 
müßten über Ersparnisse verfügen, um Produktionen einleiten 
zu können. Und diese haben wir nicht; sie sind in der Anleihe 
festgelegt. In den Kategorien der kapitalistischen Wirtschaft 
ausgedrückt, müssen das aber flüssige Mittelsein. Gelingt 
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es nicht, anen solchen beschleunigenden Prozeß einzuleiten, so 
müßte ich det Wiederaufbau auf die in den Einzelwirtschaften 
jährlich aukumilierten Beträge beschränken. Auch eine Papier- 
geldemission hitte keinen besseren Erfolg. Von den Störungen 
des Zirkulationspfozesses ganz abgesehen, würde sie Kapital- 
bildung ja auh nur durch Minderkonsum erzwingen können; 
dieser würde sich (bei Papiergeldemission) als Konsequenz der 
Inflation, also der Preissteigerung ergeben. Es handelt sich aber ge- 
rade darum, einrascheresTempo einzuschlagen;es 
handelt sich darum, Kapitalgüter zu schaffen, welche ein Viel- 
faches der normalen Akkumulationsrate be- 
tragen. Das muß dann, die Weltwirtschaft als Ganzes ange- 
sehen, Verlangsamung des Tempos der ökonomischen Entwicklung 
an anderen Stellen bedeuten. Und dem ist tatsächlich so: inso- 
weit die kriegführenden Länder der Mithilfe der neutralen be- 
dürfen, um sich ökonomisch zu regenerieren, machen sie die 
neutralen Länder zu Rentnerstaaten (um es nicht selbst zu werden) 
und diese Verschiebungen des ökonomischen Tempos dürften 
sich ja auch ganz greifbar in einer Umkehrung der Made 
wegung ausdrücken. 

Es zeigt sich dann an dieser Stelle, wie gerade die Allge- 
meinheit des Krieges und die internationale Verflechtung die 
Situation außerordentlich erschwert. 1870 hätte Frankreich 
ein Vielfaches seiner Anleihen im Ausland zu placieren vermocht; 
waren doch selbst die (allerdings nicht ernst gemeinten) Zeich- 
nungen, die in Deutschland allein erfolgten, größer als der 
Gesamtbetrag der Anleihen; im Vergleich zur jährlichen Ak- 
kumulaticnsrate der ganzen Welt war ja auch die französische 
Anleihe unbeträchtlich. Eine leise Hebung des französischen 
Zinsfußes war dieFolge. Die ökonomischen Nebenwirkungen des 
Krieges waren gerade so verhängnisvoll, weil die Haupt- 
wirkungen, die Notwendigkeiten der Produktion, über- 
schätzt wurden. Nun wird die Situation anders sein: alle neu- 
tralen Märkte werden überschwemmt sein von Staats- und Indu- 
striepapieren, die zu absorbieren Mühen genug kosten dürfte. Es 
bedeutet dieses Zurückströmen wieder eine Barrière für die 
Entfaltung der Produktivkräfte in den neutralen Ländern, deren 
Erzeugung von Kapitalgütern dadurch gehemmt wird. Der 
Krieg zeigt sich jetzt in seinen Reflexwirkungen auch in den 
neutralen Ländern. Wie er dort eine spezielle Kriegskonjunktur 
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geschaffen, so schafft er auch spezielle Probleme der Ueber- 
leitung in den Friedenszustand. Um so mehr, je länger er 
dauert. Die Situation drängt zur Auswanderung von Kapital 
und von Arbeit, weil die Rentabilität in den kriegführenden 
Ländern (durch Erhöhung des Zinsfußes) gesteigert sein dürfte. 
Das — sicherlich noch einige Zeit andauernde — Disagio in den 
Währungen der kriegführenden Länder, welches die Zuwanderung 
hemmen könnte, wird durch die Differenz der Preise mehr als auf- 
gewogen. Kurzum wir haben hier die Reversseite des ganzen 
Prozesses, wie er sich in den kriegführenden Ländern abspielen 
muß und dadurch zugleich: die Grenze dicses Prozesses. 
D. h. je länger der Krieg dauert, umso schwieriger ist eine Aus- 
gleichung der ökonomischen Niveaus hüben und drüben, welche 
raschen Wiederaufbau aus der Kriegswirtschaft ermöglicht. 
Das ist nur zu natürlich: denn je länger der Krieg dauert, desto 
mehr adjustiert sich auch die Produktion der neutralen Länder 
in eine Kriegsproduktion um: desto mehr wird dort für die 
Kriegführung der fremden Staaten gearbeitet, desto mehr voll- 
zieht sich schon während des Krieges eine Wanderung der Kapital- 
teile aus den kriegführenden in die neutralen Länder, desgleichen 
eine teilweise Wanderung der Kriegsanleihen. Je mehr die Di- 
mensionen des in den Kriegsanleihen aller Staaten geschaffenen 
fiktiven Kapitals wachsen, desto längere Zeit wird nach dem 
Kriege notwendig sein, die Aequivalente dieses fiktiven Kapitals 
zu produzieren — was sich wieder in einer Verlangsamung oder 
Erschwerung des oben angedeuteten Zirkulationsprozesses äußern 
muß. Die Solidarität der Weltwirtschaft zeigt sich also darin, 
daß, je länger der Krieg dauert, nicht nur die Kriegfülhrenden, 
sondern auch die Neutralen an einer Entkapitalisierung leiden 
müssen. Die »Bereicherungs des neutralen Landes dauert nur 
bis zu einer gewissen Grenze. Zwar, solange die kriegführenden 
Staaten keinen Bankrott erleiden, sind die Staatsgläubiger der 
Verzinsung ihrer Guthaben sicher; aber das betrifft nur die Privat- 
wirtschaften; nicht die Volkswirtschaft im ganzen genommen. 
Auch den neutralen Staaten macht sich dann die Verarmung 
der kriegführenden geltend durch Absaugung der für sie nötigen 
Güter, durch höheren Zinsfluß, schwierigere Produktionsbe- 
dingungen. — 

Mobilisierung der im Krieg gewählten Kapitalanlagen (Kriegs- 
anleihen), (also Verschuldung ans Ausland), Mobilisierung der vor 
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dem Kriege im Ausland festgelegten Kapitalien (also Entschuldung 
des Auslands), sind die zwei Wege, auf welchen der Wiederaufbau 
der Kapitalausrüstung beschleunigt werden kann. Daneben 
gibt es einen dritten: wenn man die Nachfrage noch Fertigpro- 
dukten vermindert, so ermöglicht man die nach Kapitalgütern. 
Einschränkung des Privatverbrauches ist also ein dritter Weg, 
um Arbeit und Kapital aus der Fertigfabrikateerzeugung in die 
von Produktionsmitteln überzulenken. Es kann das direkt ge- 
schehen oder man kann Verbrauchsgüter exportieren zum Aus- 
tausch gegen Kapitalgüter, welche eingeführt werden. Dieser 
dritte Modus ist schon gegeben, wenn überhaupt weniger konsu- 
miert wird als vor dem Krieg; und eine solche Minderkonsum- 
tion gegenüber der Zeit vor dem Kriege ist schon notwendig 
als Folge der Kapitalverminderung usw.; nur wenn im Verhältnis 
zur Kapitalausrüstung, wie sie im Moment des Friedensschlusses 
gegeben ist, eine Einschränkung des Konsums erfolgt, trägt der 
Konsum zum Wiederaufbau der Wirtschaft bei. 

Wir haben also drei große ökonomische Strömungen vor 
uns: Ä 
A. Abströmen fremder Wertpapiere behufs Placierung 
der Anleihen. Das bedeutet Einschränkung der Einfuhr in der 
Zukunft (hingegen Steigerung der Einfuhr unmittelbar nach 
dem Kriege, als Gegenwert für den Kapitalrückstrom). 

B. Abströmen der Anleihen nach dem Ausland, behufs 
Freimachung gebundener Kapitalien im Inland. Bedeutet für 
die Zukunft: Steigerung der Ausfuhr im Aequivalent der An- 
lehenszinsen, hingegen wieder Steigerung der Einfuhr unmittel- 
bar nach dem Kriege. Im Ertrag von A und B wird Kapital 
flüssig, ist also Wiederaufbau der Wirtschaft möglich ?®). 

C. Einschränkung des Verbrauchs, sei es um direkt Arbeit in 
die Produktionsmittelindustrien zu lenken, sei es indirekt, durch 
Export Kapitalimport zu fördern. 

Dieser Verzicht auf den Konsum ist zumTeil Folgewirkung 

26) Das Abstiömen des Kapitals ins Ausland ist außerordentlich wichtig. 
Erfolgte es nicht, so verwandeln sich die industriellen Unternehmer in Rentner. 
Sie ziehen dann den Genuß einer, dem Geldbetrag nach meist sicheren Rente 
dem Risiko ihres Geschäfts vor. Eine solche» Rentenpsychose der Unternehmers 
aber bedeutet: Rückgang der industriellen Produktivität, gesteigerte Abhängig- 
keit vom Ausland (Oesterreichischer Volkswirt, 22. I. 1916, Dr. Adolf Drucker) 
es bedeutet: Verringerung der Gesamtproduktion und ungleichmäßige un- 
sozialere Verteilung als vor dem Kriege, — also einen doppelten Konzentra- 


tionsprozeß. A 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft. IV.) 3 
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von A und B (weniger Import, mehr Export); außerdem 
aber zeigen sich darin die Kriegseinwirkungen auf den Konsum; 
soweit C größer ist, als es die Prozesse A und B erfordern, also 
die Einschränkung der Privatverbrauchs weitergeht, bedeutet 
dieser Prozeß einen besonderen Weg des schleunigeren Wieder- 
aufbaus auseigener Ersparnis. 

Ganz eindeutig weisen die theoretischen Ueberlegungen 
auf die Notwendigkeit der Verbrauchseinschränkungen hin. 
Diese sind notwendige Folge unserer Situation. Sie müßten 
folgen, auch wenn plötzlich die gesamte Kriegsanleihe ver- 
schwinden würde, — d. h. wenn durch einen Gewaltstreich, z. B. 
Staatsbankrott, die Verzinsung der Reichsschuld nicht erfolgen 
müßte. Dann wäre die Kapitalausrüstung ebenso vermindert, 
und könnte eine rasche Regeneration der Wirtschaft nur durch 
andere Verteilung der Arbeit in die verschiedenen Produktions- 
sphären, also verminderten Verbrauch, erfolgen. Die Reichsschuld 
bedeutet also kein weiteres Problem. Sie ist überhaupt nur ge- 
geben, weil die Kriegführung in den Formen des ökonomischen 
Prozesses verläuft: als Kauf, Verkauf usw., dem als Aequivalent 
gleichwertige Steuereingänge während des Krieges nicht gegen- 
überstehen. Soweit Zinsen von Kriegsanleihen bezahlt werden 
müssen, geht es nur aus einer Tasche in die andere. Was in die 
Steuerkassen hineinfließt, strömt in die Tasche der Staatsbürger 
als Zinsenbetrag zurück. Daß die ökonomische Belastung schon 
gegeben ist, nicht erst durch Anleihen erfolgt, daß, 
einmal der Krieg beendigt, die ökonomische Verarmung gesetzt 
ist und nicht durch Streichung der Staatsschuld beseitigt werden 
könnte, zeigt die einfache Annahme, daß z. B. die Anleihe in 
kleinen Kopfquoten im Lande verteilt wäre, und daß auch die 
Steuerkraft der ganzen Bevölkerung ziemlich gleich wäre (Agrar- 
demokratie); in diesem Fall müßte jede Familie an Steuer be- 
zahlen, was sie als Rente wieder empfangen würde. Sie wäre nicht 
weiter belastet, als sie im Moment des Kriegsendes — eben durch 
Zerstörung der Wirtschaft, Verminderung der Kapitalaus- 
stattung usw. — ohnedies getroffen ist. 

Daß nun die Anleihe nicht so verteilt, sondern konzentriert 
ist, ändert nichts. Die G esa m t belastung qua Anleihe strömt 
wieder in die Taschen der Produzenten zurück. (Anders steht es 
mit den Renten für die Kriegsbeschädigten: hier handelt es sich 
um Minderung der Arbeitskräfte der gesamten Volkswirtschaft, 
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welche ausgeglichen werden durch Abzüge am Ertrag der ge- 
samten Volkswirtschaft.) Nicht die Höhe der Anleihe, sondern die 
Minderung des Kapitalbestandes während des Krieges ist das 
ökonomische Problem. Daher erfolgt die wirtschaftliche Li- 
quidierung des Krieges nicht durch die Verzinsung der Anleihe, 
sondern durch die drei oben angedeuteten Verschiebungen im Zirku- 
lationsprozeß,. | 

Man kann aber die Anleihe dazu verwenden, die als notwendig 
angedeutete Bewegung einzuleiten: denn die Anleihezinsen 
werden ja durch Steuern aufgebracht. Gelingt es, die Steuern 
so einzurichten, daß sieaufden Verbrauch fallen, und diesen 
wirklich in dem oben angedeuteten notwendigen Umfang ein- 
schränken, so ist durch die Anleihe sogar ein Mittel ge- 
geben, die Regeneration der Volkswirtschaft zu beschleunigen. 
Die Steuermehrbelastung nach dem Kriege wird in zwei deutlich 
zu unterscheidende Beträge zerfallen. Der eine wird dazu dienen, 
um die Kriegsbeschädigten zu alimentieren; hier handelt es 
sich lediglich um Verschiebung des Bedarfs. Was in diesem Betrag 
von der steuerzahlenden Bevölkerung weniger verbraucht 
wird, wird von den Kriegsbeschädigten verbraucht. Die Steuer 
kann in diesem Betrag demnach die Regeneration nicht 
beschleunigen. Nur der Betrag, welcher der Verzinsung der An- 
leihe dient, kann das. Wenn Steuern geschaffen werden, welche 
die Steuersubjekte veranlassen, ihren privaten Verbrauch einzu- 
schränken, so ist ein Schritt auf dem notwendigen Wege getan. 
Allerdings noch nicht völlig. Denn diese Steuererträge fließen 
ja wieder in die Taschen der Anleihenzeichner zurück und kön- 
nen von diesen verbraucht werden. Wenn wir gar annehmen, 
daß Steuern erhoben werden von Bevölkerungskreisen, deren 
Vermögen durch den Krieg keine Veränderung oder eine Ver- 
minderung erfahren hat, so ist die Möglichkeit gegeben, daß diese 
den Verbrauch einschränken müssen, während die Bezieher 
von Rentenzinsen, die nicht in dem Belauf der Rentenzinsen 
besteuert werden, ihren Konsum steigern. Also Einschrän- 
kung des Massen-, Erhöhung des Luxuskonsums. 

Das würde aber (wie schon oben angedeutet) zu einem Be- 
harrungszustand auf Basis geringeren Massenkonsums führen. 
Uud wenn wir den Massenkonsum dauernd einschränken, dann 
akzeptieren wir eben die verminderte Kapitalausrüstung für den 
Verbrauch der Massen, dann ist aber trotzdem Ausdehnung 
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des Luxuskonsums möglich, und die Volkswirtschaft stabili- 
siert sich als eine »barbarischee.. Man muß also trachten, 
Akkumulation des Kapitals zu erreichen durch Einschränkung 
des Luxuskonsums. Völlig wird das nicht ausreichen, 
aber bloß eine hohe direkte Besteuerung kann uns vor dem bar- 
barischen Zustand der Volkswirtschaft schützen, in den wir bei 
starker Steigerung der indirekten Steuern geraten müßten. Es muß 
als Maxime gelten: die Schichten, welche im Wesen die Kriegs- 
anleihe gezeichnet haben oder hätten zeichnen können, müssen 
auch die Verzinsung derselben aufbringen. Denn was ist die 
Kriegsanleihe? Sie ist doch nur fiktives Kapital, besteht in 
einem Anspruch auf Zinszahlung; die Gesamtmasse des volks- 
wirtschaftlichen Kapitals angesehen, erfolgt für den gleichen 
Wertausdruck eine Verdünnung. Diese Verdünnung soll 
sich aber im Kapitalbesitz resp. Einkommen aus dem 
Kapitalbesitz vollziehen; der Ertrag der volkswirtschaftlichen 
Produktivkapitalien soll herangezogen werden zur 
Verzinsung dieser fiktiven Kapitalien — die Gesamtmasse der 
Kapitalien soll als eine solidarische Masse angesehen werden. 
Hingegen sollen nicht die Arbeitseinkommen eine noch weiter- 
gehende Verringerung erfahren. Hohe direkte Steuern bei gleich- 
zeitig — wahrscheinlich — hohem Zinsfuß sind das beste Mittel 
rascher Akkumulation weil sie verbrauchseinschränkend wirken 
werden. 

Die Verbrauchseinschränkung der Arbeitseinkommen können 
wir der allgemeinen Preisbewegung überlassen, welche durch viele 
Jahre nach dem Kriege hindurch ohnedies die Lebenshaltung, 
also den Verbrauch außerordentlich drücken wird. Insbesondere, 
insolange die Valuta nicht ganz wiederhergestellt ist, werden sich 
sämtliche Preise dadurch im Inland (bei freiem Verkehr) erhöhen. 
Wir brauchen dieser Entwicklung nicht noch durch Steuern 
entgegenzukommen. 

Hingegen sind Besorgnisse vor allzu großer Höhe direkter 
Steuern meist unbegründet. Schon das Beispiel Englands zeigt, 
wie weit man gehen kann. Denn hier handelt es sich ja aus- 
schließlich um Steuern, welche (soweit sie zur Verzinsung der 
Anleihen dienen) lediglich eine Einkommensverschiebung her- 
vorrufen. Innnerhalb der Kapitalistenschichten (dazu gehört 
auch Landwirtschaft) insgesamt 2 Milliarden oder selbst 4 Mil- 
liarden jährlich zu verschieben und zwar so, daß sie angeregt 
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werden, weniger zu verbrauchen, mehr zu akkumulieren, — das 
ist das Problem; hingegen würde Deckung der Anlehenszinsen 
durch indirekte Steuern bedeuten, daß die in der Anleihe ge- 
schaffenen Kaufkraftmassen im Wesen aus den Arbeitsein- 
kommen aufgebaut würden. 

Diese Maximen, welche hier nur ohne eingehendere Be- 
gründung skizziert werden konnten, empfehlen sich insbeson- 
dere, insolange die Besteuerung das Hauptmittel der Wirtschafts- 
politik ist. Eine noch raschere Regeneration der Wirtschaft wäre 
natürlich durch Anwendung beider Wege also direkter und indi- 
rekter Steuern, zu erzielen. Endlich würde die erstrebte Akku- 
mulation um so sicherer und rascher erfolgen, wenn sie durch 
Einschränkung der Einfuhr von Luxusartikeln und Erzeugungs- 
bzw. Verbrauchsverbote derselben im Inland ergänzt würde. 

Selbst wenn durch eine relative Vorbelastung der Besitzenden 
der Regenerationsprozeß verlangsamt würde, so wäre das die klei- 
nere Gefahr im Vergleich zu einer Ueberbelastung der großen Masse 
der Besitzlosen. Denn eine solche Steuerpolitik würde die Voraus- 
setzungen für das Kapitalwachstum, kaufkräftigen Massen-Kon- 
sum, zerstören, alsoindirekt die Regeneration überhaupt hemmen. 
Würde einen volkswirtschaftlichen Typus schaffen, den wir in 
Deutschland schon längst überwunden haben, eine forcierte Luxus- 
produktion für die Wohlhabenden, und wachsende Kapitalanlagen 
im Auslande. — Im Inland wäre kein Raum für Entfaltung 
der Produktivkräfte. 

Beiläufig noch sei erörtert, welche Bedeutung für den Zir- 
kulationsprozeß nach dem Kriege die Einführung von Mon o- 
polen haben würde. Monopole als Steuerquellen haben den 
Vorteil, sehr erhebliche und elastische Beträge der Staatskasse 
zuzuführen. Solche Monopole würden natürlich nicht begründet 
werden durch Konfiskation, sondern durch Ablösung der Mo- 
nopolbetriebe. Nicht der gesamte Reinertrag der jetzt noch in 
privatem Besitz gegebenen Betriebe stünde dem Staat zur Ver- 
fügung, sondern lediglich die Differenz zwischen dem Reinertrag 
und dem für die Verzinsung der Ablösungssumme notwendigen 
Betrag. Von sozialistischer Seite wird daher gefordert, die Betriebe 
nicht nach ihrem gegenwärtigen Ertragswert, sondern dem An- 
schaffungswert zu entschädigen. Ganz abgesehen davon, daß 
die Ermittlung desselben großen Schwierigkeiten begegnen 
würde, es auch unbillig wäre, im Rahmen einer kapitalistischen 
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Wirtschaft nun gerade bei einer bestimmten Gruppe von Unter- 
nehmern ihren, von ihnen erarbeiteten Wertzuwachs zu konfis- 
zieren, ist es z. B. bei Aktiengesellschaften ganz unmöglich, die 
Aktionäre nach dem Nennwert ihrer Aktien zu entschädigen. 
Es geht nicht an, ihnen z. B. ein Staatspapier mit dem Nenn- 
wert von Iooo M. als Gegenwert ihrer Aktie von dem gleichen 
Nennwert anzubieten, "wenn deren Dividende Jahr für Jahr viel- 
leicht 250 M. beträgt, deren Kurs also mindestens auf 4000 M. 
steht, und sie selbst diese Aktie für 3 oder 4000 M. gekauft haben. 
Man würde einen mittleren Weg suchen müssen, was gleichbe- 
deutend wäre mit Verzicht auf einen Teil des Gewinns. Der dem 
Staat freibleibende Restbetrag wird um so kleiner, je mehr die 
Entschädigung nach der Marktlage erfolgt (von den Schwierig- 
keiten, die sich aus dem Schwanken der Bewertungsbasis er- 
geben, da Zinsfuß und Preise jeim Moment der Finanzreform noch 
nicht fixiert werden können, sei hier ganz abgesehen). Was ist 
dann erzielt? Daß die bisherigen Besitzer als Rente beziehen, 
was bisher ihr Kapitalertrag und Profit war, und daß ein Teil 
desselben in die Staatskasse fließt. Gleichzeitig aber wird pri- 
vatwirtschaftlich ein Kapital geschaffen (volkswirt- 
schaftlich ist es ja identisch mit der vom Staat eben übernomme- 
nen Industrie) in den Händen der ehemaligen Industrieunter- 
nehmer. Es wird geschaffen werden müssen in der Form von 
Anleihen (»produktive Anleihene und insoweit unbedenk- 
lich), die aber wieder, um Unternehmertätigkeit anzuregen, 
mobilisiert werden müssen. Die Barriere, welche festgelegtes 
Kapital bedeutet, wird durch Monopole noch erhöht. (Das wäre 
nur zu vermeiden, wenn man die heutigen Besitzer auf eine 
Rente anweist.) Die Last des Staates selbst wird nur um den Ertrag 
des Monopols vermindert, und dieser wird notwendigerweise 
anfangs gering sein, erst mit der Entwicklung der Volkswirt- 
schaft wachsen. Die Bedeutung des Monopols besteht ja im We- 
sen darin, daß eine Ausdehnung des Produktionsprozesses 
nunmehr eben zugunsten des Staates erfolgt, dieser die zu- 
schüssigen Profite in seine Kassen leiten kann. Daher 
Monopol aller neu beginnenden Industrien so fruchtbar (öster- 
reichisches Tabakmonopol!. Für momentane große An- 
fcrderungen sind sie aber kein allein ausreichendes Mittel, außer 
wenn das Monopol sofort mit großen Preiserhöhungen vorginge. 
Dann ist seine Wirkung gleichbedeutend mit der indirekter Steu- 
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ern. Sie sind daher weder das finanzielle noch das ökonomische 
Problem nach dem Kriege entscheidend zu beeinflussen imstande. 

Hingegen ist neben der Steuerpolitik außerordentlich wichtig 
die Handelspolitik nach dem Kriege, In diesem Zu- 
sammenhang kann nur darauf hingewiesen werden, daß schon aus 
dem bisher Gesagten für die Zukunft Abnahme der Einfuhr, Stei- 
gerung der Ausfuhr das erwünschte Ziel sein muß. Ein Ziel, wel- 
ches von sämtlichen, am Kriege beteiligten Ländern angestrebt 
wird, und dessen Erreichung zum Teil ja durch die Valutaentwer- 
tung gegenüber den neutralen Währungen unterstützt werden 
dürfte. Es kann mit Erfolg nur erreicht werden, wenn die Bereit- 
williekeit, deutsche Waren aufzunehmen, gegeben ist, und sie 
wird vorhanden sein, wenn der deutsche Markt seinerseits auch 
sich nicht gegenüber dem Ausland absperrt. Die Handelspoli- 
tik, welche noch mehr als bisher den Export forcieren muß, die 
trachten muß, eine aktive Handelsbilanz zu erzielen, muß einen 
freihändlerischen Einschlag bekommen. Die Hinweise auf die 
Preisrevolution, Aenderung aller Verhältnisse, daß man ganz 
von nevem bauen müsse,, daß die Daten von 1913 heute nur 
bedrucktes Papier seien, sind insoferne ganz bedeutungslos ?7), 
als diese »Aenderung aller Verhältnisse« eben im Wesen eine Ver- 
schärfung der bereits 1913 ausgeprägten Tendenz des Fertigfabri- 
kateexportes, Rohstoffabrikateimportes usw., kurzder Tendenzen, 
wie sie aus der gesamten Handelskonstellation Deutschlands be- 
reits gegeben waren, ganz gebieterisch fordert. Die Sache liegt 
nicht so, als ob nach Friedensschluß tabula rasa wäre, wie 
viele meinen — sondern der Krieg ist eben die entscheidende 
inzwischen gesetzte Tatsache, deren Konsequenzen wir zu zie- 
hen haben, und deren Konsequenzen im Oekonomischen bis- 
her anzudeuten versucht wurde. Handelspolitik aus freier 
Luft und Phantasie ist sehr selbstherrlich und die Verachtung 
des Fachwissens sehr souverän, aber nach dem Gesagten ist 
wohl selbstverständlich, daß eine Zusammenlegung zweier öko- 
nomisch durch den Krieg so belasteten Wirtschaftsgebiete wie 
es Deutschland und Oesterreich-Ungarn sind, an sich nicht viel 
bessern kann. Wir brauchen die Mitarbeit des Auslands, bei- 
sonders des neutralen, zum Wiederaufbau; wir können durch die 
mehrfach erwähnten Gründe auf sie rechnen; aber wir müssen 


27) Soz.B.Stolper im Oesterreichischen Volkswirt, 1. II. 1916, ad Votum 
der Prager Handelskammer und Oesterr. Volksw. 26. II. 16. 
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auch danach trachten, daß sich diese Mithilfe durch entsprechende 
Verschiebung in den Handelsbeziehungen ergänzt. Das ist ja 
die Schwierigkeit bei solchen verwickelten Prozessen in der 
kapitalistischen Wirtschaft, daß jedes Einzelglied in dem Prozeß 
wieder rentabel sein muß; die Abschiebung der Anleihe ins Aus- 
land, die Abstoßung fremder Wertpapiere, all das mag gelingen, 
leicht sein, als Aequivalent braucben wir noch einen Umschwung 
in der Handelsbilanz,; die wir eventuell nicht erreichen kön- 
nen, wenn die Hochschutzpolitik beibehalten oder gar noch gestei- 
gert wird. Und sie müßtesich steigern, wenn ein größerer Zollver- 
band so schutzbedürftige oder jedenfalls auf hohen Schutz erfolg- 
reich dringende Glieder, wie es die österreichische oder ungari- 
sche Industrie ist, in sich birgt. Auf Schlag folgt Gegenschlag 
— kein Friedensvertrag kann ausschließen, daß das Ausland 
auf erhöhte deutsche Zölle mit nech höheren Zöllen antwortet, 
daß Deutschland nur schwer seine Ausfuhr steigern kann, was 
dann gleichbedeutend wäre mit wachsender Verschuldung. Hier 
konnte der Standpunkt nur angedeutet werden: und daß die 
Handelspolitik sich nicht herauslösen läßt aus dem Gesamtzu- 
sammenhang, wie er nach demKriege gegeben sein wird. 

Die Probleme sind also außerordentlich mannigfach (die 
Detailfragen sind ja noch gar nicht berührt!) und konnten hier 
nur in den Grundlinien gezeichnet werden. Diese Grundlinien 
aber stehen fest, solange wir es mit einer kapitalistischen Wirt- 
schaft zu tun haben, in der alle Bewegungen und Veränderun- 
gen nur im Rahmen von Unternehmungen auf Profit hin mög- 
lich sind. Es wären nun noch die Daten einzusetzen, um etwas 
über Tempo der Regulierung, voraussichtlich notwendige Verände- 
rungen in der Produktion (Deviation der Produktionssphäre), über 
Einkommensverschiebung und Vermögensverteilung und deren 
Wirkungen, über Höhe der Steuersätze und über das Tempo, in wel- 
chem völlige Wiederherstellung und aus welchen Quellen sie zweck- 
mäßigerweise möglich ist, sagen zu können. Dafür fehlen bisher 
die Unterlagen. Würden wir diese besitzen, dann müßten wir, 
zum Zweck der Ueberleitung in die Friedenswirtschaft, plan- 
mäßig vorgehen. Namentlich die — durch zentrale Banken- 
organisation ja beeinflußbare — nach dem Kriege notwendige 
Deviation der Produktionssphären könnte wchl beschleunigt wer- 
den. Die automatische Entwicklung führt da nicht ohne weiteres 
zum Ziel und die steigenden Preise bedeuten zwar zunächst einen 
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Antrieb, aber wenn sie sich verpflanzen und ein allgemeines Ni- 
veau sich stabilisiert, hört dieser Antrieb auf. Eine organisierte 
und planmäßige Ueberleitung in die Friedenswirtschaft, bescn- 
ders wenn man einen sozial unerwünschten Gleichgewichtszustand 
vermeiden will, müßte daher die Forderung des Tages sein, die 
Vorbereitung hiezu könnte nicht früh genug in nn genom- - 
men werden. 
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Wirtschaft und Verwaltung nach dem Kriege. 


Von 


J. JASTROW. 


Für die Ueberleitung vom Kriegs- in den Friedenszustand 
befinden sich Deutschland und seine Verbündeten in einer eigen- 
artigen Lage. Zu allen Zeiten galt es als eine Art ritterlicher 
Pflicht des Siegers, durch ein Anerbieten seinerseits dem Besiegten 
den Weg zum Frieden zu erleichtern; denn erprobter Stärke muß 
es leichter werden, das erlösende Wort zu sprechen, als dem 
Schwachen, in dessen Munde es notwendigerweise zum Einge- 
ständnis der Schwäche würde. Auf der Seite unserer Feinde 
haben bereits drei Königreiche zu bestehen aufgehört; die fremde 
GroBmacht im fernen Osten läßt die Welt im Ungewissen, ob sie 
ihren Anteil am Kriege für beendet hält, oder nicht; Rußland 
und Frankreich haben nicht bloß große, sondern auch bedeut- 
same Teile ihres Gebietes eingebüßt; wie diese beiden Mächte 
befindet sich auch Italien für Ausrüstung und Ernährung in 
Schwierigkeiten und hat! seine wirtschaftliche und finanzielle 
Unabhängigkeit dahinschwinden schen, wenngleich diese Staaten 
sie nicht an den Feind, sondern an den Freund verloren haben. 
Aber eben der Umstand, daß diese drei Staaten des Vierverbandes 
von England abhängig geworden sind, scheint zu bewirken, 
daß die Ungebrochenheit Englands einen psychologisch desto 
stärkeren Einfluß ausübt; einen so starken, daß die Mächte des 
Vierverbandes, weil England zur See bei Neutralen und Freun- 
den Furcht und Hoffnung einflößt, bis heute noch eine Sprache 
der Siegesgewißheit führen. Ja, nicht einmal die Einbuße an 
Prestige, die der Rückzug von Gallipoli, die Erfolge der Untersee- 
bote und der Einbruch der Luftfahrzeuge in die sichere Ideenwelt 
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eines Inselvolkes bewirkten, haben bis jetzt etwas Wesent- 
liches daran geändert. So steht die Welt heute in allem Wesent- 
lichen unter dem Einfluß der einen Tatsache, daß es England ge- 
lungen ist, seine Flotte in einem sicheren Versteck vom Kampfe 
fern und dadurch unversehrt zu erhalten. Obgleich es keinen 
militärischen Sachverständigen gibt, der es für möglich hält, 
daß der bisherige Erfolg des Krieges noch in sein Gegenteil ver- 
kehrt werden könnte, und obgleich sachlich kein Zweifel darüber 
besteht, daß von seiten unserer Feinde der Krieg nur noch fortge- 
setzt wird, um durch Ermüdung einen Einfluß auf günstigere 
Friedensbedingungen zu gewinnen, ist doch in Petersburg, Paris 
und Rom, ja in London selbst, die amtliche Sprache noch immer 
die der Siegesgewißheit, als ob alle jene Erfolge nicht vorhanden 
oder nicht von Bedeutung wären. Solange diese Fiktion im 
Vierverbande aufrechterhalten wird, macht sie dem ihm gegen- 
überstehenden siegreichen Vierbunde es unmöglich, jene ritter- 
liche Pflicht des Siegers zu üben. | 

Da also in diesem Kriege der Zeitpunkt der Friedensver- 
handlungen von denen bestimmt wird, die nach der militärischen 
Lage auf sämtlichen Kriegsschauplätzen die Unterlegenen sind, 
so müssen bei uns, wenn wir von diesem Zeitpunkt nicht eines 
Tages überrascht werden sollen, die notwendigen Vorbereitungen 
für die schweren Ueberleitungsarbeiten vom Kriege zum Frieden 
ohne Verzug in Angriff genommen werden. Denn daß es sich 
hier um eine schwere, vorbereitende Gedankenarbeit handelt, 
darüber sind alle Kreise der Nation einig. Es gibt keinen Ver- 
waltungszweig in Staat und Gemeinde, keine gemeinnützige 
Vereinstätigkeit, keine Organisation in Landwirtschaft, Gewerbe 
und Handel, keine Unternehmer- oder Arbeitervertretung, 
in der nicht gegenwärtig mit Ernst und Nachhaltigkeit erwogen 
würde, welche vorbereitende Gedankenarbeit schon geleistet 
sein muß, wenn eines Tages nach allen Mühseligkeiten des Krieges 
der Friede neue und vielleicht größere, weil dauernde, Aufgaben 
stellt. 

Aber es will scheinen, daß neben dieser jeden einzelnen 
Aufgabenkreis liebevoll und sorgenvoll erfassenden Arbeit auch 
ein das Ganze ins Auge fassender Gedankengang notwendig wäre. 
Freilich, wer möchte sich erkühnen, die Gesamtheit aller Aufgaben, 
die dem deutschen Volke aus diesem Kriege zuwachsen, erschöpfend 
darzulegen! Was für das Volk im ganzen eine Arbeit von Jahren 
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sein wird, kann, auch bei noch so geringen Anforderungen ein 
einzelner sich nicht als Thema für Wochen oder Monate denken. 
Hier ist nicht etwa die Vollständigkeit nur im absoluten Sinne 
ausgeschlossen (was bei vielen ähnlichen, in der Wissenschaft 
geduldeten Arbeiten als selbstverständlich hingenommen wird); 
sie kann auch nicht annähernd erreicht, ja sie kann nicht einmal 
ernsthaft angestrebt werden. Werden sich doch vielfach die 
wirklichen Aufgaben unserem Auge erst erschließen, wenn 
die gröbste Arbeit getan und in der feineren uns das unvermeid- 
liche erste Mißlingen die notwendigen Erfahrungen zugeführt 
haben wird. In diesem Augenblick hat der zusammenfassende 
Versuch einen andern Zweck, als den der Vollständigkeit des 
Inhalts. Er will eine tunlichste Vollständigkeit des Rahmens 
gewähren und damit jedem, der sich zu seinem Teile bemüht, 
an der großen Aufgabe der Nation mitzuwirken, die Stelle 
nennen, an der sein Wirken seinen Platz findet, ihm zeigen, was 
links und rechts von ihm vorgeht oder vermißt wird, und auf 
Zusammenhänge hinweisen, die kennen zu lernen gleich wichtig 
ist, sie mögen fördern oder hemmend sein. Jeder von uns, der 
an irgend einem Punkte sich an dieser Arbeit beteiligt, schwebt in 
der Gefahr, seinen Gegenstand zu überschätzen. Desto mehr, je grö- 
Ber die Liebe und die Hingebung ist, mit der er sich der einmal ge- 
faßten Aufgabe widmet. Zu sehen, daß in anderen Gebieten andere 
mit der gleichen Liebe und Hingebung arbeiten, kann an sich schon 
einen Gewinn bedeuten. Eine solche gegenseitige Beobachtung und 
Berücksichtigung der verschiedenen Arbeitsgebiete wird um so be- 
deutungsvoller sein, da die Aufgabe der Ueberleitung es keines- 
wegs bloß mit einem vorübergehenden Zustande zu tun haben 
wird. Denn neben der Wiedereinlenkung von Wirtschaft und 
Verwaltung in die normalen Bahnen des Friedenslebens werden 
gleichzeitig die dauernden Aufgaben festzuleg:n sein, die sich 
aus den veränderten Verhältnissen dem Staats- und Volksleben 
aufzwingen. Auch werden diese beiden Aufgaben nicht einmal 
streng voneinander zu sondern sein. Zuweilen werden bequeme 
Wege für das erste Einfahren vermieden werden müssen, weil sie 
einer sachgemäßen Erfassung jener dauernden Aufgaben wider- 
streben. In anderen Fällen wird eine Richtungsveränderung, 
die auf lange Zeiträume bemessen ist, sich schon frühzeitig er- 
zwingen und als unaufschiebbar erweisen. In noch anderen können 
weitausschauende Pläne unausführbar werden, weil unüber- 
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steigliche Hindernisse der Uebergangszeit ihnen entgegenste- 
hen. Alle diese verschiedenen Möglichkeiten können nicht 
bloß in einem und demselben Gebiete miteinander in Kon- 
kurrenz treten, sondern auch in benachbarten, ja selbst in schein- 
bar entlegenen. Außer diesen beiden Aufgaben aber werden wir 
unsere Aufmerksamkeit in jedem Verwaltungsgebiete auch einer 
dritten zuzuwenden haben: festzustellen, welche Erfahrungen 
aus der diesmaligen Kriegsverwaltung für die Heimatstätig- 
keit in einem zukünftigen Kriege zu verwerten sind. Namentlich 
wenn in dieser Beziehung ein Zusammenarbeiten der verschie- 
denen Ressorts ermöglicht werden soll, muß mit einer literarisch 
einheitlichen Behandlung begonnen werden. — Liegt daher indem 
umfassenden Charakter einer solchen Arbeit ein Wagnis, so liegt 
in dessen Notwendigkeit auch gleichzeitig seine Rechtfertigung. 
Seitdem in den 60er und 7oer Jahren zum letzten Male eine 
Verwaltungsreform in verschiedenen deutschen Staaten gleich- 
zeitig eingesetzt hatte, hat der Ruf nach ernsterer und mehr 
durchgreifender Wiederaufnahme einer solchen Bewegung nicht 
mehr aufgehört und ist auch durch Versuche der letzten Zeit, 
die mit äußerlich großem Aufwand kleinere Aenderungen vor- 
zubereiten suchten, nicht zum Schweigen gebracht worden. Das 
Verlangen nach einer Reform »an Haupt und Gliedern«, nament- 
lich wenn ihm, wie gegenwärtig, ein immer weitere Kreise er- 
greifendes Verlangen nach Reform des Wahlrechts in einer Reihe 
von Landesstaaten zur Seite geht, muß als allgemeine, die ganze 
Verwaltung umfassende Forderung notwendigerweise einen Zu- 


sammenhang mit allen Einzelfragen zeigen, die der Verlauf und 


die Beendigung des Krieges auf die politische Tagesordnung 
bringen. Aber auch in dem Mikrokosmus jedes einzelnen Ver- 
waltungszweiges wiederholt sich dieselbe Erscheinung, daß die 
Forderungen dieser Kriegszeit auf lange vorbereitete Reform- 
forderungen allgemeinerer Art stoßen: Strafrechtsreform, Um- 
gestaltung der Polizei, Einführung eines mehr kaufmännischen 
Charakters in die Staatsbetriebe von Eisenbahn, Post, Telegraphie 
usw., Zonentarif, veränderte Stellung der Arbeiter, grundsätzliche 
und übersichtliche Abgrenzung zwischen Reichssteuern und 
Landessteuern u. a. m. Häufig stimmen bei streitigen Prinzipien- 
fragen die streitenden Teile gerade darin überein, daß die Be- 
endigung des Krieges die geeignetste Zeit sein werde, um in 
dem alten prinzipiellen Streit die zukünftige Richtung durch 
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kräftigen Spruch zu bestimmen. Die Anhänger der Einheits- 
schule erhoffen von der Bewährung der nationalen Einheit die 
Anerkennung dieses Grundsatzes, ebenso wie die Gegner vcn der 
Bewährung unseres Unterrichts- und Erziehungssystems das 
Ablassen von grundsätzlichen Aenderungen erhoffen. Einerseits 
wird für die volle Durchführung einer »Frauenemanzipation« die 
Tätigkeit der Frau während des Krieges angeführt, während 
andererseits nach so zahlreichen und schnell aufeinanderfolgenden 
Aenderungen in der Stellung der Frau, wie sie die letzten Jahr- 
zehnte gebracht haben, für die aus den Schützengräben zurück- 
kehrende Männerwelt eine gewisse Schonzeit als billig beansprucht 
wird. Die Anhänger der Sprachreinigung erwarten von dem 
Aufschwung nationalen Empfindens, daß der gesamte Behörden- 
körper sich in den Dienst ihrer Sache stellen werde; aber ihnen 
stehen ebenso national empfindende Kenner der deutschen Sprache 
und des deutschen Volkstums gegenüber, die gerade von der Größe 
der Zeit erhoffen, daß sie eine Bewegung zum Stillstand bringe, 
die ihnen kleinlich, geschmacklos und dem Geist der deutschen 
Sprache zuwider scheint. Von einer Arbeit wie der vorliegenden 
könnte man vielleicht annehmen, daß sie alle diese Probleme 
in den Bereich ihrer Erörterungen zieht, ja, daß sie vielleicht 
darüber hinausgehend dazu Stellung nehme, ob nicht die gegen- 
wärtige Zeit geeignet ist, manches mit Unrecht vergessene Pro- 
blem früherer Zeiten (wie das der Ministerverantwortlichkeit, des 
Selbstverwaltungs-Begriffs usw.) gerade jetzt wieder hervor- 
zuholen. Andrerseits müssen der Arbeit, wenn sie bewältigt 
werden soll, Grenzen gezogen werden. Zwischen diesen beiden 
Schwierigkeiten eine prinzipielle Richtungslinie zu finden, schien 
unmöglich. Es mag sein, daß im folgenden in der Einbeziehung 
oder Ausschließung allgemeinerer Fragen keine Gleichmäßigkeit 
erzielt ist. Aber dies wird schwerlich als ein wesentlicher Nachteil 
bei einer Arbeit angesehen werden, die ohnedies nach dem Zeit- 
punkte in dem sie erscheint !), nur beanspruchen kann, ein Auf- 
riB für zukünftige Gedankengänge zu sein, über die auch in den 
Punkten, in denen sie zu schwebenden Fragen bestimmte Stel- 
lung nimmt, weit weniger auf die Beantwortung Gewicht legt, 
als auf die richtige Einreihung der einzelnen Probleme. 

Am Tage des Kriegsausbruchs hat der Verfasser dieser 


1) Der Hauptteil der Arbeit ist um die Jahreswende von 1915 zu 1916 
geschrieben. 
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Art sein. Im Rahmen dieses Aufsatzes werden wir von einer 
inhaltlichen Formulierung der zukünftigen Friedensverträge, 
z. B. in territorialer Beziehung, zunächst absehen und uns mehr 
mit der formalen Seite zu beschäftigen haben. Was in formaler 
Beziehung die zukünftigen Friedensverträge zu lösen haben 
werden, darüber besteht kein Zweitel: es ist die Wiederher- 
stellung eines bindenden Vertragszustandes zwischen den bisher 
feindlichen Mächten, oder, wie man es manchmal ausgedrückt 
hat, die Wiederherstellung des Völkerrechts. 

Mit allgemeiner Verzweifelung sieht man dem Zustande des 
Völkerrechts entgegen, wie er aus diesem Kriege hervorgehen 
wird. Immer weitere Kreise hat im Laufe des Krieges die Ueber- 
zeugung ergriffen, daß die Vorstellung, es könne auch der Waffen- 
gang Gesetzen unterworfen werden, sich als eine Illusion heraus- 
gestellt habe, und daß keine noch so starke humanitäre oder 
politische Bewegung imstande sein werde, in Zukunft einen 
Kriegführenden noch an Regeln zu zwingen, deren Beobachtung 
ihn einem weniger gewissenhaften Feinde gegenüber in Nach- 
teil bringen würde. 

Ich stelle der Entwickelung des Völkerrechts im Kriege eine 
andere Prognose. Ich habe den Eindruck, daß die Klagen über 
Völkerrechtsverletzungen in diesem Kriege mit größerer Inten- 
sität sich vernehmlich gemacht haben, als in irgendeinem 
früheren, daß aus diesen Klagen das tiefe, sehnsüchtige Verlangen 
der Menschheit nach einengenden Regeln auch für den kriegeri- 
schen Austrag ihrer Zwistigkeiten spricht, und daß selbst die 
heuchlerische Art, mit der die gröbste Völkerrechtsverletzung 
geleugnet und, wenn irgend möglich in ihrer Verursachung auf 
den Gegner abgewälzt wurde, eine nicht zu verkennende »Huldi- 
gung des Lasters an die Tugend« darstellt. Ein Fortschritt des 
Völkerrechts im Kriege hat sich niemals anders eingeleitet, 
als durch Klagen über die Verletzung von Sitte und Regelim 
Kampfe. Sie ist stets aus einer Situation hervorgegangen, die an 
der Möglichkeit der Lösung verzweifelte, und ist immer davon 
abhängig gewesen, daß einzelne diese Verzweifelung nicht teilten. 
‘Als der wüsteste Kampfeszustand gilt zweifellos der 30jährige 
Krieg. Sieben Jahre bereits währte der Krieg ununterbrochen 
mit steigender Erbitterung, als im Jahre 1625 Hugo Grotius 
dem Verlangen, daß auch im Kriege ein bindendes Völkerrecht 
gelten müsse, den ersten monumentalen Ausdruck gab. Was 
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er wollte, war in dem Titel seines Werkes ausgedrückt: »Vom 
Rechte des Krieges und des Friedens.« Mitten in konfessio- 
neller Verhetzung, in politischer Zerreißung der gesamten euro- 
päischen Welt sprach ein theologisch und juristisch gebildeter 
Mann, selbst ein Opfer der Verquickung von Religion und Politik 
und nur mit knapper Not vor seinen Verfolgern gerettet, die 
Ueberzeugung aus, die zerklüftete Welt werde sich zur Einig- 
keit zusammenschließen, um für den Austrag ihrer Gegensätze 
Regeln aufzustellen, und es werden alle Staaten der Erde Vertreter 
ernennen, um auf einem gemeinsamen Kongreß das Gesetzbuch 
der Völker festzustellen. Wer konnte wohl damals etwas anderes 
darin sehen, als den unverwüstlichen Optimismus des überzeu- 
gungstreuen Denkers, der den Mut der Propbezeiung nicht verliert, 
wenngleich die Erfüllung nur dem Ende aller Zeiten vorbehalten 
sei. Und doch hat der Verfasser selbst den Zusammentritt eines 
solchen Kongresses noch erlebt. Fünfzehn Jahre nach dem Er- 
scheinen seines Buches trat in der Tat in Münster und Osnabrück 
ein solcher europäischer Kongreß zusammen, und, wenngleich erst 
nach achtjähriger schwerer Beratung, ging doch im Jahre 1648 
daraus das erste europäische Gesetzbuch, der »Westfälische 
Friede« hervor. Ungünstiger als damals liegen die Verhältnisse 
heute nicht. Alle historische Erfahrung spricht dafür, daß die 
Völkerrechtsverletzungen dieses Krieges die verstärkte Ueber- 
zeugung hervorbringen werden, daß auch der Krieg seine Gesetze 
haben müsse. 

Uebrigens bedarf die Vorstellung, daß dieser Krieg ohne 
Beobachtung des Völkerrechts geführt worden sei, in sehr be- 
deutendem Maße der Korrektur. Gewisse völkerrechtliche 
Vorstellungen sind uns so in Fleisch und Blut übergegangen, 
daß wir uns ihrer Beobachtung nicht mehr bewußt sind. Ein 
Baralongfall bringt uns in Aufruhr. Daß aber in der Regel 
britische Seeleute die feindlichen Kameraden genau so auf- 
fischten, wie wir es mit unseren Feinden taten, nehmen wir — 
und zwar mit Recht — als selbstverständlich hin. Die Nachricht, 
daß ein Lazarett trotz der weithin kenntlichen weißen Fahne 
mit dem roten Kreuz beschossen worden sei, löst Empörung 
aus; daß tausende solcher Lazarette verschont wurden, kann 
sich nicht zu einer Nachricht verdichten, weil es selbstverständlich 
ist. Ja, in den wichtigsten Dingen geht diese Selbstverständlich- 
keit so weit, daß man Gefahr läuft, der Lächerlichkeit oder der 
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Sophistik beschuldigt zu werden, wenn man auch nur darauf auf- 
merksam macht. Wer würde wagen, es als Bewährung des Völker- 
rechts hinzustellen, daß man in keinem der kricgführenden Staaten 
die Gefangenen vom Leben zum Tode befördert habe. Und doch 
ist historisch zweifelbar, daß hierin eine solche Bewährung liegt. 
Ja, daß dies niemand mehr betonen kann, ohne sich den Vorwurf 
zuzuziehen, daß schon in dem bloßen Aussprechen des Selbst- 
verständlichen eine Roheit liege, gerade das ist das deutlichste 
Zeichen einer zum Abschluß gelangten vielhundert jährigen Ent- 
wikelung. Uebrigens sind die Umstände, unter denen diesmal 
die korrekte Behandlung der Gefangenen sich vollzog, be- 
sonders bemerkenswert, gerade weil sie trotz vorausgegange- 
ner Völkerrechtsverletzungen in selbstverständlicher Korrekt- 
heit blieb. Daß England uns die Nahrungsmittelzufuhr 
abschnitt, war deswegen eine besonders starke Völkerrechts- 
verletzung, weil sie sich nicht bloß gegen uns, sondern minde- 
stens ebensosehr gegen die Neutralen richtete. Sie hatte 
Folgen, an die selbst England nicht gedacht hatte. Denn er- 
griffen wurden diese Maßregeln von England in der Ueber- 
zeugung, daß sie dem Krieg ein Ende machen würden. Daß 
wir auch diesen Kampf aufnahmen und durch rationelle Wirt- 
schaft ein Erntejahr hindurch hielten, schuf eine auch dem 
Feinde unerwartete Lage. Während wir in die Notwendigkeit 
versetzt waren, unseren Nahrungsmittelvorrat und unseren 
Nahrungsmittelbedarf durch genaue Berechnung von Monat 
zu Monat möglichst in Einklang zu bringen, führten die Er- 
folge unserer Waffen uns eine beständig steigende Zahl von 
Gefangenen ins Land: zu etwa 609—70 Millionen Einwohnern, 
die aus den deutschen Vorräten zu ernähren waren, kamen 2 bis 
3 Millionen Gefangene. Um viel mehr als um 5— 10°, drehten 
sich die Schwierigkeiten unserer Ernährungsberechnungen auch 
nicht. Und trotzdem ist in der ganzen Zeit doch niemand auf 
den Gedanken gekommen, zu sagen: was uns zum sicheren 
Auskommen mit Nahrungsmitteln fehlt, sei in erster Linie 
an der Ernährung der Gefangenen zu sparen. Wäre es ge- 
schehen, so wäre die Verantwortung nicht auf uns, sondern 
auf England gefallen, das in offenem WVölkerrechtsbruch der 
Bevölkerung die Nahrungsmittelzufuhr abschnitt. Aber es 
ist nicht geschehen. Die Verptlegung der Gefangenen ist viel- 
mehr genau so wie die Verpflegung in allen öffentlichen An- 
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stalten bei uns geregelt, und im Laufe des Krieges sind sogar 
umfassende hygienisch-belehrende Veranstaltungen zur Ver- 
besserung getroffen worden. — Kulturhistorisch kann man sich 
nicht anders als über große Zeiträume hin orientieren. Wenn 
der größte Erfolg eines Rechtslebens immer darin liegt, daß 
die Befolgung gewisser Sätze nicht mehr als Bestandteil des 
Rechtslebens empfunden, sondern nur noch unbewußt geübt wird, 
so liegt dieser Erfolg ganz sicher in der diesmaligen Behandlung 
der Gefangenen vor ?). — Ganz unbemerkt ferner hat sich in diesem 
Kriege eine Konsistenz des Völkerrechts gezeigt, die noch in kei- 
nem früheren zu beobachten war. Das neuere Völkerrecht kennt 
neben den Beziehungen einzelner Staaten zueinander auch den Be- 
griff einer gemeinschaftlichen Organisation mit personenähnlichem 
Charakter, wie den Welt-Postverein, Welt-Telegraphenverein, 
in gewisser Weise auch Welt-Eisenbahnverein usw. In früheren 
Zeiten wäre niemand auf den Gedanken gekommen, daß 
in einem Weltkriege, in den fast alle größeren Mitglieder eines, 
Staatenvereins verstrickt sind, der Verein noch als fortbestehend 
gedacht werden könnte. Diesmal umgekehrt ist niemand auf den 
Gedanken gekommen, daß dieses völkerrechtliche Gebilde durch 
den Krieg in Frage gestellt sein könnte. Man hält die Postbe- 
ziehungen der kriegführenden Staaten für suspendiert. Aber 
niemand würde sich wundern, wenn sie nach dem Kriege ohne 
besondere Förmlichkeiten an dem Punkte wieder aufgenommen 
würden, an dem sie am I. August 1914 unterbrochen wurden ô). 
In manchen andern internationalen Körperschaften haben während 
des Krieges Gehaltszahlungen u. ä. notwendige Ausgaben ruhig 
ihren Fortgang genommen unter buchmäßiger Belastung der 
kriegführenden Staaten, von denen Beiträge nicht eingegangen 
waren; dem Vernehmen nach sogar teilweise unter Mitwirkung 
kriegführender Staaten. Man denke nicht gering darüber, daß 
dies z. T. bescheidene Körperschaften mit stiller wissenschaft- 
licher 5) Wirksamkeit sind, wie die aus der Meterkommission 
hervorgegangene Internationale Vereinigung für Maße und Ge- 


3) Daß die Unterbringung von Europäern im Klima von Dahomey eine Art 
trokener Guillotine darstellt, soll nicht bestritten werden. Aber sie ist ja schließ- 
lich auch rückgängig gemacht worden. | 

*) Aus praktischen Gründen wird es sich empfehlen, Bestimmungen darüber in 
die Friedensverträge aufzunehmen; namentlich weil Kostenfragen aus der Zwischen- 
zeit zu regeln sein werden. 

$) Ueber Internationalität der Wissenschaft als treibende Kraft s. u. im Abschnitt: 
Unterricht usw. 
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wichte, die »Internationale Geodätische Vereinigung« (diese bei- 
den mit dem Sitze in Berlin), die »Internationale Vereinigung 
für Erdbebenforschung« u. a. m. Schon die internationalen Bu- 
reaus in Bern zum Schutze des literarischen, künstlerischen 
und gewerblichen Eigentums zeigen den Uebergang von wissen- . 
schaftlichen zu anderen Interessen, und jedenfalls bedeutet die 
Fortdauer von internationalen Schöpfungen, mag ihr Gegenstand 
sein, welcher er wolle, eine wichtige Tatsache für Fortdauer und 
Weiterbildung eines internationalen Rechts. — Endlich aber, 
soweit wirklich massenweis Verletzungen des Völkerrechts vor- 
liegen, teilt das Völkerrecht dieses Schicksal mit anderen Rechts- 
gebieten. Wenn Jahr für Jahr die Strafrechtsstatistik an 
Verbrechen und Vergehen gegen die Reichsgesetze weit über 
1, Mill. Fälle aufweist, so wird daraus niemand den Schluß ziehen 
wollen, daß unser Strafrecht eigentlich kein Recht darstelle, 
weil es doch beständig verletzt werde. Besässen wir eine voll- 
ständige Statistik auch der Uebertretungen und der Verletzungen 
aller Landes- und Ortsstrafgesetze, so würden wir alljährlich wohl 
auf mehrere Millionen kommen. Es würde lohnen, einmal eine 
Zählung darüber zu veranstalten, wieviel erwachsene Männer 
es im Deutschen Reiche gibt, die nie in ihrem Leben ein Straf- 
gesetz verletzt haben. Und unter den 3—6 Mill. Zivilprozessen, 
mit denen die deutschen Gerichte sich alljährlich beschäftigen müs- 
sen, geht doch auch ein sehr großer Teil (vielleicht der größte) 
auf zweifellose Rechtsverletzungen zurück; eine Zahl, die noch 
gewaltig anschwellen würde, wenn man die Menge von Fällen 
zählen könnte, in denen wir die Verletzung des »Bürgerlichen 
Rechts« ruhig hinzunehmen uns gewöhnt haben, weil wir die 
Verfolgung als aussichtslos oder als zu mühsam ansehen. Wenn 
wir auf Verletzungen unseres Straf- und Zivilrechts mit solcher 
Sicherheit rechnen, daß wir dafür im Deutschen Reiche ein Heer 
von Io 000 Richtern, I2 000 Rechtsanwälten, dazu noch Staats- 
und Amtsanwälten, sowie Krıminalbeamten aller Art unter- 
halten, — können wir uns dann eigentlich darüber wundern, daß 
ebenso wie das Straf- und das Zivilrecht auch das Völkerrecht 
verletzt wird? Daß es häufiger oder schwerer verletzt würde, 
dafür ist ein Nachweis weder erbracht noch versucht, ja, es ist 
noch nicht einmal mit voller Präzision die Behauptung aufge- 
stellt worden. 

Nur in einer Beziehung zeigt das Völkerrecht in diesem 
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Kriege ein anderes Gesicht als in den früheren. Den Satz, daß 
der Krieg gegen den feindlichen Staat, aber nicht gegen seine 
Bürger geführt werde, hielten wir für durchgedrungen. Die gegen- 
teilige Anschauung, daß man sich jedes Mitgliedes des feindlichen 
Staates bemächtigen könne, wo man es finde, daß man ihm sein 
Hab und Gut abnehmen könne, daß man seiner Verpflichtungen ` 
gegen ihn los und ledig sei, diese Anschauung hielten wir für 
ausgestorben. Als die ersten Nachrichten über Gesetze und Ver- 
ordnungen gegen die alien enemies von England zu uns herüber- 
kamen, wurden sie nicht verstanden, und als sie verstanden wurden, 
wurden sie nicht geglaubt ®). Als ihre Richtigkeit sich aber nur 
allzusehr herausstellte, und als schon die bloße Notwendigkeit, 
sich gegen eine einseitige Verschlechterung der Zahlungsbilanz 
zur Wehr zu setzen, uns zwang, dieselben Anschauungen »im 
Wege der Vergeltunge unseren Maßregeln zugrunde zu legen, 
da setzte sich schnell die Denkgewöhnung fest, daß während des 
Krieges Verpflichtungen gegen den s»feindesländischen Aus- 
länders (dieser gezwungenen Ausdrucksweise mußten wir uns 
einstweilen noch bedienen, da der s»feindliche« Ausländer unserem 
Recht unbekannt ist) nicht erfüllt zu werden brauchten, ja 
nicht einmal erfüllt werden dürften. Aehnliches gilt von der 
Internierung der Ausländer. Als bei Beginn .des Krieges 1870 
Frankreich alle Deutschen des Landes verwies, war die Empörung 
allgemein. Und ohne daß man behaupten konnte, daß ein Staat 
sein formelles Recht, jeden lästigen Ausländer auszuweisen, nicht 
auch auf diese Art ausüben dürfe, erklärte doch damals der 
Völkerrechtslehrer Bluntschli den Vorgang für so beispiellos, 
daß man bis ins Altertum zurückgehen müsse, um dafür einen 
Ausdruck — Xenelasie — zu finden. Heute aber, wie froh wären 
wir, wenn England, Frankreich, Rußland bei Beginn des Krieges 
alle Deutschen ausgewiesen hätten. Als nun auch hier Deutschland 
die Maßregel erwiderte, von denen seine Angehörigen betroffen 
waren, setzte sich sehr bald die Vorstellung von »Zivilgefangenen« 
als einer regulären Einrichtung fest. In diesem Punkte, das muß 
in vollem Umfange zugegeben werden, bedeutet der August 1914 
einen Einbruch in die Grundlagen aller bis dahin festgehaltenen 
Völkerrechtsanschauungen. — Aber wir müssen aus doch auch 
klar werden, daß bis zu einem gewissen Grade die ver- 


®) Jastrow, Geld und Kredit im Kriege (Weltwirtsch. Archiv, Erstes Er- 
gänz.-Heft. Jena, Fischer, 1915), S. 45—46. 
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änderte Anschauung mit dem veränderten Charakter des mo- 
dernen Krieges zusammenhängt. Im Zeitalter der Landsknechte 
war der Krieg tatsächlich nichts als eine Angelegenheit der beider- 
seitigen Armeen. Der Krieg war gewissermaßen ein Abkommen 
der beiden Staaten, daß der Zwist durch die Armeen entschieden 
werden solle. Als an die Stelle fremder Mietlinge Rekruten 
des eigenen Landes traten, lag hierin zunächst noch keine 
Aenderung des Verhältnisses; um so weniger, da die so 
entstehenden Armeen des 18. Jahrhunderts zwischen einheimi- 
schen und fremden Mietlingen niemals einen Unterschied mach- 
ten. Aber schon in der »levée en masse« der französischen Revo- 
lution lag der Gedanke, daß das ganze Volk sich erheben solle; 
in der preußischen allgemeinen Wehrpflicht wurde dieser Ge- 
danke unaufhörlich betont und schon in Friedenszeiten als Prinzip 
eingeschärft. Seitdem dieser Gedanke aufgehört hat, eine preu- 
Bisch-deutsche Eigentümlichkeit zu sein, und nach und nach 
von Oesterreich-Ungarn, Frankreich, Rußland, Italien ange- 
nommen wurde, mußte in der Tat die Anschauung, daß der 
Krieg eine Angelegenheit des ganzen Volkes sei, Erscheinungen 
hervorrufen, die man schon überwunden glaubte. Und zwar 
mußte dies notwendigerweise sofort im Augenblick des Kriegsbe- 
ginnes geschehen. Denn waffenfähige Männer in das Feindesland 
zurückkehren lassen, würde heißen, dem Feinde Soldaten zuführen. 
Es lag freilich eine Ironie der Weltgeschichte darin, daß diese höchst - 
logische Konsequenz gerade von dem einzigen Staate gezogen 
wurde, der sich der Heranziehung seiner Bürger zur Wehrpflicht 
enthielt: England, das seine eigenen Bürger schonte, kam am Tage 
der Kriegserklärung auf den Gedanken, in jedem in England 
weilenden »Feinde« einen Soldaten zu sehen. Und während bei- 
spielsweise Oesterreich - Ungarn den serbischen Generalstabs- 
chef, der nach der Kriegserklärung Kriegsgefangener war, mit 
gutem Humor seinem Heere zusandte, glaubte England sich 
berechtigt, deutsche und österreichisch-ungarische Bürger als 
»Zivilgefangene« zurückzubehalten. Zwar ist dieses Vorgehen der 
Staaten in diesem Kriege nicht mit den veränderten Anschau- 
ungen über die Wehrpflicht begründet worden, sondern mit 
Vorsichtsmaßregeln wegen Spionage u. a. (wie es denn auch 
prinzipiell gegenüber Männern und Frauen unterschiedslos 
in Anspruch genommen wurde); aber daß es von der heute le- 
benden Generation verhältnismäßig ruhig ertragen wurde, daß 
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die Empörung schnell verrauchte und niemals auch nur ent- 
fernt so groß war, wie über die doch gelinderen Maßregeln von 
1870, das hängt offensichtlich mit der veränderten Auffassung 
vom Volk als Träger des Krieges zusammen. 

Dementsprechend wird voraussichtlich die zukünftige Ent- 
wiklung des Völkerrechts in zwei Strängen verlaufen müssen. Einer- 
seits werden wir die Ausbildung gemeinsamer Rechtssätze für 
ein Völkerrecht im Kriege, wie es von der Genfer Konvention 
von 1864 bis zu dem neuen Genfer Abkommen von 1906 für den 
Landkrieg ausgebildet ist und für den Seekrieg in der Haager 
Konvention von 10907 ein im großen und ganzen brauchbares 
Fundament (ob ratifiziert oder nicht) gefunden hat, weiter 
fortzusetzen haben und darauf bedacht sein müssen, daß die 
Stoßkraft der Rechtssätze durch Masse und systematischen 
Zusammenhang verstärkt werde. Daß es Juristen gibt, die die 
praktische Bedeutung dieser Systematik überschätzen und 
die meinen, daß eine gute Systematik des Völkerrechts einen 
Schutz gegen seine Verletzungen enthalte, darf kein Grund 
sein, dieser Arbeit das Maß von Schätzung zu versagen, das ihr 
trotz allem zukommt. Wenngleich die Erfahrung lehrt, daß 
kein noch so gutes Völkerrechtssystem einen Schutz dagegen 
gewährt, daß der Mächtige sich darüber hinwegsetzt, so lehrt 
doch auch dieselbe Erfahrung — und dies ist nach dem oben 
Gesazten mit voller Entschiedenheit aufrecht zu erhalten —, daß 
mit zunehmender schriftlicher Fixierung von Rechtssätzen auch 
die Gewöhnung der Völker an ihre Beobachtung zunimmt. Inwie- 
weit darüber hinaus auch noch »reale Garantien« für die Beob- 
achtung des Völkerrechts geschaffen werden können, diese Frage 
reduziert sich bei Beendigung dieses Krieges fast vollständig 
auf die politische Frage, inwieweit es möglich sein wird, Englands 
Sonderstellung zur See zu beseitigen. Diese Sonderstellung 
beruht im wesentlichen auf zwei Momenten, darauf, daß fast 
alle wichtigen Meerengen der Erdoberfläche sich in den Händen 
einer Macht befinden, und daß dieselbe Macht eine Flotte 
von konkurrenzloser Größe besitzt. Das zweite dieser Momente 
kann im Friedensvertrage nicht zur Regelung kommen. Ob 
das erste, hängt von der Intensität des Sieges ab. Aber schon darin 
liegt ein Fortschritt, daß der Verlauf dieses Krieges das völker- 
rechtliche Problem der Internationalisierung der Meerengen 
weiten Kreisen der denkenden Menschheit klar gemacht hat, 
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Die starke Friedenssehnsucht, die alle Völker des Erdballs wäh- 
rend der Friedensverhandlungen beherrschen wird, sollte für 
uns kein Grund sein, auf diese Gelegenheit einer Festlegung 
gewisser Rechtssätze aus dem Völkerrecht des Krieges zu ver- 
zichten. Verläuft der Seekrieg weiter wie bisher in der Art, 
daß England bis zum Friedensschluß seine Flotte versteckt 
hält, so wird England weit eher geneigt sein, völkerrechtlichen 
Bestimmungen seine Zustimmung zu gewähren, wenn es die 
physische Möglichkeit behält, vermöge seiner Flottenmacht 
sich gegebenenfalls darüber hinwegzusetzen. Gänzlich wertlos 
ist darum die schriftliche Fixierung doch nicht. Die »Her- 
stellung des Gleichgewichts zur See« bleibt ohnedies ein Pro- 
grammpunkt der nächsten Jahrzehnte. Und es fehlt nicht an 
Entwicklungsmöglichkeiten, die dem Grundsatz der Freiheit 
der Meere eine mehr naturnotwendige Geltung verschaffen 
und die Prämie auf seine Verletzung herabdrücken. Die wich- 
tigste dieser natürlichen Möglichkeiten liegt in der politischen 
Zusammenfassung größerer Landmassen, die in sich für die 
Dauer eines Krieges eine größere Unabhängigkeit von jeder See- 
herrschaft besitzen. Schon daß Deutschland, Oesterreich- 
Ungarn, Bulgarien und die Türkei mit dem okkupierten Ser- 
bien zusammen eine verbündete Ländermasse svon Hamburg 
bis Bagdad« darstellen, hat in diesem Kriege manches wichtige 
»Durchhalten« ermöglicht, auf dessen Verhinderung die englische 
Seeherrschaft mit Sicherheit gerechnet hatte. Hier kann 
für die gesamte Staatenfamilie der Erde der Anfang zu einer 
natürlichen geographisch zusammenhängenden Staatengruppie- 
rung liegen, die als zukünftiges Prinzip desto mehr Aussicht 
auf Verwirklichung hat, je deutlicher in und nach diesem Kriege 
das Kunstwerk einer Koalition von Rußland und Frankreich, 
von England und Italien sich in seine natürlichen Gegensätze 
umgruppieren wird. Nur darf dies nicht so verstanden werden, 
als ob das Verhältnis zu unseren Bundesgenossen, einmal durch 
den Krieg besiegelt, sich als natürliche Einheit von selbst fort- 
helfen werde. Es ist dies ein Verhältnis, das nur bestehen bleibt, 
wenn es stets aufs Neue geschaffen und in seinen Einzelheiten 
den sich verändernden Zuständen und Forderungen des Tages 
angepaßt wird. Mit diesem neuen geographischen Bündnis- 
typus übernimmt Deutschland nicht ein Geschenk aus der Ver- 
gangenheit, sondern eine Aufgabe für die Zukunft, deren glück- 
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liche Lösung ‚unter Umständen zu den bedeutendsten srealen« 
Garantien gegen Verletzungen des Völkerrechts zur See gelten 

Ohne daß daher zu der Frage Stellung genommen werden 
soll, wieviel von jeder Bestimmung in den Friedensvertrag selbst 
aufgenommen werden kann, wieviel der Weiterentwickelung 
zu überlassen ist, empfiehlt es sich doch, die wichtigsten Punkte, 
deren Regelung so dem Verwaltungsressort des Auswärtigen 
zufällt, zusammenzustellen: 

Unverletzlichkeit des Privateigentums zur See wie 
zu Lande (Bannware). 

Anerkennung der Haager Konvention und Anerkennung 
des U-Boot-Krieges. Begriff der Blockade. Handel der Neu- 
tralen. | 

Entschädigung für den bisherigen Wirtschaftskrieg und 
Maßregeln gegen eine Fortsetzung des Wirtschaftskrieges 
nach Friedensschluß ?). 

Während in diesen und einer Reihe anderer Punkte die 
Völkerrechtsarbeit gewissermaßen einen rückbiegenden Cha- 
rakter tragen muß, sollte man sich entschließen, die Stellung 
des Staates zu den einzelnen Angehörigen des feindlichen Staates 
den veränderten Gesichtspunkten entsprechend zu betrach- 
ten. Im Zeitalter der vollständig durchgeführten allgemeinen 
Wehrpflicht, ja, in einer Zeit, in der wir mit Stolz verkünden, 
daß auch hinter der Front alles angespannt für den Krieg tätig 
ist, in der wir die gemeinnützige Tätigkeit unserer Frauen und 
Töchter als Kriegstätigkeit bezeichnen, in einer solchen Zeit 
ist es nicht mehr möglich, den Satz, daß der Krieg ausschließlich 
von Armee zu Armee geführt werde, in vollem Umfange aufrecht 
zu erhalten. Wenn nun nach diesem Kriege der erste Groll sich 
gelegt haben wird, so werden ja doch die Völker nicht nur in 
Waren-, sondern auch in Menschenaustausch treten. Mehr noch 
als in der Vergangenheit werden in Zukunft die Menschen dort- 
hin strömen, wo sie am meisten gebraucht werden. Riesen- 
unternehmungen von Eisenbahnen, Kanälen, Durchtunnelungen 
aller Art werden gesteigerte Massen von Arbeitern aus einem 


1) Dieser, vielleicht wichtigste, Punkt fällt unter die Probleme der äußeren 
Handelspolitik : Boykottierung deutscher Waren, Patentabtreibungen, Rohstoffsperren, 
Schiffsraumversagungen, Erschwerung des Anlaufens deutscher Schiffe u. a. m., Not- 
wendigkeit einer wirksameren Beratung unserer Unterhändler als etwa nur durch 
den »Wirtschaftlichen Ausschuß«, 
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Lande in ein anderes ziehen. Es kann sich sehr wohl einmal der 
Fall ereignen, daß ein Krieg in einem Augenblicke ausbricht, 
wo Hunderttausende, ja vielleicht Millionen von Arbeitern des 
einen Landes sich in dem gegnerischen befinden. Kann man 
diesem wirklich zumuten, dem Feinde ganze Armeekorps zu- 
zusenden? Hier ist es besser, einen Teil der bisherigen 
Anschauungen grundsätzlich zu opfern, als sie alle samt und 
sonders (namentlich auch gegenüber Frauen und Kindern) 
zwar bestehen, aber auch ignorieren Zu lassen. Vielleicht werden 
ähnliche Regelungen in bezug auf Zahlungsverpflichtungen 
im Augenblick des Krieges erforderlich sein. Die tatsächlichen 
Verhältnisse sind in dieser Beziehung weniger geklärt, als ge- 
wöhnlich angenommen wird. Wir. haben noch nicht einmal 
zuverlässige Nachrichten darüber, wie die Vorgänge bei Beginn 
des Krieges in den einzelnen Ländern gewesen sind. Noch 
weniger wissen wir über die Wirkungen. Das englische Vorgehen 
gegen die Bankguthaben der alien enemies ist zuweilen damit 
gerechtfertigt worden, daß ja gerade der starke Gläubigerstaat 
um seiner Stärke willen dieses selbstherrlichen Schutzes be- 
dürfe; denn er schwebe in Gefahr, sein Geld abfließen zu sehen, 
während die schuldnerischen Staaten, auf ihre Schwäche po- 
chend, es an sich zögen. Die Schlüssigkeit dieser Begründung 
mag zunächst auf sich beruhen bleiben (sie ist eine nicht üble 
Warnung davor, in Friedenszeiten sein Geld dem geldstarken 
England anzuvertrauen). Denn schon die Voraussetzung, daß 
England der Gläubigerstaat sei, ist jetzt nicht mehr unbestritten. 
In unseren Seestädten sind während dieses Krieges von ge- 
schäftskundigen Leuten Erfahrungen gemacht worden, die 
den Gedanken sehr nahe legen, daß zum mindesten in manchen 
wichtigen Geschäftszweigen bei Beginn des Krieges nicht wir 
an England, sondern England an uns verschuldet war. In allen 
diesen Beziehungen wird es umfangreicher Sammlung von 
Tatsachen, vor allen Dingen aber lang anhaltender und gründ- 
licher Gedankenarbeit bedürfen. Mir ist kein Zweifel, daß in 
dieser Beziehung (alien enemies) sich neue Bahnen der Ideen- 
entwickelung vorbereiten. Ob es heute schon bestimmte Sätze 
gibt, die man für die Einfügung in die Friedensverträge empfehlen 
kann, ist zweifelhaft. Es wäre in hohem Maße wünschenswert, 
daß alle Personen, die in dieser Beziehung Erfahrungen haben, 
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sich mit der Frage beschäftigten und geeignete Vorschläge 
rechtzeitig veröffentlichten. 

Ueberhaupt bietet die Frage, inwieweit es angestrebt werden 
solle, zukünftige Völkerrechtssätze schon in den Friedensver- 
trägen festzulegen, Schwierigkeiten, die kaum früher als in den 
Verhandlungen selbst entschieden werden können. Der von 
manchen Freunden völkerrechtlicher Erstarkung hier und da 
ausgesprochene Gedanke, mit dem Friedenswerke sofort eine 
neue Kodifikation des Völkerrechts zu verbinden und etwa den 
bisher feindlichen Staaten an der Beratung eines solchen ge- 
meinsamen Gesetzbuches den ersten Stoff zu gemeinsamer Betä- 
tigung zu geben, dieser Gedanke ist rundweg abzulehnen. Es gäbe 
kein sichereres Mittel, die eben befriedeten Staaten wieder zu ent- 
zweien. Daß aber in den Friedensverträgen auch völkerrechtliche 
Anschauungen mit dem Anspruche auf dauernde Geltung fest- 
gelegt werden, wird in einzelnen Fällen unwillkürlich geschehen. 
So wird z.B. alles, was über Entschädigung der salien enemies« 
vereinbart wird, zum mindesten mit der Kraft eines ersten Bei- 
spiels wirken. Es werden sicher auch im Laufe der Verhand- 
lungen Punkte auftauchen, in denen die nach Frieden und innerer 
Tätigkeit sich sehnenden Staaten jede Art Einigung den Un- 
zuträglichkeiten fortdauernder Meinungsverschiedenheit vorzie- 
hen werden. Vor allem aber werden unsere Unterhändler sich 
eine Anschauung darüber bilden müssen, ob die jetzt beginnende 
Periode der Weltgeschichte einen Abschied vom Völkerrecht 
bedeutet, oder den Anfang einer kräftigeren Neubildung. Das 
ist m. E. der Hauptgrund, weswegen alle, die die zweite Ansicht 
hegen, sie gerade in dem gegenwärtigen Augenblick betonen 
müssen. 


Ein weiter formaler Punkt, dessen Regelung eine der ersten 
und wichtigsten Aufgaben der auswärtigen Verwaltung nach 
Friedensschluß sein wird, betrifft die persönliche Zusammen- 
setzung des Beamtenkörpers, der der Träger dieser Verwaltung 
ist. Nach dem letzterschienenen Handbuch für das Deutsche 
Reich (1914) waren die Botschafter- — im folgenden mit B 
bezeichnet — und Gesandtschaftsstellen vor dem Kriege, wie 
folgt, besetzt. 


(B) 


(B) 


(B) 
(B) 


(B) 


(B) 


(B) 
(B) 


(B) 


deutschen Reichstag wiederholt zur Sprache gekommen. 
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Kaiserlich Deutsche Gesandtschaften. 


Abessinien 

Albanien 

Argentinien und Paraguay 
Belgien 

Bolivien 

Brasilien 

Bulgarien 

Chile 

China 

Columbien 

Cuba 

Dänemark 

Frankreich 

Griechenland 
Großbritannien und Irland 
Haiti und Dominikanische Republik 
Italien 

Japan 

Luxemburg 

Marokko 

Mexiko 

Mittelamerika 

Montenegro 

Niederlande 

Norwegen 
Oesterreich-Ungarn 
Persien 

Peru und Ecuador 
Portugal 

Rumänien 

Rußland 

Schweden 

Schweiz 

Serbien 

Siam 

Spanien 

Türkei 

Uruguay 

Venezuela 

Ver. Staaten von Amerika 


v. Syburg 

v. Lucius 

Frhr. v. d. Bussche-Haddenhausen 
v. Below-Saleske 

v. Sanden 

Pauli 

Michahelles 

v. Erckert 

v. Haxthausen 

Kracker v. Schwartzenfeld 

v. Verdy du Vernois 

Graf Brockdorff-Rantzau ' 
Frhr. v. Schoen 

Graf v. Quadt zu Wykradt u. Isny 
Fürst Lichnowsky 

Perl 

v. Flotow 

Graf v. Rex 

v. Buch 

Frhr. v. Seckendorff 

v. Hintze 

Lehmann 

v. Eckardt 

v. Müller 

Graf v. Oberndorff 

v. Tschirschky und Bögendorff 
Prinz Reuß j. L. 

Graf v. Hacke 

Rosen 

v. Waldthausen 

Graf v. Pourtales 

v. Reichenau 

v. Romberg 

Frhr. v. Griesinger 

v. Buri 

Prinz v. Ratibor und Corvey 
Frhr. v. Wangenheim 

Frhr. v. Nordenflycht 

v. Prollins 

Graf v. Bernstorff 


Die einseitig aristokratische Zusammensetzung unseres diplo- 
matischen Korps, wie sie aus dieser Liste spricht, ist im 


So 


hat am 15. März ıgıo 8) der Abg. Dr. Stresemann aus- 
geführt: 


»Daß gegenwärtig noch eine Art Gardeprinzip auch in bezug auf die Di- 
plomatie herrscht, das bezeugt einem ein Blick in das Staatshandbuch, das zeigt, 
daß alle Botschaften nur mit Adligen besetzt sind «. 


8) Stenogr. Bericht S. 2135 D. 
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aber in der folgenden Sitzung’) von dem damaligen Staats- 
sekretär v. Schön zur Antwort erhalten: 

»(Der Abg. Stresemann) glaubt die Entdeckung gemacht zu haben, daß der 
Adelin der Diplomatie, in den Botschaften, in den größeren Missionen mehr ver- 
treten ist, als in den kleineren Missionen . . . Vermutlich hat der Herr Abgeordnete 
hierin ein System entdeckt. Er nennt es das Gardeprinzip. Ja, mir ist dieses 
System gänzlich neu. Ich bin bald 3 Jahre Staatssekretär, ich habe noch nichts 
davon erfahren. Aber vielleicht hat der Herr Abgeordnete Stresemann eine ganz 
besondere Brille, mit der er diese Sachen gesehen hat. « 

Zum Beweise hatte der Staatssekretär in der Sitzung der 
Budgetkommission v. 26. Jan. 1909 eine Statistik vorgelegt, 
nach der im höheren diplomatischen Dienst 137 Beamte be- 
schäftigt seien; unter diesen ständen 70 Beamten aus dem Uradel 
gegenüber: 23 aus dem früheren Briefadel, 35 aus dem neuesten 
Briefadel und 9 bürgerliche; zähle man die drei letzteren Ka- 
tegorien zusammen, so ergebe das 67 gegen 70. 

Die beiden einander entgegenstehenden Anschauungen berüh- 
ren eine Reihe soziologisch höchst interessanter Probleme: die Ab- 
sonderung einzelner Kreise innerhalb einer Nation; die Selektion 
in der Aemterbesetzung; die fortschreitende Differenzierung als 
Folge der Selektion; den verschiedenen Eindruck, den die 
Selektion in den verschiedenen Kreisen macht u. a. m... 
Immer wenn ein kleiner Kreis die Auswahl nur in sich trifft, 
wird er gleichzeitig in sich Unterscheidungen ausbilden, die ihm 
eine gewisse Berücksichtigung der verschiedenen eigenen Gruppen 
auferlegt, während die Außenstehenden nur sehen, daß Perso- 
nen aus diesem Kreise und nicht aus anderen in die Aemter 
gelangen. Selbst wenn in einem Staate Protektionswirtschaft 
eingerissen ist, so ist damit noch nicht gesagt, daß nicht bei den 
einzelnen Ernennungen zwischen verschiedenen Bewerbern sorg- 
sam und gewissenhaft geprüft wird. Wer sich der schwierigen 
Arbeit dieser Prüfung und Abwägung unterzogen hat, ist im 
höchsten Maße erstaunt, wenn ihm nachträglich der Vorwurf 
gemacht wird, er sei bei der Besetzung der Aemter nicht gewissen- 
haft genug vorgegangen. Daß gerade in jener Vergleichung der 
Kandidaten untereinander seine Schuld gefunden wird, daß man 
es ihm zur Pflicht machen möchte, andere Kandidaten aus 
dem weitesten Umkreise zusuchen, dasahnternicht. Denn 
das liegt soziologisch im Wesen der geschlossenen Gruppe, sobald 
sie einige Generationen hindurch bestanden hat. — Darum 


®) S. 2169 B. 
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kann ich auch der Verheißung, daß der Trennung der Gesandten- 
und Konsulatskarriere ein Ende gemacht werden solle, keine 
Bedeutung beimessen. Geschieht dies, so wird es nach einem 
kurzen Uebergangsstadium nur die Folge haben, daß die Spitzen 
der Konsulatskarriere 1%) von denselben Kreisen, die heute 
die Gesandtschaften besetzen, mit Beschlag belegt werden. 
Andernteils muß aber zugestanden werden, daß nach der ge- 
nerationenlangen Absperrung dieses Verwaltungskreises es in 
der Tat schwer wird, bei uns geeignete Persönlichkeiten, selbst 
wenn sie vorhanden sind, zu finden. Wenn in die Verwaltung 
des Aeußeren nicht Leute hineinkommen, die »nicht hinein- 
gehören«, so wird es hier niemals gelingen, die Aufrüttelung her- 
vorzurufen, die die unerläßliche Vorbedingung einer Erneuerung 
ist. Nirgends freilich kann mangelnde Kenntnis von Traditionen 
so vielen Schaden anrichten, wie in den Beziehungen zu andern 
Staaten. Weniger als in anderen Ressorts kann man hier das 
Experiment machen, einen ganzen Verwaltungszweig einmal 
der Belastungsprobe durch ein ihm fremdes Personal zu unter- 
ziehen. Man wird also auch das neue Personal zum großen 
Teil irgendwie aus der gesellschaftlichen Nachbarschaft entneh- 
men müssen. Eine solche Nachbarschaft stellt die Marine dar. 
Bei ihr dürfte die moderne Weltkenntnis und die Sicherheit, sich 
gesellschaftlich durchzusetzen, mehr als vereinzelt in Personalunion 
vorhanden sein. Daß der Chef der diplomatischen Verwaltung 
aus den Diplomaten von Fach entnommen werden müsse, ist eine 
Forderung, die allen Grundsätzen des Aemteraufbaus wider- 
spricht 1!). Sie ist ebensowenig berechtigt, wie daß der Unterrichts- 
minister ein Lehrer, oder der Finanzminister ein Steuerrat sein 
müsse. Stellen wir unsetwa vor, es würde mit der Aufgabe, das Re- 
virement vorzunehmen, an die Spitze der auswärtigen Verwal- 
tung ein weitblickender General gestellt, der wirkliche Menschen- 
kenntnis besitzt, der versteht, Aktionsunfähigkeit von kluger 
Vorsicht, Wichtigtucrei von Scharfblick, Strebertum von Ziel- 
bewußtsein zu unterscheiden, — man dürfte zu seiner Arbeit ge- 
trost Zutrauen haben. Und wenn er der auswärtigen Politik bis- 





10) Die Neuregelung unserer Konsulatskarriere ist ein durchaus selbständiges 
Thema. Die Klagen über ungenügende Vertretung unserer Handelsinteressen 
waren in den letzten Jahrzehnten schr verbreitet und sind scit der Anstellung 
von Handelssachverständigen nicht geringer geworden. 

u) Vgl. Jastrow, Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft. Bd. I 
(Berlin, G. Reimer), 1902, S. 34. 


Wirtschaft und Verwaltung nach dem Kriege. 63 


her ferngestanden hat, so brauchte man nur die Vorbedingung zu 
stellen, daß er sich dieses Mangels bewußt sei. 

Daß diese Aufgabe auf den ersten Hieb gelingen könnte, ist 
ausgeschlossen. Ja, wir müssen bei einer weitgehenden Erneue- 
rung des Personals sogar mit der Wahrscheinlichkeit rechnen, 
daß zu den gewohnten Uebelständen zunächst noch einige un- 
gewohnte hinzukommen; schon deswegen, weil eine entthronte 
Amtsaristokratie nicht untätig zu bleiben pflegt, und weil aller 
Wahrscheinlichkeit nach die Ueber#ugung von der Bloßstellung 
unser bisherigen Diplomatie von dieser selbst nicht ganz geteilt wird. 
Eine wirkliche Verbreiterung der Grundlage für die Amtserneue- 
rung ist nur möglich, wenn in der Tat weite Kreise des Volkes an 
der Verwaltung des Auswärtigen innerlich teilnehmen. Zu diesem 
Zwecke muß eine Literatur geschaffen werden, die nicht 
bloß interessante Vorgänge aus der auswärtigen Politik erzählt, 
sondern auch die Verwaltung charakterisiert. Gewisse Anfänge 
dazu liegen in einigen Büchern, die gerade in der Kriegszeit er- 
schienen sind !2), vor. Vielleicht findet sich ein Fachmann, der auch 
die äußeren Einzelheiten dieser Verwaltungskunst, soweit sie 
darstellbar sind, einmal zu Papier bringt. — Obgleich diese For- 
derungen mit dem Verlangen nach einem größeren Interesse 
für die neueste Geschichte eng zusammenhängen, so möchte ich 
doch dem Mißverständnis vorbeugen, als ob ich mir von der 
Bevorzugung der neueren vor der alten Geschichte, wie sie jetzt 
für die Schulen befürwortet wird, in dieser Beziehung einen 
Erfolg verspreche. Aus verschiedenen Gründen !?) wirkt die 
Zurückdrängung älterer Geschichtsperioden in dieser Beziehung 
gerade nachteilig, weil sie dem historischen Nachdenken im 
späteren Lebensalter das Fundament wegzieht. Aber auf Uni- 
versitäten, auf Hochschulen aller Art, in populären Bildungs- 
anstalten für Erwachsene und namentlich in der Literatur sollte 
die allerneueste Geschichte, herabgeführt bis zu dem Jahre, 
in dem man sich befindet, ja sogar mit Ausblicken in die Zukunft, 


12) Ruedorffer, Grundzüge der Weltpolitik in der Gegenwart. Stutt- 
gart und Berlin, D. Verlagsanstalt, 1914. — v.Mackay, Die moderne Diplo- 
matie. Ihre Entwicklungsgeschichte und ihre Reformmöglichkeiten. Frank- 
furt a. M., Rütten und Loening. — Das Buch des Grafen E. zu Reventlow, 
»Deutschlands auswärtige Politik 1888—1914«, unmittelbar vor dem Kıiege 
erschienen und jetzt in 2. Aufl. vorliegend (Berlin, Mittler 1915) ist kritisch gegen 
die nachbismarckische Zeit gehalten (dazu Fürst Bülow in dem Sammelweık 
»Deutschland unter Kaiser Wilhelm IlI«, Berlin, Hobbing 1913). 

13) Unten Anm. 41. 
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eine steigende Rolle spielen. Nur wenn das Interesse hierfür alle 
Gebildeten ergreift, werden sich unter den Millionen auch die 
Tausende oder Hunderte finden, aus denen die paar Dutzend, 
die man zur beständigen Erneuerung des diplomatischen Dienstes 
braucht, herausgeholt werden können. 

Mehr noch als diplomatische Noten hat auf das Verhältnis 
der Staaten die Tagespresse gewirkt. Daß der internationale 
Telegraphendienst von Reuter die Länder der Entente und die 
neutralen Länder geradezu beherrscht und dort die Stimmung . 
emachtee, ist während des Krieges so oft betont worden, daß nur 
das eine zu befürchten ist, es könnte infolge der unaufhörlichen 
Wiederholung der Anschein erweckt werden, als ob jene Ein- 
seitigkeit dadurch aufgehört hätte, ein Uebelstand zu sein. 
Daß in Amerika schon im Laufe des Jahres 1915 sich das Witz- 
wort von den »all-lies« verbreitete, hat nicht gehindert, daß auch 
noch im Jahre 1916 im großen und ganzen noch geglaubt wurde, 
was Reuter berichtete. Aber darüber hinaus ist der Einfluß von 
Reuter selbst in Deutschland verhängnisvoll groß. Die erste 
Nachricht über ein maßgebendes Ereignis außerhalb Deutsch- 
lands geht den deutschen Zeitungen im Wortlaut von Reuter 
zu. Daß dieser Wortlaut, selbst wo er nur Tatsachen zu berichten 
scheint, bereits eine Färbung enthält, wird übersehen. In der 
Regel erfolgt die kritische Bemerkung erst einen halben Tag 
später. Bei den diplomatischen Noten Amerikas konnte man 
deutlich verfolgen, wie es Reuter gelang, noch bevor die Note 
existierte, seine Berichte über den bevorstehenden Inhalt durch 
Vermittelung der neutralen Blätter auch in die deutschen Zeitun- 
gen zu bringen. Was die Noten wirklich enthielten, erfuhren 
wir zwar später. Die Erregung aber, die sich (manchmal ohne 
Grund, und manchmal in höherem Maße, als die Tatsachen es 
erforderlich machten) bei uns geäußert hatte, war inzwischen — 
ebenfalls von Reuter — nach Amerika gekabelt und zu Wutaus- 
brüchen der amerikanischen Presse ausgenutzt worden, die nun 
zurückgekabelt wurden, um in steigendem Maße das Preßduell 
fortschreiten zu lassen. — Dieses Machtverhältnis in der inter- 
nationalen Presse hat nicht erst der Krieg geschaffen. Schon 
vor 20 Jahren und länger war es unter allen, die den Einfluß 
der ausländischen Presse auf die öffentliche Meinung verfolgten, 
Gegenstand ernster und sorgenvoller Gespräche. Neu ist nur, daß 
das, was wir damals über die Färbung unserer Nachrichten aus 
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Korfu, Turkestan, Sachalin feststellten, heute sich auf Nach- 
richten aus und über Deutschland feststellen läßt. Daß es eines 
Tages so kommen konnte, war nicht nur vorauszusehen, sondern 
ist auch vorausgesehen worden. Gerade unmittelbar vor dem 
Kriege war man daran, einen deutschen unabhängigen Welt- 
nachrichtendienst zu organisieren. Obgleich während des Krie- 
ges auf den drahtlosen Verkehr beschränkt, hat er doch, na- 
mentlich in den amerikanischen und ostasiatischen Ländern, 
viel dazu beigetragen, wahrheitswidrige Berichte zu entlarven 
und richtigzustellen. 


II. Heer und Marine. 


Wollte man die Ressorts der Verwaltung nach dem Vertrauen 
ordnen, das das deutsche Volk zu ihren Trägern hat, man könnte 
keinen größeren Gegensatz finden, als die beiden Ressorts, die 
hier hintereinander zu besprechen sind, das des Auswärtigen und 
das der sogenannten Kriegsverwaltung, das wir hier mit dem 
Namen »Hcer und Marine« bezeichnen. Dieses gilt insbesondere 
von dem Vertrau&n in dem uns beschäftigenden Punkte: über 
die Reformbedürftigkeit des Ressorts und über seine Fähigkeit, 
neue Aufgaben zu entdecken und sich ihnen zu widmen. Der 
Unterschied gründet sich nicht nur auf das Urteil über die gegen- 
wärtig tätigen Personen; er ist bis zu einem gewissen Grade mit 
Notwendigkeit in der Verschiedenheit der beiden Ressorts be- 
gründet. Die Verwaltung des Auswärtigen ist von jeher die Hei- 
mat der feinen Wendungen gewesen, die es liebten, Zielen auf 
Umwegen zuzustreben, nicht nur über Mißerfolge, sondern sogar 
über die eigenen Erfolge den Gegner und alle Mitlebenden hinweg- 
zutäuschen, um dort einer Bloßstellung, hier einer gefährlichen 
Eifersucht zu entgehen. Ganz im Gegensatz dazu ist die Tätig- 
keit des Soldaten stets durch die Sichtbarkeit und Un- 
zweidcutigkeit des Erfolges bestimmt gewesen. Daher dort die 
beständige Gefahr der Selbsttäuschung, hier ihre beinahe gänz- 
liche Ausschließung. 

Mit dieser Untrüglichkeit hängt es auch zusammen, daß in 
der kriegerischen Tätigkeit jeder Mißerfolg ein Erfolg des Gegners 
ist, daß also fast immer die Erkenntnis des Fehlers verbunden ist 
mit einer Erkenntnis der Mittel, ihn in Zukunft zu vermeiden. 
Die ganze Geschichte der Kriegskunst beruht darauf, daß »von 

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft. IV). 5 


66 J. Jastrow, 


dem Gegner gelernt wird« Dieses gilt keineswegs bloß von der 
Kriegskunst im engeren Sinne, sondern ebenso von der Ver- 
waltung des Heerwesens. Wenn Lykurg seinen Spartanern den 
Rat gibt, nicht allzu oft mit demselben Volke Krieg zu führen, 
damit dieses ihnen nicht die spartanische Kriegführung ab- 
lerne, so ist damit wahrscheinlich mehr als an Taktik und an 
Strategie gerade an die eigentümliche spartanische Heeresver- 
waltung gedacht, die auf ihn zurückgeführt wurde. In der heutigen 
Staatenverwaltung ist das Kriegsressort das einzige, das ein 
beständiges Organ zur Verfolgung aller Einrichtungen des Aus- 
landes besitzt. Ueberall wird dies unter die Aufgaben des »Großen 
Generalstabes der Armee« gerechnet; ein Organ, wie es keine 
zweite Verwaltung neben ihrem Ressortministerium ausge- 
bildet hat. 

Niemand zweifelt daher daran, daß das Kriegsressort voll- 
kommen dafür ausgerüstet ist, von Beginn des Feldzuges an 
über seine eigene Reform bei sich selbst Rat zu nehmen. Dabei 
ist die Erkenntnis der Bedeutsamkeit einer Kriegsverwaltung 
neben dem eigentlich militärischen Handeln, die schon in den 
letzten Jahrhunderten von Generation zu Generation zunahm, 
während des letzten Krieges gewaltig gestiegen. Es wird all- 
gemein erwartet, daß das bevorstehende Generalstabswerk weit- 
schichtige Abteilungen über Verwaltung und Wirtschaft ent- 
halten wird. Damit ist denn auf Jahrzehnte hinaus auch die 
Beschaffung von Erfahrungsmaterial für Reformen als Ver- 
waltungsaufgabe festgelegt. Wieweit die Aufmerksamkeit schon 
während des Feldzuges in dieser Richtung angestrengt wird, 
kann man an Einzelheiten der Verwaltungsinstruktionen merken. 
So, wenn die Feldsanitätsordnung dem »beratenden Chirurgen« 
zur Aufgabe macht, alle Fälle, die ihm zu Reformvorschlägen 
Anlaß zu geben scheinen, sofort zu sammeln und geeignetenfalls 
zu berichten. Wenn, um ein zweites Beispiel aus demselben 
Tätigkeitsbereich zu nehmen, dieser Krieg der erste gewesen 
ist, in dem neben dem heilenden Arzte auch der vorbeugende 
»Hygieniker« eine Rolle spielt, so ist ohne weiteres anzuneh- 
men, daß in dieser jetzt bei jedem mobilen Armeekorps befind- 
lichen hygienischen Amtsstelle ganz von selbst eine Sammel- 
stelle für hygienische Erfahrungen und Verbesserungsvorschläge 
sich gebildet hat. 

Der Grundgedanke, auf dem die Einteilung der Kriegsver- 
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waltung in Preußen beruht, ist mit solcher Sicherheit aus seinem 
Objekt hervorgewachsen, daß man auch nach der Neuregelung 
des weitschichtig gewordenen Organismus (Kab.O. v. 3. August 
1898) den Grundgedanken sich immer noch nach den beiden 
ursprünglichen Publikanden vom 16. Dezember 1808 und 18. Fe- 
bruar 1809 klar macht. In der Hauptsache ist es eine Zweiteilung. 
Die Kommando-Tätigkeiten (die an sich von der Kriegsverwal- 
tung ausgenommen sind und von dem obersten Kriegsherrn 
persönlich durch das Militärkabinett geübt werden) haben jede 
eine parallele Verwaltungstätigkeit zur Voraussetzung, nämlich 
die Verwaltungsgeschäfte, deren unmittelbarer Gegenstand 
die Kampfesmittel selbst sind. Diese werden nach verschie- 
denen Truppengattungen in einer 

Infanterie-, Kavallerie-, Feldartillerie-, Fußartillerie-, 

Pionier-, Verkehrstruppen-Abteilung 
bearbeitet, denen für die gemeinsamen Angelegenheiten aller 
Truppengattungen innerhalb dieses Departements eine »Armee- 
Abteilung« vorangeschickt ist, Das andere Departement 
umfaßt die Verwaltungsgegenstände, die mittelbar den 
Kampfmitteln dienen, und bringt in seiner Einteilung: 

Kassen-, Verpflegungs-, Bekleidungs-, Unterkunfts-, 

Bau-Abteilung 
die wichtigsten dieser Gegenstände deutlich zum Ausdruck; essind 
dieselben, für die in jedem Armeekorps die Intendantur sorgt. 
Das zweite Departement hatte von Anfang an einen besonderen 
Namen: es wurde früher »Armee-Oekonomie-Departement« und 
wird heute »Armee Verwaltungs-Departement« genannt; wäh- 
rend das erste in Ermangelung eines besonderen Namens als 
»A\ligemeines Kriegsdepartement« bezeichnet wird. Beiden ist 
für die gemeinsamen Angelegenheiten ein »Zentraldepartementa 
vorangestellt. Die neuen Departements, die sich neben diesen 
dreien entwickelt haben, sind durchweg durch Abspaltung von 
dem Verwaltungsdepartement entstanden, das Versorgungs-, 
das Justizdepartement und das der sog. »Selbständigen Ab- 
teilungen«, zu denen auch die Medizinalabteilung gehört. Ge- 
wisse Angelegenheiten, wie das Erziehungs- und Unterrichts- 
wesen der Armee, haben allerdings eine eigentümliche Rege- 
lung erhalten. 

Was diesem gewaltigen Verwaltungsorganismus durch den 
Krieg an neuen Lehren zugeflossen ist, wird vermutlich einen 
Er 
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neuen Literaturzweig innerhalb der Militärwissenschaft im weiteren 
Sinne begründen und wird am frühesten eine literarische Spe- 
zialisierung finden. Schon heute denkt man bei einem allge- 
meinen Thema wie dem dieses Aufsatzes kaum noch an Reform- 
fragen aus diesem Ressort. Es müßten denn Fragen sein, die in 
der Berührung mit anderen Ressorts hervortreten. Als solche 
haben sich bisher hauptsächlich die folgenden vier bemerkbar 
gemacht: 

1.Die Rohstoffbeschaffung. Entstanden inner- 
halb der Kriegsverwaltung, hat sie zu einer neuen Abteilung im 
Kriegsministerium, der »Kriegs-Rohstoffabteilung«, geführt, hat 
sich dann aber zu einer Frage der allgemeinen Wirtschafts- 
verwaltung ausgewachsen 1). 

2. Die Feldpost. Dies ist der einzige Teil der Kriegs- 
Armeeverwaltung, mit dem sich die Kritik eingehend befaßt 
hat. Die Feldpost ist nur nach ihrer militärischen Seite der 
Armeeverwaltung eingegliedert. In technischer Beziehung unter- 
steht sie dem Reichspostamt !5). 


3. Die Organisation des Roten Kreuzes. 
Im Operations- und Etappengebiet ist dieses dem »General- 
Inspekteur und Kommandeur der freiwilligen Krankenpflege 
im Kriege« unterstellt und dadurch der Kommandogewalt ein- 
gegliedert. Die Tätigkeit in der Heimat, für die vom Augen- 
blick der Mobilmachung an ein eigener »Stellvertretender In- 
spekteur und Kommandeur der freiwilligen Krankenpflege im 
Kriege« ernannt wird, fällt unter die freiwillige gemeinnützige 
Tätigkeit 19). 

4. Die Demobilisierung, an sich ein militäri- 
scher Akt, wird, vermöge des diesmaligen Umfanges der zur Ent- 
lassung kommenden Armee einen so gewaltigen wirtschaftlichen 
Einfluß üben, daß sie als ein Grenzgebiet zwischen Armee- und 
wirtschaftlicher Verwaltung, und zwar unter entscheidender 
Betonung der letzteren, eingerichtet werden muß 1). 
Andrerseits gibt es einen Fragenkomplex, der gewöhnlich 
in anderem Zusammenhange behandelt wird, aber m. E. eine 
sachgemäße Behandlung nur an dieser Stelle finden kann: 


W417) Ein Zurückkommen auf diese Fragen in der Besprechung anderer 
Ressorts oder der allgemeinen Verwaltung bleibt vorbehalten, 
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5.Kriegsgewinne und Kriegslieferungen. 
Die Agitation gegen die Kriegsgewinne hat begonnen als ein 
Sturmlauf gegen die Kriegslieferanten mit der Forderung, jedem, 
der die Notlage des Staates zu mißbräuchlich hohen Gewinnen 
ausgenutzt hatte, diesen Teil seines Gewinnes wieder zu entreißen. 
Da sich sehr bald herausstellte, daß dieselbe Ausbeutung. der 
Notlage und dieselbe mißbräuchliche Steigerung des Gewinnes 
vielfach auch stattfand, wo nicht der Staat Abnehmer war; da 
das ganze Gebiet der Nahrungsmittelteuerung in einen gleichen 
ursächlichen Zusammenhang gebracht werden konnte: so er- 
weiterte sich dementsprechend der Begriff des »Kriegsgewirnes«. 
Ich glaube an anderem Orte 18) gezeigt zu haben, von wie be- 
denklichen Voraussetzungen die ursprüngliche Agitation ausging, 
und zu welchen äußerst bedenklichen Folgerungen sie gelangte. 
In der Tat hat die Reichsregierung, durch einen einstimmigen 
Beschluß des Reichstages auf den Weg einer Besteuerung der 
Kriegsgewinne hingewiesen, sich weder der ursprünglichen noch 
der erweiterten Agitation angeschlossen, sondern den grundsätz- 
lichen Standpunkt anders gewählt: die Frage, bis zu welcher 
Grenze ein Gewinn aus der Kriegslage berechtigt sei, ja, sogar 
der Zusammenhang des Gewinnes mit der Kriegslage soll uner- 
örtert bleiben. Lediglich der Tatsache, daß während der Kriegszeit 
wo die meisten Vermögen sich verringern oder im günstigsten 
Falle unverändert bleiben, ausnahmsweise ein Vermögen ge- 
wachsen ist, soll nach dem Grundsatze der Leistungsfähigkeit 
der Grund zu einer besonderen Besteuerung entnommen werden. 
Das ist der Sinn des vorläufigen Gesetzes vom 24. Dezember 
1915, das für Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung usw. einer vorzeitigen Ausschüttung des Gewinnes 
vorbeugen will und eine außerordentliche Rücklage in Höhe von | 
50 % des Mehrgewinnes anordnet. Ueber den Prozentsatz der “ 
Steuer selbst steht noch nichts fest 1%). Gerade weil dieser Plan 
der Reichsregierung für die zukünftige Steuer ein verändertes 
Fundament geschaffen hat, das gegen die ursprünglichen Ein- 
wendungen hieb- und stichfest ist, hat nun aber auch diese 
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218) Jastrow, Konfiskation der »Kriegsgewinnee. Voss. Ztg. vom 13. Juli 
1915 (Abendausgabe, Nr. 358) und »Konfiskation oder Besteuerung«; ebd., 
20. August (Ab. Nr. 424). 

19) Während der Drucklegung dieses Aufsatzes ist in der »Norddeutschen 
Allg. Ztg.« (Erste Ausgabe vom 26. Februar 1916) der Vorentwurf eines Kriegs- 
gewinnsteuergesetzes erschienen. 
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Steuer von dem Ausgangspunkte der ganzen Agitation, den 
Lieferantengewinnen, abgelenkt. Der Reichstag hat daher durch 
Beschluß vom 20. Dezember 1915 der Reichskanzler ersucht: 

a) Maßnahmen zu treffen, um unter voller Wahrung der Interessen des 
reellen Geschäftsbetriebs die Untersuchung und Feststellung von Fällen herbei- 
zuführen, in denen durch Kriegslieferungen, die Vorbereitung, Vermittelung, 
Besorgung oder Verschaffung von Kriegslieferungen oder eine andere Mitwir- 
kung bei ihnen ein übermäßiger oder unlauterer Gewinn erzielt worden ist, 


b) einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den für den Reichsfiskus ein An- 
spruch auf Herausgabe solcher Gewinne begründet wird . . . 


Gegen den nunmehr zu dem ursprünglichen Ausgangspunkt 
zurückgebogenen Plan halte ich meine ursprünglichen Bedenken 
in vollem Umfange aufrecht. Bei der augenblicklich vorhandenen 
Strömung ist es volkstümlich und bequem, gegen jemanden, 
der auf bedenkliche Seiten eines solchen Vorhabens aufmerksam 
macht, den Ton ?°) anzuschlagen, als ob er ein Verteidiger oder 
Parteigänger der gewerbsmäßigen Plusmacherei bei Kriegs- 
lieferungen sei. Allein die Gefahr einer solchen, sei es fahrlässigen 
sei es böswilligen Verwechselung kann den, der sich die Erörte- 
rung dieser Probleme zur wissenschaftlichen Aufgabe gemacht 
hat, von der gewissenhaften Erfüllung dieser Aufgaben nach allen 
Seiten hin nicht zurückhalten. Wenn eine Wut so allgemein 
geworden ist, wie heute die Wut gegen übermäßige Kriegsge- 
winne der Heereslieferanten, so soll eine wissenschaftliche Be- 
handlung dieser Probleme ein Hauptgewicht darauf legen, 
sich von einer bloß agitatorischen in zwei Punkten zu unter- 
scheiden. Einmal muß dem Vorurteil, als ob alle Kriegsgewinne, 
die übermäßig scheinen, auch übermäßig seien, entgegengetreten 
werden. Aber auch wo es sich wirklich um Gewinne handelt, 
die von allen rechtlich Denkenden heute als übermäßig empfunden 
werden, ist noch immer zu prüfen, ob der vorgeschlagene Weg 
wirklich der angemessene Weg zur Beseitigung des Uebels und 
seiner Quellen ist. Daß die Erledigung dieser beiden Auf- 
gaben für den Autor mit persönlichen Gefahren verbunden ist, 
teilt sein Unternehmen mit jeder Kriegsaufgabe. 

Obgleich ich übrigens, soviel ich sehe, der einzige Autor 
geblieben bin, der diese Seite der literarischen Aufgabe festhielt, 
so kann ich mich doch nicht einmal über mangelnden Erfolg be- 
klagen. Denn von der moralischen Begründung der ursprüng- 


20) So auch die Polemik von Piersdorf in Nr. 487 der Vossischen Zeitung 
vom 23. September, die sachlich nichts Erhebliches vorbringt. 
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lichen Agitation, die ich gerade vom moralischen Standpunkte 
aus auf das Entschiedenste bekämpfen zu müssen glaubte ?!), ist 
die Reichsregierung schon in den ersten Ankündigungen ihrer 
Pläne so entschieden abgerückt, daß ich in meinem zweiten Auf- 
satze 2?) gegen diese Pläne von einem grundsätzlichen Widerspruch 
absehen konnte (wiewohl einzelne Bedenken anderer Art, die 
eine finanztechnische Berücksichtigung erfordern, noch immer 
fortbestehen dürften ®). Wenn ich ferner darauf aufmerksam ge- 
macht habe, daß man bei Prozentsätzen, die wirklich den Ver- 
mögensstock aus den Händen des Eigentümers wegnehmen und 
ihn dem Staate zuführen sollen, ehrlicherweise nicht mehr von 
Besteuerung reden dürfe, sondern nur noch von Konfiskation, 
so finde ich auch dies in der neuesten Resolution des Reichstags 
anerkannt. Hält man eine Einnahme, die jemand gemacht hat, 
für ungehörig, und will man sie aus diesem Grunde in die Staats- 
kasse leiten, so ist der Weg, statt 4% ihm 25, 50 oder 75% »Steuer« 
aufzuerlegen, heuchlerisch, der andere Weg aber, den Gewinn 
zurückzufordern, offen. 

DaB bei dieser Offenheit die Bedenklichkeit des Weges 
deutlicher hervortritt, kann von dem Standpunkt aus, den ich 
in dieser ganzen Angelegenheit einnehme, nicht als Nachteil 
betrachtet werden. Es handelt sich jetzt darum, daß derselbe 
Staat, der in der Zeit der Not sich bereit erklärt hat, einen hohen 
Preis zu zahlen, ihn jetzt als übermäßig hoch anfechten und 
zurückholen soll. Ich halte es sehr wohl für denkbar, daß in einem 
solchen Verfahren Fälle aufgedeckt werden, die, schon im Inter- 
esse zukünftiger Vermeidung, wohl verdienen, aufgedeckt zu 
werden. Trotzdem sollte m. E. die Reichsregierung auf den 
Beschluß des Reichstages nicht mehr veranlassen, als aus allge- 
meinen politischen Gründen auf einen einstimmig zustande ge- 
kommenen Beschluß des Parlaments vielleicht notwendigerweise 
geschehen muß. Wenn jeder Private das Recht hat, sich als 
Bewucherten hinzustellen, so wird man zwar dem Staate das 
Recht nicht bestreiten können, wegen der Eigenart des Falles 
sich nicht auf den allgemeinen Wuchereinwand zu beschränken 
und Notlage, Unerfahrenheit oder gar Leichtsinn geltend zu 
~ u) 13. Juli (s. 0. S. Anm. 18). 

22) 20. Aug.: ib. 

23) S. über den inzwischen erschienenen Vorentwurf meinen Aufsatz »Ein- 


z«lvorschläge zur Kriegsgewinnsteuere in dem Hefte der ‘'Kriegswirtschaftlichen 
Vercinigung : Parlament u. Wissenschaft zur Kriegsgewinnsteuer II (Berlin 1916). 


72 J. Jastrow, 


machen, sondern eine neue gesetzgeberische Formel zu finden. 
Aber eine würdevolle Rolle wird der Staat bei einem solchen Vor- 
gehen ebensowenig spielen, wie der Bewucherte, der als Zeuge 
vor Gericht erscheint. Wenn nach einem siegreichen Kriege ein 
Volk an die Arbeit des Wiederaufbaus geht, so muß es die Kunst 
des Vergessens lernen und üben. Einige wenige Prozesse anstren- 
gen, wird, wenn die Verurteilung noch so gerecht ausfällt, immer 
eine Ungerechtigkeit darstellen, eben weil die einen getroffen, die 
andern verschont werden. Allen Fällen von Amts wegen nach- 
spüren, würde heißen, die Uebernahme von Armeelieferungen 
für anrüchig erklären. Wie weit ferner der Staat in seinen K la- 
gen gehen will, hat er in der Hand; das Plaidoyer des B e- 
klagten hat er nicht in der Hand. Unter den schlimmsten 
Fällen von willkürlicher Ueberteuerung des Staats werden sich 
ganz sicher solche befinden, bei denen die maßgebenden Offi- 
ziere ein unverantwortliches Maß von Sach u n kenntnis gezeigt 
haben. Will man wirklich der zurückkehrenden Armee eine 
Untersuchung aller dieser Fälle in öffentlichem Prozeßverfahren 
zumuten? Oder will man es dadurch vermeiden, daß man für 
diese Prozesse die Oeffentlichkeit ausschließt und dadurch dem 
Gerede noch mehr Stoff zuführt? Beide Wege scheinen mir 
gleich ungangbar. 

Alle diese Pläne sind nur geeignet, von dem einzigen Mittel 
abzulenken, das in Zukunft uns vor ähnlichen Schädigungen des 
Staates bewahren kann. Dieses besteht darin, daß man in die 
militärische Verwaltung selbst mehr Sachkunde hineinbringt. 
Solange der Offizier dem Geschäftsmann mit despektierlich 
wirkender Vornehmheit gegenübersteht, so lange wird er eine 
instinktive Abneigung dagegen empfinden, sich mit den Formen 
des kaufmännischen Verkehrs auch nur so weit zu beschäftigen, 
daß er Reellität und Unreellität einigermaßen zu unterscheiden 
versteht. Wenn es nach dem Kriege über die »Kriegslieferanten« 
hergeht, und ihnen ihre übertriebenen Gewinne wieder abge- 
nommen werden, so wird die heranwachsende Offiziersgeneration 
geradezu in der Anschauung bestärkt, daß dies im großen und 
ganzen anrüchige Persönlichkeiten seien, daß es etwas Schimpf- 
liches an sich habe, in ihren Geschäftspraktiken genau Bescheid 
zu wissen. Die richtige Behandlung der Kriegslieferungen (übri- 
gens auch im Frieden!) hängt gerade davon ab, daß der neue Nach- 
wuchs unseres Offizierkorps vor der Berührung mit solchen Gedan- 
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kengängen nach Möglichkeit behütet wird. Die gewaltige Erweite- 
rung, die unserem Offizierkorps während dieses Krieges durch den 
Zutritt immer zahlreicherer Reserveoffiziere aus den handel- und 
gewerbetreibenden Ständen zuteil wurde, muß hierin schen 
eine gewisse Besserung bewirkt haben, die übrigens an die Ent- 
wickelung der letzten Jahrzehnte anknüpfen konnte. Der Offi- 
zier von heutzutage sieht in den Kaufleuten nicht mehr bloß die 
»Pfeffersäckes. Es ist jetzt der richtige Zeitpunkt gekommen, ‘wo 
es möglich sein muß, auch ein Element der kaufmännischen Bil- 
dung in die Offiziersbildung aufzunehmen. Bei den ohnedies 
gesteigerten Anforderungen an die Ausbildung unserer Offiziere 
wird dies nicht in der Art möglich sein, daß jeder Offizier be- 
fähigt würde, Lieferungsverhandlungen mit Geschäftskenntnis 
zu führen und einen geriebenen Geschäftsmann zu durchschauen. 
Es ist dies aber auch nicht erforderlich. Es wird genügen, wenn 
eine Anzahl Offiziere diese Ausbildung bekommen. Nicht nur 
daß auf diesem Wege die ausreichende Zahl von Personen be- 
schafft werden kann: dadurch, daß bei diesen Geschäftskennt- 
nis als Bildungselement des Offiziers anerkannt wird, wirkt es 
auf die Gedankenrichtung des ganzen Standes ein. Daß die im 
Offiziersrang stehenden Beamten der Intendantur Geschäfts- 
kenntnis besitzen müssen, ist heute allgemein anerkannt, und 
in dieser Beziehung wird es sich nur um Einrichtungen handeln, 
dies auch praktisch in vollem Umfange durchzuführen. 
Kenntnis des wirtschaftlichen Lebens als Bestandteil der Offi- 
ziersbildung überhaupt wird sich auf andere Art von selbst durch- 
setzen. Daß der Krieg nicht bloß ein militärisches, sondern gleich- 
zeitig ein volkswirtschaftliches Ereignis ist, hat sich in diesem 
\riege so überwältigend gezeigt, daß kein zukünftiger Militär- 
schriftsteller an dieser Tatsache vorübergehen kann. Wer sich 
in Zukunft mit militärwissenschaftlichen Dingen beschäftigen 
will, wird auf Schritt und Tritt an volkswirtschaftliche Fragen 
herangedrängt. Die Kriegsakademien, die so auf Fühlungnahme 
mit der Volks wirtschaftslehre gestoßen werden, finden diese 
in einem Umbildungsprozesse, indem sie sich mit der Privat- 
wirtschaftslehre auseinandersetzen will und sie zu diesem Zwecke 
genauer als bisher kennen lernen muß. Die Aufnahme volks- 
wirtschaftlicher Vorträge in den Lehrplan der Kriegsakademien 
wird also eine gewisse Berührung mit dem geschäftlichen Leben 
ganz von selbst erzwingen. Durch Vermittlung eines an der 
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Kriegsakademie ausgebildeten Offizierpersonals wird eine solche 
Kenntnis in die unteren Kriegsschulen eindringen, ohne daß diese 
genötigt wären, daraus einen besonderen Unterrichtsgegenstand 
zu machen. 

Das ist der richtige Weg, den Staat vor zukünftigen Schädi- 
gungen zu bewahren. 


Auf den verwickelten Aufbau unserer Heer- und Marine- 
verwaltung ist in vorstehendem nicht eingegangen worden. Wenn 
von einem Verwaltungsorganismus als Ganzem die Rede war, 
wurde überall das preußische Kriegsministerium ins Auge gefaßt. 
Daß es erst zusammen mit dem bayerischen, württembergischen, 
sächsischen die Gesamtheit der obersten Heeresverwaltung dar- 
stellt, konnte nicht in jedem Einzelfall binzugefügt werden. Eben- 
so müssen wir uns damit begnügen, für die Doppelverwaltung 
von Hcer und Marine die eine als Beispiel behandelt zu haben. 
Alles was von dieser gesagt wird, gilt in sachgemäßer Anwendung 
auch von der Marine (die in einheitlicher Reichsverwaltung steht). 
Daß es viele Punkte gibt, in denen dieses jüngere Verwaltungs- 
ressort mit neueren Entwickelungen mehr Fühlung hat und 
wahrscheinlich dem älteren zuweilen als Muster dienen kann, 
wird gerade der zuletzt besprochene Punkt, die Beziehung zum 
Geschäftsleben, besonders deutlich zeigen. 


III. Justiz. 


Von dem, was der Jurist zu seiner Justiz rechnet, müssen 
wir alle solche Einzelgebiete ausscheiden, bei denen die recht- 
liche Gestaltung für unsere Zwecke als bloßes Annex der inhalt- 
lichen Interessen zu behandeln ist. Bei dieser Abgrenzung bleibt 
uns für diesen Abschnitt außer der Regelung der Gerichte selbst 
(ihrer Verfassung, ihres Verfahrens) in der Hauptsache nur das 
sogenannte bürgerliche Recht ?4). Aber auch dieses nicht voll- 
ständig. Nach dem hauptsächlichen Interesscninhalt gehören 
nicht bloß das Handelsrecht, sondern auch das Wechselrecht 
u.ä. Materien für den Nationalökonomen nicht unter Justiz, 


24) Allerdings ebenso auch das Strafrecht. Aber hier trifft der Krieg in eine 
so umfangreiche Reformbewegung und Reformliteratur, daß in diesen Strom 
die Kriegserfahrungen als bloßer Nebenfluß einmünden werden. Einzelnes über 
Strafverfahren s. u. S. 81—85. 
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sondern unter die wirtschaftlichen Ressorts. Das Bedürfnis, 
den ganzen Komplex von Fragen, die das Wohnungswesen 
betreffen, einheitlicher zu behandeln, nötigt uns, die Gestal- 
tung des Hypotheken r e c h t s an dieser Stelle auszuscheiden 3). 
= Sowohl im Hinblick auf das materielle wie auf das Prozeß- 
recht treten die drei Fragen, die den Gegenstand dieser Ab- 
handlung bilden, in diesem Ressort besonders deutlich hervor: 
Welchen Einfluß des Krieges auf die Rechtsverhältnisse haben 
die diesmaligen Erfahrungen gelehrt? Welche im Kriege ge- 
troffenen Einrichtungen sind, auch nachdem der Krieg als Ver- 
anlassung weggefallen ist, dauernd beizubehalten? Welche Maß- 
regeln sind für die Ueberleitung vom Kriegs- in den Friedenszu- 
stand zu treffen *°) ? 

In welchem Umfange der Krieg auf die Abwickelung der 
Verhältnisse eingewirkt hat 2”), die das Recht regelt, wird in 
seinem vollen Umfange wahrscheinlich niemals bekannt werden. 
Ob in den ersten Tagen des August die Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners Ausnahme oder Regel war, darüber wird kein noch 
so welt- und menschenkundiger Mann eine sichere Meinung äußern 
können. In einzelnen Branchen haben damals Geschäftsleute 
versichert, daß man auf ein staatliches Moratorium kein Gewicht 
lege, weil man sich das Schuldenbezahlen abgewöhnt habe; 
Forderung und unbeitreibbare Forderung wurden als synonyme 
Begriffe angesehen. Ihre richtige Erklärung erhalten alle solche 
Aeußerungen nur, wenn man sie sachgemäßer formuliert. Auf 
das deutsche Geschäftsleben hat der Ausbruch des Krieges mit 
der Wucht eines plötzlichen Schlages gewirkt. Das deutsche 
Geschäftsleben (es gehört dies zu den markantesten Beweisen 
dafür, daß Deutschland nicht auf einen Krieg ausging) war in 


25) s. spätere Abschnitte. 

2¢) Die dritte dieser Fragen, hauptsächlich die Zahlungsfristen betreffend, 
geht dem Vernehmen nach schon jetzt ihrer Regelung entgegen. Inzwischen 
erschienen: die drei B-B. v. 8. Juni 1916 (RGBl. S. 451—454). 

#7) Das » Jahrbuch des deutschen Rechtse hat unter dem Namen »Kriegs- 
buch« einen Sonderband erscheinen lassen, der »sdie Kriegsgesetze mit der amt- 
lichen Begründung und der gesamten Rechtsprechung und Rechtslehre«s ent- 
hält, von Güthe und Schlegelberger; Berlin, Vahlen 1915; Bd II 1916. 
Darüber hinaus geben fortlaufende reichhaltige Ueberblicke über Rechtsp, echung 
und Literatur zu allen Rechtsgebieten (was in dem genannten Jahrbuch 
den fortlaufenden Bänden vorbehalten ist) einstweilen die »Feldnummerne der 
»Deutschen Rechtsanwalts-Zeitunge (z. B. 15. November und 15. Dezember 
1915). — Im Kr. Z., S. 22—24. 
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keinem seiner Teile auf das Ereignis vorbereitet. So geriet der 
wirtschaftliche Verkehr vom Kaufherrn bis zum Krämer voll- 
ständig unter die Herrschaft der allgemeinen Volksstimmung 
vom I. August, die ein Gefühl weitestgehender Solidarität war. 
Die Größe der allgemeinen Gefahr gab der Gefahr, die der einzelne 
zu tragen hatte, ein anderes Aussehen. Die große Mehrzahl der 
Leute mit Verpflichtungen aus Verträgen, die durch den Kricg 
ihren Sinn verloren hatten, betrachteten es als selb.tverständ- 
lich, daß sie an diese Verpflichtungen nicht mehr gebunden werden 
könnten. Aber auch die, die aus diesen Verträgen Rechte her- 
zuleiten hatten, waren zweifelhatt, ob wirklich ein langdauernder 
Vertrag bei Ausbruch des Krieges noch weiter laufe. 

Wie verhielt sich gegenüber diesem Volksempfinden das 
Recht? Eine positive Bestimmung, wonach der Ausbruch eines 
Krieges einen Einfluß auf ein bestehendes Vertragsverhältnis 
übt, gibt es in unserem BGB. nicht. Einen Ansturm, wie er An- 
fang August auf manche Rechtsauskunftstellen erfolgte ?®), 
muß man körperlich miterlebt haben, um sich von dem Kontrast 
zwischen Volksempfinden und bestehendem Gesetzesrecht eine 
Vorstellung zu machen. In der immer wiederkehrenden An- 
schauung, daß man während des Krieges doch »vom Vertrage 
loskommen« müsse, sieht der typische Jurist allzuoft nur die 
hartnäckige Unwissenheit in Rechtssachen. Das darin liegende 
Verdarmmungsurteil über ein Recht, das anzuwenden ihm das 
Gesetz zur Pflicht macht, sieht er nicht. Ein solcher Widerstreit 
der beiden Anschauungen ist immer für das geltende Recht wenig 
ehrenvoll. Besonders wenig, wenn gewichtige Gründe für eine 
ziemlich weitgehende Berechtigung der Volksanschauung spre- 
chen. Derselbe Staat, der seine Bürger ins Feld ruft, soll sie zum 
Schadensersatz für die Nichterfüllung von Verpflichtungen 
zwingen, denen gerade er sie entzogen hat. Derselbe Staat, der 
durch seine Kriegserklärung die Lieferung von Waren erschwert, 
soll gleichwohl diese Lieferungen erzwingen, als ob nichts vor- 
gefallen wäre. Der Krieg ist der gewaltigste Eintluß,! den der 
Staat auf das Wirtschaftsleben seiner Bürger übt. Und mit diesem 
Einfluß beschäftigt er sich in seinem Gesetzbuche überhaupt 
nicht. Schlägt man das alphabetische Sachregister zum BGB. 
nach, so findet man unter Krieg nichts als »Kriegsverschollen- 








#8) Insbesondere in Sachen Wohnungsmiete. 


Wirtschaft und Verwaltung nach dem Kriege. 77 


heite Gewiß hat die Interpretationskunst sich alle Mühe ge- 
geben, unter Berücksichtigung von Recht und Billigkeit zu er- 
mitteln, inwieweit der Krieg als »wichtiger Grund« für die Auf- 
lösung von Verträgen gelten kann, inwieweit die Lehre von der 
sogenannten Zumutbarkeit der Leistungen hier noch angewendet 
werden könne u.a.m. Aber diese Auswege waren keineswegs 
immer anwendbar, und wo sie es waren, zeitigten sie nicht immer 
ein Ergebnis, mit dem man innerlich zufrieden sein konnte. In 
einzelnen Fällen geriet die Subsumtionskunst auf falsche Gleise??), 

Das Thema, um das es sich hier de lege ferenda handelt, 
ist ein gänzlich anderes, als das, das die Interpretationskunst 
de lege lata sich stellen kann. Für die Zukunft bedürfen wir einer 
gesetzlichen Regelung, die sich die Frage vorlegt: in welchen Fällen 
sollnach Ausbruch eines Krieges an Stelle der Ordnung, die 
die Parteien wollten, eine andere Ordnung treten. Der Staat, 
der mit der Kriegserklärung oder mit dem Eingehen auf eine solche 
an Stelle der bisherigen Wirtschaftslage eine andere gesetzt hat, 
ist infolgedessen schon in seinem eigenen Interesse genötigt, das 
gesamte vom Recht geregelte Gebiet unter jenem Gesichtspunkte 
einer Revision zu unterziehen. Er kann vor den Teilen des Lebens, 
die die Beteiligten durch Vertrag geregelt haben, nicht halt ma- 
chen. In weit größerem Umfange, als in den sonstigen Ausnah- 
mefällen »zwingenden Rechts«, wird es für den Kriegsfall Ziel 
der Gesetzgebung, nicht Regeln aufzustellen, die die beste Er- 
mittelung des Vertragswillens gewährleisten, sondern im 
Gegenteil, Regeln aufzustellen, die, unabhängig vom Vertrags- 
willen, den Zustand herbeiführen, den man im Kriegsfalle herbei- 
geführt haben will. 

Um die Bestimmungen herauszubekummen, die überhaupt 
einer Sonderregelung für den Kriegsfall bedürfen, und um An- 
haltspunkte für diese Regelung zu gewinnen, wird es einer um- 
fassenden wissenschaftlichen Untersuchung bedürfen, für die 
zunächst das Material aus diesem Kriege zu sammeln sein wird. 

239) So 2. B. wenn unverschuldetes Unglück als Befreiungsgrund vom Ver- 
trage geltend gemacht wurde, und nun die Gerichte sich auf eine Erörterung 
der Frage einließen, ob der Kriegsdienst als ein Unglück betrachtet werden dürfe. 
Wenn man das Wort Unglück, das dem Gesetzgeber zutällig in die Feder geflossen, 
philosophisch interpretieren wollte, so müßte der Richter schließlich auch zu 
der Frage Stellung nehmen, ob und wieweit der Begriff eines unverschuldeten 
Unglücks überhaupt möglich sei (die einen Philosophen werden ihn für wider- 


spruchsvoll, andere für pleanastisch erklären wollen). 
` 
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Einen gewissen Anhalt hierfür gibt der Großhandel, der in seine 
Verträge seit langer Zeit die sogenannte »Kriegsklausel« auf- 
genommen hat°°). Eine Sammlung der Fälle, in denen die Klausel 
üblich ist, in denen sie zu Zweifeln und zu einer Judikatur Anlaß 
gegeben hat, in denen gerade das Fehlen einer solchen Klausel 
Prozesse verursacht hat usw., wird aus dem Großverkehr ein 
Gerippe von Fällen liefern, die Analogien und Denkanregungen 
auch in bezug auf den mittleren und kleineren Verkehr an die 
Hand geben werden. Anderes wird aus Prozessen zu holen sein, 
die bei den Amtsgerichten, sowie, in Gehilfen- und Arbeiter- 
streitigkeiten, bei den Kaufmanns- und Gewerbegerichten vor- 
gekommen sind. Möglichst früh aber, bevor noch die Erinne- 
rungen erloschen sind, sollte man versuchen, auf breiter Basis 
solche Fälle zu sammeln, die nicht bis an die Gerichte gelangt 
sind, sei es, daß die Parteien sich verglichen, sei es daß — aus 
den oben angegebenen Gründen — sogar ohne Vergleich sich ein 
schweigendes Geschehenlassen entwickelte °!). Die Untersuchung 
darf nicht anders als empirisch einsetzen, und ihr erstes Ergebnis 
soll nicht anders als kasuistisch sein. Inwieweit man über die 
Kasuistik hinaus zu allgemei ıen Sätzen gelangen kann, darf nicht 
früher erwogen werden, als bis die Kasuistik vorliegt. 

Weit leichter als im materiellen Recht werden sich die Be- 
stimmungen sammeln lassen, die in bezug auf das Verfahren als 
Recht der Kriegszeit zusammenzustellen sind. Wenn die Vor- 
schriften über das Ruhen eines Verfahrens gegen Kriegsteilnehmer 
sich zuweilen als sachwidrig erwiesen haben (so daß sie bei langer 
Dauer des Krieges geschäftlich mißbraucht werden konnten), wenn 
es sich als notwendig herausgestellt hat, für den abwesenden Kriegs- 
teilnehmer Vertreter heranzuziehen u. a.m., so sind das durch- 
weg Vorgänge, die einen Niederschlag in den Akten der Gerichte 
30) Diese Gewohnheit ist wohl schuld daran, daß man der Reformbedürftig- 
keit unseres Rechts in dieser Beziehung so wenig inne geworden ist. Die Vertrags- 
freiheit trägt zweifellos in sich selbst ein Gegenmittel gegen ihre Gefahren. Aber 
hier wie in vielen Fällen kann nur der Großverkehr von diesem Gegenmittel 
Gebrauch machen; und da er es tut, übersieht man allzuleicht, was in den brei- 
ten Tiefen des Wirtschaftslebens sich an Hilflosigkeit entwickelt. 

31) Man darf keineswegs glauben, daß in diesen Fällen »die Erfahrung« gerade 
gelehrt habe, daß sie einer gesetzgeberischen Regelung nicht bedürfen. Die Be- 
drohung durch diesen Krieg hat Deutschland in eine Stimmung versetzt, wie 
sie ein Volk nicht oft erlebt. Schon die Größe der Bedrohung hat vieles klein 


erscheinen lassen, was in weniger großen Kriegen immer noch bedeutend genug, 
erscheinen wird, einen Streit vor Gericht zu wagen. 
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gefunden haben. Nur muß jede solche Untersuchung dadurch 
ergänzt werden, daß man ein wachsames Auge darauf hat, ob 
nicht manche Mängel so groß gewesen sind, daß sie von der An- 
rufung der Gerichte abschreckten und diesen ihre Mängel nicht 
einmal mehr zum Bewußtsein brachten. | 


Nicht alles, was sich an Aenderungen während des Krieges 
erzwungen hat, geht auf Schwierigkeiten zurück, die der Krieg 
geschaffen hat. Sehr oft handelt es sich um Uebelstände, die, 
von jeher vorhanden, durch den Krieg bis zur Unerträglichkeit 
gesteigert wurden. In solchen Fällen hat der Krieg nur nachgeholt, 
was im Frieden versäumt worden war. Daß man bei einer Zwangs- 
vollstreckung von vornherein ankündigt, man werde dem, der 
Höchstbietender bleibt, unter allen Umständen den Zuschlag 
erteilen, auch wenn sein Gebot noch so niedrig sei; daß man 
auf diese Art geradezu die Ringe der Händler und die Verhinde- 
rung des Höherbietens zuungunsten des Schuldners gesetzlich 
züchtet, ist ein himmelschreiender Zustand. Die öffentlichen 
Versteigerungen, ersonnen, um dem Schuldner eine gewisse Ge- 
währ dafür zu geben, daß für sein Objekt der höchsterreichbare 
Preis herausgeschlagen werde, sind längst zu einer gegenteiligen 
Einrichtung geworden, in der es an allen Veranstaltungen fehlt, um 
den Schuldner gegen ein Verschleudern des Pfandes zu schützen. 
Mußte wirklich erst der Feind vor den Toren stehen, um uns auf 
den Gedanken zu bringen, daß es billig sei, den Zuschlag von einem 
gewissen Mindestgebot abhängig zu machen? Hier wird das 
Kriegsrecht 32) nicht nur in irgendeiner Form in dauerndes Recht 
überzuführen, sondern es wird daraus der Anlaß zu entnehmen 
sein, das Versteigerungsverfahren und die Zwangsvollstreckung 
überhaupt einer Revision zu unterziehen. — Daß über den zah- 
lungsunfähigen Gemeinschuldner der Konkurs verhängt werden 
muß, ohne Rücksicht darauf, ob nicht für das Bedürfnis der Gläu- 
biger mildere Formen ausreichen (ja, vielleicht gerade durch 
die Schonung der Person des Schuldners noch besser geeignet 
sind), hätte längst im Frieden geprüft werden müssen. Die »Ge- 
schäftsaufsicht« 33), die die Kriegszeit geschaffen hat, wird jeden- 
falls als Einrichtung nicht wieder verschwinden. 

Daß das Gericht die Bewilligung einer Zahlungsfrist aus- 


~ 238) B, B. vom 8. Oktober 1914 und 10. Dezember 1914. 
3) B. B. vom 5. August 1914. 
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sprechen darf 3%), »swenn die Lage des Beklagten sie rechtfertigt, 
und die Zahlungsfrist dem Kläger nicht einen unverhältnis- 
mäßigen Nachteil bringt«, scheint so begründet, daß man sich 
auf den ersten Blick fragt, weswegen denn der Richter bei so 
vorsichtig nach beiden Seiten zur Pflicht gemachter Erwägung in 
Friedenszeiten nicht dasselbe Recht haben soll. In diesem Punkte 
könnte freilich ein sehr wichtiges Bedenken geltend gemacht 
werden. Objekt der richterlichen Feststellungen ist nach heutiger 
Auffassung die Rechts- und Sachlage. Das Ideal ist der Richter, 
der richtet sohne Ansehen der Person« Hier aber wird ihm zur 
Pflicht gemacht, nach Personen und persönlichen Verhältnissen 
zu unterscheiden. Schon die »Lage des Beklagten« drängt den 
Richter in diese Richtung, noch mehr aber die Worte, die von 
dem Kläger gebraucht sind. Der »unverhältnismäßige Nachteile 
war eine Crux der Gerichte. Einem Worte wie »verhältnismäßig« 
oder sunverhältnismäßig« kann ein Sinn nicht abgewonnen 
werden, wenn nicht gesagt wird, im Verhältnis wozu. Da das Ge- 
setz dies nicht sagt, so kann nicht anders interpretiert werden 
als: im Verhältnis zu allen in Betracht kommenden Gesichtspunk- 
ten. Es kommt daher keineswegs bloß darauf an, ob der Vorteil 
für den Schuldner groß, und im Verhältnis dazu der Nachteil 
für den Gläubiger nur klein ist, sondern auch darauf, ob dieser 
Nachteil ım Verhältnis zu der sonstigen wirtschaftlichen Potenz 
des Gläubigers als groß oder klein anzusehen ist, d. h. eine 
Zahlungsfrist, die einem reichen Gläubiger ohne Bedenken noch 
zugemutet werden kann, darf einem andern Gläubiger, der selbst 
mit des Lebens Not zu kämpfen hat, unter Umständen nicht mehr 
zugemutet werden. Die Bestimmung verlangt von dem Richter, daß 
er sich die beiden Personen, die vor ihm stehen, anschen, daß er sie 
nach ¿llen in Betracht kommenden Verhältnissen würdigen soll. 
Die Tätigkeit, die hier dem Prozeßrichter zugewiesen wird, ist das 
Gegenteil dessen, was von ihm als erkennendem Richter sonst ver- 
langt wird. In zwei Prozessen mit demselben Tatbestand müssen 
sonst die beiden Urteile des Richters genau gleich ausfallen, die 
persönlichen Verhältnisse der Parteien mögen sein wiesie wollen. In 
der Bewilligung von Zahlungsfristen müssen bei demselben Tat- 
bestand die richterlichen Entschließungen verschieden ausfallen, 
je nach der Verschiedenheit der Personen. Allerdings steht diese 


*) B. B. v. 7. und 18. August 1914, 22. Dezember 1914, 20. Mai 1915 (dazu: 
oben S. 75°). 
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neue Aufgabe nicht ohne Anknüpfungspunkte da. In den Ver- 
gleichsversuchen hatte der Prozeßrichter schon bisher eine ähn- 
liche Aufgabe. Daß sie ihm auch in einer Entscheidung aufer- 
legt wird, ist neu. Dies muß auch der anerkennen, der dafür ein- 
tritt, das Neue zu wagen. 

An weiteren Vorschlägen, Kriegserfahrungen zu dauern- 
dem Gewinn für die Friedenszeit zu machen, wird es im Gerichts- 
verfahren nicht fehlen 35): Erweiterung des Mahnverfahrens, Ver- 
einfachung des Amtsgerichtsverfahrens und seine erweiterte An- 
wendung, kurzum alles, was während des Krieges an Aushilfs- 
mitteln angewendet oder auch nur vorgeschlagen worden ist, 
wird dauernder Bestandteil der Reformliteratur Für und Wider 38) 
werden — — —. 

Sehr viel Lehrreiches werden die Kriegserfahrungen für 
Strafrecht und StrafprozeßB ergeben. In der unendlichen und 
noch beständig anschwellenden Literatur über die Mängel un- 
seres Strafprozesses ist gegenüber der Wichtigkeit der Einzel- 
heiten das rein äußerliche Moment der Massenhaftigkeit der 
Straffälle zwar nicht übersehen, aber doch auch nicht in seiner 
gewaltigen Bedeutung ausreichend gewürdigt worden. Weitaus 
der größte Fehler unserer Strafprozesse liegt darin, daß ihrer 
zu viele sind. Hier hat sich nun im Kriege durch eine neue 
Anwendung des Begnadigungsrechts eine Möglichkeit der Ver- 
minderung ergeben. 

Bei Erlaß der preußischen Verfassung wurde das größte 
Gewicht darauf gelegt, daß das Begnadigungsrecht nicht dazu 
führen dürfe, Strafprozesse zu vertuschen, weil man dies mit 
einer unparteiischen Handhabung der Justiz nicht für verein- 
bar hielt, weil man befürchtete, daß ein solches System dazu 
führen könnte, beliebten Persönlichkeiten oder noch mehr, ganzen 
einflußreichen Kreisen der Gesellschaft in aller Stille die Unlieb- 
samkeit eines Strafprozesses zu ersparen. Der König, der sein 
Begnadigungsrecht ausübt, sollte es mit dem vollen Bewußt- 
sein tun, daß der Fall geeignet sei, trotz eines ergangenen Richter- 


35), Einirungsämter in Miets- und Hypothekensachen s. in dem späteren 
Ab .chnitt über Wohnungs- und Hypothekenfragen. 

36) Bedenken z. B. über Abschaffung der Berufung, Nichterstattung von An- 
waltszebühren in Sachen unter 50 M. usw. s. Sitzung des Preuß. Abg.-H. vom 
3. Marz 1916, sowie gegen die ganze »Entlastungsverordnunge: Vorstellungen 
ces Anwaltsvereins (v. 23. Febr. 1916) und der Anwaltskammern (v. 4. Apr. 
1916) an das Reichsjustitzamt: Juristische Wochenschrift, S. 559—61. 617/8; 
sazu Lemberg: ebi. S. 482/5. 
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spruchs Gnade walten zu lassen. Diese Anschauung wurde durch 
das Legalitätsprinzip, auf dem der Strafprozeß seit 1879 aufge- 
baut ist, unterstützt: jede strafbare Handlung muß von der 
Anklagebehörde verfolgt werden. 

Während des Krieges hat nun eine gänzlich andere Hand- 
habung des Begnadigungsrechts eingesetzt. Außer den allge- 
meineren Amnestierungen zugunsten von Verurteilten seit Anfang 
des Krieges erging in Preußen unter dem 27. Januar r915 ein 
Allerhöchster Erlaß, gegengezeichnet von sämtlichen Mitgliedern 
der Staatsministeriums, der anordnete, daß gerichtlich noch nicht 
eingeleitete Untersuchungen gegen Kriegsteilnehmer, soweit sie 
sich auf Uebertretungen, Vergehen und gewisse Verbrechen 
bezogen, niedergeschlagen werden sollen. Auf Grund eines preußBi- 
schen Spezialgesetzes vom 4. April 1915 erging dann ein ent- 
sprechender Allerhöchster ErlaßB vom 24. April für solche Fälle, 
in denen die gerichtliche Untersuchung bereits eingeleitet war. 
Dieser neuen Praxis scheint folgender Gedankengang zu- 
grunde zu liegen. Daß neben den Reichsgesetzen über die Be- 
strafung von Delikten das Begnadigungsrecht nach Landesrecht 
bestehen geblieben ist (obgleich die Reichsgesetzgebung dies 
nirgends mit ausdrücklichen Worten sagt, und nur einmal — im 
Falle der Todesstrafe — supponiert), ist allgemein anerkannt. 
Daraus ist zu folgern, daß sich die Einzelheiten des Begnädi- 
gungsrechts durch Landesrecht bestimmen. Der Art. 49, Abs. 3 
der preußischen Verfassungsurkunde: 


»Der König kann bereits eingeleitete Untersuchungen 
nur auf Grund eines besonderen Gesetzes niederschlagen« 


den man bisher als einen unbedingten Schutzwall gegen Nieder- 
schlagungen auffaßte, bringt dies in seinem Wortlaut nicht zum 
Ausdruck, sondern verlangt nur eine ausdrückliche gesetzliche 
Ermächtigung. Wenn dieser Satz von bereits »eingeleiteten 
Untersuchungen« sprach, so nahm man bisher an, daß die Ein- 
leitung der Untersuchung durch kein Mittel zu verhindern sei. 
Die diesmalige Praxis ging von der gegenteiligen Interpretation 
aus. Im Widerspruch zu der bisherigen Anschauung, die das 
Niederschlagungsrecht zu dem Begnadigungsrecht zählt und von 
dessen Beschränkungen abhängig sein läßt, interpretierte sie, 
daß solange die Untersuchung noch nicht eingeleitet sei, der 
König auch ohne Spezialgesetz das Recht der Niederschlagung habe. 
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Ich kann mich diesem Gedankengange nicht in vollem Um- 
fange anschließen. Zwar die Zuläsigkeit des Spezialgesetzes, so 
überraschend es auch kam, kann nicht bestritten werden. Mir 
ist aus den 67 Jahren, seitdem Preußen eine Verfassung besitzt, 
kein Anwendungsfall jenes Verfassungssatzes bekannt. Man 
faßte ihn allgemein als eine politische Garantie gegen die Wieder- 
kehr von Niederschlagungen auf; denn daß sie durch ein Gesetz 
möglich sei, war zu einer Zeit, als Preußen seine gesamte Straf- 
rechtsgesetzgebung noch selbst ausübte, ohnedies selbstverständ- 
lich, und der Satz hatte nur die Bedeutung, den Zweifel, ob darin 
eine Verfassungsänderung liege, auszuschließen. Daß aber der 
Sinn dieses Satzes sein solle, die Niederschlagung vor Einleitung 
einer Untersuchung zum unbeschränkten königlichen Begnadi- 
gungsrecht mitzurechnen, ist nach dem Stande der politischen 
Ideen in den Jahren 1848/50 beinahe unmöglich. Beiden Be- 
standteilen der neuen Interpretation ist die Unsicherheit des 
Fundaments gemeinsam: daß neben dem Legalitätsprinzip ein 
Niederschlagungsrecht noch begrifflich möglich sei. 

Aber diese Zweifel beziehen sich lediglich auf die Rechtlich- 
keit, nicht auf dieZweckmäßigkeit der Maßregeln. Diese erkenne 
ich in so weitem Umfange an, daß ich es für höchst wünschens- 
wert halte, sie in irgend einer Form zu einer dauernden Einrich- 
tung unseres Rechtslebens zu machen. Daß bei der geringsten 
Veranlassung alle Stadien eines Strafprozesses durchlaufen wer- 
den müssen, bis es möglich sein soll, zu erklären, daß es besser 
sei, die Strafe zu erlassen, ist ein Zustand, dessen Sinn- und Sach- 
widrigkeit desto deutlicher hervortritt, je geringer die Veran- 
lassung zum Strafverfahren ist. Der Ausweg, daß für Ueber- 
tretungen das Legalitätsprinzip ausgeschaltet werden soll, ist 
politisch nicht unbedenklich. Der einzige Schutz, der heute gegen 
schikanöse Handhabung von Polizeiverordnungen usw. der 
misera contribuens plebs bleibt, besteht darin, daß man genau 
dieselbe Anwendung auch gegen hochstehende Personen verlangen 
kann. Wohl aber bedürfen wir (und das nicht bloß für Ueber- 
tretungen) eines Organs, das auch vor dem Strafverfahren und 
während seiner Dauer in irgendwelchen geregelten Formen be- 
stimmen kann, daß Gnade walten soll. — Uns ist hier eine Ein- 
richtung des älteren deutschen Rechts abhanden gekommen, nach 
dem es möglich war, vor Beginn des Verfahrens zu erklären, daB 
der Richter diesen Fall nach Gnade richten werde. Es liegt nicht 

6* 
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im Wesen des Begnadigungsrechts, daß es formlos geübt werden 
müsse. 

Von nicht geringerer Bedeutung ist die Anwendung des 
Begnadigungsrechtes in der zweiten Königgeburtstags-Amnestie 37) 
vom 27. Januar IgI6 aufLöschungen in den Strafregistern und 
in den polizeilichen Listen. Danach sollen alle Vermerke über 
Strafen, die bis zum 27. Januar 1906 einschl. von preußischen 
Gerichten oder Polizeibehörden festgesetzt worden sind, gelöscht 
werden, wenn es sich um Personen handelt, die niemals mit einer 
höheren Strafe als einem Jahr Gefängnis belegt waren, und die 
seit dem genannten Tage nicht wieder wegen eines Verbrechens 
bestraft worden sind. Damit ist eine in den gegenwärtigen Re- 
formbestrebungen oft verlangte Maßregel zum ersten Male in 
weitem, große Personenkategorien erfassenden, Umfange ver- 
wirklicht. Dem Erlaß liegt die Anschauung zugrunde, daß es 
unbillig ist, einem Bestraften die Tatsache seiner Bestrafung 
ewig nachzutragen; er wendet als Befristung das Jahrzehnt an. 
Aufgabe der Friedenszeit wird es sein, zunächst aus diesem ein- 
maligen Erlaß eine dauernde Einrichtung zu machen (vielleicht 
durch Uebertragung dieses Begnadigungsrechtes an die Register- 
behörden mit der Anweisung, es regelmäßig anzuwenden) und 
diese später dahin auszubauen, daß nach Ablauf bestimmter 
Fristen Bestrafungen von Rechts wegen als nicht geschehen 
betrachtet werden 38). 


37) Zusammen mit Ausdehnung der früheren Straferlasse für Heeresangehö- 
rige usw. in einer Sonderausgabe (Nr. 22) des Reichsanzeigers vom 27. Januar 
IY16, morgens. 

3) Der Erlaß hat sofort in den Tageszeitungen eine Würdigung durch ange- 
schene Juristen gefunden (so durch Nöldeke in der Vossischen Zeitung 
vom 2. Februar, durch Freudenthalim Berliner Tageblatt vom 5. Februar 
(mit Forts. und Ausführungen über Ergänzungsbedürftigkeit). — Die Anwen- 
dung des Begnadigungsrechts auf Löschung im Strafregister ist in Preußen nicht 
ganz neu. In Einzelfällen ist sie in den letzten Jahren bereits geübt worden. 
Ueber den bureaukratischen Widerstand, den solche Akte gefunden haben, ist 
wenig in die Oeffentlichkeit gedrungen. Soweit die Begnadigung nur die Löschung 
in Registern anordnet, können Zweifel an der Zulässigkeit der Anordnung schon 
deswegen nicht aufkommen, da die Strafregister bei uns nicht auf Gesetz beruhen. 
Aber selbst eine Ausdehnung des Begnadigungsrechts, die so weit ginge, daß sieim 
Wege der Gnade die Tatsache der Bestrafung für das Rechtsleben gänzlich tilgte, 
würde zu rechtfertigen sein. Der aus dem Altertum übernommene Ausdruck »Am- 
nestie« geht historisch gerade auf diese Absicht zurück und will dies in der Wortbil- 
dung zum Ausdruck bringen. Noch heute wird z. B. bei Amnestierungen, die große 
politische Krisen zum Abschluß bringen sollen, der politische Sinn der Maßregel 
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Nimmt man hinzu, daß während des Krieges häufig von 
allgemeinen Anweisungen an die Polizeiorgane die Rede war, 
wegen geringfügiger Verstöße nicht sofort Strafen festzusetzen, 
sondern zunächst auf andere Art eine Abstellung des Mißstandes 
zu erreichen, so können wir als die allgemeine Entwickelungs- 
tendenz, in der Strafrecht und Strafverfahren aus dem Kriege 
hervorgehen, eine gewisse Abwendung von der bisherigen An- 
schauung feststellen, daß ein Staat desto besser geordnet sef, 
je mehr gestraft und je nachhaltiger die Strafen festgehalten 
werden. Damit münden die Kriegserfahrungen in die allgemeine 
Strafrechts-Reformbewegung. 


IV. Unterricht. Kunst und Wissenschaft. Kirche. 


In anderer Lage als irgendein sonstiger Verwaltungszweig 
geht der des Unterrichts aus diesem Kriege hervor. Ueber unserem 
gesamten Schul- und Erziehungswesen lag seit Jahrzehnten eine 
Stimmung tiefen Mißbehagens. Nicht nur, daß die Kritiker sich 
gegen die Träger des Schulwesens richteten, diese Träger selbst 
waren von der Ueberzeugung durchdrungen, daß zwischen den 
Zielen, denen sie nachstrebten und den tatsächlichen Leistungen 
der Unterschied größer war, als sie für zulässig hielten. Ein 
erhöhtes Pflichtgefühl gegenüber der heranwachsenden Gene- 
ration hatte die Spannweite jenes Unterschiedes zum Bewußtsein 
der Naticn gebracht. Wenn die wiederholten Reformanläufe 
ein Ausdruck dieses Pflichtbewußtseins waren, so batten sie 
nicht bloß die Vertreter der einzelnen neuen Richtungen unbe- 
friedigt gelassen und die Anhänger des Alten gleichwohl in 
Opposition gebracht (beides auch sonst häufige Erscheinung 
im Verwaltungsleben)! Die Häufigkeit jener Anläufe war, von 
dem Inhalt ihrer Ergebnisse ganz abgesehen, ein gemeinsamer 
Gegenstand ernster Besorgnis geworden, da dieser Kulturzweig 
mehr als ein anderer auf Kontinuität beruht. 

Der Unzufriedenheit mit dem Schulwesen ging Unzufrie- 
denheit mit der Jugend zur Seite. Die Generation, die den 
Schwung der Jahre 1870/71 mitgenossen, die von ihren Eltern 
die Schilderung einer Zeit gehört hatte, in denen die Vertreter 
des deutschen Einheitsgedankens, unbekümmert um die äußere 


genau der Bezeichnung entsprechend so aufgefaßt, daß von jetzt ab der Bestra- 
fung snicht mehr gedachte werden solle. 
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Zukunft ihres Lebens, den Weg gegangen waren, den ihnen ihre 
Ideale wiesen, sah mit Bekümmernis ein anders geartetes Ge- 
schlecht heranwachsen: schon in jungen Jahren geneigt, jeden 
Schritt unter dem Gesichtspunkt der Folgen für das ganze Leben 
zu erwägen; eine Jugend, der die feste Versorgung die einzig 
erstrebenswerte Lebensform, die Pensionsberechtigung Aus- 
druck der individuellen Sicherheit, Unterordnung des Lebens- 
zieles unter die Notwendigkeiten des Lebens selbstverständliches 
Gebot erschien. 

Und nun, wo diese Jugend zum erstenmal vcr eine hohe 
Aufgabe gestellt wurde, hat sie mit Abwerfen aller Rücksichten 
jede frühere Generation übertroffen. Die Erhebung von Igı4 läßt 
die von 1870 nicht bloß in ihrem Umfange weit hinter sich; sie 
ist in der Art ihrer Aeußerung etwas Neues. Den Kriegsfreiwilligen 
des Jahres 1870 wurden ehrende Worte zuteil; was die von 1914 
taten, war so allgemein, daß es im einzelnen Falle nicht mehr 
als Besonderes empfunden wurde. Und von der Bewährung im 
Felde sprechen nicht bloß die Festungen an Maas und Schelde, 
die Schützengräben der Champagne, die unerhörten Leistungen 
an den Masurischen Seen und in den Pripetsümpfen, in den Kar- 
pathen und in Galizien: es spricht mehr als der Erfolg 
die aufrechte Stimmung, in der diese Jugend verharrte, als Feind 
sich zu Feind gesellte und der Erdkreis gegen uns aufzustehen 
schien. Wir alle haben dieser Jugend abgebeten. Auf welcher 
Seite der Mißvergnügten wir auch immer in den letzten Jahr- 
zehnten gestanden haben mögen, ob wir die Reformen bedauerten, 
oder ob wir sie zahlreicher wünschten, oder ob wir sie lieber in 
einer anderen Richtung gesehen hätten, — ein Schulwesen, aus 
dem diese Jugend hervorgegangen ist, kann nicht so schlecht 
sein, wie wir glaubten. 

Die Zuversicht, die wir daraus für die Zukunft unseres Schul- 
wesens entnehmen, hat eine für diesen Verwaltungszweig eigen- 
artige Bedeutung. Alle Erziehung ist Tradition. Ihre Aufgabe 
ist stets, der nachfolgenden Generation die Kulturschätze zu- 
gängig zu machen, die die früheren aufgespeichert haben. Der 
entsetzliche Zwiespalt, vor den ein Volk gestellt ist, wenn an 
einem Wendepunkt seiner Geschichte sich ihm die Erkenntnis auf- 
nötigt, daß für einen Verwaltungszweig, der seinem Wesen nach 
Wahrung des Zusammenhanges ist, eine Reform not tut, die einen 
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Bruch mit der Vergangenheit nicht vermeiden kann; ein Zwie- 
spalt, der einst Fichte zu der Forderung getrieben hat, daß die 
Eltern sich ihrer Kinder entäußern müßten, — dieser Zwiespalt 


bleibt uns erspart: die geradlinige Weiterentwicklung unseres 
Schulwesens ist gesichert. 


Die ersien unmittelbaren Aufgaben, die nach Friedens- 
schluß an die Unterrichtsverwaltung herantreten werden, sind 
für die Volks-, die höheren und die Hochschulen verschiedener 
Art. Die letzteren beruhen bei uns noch immer auf einem so 
erfreulich hohen Maß von Selbsttätigkeit der Lehrenden wie der 
Lernenden, daß hier die Zahl und Bedeutung der auftauchenden 
Fragen (z. B. Kurse für die zurückkehrenden jungen Krieger, 
besondere Prüfungseinrichtungen usw.) nicht so groß sein wird, 
um eine besondere Besprechung an dieser Stelle zu erfordern. 

In den Volksschulen werden Schwierigkeiten in 
der Erneuerung des Lehrerpersonals eintreten. 1866 und 1870 
waren die Volksschullehrer (die damals in Friedenszeiten ihrer 
Wehrpflicht mit höchstens sechswöchentlichem Dienst genügten) 
noch nicht in vollem Umfange herangezogen. Dieser Krieg ist 
der erste, der die Erzieher der Jugend in großen Massen unter 
die Fahnen rief. Wenngleich in der Zwischenzeit die Lehrerinnen 
zahlreicher geworden sind, so werden doch nach Beendigung 
des Krieges an vielen Volksschulen die Lücken im Lehrerpersonal 
tief empfunden werden. Es werden nicht bloß die gefallenen 
Lehrer fehlen, nicht nur die, die durch sichtbare körperliche Ge- 
brechen an der Wiederaufnahme ihres Berufs gehindert werden, 
sehr groß wird auch die Zahl derer sein, deren geschwächte Ge- 
sundheit den schweren Anforderungen, die gerade dieser Beruf 
stellt, nicht mehr gewachsen sein wird. Vielleicht wird der gegen- 
wärtig als selbstverständlich gehandhabte Grundsatz, den Leh- 
rer entweder vollzu beschäftigen, oder zu pensionieren, zeitweise 
verlassen und eine Kategorie halbbeschäftigter Lehrer geschaffen 
werden müssen. Auch wird das Verlangen nach neuen Lehr- 
kräften eine Rückwirkung’auf den Besuch von Lehrerseminaren 
und Präparandenanstalten und auf die Erleichterungen dieses 
Besuchs ausüben. 

Erheblich anders wird nach Beendigung dieses Krieges der 
Aufgabenkreis der Fort- und Fachbildungsschulen liegen. 
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Hier wird es sich in erster Linie um Aufgaben handeln, die das 
Schülermaterial betreffen und die keinen Aufschub dulden. Die 
Kriegszeit, die schon jetzt über alles Erwarten lange andauert, 
hat die Frage, was mit der Jugend in der Zwischenzeit zwischen 
Entlassung aus der Schule und Selbständigwerden geschehen 
soll, brennend gemacht. Zwar tür die Behauptung, daß während 
des Krieges eine schreckenerregende Zunahme der Verwahr- 
losung stattgefunden habe, ist kein ausreichendes Tatsachen- 
material bekannt geworden 3°). Allein in dieser Alterstufe besteht 
an sich und anerkanntermaßen eine ernste Gefahr der Verwahr- 
losung, und daß diese Gefahr nach dem Kriege und unter den 
fortgesetzt abnormen Verhältnissen der ersten Fricdenszeit 
in vielen Fällen erheblich größer werden kann, wird von keiner 
Seite bestritten werden. 

Eine allgemeine Pflicht zum Besuch der Fortbildungsschule 
besteht heute nur in den Staaten, in denen sie durch Landes- 
gesetz eingeführt ist. Da Preußen zu diesen Staaten nicht gehörte, 


3) In der Regel treten diese Behauptungen als subjektive Eindrücke auf. 
Solche haben natürlich, namentlich wenn sie von einer Seite herrühren, die über 
Erfahrung verfügt, einen Anspruch auf Beachtung. Aber ohne genauere Zahlen- 
angaben wird man ihnen nicht mehr entnehmen können, als daß die Anzahl der 
Fälle, mit denen man sich zu beschäftigen hatte, unter dem Einflusse des Krieges 
zugenommen hat. Das Maß der Zunahme kann nur statistisch erfaßt werden. In 
der Stadt Charlottenburg wurden in einer Sachverständigen-Besprechung am 
31. Januar 1916 für Jahre, von Juli zu Juli gezählt, folgende Ziffern neuer Fälle 
mitgeteilt. 

1913/14 ?914/15 1915 3. u. 4. Kal.-Quartal 
318 430 257 (= 514 aufs Jahr) 


Für eine Stadt von 300 000 Einwohnern mit rund 28 ooo Schulkindern wird 
man die Zahl absolut nicht erschreckend finden, noch weniger aber die Zunahme. 
Es würde für uns Väter ein trauriges Zeugnis sein, wenn unsere Abwesen- 
heit nicht einmal eine geringe Zunahme der Fälle zur Folge hätte. — Der 
schwere Akzent, der auf dieZunahme gelegt wird, scheint auf eine Verwechselung 
zweier Fragen zurückzugehen. Soweit es sich um die Frage handelt, ob eine be- 
ängstigende Zunahme vorliegt, müssen Ziffern wie die obigen als beruhigend 
gelten. Stellt man aber die Frage so, ob die Zunahme groß genug ist, um eine 
Verstärkung der bestehenden Jugendfürsorge-Institutionen und ihrer Etats 
zu fordern, so muß sie bejaht werden. — Uebrigens bringt der Krieg zahlreiche 
Fälle hervor, die verwaltungsmäßig genau so wie Verwahrlosungsfälle behandelt 
werden müssen, ohne daß sie doch in moralischer Bezichung irgendwelche ähn- 
liche Gefahr zeigen, z. B. der typische Fall des Jungen, der sausrückt«, um an 
die Front zu gelangen. Der Krieg stellt, wie uns allen, so auch den Kindern und 
Jugendlichen Probleme, denen sie seelisch nicht gewachsen sind; sie darum als 
sverwahrlosts zu bezeichnen, weil wir nicht imstande sind, auf andere Art dieser 
Fälle Herr zu werden, ist ganz unangebracht. Unter diesen Bürschlein befinden 
sich wahrscheinlich ausgezeichnete Charaktere. 
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so hat das Reich auf dem Umwege der Fürsorge für gewerbliche Ar- 
` beiter jugendlichen Alters in der Gewerbeordnung nachzuhelfen 
gesucht. Aber abgesehen davon, daß das Reich nicht wagte, die 
Schulpflicht auszusprechen, sondern nur dieEinführung durch Orts- 
statut gestattet hat, kann die Gewerbeordnung nur solche jugend- 
liche Arbeiter erfassen, die sich in gewerblicher Arbeit befinden. 
Gegenüber dem skandalösen Zustande, daß die Jugendlichen, so- 
bald sie ihre Arbeitsstelle aufgaben, auch der Schulptlicht ent- 
schlüpften, traf die Novelle von 1912 den verzweifelten Ausweg, 
hinzuzufügen: »Diese Pilicht besteht dann auch für die Zeit ihrer 
Arbeitslicsigkeit.« Da nun unsere GO. keinen andern Begriff des 
gewerblichen Arbeiters kennt als den, der in einem gewerblichen 
Arbeitsvertrage steht, und hier also das begriffliche Monstrum eines 
gewerblichen Arbeiters geschaffen wird, der kein gewerblicher Ar- 
beiter ist, so wird der Interpretation nichts übrig bleiben, als einen 
Ausweg zu finden, und den »geweıblichen Arbeiters« auch nach 
Ablaufen seines Arbeitsvertrages so lange festzuhalten, bis seine 
Absicht, keinen neuen mehr zu schließen, feststeht, und man 
wird diese Absicht wohl nicht als erwiesen gelten lassen, solange 
nicht der Eintritt in einen andern Beruf wirklich erfolgt ist. 
Allein die Kategorie von Jungen und Mädchen, die beim Verlassen 
der Schule in keine Arbeitsstelle hineinzubringen sind, und die 
also das beste Objekt für eine Fortbildungsschule sind, kann man 
mit keinem noch so scharf wirkenden Interpretationsmittel er- 
fassen. Zudem ist die gesamte land- und hauswirtschaftliche 
Arbeit, übrigens auch umfangreiche Zweige der gewerblichen 
Arbeit selbst von der GO. ausgeschlossen. Auch bedeutet die 
Beratung eines Ortsstatuts noch heute in jeder Gemeinde einen 
Konflikt gegen einflußreiche Teile der Arbeitgeberschaft, und 
die daraus hervorgehende Unpopularität der Fortbildungsschule 
wird durch die nunmehr den Aufsichtsbehörden verliehene 
Zwangsgewalt weit mehr bestätigt, als beseitigt. 

Die Beendigung des Krieges wird noch auf Jahre hinaus 
einen wirtschaftlich abnormen Zustand mit erhöhten Schwan- 
kungen in fast allen Erwerbszweigen herbeiführen. Schon aus 
diesem Grunde kann die allgemeine grundsätzliche Regelung 
der Fortbildungspflicht nicht länger verschoben werden. Die 
gesetzgeberische Behandlung der Frage darf nicht länger in den 
bisherigen Bahnen bleiben. Die Art, wie das deutsche Volk sich 
bisher um die Verpflichtung herumdrückte, die allgemeine Fort- 
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bildungsschulpflicht aller seiner jungen Bürger durch Reichs- 
gesetz festzustellen, war der Würde der Sache niemals ange- 
messen. Wo sonst die Regelung einer Gewerbesache die Rege- 
lung nicht-gewerblicher Angelegenheiten erfordert hat, ist das 
Reich davor nicht zurückgeschreckt. 

Der oben erwähnte Ausflug in die Arbeitslosigkeit ist 
nicht das einzige Beispiel. Auch bei der Sonntagsruhe hat 
man sich nicht gescheut, ihr die Bauten in eigener Regie, 
die keine gewerblichen Unternehmungen sind, zu unterstel- 
len, wenngleich man dies nur mit der schüchternen Aus- 
drucksweise »Bauten aller Art« anzudeuten gewagt hat. Bei 
dem Kinderschutzgesetz hat man sogar den entscheidenden 
Schritt getan, es nicht als Novelle zur Gewerbeordnung, sondern 
außerhalb ihres Rahmens als selbständiges Gesetz zu erlassen 
und auf eine Erweiterung nach der Seite nicht-gewerblicher Ar- 
beit von vornherein zuzuschneiden. Kein Augenblick ist so ge- 
eignet wie der gegenwärtige, die Notwendigkeit der Maßregel 
allgemein einleuchtend zu machen. Ein Volk, das einen Welt- 
krieg beendet mit dem klaren Bewußtsein, gegen neue Ueber- 
fälle jederzeit mit seiner gesamten Macht gerüstet zu sein, kann 
seine männliche Jugend im Alter von 14 Jahren nicht allen Ge- 
fahren des Lebens ausliefern, um sie 5 oder 6 Jahre später zurück- 
zuholen. Es mag etwas Beschämendes haben, dieses Argument 
ausspielen zu müssen in einer Sache, die rein durch sich selbst 
sich schon längst hätte durchsetzen müssen. Aber verschmähen 
wir es nicht, der nun einmal herrschend gewordenen schwachen 
Einsicht damit nachzuhelfen. 

Uebrigens ist nicht anzunehmen, daß es in dieser Frage zu 
einem Kompetenzkonflikt zwischen Reich und Staat kommen 
könnte. Wenn nur erst der entschiedene Wille sich zeigt, die 
Fortbildungsschulpflicht für Jugendliche beiderlei Geschlechts 
von I4—18 Jahren in vollem Umfange ohne Unterschied zwischen 
Stadt und Land reichsgesetzlich festzulegen, so ist anzunehmen, 
daß der preußische und die wenigen sonst noch zurückstehenden 
Landtage ihren Widerstand aufgeben und durch ein Landesgesetz 
der reichsgesetzlichen Regelung zuvorkommen werden. 

Wenn während oder nach dem Kriege die Fortbildungspilicht 
neu eingeführt wird, wird in einem Punkte anders, als bei bis- 
herigen Neueinführungen vorgegangen werden müssen. Bisher 
suchte man die neue Schulpflicht im ersten Jahre nur für I4jährige, 
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die die Schule verließen, einzuführen und ließ die, die schon ein- 
mal der Schule entlaufen waren, zunächst draußen, bis nach 4 
Jahren die Fortbildungsschule aufgebaut war. Für dieses Ver- 
fahren sprəch allerdings die pädagogische Schwierigkeit, der 
Wiedereingefangenen Herr zu werden. Diese Schwierigkeit muß 
jetzt überwunden werden. Gerade die Jugendlichen, die schon 
eine Zeitlang der Schulzucht ferngeblieben waren, werden unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen der Fortbildungsschule am 
meisten bedürfen. Auch in dieser Beziehung wird man sich die 
Notwendigkeit der Maßregel am einleuchtendsten unter dem Ge- 
sichtpunkt klar machen können, was sie bei der männlichen Jugend 
für Wehrhaftmachung und Disziplinierung bedeutet. — Daß bisher 
junge Leute, deren Bildungsgrad das übliche Pensum der Fort- 
bildungsschule in sich schloß, von der Schulpflicht befreit wurden, 
hat zu dem Mißstande geführt, daß ı5jährige mit dem Einjährig- 
freiwilligen-Zeugnis entweder ein Privileg des Verbummelns 
erhielten, oder des Schutzes ermangelten, der ihnen, gegenüber 
ihren Lehrherren, den Anspruch auf freie Zeit zu ihrer Ausbildung 
verschaffte. Es kann allerdings diesen jungen Leuten nicht zuge- 
mutet werden, an einem Unterricht teilzunehmen, dem sie ent- 
wachsen sind. Aber wo die Einrichtung von Einjährigenkursen 
möglich ist, da sollten diese obligatorısch gemacht werden. Diese 
Frage hat für die zukünftigen Leistungen beispielsweise des 
Kaufmannsstandes eine nicht geringe Bedeutung. Trotz aller 
Mängel habe ich die deutsche Kaufmannslehre stets als die beste 
Einrichtung des kaufmännischen Bildungswesens auf dem ge- 
 samten Erdenrunde hoch gehalten und verteidigt 4°). Aber ohne 
Ergänzung durch geordneten Unterricht wird sie ihren Aufgaben 
nicht gewachsen bleiben. Die Ueberlegenheit der deutschen Kauf- 
mannsbildung im Weltverkehr ist von allen Nationen anerkannt 
worden (ist doch der Ausbruch des Weltkrieges selbst ein nur allzu 
deutliches Kompliment tür diese Ueberlegenheit). Darum soll 
auch an den Grundlagen der Kaufmannsbildung, der deutschen 
Kaufmannslehre (für die Engländer und Franzosen nicht einmal 
ein Wort haben), festgehalten, aber auf ihre Ergänzung ein ent- 
scheidendes Gewicht gelegt werden. Was der junge Kaufmann 
an Kenntnis fremder Sprachen von der Schule mitbringt, ver- 
liert seinen Wert, wenn er in einer 2- bis 3jährigen Lehrzeit nicht 


4) Vgl. Jastrow, Kaufmannsbildung und Hochschulbildung usw. 
Berlin, G. Reimer, 1906. 
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Zeit und Gelegenheit, d. h. bei vielen Naturen den Zwang dazu, 
hat, es regelmäßig weiterzupflegen. Es gibt auch wichtige Teile 
der speziellen kaufmännischen Ausbildung (wie die Buchhaltung), 
die in heutigen Großbetrieben nicht anders als mit einem zur 
Seite gehenden theoretischen Unterricht erlernt werden können. 

Den höheren Schulen wird aus der Rückkehr der 
kr’egsfreiwilligen Primaner, die sich auf eine Abiturientenprüfung 
vorzubereiten wünschen, eine neue Aufgabe erwachsen. Nach 
Erlebnissen, wie sie der Krieg gebracht hat, und nach dem reifen- 
den Einfluß, den diese Erlebnisse auf die jungen Leute geübt 
haben muß, kann ihnen eine Rückkehr aut die Schulbank und 
eine gleiche Behandlung mit neuen Kameraden, die an Lebens- 
jahren ein wenig, an Lebenserfahrung sehr erheblich jünger 
sind, nicht zugemutet werden. Werden doch diese jungen 
Leute in mancher Beziehung, was Menschen- und Lebens- 
kenntnis betriftt, sogar ihren Lehrern überlegen sein! Die Auf- 
gabe ist von der Lehrerwelt bereits erkannt. Es sind Kurse ge- 
plant, die sowohl auf die Eigenart dieses Lebensverhältnisses 
im allgemeinen, wie auf die Individualität der einzelnen eine 
größere Rücksicht ermöglichen sollen. — In der Tagespresse ist der 
weitergehende Wunsch laut geworden, daß bei diesen jungen 
Leuten von einer förmlichen Reifeprüfung abgesehen werden 
möge, zumal sie ihre allgemeine Lebensreife wohl durch die Tat 
genügend dargetan hätten. An sich bestände auch vom Stand- 
punkte dessen, der die Abiturientenprüfung beibehalten zu schen 
wünscht, wohl kein Bedenken dagegen, sie in einem so außer- 
ordentlichen Falle wie diesem, durch ein Gutachten der unter- 
richtenden Lehrer zu ersetzen (wobei jedem Zurückgewiesenen 
das Recht bliebe, sich zur Prüfung als »\Vilder« vor einer Kommis- 
sion zu melden). Aber es darf nicht überschen werden, daß unter 
unseren Verhältnissen die Befreiung von der Abiturientenprüfung 
ein Danaergeschenk ist. Bei der späteren Staatsprüfung ist der 
so Befreite im Vergleich zu den anderen Kandidaten, die eine 
Prüfung schon aus eigener Erfahrung kennen, im Nachteil. 
Die Fälle, in denen Kandidaten, die von der Abiturientenprüfung 
befreit waren und also doch eine gewisse Vermutung guter Be- 
fähigung für sich hatten, trotzdem in der Staatsprüfung unter- 
liegen, scheinen sehr zahlreich zu sein. Es läge daher doch wohl 
im Interesse der jungen Leute, ihnen die Prüfung in allen äußeren 
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Formen des Herkommens nicht zu ersparen, wenn gleich in der 
Ausführung manche billige Rücksicht genommen werden kann. 

Daß das gesamte Unterrichtswesen in allen seinen Stufen 
den Kriegsinvaliden, die auf einen Berufswechsel 
angewiesen sind, zur Verfügung gestellt wird, wird als selbstver- 
ständlich angesehen. Schon während des Krieges hat der Senat 
der Universität Berlin sämtlichen Mitgliedern des Lehrkörpers emp- 
fóhlen, verwundeten Offizieren usw. Zutritt zu allen Vorlesungen 
und Uebungen nach freier Wahl zu gewähren (soweit nicht, wie 
bei klinischen Vorlesungen der medizinischen Fakultät besondere 
Hindernisse entgegenstehen). Der so gebotenen Gelegenheit, 
verschiedene Fächer zum Zwecke der Erleichterung der Berufs- 
wahl einigermaßen kennen zu lernen, hat die Handelshochschule 
Berlin Kurse hinzugefügt, die eigens dem Zwecke der Orientie- 
rung über verschiedene Berufe mit höherer Bildung gewidmet 
sein sollen. Weit mehr noch als Hochschulen werden aber die 
sogenannten Technika, Technische Mittelschulen und Fachschulen 
aller Art hierfür in Betracht kommen können, namentlich, da 
sie sich auch an die breite Masse von Soldaten wenden, die ohne 
Einjährigenzeugnis doch einen gewissen über die Volksschule 
hinausgehenden Bildungsgrad aufweisen. | 

Die hierin liegende Erweiterung der Berufs- 
beratung, die zu einer Art kurzen enzyklopädischen Unter- 
richts werden könnte, sollte nicht auf die Invaliden be- 
schränkt bleiben. Es wird viele Krieger mit gesunden Glied- 
maßen geben, die bei ihrer Rückkehr die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse so gänzlich verändert finden, daß sie einen Berufs- 
wechsel vorziehen würden, wenn sie nur wüßten, welche für sie 
geeigneten aussichtsreichen Berufe vorhanden sind. In Pro- 
vinzen, die so stark unter dem Kriege gelitten haben, wie Ost- 
preußen und der elsässische Grenzstrich, wird nach einer solchen 
Katastrophe die alte Berufsgliederung, selbst wenn sie nicht mehr 
Fehler als üblich in sich gehabt hat, sich nicht unverändert 
wiederholen; die Gelegenheit wird vielmehr von diesem oder 
jenem benutzt werden, um ungeeignete oder erfolglose Berufs- 
wahl nachträglich zu korrigieren. Ganz allgemein müssen wir 
darauf gefaßt sein, daß durch Entziehung ausländischer Absatz- 
gebiete, sowie durch Fehlen oder Verteuerung von Rohstoffen 
manche Industriezweige abmagern, während andere gewerb- 
liche und landwirtschaftliche Tätigkeiten anwachsen, daß also 
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nach dem Kriege eine erhebliche Berufsverschiebung in der 
Bevölkerung eintritt. Ja, in gewissem Umfange muß man dies 
sogar wünschen. Dann aber muß nicht bloß jüngeren, sondern 
auch älteren Leuten (denn auch für diese kommt ein Ueber- 
gang wenigstens zu einem verwandten Berufe noch sehr häufig 
in Betracht) Gelegenheit gegeben werden, sich über Erwerbs- 
zweige im allgemeinen zu unterrichten. Sollen derartige Veran- 
staltungen im richtigen Augenblick wirken so müssen sie 
schon jetzt vorbereitet werden. 

Was für die zurückkehrenden Krieger geschicht, kann gleich- 
zeitig dazu dienen, unserem Unterrichtswesen überhaupt feh- 
lende Glieder einzufügen. In dem Berufswechsel junger Leute 
wird bei uns allzu einseitig ein bloßes Zeichen der Unbeständig- 
keit und Flatterhaftigkeit geschen. Gewiß soll ein leichtsinniger 
Berufswechsel tunlichst verhütet werden. Aber die Fälle sind 
auch in normalen Zeiten schr zahlreich, wo ein junger Mensch 
sich aus dem erwählten Berufe hinaussehnt und niemanden findet, 
der ihm eine Anleitung gibt, einen anderen Beruf zu finden und 
sich dabei vor einem neuen Mißgriff zu schützen. An den Hoch- 
schulen ist das »Umsatteln« von einer Fakultät zur andern von 
alters her üblich und wird manchmal (wie z.B. zwischen der 
theologischen und philosophischen Fakultät) durch ein Anrech- 
nen der Semester erleichtert. Das Nebeneinanderbestehen der 
Fakultäten oder gar verschiedener Hochschulen an demselben 
Orte ermöglicht ein Kennenlernen fremder Berufe. Für den 
Kaufmanns- und vollends für den Handwerkerstand fehlt es an allen 
ähnlichen Einrichtungen, obgleich hier Technika und Fachschulen 
ganz gute Ängliederungspunkte gewähren würden. — Viel wich- 
tiger übrigens als die nachträgliche Korrigierung eines Fehlers 
in der Berufswahl ist seine vorherige Vermeidung. Der Berufs- 
beratung für die abgehenden Volksschüler, wie sie im Laufe des 
letzten Jahrzehnts hier und da bereits eingeführt worden ist, 
müßte überall ein kurzer belehrender Unterricht über die ver- 
schiedenen Erwerbszweige zur Seite gehen. 


Neben diesen unmittelbaren Aufgaben der ersten Friedens- 
monate werden allgemeine Pläne einer umfassenden Schulreform 
vermutlich in dem oben gekennzeichneten Gefühl einer Bewäh- 
rung unserer Jugend, und damit auch unseres Erziehungs- und 
Unterrichtswesens, untergehen. Wer die Einheitsschule für alle 


Wirtschaft und Verwaltung nach dem Kriege. 95 


Teile des Volkes statt eines von Kindheit an nach Volksklassen 
gesonderten Unterrichts erstrebt, wird gegen das Gefühl, daß die- 
ses Volk sich trotzdem bereits sich als Einheit glänzend bewährt 
hat, gegenwärtig nicht aufkommen. Nichts was zugunsten 
der idealen Bedeutung des humanistischen Gymnasiums und 
nichts, was zu seinen Ungunsten über die Abwendung von den 
praktischen Bedürfnissen der Gegenwart und deren erfolgreiche 
Pflege in den realen Anstalten von den verschiedenen Richtungen 
ausgeführt ist, wird annähernd so stark wirken wie die Tatsache, 
daß die Zöglinge aller dieser höheren Schulen sowohl an 
Idealismus wie an praktischer Bewährung von keiner anderen 
Generation übertroffen worden sind. Alles dies enthält kein 
endgültiges Urteil über unser Schulwesen. Es will nur zum Aus- 
druck bringen, daß aus den Erfahrungen dieses Krieges unmög- 
lich ein Bedürfnis nach sofortiger Inangriffnahme einer Reform 
gefolgert werden kann. 

Ist dem so, dann muß anerkannt werden, daß die Zeit 
während und nach einem schweren Kriege, wenn ihr eine solche 
Aufgabe nicht mit Notwendigkeit zuwächst, auch nicht geeignet 
ist, sie sich freiwillig aufzubürden. Ja, sogar einzelne Reformen 
in der Kriegszeit und unmittelbar nach ihr würden den Respekt, 
den man der Zartheit eines Unterrichtswesens schuldet, ver- 
missen lassen 4). 


Daß für die Verwaltung der geistigen Interessen der Nation 
es neben dem »Unterrichtswesen« als selbständiges zweites Gebiet 
ein »Bildungswesen« gibt, das weder Bestandteil noch 
auch bloßes Annex des ersten ist, hat bereits vor einem halben 
Jahrhundert Lorenz v. Stein ausgesprochen und sofort auch zum 
Gegenstande einer eingehenden Darstellung gemacht 4). Seine 
Art, aus den Maßregeln zur Pflege der Sittlichkeit (»Sittenpolizei«), 


4) Aus diesem Grunde ist es auch bedauerlich, daß unter dem Eindrucke 
augenblicklicher Erfahrungen der Geschichtsunterricht an den höheren Schulen 
mitten im Kriege im Sinne einer Kürzung der älteren Geschichtsperioden rc- 
formiert wurde. Die starke Betonung des noch nicht endgültigen Charakters 
dieser Aenderung macht den Eindruck, als ob während des Zustandekommens 
der Verfügung das Schwergewicht der oben dargelegten Gesichtspunkte emp- 
funden wurde. Auch inhaltlich sind gegen die Verfügung, selbst wenn man eine 
stärkere Betonung der neuesten Geschichte (oben S. 63) wünscht, schwere Be- 
denken wegen der Wahl der Mittel entgegenzuhalten. 

“) L.v. Stein, Verwaltungslehre V? #Die allgemeine Bildung nnd die 
Presses), Stuttgart 1868. 
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den öffentlichen Bildungsanstalten, Bibliotheken, Museen, 
Theatern, Bildungsvereinen, zusammen mit einer Preßpolitik 
(d. i. Maßnahmen nicht gegen, sondern für die Presse, als das haupt- 
sächlichste Mittel der Volksbildung) ein einheitliches Ganze zu ge- 
stalten, stellte einen für jene Zeit bewundernswerten divina- 
torischen Aufbaudar. Wie in vielen anderen Teilen hat sein großes 
Lebenswerk auch hierin bis heute keinen Fortsetzer oder Erneuerer 
gefunden. Aber nirgends hat so wie in diesem Gebiete die Auf- 
saugung aller verwaltungswissenschaftlichen Tätigkeit durch die 
bloße verwaltungsrechtliche Literatur erstickend gewirkt. 
Nicht einmal die Kategorie ist in unserer Literatur übrig geblieben. 
Noch: wenige Jahre vor seinem Tode hat Lorenz v. Stein in dem 
kürzeren Kompendium seiner Verwaltungslehre die bittere Klage 
aussprechen müssen: »Es scheint als hätte die Bearbeitung des 
deutschen Verwaltungsrechts . .. das, was hier gesagt und ange- 
strebt ist, entweder nicht gekannt oder nicht verstanden« $). 

Ob der Krieg hierin eine Wandlung bringen wird, ob wir 
einschen werden, daß es für eine vollkommen gegliederte Ver- 
waltung eine Bildungspflege neben der Schulverwaltung gibt, 
ist schwer zu sagen. Die Billigkeit erfordert auch anzuerkennen, 
daß in einem Lande, in dem nun einmal das Unterrichtswesen 
eine so große Ausdehnung gewonnen hat, für die praktische Or- 
ganisation die Anlehnung daran zu viele verlockende Vorteile 
gewährt. Immerhin wird die Bildungspflege als selbständiger 
Gesichtspunkt, unabhängig von der Heranbildung der jungen 
Generation, schon aus folgenden Gründen sich Geltung verschaf- 
fen müssen. Daß im gewerblichen Leben die Tendenz auf Ver- 
kürzung der Arbeitszeit geht, ist unverkennbar. Der Streit, 
inwieweit zum Zwecke dieser Verkürzung der Staat Zwangsgesetze 
erlassen soll, ist für den Gesichtspunkt, den wir hier verfolgen, 
unwesentlich; denn ob die Tendenz sich im Wege staatlichen 
Zwanges, gewerkschaftlichen Kampfes, friedlicher Vereinbarung 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder auch im Wege 
bloßer Gewöhnung sich festsetzt: die Wirkung auf das Volks- 
leben ist in allen Fällen dieselbe. Die Muße, die der Arbeiter 
in reicherem Maße gewinnen wird, muß für ihn zum Verderben 
ausschlagen, wenn ihm nicht die Gelegenheit zu angemessener, 
edler Verwertung gegeben wird. In diesem Sinne hängt die 


13) Handbuch der Verwaltungslehre. 3. Aufl. Stuttgart 1888. II, S. 148. 
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Verwertung der Mußestunden auch mit der Gesundheitspflege 
in ihrer neuen Auffassung %) zusammen. Kurzum für die Ge- 
sundung unseres Volkes an Körper und Geist wird die Verwertung 
der Mußestunden eine Aufgabe von steigender Bedeutung wer- 
den. Der größte Teil dieser Aufgabe wird sich als Bildungspflege 
darstellen. Dann aber wird die Zeit gekommen sein, wo wir Volks- 
bibliotheken, Volkstheater, Volkshochschulen, Volksvorträge der 
verschiedensten Art, Volksunterhaltungen (musikalische, wie 
bisher, oder andere), Veranstaltungen zur Körperpflege und 
Körperübung als ein einheitliches Verwaltungsgebiet auffassen 
werden. Auf diesem Wege wird dann auch die Zeit näher geführt, 
wo die Auffassung der Presse als eines Volksbildungsmittels 
hier einmünden und eine Gesamtauffassung in dem Sinne, wie 
Lorenzv.Stein es geplant und entworfen hatte, zum Siege führen 
wird. | 

In der nächsten Zeit dürfte die Hauptfrage sein, in welcher 
der verschiedenen Bildungseinrichtungen die Keimzelle für diesen 
zukünftigen Verwaltungszweig zu erblicken ist. Es scheint, daß 
am ehesten die jetzt fast in allen Gegenden Deutschlands ent- 
stehenden Volksbibliotheken neueren Schlages einen Einsatz- 
punkt gewähren können, weil hier und nur hier Anfänge zur Aus- 
bildung eines Beamtenstabes vorhanden sind, dessen Mitglieder 
sich als berufsmäßige Träger von Volksbildungsbestrebungen 
fühlen. Daß das neue »Zentralinstitut für Erziehung und Unter- 
richt« die Ausbildung von Bibliothekaren für Volksbibliotheken 
mit in seinen Aufgabenkreis gezogen hat 4%), deutet die Rich- 
tungslinie der Entwickelung an. 


Inwieweit die Verwaltung von Kunst und Wissen- 
schaft durch den Krieg vor neue Aufgaben gestellt werden 
wird, ist schwer zu sagen, weil das zunächst von der Entwicke- 
lung in Kunst und Wissenschaft selbst abhängen wird. In beiden 
Gebieten kann die Entwickelung nur heilsam sein, wennsiespontan 
ist. Wie aber in allen Punkten der rein geistige Charakter, der 


tt) s, die späteren Abschnitte. 

45) Zunächst hat in der Zeit vom 21. Januar bis 7. April ı916 ein kleinerer 
Kursus von 6 Vorträgen über folgende Gegenstände stattgefunden: Bücherei 
und Volksbildung (Fritz). Bücherei und Volkswirtschaft (Jastrow). Oeffent- 
liche Bücherei (Ladewig). Jugendbücherei: Werbemittel und Benutzertaktik 
(beides Ackerknecht). Bücherei und Museum (Jesse). Sammlung im Druck: 
Berlin, Weidmann. i 

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. r. (Krieg u. Wirtschaft IV.) 7 
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diesen beiden Betätigungen gemeinsam ist, in der Kunst reiner, 
höher und unnahbarer hervortritt, so auch in der Frage, die 
uns hier beschäftigt. Nur die Verwaltung wird eine neue 
Kunst fördern können, die sich dessen bewußt bleibt, daß sie 
dem Sänger nicht gebieten darf. Die Anregungen, die Poesie, 
Malerei und Plastik aus den großen Ereignissen der Zeit gewinnen 
können, entziehen sich jeder Voraussage und noch mehr jeder 
Förderung. Selbst der Gedanke, zur Vermeidung einer Ueber- 
schwemmung Deutschlands mit Kriegsdenkmälern nach Art 
derer, die die 70er Jahre gebracht haben, uns durch behördliche 
Maßnahmen zu bewahren, hat Berechtigung nur, insoweit er 
sich auf ein Verhindern bezieht. Ein Verlangen, wie es aus Kreisen 
der Künstler laut geworden ist 5%), die Behörden, die über Denk- 
mäler positiv bestimmen, ausschließlich aus Künstlern zusammen- 
zusetzen, gibt ein ziemlich sicheres Mittel an, die Fühlungnahme 
zwischen Kunst und Volksempfinden im Verwaltungswege 
‚auszuschalten. Nur wo die Natur des Gegenstandes es mit sich 
bringt, daß die Verwaltungstätigkeit selbst zur Kunstübung wird, 
wird auch ihr Einfluß auf die Kunst positiv gestaltend. Viel- 
leicht die hervorragendste Anwendung dieser Möglichkeit ist 
der Städtebau und seine diesmalige Ausführung im Wiederauf- 
bau Ostpreußens. 

Weit eher ist es möglich, sich über die neu entstehenden 
Verwaltungsaufgaben in der Pflege der Wissenschaft ein Urteil 
zu bilden. Die Grundlage der Kriegführung ist, und zwar nicht 
erst seit heute und gestern, wissenschaftlich. Seit Jahrhunderten 
wird von einer »Kriegswissenschaft«, »Militärwissenschaft«, »Ar- 
tilleriewissenschaft« usw. gesprochen. Daß dieser Krieg ungleich 
mehr Ueberraschungen gebracht hat, als irgend ein früherer; 
daß auf dem Lande die unerwartete Ueberlegenheit der Defensive 
und das Wiederauftauchen eines so primitiven Verteidigungs- 
mittels, wie es der Schützengraben ist; daß in der Tiefe und auf den 
Höhen Unterseeboote und Luftfahrzeuge eine ungeahnte Rolle 
gespielt haben; daß die weite Ausdehnung der Kriegsschauplätze 
die strategischen Probleme gänzlich umgestaltet hat; daß der Be- 
griff der Schlacht sozusagen ein anderer geworden ist; daß schon 
die bloße Größe der Armeeeinheiten ein Umdenken, teilweise, 
durch das Aufkommen von Oberfeldherren über den Armeeführern, 


4a) von dem sich jedoch die #»Kundgebung«e der beiden Akademien der. 
Künste und des Bauwesens (Berlin, Febr. 1916) vorsichtig fernhält. 
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eine neue Terminologie nötig zu machen scheint, — darüber besteht 
unter allen Fachleuten nur eine Stimme. Aus dem Spezialzweige 
der Sanitätsverwaltung haben wir für die Kriegschirurgie eine 
- Einrichtung erwähnt “), die schon während des Krieges alle 
Erfahrungen sammeln soll, die für die nachherige wissenschaft- 
liche Verwertung von Wichtigkeit werden können. Es ist anzu- 
nehmen, daß in allen Teilen der Kriegstechnik ähnliche Einrich- 
tungen für Chemie und Ingenieurwesen der verschiedensten Art 
bestehen. Die Geschichtsschreibung ist schon in den letzten 
Kriegen mit ins Feld gezogen. Jedes Bataillon führt sein Kriegs- 
tagebuch, und nach Beendigung des Krieges gehen diese, wie das 
gesamte Urkundenmaterial an Tagesbefehlen und Berichten 
aller Art, an den Generalstab. Das Generalstabswerk über den 
Krieg 1870/71 ist s. Z. von der Preiskommission für den Verdun- 
preis als die beste wissenschaftliche Leistung der deutschen Ge- 
schichtswissenschaft preisgekrönt worden. Selbst wenn heute 
unter den leitenden Persönlichkeiten keine sein sollte, die wie 
Moltke Stratege und Historiker in einer Person ist, so wird doch 
jedenfalls die Aufgabe auch diesmal mit wissenschaftlichem Ernst 
erfaßt und in die Hände von Personen gelegt werden, die ihr 
wissenschaftlich gewachsen sind. Was auch immer die deutsche 
Geschichtswissenschaft in (der gleichen Zeit hervorbringen möge: 
sie wird das zu erwartende Werk wohl ebensowenig wie in den 
Joer Jahren durch ein anderes an wissenschaftlicher Bedeutung 
übertreffen können. Dieses Mal aber wird das »Generalstabs- 
werk« in seiner Bedeutung noch vervielfacht dadurch, daß es 
nicht bloß die Tätigkeit im Felde, sondern auch an Tätigkeit 
in der Heimat zu behandeln haben wird. 

Der Umfang, in dem den verschiedenen Zweigen der Wissen- 
schaft aus den Kriegsjahren neuer Erfahrungsstoff und neue 
Probleme zufließen werden, kann kaum überschätzt werden. Was 
von der Medizin, den Naturwissenschaften, der Technik im 
Felde gesagt ist 7), bezieht sich ja nicht bloß auf die der Armee 
und Marine zugewandten Zweige, sondern wird eine neue Durch- 
denkung auch des Gesamtstoffes dieser Wissenszweige erfordern. 
Was nimmt allein die Chemie aus den Versuchen in der Heimat 
zur Ersinnung von Ersatzstoffen mit. Bis in die Philosophie 


t6) $. 0. S. 66. 
4) ebda, 7* 
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hinein reichen die Wirkungen des Krieges mit den Beobachtungs- 
aufgaben, die sie einzelnen Psychologen, und mit den dauernden 
Arbeitsthemen, die sie der Individual- und Massenpsychologie 
an dem geschlossenen Auttreten großer Völker und dem Hinreißen 
auch bedeutender Individualitäten geliefert hat. — Die Juris- 
prudenz wird nicht bloß an der Interpretation der Kriegsgesetze 
und Kriegsverordnungen ein neues Betätigungsfeld für ihren 
Scharfsinn finden. Sie wird das Problem, wie das Recht während 
eines Krieges zu gestalten sei, in seinem ganzen Umfange $8) auf- 
nehmen und es in vielen Fällen nicht anders behandeln können, 
als daß es die Grundlagen.der juristischen Systematik, die bisher 
fest schienen, einer Revision unterzieht. Vielleicht erfüllt sich 
jetzt auch der Wunsch 4%), daß endlich einmal ein juristischer 
Denker das Gesamtgebiet sowohl der theoretisch wie der praktisch 
angewandten Jurisprudenz nicht unter der gewohnten Zweiteilung 
nach öffentlichem und privatem Recht, sondern unter dem 
Gesichtspunkt einer Befreiung von dieser Einteilung durchdenke. 
Der Krieg als ein Erlebnis des öffentlichen Rechts, das plötzlich 
große Teile der Privatrechts-Bestimmungen ihres Sinnes beraubt 
hat 5°), nötigt zu dieser Gedankenarbeit.- Die Verträge, die die 
Individuen schließen, können nicht länger für die Jurisprudenz 
lediglich unter dem Gesichtspunkte einer Interpretation des 
Parteienwillens betrachtet werden; es muß die Frage geprüft 
werden, ob nicht die Ersetzung des Parteienwillens durch Ge- 
setzeswillen (wenn sie als zulässige Ausnahme auch von der 
heutigen Jurisprudenz anerkannt ist) doch mehr als ein bloßer 
Einbruch in die Sphäre des Privatrechts ist, ob sie nicht eine 
ihrer Grundlagen ist, die die so begrenzte Herrschaft des Parteien- 
willens erst erträglich und existenzfähig macht. Namentlich 
aber wird der zukünftige Aufbau des Völkerrechts, an dem nicht 
trotz, sondern wegen der diesmal gemachten Erfahrungen fest- 
zuhalten ist 51), der Jurisprudenz auf Menschenalter hinaus neue 
und fruchtbare Aufgaben stellen. Und gerade in diesem Punkte 
wird die Jurisprudenz mit der Gesamtwissenschaft und mit der 
Gesamtorganisation der Wissenschaft in Berührung treten. Denn 


2,3. o. S. 77. 

4) Jastrow, In Archiv für Rechts- und Wirtsch.-Philosophie 6 (1913), 
S 505—501 (aus Anlaß der Frage »Was ist Arbeiterschutze?). 

50) 5.0. S. 75—76. und namentlich den späteren Abschnitt über Wohnungs- 
und Hypothekenfragen. 

51) 3.0. S. 48. 


unter den internationalen Organisationen, die den Krieg über- 
dauern, nehmen ja, wie wir gesehen haben 32), die wissenschaft- 
lich angehauchten eine besonders deutliche Stellung ein. Sie 
geben uns einen Fingerzeig dafür, daß es Wissenschaften gibt, 
die so sehr auf der Einheit des Erdballs und seiner menschlichen 
Bewohner beruhen, daß in ihnen das internationale Zusammen- 
arbeiten nicht stocken kann und nicht stocken wird. Wenn das 
Sittengesetz in mir und der gestirnte Himmel über mir seit Kant 
als die unverrückbare Grundlage für die Orientierung des Men- 
schengeschlechts gelten, so wird die Wissenschaft, die die zweite 
dieser Grundlagen erforscht, sich ihres menschheitumfassenden 
Charakters nicht entkleiden. Hier wird sich die objektive Not- 
wendigkeit zuerst äußern und die Formen hervorbringen, in 
denen die anderen Wissenschaften folgen werden. Uns Deutschen 
freilich haben die bitteren Erlebnisse dieses Krieges es zur seeli- 
schen Unmöglichkeit gemacht, in einer Welt, die jeden unserer 
Schritte mißverstanden hat, die Initiative zu ergreifen. Wir 
müssen in Ruhe den Zeitpunkt abwarten, in dem das Verständ- 
nis für unsere Wesenheit und unsere Arbeitsleistung wieder er- 
wacht. Inzwischen dürfen wir uns sagen, daß aus unserer Mitte 
bereits ein Programm ernster Selbstbesinnung hervorgegangen 
ist, das nationale Würde und internationale Notwendigkeiten 
in gleicher Weise wahrt. Es sind die Worte, mit denen die Uni- 
versität der Reichshauptstadt von ihrem Rektor »in den zweiten 
Kriegswinter« hineingeleitet wurde 53): 

»So weisen denn diese Studien die Völker auf etwas ihnen allen Gemein- 
sames und lehren sie, einander auf diesem gemeinsamen Boden gelten lassen. Da 
zogen sich denn die Fäden freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Ge- 
lehrten aller Völker. In Kriege müssen sie freilich auf dem Boden schleifen, 
aber sollen sie für immer abgerissen sein? Machen wir uns keine Illusionen. 
Wiedersehen werden wir einander nicht, werden wohl für den Rest des Lebens 
fremd nebeneinander hergehen. Ein schwerer persönlicher Verlust, aber nichts zu 
schwer, wenn es das Vaterland fordert. Allein das fordert das Vaterland nicht, 
daß Lieb und Treu wie ein böses Unkraut ausgerauft werde, und im Herzen werde 
ich den Männern im feindlichen Auslande nicht nur die schuldige Achtung, son- 
dern dieFreundschaft in Treuen bewahren. Ich zweifle auch gar nicht, daß man- 
her drüben ähnlich empfindet, selbst in der Pariser Akademie, die mich ausge- 
schlossen hat. Mir ist die Mitgliedschaft eine Ehre gewesen, weil sie der Ausdruck 


für tätige gemeinsame Arbeit war. Aber wie groß muß die Verblendung der 
Herren sein, wenn sie sich nicht klarmachen, daß es für mich eine weit größere 
3) 5,0. S. 5ıd. 
») v, Wilamowitz-Möllendorf,»Inden zweiten Kriegswintere. 
Rektoratsrede am 15. Oktober 1915. S. 8—9 (auch in der Sammlung »Reden aus 
der Kriegszeit«. Berlin, Weidmann). 
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Ehre ist, auf unseren Diplomen unter meinen Namen zu setzen er academia 
Parisina honoris causa eiectus, Sie werden keine Ehre von ihrem Beschlusse haben. 
Leid tut es mir nur um die Arbeit, die die Franzosen ohne uns schon vorher nicht 
durchführen konnten; nach dem Kriege werden sie es erst recht nicht können. 
Schließlich kommt auf den einzelnen Mann wenig an. Aber die französische Re- 
gierung hat auch einem holländischen Gelehrten die Benutzung der Pariser Hand- 
schriften eines Kirchenvaters verweigert, weil er ihn in unserem Auftrage her- 
ausgeben wollte. Sie hat auch schon vor dem Kriege internationale Vereinba- 
rungen zur Erleichterung des wissenschaftlichen Verkehres trotz der Bereit- 
willigkeit ihrer eigenen Gelehrten verhindert. Das ist ungerügt geblieben. Um 
die Wissenschaft nicht noch mehr zu gefährden, erträgt man viel. Jetzt führe ich 
die Tatsachen an: sie bedürfen keines weiteren Wortes. Die Sünden des verblen- 
deten Hasses werden sich selbst am schwersten strafen. Aber muß man nicht 
wirklich an der Zukunft des wissenschaftlichen freien Verkehres verzweifeln ? 

Das sei ferne. Es kann mit dem commercium litterarum nicht andersgehen, 
als mit dem commercium überhaupt. Jetzt sind wir mit Recht stolz darauf, 
daß unsere Landwirtschaft und unsere Industrie uns gestatten, aus eigenen Kräf- 
ten zu bestehen: aber das ist Kriegszustand. Wir tun es aus Not und werden es 
tun, solange es notwendig ist, aber niemand zweifelt, daß nach dem Kriege sich 
der Welthandel, also auch der Verkehr zwischen feindlich gesonnenen Völkern, 
durch das Schwergewicht der Dinge wiederherstellen wird. Auch die meisten 
wissenschaftlichen Arbeiten lassen sich nicht ohne ausländisches Material und 
ohne Forschungen im Auslande durchführen. Schon das wird auch die Wider- 
strebenden zwingen. Aber das ist äußerlich. Die Liebe zur Wissenschaft, der 
Drang empor zu denselben Idealen ist ein göttliches Feuer, und die Herzen, in 
denen es brennt, müssen einander trotz allem verwandt fühlen. Eros, der Mittler 
zwischen Göttern und Menschen, wird auch die Seelen wieder zueinander führen, 
sobald nicht die ebenso heilige Liebe zum Vaterlande unsere ganze Kraft des 
Leibes und der Seele in Anspruch nimmt. 

Das ist die Zuversicht, durch die wir Alten uns dareinfinden, hinsterben zu 
müssen, ehe eine Harmonie sich erneut, an der wir uns erbauten, und die mit einem 
schrillenMißklang zerriß. Sie, meine lieben Kommilitonen, sollen ihre Erneuerung 
erleben, sollen selbst das Ihre dazu tun. Jetzt werden Sie das nicht glauben, viel- 
leicht gar nicht davon hören wollen. Ich verdenke es Ihnen nicht. In diesen 
Tagen wird selbst das kühlere Alter durch das Verhalten der Feinde und nicht 
weniger vorgeblich Neutraler in einen heißen Zorn getrieben, so daß es sprechen 
möchte, fahret dahin. Wenn ihr von uns nichts wissen wollt, gut, so wollen wir 
von euch und allem euren auch nichts wissen. Aber nur einem Schulmädchen 
steht es gut, eine Fabel Lafontaines nicht lernen zu wollen, weil sie französisch 
ist. Und lernen muß es sie doch. Wenn sich die andern dadurch schädigen wollen 
daß sie keine deutschen Bücher lesen, warum sollen wir so dumm sein ? Fürchten 
werden wir uns doch nicht, und schon die Klugheit gebietet, seine Feinde zu 
kennen. Eben darum haben dieFranzosen vor dem Kriege sehr fleißig Deutsch 
gelernt. Leider nur darum; wir hatten ihnen besseres zugetraut. Die bloße Nütz- 
lichkeit entscheidet wahrhaftig nicht. Dante und Michelangelo verlieren doch 
dadurch nichts von ihrer unsterblichen Größe, daß sich die Italiener von heute 
unsere ehrliche Verachtung verdient haben. Wir werden uns die Freude an Mon- 
taigne und Diderot, an Shaftesbury und Sterne nicht vergällen lassen, und an 
Corot und Rodin auch nicht. Ja selbst Anatole France und Thomas Hardy sollen 
uns weiter vergnügen. Wir wollen unsere deutsche Ueberlegenheit auf allen Ge- 
bieten behaupten. Nicht erst jetzt beklage ich, daß wir die slavische Welt zu 
wenig kennen, und sie kennen zu lernen so wenig Gelegenheit war. Die Gegen- 
wart lehrt, sollte ich meinen, ganz augenfällig, daß die Kenntnis des Russischen 
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und Polnischen verbreiteter sein sollte, wieder nicht nur, um die Sprachen reden 
zu können, sondern um die Völker innerlich zu verstehen und richtig zu würdigen. 
Ich hoffe, daß der Staat sich entschließen wird, diesem Bedürfnis Rechnung 


zu tragen... < 


Die da glauben, daß, wenn auch die Staaten für materielle 
Interessen sich wieder zusammenfinden, die Vertreter der Wissen- 
schaft viel länger abseits stehen werden, sind so gründlich im 
Irrtum, daß auf die gegenteilige Reihenfolge unsere Hoffnungen 
gegründet sein müssen. Gerade in der Wissenschaft wird sich 
das Zusammenarbeiten erzwingen 54). Gerade hier werden sich 
am ehesten Individuen finden, die Wirkungen eines subjektiven 
Auseinanderlebens an einem gemeinsamen Objekt ver- und über 
winden werden. Den Vertretern der Wissenschaft werden sich 
die ersten erkennbaren Linien zeigen, in denen sie die Pfade aus- 
zutreten haben, für die ihnen nachfolgenden amtlichen Staaten- 
vertreter. — In manchen Wissenschaften wird unsere veränderte 
Weltstellung Anregung und Stoff zu neuer Betätigung gleich- 
zeitig bieten. So für das Studium der Sprachen im nahen und 
im fernen Orient und im Zusammenhange damit für die Sprach- 
vergleichung. Die Geschichtswissenschaft kann gar nicht anders 
als, an einem großen politischen Wendepunkt der Menschheit 
rückwärts blickend, eine neue »Anschauung« gewinnen 5). 


%) Die Vorstellung, die man zuweilen in Deutschland hört, daß wir die andern 
nıcht nötig hätten, bedarf keiner Widerlegung. Je höher die wissenschaftlichen 
Leistungen eines Volkes stehen, je verzweigter sie sind, desto intensiver wird 
bei ihm das Verlangen nach Benutzung aller wissenschaftlichen Möglichkeiten 
seın. Daß wir weder entbehren noch entbehrt werden können, ist vielleicht am 
anschaulichsten durch Beispiele aus Wissenschaften zu illustrieren, die diesen 
Bedürfnissen scheinbar fern stehen. Zu den international in Angriff genommenen 
Arbeiten, die durch den Ausbruch des Krieges erschlagen wurden, gehört auch die 
geplante kritische Ausgabe der Septuaginta. Die Bibelforschung ist gegenwärtig 
auf eınem toten Punkt angelangt, den sie nicht überwinden kann, solange sie 
n:cht zwischen demAlten undNeuen Testament die hellenistische Traditioninihrem 
hauptsächlichsten Denkmal, der griechischen Bibelübersetzung, authentisch 
vor sich hat. Was aber das für die Geisteswissenschaften im ganzen bedeutet. 
kann man ermessen, wenn man sich vor Augen hält, daß die Tradition der He- 
braer bis jetzt die einzige alte Volkstradition ist, deren Rekonstruktion gelungen 
ist. Daß wir jene Arbeit allein machen, ist ausgeschlossen (schon aus dem Grunde, 
weil einem Volke nicht alle Handschriften aus den entlegensten Ecken der Erde 
zuganglıch wären). Daß die Arbeit ohne uns gemacht wird, ist ebenso ausgeschlos- 
sen, da die Bibelforschung geradezu eine Domäne der deutschen Wissenschaft ist. 
Daß die Arbeit liegen bleibt, darf man wohl füglich auch als ausgeschlossen be- 
trachten. 

5%) Vgl. die feinsinnige und auch streng wissenschaftlich vollkommen zu- 
treffende Bemerkung Naumanns (»Mitteleuropa« Berlin,G.Reimer, 1915, S.35)., 
daß uns jetzt Friedrich der Große und Maria Theresia nicht mehr bloß als strei- 
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Vor allem aber werden die Nationalökonomie und die Staats- 
wissenschaften überhaupt durch die Erfahrungen des Krieges 
das Auge anders eingestellt finden. So oft der »geschlossene 
Handelsstaat« als übertreibendes Schlagwort angewendet worden 
ist: so viel bleibt doch daran richtig, daß wir an die auf sich selbst 
gestellte Volkswirtschaft während des Krieges näher herange- 
kommen sind, als wir jemals erwartet hätten, und daß wir in 
dieser Beziehung einen Anschauungsunterricht von ungeahnter 
Wirksamkeit erhalten haben. Die Aufgabe des »Durchhaltens« 
in wirtschaftlicher Beziehung machte die Predigt der theoretischen 
Nationalökonomie, daß Geld nur Mittel und niemals Inhalt der 
Bedürfnisbefriedigung sei, Tausenden mit einem Schlage klar. 
Im Zeitalter der Brotkarte war der Begriff der Sparsamkeit 
plötzlich ein anderer geworden, und zwar der ursprüngliche 
naturalwirtschaftliche, von dem der auf das bloße Geldersparen 
gerichtete Sinn auch die theoretische Wissenschaft schon oft 
irreführend abgelenkt hatte. Die Vorratswirtschaft, die uns nötigte 
uns auf die Vorräte zu besinnen, die in den Haushaltungen stecken, 
nötigten uns zugleich, den Begriff des Konsums umzudenken: 
Die Metallsammlungen zeigten, daß die Metalle, die die Statistik 
als »konsumiert« zählt, nicht konsumiert sind. In diesen schweren 
Jahren, in denen unsere Verwaltung vor ungeahnte Aufgaben 
gestellt wurde, zeigte sich plötzlich, wie wenig die bloße Kenntnis 
des Verwaltungsrechts zum Verwalten befähigt, wie not- 
wendig für diese Schulung eine Verwaltung wissenschaft 
ist. Alle, die aus der Langsamkeit der getroffenen Maßregeln, 
aus ihrem tastenden Charakter, aus ihrem Hinundher unseren 
Verwaltungsmännern einen Vorwurf machen, befinden sich auf 
falscher Fährte. Der Mangel lag darin, daß die Verwaltungs- 
männer die theoretischen Vorarbeiten 5**), auf die sie sich hätten 
stützen können, nicht vorfanden. Das war die Wirkung jenes 


tende Widersacher, sondern als gemeinsame Werkmeister an dem Unterbaue zu 
einem zukünftigen »Mitteleuropa« erscheinen. 

5a) Ueber die Möglichkeit einer Kriegswirtschaftsiehre s. G. v. Mayr, 
im (roten) »Tag« v. 7. April ıgı5 und (sder Krieg und die Staatswissen- 
schaften«) v. 8. und 9. Dez. 1915. Die Spannweite der neu gebotenen Pro- 
bleme zeigen die verschiedenen während des Krieges veranstalteten Sammlungen, 
wie vor allem diese Zeitschrift selbst in ihren »Kriegsheften«, ferner Ferd. 
Schmid, Kriegswirtschaftsiehre (Leipzig, Veit 1915) und in ausgezeichneter 
Popularisierung die »Staatsbürgerlichen Belehrungen in der Kriegszeite, hrsg. 
Í. Fach- und Fortbildungsschulen vom Kgl. Preuß. Landesgewerbeamt. Berlin, 
C. Heymann 1915. 
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Vakuums in den Staatswissenschaften seit dem Heimgange 
Lorenz’ v. Stein 5%), und hier muß die Folge der Kriegsjahre die Neu- 
konstruktion einer »Verwaltungswissenschaft« sein. 


Kaum in einem Gebiete des öffentlichen Lebens dürften 
Richtlinien für die Erkenntnis zukünftiger Entwickelungs- 
tendenzen so schwer anzugeben sein, wie in dem der Kirche 
und der »geistlichen Angelegenheiten«. Die Tendenz einer grund- 
sätzlichen Trennung von Staat und Kirche hatte in den letzten 
Jahrzehnten zu Trägern die äußerste Linke und die äußerste 
Rechte; aus verschiedenen Gründen, vielleicht auch unter dem- 
selben Programmwort Verschiedenes verstehend. Ob nach dem 
Kriege diese Gruppen, wenigstens in der ihnen gemeinsamen 
Tendenz, eine Verstärkung erfahren, oder ob die zwischen ihnen 
liegende Schicht sich verbreitern wird, ist nicht vorherzusagen. 
Der allgemeine Gedanke 5”), daß ein durchschlagender Erfolg 
ein Volk nicht geneigt macht, die Grundlagen, auf denen es sich 
erhoben hat, grundsätzlich zu ändern, wird vielleicht auch hier 
der Erhaltung des Bestehenden günstig sein und sich mit der 
Abstellung einzelner Mißstände begnügen. Das System eines ge- 
wissen Zusammenhangs zwischen Staat und Kirche kann dann 
ein Interesse daran gewinnen, Sekten, Dissidenten und Reli- 
gionsgemeinschaften außerhalb des Christentums günstiger als 
bisher zu stellen, wobei es sich freilich leicht ereignen kann, daB 
die Vorkämpfer der letzteren die günstigere Stellung gerade in einer 
stärkeren behördlichen Anerkennung auch ihrer kleinen Gemein- 
schaften erblicken. Während dieses Krieges sind zum ersten Male 
jüdische Feldprediger ernannt worden. — Verschieden von der 
Stellung des Staates zu den Kirchengemeinschaften ist seine 
Stellung zu den Individuen. Viele Streitfragen könnten hier aus 
der Welt geschafft werden, wenn man zu dem (gesetzlich übrigens 
nie aufgehobenen) Satze des Preußischen Allgemeinen Landrechts 
zurückkehrte: »Auch der Staat kann von einem einzelnen Unter- 
tan die Angabe, zu welcher Religionspartei sich derselbe 
bekenne, nur alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültigkeit 
gewisser bürgerlichen Handlungen davon abhängt.«e — Die An- 
gelegenheiten der katholischen Kirche hängen in einem Punkte 
mit dem Friedensschlusse selbst zusammen. Von seiten der Kurie 


86) s. 0. S. 95—97. 
57) s. 0. S. 85—86. 
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ist die durch die Verhältnisse erzwungene Abreise der bei ihr 
beglaubigten Vertreter und deren Exil in Lugano als Beweis für 
die Richtigkeit ihrer von jeher festgehaltenen Anschauung an- 
geführt worden, daß das italienische Garantiegesetz die Unab- 
hängigkeit des h. Stuhles und den ungehinderten Verkehr des 
Papstes mit Gliedern der katholischen Kirche nicht gewährleiste. 
Die Forderung, daß diese Gewährleistung zu einem Gegenstande 
des zukünftigen Friedensvertrages gemacht werde, hat in der 
Presse verschiedener Länder eine Rolle gespielt. Namentlich 
von irischen Politikern zu beiden Seiten des Ozeans ist sie be- 
trieben worden. Die Forderung, einem besiegten Italien in dieser 
Beziehung Bedingungen aufzuerlegen, wird namentlich durch 
den Umstand gestützt, daß die Kriegspartei in Italien den Anti- 
klerikalismus darstellt. Bei den entschiedensten Vertretern 
nimmt die Forderung die Gestalt einer Wiederherstellung des 
Kirchenstaates an. ' 

Nicht ebenso unsicher wie über die Entwickelungsrichtung 
der Kirchen und der kirchlichen Verwaltung ist unser Blick über 
die zukünftige Entwickelung der religiösen Volksstimmung. 
Ein Volk, das von seinen Nachbarn mit Vernichtung bedroht 
und in schwerem Ringen dieser Gefahr entgangen ist, ist bisher 
noch stets zu innerer Einkehr, zum Besinnen auf die dunklen 
Tiefen allen Werdens und Vergehens gebracht worden. Wie wäre 
es möglich, daß der größte aller Kriege, die die Menschheit zu 
bestehen hatte, hiervon eine Ausnahme machen sollte! Und 
hierin wird die Entwickelung nach dem Kriege nur fortzusetzen 
haben, wasschon seit Jahrzehnten in langsamem, aber merkbarem 
Fortschreiten begriffen war. Der wissenschaftliche Zusammen- 
bruch des Materialismus als philosophischen Systems, der fest- 
stand, seitdem Albert Lange zum ersten Male seine Geschichte 
geschrieben hatte, hat schon in den 70er und doer Jahren Wir- 
kungen auf die gebildeten Kreise der Nation ausgeübt. Die breiten 
Massen, die in ihrem politischen Programm sich zwar nicht zum 
Materialismus, aber zu einer immer noch sogenannten materia- 
listischen Geschichtsauffassung bekannten, waren seit den goer 
Jahren im Begriff einzusehen, daß ihr praktisches Handeln in 
der Politik diesem Bekenntnis nicht mehr entspreche. An der 
Geschichte dieses Krieges wird jeder Versuch zerschellen, die 
Geschichte der Völker allein auf Triebkräfte des materiellen 
Lebens zurückführen zu wollen. Millionen kehren aus den Schützen- 
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gräben zurück, für die die Gewißheit, daß es im Weltenganzen 
Energien gibt, die nicht gemessen und nicht berechnet werden 
können, gesicherter Bestandteil innerer Lebenserfahrung ge 
worden ist. Die heilige Scheu vor dem, das nicht gesehen und 
nicht getastet werden kann, das sich über und unter allem Leben 
offenbart von Ewigkeit zu Ewigkeit, ist unserem Volksempfin- 
den wiedergewonnen. 

Wenn wir daher auch diesem Verwaltungszweige gegenüber 
uns mit der Einsicht bescheiden müssen, daß die zukünftigen 
Linien seiner äußeren Entwickelung kaum vermutungsweise zu 
bestimmen sind: über alle Vermutung gewiß ist die Ueberzeugung, 
daß in den ihm anvertrauten Interessen des Volkslebens als 
sicherer Gewinn des Krieges dasteht: die Richtung zum Gei- 
stigen. 

(Schluß folgt im nächsten Heft.) 
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Der deutsche Marxismus und der Krieg. 


Von 


GUSTAV MAYER. 


I. 


Ausschließlich wissenschaftliche Er- 
kenntnis, keine politische Wirkung setzt sich die nach- 
folgende Untersuchung zum Ziel. Nicht in vorhandene Fehden 
will sie kämpfend eingreifen, sondern nur einen Querschnitt 
durch eine noch unabgeschlossene Entwicklung ziehen, histori- 
sche Begriffe und Schlagworte in ihrem Werden und Wandel be- 
obachten, Zusammenhänge aufhellen, politische Entschließungen 
aus ihren letzten im Weltanschaulichen wurzelnden Wertungen 
ableiten. 

In Kriegszeiten erscheinen die Machtverhältnisse der Stunde 
leicht als das einzig Reale, als die Wirklichkeit schlechthin, 
der gegenüber alle anders gearteten politischen Bestrebungen 
zu Hirngespinsten sich verflüchtigen, die zu beachten nicht mehr 
lohne !). Aber solche Gamaschenmethode, für die der Begriff der 
»Wirklichkeit« mit dem der unmittelbaren Wirksamkeit zusam- 
menfällt, läßt sich nicht auf das Gebiet der Wissenschaft über- 
tragen. Sie entspricht nicht einmal dem Geist einer überlegenen 
Heeresleitung, die, weil sie die Wissenschaft methodisch zu ver- 
werten versteht, sie auch zu werten wissen wird. Theorie 
und Praxis gehören zusammen wie Wind und Welle, wie Saat 
und Ernte. 

Neue Erkenntnisse sind zuerst immer nur der Besitz we- 
niger; deshalb gilt für sie nicht die Zahl der Vertreter, sondern 
die Stichhaltigkeit der Gründe. Hat die Sozialwissenschaft auch 


1) Darauf beruft sich mit Recht Rudolf Hilferding, Europäer, 
nicht Mitteleuropäer, »Kampf«e (Wien) Nov. /Dez. 1915. 
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die Masse zum Objekt und zur Voraussetzung, so bleibt doch 
auch ihr Subjekt der denkende Einzelne. Er muß jedem außer- 
halb der Wissenschaft gelegenen Zweck entsagt haben, bevor er den 
Anspruch erheben darf, wissenschaftlich gültige Ergebnisse zu 
erzielen. 

Einen solchen Anspruch erhob aber vor dem Kriege und 
erhebt auch jetzt im Donner der Schlachten, die über die Zukunft 
von Rassen und Klassen entscheiden, der Marxismus, der 
sich wissenschaftlicher Sozialismus nennt. Er sieht bekanntlich 
seine Aufgabe darin, aus den Lehren von Marx und Engels die 
Nutzanwendung für die Gegenwart zu ziehen. Er durchforscht 
die jeweiligen Zeitverhältnisse aus dem Geist der materialistischen 
Geschichtsauffassung und beansprucht, auf Grund der Ergebnisse 
dieser Forschung den sozialdemokratischen Parteien nicht nur 
Deutschlands und Oesterreichs, sondern der ganzen Erde ihre 
Politik vorzuschreiben. Während aber bei anderen marxistischen 
und nichtmarxistischen Denkern jetzt häufig vom Umlernen die 
Rede ist, weil die große Weltkrisis ihnen vom Baume ihrer Er- 
kenntnis welke Blätter heruntergefegt und neue Durchblicke 
eröffnet hat, fechten den Marxismus strengster Obser- 
vanz Zweifel an der Richtigkeit seiner Fragestellungen nicht 
an. Er besitzt ein Gefühl der Unfehlbarkeit ; ihm ist es eine Gewiß- 
heit, daß nur er und nicht etwa die »unsachliche Professoren- 
literature sdie unwiderlegbare Stimme der Wissenschaft zur 
Geltung« bringt; er fürchtet nicht, in dem »Schwall von Ideologien« 
unterzugehen, die jetzt »ihr Spiel auf der Oberfläche treiben«, 
denn er hat »die unparteiische Wissenschaft« ?) gepachtet. Selbst 
von der Angst weiß er sich frei, daß der spätere Historiker ihn 
in eine Reihe stellen könnte mit jener von Marx und Engels ent- 
larvten »heiligen Familie« der Brüder Bruno und Edgar Bauer, 
die, als der Kredit ihrer wissenschaftlichen Firma ins Wanken 
kam, diese in eine G. m. b. H. verwandelte, sie »sdie Kritik« 
taufte und diese Kritik für »souverän« erklärte! 

Diese Selbstgewißheit der heutigen marxistischen Ortho- 
doxie wird man, neidvoll vielleicht, belächeln aber dennoch ein- 
räumen können, daß mit ihren Fehlern einige Vorzüge zusammen- 
hängen, die Forschungsergebnisse zeitigen, mit denen die zünftige 








Max Adler, Prinzip oder Romantik! Nürnberg 1915, S.5ff. Max 
Adlers eigentliche wissenschaftliche Leistungen schätzen wir ebenso wie 
wir gezwungen sein werden, seine politischen Folgerungen abzulchen. 
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Wissenschaft sich vielleicht noch nicht hinreichend auseinander- 
gesetzt hat. 

Die Tradition nimmt þei der Sozialdemokratie eine ganz 
andere Stellung ein als þei anderen politischen Parteien. Ihr 
Programm beruht unmittelbar auf einer zusammenhängenden 
überpolitischen Gedankenkonstruktion, aus der sich einzelne 
Bestandteile nicht willkürlich ohne Gefahr für das Ganze her- 
auslösen lassen. Und diese programmatisch anerkannte Theorie 
der Sozialdemokratie ist der Marxismus. Wie der gläubige 
Mohammedaner im Koran, so glauben die orthodoxen Marxisten 
im Marxismus den »Ariadnefaden« ?) zu besitzen, der ihnen aus 
jedem Labyrinth den Weg ins Freie zeigen müsse. Aber wenn 
Orakel schon in der Regel zweideutige Antworten geben, so ist 
dies vollends beim Marxismus zu erwarten, der ein so kompli- 
ziertes Gebilde ist, daß man mit ihm zu entgegengesetzten Ergeb- 
nissen gelangen muß, je nach dem Bestandteil der Lehre, den 
man als seinen Kern ansieht. 

An sich ist es schon ein Wagnis, manche meinen ein Wahn- 
sinn, von einer Theorie, die in nun schon entfernten Zeiten er- 
wuchs, heute noch Richtlinien für politische Entschlüsse zu 
fordern. Aber das Unternehmen wird noch bedenklicher, sobald 
man die Schlüsse auf die Gegenwart aus der persönlichen Hal- 
tung ziehen will, die die geistigen Schöpfer der Lehre gegenüber be- 
stimmten konkreten Situationen ihrer Zeit eingenommen hatten. 
Doch solche Bedenken haben die Sozialdemokratie nicht abge- 
schreckt, und in ihrer gegenwärtigen schweren Krisis haben 
die Marxisten von rechts und links das Orakel unaufhörlich be- 
fragt. Das zwingt auch uns, allen wissenschaftlichen Bedenken 
zum Trotz, dieser Problemstellung näher zu treten, bevor wir uns 
unserem eigentlichen Thema zuwenden. Dieses aber hat dann zu 
lauten: Wie urteilt der Marxismus über Ent- 
stehung, Wesen und Auswirkungen desgegen- 
wärtigen Krieges und wie gestaltete er sich unter 
dessen Einfluß seine Auffassung vom Impe- 
rialismus, von der Pflicht der Landesvertei- 
digung, von Nation und Staat? 

Also zur Quelle ihrer Lehre steigen die Marxisten hinauf, 


3) Karl Liebknecht, Im Labyrinth der Widersprüche, abgedruckt 
in »Klassenkampf gegen den Krieg« Material zum Fall Lieb- 
knecht. Als Manuskript gedruckt. S. 77. 
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um sich Gewißheit zu holen. Dabei begnügen die einen sich mit 
der Fragestellung, wie sich denn Marx und Engels zu dem Problem 
des Krieges überhaupt verhielten und worin diese bei den Kriegen, 
die sie erlebten, die Aufgabe des klassenbewußten Proletariats 
erblickten. Andere meinen, die Frage, ob die nationale oder die 
internationaleRichtung in der Sozialdemokratie heute mit größerem 
- Recht den Marxismus für sich in Anspruch nähme, wäre damit . 
noch nicht beantwortet. Denn die wirtschaftlichen und mitihnen 
die politischen Zustände des ganzen Erdballs hätten sich in den 
letzten Jahrzehnten zu tiefgreifend verändert, als daß man die 
Ansichten, die Marx und Engels 1848 oder 1870 und 1878 ver- 
traten, in der heutigen Krisis verbindlich finden könnte. Wolle 
man zu einem sicheren Urteil gelangen, so müsse man die Problem- 
stellung vertiefen und den letzten Wertungen nachgehen, die 
der Denkweise von Marx und Engels zugrunde lagen. Die folgende 
Skizze unterzieht sich dieser. Aufgabe, aber in bewußter 
Beschränkung auf den Gegenstand, der hier zu behandeln ist $). 

Mit großem Unrecht hat man, besonders weil man das 
Wesen der Dialektik verkannte, von Marx behauptet, daß 
es für diesen »Wertnihilisten« ein Bleibendes im Wechsel nicht 
gegeben habe. Höchstens darüber läßt sich streiten, wie weit 
er bei der Aufstellung seiner Lehre, zu deren philosophischer 
Zusammenfassung er bekanntlich niemals gekommen ist, das Be- 
wußtsein behalten hat, daß auch er nicht ohne überempirische 
Werte auskomme. Es ist wahr, Marx baut den Dom seines 
Systems mitten in die Wellen des geschichtlichen Stromes hinein 
und vertraut so dem ewigen Wechsel mehr als dem ewig Beharren- 
den. Aber selbst wenn er sich vermessen haben würde, auch 
dass Prinzip seiner Weltauffassung nur aus dem Verlauf 
des Geschehens abzulesen, es wäre darum doch nicht minder 
wahr, daß irrationale Erlebnisse an seinem Maßstab geformt 
haben. Dies zeigt ganz deutlich ein Blick auf die unmittelbaren 
geistesgeschichtlichen Zusammenhänge, aus denen der Marxismus 
sich herausgestaltete. Den Begriff der Notwendigkeit hatte Hegels 
beherrschender Einfluß im Denkprozess seiner Schule tief ver- 
ankert; deshalb traf kein Vorwurf Marx und Engels empfind- 


t) Ausführlich hofft der Verfasser an anderer Stelle die Entstehung des 
Marxismus darzustellen. Dort würde dann selbstredend auch die Grenze 
zwischen dem Marxismus und dem klassischen Idealismus, deren Verwandtschaft 
hier zu betonen war, weit schärfer hervortreten. Auch die wertvolle Litera- 
tur wird dort zu berücksichtigen sein. 
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licher, als wenn man die Grundlehren, die sie aus den »statsäch- 
lichen Verhältnissen« abgeleitet zu haben beanspruchten, mit 
den »willkürlichen« Phantasien eigenbrödlerischer Weltverbesserer 
auf eine Stufe stellte. Nicht bloß weil sie die Dialektik um- 
stülpten, erhoben diese »Materialisten« zeitlebens den Anspruch, 
die wahren Erben der deutschen klassischen Philosophie zu sein. 


Sie erhoben ihn, weil sie es ganz ernsthaft als ihre Lebensauf- 


gabe empfanden, die letzten Werte des deutschen Idealismus 
in die Wirklichkeit zu übersetzen, sie, wie man gesagt hat, vom 
Himmel auf die Erde herunterzuholen. 

Man hat vielleicht noch nicht weitgreifend genug berück- 
sichtigt, daß Marx und Engels ihr System im bewußten Gegen- 
satz zu der unfruchtbaren Ueberwertung des Geistigen bei der 
Berliner Gruppe der Junghegelianer und des Gefühls bei Feuer- 
bach und im Kreise des »wahren Sozialismus« entworfen haben. 
Beim Zusammensturz des Hegelschen Systems waren, wie nie zu- 
vor in der Welt, die großen Worte schal und müde geworden. 
Sie verlangten nach neuen Inhalten, aber die Zeit, die sie ihnen 
geben konnte, war noch nicht gekommen. Deshalb konnten sich 
zwei solche Himmelsstürmer wie Marx und Engels, als sie von den 
schwindelnden Perspektiven einer ungewöhnlich fruchtbaren neuen 
Forschungsmethode, die ihnen wie der Schlüssel des Himmels 
dünkte, von Folgerung zu Folgerung fortgerissen wurden, 
die Frage vorlegen, ob die viel entweihten großen Worte für 
ihre Zwecke nicht auch entbehrlich wären. Aber die Be- 
seitigung der Worte bedeutete diesen Fortschrittsgläubigen 
noch nicht die Beseitigung der Werte. Man hat längst erkannt, daß 
zwischen dem eschatologischen Charakter und der scheinbar moni- 
stischen Methode des Marxismus eine Dissonanz bestehen bleibt. 

Auch bei Marx und Engels war der Wunsch der Vater des Ge- 
dankens. Weil sie es wünschten, deshalb vor allem glaubten sie, daß 
die kapitalistische Gesellschaftsordnung unfehlbar ihrer Ueberwin- 
dung durch eine sozialistische entgegenreife. Denn erst nach dem 
Sturz des Kapitalismus war das Feld frei für eine »allseitige Ver- 
wirklichung des Individuums«! Erst nach dem Siege des Kom- 
munismus konnte die immer sich wiederholende »Erdrückung der 
Individualität durch die Zufälligkeit« einer »Herrschaft der Indi- 
viduen über die Zufälligkeiten und die Verhältnisse« Platz machen. 
Unverschleiert stand an der Wiege des Marxismus das Freiheits- 
und Persönlichkeitsideal unseres klassischen Idealismus! 


— 
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Diese direkten Anklänge an die Gefühlsweise der großen 
deutschen Ahnen sind freilich in den späteren Schriften von 
Marx und Engels mehr in den Hintergrund getreten. Das läßt sich 
allgemeingeschichtlich und biographisch unschwer erklären. Ver- 
leugnet aber haben sie dieses Ideal niemals. Man lasse sich nicht 
dadurch täuschen, daß das Ethos ihrer Lehre in tieferen Schichten 
lagert, als die, denen sie unter dem Einfluß geschichtlicher Kräfte 
bei der Gestaltung ihres Systems sichtbaren Einfluß gestatteten. 
Die Zentrale änderte sich damit nicht, daß die elektrische Leitung 
aus einer oberirdischen eine unterirdische wurde. Auch der 
Marxismus entlehnt sein uneingestandenes Pathos einer nie ver- 
siegenden Quelle deutscher Geistigkeit. Und der werbenden 
Kraft seiner Lehre hat es nicht zum Schaden gereicht, wenn in 
der politischen Praxis ihr idealistischer Kern die monistische. 
Schale durchbrach. 

So sehen wir, daß das geistige Milieu, in dem der Mar- 
xismus zuerst konzipiert wurde, dazu beigetragen hat, die tiefen 
Wertungen, die auch dieser Lehre ihren Lebensatem gaben, nach 
innen zu drängen und zu verschleiern. Wie aber steht es mit 
den Wesenszügen, die ihr das politische Milieu, in dem sie 
entstand, auf ihren Weg mitgegeben hat? Der Marxismus ist 
das spätest geborene Kind des Vormärz, das am Vorabend der 
Revolution von 1848 zur Welt gekommen ist. Diesen Ursprung 
verleugnen weder seine Problemstellung noch seine Begrife. An ihn 
werden wir uns zu erinnern haben bei den Kontroversen, die sich 
während des Krieges innerhalb des Marxismus über die angebliche 
Vaterlandslosigkeit des Proletariats und die Bedeutung des pro- 
letarischen Internationalismus entsponnen haben. 

Nachdem Hegel mit in Deutschland weit nachhallender 
Wirkung allen menschlichen Fortschritt an den Staat angeknüpft, 
ja die Apotheose des Staats vollzogen hatte, war es für das deutsche 
Geistesleben eine einschneidende Wendung, als Marx und Engels 
bei ihrer historischen und ökonomischen Forschung statt des 
Staats die Gesellschaft und übereinstimmend damit bei ihrer 
politischen Zielsetzung die Klasse zum Ausgangspunkt nahmen. 
Von der Revolutionsstimmung ihrer Zeit beherrscht, waren sie 
frühzeitig zu der Ueberzeugung gelangt, daß die politische und 
ökonomische Unterdrückung des Proletariats nicht auf dem Wege 
von Reformen und nicht innerhalb der bestehenden Staaten 


zu überwinden sei. So sahen sie nur den Ausweg, daß die Prcle- 
Archiv f. Sozia!wissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft. IV.) 8 
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tarier ihre eigenen Befreier werden und den Staat stürzen müßten: 
sum ihre Persönlichkeit durchzusetzen. Das England der 
Chartistenrevolten und das Frankreich des Bürgerkönigtums 
hatten sich ihnen als reine Klasenstaaten enthüllt. Und auf sie 
machte es keinen Eindruck, daß in Deutschland der Staat seine 
Selbständigkeit noch nicht restlos an die »bürgerliche Gesellschafte 
abgetreten hatte, und daß es hier noch ein »redliches Beamtenbe- 
~ wußtsein« gab. Denn diese Erscheinungen erklärten sich ihnen 
ebenso wie die »noch kursierenden Illusionen über den Staate 
daraus, daß sich hier die Stände noch nicht völlig zu Klassen 
entwickelt hatten. Sie bezweifelten keinen Augenblick, daß auch 
in Deutschland eine nahe Zukunft dem reinen Klassenstaat ge- 
hörte. So konnte es im Kommunistischen Manifest schon ganz 
allgemein heißen: »Die moderne Staatsgewalt ist nur ein Aus- 
schuß, der die gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeois- 
klasse verwaltet«. Nach der Niederschlagung der europäischen 
Revolution wurde es dann dem Marxismus vollends zum Dogma, 
daß der Staat gar nichts anderes sei, »als eine Maschine zur Unter- 
drückung einer Klasse durch eine andere« und daß dereinst ein sieg- 
reiches Proletariat »den ganzenStaatsplunder von sich abtun« werde. 

Einer solchen Geschichtsbetrachtung konnte es nicht genügen, 
den Begriff des Staates bloß dem der Nation unterzuordnen, also 
die Machtkämpfe der Nationen für die treibenden Kräfte der 
Geschichte zu erklären. Denn diese Kämpfe zwischen den Natio- 
nen drehten sich um Ziele, die das überall rechtlose Proletariat 
nicht sichtlich berührten. Das Proletariat war eine internationale 
Erscheinung, die Kräfte, die es schufen und von deren Fortbildung 
Marx und Engels seine Beseitigung erwarteten, waren an keine 
Landesgrenzen gebunden, der Proletarier hatte kein Vaterland; 
die Proletarier aller Länder hatten die gleichen Interessen. So 
wurde die Klasse das Substrat der marxistischen Geschichts- 
betrachtung, der Internationalismus sein Ideal. 

Aber jede einseitige Auffassung, die die Zeit gebiert, ist 
begrenzt durch den Wandel der Zeiten und der historischen 
Wirklichkeit in ihrem rastlosen Wechsel eignen zu viele Aspekte, 
als daß sie es vertrüge, sich lange und ausschließlich in das gleiche 
Betrachtungsschema zwängen zu lassen; Form und Inhalt des‘ 
geschichtlichen Prozesses wechseln, und der ewige Fluß der 
Entwicklung spottet der Gefäße, die sich anmaßen, ihn aus- 
schöpfen zu können! 
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II. 


Marx und Engels waren keine pazifistischen Illusionisten 
vom Schlage der Männer der alten Friedens- und Freiheitsliga oder 
der heutigen Friedensgesellschaft. Sie sahen die Kriege als das 
Zusammenprallen ökonomischer Gegensätze an, die in einer auf 
Klassenkämpfen aufgebauten Gesellschaft unvermeidlich wären. 
Darin konnte sich die Erklärung der Reichstagsfraktion vom 
2. Dezember 1914 zu Recht auf sie berufen. Keine Grausamkeit 
des Krieges hätte sie verleitet, ihm nur jammernd und stöhnend 
zu folgen 5), ohne sich gleichzeitig kaltblütig die Frage vorzu- 
legen, welcher mögliche Ausgang am besten den Interessen 
entspräche, die ihnen als die wichtigsten galten: der Be- 
schleunigung und möglichst raschen Ueberwindung der kapitalisti- 
schen Entwicklung. Dieser Gesichtspunkt, an dem sie unter 
allen Verhältnissen prinzipiell festhielten, verbot ihnen, sich 
jemals für Tod und Leben auf den Boden einer Nation zu 
stellen. Wo sie Partei ergriffen, geschah es auf Grund von Er- 
wägungen, die ihr Endziel im Auge hatten. Ohne Einschränkung 
stimmen wir den Antworten zu, de Mehring, Bernstein, 
Rjasanoff auf diese, wie man meinen sollte, längst er- 
ledigte, aber nun wieder von neuem aufgeworfene Frage erteilt 
haben ®). Auch Paul Lensch, den der Krieg vom radi- 
kalen Internationalismus geheilt hat, kommt zu dem Urteil: 
»Sie standen nicht auf der Seite ihres »Vaterlands«, sondern 
sie standen da, wo sie den Fortschritt und die geschichtliche 
Entwicklung sahen, und ihre ganze Gegnerschaft gehörte dem 
jeweils stärksten Bedroher der Entwicklung Europas im Sinne 
der Demokratie des Proletariats«”).. Aber im Gegensatz zu 








$ Parabellum (Pseudonym für das Pseudonym Karl Radek), Marxis- 
mus und Kriegsprobleme I. in Lichtstrahlen, Monatliches Bildungsorgan für 
denkende Arbeiter; herausgegeben von Julian Borchardt, November 1914. S. 20. 

Mehring, Unsere Altmeister und die Instanzenpolitik in Heft I (dem 
einzig erschienenen) von »Die Internationale. Eine Monatsschrift für Praxis 
und Theorie des Marxismus. April 1915: Bernstein, in der Einleitung 
zu seiner Neu-Ausgabe von Engels, Po und Rhein und Savoyen, Nizza und 
der Rhein, Stuttgart 1915, S. XII Rjasanoff, Die auswärtige Politik der 
alten Internationale und der Krieg in Neue Zeit 1915, S. 329 ff.und derselbe, 
Marx und Engels über den französischen Krieg in dem Wiener »Kampf« März 1915. 

”\, Lensch, Sozialismus und Annexionen in der Vergangenheit in Die 
Glocke. Sozialistische Halbmonatsschrift, herausgegeben von Parvus. Januar 
1916, S. 496 und derselbe, Die deutsche Sozialdemokratie in ihrer großen 
Krisis II in Hamb. Echo vom ıı. Januar 1916. 
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jenen anderen zieht Lensch aus dieser Feststellung mit einiger 
Kühnheit die Folgerung, daß Marx und Engels unter den heutigen 
Verhältnissen den Sieg der Zentralmächte wünschen würden. Selbst 
wenn man dies zugäbe, könnte man zu bestreiten fortfahren, daß sie 
sich auf nationalen Boden gestellt hätten. Ihre »unterirdischen 
Motive« müßten dem widersprechen! Man sollte sich immer 
fragen, welches die höchsten Maßstäbe waren, nach denen Marx 
und Engels beurteilten, ob sie einer politischen Aktion Erfolg 
oder Mißerfolg wünschten. Ueber diesen ihren höchsten Maß- 
stab kann ein Zweifel nicht obwalten ®). 

Die umfassendste Weltkrisis, in der die Verfasser des Kommu- 
nistischen Manifestes Stellung zu nehmen hatten, war die der 
Jahre 1848 und 49. Niemals wieder in moderner Zeit haben 
innere und äußere Politik der Völker so sichtbarlich ineinander 
gegriffen. Wer aber wagte, zu behaupten, daß Freiheit und 
Einheit Deutschlands, dieses höchste Ideal der Männer der Pauls- 
kirche, damals auch das höchste Ideal der Redakteure der Neuen 
Rheinischen Zeitung gewesen wäre? Gewiß, Deutschlands Frei- 
heit und Einheit entsprach auch ihren Wünschen, aber für sie be- 
deuteten diese kein Ziel sondern bloß eine Etappe am Wege. Mit 
vollster Bewußtheit erstrebten Marx und Engels bereits damals 
die Diktatur des Proletariats und den Sieg des Sozialismus. Um 
ihn zu erreichen, hätten sie, wenn es in ihrer Macht gelegen hätte, 
kein Bedenken getragen, auch einen Weltkrieg zu entfesseln. 
Nun war damals in ihren Augen Frankreich der für eine prole- 
tarische Revolution weitaus reifste europäische Staat, während 
sie seit dem Scheitern der Chartistenbewegung, auf die sie über- 
schwängliche Hoffnungen gesetzt hatten, in England den Hort 
der kapitalistischen Gegenrevolution erblickten. Für Deutsch- 
land erwarteten sie den Sieg ihrer Ideen von einem nationalen 
Volkskrieg gegen das konterrevolutionäre Rußland; und die 
Neue Rheinische Zeitung wurde nicht müde, ihn zu predigen. 
Ausschließlich die revolutionäre Quali- 
tät der Völker und der Kriege bestimmte 
die jeweilige Stellungnahme von Marx und 
Engels. Das Ziel, das ihrer auswärtigen Politik vorschwebte, 
war eine Allianz der revolutionären gegen die konterrevolutio- 
nären Völker; nach ihrer Ueberzeugung hatten jene Nationen die 
größte Zukunft, welche die größte revolutionäre Energie zu entfal- 


3) Vgl. auch Eckstein, Engels-Zitate in Neue Zeit vom 30. Juli 1915. 
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ten vermochten. So hing es denn von Deutschlands revolutionä- 
rem Wohlverhalten ab, obMarx und Engels ihm eine große Ent- 
wicklung wünschen durften. Den Panslawisten rechneten sieeszum 
Verbrechen an, daßsie die Nationalität über die Revolution stell- 
ten °). »Die Revolution aber läßt sich keine Bedingungen stellen«. Sie 
ist ein eifervoller Gott! Und diesen Standpunkt, den man als einen 
nationalen unmöglich wird bezeichnen wollen, haben Marx und 
Engels auch in der Folge nicht verlassen. Was verschlug es, daß 
sie seit dem Dezember-Staatsstreich in Napoleon III den Hort 
der Reaktion im westlichen Europa erblickten, nach seinem 
Sturze erhielt diesen Platz Bismarck! Rußland galt bei ihnen 
so lange als der Todfeind der Demokratie und des Sozialismus, 
bis in ihnen allmählich die Hoffnung Boden gewann, daß selbst 
die russische Gefahr eben so gut oder besser wie durch einen 
Krieg durch eine siegreiche Revolution zu bannen wäre. Man 
muß gerecht urteilen: Der Maßstab, nach dem Marx und Engels 
im Machtkampf der Völker Gunst oder Ungunst verteilten, muß, 
von jedem nationalen Standpunkt aus betrachtet, willkür- 
lich erscheinen, mochte er auch vom Boden ihrer Ziele aus einen 
konsequenten Sinn haben. Falls heute der schwedische Partei- 
führer Branting mit wirklicher Ueberzeugung in dem kaiser- 
lichen Deutschland den Hauptfeind der sozialen Demokratie 
sieht, so darf er sich bei seiner deutschfeindlichen Stellungnahme 
auf die Tradition von Marx und Engels genau mit dem gleichen 
Recht berufen wie Lensch bei seiner antienglischen. Schon diese 
Feststellung zeigt zur Evidenz, wie überlebt und wie unbrauchbar 
für die politische Praxis des zwanzigsten Jahrhunderts jene 
Fragestellung von Marx und Engels ist. Heute kann die Arbeiter- 
klasse keines Staates mehr ihre Haltung von einer so in der Will- 
kür der Theoretiker liegenden Entscheidung abhängig machen. 
Bis hierher haben wir aus guten Gründen nur die prinzipiellen 
Ansichten von Marx und Engels berücksichtigt, ihre Persönlich- 
keiten aber, als eigentlich nicht nur Sache gehörig, beiseite ge- 
lassen. Die Auseinandersetzungen innerhalb der sozialdemokrati- 
schen Partei haben diese Grenzlinie nicht respektiert. Zweifellos 
*, Natürlich ist uns bekannt, daß die meisten der hier benutzten Artikel 

der Neuen Rheinischen Zeitung über auswärtige Politik von Engels verfaßt sind, 
der dort dieses Ressort speziell bearbeitete. Da wir aber wissen, daß er auch in 
dıesem Punkt mit Marx übereinstimmte, so hätte es für unsere Abhandlung keine 


Bedeutung, das Eigentum der beiden auseinanderhalten zu wollen. Das ge- 
hehe an anderer Stelle! 
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gab es in den Menschen Marx und Engels Züge, die nicht in ihr 
System mit hinübergeflossen sind. So entsprach der kerndeut- 
schen Natur von Friedrich Engels ein ausgeprägtes deutsches 
Kultur- und Stammesgefühl, das freilich nach seinem ganzen 
Entwicklungsgang kein staatsgebundenes sein konnte. Vielleicht 
leben noch heute irgendwo im Ausland vereinzelt alte deut- 
sche Demokraten, die über die Taten der »Emden« und der 
»Möwe« jubeln und sich trotzdem von der weitverbreiteten 
Fabel einfangen ließen, daß Deutschlands Sieg in diesem Kriege 
der Freiheit Europas das Grab graben würde! In solchen Männern 
hätten sich eben bis heute die beiden achtundvierziger Ideale 
vergebens nach einem Ausgleich gesehnt. Dieser Typus ist im 
Aussterben. Aehnlich konnten aber auch einen Kämpfer mit den 
Zielen von Engels 1866 und 1870 der Schneid der preußischen 
Soldaten und Moltkes überlegene Führung als Deutschen, der im 
Ausland lebte, mit Stolz erfüllen, ohne daß er deshalb darauf 
verzichten mußte, mit Marx ganz kalt zu prüfen, welcher Partei 
Sieg dem europäischen Sozialismus zu wünschen wäre. Der 
Spalt zwischen Nation und Staat hat sich seit hundert Jahren 
in Deutschland allen Rückschlägen zum Trotz zunehmend ver- 
kleinert. Aber so gar fern liegen jene Zeiten noch nicht, wo Liebe 
zu Scholle und Volk keineswegs bedeutete, daß sich ein freiheitlich 
gesinnter Mann mit dem Staat, der auf der heimischen Scholle 
das Volk beherrschte, innerlich verwandt fühlen mußte, und wo 
gerade bei vielen der Besten die Liebe zum Vaterland in dem 
Haß gegen die zeitigen Machthaber ihren stärksten Ausdruck 
suchte. 

Für die Beantwortung der Fragen, um die heute der Streit 
unter den Marxisten geht, kann es aber nicht viel bedeuten, wenn 
auf Grund von Briefen und Broschüren die einen beweisen und 
die anderen bestreiten möchten, daß in Friedrich Engels sein 
starkes national-deutsches Gefühl« 10) lebendig war. Denn vor 
einem Gefühl konnten sich immer noch andere Gefühle den 
Vorrang erobern. Die Entscheidungen erfolgen bei wirklichen 
Politikern nicht so sehr auf Grund von Gefühlen, wie von Ueber- 
zeugungen. Will man einmal unter Berufung auf Engels die 
nationalen Entschließungen der Fraktion rechtfertigen, so be- 
weise man, daß in der Gegenwart ein »starkes nationales Gefühl« 


10) Eduard David, Die Sozialdemokratie im Weltkrieg, Berlin 1915, 
S. 175. 
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für die deutsche Arbeiterklasse eine eindeutigere Verpflichtung 
in sich schließt als in einer Vergangenheit, die zur Not Staat 
und Nation noch auseinanderhalten konnte! 


II. 


In normalen Zeiten kann man engeren und weiteren sozialen 
Gruppen zugehören und ist nicht gezwungen, unter ihnen zu 
wählen. Diese Nötigung tritt erst ein, wenn zwischen den Grup- 
pen Konflikte entstehen, bei denen jede Gruppe Handlungen 
verlangt, die ausschließlich ihre Ziele berücksichtigen und 
mit denen der anderen unvereinbar sind. In solcher Situation 
fand sich beim Beginn des Weltkrieges die deutsche Sozialdemo- 
kratie. »Daß international-proletarische Gefühle mit patriotischer 
Gesinnung vereinbar seien, vermag heute kein vorurteilsloser 
Beobachter mehr zu bestreiten. Aber so friedlich zwei Wertungen 
nebeneinander ruhen können, die Möglichkeit eines Konflikts 
zwischen ihnen läßt sich nicht aus der Welt schaffen. Das Vor- 
wiegen des nationalen oder internationalen Ferments in einer 
sozialen Bewegung wird sich mit aller Deutlichkeit erst dort 
enthüllen, wo einer bestimmten Situation gegen- 
über die Entscheidung zugunsten eines der 
beiden Ideale zur unvermeidlichen Not- 
wendigkeit wird, weil die Treue gegen das 
eine die zeitweilige Verletzung des anderen 
insich schließt! ®). Seitdem sich der Allgemeine Deut- 
sche Arbeiterverein auf seinem Berliner Parteitag im November 
1867 zu den Zielen der ersten Internationale bekannt hatte, 
drängte sich eine Betrachtung, wie die vorstehende, auf. Aber 
gerade weil es seine logische Unmöglichkeit« !?) war, zwei sich aus- 
schließende Wertungen zu vereinigen, konnte es der deutschen 
Sozialdemokratie in dem seit damals verflossenen halben Jahr- 
hundert nicht glücken, in der Frage einen festen prinzipiellen 
Standpunkt zu gewinnen. 

Diese Unschlüssigkeit, deren tiefe geschichtlichen Ursachen 
sich begreifen lassen, rächt sich jetzt an ihr, denn der erste große 


u) Gustav Mayer, Schweitzer und die Sozialdemokratie, Jena 1909, 
S. 215. 

12) Eduard Bernstein, Die Internationale der Arbeiterklasse und 
der europäische Krieg, Archiv für Sozialwissenschaft Bd. 40, Heft 2, S. 322. 
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Konflikt, der wirklich die Einheit der Partei bedroht *), nimmt 
von hier seinen Ursprung! — 

Der Zweck der folgenden Betrachtungen beansprucht, 
daß wir innerhalb des Marxismus drei Hauptrichtungen unter- 
scheiden !#): eine konservative, eine konservativ- 
revolutionäre und eine reformistische. Der 
konservative Marxismus hält sich in der Theorie 
streng an die überkommene Parteitradition und wendet ihr 
gemäß die Formulierungen von Marx und Engels genau in dem 
Sinne, wie diese sie verstanden haben, auf die Gegenwart an. 
Eigentliche Produktivität wird man bei ihm deshalb besonders 
auf solchen Gebieten bemerken, die zur Zeit, als der Marxismus 
entstand, noch jenseits des Horizontes lagen. Auch der kon- 
servativ-revolutionäre Marxismus hält bei 
der Anwendung auf die Gegenwart in orthodoxer Gläubigkeit an 
dem überkommenen Sinn der alten Begriffe fest, aber auf Grund 
der heutigen im Zeichen der überseeischen Ausdehnung stehenden 
Konstellation gelangt er, wie er meint aus dem echten Geist des 
Marxismus heraus, zu einer Taktik, die über die traditionelle, 
parlamentarisch gebundene, an der die konservativen Marxisten 
festhalten, weit hinausstrebt. Der reformistischeMar- 
xismus endlich begreift die Lehre mit Bewußtsein als 
das Produkt einer geschichtlichen Entwicklung und nimmt darum 
das Recht in Anspruch, den Wahrheitsgehalt der einzelnen 
Formulierungen an der Hand der national- und weltwirtschaftlichen 
Umgestaltungen der Zeit einer fortlaufenden Nachprüfung zu 
unterziehen. Er will den Marxismus nicht bloß ausbauen, sondern 
organisch fortentwickeln und neu orientieren. 

Wir haben es in dieser Abhandlung durchweg nur mit der 
Theorie der Sozialdemokratie, dem Marxismus, 
nicht mit der Politik der Partei zu tun; die Fragen 
der Politik mögen hereinspielen, wo es gilt, die Tragweite theo- 


13) Eduard Bernstein, Keine Selbsttäuschung. Ein Wort zur Frage 
Parteispaltung, Neue Zeit 28. Januar 1916. 

14) Die folgende Terminologie entspringt nur dem Bedürfnis, zu orientieren, 
nicht dem zu werten. Deshalb kann natürlich auch die Bezeichnung »konservativ«e 
hier keine politische Nebenbedeutung haben. Es wird sich zeigen, daß sich inner- 
halb dieser Hauptrichtungen des Marxismus auch noch Untergruppierungen 
aufweisen ließen. Auf sie näher einzugehen erübrigt sich, da hier keine 
historischen Absichten verfolgt werden. Bei dieser Gelegenheit sei noch be- 
merkt, daß es der Oekonomie dieser Arbeit nicht entsprochen hätte, die Kon- 
troversen die sich in den Jahren vor dem Kriege innerhalb des Marxismus 
abgespielt haben, namentlich heranzuziehen. 
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retischer Gegensätze zu beleuchten; einen selbständigen Gegen- 
stand der Betrachtung bilden sie hier niemals. Auch beansprucht 
es ausschließlich illustrativen Wert, wenn hier angedeutet wird, 
daß bis zum Kriege der konservative Marxismus, dessen Theorie 
besonders die »Neue Zeit« und der Wiener »Kampf« vertreten, im 
wesentlichen den Anschauungen des sogenannten Parteizentrums, 
von den Gegnern »Sumpf« genannt, entsprach, daß die Anhänger 
des konservativ-revolutionären Marxismus, die in der Bremer 
Bürgerzeitung und in der Leipziger Volkszeitung zu Worte kamen, 
sich selbst als Linksradikale bezeichneten und daß der reformisti- 
sche Marxismus von den revisionistischen Gruppen vertreten 
wurde. Er schien bis zum Kriege sich auf jenen kleinen Kreis 
zu beschränken, der, unbeirrt durch seine Niederlagen auf den 
Parteitagen, in den »Sozialistischen Monatsheftene der Aufgabe 
lebte, die Taktik und die Theorie der Partei mit den wechselnden 
Zeitverhältnissen im Einklang zu erhalten, ohne sich für Akro- 
batenkunststücke herzugeben. Man weiß, daß diese drei Grup- 
pen innerhalb der Partei durch den Krieg so in Fluß geraten 
sind, daß jene alte Einteilung heute überlebt ist. Männer, die sich 
immer an der Spitze des revisionistischen Flügels befunden hatten, 
sind bei der heutigen Konstellation aus internationalem Idealis- 
mus Bundesgenossen rabiater Revolutionäre geworden, während 
sich extrem konservative Marxisten unter dem Druck der natio- 
nalen Hochflut mit rechtsstehenden Elementen zusammengefunden 
haben. Und diese Entwicklung ist entfernt nicht zum Abschluß 
gekommen. Denn die neuen Gruppierungen sind vorläufig nur 
Produkte einer bestimmten Situation, und erst der Verlauf 
der heute völligunabgeschlossenen Ereignisse wird über die Macht- 
verhältnisse im sozialdemokratischen Lager entscheiden. Schon 
aus dieser Erwägung rechtfertigt es sich, daB unsere Unter- 
suchung, wie die Praxis hinter der Theorie, so die Personen hinter 
den Begriffen zurücktreten läßt. Was in dem Kampf der Meinun- 
gen gesagt wird, ist für uns wichtiger als wer es sagt; die Stand- 
punkte, nicht die persönlichen Motive der einzelnen verlangen 
unsere Aufmerksamkeit. Denn uns, die Außenstehenden, kümmert 
nicht das Gezänke der Politiker. Uns kann allein der Wunsch 
beseelen, Einblick zu tun in eine großzügige und 
grundsätzliche Auseinandersetzung, bei derdie 
letzten Werte des gesellschaftlichen und poli- 
tischen Lebens zur Sprache kommen! 
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IV. 


Der doppelte Anspruch des Marxismus, eine Geschichts- 
philosophie zu sein, und dem Proletariat, als dem Verwirklicher 
des weltgeschichtlichen Fortschritts, seine politische Handlungs- 
weise vorzuschreiben, hat kürzlich eine Auseinandersetzung über 
den Begriff der Notwendigkeit im geschichtlichen 
Leben hervorgerufen, die uns mitten in den Kampf der Mar- 
xisten um das wichtige Problem desImperialismushinein- 
führt. Da dieser Krieg letzthin für sie alle der Krieg des Imperialis- 
mus ist, so hat auch das Horoskop, das sie dem Imperialismus 
stellen, den größten Einfluß auf die Politik, die sie der Arbeiter- 
klasse anraten. Heinrich Cunow, seit dem Ausbleiben des 
großen Zusammenbruchs, den er erwartet hatte, vom konser- 
vativen Marxismus Kautskys zu einem reformistischen Marxis- 
mus bekehrt, stellt in seiner vielumstrittenen Broschüre !5) die 
Behauptung auf, daß nach dem historischen Materialismus 
immer die Geschichte gegenüber der Ideologie Recht habe. Was 
in der Entwicklungsfolge Gestalt und Leben gewinnt, sei auch 
historisch notwendig. Ob der einzelnesich die Entwicklung anders 
zu denken vermöge, ob sie ihm gefiele, ob sie seinen Moralan- 
schauungen entspreche, habe mit der historischen Bedingtheit 
und Notwendigkeit der Entwicklungsvorgänge nichts zu tun. 
Nun sei es durch die Geschichte eben jetzt als eine Illusion er- 
wiesen worden, daß der Zusammenbruch der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung und der Triumph des Sozialismus schon 
so nahe vor der Tür stünden, wie die meisten Marxisten ange- 
nommen hätten. Sie alle erlebten eine ähnliche Enttäuschung, 
wie Marx und Engels, die sich auch zu verschiedenen Malen 
über die Nähe des Endziels in falschen Illusionen gewiegt hatten. 
Es habe sich gezeigt, daß der kapitalistische Imperialismus sich 
erst im Aufsteigen befinde und daß er eine sozialgeschichtlich 
notwendige Epoche auf dem Wege zum Sczialismus sei. Des- 
halb bleibe der Sozialdemokratie auch nichts anderes übrig, 
als sich mit dieser Tatsache abzufinden und sich heute damit 
zu begnügen, die Arbeiterklasse möglichst wohlbenalten durch 
die neue Entwicklungsperiode zu geleiten. 


15) Heinrich Cunow, Parteizusammenbruch? Ein offenes Wort 
zum inneren Parteistreit, Berlin 1915. Seine Gedanken iat Curnow noch viel- 
fach weiter ausgeführt. Vgl. u. a. Ist die kapitalistische Wirtschaftsentwick- 
lung reif für den Sozialismus? Vorwäris 12. Mai 1916. 
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Mit dieser ketzerischen Behauptung hatte Cunow, bisdahin 
eine Säule der »Neuen Zeit«, seinem alten Freunde Kautsky und 
dessen Verbündeten, den Austromarxisten, den Fehdehandschuh 
hingeworfen, den diese aufzuheben nicht umhin konnten. Kautsky 
warf Cunow vor, daß er das Geschehen der Welt teleologisch 
auffasse, wenn er von der Geschichte annehme, daß sie Recht 
oder Unrecht haben könne: bloß die Menschen handelten nach 
Zwecken !°). Aber Cunow wollte es auch nur so gemeint haben !?). 
Doch was bilde tei den Menschen das Kriterium für die Rich- 
tigkeit ihrer Zwecksetzung ? Könne es denn für den Marxisten einen 
anderen Maßstab geben als den Geschichtsverlauf? Auf diese Be- 
merkung Cunows erteilt Kautsky eine Antwort, die festzuhal- 
ten sein wird: die Richtigkeit politischer Zwecke am Geschichtsver- 
lauf messen zu wollen, liefe auf die Schlußfolgerung hinaus, daB 
für alle Klassen die gleichen politischen Zwecke richtig wären, 
denn der Geschichtsverlauf sei doch für alle der gleiche. Nun erlebt 
aber Kautsky das Pech, daß er bei seinem Bemühen, einem 
für seine Lehre katastrophalen Eingeständnis aus dem Wege zu 
gehen, ohne es rechtzeitig gewahr zu werden, aus der Scylla 
in die Charybdis gerät. Letzte Zwecke, sagt er, ließen sich über- 
haupt nicht beweisen: sie würden mit den Individuen und den 
Klassen geboren, beherrschen ihr ganzes Leben, und Selbst- 
behauptung sei ihr Inhalt 1%). Ganz richtig, aber ist das, was den 
Individuen und den Klassen recht ist, nicht auch den Nationen 
billig? Hätten die Geschehnisse der Gegenwart nicht auch jene, 
die es früher bestritten, mindestens zu einer erneuten Prüfung 
der Frage anhalten müssen, ob die Nationen nicht mindestens so 
elementareGebildesind wie die Klassen und ob sie nicht mit gleichem 
Recht die Selbstbehauptung als ihren letzten Zweck in 
Ausspruch nehmen ? 

Kautsky kommt es darauf an, nachzuweisen, daß die all- 
gemeinen Entwicklungstendenzen der »Bourgeoisie« nicht schon 
deshalb, weil sie durch ökonomische Verhältnisse bedingt sind, 
auch vcm Proletariat akzeptiert werden müssen, das vielmehr 


1) Kautsky, Zwei Schriften zum Umlernen, Neue Zeit 16. April 1915. 

17) Cunow, Ilusionen-Kultus. Eine Entgegnung auf Kautskys Kritik 
meiner Broschüre: »Parteizusammenbruch ?«, Neue Zeit 7. Mai 1915. Vgl. 
auch Cunow, Eingetrocknete Theoretik, Vorwärts 20. November 1915. 

18) Kautsky, Nochmals unsere Illusionen. Eine Entgegnung, Neue 
Zeit 21. Mai 1915. Vgl. auch Kautsky, Getährliche Retormisten, Vorwärts 
13. November 1915 
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seine eigenen nicht minder ökonomisch bedingten Entwicklungs- 
tendenzen habe, denen es folgen müsse, unbekümmert darum, 
ob sie von jenen der Bourgeoisie abweichen !9). Aber mit solcher 
Beweisführung kann er doch nur jene überzeugen, die mit ihm 
auf die Absolutheit des Klassenkampfdogmas eingeschworen 
und von vorne herein entschlossen sind, den für Proletariat und 
Bourgeoisie gemeinsamen Interessen im Staate, soweit sie solche 
überhaupt zugeben, keinen Einfluß auf die Theorie zu gestatten. 
Kautsky nutzt für die Begründung seines Standpunktes, von 
Max AdlerundHilferding?°) geschickt sekundiert, eine philo- 
sophische Blöße aus, dieCunow sich gegeben hatte. Dieser 
sieht nicht klar genug, daß die Notwendigkeit alles Geschichtlichen, 
so'wie er sie versteht, nur für den beobachtenden und nicht in 
derselben Art für den handelnden Menschen gelten kann. Er 
unterscheidet nicht hinreichend zwischen »snotwendig« im Sinne 
von »unvermeidlich« und »notwendig« im Sinne von »uner- 
läßlich«. Nun beansprucht freilich Max Adler für den Marxismus 
das Monopol, daß für diesen und nur für diesen »der Geschichte 
ehernes Muß mit des Ideals leuchtendem Soll« nicht auseinander- 
klaffe. Aber wie erklärt er dann das.große Tohuwabohu, das es 
gesetzt hat, als beim Beginn des Krieges dieses Patent des Mar- 
xismus sich bewähren sollte? Hat es sich da nicht herausgestellt, 
daß selbst im engsten Kreise der Geweihten die Ansichten über 
»den festen Richtpunkt der notwendigen geschichtlichen Ent- 
wicklung« auseinandergingen? Daraus würde nun Max Adler, 
wenn er ein Freund des »Umlernens« wäre, folgern können, daß für 
die praktische Politik mit einem so zweideutigen »festen Richt- 
punkt« nichts anzufangen ist. Aber den Verächter des »Umlernense 
ficht keinen Augenblick solche Versuchung an, und der Marxis- 
mus bleibt fürihnder unfehlbare Kompaß aller sozialdemo- 
kratischen Politik, mochte er auch in entscheidender Stunde 
versagt haben. Die Entwicklung im sozialen Leben, mit diesem 
Argument sucht Max Adler sich herauszuwinden, sei der Men- 
schen eigenes Werk, kein Fatum, »Notwendigkeit der Entwick- 
lung« bedeute also in der Praxis bloß, daß eine Klasse als han- 


1) Kautsky, Nationalstaat, imperilalistischer Staat und Staatenbund, 
Nürnberg 1915, S. ıı und 17. 

20) Kautsky, Zwei Schriften zum Umlernen, Neue Zeit 23. April 1915. 
Max Adler, Prinzip oder Romantik? Nürnberg 1915, S. 44 ff. Rudolf 
Hilferding, Historische Notwendigkeit und notwendige Politik, Kampf 
Mai 1915. 
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delnde geschichtliche Person sich fragen müsse, welche Politik 
für ihre Ziele, für ih r e Entwicklung notwendig ist! Kreisten 
nicht die Berge und wurde nicht eine Maus geboren ? 

Hilferding weist Cunow nach, daß sein Satz »die Ge- 
schichte hat nie Unrecht« ebensogut umgekehrt werden könne, 
wie Hegels berühmte Formel von der Vernünftigkeit alles Bestehen- 
den, ausderschon Engels nach dem Gesetzder Hegelschen Dia- 
lektik die Unvernünftigkeit alles Bestehenden ableitete. Cunow ` 
begehe den Fehler, daß er Ideologie mit Illusion gleichsetze. 
Wohl habe die Geschichte des letzten Jahres die Ueberlegenheit 
der Ideologie der herrschenden Klassen über den. Marxismus 
der Sozialdemokratie erwiesen. Aber Ideologien seien Produkte 
wechselnder wirtschaftlicher Machtverhältnisse, und die histori- 
sche Notwendigkeit die Resultierende des Kampfes der Klassen! 
Für den Marxismus handle es sich nicht darum, ob der Imperia- 
lismus heute eine historische Notwendigkeit sei, sondern darum 
nur, ob er es morgen noch sein werde. Er dürfe nicht in den 
Fehler verfallen, eine transitorische Notwendigkeit zu verab- 
solutieren. Denn dann übersähe er, daß den imperialistischen 
Tendenzen des Kapitals andere Tendenzen des Kapitals und die 
Tendenzen des Proletariats entgegenwirken! Der Sozialismus 
könne seinen Kampf nur siegreich führen, wenn er beständig 
praktisch negiere, daß der Kapitalismus eine historische Not- 
wendigkeit ist. Die Anerkennung der Notwendigkeit des Imperialis- 
mus durch das Proletariat würde eine Stärkung des Imperialismus 
bedeuten. Und wenn das Proletariat sich gar endgültig begnügte, 
den Kapitalismus nur noch in seinen einzelnen Erscheinungen und 
nicht mehr als ökonomisches System praktisch zu bekämpfen, so 
versänke »das Größte und Beste, was in der modernen Arbeiter- 
bewegung lebendig iste. »Denn nur das große Ziel der Beseitigung 
der Klassen, die Erringung des Reiches der Freiheit und Gleichheit 
gibt den Interessenkämpfen des Tages ihre hohe Weihe und ihren 
hinreißenden Schwung!« — 

Die Bedeutung des Entstehens großer impe- 
rialistischer Staaten und des Hereinwachsens Deutsch- 
lands in die Weltpolitik für das Proletariat ist in dem Jahrzehnt 
vor dem Kriege im Marxismus Gegenstand lebhafter Diskussionen 
gewesen, denen eine interessante Literatur ihre Entstehung ver- 
dankt. InsystematischerFormhaben zweischarfsinnige Austro- 

. marxisten die Aufgaben, welche diese neue Entwicklung ihrer Lehre 
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stellte, zu bewältigen gesucht: nach der ökonomischen Seite, die 
zunächst ins Auge zu fassen ist, Rudolf Hilferding ?!), nach 
der nationalpolitischen, die wir danach in Betracht ziehen, Otto 
Bauer. 

Hilferding will in präziser theoretischer Darlegung er- 
klären, wie in der letzten Generation das Handels- und Leihkapial, 
daserFinanzkapital nennt, dasIndustriekapitalumgestal- 
tete und unterwarf, weshalb dieses Kapital mit unwiderstehlicher 
Gewalt seinen Profit besonders in unerschlossenen oder nur halber- 
schlossenen Ländern suchte und wie es immer mehr im »Impe- 
rialismus« seinen wirtschaftspolitischen Ausdruck fand. 
Dieser Klassenpolitik der Besitzenden habe das Proletariat eine 
eigene, dem Imperialismus grundsätzlich feindliche Klassenpolitik 
entgegenzustellen, der offenkundigen Besitznahme des Staats durch 
die Kapitalistenklasse die Eroberung der politischen Macht 
durch das Proletariat! 

Nun legt Kautsky jetzt besonderen Wert darauf, daß Hil- 
ferding, dessen Untersuchungen er für bahnbrechend ansieht, un- 
ter Imperalismus eine besondere Art der Politik und nicht eine 
Wirtschaftsphase begreift. Denn auf diese Unterscheidung vor allem 
stützt sich jetzt der konservative Marxismus bei seiner Ausein- 
andersetzung mit Cunow. Nur weil dieser den Imperialis- 
mus als einen potenzierten Kapitalismus ??) definierte, seier zu 
dem Trugschluß gekommen, daß es eine Illusion wäre, eine 
»Wirtschaftsphase« überspringen zu wollen. Nur diese Vermisch- 
ung einer politischen mit einer ökonomischen Kategorie habe 
jenen zum Friedensschluß mit dem Imperialismus verleitet ?°). 
Cunows richtige Fragestellung hätte lauten müssen: Soll 
das Proletariat die Politik, die die Finanzkapitalisten be- 
betreiben, mitmachen oder gar unterstützen, oder hat es seine 
besondere Politik im Gegensatz zu der des Finanzkapitals, also auch 
im Gegensatz zum Imperialismus ? 2%). So ist für K a u ts k y und 


21) Rudolf Hilferding, Das Finanzkapital. Eine Studie übe: die 
jüngste Entwicklung des Kapitalismus (Marx-Studien Bd. 3), Wien 1910. 

22?)Cunow, Parteizusammenbruch ? S. 14. Uebrigens nennt auch Kautsky's 
naher Verbündeter Max Adler den Imperialismus seine Phase der ökonomi- 
schen Entwicklunge, Prinzip oder Romantik! a. a. O. S. 41. 

22) Kautsky, Zwei Schriften zum Umlernen, Neue Zeit 23. April 1915. 

24) In der Fortsetzung der Polemik nimmt Cunow in diesem Punkt an- 
scheinend die Belehrung Kautskys an und nennt »die ganze aus den Lebens- 
und Entwicklungsbedingungen des Finanzkapitalismus sich ergebende P o li tiks 
mperialistisch. vgl. Cu no w, Illusionen-Kultus usw., Neue Zeit 14. Mai 1915, 
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Hilferding der Imperialismus, wie das Manchestertum, das 
er ablöste, eine besondere Art kapitalistischer Politik. Kauts- 
k y definiert ihn als den »Drang jeder industriellen kapitalistischen 
Nation, sich ein immer größeres agrarisches Gebiet zu 
unterwerfen und anzugliedern, ohne Rücksicht darauf, von welcher 
Nation es bewohnt wirde 2°). Diese Definition findet Max Sachs, 
der der gleichen Richtung angehört, etwaszu eng. Er möchte als 
imperialistisch alle Bestrebungen und Maßnahmen ansehen, »die 
darauf hinzielen, mit Hilfe der Staatsmacht in wirtschaftlich 
zurückgebliebenen Ländern für die Kapitalisten eines hochkapi- 
talistischen Staats durch die Erringung einer Vorzugsstellung, die 
rechtlich oder auch eine tatsächliche sein kann, wirtschaftliche 
Vorteile zu erzielen« ?6). Bündiger drückt sich Karl Seitz 
aus, der im Imperialismus kurzweg die Form sieht, »in der heute 
rückständige Länder in die Zivilisation einbezogen werden« ?”). 
Der ideenreiche Karl Renner nennt mit Hilferding den 
Imperialismus »die kennzeichnende Form der Expansionstendenz 
des Kapitalismus im Zeitalter des Finanzkapitals auf dem Boden 
je seines zollgeschützten staatlichen Wirtschaftsgebietes« ?8). Auf 
die Bedeutung des Schutzzolles für den Imperialismus legt (trotz 
England) der ganze Kreis der konservativen Marxisten den 
stärksten Nachdruck. Denn vorzüglich durch den Hochschutz- 
zoll ist nach ihrer Ansicht die Staatsgrenze zur Organisations- 
schranke des Finanzkapitals und das Wirschaftsgebiet zu dem 
die Zeitgeschichte bestimmenden Faktor geworden! 2). 

Marx und Engels hatten bekanntlich den Grundsatz 
aufgestellt, daß erst die volle Entfaltung des Kapitalismus den 
Weg für den Sieg des Sozialismus frei mache, daß es deshalb im 
Interesse des Proletariats läge, die Entwicklung des Kapitalismus 
zu fördern. Hätte nun Cunow damit recht, daß der Imperialismus 
ein potenzierter Kapitalismus ist, der seine Entfaltung noch 


®;Kautsky, Der Imperialismus, Neue Zeit 1r. September 1914. 

:t; Max Sachs, Der Kampf gegen den Imperialismus, Kampf Juli- 
August 1915. 

”), Karl Seitz, Imperialistische oder proletarische Weltpolitik, Kampf 
März 1915. 

*"; Karl Renner, Sozialistischer Imperialismus oder internationaler 
Sozialismus», ebd. und derselbe, Der Krieg und die Internationale, ebd. 
Februar 1915. 

™) Josef Hammer, Was ist Imperialismus?, Kampf Januar 1915 
Von der Unlösbarkeit des Zusammenhangs zwischen Imperialismus und Pro- 
tektionsmus handelt am ausführlichsten Hilferding, Finanzkapita 
2.2.0. Fünfter Abschnitt. 
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kaum begonnen hat, wäre der Imperialismus wirklich ein unver- 
meidliches Durchgangsstadium auf dem Wege zum Sozialismus, 
dann läge der jüngste Tag der kapitalistischen Ausbeutung noch 
in weiter Ferne, und die heutige Generation und vielleicht manche 
ihr nachfolgende müßte in der Tat die Hoffnung autgeben, das 
Endziel zu sehen! Um dieses Eingeständnis, das der Sozialdemo- 
kratie nur noch die Wahl zwischen einer offen reformistischen 
oder offen revolutionären Taktik läßt, möchte der konservative 
Marxismus, der auch in der Taktik nicht umzulernen wünscht, 
unter allen Umständen herumkommen. In solcher Not ver- 
schmäht. es selbst ein Max Adler nicht, am heiligen Text 
des Kommunistischen Manifests herumzudeuteln und dieses 
gleich den ärgsten Revisionisten als ein historisches Dokument 
zu behandeln ®). Wo dieses von der Solidarität des Proletariats 
mit dem Kapitalismus spräche, habe es natürlich nur den werdenden 
und nicht den zur Herrschatt gelangten Kapitalismus, der seine 
Entwicklung im Kriege der staatlichen Wirtschaftsgebiete 
gegeneinander suchen müsse, vor Augen gehabt. Mit der 
Erkenntnis, daß die imperialistische Phase des Kapitalismus 
zur Konkurrenz der Staaten um die Monopolisierung der Han- 
delsvorteile führt, an der das eine Proletariat nur zum Schaden 
des anderen Anteil nehmen könnte, verschwinde jene frühere 
Interessengemeinschaft. Dann aber sind die Wege der kapitalisti- 
schen Expansion nicht mehr mit Notwendigkeit zugleich die- 
jenigen der proletarischen Emanzipation, mögen die gewerkschaft- 
lichen Kreise dies heute auch noch als selbstverständlich annehmen. 

Wir wissen, weshalb Max Adler so viel daran liegt, die- 
ser Anschauung »des biederen Dieners, der in dem Geschäft 
seines Herrn verdienen will«, den Hals umzudrehen. Die paßt 
nicht für eine Lehre, die weder Unternehmer- noch Arbeiterinter- 
essen kennt, sondern nur mehr »die Interessen einer gesell- 
schaftlichen Entwicklung zur Aufhebung dieser Gegensätze.« 
Der Kapitalismus darf unter keinen Umständen aus einer 
‚bloßen historischen Kategorie das historische Fatum der 
Entwicklung werden. Aber diese Gefahr liegt vor,‘ wenn 
‚die ihm entgegenwirkende Kategorie des Klassengegensatzes 
und Klassenbewußtseins sich in einer Art »fetischistischer 
Verehrung« der »Entwicklungsnotwendigkeit« als einen Faktor 


3°) Max Adler, Prinzip oder Romantik? a.a. O. S. 14. 
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ebenderselben Entwicklung vergässe und ausschaltete ®!). Selbst 
wenn man zugebe, daß die Entwicklung zum Sozialismus durch die 
imperialistische Phase des Kapitalismus hindurch führe, werde der 
Imperialismus doch nur dann eine Vorstufe auf dem Wege zum 
Sozialismus sein, wenn das Proletariat ihm seine eigene Ent- 
wicklungsrichtung entgegensetzt und aufzwingt 22). 

Die Unterscheidung zwischen Notwendigkeit im Sinne 
des wissenschaftlichen Erkennens und Notwendigkeit im Sinne 
des politischen Handelns soll dem konservativen Marxismus 
nun auch dazu herhalten, die »Notwendigkeit« eines kriegerischen 
Imperialismus überhaupt in Abrede zu stellen. Selbst der Aus- 
bruch. des gegenwärtigen Krieges war nach Kautsky, Max 
Adler und Eckstein?) nicht unbedingt notwendig. 
Für diese friedlichen Klassenkämpfer wäre nämlich eine andere, 
friedlichere Fortentwicklung des ökonomischen Kampfes, etwa 
ein Welttrust der kapitalistischen Klassen der verschiedenen 
Länder, genau so gut denkbar gewesen. Noch heute hält K a u t s- 
k y *) für die Zukunft nach dem Kriege an dieser Hoffnung als an 
einer Entwicklungsmöglichkeit fest; vielleicht werde der Zusam- 
menschlußB der stärksten imperialistischen Großmächte einen 
Ultraimperialismus erzeugen und dieser dem Wettrüsten ein Ende 
machen, das die kulturelle Abdankung Europas herbeizuführen 
drohe. Ueberhaupt scheint Kautsky zu meinen, daß der 
europäische Imperialismus seine Mittagshöhe überschritten 
habe: der Krieg mache dem Kapitalexport aus Europa für 
lange, halte das Wettrüsten an, für immer, ein Ende; und mit der 
Beseitigung dieser wichtigsten Quelle des europäischen Imperia- 
lismus stärke er den der außereuropäischen Großmächte. Des- 
halb könne der sim Milieu des Imperialismus« geborene Weltkrieg 
leicht damit enden, daß der Imperialismus sich mit seinen Kon- 
sequenzen selbst aufhöbe ®5). 

Ist aber der Imperialismus nur die Politik der besitzenden 

3) Ebd. S. 13 und 54. 

3) Ebd, S. 57. 

) Kautsky, Der Imperialismus, Neue Zeit 11. September 1914; d er- 
selbe, Wirkungen des Krieges, ebd. 25. September 1914; Max Adler, 


Prinzip oder Romantik! a.a. O.; Eckstein, Bürokratie und Politik, Neue 
Zeit 21. Januar 1916. 
“ Kautsky, Nationalstaat usw. S. 25. Der Burenkrieg war nach 
K autsky nicht simperialistische im strengen Sinne! 
”») Kautsky, Der Krieg, Neue Zeit 26. August 1914; derselbe, 
Bısmarck und den Imperialismus, Neue Zeit 17. Dezember 1915. 
Aschiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. z. (Krieg u. Wirtschaft. IV.) 9 
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Klassen in einer bestimmten Wirtschaftsepoche und nicht diese 
Wirtschaftsepoche selbst, so ist er keine historische Notwendig- 
keit sondern bloß eine Frage der Macht. Um dieses Nachweises 
willen werden von den Paladinen des historischen Materialismus 
einer undogmatischeren Betrachtungsweise der Geschichte Zuge- 
ständnisse gemacht, auf die sie unter anderen Umständen schwerlich 
Wert gelegt hätten. Sie erklären nämlich, daß nicht etwa jedes 
Streben nach Ausdehnung der Staaten direkt auf ökonomischen 
Motiven (wenngleich immer auf ökonomischen Bedingungen) 
beruhe, sondern daß das Verlangen nach Macht und Sicher- 
heit dabei ebenfalls eine große Rolle spiele. Der ganze Krieg 
im Osten ist für Kautsky®%), Renner?” usw. kein imperia- 
listischer, denn er beruht auf dem durchaus vorimperialisti- 
schen Expansionsdrang Rußlands. Dieses trage ein merkanti- 
listisches, die Türkei ein vormerkantilistisches Gepräge und 
Oesterreich sei wohl industrialistisch aber noch nicht impe- 
rialistisch. 

Damit wäre bewiesen, daß der Imperialismus in dem speziellen 
Sinne, wie die konservativen Marxisten ihn für ihren Hausge- 
brauch definiert hatten, kein integrierender Bestandteil der gegen- 
wärtigen Phase der kapitalistischen Entwicklung ist. Er ist also 
»nicht nur nicht notwendig für das kapitalistische Wirtschafts- 
leben, seine Bedeutung dafür wird vielfach maßlos über- 
schätzt«®®). Dann aber liegt kein Grund mehr vor, die alte 
bewährte Tradition der sozialdemokratischen Partei nach rechts 
oder links hin einer Veränderung zu unterziehen. Quod erat 
demonstrandum! — | 

Aber dem konservativen Marxismus tun doch noch schla- 
gendere Gründe not, um die Sozialdemokratie vor einem vor- 
übergehenden oder gar dauernden Paktieren mit dem Impe- 
rialismus zu bewahren. Kautsky?) möchte von Fall zu Fall 
nachweisen, daß von einem ökonomischen Interesse der Arbeiter- 
klasse am Fortbestand des heimischen Imperialismus nicht groß 
die Rede sein könne: seine Blüte fördere »nur vorübergehende 
die ökonomische Entwicklung; letzten Endes schädige er die 
Arbeiterklasse, da er die expropriierten Arbeiter des Auslandes 


3) Kautsky, Nationalstaat usw. S. 22 ff. 

»”) Karl Renner, Die Probleme des Ostens, Kampf April 1915. 
3) Kautsky, Nationalstaat usw. S. 22. 

3?) ebd. besonders S. 79 f. 
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als Lohndrücker ins Land bringe, das Proletariat spalte und damit 
den Klassenkampf, das Agens alles Fortschritts, hemme. Schreite 
die imperialistische Expansion nach dem Kriege in dem bisherigen 
Tempo fort, dann bedrohe sie, das befürchtet Renner 40), in nicht 
allzuferner Zeit die Arbeiterklasse Europas mit dem jähen Sturz 
der bisher errungenen Lebenshaltung. Denn mit dem Wachsen 
der Kapitalanlage im Ausland — wir sahen, daß Kautsky 
mit deren Rückgang rechnet! — verliere die Arbeiterklasse 
des Heimatlandes an vitaler Bedeutung für die Nation, und Fella- 
chen, Neger und Kulis treten an ihre Stelle. Die europäische 
Kapitalistenklasse arbeite, mindestens der Tendenz nach, auf 
eine Generalaussperrung der europäischen Arbeiterklasse hin. 
Nur ökonomische Analphabeten könnten eine positive Parallelität 
oder gar eine positive Solidarität der Interessen von Profit und 
Lohn behaupten! *%*) 

Aber auch von den ökonomischen abgesehen, sollten die 
pelitischen und allgemein kulturellen Wir- 
kungen des Imperialismus: sein Militarismus und Marinis- 
mus, seine Unterdrückung fremder Völker wie der arbeitenden 
Klassen im Inneren, hinreichen, um das Proletariat unversöhn- 
lich gegen ihn zustimmen. Den entscheidendsten Nachdruck legt 
auf dieses Argument natürlich die pazifistische Strömung im 
Marxismus, deren Hauptträger Kautsky und Eduard 
Bernstein sind, die sich dabei freilich nicht auf Marx 
und Engels berufen können; Imperalismus sei untrennbar 
von militärischen Rüstungen und Kriegen und deshalb un- 
vereinbar mit dem Sozialismus, schreibt Edmund Fischer#), 
den wie Bernstein nur der Krieg zum Bundesgenossen der 
konservativen Marxisten gemacht hat, und Bernstein 

4) Renner, Sozialistischer Imperialismus oder internationaler Sozialis- 
mus, Kampf März 1915. 

40a) Seit dem Abschluß unserer Abhandlung, deren Drucklegung sich lange 
verzögert hat, ist in den Aeußerungen Karl Renners eine tiefgreifende 
Umschichtung seiner Gedankenwelt zum Ausdruck gekommen. Leider war es 
uns nıcht mehr möglich, seine wichtigen Aufsätze »Zur Krise des Sozialismuse 


und »Probleme des Marxismus« im März- und Aprilheft des »Kampfe so ein- 
gehend, wie sie es durchaus verdienten, zu berücksichtigen. Friedrich Adler 


bezeichnet Renner nunmehr als den sam weitesten rechtsstehenden Vertreter 
des Sc zialımperialismus in Oesterreich«e. Vgl. dessen Aufsatz: »Mutwilliger Streit 
ocer politischer Gegensatze« ?, Kampf, April 1916 und die Artikel von MaxAdler 
ebd: und Eckstein, Vorwärts 29. April 1916) gegen Renner. 

“Edmund Fischer, Der Reformismus und die Krise in der Sozial- 
semokratie, Neue Zeit 12. November 1915. 


9* 
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selbst bestreitet für die Sozialdemokratie rundweg die Möglich- 
keit einer Auslandspolitik, die, wie die der heutigen Staaten, den 
Interessengegensätzen zwischen den herrschenden Schichten der 
verschiedenen Länder entspräche #2). Die echten konservativen 
Marxisten sind als gläubige Internationalisten nicht minder 
überzeugt, daß zwischen der Politik des Imperialismus, die mit 
ihrem Wettrüsten diesen Krieg unmittelbar verursacht habe, 
und der des demokratischen Sozialismus nie ein Ausgleich 
möglich wäre €). Deshalb müsse sich das Proletariat zum Träger 
der heute schon vorhandenen Gegentendenzen gegen den Krieg 
machen, die in der ökonomischen Entwicklung schlummern und 
die es nur zu organisieren gelte. Niemals dürfe es die imperialisti-. 
schen Tendenzen widerstandslos gewähren lassen oder ihre Argu- 
mente gar übernehmen; denn das bedeutete nichts weniger als 
sdie Anerkennung der Verelendungstheorie in der Weltpolitik« #). 
Aus dem Versagen der sozialdemokratischen Internationale bei 
Kriegsbeginn ziehen diese dogmatischen Pazifisten jetzt die 
endgültige Lehre, daß aller Internationalismus eine Utopie bleiben 
werde, solange nicht die Friedensidee den Mittelpunkt des sozia- 
listischen Programms in der äußeren wie in der inneren Politik 
bilde. »Der Sozialismus nach dem Kriege wird organisierter 
internationaler Pazifismus sein oder er wird nicht sein« $5). Man 
hört sogar Stimmen, die am liebsten schon im heutigen Kriege die 
Stellungnahme des Weltproletariats von der Frage abhängig 
machen möchten, welcher Partei Sieg Europa vom Albdruck 
des Militarismus befreien könne %). l 

Als eine seiner wichtigsten Aufgaben im Kampf gegen den 
Imperialismus betrachtet der konservative Marxismus, da er auf 
die Eroberung der Geister entscheidenden Wert legt, den Kampf 
gegen die »imperialistische Ideologie«, die sich seit dem Kriege 


4) Eduard Bernstein, Brauchen wir eine andere Internationale ? 
Ebd. 26. November 1915. 

4) Rudolf Hilferding, Arbeitsgemeinschaft der Klassen? Kampf 
Oktober 1915 und Vorwärts 12. und 13. Oktober 1915, ausführlicher in »Das 
Finanzkapital« a. a. O. S. 468 ff. 

“) Karl Seitz, Imperialistische oder proletarische Weltpolitik ? Kampf 
März 1915. 

4) Max Adler, Prinzip oder Romantik! S. 62. Aehnlich Karl 
Renner, Die Voraussetzungen und Aufgaben internationaler Aktion, Kampf 
Juni 1915. 

. 4%) Weißlitz, Noch einige imperialistische Randbemerkungen, Glocke 
1915/16, S. 510. 
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in der Gestalt des »Sozialimperialismus« der Lensch, Haenisch 
usw. auch sozialdemokratischer Schichten bemächtigte und die 
saltenaive Ideologie« der Nationsgemeinschaft saus einem gewalti- 
gen ökonomischen Gemeininteresse« neu aufbauen wolle #). Der 
Sieg dieser neuen und bestechenden Ideologie müßte nach Hil- 
ferding ədie geistige Kapitulation des Sozialismus« zur Folge 
haben. Weil er diesen Zusammenbruch fürchtet, sieht der kon- 
servative Marxismus in dem Frieden der Klassen “), den der Krieg 
über Nacht erwirkt hat, die Hauptgefahr für seine Ideale. Nicht 
am Leib sondern an der Seele 4%) fühlt er seine Partei bedroht, 
und deshalb muß mit allen Mitteln der Beweisführung verhindert 
werden, »daß der Deliquent mit dem Henker«, sdas Lamm mit 
dem Fleischer« einen Bund schließe 5%). So oft das Proletariat 
Zweifel an seiner Kraft zur Ueberwindung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft beschleiche, werde in ihm der Wunsch lebendig, sich 
dieser bürgerlichen Gesellschaft einzuordnen. Aber was sei von 
einer Arbeitsgemeinschaft zu hoffen, wo keine Zielgemeinschaft 
bestehL? Im Gegensatz zu den »Opportunisten«, die nur an die 
momentanen Interessen der Arbeiterbewegung dächten, 
spielt der konservative Maxismus sich als der Vertreter der 
slauernden« Interessen 5l) des demokratischen Sozialismus 
auf. Er will kein »politisches Gewerbe« sein sondern seine welt- 
geschichtliche Bewegunge! 


V: 


Während so der konservative Marxismus vor einer Ueber- 
schätzung des Imperialismus warnt und sogar auf die Kräftigung 
von Gegentendenzen Hoffnungen setzt, sind der äußerste linke 
und der rechte Flügel des Marxismus heute ihm gegenüber so 
weit einig, daß sie im Imperialismus eine historisch 
notwendige Entwicxiungsphase des Kapi- 
talismus erblicken. Natürlich gelangen sie von hier aus 
tür die Praxis zu ganz entgegengesetzten Ergebnissen. In der 





“ Kautsky, Imperialistische Tendenzen in der Sozialdemokratie, 
Neue Zeit 22. Oktober 1915. Max Adler, a.a.O. S. 34. 

“Friedrich Adler, Die Sozialdemokratie in Deutschland und der 
Krieg, Kampf Januar ıgı5. 

“, Hilferding, Der Konflikt in der deutschen Sozialdemokratie, 
ebd. Januar 1916. i 

') Josef Straßer, Zum ewigen Burgfrieden, ebd. Okt. 1915. 

")Hilferding, Arbeitsgemeinschaft der Klassen ?, ebd. Oktober 1915. 
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_ Auffassung des Begriffs der historischen Notwendigkeit stimmt 
der konservativ-revolutionäre Marxismus 
noch mit dem konservativen ziemlich überein: auf Schritt und 
Tritt, so sagt Junius, gibt es zwei historische Notwendigkeiten, 
die zueinander in Widerstreit geraten, aber die des Sozialis- 
mus habe den längeren Atem: »Unsere Notwendigkeit tritt in 
ihr volles Recht mit dem Moment, wo jene andere, die bürger- 
liche Klassenherrschaft, aufhört, Trägerin des geschichtlichen 
Fortschritts zu sein, wo sie zum Hemmschuh, zur Gefahr für die 
weitere Entwicklung der Gesellschaft wird« 51°). Daß dies aber 
bereits so sei, habe für die kapitalistische Gesellschaftsordnung 
der Weltkrig enthüllt. Den konservativ-revolutionären Marxisten 
zufolge hat seine allzu beschränkt-mechanische Auffassung des 
Imperialismus Kautsky verhindert, die Unvermeidlichkeit des 
herannahenden Weltkrieges zu erkennen und einzusehen, daß die 
gerade von ihm seit lange herbeigewünschte Epoche grund- 
sätzlicher gesellschaftlicher Umwälzungen, an deren Ausgang 
der Sieg des Sozialismus winke, in Kürze beginnen mußte 32). 
Die Theorie, daß der Imperialismus eigentlich selbst für die Bour- 
geoisie keine notwendige Entwicklungsphase darstelle, entstamme 
dem Bedürfnis, die in langer Friedenszeit aufgebauten gewerk- 
schaftlichen, genossenschaftlichen und politischen Organisationen 
der deutschen Sozialdemokratie vor Gefährdung zu bewahren 53). 
Obgleich Kautsky einsehen mußte, daß der Widerstand 
gegen einen drohenden Weltkrieg sich nicht auf die Grenzen 
parlamentarischer Aktion beschränken durfte, predigte er jene 
der Parteibureaukratie auf den Leib zugeschnittene Politik des 








4% Junius, Die Krise der Sozialdemokratie, Zürich 1916, S. 100. Diese 
Schrift, die erst nach Abschluß unserer Arbeit erschien, muß als die bedeutendste 
Stellungnahme des konservativ-revolutionären Marxismus in der gegenwärtigen 
Situation gelten. Hinter dem Pseudonym verbirgt sich eine hervorragende 
geistige Kapazität dieser Richtung! 

62) Bremer Bürgerzeitung 13. Dezember 1915, Sozialliberalismus und Links- 
liberalismus; Anton Pannekoek, Liberaler und imperialistischer 
Marxismus, Lichtstrahlen, Bildungsorgan für denkende Arbeiter herausgegeben 
von Julian Borchardt, Berlin-Lichterfelde, 4. April 1915. 

58) Karl Radek, Die Entwicklung der Internationale, Lichtstrahlen 
August und September 1915. Anton Pannekoek, Der Imperialismus 
und die Aufgaben des Proletariats, Vorbote, Internationale Marxistische Rund- 
schau (Herausgeber Pannekoek und Henriette Roland-Holst), Bern-Zürich 
Januar 1916. Rosa Luxemburg, Der Wiederaufbau der Internationalen, 
Die Internationale. Eine Monatsschrift für Praxis und Theorie des Marxismus, 
April 1915 (einziges Heft). 
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Wartens, auf die sich die Ermattungsstrategie des sozialistischen 
Zentrums so recht eigentlich gründete. Ihm fehlte eben der Mut, 
sich zu der revolutionären Niederwerfungs- 
strategie zu bekennen, welche die neue Phase der kapitalisti- 
schen Entwicklung vom Proletariat fordere. Die Quelle des Impe- 
rialismus liege ja darin, daß die Produktion den Bedürfnissen des 
Konsums nicht angepaßt werden könne. Weil die kapitalistischen 
Schichten dem Sozialismus entgehen möchten, solle der Imperia- 
lısmus ihnen den Gegensatz zwischen den nach vorwärts drän- 
genden Produktionskräften und dem Privateigentum an Produk- 
tionsmitteln überbrücken. 

Schon im Frieden vertrat der konservativ - revolutionäre 
Marxismus den Standpunkt, daß die Periode des Imperialis- 
mus eine Tendenz zur Verschlechterung der Lage der Arbeiter- 
klasse mit sich bringe; der gegenwärtige Krieg, der Weltkrieg 
des Imperialismus, ist für ihn in erster Reihe ein Krieg 
gegen den Sozialismus 5$). Aber dieser Weltkrieg ist auf einer 
Stufe ausgebrochen, wo die kapitalistische Welt schon so viel 
Produktivkräfte entwickelt hat, daß eine planmäßige Organi- 
sation der Gesamtwirtschaft möglich wurde. Während in den 
nationalen Einigungskriegen des neunzehnten Jahrhunderts für 
die Arbeiterklasse die Schaffung der Bedingungen ihrer Ent- 
wicklung im Spiele war, stehe sie jetzt vor der Aufgabe, 
die politische Gewalt zu erobern, um den Sozialismus einzuführen. 
Darum könne nicht Verlängerung der Existenz des Kapitalismus 
durch seine imperialistische Ausbreitung, sondern nur Kampf 
gegen den Imperialismus zur Verkürzung der Existenz des Kapita- 
lismus die Parole der revolutionären Sozialdemokratie sein 55). 
Die Menschheit sei schon heute reif zu höheren Wirtschafts- und 
Lebensformen 5°) und auch den unentwickelten Völkern könne 


ss, Karl Radek, Historische Parallelen, Lichtstrahlen Februar 1915. 

55 Karl Radek, Die grundsätzlichen und taktischen Streitfragen der 
deutschen Opposition, I. Die Vaterlandsverteidigung. Vorbote ı. Januar 1915 und 
Anton Pannekoek, Der Imperialismus und die Aufgabe des Proletariats, 
ebendort. Die Entwicklung der Gedankengänge innerhalb der Marxistischen 
Publizistik vor dem Kriege konnte hier nicht dargestellt werden. Zweifellos ver- 
dankt der konservativ-revolutionäre Marxismus Kautsky (besonders: Der 
Weg zur Macht. Politische Betrachtungen über das Hineinwachsen in die 
Revolution. Berlin 1909) und Hilferdings Finanzkapital starke An- 
regungen. 

*) Parabellum (Radek), Marxismus und Kriegsproblem, Licht- 
strahlen Januar 1915. 
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der Uebergang zu ihnen ohne Greuel und Elend ermöglicht 
werden 7). 

Der konservativ-revolutionäre Marxismus sieht also auf der 
einen Seite die Gegenwart illusionsfreier als der konservative, 
auf der anderen verleitet ihn der Glaube an die Nähe des durch 
Massenaktion erreichbaren Endziels zu den radikalsten politischen 
Konsequenzen, die mit der durch viele Kongreßbeschlüsse fest- 
gelegten saltbewährten Taktik« völlig brechen, an welcher der 
konservative Marxismus bis jetzt in seiner Mehrheit 58) festhält 5). 
Diese neue Taktik faßt Pannekoek in die Formel: »Die im 
Kampfe wachsende Festigkeit der proletarischen Solidarität und 
Organisation zerbricht in Massenaktionen die Machtmittel und 
die Organisation des Staats« 5°) 599). 


5) Für den taktischen und politischen Gegensatz zwischen dem Marxisti- 
schen Zentrum und den Linksradikalen ist charakteristisch die Schilderung 
bei Gustav Eckstein, Bürokratie und Politik, Neue Zeit 21. Januar 
1916. 

58) In jüngster Zeit scheint sich bei den radikalen Elementen des 
konservativen Marxismus im Hinblick auf die Taktik nach dem Kriege 
eine Annäherung an den Standpunkt des konservativ-revolutionären Marxismus 
zu vollziehen! Vgl. besonders R. Hilferding, Um die Zukunft der deutschen 
Arbeiterbewegung, Neue Zeit 12. Mai 1916. Er spricht von taktischen Tendenzen 
und Anschauungen, die der Krieg der Vergangenheit überliefert habe und fordert 
sgrößere Tatbereitschaft! 

5sa) Das gegenwärtige Hauptorgan des konservativ revolutionären Marxis- 
mus, die Berner Tagwacht, war uns leider bei dieser Arbeit nicht zugänglich. 

+) Pannekock, Vorbote a. a. O. S. 15. 

& e) Inzwischen haben die Bekenner des konservativ-revolutionären Mar- 
xismus am 16. März 1916 auf einer Reichskonferenz eine Reihe von Leitsätzen 
angenommen, die, wie das Schriftstück besagt, seine Anwendung des 
Erfurter Programms auf diegegenwärtigen Probleme 
des internationalen Sozialismus darstellen«e Hier heißt es unter 9 
vom Imperialismus: »Der Imperialismus als letzte Lebensphase und 
höchste Entfaltung der politischen Weltherrschaft des Kapitals ist der gemein- 
same Todfeind des Proletariats aller Länder. Aber er teilt auch mit den früheren 
Phasen des Kapitalismus das Schicksal, die Kräfte seines Todfeinds in demselben 

. Umfange zu stärken, wie er sich selbst entfaltet. Er beschleunigt die Konzentra- 
tion des Kapitals, die Zermürbung des Mittelstands, die Vermehrung des Pro- 
letariats, weckt den wachsenden Widerstand der Massen und führt so zur inten- 
siven Verschärfung der Klassengegensätze. Gegen den Imperialismus muß der 
proletarische Klassenkampf im Frieden wie im Krieg in erster Reihe konzentriert 
werden. Der Kampf gegen ihn ist für das internationale Proletariat zugleich der 
Kampf um die politische Macht im Staate, die entscheidende Auseinandersetzung 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus. Das sozialistische Endziel wird von dem 
internationalen Proletariat nur verwirklicht, indem es gegen den Imperialismus 
auf der ganzen Linie Front macht und die Losung: »Krieg dem Krieges unter 
Aufbietung der vollen Kraft und des äußersten Opfermutes zur Richtschnur seiner 
praktischen Politik erhebt. Und bei den sGrundlagen« der neu zu schaffenden 
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Theoretisch ohne Selbständigkeit, in taktischer Hinsicht 
dem konservativ-radikalen Marxismus zuzuzählen ist der Kreis 
um Kar! Liebknecht, den besonders sein revolutio- 
närer Pazifismus und Internationalismus 
charakterisierten. Dem Imperialismus, der sdie Bereicherung der 
kapitalistischen Herrenklasse durch Vergewaltigung und Aus- 
beutung nicht nur einheimischer Proletarier, sondern auch der 
fremden Völker« anstrebt, stellt sein Flugblatt »Der Annexions- 
wahnsinne als Ziel des Sozialismus »Völkerfreiheit, Völker- 
frieden und Völkerglück« gegenüber. Und die »Politischen Briefe« 
von »Spartacus« blasen die gleiche Melodie! — 

Aus der großen Polemik zwischen Cunow und dem Kreise der 
Neuen Zeite und des »Kampf« wissen wir schon, wie sich det 
reformistische Marxismus zum Imperialismus‘ 
stellt. Einen charakteristischen zeitgeschichtlichen Ausdruck 
haben seine mit dem Krieg in der Partei zu Macht und Ansehen 
gelangten Ansichten, deren älterer theoretischer Vorkämpfer 
Max Schippel ®) ist, bi Eduard David und Wil- 
helm Kolb gefunden. Ist der Imperialismus nämlich eine 
sozialgeschichtliche Notwendigkeit, dann muß er auch den 
Interessen der Arbeiterklasse nutzbar gemacht werden können. 
Nun halten der konservativ-revolutionäre Marxismus, der aus- 
schließlich von einer Revolution des Proletariats den Sieg des 
Sozialismus erwartet, und ebenso der konservative Marxismus 
den Imperialismus und die Demokratie für zwei unversöhnbar 
feindliche Mächte. Kolb sagt sich von solcher »Katastrophen- 
theoric« los ®!) und fordert ausdrücklich, daß die Partei schon 


»Internationale« lautet Punkt 5: »In den Kämpfen gegen den Imperialismus 
und den Krieg kann die entscheidende Macht nur von den kompakten Massen 
des Proletariats aller Länder eingesetzt werden. Das Hauptaugenmerk der Taktik 
der nationalen Sektionen ist somit darauf zu richten, die breiten Massen zur 
politischen Aktionsfähigkeit und zur entschlossenen Initiative 
zu erziehen, den internationalen Zusammenhang der Massenaktion zu sichern, 
die politischen und gewerkschaftlichen Organisationen so auszubauen, daß durch 
Ihre Vermittlung jederzeit das rasche und tatkräftige Zusammenwirken aller 
Sektionen gewähileistet und der Wille der Internationale so zur Tat der brei- 
testen Arbeitermassen aller Länder wird.e 

*) Auch jetzt geht Schippel mit der Definition des Imperialismus 
be dem s»Edelmarxistene Kautsky scharf ins Gericht und weist nach, 
dab die enge Verknüpfung des Imperialismus mit dem Begıiff des Finanzkapitals 
teils falsch sei, steils für die früheren, vermeintlich vorimperialistischen Ent- 
wicklungss Auen; nicht einmal bloß Englands, ebenso zutriffte, vgl. Schippel, 
O dieser Imperialismus!, Soz. Monatsh. 24. Juni 1915. 

“) Aehnlich Friedrich Stampfer, im Norddeutschen Volksblatt 
19. März 1915 und viele andere. 
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heute und mit legalen Mitteln an die Eroberung der politischen 
Macht im Staate gehe %). Eduard David erklärt nach einer 
Prüfung der verschiedenen Bedeutungen, die man dem »vielge- 
plagten«e Wort Imperialismus beigelegt habe, die Definitionen 
Kautskys und Hilferdings für zu eng. Auch spottet 
er über alle, welche eine so uralte Erscheinung wie die wirtschaft- 
liche Expansion über die Landesgrenzen hinaus für eine ganz 
moderne kapitalistische Giftpflanze hielten, deren Ausrottung 
sich jeder gute Sozialist zur Aufgabe machen müsse. In Wahr- 
heit entwickle erst sie die Produktionskräfte in vollem Maße und 
verdiene deshalb auch vom sozialistischen Standpunkt aus 
kräftige Förderung. Verwerflich werde sie erst dort, wo sie zur 
politischen Vorherrschaft über Bevölkerungen führe, die genügend 
hoch entwickelt seien, um sich aus eigener Kraft ein geordnetes 
Staatswesen zu schaffen. Freiheitsfeindlich in diesem Sinne ist in 
Davids Augen der Imperialismus der Ententemächte: »sie be- 
trieben ein grandioses Weltverteilungsgeschäft mit dem besonders 
gepflegten Spezialzweig: Erwerb subtropischer Gebiete älterer 
Kultur.« Dagegen habe sich Deutschland auf die wirtschaftliche 
Erschließung brach liegender Natur- und Menschenkräfte be- 
schränkt 63). 

Weil er in Deutschland das industriell fortgeschrittenste 
Volk der europäischen Gegenwart erblickt, dessen Niederzwin- 
gung die Entwicklung der Produktionskräfte lähmen müßte, 
folgert Max Cohen, daß Marx und Engels, lebten sie 
heute, ihrem Heimatland den Raum für wirtschaftliche Ent- 
faltung, den die feindliche Koalition ihm streitig mache, zubilligen 
würden ®*). Die Fortspinnung solcher Gedanken führt dann Paul 
Lensch zu der gewagten These, daß der Sieg der Entente mit 
der »Verewigung des Kapitalismus« gleichbedeutend wäre ®8). 
Außerordentlich stark ist bei diesem früheren Sozialradikalen noch 


es) Wilhelm Kolb, Die Sozialdemokratie am Scheidewege, Karls- 
ruhe (1915) S. 51 und derselbe, Sekte oder Partei ?, Neue Zeit 8. Oktober 
IgI5. 

8, Eduard David, Die Sozialdemokratie im Weltkrieg, Berlin 1915, 
S. 61 ff. Aus der großen vom ökonomischen Standpunkt aus den Imperialismus 
bejahenden Literatur sei als besonders charakteristisch genannt: Hugo 
Poetzsch, Das Imperium und die Arbeiter, soz. Monatsh. 2. März 1916. 

“, Max Cohen (Reuß), War es Parleiverrat? Chemn.Volksstimme 
16. Januar 1915. 

6) Paul Lensch, Die deutsche Sozialdemokratie und der Weltkrieg 
Berlin 1915, S. 25 íf. und 58. 
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heute das Bedürfnis, sein Bekenntnis zur nationalen Kultur- 
gemeinschaft orthodox marxistisch zu begründen! Um auch sein 
internationales Gewissen zu salvieren, möchte er das neu entdeckte 
Nationalgefühl mit dem altgewohnten radikalen Internationalis- 
mus bei sich im Einklang sehen. Aber dadurch macht er es nur 
Kautsky leicht, ihm die ironische Gegenfrage vorzulegen, 
ob es denn wirklich so ausgemacht wäre, daß die Interessen des 
internationalen Proletariats mit denen des deutschen Kapitalismus 
zusammenfielen 9). 
VI. 


e 

Solche Betrachtungen leiten bereits hinüber zu der na- 
tional-politischen Seite des Problems, das 
die imperialistische Entwicklung dem Marxismus aufgab. Dieser 
will dem Proletariat aller Länder gerecht werden. Wie stellt er 
sich da zu der Erscheinung, daß heute auch die kleineren Natio- 
nalitäten ihre Selbständigkeit teils verteidigen teils fordern, 
während die fertigen oder werdenden Weltnationen ihnen diese 
Selbständigkeit teils versagen teils streitig machen ? 

Es hat nichts auffälliges, daß die Austromarxisten ®) 
über diese Frage, welche die österreichische innere Politik 
beherrscht, die gründlichsten Studien gemacht haben. Das 
Nationalitätenprinzip verkörpert nach ihnen die 
Staatsidee des aufsteigenden Kapitalismus des revolutionären 
Bürgertums des neunzehnten Jahrhunderts ®), dessen Bedürfnissen 
der überlieferte Staat mit seiner meist buntscheckigen nationalen 
Zusammensetzung nicht mehr entsprach. Aber haben sich.M a r x 
und Engels mit diesem Nationalitätenprinzip der zur Herrschaft 
drängenden Bourgeoi ie, dessen Siegeszug recht eigentlich mit 
ihrer Lebenszeit zusammenfiel, jemals identifiziert? Die Frage 
muß beantwortet sein, bevor man prüfen kann, welche Richtung 
der Marxisten sich in dieser Hinsicht auf sie berufen darí! 

In der Revolution von 1848 gehörte das starre Nationalitäten- 
prinzip, in Deutschland wie im übrigen Europa, zum notwendi- 
gen Credo des bürgerlichen Demokraten. Mazzini war hierin 

“Kautsky, Zwei Schriften zum Umlernen, Neue Zeit 2. April 1915. 

") Systematisch behandelt alle Seiten der Nationalitätenfrage von diesem 
Standpunkt aus das interessante aber leider vergriffene WerkvonOttoBauer, 
Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie, Wien 1907. 


“) So z. B. auch Karl Renner, Der Krieg und die Wandlungen des 
Nalionalen Gedankens, Kampf Januar 1915. 
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einig mit Bakunin, Kossuth mit Johann Jacoby. 
Die Sozialdemokraten Marx und Engels dagegen wiesen 
eine solche Dogmatisierung des Prinzips weit von sich!: Denn 
sie hatten sich schon damals freigemacht von »jenen mehr oder 
weniger moralischen Kategorien, die zwar sehr schön klingen, 
aber in historischen und politischen Fragen durchaus nichts 
beweisen« 8). Große, die Produktivkräfte entfesselnde und 
die Entwicklung vorwärts treibende Staatsbildungen können 
nicht ins Leben treten, das sahen sie, sohnemanch’sanftes Nationen- 
 blümlein gewaltsam zu zerknickene.. »Ohne Gewalt und ohne 

eherne Rücksichtslosigkeit wird nichts durchgesetzt in der Ge- 
schichte, und hätten Alexander, Cäsar und Napoleon dieselbe 
Rührungsfähigkeit besessen, an die jetzt der Panslawismus zu- 
gunsten seiner verkommenen Klienten appelliert, was wäre dann 
aus der Geschichte geworden! Und sind die Perser, Kelten 
und christlichen Germanen nicht die Tschechen, Oguliner und 
Sereschaner wert? Jetzt aber ist die politische Zentralisation 
infolge der gewaltigen Fortschritte der Industrie, des Handels, 
der Kommunikatiocnen noch ein viel dringenderes Bedürfnis 
geworden .. Und jetzt kommen die Panslawisten und verlangen, 
wir sollen diese halbgermanischen Slawen »freilassen«, wir sollen 
eine Zentralisation aufheben, die diesen Slawen durch alle ihre 
materiellen Interessen aufgedrängt wird.«e Das Verdienst von 
Marx und Engels um die noch heute notwendige Stär- 
kung der realpolitischen Erfassung großer Zusammenhänge 
in Deutschland wird vielleicht aus dem Grunde nicht genü- 
gend gewertet, weil ihre Epigonen hierbei oft nicht in ihren 
Fußstapfen gewandelt sind. Für Marx und Engels gaben 
in der Weltpolitik immer »weltgeschichtliche Tatsachens und 
nicht »Sentimentalitätene den Ausschlag. Dabei richteten 
sie ihr Hauptaugenmerk auf die schnelle Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte. So kostete es sie keine Ueberwindung, die Anglie- 
derung Kalitorniens an die Vereinigten Staaten gut zu heißen, 
und man darf sie heute nicht mit pupillarischer Sicherheit 
als Schwurzeugen gegen jeden »Annexionswahnsinne in An- 


*, Vgl. für die folgenden Proben die gute Auswahl aus den von Marx und 
Engels verfaßten Leitartikeln der Neuen Rheinischen Zeitung in Bd. III von 
Mehrings Ausgabe ihres literarischen Nachlasses. Aus der neuesten Lite- 
ratur dazu vgl. besonders P. Kampffmeyer, Das Nationalitätsprinzip 
und das Recht der Entwicklung, Soz. Monatsh. 13. April 1916. 
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spruch nehmen. Einer Annexion Belgiens — freilich an ein re- 
publikanisches Frankreich — haben sie 1848 das Wort geredet! — 

Die Sozialdemokratie will Sozialismus und Demokratie: die 
Demokratie ist ihr Voraussetzung des Sozialismus. So dachten 
Marx und Engels auch, aber sie hatten den Blick zu fest 
auf Sozialismus gerichtet, als daß für sie die Versuchung ent- 
stehen konnte, dort wo es ihrem Endziel nicht gemäß war, ins 
Schlepptau der bürgerlichen Demokratie zu geraten. Die Männer, 
die sich als die Hüter ihrer Tradition betrachteten, zeigten gegen- 
über den »Ideologien« der bürgerlichen Demokratie nicht die 
gleiche Unbefangenheit. Noch heute halten die konservativen 
und ein großer Teil der reformistischen Marxisten an der bürger- 
lich-demokratischen Forderung vom Selbstbestimmungs- 
recht der Völker und Nationalitäten mit Strenge fest, 
während doch Marx und Engels schon 1848 die starke 
Relativität dieses Prinzips durchschaut hatten. 

Der andere Teil der reformistischen Marxisten, jener, der 
sich am rückhaltlosesten mit dem Imperialismus abfindet, be- 
gegnet bei der Ablehnung der »Selbstbestimmungsflausee dem 
konservativ-revolutionären Marxismus. Beide sind darin einig, 
daß diese einen Kantönligeist züchte, der mit dem Interesse 
des Sozialismus, der auch in der Politik den Großbetrieb fordern 
müsse, unvereinbar wäre. Die konservativ-revolutionären Marxi- 
sten Rosa Luxemburg und Radek, Pannekoek und 
G orter möchten diese »kleinbürgerliche Formel« auch deshalb ins 
shistorische Museum« verbannen, weil es in einem kapitalistischen 
Staat ein Selbstbestimmungsrecht der Völker weder jemals gegeben 
habe noch geben könne. Beide Gruppen sind sich bewußt, daß 
jenes strenge Nationalitätsprinzip, das die deutsche Reichstags- 
fraktion in ihrer Erklärung vom 4. August 1914 °°) sich aneig- 
nete, nicht Marxistischen sondern naturrechtlichen Ursprungs 
ist 71). Und gleichmäßig folgern beide Richtungen daraus, daß es 

70) Auch die Erklärung der deutschen, österreichischen und ungarischen 
Parteivorstände vom 12. und 13. April 1915 verlangt noch die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechtes aller Völker. Vgl. E. David a.a.0.S. 150. 

n2) Vgl. Cunow, Parteizusammenbruch a. a. O. S. 27ff, derselbe 
Illusionen-Kultus etc. Neue Zeit 7. Mai 1915; Lensch, Die deutsche Sozial- 
demokratie und der Weltkrieg a. a. O. S. 38; Lensch, Sozialismus und An- 
nexionen in der Vergangenheit, Glocke 1915/16, S. 493; derselbe, Die 
Selbstbestimmungsflause, ebd. S. 465. Radek, Das Selbstbestimmungs- 


recht der Völker, Lichtstrahlen 5. Dezember 1915. Radek betont, daß Rosa 
Luxemburg bereits 1908/9 in der polnischen sozialdemokratischen Rundschau 
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keineswegs Pflicht der Sozialdemokratie sein könne, unterschieds- 
los für jede nationale Selbständigkeitsregung einzutreten 72), 

Auch der konservative Marxismus, der sich für das Selbst- 
bestimmungrecht erwärmt, treibt die Konsequenz nicht so weit, 
daß er nun für die Zertrümmerung der alten Großstaaten ein- 
tritt. Das würde den Ansichten von Marx und Engels 
offen ins Gesicht schlagen, auch einer Theorie wenig anstehen, 
deren bedeutendste Vertreter Oesterreicher sind, die im Interesse 
des dortigen Proletariats die Zerschlagung des Habsburgischen 
Staats nicht wünschen können. Da sie aber nun einmal aus demo- 
kratischen Erwägungen das Nationalitätenprinzip hochhalten, 
haben sie aus ihrem Dilemma einen Ausweg gesucht und einen 
ganz passablen gefunden. Sie machen nämlich den Unterschied 
zwischen nationaler und staatlicher Selbständigkeit, und ihr 
demokratisches Gewissen gibt sich mit nationaler Autonomie 
innerhalb der großen staatlichen Verbände zufrieden. Dabei ge- 
stehen sie wohl offen, daß sie diese Lösung als ein zunächst aus 
den österreichischen Nationalitätenverhältnissen sich ergebendes 
Verlegenheitsprodukt betrachten. Kautsky läßt nicht im 
Zweifel, daß er eigentlich den Nationalstaat fordert, weil dieser 
die einer demokratischen Zeit angemessenste Form des Staates 
sei. Er würde es deshalb bedauern, wenn Deutschland durch 
Annexionen in seiner nationalen Konformität geschwächt würde. 
Schon weil die nationalen Kämpfe die Klassenkämpfe behindern, 
sieht er ihre möglichste Beseitigung als das wichtigste Friedens- 
ziel der Sozialdemokratie an. Freilich will auch er nicht behaup- 
ten, daß das Recht auf nationale Selbständigkeit sin den ewigen 
Sternen geschrieben« stehe; er findet es begründet in dem demo- 
kratischen und internationalen Charakter der Partei und dem 
historisch gewordenen Wesen der modernen Demokratie. Sollte 
jedoch »das Streben nach Selbständigkeit einer Nation zu einer 
Hemmung des Fortschritts der Gesamtheit werden, dann müßten 
die Sozialdemokraten jenem Streben wohl entgegentreten« 7°). 


vom Boden des Marxismus aus gegen die Formel vom Selbstbestimmungsrecht 
der Völker Front gemacht habe. Nunmehr vgl. auch Junius a.a. O., S. 77f. 
»Der internationale Sozialismus erkennt das Recht freier, unabhängiger, gleich- 
berechtigter Nationen, aber nur er kann solche Nationen schaffen, erst er 
kann das Selbstbestimmungsrecht der Völker verwirklichen usw.« 

3) Radek, ebd; Cunow, Illusionen-Kultus usw. S. 178. 

33) Kautsky, Nationalstaat, imperialistischer Staat und Staatenbund, 
Nürnberg 1915, S. 11 ff., S. 71 ff.unda.a O.; derselbe, Zwei Schriften zum 
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Nun verlangt Kautsky nicht, daß der Nationalstaat die ganze 
Sprachgemeinschaft umschließe, aber jede Volksgemeinschaft 
müsse auch eine Sprachgemeinschaft sein. Eine Zusammen- 
fassung der zwischen England und Rußland gelegenen Strecken 
Europas, die im Interesse Deutschlands liege, hält er nur auf dem 
Boden des Freihandels und der Freiwilligkeit für erreichbar. 
Karl Renner stimmt ihm darin zu, legt aber zunächst 
auf die Freiwilligkeit größeren Wert als auf den Freihandel, der 
ihm vorläufig unerreichbar erscheinen mag. Im Gegensatz zu 
seinem Freunde Hilferding, der wie auch Kautsky Nau- 
manns Gedanken ablehnt, weil dieser nur auf schutzzöllne- 
rischer Grundlage zu machtpolitischen Zwecken des deutschen 
Imperialismus durchführbar wäre, hieße Renner ein künftiges 
Mitteleuropa vom sozialdemokratischen Standpunkt willkommen 
als eine erste Etappe auf dem Wege zu einem nicht durch Gewalt 
erzwungenen Weltwirtschaftsgebiet. Mitteleuropa sei »tausend- 
jährige Wirklichkeit nicht Wahnidee« und bei der deutschen und 
österreichischen Sozialdemokratie längst »vollste Realität« 79). 
Solche »Phantasien«s Renners werden von Kautsky und 
Hilferding als utopistisch und imperialistisch voll Ent- 
schiedenheit abgelehnt. 

Cunow sieht im geschichtlichen Verlauf unserer Tage 
eine fortgesetzte Verschmelzung der kleineren Nationalitäten 
zu großen Kulturstaaten. Eine solche Tendenz, die er für die vor- 
kapitalistische Zeit zugibt, leugnet Kautsky für die Gegen- 
wart. Die Ausbreitung des demokratischen Geistes habe die 
Zähigkeit der Nationalitäten so gesteigert, daß im 19. Jahrhundert 
kaum noch ein Staat gewagt habe, sich ein Gebiet ohne Rück- 
sicht auf dessen Nationalität anzueignen. Seit der Ausbreitung 
der kapitalistischen Produktionsweise äußere das Nationalitäten- 
prinzip sich besonders in dem Erwachen der von Engels als 
»geschichtslos« getauften Nationen! 

Otto Bauer und Karl Renner waren die ersten, 
die eingehender erforscht haben, in wie hohem Grade dieses 
Erwachen der »geschichtslosen Nationens 


—_ 


Umlernen, Neue Zeit 16. April 1915. Derselbe, Die Vorbereitung des 
Friedens, ebd. 28. August 1914. 

’) Hilferding, Europäer, nicht Mitteleuropäer! Kampf Nov./Dez. 
1915 Kenner, Wirklichkeit oder Wahnidee, ebd. Januar 1916, Hilfer- 
ding, Phantasie oder Gelehrsamkeit ? Februar 1916; Kautsky, Mittel- 
europa, Neue Zeit 31. Dezember 1915, 7, 14, 2I, 28. Januar 1916. 
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ökonomische Ursachen hat: Das Nationalitätsprinzip, das 
Renner im Westeuropa des zwanzigsten Jahrhunderts, wohl im 
leichten Gegensatz zu Kautsky, in der Auflösung begriffen 
sieht, trete heute seinen revolutionären Feldzug im Osten an. 
Sein Schrittmacher dabei sei der Kapitalismus, sein Gefolgs- 
mann der Sozialismus. Im Westen dränge das Wirtschaftsleben 
zu neuen übernationalen Gebilden, im Osten bestünden solche 
übernationalen Reiche, aber die junge kapitalistische Entwicklung 
dränge auf Sprengung dieser überlieferten Staatsverbände. Fast 
überall im Osten seien verschiedene Nationen oder Konfessionen 
die Träger der verschiedenen Kasten und Berufe. Die Folge dieser 
nationalen Gemengelage sei, daß der Klassenhaß hier das ethische 
Gepräge des nationalen oder konfessionellen Gegensatzes an- 
nehme. Als geschichtslos betrachten die Austromarxisten solche 
Nationen, die eine historische Katastrophe der Vergangenheit 
ihrer Herrenklasse beraubt hat, in denen aber die kapitalistische 
Produktionsweise nun von neuem Klasse um Klasse entwickelt 
und sie damit zu Vollnationen macht. Die erwachende Nation 
ist bestrebt, ihren Grundbesitzer, ihren Bourgeois, ihren 
Beamten an die Stelle des nationfremden zu setzen. Diese feinen 
Beobachtungen verallgemeinern nun Bauer und Renner 
in ünzulässiger Weise, wenn sie annehmen, daß Volkskämpfe 
überhaupt nur in andersartige Ideologien eingekleidete Klassen- 
kämpfe seien 75). »Nationale und soziale Kämpfe«, schreibt 
Bauer, »sind nicht zwei verschiedene reinlich zu scheidende 
Gebiete der menschlichen Entwicklung überhaupt, sondern es sind 
die überall wirksamen Kämpfe der wirtschaftlichen Klassen, 
es sind die Veränderungen der Arbeitsmittel und Arbeitsver- 
hältnisse, die über Macht und Ohnmacht, über Tod und Wieder- 
geburt der Nationen entscheiden« 76). Und die Aufdeckung 
dieser Zusammenhänge in Oesterreich und auf dem Balkan bestärkt 
diese Austromarxisten in ihrer programmatischen Forderung, 
daß die Arbeiterklasse die »Beschützerins aller Völker sein 
müsse, deren Freiheit der Imperialismus kapitalistischem Pro- 
fitstreben opfern wolle. 

135) Otto Bauer, Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie, 
Wien 1907, Teil III; Karl Renner, Die Probleme des Ostens, Kampf 
April 1915. 

9, Otto Bauer, a.a.O. S. 215. Zu diesem Thema vgl. u. a. Paul 


Kampffmeyer, Nationenkampf und Klassenfortschritt, Soz. Monatshefte 
15. April ıgı5. 
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Eine solche Verankerung des Interesses der Sozialdemokratie 
am Freiheitskampf unterdrückter Völker gefällt selbst den k o n- 
servativ-revolutionären Marxisten, welche die 
«Phrase vom Selbstbestimmungsrecht der Völker«e ablehnen. 
Auch ihnen widerstrebt die Teilnahme des Proletariats zn der 
Vergewaltigung anderer Völker, weil sie fühlen, daß es im Interesse 
des Proletariats liegt, gegen jede Ausbeutung Front zu machen 7”). 
Die internationalistisch-revolutionäre Gruppe um Karl Lieb- 
knecht bedient sich durcheinander demokratischer wie 
rein sozialistischer Argumente, um alle Kriege, Rüstungen und 
Annexionen unterschiedslos als unmarxistisch zu verdonnern. 


vn. 


Die Pflicht des Proletariats, ander Verteidigungdes 
eigenen Landes teilzunehmen, eine Pflicht, die Marx 
und Engels nicht bestritten haben, wird auch vomkonser- 
vativen Marxismus nicht grundsätzlich in Abrede 
gestellt. Aber seine Haltung in der Frage bedeutet, wie die 
Marxisten von rechts und links seiner »Zweiseelentheorice« vor- 
werfen, ein »faules Kompromiß« zwischen Landesverteidigungs- 
pflicht und Antikriegspropaganda 78). 

Die konservativen Marxisten möchten ihre Zustimmung 
zur Landesverteidigungspflicht vor dem internationalen So- 
zialismus mit der Nützlichkeitserwägung entschuldigen, daß die 
Freiheit und Unabhängigkeit eines Volkes die unverlierbare Vor- 
aussetzung des proletarischen Emanzipationskampfes sei. Aber 
dieser Gedanke nuanciert sich in ihren Reihen. Die Doktrinäre 79) 
suchen ängstlich zu beweisen, daß der Krieg bloß eine ganz 
äußerliche und vorübergehende Interessengemeinschaft zwischen 


7?) Radek, Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, Lichtstrahlen 
5. Dez. 1915. 

18) So charakterisiert die Richtung Haases und seiner Freunde Georg 
Gradnauer, die Irrungen der Minderheit, Glocke 1. November 1915. Aehn- 
tch urteilen Radek, Grundsätzliche und taktische Streitfragen usw., Vorbote 
Januar 1916 und Roderich (Pseudonym), Gegen den Sumpf, Lichtstrahlen 
Aprıl 1916. Eine scharfe Kritik des Standpunkts der konservativen Marxi- 
sten in der Frage der Landesverteidigung geben auch die Sparlakusbriefe! 

3) Kautsky, Die Sozialdemokratie im Kriege, Neue Zeit 2. Oktober 
1914; derselbe, Die Internationalität und der Krieg, ebd. 27. November 
1914; derselbe, Die Sozialdemokratie im Weltkrieg, ebd. ıı. Juni 1915; 
Eckstein, Besprechung von Davids Buch im Vorwärts rr. Juli 1915; Max 
Adler,‘ 2.2.0. S. 38. 


Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft. IV‘) IO 
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dem Proletariat und seinen Bedrückern herstelle; praktische Poli- 
tiker lassen dem elementaren Charakter des Vaterlandgefühls ge- 
legentlich mehr Gerechtigkeit widerfahren. So erklärte Haase®®) 
auf einer Versammlung in Rixdorf, daß bei einer feindlichen 
Invasion jedes Spintisieren aufhöre und das unmittelbare Gefühl 
die Entscheidung herbeiführe. Keinem wird es in dieser Frage 
‚wohl so schwer, mit sich ins Reine zu gelangen wie Kautsky, 
‘der es nach beiden Seiten hin nicht verderben möchte. Im allge- 
meinen bejaht er die Pflicht zur Landesverteidigung, aber er 
bejaht sie nicht unbedingt, sondern nur in höchst verklausulier- 
ter Gestalt. So möchte er sie dort leugnen, wo ein gedrücktes 
Volk sich nicht die Kraft zutraut, nach dem äußeren Feind 
auch mit dem inneren Feind fertig zu werden ®!). Am liebsten 
würde er die Entscheidung der Sozialdemokratie davon abhängig 
machen, ob ihr die jeweilige Regierung Vertrauen einflößt. Diese 
zweideutige Haltung bewahrt ihn aber nicht davor, daß die 
konservativ-revolutionären Marxisten ihn mit Bernstein, 
Haase, Ledebour usw. auf dem gleichen Scheiterhaufen 
verbrennen. Sie werfen dem konservativen Marxismus vor, daß 
seine Politik inkonsequent sei und sich prinzipiell nicht von jener 
der »sozialpatriotischen Reformisten« abhebe. Nur von Karl 
Liebknecht hält es Radek für erwiesen, »daß er im imperia- 
listischen Kriege die nationale Verteidigung nicht anerkenne« 8). 

Nun soll freilich, wie Ströbel®?) berichtet, Karl 
Liebknecht den Deutschen für pervers erklärt haben, 
der eine Niederlage Deutschlands wünschen könnte. Aber wohin 
anders müßte es führen, wenn die von Radek mit Recht der 
Inkonsequenz bezichtigte Auffassung des konservativen Mar- 
xismus, von der Liebknechtschen zu schweigen, allgemeine 
Maxime der deutschen Arbeiter wäre? Deutschland kann 
nicht siegen, wenn seine Arbeitermassen auf jene lebensfremden 
Dogmatiker hören, die ihnen vordemonstrieren, daß sogar 
jetzt während des Krieges der internationale Klassenkampf 
die seinzig mögliche Politik« des deutschen Proletariats sei 8$). 


80), Für Haase vgl. Vorwärts 18. Januar 1916 Beiblatt. 

sı) Kautsky, Die Sozialdemokratie im Kriege, Neue Zeit 2. Oktober TER 

82) Karl Radek, Grundsätzliche und taktische Streitfragen der deut- 
schen Opposition, I, Die Väterlandsverteidieung Vorbote, Januar 1916, S. 35. 

83) Zitiert bei Heinrich Ströbel, Aus den Parlamenten, Inter- 
nationale (einziges Heft) S. 46. 

4) Klassenkampf gegen den Krieg. Material zum »Fall 
Liebknecht«. Als Manuskript gedruckt S. 37. 
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Den konservativ-revolutionären Marxi- 
sten wird man Konsequenz nicht abstreiten können, wenn 
sie von hier noch einen, den entscheidenden Schritt, weiter 
tun, und es als im Widerspruch mit den Zielen der Sozialdemo- 
kratie erklären, in der Aera des Imperialismus an der Landes- 
verteidigung teilzunehmen. Hier interessiert nur die theoretische 
Begründung, die sie ihrem Standpunkt geben. Alle GroßBmächte, 
meint Radek, verfolgen heute imperialistische Ziele; die Ver- 
teidigung des Vaterlandes sei deshalb in unserer Zeit unmöglich 
ohne Zertrümmerung fremder Vaterländer. Die »Sozialpatrioten« 
und mit ihnen auch Kautsky möchten trotz dieser schreien- 
den Tatsache die Vaterlandsverteidigungspflicht retten, und 
versuchten es mit dem Hinweis, daß eben alle Teile der Arbeiter- 
klasse ihre Vaterländer verteidigten. Aber auch die Erhebung 
der gegenseitigen Abschlachtung des Proletariats zur internatio- 
nalen sozialistischen Taktik vermöge nicht aus der Zertrümmerung 
von Vaterländern ihre Verteidigung zu machen. »Da der imperialisti- 
sche Krieg das Vaterland, d. h. nüchtern gesagt den kapitalisti- 
schen Staat endgültig zu einer zu engen Form der kapitalistischen 
Entwicklung gemacht hat, so kann keine Sophisterei die Tatsache 
aus der Welt schaffen, daß es nicht die Verteidigung des Vater- 
landes ist, für die die Arbeiter bluten. Die Geschichte demaskierte 
den Gedanken an das demokratische, keinen Angriff kennende, nur 
an Verteidigung seiner Freiheit denkende Vaterland als eine re- 
formistische Illusion... Wenn also in eben dieser 
Epoche des Abtragens der historischen Vaterländer, der Epoche, 
in der der Kapitalismus unter den größten Schmerzen der Volks- 
massen nach neuen politischen Formen für die angewachsenen 
Produktivkräfte sucht, die Sozialpatrioten eine historische 
Theorie ausgeheckt haben, die besagt, warum just jetzt das 
Proletariat sich zum Vaterland bekennen muß, so können sie für 
sich nicht mehr den Anspruch erheben, zu irren, sie begehen 
einen politischen Betrug«®). 

Wie der reformistische Marxismus über die 
Landesverteidigung denkt, das erkennt man am klarsten aus den 
Schriften und RedenvonEduard David undWolfgang 
Heine und aus den Aeußerungen der zahlreichen Gewerk- 
schaftsführer. David setzt mit feinem Verständnis auseinan- 

* Radek, Grundsätzliche und taktische Streitfragen usw., Vorbote, 


Januar 1916, S. 37. Vgl. jetzt auch J unius, a. a. O., S. 75 ff. 
10 * 
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der, weshalb die Mehrheit der russischen Sozialdemokratie wäh- 
rend des Krieges am nationalen Indifferentismus festhielt, während 
doch die deutsche keinen Augenblick zögerte, »dieses Land ihrer 
Väter, das auch das Land ihrer Kinder ist«, zu verteidigen, damit 
sseine Kultur nicht von feindlichen Mächten zertreten und 
zertrümmert« werde 8%). Als der unermüdliche Herold des vater- 
ländischen Gedankens in der Sozialdemokratie unterzog sich 
Heine auch der Aufgabe, den in der Ofenecke geborenen Ge- 
danken abzufertigen, daß die Sozialdemokratie die Landes- 
verteidigung so »gedämpft« wie ihren letzten Stichwahlkampf 
gegen die Fortschrittler führen könnte 8’). 

Bei der Frage der Landesverteidigung macht es einen gewal- 
tigen Unterschied zwischen den marxistischen Richtungen, ob sie 
eine Verständigung der Sozialdemokratie mit dem nationalen 
Staat für möglich halten und wünschen, oder ob ihr internatio- 
nales Ideal sie gegen jede solche Aussicht verhärtet. Denn dieser 
Staat ist heute die sichtbare Verkörperung der Volksenergie; wer 
daher jetzt in dessen Struktur nicht den entferntesten wahlver- 
wandten Zug entdeckt, muß unversehens der Versuchung er- 
liegen, den Internationalismus zu überspannen und die Pflicht 
zur Landesverteidigung auf die leichte Achsel zu nehmen oder 
doch in die nüchternste Beleuchtung zu rücken. Da stellt sich 
uns nun also die Frage in den Weg: Ist eine unbedingte 
Pflicht zur Landesverteidigung noch vereinbar mit einem un- 
bedingten Bekenntnis zum proletarischen Internationalismus ? 

Läßt sich der Schlachtruf »Proletarier aller Länder vereinigt 
euch« in Einklang setzen mit dem anderen, der ein einig Volk von 
Brüdern zur Verteidigung der heimischen Penaten an die be. 
drohte Landesgrenze entbietet? Muß man hier unerbittlich 
wählen ? oder ließe sich die These verteidigen, daß der deutsche 
Arbeiter im Frieden den französischen und russischen Arbeiter, 
im Kriege den deutschen Arbeitgeber und Kapitalisten zum 
Blutsbruder hat? 


ee), Eduard David, Die Sozialdemokratie im Weltkrieg a. a. O. bes. 
S. ıgff. und S. 163; derselbe, Kautsky und mein Kartenhaus, Neue Zeit 
2. Juli 1915; Wolfgang Heine an vielen Orten. Vgl. z.B. Die Sozial- 
demokratie im neuen Deutschland, Süddeutsche Monatshefte März 1915; Die 
politische Zukunft Deutschlands und die Sozialdemokratie (Rede vom 22. Februar 
1915), Stuttgart 1915. | 
1) Wclfgang Heine, Die deutsche Sozialdemokratie im deutschen 

Volk, Soz. Monatsh. 8. Juli 1915. 
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VII. 


Die Beantwortung dieser Frage, die, von allen taktischen 
und allen praktischen Gegensätzen losgelöst, den innersten 
Kern des Konflikts im marxistischen Heerlager ausmacht, 
hängt — das zeigte sich uns mit zunehmender Deutlich- 
keit! — einzig davon ab, wie man sich zum Problem des 
modernen Staates stellt, ob man an die Möglichkeit 
glaubt, den Klassenstaat allmählich zu einem die Klassen enger 
verbindenden oder gar sie überwindenden Staat emporzubauen, 
oder ob man an einer bald mehr bald minder verhüllten Kata- 
strophentheorie festhält und über die kurzsichtige Illusion von 
der »Schützengrabengemeinschaft« die Achsel zuckt. Die konser- 
vativen und konservativ-revolutionären Marxisten setzen, die 
ersteren versteckter, die zweiten offenherziger Hoffnungen auf 
die Revolution, die sie bereits aus dem Flammenmeer des Welt- 
krieges emporzüngeln sehen, während die reformistischen Marxi- 
sten den nationalen Staat als den Rahmen anerkennen, innerhalb 
dessen ihre demokratischen und sozialistischen Ziele zu verwirk- 
lichen wären. 

Marx und Engels haben bekanntlich die Demokrati- 
sierung des nationalen Gedankens alsein allgemeines europäisches 
Phänomen nicht mehr kennen gelernt, also ihre Lehre dieser 
Erscheinung nicht anpassen können. Deshalb täte man besser, 
ihren Schatten nicht zu bemühen, wenn man diese Frage für 
die Gegenwart beantworten will. Ueberhaupt hätte es die große 
deutsche Arbeiterpartei nicht nötig, die Verantwortung für ihre 
Entschlüsse in dieser Schicksalsfrage auf eine frühere Generation 
abzuwälzen! — 

Wir gedachten bereits. der zielbewußten Bemühungen der 
Austromarxisten, das ihnen, als überzeugten Internationalisten, 
unbequeme Erstarken des nationalen Gedankens unter dem Ge- 
sichtspunkt des historischen Materialismus zu durchleuchten und 
den Nachweis zu erbringen, daß auch der Nationalismus als 
geschichtliche Kraft in letzter Instanz wirtschaftlich bedingt sei. 
Will man die Lehre des heutigen Marxismus von 
Nation und Staat untersuchen, so empfiehlt es sich, 
von ihrer durchdachten und systematisch abgerundeten Theorie 
auszugehen. 
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Otto Bauer®) sieht in der Nation das nie vollendete 
Produkt eines stetig vor sich gehenden Prozesses, dessen letzte 
Triebkraft die Veränderungen menschlicher Arbeitsverhältnisse 
sind. Daraus ergibt sich für ihn, daß der Nationalcharakter, 
dessen bestimmende und schöpferische Kraft in der Geschichte 
er anerkennt, ebenso wie die Rasse keine konstante sondern eine 
veränderliche Größe ist. Er definiert die Nation als die 
Gesamtheit der durch Schicksalsgemeinschaft zu einer Charakter- 
gemeinschaft verknüpften Menschen. Ihr Wirken offenbart sich 
in der natürlichen Vererbung der nicht durch Rasse sondern durch 
das gemeinsame Schicksal angezüchteten Eigenschaften und in 
der Ueberlieferung der Kulturgüter. 

Nun waren aber für Bauer die Träger dieser Kultur bis 
in die Gegenwart immer nur Minderheiten; sie bilden die Nation, 
während die großen Massen heute wie in der Stauferzeit bloß 
Hintersassen der Nation sind. Die volle Eingliederung der Ar- 
beiter in die nationale Kulturgemeinschaft sei solange unmöglich, 
wie die Ausbeutung bestehen bleibt, die der Hauptwesenszug 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung ist. Erst der Sozialis- 
inus werde imstande sein, eine wirkliche, das ganze Volk um- 
spannende Kulturgemeinschaft ins Leben zu rufen. 

Die nationale Eigenart ist nach Otto Bauer ein Erzeugnis 
des Schicksals der Nation. Auch ein Marxist kann die Nation 
als Trägerin dieses vielfältigen Schicksals lieben, aber niemals 
kann er dieses Schicksal für etwas anderes anerkennen als 
für das Walten der blinden Notwendigkeit des Daseinskampfes. 
Mögen die im Besitz der staatlichen und gesellschaftlichen Macht 
befindlichen Klassen das historisch Ueberkommene als ein 
an sich Wertvolles verehren und verteidigen, aufstrebende 
Klassen fühlen sich frei von der lähmenden Macht des Ueber- 
lieferten. Wie im ı8. Jahrhundert das Bürgertum so huldige 
heute das durch die zerrüttende Wirkung des Kapitalismus vom 
Genuß der nationalen Kulturgüter ausgeschlossene und im Kampf 
gegen alle geschichtlich überlieferten Mächte emporkommende 
Proletariat einem konsequenten Rationalismus. Dieser 
gestatte der Arbeiterklasse keinen anderen Maßstab, 
als den Zweck, tür den sie kämpft und als die Mittel, die sıe tür 
diesen Zweck wählen muß. Marx habe nicht daran gedacht, das 


8) Otto Bauer, Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie, 
Wien 1907. 
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Ueberlieferte zu rechtfertigen, als er das Bestehende und das Wer- 
dende in ihrer geschichtlichen Bedingtheit zu begreifen lehrte. 
Er habe immer jene Realpolitik verspottet, die für Realität 
nur hielt, was ihr zunächst vor der Nase lag. Einst, in ihrer glanz- 
vollen Jugend, ersann die Bourgeoisie den Vernunftstaat, heute, 
alt geworden, schätze sie das historische Recht der Monarchie 
und, weil sie ihre eigene Herrschaft nur noch historischer Ueber- 
lieferung danke, mit allem historisch Ueberlieferten das Histo- 
rische in uns selbst: die Nationalität. 

Die Entwicklung des gesamten Volkes 
zur Nations, in dieses Schlagwort kann man, von der in- 
neren Politik her gesehen, das Idealbild zusammenpressen, das 
sich der konservative wie der reformistische Marxismus von 
der Zukunft der Nation macht. Aber man muß sich dann klar 
bleiben, daß beide ganz Verschiedenes darunter verstehen! Es 
ist ein gewaltiger Unterschied, ob man mit Otto Bauer 
ängstlich betont, daß die Arbeiterklasse eine demokratische 
Nationalpolitik beileibe nicht um der Nation willen, sondern nur 
um ihrer selbst willen betreibe, ob man mit der Liebknecht- 
gruppe noch heute die »sogenannte nationale Kulture als 
eine nur einer dünnen Oberschicht reservierte »bürgerliche 
Klassenkultur« betrachtet 8) oder ob man die Nation mit J o- 
sef Bloch als »die höchste moralische Einheit, welche die 
Menschheit bis jetzt hervorgebracht« habe und mit Vally Zep- 
ler als die »alles umspannende lebendige Form des Volksorganis- 
muse begreift 9%). Es ist ein Unterschied, ob man für die Zeit- 
dauer der bestehenden kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
jede Kulturgemeinschaft der Arbeiterklasse mit den anderen 
Klassen der Nation leugnet, cder ob man die Gemeinsamkeit 
der geistigen Kultur anerkennt und um der nationalen Einheit 
willen ihre Ausbreitung und Vertiefung wünscht 9). Es ist ein 
Unterschied, ob man das nationale Gefühl freudig bejaht und 
mit Ziel und Aufgabe der Sozialdemokratie vereinbar findet, 
oder ob man ihm jeden positiven Wert aberkennt und in ihm nur 


t) Die Mehrheit sagt — die Minderheit sagt (Flugblatt aus dem Winter 
1914/15) 

, Josef Bloch, Der Krieg und die Sozialdemokratie, Soz. Monatsh. 
13. August 1914; Vally Zeppler, Ueber den Internationalismus der 
Sozialdemokratie ebd. 31. März 1915. 

"1, Soz.B. Wolfgang Heine, Kultur und Nation, Chemnitz 1914, 
S. 6 undg. 





152 Gustav Mayer, 


ein schweres Hindernis für den Emanzipationskampf der Ar- 
beiterklasse erblickt °?) ! 

Der konservative Marxismus wähnt, die ihm gefähr- 
lich dünkende Zunahme des Nationalgefühls in der Arbeiter- 
klasse bereits wirkungsvoll zu bekämpfen, wenn er den ökono- 
mischen Ursprung und die soziale Bedingtheit von dessen Erstehen 
und Erstarken aufweist. Aber der Intellektualismus, welcher 
der marxistischen Methode von der Hegelschen Dialektik her tief 
im BJute steckt, mutet sich hier eine Aufgabe zu, die seine Kräfte 
übersteigt. Irrationale Mächte verlieren ihre Wirksamkeit noch 
nicht, weil man auf rationalem Wege eine oder mehrere ihrer 
Quellen aufdecktel 

Wie unbequem dem konservativen Marxismus die zu- 
nehmende Infektion des Proletariats mit nationalem Gefühl ist, 
das zeigen Aeußerungen seiner führenden Geister: »Volk und 
Natione, schreibt z. BB Max Adler®®), »diese sonst 
im Sprachschatz des Sozialismus seit Marx 
wenig üblichen, weil wegen ihrer theoretischen Unbe- 
stimmtheit mit Recht verpönten Worte, spielen neuer- 
dings auch bei uns eine gewaltige Rolle: der Gegensatz der 
Bourgeoisien wird zum Gegensatz der Völker, der Nationen.« 

Daß die alle Klassen irgendwie umfassende Nation im 
kapitalistischen Zeitalter eine Tatsache ist, mit der sie zu 
rechnen hat, sieht auch die national bunt zusammengewürfelte, 
nur mit wenigen Deutschen durchsetzte Gesellschaft des 
konservativ-revolutionären Marxismus, ein. Doch 
sie bestreitet auf das entschiedensie, daß das Proletariat heute 
den mindesten Anteil an der nationalen Kultur habe. Manche 
von ihren Theoretikern meinen, daß heute eigentlich nur der 
Klassenkampf die Nationen zusammenhalte: »Auch der Streit 
bildet eine Art Gemeinsamkeit, nicht der Liebe und Freund- 
schaft, aber doch des gemeinsamen Erlebens«9). In ihrer 
Mehrzahl national entwurzelt streiten diese Ideologen der 
Nation schon deshalb jede ideelle Entwicklungsmöglichkeit 
ab, weil ihre Phantasie jene messianische Zeit erträumt, wo 
wie Kronos seine Kinder die Menschheit die Nationen ver- 
zehren wird. Und ihre scharfe Dialektik spürt einzig nach den 
= ™ So Eckstein, Das Gefühl in der Politik, Kampf 1915, S. 378. 


®)Max Adler, Prinzip oder Romantik! usw. S. 9. 
*) Pannekoek, Kultur und Nation, Lichtstrahlen Dezember 1914. 
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Brücken, die mit unfehlbarer Sicherheit aus der für sie trostlosen 
Gegenwart in jene künftige Welt hinüber führen sollen. Von 
dern »Wachstum der Machtfaktoren des Proletariats« erwarten sie 
die s»Umbildung des ganzen Menschentums« zu einer organischen 
ihre Produktion und ihr Gesellschaftsleben bewußt leitenden 
Menschheit %). — 

Seitdem er im Lager des reformistischen Marxismus 
weilt, macht besonders C un ow °) es sich zur Aufgabe, den 
Nachweis zu erbringen, daß Marx selbst vom Arbeiter niemals 
verlangt hat, er solle nur Klasseninteressen und Klassengefühle 
anerkennen. Denn damit würde Marx geleugnet haben, daß Nation 
und Staat ebenso wie die Klasse historisch gewordene und historisch 
bedingte Gemeinschaftsgebilde seien, innerhalb deren sich das 
Leben des einzelnen abspielt. Nur eine falsche Auslegung des 
Marxismus habe den proletarischen Internationalismus so über- 
spannt, daß Klassengefühl und Nationalgefühl für unvereinbar 
erklärt wurden. Das wäre eine »seltsame theoretische Konstruk- 
tione, die den Arbeiter kurzweg als ein aus seiner nationalen 
Lebensgemeinschaft herausgelöstes Klassenindividuum betrachte, 
das lediglich einem sich aus seiner Klassenstellung ergebenden, 
von allen sonstigen Lebenstatsachen absehenden Klassenräsonne- 
ment folgt. Sie ignorierte, daß die Existenz der in ihre Nation hin- 
eingeborenen Arbeiter mit deren ganzen materiellen und geistigen 
Lebensverhältnissen aufs engste zusammenhängt. »Natürlich paßte 
diese die geschichtlich gegebenen Lebensformen schlankweg über- 
sehende Theoretik nie recht zur Wirklichkeit. Schon vor dem 
Kriege stimmte die Haltung der sozialistischen Parteien und 
Gewerkschaften mit dieser theoretischen Weisheit wenig überein. 
Immer wieder ergaben sich in der ausländischen Partei- und Ge- 
werkschaftsbewegung nationale Gegensätze und Konflikte... Doch 
erst der Ausbruch des jetzigen Krieges zeigte, wie wenig die Be- 
hauptung, der Arbeiter wurzele mit seinem ganzen Denken und 
Fühlen allein im proletarischen Internationalismus, den Tatsachen 
entspricht.e Cunow zieht eine scharfe Grenzlinie zwischen 
dem proletarischen Internationalismus und dem sgänzlich un- 








", Derselbe, Der Imperialismus und die Aufgaben des Proletariats, 
Vorbote usw. Januar 1916. 

*) Heinrich Cunow, Klassenbewußtsein und Nationalbewußtsein, 
Volk»blatt für Harburg usw. 24. Januar 1916. Vgl. hierzu auch den erst nach 
der Drucklegung erschienenen beachtenswerten Aufsatz von E. Pernerstor- 
fer, Nationalismus und Internationalismus, Kampf März 1916. 
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marxistischen ethischen Kosmopolitismuse. Dem Marxismus, 
sagt er, sei der Internationalismus nicht ein sich aus ethischen 
Gründen ergebendes Ideal oder Ziel sondern lediglich eine gesell- 
schaftliche Entwicklungserscheinung. Nationalismus und Inter- 
nationalismus seien für ihn in ihrer Ausdehnung und Wirkung 
an den jeweiligen Entwicklungsstand gebunden. Deshalb könne 
es immer nur soviel Internationalismus in der Welt geben, wie die 
wirtschaftliche Entwicklung bedinge und zulasse. Die Forde- 
rung, der heutige Arbeiter dürfe nur international denken 
und fühlen, wäre Marx von seinem historischen Standpunkt 
ebenso lächerlich vorgekommen, wie die an einen mittelalterlichen 
Stadtbürger gerichtete Forderung, er dürfe nur deutsch-national 
denken. Noch lächerlicher aber würde es Marx erscheinen, daß 
man dem deutschen Arbeiter zumutet, er solle aus Gründen so- 
genannter proletarischer Internationalität das deutsche Wirt- 
schaftsleben, die Grundlage seiner eigenen Existenz, nicht gegen 
englische und russische Angriffe verteidigen! — 


VIII. 


Wir wissen nun freilich, daß die konsequenten Verfechter 
des Kampfes der Klassen als des einzigen Kampfes, an dem 
das Proletariat wahrhaft interessiert sei, es nicht wahr haben 
wollen, daß das aus dem Boden des Vormärz erwachsene Dogma 
vom Klassenstaat durch die seitherige Entwicklung Sinn und 
Bedeutung geändert habe. Sie folgern aus den Buchstaben des 
Kommunistischen Manifestes, daß auch heute noch kein Band 
echter Gemeinschaft die verschiedenen Klassen des gleichen 
Volkes umschlinge. Unumwunden erklärt die revolutionär- 
internationale Gruppe, die sich um Karl Liebknecht, 
Klara Zetkin und Rosa Luxemburg schart: sIn- 
ternationaler proletarischer Klassenkampf gegen internationale 
imperialistische Völkerzerfleischung heißt das sozialistische 
Gebot der Stunde. Der Hauptfeind eines jeden 
Volkes stehtin seinem eigenen Land«”). »Trü- 

9) Flugblatt aus dem Mai 1915: »Der Hau ptfeindstehtimeige- 
nen Land.« Ueber das Zentralorgan der extremen Internationalisten, dic 
Berner Tagwacht, die für diese Arbeit leider nicht herangezogen werden 
konnte, urteilt ein Mitglied der nationalen Mehrheit: »Ihr ist der Begriff des 
Vaterlandes nichts anders als eine Leimrute, ausgesteckt von Halunken, bestimmt 


zum Fange von Gimpelns (Haenisch, Der deutsche Arbeiter und sein 
Vaterlanı, Berlin 1915). 
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gerische Flitter, nennt Karl Liebknecht im Dezem- 
ber 1914 in seinem Brief an den Labour Leader »die Vater- 
landsverteidigungs- und WVölkerbefreiungsphrasen, mit denen 
der Imperialismus seine Mordwerkzeuge schmückt«®). »Für 
den klassenbewußten Arbeitere, behauptet das Flugblatt »Der 
Annexionswahnsinns vom August IgI5 »erwächst aus der 
Zugehörigkeit zur Schicht des Proletariats das stärkste 
Gemeinschaftsgefühl, hinter dem alle anderen Ge-. 
sichtspunkte sozialer Gruppenbildung weit zurücktreten. Nicht 
der spezielle Berufszweig, nicht die Gebürtigkeit, nicht Rasse 
und Staat oder Konfession und Sprachgemeinschaft können dem 
wirklich vom Sozialismus erfaßten Arbeiter Bindungen auferlegen, 
die das proletarische Klassenbewußtsein verdunkeln.«e Jeder 
Sozialist müsse sich vielmehr mit aller Entschiedenheit dagegen 
wehren, daß durch irgendwelche Ereignisse das Gemeinschafts- 
bewußtsein der proletarischen Klasse zerrissen werde und andere 
Sozialgefühle die Oberhand gewinnen! Nur die eine Wahl gibt es 
für den Verfasser des Flugblatts »Die Mehrheit sagt — die Minder- 
heit sagt«, sob mit dem Kapital und der Regierung gegen das 
Proletariat der anderen Länder und des eigenen Landes, oder 
ob mit dem Proletariat aller anderen Länder gegen die Regierun- 
gen und das Kapital!«e Die Mehrheit der sozialdemokratischen 
Partei habe das erstere gewählt, die Minderheit wolle das zweite. 

In der Form wesentlich gemäßigter, in der Sache aber mit 
kaum geringerer Entschiedenheit bekennen sich Kautsky und 
die jüngeren Austromarxisten mitten im Weltkrieg als Internatio- 
nalisten, die es ablehnen, sich auf Tod und Leben mit der eigenen 
Nation solidarisch zu erklären. Wer sich von dem Satze leiten 
lasse: rigth or wrong, my country, der stelle sich, meint Ka uts- 
ky, außerhalb der Internationale. Eine sozialdemokratische 
Partei müsse erst alle für das internationale Proletariat möglichen 
Konsequenzen abwägen, bevor sie sich im Kriegsfall für oder gegen 
die Unterstützung der eigenen Regierung entschließe °°). G u- 
stav Eckstein erkennt iin dem »Gesamtinteresse der prole- 
tarischen Bewegung« die ausschließliche Richtlinie für das poli- 
tische Handeln der Sozialdemokraten selbst für den Fall, daß der 


®) Aus der als Manuskript gedruckten Broschüre »Klassenkampf 
gegenden Krieg!s Material zum »Fall Liebknecht« S. 47. 

"), Kautsky, Die Internationalität und der Krieg in Neue Zeit 27. No- 
vember 1914. 
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unmittelbare Vorteil des Proletariats des eigenen Landes schein- 
bar oder wirklich mit diesem Gesamtinteresse in Widerspruch 
stehe 100%), Ebenso ist Friedrich Adler sdie Schicksals- 
gemeinschaft der Arbeiterklasse aller Nationen wichtiger als 
die Schicksalsgemeinschaft der Klassen einer Nation« 1°), und 
Josef Straßer!®%) verurteilt jeden, der die Nation für eine wich- 
tigere Gemeinschaft hält als die Klasse und so bestimmt oder un- 
bestimmt, bewußt oder unbewußt das Prinzip des Klassenkampfes 
preisgibt. Für sie alle setzt Max Adler den Punkt auf das I, 
wenn er behauptet, daß es noch heute, geneu wie in den Tagen 
Heines und Carlyles, nur zwei eigentliche Nationen gäbe, die 
der Besitzenden und die der Besitzlosen, die der Herrschenden und 
die der Beherrschten. Selbst im Kriege verbände sie kein gemein- 
sames Ideal und keine andere Solidarität als jene, welche die 
auf einem Schiff im Weltmeer zufällig gesellten Menschen beim 
drohenden Schiffbruch vereinige 108) | 

Für Menschen, die ın solchem Grade international proletarisch 
denken und empfinden, mußte beim Ausbruch des Krieges der 
Zusammensturz der zweiten sozialistischen Internationale ein 
Erlebnis von erschütternder Tragik bedeuten. Daß sie es wirklich 
als ein solches empfanden, dafür liegen zahlreiche Aeußerungen 
von ihnen vor. Dennoch bewahrte die Selbstsicherheit, die der 
dogmatische Glaube verleiht, diese konservativ marxistische 
Schule bei jenem Anlaß wie bei jedem anderen vor der Ver- 
suchung, dem »Umlernen« anheimzufallen. Sie fürchteten ja, die 
weltgeschichtliche Bewegung, als deren Hohepriester sie sich 
fühlen — Hilferding!%) spricht in solchem Zusammenhang 
von der »weltgeschichtlichen Sendung« der Arbeiterklasse! — 
zu einem »politischen Gewerbe« 1%) zu degradieren! Nun möchte 
Kautsky das Fiasko der Internationale für sich und andere 
damit bemänteln, daß sie ein bloßes Friedensinstrument war 


100) Eckstein, Die Parteitaktik während des Weltkrieges, ebd. 8. Januar 
1915. 

101) Friedrich Adler, Die Internationale der Tat in Kampf April 
1915, S. 146. 

10) Straßer, Zum ewigen Burgfrieden in Kampf Oktober 1915, S. 144. 

103) MaxAdler, Prinzip oder Romantik! Nürnberg 1915, S. 8 und 11. 

1%) Hilferding, Arbeitsgemeinschaft der Klassen ? in Kampf Oktober 
I9I5. 

165) Friedrich Adler, Weltgeschichtliche Bewegung oder politisches 
` Gewerbe? in Neue Zeit 19. November 1915. 
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und kein wirksames Werkzeug für den Krieg sein konnte 19%), 
Aber die konservativ-revolutionären Marxisten verlachen ihn 
ob solcher Bescheidenheit: eine sozialistische Internationale 
zur Erringung des Sozialismus könne doch nicht eine Ferien- 
arbeit zwischen zwei Kriegen sein, höhnt R a d e k 1%) und Rosa 
Luxemburg übertrumpft diesen noch, wenn sie spottet, 
Kautsky habe dem Schlußsatz des Kommunistischen Mani- 
festes sin freiwillig übernommenem Eunuchentum« die neue 
Wendung gegeben: »Proletarier aller Länder vereinigt Euch im 
Frieden und schneidet Euch die Gurgeln ab im Kriege« 1%)! M a x 
Adler macht es sich leicht, wenn er die Beweiskraft der 
Tatsache, daß heute überall Proletarier gegen Proletarier kämp- 
fen, mit dem Einwand herabmindern will, daß es für die Zukunft 
viel wichtiger wäre, was die Proletarier heute dächten, als was 
sie täten. Aber größere Konsequenz, die sie freilich in ent- 
gegengesetzter Richtung führte, bewiesen doch Liebknecht 
und Gustave Hervé, vor dem Kriege die Führer des so- 
zialistischen Antimilitarismus diesseits und jenseits der Vogesen: 
der eine, wenn er »Diskontinuität der politischen Haltunge !%) 
allen vorwirft, die für Krieg und Frieden eine verschiedene Buch- 
führung zulassen, der andere, wenn er ein Paulus zum Saulus 
wird und offen ausspricht, daß ihm der ärgste französische 
Reaktionär heute näher stünde als »die Sozialdemokratie des 
deutschen Kaisers« 110). Mit unbeirrbarer Logik stellt Rosa 
Luxemburg ihre Alternative: »Entweder ist der Klassen- 
kampf auch im Kriege das übermächtige Daseinsgesetz des 
Proletariats, und die Proklamierung der Klassenharmonie an 
dessen Stelle im Kriege durch die Parteiinstanzen ein Frevel 
wider die proletarischen Lebensinteressen. Oder der Klassen- 
kampf ist auch im Frieden ein Frevel gegen die »nationalen In- 
teressen« und die »Sicherheit des Vaterlandes!« 


106 Kautsky, Die Internationalität und der Krieg in Neue Zeit 27. No- 

vember 1914. | 
. 10) Radek, Die Entwickelung der Internationale II in Lichtstrahlen 

5. September 1915; Rosa Luxemburg, Der Wiederaufbau der Inter- 
nationale in »Die Internationale« (einziges Heft) S. 4 f. 

103) Max Adler, Prinzip oder Romantik ? S. 57. 

10%) Klassenkampf gegen den Krieg usw. S. 86. 

110) Zitiert bei Eduard Bernstein, Der Wert der Internationale 
in Neue Zeit 1. Oktober 1915, S. 1. 
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Für die konsequenten Internationalisten konnte die Nation 
nur eine historische Kategorie bedeuten, deren 
Erstarkung und deren Vergänglichkeit sie auf Grund ökonomi- 
scher Betrachtungen zu erklären suchten, die aber für den Kampf 
des klassenbewußten Proletariats, der nach ihnen schlechthin 
alle Kulturwerte entwickelt, höchstens ein Adiaphoron dar- 
stellt, solange die Nation an den Staat gebunden sei. Während für 
das achtzehnte Jahrhundert die Nationen Heimstätten der 
Menschlichkeit waren, suche das moderne Nationalbewußtsein 
seine Größe lediglich in der Geltung nach außen. Deshalb müsse 
selbst Rüdorffer zugeben, daß dieses Ideal, weil es die 
Völker gegeneinander und nicht nebeneinander stelle, mehr eine 
extensive als eine intensive Größe wäre 111). Nun lehnen, wie 
wir schon bemerkten, die konservativen Marxisten nationales 
Empfinden nicht grundsätzlich ab 42), Weil sie es aber dem inter- 
national-proletarischen grundsätzlich unterordnen, gelangen sie 
rettungslos in die Sackgasse, wo der nationale Gegensatz sich 
dem sozialen überlegen erweist. Als die braven deutschen Idea- 
listen, die gerade auch sie sind, begreifen sie den Nationalismus 
Fichtes!H® und versenken sich liebevoll in die Aufgabe, 
die der Nation als »Grundpfeiler des Weltenbaus: !!4) zufallen 
werde, wenn einst die ihnen geweissagte Zeit sich erfüllet 
haben wird; aber kein Verhältnis gewinnen sie zu dem gepan- 
zerten Begriff der Nation unserer Tage, dessen Verbindung mit 
den absoluten Werten ihnen zerrissen erscheint. Die Rolle des 
nationalen Begriffs in der Gegenwart war unlängst noch für 
Renner gleichbedeutend mit völkerrechtlichem Anarchis- 
mus 114®), 

11) Max Adler, Prinzip oder Romantik ? S. 27. 

112) Vgl. z.B. Kautsky, Wirkungen des Krieges in Neue Zeit 25. Sep- 
tember 1914. S. 98r f. 

13) Vgl. Max Adler, J. G. Fichte über den wahrhaften Krieg, Kampf 
Juni 1915. | 

u) KarlRenner, Die Nation als Rechtsidee, Wien 1914. 

1148) In seiner neuen Phase unterscheidet Renner zwischen dem »Staat als 
Herrschaftseinrichtung« und dem »Staat als organische Volksgesamtheit«.. Und 
er fügt hinzu: »Die bloße Tatsache, daß je entwickelter ein Proletariat war, desto 
näher seine Vertreter zur Staatsregierung getreten sind, gibt sehr zu denken. 
Also wäre der Grad der Staatsnähe und nicht der Grad der Staatsferne ein Merk- 


mal der Klassenreifele Vollends die ihm neu aufgegangene Erkenntnis von 
der Tragweite der heute vollzogenen »Durchstaatlichung der Oekonomies« führt 
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Das enge Bündnis, das in unseren Tagen die Nation mit dem 
bestehenden Staate eingeht, ist der Druidenzahn, der allen diesen 
vom international-proletarischen Ideal besessenen und dazu oft 
von unmarxistischer Sentimentalität angekränkelten Ideologen 
den Eintritt in die weiten Hallen der Nation verleidet. An Stelle 
der Nation beansprucht der Staat, die weltgeschichtliche Per- 
sönlic hkeit zu sein, der Staat von heute, der sich nicht als Rechts- 
gebilde, sondern als überrechtliche Macht gibt und eine Mensch- 
heit über sich nicht anerkennt 15). Karl Renner, der so 
klagte, sonnte sich in dem verführerischen Glauben, daß wie im 
Mittelalter so auch in der Zukunft eine Universale alle Nationen 
überwölben und aus der »Entartung der Raubtierphilosophie« 
erlösen werde. Auch solcher Idealismus gehört in unsere waffen- 
klirrende Zeit, und Deutschlands Kultur wäre ärmer, wenn sie 
ihn gänzlich missen würde! Freilich in hohem Grade unzeit- 
gemäß jist er, wenn er in Eduard Bernstein heute 
bestreitet, daß der Krieg der »Greßrichter über das Lebensrecht 
von Staatsgebilden ist« 116), 

Nun darf man Bernstein zwar als einen überzeugten 
Pazifisten und Internationalisten aber nicht als einen konser- 
vativen Marxisten betrachten, wenn er auch augenblicklich 
mit diesem Kreise Hand in Hand geht. In seinem Verhältnis 
zum Kriege wird er selbst dort von einer allgemeinen demokra- 
tischen Ideologie stärker als von Marx und Engels beherrscht, 
wo er seine Unterscheidung zwischen der guten »Völkerpolitik«, 
die aber noch nirgends Wirklichkeit gewann, und der schlechten 
»Staatenpolitike, die noch überall das Herrschaftsorgan der 
kapitalistischen Bourgeoisie sei, marxistisch begründet 117). 

Ganz anders stellt sich der reformistische Marxis- 
mus zu der Formel vom Klassenstaat und zu dem Streit um 
den Vorrang zwischen dem nationalen und dem internationalen 
ıhn von hier auf Wege, die für eine fruchtbare Fortentwicklung des Marxismus 
bedeutungsvoll werden können! Vgl. Renner, Zur Krise des Sozialismus, 
Kampf März 1916 und derselbe, Probleme des Marxismus, ebd. April 1910. 

uii Renner, a.a.0. Vgl. auch Renner, Der Krieg und die Wand- 
lungen des nationalen Gedankens, Kampf Januar 1915. Für Renners neuc- 
st Entwicklung vgl. Anm. 40a. ; 

us Eduard Bernstein, Brauchen wir eine andere Internationale ?, ? 
Neue Zeit 26. November 1915. 

u) Eduard Bernstein, Völkerpolitik und Staatenpolitik, Vorwärts. 


21. Februar 1916. Vgl. auch derselbe, Patriotismus und Klassenkampf 
ebi. 19. März 1916. ; 
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Ideal. Er bejaht heute frischweg den Sinn des nationalen Ideals, 
er bekennt sich zum naticnalen Staat. Aber in der Begründung 
dieses Standpunktes weichen seine Wortführer je nach dem Wege, 
dessen sie daher kamen, noch voneinander ab, und besonders 
läßt sich eine große Verschiedenheit im Hinblick auf den Eifer 
feststellen, mit dem sie beflissen sind, den heurigen Wein in die 
alten Schläuche zu füllen! 

Am größten ist dieser Eifer bei jenen reformistischen Mar- 
xisten, die bis zum Kriege im konservativen «der gar konservativ- 
revolutionären Lager gestanden hatten. Konrad Haenisch 
legt noch heute, da er einer der hingebendsten Verkünder der 
nationalen Aufgaben der deutschen Sozialdemokratie geworden 
ist, starkes Gewicht darauf, als konsequenter Marxist zu gelten. 
Während die früheren Gefährten ihn als »Sozialimperialisten« 
in Acht und Bann tun, dreht er den Spieß um und bezichtigt die 
Orthodoxen des Rückfalls in den Utopismus der vormarxisti- 
schen Ideologie. Heute stellt 18) er den internationalen Gedanken 
auch in der Theorie nicht mehr über den nationalen. Bei ihm, 
Adolf Köster, Cunow, Winnig usw. entbehrt der 
Internationalismus der Arbeiterbewegung jetzt des Gefühls- 
werts, den er für de Adler, Bernstein, Kautsky, 
Hilferding besitzt, ihnen ist er »nicht Selbstzweck son- 
dern nur Mittel zum Zweck« 119), er beruht für sie sim letzten 
Grunde auf durchaus nüchternen Erkenntnissen wirtschaft- 
licher und politischer Zusammenhänge« 120). Zum Vaterland 
aber bekennt sich Haenisch jetzt mit echter Gefühlswärme. 
Sein marxistisches Gewissen beruhigt er mit historischen Er- 
wägungen!?l): Als die deutschen Arbeiter in den vierziger Jah- 
ren zuerst auf die politische Bühne traten, da standen sie 
in der Tat außerhalb des Vaterland, und Marx hatte 
durchaus recht, im Kommunistischen Manifest die lapidaren 
Worte niederzuschreiben: »Die Arbeiter haben kein Vaterland.« 

us) Aehnlich August Winnig, Der Krieg und die Arbeiter-Inter- 
nationale in Die Arbeiterschaft im neuen Deutschland, Leipzig 1915, S. 36. 

19) Adolf Köster, Toter und lebender Internationalismus in Schwä- 
bische Tagwacht 19. Januar 1915; H. Cunow, Die neue Internationale in 
Hamb. Echo 2. November 1915. 

120) Haenisch, Der deutsche Arbeiter und sein Vaterland. Berlin- 
Karlshorst 1915, S. ıgf. Vgl. jetzt auch seine neueste Schrift: Die deutsche 
Sozialdemokratie in und nach dem Weltkıiege, Berlin 1916. 


121) Haenisch, Interessenplitik und Weltanschauungspolitik im 
Hamb. Echo vom 18. September 1915. 
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Damals waren sie vom wirtschaftlichen Gedeihen Deutsch- 
lands ebenso ausgeschlossen, wie von seinem politischen Leben 
und von seiner kulturellen Entwicklung. Uebermäßig lange 
Arbeitszeit, Trucksystem, keinerlei wie immer geartetes Schul- 
gesetz, keinerlei Möglichkeit zu wirtschaftlicher und poli- 
tischer Selbsthilfe, kein Koalitionsrecht, keine Preßfreiheit, 
kein Wahlrecht, elendste  Schulverhältnisse: das war die Lage 
der deutschen Arbeiter vor siebzig Jahren, als Marx und 
Engels »den Kampf gegen dies Vaterland ihrer Ausbeuter 
und Unterdrücker«e aufnahmen !22). Sieht es so heute noch 
aus? Wohl bleibe trotz alles schon Errungenen noch Unend 
liches zu tun, wohl könne noch nicht entfernt von einer vollen 
Einbürgerung der deutschen Arbeiter in ihr Vaterland die Rede 
sein, wohl bleibe es eine Wahrheit, daß die Entwicklung zum 
wahren Vollmenschentum den breiten Massen des 
Volks erst in der sozialistischen Gesellschaft der Zukunft ver- 
gönnt sein werde! »Und dennoch: mehr als ihre »Ketten« haben 
gerade die fortgeschrittensten Schichten der Arbeiter heute schon 
zu verlieren, und ein unendlich weiter Weg trennt die Parias 
der vierziger Jahre von jenen Berliner Arbeitern, die zu Weihnach- 
ten I9I4 den — mit Hilfe städtischer Hypotheken errichteten — 
stolzen Volksbühnenplatz am Bülowplatz einweihten. Auf diesem 
langen Weg ist der deutsche Arbeiter nicht derselbe geblieben 
und das Verhältnis zwischen Arbeiter und Vaterland hat sich 
von Grund aus gewandelt, das äußere Verhältnis und — wichtiger 
noch — das psychclogische 122). Heute ketten ihn nicht bloß 
nüchterne verstandesmäßige Erwägungen an sein Vaterland: 
Mögen die materiellen Interessen immerhin das in letzter Linie 
Entscheidende sein: aus ihnen erwachsen ist doch die Blüte einer 
alle Klassen umspannenden deutschen Getühls- und Gedanken- 
gemeinschaft !« 124). Darum hält Haenisch es für veraltet, 
noch heute wie damals unentwegt den Klassenkampf zwischen 
Bou:geoisie und Proletariat als das einzige treibende Moment 
in der geschichtlichen Entwicklung anzusprechen. Wer damit 
fortfahre, leite in völlig unmarxistischer Weise die Grundsätze 
des Handelns von ein für allemal und für alle Länder gültigen 
abstrakten Prinzipien ab, und übersehe, daß die politische Praxıs 


122) Derselbe, Der deutsche Arbeiter und sein Vaterland S. 20. 
13) Ebd. S. 22. 
134) Ebd. S. 24. 

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft. IV.) II 
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ganz und gar durch die jeweiligen Zeitumstände und die be- 
sonderen Verhältnisse der einzelnen Länder bedingt wird 128), 
Aehnlich wie Haenisch bemühen sich auch Cunow 
und Lensch um den Nachweis, daß sie und nicht ihre früheren 
Glaubensgenossen jetzt den wahren Geist des Marxismus ver- 
treten. An Kautskys weltpolitischer Auffassung kritisiert 
Lensch!#) in Uebereinstimmung mit dem konservativ- 
revolutionären Marxismus die »unsozialistische und kleinbürger- 
liche Phraseologies, und Cunow entdeckt gar als die Wurzeln 
des Parteistreits, der sich zwischen dem eigentlichen Arbeiter- 
sozialismus und den Intellektuellen der Partei abspiele, Klassen- 
nuancierungen innerhalb der Sozialdemokratie !?”). 

Noch rücksichtsloser als diese ehemaligen Orthodoxen gehen 
die alten Revisionisten mit dem starren Klassenstaatsdogma 
des konservativen Marxismus ins Gericht, allen voran als uner- 
müdlicher Rufer im Streit Wolfgang Heine. Er läßt 
es sich nicht verdrießen, die Massen fortgesetzt in der Ueber- 
zeugung zu stärken, daß ihr materielles wie ihr kulturelles Inter- 
esse den Lebenskampf des Deutschen Reichs auch zum Lebens- 
kampf der deutschen Arbeiterklasse mache. Zugleich fühlt er 
aber auch das Bedürfnis, den nationalstaatlichen Gedanken ans 
Absolute anzuknüpfen und gerade unter den heutigen Zeitver- 
hältnissen auszusprechen, daß der Lebensweg jeder großen 
Nation auf eine besondere geschichtlich gegebene Art den höchsten 
Menschheitsidealen zustrebt 12%). Den konservativen Marxisten, 
diesen »Schreibtischmenschen, die von jedem Wirklichkeitssinn ver- 
lassen sind«, möchte er die Augen öffnen, wo er ihnen das eigene 
Bild im Spiegel der Geschichte zeigt. Während die politischen 
Forderungen nach Marx nur der Ausdruck ökonomischer Bewe- 
gungen sein sollen, wäre in Deutschland die politische Arbeiter- 
partei, die Sozialdemokratie, früher dagewesen als die wirtschaft- 
liche, die Gewerkschaften, seien hier die sozialistischen Forde- 
rungen nicht der Praxis der Arbeiterbewegung sondern der Ge- 


125) Haenisch, Die deutsche Sozialdemokratie im Kriege, Volksfreund 
(Karlsruhe) 28. Mai 1915. 

126) Lensch, Sozialismus und Annexionen in der Vergangenheit, Glocke 
1915/10, S. 498 ff. 

1285) Cunow, Zum Parteistreit, Hamb. Echo ı. Juni 1915. 

228) Von Wolfgang Heine vgl. besonders: Kultur und Nation, 
- Chemnitz 1914; Die alte und die neue Internationale in Soz. Monatsh. 21. Oktober 
1915; Die deutsche Sozialdemokratiein der Internationale, Soz. Monatsh. 21. Ja- 
nuar 1915; Die Einheit der Nation, ebd. 18. Februar 1915. 
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dankenwelt Intellektueller entsprungen 12). In diesem Argu- 
ment steckt ein Stück Wahrheit; dennoch werden die Gegner es 
durch den Hinweis abschwächen können, daß Marx, Engels 
und Lassalle mit der englischen und französischen Entwick- 
lung vor Augen den Weg der deutschen in ihren großen Zügen 
vcraussehen konnten! 

Unentwegt bekämpft auch heute Max Schippel 
den sgeistigen Trägheitswiderstand des festgewurzelten Ueber- 
lieferungsglaubens« der seinsichtbegnadeten Edelmarxisten«, die 
sich mit den verwickelten Vorgängen der Tatsachenwelt niemals 
gem abgegeben hätten 13%). Und der Herausgeber der Sozialisti- 
schen Monatshefte Josef Bloch konstatiert jetzt mit dürren 
Worten, daß die Sozialdemokratie seit dem 4. August die »Solida- 
ntät der Klassen als notwendige Ergänzung des Klassenkampfes« 
begreife 131), Zum Staatsgedanken als der höheren Einheit 
bekennt sich Hugo Heinemann #%), und Hugo Linde- 
mann weistHilferdings Angriff auf das Buch der Zwanzig 
Die Arbeiterschaft im neuen Deutschland« mit dem lapidaren 
Ausspruch ab, daß die »Denkweise in absoluten Gegensätzen« 
sich überlebt habe und daß eine politische Partei auf eine so 
simplistische Abstraktion wie die vom absoluten Klassengegen- 
satz und Klassenstaat ihre Taktik nicht aufbauen könne. Nach 
Lindemanns Ansicht ist unser Staat im Begriff, immer mehr 
ein »Staat der Nichtherrschaftszwecke«,, Heinrich Peus 
nennt es sein Staat der Gemeinnützigkeit«, zu werden. Peus 
findet, daß auch das Wort Klassenkampf, weil es viel zu allgemein 
aufgefaßt werde, Gegensätzlichkeitsbegriffe und Gegensätz- 
lichkeitsgefühle erzeuge, die mit den Tatsachen durchaus nicht 
in Einklang stehen. Der heutige Staat werde von der Klasse der 
Besitzenden beherrscht und sei deshalb zu bekämpfen, dennoch 
müsse die Sozialdemokratie ihn als das Fundament anerkennen, 
auf dem sie weiterzubauen und umzubauen habe!®). Am weite- 
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"Wolfgang Heine, Die deutschen Gewerkschaften, Soz. Monatsh. 
16. November 1915. 
u) Max Schippel, O dieser Imperialismus!, Soz. Monatsh. 24. Juni 
1915; derselbe, die Sprengungsaufrufe und die Parteipresse, ebd. 8. Juli 1915. 
“ı) Josef Bloch, Wo stehen wir jetzt ?, Soz. Monatsh. 18. August 1915. 
™) Hugo Heinemann, Der Sinn des Burgfriedens, ebd. 24. Juni 
1915; HugoLindemann, Arbeitsgemeinschaft, ebd. 30. November 1915. 
™) Heinrich Peus, Mehr Macht, mehr wirkliche Macht!, Glocke 
t3. Februar 1916; derselbe, Ueber die Schlagworte vom Sa nah 
und vom Klassenstaat, Soz. Monatsh. 17. Februar 1916. 
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sten unter den Sozialisten kommt wohl Vally Zepler einer 
organischen Staatsauffassung entgegen. Die Theorie vom Klassen- 
staat ist für sie erledigt; denn sie sieht im Staat den sGesamt- 
ausdruck des Volksganzen«, sdie Form, in der sich die schatfen- 
den Kräfte des Ganzen im ausgleichenden Kampf aller vorhan- 
denen, sich widerstreitenden oder auch stützenden Klassen- 
interessen auswirken« 1%). 

Weil jede Tradition konservativ wirke, will der ehemalige 
Revolutionär Parvus sich auch von der sozialistischen Ueber- 
lieferung frei halten; so unterzieht er in seiner neuen Halbmonats- 
schrift »Die Glocke« das bekanntlich von Kautsky verfaßte 
Parteiprogramm einer scharfen Kritik: es verkürze kolossal die 
Perspektive, spitze die Gegensätze metaphysisch zu, habe für 
die Entwicklung keinen Raum und kenne bloß das Endziel 135). 
Ganz scharf geht auch jetzt der extreme Badener Revisionist 
Wilhelm Kolb mit der »revolutionären Romantik« der 
»swurzellosen Intellektuellen« ins Gericht, kritisiert ihre »fest- 
geronnenen unwandelbaren Begriffe«, fordert die Bejahung des 
Gegenwartsstaats und bestreitet, daB der Sozialismus nur durch 
Gewalt siegen könne !?®). Für ihn sind die kapitalistische Ge- 
sellschaft, die Klassenherrschaft, der Klassenkampf keine abso- 
luten Kategorien sondern veränderliche Gebilde, deren Wesen 
sich von innen heraus umgestaltet. 

Noch schlechter als bei diesen Pelitikern und Schriftstel- 
lern kommt die orthodoxe Lehre vom Klassenstaat bei den Ge- 
werkschaftlern und Genossenschaftlern fort, 
die als Männer der Praxis vor theoretischen Konstruktionen 
ohnehin nicht in Ehrfurcht ersterben. Für sie sind die »natio- 
nale Solidarität der Klassen« 13°) und die »Gleichberechtigung 
aller Klassen« !?8) bereits Tatsachen. Die Auffassung des »popu- 


134) Vally Zepler, Ueber den Internationalismus der Sozialdemokratie, 
ebd. 31. März 1915. 

185) Die Glocke, 1915, S.2 und Parvus, Die deutsche Sozialdemokratie, 
ebd. S. 32. 

136) Wilhelm Kolb, Die Sozialdemokratie am Scheidewege, Karls- 
ruhe 1915; derselbe, Sekte oder Partei? Neue Zeit 8. Oktober 1915; der- 
selbe, Der Weg der deutschen Sozialdemokratie, Soz. Monatsh. 30. Dezembeı 
1915; derselbe, Die deu:ische Sozialdemokratie vor der Entscheidung, 
ebd. 20. Januar 1916. 

17) August Winnig, Umlernen oder Zulernen ?, in Chemn. Volks- 
stimme 16. Juli 1915. 

122) Heinrich Stühmer, Illusionen und Wirklichkeit, Soz. Monatsh. 
8. Juli 1915. 
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lären Marxismus vom Klassenstaat erklären sie rundweg für 
überwunden und für eine »einseitige Uebertreibung eines an 
sich vorhandenen Moments« 139). Wie der Staat selbst so unter- 
liegt für Otto Thomas die Stellung der Partei zu ihm 
dem Gesetz der Entwicklung. Thomas stellt fest, daß der Be- 
griff vom Klassenkampf, ursprünglich die Bezeichnung einer 
Gesamtentwicklung mit einer Summe einzelner Differenzie- 
rungen eines Prozesses, der von einer historischen Epoche zur 
anderen führt, allmählich ein Fetisch geworden sei. 

Vor einigen Jahren hatte man es noch für eine Chimäre an- 
gesehen, als behauptet wurde, daß die Sozialdemokratie den Weg 
zur Staatstheorie Lassalles zurückfinden werde. Jetzt 
spricht man allgemein wieder von »Neu-Lassalleanismus«. Betätige 
die Arbeiterklasse sich als Teil des Staatsmechanismus, dann sei 
Ihre gegebene Wegweiserin, meint Thomas, die Lehre von 
dem Staat, der die Aufgabe habe, die Entwicklung des Menschen- 
geschlechts zur Freiheit zu vollbringen. Am grundsätzlichsten 
von allen diesen Praktikern ringt wohl doch August Win- 
nig!0) um den Wahrheitsgehalt des Begriffs Klassenstaat: 
Marx habe richtig begriffen, daß Wesen und Methoden der Staats- 
gewalt von den in der Gesellschaft herrschenden Kräften be- 
stimmt werden. In dieser Erkenntnis lag schon die andere ein- 
geschlossen, daß die Staatsgewalt veränderungsfähig sei. Ebenso 
wie die Dynamik der Gesellschaftsklassen erfahre auch die 
Staatsgewalt Verschiebungen und Wandlungen. Deshalb könne 
sie keine starre, der Arbeiterklasse unentwegt feindliche Macht 
sein, man dürfe also den Gegensatz des Proletariats zum Staat 
und seinen Organen nicht zum Prinzip erheben. Das Wort Klas- 
senstaat habe ursprünglich die Abhängigkeit des Staats von dem 
Verhältnis der Gesellschaftsklassen knapp und zutreffend aus- 
gedrückt. Zu einem hypnotisierenden Zauberwort habe es erst die 
orthodoxe Tradition gemacht. Die Staatsgewalt werde auch künf- 
ug, entsprechend den Proportionen der wirtschaftlichen Kräfte, 








n» Otto Thomas, Staat und Arbeiter, in Soz. Monatsh. 21. Oktober 
1915. Aehnlich August Müller, Kriegserfahrungen und Paıteigrundsätze, 
ebd. 4. November 1915; Paul Umpbreit, Nation und Arbeiterschaft, 
ebd. 10. Juni 1915; Theodor Leipart, Die gemeinsamen Interessen 
der Arbeiter und der Industrie, ebd. 15. April 1915. 

use, Winnig, Arbeiterklasse und Staatsgewalt, ebd. 9. September 1915. 
Vgl. auch die Ausführungen desselben Verfassers in »Die Arbeiterschaft im neuen 
Deutschland« S. 37. 
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zu einem großen Teil auf das Interesse der besitzenden Klassen 
eingestellt sein, und die Arbeiterklasse werde darum auch künftig 
manchen Strauß mit ihr auszufechten haben. Aber in diesen 
Kämpfen müsse auf beiden Seiten das Bewußtsein lebendig bleiben, 
daß die Arbeiterschaft nicht außerhalb des Staats steht und daß 
beider Schicksale durch unzerreißbare Bande miteinander ver- 
knüpft ist. Bemerkenswerte Ergänzungen zu dem Thema »Ar- 
beiterklasse und Staatsgewalt« bringt auch ein nicht gezeich- 
neter Artikel des Hamburger Echo vom 20. Oktober 1915, der 
wie Winnig den Staat als das Entwicklungsprodukt der frei 
in ihm wirkenden Kräfte betrachtet und die gegenwärtig in der 
Partei sich vollziehende Entwicklung auf die prägnante Formel 
bringt, daß der Kampf außerhalb des Staates und gegen den Staat 
abgelöst werde durch den Kampf in dem Staat und um den Staat. 


IX. 


Wie erklären sich nun die Marxisten den »Sinn« des heu- 
tigen Krieges und was erwarten sie von der Aera nach 
seinem Ablauf? In der Beantwortung der ersten Frage 
stimmen die verschiedenen Richtungen im Marxismus, das sahen 
wir schon, ziemlich überein, aber sie trennen sich um so schärfer 
bei der Beantwortung der anderen! 

Der Sinn des Krieges sei, daß die wirtschaftliche Entwick- 
lung der Gegenwart, über ihre pclitischen und ökonomischen 
Formen hinausgewachsen, nach einer überstaatlichen Ordnung 
verlange, welche das ökonomische Problem der Welt zu lösen, 
also die Anarchie der Produktivkräfte zu überwinden imstande 
wäre. So etwa urteilen de Austrcemarxisten!#). Aber 
auch ihre heutigen Antipoden Cunow und Haenisch 
erkennen in diesem Krieg eine gewaltige Rebellion der von der 
kapitalistischen Gesellschaft entwickelten Produktivkräfte gegen 
die ihnen zu eng gewordenen Schranken der bisherigen staat- 
lichen und rechtlichen Ordnung 1%). 

Doch wie wird die Welt aussehen nach diesem beispiellosen 
geschichtlichen Erdbeben? Ob Otto Bauer, in seiner russi- 





11) Max Adler, Prinzipoder Romantik! usw. S. 42; Karl Renner, 
Die Probleme des Ostens, April 1915; derselbe, Die Nation als Rechtsidee 
und die Internationale, Wien 1914. 

n2) Heinrich Cunow, Parteizusammenbruch ?, a.a. O. und Chemn. 
Volksstimme 31. Dezember 1915; Konrad Haenisch, Zur Lage der 
Partei, Dortmunder Arb.-Ztg. 30. Dezember 1915. 
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schen Gefangenschaft, noch heute den Satz unterschreibt, daß 
die imperialistische Welterschütterung die sozialistische Welt- 
umwälzung unmittelbar einleiten werde 14%)? Im Kreise seiner 
nächsten Freunde scheint darüber nicht mehr volle Ueberein- 
stimmung zu herrschen. Max Adler meint einfach, daß 
der Krieg ökonomisch alles beim alten lassen werde. Kautsky 
rechnet mit der Möglichkeit eines friedlichen Ultraimperialis- 
mus auf der einen und einer durchgehenden Verschärfung aller 
Klassengegensätze, die zum »Dammbruch« führen könne, auf 
der anderen Seite. Karl Renner schwebt, jenach dem Aus- 
gang, den der Krieg nehmen wird, eine verschiedene Entwick- 
lung vor: »Siegen England und Frankreich, so droht die Monopol- 
stellung der Westmächte die ganze übrige Welt in ihre Kapital- 
plantage zu verwandeln. Siegen die Zentralmächte, so ist das 
Nachrücken aller, die Verbreitung des Kapitalismus und in seinem 
Gefolge der Sozialismus über die ganze Welt, die Föderalisie- 
rung der Weltwirtschaft, zunächst gesichert. « Hans Deutsch 
erwartet nach dem Krieg eine Auseinandersetzung zwischen 
Finanzkapital und Agrarkapital. Er neigt der Hoffnung zu, daß 
nach den Erfahrungen dieser Krisis die am Frieden interessierten 
Kapitalmächte die politische Herrschaft der Welt direkt an sich 
nehmen und nicht mehr dulden werden, daß die Staatsgewalt 
sich von ihnen emanzipiere.e Hilferding glaubt, daß, je 
länger der Krieg dauert, um so sicherer schwerste soziale Kon- 
flikte bevorstehen und die arbeitenden Massen zu jenen großen 
Kämpfen zwingen werden, an deren Ausgang der Sturz der 
Diktatur der Kapitalmagnaten und der Triumph des Sozialis- 
mus winken. Er ist ganz überzeugt, daß die Realität nach dem 
Kriege mit der während des Krieges weniger Achnlichkeit 
haben werde, als die »Realpolitiker« der Partei heute noch glau- 
ben. »Die Ideologien, die der Krieg geschaffen, werden ihn nicht 
überleben; die Gegensätze, die ihn ausgelöst, hat der Krieg nicht 
überwunden, er wird sie im Innern der Staaten wie nach außen 
noch verschärfen.« Mit dieser pessimistischen Auffassung H i l- 
ferdings!) berührt sich nahe die des konservativ -revo- 


14), Otto Bauer, Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie, 
Wien 1907, S. 508. 

1) Max Adler, a. a. O. S. r19; Kautsky, Aeußere und innere 
Poitik, Neue Zeit 8. Oktober 1915; derselbe, Der Imperialismus ebd. 
11. September 1914; derselbe, Mitteleuropa, 28. Januar 1916; Karl Ren- 
ner, Die Probleme des Ostens, Kampf April 1915; Hilferding, Der Kon- 
ilikt in der deutschen Sozialdemokratie, Vorwärts 35. Januar 1916; der- 
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lutionären Marxismus, der den freilich auch von Hilfer- 
ding betonten 145) konterrevolutionären Charakter des Krie- 
ges noch stärker in den Vordergrund rückt. Radek!#%) er- 
hofft die Verschärfung aller Gegensätze nach dem Kriege be- 
sonders von dem Zusammenbruch vieler kleinbürgerlicher Unter- 
nehmer, von der, gewaltigen Konzentrierung des Kapitals, der 
Stärkung der Unternehmerverbände, der Kräftigung der anti- 
demokratischen Elemente. Die besonderen Verhältnisse der 
Kriegszeit erschweren es ihm und seinen Gesinnungsgenossen, 
schon unter den gegenwärtigen Zeitumständen ihr letztes Wort 
zu sagen. Immerhin erfährt man, was sie erwarten, jetzt deut- 
lich genug aus dem Leitsatz 7 der bereits erwähnten neuen 
Auslegung des Erfurter Programms: »Der heutige Weltkrieg 
bedeutet unter diesen Umständen bei jeder Niederlage und bei 
jedem Sieg eine Niederlage des Sozialismus und der Demokratie. 
Er treibt bei jedem Ausgang — ausgenommen die revo- 
lutionäre Intervention des internationalen Prole- 
tariats — zur Stärkung des Militarismus, der internationalen 
Gegensätze, der weltwirtschaftlichen Rivalitäten. Er steigert 
die kapitalistische Ausbeutung und die innerpolitische Reaktion, 
schwächt die öffentliche Kontrolle und drückt die Parlamente 
zu immer gehorsameren Werkzeugen des Militarismus herab. 
Der heutige Weltkrieg entwickelt. so zugleich alle Voraus- 
setzungen neuer Kriege« Zum Ueberfluß lese man noch bei 
Junius nach, welche apokalyptischen Zukunftserwartungen 
dieser gallige Prophet an den Verlauf des Weltdramas knüpft! 

Bei den reformistischen Marxisten halten skep- 
tischere Elemente mit ihrer Prognose vorsichtig zurück, andere 
äußern die Ueberzeugung, daß die aus den Schützengräben heim- 
kehrenden Massen papierene Einschränkungen ihrer Rechte mit 
unwiderstehlicher Gewalt fortfegen würden. Aber die Mehrzahl 
der Reformisten, besonders die Gewerkschaftler unter ihnen, 
leben der frohen Hoffnung, daß nach dem Kriege für Deutsch- 
land im Zeichen eines umfassenden demokratischen Staats- 
sozialismus eine gewaltige Aera der Reformen anbrechen und 


selbe, Arbeitsgemeinschaft der Klassen ?, Kampf Oktober 1915; derselbe, 
Der Konflikt in der deutschen Sozialdemokratie, ebd. Januar 1916; Hans 
Deutsch, Die ökonomischen Mächte und der Krieg, ebd. April 1915. 

us) Rudolf Hilferding, Ein neutraler Sozialist über die sozialisti- 
sche Neutralität, Kampf Juli /August 1915. 

1) Karl Radek, Eine neue Theorie, Lichtstrahlen 28. April ıgı5. 
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Staat und Nation näher zueinander bringen werde. Hierbei 
pochen manche darauf, daß sozialistische Gesellschaftsprinzipien 
es waren, die unsere Bevölkerung vor dem Schlimmsten bewahr- 
ten; sie vertrauen deshalb, daß eine nahe Zukunft die Verwirk- 


lichung des Sozialismus so weit fördern werde, wie dies unter 


kapitalistischen Verhältnissen überhaupt möglich wäre 1°). 
Weil unsere Darstellung sich auf das Gebiet der Theorie 
beschränken wollte, hat sie Anton Fendrichs bis- 
her nicht Erwähnung getan, denn der ist kein Theoretiker und 
noch weniger ein marxistischer Theoretiker. Das hindert nicht, 
dab er tür die Rolle des orthodoxen Marxismus in unserer Zeit 
ein treffendes Bild prägte. Bei diesem, meint er, klappe alles 
wie bei einer Maschine, doch die Maschine führe nur einen schönen 
Leerlauf neben der Wirklichkeit aus 148). Nun kommt F en d- 
rich freilich zu seinem Urteil als ein Antipode jenes prinzipiellen 
psychologischen Rationalismus der marxistischen Lehre. Das 
Ist er, weil er das seelische Erlebnis der wissenschaftlichen Ueber- 
zeugung mit voller Bewußtheit überordnet. Uns aber hat sich 
gezeigt, daß auch auf dem Boden des Marxismus selbst in zäher 
urd konsequenter Arbeit eine Gruppe von Denkern zu einer ähn- 
lichen Bewertung des orthodoxen Marxismus gelangt ist. Sie 
hatte niemals aufgehört, den Wahrheitsgehalt der Lehre immer 
wieder unbefangen aus dem Jungbad der Wirklichkeit heraus- 
zuholen. Doch lange verhinderten ungünstige Zeitumstände, daß 
se sichtbaren Einfluß auf die Parteileitung oder gar auf das Pro- 
gramm, diese offizielle Auslegung der überkommenen Theorie, 
gewann. Und wie in dem konservativen preußischen Staat die 
alte Tradition im Beamtentum und Heer, so verlängerten im 
konservativen Marxismus mit seinen alten Terminclogien, seiner 
virtuos entwickelten Methode, seinem faszinierenden System, 
seiner klaren und suggestiven Fragestellung die starken Balken 
des festgefügten Baus das Leben auch den schwächer gewordenen. 
So ging es in den Jahrzehnten des Friedens. Seit den August- 
tagen besteht hier wie dort zum erstenmal die Aussicht, daß der 
Wind umschlagen könne: vom sturmgepeitschten Meer her weht 
‚Run cine kräftige Brise durchs Land, die allem Morschen gram ist. 
_ Doch wo Neues sich gestaltet, kann sich erst allmählich 
WHaenisch in Dortmunder Arb.-Ztg. 30. Dezember ıgı5; Lensch, 
Die deutsche Sozialdemokratie in ihrer großen Krisis, Hamb. Echo 9. Januar 1916. 


“Anton Fendrich, Der Krieg und die Sozialdemokratie, Stuttgart- 
Bein 1915, S, 8. 
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Homogenität einstellen, und die Mannigfaltigkeit der Wege 
und der Motive ist da nicht Zeichen der Armut sondern der Fülle, 
Bei den konservativen Marxisten schmollt heute die 
Theorie mit der geschichtlichen Wirklichkeit, die sie umsonst in 
das enge Prokrustesbrett ihrer Begriffe hineinzuzwängen sich 
abmüht, und sie »diskreditierte damit den Marxismus« Einer 
der besten aus ihrer Mitte hat deshalb endlich die Fahne der 
Rebellion erhoben: Karl Renner erklärt jetzt: »Die kapita- 
listische Gesellschaft, wie sie Marx erlebt und beschrieben hat, 
besteht nicht mehr so!« Man habe »durchaus von vorne 
zu beginnen, das heißt nicht mit Lehrsätzen, sondern mit 
der Erkundung und Ordnung der wirtschaftlichen Tatsachen, 
mit der alten marxistischen Methode, aber nicht 
mit den alten Buchzitaten; nicht Altes zu revi- 
dieren, sondern Neues zu ergründen«!®). Bei dem 
reformistischen Marxismus stand im Anfang die Tat, und 
erst allmählich kann sich bei ihm aus Erfahrung und lebendiger 
Ueberlieferung eine neue, lebensvolle Theorie herausbilden, wel- 
che die Praxis nur noch geleiten nicht mehr tyrannisieren will. 
Denn einer Theorie bedarf die deutsche Arbeiterpartei, die nicht 
auf kirchlichem Boden steht, auch hinfort. Von der Lehre, 
welche die Hoffnungen des Proletariats in eine der Erfüllung 
zustrebende Zukunft projiziert, wird sie sich schwerlich losreißen, 
um sich einem Eklektizismus auszuliefern, dem jedes geistige 
Band fehlte. Aber wird diese Lehre noch immer den Namen des 
Marxismus verdienen? Oder wird einmal der Tag kommen, wo 
man sich eingestehen muß, daß die Theorie von Karl Marx 
nur noch ein gewaltiger Steinbruch ist, aus dem die Baumeister 
der Zukunft sich ihre Blöcke holen wie einst vom Kolosseum 
und vom Forum die Baumeister der römischen Basiliken? »Aus 
solchen Trümmern läßt sich eben vieles holen« 15°). Daß bei 
allen Philosophen gerade das »System« das Vergängliche ist, 
das wußten Marx und Engels. Aber Engels wußte auch, daß 
diese Vergänglichkeit »aus einem unvergänglichen Bedürfnis des 
Menschengeistes hervorgeht: dem Bedürfnis der Ueberwindung 
aller Widersprüche« ! 151). 


149) Karl Renner, Probleme des Marxismus, Kampf April 1916. 

10) Peter von Struve, Die Marxsche Theorie der sozialen Entwick- 
lung, in diesem Archiv Bd. XIV, 1899. 

151) Engels, Ludwig Feuerbach und der Ausgang der klassischen deut- 
schen Philosophie S. 7. 
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Deutsch-Oesterreichisch-ungarischer 
Wirtschaftsbund. 


Von 


GUSTAV STOLPER. 


Der Einladung der Redaktion dieser Zeitschrift, die Frage 
der wirtschaftspolitischen Annäherung zwischen Deutschland 
und Oesterreich-Ungarn vom österreichischen Standpunkt zu 
e’örtern, vermag ich nur mit einem wesentlichen Vorbehalt 
nachzukommen. Einen österreichischen Standpunkt in dieser 
Frage gibt es bisher nicht und kann es nicht geben. Vor allem 
darum, weil die Frage eine politische Vorbedingung hat, über 
deren Bejahung sich bei der nationalen Zersplitterung Oester- 
reichs Einhelligkeit nicht leicht erzielen läßt, zum andern aber, 
weil es gegenwärtig an einer Stelle fehlt, die legitimiert wäre, im 
Namen Oesterreichs zu sprechen. Die Regierung hat sich bisher 
durch den Mund des österreichischen Handelministers grund- 
sätzlich für eine innige wirtschaftliche Annäherung des Deutschen 
Reiches erklärt, ohne weiter auf Motive, Ziele und Formen dieser 
Annäherung einzugehen. Es hat sich weiters eine Reihe 
von Körperschaften, Handelskammern, Industrieller und agrari- 
scher Verbände zu der Frage geäußert, deren Entschließungen 
eine auffallende Aehnlichkeit untereinander aufweisen. Bei der 
Kömpliziertheit des Problems deutet diese Einmütigkeit eher 
auf Unfreiheit der Meinungsbildung und Beherrschtheit durch 
einen zentralen Willen hin als auf selbständige Arbeit, die das 
Problem in ihrem Kern erfaßt hat. Es ist bezeichnend, daß man, 
seitdem sich eine Art communis opinio über gewisse allgemeine 
Forderungen gebildet zu haben scheint, weder in der Agitation 
noch in der sachlichen Vorarbeit wesentlich weiter gekommen 
Ist. Vor einigen Wochen ist die erste Kundgebung einer Handels- 
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kammer erschienen, die sich mit aller Entschiedenheit gegen ein 
Wirtschaftsbündnis mit dem Deutschen Reich in jeder Form 
wendet. Die Kundgebungen für das Wirtschaftsbündnis, die 
bisher den Weg in die Oeffentlichkeit gefunden haben, sind aus- 
schließlich oder fast ausschließlich deutschen Ursprungs gewesen. 
Die erste gegnerische Kundgebung kommt aus Prag, der größten 
Handelskammer mit überwiegend tschechischer Mehrheit. Sloweni- 
sche Stimmen von Gewicht über diese Frage sind unsnicht bekannt 
und die Stellung der Polen bestimmt sich in der Wirtschaftspolitik 
genau so wie in der allgemeinen Politik nach ihrer Stellung zu 
den Mittelmächten überhaupt. Diejenigen unter ihnen, welche 
in irgend einer Form den Anschluß an »Mitteleuropa« wünschen, 
sind natürlich auch für das Wirtschaftsbündnis. Wie weit gerade 
die Industrie- und Bankkreise in diesen Gruppen vertreten sind, 
vermöchte nur ein der Bewegung Näherstehender zu beurteilen. 
Wer die Frage vom österreichischen Standpunkt beurteilen 
will, muß also — und dies allerdings mit voller Berechtigung — 
den Standpunkt der deutsch-österreichischen Bevölkerung und 
ihre politische und wirtschaftliche nn: denen des 
Staates im großen und ganzen gleichsetzen. 

Die Bewegung für ein deutsch-österreichisch-ungarisches 
Wirtschaftsbündnis selbst hat aber in mehr als eineinhalb Jahren, 
während welcher sie im Zuge ist, bei aller Stärkung eine innere 
Wandlung erfahren. Es ist nicht zu leugnen, daß die Anfänge 
der Bewegung von deutschnationalen Kreisen ausgegangen 
sind, für dieder Wirtschaftsbund — man hat in den ersten Wochen 
immer von Zollunion gesprochen — der Weg zu sein schien, die 
unlösbare Vereinigung mit dem Deutschen Reich selbstverständlich 
unter Aufrechterhaltung der vollen Staatlichkeit und Unab- 
hängigkeit der österreichisch-ungarischen Monarchie herbeizu- 
führen. In den ersten Kriegswochen ist die Forderung der Zoll- 
union zunächst eine rein politische, vielleicht sogar nur national- 
politische gewesen, wenngleich von Anfang an weitsichtige 
Wirtschaftspolitiker auch die kommende wirtschaftliche Not- 
wendigkeit erfaßt haben. Bezeichnend genug ist es, daß selbst 
deutschnationale Stimmen aus jener Zeit vorliegen, die bei allem 
Radikalismus ihrer politischen Forderungen das wirtschaftspo- 
litische Bündnis nur ganz nebenbei in den Kreis ihrer Forderun- 
gen einbezogen. Die Agitation hat in der Folgezeit rasche Fort- 
schritte gemacht, aber sie hat dabei dem inneren Widerstand 


Deutsch-Oesterreichisch-ungarischer Wirtschaftsbund. 173 


breiter Interessentenkreise das Opfer der Ueberzeugung bringen 
müssen. Die Zollunionsforderung ist zur Forderung irgend einer 
Form der wirtschaftlichen »Annäherung«s zusammengeschrumpft, 
bei der »selbstverständlich alle berechtigten Schutzinteressen« 
Berücksichtigung finden sollten. Die einen haben sich das in der 
Weise ersonnen, daß Deutschland und Oesterreich-Ungarn ihren 
Erzeugnissen gegenseitig eine zollpolitische Vorzugsbehandlung 
einräumen sollten — wobei es je nach dem Kräfteverhältnis 
zwischen gemäßigten und radikalen Schutzzöllnern unentschieden 
blieb, ob die Begünstigung in der Weise zu erzielen wäre, daß 
man die Zollmauern zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
ungefähr in der bisherigen Höhe beibehalten und sich nur gegen 
das Ausland durch entsprechend höhere Mauern abschließen 
sollte, oder unter Beibehaltung ungefähr des heutigen Zolltarifs 
sich im gegenseitigen Verkehr Ermäßigungen zugestehen sollte — 
die anderen so, daß man der Zollmauer zwischen den beiden Ver- 
bündeten den Namen der Zwischenzolllinie beilegte und nach außen 
hin mit gemeinsamem oder identischen Tarif als Einheit auftrete. 

Dabei haben sich allmählich zwei Motivreihen herausge- 
bildet, deren eine die Erweiterung der Grundlagen der österreichi- 
schen Wirtschaft, die andere eine Stärkung der äußeren handels- 
politischen Stellung der Monarchie zum Ziel hat. Demgemäß 
kehrt in den öffentlichen Kundgebungen für das Wirtschaftsbünd- 
nis die Forderung des gemeinsamen oder identischen Außenzoll- 
tarifes zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn, um so 
das gemeiname Wirtschaftsgebiet nach außen hin abzugrenzen, 
ebenso immer wieder wie die Forderung einer gemeinsamen 
Handelspolitik Deutschlands und Oesterreich-Ungarns, um bei 
Verhandlungen mit dritten Staaten mit dem Schwergewicht des 
großen Wirtschaftskörpers von 120 Millionen Einwohnern auf- 
zutreten. 

Die Kritik hat es nicht allzu schwer, die Schwächen dieser 
beiden Forderungen und ihre Schwierigkeiten hervorzukehren. 
Denn sie sind in ihrer radikalsten Form doch nur ein äußerliches 
Kompromiß widerstreitender Interessen, sowohl innerhalb der 
einzelnen Staaten als der Verbündeten gegeneinander und alle 
diese Kundgebungen äußern doch nur Wünsche ohne den Weg 
zu zeigen, auf dem man über all die Schwierigkeiten hinweg zu 
dem erstrebten Ziel gelangen könnte.. Anhänger und Gegner 
des wirtschaftlichen Zusammenschlusses Mitteleuropas haben 
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aber die gleiche Unterlassung begangen, ihren Forderungen und 
ihrer Kritik die wirtschaftlichen Verhältnisse vor dem Krieg 
zugrunde zulegen und die Veränderungen, die der Krieg selbst in 
der Struktur der ganzen Wirtschaft hervorrufen wird, zu igno- 
rieren oder nur durch gewisse Schlagworte nebenbei anzudeuten. 
Nirgends ist dieses Moment, soviel wir sehen, so sehr in den 
Vordergrund der Erörterung gerückt worden, wie es unseres 
Erachtens nötig wäre. Daher scheinen die Optimisten des Wirt- 
schaftsbundes ebenso recht zu haben wie die Skeptiker, 
wobei diese sich auf das statistische Material vor dem Krieg zu 
stützen belieben und die möglichen Korrekturen an den daraus 
gezogenen Schlüssen, welche der Krieg nötig machen könnte, 
als etwas mehr oder minder Unerhebliches vernachlässigen. Das 
Musterbeispiel einer solchen Behandlung unserer Frage ist wohl 
die überaus gründliche Studie, die Eulenburg in der vom 
»Verein für Sozialpclitik« herausgegebenen Schrift über »Die 
wirtschaftliche Annäherung zwischen dem Deutschen Reich und 
seinem Verbündeten« veröffentlicht hat. Auf Eulenburgs Aus- 
führungen im einzelnen einzugehen wird sich Gelegenheit finden. 
Unsere folgenden Ausführungen sind so grundsätzlich anderer 
Art, daß es von den Schlüssen, die Eulenburg aus seinem Material 
zieht, selbst wenn sie richtiger wären, als sie sind, zu den Schlüssen, 
zu denen wir aus unseren Voraussetzungen gelangen, kaum eine 
Brücke gibt. Denn unsere Ausführungen sollen gerade versuchen, 
von den wirtschaftlichen Veränderungen, welche der Krieg ge- 
bracht hat und die Zukunft bringen muß, auszugehen. Es sollen 
dabei Wünsche und Hoffnungen ausgeschaltet bleiben und der 
österreichische Standpunkt zur Frage des Wirtschaftsbündnisses 
lediglich aus den heute schon klar erkennbaren Vcraussetzungen 
der künftigen Wirtschaft der österreichisch-ungarischen Monar- 
chie gewonnen werden. 

Wir glauben, daß die Erörterung unserer Frage hüben und 
drüben darum etwas verfahren ist, weil sich in ihrem Verlauf 
selbst ihre Grundlagen verschoben haben. Heute auf Schriften 
zurückgreifen, die zur Frage des Zoll- und Handelsbündnisses 
etwa in den ersten Kriegswochen geschrieben worden sind, ist 
ein recht unfruchtbares Bemühen. Man könnte fast ebensogut 
Untersuchungen der deutschen und österreichischen Wirtschaft, 
die vor Jahrzehnten geschrieben worden sind, unserer Dis- 
kussion zugrundelegen. In den ersten Monaten des Krieges ist der 
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wirtschaftliche Zusammenschluß Deutschlands und Oesterreich- 
Ungarns der mehr oder weniger tief begründete Wunsch 
mancher politischer und wirtschaftlicher Kreise gewesen. Heute 
ist dieser Zusammenschlußeine Notwendigkeit geworden, 
deren Erkenntnis sich bald auch diejenigen nicht werden ent- 
ziehen können, die diesen Zusammenschluß aus politischen oder 
wirtschaftlichen Gründen zunächst für unerwünscht halten. 
Es fehlt nicht an einer politischen Analogie zu dieser Wandlung 
unserer Frage. Es sind im Deutschen Reich vor dem Krieg 
Jahre hindurch gewichtige Stimmen laut geworden, welche davor 
gewarnt haben, sich in die Balkanangelegenheit-n Oesterreich- 
Ungarns allzu tief einzulassen, weil. Deutschland dadurch Gefahr 
liefe, in die Konflikte Oesterreich-Ungarns verwickelt zu werden. 
Es hat sich gezeigt, daß schließlich Deutschland aus eigenem 
wohlverstandenen Interesse heraus seine ganze Macht für diese 
orientalischen Angelegenheiten Oesterreich-Ungarns einsetzen 
mußte, weil sie seine eigenen geworden waren. Es gibt in der 
Politik — und nur ein Teil der Politik ist zumal nach diesem 
Krieg die Wirtschaftspolitik — Situationen, in denen die 
Wahlfreiheit, sobald die Situationen nur selbst klar und richtig 
erfaßt sind, nicht mehr besteht, mag der Verlauf der Dinge 
willkommen sein oder nicht. Darum ist es auch nicht möglich, 
unser Problem, den Wirtschaftsbund zwischen Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn, von einem österreichischen Standpunkt 
aus zu beleuchten, ohne gleichzeitig zu zeigen, daß der deutsche 
Standpunkt auf derselben und nicht auf der entgegengesetzten 
Seite liegen muß. Eine große politische Neubil- 
dung, wiesieein Wirtschaftsbund zwischen 
Deutschland und Oesterreich-Ungarnschaf- 
fen würde, entsteht nur, wenn die treiben- 
den Kräfte auf beiden Seiten gleich gerich- 
tet, gleich stark und genügend stark sind, 
um die großen widerstrebenden Interessen, 
politischen und formalen Schwierigkeiten 
zu überwinden. Wir stellen uns soweit auf dieselbe Grund- 
lage mit denen, die das Gefühlsmäßige aus der Erörterung aus- 
geschaltet wissen wollen, obgleich es uns unmöglich ist zu verkennen, 
daß die geistigen und gefühlsmäßigen Strömungen, die dem poli- 
tisch-wirtschaftlichen Gebilde »Mitteleuropa« zustreben und von 
seiner Schöpfung ausgehen werden, ihm einen Inhalt geben 
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werden, vor dem die treibenden wirtschaftlichen Motive bald 
verblassen werden. 
æ $ ® 

Anhänger und Gegner eines Wirtschaftsbundes zwischen 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn müssen sich auf eine Vor- 
aussetzung einigen: die dauernde politische Zusammengehörig- 
keit der beiden mitteleuropäischen Großmächte. An diese poli- 
tische Voraussetzung knüpft unsere wirtschaftliche Argumentation 
an. Wer diese Voraussetzung nicht als notwendig erkennt, mag 
folgerichtig das Wirtschaftsbündnis ablehnen Politische Rich- 
tungen, die diese Notwendigkeit leugnen, sind sowohl im Deut- 
schen Reich als in Oesterreich-Ungarn vertreten. Daß sie die 
außenpolitische Orientierung der beiden Staaten bestimmen 
könnten, halten wir für ausgeschlossen. Es ist im Krieg zu oft 
bewiesen worden, daß jedes Abweichen von der gemeinsamen 
Linie, auf der Deutschland und Oesterreich-Ungarn bisher ge- 
gangen sind, für beide Verbündete politischen Selbstmord be- 
deuten würde. Die Begründung dieses Satzes näher auszuführen 
ist hier nicht der Ort, wir verweisen statt dessen auf die Entwick- 
lung dieses Gedankens in Naumanns »Mitteleuropae. Was dort den 
Ausführungen darüber an Schärfe fehlen mag, ist nicht mangeln- 
derKlarheit des Autors, sondern äußeren Umständen zuzuschreiben, 
die eine rückhaltlose Erörterung des politischen Problems vor 
der breiten Oeffentlichkeit zurzeit noch unmöglich machen. 
Politisch geschultes Denken wird nach den Erfahrungen dieses 
Krieges die letzten Konsequenzen selbst zu ziehen vermögen. 

Die dauernde politische Zusammengchörigkeit Deutschlands 
und Oesterreich-Ungarns beinhaltet das Lebensinteresse Deutsch- 
lands an der Erhaltung der politischen und wirtschaftlichen 
Großmachtstellung der Donaumonarchie und die Unmöglichkeit 
für Oesterreich-Ungarn, nach dem Krieg wirtschaftliche und 
daher politische Anlehnung bei den heutigen Feinden, insbeson- 
dere bei den Westmächten, zu suchen. Denn daß die wirtschaftliche 
Mitwirkung der Westmächte an der notwendigen Ausgestaltung 
der österreichischen und ungarischen Wirtschaft nach dem Krieg 
— wofern die Westmächte einer solchen Mitwirkung überhaupt 
fähig sein werden — nur um den politischen Preis einer Ab- 
schwenkung der Monarchie von Deutschland zu erlangen ist, 
dafür bürgt die Erfahrung vor dem Krieg. Seit Algeciras 
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sind Oesterreich und Ungarn auf dem Pariser Markt boykottiert 
worden. Und es ist bekannt, daß alle Versuche namentlich Un- 
garns, in Frankreich eine Anleihe unterzubringen, an dem Wider- 
stand der französischen Regierung gescheitert sind, der dem 
Bundesgenossen des Deutschen Reiches galt. 

Dabei sehe ich von allen Plänen der Feinde ab, nach dem 
Krieg mit den Waffen den Handelskrieg fortzusetzen. Ich glaube 
nicht an diesen Wirtschaftskrieg. Es fehlt ihm das Ziel und es 
fehlt vor allem unter den Ententemächten die Interessenge- 
meinschaft, ohne die ein Handelskrieg so wenig zu führen ist wie 
ein Krieg mit den Waffen. Ich habe es immer als schwaches Argu- 
ment für den wirtschaftlichen Zusammenschluß Deutschlands 
und Oesterreich-Ungarns angesehen, daß man sich gegen die ag- 
gressiven Absichten der Feinde zur Wehr setzen müsse. Wollen 
England, Frankreich und Rußland die siegreichen Mittel- 
mächte nach dem Frieden wirtschaftlich blockieren, dann wird 
es keiner Agitation bedürfen, um ihren engsten Zusammen- 
schluß zu bewirken. Der Nachweis soll erbracht werden, daß dieser 
Zusammenschluß ohne Rücksicht auf die wirtschaftspolitischen 
Pläne der feindlichen Mächte vollzogen werden muß. 


æ & 
xk 


Oesterreich-Ungarn hat vor dem Krieg eine Staatsschuld 
von 191, Milliarden Kronen gehabt. Es wird nicht übertrieben 
sein, wenn wir annehmen, daß diese Staatsschuld durch den Krieg, 
falls er sich nicht noch allzu sehr in die Länge zieht, eine Erhöhung 
um etwa 35—40 Milliarden Kronen, d. i. auf rund das Dreifache 
des Betrages vor dem Krieg erfährt. Darin sind allenfalls die 
Kosten für einen noch etwa ein halbes Jahr dauernden Krieg, 
die Erhaltung des Heeres in der Zeit der Friedensverhandlungen 
und der allmählichen Demobilisierung, die Kosten der Wieder- 
herstellung Galiziens, der Bukowina, einiger Bezirke Nordungarns, 
Südungarns, Slavoniens und Bosniens, der Neuausrüstung der Ar- 
mee enthalten. Dazu kommen die Kosten der Invaliden-, Witwen- 
und Waisenversorgung. Die Verzinsung der Staatsschuldenver- 
mehrung mag unter den geänderten Kapitalsverhältnissen einen 
Jahresaufwand von rund 21, Milliarden Kronen erfordern, 
ohne daß — diese Frage erfordert gesonderte Behandlung — zu- 
nächst die Tilgung der Schuld das Budget der beiden Staaten der 
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der Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung mit rund 2 Mil- 
liarden jährlich, so werden die Finanzminister der beiden Staaten 
für die Bedeckung von insgesamt etwa 4, Milliarden Kronen 
jährlich zu sorgen haben !). Wir sehen dabei von den gesteigerten 
Rüstungsausgaben ab, die die erste Zeit nach dem Krieg wohl 
jedenfalls bringen wird, mag man noch so große Hoffnung hegen, 
daß eine spätere Zeit, in der Haß und Mißtrauen der heute 
feindlichen Mächte abebben, doch noch eine internationale Be- 
schränkung der Wehrausgaben bringen wird. Wir sehen weiter 
davon ab, daß die sprunghafte Verteuerung aller Nahrungsmittel 
eine durchgreifende Erhöhung der Beamtengehälter- notwendig 
machen wird, die bei allen Personalersparnissen und zweck- 
mäßiger Verwaltungsreform ohne Zweifel eine Mehrbelastung 
des Budgets bedeuten wird. Da die Nettobudgets Oesterreichs 
und Ungarns vor dem Krieg Staatseinnahmen von zusammen 
rund 3 Milliarden aufzuweisen hatten, so würde der Krieg zu einer 
Vermehrung der staatlichen Einnahmen mindestens auf das 
Zweieinhalbfache der Einnahmen vor dem Krieg zwingen. Das 
ist meines Erachtens die oberste Voraussetzung aller künftigen 
Wirtschaftspolitik. Die österreichische Wirtschaft muß auf ganz 
andere Dimensionen als vor dem Krieg eingestellt werden, um 
diese Lasten zu ertragen. 

Der Zwang zum Uebergang auf neue Wirtschaftsdimensionen 
wird jedoch noch wirksamer von einer anderen Seite ausgehen. 
Die Handelsbilanz Oesterreich-Ungarns ist in den letzten Jahren 
vor dem Krieg mit 700 bis IOooo Millionen Kronen passiv gewesen. 
Die Gründe dieser Passivität habe ich an anderer Stelle vor dem 
Krieg zu erforschen versucht ?). Das Ergebnis der Untersuchung ist 
im wesentlichen gewesen, daß Oesterreich-Ungarn etwa in dem 
Jahrzehnt von 1904 bis zum Kriege einen sehr raschen Industria- 
lisierungsprozeß durchgemacht hat, der namentlich in Oesterreich 
mit einer starken sozialen Umschichtung der Bevölkerung ver- 


1) Ich muß es mir in diesem Zusammenhang versagen, auf die ausführliche 
Begründung der Ziffern einzugehen. In Oesterreich-Ungarn liegen amtliche 
Angaben über die Höhe und Entwicklung der Kriegskosten nicht vor. Für unsere 
Gedankentührung kommt es aber auf Genauigkeit der finanzstatistischen 
Unterlagen nicht an. Es gilt lediglich ein Bild von den wirtschaftspolitischen Auf- 
gaben der Zukunft zu gewinnen. 

23) Vgl. »Der Oesterreichische Volkswirts 4. Jahrgang Nr. 27, 28, 34 und 35 
und 6. Jahrgang Nr. 25 bis 28. Es sei mir gestattet, einige entscheidende Ergeb- 
nisse meiner, damaligen Untersuchung hier zu wiederholen. 
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bunden war. Das Jahr 1904 bedeutet einen Wendepunkt in der 
Entwicklung der österreichischen Wirtschaft. In dem acht- 
jährigen Zeitraum von IOo4 bis 1912 ist der Roheisenkonsum 
in Oesterreich auf das Doppelte, in Ungarn auf das Zweieinhalb- 
fache gestiegen. Der Kapitalsimport hat stattgefunden, weil die 
heimische Kapitalsgüterproduktion trotz intensivster Bemühun- 
gen den an sie gestellten Forderungen nicht gewachsen war. 
Die Einfuhr von Maschinen für viele Millionen ist nicht erfolgt, 
weil die österreichischen Fabriken der Auslandskonkurrenz preis- 
gegeben waren, sondern weil sie den Ansprüchen der Industrie 
nicht Genüge leisten konnten: das Maximum der Maschinenein- 
fuhr wurde zur Zeit der stärksten Beschäftigung der österreichi- 
schen Maschinenfabriken erreicht. Die Industrialisierung eines Lan- 
des ist aber nicht bloß eine Produktionsfrage, sondern der Ursache 
und Wirkung nach vor allem auch ein Bevölkerungsproblem. Die 
Industrialisierung wird durch Verschiebungen in der Bevölkerung 
hervorgerufen und sie ruft selbst wieder solche hervor. Mit der 
Umschichtung der Bevölkerung geht aber notwendig eine durch- 
greifende Aenderung ihrer Lebensführung einher, die bestimmend 
auf die industrielle Entwicklung einwirkt. Die Umschichtung 
der Bevölkerung erklärt die wachsende Unfähigkeit der Land- 
wirtschaft, den heimischen Markt mit Nahrungsmitteln zu ver- 
sorgen, geschweige denn wie früher einen Ausfuhrüberschuß 
zu erzielen, sie erklärt die zur selben Zeit fast an allen größeren 
Orten der Monarchie auftretende Wohnungsnot und hat eine der 
wichtigsten Komponenten der Teuerung gebildet, die parallel mit 
dem wachsenden Passivum der Handelsbilanz in Oesterreich zu 
beobachten. war. In dem achtjährigen Zeitraum von I904—IQI2 
hat sich die Zahl der Arbeiter bei den Eisen- und Stahlwerken 
um 63%, in den Maschinen- und Werkzeug- und Apparatefabriken 
um 57%, in der Transportmittelindustrie um 76%, in der chemi- 
schen Industrie um 60%, in der Holzverarbeitungsindustrie um 
57°, in der Papierverarbeitung um 59%, in der Baumwollindustrie 
um 30% undin der Wirk- und Strickwarenerzeugung um 70% ver- 
mehrt?) usw. Die Volkszählungsergebnisse des Jahres IgIo zeigen, 
daß der Zug nach der Stadt in dem Jahrzehnt von 1900 bis IQIo 
weit stärker gewesen ist als in dem vorhergehenden. Die Ein- 
wohnerzahl der Orte über 5000 Einwohner hat sich von 1900 —I9Io 
um etwa I,4Mill., dagegen von 1890—Igoo nur um nicht einmal 
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800 ovo vermehrt. Für die Industrialisierung eines Landes kommt 
jedoch nicht nur die absolute Größe der städtischen Bevölkerung 
in Betracht, sondern noch mehr der Grad der Intensität des 
städtischen Lebens. Dafür gibt es nun freilich sehr wenig statisti- 
sches Material. Aber wer ein wenig das Tempo überdenkt, in wel- 
chem Wien während des letzten Jahrzehnts sich zur typischen 
Großstadt gewandelt hat und sich ein wenig in den österreichischen 
Provinzstädten umgetan hat, um dort im kleineren Maßstab die- 
selben Erscheinungen zu beobachten, der weiß, daß auch darin 
die Entwicklung in den letzten Jahren Bahnen eingeschlagen hat, 
die früher in Oesterreich unbekannt gewesen sind. Vielleicht ver- 
mag dies einigermaßen eine symptomatische Ziffer anzudeuten, 
die Ausbreitung des Telephons. Die Zahl der Fernsprechanschlüsse 
hat IgoI 33 397, 1904 47 416, 1908 74 747 und 1913 154 067 be- 
tragen. 

Die Erklärung dafür, daß die Entwicklung seit 1904 sich so 
rapid beschleunigt hat, ist in mehreren Umständen zu suchen. 
Die Jahre 1904 und 1905 bilden nicht nur für Oesterreich-Ungarn 
sondern für die ganze Welt den Beginn eines allgemeinen Auf- 
schwungs, wie er von gleicher Dauer und Ausdehnung in der Ver- 
gangenheit kaum ein Vorbild hat. Nach Jahren schwerer De- 
pression, deren Tiefpunkt in Deutschland etwa durch das Jahr 
1901 gekennzeichnet ist, geht damals eine Welle von Unter- 
nehmungslust durch die ganze Welt, die zum erstenmal auch die 
österreichisch-ungarische Monarchie erfaßt. (Die Spekulations- 
konjunktur vor dem Jahr 1873 kann dabei wegen ihres völlig 
andersartigen Charakters außer Betracht bleiben.) Die Empfind- 
lichkeit für die von außen kommenden Anregungen ist aber gerade 
damals in Oesterreich-Ungarn durch besondere Umstände ge- 
steigert. Seit den furchtbaren Wunden, die die Krise des Jahres 
1873 dem Wirtschaftskörper der Monarchie geschlagen hatte, ist 
die wirtschaftliche Tatkraft in Oesterreich auf ein Minimum 
gesunken. Neugründungen großer Unternehmungen, Umwand- 
lungen in Aktiengesellschaften gehören bis zum Beginn des Jahr- 
hunderts zu den Seltenheiten. Die Bevölkerung hat sich Jahr- 
zehnte hindurch scheu von allem, was einer Spekulation ähnlich 
sah, ferngehalten, hat jedes Risiko gescheut und so allmählich Ka- 
pitalien angehäuft, deren Erträgnis nach und nach weit unter 
das früher übliche Maß gesunken ist. Die österreichisch-ungari- 
sche Bank hat ihren Zinsfuß auf 31,% herabgesetzt und durch 
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mehr als zwei Jahre aufrecht gehalten, die Kurse der Renten haben 
einen Hochstand erreicht, der 1903 ihre Konversion ermöglicht, 
Pfandbriefe und sonstige Obligationen sind zu den günstigsten 
Bedingungen in praktisch fast beliebiger Menge plazierbar. Dazu 
kommt eine besonders günstige politische Weltlage.. Die Be- 
ziehungen zu den europäischen Mächten zeigen sich durchwegs 
normal und der Ausbruch des russisch-japanischen Krieges im 
Februar 1904 kommt nicht nur vollig überraschend, sondern 
wirkt nach kurzer Panik auf die Beurteilung der internationalen 
Lage insofern beruhigend ein, als man Rußland im fernen Osten 
beschäftigt weiß und ohne Rußland politische Komplikationen 
in Europa ausgeschlossen erscheinen. In Oesterreich selbst aber 
wirkt die Politik bewußt und unmittelbar auf die Anregung des 
Wirtschaftslebens hin: das Ministerium Körber erhebt die Ent- 
fachung des Wirtschafts- und Unternehmungsgeistes geradezu 
zum politischen Sanierungsprogramm. Wasserstraßen für Nie- 
derösterreich und die Sudetenländer, Bau der Alpenbahnen und 
Ausbau des Triester Hafens für die Alpenländer — mit diesem 
Milliardenprogramm gelingt es ihm tatsächlich durch einige Jahre 
die parlamentarische Obstruktion zu überwinden und den Natio- 
nalitätenkampf etwas in den Hintergund zu drängen. Nur ein 
Teil dieses Programms ist bisher zur Durchführung gelangt. 
Aber man mag sich zur Körberschen Regierungsmaxime stellen 
wie man will, zur Belebung der wirtschaftlichen Energie hat sie 
in einer Weise beigetragen wie nicht oft eine politische Tat. 

Zur selben Zeit beginnt die Umwälzung im österreichischen 
Bankwesen, die in der Folge für die ganze Entwicklung der 
österreichischen Volkswirtschaft bestimmend geworden ist. 
Vom Jahr 1904 an beginnt der Uebergang der österreichischen 
Banken vom extensiven zum intensiven Großbetrieb. Die Banken 
bedecken das ganze Land mit einem dichten Netz von Filialen, 
erhöhen ihr Kapital ausnahmslos rasch nacheinander um be- 
deutende Beträge und ziehen so immer weitere Bevölkerungs- 
kreise aktiv und passiv in ihren Tätigkeitsbereich. Und in diese 
Entwicklung greift nun sie steigernd und übertreibend ungefähr 
von Igog an die geänderte staatliche Ausgabenwirtschaft ein, 
die sich vor allem durch den ständig wachsenden militärischen 
Aufwand, aber auch durch größere Nachgiebigkeit gegen politische 
Angriffe auf das Budget charakterisiert. Die Ueberschüsse des 
staatlichen Budgets verschwinden, die Staatsschuld wächst in 
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rascher Folge um steigende Beträge. Eine ähnliche in mancher 
Hinsicht noch stürmischere Entwicklung macht die ungarische 
Wirtschaft durch, wo der Aufschwung allerdings erst 1906 nach 
dem sogenannten Aprilpakt der Opposition mit der Krone ein- 
setzt. Auf diese Momente und ihr Zusammenwirken im einzelnen 
einzugehen, müssen wir uns in diesem Zusammenhang leider ver- 
sagen. Die Entwicklung ist in Oesterreich selbst wenig erfaßt 
und im Deutschen Reich, wo man auf die mangelhaften österreichi- 
schen Quellen und Berichte angewiesen ist, nahezu völlig igno- 
riert worden. Auch die aus Oesterreich stammende Literatur 
zur Frage des Wirtschaftsbündnisses nimmt von dieser Ent- 
wicklung nur wenig Notiz. Das Ergebnis der Kriegsanleihen ist 
nur denjenigen überraschend gekommen, die diese Entwicklung 
der letzten Jahre entweder nicht gesehen oder unterschätzt ha- 
ben. Für den, der die rasche Erstarkung der österreichischen 
Wirtschaft verstehenden Auges beobachtet hat, sind diese Erfolge, 
sobald man einmal die technische Organisation solcher Rie- 
senanleihen als etwas Selbstverständliches hinnahm, nicht wei- 
ter Wunder gewesen. 

Die Entwicklung Oesterreich-Ungarns zum Industriestaat 
ist schon in den Jahren vor dem Krieg stark mit ungesunden 
Begleiterscheinungen belastet gewesen, sie hat vor allem die aus- 
ländische Verschuldung der Monarchie ständig gesteigert, ohne 
daß vorerst abzusehen war, wie und wann die verstärkte Wirt- 
schaftsbasis die Monarchie befähigen würde, durch Exportüber- 
schüsse diese Auslandschuld allmählich zu tilgen. Der Krieg und 
vorher schon die ständig drohende Kriegsgefahr hat diese Ent- 
wicklung unterbrochen. Nach dem Krieg wird sie bewußt zu 
fördern sein. DiestärksteErweiterungderGrund- 
lagen der österreichisch-ungarischen Wirt- 
schaft wird das Ziel aller Wirtschaftspoli- 
tik, weiles die Staatswirtschaftso fordert. 
Aber das hat eine Folge, welche der Handelspolitik im engeren 
Sinn eine bestimmte Richtung aufzwingt. Wenn das Passivum 
der Handelsbilanz der Monarchie vor dem Krieg 700 bis Iooo 
Millionen betragen hat, weil sie im steigenden Maß industrielle 
Rohstoffe und Kapitalgüter einführen mußte, so wird dieses 
Passivum nach dem Krieg Jahre hindurch auf ein Mehrfaches 
des früheren Betrages steigen, selbst wenn wir die im Krieg ver- 
fügten Einfuhrerschwerungen von überflüssigen Gütern in_ge- 
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wissem Umfang aufrechterhalten können — ein Versuch mit 
zweifelhaftem Erfolg. Die Vervielfachung des Passivums folgt 
daraus, daß die Wirtschaft Oesterreich-Ungarns nach dem Krieg 
so wie die des Deutschen Reiches von einer Reihe der wichtigsten 
industriellen Rohstoffe völlig entblößt ist und aus militärischen 
und wirtschaftlichen Gründen man bemüht sein wird, die Einfuhr 
an diesen Gütern im Rahmen des Möglichen soweit zu fördern, 
daß nicht nur die fortlaufende Produktion befriedigt, sondern 
neuerlich Vorräte von Rohstoffen selbst und aus ihnen hergestell- 
ten Erzeugnissen angesammelt werden. Der Wert dieser Roh- 
stofteinfuhr beträgt aber selbst bei absolut weit geringeren Mengen 
bei der Preisumwälzung, die si h inzwischen auf dem Weltmarkt 
vollzogen hat, ein Mehrfaches der entsprechenden Einfuhr vor 
dem Krieg und bei der ungeheuren Gütervernichtung, welche der 
Krieg mit sich gebracht hat, ist auf viele Jahre hinaus, wenn 
überhaupt je wieder mit einer Wiederkehr des alten Preisniveaus 
nicht zu rechnen. Die Wirkung dieses Passivums der Handels- 
bilanz auf die Zahlungsbilanz der Monarchie wird noch dadurch 
vergrößert, daß manche ihrer früheren Aktivposten fraglich ge- 
worden sind. So ist heute noch nicht abzusehen, ob und wann 
der Fremdenverkehr aus den Weststaaten und aus Amerika 
seinen alten Umfang erreichen wird. Die böhmischen Bä- 
der und Tirol werden auf Jahre hinaus wahrscheinlich auf den 
Besuch englischer und französischer Gäste verzichten müssen. 
Wie weit Deutschland dafür Ersatz zu bieten vermag, können 
wir nicht beurteilen. Der Auswandererverkehr, der gleichfalls 
beträchtliche Summen alljährlich aus Amerika nach Oesterreich- 
Ungarn lenkte, wird unterbunden werden. Und schließlich ist 
nach der Rechtsunsicherheit, die dieser Krieg hinterlassen wird, 
auf viele Jahre hinaus auch nicht mit der kurzfristigen Veran- 
lagung von Geldern aus Frankreich, Belgien und der Schweiz, 
die zuzeiten für den hiesigen Geldmarkt von großer Bedeutung 
waren, zu rechnen. 

Das Problem der Aufbringung der Kriegskosten nach dem 
Krieg kompliziert sich so durch das Problem der Auslandverschul- 
dung. Ueber die auswärtige Verschuldung Oesterreich-Ungarns 
vor dem Krieg liegen statistische Daten nicht vor. Schüller nimmt 
in seinem »Freihandel und Schutzzoll« eine Schätzung von Io 
Milliarden Kronen für die ersten Jahre nach der Jahrhundert- 
wende an. Darin sind natürlich nicht die Staatschulden allein 
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enthalten, sondern auch Pfandbriefe, Eisenbahnobligationen, 
schwebende Schulden unserer Industrie für Rohstoffbezüge, 
schwebende Guthaben unserer Banken und Industriefirmen bei 
ausländischen Banken und vor allem ausländische in der öster- 
reichischen und ungarischen Industrie investierte Kapitalsbe- 
träge. Wenn der genannte Betrag für die Zeit um 1900 annähernd 
der Wirklichkeit entsprochen hat, so dürfte er auch für die Zeit 
unmittelbar vor Kriegsausbruch sich von der Wirklichkeit nicht 
wesentlich entfernt haben, da der stärkeren Verschuldung in den 
letzten Jahren vor Kriegsausbruch infolge der Passivität der 
Handelsbilanz eine Verminderung der ausländischen Verschuldung 
ungefähr bis 1907 gegenübersteht. In dieser Zeit sind namhafte 
Beträge von österreichischen und ungarischen Wertpapieren aus 
dem Ausland zurückgeströmt und vom hiesigen Markt aufgenom- 
men worden. Im Krieg erhöht sich diese Auslandschuld, haupt- 
sächlich an das Deutsche Reich, um 3—4 Milliarden Kronen. 
Ziffernmäßig bekannt sind nur die von der österreichischen und 
ungarischen Postsparkassa bei einem deutschen Bankenkonsortium 
aufgenommenen Valutaanleihen, die bis Ende dieses Jahres auf ins- 
gesamt 2 Milliarden Mark ansteigen mögen. Nicht bekannt ist 
dagegen, welche Beträge von österreichischer und ungarischer 
Kriegsanleihe und Renten älterer Emissionen, Pfandbriefen usw. 
während des Krieges im Ausland, vor allem im Deutschen Reich 
untergebracht worden sind. Es handelt sich dabei jedenfalls um 
bedeutende Summen. Der Anreiz zur Erwerbung ist natürlich 
mit dem Disagio der Krone gegen die Mark und die neutralen 
Währungen gewachsen. Dazu kommt schließlich, daß unsere 
Banken und Großindustriefirmen seit langem mit Erfolg bemüht 
sind, sich Guthabungen im Deutschen Reich zuschaffen bzw. Zah- 
lungsstundung für ihre Warenbezüge bis nach dem Krieg zu erlan- 
gen. Ueber die Gestaltung der Handelsbilanz nach dem Krieg ist 
heute eine Vorhersage schwer möglich. Aber die Tendenz zu einer 
außerordentlichen Vergrößerung des Handelspassivums ist so über- 
stark, daß ihre Unterdrückung mir unmöglich erscheint. Es ist 
müßig heute die Beträge zu errechnen, für welche Oesterreich-Un- 
garn nach dem Krieg vom Ausland Waren wird beziehen müssen, 
ohne zunächst entsprechendeExportüberschüsse zu ihrer Bezahlung 
verfügbar zu haben. Die Gegenkräfte, dieich am Werk sehe, um die 
Auslandsverschuldung in erträglichen Grenzen zu halten und diein 
dem Maß wachsen werden, in dem die Auslandsverschuldung 
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auf Schwierigkeiten stößt, sind die Technik und die Organisation _ 
der Wirtschaft. Von ihren Beziehungen zu unserer Frage des 
Wirtschaftsbundes werden wir noch zu sprechen haben. Daß sie 
namentlich in den ersten Jahren, wo die Vorratsergänzung von 
einem besonders dringenden Bedürfnis gefordert wird, ein rasches 
Ansteigen der Auslandschuld verhindern können, halte ich nicht 
für möglich. 
* a * 

Was bedeuten die beiden Momente, die wir hier an die Spitze 
unserer Ausführungen über die Frage eines Wirtschaftsbundes 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn gestellt haben, 
das staatsfinanzielle Problem und das Valutaproblem für die 
Wirtschaftspolitik der Zukunft? Wir wissen nicht, in welchen 
Formen die Staaten Europas in Hinkunft die Mittel aufbringen 
werden, um ihre Schuldverpflichtungen zu verzinsen und abzu- 
tragen. Wir wissen nur, daß die bisherigen Formen dazu untaug- 
lich sind und daß wir deshalb, mögen wir diese Entwicklung 
herbeiwünschen oder bedauern, zur Neuorganisierung unserer 
Wirtschaft im Dienst der Staatsfinanzen gezwungen sein werden. 
Je kräftiger die Wirtschaft sein wird, desto kleiner könnte das 
Gebiet bleiben, das der Regulierung unterworfen wird. Anderseits 
entfernt uns jeder Monat, den der Krieg länger dauert, weiter von 
den Grundlagen der Wirtschaft vor dem Krieg. Aber in welchen 
Formen immer der Zugriff des Staates auf den Ertrag der Natio- 
nalwirtschaft erfolgen mag, so wird die nächste und unmittelbare 
Folge davon eine allgemeine Preisumwälzung sein. Wo immer der 
Zugriff des Staates ansetzt, weckt er den Drang zur Ueberwälzung 
der Lasten. Wer von seinem Arbeitsertrag unmittelbar oder 
mittelbar das Doppelte oder mehr des früheren an den Staat ab- 
führt, wird genötigt sein, den Arbeitsertrag zu steigern. Für 
den einzelnen zunächst in der Geldform. Produzent und Händler 
erhöhen die Preise und der Krieg hat gezeigt, wie rasch die Ueber- 
wälzung- auf alle Marktgebiete übergreift, wofern der Antrieb 
an mehreren Stellen zugleich wirksam wird. Und Theorie und Er- 
fahrung lehren, daß die Ueberwälzung sich nicht in den Grenzen 
der Abgabensteigerung hält, daß je weiter die Welle fortschreitet 
die Preiserhöhung sich immer mehr übersteigert. Und wenn wir 
bedenken, daß dieser Ueberwälzungsprozeß ungefähr von einem 
Preisstand ausgeht, den ein mindestens zweijähriger Kricg ge- 
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. schaffen hat, so mag man die Dimensionen der Preisrevolution 
abschätzen, die im Gefolge des Krieges droht. Die Teuerungs- 
welle geht vom Warenmarkt aus, erreicht aber auch auf ihm ihren 
Höhepunkt und ebbt auf dem Arbeits- und Kapitalsmarkt ab. 
Die Bezüge der Festbesoldeten und der Arbeiterschaft werden nur 
mehr von ihren Ausläufern erfaßt. Ihre Entlohnung findet zu- 
letzt und nur ganz langsam den Ausgleich mit dem erhöhten 
Durchschnittsstand der Warenpreise. Er findet ihn erst zu einer 
Zeit, da diese selbst sich schon im großen und ganzen stabilisiert 
haben. Und gar keinen Anteil an der Ueberwälzung nehmen die 
Rentenbezieher, als welche nicht nur die Kapitalisten, sondern 
auch die Hunderttausende von Kriegsbeschädigten und Hinter- 
bliebenen von gefallenen Kriegern zu verstehen sind, deren Bezüge 
im Realwert um so viel sinken, als sich der Nominalwert der 
Warenpreise erhöht hat. Immerhin ist dieser in sozialer Hinsicht 
so überaus bedenkliche und schwierige Prozeß im isolierten Staat 
in seinem Verlauf vorgezeichnet. Die Entwicklung findet einmal 
ihren Ausgleich und von einem stark gesteigerten Preisniveau, 
dessen Nutznießer die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen nach 
Maßgabe der ökonomischen Gesetze und der wirtschaftlichen 
‘* Machtverteilung sind — womit zugleich die wirtschaftlichen 
Schäden des Krieges überwunden sind — geht einmal eine nor- 
male Entwicklung weiter. 

. In dieser Lage des isolierten Staates ist weder Deutschland 
noch Oesterreich-Ungarn. Beide haben keine autarke Wirtschaft, 
beide sind zur Versorgung ihrer Wirtschaft auf den Bezug von 
Rohstoffen aus dem Ausland angewiesen, beide müssen daher 
Güter erzeugen, um zu ihrer Verwertung auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfähig zu bleiben. Die Preisentwicklung im Innern 
findet ihre Zwangskorrektur durch die Preisentwicklung auf dem 
Weltmarkt. Die Wirtschaftspolitik der Zukunft hat daher neben 
der Kriegskostendeckung und der Valutabeschaffung das Pr o- 
blem der Preisausgleichung zwischen Inland- und 
Auslandsmarkt zu lösen. 

* P * 

Auch in dieser Beziehung stehen Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn vor dem prinzipiell gleichen und nur — allerdings 
sehr erheblich — dem Grad nach verschiedenen Problem. Der 
Krieg hat die groBen Wirtschaftsmächte des zivilisierten Teiles 
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der Erde wie politisch so auch wirtschaftlich in drei Gruppen 
geschieden: Mitteleuropa, die Ententestaaten und die Neutralen. 
(Unter diesen vor allem die Vereinigten Staaten, doch gehört 
vom wirtschaftspolitischen Standpunkt hierher auch Japan, 
das sich seit dem Fall von Tsingtau militärisch am europäischen 
Krieg nicht mehr beteiligt und wirtschaftliche Hilfe seinen Ver- 
bündeten ungefähr in der gleichen Form und mit der gleichen 
Wirkung leiht wie die Vereinigten Staaten.) 

Mitteleuropa und die Ententestaaten haben mit ver- 
schiedenen Kräften das Problem der Kriegskostendeckung zu 
lösen, Mitteleuropa allein darüber hinaus aber seine Vorratser- 
gänzung vorzunehmen. Dabei brauchen wir in diesem Zusammen- 
hang die Frage der Notwendigkeit oder Entbehrlichkeit einer 
Vorratswirtschaft, die uns durch unsere unveränderliche geo- 
graphische Lage entsteht, nicht zu beantworten. Ob die Vor- 
ratsergänzung planmäßig, unter vorwiegend militärisch-politi- 
schen Gesichtspunkten oder unter valutatechnischen, wirt- 
schaftstechnischen oder rein kommerziellen Gesichtspunkten 
erfolgt — sie ist für jeden Fall eine der schwierigsten Aufgaben 
der ersten Jahre nach dem Krieg, eine Aufgabe, die den Entente- 
staaten ihrem Wesen nach erspart bleibt, mögen auch sie mit 
gelichteten Vorräten an dem einen oder anderen Material aus 
dem Krieg hervorgehen. Der dritten Gruppe schließlich, vor 
allem den amerikanischen Staaten, die sich weder um Kriegs- 
kostendeckung noch Rohstoffbeschaffung zu sorgen brauchen, 
schafft die wirtschaftliche Not Europas eine Ueberlegenheit, 
deren Abwehr schwerer sein wird, als gedankenloser Optimismus 
heute vielfach glauben machen will. Die Verschiedenheit der 
Aufgaben, die den drei Mächtegruppen aus dem Krieg erwachsen, 
entscheidet über die Formen ihrer künftigen Wirtschaft und damit 
über die Aufgaben und Voraussetzungen ihrer künftigen Wirt- 
schaftspolitik. 

Die Unterbrechung der wirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen Mitteleuropa und den Ententestaaten einerseits und Mittel- 
europa und den neutralen Ueberseestaaten anderseits, zeitigt 
aber noch eine andere Folge, die, soviel ich sehe, in den Erörte- 
rungen über die künftige Wirtschaftspolitik Mitteleuropas noch 
nirgends in ihrer vollen Tragweite erfaßt ist. (Ich spreche ab- 
sichtlich immer von Wirtschaftspolitik und nicht von Handels- 
politik, weil die Handelspolitik im engeren Sinn in der Zukunft 
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noch weit mehr als je sich den allgemeinen Bedingungen 
und Aufgaben der Wirtschaftspolitik wird unterordnen müssen.) 
Die Preisgestaltung in Mitteleuropa vollzieht sich im Krieg völlig 
unabhängig von der Preisgestaltung auf dem Weltmarkt. Der 
Weizen-, Baumwoll- und Kupferpreis in Amerika hat auch im 
Krieg seine Bedeutung für den englischen und französischen 
Weizen-, Baumwoll- und Kupferpreis mit allen Abweichungen, 
die die abnormale Lage auf dem Frachtenmarkt, hohe Versiche- 
rungsgebühren, Schwankungen der Wechselkurse usw. mit sich 
bringen. Aber die Preisgestaltung für all diese Rohstoffe und 
Nahrungsmittel in Mitteleuropa hat mit der Preisentwicklung 
auf dem Weltmarkt nichts zu tun, sie vollzieht sich im geschlosse- 
nen Markt, seit der Beschlagnahme unter Monopolstellung des 
Käufers und daher nach Maßgabe seiner organisatorischen Kraft 
unter seinem Diktat. Der Tag des Friedensschlusses findet zwischen 
Mitteleuropa und der übrigen Welt Preisunterschiede, die die 
moderne Wirtschaftsgeschichte bisher nicht gekannt hat. 

Der Ausgleich vollzieht sich nicht von heute auf morgen. 
Der internationale Warenmarkt wird Jahre des Ueberganges 
brauchen, bis er wieder in stabile Verhältnisse kommt, aber dieser 
Prozeß des internationalen Ausgleichs der Preise geht parallel 
mit der vollen Wirksamkeit der nationalen Preisbestimmungs- 
gründe einher. Zu diesen gehört die Höhe der Steuern, gehört die 
Höhe des Disagios der Valuta, die Höhe des Kapitalsbedarfes 
für die Rohstoffergänzung und Investitionen der Industrie und 
Landwirtschaft für den Wiederaufbau der durch den Krieg 
zerstörten Gebiete. (Dabei sehe ich immer davon ab, daß Mittel- 
europa mindestens den größeren Teil seiner Kriegskosten auf die 
Feinde überwälzt. Das würde natürlich die internationale Auf- 
gabenverteilung mit einent Schlag verändern und die unterlegenen 
Mächte zu einer Anpassung an das mitteleuropäische Preisniveau 
zwingen, aber diese von der Sorge einer Anpassung ihres Preis- 
niveaus an den Weltmarkt befreien.) Dazu gehört das durch- 
schnittliche Lohnniveau, die Höhe des durchschnittlichen Zins- 
fuBes — Momente, die teils unabhängig voneinander, teils unter 
gegenseitigem Einfluß wirksam werden. 

Für Oesterreich- Ungarn läßt sich der Weg, der allein zur 
Lösung all dieser Aufgaben führt, in einem Wort weisen: dieäu- 
Berste Intensivierung der Wirtschaft. Die 
Handelspolitik vor dem Krieg ist in Oesterreich-Ungarn ebenso wie 
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in Deutschland von dem Schlagwort des » Schutzes der nationalen 
Arbeit« beherrscht gewesen. Die Wiener nationalökonomische 
Schule hat allerdings ein einwandfreies theoretisches System 
der Handelspolitik geliefert $): Auf keinem Gebiet der Wirt- 
schaftspolitik ist die Theorie von so geringem Einfluß ge- 
blieben, wie auf dem Gebiet der Handelspolitik, die von 
Anfang an mehr als alle anderen Gebiete der Wirtschafts- 
politik der Tummelplatz eines rücksichtslosen, auf die Bedürf- 
nisse der Gesamtheit wenig bedachten Interessenkampfes ge- 
wesen ist, in dem keine Staatsmacht ernstlich einen Ausgleich 
versucht hat. Daß Freihandel und Schutzzoll durchaus keine 
unvereinbaren wirtschaftspolitischen Kategorien sind — der 
Mangel dieser Erkenntnis hat den handelspolitischen Kampf 
der letzten Jahrzehnte so unfruchtbar und unerfreulich gestaltet. 
Die Folge davon war in den reinen Freihandelsstaaten die Ver- 
kümmerung wichtiger Produktionszweige, in den Schutzzöllner- 
staaten die Tendenz zur Uebertreibung und damit zur antisozialen 
Steigerung der Rente. Einigermaßen abgeschwächt wurde diese 
Tendenz lediglich durch die erzwungene Rücksicht auf die Aus- 
fuhrbedürfnisse großer Industrien. Wo Zölle in mäßiger Höhe 
belassen oder ermäßigt wurden, geschah es nicht oder weniger 
mit Rücksicht auf die Bedürfnisse der eigenen Wirtschaft, sondern 
auf die Politik der anderen Staaten, deren Absperrung man damit 
abwenden wollte. Schüller formuliert die Grenzen der Berechtigung 
des Schutzzolles unter Bedachtnahme auf das Gesamteinkommen 
der Bevölkerung und seine sozialen Wirkungen. Die Höhe und 
Berechtigung eines Zolles ist durch das Verhältnis bestimmt, 
in dem die durch ihn ermöglichte Vergrößerung der Produktion 
zu der durch ihn herbeigeführten Erhöhung des Preises steht. 
Je größer dieses Verhältnis ist, desto geringer ist die durch den 
Zoll bewirkte Vergrößerung des Renteneinkommens, desto gün- 
stiger daher die Wirkungen des Zolles auf die Einkommens- 
verteilung. Diese Mittellinie hat die praktische Handelspolitik 
des letzten Jahrhunderts tatsächlich niemals eingeschlagen. 
Auf Jahrzehnte der Prohibition ist das Zeitalter des Freihandels 
gefolgt und seit er seinen beherrschenden Einfluß auf die Handels- 
politik der großen Wirtschaftsmächte namentlich Mittel- und 


% Vor allem in der Arbeit von Richard Schiller über »Schutzzoll 
und Freihandel, die Voraussetzungen und Grenzen ihrer Berechtigung« Wien, 
Manz 1905. 


190 Gustav Stolper, 


Westeuropas verloren hat, entscheidet sich der Kampf zwischen 
Schutz des Innenmarktes und Förderung des Exports immer 
mehr zugunsten der Schutzinteressen. Ein einziges Mal — mit 
den Caprivi-Verträgen — ist es gelungen, zwischen den wider- 
streitenden Schutz- und Ausfuhrinteressen einen annähernd 
gerechten Ausgleich zu erzielen. Seither sind die Absperrungs- 
tendenzen immer ungehemmter und immer stärker zur Entfaltung 
gelangt. Sie haben in der Erneuerung der Caprivi-Verträge zu 
Beginn des Jahrhunderts ihren Triumph gefeiert und alle An- 
zeichen vor dem Krieg versprachen ihnen für die nächste Er- 
neuerung im Jahr 1917 einen neuen Sieg. Wenn Delbrück 
im Deutschen Reichstag der Neigung des Deutschen Reiches Aus- 
druck verliehen hat, an der »bewährten Wirtschaftspolitik« fest- 
zuhalten und deshalb die Handelsverträge unverändert zu ver- 
längern, so hat weder in Oesterreich-Ungarn noch in Rußland 
Neigung bestanden, auf dieses Anerbieten einzugehen. Die 
Handelsverträge von I917 hätten uns nach schweren Kämpfen 
wieder eine namhafte Erhöhung der Zollmauern, verstärkte Ab- 
sperrung der europäischen Wirtschaftsmächte gegeneinander 
beschert. 

Der Krieg hat auch darin eine gewaltige Wandlung geschaf- 
fen. Deutschlands und Oesterreich-Ungarns Handelspolitik 
wird einseitig in die Richtung der möglichsten Förderung ihrer 
Ausfuhr gediängt. Mag England an seinem Freihandel festhalten, 
was auch dort aus staatswirtschaftlichen Gründen mir unmög- 
lich geworden zu sein scheint, oder mag es sich und das größer- 
britische Imperium mit Zollschranken umgeben — Mitteleuropa 
wird sich nicht absperren können, weil es ausführen muß. Und 
geht England wirklich zum Schutzzoll über, so scheint mir eine 
Absperrung um so weniger möglich, weil man dann diesseits und 
jenseits des Kanals schließlich zum Abbau der Zollmauern wird 
die Hand bieten müssen. Aber auch Rußland wird es sich drei- 
mal überlegen, bevor es sich handelspolitisch absperrt und in 
eine Kampfstellung gegen Mitteleuropa begibt. Es sei denn, daß 
es der mir unwahrscheinliche Fall des Bankerotts vom Zwang 
befreit, die Zinsen seiner Auslandschuld durch forcierte Ausfuhr 
aufzubringen. 

Indes greife ich hier einem Einwand vor, den ober- 
flächliche Gegnerschaft gegen den mitteleuropäischen Wirt- 
schaftsbund immer wieder erhebt und der frühestens nach 
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einem Jahrzehnt Bedeutung erlangen könnte, denn vertragsmäßige 
Tarifpolitik halte ich für die nächsten Jahre nach dem Krieg 
für unmöglich oder wenigstens für überaus bedenklich, solange 
sich nicht die Grundlagen der Wirtschaft in den kriegführenden 
Staaten stabilisiert haben und zwischen ihnen ein gewisser Aus- 
gleich der Produktionsbedingungen sich vollzogen hat. Niemand 
ist heute imstande, für irgend einen europäischen Staat einen Zoll- 
tarıf zu erstellen, der sachlich begründet und nicht gefühlsmäßig, 
d.h. von Schlagworten diktiert ist. Niemand kann die Verschieden- 
heit von Produktionsbedingungen ausgleichen, die er nicht kennt. 
Und jeder Zoll, den wir heute auf Schätzungen dieser Verschie- 
denheit aufbauen wollen, beruht auf einem willkürlichen Spiel. 
Zum mindesten ein Jahrzehnt nach dem Krieg gehört meines Er- 
achtens der autonomen Zollpolitik, deren Bedenken allerdings 
durch Beibehaltung der Meistbegünstigung zu mildern sind. Da- 
bei lasse ich dahingestellt, wie weit die politische Stimmung nach 
dem Krieg, Haß und Mißtrauen zwischen den heute feind- 
lıchen Mächtegruppen den Abschluß von Tarifverträgen mit 
ihrer Nötigung zu kühler Erwägung, berechnendem Entgegen- 
kommen und abweisender Energie überhaupt ermöglichen. 
Vielleicht zeigt das bisher Gesagte, warum es unmöglich 
ist, nach dem Krieg die alte Handelspolitik wieder aufzunehmen. 
Um den österreichisch-ungarischen Markt der österreichischen 
und ungarischen Produktion vorzubehalten, genügt die beste- 
hende Zollmauer nicht. Sie ist zu einer Zeit ganz anderer, viel 
niedrigerer Preise errichtet worden, zu einer Zeit, da Lebensmit- 
tel- und Rohstoffpreise, Löhne, Steuern, Devisenkurse, Kapitals- 
zins, ganz andere Größen waren alsheute. Wodie Zölleschon bisher 
eine prohibitive Höhe hatten, mögen sie auch in Zukunft hinreichen. 
Im übrigen aber würde die Umwälzung aller Produktionsbedingun- 
gen notwendigerweise eine durchgehende Erhöhung der Zölle zum 
Teil auf ein Mehrfaches ihres geltenden Betrages erfordern, um den 
angestrebten Erfolg, die Fernhaltung der ausländischen Kon- 
kurrenz zu erreichen. Hat doch schon vor dem Krieg die weit- 
verbreitete Klage, daß die Industriezölle im Igo6er Vertrag mit 
Deutschland, um Zugeständnisse von Deutschland auf agrarischem 
Gebiet zu erlangen, zu niedrig festgesetzt worden seien, eine weit- 
gehende Verstärkung des Zollschutzes gefordert. Wenn die 
Forderung nach entsprechender Zollerhöhung nicht schon heute 
von den industriellen Interessenvertretern erhoben wird, so 
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ist das nur ein Zugeständnis an den »Annäherungsgedanken« 
und bei vielen durch den Glauben bewirkt, daß das Disagio der 
Währung ohnehin eine Verstärkung des Zollschutzes bedeute. 
Die Einbeziehung des Disagios in die Zollberechnung spielt, 
soviel ich sehe, insbesondere bei der Schwerindustrie eine be- 
deutende Rolle, die nahezu gar nicht durch das Disagio beim 
Bezug ausländischer Rohstoffe belastet ist und geringe Export- 
interessen hat, also gerade in denjenigen Kreisen, die den Zusam- 
menschluß mit Deutschland am hartnäckigsten bekämpfen. 
Immerhin liegt darin Konsequenz. Wer den wirtschaftlichen 
Zusammenschluß der beiden mitteleuropäischen Großmächte 
nicht will, muß für eine direkte oder indirekte Erhöhung der heu- 
tigen Zollmauern eintreten. 

Für die volkswirtschaftliche Beurteilung von solchen Be- 
strebungen muß man sich vor allem Klarheit schaffen über die 
bisherigen Entwicklungstendenzen der österreichischen und un- 
garischen Wirtschaft. Ich habe oben gezeigt, in wie raschem 
Fortschritt sich die österreichische Wirtschaft in dem Jahrzehnt 
seit ungefähr 1904 entfaltet hat. Aber dieser Fortschritt ist schon 
wenige Jahre nach seinem Beginn spekulativ entartet und 
gegen Ende des ersten Jahrzehnts zusammengebrochen, weil die 
Erweiterung der Produktionsanlagen nicht begleitet war von 
einer entsprechenden Erweiterung des Konsums. Die Textil- 
industrie, die die stärkste und schnellste Erweiterung vorgenom- 
men hat, ist in den Jahren vor dem Krieg zu 30—40 %iger Be- 
triebseinschränkung und Zwangsexporten bei Verlustpreisen 
genötigt gewesen ohne die Marktverhältnisse zu sanieren. 
Der circulus vitiosus, in dem sich die Entwicklung der österreichi- 
schen Wirtschaft immer bewegt hat, ist auch in diesem Jahrzehnt 
nicht durchbrochen worden und dieser circulus vitiosus heißt: 
hohe Preise bei großem Gewinn, daher geringer Verbrauch im 
kleinen Absatzgebiet, daher hohe Gestehungskosten, daher 
hohe Preise. In keinem entwickelten Industriestaat der Erde ar- 
beitet die Industrie mit durchschnittlich so hoher Rente wie in 
Oesterreich und in Ungarn (soweit dort überhaupt lebensfähige 
Industrieunternehmungen in Betracht kommen). Und das Wirt- 
schaftsprinzip des hohen Nutzens bei geringem Umsatz überträgt 
sich mutatis mutandis vom Großbetrieb durch die ganze Unter- 
nehmerschaft bis hinunter auf den Kleinhändler in Lebensmitteln 
und Lohnfuhrwerksunternehmer, es überträgt sich schließlich auch 
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auf den Arbeiter. Die hohe Zollmauer schützt nicht nur die Renta- 
bilität gut kartellierter Industrien, sondern auch einen Wirtschafts- 
geist, der der modernen industriellen Entwicklung passiven Wider- 
stand entgegensetzt und jede wirtschaftliche und damit auch politi- 
sche Reform hemmt, Oesterreich zu einem der teuersten Länder 
der Welt mit den ungünstigsten Erwerbsbedingungen macht, 
nicht nur alljährlich Hunderttausende von Lohnarbeitern ge- 
zwungen hat zum Wanderstab zu greifen, um in Uebersee das 
brauchbarste und gesuchteste Arbeitermaterial zu bilden, sondern 
auch Jahr für Jahr eine Unzahl von Intelligenzen nötigt, im Aus- 
land sich ein Betätigungsfeld zu suchen. 

Ueber die Folgen der Herrschaft dieses Wirtschaftsgeistes, 
von denen die Zollpolitik nur eine von zahlreichen Objektivatio- 
nen war, brauche ich mich nicht näher auszulassen. Jedes sta- 
tistische Handbuch gibt dafür tausend Belege und diese Statistik 
ist von den gründlichsten und sachkundigsten Gegnern des Wirt- 
schaftsbundes mehr oder weniger gewissenhaft ausgebeutet worden. 
Diesen Wirtschaftsgeist über den Krieg hinüberretten wollen, 
um ihm zu neuer Geltung zu verhelfen, das kann nur jemand, 
der entweder seine Privatinteressen über die der Allgemeinheit 
stellt oder der von den wirtschaftlichen Aufgaben, die uns der 
Krieg hinterläßt, schlechterdings keine Ahnung hat. Mit Pro- 
hibitivzöllen kann man den inneren Markt schützen, kann ge- 
wissen Industrien ein ruhiges Dasein und eine gedeihliche Ent- 
wicklung in bescheidenen Grenzen sichern, aber man kann 
mit ihnen nicht Milliarden neuer Steuern aufbringen, man kann 
mit ihnen nicht eine Teuerung bekämpfen, unter der heute 
schon die Bevölkerung schwer leidet und deren Fortdauer über 
den Krieg hinaus zu den gefährlichsten sozialen Krisen führen 
müßte, und man kann vor allem mit ihnen nicht Exportpolitik 
treiben, die nötig ist, um die Rohstoffe zu bezahlen, die wir vom 
Ausland zu unserer Ernährung und Bekleidung beziehen müs- 
sen. Selbst wenn alle Einwände, die die industriellen Gegner eines 
Wirtschaftsbundes erheben, triftiger wären als sie sind, so 
würden sie den Zwang nicht mindern, der Oesterreich-Ungarn 
nötigt, seine Wirtschaftspolitik von Grund auf zu ändern. 

Die neue Wirtschaftspolitik muß zur stärksten Intensivierung 
der Wirtschaft, zur Verbreiterung der Wirtschaft führen, deren 
Rücken die Lasten dieses Krieges tragen muß. Die Intensi- 
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schaft wie in der Industrie einsetzen. Für beide brauchen wir den 
Zusammenschluß mit dem Deutschen Reich. In der Land- 
wirtschaft bedeutet Intensivierung vor allem Kapital- 
aufwand. Der Landwirt muß mehr und zweckmäßig Kunstdünger 
verwenden, er muß landwirtschaftliche Maschinen beschaffen, 
Bewässerungs- und Entwässerungsanlagen bauen, Scheunen und 
Lagerhäuser errichten, die Gemeinden Wildbachverbauungen vor- 
nehmen, Flußregulierungen durchführen (weite Gebiete in Un- 
garn und vieler Kronländer Oesterreichs opfern alljährlich er- 
hebliche Teile ihrer Ernte regelmäßig wiederkehrenden Ueber- 
schwemmungen). Der einzelne Landwirt muß zu diesem Zweck 
sich verschulden, das heißt seine Sparkassa oder Hypotheken- 
bank muß ihre Pfandbriefe unterbringen, die Gemeinde ihre 
Obligationen, wofern nicht der Staat selbst unmittelbar Meliora- 
tionsanleihen aufnimmt. Mit der Kapitalbeschaifung in der Geld- 
form allein ist demLandwirt allerdings nicht gedient. ZurIntensivie- 
rung seiner Wirtschaft gehört, daß er Kunstdünger und die Maschi- 
nen, die Baumaterialien für seine Lagerhäuser usf. zu billigen Prei- 
sen bekommt, d.h. daß er nicht bei seinem Kapitalaufwand von 
vorneherein mit der Rente belastet wird, die ein übermäßiger 
Zollschutz der inländischen Industrie zuweist. Er braucht aber 
vor allem für die Steigerung der Erträgnisse seiner Produktion 
den Markt. Die großen Fortschritte in der landwirtschaftlichen 
Produktion sowohl Oesterreichs als Ungarns sind namentlich 
in der ersten Zeit nicht beim bäuerlichen sondern beim landwirt- 
schaftlichenGroßbesitz zu erzielen. Die Intensivierung der Bauern- 
wirtschaft kann nur das Ergebnis eines langwierigen Erziehungs- 
werkes sein, dessen Voraussetzungen erst in einer Verfassungs- 
und Verwaltungsreform geschaffen werden müssen. Der Groß- 
betrieb aber rechnet und er rechnet in Geld und nicht in Mengen. 
Er will die Preise hochhalten und hat kein Interesse an einer 
Ertragssteigerung, die den Preis drückt. Und da der inländische 
Markt nur für begrenzte Mengen aufnahmsfähig ist (die Aufnahms- 
fähigkeit wird nach dem Krieg geringer sein als vorher), so ist 
eine Intensivierung der österreichischen und ungarischen Land- 
wirtschaft im allgemeinen an die Bedingung gebunden, daß 
ihren Produkten der große deutsche Markt geöffnet wird. 

Die Erschließung des deutschen Marktes für die agrarische 
Produktion wird noch von einer anderen Seite her geboten. Es 
ist heute auch in Deutschland schon allgemein bekannt, welch 
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starken Anteil an den Ursachen dieses Krieges die unglückliche 
Handelspolitik Oesterreich-Ungarns gegenüber den Balkanstaaten 
gehabt hat. Sie hat — neben der ungarischen Nationalitätenpolitik 
— Rumänien den Mittelmächten entfremdet und in Serbien 
der russophilen Propaganda den Nährboden bereitet, auf dem 
allein so verhängnisvolle Erfolge erwachsen konnten. Aber weniger 
bekannt ist in Deutschland, wie stark diese Absperrungspolitik 
Oesterreich-Ungarns gegen den Balkan durch die Absperrung 
Deutschlands selbst gegen Oesterreich mitverursacht ist. Diegroßen 
handelspolitischen Differenzen zwischen Oesterreich-Ungarn und 
den Balkanstaaten im letzten Jahrzehnt betrafen weniger die 
Getreidezölle als den Viehverkehr. Seine Unterbindung vor 
allem hat Serbien (neben politischen Momenten) genötigt, schon 
vor dem Balkankrieg in Saloniki Anlagen zu schaffen um das 
Vieh nach Italien und Frankreich zu bringen, hat es dadurch in 
eine gewisse Abhängigkeit von der Türkei gebracht und das 
Streben nach der eigenen Bahnverbindung zur Adria (Donau- 
Adriabahn als Gegenprojekt zur Aehrenthalschen Sandschakbahn) 
übermächtig werden lassen, da bekanntlich Lebendvieh eine 
mehrtägige Seereise nur schwer verträgt. Der Mißbrauch der 
Veterinärbestimmungen zu handelspolitischen Zwecken ist aber, 
bevor Oesterreich-Ungarn seine Grenzen gegen die Vieheinfuhr 
der Balkanstaaten sperrte, von Deutschland Oesterreich-Ungarn 
gegenüber geübt und im Handelsvertrag von 1906 gewissermaßen 
sanktioniert worden. Wir haben dafür einen gewiß unverdächti- 
gen Zeugen in Baernreither, dem Vorkämpfer für den deutsch- 
österreichisch-ungarischen Wirtschaftsbund, der 1905 der Be- 
richterstatter des Abgeordnetenhauses über den letzten deutsch- 
österreichischen Handelsvertrag gewesen ist. Bleibt das heutige 
Agrarregime Deutschlands gegenüber Oesterreich-Ungarn auf- 
recht, dann ist auch kaum auf eine durchgreifende Aenderung 
der Absperrungspolitik Oesterreich-Ungarns gegen den Balkan 
zu rechnen — mit all den schweren politischen Konsequenzen, 
die sich daraus jeder Denkende selbst ableiten mag. 

Aber selbst wenn man das serbische Problem als durch den 
Krieg von einem außerpolitischen zu einem innerwirtschaft- 
lichen österreichisch-ungarischen Problem gewandelt sieht (wo- 
durch die wirtschaftlichen Schwierigkeiten nur wenig gemildert 
würden), so bleibt noch der Getreidezoll gegen Rumänien und 
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und ungarische Agrarier nur verstehen, wenn er für seinen Ertrags- 
überschuß freien Zugang zum deutschen Markt hat, denn es 
bedeutet auch für ihn und seine Befähigung zu dem für eine Inten- 
sivierung seiner Wirtschaft notwendigen Kapitalsaufwand einen 
großen Unterschied, ob er für den Mehrertrag seiner Produktion 
Inlandpreise oder Weltmarktpreise erzielt. Und solange Mittel- 
europa an dem Standpunkt festhält, daß auch die nach dem 
Krieg geltenden Preise nicht hinreichen, um die Verschiedenheit 
der agrarischen Produktionskosten zwischen dem Weltmarkt 
und Mitteleuropa auszugleichen, solange kann auch dem öster- 
reichischen und ungarischen Landwirt der Weltmarktpreis keinen 
hinreichenden Ansporn zu erhöhter Produktion durch erhöhten 
Kapitalsaufwand bieten. Oesterreich-Ungarn muß also die 
Niederlegung der deutschen Zollmauern für Agrarprodukte aus 
einem innerwirtschaftlichen und einem außerpolitischen Grund 
fordern: Beide sind Lebensfragen für die Zukunft der Monarchie 
und daher bei der unlösbaren politischen Gemeinschaft der beiden 
Mächte auch für das Deutsche Reich. 
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Die großen angeblich unüberwindlichen Schwierigkeiten 
einer völligen Zolleinigung zwischen Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn bietet die Industrie. Werihre Stellung innerhalb unseres 
Fragenkomplexes richtig fıxieren will, muß sich vor allem ver- 
gegenwärtigen, welche Entwicklung die Industrie Mitteleuropas 
und namentlich Oesterreich-Ungarns in nahezu zwei Kriegsjahren 
durchgemacht hat. Wenn ich in der Einleitung zu diesen Aus- 
führungen davon gesprochen habe, daßsich die Grundlagen unserer 
Frage, seit sie der Gegenstand ausgedehnter Erörterung ge- 
worden sind, vollständig geändert hätten, so habe ich dabei neben 
der ungeheuer gesteigerten Bedeutung, welche das staatsfinan- 
zielle und das Valuta-Problem durch die lange Dauer des Krieges 
erlangt haben, vor allem an die Wandlungen der Struktur von 
Industrie und Handel gedacht. Die Unterbrechung der Kon- 
tinuität in der Entwicklung, die ich oben für die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen unterstrichen habe, ist auch in der heimi- 
schen Wirtschaft selbst eingetreten. Die Bedingungen und For- 
men, unter denen sich Industrie und Handel im Krieg betätigen 
müssen, haben zu denen der Zeit vor dem Krieg keine Beziehung 
und welche Veränderungen immer die künftige Friedenswirtschaft 
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daran vornehmen mag — daß eine Rückkehr zu den alten Formen 
in absehbarer Zeit möglich ist, das scheinen mir allein schon die 
Schwierigkeiten der Rohstoffversorgung, der Valutareform und — 
wie erwähnt — auch einer vertragsmäßigen Tarifpolitik auszu- 
schließen. 

Versuchen wir uns über diese dauernden Wirkungen der 
Kriegswirtschaft klar zu werden. Dem Handel — um mit ihm zu 
beginnen — hat der Krieg ein sehr weites Gebiet seiner Tätigkeit 
überhaupt verschlossen. Der Auslandshandel ist nach und nach 
fast völlig zum Stillstand gekommen. Die längste Zeit hat er 
teilweise Ersatz für den Ausfall in seinem normalen Geschäft 
durch die Beschaffung aller möglichen Waren aus dem neutralen 
Ausland gefunden, wobei die außerordentliche Höhe der Gewinne 
den Rückgang des Mengenumsatzes oft überreichlich aufwog. 
Zu welchen Mißständen das manchmal geführt hat, ist bekannt. 
Die Abhilfe gegen sie hat man in Deutschland wie in Oesterreich- 
Ungarn mehr und mehr in der Zentralisierung des ausländischen 
Einkaufs durch staatlich beaufsichtige Einkaufsstellen zu schaffen 
versucht. Zugleich wird der Kreis der Waren, die das neutrale 
Ausland abzugeben bereit ist, täglich enger. Täglich liest man 
von neuen Ausfuhrverboten, und was das neutrale Ausland uns 
noch zu liefern willens oder imstande ist, halten wir zum großen 
Teil von unseren Grenzen fern, soweit es mehr oder weniger über- 
flüssige Waren sind, deren Einfuhr nur den Stand unserer Valuta 
verschlechtert. Aber auch der Binnenhandel hat sich immer grö- 
Beren Beschränkungen unterwerfen müssen. Der Reihe nach sind 
die wichtigsten Lebensmittel und industriellen Rohstoffe beschlag- 
nahmt und damit dem freien Handel entzogen worden. Dabei ste- 
hen wir vielleicht noch nicht am Ende dieser Entwicklung. Immer 
stärker wird der Ruf, auch den Kleinhandel insbesondere in Lebens- 
mitteln zu beschränken, wo das nicht schon bisher durch Fest- 
setzung von Höchstpreisen mit größerem oder geringerem Erfolg 
geschehen ist. 

Die Schranken, die der Betätigung des freien Handels gesetzt 
sind und täglich verstärkt werden, fallen nicht am Tag des Friedens- 
schlusses. Baumwolle, Wolle, Flachs, Hanf, Jute, Metalle, Leder, 
Oele und Fette, Getreide und Futtermittel, Zucker und Spiritus 
usw. haben im Krieg ihre Organisationen erhalten, die, je länger 
der Krieg dauert, immer weiter ausgebaut werden und die erst 
beim Uebergang von der Kriegs- in die Friedenswirtscheft ihre 
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schwersten Aufgaben zu bewältigen haben werden. Auf allen 
diesen Gebieten bleibt der Handel entweder überhaupt ausge- 
schaltet oder seine Betätigung wird in gänzlich neue Bahnen 
und Formen gedrängt. Mag die Sehnsucht nach der Wiederher- 
stellung des freien Handels noch so stark werden — noch nie sind 
ihm z. B. in Deutschland so viel Loblieder gesungen worden, wie 
in diesen Kriegsmonaten, wo die Regierungen nur widerwillig 
Aufgaben auf sich genommen haben, zu denen ihnen von vorn- 
herein die Eignung fehlt und deren naturgemäß unvollkommene 
Lösung ihnen mehr Vorwürfe als Anerkennung einbringt —, der 
Zwang der Verhältnisse, die Rücksicht auf die Valuta, auf die 
Staatsfinanzen und auf die Bedürfnisse der Heeresverwaltun- 
gen, welche sich für alle Zukunft nicht mehr dem glücklichen 
Zufall preisgeben lassen, wird stärker sein als der Wunsch der 
Staatsverwaltung, undankbare Aufgaben abzuwälzen, und das 
Bedürfnis der Privatwirtschaft, von lästigen Fesseln befreit zu 
werden. 

Und nun die Industrie. Bei ihr müssen wir zur Klarstellung 
der Kriegswirkungen mehrere Gruppen unterscheiden. Zunächst 
die eigentliche Kriegsindustrie: Geschütz-, Gewehr-, Munitions- 
fabriken u. a. Für sie ist wie für die Armee die ganze Friedenszeit 
eine Vorbereitung auf den Krieg gewesen. Sie hat den Export 
forciert, manchmal zu unrentablen Preisen, hat die äußerste 
Thesaurierung in ihrer Finanzgebarung betrieben, nur um eine 
Leistungstähigkeit zu erzielen und aufrecht zu erhalten, die sie 
im Krieg zu den ihr gestellten größten Aufgaben befähigt. 
Ihre Förderung, Erhaltung oder Beeinträchtigung beruht nicht 
in erster Linie auf wirtschaftspolitischen Erwägungen. Daher ist 
auch ihre Zukunft von der Richtung der allgemeinen Wirtschafts- 
politik unabhängig. Ob sie nach dem Krieg ausreichende Be- 
schäftigung haben oder zu’ einer Einschränkung ihrer Tätig- 
keit genötigt sein wird, ob man nach den Erfahrungen dieses 
Krieges ihren internationalen Betätigungsdrang staatlicher 
Ueberwachung unterwerfen, ob nicht nach dem Krieg die alte 
Frage einer Verstaatlichung der eigentlichen Rüstungsindustrien 
von neuem aufgeworfen wird — über alles das wird nicht der 
Gang der Wirtschaftspolitik entscheiden. Eine zweite wichtige 
Gruppe bilden diejenigen Betriebe, die der Krieg nicht zu einer 
technischen Umgestaltung gezwungen, denen er aber eine Ver- 
schiebung und Steigerung ihres Absatzes gebracht hat. In diese 
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Gruppe gehören — um einige markante Beispiele zu nennen — 
Konservenfabriken, Schuhfabriken, Fabriken für Watte- und 
Verbandzeug, Fabriken für Stacheldraht, Automobile und Pneu- 
matiks. Daß diese Unternehmungen vielfach ihre Leistungs- 
fähigkeit erweitert oder dort, wo sie im Frieden verschiedene 
Fabrikate erzeugt haben, im Krieg`sich auf die Erzeugung der 
Gegenstände des Kriegsbedarfes geworfen und in diesen Be- 
trieben Investitionen vorgenommen haben, ändert nichts daran, 
daß sie im wesentlichen durch den Krieg keine technische Ver- 
änderung erfahren haben. Dieser Gruppe am nächsten stehen 
diejenigen Industrien, die ihren Friedensabsatz zum größten Teil 
eingebüßt und die die Umschaltung auf den wesentlich verwand- 
ten Absatz an Kriegsbedürfnissen zur Spezialisierung genötigt 
hat. Dazu gehört der größte Teil der Maschinenfabriken, dazu ge- 
hören vor allem die meisten Textilfabriken. Spinnereien, die im 
Frieden ein paar Dutzend Garnnummern erzeugt haben, sind im 
Krieg zur Erzeugung der wenigen Nummern übergegangen, für die 
die Heeresverwaltung Nachfrage äußert. Und für die Webereien 
gilt ähnliches. Zu Beginn des Krieges ist diese Umschaltung — 
abgesehen von den vertragsmäßigen Verpflichtungen der bestehen- 
den Heereslieferungskonsortien — durch die Stockung des Zivil- 
absatzes und die weit höhere Rentabilität der ärarischen Aufträge 
veranlaßt worden; ihre Beibehaltung ist durch gesetzliche Maß- 
nahmen erzwungen, nachdem sich die Nachfrage für die Gegen- 
stände des bürgerlichen Verbrauches und demgemäß die Preise 
entsprechend gehoben haben. Soweit die Industrie von dieser 
Wiederbelebung des Zivilverbrauches Nutzen gezogen hat, ist sie 
als Händler — durch Verkauf ihrer Vorräte — nicht als Erzeuger 
in Betracht gekommen. Eine vierte Gruppe von Industrien 
hat durch den Krieg ihren regelmäßigen Absatz ganz oder größ- 
tenteils verloren, aber ihre technische Einrichtung soweit um- 
gestalten können, daß sie Heeresbedarf, insbesondere Munition 
erzeugen und dadurch materiell für die Einbuße, die ihnen der 
Kıieg verursacht, entschädigt sind. Hierher gehört die lange 
Reihe von Industrien der verschiedensten Art, deren erstaunliche 
technische Wandlungsfähigkeit im Krieg immer wieder als 
überraschende Kuriosität der Kriegswirtschaft dargestellt worden 
ist. Und nur einer letzten, relativ kleinen Gruppe von Industrien 
ist dieser Uebergang nicht gelungen. Sie kämpft dauernd mit 
Schwierigkeiten, wenn auch die anfänglich völlige Stockung 
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einem bescheidenen Absatz gewichen ist. Hier sind alle Industrien 
einzuordnen, die mit der Bautätigkeit zusammenhängen, Ziege- 
leien, Kalkwerke, Zementfabriken, aber auch Glas und Porzellan- 
fabriken, ferner die spezifischen Exportindustrien und einzelne 
Luxusindustrien, wiedie Feinpapier-, Spitzenindustrieund andere. 

Diese Einteilung kreuzt sich mit einer anderen. Die Kriegs- 
industrien im weitesten Sinn scheiden sich in solche, die allein 
oder überwiegend inländische Rohstoffe und Materialien ver- 
arbeiten, und solche, die im Rohstoff- und Materialbezug vom 
Ausland abhängen. Jene sind in ihrer Entfaltung nur durch 
die wachsenden Schwierigkeiten hinreichender Arbeiterbe- 
schaffung beeinträchtigt, diese kommen nach und nach zum 
Stillstand. Darin findet die Unterbrechung der wirtschaftlichen 
Kontinuität ihren schärfsten Ausdruck. Daß eine ganze Reihe 
von Industrien monatelang — bis zur Beendigung des Krieges — 
zum Feiern genötigt ist, wird tiefgreifende Folgen für ihre ganze 
Struktur haben. Eine große Anzahl von Unternehmungen 
liquidiert. Die Vorräte werden verkauft und damit hört jede 
geschäftliche Betätigung auf. Wieviele von diesen liquidierenden 
Unternehmungen ihre Betriebe überhaupt oder in der alten 
Form wieder aufnehmen werden, läßt sich noch nicht abschätzen. 
Aber schon heute, wo dieser Prozeß erst in seinen Anfängen 
steht, bekunden — wenigstens in Oesterreich — viele Unter- 
nehmer ihre Neigung sich vom Geschäfte zurückzuziehen, das im 
Krieg und durch den Krieg erworbene Vermögen nach dem Krieg 
nicht wieder den Schwankungen einer ungewissen Konjunktur 
auszusetzen. Auf diese Weise wird der Krieg den Konzentrations- 
prozeß in der Industrie mächtig fördern. Den Konzentrations- 
und damit den Modernisierungsprozeß. Es sind natürlich vor 
allem dieälteren, schlechter eingerichteten, mit weniger Wagemut 
und konservativ geleiteten Unternehmungen, die die Wieder- 
aufnahme des Kampfes scheuen. Dieser Konzentrationsprozeß 
vollzieht ebenso den Bruch mit der Tradition, wie wir ihn auf 
allen Gebieten des politischen und wirtschaftlichen Lebens be- 
obachten können, er ändert — wie die vorhergehende Anpassung 
der Industrie an die Kriegsbedürfnisse — die seelischen Bedin- 
gungen der Unternehmerklasse als Ganzes, verjüngt und stärkt 
sie so für den kommenden schweren wirtschaftlichen Kampf. 
Und diese Auslese der Unternehmungslustigen urd Kapitalkräftig- 
sten in der Industrie vereinfacht zugleich die Voraussetzungen 
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Ihrer Organisation. Niemals ist die Zahl der geplanten Fusionen, 
Interessengemeinschaften, Umwandlungen inAktiengesellschaften, 
Verkäufe von Fabriken und damit der Kapitalserhöhungen, Kre- 
dtgesuche unter Anbot von Beteilungen bei Banken so groß 
gewesen wie jetzt und sie wird sich mit jedem Monat vermehren, 
den der Krieg länger dauert und der Liquidationsprozeß fort- 
schreitet. 

Die günstigen Umstände, unter denen er sich vollzieht, d. h. 
der große Geldgewinn, den er den Unternehmungen bringt, hat 
aber für die künftige Wirtschaftspolitik — wenn dieses Moment 
rechtzeitig in seiner ganzen Tragweite erkannt wird — noch eine 
weiterreichende Bedeutung. Alle Handelspolitik der Vergangen- 
heit hat im wesentlichen den Schutz der schwächsten, d. h. am 
ungünstigsten produzierenden Unternehmungen zum Ziel gehabt. 
Das hat einerseits die gesamte Volkswirtschaft in unrationeller 
Weise belastet und anderseits den günstig gestellten Unter- 
nchmungen eine übermäßige Rente gesichert. Verschärft wurde die 
Wirkung dieser Politik in Oesterreich besonders durch den weiten 
Abstand der Produktionsbedingungen zwischen der bodenständi- 
gen Österreichischen und der großenteils künstlich gezüchteten 
vngarischen Industrie, deren Schutzbedürfnisse im gemeinsamen 
Wirtschaftsgebiet und gemeinsamen Zolltarif mit berücksichtigt 
sein wollten. Auf diese Weise ist viel Lebensunfähiges in der 
Wirtschatt erhalten geblieben und hat ihre Entwicklung wie mit 
Bleigewichten belastet. Indes hat eine evolutionistische Wirt- 
schaftspolitik keinen Ausweg gelassen. Die notwendige Preisgabe 
&iner Unzahl von Unternehmungen, die Abwanderung des Kapitals 
aus Industrien mit schlechteren Produktionsbedingungen in 
Industrien mit besseren ist zwar einwandfreie Theorie, aber po- 
litische Unmöglichkeit gewesen. Die Unterbrechung dieser Kon- 
Nruität durch den Krieg verleiht der handelspolitischen Theorie 
Praktische Durchführbarkeit. Erst die wirtschaftliche Um- 
Wälzung, die der Krieg jäh erzwungen hat, bedingt und for- 
dert auch revolutionäre Wirtschafts- und Handelspolitik. Die 
Liquidation der Vorräte hat ungünstig arbeitenden Unter- 
hchmungen reichen Gewinn gebracht, ihnen die Abschreibung 
hrer Fabriksanlagen gestattet, die Mittel zur Modernisierung 
rer Betriebseinrichtungen verschafft. Wo auch diese die Wett- 

“Werbsfähigkeit auf die Dauer nicht sicherstellt, ist die Auf- 
“sung des Betriebes in vielen Fällen nicht nur finanziell erleich- 
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tert, sondern dank der militärischen Einziehung und Entlassung 
des Arbeiterstockes auch ohne schwere soziale Störungen möglich. 
Die Auslese der Unternehmer ergänzt sich auf diese Weise durch 
eine Auslese der Unternehmungen in der Richtung nach den 
besten Produktionsbedingungen, den geringsten Gestehungskosten. 

Und drittens: der Krieg hat die Industrie rasch spezialisiert. 
Was ihr im Frieden richt möglich gewesen ist, weil Konkurrenz- 
verhältrisse, laufende Verpflichtungen, Mangel an geschulten 
Arbeitern und anderes es verwehrten, hat der Krieg erzwungen. 
Zunächst in ganz unwiıtschaftlicher Weise beim Uebergang 
auf die ausschließliche Erzeugung von Gegenständen des Heeres- 
bedarfes. Die Heeresverwaltung hat Preise gezahlt und zum 
großen Teil zahlen müssen, welche alle Kosten der Spezialisie- 
rung des Betriebes deckten. Was die Industrie dadurch an tech- 
nischer Beweglichkeit gewonnen hat, wieviel Bequemlichkeit 
und Beharrungslust dabei überwunden worden ist, die damit 
auch der künftigen Entwicklung aus dem Weg geräumt ist, 
lehrt die tägliche Erfahrung. Daß das nur durch unwirtschaftliche 
Mittel — Ausschaltung der Konkurrenz, Unbekümmertheit um 
Materialpreise und Löhne, große Gewinne — erreicht worden ist, 
muß immer beachtet werden, damit man nicht die Erfahrungen 
des Krieges ohne weiteres auf die Friedenswirtschaft übertrage. 
Aber die Tatsache der vollzogenen Spezialisierung als einer 
technischen Voraussetzung der künftigen Friedenswirtschaft bleibt 
darum doch in weitem Umfang gegeben. Das gilt nicht nur für die 
Industrien, die aus Mangel an Rohstoffen allmählich zur Ein- 
schränkung oder Stillegung ihrer Betriebe genötigt werden. Dem 
entspricht bei den dauernd voll beschäftigten in der Wirkung die 
Abnützung der Fabrikgebäude und Maschinen, die ihnen gleich- 
falls die Rückkehr zu den alten Formen ihres Betriebes nicht ohne 
weiteres erlaubt. Auch sie — und sie vielleicht erst recht — müssen 
ihre maschinellen Einrichtungen, zu deren Ausbesserung der Krieg 
keine Zeit gelassen hat und die vielfach durch forcierte Arbeit 
ihre Exaktheit eingebüßt haben, abschreiben und durch neue 
ersetzen. Auch bei ihnen schafft also der Krieg die wirtschaft- 
lichen, technischen und finanziellen Voraussetzungen einer plan- 
mäßigen Spezialisierung für die Friedenswirtschaft. 

Das alles erscheint natürlich in solcher schematischen Dar- 
stellung schroff, weil wir Entwicklungstendenzen, deren An- 
sätze heute noch nicht allgemein sichtbar sind, bereits in ihrer 
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möglichen vollen Wirkung auf die künftige Friedenswirtschaft zu 
erfassen suchen und dabei die Abweichungen, welche die tausend- 
tach komplizierte Wirklichkeit von der geraden Richtung dieser 
Tendenzen erzwingt, außer acht lassen müssen. Aber man darf 
nie übersehen, daß die fremdesten Gedanken im Krieg allmählich 
selbstverständlich geworden sind. Es hat lange Zeit gebraucht, 
bis man den Gedanken der Höchstpreise für diskutabel, noch 
länger, bis man die Beschlagnahme der Erzeugnisse großer Pro- 
duktionszweige für möglich gehalten hat. Und heute sind auf den 
weitesten Gebieten der Ernährung und industriellen Rohstoff- 
versorgung nicht nur Höchstpreise und Beschlagnahme durch- 
geführt, sondern die planmäßige Rationierung in Angriff genom- 
men. Solche Sprünge der Entwicklung lassen sich nicht rückgängig 
machen, sondern bestenfalls durch neue Bedürfnisse und Kräfte 
ablenken. 
* a * 

Die zwiefache Auslese — der besten Unternehmer und der 
besten Unternehmungen —, die den Durchschnitt der Unter- 
nehmerschaft und den Durchschnitt der Produktionsbedingun- 
gen in Oesterreich gewaltig hebt, wird aber gerade in Oesterreich 
ergänzt durch eine energische und weitblickende Organisierung 
des Uebergangs von der Kriegs- in die Friedenswirtschaft, zu 
der das österreichische Handelsministerium gerade in der jüng- 
sten Zeit die ersten entscheidenden Schritte unternommen 
hat. Eine im Ausland viel zu wenig beachtete Verordnung vom 
II. April über die Errichtung eines Kriegsverbandes der Oel- und 
Fettindustrie zeichnet die Formen vor, in denen die staatliche 
Regulierung dieses Ueberganges sich betätigen soll 5). In kurzer 
Zeit dürften ähnliche Kriegsverbände für die Baumwoll-, Woll-, - 
Flachs-, Jute, Metall- und Leder-Industrie geschaffen werden. 
Da die Spiritus- und Zuckerindustrie heute bereits durch ihre 
Zentralen der unmittelbaren staatlichen Ingerenz unterliegen, eine 
Zwangsorganisation der Petroleumindustrie vorbereitet wird — 
für die straff kartellierte Eisenindustrie sind die Fragen des 
Vebergangs von der Kriegs- in die Friedenswirtschaft technisch 
und kommerziell verhältnismäßig am einfachsten —, so ist im 
Zusammenhang mit der bereits bestehenden Devisenzentrale 


8, Vgl. »Die Organisierung der Industrie« in »Der Oesterreichische or 
wırte Nr. 29 vom 15. April 1916. 
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(welche den ganzen Auslandshandel kontrolliert) und der geplanten 
Zwangsorganisation der Seeschiffahrt tatsächlich die Wirtschaft 
inihren wichtigsten und ausschlaggebendsten Gebieten organisiert 
und diese autonomen Organisationen den Interessen der Gesamt- 
wirtschaft dienstbar gemacht. Wie weitgehende Zwecke diese 
Kriegsverbände verfolgen, zeigt die Umschreibung ihrer Auf- 
gaben. Als Zweck des Verbandes wird die Regelung der Erzeugung, 
des Vertriebes und des Verbrauches von Oelen und Fetten und 
daraus hergestellten Waren im öffentlichen Interesse bezeichnet. 
Dem Kriegsverband obliegt insbesondere ($ 2 der Verordnung) 
»die Führung einer dauernden Evidenz über die Rohstoffe, 
Art und Menge der erzeugten Produkte und ihren Absatz; die 
Regelung der Beschaffung und Verteilung der Rohstoffe behufs 
wirtschaftlicher Verwendung der jeweils verfügbaren Mengen; 
die Aufstellung von Vorschriften für die 
Regelung der Erzeugung und zwar sowohl hinsicht- 
lich des Fabrikationsverfahrens, wie hinsichtlich der Mengen 
und Beschaffung der zu erzeugenden Waren sowie der zum Absatz 
zuzulassenden Warensorten; die Regelung der Verkaufspreise; 
die Vorsorge für die zweckmäßigste Verteilung und Verwendung 
der verarbeiteten Rohstoffe und der daraus hergestellten Waren 
und die Regelung ihres Verschleißes und schließlich die Mit- 
wirkung bei der Durchführung der die Versorgung des Konsums 
betreffenden Maßnahmen und Vorkehrungen« Der Autgaben- 
kreis wird bei den einzelnen Industrien bald weiter bald enger ge- 
zogen werden je nach ihren speziellen Bedürfnissen, aber die Mög- 
lichkeit der planmäßigen Einwirkung nicht nur auf den Absatz, 
den auch bisher schon freiwillige Kartelle kontrolliert haben, son- 
dern auf die Rohstoffbeschaffung, Rohstoffverwendung und vor 
. allem, wo es nottut — darin sche ich den kühnsten Schritt der Ver- 
ordnung — auf die technische Gestaltung der Betriebe dürfte 
allen Verbänden gesichert werden. Auf die Bedenken, die diese 
Absichten der österreichischen Regierung bei vielen erregt haben 
und erregen werden und denen sich die Urheber dieser Pläne 
selbst nicht verschlossen haben, habe ich hier nicht näher einzu- 
gehen. Ebensowenig auf den überaus interessanten Aufbau 
dieser Kriegsverbände, mit ihrem m. E. überaus glücklichen Aus- 
gleich zwischen den widerstreitenden Erzeuger-, Verbraucher- 
und öffentlichen Interessen. In diesem Zusammenhang gilt es nur 
zu zeigen, zu welcher Bedeutungslosigkeit die eigentliche Zoll- 
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politik gerade in der Uebergangszeit nach dem Krieg neben solchen 
und anderen wirtschaftspolitischen Schutzwaffen des Staates 
herabsinkt und wie anderseits jetzt schon die Fragen der Roh- 
stoffversorgung und Devisenbeschaffung sowie der Bereitstellung 
exportfähiger Güter die wirtschaftspolitischen Maßnahmen der 
Regierung bestimmen und sie zwingen, sich eine wirtschafts- 
politische Rüstung ganz anderer Art und von weit feinerer, aber 
auch mächtigerer Wirkung zu schaffen als sie die primitiven 
Nittel der Zollpolitik bieten. 


Wir brauchen hier nicht zu entscheiden, ob diese Maßnahmen 
in ihrer jetzt geschaffenen Form die dauernde Wirtschaftverfas- 
sung der Zukunft vorzeichnen oder obsie nur für eine Uebergangs- 
zeit in Kraft bleiben werden. Denn daß diese Uebergangszeit mit 
Jahren und nicht mit Monaten zu bemessen ist und daß derartige 
Wirtschaftsorganisationen, sobald sie einmal lange Zeit gewirkt 
haben, die Struktur der Wirtschaft dauernd beeinflussen, scheint 
mir außer Zweifel. Und gerade diese Uebergangszeit ist es, 
für die die Anhänger des wirtschaftlichen Zusammenschlusses 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn zugunsten der 
österreichischen und ungarischen Industrie Schutzmaßnahmen 
inder Form von Zwischenzöllen fordern. Der Gedanke 
des »Uebergangs« kehrt nahezu in allen Erörterungen unserer 
Frage wieder. Aber er gehört trotzdem zu den unklarsten der an 
Unklarheiten nicht gerade armen Diskussion. Vor allem wird der 
Begriff des Uebergangs zweideutig gebraucht. Einmal für die 
Ueberleitung von der Kriegs- in die Friedenswirtschaft und ein 
andermal von der Ueberleitung der zollgeschützten in die zollfreie 
Wirtschaft. Der Gedanke der Uebergangszölle ist offenbar aus 
der Erinnerung an den Bruckschen Zollunionsplan entstanden. 
Bruck hat sich in seiner bekannten Denkschrift die Herstellung 
der völligen Wirtschaftseinheit zwischen dem deutschen Zoll- 
verein und Oesterreich in vier Uebergangsstufen gedacht und da 
die Erinnerung an die Bruckschen Gedanken in der ersten Zeit 
des Krieges, als der Plan einer Zollunion zwischen Deutschland 
und Oesterreich-Ungarn wieder auftauchte, vor allem geweckt 
wurde, hat man auch auf die Vorschläge zurückgegriffen, die er 
zur Beseitigung der der Zolleinigung entgegenstehenden Schwierig- 

keiten ersonnen hatte. Auch in diesem Punkt hat die Diskussion, 
was wir schon an früherer Stelle bemerken mußten, die grund- 
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legende Wandlung der wirtschaftlichen Voraussetzungen unserer 
Frage übersehen. | 

Der Gedanke eines Ueberganges, den man durch Zwischen- 
zölle ermöglichen will, beruht auf zwei irrigen Vorstellungen. Die 
eine, daß die künftige Friedenswirtschaft ungefähr so aussehen 
werde, wie die Wirtschaft vor dem Krieg. Der Irrtum dieser Vor- 
stellung wird erklärlich, wenn man sich vor Augen hält, daß der 
Streit um die Form der wirtschaftlichen Annäherung schon in den 
ersten Kriegsmonaten entbrannt ist. Damals durfte man noch 
mit einigem Recht von grundlegenden Veränderungen unserer 
Wirtschaftsstruktur absehen. Wäre der Krieg nach einigen 
Monaten beendigt gewesen, so hätten alle beteiligten Staaten eine 
Anzahl Milliarden mehr Schulden gehabt und ihre jährlichen 
Steuereinnahmen um einige hundert Millionen erhöhen müssen. 
Im übrigen aber hätte Mitteleuropa kein einziges der schwierigen 
Probleme zu lösen gehabt, die die Richtung unserer künftigen 
Wirtschaftspolitik zwangsläufig bestimmen (Valutaproblem, 
Steuerproblem, Rohstoffversorgung, Wiederanknüpfung der Aus- 
landsbeziehungen usw.). Der andere Irrtum, auf dem der 
Gedanke des Uebergangs beruht, ist die Annahme, daß eine 
konsolidierte Wirtschaft, die im Genuß bestimmter Zölle stehe 
(heißen sie nun Zwischen-, Vorzugs- oder einfach Außenzölle 
wie bisher), in der Lage sei, sich auf eine Zeit der Zollfreiheit 
vorzubereiten. Hier liegt wieder eine unklare Reminiszenz 
an den Listschen Erziehungszoll vor, wobei nur übersehen wird, 
daß die Geschichte tatsächlich Erziehungszölle nicht kennt, 
sondern selbst Zölle, die ursprünglich als solche gedacht waren, 
regelmäßig zu Schutz- und Rentenzöllen hat werden lassen und 
daß es sich zweitens in unserem Fall nicht um die Entstehung 
einer neuen Industrie, sondern um den Schutz einer alten be- 
stehenden Industrie gegen eine durch günstigere Produktions- 
bedingungen angeblich übermächtige Konkurrenz handelt. Der 
Gedanke eines Uebergangszolles dieser Art hätte einen Sinn, 
wenn sich in der Uebergangszeit durch diesen Zoll die Verschie- 
denheit der Produktionsbedingungen ausgleichen ließe. Gerade 
das aber wird, wie wir gleich sehen werden, durch einen Zwischen- 
zoll verhindert. Was gegen einen automatischen Abbau der Zölle 
in bestimmten Zeiträumen, der heute vertragsmäßig festgelegt 
werden sollte, einzuwenden ist, liegt auf der Hand. Vor allem 
die Unmöglichkeit, die technischen und sozialen Veränderungen 
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innerhalb eines längeren Zeitraumes vorauszusehen, die das 
Schutzbedürfnis der Wirtschaft bestimmen. Ein Abbau aber, der 
nicht vertragsmäßig vorgesehen wird, bleibt — darüber sind 
sich wohl alle einig, die ihn fordern — ein frommer Wunsch. 

Tatsächlich hat der Begriff des Uebergangs einen ganz anderen 

Inhalt als gewöhnlich in der Diskussion unserer Frage angenommen 
wird. Vebergangszeit ist die Zeit, in der die wirtschaftspolitischen 
Probleme, welche der Krieg aufgeworfen hat, gelöst werden. 
Konkreter gesprochen: die Zeit, die wir brauchen, bis wir unsere 
Rohstoffe ergänzen (gleichviel ob wir planmäßige Vorratswirt- 
schaft treiben oder nicht), unsere Währung wieder herstellen, 
unsere Auslandsbeziehungen wieder angeknüpft haben und vor 
alem — und das ist weitaus das wichtigste Charakteristikum 
der Tebergangszeit — bis sich zwischen Mitteleuropa und der 
übrigen Welt die Kontinuität der wirtschaftlichen Entwicklung 
wieder einstellt, d. h. die Produktionsbedingungen unserer 
Wirtschaft und der der übrigen Welt sich stabilisiert haben 
und in ein festes, klar erkennbares Verhältnis zueinander zu 
brirgen sind. Fassen wir den Begriff des Uebergangs so, dann 
erkennen wir die Gefahr und Bedenklichkeit jeder Zwischen- 
lösung unseres Problems und erkennen zugleich, daß die schein- 
bar radikalste Lösung in Wahrheit die verhältnismäßig ein- 
fachste ist. 

Für Oesterreich-Ungarn im besonderen gilt dabei, was ich für 
Mitteleuropa im ganzen oben gesagt habe. Die Aufgabe unserer 
künftigen Wirtschaftspolitik ist nicht in erster Linie der Schutz 
des inneren Marktes, sondern die Förderung unserer Ausfuhr, 
d. h. die Erhöhung unserer Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt- 
markt, die günstigste Gestaltung unserer Gestehungskosten. 
Das schließt natürlich den Schutz des inneren Marktes für Mittel- 
europa nicht aus. Entscheiden aber wird seine künftige Zollpolitik 
anders als in der Vergangenheit die Ueberlegung, daß Zölle nicht 
die eigenen Gestehungskosten verteuern dürfen. Für Deutschland 
ist der Vergleich durch den Wettbewerb mit den großen Industrie- 
mächtenauf dem Weltmarkte vor allem England und den Vereinig- 
ten Staaten, gegeben. Für Oesterreich-Ungarn ist das Ziel die 

Herstellung möglichst gleicher Produktionsbedingungen mit 
Deutschland. Erst mit diesem zusammen hat es ein weitergehendes 
Interesse an dem Schutz gegen die anderen Wirtschaftsmächte. 
Vor dem Krieg haben sich rund zwei Fünftel des gesamten Außen- 
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handels der österreichisch-ungarischen Monarchie im Verkehr 
mit dem Deutschen Reich abgespielt. Rechnen wir aber dazu, 
daß Belgien, Polen und der Balkan in irgend einer Form dem 
mitteleuropäischen Wirtschaftsgebiet angegliedert werden, so 
entfallen nicht weniger als rund 60% des gesamten Außenhandels 
der Monarchie auf dieses erweiterte Mitteleuropa. Da Oesterreich- 
Ungarn im wesentlichen zusammen mit Deutschland seine Roh- 
stoffversorgung vornehmen, Deutschland aus politischen und 
wirtschaftlichen Gründen der wichtigste Gläubiger Oesterreich- 
Ungarns wird, so muß dieses vor allem sich den deutschen Markt 
erschließen, d. h. die Produktionsbedingungen vor allem denen der 
deutschen Wirtschaft angleichen. Das ist für Oesterreich-Ungarn 
im besonderen die oberste Aufgabe jener Uebergangszeit, von der 
wir oben gesprochen haben. Heute ist niemand in der Lage, 
einen den tatsächlichen Verhältnissen nach dem Krieg irgendwie 
angemessenen Zoll zu kalkulieren, weil niemand diese Verhält- 
nisse selbst auch nur annähernd abzuschätzen vermag. Wir 
kennen nicht die Höhe der Löhne, der Steuern, der Rohstoff- und 
Materialpreise, das Disagio, die Aufnahmsfähigkeit des Marktes — 
kurz jede Zollrechnung ist heute eine Rechnung mit unbekannten 
Faktoren. Das ist natürlich die Zollberechnung auch im Frieden 
gewesen. Aber doch mit einem gewaltigen und ganz wesent- 
lichen Unterschied: bei jeder Erneuerung eines Handelsver- 
trages im Frieden (und selbst nach den Kriegen des ıg. Jahr- 
hunderts) hat es sich um Fehlerquellen von Io, 20, 30 Prozent 
gehandelt; die Fehlergrenze bei der Einschätzung jedes einzelnen 
der Produktionsfaktoren nach dem Krieg kann einige hundert 
Prozent des angenommenen Wertes erreichen. Und der Gleich- 
gewichtszustand wird sich erst nach Jahren herausbilden. Gerade 
in dieser Zeit muß Oesterreich-Ungarn der Gefahr der Isolierung 
zu entgehen suchen, d. h. es muß die Stabilisierung seiner Pro- 
duktionsbedingungen pari passu mit der deutschen Wirtschaft 
herbeiführen, was offenbar nur dem einheitlichen Wirtschafts- 
gebiet, durch die Vereinigung der beiden inneren Märkte, möglichst 
einheitliche Steuerungesetzgebung, Angleichung der Verwaltungs- 
einrichtungen und gemeinsame Handelspolitik nach außen möglich 
ist. Isoliert sich Oesterreich-Ungarn in dieser Uebergangszeit, dann 
droht ihm die Gefahr, daß es den Anschluß an den Weltmarkt 
nie mehr findet, daß der Abstand seiner Gestehungskosten von 
denen seiner Konkurrenten auf dem Weltmarkt, der vor dem 
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Krieg schon bedeutend war, sich weiter. vergrößert — eine Ge- 
fahr, der sich die Wirtschaft Oesterreich-Ungarus nicht aussetzen 
wird, weil es sich als Verkäufer. vom Weltmarkt nicht ausschalten 
kann, solange es Käufer sein muß, Käufer für zahlreiche Rohstoffe, 
de es nicht entbehren kann, un ae es Auslandschulden 
zu verzinsen und zu tilgen hat. | 
Und diese Isolierungsgefahr ande Gone ein Zoll Dicht: ab, 
der die Bezeichnung eines Zwischen- oder: Vertragszolles trägt. 
Ist erst einmal die Uebergangszeit von der Kriegs- in die Friedens- 
wirtschaft zu Ende, d. h. haben 'sich die Gestehungskosten der 
Wirtschaft stabilisiert, dann ist der.Zoll mit ein fester.Bestandteil 
jeder Kostenrechnung, ein Bestandteil der Gestehungskosten 
geworden und dann ist an seine generelle Beseitigung im Verkehr 
twischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn so wenig ernsthaft 
zu denken wie beim Ablauf irgend einer Vertragsperiode vor dem 
Krieg. Aber vorher noch fördert. er zumindest eine Gefahr, 
auf die die Gegner der wirtschaftlichen Annäherung oft hin- 
weisen, die Gefahr, daß Oesterreich-Ungarn das nächste und am 
leichtesten zu treffende Opfer des Dumping der stärksten deut- 
schen Industrien wird. Tritt der wahrscheinliche Fall ein, daß 
der Auslandsabsatz des Deutschen Reiches in der Zeit nach dem 
Krieg zunächst nicht seinen alten Umfang erreicht, dann ist 
der österreichisch-ungarische Markt der Punkt des geringsten 
Widerstandes, gegen den sich die konzentrsichen Angritfe der deut- 
schon Exportindustrien richten. Gegen diese Gefahr gibt es nur 
eineWehr: die oben von mir schon angedeutete Verschärfung des 
Zollschutzes bis zur Prohibition. Da dieser Weg, wie wir gesehen 
haben, nicht gangbar ist, so bleibt nur der andere des wirtschaft- 
lichen Zusammenschlusses der beiden mitteleuropäischen Groß- 
mächte. Wird Oesterreich-Ungarn für die deutsche Wirtschaft — 
rein wirtschaftlich gesehen — Inlandsmarkt, dann gibt es kein 
Dumping, dann fällt das Interesse der deutschen Industrie an er- 
träglichen Preisen auf dem österreichisch-ungarischen Markt 
mit ihrem Interesse an guten Preisen im engeren deutschen Markt 
zusammen, dann gibt es keine Zollmauer, unter deren Schutz die 
bedenkliche Exportpolitik mancher Industriekartelle sich ent- 
falten kann. 


% 
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Ueber eines der entscheidenden politischen Motive. für den 
wirtschaftlichen Zusammenschluß Mitteleuropas ist heute die 
öffentliche Diskussion noch nicht möglich, weshalb auch ich 
mich mit.seiner Andeutung begnügen muß: die Polenfrage. 
Wie immer die Stellung eines von Rußland abgetrennten Polen 
zu den Mittelmächten gestaltet werden mag,. immer wird die 
wirtschaftliche Polenfrage, die kaum weniger schwierig und 
heikel ist als die politische, sich nur unter Voraussetzung einer 
wirtschaftlichen Einigung der Mittelmächte lösen lassen. Wie 
sehr dadurch das politische Problem vereinfacht würde, wird 
sich jeder,: der einigermaßen die Schwierigkeiten der A 
kennt, leicht selbst zu Centena wissen; 

* .  * | | 

Sind wir somit von verschiedenen Seiten her zu der Forde» 
rung voller Wirtschaftsgemeinschaft zwischen Oesterreich-Ungarn 
und Deutschland gekommen, so drängt sich nun die Frage nach 
der Form auf, in der diese Wirtschaftsgemeinschaft geschlossen 
werden soll. Ich habe bisher das Wort Zollunion vermieden, 
weil sich mit diesem Begriff ein Inhalt verbindet, den das wirt- 
schaftliche Bundesverhältnis zwischen Oesterreich-Ungarn nicht 
bekommen ’soll noch kann. Auch Oesterreich und Ungarn leben 
— trotz mancher Einschränkung, die dieses Verhältnis nament- 
lich in den letzten Jahrzehnten erfahren hat — in einer Wirt- 
schaftsgemeinschaft, die nicht die Form einer Zollunion hat. 
Seit 1907 besteht zwischen Oesterreich und Ungarn ein Handels- 
vertrag und dieser wird auch die Form sein, in der der sogenannte 
Ausgleich erneuert werden wird. Aber auch die anderen Formen, 
die in der Erörterung unserer Frage immer wieder vorgeschlagen 
werden, scheinen mir für die Lösung derjenigen Aufgaben, die 
der Vertrag zwischen Oesterreich-Ungarn und Deutschland zu lösen 
hat, wenig geeignet. Ich habe das ausführlicher in dem vom 
»Verein für Sozialpolitike herausgegebenen Sammelwerk über 
» Die wirtschaftliche Annäherung zwischen dem Deutschen Reich 
und seinen Verbündeten« begründet, ohne dort auf den mate- 
riellen Kern der Frage einzugehen ®). Das Ergebnis dieser Arbeit 


©) Um Wiederholungen zu vermeiden, verweise ich auf diesen Aufsatz und 
beschränke mich im folgenden aut einige Ergänzungen und Modifikationen des. 
dort Gesagten. Die Leser meiner Arbeit in dem genannten Sammelwerk werden 
zwischen ihr und dem, was ich hier darlege, manchen erheblichen Widerspruch 
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darf ich vielleicht hier zitieren: »Gerade weil die wesentlichen 
Ziele, die mit einer wirtschaftlichen Annäherung der heiden 
zentraleuropäischen Großmächte angestrebt werden, in den 
verschiedensten Formen erreichbar sind, deren keine ohne die 
größten Schwierigkeiten zu reglisieren ist, wird man nur diese 
Ziele im Auge hehalten und an ihnen im einzelnen prüfen 
müssen, in welcher Form sie unter den geringsten Widerstän- 
den zu erreichen sind. Man wird dabei zu einem Vertragsge- 
bilde sui generis gelangen, das, ohne geschichtliches Vorbild, sich 
den besonderen politischen, staatsrechtlichen, handelspolitischen 
und wirtschaftlichen Gegebenheiten anzupassen haben wird, 
auf deren Grundlage die Notwendigkeit einer deutsch-österrei- 
chisch-ungarischen Annäherung auf wirtschaftspolitischem Ge- 
biet erkannt wird.s 

Der Sache die Form und nicht der Form die Sache anzupassen 
— das ist die Aufgabe, welche die Regierungen zu lösen haben wer- 
den. Dabei wird man scharf zwei Seiten unseres Problems aus- 
einanderhalten müssen: Das Verhältnis der Verbündeten zu- 
einander und ihr Verhältnis zu dritten Staaten. Je vollständiger 
die Wirtschaftsgemeinschaft ist, auf die sich die beiden Mächte 
einlassen, desto einheitlicher und geschlossener werden sie nach 
außen auftreten müssen. Daraus — und nicht um der Meist- 
begünstigungsbedenken willen — ergibt sich die Natwendigkeit 
eines gemeinsamen oder identischen Außentarifs. 

Wie die Verhältnisse liegen, glaube ich, daß man sich heute 
vor allem über zweierlei prinzipiell einigen muß. Erstens über 
die Wirtschaftsgemeinschaft. Sie würde in wenigen Ausnahms- 
fällen auch Zwischenzölle, ferner selbständige Kartellpolitik 
usw. nicht ausschließen — für alles das ist in hohem Maß die 


x 
finden. Ich scheue mich nicht zu bekennen, daß ich unser Problem heute anders 
auffasse als in dem Zeitpunkt, da der Beitrag für den »Verein für Sozialpolitik« 
geschrieben wurde. Ihn habe ich ungefähr vor einem Jahre verfaßt und seine 
Argumente mögen den damaligen Verhältnissen gerecht gewprden sein. Seither 
haben sich die Grundlagen unserer Frage — wie ich oben mit allem Nachdruck 
hervorgehoben habe — gerade im wesentlichsten verschoben und ich würde es 
fur unwissenschaftlich erachten, unter den geänderten Verhältnissen an einer 
Meinung festzuhalten, deren Voraussetzungen geschwunden sind. In einer Zeit, 
in der jeder Tag den Gang der Weltgeschichte ablenkt, halte ich die Petrifi- 
zierung von Lehrmeinungen bei Freund und Feind einer Idee noch für viel 
bedenklicher als in der geruhsamen Entwicklung triedlicher Zeiten. Uebrigens 
hatte ich mich an jener Stellenur mit der formellen Frage zu befassen und mußte 
daber vor allem die Vorzüge und Nachteile der nun einmal in Diskussion stehen- 
den Formen eines Wirtschaftsverbandes erörtern. | 
14 * 
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Form in dem Verhältnis zwischen Oesterreich und Ungarn vor- 
gebildet. Daß diese Form nicht einfach übernommen werden 
kann und darf, versteht sich von selbst. Während das Verhältnis 
zwischen Oesterreich und Ungarn vor allem darunter leidet, 
daß für die gemeinsamen wirtschaftlichen Angelegenheiten keine 
gemeinsamen Organe bestehen, die Bindung aber so enge ist, 
daß eine ohne die andere Regierung in wichtigen Fragen nicht 
entscheiden kann, wird man die Freiheit der Entschließung in 
dem Wirtschaftsbund zwischen Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn den Einzelregierungen so weit sichern müssen als es das 
Verhältnis irgendwie zuläßt. Vielleicht kann man sich das durch 
die Vorstellung veranschaulichen, daß die beiden Ver- 
bündeten im gegenseitigenHandelsverkehr 
zumFreihandel übergehen. Im übrigen könnte es je- 
dem der verbündeten Staaten unbenommen bleiben, die zum 
Schutz und zur Förderung seiner Wirtschaft ihm nötig erschei- 
nenden Maßnahmen zu ergreifen. Der Zoll ist nur ein Mittel 
zum Schutz der heimischen Produktion. Nach diesem Krieg 
ein bedenkliches und nur wenig wirksames, aber das brutalste 
Mittel, welches die Fremdheit zweier Wirtschaftsgebiete am 
schärfsten charakterisiert. Denn er hindert vor allem jene Ar- 
beitsteilung, die den großen Markt braucht und seine wirtschaft- 
lich segensreichste Wirkung ist. Wir müssen uns immer vor Augen 
halten, was mit dem deutsch-österreichisch-ungarischen Wirt- 
schaftsbund erreicht worden soll: Die Herstellung des großen, 
einheitlichen Marktes, der die österreichische Wirtschaft auf die 
breite Basis stellen soll, deren sie bedarf, um die Lasten dieses 
Krieges ohne Verarmung der Massen und ohne Einbuße der not- 
wendigen Konkurtenzfähigkeit auf dem Weltmarkt zu ertragen. 
Dieses Ziel ist das wichtigste. Es entscheidet über die Form des 
künftigen wirtschaftlichen Verhältnisses zwischen den Verbün- 
deten, obsie die beiden Staaten diesem Ziel näher bringt oder seine 
Erreichung erschwert. Daß zur Herstellung der Wirtschafts- 
gemeinschaft möglichste Gleichheit auf den wichtigsten Gebieten 
des Wirtschaftsrechtes, einheitliche Verkehrs- (Eisenbahn- und 
Schiffahrts-)Politik, Parallelität der Steuer- und sozialpolitischen 
Gesetzgebung erforderlich ist, soll nicht geleugnet werden. Aber ° 
es muß deutschen Lesern, die sich mit unserer Frage befassen 
und die immer wieder auf die Verschiedenheit der Steuern, der 
sozialpolitischen Maßnahmen usw. als Hindernis der Wirtschafts- 
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gemeinschaft hingewiesen werden, fortwährend ins Gedächtnis 
gerufen werden, daß auch zwischen Oesterreich und Ungarn 
bei weitem keine Gleichheit der Steuergesetzgebung und der 
sozialpolitischen Lasten besteht, ohne daß gerade daran die Wir 
schaftsgemeinschaft Schaden litte. 

Im übrigen..mutet es sonderbar an, wie Gane des Wirt- 
schaftsbundes zugleich die Unterlegenheit der -österreichischen 
Industrie und etwa ihre sozialpolitische Rückständigkeit als Hin- 
dernis einer Wirtschaftsgemeirischaft ansehen, während man doch 
meinen sollte, daß geringere sozialpolitische Belastung der Indu- 
strie äußerstenfalls imstande sein könnte, ihre Unterlegenheit im 
Wettbewerb mit der deutschen wettzumachen, so daß der wün- 
schenswerte Ausgleich wieder hergestellt wäre. (Aehnliches gilt 
übrigens auch von dem N: der österreichischen gegen die 
deutsche Währung.) 

Nicht weniger schwierig als das Verhältnis der beiden Verbün- 
deten im gegenseitigen Verkehr wird ihr gemeinsames Vorgehen 
gegen Dritte zu regeln sein. Allerdings das handelspolitische 
Zusammenwirken Deutschlands und Oesterreich-Ungarns hat sei- 
nen Präzedenzfall: als im Mai 1891 Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn über ihre Handelsverträge sich geeinigt hatten, traten 
siegemeinsam in Verhandlungen mit der Schweiz, mit Italien und 
Belgien ein. Dieser einzige Präzedenzfall einer handelspolitischen 
Kooperation wird gerade von den Gegnern des wirtschaftliehen 
Zusammenschlusses gern zitiert. Er ladet in der Tat nicht zur 
Nachahmung ein. Das Zusammenwirken hörte auf, lange bevor 
die handelspolitische Kampagne beendet war, für die es vorge- 
sehen war. Beweist das etwas gegen die Möglichkeit und Wünsch- 
barkeit einer solchen handelspolitischen Kooperation der beiden 
Mittelmächte? Man sollte meinen nur gegen die Form, in der sie 
damals versucht worden ist. Denn das Bedürfnis zu solchem 
Zusammenwirken hat damals bereits bestanden. Man hat nur seine 
Schwierigkeiten unterschätzt und es deshalb bei mehr oder weniger 
unverbindlichen Zusagen gegenseitiger Unterstützung bewenden 
lassen, wo straffe bindende Abmachungen nötig gewesen wären. 

Durch den Krieg und die Notwendigkeit, daß die beiden 
Mittelmächte in ein anderes engeres Verhältnis zueinander als 
zu dritten Staaten treten, erhält aber der Gedanke gemein- 
samer Handelspolitik, wie die allgemeinste Formel lautet, eine 
ganz andere Bedeutung. Negativ: Deutschland und Oesterreich- 
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Ungarn sollen und dürfen sich bei Verhandlungen mit dritten 
Staaten nicht mehr als Konkurrenten gegenübertreten. In 
Oesterreich-Ungarn hat man dabei vor allem die Geschichte des 
letzten Handelsvertrages mit Rußland in unliebsamer Erinnerung. 
Ihn hatte Deutschland vor seinem Vertrag mit Oesterreich- 
Ungarn geschlossen, hielt die Zugeständnisse, die es Rußland ge- 
macht hatte, vor Oesterreich-Ungarn geheim und ließ sie sich 
von diesem, dem sie auf Grund der Meistbegünstigung ohnehin zu- 
gefallen wären, noch einmal bezahlen. Das hat damals zu der 
ganzen Richtung der äußeren Politik gepaßt. Eine Wiederholung 
solcher Vorgänge nach diesem Krieg, der sich — gleichviel wie seine 
Entstehung motiviert werden mag —als Wirtschaftskrieg charak- 
terisiert, wäre politisch verhängnisvoll und wird schon durch das 
Ergebnis des Krieges gegen den Osten (Polenfrage) ausge- 
schlossen. Aehnliche politische Gefahren würde ein getrenntes 
handelspolitisches Vorgehen der beiden Verbündeten gegenüber 
dem Südosten, dem Balkan und der Türkei heraufbeschwören. Po- 
sitiv: Mitteleuropa stellt gegenüber dritten Staaten handelspo- 
litisch einen größeren Machtfaktor dar als Deutschland oder 
Oesterreich-Ungarn für sich. (Dabei braucht der Machtzuwachs, 
den etwa Deutschland durch die Mitwirkung Oesterreich-Ungarns 
in Verhandlungen mit dritten Staaten gewinnt, nicht im Ver- 
hältnis zu der Bevölkerungszahl der Monarchie eingeschätzt 
zu werden.) Für Oesterreich-Ungarn hat dabei die gemeinsame 
Handelspolitik nur einen räumlich begrenzten Wert. Es strebt sie 
an für die Rohstoffversorgung aus Uebersee und für die Verträge 
mit dem östlichen und südöstlichen Europa. Oesterreich - Un- 
garn als auf dem Uebergang zwischen Agrar- und Industriestaat 
stehend hat handelspolitisch dem großen russischen Absatzgebiet, 
dessen Zukunft der Betätigung aller europäischen Wirtschafts- 
mächte ungeheure Möglichkeiten öffnet, wenig zu bieten. In 
der Kooperation mit Deutschland würde es heute teilnehmen an 
der Kaufkraft des deutschen Marktes für russische Agrarprodukte 
(die durch die Herstellung eines wirtschaftlich geeinigten Mittel- 
europa vorerst kaum erheblich gemindert zu werden braucht). 
Die Kooperation gegen den Südosten ist, soweit sie zollpolitisch 
zur Geltung kommt, durch den oben betonten Zusammenhang 
zwischen der Erschließung Oesterreich-Ungarns für die wich- 
tigsten Ausfuhrerzeugnisse des Balkan und der Erschließung des 
deutschen Marktes für die Agrarerzeugnisse der Monarchie bedingt. 
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Soweit sie aber eine Frage der Kapitalsinvestition ist, wie ins- 
besondere gegenüber der Türkei, wird sie wieder zur politischen 
Notwendigkeit. Mehr noch als vor dem Krieg wird die wirt- 
schaftliche Betätigung der europäischen Mächte in der Türkei 
nach dem Krieg von politischen Umständen bestimmt sein. Und 
die wirtschaftliche Expansion Oesterreich-Ungarns nach dem Süd- 
osten ist für diese einzige europäische Großmacht ohne Kolonien 
eine Lebensfrage, deren Bejahung nicht gegen Deutschland er- 
zwungen werden darf. — Alle übrigen weltwirtschaftlichen Be- 
ziehungen der Monarchie sind im einzelnen den genannten durch- 
aus untergeordnet, in ihrer Summe aber gewinnen auch sie unter 
der durch den Krieg hervorgerufenen Nötigung Oesterreich- 
Ungarns, sich stärker als vor dem Krieg ander Weltwirtschaft gu 
beteiligen, eine Bedeutung, die nicht unterschätzt werden soll. 
Die Ziele der handelspolitischen Kooperation der Zukunit sind 
daher von ganz anderer Wichtigkeit, aber auch anderer Art als 189r. 
Damals waren es lediglich Bedürfnisse der handelspolitischen 
Taktik, die zu solcher Kooperation veranlaßten, für die Zu- 
kunft ergibt sie sich als Forderung der 
dauernden Lebensgemeinschaft der beiden 
verbündeten Großmächte. Darnach müssen wir ihre 
Form bestimmen. 

Von den hundert Schwierigkeiten, die die F ormulierung 
des Wirtschaftsbündnisses aufwirft, möchte ich an dieser Stelle 
nur die Frage des gemeinsamen oder gleichlautenden Außentarifs 
kurz berühren ?). Sie scheint mir aufs engste mit der Richtung 
der Handelspolitik der beiden Mittelmächte nach dem Krieg 
zusammenzuhängen. Schon in anderem Zusammenhang habe ich 
bemeikt, daß ich eine Tarifpolitik in der Art, wie sie Mitteleuropa 
seit der Caprivi-Zeit betrieben hat, unmittelbar nach dem Krieg 
für durchaus bedenklich, wenn nicht unmöglich halte. Mittel- 
europa kennt in den ersten Jahren nach dem Krieg nicht sein 
Schutzbedürfnis gegen dritte Staaten, weil es seine eigenen Pro- 
duktionsbedingungen und ihr Verhältnis zu den Produktions- 
bedingungen anderer Länder nicht kennt, weshalb für die Er- 
stellung eines halbwegs rationellen Zolltarifs, der nicht 


7?) Bezüglich der Frage des gemeinsamen Außentarifs, des gleichlautenden 
Tarifschemas, der generellen oder speziellen Festlegung gemeinsamer Handels- 
politik (gegen bestimmte Staaten) usw. siehe die erwähnte Arbeit in den Schriften 
des »Vereins für Sozialpolitik«. 
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sehr bald ‚unerträgliche Härten und Lücken zeigen soll, alle 
Voraussetzungen fehlen. Er würde sich nach wenigen Jahren 
als abänderungsbedürftig. heräusstellen ` und seine Abänderung 
- wäre zum schwersten Schaden der mitteleuropäischen Wirtschaft 
durch die vertragsmäßige Bindung gegen dritte Staaten unmöglich 
gemacht. Wir kennen aber weiters, was ebenso sehr ins Gewicht 
fällt, auch das handelspolitische Programm der anderen großen 
Wirtschaftsmächte nicht. Wir wissen vor allem nicht, was Eng- 
land tun wird, wir wissen nicht, welche Wirkung der wabrschem- 
liche Uebergang Englands zum Schutzzoll und die Einbeziehung 
seiner Kolonien in ein größer-britisches Imperium zeitigen wird, 
und können diese Wirkungen auch nicht annähernd abschätzen, 
weil wir die Form nicht kennen, in der England diesen Uebergang 
vollziehen wird. Wir wissen weiter nicht, wie sich die wirtschaft- 
liche Ueberlegenheit, die Amerika durch seine Stellung in diesem 
Krieg erworben hat, in der Weltwirtschaft geltend machen wird 
und wissen daher auch nicht, zu welchen Abwehrmaßnahmen 
Mitteleuropa (gegebenenfalls im Verein mit den heute feindlichen 
europäischen Mächten) genötigt sein wird. Wir wissen nicht, wie 
Rußland sich aus seiner finanziellen Bedrängnis befreien wird; was 
nnter allen Umständen auch ein handelspolitisches Problem ist — 
kurz, es fehlen heute schlechterdings alle Voraussetzungen für 
ein handelspolitisches Programm und seine zollpolitische Vor- 
bereitung. Und da diese Voraussetzungen sich auch nicht am 
Tag des Friedensschlusses werden übersehen lassen, der uns zu 
gewissen handelspolitischen Abmachungen nötigen wird, so bleibt 
kein anderer Ausweg als einhandelspolitisches Pro- 
visorium unter dauernder Sicherung der 
Meistbegünstigung oder Reziprozität bei 
autonomer Zollpolitik. Ihr gehört, soviel ich sehe, die 
ganze Uebergangszeit von der Kriegs- in die a 
wie ich sie oben umschrieben habe. 

- Das bedeutet aber eine, soviel ich sehe, bisher noch ade 
gewürdigte, sehr erhebliche Erleichterung einer handelspoliti- 
schen Kooperation gerade in der schwierigsten Zeit, der Zeit des 
Uebergangs. Die Einigung über einen gemeinsamen autonomen 
Tarif ist bei völliger oder annähernd völliger Zollfreiheit zwischen 
den Verbündeten wesentlich leichter als die Einigung auf einen 
Vertragstarif, da die Verhandlungen mit dritten Staaten das neu- 
geschaffene Verhältnis zwischen den Verbündeten sofort einer 
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schweren Belastung aussetzen würden. Die Erstellung eines ge- 
meinsamen autonomen Tarifs als eines Provisoriums wird na- 
mentlich in Deutschland manche freihändlerisch interessierten 
Kreise mit einer partiellen Hinaufsetzung und in Oesterreich- 
Ungarn manche Schutzzöllner mit einer partiellen Ermäßigung 
versöhnen. Bis aber einmal der Zeitpunkt kommt, in dem das 
Provisorium von einer definitiven Bindung in der Form eines Ta- 
rifvertrages mit dritten Staaten abgelöst werden muß, wird sich die 
Wirtschaftsgemeinschaft zwischen den beiden Verbündeten bereits 
derart tief eingelebt haben, daß der weitaus größte Teil der ver- 
meintlichen oder tatsächlichen Interessengegensätze — die heute 
berücksichtigt sein wollen — geschwunden sein wird, weil die An- 
gleichung der Produktionsbedingungen und die Arbeitsteilung 
zwischen den beiden Volkswirtschaften sich inzwischen vollzogen 
hat. 
* k * | | 

Der Nachweis der Notwendigkeit. des Wirtschafts- 
bundes zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn, den ich 
im vorstehenden versucht habe, würde mich der -Aufgabe ent- 
heben, mich mit den Einwendungen gegen seine Ersprießlich- 
keit auseinanderzusetzen, die immer wieder — von wenigen rühm- 
lichen Ausnahmen abgesehen — mit erstaunlicher Einförmigkeit 
des Inhalts und des Tons erhoben werden; Einwendungen, die 
insbesondere von deutscher Seite erhoben, aber in Oesterreich 
und Ungarn gern aufgegriffen werden, weil sie kurzsichtige Inter- 
essenpolitik mit dem Hinweis auf die geringe Neigung des Verbün- 
deten zum Wirtschaftsbund stützen lassen. Und wer — wie wohl 
alle weitsichtigen Politiker — die dauernde Schicksalsgemein- 
schaft der beiden mitteleuropäischen Mächte, deren Verhältnis 
sich von allen zufälligen politischen Bündniskonstellationen zwi- 
schen anderen europäischen Mächten scharf abhebt, nicht in 
Zweifel zieht, dem braucht auch nicht der Nachweis eines wirt- 
schaftlichen Sondervorteils des Deutschen Reiches aus dem Zu- 
sammenschluß erbracht zu werden, weil die Interessen des einen 
Teils unmittelbar oder mittelbar mit denen des anderen sich 
decken. Trotzdem soll uns die Auseinandersetzung mit jenen 
Einwänden in einem nächsten Aufsatz beschäftigen. 
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Seit den vierziger Jahren des vorigen Jahrhunderts taucht 
die Frage Mitteleuropas zweitweilig immer wieder auf. Als es 
eigentlich bestand, konnte es nicht gehalten werden. Da es 
aufhörte zu sein, wollte es immer wieder neugeschaffen werden. 
Die Interessengegensätze zwischen Preußen und Oesterreich 
zerstörten es, die Interessengemeinschaft zwischen Deutschland 
und Oesterreich-Ungarn sollen es wieder schaffen. Allerdings 
in anderer Form und mit anderem Inhalt. Statt der inneren 
Kämpfe um die Macht soll die Macht für Kämpfe gegen 
äußere Einflüsse und Gefahren geschaffen werden. Die durch 
Einigkeit gestählte Kraft der Zukunft soll die durch Uneinigkeit 
hervorgerufene Schwäche der Vergangenheit ersetzen. Was 
nationale Bestrebungen nicht zu halten vermochten, sollen inter- 
nationale Gestaltungen bringen. Mitteleuropa als staatliche 
Einheit mit Bundesstaaten war nicht möglich, Mitteleuropa als 
Staatenbund mit selbständigen souveränen Einzelstaaten wird not- 
wendig. Sowohl im Einzelinteresse, als vom Standpunkte der 
Gesamtheit. Im nationalen Interesse ebenso, wie im politischen 
und im wirtschaftlichen. Das nationale Interesse ist identisch 
mit dem politischen. Das wirtschaftliche soll beide ergänzen 
und eine Beeinträchtigung dieser verhüten. 

Kein neues Staatengebilde soll Mitteleuropa werden, son- 
dern ein Gebilde aus Staaten soll es sein, aus Staaten 
mit unbeschränkter Souveränität, deren 
nationale, politische und wirtschaftliche 
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Interessen sie aneinander knüpft Aus 
Staaten mit vollkommener Selbständig- 
keit soll es bestehen, welche alle ihre 
Eigenart an sich bewahren, nur gemeinsam 
ihreidentischen Interessen verfolgen. Aus 
Staaten muß es bestehen, deren Lebensinteresse es erfordert, 
sich einander anzuschließen, deren Zusammenschluß 
nicht nur Selbstzweck ist, sondern eine 
Weltnotwendigkeit darstellt: die möglichste Si- 
cherung eines dauernden Friedens. 

Das Problem der Schaffung eines solchen Mitteleuropa 
vom Gesichtspunkt der ungarischen Interessen kurz zu behandeln, 
soll hier meine Aufgabe sein. 

Bei Erörterung dieser Frage muß ich vor allem auf ge- 
geschichtliche Zeiten zurückgreifen. Aut die ersten Anfänge 
des heute zu schaffenden Mitteleuropa und auf die Grundstein- 
legung dieses Mitteleuropa, — immer nur vom Gesichtspunkte 
ungarischer Interessen. 

Die ersten Anfänge der mitteleuropäischen Bestrebungen 
reichen in die schon erwähnten vierziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts zurück. Zwischen Oesterreich und Ungarn hatten 
damals Zwischenzölle bestanden. Eigentümlicherweise wollte 
damals Oesterreich diese nicht aufgeben, es glaubte sie zum Schutz 
seiner wirtschaftlichen Interessen zu benötigen. Gegen das 
wirtschaftlich auch damals schwächere Ungarn. In Wirklichkeit 
vom ganz und gar falschen Prinzip geleitet, Ungarn wirtschaftlich 
nicht aufkommen zu lassen, durch ein Prinzip, welches sich bis 
in die neuesten Zeiten in der österreichischen Politik Geltung ver- 
schaffen konnte, in allerneuester Zeit aber glücklicherweise 
liquidiert wurde; heute sieht auch Oesterreich ein, daß ein wirt- 
schaftlich starkes Ungarn nicht nur nicht gegen österreichische 
Interessen ist, sondern im Gegenteil, Oesterreich hat daran 
ein ganz besonderes Interesse, denn ohne ein wirtschaftlich 
starkes Ungarn gibt es keine starke österreichisch-ungarische 
Monarchie. Dasselbe Interesse muß naturgemäß auch Urgarn 
an einem wirtschaftlich gestärkten Oesterreich haben, diese 
zwei Staaten sind einmal miteinander für ewige Zeiten 
in der Doppelmonarchie verbunden und es 
kann keinen vernünftigen Menschen geben, der diesen Bund 
der beiden Staaten und damit die Großmachtstellung der öster- 
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reichisch-ungarischen Monarchie lockern wollte. Es kann 
Meinungsverschiedenheiten über staatsrechtliche Formen der 
Verbindung der zwei Staaten geben — es gibt deren auch —, 
aber nicht über jenes Grundprinzip, daß diese beiden Staaten 
für ewige Zeiten miteinander verbunden sind, verbunden mit- 
einander leben müssen; denn bestünde dieser Staa- 
tenbund als Doppelmonarchie nicht, müßte 
er heute — als große Lehre eines Weltkrieges — geschaf- 
fen werden. Im beiderseitigen Interesse, Der au im 
europäischen Interesse. 

Oesterreich wollte in den vierziger jahren dem deniechen 
Zollverein beitreten, die Zustimmung Ungarns war dazu not= 
wendig, es sollte ein einheitliches deutsch-österreichisch-unga- 
risches Wirtschaftsgebiet geschaffen werden, eine grobe mittel- 
europäische Zoll- und Wirtschaftsunion. 

Ludwig Kossuth erhob Einwendungen dagegen 
und bekämpfte diesen Plan aufs schärfste. Er leitete eine starke 
Preßfehde dagegen ein. Die wirtschaftliche Gemeinschaft mit 
Oesterreich befürwortete er, aber in der Zollunion mit den deut- 
schen Staaten erblickte er für Ungarn eine große Gefahr. Nicht 
wirtschaftlich, sondern politisch, beziehungsweise national. Der 
ungarische Staat war zu jener Zeit national noch nicht ausge- 
baut, eine Volksverfassung bestand zurzeit nicht, das engere 
Ungarn war noch der reinste Feudalstaat, im damals noch ab- 
gesonderten Siebenbürgen bestanden noch drei Nationen, die 
Szekler, die Magyaren und die Sachsen; im staatlichen Leben 
fehlte jegliche Einheitlichkeit; er befürchtete, daß der nationale 
Charakter .des Landes durch reichsdeutschen Eınfluß gefährdet, 
daß die junge ungarische Kultur von der alten und mächtigen 
deutschen .beeinträchtigt werden könne, während er all das 
von dem national nicht einheitlichen Oesterreich nicht befürch- 
tete und es für natürlich hielt, daß die Länder des gleichen Herr- 
schers eine Zollgemeinschaft bilden 1). 

Der Zollbund zwischen Oesterreich und Deutschland kam 
nicht zustande, Bismarck wollte es nicht; er wieder fürchtete 
den preußischen Einfluß von Oesterreich, hielt dabei einen 
Zollbund auch niemals für möglich ?2), und damit schließt die 


1) Pesti Hirlap, 1842. 
») Bismarcks Brief an Graf Rechberg vom 8. Sept. 1864. Oesterr. Rundschau 
II. Juni 1915. 
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erste Periode der mitteleuropäischen Bestrebungen — vom 
ungarischen Gesichtspunkte. 

-~ Ich übergehe die Zwischenstadien, denn ich habe keine 
Geschichte zu schreiben, sondern soll von der Zukunft sprechen 
und darf mich der Geschichte nur insofern bedienen, als es eben 
zur Beurteilung der Frage unbedingt notwendig ist. So komme ich 
zum Abschluß des deutsch-österreichisch-ungarischen Bündnis- 
vertrags, des großen Werkes Bismarck-Andrässy, in welchem die 
Kossuths Ansichten ganz entgegengesetzte Richtung zum Aus- 
drucke kommt: politische und nationale Interessen Deutschlands, 
Oesterreichs und Ungarns ergaben diesen Bündnisvertrag, mit 
welchem der Grundstein Mitteleuropas niedergelegt wurde. 
Während Kossuth gegen eine Zollunion mit den deutschen 
Staaten politische und insbesondere nationale Bedenken hatte, 
suchte Andrässy in einem Bündnisse mit Deutschland gerade 
nationale Garantien. Für Oesterreich so wie für Ungarn. Die 
Voraussetzung des Ausgleichs von 1867 — zwischen Oesterreich 
und Ungarn, die neue Grundlage der Verfassung Oesterreichs 
wie Ungarns — war die Herrschaft des Deutschtums in Oester- 
reich und des Magyarentums in Ungarn. Deutschtum und Magya- 
rentum sollten jene Pfeiler sein, auf welchen die österreichisch- 
ungarische Monarchie beruht, Oesterreich mit seiner Gliederung 
in einzelne Königreiche und Länder, aber unter deutscher Füh- 
rung, Ungarn als einheitlicher Staat, als e i n e politische Nation, 
beide zwar voneinander unabhängige Staaten, aber mit ge- 
wissen gemeinsamen Angelegenheiten. Dieses Grundprinzip des 
Ausgleichs von 1867 konnte nur gesichert werden, wenn dafür 
gesorgt wurde, daß Rußland seine Interessensphäre nicht bis 
über die Grenzen Oesterreichs und Ungarns auszubreiten ver- 
möchte, wenn das Deutschtum in Oesterreich und das Magya- 
rentum in Ungarn nicht durch eine slavische Ueberflutung 
bedroht würde. Denn in Oesterreich war schon damals das 
slavische Element in der Ueberzahl, nur bildete es zufolge der 
abweichenden politischen Interessen keine Einheit, in Ungarn 
hingegen drohte die Gefahr, daß es mit den anderen Nationali- 
täten eine Verständigung herbeiführt, welche die staatliche Ein- 
heit beeinflussen könnte. Diese Gefahr mußte beseitigt werden, 
das Bündnis mit Deutschland war das geeignete Instrument dazu 
und so wurde es zur nationalen Garantie des Deutschtums in 
Oesterreich und des Magyarentums in Ungarn. Leider dauerte 
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diese Richtung in Oesterreich nicht lange an. Die fortwährenden 
Difterenzen zwischen Oesterreich und Ungarn, der ewige Hader 
zwischen den beiden aufeinander angewiesenen Staaten konnte 
nicht ohne Rückwirkung auf die österreichischen inneren Ver- 
hältnisse bleiben, die Gefährdung der Monarchie wurde nicht mehr 
in der immer stärker zunehmenden slavischen Strömung erblickt, 
sondern wurde in den sogenannten Selbständigkeitsbestrebungen 
Ungarns gefürchtet, denen gegenüber die deutschen Interessen 
zurückgestellt wurden. Der Krieg lieferte nun die schlagendsten 
Beweise dafür, daß diese Selbständigkeitsbestrebungen für die 
Monarchie nicht die geringste Gefahr sin sich bergen; Ungarn 
ist zwar sehr empfindlich, was seine selbstänige Staatlichkeit 
anbelangt, aber willdiesenur innerhalb der Monarchie und nicht 
zur Schwächung derselben zur Geltung bringen. So wendete 
sich Oesterreich allmählich vom Grundprinzipe des ı867er Aus- 
gleichs ab und damit verlor auch das Deutschtum dort die Herr- 
schaft. Damit aber wurde die eine wichtige Voraussetzung des 
Ausgleichs und des deutsch-österreichisch-ungarischen Bündnis- 
vertrages binfällig. Nicht der Bismarck-Andrässysche Vertrag 
ist daran schuld, diese beiden großen Staatsmänner sahen klar 
in die Zukunft, sie erbliekten klar die drohende Gefahr, welche 
eintreten mußte, wenn der slavischen Ueberflutung keine Grenzen 
gesteckt werden; die inneren Verhältnisse der Monarchie führten 
dahin, daß die nationale Garantie dieses Vertrages in der er- 
wähnten Richtung nicht zur Geltung kommen konnte. 

Auch betreffs Ungarns fehlte es nicht an Versuchen; nur 
erwies sich die Schöpfung der Einheitlichkeit des ungarischen 
Staates als viel widerstandsfähiger, alle Versuche, diese staat- 
liche Einheit zu gefährden, mußten daran scheitern, daß Ungarn 
an dem Ausgleich von 1867 festhielt und die führende Rolle des 
Magyarentums unter Berücksichtigung der berechtigten An- 
sprüche der Nationalitäten als das höchste Interesse der Mon- 
archie zu wahren verstand. Jetzt im Kriege zeigt es sich erst, 
wie wichtig dies vom Standpunkt der Monarchie war; wie würde 
die Monarchie ausgesehen haben, wenn die zersetzenden Be- 
strebungen durchgedrungen wären! 

So wurde der Ausgleich von 1867 und der deutsch-öster- 
reichisch-ungarische Bündnisvertrag eine nationale Garantie 
für Ungarn, jene Garantie, welche Graf Julius Andrässy in 
der Hintanhaltung der slavischen Expansion erblickte. 
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Der Krieg rechtfertigte diese Auffassung und lieferte un- 
widerlegbare Beweise dafür, daß die Zukunft der österreichisch- 
ungarischen Monarchie nur auf dieser Grundlage gesichert 
werden kann. Das will keinesfalls so viel bedeuten, als ob gerechte 
Anspıüche anderer Nationalitäten nicht vollkommene Berück- 
sichtigung finden sollen. Gegen eine solche Zumutung müßte 
Verwahrung erhoben werden. Die tatsächlichen Verhältnisse 
beweisen dies zur Genüge. Das Deutschtum in Ungarn bildet 
eine natürliche Stütze des Magyarentums, wie denn auch die 
Deutschen Ungarns sich nicht den Nationalitäten, son- 
dern dem Magyarentum anschlossen und in deren politi- 
schen Parteien Platz finden. Die Interessengemeinschaft, wel- 
che zwischen Deutschland und Ungarn, beziehungsweise der 
Monarchie besteht, kommt innerhalb des Landes auch zwi- 
schen Magyarentum und Deutschtum zum Ausdruck. Diese 
geht in manchen Beziehungen soweit, daß z. B. die Erhaltung 
der siebenbürgischen Sachsen, dieses an Zahl kleinen, aber an 
Tugenden großen deutschen Volkes geradezu als ein ungarisches 
Interesse, als ein Staatsinteresse betrachtet werden muß. Dieses 
kleine Volk von nicht mehr als 220000—230 000 Seelen konnte 
sich in seiner reinen deutschen Volkstümlichkeit achthundert 
Jahre hindurch inmitten einer erdrückenden magyarischen und 
insbesondere rumänischen Mehrheit unversehrt erhalten. In 
manchen Beziehungen wird es rumänischerseits schon stark 
bedroht, mit dem Magyarentum vereint bildet es aber einen 
festen Schutzwall gegen östliche Bestrebungen. 

Auch die Rumänen haben keine Ursache, über ihre Lage 
in Ungarn Klage zu führen. Daß sie es doch oft tun, ist noch 
kein Beweis der Berechtigung. Sie bildeten im Lande nie eine 
Nation, wie die Sachsen im alten Siebenbürgen, hatten keine 
Privilegien, wie die Sachsen und Deutschen, besassen auch keine 
historischen Rechte, wie diese, trotzdem sind sie ihnen gleich- 
gestellt, haben ihre nationale Kirche mit eigenem Ritus, ihre 
nationalen Schulen mit eigener rumänischer Unterrichtssprache, 
in Gemeinden mit rumänischer Bevölkerung eine rein rumänis, he 
Gemeindeverwaltung. Dasselbe gilt für alleandern Nationalitäten, 
wie denn auch in Ungarn die Rechte dır Bürger nicht nach ihrer 
Sprache bestimmt werden, sondern alle Völker des Landes gleich- 
berechtigte Teile der einheitlichen ungarischen politischen Nation 
sind. | 
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. Wie die Rechte der Nationalitäten berücksichtigt werden 
und welches Entgegenkommen der ungarische Staat seiner nicht- 
magyarischen Bevölkerung gegenüber bekundet, on möge hier 
einiges ganz kurz vorgebracht werden. 

Staat und Kirche sind in Ungarn vollkonimen pateni von- 
anade Sämtliche Konfessionen genießen vollkommene Frei- 
heit, nur die staatliche Aufsicht kommt ihnen gegenüber zur Gel- 
tung, aber auch diese nur insofern, als die Wahl der Bischöfe — 
die Kirchen wählen sie selbst, nur die katholische Kirche bildet eine 
Ausnahme; deren Bischöfe werden vom obersten Patronatsherrn, 
dem Könige ernannt — der Bestätigung des Königs bedarf; an- 
sonsten ist jede Konfession autonom ohne jeglichen staatlichen 
Einfluß. Der Staat regelte nur gesetzlich die Minimalgehälter 
der unteren Geistlichkeit und kann eine Konfession diese Minimal- 
gehälter nicht erschwingen, so werden diese von Staats wegen er- 
gänzt. Auf diese Weise zahlte Ungarn an Kirchen für Geistlichen- 
gehälter außer den allgemeinen Unterstützungen, welche die 
Konfessionen als solche zur Förderung ihrer kulturellen Aufgaben 
erhalten, über sieben Millionen Kronen in 1914, wovon z. B. auf 
die beiden rumänischen Kirchen — griechisch-orthodox und 
griechisch-katholisch — fast vier Millionen entfielen. 

Die Freiheit der Kirche in sprachlicher Beziehung kenn- 
zeichnet vielleicht nichts so prägnant, als der Umstand, daß von 
II 070 selbständigen Kirchengemeinden des Landes insgesamt 
nur in 4406 die Predigten in ungarischer Sprache gehalten wer- 
den, also 5017 Kirchen ausschließlich in anderen Sprachen, und 
im 1548 Gemeinden mit gemischtsprachiger Bevölkerung abwech- 
selnd in ungarischer und anderer Sprache. 

Wie betreffs der Kirche besteht in Ungarn auch betreffs der 
Schule weitgehende Freiheit. Jeder Kirchengemeinde und jeder 
Kommune steht das Recht zu, eigene Schulen zu erhalten mit 
eigenerUnterrichtssprache, nur wird der obligato- 
rische Unterricht der Staatssprache auch gefordert. So bestanden 
in Ungarn 1913/14 kommunale und konfessionelle Volksschulen 
"mit fremder, also nicht-ungarischer Unter- 
richtssprache 3321, Lehrlingsfortbildungsschulen 17, Bürger- 
schulen 16, Lehrer- und Lehrerinseminare rr, Höhere Handels- 
schule 1, Gymnasien und Realschulen 17, also zusammen 3383 
Schulen mit nicht-ungarischer Unterrichtssprache. Der über- 
wiegende Teil dieser Schulen ist rumänisch — 2170 — natürlich 
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mit rumänischer Unterrichtssprache, deutsch hievon sind 449, 
natürlich mit deutscher Unterrichtssprache. 

Es würde zu weit führen, mich hier eingehender auf die 
Nationalitätenfrage einzulassen, ich darf es auch nicht tun, 
ohne von meinem Gegenstand zu stark abzuweichen, nur das 
eine möchte ich aber als Ergänzung noch erwähnen, daß in 
Ungarn ähnlich der Geistlichkeit auch die Minimalgehälter der 
nicht-staatlichen Lehrer von Gesetzes wegen festgestellt sind und 
dort, wo die Kirchengemeinden oder Kommunen dies nicht 
leisten können, werden diese Gehälter von Staats wegen er- 
gänzt, wofür das Staatsbudget in 1913/14 noch besonders mit 
über 2,6 Millionen Kronen aufzukommen hatte. 

Der ungarische Staat erfüllt daher auch seinen Nationalitäten 
gegenüber seine Pflichten in liberaler Weise und läßt ihrer 
kulturellen Entwicklung freien Spielraum. 

Der Charakter des Landes ist aber ein einheitlicher, nicht nach 
Nationalitäten geteilter, wie jener Oesterreichs. Innerhalb dieser 
Einheitlichkeit sollen die Rechte und die Eigenartigkeit der 
Nationalitäten auch künftighin gewahrt werden, ja in manchen 
Beziehungen kann ihnen noch mehr Entgegenkommen bewiesen 
werden, aber immer nur bis zu jener Grenze, welche diese Ein- 
heitlichkeit nicht gefährdet, wie auch Oesterreich zu dem Grund- 
prinzipe des 1867er Ausgleichs und des deutsch-österreichisch- 
ungarischen Bündnisvertrags, zum deutschen Charakter des 
Staates zurückkehren muß, soll die Monarchie in ihrer Kraft 
als unabhängige Großmacht erhalten werden. 

Mitteleuropa wird der Weg hiezu sein. Eine engere Ver- 
bindung mit dem Deutschen Reiche — immer nur als Verbindung 
von selbständigen Staaten verstanden — muß in erster Reihe 
diese Folge für die Oesterreichisch-ungarische Monarchie, für 
Oesterreich und für Ungarn haben. 

Ungarn muß daher an der Schaffung ei- 
nes solchen Mitteleuropa ein wichtiges na- 
tionales und politisches Interesse haben, wie 
denn auch das Deutsche Reich aus dem Kriege 
die Lehre ziehen muß, daß ihm der einheit- 
liche ungarische Staat mit magyarischer 
Führung, also die einheitliche ungarische 
Nation eine ebensolche Notwendigkeit im 


Bündnisse mit Oesterreich-Ungarn ist, wie 
Archiv f. Sozialwissenschaft u, Sozialpolitik. 43.1. (Krieg u. Wirtschaft. IV.) IS 
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der starke österreichische Staat mit der 
Führung der Deutschen in Oesterreich. 

Nur ein solches Mitteleuropa kann lebensfähig sein, nur 
ein solches Mittelevropa vermag der slavischen Expansion 
Widerstand zu leisten und in politischer Beziehung muß dies der 
wichtigste Zweek Mitteleuropas sein. Hierin begegnen sich die 
politischen Interessen des Deutschen Reichs und Oesterreich- 
Ungarns, zu diesem Zwecke müssen sie sich politisch so eng wie 
nur möglich einander angliedern. 

Die nationale Garantie, welche sich Ungarn durch das so zu 
schaffende Mitteleuropa, durch seine politische Interessenge- 
meinschaft mit dem Deutschtum sichert, ist aber nicht das 
einzige politische Interesse Ungarns an demselben. Vom ungari- 
schen Gesichtspunkt — und auch von dem der österreichisch- 
ungarischen Monarchie — hat der Balkan, die Gestaltung der dor- 
tigen Verhältnisse ganz besondere Bedeutung. Ungarn grenzt 
im Süden und Osten unmittelbar an Balkanländer, wie es denn 
überhaupt — abgesehen von seinen österreichischen Grenzen — 
nur mit diesen Ländern in unmittelbarer Nachbarschaft ist; 
‘an seinen südlichen Grenzen Serbien und Montenegro, an den 
östlichen Rumänien und voraussichtlich in der Zukunft auch 
Bulgarien. Da kann es für Ungarn nicht nur nicht gleichgültig 
sein, ja es muß als sein vitales Interesse betrachtet werden, wie 
sich die Balkanpolitik gestaltet, welche Stellung die Balkan- 
staaten in der Zukunft einnehmen werden. 

Bulgarien ist unser Bundesgenasse geworden, sein Volk 
ist ebenso thuranischer Abstammung, wie das magyarische, mit 
Bulgarien dürfte die Zukunft nur innigere Verhältnisse zeitigen. 
Das Schicksal Serbiens und Montenegros kann für uns nur im Ein- 
verständnis mit dem Deutschen Reiche so entschieden werden, wie 
es unsere Interessen erheischen, und was Rumänien anbelangt, 
kann wieder nur ein starkes Mitteleuropa die Garantie des 
dauernd guten Verhältnisses bieten, denn einem solchen Bünd- 
nisse sich anzuschließen, muß auch ein rumänisches Interesse sein. 
Vergebens müssen alle Künsteleien und Agitationen in Rumä- 
nien werden, endlich und schließlich muß dieses entwickelungs- 
fähige Königreich wieder zur Politik seines ersten und graßen 
Königs Carol zurückkehren, wie dies bekanntlich auch der Aut- 
fassung seines Nachfolgers Königs Ferdinand entspricht, will es 
seine Zukunft gesichert haben. 
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Die Attraktion der Nachbarstaaten für ihre Stammver- 
wandten in Ungarn muß aber einmal aufhören, die innere Ruhe 
und Sicherheit des Landes fordert dies gebieterisch, wir müssen 
uns nach dem Kriege diese Ruhe um jeden Preis verschatten. In- 
nerhalb Mitteleuropas, in einer politischen, militärischen und 


wirtschaftlichen Verbindung mit dem Deutschen Reiche wird dies 


allerdings viel leichter und beständiger sein, denn ein solches 
Mitteleuropa muß nach dem Kriege die Attraktion für die Bal- 
kanstaaten bieten, ihre vitalsten Lebensinteressen, ihr staatlicher 
und nationaler Bestand wird es von ihnen gebieterisch fordern 
sich diesem Mitteleuropa anzuschließen, diesem Bündnisse der 
Zentralmächte beizutreten. Damit aber wird der dauernde 
Friede am Balkan gesichert, denn wenn es gelingen würde, 
die Türkei, Bulgarien, Rumänien und Griechenland in ein Bünd- 
nis zusammenzubringen — Serbien und Montenegro werden 
nach dem Kriege wahrscheinlich aufgehört haben, und wenn sie 
als selbständige Staaten in einer Form eventuell doch bestehen soll- 
ten, wird für ihre Unschädlichkeit gesorgt werden — und sie 
Mitteleuropa in entsprechender Form anzugliedern, dann ist der 
Friede am Balkan endlich gesichert. Und damit komme ich 
auf ein weiteres Interesse Ungarns und der Monarchie an Mittel- 
europa, denn was Balkanunruhen für uns bedeuten, das haben 
wir seit fast einem Jahrzehnt, insbesondere aber während der 
Annexion Bosniens und der Herzegowina, wie während der zwei 
letzten Balkankriege sehr empfindlich zu spüren bekommen. 
Ungarn und die Monarchie konnten politisch und militärisch 
nicht zur Ruke kommen, wirtschaftlich aber wurden sie äußerst 
emptindlich geschädigt, ihr Export nach dem Balkan wurde Jahre 
hindurch unterbunden, was wieder zur wirtschaftlichen Schwä- 
chung beider Staaten der Monarchie stark beitrug. 

Mit der Schaffung eines solchen Mitteleuropa wird das seit 
Jahrzehnten schwebende Problem der germanischen Hegemonie 
auf dem europäischen Festlande gelöst werden können, denn 
einem solchen Block von Staaten, welcher von der Nord- und 
Ostsee bis zur Adria, dem Mittel- und Schwarzen Meer reicht, 
wird sich der moskowitische Strom nicht entgegensetzen können, 
kein Staatenbund wird die Macht haben, diesen Block zu be- 
kämpfen. So wird dieser Block die stärkste Garantie zur Er- 
haltung des europäischen Friedens. Und da Ungarn geographisch 
im Mittelpunkte dieses Blocks stehen würde, da die ungarische 
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Kultur sich von jeher der großen deutschen Weltkultur an- 
schließt und aus dieser schöpft, muß Ungarn an dem 
Zustandekommen eines solchen Mitteleuropa 
einganz besonderes Interesse haben. 

Die öffentliche Meinung in Ungarn ist auch vollkommen 
durchdrungen von der Notwendigkeit des so auszugestaltenden 
Bündnisses mit dem Deutschen Reiche, beziehungsweise der 
Schaffung eines solchen Mitteleuropa. Die parlamentarischen 
Parteien des Landes stehen seit jeher auf diesem Standpunkte, 
das Bündnis mit Deutschland ist in Ungarn in Fleisch und Blut 
des Volkes übergegangen. Nur eine Gruppe der Unabhängig- 
keitspartei ist anderer Ansicht, wie es denn von jeher in dieser 
Partei eine Fraktion gab, welche dem deutschen Bündnisse nicht 
eben: freundlich gegenüberstand, ja es sogar parlamentarisch 
bekämpfte. Aber die große Mehrheit selbst dieser Partei und 
alle andere Parteien in ihrer Gänze — welche auf der Grundlage 
des Ausgleichs von 1867 stehen und, die überwiegende Mehrheit 
des Landes bilden — stehen rückhaltlos auf dem Standpunkte 
des Bündnisses und werden zufolge des Krieges, in welchem 
dieses Bündnis sich so glänzend bewährte, noch entschiedener 
auf diesem Standpunkte beharren. Ein ernster Widerstand gegen 
dieses Mitteleuropa kann daher in Ungarn nicht aufkommen, 
wie es auch seit Bestand des deutsch-österreichisch-ungarischen 
Bündnisses trotz vielen Versuchen nie gelingen konnte, gegen 
dieses Bündnis in Ungarn Stimmung zu machen. 

Ich erwähnte die ungarischen Parteien. Es dürfte angezeigt 
sein, sie nach ihren Programmen kurz zu kennzeichnen, um jenen, 
denen die ungarischen Verhältnisse nicht bekannt sind — und 
das wird die Mehrheit sein — einen flüchtigen Ueberblick über 
die ungarischen parlamentarischen und politischen Verhältnisse 
zu ermöglichen. Es ist dies auch deshalb notwendig, um für die 
Behandlung der wirtschaftlichen Seite Mitteleuropas schon die 
entsprechende Orientierung zu bieten. 

Die ungarischen politischen Parteien gruppieren sich in 
ihren Hauptzügen nach staatsrechtlichen Prinzipien. Dies ist 
kein Vorteil für das Land, weil es einem beträchtlichen Teil 
der. Berufspolitiker die Möglichkeit nimmt, auf Grund ihrer 
Prinzipien an der Regierung teilnehmen zu können. Der eine 
Teil der Parteien steht auf der Grundlage des Ausgleiches von 
1867 — es gibt deren derzeit drei, von denen zwei oppositionell 
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sind —, auf der Grundlage der dualistischen Monarchie mit An- 
erkennung der mit Oesterreich pragmatisch gemeinsamen An- 
gelegenheiten — auswärtige Vertretung und Gemeinsamkeit 
des Heereswesens —, der andere Teil, die sogenannte Unab- 
hängigkeitspartei, bekämpft die erwähnte Gemeinsamkeit, welche 
sie auf gesetzlichem Wege abändern will und das Verhältnis zu 
Oesterreich — ohne Lockerung der Monarchie — auf die Grund- 
lage der Personalunion stellen möchte, also ohne gemeinsame Ange- 
legenheiten, welche nach ihrem Wunsche in beiden Staaten selb- 
ständig zu sein hätten. Diese letztere Partei wünscht auch p ri n- 
zipiell eine Trennung des derzeit einheitlichen Vertrags- 
zollgebietes, also selbständige Zollgebiete für beide Staaten, 
während die sogenannten siebenundsechziger Parteien diesbezüg- 
lich auf dem Standpunkte stehen, daß die wirtschaftlichen In- 
teressen des Landes auch bei Aufrechterhaltung des freien Ver- 
kehrs zwischen beiden Staaten befriedigt werden können, wobei 
aber auch diese an dem gesetzlich gewährleisteten Rechte des 
Landes festhalten, für den Fall eine selbständige Handelspolitik 
betreiben zu können, daß eine Einigung mit Oesterreich auf 
wirtschaftlichem Gebiete nicht gelingen sollte. Denn während 
die Gemeinsamkeit der auswärtigen Vertretung und des Heeres 
pragmatisch gemeinsam ist, beziehungsweise die gegenseitige 
Verteidigung so geregelt ist, besteht in dem wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der beiden Staaten der Monarchie keinerlei Bindung; 
die Regelung dieses Verhältnisses ist einer von Zeit zu Zeit vor- 
zunehmenden gegenseitigen Vereinbarung vorbehalten, wobei 
die beiden Staaten miteinander so verhandeln, wie zwei von- 
einander unabhängige Staaten. 

Außer diesen zwei großen Parteigruppen — von welchen 
die letztere in der Minorität ist — besteht im ungarischen Reichs- 
tage noch eine kleine Gruppe einer Demokratenpartei und eine 
kleine Gruppe von Nationalitäten-Vertretern, Rumänen und Slo- 
vaken. Sozialdemokraten haben im ungarischen Reichstage noch 
keinen Sitz. 

Ich mußte mir diesen kleinen Ausflug auf das Gebiet der 
ungarischen politischen Parteiverhältnisse erlauben, denn ohne 
Kenntnis dieser könnten in meinen Darstellungen Unklarheiten 
bestehen, welche ich vermeiden möchte. | 

Doch will ich zu Mitteleuropa zurückkehren und die ungari- 
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schen Interessen weiter anführen, um von diesem Gesichtspunkte 
ein möglichst klares und ganzes Bild zu bieten. 

Die politischen und nationalen Gesichtspunkte hätte ich er- 
ledigt, jetzt will ich auf die wirtschaftliche Seite der Frage über- 
gehen, denn Mitteleuropa kann nicht nur politisch und militärisch 
geschaffen werden, es muß auch wirtschaftlich so ausgestaltet sein, 
daß es eine möglichst ganze Schöpfung darstelle. Mit dem 
alten Bismarckschen Prinzip, wonach auswärtige Politik und 
Handelspolitik miteinander nichts zu tun haben und die politische 
Freundschaft nicht unbedingt auch mit wirtschaftlicher Freund- 
schaft verbunden sein muß, muß nach den seitherigen Erfahrungen 
gründlich aufgeräumt werden. Aber auch abgesehen hievon, 
muß diese Lehre aus dem Kriege abgeleitet werden; wollten wir es 
selbst nicht, werden uns dazu unsere Feinde zwingen. Nicht 
Ungarn, sondern die Zentralmächte überhaupt. Ungarn hätte 
feindliche wirtschaftliche Maßnahmen am wenigsten zu fürchten, 
einerseits zufolge seines wirtschaftlichen Charakters als weitaus 
überwiegender Agrarstaat, andererseits zufolge seiner leider zu 
geringen unmittelbaren Auslandsverbindungen. Als Agrarstaat 
hat Ungarn in Oesterreich noch sehr lange seinen sicheren Absatz, 
seine gesamte Getreideausfuhr nach dem Zollauslande beträgt 
nicht mehr als jährlich 1,66% 3) seiner Gesamtproduktion, ist 
also ganz belanglos, seine junge Industrie hat um so weniger 
Ursache zu einer Befürchtung, als sie kaum 30—35% des Ge- 
samtkonsums des Landes aus eigener Produktion zu decken 
vermag und der überseeische Rohstoffbedarf derselben — leider 
— ein verhältnismäßig sehr geringer ist, kaum 300 Millionen 
Kronen im Jahre, also die Abhängigkeit der industriellen 
Produktion eine unvergleichlich geringere ist, als jene Oester- 
reichs oder gar des Deutschen Reiches. Dazu kommen noch die 
ebenfalls unvergleichlich geringeren Exportinteressen der un- 
garischen Industrie, welche außer in Deutschland und am nahen 
Balkan kaum in Betracht kommen können. Auch diesbezüglich 
spielt für Ungarn der österreichische Markt die Hauptrolle, wie 
denn überhaupt Oesterreich 80—85% des gesamten ungarischen 
Exportes aufnimmt und 85—90% des gesamten ungarischen 
Importes aus Oesterreich stammen, beziehungsweise durch Oester- 
reich vermittelt werden. Ueberhaupt muß festgestellt werden, 


®) Dr. Friedrich Fellner: Die Landwirtschaft Ungarns und die wirtschaft- 
liche Annäherung zum Deutschen Reich. 
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daß Ungarn als Agrarstaat in den wirtschaftlichen Folgen des 
Krieges in verhältnismäßig geringerem Maße getroffen werden 
dürtte; die Natur der wirtschaftlichen Konstruktion bringt dies mit 
sich, der Bodenbesitz wird im Kriege am geringsten in Mitleiden- 
schaft gezogen und wird auch nach dem Kriege die verhältnis- 
mäßig geringsten Lasten und ÖOpter zu ertragen haben. Aller- 
dings hat dies auch seine großen Schattenseiten, insbesondere 
vom Standpunkte der Staatsfinanzen, an denen die Landwitt- 
schaft den geringsten Anteil nimmt, zumal die Landwirtschaft 
in Ungarn nicht nach den wirklichen Erträgnissen, sondern nach 
einer alten Kataster-Klassifikation besteuert wird; die gesamte 
ungarische Bodensteuer ist mit 73 Millionen Kronen limitiert, 
eine Summe, welche mit dem Grundwerte von rund 20 Milliar- 
den ^ und dem Erträgnisse von rund 8 Milliarden in keinerlei 
Verhältnis steht. Bei den enormen Kriegslasten, welche sich 
für den Staat ergeben werden, dürfte nach dem Kriege diese 
Steuerleistung auch einer gründlichen Revision unterzogen 
werden! 

Wenngleich Ungarn daher gemäß seiner geographischen 
Lage und seiner wirtschaftlichen Verhältnisse durch feindliche 
wirtschaftliche Maßnahmen unvergleichlich weniger betroffen 
werden kann, als Oesterreich oder Deutschland, kann und dart 
die wirtschaftliche Ausgestaltung Mitteleuropas selbst vom 
ungarischen Interesse nicht von diesen Gesichtspunkten beurteilt 
werden. Es wäre dies eine große Kurzsichtigkeit, welche sich sehr 
bald rächen könnte, denn es müsste eine Ausschaltung Ungarns 
aus dem internationalen Verkehr zur Folge haben, Ungarn müßte 
einfach auf jede weitere wirtschaftliche Entwicklung verzichten. 
Das kann aber kein ungarisches Interesse sein. Im Gegenteil, 
Ungarn muß eine wirtschaftliche Ausgestaltung anstreben, welche 
es ihm ermöglicht, die normalen Lasten eines Kulturstaates und 
die enormen Lasten des Krieges ertragen zu können, welch letz- 
tere sich nur bei einem zweijährigen Kriege — diese kurze Dauer 
ist aber leider nicht mehr möglich — auf fast eine Milliarde 
Kronen beziffern wird, was eine Mehrbelastung der Staatsfi- 
nanzen um mehr als 40% des derzeitigen Staatsbudgets be- 
deutet und dabei die gesamten direkten und indirekten Steuer- 
einnahmen des Staates weit übersteigt. Um das leisten zu können, 
muß Ungarn mehr, viel mehr erzeugen als bisher, landwirtschaft- 


*) Dr. Friedrich Fellner: Das Nationalvermögen Oesterreichs und Ungarns. 
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lich sowohl als auch industriell, denn nur eine entsprechend 
gesteigerte Produktion wird die enorm steigenden Lasten er- 
schwingen können. Da kann aber die Schaffung eines Mittel- 
europa, die möglichst enge wirtschaftliche Verbindung einer- 
seits mit dem Deutschen Reiche, andererseits zunächst mit 
Bulgarien und der Türkei für Ungarn nicht gleichgültig sein, 
in ersterer Richtung für seine gesteigerte Agrarproduktion, in 
letzterer Beziehung für die Entwickelung seiner Industrie. Und 
noch ein Gesichtspunkt soll hier erwähnt werden: das Verhältnis 
Ungarns zu Oesterreich in seinen wirtschaftlichen Beziehungen. 
Oesterreich ist bestrebt, seine Landwirtschaft zu fördern, wie es 
Ungarn mit seiner Industrie zu tun trachtet. Nur sind die öster- 
reichischen Erfolge diesbezüglich unvergleichlich größer, als die 
ungarischen. Innerhalb der letzten dreißig Jahre vor Kriegs- 
ausbruch steigerte Oesterreich seine Produktion in den vier 
Hauptgetreidearten: Weizen, Roggen, Gerste und Hafer, in viel 
größerem Maße wie Ungarn, bei Weizen mit 20,72%, gegenüber 
17,55 in Ungarn, bei Roggen mit 39,39% gegenüber 31,5, bei 
Gerste mit 58,41%, gegenüber 27,37, bei Hafer mit 74,07 gegen 
49,75% und nur bei Kartoffeln erreichte Ungarn eine größere 
Steigerung: 22,46% gegenüber jener Oesterreichs von 7,86%, 
aber auch hier steht die österreichische Produktion mit ihrem 
Ernteergebnisse von 90,6 Doppelzentnern pro Hektar in 1913 
höher als Ungarn, wo das Ernteergebnis nur 78,90 Doppelzent- 
ner ergab. Nach dem Kriege wird auch Oesterreich größere 
Anstrengungen machen, seine Landwirtschaft noch stärker zu 
fördern, um auf geringeren Import an Brotgetreide angewiesen 
zu sein. Schon heute stellt sich der Importbedarf Oesterreichs 
gegenüber einer eigenen Produktion an Weizen und Roggen 
von durchschnittlich 45 Millionen Doppelzentnern nur mehr 
auf höchstens 20 Millionen, was einem Konsum von etwa 220 
Kilogramm pro Kopf entspricht und wenn in Betracht gezogen 
wird, daß Oesterreich in den erwähnten dreißig Jahren bei 
Weizen von 13,2 Millionen es auf 16,2, und bei Roggen von 
19,8 auf 27,1 Millionen brachte, aber den deutschen Durch- 
schnittsergebnissen gegenüber ebenso rückständig ist wie Ungarn, 
bei der gleichen Anbaufläche bei Weizen um 14,3, bei Roggen 
aber um 10,5 Millionen Doppelzentner, also etwa um seinen 
ganzen derzeitigen Importbedarf: so muß angenommen werden, 
‚daB Oesterreich seine Getreideproduktion nach dem Kriege noch 


Das Problem der Schaffung »Mitteleuropas« usw. 233 


erheblich steigern wird können und damit dürfte sich die Lage der 
ungarischen Landwirtschaft innerhalb der Monarchie zumindest 
nicht verbessern. Allerdings darf dabei nicht übersehen werden, 
daß auch der österreichische Konsum mit der Industrialisie- 
rung des Landes und mit der Zunahme der Bevölkerung steigen 
wird, daher eine eventuelle eigene Mehrproduktion in erster 
Reihe zur Deckung dieses Mehrkonsums notwendig werden 
wird; ferner muß auch ein eventueller Gebietszuwachs durch 
Russisch-Polen oder eines Teiles desselben berücksichtigt werden, 
welches bekanntlich mit mehr als 25% seines Bedarfes an Brot- 
getreide passiv ist, daher von einer Gefährdung der ungarischen 
Produktion nicht die Rede sein kann. Aber in Rechnung ge- 
zogen müssen auch diese Umstände werden, verbessern werden 
sie die Lage Ungarns innerhalb der Monarchie keinesfalls. Dem- 
gegenüber steht für Ungarn die zwingende Notwendigkeit, seine 
landwirtschaftliche Produktion erheblich zu steigern, so daß 
in absehbarer Zeit auf dem österreichisch-ungarischen Ver- 
tragszollgebiet wieder ein Getreideüberschuß sich ergeben dürfte, 
ja die Landwirtschaft muß so weit gefördert werden, daß sich ein 
erheblicher Ueberschuß ergebe. Sowohl für Ungarn als Pro- 
duzenten ist dies eine Lebensfrage, wie für Mitteleuropa als 
Konsumenten. Und damit gehe ich auf die für Ungarn wichtigste 
wirtschaftliche Frage bei Beurteilung Mitteleuropas über: wie 
verhält es sich mit Mitteleuropa vom ungarischen landwirt- 
schaftlichen Gesichtspunkte ? 
Der Umstand, daß Ungarn bei normalen Ernten nicht mehr 
als 1,66% seiner gesamten Getreideproduktion für den Export 
ins Zollausland zur Verfügung hat, beantwortet die aufgestellte 
Frage vom heutigen Stand der Landwirtschaft in dieser Beziehung. 
Nun hat aber die Landwirtschaft auch andere Zweige, auf welche 
ıch noch zurückkomme und dabei darf die Antwort nicht nur 
vom heutigen Standpunkte erteilt werden, vielmehr muß auf 
den schon angedeuteten Umstand Rücksicht genommen werden, 
daB Ungarn seine landwirtschaftliche Produktion möglichst 
erhöhen muß. Und wenn da berücksichtigt wird, daß Ungarn 
gegenüber den deutschen Ernteergebnissen bei seiner Anbau- 
fläche bei Weizen um rund 36, bei Roggen um 9,2, bei Gerste 
um 6,7, bei Hafer um 9,5, und bei Kartoffel um 56,2 Millionen 
Doppelzentner rückständig ist, daß von den vier Hauptgetreide- 
sorten auf den Kopf der Bevölkerung in Deutschland 4,6 
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Doppelzentner Produktion entfällt, in Ungarn aber nur 3,5; 
wenn ferner auch die Qualität des Bodens in Betracht gezogen 
wird, welcher in Ungarn viel besser ist, wenn auch demgegen- 
über gewisse klimatische Nachteile für Ungarn bestehen: so 
besitzt die ungarische Landwirtschaft doch für die fernere Zu- 
kunft sehr verheißungsvolle Entwickelungsmöglichkeiten. Aber 
nur für die fernere Zukunft, denn zur Verwirklichung einer 
größeren Produktion braucht es Zeit, es sind große Investitionen 
notwendig, ein Viehstapel muß aufgezogen werden, die ganze 
Art und Weise der Bodenkultur muß manche Aenderungen 
erfahren und was ich an erster Stelle hätte erwähnen sollen, 
eine Bodenreform in demokratisch-sozialer Richtung ist vorerst 
notwendig, um eine intensive Landwirtschaft betreiben zu 
können, welche bei den heutigen Bodenbesitzverhältnissen des 
Landes unmöglich ist, wo 94 Latifundienbesitzer über einen 
Grundbesitz von über zwei Millionen Hektar, die katholische 
Kirche und ihr Studienfond fast eine Million, die Kommunen 
fast eine Viertelmillion Hektar Ackerboden besitzen, darunter 
Güter von 100 000—300 000 Hektar und auch darüber. 

Ein enges wirtschaftliches Bündnis mit dem Deutschen 
Reiche, also Mitteleuropa muß diesbezüglich auf die Verhältnisse 
günstig einwirken, durch rationellen und intensiven Betrieb der 
Landwirtschaft muß eine Steigerung der Erträgnisse derselben 
erfolgen, hieraus aber eine Steigerung der Bodenpreise, was 
alsdann schon selbst einen Anreiz für eine Bodenbesitzreform 
bilden muß, welche ich meinerseits auch ganz unabhängig hievon 
von Staats wegen fordere. Der Staat muß hier eingreifen, wie 
es unter anderen auch Preußen in die Wege leitete, das in seinen 
sechs östlichen Provinzen durch die Ansiedelungskommissionen 
und die Generalkommission innerhalb der letzten dreißig Jahre 
408000 Hektar Fläche in Bauerngüter umwandelte und damit 
nicht nur 32 000 deutschen Familien eine Existenz schuf, sondern 
gleichzeitig auch zur Förderung seiner Landwirtschaft beitrug. 

Könnte aber die erhöhte ungarische Getreideproduktion sich 
auf Mitteleuropa stützen und fände sie darin eine sichere Garantie 
für die hiefür notwendigen großen Investitionen ? 

Ein flüchtiger Blick auf die landwirtschaftlichen Produk- 
tions- und Importverhältnisse des Deutschen Reiches erteilt 
hierauf die Antwort. Durch die eigene Produktion ungedeckt 
ist in Deutschland im Durchschnitte der Jahre 1906—IgI13 
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ein Import an Weizen von rund 383 Millionen Mark, hievon den 
Durchschnitt derselben Jahre an Roggenexport mit go Millionen 
abgerechnet, benötigt Deutschland jährlich Brotgetreide im 
normalen Werte von rund 300 Millionen Mark. Der Gerste- 
import derselben Jahre betrug 336 Millionen Mark. Kann es 
daher zweifelhaft sein, daß das Deutsche Reich die Mehrproduk- 
tion Ungarns aufnehmen kann? Die Vorbedingung hiefür ist 
natürlich die Vorzugsstellung Ungarns, beziehungsweise Ungarns 
und Oesterreichs am deutschen Markte allen anderen Staaten ge- 
genüber, über deren Form die Ansichten geteilt sein können, 
deren Notwendigkeit aber nicht bezweifelt werden kann; denn 
wenn die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Rußland, Argen- 
tinien, Britisch-Nordamerika, Rumänien und Australien, als die 
bedeutendsten Getreideexport-Staaten nach Deutschland der- 
selben Behandlung teilhaft werden, dann hat Mitteleuropa für 
Ungarn — und für Oesterreich — in dieser Beziehung keinen 
besonderen Wert, dann kann auch von einer Sicherung der Ab- 
nahme der ungarischen Mehrproduktion keine Rede sein. Ganz 
ähnlich gestaltet sich das Verhältnis mit dem Bedarf des Deut- 
schen Reichs an Schlachtvieh und anderen landwirtschaftlichen 
Produkten, von denen ich nur als Beispiel das Bau- und Nutzholz 
mit einem Nettoimporte der oben erwähnten Jahre von 215 und 
den Eierimport von 165 Millionen Mark erwähnen möchte, um 
nicht zu viel Ziffern anzuführen. Mit dem Viehbestande wird es 
Ungarn in den allernächsten Jahren nicht besser ergehen, als 
mit dem Getreideüberschuß, denn der Krieg richtete in unserem 
Viehbestande starke Verheerungen an. Aber unser Viehstock 
ist gesund, innerhalb einiger Jahre wird Ungarn wieder export- 
fähig sein und da der deutsche Markt einen Importbedarf an 
Hornvieh von über 70, an Schweinen fast 50 Millionen Mark 
hat, kann dieses Absatzgebiet für Ungarn auch nicht gleich- 
gültig sein. 

Ich will es unterlassen, weitere Beispiele anzuführen und 
möchte in landwirtschaftlicher Beziehung nur noch eine, vom 
Gesichtspunkte Ungarns nicht unwesentliche Frage aufwerfen, 
jene des wirtschaftlichen Anschlusses unserer weiteren Verbün- 
deten, Bulgariens und der Türkei an Mitteleuropa. Dieser Frage 
muß eine ganz besondere Wichtigkeit beigemessen werden, denn 
von deren Beantwortung muß einerseits die Stellungnahme der 
ungarischen — und auch der österreichischen — Landwirtschaft 
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abhängig sein, andererseits hängt von diesem Anschlusse die 
Möglichkeit einer Kompensation auf industriellem Gebiete ab und 
ohne diesen Anschluß könnte auch die vom mitteleuropäischen 
Gesichtspunkte unbedingt notwendige wirtschaftliche Autarkie 
nicht erreicht werden. 

Auch in dieser Beziehung kann nur von einer späteren 
Zukunft die Rede sein, denn heute ist die bulgarische und die 
türkische (asiatische) landwirtschaftliche Produktion noch so 
gering, daß von einer Konkurrenz gar nicht gesprochen werden 
kann, und zwar weder auf dem Gebiete der Getreideproduktion, 
noch was den Viehimport anbelangt. 

Mitteleuropa wird aber für Bulgarien und insbesondere für 
die enormen Gebiete der asiatischen Türkei einen Aufschwung 
wirtschaftlicher Investitionen bringen, die zum großen Teil land- 
wirtschaftlicher Natur sein werden, diesbezüglich wird es daher 
notwendig seir, die Interessen der ungarischen — und der öster- 
reichischen — Landwirtschaft zu wahren, wobei übertriebene, 
ungerechtfertigte Forderungen natürlich nicht berücksichtigt 
werden dürfen, denn die wirtschaftliche Politik, welche Oester- 
reich und Ungarn seit mehr als einem Vierteljahrhundert den 
Balkanstaaten gegenüber verfolgte, muß für die Zukunft einer 
Revision unterzogen werden, die Balkanpolitik der Vergangenheit 
kann nicht weiter so betrieben werden. Hiezu ist die Schaffung 
Mitteleuropas wieder von ganz besonderer Bedeutung, denn die 
Absperrungstendenzen dem Balkan gegenüber gingen seinerzeit 
von Deutschland aus, Oesterreich und Ungarn gaben nur den 
agrarischen Druck nach dem Osten weiter, welchen sie vom Westen 
bekamen. Daß die Weitergabe sich stärker gestaltete, als der 
eigene Druck, ist keine seltene Erscheinung im wirtschaftlichen 
Leben. 

Ich kann somit vom ungarischen landwirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkte — wie ich diesen beurteile — ein abschließendes 
Urteil über die mir gestellte Frage fällen: die Schaffung 
Mitteleuropas kann der ungarischen Land- 
wirtschaftnurnützlichunderwünschtsein. 

Absichtlich vermied ich bei Behandlung dieser Frage Deutsch- 
lands künftige Beziehungen zu Rußland, denn die Voraussetzung 
der Schaffung eines Mitteleuropa ist — wie ich es flüchtig 
schon erwähnte — die gegenseitige Vorzugsstellung in einer 
oder anderen Form, welcher kein anderer Staat, also auch Rußland 
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nicht teilhaftig werden darf. Mit dieser Bedingung steht und fällt 
eben dieses große Problem! | 

Die zweite große Gruppe des wirtschaftlichen Lebens, 
welches durch Schaffung Mitteleuropas berührt wird, ist die 
Industrie. Wie gestaltet sich nun diese Frage vom ungarischen 
Gesichtspunkte? Da tauchen schon mehr Bedenken auf, deren 
Berechtigung bis zu einer gewissen Grenze nicht bestritten 
werden kann. Die weitaus größeren Interessen hat hier Oester- 
reich, dessen Industrie unvergleichbar stärker ist, als die ungari- 
sche. Dessen ungeachtet dürfen die diesbezüglichen ungarischen 
Interessen auch nicht unterschätzt werden. Sie bewegen sich 
in zwei Richtungen: die Erhaltung der bestehenden Industrie 
muß als erstes Ziel dabei ins Auge gefaßt werden und die Schaf- 
fung einer möglichst starken, lebensfähigen neuen Industrie für die 
Zukunft darf nicht unmöglich werden. Betreffs des letzteren gehen 
die Auffassungen in Oesterreich und in Deutschland sehr auseinan- 
der, indem die ungarische Industrieförderung vielerseits sehr un- 
richtig, ja ganz falsch beurteilt wird. Mit dem bekannten Ar- 
gument, Ungarn möge der Agrarstaat bleiben, welcher nur seine 
Landwirtschaft entwickeln und die Brotkammer Mitteleuropas 
sein soll, kann ich sehr kurz fertig werden. Wäre das Deutsche 
Reich je zu einer solchen Macht geworden, wenn es während 
des letzten halben Jahrhunderts und insbesondere während 
der letzten drei Jahrzehnte keine solche industrielle Tätigkeit 
entfaltet hätte? Besteht die große Kraft Deutschlands heute 
nicht eben darin, daß es ein doppeltes Wirtschaftssystem sich 
eingeführt hat, neben einer blühenden Landwirtschaft eine 
mächtige Industrie? Könnte Deutschland seine enorm zuneh- 
mende Bevölkerung erhalten, wenn es auf die Landwirtschaft 
allein, oder auch nur zum überwiegenden Teil auf die Landwirt- 
schaft angewiesen wäre? Hätte die deutsche Auswanderung, 
welche schon drohende Dimensionen anzunehmen begann, in die- 
sem Falle so rasch abgenommen ? Hätte das deutsche Volk auch 
dann die Möglichkeit, jährlich ein Ersparnis von so viel Milliarden 
Mark aufzuweisen — nach Helfferich mit dem Wertzuwachs 
ıo Milliarden) —, wenn Deutschland kein Industriestaat wäre ? 
Welche Quellen hätten dem Deutschen Reiche zur finanziellen 
Durchhaltung dieses Krieges zur Verfügung gestanden, hätte 
es nicht seine kapitalkräftige Industrie und den damit ver- 


6) Dr. Karl Helfferich: Deutschlands Volkswohlstand 1888—1913. 
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bundenen Handel? Wo würden die großen deutschen Kapitalien 
ihre Anlagen gefunden haben, woraus wäre das große National- 
vermögen entstanden, wenn nicht in der und durch die Industrie ? 
Und von wo bekämpft Deutschland seine enormen Kriegsaus- 
rüstungen, wie stünde Deutschland in diesem Kriege da, hätte der 
deutsche Schaffensgeist diese mächtige Industrie nicht recht- 
zeitig und in so vielfacher Richtung geschaffen ? Wer wird aber 
schließlich die fast unerschwinglichen Kriegslasten nach dem 
Kriege im überwiegenden Maße ertragen, die Industrie oder die 
Landwirtschaft ? 

Wie viele ähnliche Fragen könnten noch gestellt werden in 
dieser Richtung! Doch ich will es unterlassen, denn als würde 
ich die Antwort auf all diese Fragen hören: Ungarn ist kein 
geeignetes Gebiet für die Industrie, Ungarn hat noch viel zu viel 
Aufgaben auf landwirtschaftlichem Gebiete zu lösen, es soll nur 
diesen gerecht werden können, die ungarische Industrie konnte 
auch bisher nur mit künstlichen Mitteln erzogen und erhalten 
werden usw. Diese Entgegnungen -sind mir wohl bekannt, 
nicht das erstemal bekämpfe ich sie, immer wieder müssen sie 
von neuem bekämpft werden, obwohl sie schon durch Tatsachen 
widerlegt sind. 

Außer den staatsrechtlichen Fragen, welche zwischen 
Oesterreich und Ungarn immer wieder auftauchten, welche aber 
nach dem Kriege voraussichtlich verschwinden werden, denn 
einerseits bewährte sich die dualistische Staatsform in einer 
Weise, wie man es sich nie zu erhoffen wagte, andererseits lieferte 
Ungarn die schlagendsten Beweise in diesem Kriege, daß seine 
staatliche Selbständigkeit mit den Interessen der Monarchie 
nicht nur nicht im Widerspruche stehe, sondern im Gegenteil, 
die Ausschaltung dieser bisher strittig gewesenen Frage, die 
rückhaltlose Anerkennung der ungarischen Staatlichkeit eben 
geeignet ist, die Monarchie zu stärken, waren es seit jeher die 
wirtschaftlichen Fragen, welche das Verhältnis zwischen den 
beiden Staaten der Monarchie störten. Immer wieder jene 
Auffassung, daß Ungarn nur ein Agrarstaat bleibe, Oesterreich 
aber möglichst industrialisiert werde. Die verhältnismäßig 
langsame Entwickelung der ungarischen Industrie, die als Folge 
der Zollgemeinschaft mit Oesterreich sich als unbedingt notwendig 
erweisenden verschiedenen künstlichen Mittel führten zur Be- 
wegung des selbständigen Zollgebietes, zur Forderung der Zoll- 
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trennung von Oesterreich, welche Forderung ein prinripieller 
Programmpunkt einer großen politischen Partei des Landes, 
der schon erwähnten Ungbhängigkeitspartei wurde. In dieser 
Beziehung stimmt die Auffassung dieser politischen Partei mit 
dem überwiegenden Teile der ansonsten sich politisch nicht zu 
dieser Partei bekennenden ungarischen Industrie überein und 
diese Kämpfe werden insolange nicht zur Ruhe kommen können, 
bis wir es nicht mit viel schwerwiegenderen Tatsachen beweisen 
werden, daß die Schaffung einer entsprechenden Industrie — 
wie ich es auch hier behaupte — auch auf der Grundlage des 
freien Verkehrs zwischen den beiden Staaten der Monarchie mög- 
lich ist. Selbst politische Kreise, welche ansonsten für die mög- 
lichst enge wirtschaftliche Verbindung mit Deutschland sind, 
wünschen diese Verbindung im Zusammenhange mit der Er- 
richtung einer Zwischenzollinie zwischen Oesterreich und Ungarn. 
Ich erwähne diesen Umstand nur als Beweis dessen, daß die 
Schaffung eines Mitteleuropa kein Hindernis für die Entwickelung 
und Förderung der ungarischen Industrie bilden darf, denn sonst 
müßte notgedrungenerweise jene politische Richtung, welche 
mit der Forderung des selbständigen Zollgebietes die derzeitige 
wirtschaftliche Verbindung mit Oesterreich bekämpft, auch 
unser Bündnis mit dem Deutschen Reiche bekämpfen, was gewiß 
nicht wünschenswert ist. Jene Richtung müßte dadurch eine 
unerwünschte Stärkung erhalten, welcher ich schon vorher ge- 
dachte, jene Fraktion der Unabhängigkeitspartei, welche — 
wie ich es ebenfalls schon erwähnte — auch vor dem Kriege 
keine besonderen Sympathien tür das Bündnis mit dem Deutschen 
Reiche bekundete, ja es offen bekämpfte. Daß dies nicht im 
Interesse unseres sich noch enger zu gestaltenden Bündnisses 
wäre, daß hiedurch der großen Idee Mitteleuropas kein guter 
Dienst erwiesen werden würde, braucht nicht besonders hervor- 
gehoben zu werden. 

Ist dies aber notwendig? Keinesfalls. Denn alle Behauptun- 
gen, daß Ungarn für eine Industrie nicht geeignet wäre, sind 
irrig und unbegründet, Ungarn ist für eine ganze Reihe von 
Industrien ganz besonders geeignet, seine Arbeiterschaft ıst 
intelligent und hat Ausdauer, da es aber keinen selbständigen 
Zollschutz hat, daher ist die Entwickelung seiner Industrie eine 
schwerere und langsamere. Die Eisen- und eisenverarbeitende 
Industrie, die Maschinenindustrie, die Sehafwoll- und Baum- 
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wollindustrien, die Seidenspinnerei, die Hanf- und Juteindustrie, 
die Glas- und Papierindustrie, Gerber- und Lederindustrie, alle 
Zweige der Holzindustrie, alle, aber alle haben in Ungarn einen 
sicheren Boden und den günstigen Produktionsverhältnissen 
schließt sich das sichere, mit der wirtschaftlichen Entwickelung 
des Landes immer steigende Absatzgebiet an. 

Zum eigenen Absatzgebiet kommt noch die unmittelbare 
Nachbarschaft der Balkanländer, deren wirtschaftlicher Anschluß 
an Mitteleuropa bei entsprechender Einrichtung jene Nachteile 
auszugleichen geeignet erscheint, welche der Industrie durch die 
wirtschaftliche Annäherung an Deutschland in manchen Be- 
ziehungen entstehen können. Denn daß solche Nachteile ent- 
stehen können und eventuell auch werden, darf nicht geleugnet 
werden, nur ist es fraglich, ob diese Nachteile so bedeutend 
wären, daß die sich für die spätere Zukunft darbietenden Vorteile 
sie nicht überragen würden? Und dies um so mehr, als es 
auch Industrien in Ungarn gibt, welche die Annäherung wünschen, 
weil sie darin einen Vorteil für sich erblicken. 

Vom Standpunkte der ungarischen Industrie müssen daher 
bei Schaffung Mitteleuropas die erwähnten zwei Gesichtspunkte 
beobachtet werden. Es darf nicht den Anschein haben, als ob 
die unvergleichlich stärkere deutsche Industrie die schwächere 
ungarische in ihrem Bestande gefährden wollte. Es ist dies 
keineswegs der Fall, es wäre auch nicht im deutschen Interesse. 
Die Industrie kennt gar manche Mittel und Wege zur Verhütung 
solcher Gefahren, sie werden angewendet werden müssen und 
dann wird die ungarische Industrie aus dieser Verbindung nicht 
nur keine Nachteile erleiden, sondern im Gegenteil, sie wird sich 
- Vorteile daraus schlagen. Der zweite Gesichtspunkt ist die För- 
derung der ungarischen Industrie durch Heranziehung befreun- 
deten Kapitals und befreundeter Unternehmungslust und in dem 
Maße als Deutschland in dieser Richtung sein Interesse für Ungarn 
bekunden wird, wird die wirtschaftliche Ausgestaltung Mittel- 
europas stärker und fester werden, in dem Verhältnisse werden 
auch die Gegner Mitteleuropas zur Ueberzeugung gebracht 
werden können, daß Mitteleuropa auch in industrieller Bezie- 
hung nicht zum Nachteile Ungarns ist, wodurch unser Bünd- 
nis eine weitere Stärkung erfahren muß. 

Vom Gesichtspunkte der ungarischen Interessen spielt in wirt- 
schaftlicher Richtung die im Einverständnisse aller in Mittel- 
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europa beteiligten Staaten zu führende Handelspolitik eine ganz 
besondere Rolle. Hierin liegt eigentlich der Angelpunkt für Ungarn 
und für Oesterreich. Vorteile für unsere beiden Volkswirtschaften 
können sich — wenigstens für die erste Zeit des neuen Verhältnis- 
ses — nur aus einer solchen einverständlichen Handelspolitik 
ergeben. Was wir beide uns allein von einem dritten nicht zu 
erkaufen vermögen, würden wir uns im Einverständnisse mit 
Deutschland und unserer anderen Verbündeten leicht verschaffen 
können. Nicht nur bei Friedensschluß, wo unser geschlossenes 
Auftreten seine Früchte bringen muß, sondern auch später, 
auch Staaten gegenüber, die am Friedensschluß nicht beteiligt 
sein werden. 

Im Zusammenhange mit der Industrie muß noch kurz der 
Robstoff-Frage Erwähnung gemacht werden. Durch Förderung 
der ungarischen Landwirtschaft kann die Unabhängigkeit der 
Lebensmittelversorgung Mitteleuropas gewährleistet werden. 
Jeder Aushungerungsversuch muß künftighin, sollte es zu einer 
neueren Abrechnung kommen, hieran scheitern. Auch die Vor- 
ratswirtschaft der Zukunft, welcher nicht mehr aus dem Wege 
gegangen werden kann, wird stark erleichtert werden können. 
Ungarn wird in dieser Beziehung ein überaus wertvolles Glied 
Mitteleuropas werden. Wie steht es aber mit den industriellen 
Rohstoffen? Ungarn ist zwar daran — wie schon erwähnt — 
heute im geringeren Maße interessiert, wie Oesterreich und 
Deutschland, aber mit der Entwickelung seiner Industrie wird 
sein diesbezügliches Interesse allmählich steigen. Dieselbe Ab- 
hängigkeit wie für Deutschland und Oesterreich besteht der- 
zeit in dieser Beziehung auch für Ungarn, ja diese wird da- 
durch noch größer, daß die Verbindungen Ungarns in den meisten 
Beziehungen keine unmittelbaren sind. Da ist es wieder von 
ganz besonderer Bedeutung, daß die Türkei dem zu schaffen- 
den Mitteleuropa wirtschaftlich angegliedert werde, um in bezug 
auf viele wichtigere Rohstoffe von dort versorgt werden zu 
können. Baumwolle, Kupfer, Gerbstoffe und Petroleum kommen 
da besonders in Betracht, natürlich erst nach entsprechenden 
dortigen Investitionen, welche dort vorgenommen werden 
müssen. Denn diese Gebiete müssen erst erschlossen werden, 
eine große Aufgabe, aus welcher Ungarn aber ebenso wie Oester- 
reich seinen Anteil nehmen muß. 


Ob wohl nach dem Kriege ein wirtschaftlicher Aufschwung 
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kommen wird, wer vermag diese Frage mit Bestimmtheit zu 
beantworten. Ich für meine Person halte nicht viel davon, vielmehr 
fürchte ich schwere Zeiten für die Volkswirtschaft aller am Kriege 
beteiligten, :ja selbst mancher neutraler Staaten: Nur für die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika nicht, für welche schon der 
Krieg eine niegeahnte Hochkonjunktur bedeutete, die unmittel- 
bare Zeit nach dem Kpege aber eine nicht geringere bedeuten 
dürfte. Wie dem aber auch sei, eines steht ganz außer Zweifel: 
Staat und Volkswirtschaft werden starke Ansprüche an den 
Geldmarkt stellen. Der Staat, um seine unbedeckten Kriegs- 
schulden zu konsolidieren, um die notwendigen Investitionen 
vornehmen zu können. Ein Aufschwung der Volkswirtschaft, in 
der Landwirtschaft wie in der Industrie wird aber ohne vor- 
herige große Investitionen nicht möglich scin. Die Mehrproduktion 
der Landwirtschaft ist neben der Bodenreform eine eminente 
Kapitalsfrage. Die Förderung der Industrie ist fast ausschließ- 
lich eine solche. Ungarn war auch in Friedenszeiten auf fremde 
Kapitalien angewiesen, nach dem Kriege wird es innoch größerem 
Maße sein. Da kann Mitteleuropa mit dem Deutschen Reiche 
von ganz außerordentlicher Bedeutung für Ungarn werden; 
wenn Deutschland. seine eigenen finanziellen Schwierigkeiten 
nach dem Kriege überstanden haben wird — bei einem Volke 
mit jährlicher Vermehrung des Nationalvermögens von Io Milliar- 
den Mark kann das keine Frage langer Zeit sein —, muß Ungarn 
auf den deutschen Geldmarkt rechnen können. Nicht etwa als 
Opfer deutscherseits, sondern als nutzbringende Kapitalsanlage 
zur Stärkung Ungarns und dadurch auch Mitteleuropas. 

Zum Schlusse noch einige kurze Bemerkungen über das 
Verkehrswesen Mitteleuropas, wieder vom ungarischen Gesichts- 
punkte. Fast in der Mitte dieses Mitteleuropas gelegen, führen 
alle Verkehrswege durch Ungarn. Die Schienenstränge von 
Hamburg bis Bagdad sowie die Verbindung von der Nord- 
und Ostsee mit dem Schwarzen Meer, welch letztere durch den 
bayrischen Kanalplan hergestellt werden soll. Da wird der ungari- 
schen Donau eine ganz bedeutende Rolle zufallen und mit ihr 
dem Lande selbst. Eine einheitliche Verkehrspolitik wird da 
geschaffen werden müssen, Schienenstränge und Wasserstraßen 
werden im gleichen Dienste der Volkswirtschaft aller Staaten 
Mitteleuropas zu stehen haben. Ungarn kann hieraus nur Vorteile 
haben, wenn es auch gewisse Opfer in dieser Richtung zu bringen 
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haben wird. Aber ohne Opfer wird ein solch großes Problem 
nicht zu lösen sein, Opfer werden dafür alle beteiligten Staaten 
bringen müssen. 

Ich komme nun zum Schlusse meiner Ausführungen. Ich 
war bestrebt die Frage des Problems der Schaffung Mittel- 
europas vom Gesichtspunkte der Interessen Ungarns von politi- 
scher und wirtschaftlicher Seite zu beleuchten. Ich war bestrebt 
die Grenzen der ungarischen Interessen einzuhalten und berührte . 
österreichische Interessen nur in jenen Beziehungen, wo dem 
nicht auszuweichen war. Unsere Interessen begegnen sich aber 
in dieser Frage in vielen Beziehungen. Politisch sind sie ganz 
identisch, wirtschaftlich weichen sie zwar ab, aber sind keine 
entgegengesetzten. 

Was ist nun das Ergebnis meiner Betrachtungen ? 

Mitteleuropa als Vereinigung selbstän- 
diger Staaten wirdkommen, weileskommen 
muß. Deutschland, Oesterreich und Un- 
garn müssen sich einander enger anschlie- 
Ben politisch, militärisch und wirtschaft- 
lich. Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
werden den Kern Mitteleuropas bilden, 
welchem sich die Balkanstaaten in geeig- 
neter Form werden anschließen müssen. 
Vom Gesichtspunkte der Interessen Un- 
garns kann die Schaffung eines solchen 
Mitteleuropa nur erwünscht sein. 

Der Krieg macht eine neue Weltgeschichte, Mitteleuropa 
wird eine mächtige Schöpfung dieser Weltgeschichte werden. 
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Von 


EMANUEL HUGO VOGEL. 


Ein weiteres Jahr ausschließlicher » Kriegswirtschaft« liegt 
hinter uns, die gleichmäßig den Staat wie das gesamte private 
Wirtschaftsleben in den Dienst des äußeren Kampfzweckes ge- 
stellt hat. Im großen und ganzen hat sich allenthalben die An- 
passung an die Bedürfnisse der Kriegszeit, wie wir schon für die 
zweite Hälfte des Jahres 1914 konstatieren konnten, mit zuneh- 
mender Dauer des Krieges in um so innigerem Maße vollzo- 
gen und jener staatswirtschaftliche Reproduktionsprozeß, der - 
gleich einem Kreislauf bei überwiegendem Barzahlungsverkehr 
und großer Geldflüssigkeit die vermehrten Umlaufsmittel der 
Volkswirtschaft im Wege der auf dem inneren Markte aufge- 
nommenen Anleihen den Staatskassen zuführt und von da durch 
die staatlichen Auszahlungen wieder in die Volkswirtschaft rück- 
fließen läßt, ist zu einer »ständigen Erscheinung« der Kriegszeit 
geworden. Sein wichtigstes und logisch auch einzig berechtigtes 
Schlußglied ist dieperiodische Schuldaufnahme 
auf dem inneren Markte, deren Termine überall da, 
wo dieser Reproduktionsprozeß tatsächlich in voller Wirksamkeit 
stand, mit fast mathematischer Sicherheit nach der Höhe der 
beiläufigen monatlichen Kriegsausgaben vorausberechnet werden 
konnte. Mit voller Deutlichkeit trat er naturgemäß nur in jenen 
Staaten hervor, welche ihren Kriegsbedarf überwiegend im Wege 

1) Siehe meine Abhandlung zum gleichen Thema im 3. Kriegshefte des 
J. 1914, Bd. 40, Heft 3, S. 732 ff. Die vorliegende Arbeit 
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der Binnenwirtschaft, der heimischen Industrie und Landwirt- 
schaft gedeckt haben. Die Absperrung vom Weltverkehre, mit 
welcher die Feinde die Zentralmächte in ihren wirtschaftlichen 
Lebensnerven zu treffen hofften, hat für diese nicht nur Nach- 
teile, sondern auch sehr wichtige organisatorische Vorteile, 
namentlich in finanzpolitischer Hinsicht im Gefolge gehabt. 
In erster Linie ermöglichte sie die ausschließliche Aufnahme der 
Kriegsanleihen im Inlande, die bloße Verschuldung an die eigene 
Volkswirtschaft unter Wahrung der finanziellen Unabhängig- 
keit nach außen. Damit ist den Zentralmächten für den Wider- 
aufbau der Friedenswirtschaft ein nicht zu unterschätzender 
Vorsprung gegenüber den übrigen kriegführenden Mächten ge- 
sichert. | 
Betrachten wir diesen interessanten finanzwirtschaftlichen 
Prozeß bei den verbündeten Zentralmächten im abgelaufenen 
Jahre näher. Deutschland hat bis Ende 1915 in fast genau halb- 
jährigen Intervallen drei Kriegsanleihen emittiert. Die Subskrip- 
tion der ersten fiel in die Zeit vom Io. bis 19. September 1914, 
jene der zweiten in die Zeit vom 27. Febr. bis 15. März 1915, 
jene der dritten in die Zeit vom 4. bis 22. September 1915. Die 
technische Entwicklung der drei Kriegsanleihen gestaltete sich 
folgendermaßen. Bei der ersten und zweiten finden wir eine Kom- 
bination von amortisablen Schatzanweisungen mit fünfjähriger 
Laufdauer und einer Rentencharakter tragenden Anleihe, bei der 
ersten mit einer Höchstgrenze für die Schatzscheine (1 Milliarde 
Mk.) und ohne Höchstgrenze für die Reichsanleihe, bei der zweiten 
ohne Höchstgrenze für Schatzscheine wie Reichsanleihe. Bei der 
dritten Kriegsanleihe dagegen wurden nicht mehr Schatzan- 
weisungen, sondern nur mehr »Reichsanleihe« und wieder ohne 
Bestimmung eines Höchstbetrages aufgelegt. Durch den Mangel 
einer Höchstgrenze sind Konzertzeichnungen dauernd hintange- 
halten und die Ergebnisse für jedermann klar und offensichtlich. 
Die Reichsanleihen sind in allen drei Fällen vollständig gleich ge- 
artet, nämlich 5% und bis zu einem gleichen Zeitpunkte, dem 1. X. 
1924 unkündbar, sohin auch nicht auf einen niedrigeren Zins- 
fuß konvertierbar. Sie sind Rentenanleihen, also ohne Rück- 
zahlungspflicht des Staates, doch mit Kündigungsrecht des 
letzteren von demerwähnten Zeitpunkte an, von welchem aber den 
Besitzern die Konversion anbieten kann 2). 


*) Vergleiche hiemit die abweichende Art der österreich. Emissionen; 
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Das augenfälligste Zeichen der mit den militärischen Er- 
folgen und dem siegreichen Fortgange des Weltkrieges immer 
mehr erstarkenden Kredit- und Finanzkraft Deutschlands, das 
auch von den Feinden im Ernste nicht verkannt wird, ist wohl die 
Entwicklung des Subskriptionskurses der drei Anleihen bei sonst 
vollständig gleich bleibenden Bedingungen, welcher bei der ersten 
97.50, bei der zweiten 98.50 und bei der dritten gg betrug ?). Die 
Stücke aller drei Kriegsanleihen wurden kurz nach der Begebung 
mit einem Aufgeld von durchschnittlich mehr als 1% über dem 
Emissionskurse gehandelt). Das Zeichnungsergebnis zeigt ein 
rapides Ansteigen der dem Staate auf diesem Wege zur Ver- 
fügung gestelltenMittel und beweist damit zugleich die gewaltige 
Steigerung des zur Erreichung der Kriegsziele vom Deutschen 
Reiche in Bewegung gesetzten volkswirtschaftlichen wie finan- 
ziellen Apparates: 


I. Kriegsanleihe, September 1914 . . . . 448r Mill. Mk. 
davon Schatzscheine 1339.7 Mill. Mk. 

II. Kriegsanleihe, März ıgı5 . . . . . 9103 Mill. Mk. 
davon Schatzscheine 750 Mill. Mk. 

III. Kriegsanleihe, September 1915 . . . 121615) Mill. Mk. 


Alle drei Kriegsanleihen zusammen: 25745 Mill. Mk. 


Wir sehen so eine rasche Progression der durch die Kriegs- 
anleihen aufgebrachten Beträge, welcher auch eine ebensolche 
Steigerung der durch den Krieg verursachten Gesamtausgaben 
innerhalb dieses Zeitraumes entspricht ®). Die parlamentarischen 





letztere sind Tilgungsschulden, also mit Amortisationspflicht des Staates, wes- 
halb der stufenweise Abbau der Kriegsschulden durch Hinausschieben des Rück- 
zahlungstermines um je 5 Jahre für jede der bisherigen drei Anleihen (1915, 
1920, 1925) vorgesehen wird. (Siehe unten.) 

?) Dem entsprechend stellt sich die Verzinsung der I. Kriegsanleihe auf 
5.13%, jene der II. auf 5.07, jene der III. auf 5.05%. 

*) Die erste und zweite Kriegsanleihe notierte im September 1915 über 99. 

6, Einschließlich nachträglich eingetroffener Feldzeichnungen (26.2 Mill. 
Mk.) und überseeischer Zeichnungen (26.6 Mill. Mk.). Von der Gesamtsumme 
von 12161 Mill. Mk. entfallen ca. 9985 Mill. Mk. auf freie Anleihestücke und 2175 
Mill. Mk. auf Schuldbucheintragungen. 

°) Im überwiegenden Maße wurden die Zeichnungen im Wege der privaten 
Banken vollzogen. Auf sie entfällt (sohin mit Ausschluß der Reichsbank) vom 
gesamten Zeichnungsergebnis bei der ersten Kriegsanleihe 64.3%, bei der zweiten 
61.4%, bei der dritten 61.07%. Auf Zeichnungen bei Sparkassen dagegen entfällt 
nur beiläufig1/, bis?/, der Zeichnungssumme. Die kleinen Zeichner bis zu 2000 Mk. 
waren rund mit 1/, bis /, des Gesamtbetrages beteiligt, nämlich: das erstemal 


Die Anleihen der kriegführenden: Staaten: im Jahre 1915. 247 


Bewilligungen beliefensich bis Ende 19135 auf 30 Milliarden Mk; 
noch nicht in Anleiheform begeben sind also hievon bis Ende 1915 
41% Milliarden Mk. gewesen, welcher Betrag bis zur nächsten. Kriegs- 
anleihe wieder in kurzfristigen Schatzanweisungen zur Aus- 
gabe gelangen konnte”). Die Inanspruchnahme der Darlehens- 
kassen im Belehnungswege (Wertpapiere bis zu höchstens 75% des 
Wertes), auf welche von gegnerischer Seite stets behufs Herab- 
setzung des finanziellen Erfolges der deutschen Reichslanleihen 
hingewiesen wurde (so u. a. insbes. seitens des » Messagero«), waren 
verhältnismäßig. außerordentlich geringfügig und zeigten im Zuge 
der verschiedenen Anleiheoperationen infolge der zunehmenden 
Geldflüssigkeit wie auch des Wohlstandes vieler Kategorien von 
Zeichnern eine auffallend sinkende Tendenz.. Die: Einzahlungs- 
vorschüsse auf die erste Kriegsanleihe betrugen zum ersten Zah- 
lungstermine ca. 700 Mill. Mk., jene auf die zweite nur mehr 
ca. 521 Mill. Mk. (14. IV. 1915), bzw. 536 Mill. Mk. (bis 22. V. 
1915), jene auf die dritte Anleihe nach dem Ausweis vom 23. X. 
1915 565.8 Mill. Mk. Im Vergleiche mit der Summe der. tatsäch- 
lichen Einzahlungen zum ı. Pflichtzahlungstermine nahm sohin 
die Inanspruchnahme der Darlehenskassen bei den drei Kriegs- 
anleihen von 27.6% auf 8.6% und 6.5% ab. 
Die Entwicklung des deutschen Kriegskredits, die würdig 
den militärischen Erfolgen auf dem Schlachtfelde an die Seite 
tritt, ist ein untrüglicher Beweis für die wirtschaftliche Kraft 
des Deutschen Reiches, an welchem alle neidischen Verkleinerungs- 
versuche wirkungslos abprallen. Angesichts der Massenbeteilignng 
von Zeichnern aus allen Schichten des Volkes, der hohen Ziffern 
der Bareinzahlungen, welche schon bei der Fälligkeit der ersten 
30°% Rate im Falle der ersten Kriegsanleihe 63%, (2800 Mill. Mk.), 
bei der zweiten 67% (6076 Mill. Mk.), bei der dritten 68.34% 
(8269 Mill. Mk.) der gesamten Zeichnungssumme betrugen, 
erledigt sich die in gegnerischen Zeitungsstimmen 8), häufig zu 
findende Behauptung, daß es sich um » verdeckte Zwangsanleihens, 
um Scheinzeichnungen mit Belehnung der früheren Kriegsanleihe 


920059 Einzelzeichnungen mit 734 Mill. Mk., das zweitemal 2 113 220 Einzel- 
zeichnungen mit 1662 Mill. Mk., das drittemal 2 883 799 Einzelzeichnungen mit 
2165 Mill. Mk. 

7) Die bis zur nächsten Emission einer Kriegsanleihe benötigten Mittel werden 
durch Ausgabe von Schatzwechseln beschafft und dann aus dem Ergebnisse 
der ersteren gedeckt. | 

8) So Temps, Economiste Français, Statist, Economist, Messagero u. a. 


248 Emanuel Hugo Vogel, 


u. dgl: handele, völlig von selbst. Die Volkswirtschaft Deutsch- 
lands und seine Kapitalskraft hat im Gefolge des Krieges keine 
Schwächung erfahren, sondern sie ist im Gegenteile, wenn auch 
mit völliger Neuorientierung ihrer Produktionsrichtung außer- 
ordentlich erstarkt. In vielen Produktionszweigen ist eine be- 
deutende Vergrößerung der Betriebe eingetreten °), während die 
Arbeitslosigkeit auf einen noch nicht dagewesenen Tiefstand sank. 
(Von 100 Gewerkschaftsmitgliedern: Arbeitslose Oktober 1914: 
15%, Oktober 1915: 2.5%,). Es kann kein Zweifel darüber bestehen, 
daß bei dem sich immer mehr selbst steigernden Zirkulations- 
prozesse von Gütern und Geld in der Binnenwirtschaft Deutsch- 
lands bei gleichzeitig zunehmender Umwandlung des Wertes der 
vorhandenen Vorräte an Rohstoffen und Materialien aller Art in 
Geldform auch künftige innere Anleihen noch wesentlich steigende 
Resultate ergeben werden, wobei die sich vergrößernde Ver- 
schuldung des Reiches mit einer Zunahme des privaten Vermögens- 
besitzes der produktiv tätigen Kreise und damit einer Steigerung 
ihrer Steuerfähigkeit parallel geht. 

Den besten Beweis für die durch die Kriegszeiten unerschüt- 
terte Solidität des deutschen Geldwesens liefert wohl der fort- 
dauernd außerordentlich günstige Stand der Deutschen 
Reichsbank. Besonders bemerkenswert ist der ununterbro- 
chene Zustrom von Gold zur Reichsbank. Der Goldschatz stieg 
(siehe unsere Tabelle I.) in der Zeit vom 30. XII. 1914 bis zum 
Stande nach dem Ausweise vom 30. XII. 1915 von 2093 Mill. Mk. 
auf 2445.2 Mill. Mk. Der Goldschatz ist also um 352 Mill. Mk. und 
gegenüber seinem Stande vor Kriegsausbruch am 23. VII. 1914 um 
nicht weniger ais 1125 Mill. Mk. angewachsen. Entsprechend der 
kolossalen Erweiterung des gesamten volkswirtschaftlichen Um- 
laufsprozesses erhöhtesich der Notenumlauf von 1891 Mill.Mk. am 
23. VII. 1914 bzw. 5045.9 Mill. Mk. am 31. XII. 1914 auf 6917.9 
Mill. Mk. am 31. XII. 1915, womit eine Verminderung der Noten- 
deckung in Gold von 41.47% auf 35.34%, in Metall von 42.1% auf 
35.8% trotz der namhaften absoluten Zunahme des Goldschatzes 
unvermeidbar verbunden war. Einschließlich der täglich fällig wer- 
denden Verbindlichkeiten hat sich das Deckungsverhältnis in Gold 


®) So stieg die Roheisenproduktion im Vergleiche der Monate August bis 
November 1915 auf 4179 tausend Tonnen gegen 2684 in der gleichen Zeit des 
Vorjahrs, die Kohlenförderung in dieser Zeit auf 14933 gegen ı1 333, der Ab- 
rechnungsverkehr der Reichsbank auf 18 922 Mill. Mk. gegen 15 050 Mill. Mk. 
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Tabelle r. 
Deutsche Reichsbank. 











i Giroeinlagen 
Reichs- und |Wechsel, Schecks a E 

Darlehens- | und diskont. Noten- \(täglichfällig 

Nach dem werdende 
kassen- Schatz- umlauf | yerbindli 
Ausweise vom scheine anweisungen erbindlich- 
keiten) 
in Millionen Mark. 
1914 
Juli 23. | 1319.8 65 75I 1891 956 
Dezember 31. | 2092.8 875 3936.5 5045.8 1756.9 
1915 

Januar 7. | 2111.8 547.0 3801.9 4779-3 1630.1 
N 15. | 2129.7 413.7 3770.3 4591.8 1642.4 
* 23. | 2145.0 323.9 3720.0 4483.6 1624.5 
» 31. | 2163.7 365.4 3783.9 4658.5 1452.6 
Februar 6. | 2195.0 200.3 3859.6 4671.9 1450.6 
» 15. | 2228.5 153.7 3862.3 4637.3 1498.1 
è 23. | 2254.3 188.9 4026.7 4635.3 1723.7 
» 27. | 2270.6 216.0 4094.6 4862.7 1581.5 
März 6. | 2293.6 203.9 4260.6 4905.1 1711.8 
> 15. | 2315.9 185.9 4436.5 4937.2 1895.8 
> 23. | 2329.8 175.4 4875.4 4944.0 2380.3 
31. | 2337-5 563.4 6859.5 5624.0 4036.9 
April 7- | 2347-4 589.5 4341.0 5378.5 1787.6 
> 15. | 2355.4 946.2 3551.6 5125.6 1643.6 
° 23. | 2361.7 799.1 3434.8 5055.0 1431.4 
» 30. | '2368.5 768.5 3787-9 5310.3 1463.8 
Mai 7. | 2373.3 629.3 3849.7 5242.3 1484.4 
è 15. | 2376.2 517.1 3988.6 5198.9 1547.6 
» 22. | 2378.4 524.7 3982.1 5142.7 1548.5 
° 31. | 2379.5 445-3 4147.6 5317-9 1506.9 
Juni 7. į 2381.9 297.2 4202.7 5289.6 1437.9 
» 15. | 2382.2 263.7 4294.1 5244.0 1508.0 
» 23. | 2384.6 338.9 4220.1 5224.9 1613.8 
> 30. | 2378.6 507.9 4917.7 5840.3 1799.3 
Joli 7. | 2390.9 251.1 4880.4 5603.6 1737-5 
° 15. | 2392.4 283.I 4654.4 5412.2 1736.4 
’ 23. | 2393.5 278.3 4551.6 5314.8 1719.5 
» 31. | 2400.7 257.4 4784.6 5538.1 1651.6 





250 Emanuel Hugo Vogel, 
















; Giroeinlagen 
Reichs- und |Wechsel, Schecks REN OH 

Gold- Darlehens- und diskont. Noten- |(täglich fällig 
Nach dem werdende 

ä stand kassen- Schatz- umlauf Verbindlich- 

Ausweise vom scheine anweisungen j 
keiten) 
in Millionen Mark. 
-August 7. | 2402.7 166.7 | 4762.9 | 5457-5 1645.6 
, 16. | 2404.3 234.9 4728.4 5388.7 1755.5 
» 23. | 2406.3 236.0 4744.5 5217.2 1817.0 
b 3I. | 2410.2 210.5 4941.7 5564.3 1736.3 
September 7. | 2413.8 249.6 5007.4 5559.8 1968.0 
» 15. | 2414.2 205.7 5152.4 : 5570.6 2009.3 
» 23. | 2414.9 183.8 5326.8 5548.7 2249.2 
» 30. | 2419.4 885.1 7470.6 6157.6 4416.2 
Oktober 7. | 2422.9 887.9 4375-9 5877-5 1615.4 
> 15. | 2426.3 830.8 4390.4 5777-3 1677.6 
> 23. | 2429.7 1125.5 3923.4 5675.0 1618.6 
November 2. | 2431.8 1137.8 ` 4206.5 5946.4 1622.7 
d 6. | 2432.5 960.3 4285.3 5910.0 1574.5 
» 15. | 2433.2 792.8 4320.3 5832.9 1549.8 
» 23. | 2434.7 556.7 4666.8 5764.8 1723.3 
» 30. | 2435.2 668.6 4671.8 5989.4 1587.8 
Dezember 7. | 2436.2 461.7 4991.9 6040.9 1667.3 
» 15. | 2437.8 320.4 5275.4 6099.8 1765.7 
» 23. | 2441.3 501.6 5405.9 6270.4 2046.0 
» 3I. | 2445.2 1287.8 5803.3 6917.9 2359.0 
1916 

Januar 7. 2447.7 920.7 5388.8 6613.3 1882.0 


von 30.76% auf 26.35% verschoben. Wesentlich gestiegen ist auch 
der Stand der in den Metallschatz einrechenbaren Reichs- und Dar- 
lehenskassenscheine, nämlich auf 1287.8 Mill. Mk. am 31. XII. 1915 
gegen 875 Mill. Mk. am 31. XII. 1914. Das Portefeuille an Wech- 
seln, Schecks und diskontierten Schatzanweisungen mußte sich 
unter dem Einflusse des Krieges ebenfalls wesentlich erhöhen, 
von 751 Mill. Mk. am 23. VII. 1914, 3937 Mill. Mk. am 31. XII. 
1914, auf 5803.3 Mill.Mk.am 31. XII. 1915. Daß die Giroeinlagen 
(täglich fällig werdende Verbindlichkeiten«) stark anwachsen 
mußten, ist nur selbstverständlich, sie beliefen sich am 31. XII. 
1914 auf 1756.9 Mill. Mk., am 31. XII. 1915 auf 2359 Mill. Mk. 
Doch das Bild wäre unvollständig, würde man nur den Stand 
der Bank am Jahresschlusse betrachten, wo bekanntlich der 
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Ultimobedarf viele der Positionen auch normalerweise bedeutend 
erhöht. | = | 

Bereits der Reichsbankausweis vom 7.1. 1916 zeigt gegenüber 
dem Stande vom 31. XII. 1915 in den maßgebenden Relationen 
eine bedeutende Entlastung. Während der Metallbestand bzw. 
Goldschatz weiterhin zugenommen hat (2482.7 bzw. 2447.7 Mill. 
Mk.), hat der Stand der Reichs- und Darlehenskassenscheine 
wieder wesentlich abgenommen (auf 920.7 Mill. Mk. um 367.1 
Mill.). Das Portefeuille an Wechseln, Schecks und diskontierten 
Schatzanweisungen hat um 414.4 Mill. auf 5388.8 Mill. Mk. ab- 
genommen, der Notenumlauf ist um 304.5 Mill. auf 6613.3 Mill. 
Mk. gesunken, so daß sich die Golddeckung von 35.3% auf 37% 
erhöht hat. Auch der Bestand der Giroeinlagen hat sich gewaltig 
vermindert, um 476.9 Mill. auf 1882 Mill. Mk. So ist denn die 
Reichsbank als stärkste Stütze der Kriegswirtschaft in guter 
Position in das dritte Kriegsjahr hinübergegangen. 

Da ein Teil der durch die III. Kriegsanleihe beschafften 
Geldmittel zur Einlösung der schon während einiger Monate 
vorher bei der Reichsbank und im Wege der letzteren bei den 
Privatbanken, Sparkassen und sonstigen Finanzinstituten dis- 
kontierten Schatzwechsel, also zur Abdeckung des inzwischen 
aufgenommenen kurzfristigen Kredits Verwendung fand, so 
vermochte die III. Kriegsanleihe einschließlich des nach 
diesen Deckungsoperationen wieder verfügbar gewordenen 
Schatzwechselkredits zur Deckung der auf ca. 2 Milliarden 
monatlich vom Schatzsekretär Helfferich geschätzten 
Kriegskosten bis zu den Frühjahrsmonaten hinzureichen. So hat 
denn auch vor Jahresschluß der deutsche Reichstag einen 
neuerlichen Zehnmilliarden-Kredit bewilligt, dessen Realisierung 
zunächst zu einem Teile im Wege der Schatzwechsel, sodann 
im Wege einer weiteren Kriegsanleihe inzwischen erfolgt ist. 
(Siehe die Begründung der erwähnten Kreditvorlage durch 
Helfferich in der Sitzung des deutschen Reichstages vom 
I4. XII. 1915) 19). 

10) In der Zeit vom 4. III. bis 22. III. 1916 wurde die IV. Kricgsan- 
leihe begeben (4% °% in der Zeit von 1923 bis r932 tilgbare Reichsschatzan- 
weisungen zum Kurse von 95 und 5 % Schuldverschreibungen zu 98.50, bis 
ı. X. 1924 nicht kündbar); Ergebnis ı0 712 Mill. Mk. Damit beläuft sich 
die Gesamtsumme der Kriegsanleihen Deutschlands auf 36457 Mill. Mk. 
eınschlieBl. der kurzfristigen Verpflichtungen dürften die gesamten Kriegs- 
schulden bis 30. VI. 1916 auf etwa 40 Milliarden Mk. zu schätzen sein. 
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Die Kreditoperationen Oesterreich-Ungarns in ihren De- 
tails klar zu überblicken, ist deshalb schwieriger als hinsichtlich 
Deutschlands, weil einerseits über den jeweiligen Stand der ne- 
ben den eigentlichen »Kriegsanleihens begebenen Schatzwech- 
sel und Schatzscheinschulden keine fortlaufenden Publikationen 
vorliegen, andererseits sich ebensowenig feststellen läßt, ob und 
wieviel von dem Ergebnis der einzelnen Kriegsanleihen >ur Til- 
gung dieser kurzfristigen Schulden und der Bankvorschüsse 
verwendet wurde, endlich und hauptsächlich, weil die Ausweise 
der österr.-ungar. Bank seit Kriegsbeginn eingestellt wurden, 
daher die Höhe des Notenumlaufes nicht mehr verfolgt werden 
kann. Nur für dass zweite Halbjahr 1914 und das 
erste Halbjahr 1915 liegen nunmehr genaue und zwar 
amtliche Ziffern vor, da hierüber der am 20. XI. 1915 ‚bzw. 
27. V. 1916 erschienene !!) Bericht der Staatsschuldenkon- 
trollkommission Aufschlüsse gibt. Darnach belaufen sich die 
gesamten Kreditoperationen, die in Oesterreich allein (oh n e 
Ungarn) vom Kriegsausbruch bis Ende Juni 1915 für Kriegszwecke 
(II Kriegsmonate) durchgeführt worden sind, auf einen Betrag 
von 9498.7 Mill. K. Hievon entfallen auf die erste Kriegs- 
anleihe vom November 1914: 2170 Mill. K. (einschließlich der 
Nachtragszeichnungen 2200, 746 900 K.), auf 2 Lombard- 
darlehen bei der österr.-ungar. Bank (auf Grund der Kai- 
serlichen Verordnung vom 4. VIII. 1914, bedeckt mit 5% 
Staatsschatzscheinen mit 24-, bzw. 5jähriger Laufzeit im 
Nennwert von 600 bzw. 1696 Mill. K.) das eine Mal 5ıo Mill. 
K., das andere Mal 1272 Mill. K., zusammen 1782 Mill. K.; 
endlich auf mehrere gegen Solawechsel bei der österr.-ungar. Bank _ 
aufgenommene Anleihen 1780.8 Mill. K. Dazu kommt noch die 
erste österr. Valutaanleihe bei dem Berliner Ban- 
kenkonsortium vom 26. XI. 1914 gegen einjährige Schatzwechsel 
per 200 Mill. Mk. (235.2 Mill. K.), ferner die zweite Valutaan- 
leihe v. J. 1915 per 180o Mill. Mk. (211.68 Mill. K.), dann ein 
Kontokorrentvorschuß von 600 Mill. K. beim Oesterreichischen 
Konsortium, endlich das Ergebnis der II. Kriegsanleihe vom 
Mai ı9ı5 per 2688.32 Mill. K. Auf Grund dieser Kreditope- 
= rationen betrug die österr. Staatsschuld am 31. XII. 1914 ins- 


11) Veröffentlicht in der Beilage zum amtlichen Teile der »Wiener 
Zeitungs vom 20. XI. 1915 und vom 27. V. 1916. 
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gesamt 17 960 865 376 K.) mit einem Zinsenerfordernisse 
von 700 617 821 K. !3), am 30. VI. 1915 aber 22 453 414 915 K. 
mit einem Zinsenerfordernisse von 889 892 215 K. (davon Kriegs- 
schulden: 9498748700 K. mit einem Zinsenerfordernisse von 
376 982 778 K.). 

Für das 2, Halbjahr ıgı5 liegen bezüglich der 
kurzfristigen Schuldaufnahmen Oesterreichs noch keine näheren 
Daten vor. In diese Zeit fällt zunächst einmal das Ergebnis der 
III. Kriegsanleihe (s. u.) mit 4060 Mill. K., dann der auf Oesterreich 
entfallende Teilder II. Valutaanleihe per 305 Mill. Mk. (360 Mill. K.), 
endlich weitere bei der ö.-u. Bank aufgenommene Solawechsel- 
schulden, die man nach denZiffern des vorhergehenden Halb- 
jahres schätzungsweise etwa mit Iooo Mill. K. in Rechnung stellen 
kann. Hiezu mag bemerkt werden, daß nach den Ausweisen der 
k. k. Staatschuldenkontrollkommission für die vorangehenden 
zwei Halbjahre die bei der ö.-u. Bank aufgenommenen Lombard- 
bzw. Wechseldarlehen n eben den in dieser Zeit aufgenommenen 
Kriegsanleihen aushafteten, also nicht aus letzteren gedeckt wur- 
den. Zur Berechnung der gesamten Kriegsschulden müssen so- 
hin die jeweils aushaftenden kurzfristigen Schulden und die 
Kriegsanleihen zusammengenommen werden. Einschließlich des 
alten Stammes der Staatsschuld bezifferte sich diese sohin für 
Oesterreich mit Ende 1915 auf etwa 27 873.4 Mill. K., davon eigent- 
liche Kriegsschuld: etwa 14 918.7 Mill. K. 

In Ungarn fallen in die besprochenen 3 Halbjahre bis 
Ende 1915: das Ergebnis der I. Kriegsanleihe mit 1170 Mill. K. 
(November 1914), der II. mit 1120 Mill. K. (Mai 1915), der III. mit 
1980 Mill. K. (Oktober 1915); dann die Anteile an den Valuta- 
anleihen per 100 Mill. Mk. (118 Mill. K.) und 195 Mill. Mk. (230 
Mill. K.), endlich entsprechend den sämtlichen oben in ihrem nach 
dem Quotenschlüssel auf Oesterreich entfallenden Betrage ange- 


13) und zwar Allgemeine Staatschuld. . . . . 5124.8 Mill. K. 
Konsolidierte Staatschuld der im Reichsrat vertretenen köne- 

reiche und Länder . . TEE 7131.9 Mill. K. 
»Schwebende Schulde der letzteren Anlangstand ©.. ..337.4 Mill. K. 
442°o Staatsschatzscheine vom März 1914 . . . . 396.6 Mill. K. 


In der zweiten Hälfte 1914 hinzugekommene eis 

schulden (nach ne von Tilgungen pro ca. 

73 Mıll.K.) . nee... 4970.2 Mill. K. 
Gesamte Staatsschuld Ende 1914 - a, g . . . . 179600.9 Mill. K. 

13) Die österreich. Staatschuld betrug Ende jani 1914, also vor dem Kriege 
13004069 Mill. K. 
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gebenen Lombard- und Solawechselanlehen bei der österr.-ungar. 
Bank die nach diesem Schlüssel (63.6 : 36.4) berechneten Beträge 
für Ungarn, nämlich 1023 Mill. K. Lombarddarlehen, 1027 bzw. 
ca. 600 Mill. K. Solawechselschulden und ein Kontokorrentvor- 
schuß beim Bankenkonsortium, der mit etwa durchschnittlich 
350 Mill. K. zu beziffern sein dürfte. Insgesamt ergibt dies eine 
Summe von 7618 Mill. K. Kriegsschulden. 

Für ganz Desterreich-Ungarn dürfte sich sohin bis 
Ende 1915 die gesamte Kriegsschuld (unter Ausschluß derStamm- 
schuld) in Kriegsanleihen und kurzfristigen Verbindlichkeiten 
auf etwa 22536.7 Mill. K. (Oesterreich 14 918.7, Ungarn 7618) 
belaufen 1$). — 

Betrachten wir nun die Finanzoperationen des Jahres 
1915 im einzelnen und zwar mit Beschränkung auf Kriegs- 
anleihen und Valutaanleihen. Nachdem in Oesterreich 
zunächst im Frühjahr einzelne Posten älterer Schatzschein- 
schulden (u. a. Anfang Januar die 2. Hälfte der 4⁄4% Dol- 
larschatzscheine per 12.5 Mill. Dollar von 1912, ferner die am 
I. III. 1915 fälligen 4% Staatsschatzscheine vom Jahre 1912 
im Betrage von 130 Mill. K., getilgt worden waren und auch 
der Zinsfuß der österr.-ungar. Bank ab 12. IV. 1915 eine Herab- 
setzung von 5%, auf 5% erfahren hatte (bis heute geltende Bank- 
rate)!5), erschien bei großer Geldflüssigkeit und wesentlich erhöhtem 
Spareinlagenstande der Zeitpunkt gekommen, zum zweiten Male 
an den inneren Markt zu appellieren. Auch die II. österreichische 
Kriegsanleihe (Subskription 8.—29. V. 1915) endete mit einem 


14) Einschließlich derin das I. Halbjahr 1916 (bis 3c. VI. 1916) fallenden 1V. 
Kriegsanleihe per 4442 Mill. K. (Oesterreich), 2000 Mill. K. (Ungarn), kurzfristige 
Schuldaufnahmen von etwa rooo Mill. K. (Oesterreich), 600 Mill. K. (Ungarn 
und der fortlaufenden mit monatlich roo Mill. Mk. flüssig gemachten Valutaan- 
leihe ex 1916in dem bis 30. VI. 1916 entfallenden Betrage von 381.6 Mill. Mk. bzw. 
451 Mill. K. (Oesterreich) und 218.4 Mill. Mk. bzw. 257 Mill. K. (Ungarn) erhöht 
sich die Gesamtziffer der Kriegsschulden auf 31 286.7 Mill. K. (davon Oesterreich 
20 811.7, Ungarn Io 475). 

Was die Verteilung der Kriegsschulden zwischen Oesterreich und Ungarn 
anbelangt, so sei zur Aufklärung nur bemerkt, daß die Sch lu ßziffern der ge- 
samten vorläufig zu Lasten der Finanzwirtschaft Oestcrreichs bzw. derjenigen 
Ungarns aufgenommenen Schulden nicht genau im Quotenverhältnis zueinander 
stehen können, da das hier eingestellte tätsächliche Zcichnungsergebnis der 
Kriegsanleihen in beiden Staatshälften natürlich hievon unabhängig ist. 

15) Am 26. VII. 1914 erfolgte die Erhöhung der Bankrate von 4 auf 5%, 
am I. VIII. 1914 auf 6%, am 2. VIII. 1914 auf 8°; am 20. VIII. 1914 wurde 
sie wicder herabgesetzt auf 6°, am 29. X. 1914 auf 5'/,%, am 12. IV. 
1915 auf 590. = 
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vollen Erfolge und wesentlich gesteigertem Ergebnis. Ihr Typus 
war so wie das erstemal jener einer 5 4% steuerfreien Tilgungsschuld 
ohne Bestimmung einer Höchstgrenze!#), jedoch diesmal mit 
einer Laufdauer von 10 Jahren (Rückzahlungstermin ı. V. 1925) und 
einem Emissionskurse von 95.25 (I. Anleihe 97.50) 17). Etwa ein 
halbes Jahr später (Subskription 7. X. bis 6. XI. 1915) wurde die 
III. österreichische Kriegsanleihe ausgegeben. - Sie hat eine 
Laufdauer von 15 Jahren (Rückzahlungstermin I. X. 1930) und 
einen Emissionskurs von: 93.60, im übrigen aber gleiche Moda- 
litäten wie früher. Wir sehen hier deutlich die Abstufung der 
Amortisationsfristen, welche den finanztechnischen Zweck eines 
stufenweisen Abbaues der Kriegsschulden in den durch je 5 Jahre 
voneinander getrennten Fälligkeitsterminen verfolgt. 

In Ungarn wurde bei der zu korrespondierenden Zeit- 
punkten aufgelegten II. und III. Kriegsanleihe, so wie das erste- 
mal der Typus einer 6% steuerfreien Staatsrentenanleihe ohne Be- 
stimmung eines Höchstbetrages angewendet, deren Kündigung 
seitens des Staates nicht vor dem I. V. 1921 erfolgen kann. Doch 
wurde jenen Zeichnern, welche eine Sperrverpflichtung über- 
nahmen und diese Sperre durch 5 Jahre aufrecht bestehen lassen, 
ein Kündigungsrecht im letzten Quartale dieses Quinquenniums 
auf ein Jahr von diesem Zeitpunkte an gerechnet eingeräumt, 
in welchem Falle die betreffenden Schuldverscheibungen sohin 
in nach längstens 6 Jahren amortisable Obligationen umgewandelt 
werden (d. i. also ab 1. XI. 1920 bei der I., 1. V. 1921 bei der II., 
1. XI. 1921 bei der III. Anleihe). Außerdem wurden bei der II. 
Kriegsanleihe (bei den anderen beiden nicht) auch 51, % Obligatio- 
nen zu einem entsprechend niedrigeren Kurse nach Wahl der Zeich- 
ner ohne Bestimmung eines Höchstbetrages aufgelegt, die erst ab 
I. VI. 1925 (also nach Io Jahren) konvertierbar waren. Sie boten 
sohin eine durch längere Zeit gesicherte, wenn‘auch etwas nie- 
drigere Verzinsung bei größerem Kapitalgewinn infolge des 
niedrigeren Ausgabekurses. Der Emissionskurs der I. Anleihe 
war 98 (bei barer Vollzahlung 97.50), jener der II. für die 6% 


16) Für seine Wahl war so wie das erstemal bekanntlich in erster Linie der 
Umstand bestimmend, daß das Parlament nicht tagte, sohin der Rententypus 
aus staatsrechtlichen Gründen nicht in Anwendung kommen konnte. 

17, Bei der II. Kriegsanleihe wurden zum ersten Male auch besondere Be- 
günstigungen (Stempel- und Gebührenbefreiung) und technische Erleichterungen 
für die Belehnung von Hypothekenforderungen im Wege der Kriegsdarlehenskassen 
zur Zeichnung von Kriegsanleihe eingeführt. 
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Rentenobligationen ebenso, für die 514% Obligationen 91.20 
(bei Vollzahlung 90.80), jener der III. 98 (bei Vollzahlung bis 
30. X. 1915, 97.10, nach diesem Zeitpunkte bis 17. XI. 1915 97.40). 

Betrachten wir nun das Zeichnungsergebnis aller drei Kriegs- 
anleihen in Oesterreich und Ungarn: 


Alle drei 
I. II. ` III. ; ; 
Kri leihen 
November 1914 Mai r915 Oktober r915 u, 
Oesterreich: 2200 Mill.K, 2688 Mill. K. 4060Mill.K. 8956Mill.K. 
1 18 

Ungarn: 1170 » > 1120 > » 2 er 1980» » 4270 > » 

Zusammen: 3370Mill.K, 3808 Mill. K. 6040 Mill. K. 13218 Mill. K. 


Das Ergebnis der Kriegsanleihen in Oesterreich-Ungarn, 
insbes. jenes der zuletzt erwähnten ist also ein außerordentlich 
günstiges, namentlich scheint es nunmehr auch in Ungarn ge- 
lungen zu sein, die landwirtschaftlichen Kreise und speziell die 
Großgrundbesitzer in wenigstens etwas stärkerem Maße zur 
Teilnahme zu veranlassen 19). Im übrigen hat speziell in Oesterreich 
gewiß auch der Umstand stark zur Zeichnung angeregt, daß es 
sich um eine binnen kurzer Zeit amortisable Anlage handelt, 
die jeden Kursverlust ausschließt. Iedenfalls hat sich auch die 
österreichisch-ungarische Volkswirtschaft der an sie gestellten 
großen finanziellen Anforderungen in ebensolcherWeise gewachsen 
gezeigt, wie die österreichische Industrie auch den größten An- 
forderungen in bezug auf Herstellung von Heeresbedarf in außer- 
orentlich rascher und anpassungsfähiger Weise jederzeit zu 
entsprechen in der Lage war ?°). 

Eine ganz besondere Rolle speziell für die österreichisch- 
ungarische Volkswirtschaft spielt die Valutafrage. Sie 
bildet in allen kriegführenden Staaten eine schwere Sorge, insbes. 
sind auch unsere Gegner von ihr nicht verschont geblieben, da für 

18) Nach den Angaben von Elemer Hantcs in seiner Broschüre: 
»Volkswirtschaft und Finanzen im Weltkriege«, Göttingen 1915. In Ungarn 
habe sich das kapitalkräftigere Publikum vorzugsweise der größeren Kapitalge- 
winn und länger gesicherte Verzinsung abwerfenden 5!/,9%, Rente zugewendet. 

19) Eine besondere Verordnung gestattet für Majoratsgroßgrundbesitzer 
die Belehnung ihrer Güter (bis zur Hälfte des Wertes) zwecks Erwerbung von 
Kriegsanleihe unter der Voraussetzung, daß die Zinsen der gezeichneten Anleihe 
zur Abzahlung der Grundlasten verwendet werden. 

20) Daß auch für die 3. österr. Kriegsanleihe die Belehnung im Wege der 
Kriegsdarlehenskassen nur in unbedeutendem Maße erfolgt ist, beweist der Um- 
stand, daß bei letzteren am 30. XI. 1915 im ganzen nur Darlehen von 102.7 Mill. 


K. aushafteten, von denen auf Verpfändung von Effekten und Spareinlage- 
bücher 95.7, von Hypothekenforderungen 5.99 Mill. K. entfielen. 
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England, Frankreich und Rußland wieder insbes. das Verhältnis 
der eigenen Währung zu jener der Vereinigten Staaten als ihrem 
hauptsächlichen Kriegslieferanten ausschlaggebend ist. Für die 
Mittelmächte bildet den Hauptgrund dieser Erscheinung die 
Unterbindung der Ausfuhr oder doch ihr Zurücktreten gegenüber 
der Einfuhr, infolgedessen der Mangel an ausländischen Zahl- 
hungsmitteln (insbes. Devisen) zur Begleichung der aus letzterer 
entstandenen Verbindlichkeiten. Dazu kommen noch gewisse 
spekulative Einflüsse, welche die Wertverschiebungen im Aus- 
lands-Geld- und Devisenverkehr verschärfen. Während in Frie- 
denszeiten die eingeführten Waren letzten Endes in der Regel 
mit Ausfuhrgütern und aus dem hieraus resultierenden Devisen- 
bestande bezahlt und eventuelle Passivsaldi durch effektive 
Goldsendungen bzw. Wertpapierexport beglichen werden, ist zu- 
mindest der erstgenannte Hauptweg im Kriege je nach der Ein- 
schränkung des Ausfuhrhandels ungangbar. Die Goldabgabe muß 
selbstverständlich mit Rücksicht auf die in jedem kriegführenden 
Staate notwendige Vermehrung des Notenumlaufes aus Deckungs- 
gründen möglichst eingeschränkt werden. So bleibt als Gegen- 
mittel nur der Weg, Anleihen im neutralen Ausland aufzuneh- 
men oder im Besitz der heimischen Volkswirtschaft befindliche 
Wertpapiere der neutralen Staaten zur Bezahlung von Wa- 
renschulden an letztere zu verwenden. Das äußere Zeichen 
der ganzen Veränderungen in den Wertverhältnissen der Valuta 
gegenüber dem Auslande ist das Anziehen der Devisenpreise, 
das sich im Jahre 1915 in wechselndem Maße bezüglich aller 
kriegführenden Staaten im Verhältnis zu jenen Staaten, die 
als Importeure fungierten, geltend machte. 

Für die österr.-ungar. Valuta trat noch als finanzpolitisches 
Spezialproblem das Verhältnis zur Markwährung des verbündeten 
Deutschen Reiches hinzu, welches sich aus ähnlichen Gründen 
allmählich mehr und mehr ungünstig gestaltete. Nach dem letzten 
Kursblatte der Wiener Börse vor Kriegsausbruch vom 25. VII. 
1914 stellten sich die in Betracht kommenden Relationen fol- 
gendermaßen: 


100 Mark (deutsche Reichsbanknoten) = 118.37 K. 
100 Francs (französ. Banknoten) = 06.30 K. 
100 Francs (schweizer. Banknoten) = 06.25 K. 
100 Rubel (russ. Rubelnoten) 252.37 K. 
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Bis 12. I. 1916 hat sich folgende Veränderung der Wertver- 
hältnisse ergeben (nach den für diesen Tag für Parteieinzahlungen 
amtlich verlautbarten Umrechnungskursen der Staatsbahnen) : 

. Mark Ioo = Kronen 150, schweizer. Franken r100 = Kronen 
163.75, Goldrubel Ioa = Kronen 250 ?1). 

Zur Verbesserung des Verhältnisses der Mark- und Kronen- 
währung bzw. zur Hintanhaltung einer weiteren Verschlechterung 
ergab sich die Notwendigkeit, ein entsprechendes Guthaben in 
Deutschland zu schaffen, das speziell der Befriedigung des Be- 
darfes an Zahlungsmitteln sowohl der Staats- und Militärver- 
waltung als des privaten Warengeschäfts im Verkehre mit Deutsch- 
land dienen soll. Zu diesem Zwecke wurde eine Reihe von V a- 
lutaanleihen seitens Oesterreich-Ungarns in Deutschland 
aufgenommen, deren Beträge wir sohin zu den früher aufgeführten 
inneren Anleihen hinzurechnen müssen. Das erstemal geschah 
dies am 26. XI. 1914, indem zunächst 300 Mill. Mk. (Oesterreich 
200, Ungarn Ioo) seitens eines deutschen Bankenkonsortiums 
gegen Schatzscheine mit einjähriger Laufzeit zu einem Zinse, der 
in einer bestimmten Relation zum Diskontsatze der deutschen 
Reichsbank steht, vorgestreckt wurden. Das zweitemal wurde 
eine Valutaanleihe am 6. VII. 1915 und zwar in gleicher Art im 
Betrag von insgesamt 500 Mill. Mk. (Oesterreich 305, Ungarn 195) 
abgeschlossen. Von dieser Anleihe war zunächst nur der Betrag 
von 300 Mill. Mk. fix übernommen worden, während das Banken- 
korsortium auf den Rest von 200 Mill. Mk. die Option hatte. 
Letztere wurde nun im November 1915 ebenfalls ausgeübt und so 
der Rest der Anleihe konsumiert. (Hievon entfielen wieder 125 
Mill. Mk. auf Oesterreich, 75 Mill. Mk. auf Ungarn.) Auch diese 
Anleihensoperationen vermochten nur vorübergehende Besse- 
rungen herbeizuführen. So ergab sich um die Jahreswende die 
Notwendigkeit eine Reihe weiterer Maßnahmen zu treffen, welche 
eine gewisse Wertbeständigkeit der Valuta sichern und Aus- 
schreitungen des Devisenhandels hintanhalten sollten. Einer- 
seits wurde sowohl in Oesterreich als in Ungarn je eine Devi- 
senzentralein Verbindung mit der österr.-ungar. Bank geschaffen, - 
andererseits die Verfügung getroffen, daß die Exporteure in Hin- 


#1) Der Umrechnungskurs für Zahlungen nach der Schweiz im Wege der 
Postsparkasse wurde z. B. am 1o. I. 1916 bis auf weiteres mit 100 Franken = 
150 Kronen und für Zahlungen nach dem Deutschen Reiche mit r00 Mark = 
146 Kronen festgesetzt. 
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kunft bei der Erteilung von Ausfuhrbewilligungen zur Abgabe 
der aus dem Export zu gewärtigenden ausländischen Valuta 
an die österr-.ungar. Bank zu verpflichten sind ??3). Bis zur 
Höhe der gesicherten Eingänge der Exportvaluta sollen auch 
Abgaben von ausländischen Guthabungen und Noten vorgenom- 
men werden, soweit sie zur Deckung von erwiesenermaßen aus 
effektiven Warengeschäften stammenden Verbindlichkeiten be- 
nötigt werden. Diese Maßnahmen vermochten allerdings schon 
wegen der Geringfügigkeit des Exportes im Verhältnis zum 
Importe keine durchgreifende Wirkung zu üben, weshalb noch 
weitere finanzielle Transaktionen größeren Stiles sich notwendig 
erwiesen 23) %4). 

Wenn wir nun die Anlehensoperationen der feindlichen 
Staaten im abgelaufenen Jahre näher ins Auge fassen, so sind 
wir hiebei naturgemäß auf jene Nachrichten und Materialien, 
welche hierüber im Wege des neutralen Auslandes in die Oeffent- 
lichkeit gedrungen sind oder sonst zu erlangen waren, angewiesen. 
Sie sind sowohl hinsichtlich Vollständigkeit als Richtigkeit nur mit 
aller gebotenen Vorsicht zu gebrauchen und so wird das was wir im 
folgenden an positivem Ziffernmateriale zu bringen in der Lage 
sind, nur das als ziemlich sicher beglaubigte, weil offiziell oder 
inoffiziell vom feindlichen Auslande selbst zugegebene und mit- 
geteilte Mindestmaß der Schuldaufnahmen darstellen. Wir 
wollen mit England, das sich im Verlaufe des Weltkrieges im- 
mer mehr nicht nur als verantwortlicher Urheber, sondern auch 
als führender Geldgeber der »Vierverbandsstaatene erwiesen 


23) Ausnahmsweise kann von dieserVerpflichtung Umgang genommen werden, 
Allgemein ausgenommen sind Beträge, die ca. 200 Mk. nicht übersteigen, sowie 
der Ausfuhrverkehr nach den unter der k. und k. Militärverwaltung stehenden 
Okkupationsgebieten. 

33) Die nichts destoweniger eingetretene sprunghafte Steigerung der Devisen 
auf neutrale Länder in Oesterreich und in Deutschland (der größte Teil des 
österreich. Bedarfes an Valuta neutraler Länder wird über Deutschland ge- 
deckt) wurde u. a. insbes. auch durch die Nachfrage solcher Importeure hervor- 
gerufen, welche die Valuta für im Laufe des Jahres bezogene Ware in der Hoff- 
nung auf einen Preisrückgang schuldig geblieben sind und nun um jeden Preis 
decken mußten. 

24) In Deutschland ist Ende Januar 1916 durch eine Bundesratsver- 
ordnung eine Neuregelung des Devisenhandels unter Konzentrierung desselben 
bei den vom Reich bestimmten Instituten erfolgt, worauf hier nicht weiter ein- 
zugehen ist. Oesterreich hat im Februar 1916 eine fortlaufende größere 
Valutaanleihe in Deutschland aufgenommen, die in monatlichen Teilbeträgen 
von je 100 Mill. Mk. flüssig gemacht wird. Diese Beträge werden nach dem 
Quotenschlüssel zwischen Oesterreich und Ungarn aufgeteilt. 
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hat, beginnen. Die Kriegskosten Englands sind aus diesen Grün- 
den:von vorneherein die verhältnismäßig größten. Die I. Kriegs- 
anleihe ‘wurde, wie schon in unserem früheren Aufsatze näher 
auseinandergesetzt, auf dem inneren Markte im November 1914 
aufgenommen (350 Mill. Pfd. St. zu 31,%, Kurs 95, rückzahlbar 
x. III. 1925).. Ueber ihre Begebungsmodalitäten, insbes. die Mög- 
lichkeit einer Lombardierung zum vollen Emissionskurse haben 
wir ebenfalls schon früher gesprochen ®). Faktisch gezeichnet 
wurden 400 Mill. Pfd., wie Stephan Jacobi aber mitteilt 26), 
kann nach den vorliegenden englischen Enunziationen kein 
Zweifel darüber bestehen, daß eine erweiterte Zuteilung seinerzeit 
nicht zustandekam, sondern tatsächlich nur die aufgelegte Anleihe 
mit einem Nettoerlöse von 332 Mill. Pfd. 27) einging. Der jeweilige 
unmittelbare Geldbedarf wurde und wird auch hier durch Schatz- 
scheine von wechselnder, aber durchweg steigender Höhe und 
kurzer Verfallzeit (in der Regel 6 Monate) gedeckt, die größten- 
teils nicht auf offenem Markte, sondern freihändig begeben 
werden 28). 

Im Laufe des Jahres 1915 wurde zunächst am 23. II. 1915 
eine Subskription auf 20 Mill. Pfd. Schatzscheine eröffnet 
(und zwar ıo Mill. Pfd. 6monat. Scheine, Durchschnittsrate 
15/,%,, Io Mill. Pfd. 122mon. Scheine, Durchschnittsrate 27/,%). 
Am 1. III. 1915 wurden 50 Mill. Pfd. Schatzscheine mit 5 jähr. 
Laufzeit, fällig am ı. III. 1920 zu einem Zinsfuße von 31,% und 
einem Kurse von 95.90 aufgelegt. Angeblich wurden sie mit 
72.8 Mill. Pfd. überzeichnet. Die nächsten Schatzscheinemissio- 
nen von je 15 Mill. Pfd. foigten am 30. III., 6. IV. und 13. IV 
1915 zu einem Zinsfuße von 2.7, 3.I, 3.75%, welche angeblich 
ebenfalls wesentlich überzeichnet wurden. (So die Emission 
vom 6. IV. mit 34.43 Mill. Pfd. 2). Mit diesen kurzfristigen 


25) Siehe 3. Kriegsheft Bd. 40 S. 754. 

26) Bankarchiv XV. Jahrg. Nr. ı vom r. X. 1915 S. 13. 

27) Richtiger gingen nach der Erklärung des britischen Schatzkanzlers 
tatsächlich 331 Mill. Pfd. ein. - 

288) Siehe die von J aco bi (ebendort) gegebene Uebersicht über den Umlauf 
der englischen Schatzscheine in der Zeit vom 10. VIII. 14 bis 10. IX. 1915. Der 
Gesamtumlauf betrug am ro. VIII. 1914: 15.1 Mill. Pfd., am 10. IX. 15: 235.5 
Mill. Pfd. 

29) Wie London Gazette meldet, wurde die Regierung ermächtigt, vom 
14. IV. 1915 ab Schatzscheine mit 3-, 6- und gmonatlicher Laufzeit und fester 
Verzinsung auszugeben. Diese Maßnahme sollte die Ausgabe einer neuen Kriegs- 
anleihe möglichst hinausziehen, 
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Finanzoperationen konnten aber die stets steigenden Kriegs- 
kosten nicht auf die Dauer gedeckt werden. Letztere wurden 
nach einer Erklärung Asquiths am 2. III. 1915 mit täglich 
2 Mill. Pfd., am 16. VI. 1915 bereits mit 2.6 Mill. Pfd. und später 39) 
mit 3 Mill. Pfd. beziffert, zumal der Eintritt Italiens in den Krieg 
nunmehr noch weitere finanzielle Aufwendungen Englands not- 
wendig erscheinen ließ. So kam es im Juni 1915 zur Il. engli- 
schenKriegsanleihe auf dem inneren Markte, die aber 
bereits nur zu dem für englische Verhältnisse außerordentlich 
hohen Zinsfuß von 41,%, bei einem Kurse von zoo, also al pari, 
untergebracht werden konnte ?!). Ein Höchstbetrag wurde nicht 
bestimmt. Der Staat hat das Recht, die Anleihe im: Jahre'1925 
al pari zurückzuzahlen, die Besitzer haben im Jahre 1945 den An- 
spruch auf Einlösung. Sehr bezeichnend waren aber -die Mo- 
dalitäten, durch welche die Zeichnung der Anleihe: erleichtert 
werden sollte. Sie bestanden vor allem in der Gewährung des 
Rechtes an die Zeichner, ältere, niedriger verzinsliche Anleihe- 
obligationen unter Ausnützung der Zwangslage, in welcher sich 
deren Besitzer bei den gesunkenen Kursen befanden, in die neue 
Anleihe hinaufzukonvertieren ®?). Zunächst einmal wurden 
die Titres der I. Anleihe vom November 1914, die fortgesetzt 
mit einem Disagio von ca. 1%, gehandelt wurden, nunmehr zu dem 
seinerzeitigen Emissionskurse von 95° (unter Zuzahlung der 
Differenz zum Nominale der neuen Anleihen von 5 Pfd.) in 
Zahlung genommen. Hievon dürfte in ziemlichem Umfang Ge- 
brauch gemacht worden sein, da die neue Anleihe weit ‚höhere 
Verzinsung bietet und erst nach Io Jahren zurückgezahlt werden 
kann. Des weiteren konnten auch 21,% Konsols zu dem zuletzt 
fixierten Minimalkurse von 661, in Zahlung genommen werden °°). 


3) Mac Kenna bei Einbringung der II. Kriegsanleihe am 23. VI. 1915. 

31) Der 414%, Zinstuß war deshalb notwendig, weil die alte Anleihe vom 
November 1914 unter dem Emisionskurse gehandelt wurde und daher tat- 
sächlich bereits 44%, trug. | 

33) Eine ähnliche Zusicherung der Hinaufkonversion der gegenwärtigen 
41/,° izgen Anleihe wurde ihren Zeichnern für den Fall gemacht, daß während des 
Krieges eine noch höher verzinsliche Anleihe ausgegeben werden sollte, . 

3) Während die Konsols seinerzeit einen Höchststand von 118 erreichten 
und noch vor Kriegsausbruch (8. VII. 1914) 7534 notierten, wurde der erste von 
der Regierung festgesetzte Mindestkurs mit 68!/, bestimmt, sodann am 22. III, 
1915 auf 6tl/, ermäßigt und kurz vor Beginn der Zeichnungsfrist auf die II. 
Kriersanleihe am 23. VI. 1915 entsprechend den tatsächlichen Bewertungsver- 
hältnissen auf dem Markte auf 65 herabgesetzt. Letzterer Umstand sollte den 
Umtausch von Konsols fördern, zumal die gegenüber den tatsächlichen Kursen 
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Da aber die tatsächlichen Abschlüsse in Konsols in der Regel 
bis zu einem um 2% niedrigeren Kurse vollzogen wurden, so bot 
auch hier der Umtausch in Kriegsanleihe augenblickliche Vor- 
teile, insbes. die wesentlich höhere Verzinsung für mindestens 
Io Jahre, während damit England zugleich seinen bisherigen 
sstandard typ« einer Staatsschuld, die Konsols, welche bekannt- 
lich eine nicht rückzahlbare ewige Rente darstellen, zu großem 
Teil in eine amortisable Schuld umwandelte. 

Zum ersten Male appellierte England mit dieser Anleihe auch 
bereits an die breiteren Volksschichten, indem es Zeichnungen in 
Anteilscheinen und Schatzscheinen von 5 sh bis zu 25 £, die bei 
den Postämtern, den Gewerkschaften und anderen Korporationen 
erhältlich waren, zuließ. Das bedeutsamste an der Umtausch- 
operation der Konsols war aber, daß damit der außerordentliche 
Kapitalsverlust, den die Besitzer infolge des Kursrückganges 
schon seit geraumer Zeit erlitten hatten, gleichsam fixiert und 
definitiv wurde, wie andererseits durch den von der neuen hoch- 
verzinslichen Anleihe ausgehenden Kursdruck nur noch eine 
weitere Entwertung der 2%% und 234% Konsols ungeachtet 
ihres nominellen Zwangskurses eintreten mußte. Der Kapital- 
gewinn des Staates bei dieser Konversion auf Kosten der bis- 
herigen Konsolbesitzer und damit der englischen Volkswirtschaft 
(1⁄4 des ursprünglichen Wertes der Konsols) ist allerdings in die 
Augen springend. Aber trotz der Erleichterungen und Konver- 
sionsmöglichkeiten blieb das Anleihergebnis hinter den gehegten 
Erwartungen weit zurück, es betrug 594 Mill. Pfd., wovon aber 
ein namhafter Teil lediglich auf Konversionen älterer Schuld- 
titel entfiel. Nach dem Parlamentsberichte der Times vom 
18. XI. 1915 gab Mac Kenna im Unterhause über den 
Umfang dieser Konvertierungen folgende Daten bekannt: um- 
getauscht wurden 204 Mill. Pfd. Konsols (d. i. ca. 40% der im 
Umlaufe befindlichen 536 Mill. Pfd.), dann 135 Mill. Pfd. der 1. 
3⁄2% Kriegsanleihe (d. i. ca. 40% der seinerzeitigen Zeichnungs- 
summe von 350 Mill. Pfd.) u. ca. 8.5 Mill. Pfd. von 21, und 234% 
Annuitäten, zusammen also 347.5 Mill. Pfd. älterer Werte. Für diese 


zu dieser Zeit zu hohen Minimalkurse eine Unverkäuflichkeit der Konsols auf dem 
Markte herbeigeführt hatten. 

Die Hinaufkonvertierung der 21/,% Konsols erfolgte in der Weise, daß für 
je eine Zeichnung von 100 £ je 75 £ der 2l/,% Konsols in 50 £ 41/,%, Kriegsan- 
leihe umgewandelt werden konnte, was einer Erhöhung der Verzinsung der Kon- 
sols von 21/,% auf 3% im Effekte gleichkam. 
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Werte und eine Nachzahlung von 6.75 Mill. Pfd. für die 314%, 
Kriegsanleihe wurden etwa 276.5 Mill. Pfd. der neuen Kriegs- 
anleihe ausgegeben, gezeichnet mußten aber von diesen Besitzern 
älterer Werte nach den Konversionsbedingungen ca. 402 Mill. Pfd. 
werden. 

Obwohl auch der nach Abrechnung der konvertierten älteren 
Werte (ausgenommen die kurzfristigen Konsols) verbleibende 
Betrag des Zeichnungsergebnisses per ca. 450 Mill. Pfd. und nach 
Abrechnung auch der konvertierten Konsols von bar 247 Mill. Pfd. 
eine noch immer ganz ansehnliche Kapitalleistung der englischen 
Volkswirtschaft darstellt 34), so sind doch die außerordentlichen 
Schäden nicht zu übersehen, welche nicht nur der nunmehr zur 
Realisierung gelangte Kapitalverlust bei den Konsols, sondern 
die infolge Ausgabe einer höher verzinslichen Anleihe eingetretene 
Kursentwertung bei einer ganzen Reihe erstklassiger Wertpapiere 
notwendig bewirken mußten 35). Von besonderem Interesse ist 
mit Rücksicht auf den andauernd günstigen Kurs der deutschen 
Kriegsanleihen, daß die II. englische Anleihe gleich am ersten 
Tage an der Börse unter ihrem Ausgabskurse (Ioo), nämlich zu 
99.50 gehandelt wurde, alsbald auf 98.5 sank und seitdem un- 
unterbrochen ihr Disagio beibehielt (am 20. XI. 1915: 966/16). 
Zur Tilgung der umlaufenden Schatzscheinschulden scheint sie 
nicht oder nicht in nennenswertem Maße verwendet worden zu 
sein, wohl aber mußten an die verbündeten Staaten namhafte 
Beträge an »Vorschüssene abgegeben werden. Alsbald wurden 
auch bereits im August v. J. nach Zeitungsmeldungen neue 
Schatzwechsel zu einem Zinsfuße von 41,%, auf 3, 6, 9 und I2 

3) Wie der Schatzkanzler Mac Kenna bei Einbringung der Anleihe- 
bill im Unterhause ausführte, standen am ı9. VI. 1915 an kurzfristi- 
gen Verpflichtungen, die aus der Anleihe vorweg zu konsolidieren 
waren, 33 3M ill. Pfd. aus. Wie er weiters bei anderen Gelegenheiten bemerkte, 
hoffte er eine Summe zu erhalten, die genüge, um die Kriegskosten für den Rest 
des laufenden Finanzjahres zu decken. Dazu wäre aber bei täglichen Kriegs- 
kosten von 3 Mill. Pfd. und unter Gegenrechnung der Einnahmen aus Kriegs- 
steuern einschließlich der zu deckenden kurzfristigen Verbindlichkeiten ein 
Anleiheergebnis von mehr als ı Milliarde Pfd. erforderlich gewesen. 

35) Nach einem Börsenberichte des Daily Telegraph v. 25. VII. 15 wies die 
übliche Liste der 387 hauptsächlichsten an der Londoner Börse gehandelten Werte 
allein in der Zeit vom 21. VI. bis 20. VII. 15 einen Rückgang des Gesamtwertes 
von nicht weniger als 99 Mill. Pfd. auf. Zufolge der Kursstatistiken in »Bankers 
Magazine« beträgt der Minderwert dieser Effekten seit einem Jahr 207 Mill. Pfd., 
seit Anfang Januar 1914 434 Mill. Pfd. Seit Januar 1907 ist der Gesamtwert dieser 


Effekten von 3843 auf 2907 Mill, Pfd. St., sohin um nicht weniger als 936 Mill. 
Pfd. zurückgegangen. 
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Monate ausgegeben 3%) und gegen Ende des Jahres betrug der 
Umlauf an kurzfristigen Schatzwechseln schon wieder 370 bis 
400 Mill. £. Eu Ä I. 

Inzwischen war auch für England, ähnlich wie schon vorher 
für die Zentralmächte, die Valutafrage akut geworden, 
Es ist die vielbesprochene Entwertung des Sterlingkurses in 
New York, welche zu außerordentlichen Maßnahmen zwang, 
insbes. neben der bisher ausschließlichen Inanspruchnahme des 
inneren Marktes auch für England die Aufnahme äußerer, 
sog. Valutaanleihen notwendig machte. Die Ursa- 
chen des Disagios der englischen gegenüber der amerikanischen 
Währung liegen in der Verschlechterung der englischen Zahlungs- 
und Handelsbilanz klar zutage. Die außerordentlich große 
Einfuhr von Kriegsmaterial aller Art aus den Verein. Staaten 
bei gleichzeitig immer mehr zurückbleibender Ausfuhr mußte 
diese Konsequenz haben. Dazu kam, daß die Nachfrage nach 
amerikanischen Zahlungsmitteln nicht nur von London allein, 
sondern auch von den mit England verbündeten Staaten aus- 
ging und die Bank von Engiand auch hiefür als Mittler aufzutre- 
ten genötigt war. So sank der Kurs des engl. Sterlingwechsels in 
New York bereits Ende Januar 1915 unter Pari. (Der Paristand 
ist bekanntlich ı Pfd. St. = 4.8665 Dollar.) Er erreichte am 
26. VIII. 1915 einen Kursstand von 4.64 Dollar (Disagio von 
413%), im September 1915 aber einen Tiefstand von 4.55 Dollar 
(vorher vorübergehend 4.48), der einer Entwertung um ca. 6%% 
entspricht 37). Das verursachte naturgemäß außerordentliche 
Preisverluste bei den Warenbezügen aus Amerika. Das zunächst 
angewandte Gegenmittel mehrmaliger ziemlich starker Goldaus- 
fuhr nach Amerika konnte mit Rücksicht auf die Notwendigkeit, 
den Goldbestand der Bank von England zur Vermeidung eines 
Disagios der Banknoten möglichst ungeschmälert aufrecht zu er- 
halten, auf die Dauer nicht fortgesetz werden °®). Die Veräußerung 


3) Bisher war die Verzinsung 23⁄4% (3 Monate), 354% (6 Monate), 3% % 
(9—12 Monate). 

37) Noch viel schlechter stand es mit der französischen Valuta. 
Anfang September 1915 ist der Pariser Wechselkurs in New York auf 6.04 Francs 
für ı Dollar gestiegen. Da die Münzparität 5.185 Francs beträgt, so bedeutet 
dies ein Disagio von 14.3%. Kurz vorlıer waren nach amtlichen Meldungen 
zur Verbesserung des Sterlingkurses in New York 19 Mill. Dollar in Gold 
und 35 Mill. Dollar in amerikanischen Wertpapieren eingetroffen. 

3) Nach den vorliegenden Meldungen wurden vor allem aus den von der 
Bank von England in Ottawa in Kanada gehaltenen Goldbeständen große Teile 


`~ 
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amerikanischer Wertpapiere vermochte an sich schon nur in 
mäßigem Umfange Abhilfe zu bringen. So wurde denn im Sep- 
tember 1915 die erste Valutaanleihe Englands im 
Auslande und zwar gemeinsam mit Frankreich (je zur Hälfte), 
das nicht weniger unter den Valutaschwierigkeiten litt, bei soli- 
darischer Haftung beider Staaten in New York aufge- 
nommen. Ihr Erlös hatte ausschließlich zur Deckung der Zah- 
lungsverpflichtungen Englands an Amerika für Bezüge von 
Kriegsmaterial und Nahrungsmitteln zu dienen. Die. Anleihe 
wurde in den Verein. Staaten in einem Betrage von Iooo Mill. 
Dollar angesprochen, aber nur in einem Betrage von 500 Mill. 
Dollar erlangt ®). Das unter der Leitung Morgans stehende 
amerikanische Syndikat, welches diese Anleihe (5% Zinsfuß, nach 
Wahl des Gläubigers nach 5 Jahren zum Nennwert rückzahlbar 
oder in eine 41,5%, Schuld konvertierbar, Kündigung durch den 
Schuldner erst von 1925 an zulässig, Zusicherung der Steuerfreiheit 
in England und Frankreich) zu einem Kurse von 96 übernommen 
hatte, legte sie zu 98 zur Subskription auf. Es konnten aber, 
obwohl das reelle Zinserträgnis 6%, überstieg, faktisch nur ca. 300 
Mill. Dollar auf dem Markte untergebracht werden, während 
ca. 200 Mill. Dollar dem Syndikat verblieben (aus der öffent- 
lichen Zeichnung zurückgezogen wurden«), der Emissionskurs 
ging auch alsbald auf 93%, zurück 2%). Durch diese ganze Ope- 
ration (Anteil Englands 250 Mill. Dollar oder 50 Mill. Pfd.) erlitt 
der englische Staatskredit einen empfindlichen Stoß, denn ganz 
abgesehen von den außerordentlich ungünstigen Umständen der 
Aufnahme dieser Anleihe, zeigte sich auch, daß das Vertrauen 
in die englische Finanzkraft in den Verein. Staaten bereits erheb- 
lich gesunken war. Dies kommt am deutlichsten darin zum 
Ausdruck, daß der Sterlingkurs, welcher am Tage des Abschlus- 


abgegeben (angeblich von Jahresbeginn bis Juni r915 ca. 13 Mill. Pfd.). Auf der 
anderen Seite ließ sich allerdings die Bank von England aus Frankreich, Ruß- 
land und auch Italien Gold überweisen. 

3) Hieran sollen Frankreich und England zu gleichen Teilen, nach anderen 
Meldungen auch Rußland zu !/, beteiligt gewesen sein. Aus den Ausführungen 
Mac Kennas im Unterhause und der Debatte über die Anleihebill ging her- 
vor, daß man ursprünglich eine eigentliche Kriegsanleihe in Amerika aufneh- 
men wollte, diesen Plan aber angesichts des Widerstandes der amerikanischen 
Finanzwelt aufgeben mußte. 

t) Nach Zeitungsmeldungen wurde auch versucht, Teile der Anleihe in 


Holland unterzubringen, was aber trotz eines Kursanbotes von 92, ebenfalls 
auf Schwierigkeiten stieß, 
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ses der englisch-französischen Dollaranleihe wieder eine Höhe 
von 4.715 (Parität 4.8665) erreicht hatte, gleich darauf eine 
stetig sinkende Tendenz einhielt 4). Am 2ı. X. 1915 hatte er 
schon wieder 4.6735, am 23. X. 4.655 erreicht (Disagio ca. 4%). 
Dann hielt er sich auf ähnlicher Höhe (26. X. 4.6275, 3. XI. 4.64, 
6. XI. 4.65 ?/,), stieg bis Anfang des Jahres 1916 bis auf ca. 
4.74, das Disagio schwankte zwischen 51⁄4% und 3% (am Schlusse 
des Jahres). Ebenso stand der Pariser Wechselkurs in New York 
bereits am 5. X. wieder 5.79, am 6. XI. 5.96%, Frcs. Die Blätter 
meldeten denn auch bereits Mitte November von dem Abschlusse 
eines englisch-amerikanischen Bankkredites von zunächst 50 Mill. 
Dollar gegen Hinterlegung von Effekten #2). Doch die Valutafrage 
selbst blieb ungelöst und sie bildet infolge ihrer preisverteuernden 
Wirkung für England und Frankreich neben den sonstigen 
Kriegsschäden wohl eine der verlustreichsten Kriegswirkungen. 
Die englische Währung, die vordem der Wertmaßstab der Welt 
war, ist im Begriffe diese Führerrolle an Amerika abzugeben. 
Die hiegegen angewendeten Mittel zeitweiser Goldabgaben, 
ausländischer Anleihen und des Aufkaufes und Exportes bzw. 
der Belehnung amerikanischer Wertpapiere können angesichts des 
mit zunehmender Dauer des Krieges sich immer mehr verschlech- 
ternden Verhältnisses der Zahlungsbilanz gegenüber den Verein. 
Staaten nur vorübergehende Abhilfe bringen #). Eine Wieder- 
herstellung des früheren Währungsverhältnisses bzw. eine Zurück- 
drängung des Dollarwechsels auf dem Weltmarkte erscheint 
wohl für geraume Zeit ausgeschlossen und zwar deshalb, weil die 
angewendeten Mittel, insbesondere das zuletzt praktizierte Mittel 
der Entäußerung des Besitzes an amerikanischen Wertpapieren 
zuleich eine dauernde Schwächung der Zahlungsbilanz bedeutet. 


4) Die Ursache war die stetig steigende Einfuhr insbes. von Kriegsmaterial, 
Baumwolle, Kupfererz, Getreide, Nahrungsmitteln usf. Die Einfuhr belief sich 
1915 in tausenden engl. Pfund auf 853 756, hat sohingegen das Vorjahr um 22.5% 
zugenommen, während gleichzeitig die Ausfuhr mit 384 647 um 10.6%. gegen 
das Vorjahr abgenommen hat. 

42) Weitere Kredite bis zum Gesamtbetrage von 400 Mill. Dollar sollen durch 
den sog. Goldpool zugesichert worden sein. 

4) Im Dezember 1915 wurde dem engl. Unterhause vom Schatzkanzler 
eine Regierungsvorlage unterbreitet, derzufolge das Schatzamt ermächtigt werden 
soll, zu marktgängigen Pıeisen geeignete amerikanische und kanadische Wert- 
papiere gegen Schatzscheine oder Bargeld aufzukaufen. Durch Konzentration 
des Besitzes an amerikan. Wertpapieren in den Händen des Staates soll in 
ihre Verwertung für Zwecke der Valutaverbesserung eine gewisse Organisation 
gebracht werden. 
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Gerade England zeichnete sich durch einen besonders reichen, 
aus seiner gesamten wirtschaftspolitischen Entwicklungsgeschichte 
stammenden ausländischen Wertpapierbesitz aus. Der Gläubi- 
ger und Geldgeber speziell des amerikanischen Marktes aus alter 
Zeit eröffnet einen großen Ausverkauf und scheidet damit für 
die Zukunft nicht nur eine wichtige Aktivpost seiner Vermögens- 
bilanz, sondern eine wertvolle Quelle von Zinseinkommen ge- 
rade im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten selbst aus. 
Die Fortdauer des Krieges hat aber England gegen Ende des 
Jahres neuerlich genötigt, zur Verminderung der kurzfristigen 
Schuldverpflichtungen und Befriedigung des weiteren Bedarfes 
an den inneren Markt mit einer Anleihe heranzutreten. Zunächst 
sah sich die englische Regierung gezwungen, die verkehrshinderli- 
° chen Minimalkurse der Konsols am 23. XI. 1915 aufzuheben 44), was 
die Wirkung hatte, daß am selben Tage der Kurs der 21⁄4% Kon- 
sols von 65 auf 571% herabging. Der ursprüngliche Plan, noch in 
den letzten Monaten des Jahres 1915 mit einer III. langfristigen 
Kriegsanleihe (nach Zeitungsmeldungen 600 Mill. Pfd.) hervorzu- 
treten, wurde mit Rücksicht auf die Verhältnisse des englischen 
Kapitalmarktes und weil man die Kosten einer abermaligen 
Hinaufkonversion der ausgegebenen älteren Anleihen ersparen 
wollte, wieder fallen gelassen und auf das Jahr 1916 verschoben. 
An Stelle dessen entschloß sich die engl. Regierung im Dezember 
1915 zur Ausgabe einer größeren Schatzscheinanleihe 
in unbestimmtem Betrage, die aber im Unterschiede von den bisher 
nur kurzfristigen Schatzscheinschulden eine 5sjährige Lauf- 
dauer (einlösbar 1920 zum Parikurs) hat und zu dem für England 
unerhört hohen Zinsfuß von 5% bei einem Emissionskurse von 
100 ausgegeben wurde. Des weiteren wendet sich diese Anleihe 
nicht nur an das Inland, sondern auch an das Ausland, wobei dem 
letzteren (nicht also auch dem inländischen Erwerber) die Be- 
freiung von jeder direkten Steuer zugesichert wird. Hiedurch soll 
zugleich der Verbesserung des Wechselkurses gedient werden. 
Die Schatzscheine sollen wie Bargeld bei jeder künftigen Anleihe 
aufrechenbar sein ®). 





4) Nach vorliegenden Berichten waren außerdem bei einer ganzen Reihe 
von Wertpapieren (insbes. Staatspapieren) Mindestkurse aufgestellt worden, 
die in den letzten Monaten d. J. 1915 wieder aufgehoben wurden, da sie sich als 
unzweckmäßig erwiesen. 

8) Insbes. werden sie als Zahlungsmittel zu dem von der Regierung organi- 
sierten Aufkauf amerikanischer Wertpapiere ausgegeben. 
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. Der Stand der Bank von England im Jahre ıgız 
kann im allgemeinen trotz Verschlechterung einzelner Positionen 
als fortdauernd günstig bezeichnet werden (siehe hiezu Tabelle 
II). Die Bank von England hat bisher die Barzahlungen aufrecht 
erhalten, aber der Hauptsache nach doch nur für den Inlandver- 
kehr, während nach dem Auslande Goldabgaben nur als fall- 
weises Mittel zur Bekämpfung des Disagios abgegeben wurden. 
Dies drückt sich in dem allerdings nur allmählichen Sinken des 
Barvorrates von 68.84 Mill. Pfd. am Anfang d. J. bis auf 51.47 am 
Ende d. J. aus, wobei zweimal (Mai und Juli-August) vorüberge- 
hende Goldzuflüsse (offenbar die Zuflüsse aus Rußland und Frank- 
reich) stattfanden, die daszweitemal den Goldbestand am 1.’ IX. 
1915 fastaufden Anfangstand erhöhten. Der Notenumlauf hat zwi- 
schen 31.51 und 35.87 Mill. Pfd. geschwankt, ist also: äußerlich - 
nicht wesentlich über den normalen Stand hinausgegangen. Doch 
kommt außerdem noch der durch einen separaten Tilgungsfond, 
bestehend aus Goldmünzen und Regierungssicherheiten, speziell 
gedeckte Umlauf an Currency-Noten in Betracht, der sich ganz 
bedeutend im Verlaufe des Krieges erhöht hat. Noch im Juni 
v. J. betrug der Umlauf an diesen »Notstands«- oder » Schatzamts- 
notene ca. 37.6 Mill. Pfd., im Juli (ro. VII.) 48.1, im August 
(28. VIII.) 54.0, im September (11. IX.) 60.8, (18. IX) 66.58, im 
Oktober (2. X.) 70.01, (22. X.) 75.01, im November (20. XI) 82.6, 
im Dezember (30. XII) 97.5 Mill. Pfd. Der Tilgungsfond besteht 
aus Gold im Werte von 28.5 Mill. Pfd. und im jeweilig erforder- 
lichen Restbetrage in diversen Regierungssicherheiten, für ihn 
erliegt bei der Bank von England ein Depot von wechselnder 
Höhe. Das Deckungsverhältnis des gewöhnlichen Notenumlaufes 
der Bank ist allerdings wesentlich schlechter geworden. Ä 

Fassen wir das über die Anleihetätigkeit Englands im abge- 
laufenen Jahre Gesagte zusammen, so ergibt sich mit bloß. schät- 
zungsweisem Anschlag der gewiß nicht unbedeutenden, in den 
britischen Kolonien aufgenommenen Anleihen, für welche keine ge- 
nügend verläßlichen Materialien vorliegen 48), sowie für Handels- 


t) Jacobi hatim Bankarchiv v. 1. X. 1915 S. 14 für die Zeit vom Kriegs- 
ausbruch bis 31. VII. 1915 (jedoch kaum vollständig) eine Zusammenstellung 
veröffentlicht, nach welcher Aegypien 8 Mill. Pfd. St., Australien 62, Kanada 
17 Mill. Pf.-St. und 40 Mill. Dollar, Indien 3 Mill. Doll., Südafrikan. Union 
ıo Mill. Pfd. St. aufgenommen haben. 

Am 7. Oktober wurde eine neue 5% kanadische Anleihe vom Finanzminister 
White angekündigt, die sich auf 150 Mill. Dollar belaufen soll. Ebenso nahmen 
nach Zeitungsmeldungen verschiedene kanadische Gesellschaften in den letzten 
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Tabelle 2. 
Die Bank von England im Jahre 1915. 
Not Fl ke (Diskonten 
oten- a iskonten 
Sue Kaas rer reserve f, BR aa 
j umlauf |d.fremden | „uthaben Lönbara 
Ausweise vom - Gelder mbard- 
pfänder) 





Juni 


»» vu 


13. 
20. 
27. 


3: 
10. 
17. 
24. 


5 
10, 
17. 
24. 
3X. 


F; 
14. 
21. 
28. 


5. 
12. 
19. 
26. 


=: 

9. 
16. 
23. 
30. 


Apr 
t4. 
21. 
28. 


4- 
yi: 
18. 


25. 





68.84 
69.36 
69.92 
69.16 


67.65 
67.20 
65.54 
63.87 


59.99 
59.87 
59.46 
57-25 
53.86 


53.75 
55.31 
55.64 
55.31 


56.30 
63.62 
61.70 
61.74 


58.64 
59.38 
56.53 
54.15 
52.09 


53.26 
53.13 
59.43 
60,91 


62.22 
65.74 
67.13 
67.30 


35.87 
35.17 
34.76 
34.70 


34.82 


34.41 
34.16 
34.22 


34-53 
34.29 
34.06 
34.16 
35-17 


34:94 
34.58 
34-33 
34.68 


34:94 
35.00 
34.00 
32.94 


33.53 
33.15 
32.94 
33.13 
34:63 


35.07 
34-49 
33.77 
33.53 


33.48 
32.46 
31.95 
31.80 


in Millionen Pfund Stile. 


51.42 
52.63 
53.60 
52.91 


51.27 
51.24 
49.83 
48.09 


43.91 
44.03 
43-85 
41.53 
37-14 


37.26 
39.17 
39.75 
39.07 


39.80 
47.07 
46.15 
47.24 


43.56 
44.068 
42.03 
39.48 
35.91 


36.64 
37.08 
44.10 
45.82 


47.18 
51.72 
53.61 
53-95 


23.80 
44-83 
37.58 
47-39 


38.61 
40.45 
40.32 
26.92 


51.87 
50.13 
79.95 
92.05 
113.69 


105.27 
104.15 
125.41 
132.06 


134.16 
127.86 
130.38 
132.08 


131.75 
123.34 
113.04 
99.58 
81.51 


67.89 
52.98 
109.22 
177.64 


147.05 
142.60 
102.66 


134.05 


108.92 
108.22 
110.26 
108.84 


108.08 
104.61 
101.70 


102.93 


118.17 
127.01 
115.75 
126.59 
140.00 


138.76 
137.81 
144.32 
146.69 


146.15 
143.07 
145.53 
139.29 


138.88 
136.81 
139.49 
130.39 
152.91 


137.92 
140.02 
164.57 
192.19 


155.26 
148.14 
146.18 
142.13 


Wochen des vergangenen Jahres zusammen Anleihen von 25 Mill. Dollar auf. 


Auch von einer neuen australischen Anleihe war die Rede, 
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Metall- Portefeuille 
Noten- | zegerve ț, | Staats- |(Diskonten 
Nach dem Barvorrat f und - 
P umlauf d. fremden guthaben Lombard- 
Ausweise vom Gelder ` 
pfänder) 


in Millionen Pfund Stig. 





September 1. 68.43 32.32 
è 8. 67.48 31.79 
» 15. 63.74 31.51 
$ 22. 62.90 31.62 
ð 29. 62.00 32.79 
Oktober 6. 61.25 32.87 
è 13. 59.95 32.56 
b 20. 58.88 32.57 
ò 27. 56.23 32.79 
November 4. 56.65 33.43 
’ II. 55-35 33.19 
$ 18. 53.57 33.01 
ug 25. 52.45 33.30 
Dezember 4. 51.24 34.28 
$ II. 50.27 34.15 
> I7. 50.28 34.26 
i 23- 51.09 35.09 
? 29. | 51.47 35.31 34.62 | 49.68 112.07 


zwecke eröffneter Bankkredite in Amerika, insgesamt mit Ende 
1915 eine Schuldaufnahme von: 


November 1914: 331 Mill. Pfd. (I. Kriegsanleihe). 


Juni IQI5: ca. 450 » » (aus der II. Kriegsanleihe 
nach Abrechn. d. auf Kon- 
versionen früherer Kriegs- 
anl. u. Annuitäten ausge- 
nommen u. Konsols ent- 
fallenden Betrages). 


September 1915: ca. 50 » »  Valutaanleihe in Amerika. 
Bis Ende Dez. 1915: ca. 1o00 » »  Bankkredite in Amerika. 


ca, IOO » » 5 jähr. in Amerika be- 
gebene Schatzscheine. 
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Dezember 1915: ca. 400 Mill. Pfd. Umlauf an kurzfristigen 
Schatzscheinen und 
Schatzwechseln 
Bis Ende Dez. 1915 ca. 200 » » Kredite der britischen 
Kolonien. 
Zusammen etwa: 1631 Mill. Pfd. 


Die Kreditoperationen Frankreichs beschränkten sich zu- 
nächst bei den Schwierigkeiten des inneren Marktes auf die 
Ausgabe kurzfristiger Schatzscheinschulden. Nachdem es in den 
ersten Monaten des Kriegs vorzugsweise die Bank von Paris in 
Anspruch genommen #7), wurde in den letzten Monaten des J. 1914 
einegroße 5% Schatzscheinanleihe teils auf dem inneren Markte, 
teils im Auslande unterzubringen versucht, deren Kreditbewilli- 
gung ursprünglich im Budgetentwurf f. d. erste Halbjahr 1915 auf 
2 Milliarden lautete, aber schon im Januar 1915 auf 31, Milliarden, 
am 18. III. auf 4%, Milliarden und am 6. V. auf 6 Milliarden Frcs. 
erhöht wurde. Von diesen 5% »Nationalverteidigungs- 
bons« (mit einer Laufzeit von 3, 6 und 12 Monaten) waren bis 
Ende des Jahres 1914 ca. ı Milliarde Frcs. im Inlande, ca. 102 
Millionen in England und den Verein. Staaten untergebracht 
worden. Des weiteren wurden dann noch für ro Mill. Pfd. St. 
(250 Mill. Frcs.) in der Zeit vom 9.—ı6. Januar 1915 in London 
begeben. Ebenso wurden in New York 9. IV. 50 Mill. Dollar 
dieser Bons (5% »Notenanleihe«, »Schatzamtsnoten«e genannt) 
aufgelegt. (Fälligkeitstermin ı. IV. 1916.) Diese Bons wurden 
vom Morgansyndikat zu 991, angeboten, waren aber alsbald 
im Handel zu 9634 zu haben. Untergebracht wurden auf dem 
Markte 30 Mill. Doll., der Rest wurde »vom öffentlichen Verkaufe 
zurückgezogen«. Weitere Raten der Bons im Betrage von 30 Mill. 
Doll. (150 Mill. Frcs.) und 40 Mill. Doll. (200 Mill. Frcs.) wurden 
am 9. IV. und 30. VI. 1915 in den Verein. Staaten autgelegt. 
Die sukzessive Ausgabe von Bons wurde je nach Bedarf fortge- 
setzt und so stieg ihr Umlauf im In- und Ausland mehr und mehr 
an. Am 5. II. 1915 betrug er 3120 Mill. Fr., am 7. V. IgI5 ca. 
4975 Mill. 48), bis 31. VII. 6958 Mill., bis 31. VIII. stieg der Um- 

#7) Siehe meinen Aufsatz im Bde. 40, 3. Kriegsheft S. 752. 
“@) Nach den Erklärungen des Finanzministers Ribot am 7. V. 1915 ge- 
legentlich einer Kreditvorlage, mit welcher der Ausgabebetrag der Schatzscheine 


auf u Mıllılarden erhöht und zugleich die Bewilligung zur Ausgabe von 106o Mill. 
Fr. Schatzscheine in London eingeholt wurde. 
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lauf in Nationalverteidigungsbons auf ca. 7872 Mill., bis Mitte 
November auf ca. 8353 Mill. Frcs. 

Der erste Versuch einer wenigstens teilweisen Konsolidierung 
der hohen Schatzscheinverpflichtungen wurde bereits im Febr. 
1915 mit allerdings nur geringem Erfolge gemacht. Es wurde 
die Auflage eines seiner Höhe nach nicht begrenzten Anleihe- 
typs von 5% steuerfreien » Obligationen für nationale Ver- 
teidigung« mit Iojähriger Laufdauer. beschlossen (25. II. 1915), 
wobei den Besitzern der »Nationalverteidigungsbons« gestattet 
wurde, diese bei Zeichnung der Obligationen in Zahlung zu 
geben 4). Der Zweck war, hiedurch der drückenden Ver- 
pflichtung zur fallweisen Einlösung der »Ribotinse nach 3 bis 
12 Monaten im Wege des Ersatzes durch die erst nach Io Jah- 
ren fälligen Schuldverschreibungen wenigstens zum Teile ledig 
zu werden. Der Anreiz lag in dem niedrigen Ausgabekurs von 
96.5, der eine Verzinsung von ca. 6% sicherte. Desgleichen konn- 
ten Stücke der 31⁄4% Rente vom Mai 1914 bei der Zeich- 
nung auf die Obligationen voll in Zahlung gegeben werden. Die 
Obligationen sind am 16. II. 1925 zum Parikurs einzulösen, 
der Staatsschatz kann sie aber bereits nach 5 .Jahren, d. i. ab 
16. II. 1920 zum Parikurs rückzahlen. Im ganzen waren von 
diesen Obligationen bis Mitte November 3659 Mill. Fr. im 
Verkehre. Berücksichtigt man, daß hiebei ein Teil von Bonds 
in Obligationen umgetauscht wurde, so reduziert sich der fak- 
tische Erfolg der Anleihe noch wesentlich 5°). 

Welche große Wichtigkeit auch für Frankreich die Valuta- 
frage erlangt hat, haben wir schon oben erörtert. Der Besserung 
des Devisenkurses, insbes. in der Relation zu den Verein. Staaten 
und England diente die wiederholte Unterbringung von Schatz- 
bons in New York und London, dann die Erötfnung von Bank- 
krediten für Lieferungszwecke daselbst. Abgesehen von den früher 
erwähnten Posten von Schatzbons, die wenn auch mit Mühe auf 
dem amerikanischen Markte untergebracht wurden, ist insbes. ein 
von der Firma Morgan Ende Juni v. J. gegen 5% Schatzwechsel 
gewährter Kredit von 40 Mill. Doll. (200 Mill. Fr.) zu verzeichnen. 
Aber bei diesen Krediten zeigte sich deutlich die zögernde Zurück- 


4%) Auch diesmal wurde von der Bank von Frankreich eine Belehnung der 
Obligationen bis zu 80% des Nominales eingeräumt. 

$0) Am 15. V. 15 waren auf diese Obligationen 1104 Mill., Ende Mai 1600 Mill. 
eingegangen. 
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haltung und das Mißtrauen des amerikanischen Kapitales 
gegenüber der Finanzkraft des englisch-französischen Marktes. 
Im Mai 1915 wurden in London 60 Mill. Pfd. St. (1550 Mill. Fr.) 
zur Bezahlung von Heereslieferungen aufgenommen, davon 
40 Mill. Pfd. auf Schatzwechsel, zo Mill. gegen Sendung 
von französ. Gold nach London (500 Mill. Fr. Münzgold) 51). 
Von der im September 1915 in New York aufgenommenen 
großen englisch-französischen Valutaanleihe entfiel die Hälfte 
von 250 Mill. Doll. (1250 Millionen Fr.) auf Frankreich. Sie 
brachte eine vorübergehende Besserung des Wechselkurses und 
eine Erleichterung des Zahlungsverkehres nach den Verein.Staaten 
mit sich. 

Der in der Oeffentlichkeit viel erörterte ursprüngliche Plan 
einer »>Solidaranleihe der Tripelentente«s (Eng- 
land, Frankreich, Rußland), dem eigentlich der Gedanke eines 
engeren finanziellen Garantiesyndikates dieser Mächte, ihres 
gemeinsamen finanziellen Auftretens nach außen zugrundelag 
und das insbes. anscheinend von Rußland propagiert wurde, ist 
bekanntlich trotz mehrfacher Konferenzen der beteiligten Finanz- 
minister bzw. Vertreter (Lloyd George, Ribot und Bark) zu Anfang 
d. J. 1915 in der Hauptsache, nämlich der Ausgabe einer gemein- 
sam garantierten Kriegsanleihe, gescheitert. Nach den hierüber 
in die Oeffentlichkeit gedrungenen Meldungen war die gemein- 
same Ausgabe einer Anleihe von 15 bis 20 Milliarden Fr. unter 
gegenseitiger Bürgschaft in Aussicht genommen, wobei der Anteil 
jedes Landes im Verhältnis zu den Kriegskosten hätte bestimmt 
werden sollen und die Verzinsung der landesüblichen zu ent- 
sprechen gehabt hätte. (England 31,%, Frankreich einschließlich 
Belgien 334%, Rußland 5%.) Das Ergebnis der im Januar und 
Februar 1915 abgehaltenen Konferenzen der Ententevertreter 
lief aber lediglich auf gewisse Vereinbarungen über ein gemein- 
sames Vorgehen in der Finanzierung der Vorschüsse an gegen- 
wärtige oder künftige Verbündete, für welche Zwecke fallweise 
gemeinsame Anleihen zu gleichen Teilen aufgenommen werden 
sollen, ferner auf die Vornahme gemeinsamer Bestellungen der 
Kriegslieferungen in den neutralen Ländern, endlich gemeinsame 


351) Nach Zeitungsberichten fand auch eine Transaktion in amerikan. Wert- 
papieren in der Art statt, daß ein französ. Bankensyndikat letztere erwarb, 
wobei die Kaufsumme in Obligationen der Nationalverteidigung gezahlt wurde. 
Die Wertpapiere wurden bei Morgan in New York hinterlegt und ein Kredit 
von 40 Mhil. Doll. eröffnet (28. VI. 1915). 

Archiv f. Sozialwissenschaftu. Sozialpolitik. 43. 1. (Krieg u. Wirtschaft IV.) 18 
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Maßnahmen behufs Herstellung und Aufrechthaltung der Wech- 
selparität, insbes. gegenüber den Verein. Staaten und Rußland, 
sowie Erleichterung der russischen Ausfuhr hinaus. Im übrigen 
soll aber jedes Land die Gelder für seinen Bedarf tunlichst im 
eigenen Lande aufbringen. Damit war der Plan gemeinsamer Auf- 
bringung der Kriegsausgaben (man sprach von einer gemeinsamen 
Anleihe in der Höhe von 8o00 Mill. Pfd. oder ca. 19 200 Mill. Fr.), 
endgültig fallen gelassen. Hauptsächlich handelte es sich bei den 
getroffenen Vereinbarungen um die Finanzierung der russischen 
Einkäufe im Auslande, für welche England und Frankreich zu 
gleichen Teilen aufzukommen sich entschlossen. (Siehe unten 
Rußland.) 

Unter dem Einflusse der Emission relativ hoch verzinslicher 
Papiere, wie insbes. dem Eindrucke der russischen Niederlagen 
erlitt die 3% französ. Rente im Frühjahr 1915 einen außer- 
ordentlichen Kurssturz. Während sie nach dem letzten offiziellen 
Kurse vor Kriegsausbruch 77.25 notierte (noch am 20. VII. 1914 
stand sie 81.25), sank sie Ende Februar 1915 bis auf 68.40. 
Vergleicht man die Kursentwickelung der führenden Staats- 
papiere in Deutschland, England und Frankreich vor Kriegs- 
ausbruch und im Frühjahr 1915, so ergibt sich folgendes Bild, 
das deutlicher als alles andere davon Zeugnis ablegt, daß nicht 
der deutsche Staatskredit, sondern jener Englands und Frank- 
reichs durch den Krieg den größten Schaden erlitten haben: 

Am 20. VII. 1914 notierten: 3% Deutsche Reichsanleihe 
in Berlin 75.80, 2⁄4% Konsols in London 75.75, 3% französ. 
Rente in Paris 81.25. 

Am ı8. II. 1915 notierten: 3% Deutsche Reichsanleihe 
70.25 (Rückgang 5.55%), 2⁄2% Konsols in London 68.50 (Min- 
destkurs, Rückgang 7.25%), 3% französ. Rente in Paris 68.75 
(Rückgang 12.5%). 

Am 31. XII. 1915 notierten; 3% Deutsche Reichsanleihe 
70.2, 21,3% Konsols in London 58, 3% französ. Rente in Paris 
63.75. 

Nach vorübergehender Erholung bis auf 72.50 (Ende April 
v. J.) trat ein kontinuierliches Sinken des französ. Rentenkurses 
infolge der Ausgabe höher verzinslicher Bons und Obligationen 
ein, der Tiefstand wurde am 16. XI. mit 63.50 erreicht, was gegen- 


über dem Stande vom Juli 1914 eine Entwertung um fast 20% 
bedeutet. 
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Dann blieb der Rentenkursziemlich stabil auf 63.75 (soam 31. 
XII. 1915), um Anfang 1916 wieder stark zu sinken (211. : 62.30, 
24. 1. : 61.75). 

Außer durch Ausgabe von Schatzscheinen und kurzfristigen 
Obligationen wurde der Finanzbedarf Frankreichs überwiegend 
durch Vorschüsse der Notenbank anden Staat und 
Erhöhung des Notenumlaufes gedeckt (siehe die Tabelle III). Der 
Zinsfuß für diese Vorschüsse beträgt während Kriegsdauer I% 
(nach Friedensschluß 3%) 5). Schon im Dezember 1914 war der 
Vorschuß der Bank an den Staat auf 3.9 Milliarden Fr., der No- 
tenumlauf auf rund ıo Milliarden gestiegen, nachdem im Vertrage 
vom 21. IX. 1914 die Grenze der staatlichen Vorschüsse auf 6 
Milliarden und die Notenemissionsgrenze auf 12 Milliarden er- 
höht worden war. Am 25. II. 1915 betrugen die Staatsvorschüsse 
bereits 4.4, der Notenumlauf 10.96 Milliarden Fr., am 8. IV 
5 Milliarden bzw. 11.4 Milliarden, am 24. VI. 6 Milliarden bzw. 
12.1 Milliarden, nachdem bereits am 7. V. von der Kammer die 
Bewilligung erteilt worden war, den Höchstbetrag der Staats- 
vorschüsse auf 9 Milliarden zu erhöhen, wobei zugleich die Höchst- 
grenze des Notenumlaufes auf 15 Milliarden hinaufgesetzt wurde. 
Die Vorschüsse an den Staat stiegen allmählich bis Dezember 
v. J. auf einen Höchststand von 7.6 Milliarden, der Notenumlauf 
auf 14.3 Milliarden, dann erst (ab 4. XII. bzw. 16. XII.) erfolgte 
eine Restriktion der Staatsvorschüsse auf 5.2 Milliarden und des 
Notenumlaufes auf 13.3 Milliarden als dem Schlußstande des 
30. XII. 1915. Der Goldvorrat der Bank von Frankreich, 
der Ende 1914 noch 44, Milliarden (Deckungsverhältnis 45%) 
ausmachte, sank in der ersten Hälfte d. J. 1915 unausgesetzt bis 
auf einen Stand von ca. 3.93 Milliarden Fr. am ı. VII., erst von da 
ab setzte die Goldsammlungstätigkeit der Bank mit sichtbarerem 
Erfolge ein. Der Goldschatz stieg wieder allmählich bis auf 
5 Milliarden am 30. XII. 1915 an. Das Deckungsverhältnis aber 
verschlechterte sich bei der darüber weit hinausgehenden Ver- 
mehrung des Notenumlaufes auf 37.7%. Das immerhin ver- 
hältnismäßig starke Rückströmen des Goldes zur Bank er- 
möglichte es nicht nur den Geldbestand der Bank von seinem 
Tiefpunkte (20. V.: 3907.3 Mill. Fr.) um 1107 Mill. Fr. bis 
Ende des Jahres zu vermehren, sondern außerdem noch wieder- 
holte und sehr namhafte Goldabgaben, inbes. an die Bank von 

#) Siehe meine frühere Abhandlung Bd. 40 S. 752 Anmerkg. 5. 
18 * 
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Tabelle III. 
Bank von Frankreich. 
Kriegs- z 
Barvorrat Noten- ne vorschüsse yorschüsse 
Nach dem im an Ver- 
in Gold zirkulation Asisland an den bünd 
Ausweise vom | Pe Staat unopte 
in Millionen Francs 
I914 
Dezember 10. 4142. — 9986.— — 3600.— — 
’ 27:9) 4510.— 10040.— — 3900.— — 
1915 
Januar 28. 53) 4233.8 10473.5 187.0 — 5) ae 
Februar 4- 4234-1 10646.2 200.0 — 4) — 
? II. 4234.5 10749.7 200.0 — 54) — 
» 18. 4237.0 10831.0 200.0 — 4) — 
> 25. 4238.9 10962.0 212.8 4400.— 
März 4. 4240.4 11072.5 297.6 4500.— — 
» II. 4242.0 11092.5 423.9 4600.— — 
» II. 4244.4 II1109.5 547.6 4600. — — 
» 18. 4248.7 111706.5 582.9 | 4700.— — 
» 25. 4251.0 11272.8 623.7 4800.— — 
April I. 4253.4 11422.7 611.6 5000.— — 
» 8. 4228.0 11500.6 582.6 5100.— — 
» 15. 4191.9 11539.9 620.2 5100.— = 
» 22. 4169.0 11584.4 623.2 5200.— s= 
» 29. 4127.0 11715.2 634.5 5400. — — 
Mai 6. 3915.7 11738.0 833.1 5500.— — 
» 20. 3907.3 11833.3 838.8 5500.00 — 
> 27. 3913.4 11827.9 823.2 5500.— — 
Juni 3. 3916.5 11926.3 806.5 | 5600.— — 
» IO. 3919.6 12015.7 789.2 | 5700.— — 
b 17. 3921.2 12043.7 780.2 5900.— — 
» 24. 3927.2 12104.7 772.1 6000.— = 
Juli I. 3931.6 12215.8 745.0 6400.— 230.— 
> 8. 3944.9 12238.2 782.9 6400.— 260.— 
9 I5. 3986.5 12448.4 848.5 6500.— 270.— 
» 22. 4051.3 12512.8 911.6 6500.— 290.— 
» 29. 4129.3 12592.5 903.2 5600.— 310.— 


8) Die Ausweise der Bank langten eine Zeitlang überhaupt nicht, dann 
nur stark verspätet und mitunter nicht vollständig ein. Ab Februar liegen 
fortlaufende Wochenberichte vor. 

%) Die Kriegsvorschüsse sind nicht ausgewiesen. 
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Kriegs- 


Nach diii Barvorrat Noten- SR vorschüsse an 
in Gold zirkulation an den m Rn 
Ausweise vom Auslande Staat bündete 

in Millionen Francs 

August 5. 4222.0 12725.4 872.3 6500.— 310.— 
* 12: 4322.3 12825.8 856.6 6500.— 330.— 
$ 19. 4392.3 12899.3 833-4 6500.— 440.— 
- 26. 4266.3 12950.3 1008.7 6500.— 460.— 
September 2. 4326.4 13060.0 980.5 6600.— 480.— 
r 9. 4377-4 13223.0 981.9 6700.— 480.— 
2 16. 4437-5 13267.0 973.7 6700.— 520.— 
> 23. 4500.0 13309.6 973.3 6800.— 520.— 
Oktober I. 4550.I 13458.2 981.9 6900.— 530.— 
> 7. 4601.3 13664.1 987.3 7100.— 530.— 
> R 4647.3 13752.1 1016.6 7100.— 530.— 
> 21. 4692.6 13831.9 1029.8 7100.— 530.— 
’ 29. 4730.0 138607.6 1015.2 7100.— 540.— 
November 4. 4754-7 14078.5 1014.I 7400.— 550.— 
’ 11. 4782.0 14188.2 1005.8 7400.— 550.— 
’ 18. 4807.1 14210.8 996.4 7500.— 560.— 
» 25. 4835.2 14278.4 995-3 7600.— 375: 
Dezember 4. 4877-5 14290.9 981.2 7600.— 595.— 
> 16. 5026.4 13449.5 974.1 7600.— 615.— 
b 23. 5070.5 13201.I 990.4 5200.— 630.— 
5 30. 5015.2 13309.8 1056.8 5200.— 630.— 


London vorzunehmen. Die größte Goldabgabe mußte wie oben 
erwähnt bei der im Mai 1915 in London aufgenommenen An- 
leihe von 60 Mill. Pfd. St. zugestanden werden, nämlich 500 
Mill. Fr. in Münzgold, welche in mehreren Partien, die erste 
Anfang Mai 55), die letzte um die Wende des Jahres 1915 ab- 
gingen 55). 

Eine vollständig neue und besonders interessante Rubrik 
bildet im Ausweise der Bank von Frankreich seit der 2. Hälfte 
des Jahres 1915 die ständige Post der »Vorschüsse an 
Verbündete« Sie begannen am ı. VII. mit einem Betrage von 
230 Mill. Fr. und stiegen in kleineren wöchentlichen Zuwachsraten 


**) Infolgedessen sank der Goldstand der Bank von 4127 Mill. Fr. am 6. V. 
auf 3915 Mill. Fr. am 13. V. 15. 
**) Der Goldstand, welcher noch nach dem Ausweise v. 30. XII. 1915: 5015 


PeP ug hatte, sank in der ersten Januarwoche auf 4938 Mill. Fr. (6. I. 
16). 
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von Io—20 Mill. Fr. (nur vom 12. auf den 19. August findet sich 
eine sprunghafte Erhöhung um I10 Mill. Fr.) bis auf 630 Mill. Fr. 
am 30. XII. 1915. Die Ausweise vom 6. I. und 13. I. 1916 zeigen 
dann weitere Steigerungen der Gesamtvorschüsse auf 670 bzw. 
680 Mill. Fr. Der Hauptsache nach handelt es sich hiebei um die 
laufenden Zuschußbeiträge an die Regierung von Belgien und an 
einzelne Balkanstaaten. 


Nachdem Frankreich im Vergleiche mit anderen kriegführen- 
den Staaten seine kurzfristigen Schatzscheinschulden, dann die 
Vorschüsse der Bank wie auch den Papiergeldumlauf verhältnis- 
mäßig hatte ins Ungeheure anwachsen lassen, ohne einen ernst- 
ichen Konsolidierungsversuch zu machen 5”), entschloß sich die 
tranzös. Regierung endlich im November 1915 zu einem solchen 
im Wege einer 5% Rentenanleihe, welche den hochtrabenden und 
in der äußeren Lage zur Zeit ihrer Ausgabe sehr wenig begründeten, 
dafür aber auf Selbsttäuschung berechneten Titel einer »S i e g es- 
anleihee erhielt. Es handelt sich um eine in ihrer Höhe nicht 
begrenzte 5% steuerfreie Rente, deren Rückzahlung nicht vor dem 
I. I. 1931 erfolgen darf, so daß also ihre Besitzer durch mindestens 
15 Jahre im gesicherten Genusse der für Frankreich hohen 
Verzinsung bleiben sollen. Die Anleihe wurde in der Zeit vom 
25. XI. bis 15. XII. 1915 zum Kurse von 88 (bei Vollzahlung oder 
Aufrechnung von Bons, Obligationen usf. 87.25) zur Zeichnung 
aufgelegt. Zur Erhöhung des Zeichnungsergebnisses wurden dies- 
mal in besonderem Maße Konvertierungsgelegenheiten gegeben. 
An Stelle der Barzahlung konnten Nationalverteidigungsschatz- 
scheine, dann ebensolche Obligationen, 31⁄2% Rententitel, endlich 
3% Renten, letztere jedoch nur bis zu einem Drittel des Zeich- 
nungsbetrages, ferner Spareinlagen bis zur Hälfte desselben 
zur Zeichnung verwendet werden 58). Allerdings mußten hiebei 
die Besitzer der alten 3% Rente für die Erhöhung des Zinsertrages 
auf 1, ihres Kapitales verzichten, da je Ioo Fr. Nominale nur 
zu 66 Fr. gerechnet wurden. Nach den Mitteilungen Ribots 





57, Die Ausgabe der ıojährigen Nationalverteidigungsobligationen im Fe- 
bruar 1915 kann abgesehen von der kurzen Laufdauer mit Rücksicht auf 
den geringen Erfolg nicht ernstlich in Betracht kommen. 

5) D. h. es mußte im Falle der 3% Rente der dreifache, im Falle der Spar- 
einlagen der doppelte Betrag des zur Einrechnung gewünschten Anlagekapitals 
gezeichnet werden. Die Besitzer der 3°% Rente mußten sohin 3%, des Zeichnungs- 
betrages in Geld, Bons oder Obligationen einzahlen. 


Die Anleihen der kriegführenden Staaten im Jahre 1915. 279 


in der Kammer ®) wurden auf die Anleihe im ganzen 15 139 Mill. 
Fr. gezeichnet. Davon entfallen jedoch auf Barzeichnungen nur 
6368 Mill. Fr., auf kurzfristige Schatzbons ca. 214, Milliarden, wäh- 
rend der Rest von ca. 6271 Mill. Fr. auf Konversionenälterer Schuld- 
titel zurückzuführen ist. Etwa ı Milliarde der Barzeichnungen 
entfallen auf das Ausland, davon etwa 602 Mill. Fr. auf England 69), 
welche jedoch wohl überwiegend zur Abtragung von in England 
eingegangenen französ. Verbindlichkeiten zu dienen haben. An 
Barmitteln sind sohin der französ. Regierung effektiv wenig mehr 
als 6 Milliarden Fr. bzw. abzüglich der ausländischen Zeichnungen 
kaum 5 Milliarden Fr. (mit Rücksicht auf den Emissionskurs von 
88 und 87.25) aus der Anleihe zugeflossen, ein gewiß sehr mäßiger 
Erfolg der »Siegesanleihe«, welche nur zur Konsoliderung eines 
relativ kleinen Teiles der aufgelaufenen schwebenden Schulden 
verwendet werden konnte ®), im überwiegenden Maße aber zur 
Deckung der laufenden Kriegskosten (aut ca. 21, Milliarden 
monatl. geschätzt) und jener der allernächsten Zukunft dienen 
mußte. Sosollte denn auch nach Erklärungen Ri bot s im Finanz- 
ausschuß (ro. 1.1916) der Erlös der neuen Kriegsanleihe nur 
bis Ende März zur Bestreitung der Kriegsausgaben reichen und 
wurde die weitere Ausgabe von Nationalverteidigungsscheinen, sowie 
die Erhöhung der Notenemissionsgrenze der Bank auf 20 Milliarden 
in Aussicht genommen. 

Insgesamt kann der Stand der französ. Kriegs- 
schuld mit Ende des Jahres 1915, zusammen- 
gesetzt aus dem nicht konvertierten Umlauf an Nationalverteidi- 
gungsbons (8353 Mill. Fr.) und -Obligationen (3000 Mill. Fr.), den 
hierin nicht inbegriffenen Krediten im Ausland einschließlich der 
Hälfte des in Amerika eröffneten Kredits pro 250 Mill. Pf. St. 


$9) Bei Unterbreitung eines Gesetzentwurfes betreffend Eröffnung eines 
Kredites zur Bezahlung der rückständigen Zinsen des I. Quartales der neuen 
5°, Anleihe. 

0) Bekanntlich gestaltete sich die Zeichnung der französ. Anleihe bei dem 
gewaltigen Disagio der französ. Währung recht gewinnbringend. 

6) Auf die Verwendung von Teilen der Barergebnisse der Kriegsanleihe ist 
wohl das Sinken des Notenumlaufes in den letzten Wochen des Jahres von 
14 290 Mill. Fr. (4. XII) auf 13 309 Mill. (30. XII.), ferner die Verminderung der 
Bankvorschüsse an den Staat von 7 600Mill. (13. XII.) auf 5 200 Mill. (23. XII.) 
zurückzuführen. Auch wurde die Ausgabe der ıojähr. Nationalverteidigungs- 
oblıgationen ab 20. XI. subspendiert. Aber schon in den ersten Bankausweisen 
des Januar 1916 steigt der Notenumlauf wieder rasch um 208 Mill. (6. I.) bzw. 
116 Mill. (13. I.) wie auch die Bankvorschüsse wieder auf 5300 (6.1) bzw., 5500 
(16. I.) anwachsen. 
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(insges. etwa 3000 Mill. Fr.) und den Obligationen der jüngsten 
»Siegesanleihes (in dem über Konvertierungen hinaus eingegange- 
nen Barerlöse von ca. 6368 Mill.Fr.), endlich dem Stande der 
Vorschüsse von der Notenbank zu Ende des Jahres per 5200 Mill. Fr. 
auf etwa mindestens 26 bis 27 Milliarden Frcs. geschätzt 
werden. (Davon höchstens Io Milliarden längerlaufende Schul- 
den, 16—17 Milliarden schwebende Schulden.) Hiebei erscheint 
die Vermehrung des Notenumlaufes und die darin liegende In- 
anspruchnahme der Bank jedenfalls nicht voll berücksichtigt. 
Nach einer am 17. III. 1916 in der Kammer abgegebenen Er- 
klärung Ribots wurden in der zweiten Hälfte des Jahres 
1914 5%, Milliarden und im Jahre 1915 mehr als 22 Milliar- 
den Fr. ausgegeben. Das stimmt mit unserer Berechnung im 
wesentlichen überein. 

Der dritte Entente-Genosse, Rußland war wie vorauszu- 
sehen von Anbeginn an nicht imstande, im Wege der eigenen 
Volkswirtschaft die Kriegskosten aufzubringen, er bedurfte stets 
der finanziellen Unterstützung der übrigen Verbandsmächte. 
Ausschlaggebend aber insbes. vom Siandpunkce seiner Valuta 
ist der Umstand, daß es den Großteil seines Armeebedarfes, seiner 
Heeresausrüstung und Munition, aus dem Auslande, Amerika und 
Japan beziehen muß, während andererseits seine größtenteils in 
landwirtschaftlichen Produkten bestehende normale Ausfuhr in- 
folge der Abschließung im Norden und Süden fast vollständig un 
terbunden war. So mußte der für den Ankauf erforderliche Kredit 
in Japan und den Verein. Staaten durch Ergland und Frankreich 
beschafft werden. Im übrigen, soweit es sich nicht um Lieferungs- 
kredite handelt, hat Rußiand im Wege der Notenvermehrung 
und der Schatzwechselemission sich auf dem inneren Markte 
Geld beschafft. Wir müssen daher die beiden Anleihewege im 
Inland und im Ausland auseinanderhalten und wollen zunächst 
die Inanspruchnahme des inneren Marktes näheı betrachten. 
Hiebei muß man aber stets im Auge behalten, daß sämtliche 
nichtamtlichen, wie auch selbst die amtlichen Nachrichten aus 
Rußland über Fin. nzoperationen bis allenfalls auf die allerdings 
nicht regelmäßig einlangenden Ausweise der russischen Staats- 
bank mit großer Vorsicht aufzunehmen sind. Sie geben nur 
ein lückenhaftes, gewiß nicht vollständiges Bild, da viele der 
monatlich bei den verbündeten Staaten vorgenommenen finan- 
ziellen Transaktionen überhaupt geheim gehalten werden dürften. 
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Nachdem bereits Ende August 1914 300 Mill. Rubel 4% 
Schatzbons (Reichskassenscheine), dann in weiteren Emissionen 
5%, Schatzscheine im Gesamtbetrage von 800—900 Mill. R., 
endlich Mitte Oktober auch noch eine eigentliche innere Anleihe 
in 5% Schuldverschreibungen im Emissionsbetrag von 500 Mill. 
R. (unkündbar durch 40 Jahre, angeblicher Erfolg zu größerem 
Teil durch defin. Uebernahme der Banken 466 Mill. R.) aufge- 
legt worden waren, wurden im März 1915 neuerlich kurzfristige 
Schatzanweisungen, in 6 Monaten zahlbar, in zwei Serien aus- 
gegeben. von denen die eine (auch als »Reichsrenteiobligationen + 
bezeichnet) per 490 Mill. R. zur Deckung der am 14. IV. a. St. 
fällig gewordenen gleichen Ausgabe vom September des vorher- 
gehenden Jahres bestimmt war (5%, Uebernahmskurs der 
Banken 92). Die Zeichnung scheint außerordentlich schlechte 
Ergebnisse geliefert zu haben, der größte Teil der Anleihe mußte 
von den Banken endgültig übernommen werden. Außerdem 
kam eine weitere Serie von 300 Mill. R. 4% Schatzanweisungen 
mit Ömonatl. Laufzeit zur Ausgabe. 

Im Mai 1915 folgte eine zweite größere Anleiheoperation 
auf dem inneren Markte (sie wird in den offiziellen Berichten 
als II. innere Anleihe, offenbar nach jener vom Oktober 1914 
bezeichnet) im Betrage von ı Milliarde R. zum Emissionskurse 
von 99. Sie hat die interessante Emissionsbedingung, daß sie 
zunächst als kurzfristige Anleihe zu 515% mit Laufdauer bis Mai 
1921 ausgegeben wurde. Ab Dezember 1920 haben die Inhaber 
das Recht zu kündigen, wodurch sie den Anspruch auf Auszahlung 
des Nominales erlangen. Wird letztere nicht in Anspruch ge- 
nommen, so verwandelt sich die Anleihe automatisch in eine 
langfristige zu 5% %). Diese Anleihe wurde von der Staatsbank 
und den staatlichen Sparkassen unter Beteiligung eines Syndi- 
kates der russischen Kommerzialbanken übernommen. Dic Einzah- 
lung hatte vom 20. V. bis 15. IX. in Raten zu je 25% zu erfolgen ®). 
Die Ar leihe war im Unterschiede von jener des Vorjahres und den 





“: Im letzteren Falle soll sich angeblich nach Zeitungsnachrichten die Til- 
gungstrist bis 1996 erstrecken. m 

“ Lie Meldungen übir das tatsächliche Ergebnis der Subskription auf dem 
freien Marate lauteten sehr ungünstig, sind aber so ungenau, daß sie hier nur 
EIMEeTkungsweise Tezistsiert werden mögen. Angeblich ergaben die Zeichnungen 
des Pulsinunis nur c2. 40 MHL R., während der Restbetrag zu 600 Mill. bei der 
Fussix.:cn Staatsbank und zu 3čo All. R. bei dem Privatbankenkonsortium 
liegen Lieben, 
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vorerwähnten Schatzscheinemissionen auch für das große Publi-. 
kum berechnet und in kleine Abschnitte eingeteilt. Mehr als die 
unkontrollierbaren Meldungen über den Zeichnungserfolg scheint 
aber für die Tatsache eines großen Mißerfolges und für die außer- 
ordentlich geringe Aufnahmsfähigkeit des russischen Marktes 
der Umstand zu sprechen, daß kurz nachher im Juli wieder 
zur Ausgabe von I Milliarde R., aber diesmal nicht als eigentliche 
Anleihe auf dem Kapitalmarkte, sondern auf dem alten Wege der 
Begebung von 5% kurzfristigen, nämlich 6monatl. steuerfreien 
Schatzobligationen (der »Reichsrentei«) und zwar in 2 Serien zu 
je 500 Mill. R. geschritten wurde 4%). Auf diesem Wege wurde 
auch weiterhin bis zum Herbste des Jahres fortgefahren. Mit 
einem kaiserl. Ukas vom 15./28. Juli wurde der Finanzminister 
zur sukzessiven Ausgabe von weiteren 3 Serien ebensolcher 5%, 
sechsmonatl. Schatzwechsel zu je 500 Mill. R. (übernommen von 
der Reichsbank) ermächtigt, von denen Iooo Mill. R. der Erneue- 
rung verfallener Serien, 500 der Erhöhung des bisherigen Kredites 
dienen sollten. 

Anfang November v. J. wurde die III. größere innere Anleihe 
Rußlands im Betrage von ı Milliarde R. in 5%% Obligationen 
mit Iojähr. Laufdauer zum Ausgabepreis von 95 ausgeschrieben. 
Tatsächlich sank sie aber noch vor dem Ende der Subskriptions- 
frist auf 94. Das Konsortium der Petersburger und Moskauer 
Banken übernahm hievon zusammen 600 Mill. R. (davon die 
Staatsbank 250 Mill. R.), der Rest wurde von den Sparkassen 
übernommen (80 Mill. R.) bzw. durch Zeichnungen des Pu- 
blikums aufgebracht (ca. 320 Mill. R.). Die gesamten in- 
neren kurzfristigen und längerfristigen Anleiheoperationen 
Rußlands würden sich (nach Abrechnung der bloß zur Tilgung 
fälliger Schatzwechselschulden dienenden Teile der Emissionen) 
nach dem Stande am Ende des Jahres 1915 etwa auf ca. 8 Mil- 
liarden Rubel (davon etwa 2,—3 Milliarden längerfristige An- 
leihen) als Mindestbetrag belaufen. Hievon befinden sich allein 
3.2 Milliarden Fr. kurzfristiger Schatzscheine im Besitze der 
Staatsbank. 

In außerordentlich hohem Maße hat Rußland außerdem seine 
Staatsbank in Anspruch genommen. Ueber die Verände- 
rungen im Barvorrat, Notenumlauf, sowie dem Portefeuille an 
Wechsel und Schatzscheinen gibt unsere Tabelle IV. Aufschluß. 


— 





#4) Es wurden überhaupt nur Stücke in großen Beträgen aufgelegt. 
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Gold- Kurz- 

Gold- |guthaben | Noten- , fristige 

Ausweis vom bestand im umlauf Wechsel Schatz- 
Ausland scheine 


in Millionen Rubel 








| 

23 /VII August 5. 1582.4 90.1 3889.5 397.6 2034.8 

è IJi4 1585.3 89.5 3692.5 384.2 2746.7 

> 18/21 1583.0 70.8 4021.5 381.8 2286.5 

» 16/29 1585.5 70.8 4092.3 382.4 2368.7 

23 /VIII September 5. 1585.8 52.2 4101.5 403.5 2439.9 

è 1/14 1588.8 52.2 4210.8 433-3 2423.0 

> 8/21 1588.4 38.7 4461.5 437.6 2403.9 

> 16/29 1590.8 38.5 4621.8 446.5 2395.4 

23 /IX Oktober 6. 1591.9 38.4 4766.8 443.8 2855.7 

» 2/15 1595.1 37-4 4893.2 440.1 2650.4 

» 8/21 1595.6 37-2 4990.8 434-4 2803.3 

9 16/29 1598.2 "35.6 5010.8 420.8 3140.0 

23/X. November 5. 1603.6 35.3 5053.6 411.0 3119.3 

9 1/14 1603.1 130.1 5040.5 393.7 3318.9 

» 8/21 1605.2 133.7 5113.5 394.0 3367.7 

» 16/29 1608.2 228.5 5164.6 391.4 3326.8 

» 23/6 XII 1608.2 228.1 5219.8 392.7 3303.3 

Dezember 1/14 | 1607.2 227:7 5201.3 395.0 3289.0 

è 8/21 1607.9 270.6 5258.9 397.0 | 3262.5 

» 16/29 I611.7 270.0 5304.6 392.8 3244.5 
Januar 1916. 

» 23/6 1611.3 | 459.1 5493-4 | 390.9 3258.6 

ı/14 | 1613.0 | 648.1 5622.0 | 384.9 3231.5 


Die russische Reichsbank verfügte vor Ausbruch des Krieges über 
einen außerordentlich hohen Goldschatz, so daß ihr Stand 
damals im Verhältnis zum Notenumlauf geradezu als ein glänzen- 
der bezeichnet werden konnte. Am 16./29. Juli 1914 wurde ein 
Goldbestand von 1603.7 Mill. R. nebst einem Goldguthaben von 
140.7 Mill. R. im Ausland bei einem in beiläufig gleicher Höhe 
sich bewegenden Notenumlauf von 1633.3 Mill. R. ausgewiesen. 
Dafür hat aber auch Rußland in einer nur bei Frankreich in 
ähnlichem Umfang zu beobachtenden Weise die Notenpresse als 
vornehmliches Mittel der Geldbeschaffung benützt. Der Noten- 
umlauf betrugschon kurz nach Kriegsausbruch (16./29. August) 
2431 Mill. R., Ende des Jahres 1914 (16./29. Dezember) bereits 
2863.9 Mill. R., dann ging es rasch aufwärts, Mitte des Jahres 1915 
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auf 3500 Mill. R., Ende des Jahres 1915 (29. Dezember) auf 5304 
Mill. R. Die Zunahme des Notenumlaufes von Kriegsausbruch 
bis Ende 1915 beläuft sich also auf nicht weniger als 3671 Mill. R. 
Die ursprüngliche nahezu 100 prozentige Notendeckung sank dem- 
entsprechend auf nur 33% am Ende des Jahres 1915. Der G o ld- 
schatz der russischen Reichsbank sank zunächst im zweiten 
Halbjahr 1914 um ca. 50 Mill. R. infolge der Goldabgabe an die 
Bank von England auf 1553 Mill. R. am 16./29. Dezember 1914. 
Im Jahre 1915 stieg der Geldschatz nur unwesentlich, nämlich 
wieder beiläufig auf den vor Kriegsausbruch innegehabten Stand, 
d. i. 1611.7 Mill. R. zu Ende 1915, ein Beweis dafür, daß es der 
Bank nicht möglich war, ähnlich wie dies der deutschen Reichs- 
bank gelang, bedeutendere Goldbestände aus dem Privatver- 
kehr zu ihrer Stärkung heranzuziehen. Immerhin konnte sie 
wenigstens die später zu erörternden wiederholten Goldver- 
sendungen an die Bank von England ohne Schwächung des 
eigenen Goldschatzes durchführen. Die im Bankausweise figu- 
rierenden »Goldguthaben im Auslandee wechsel- 
ten stark in ihrer Höhe, sie betrugen Ende 1915 (29. Dezember) 
270 Mill. R. Rußland hatte seit jeher stärkere Goldbestände im 
Auslande gehalten, die ihm nun bei Aufnahme auswärtiger An- 
lehen stark zu Hilte kamen. Schon vor Ausbruch des Krieges 
(16./29. Juli 1914) betrug das Goldguthaben im Auslande 140.7 
Mill. R. Nach einer auf Goldausfuhr beruhenden sprunghaften 
Steigerung auf 216.7 Mill. R. im September 1914 ging das Gold- 
guthaben im Auslande dann sukzessive seit Anfang 1915 herunter. 
Es betrug Ende August 1915 nur mehr ca. 70 Mill. R., sank 
dann bis auf 35 Mill. am 5. XI. 1915. Erst von da an finden 
wir wieder eine auf Goldausfuhr beruhende Steigerung am 
29. XI. auf 228.5 Mill. R., am Schlusse des Jahres auf 270.6 Mill. 
R., ja nach dem Ausweise vom 6. I. 1916 stieg das Goldguthaben 
im Auslande sogar (bei unverändertem Goldbestande im Inlande) 
auf 459.1 Mill. R., nach dem Ausweise vom 14. I. IgI6 auf 
648.1 Mill. R. (Notenumlauf 5622, Goldschatz der Reichsbank 
1613 Mill. R.).. Von Interesse ist auch der Stand der im Porte- 
feuille der Staatsbank befindlichen kurzfristigen Schatzscheine, 
da hieraus hervorgeht, in welch steigendem Maße die letztere 
auch bei der Unterbringung der inneren Anleihen betciligt war. 
Während Ende 1914 in ihrem Besitz etwa 1, Milliarde an Schatz- 
scheinen sich befand, stieg diese Ziffer schon am 8./2I. Februar 
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1915 auf I Milliarde, am 1./14. Mai auf 1%, Milliarden, am 5. Au- 
gust auf 2 Milliarden, am 29. Oktober aut mehr als 3 Milliarden, 
um Ende des Jahres einen Stand von 3244 Mill. R. zu er- 
reichen 6$). 

Mit den Schwierigkeiten einer den steigenden Kriegskosten 
entsprechenden erhöhten Inanspruchnahme des inneren Marktes 
ergab sich von selbst dieNotwendigkeit, in um so stärkerem Maße 
an die finanzielle Hilfe der verbündeten Mächte zu appellieren. 
Die erste diesbezügliche größere Finanzoperation, die bekannt 
wurde, war jene vom Oktober 1914, auf Grund deren 12 Mill. 
Pf. St. (120 Mill. R.) 5% Schatzwechsel in London gegen Ueber- 
sendung von 8Mill. Pfd. St. Gold an die Bank von England aufge- 
nommen wurden. | 

Schon Anfang Januar 1915 wurden in London weitere 40 Mill. 
Pfd. (ca. 400 Mill. R.) 6%, Schatzanweisungen, in Paris 500 Mill. 
Fr. gegen Schatzwechsel, in New York ı2 Mill. Doll., im Februar 
5 Mill. Pfd. (ca. 50 Mill. R.) 5% Schatzanweisungen in London 
und 50 Mill. Doll. gegen Staatswechsel als Lieferungskredite in 
New York aufgenommen. Ebenso wurden in den folgenden 
Monatenin Amerika eine Reihe von Bankkrediten in verschiedenen 
kleineren Beträgen eingeräumt. Auch seitens Englands und 
Frankreichs wurden Rußland fortlaufend Kredite gewährt. 
Die hierüber in die Oeffentlichkeit gedrungenen Nachrichten sind 
viel zu wenig beglaubigt, als daß auf sie hier näher eingegangen 
werden könnte 67). 

Ganz besondere Bedeutung erlangte für Rußland infolge 
seiner Lage die Valutafrage. Sie war eines der Haupt- 
motive für die bekannte Reise des Finazministers Bark nach 
Paris und London im Februar 1915. Die Finanzkonferenz der 
Entente sollte eine größere Einheitlichkeit der Finanzopera- 
tionen herbeiführen. Der Plan einer gemeinsamen garantierten 
Anleihe der Verbandsmächte 6) scheiterte, wie oben bereits 


“) Alle diese Ausführungen stehen natürlich unter der Voraussetzung, daß 
den veröffentlichten Bankausweisen Glauben geschenkt werden darf, insbes. 
daß der angegebene Goldbestand aus effektiv vorhandenen und nicht anders- 
weitig untergebrachten oder sonst durch Einrechnung anderer Werte gebildeten 
Depots besteht. 

67) Richtig dürften folgende Kreditgewährungen sein; März, 125 Mill. Fr. 
gegen Schatzanweisungen bei der Bank von Frankreich, April, 50 Mill. Doll. 
gegen Schatzanweisungen in New York, Juni, 50o Mill. Pfd. gegen Schatz- 
anweisungen bei der Bank von England (siehe unten Text). 

*) Man sprach von der Auflegung einer großen Kollektivanleihe der En- 
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ausgeführt. Dagegen wurde die gemeinsame Vornahme der 
Bestellungen von Kriegsmaterial durch eine in London geschaffene 
Zentrale beschlossen, um eine durch Konkurrenz bewirkte Preis- 
steigerung hintanzuhalten, ebenso sollte auch die Finanzierung 
aller Bestellungen gemeinsam erfolgen und in London zentrali- 
siert werden, d. h. England übernimmt die Finanzierung sämt- 
licher Bestellungen der Alliierten, insbes. Rußlands in Amerika, 
Als weiteres Ergebnis der Finanzkonferenz ist der Beschluß zu 
verzeichnen, daß alle drei Regierungen Vorschüsse an Länder, 
die jetzt oder später an ihrer Seite kämpfen, zu gleichen Teilen 
zu übernehmen und für Verzinsung und Tilgung zu garantieren 
haben. In solchem Falle soll jeweils von den drei Mächten eine 
gemeinsame Anleihe ausgegeben werden. (Erklärungen Lloyd 
Georges im Unterhause am 15. II. 1915). Ebenso scheinen die West- 
mächte auch die Fälligkeiten Rußlands an Zinsen der russischen 
Staatsschuld im Auslande und der vom russischen Staate ga- 
rantierten Eisenbahnobligationen übernommen zu haben ®). 
Diese Maßnahmen hatten auch den Zweck, zur Stabilisierung 
des Francs- und Sterlingkurses, der außerordentliche Einbuße 
erlittenhatte, beizutragen und namentlich die Parität des Wechsel- 
kurses zwischen Rußland und den anderen Verbündeten wieder 
herzustellen 7°). Vor den Abmachungen Barks in London 
hatte der russische Wechselkurs auf London bereits 145 Rubel für 
1o Pfd. St. erreicht bei einer Parität von 94.5759 Rubel = Io Pfd. 
Sterlg. und einem Normalstand von ca. 96 Rubel für ıo Pid. 


tentemächte von 800 Mill. Pfd. St. unter gemeinsamer Garantie, die jedoch nicht 
zustande kam. Als Grund für die Ablehnung des russischen Antrages wurden 
konstitutionelle Schwierigkeiten angegeben, die seiner Verwirklichung in Eng- 
land und Frankreich gegenüberstehen. In Wirklichkeit war es wohl das nicht 
unberechtigte Mißtrauen Englands, sei es in die russische Finanzkraft, sei es viel- 
leicht mehr noch in die vonder englischen grundverschiedene Finanzorganisation 
Rußlands. 

) Nach Zeitungsmeldungen soll die Gesamtsumme der auf Grund der An- 
leiheverhandlungen Barks an Rußland gewährten Vorschüsse ı 4, Milliarden 
Frcs. betragen. Ebenso soll Frankreich und England es übernommen haben, der 
russischen Regierung den auf sie entfallenden Anteil an der finanziellen Unter- 
stützung anderer Mächte vorzuschießen. Rußland verpflichtet sich angeblich 
alle vorgeschossenen Gelder längstens ein Jahr nach Friedensschluß rückzuer- 
statten. Dafür übernahm Rußland die Verpflichtung aus seinen relativ hohen 
Goldbeständen einen namhaften Betrag zur Stärkung der Bank von England 
abzugeben. (Siehe unten.) 

10) Der weitere Plan des russischen Finanzagenten im Auslande, R a f- 
falovich, zu diesem Zwecke eine Ausgabe gemeinsamer Schatzscheine Eng- 
lands, Frankreichs und Rußlands zu veranstalten, kam nicht zur Verwirklichung. 
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Stlg. Aber auch die Abmachungen Bar ks vermochten nichts 
daran zu ändern, daß der Rubelkurs, der sich vorübergehend 
“gebessert hatte (22. V. 1915: 121.12 Rubel = ıo Pfd. Stlg.), Mitte 
November bereits die außerordentliche Höhe von I50 Rubel 
gegen Io Pfd., also ein Disagio von 58% erreichte. Als das nächste 
positive Ergebnis der Verhandlungen Barks in London ist die 
Bewilligung einer Anleihe von 50 Mill. Pfd. St. (ca. 500 Mill. Rubel) 
für Zwecke der russischen Ankäufe von Kriegsmaterial, wofür am 
10. VI. 1915 auf dem Londoner Markte kurzfristige Schatzscheine 
ausgegeben wurden. 

Auch im Herbste 1915 folgte eine Reihe weiterer Anleiheauf- 
nahmen Rußlands in London wie auch Paris und New York, größ- 
tenteils Kredite für Heereslieferungen, über welche aber nur un- 
genaue Angaben vorliegen. Daß noch weitere und namhafte Kre- 
ditbewilligungen von diesen beiden Staaten, die selbst wieder sich 
amerikanischen Warenkredit einräumen ließen, erfolgt sind und 
fortlaufend erfolgen, darf wohl außer Zweifel stehen”!). Dar- 
auf deuten übrigens schon die ganz bedeutenden sprunghaften 
Frhöhungen des von der russischen Staatsbank ausgewiesenen 
Goldguthabens im Auslande hin, welches wie oben erwähnt (siehe 
Tabelle IV) Ende November von 35 Mill. R. auf 228 Mill. R. und 
iin Dezember auf 270.6 Mill. R., Anfang des Jahres 1916 aber gar 
um 378 Mill. R. auf 648 Mill. R. stieg. Dies scheint die Realisierung 
jener Verpflichtung zur Goldversendung nach London zu sein, 
welche Rußland bei der Abmachung der Entente wegen gemein- 
samer Durchführung der Bestellungen in Amerika seinerzeit über- 
nehmen mußte, da Englands Goldschatz sonst selbst im Verhält- 
nis zu Amerika in stärkerem Maße hätte geschwächt werden 
müssen. Damals wurde der Betrag, den Rußland als Unterlage 
für diese Kredite, sowie für die übernommene Verpflichtung der 
westlichen Verbandstaaten, die in der Kriegszeit in England und 
Frankreich fällig werdenden Kupons russischer Staatspapiere 
einzulösen, leisten sollte, mit 400 Mill. R. in Gold angegeben. 
Daß diese Goldüberweisungen, wie Bar k betonte, nur in Form 
eines »Darlehens der russischen Staatsbank an die Bank von 
England« erfolgen und daher, wie auch tatsächlich der Fall, wei- 
terhin in den Ausweisen der russischen Staatsbank unter den 





71) Nach russischen unkontrollierbaren Zeitungsmeldungen soll Rußland 
im Oktober in New York Anleihensverhandlungen über ı Milliarde Rubel und 
in London über 3 Milliarden Rubel gegen Hinterlegung von 300 Mill. R. Gold 
gepflogen haben. 
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eausländischen Goldguthaben« figurieren werden, ist nur eine 
Formalität, die insbesondere das Deckungsverhältnis des Noten- 
umlaufes zum Goldschatze durch Einrechnung dieser Goldgut- 
haben verbessern soll. Diese »Goldguthaben im Auslande« ge- 
statten immerhin auf den Umfang der im Auslande aufge- 
nommenen Kredite Rußlands einigermaßen Schlüsse zu ziehen. 

Die Gesamtheit der Kredite, welche Rußland auf dem inneren 
Markte, im Auslande und durch Notenvermehrung bzw. Vor- 
schüsse der Staatsbank in Anspruch genommen hat, belaufen sich 
nach den in der Oeffentlichkeit bekannt gewordenen, gewiß un- 
vollständigen und ungenauen Ziffern auf ca. 8 (innere Anleihen) 
+ 3 (ausländische Anleihen) Milliarden Rubel, also etwa ıı Milliar- 
den R. nach dem Stande vom Ende d. J. 1915. Damit aber sind 
kaum die faktischen Kriegskosten Rußlands von Kriegsbeginn 
bis zu diesem Zeitpunkt (also 17 Monate) gedeckt, schon deshalb 
nicht, weil Requisitionen im Inlande vielfach nur mit Gutscheinen, 
die erst nach dem Kriege zahlbar sind, beglichen worden zu sein 
scheinen 73). 

Italien, das am spätesten in den Kampf auf der Seite un- 
serer Gegner getreten ist, tat dies unter der Zusicherung finan- 
zieller Unterstützung (Schadloshaltung ?) durch die neuen Ver- 
bandsgenossen. Für seinen Kreditbedarf mußte daher von vorne- 
herein, soweit hiefür das Inland nicht zureichte, England im 
Vereine mit Frankreich aufkommen. Der unmittelbaren mili- 
tärischen Vorbereitung für den schon in den letzten Monaten 
des Jahres 1914 in bestimmte Aussicht genommenen Krieg gegen 
Oesterreich-Ungarn diente, von Vorschüssen der Notenbanken 
per 285 Mill. Lr., sowie einer kleineren Schatzscheinemission im 
August 1914 per 60 Mill. Lr. abgesehen, bereits die I. große 
innere Anleihe Italiens im Betrage von ı Milliarde Lr. 
(Subskriptionsfrist vom 1. I. bis 10. I. 1915). Die Obligationen der 
Anleihe sind binnen längstens 25 Jahren (vom 1. I. 1915 an) in 
der Zeit von 1925 bis 1940 einlösbar, während sie in den ersten 
ıo Jahren, also bis ı. I. 1925 weder konvertiert noch eingelöst 


73) Der Staatsvoranschlag Rußlands für das Jahr 1916 weist Gesamteinnahmen 
von 318r Mill. R., Ausgaben von 3558 Mill. R., sohin einen Fehlbetrag von 
377 Mill. R. aus, der im Anleihewege gedeckt werden muß. Außerdem plant 
Rußland eine Reorganisation seines Steuersystems, zunächst die Einführung 
einer angeblich progressiven Einkommensteuer, dann Abänderung der Erbschafts- 
steuer, Grundsteuer, Wehrsteuer, eine Reihe indirekter Abgaben, der Personen- 
und Frachttarife der Eisenbahnen usf. 
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werden können, ihr Zinsgenuß sohin garantiert erscheint. Die 
Verzinsung beträgt 41⁄2% (gegenüber einem normalen Renten- 
zinsfuß Italiens von 34,%), der Emissionskurs ist 97. Ueber den 
Erfolg dieser Anleihe sind keine vollständig verläßlichen Ziffern 
bekannt geworden, doch haben sich jene überschwänglichen Nach- 
richten, wonach die »Nationalanleihe« überzeichnet worden sein 
soll (angeblich 1300 Mill. Lr.) nicht als richtig erwiesen, vielmehr 
wurden die Banken, welche sich zu einem Garantiekonsortium: 
zusammengetan hatten, in beträchtlichem Maße zur Aufbringung 
herangezogen. Nach dem der Kammer vorgelegten Berichte 
des Finanzministers wurden vom Publikum, Banken, Spar- 
kassen usf. 881 Mill. Lr. gezeichnet, während das Garantie- 
konsortium die restlichen ııg Mill. Lr. auf eigene Rechnung 
übernehmen mußte. Aus einem der Kammer vorgelegten offi- 
ziellen Finanzberichte geht des weiteren hervor, daß die mili-' 
tärischen Vorbereitungen Italiens für sein Eingreifen, die sog. 
sbewaffnete Neutralität«, hinter der sich die systematische Ausrü- 
stung und Mobilisierung des Heeres und der Marine verbarg, schon 
in der Zeit vom I1. VIII. 1914 bis 31. III. 1915 Auslagen der Kriegs- 
verwaltung von I.66 Milliarden Lr. verursacht haben, d. i. um 
eine halbe Milliarde mehr als in der gleichen Periode des voran- 
gegangenen Budgetjahres. Für die Marine allein wurden in dieser 
Zeit 399 Mill. Lr., also um 156 Mill. Lr. mehr als im Vorjahre 
ausgegeben. Da die Ergebnisse der Kriegsanleihe für diesen Bedarf 
nicht hinreichten, wurde auch die Emissionsbefugnis der Noten- 
banken um 750 Mill. Lr. erhöht, auf Grund deren die Banken 
dem Staate weitere Vorschüsse zu gewähren in der Lage waren. 
(Ende Mai 1915 Vorschuß von 200 Mill. Lr. seitens der Noten- 
banken.) 

Italien war aber im Gegensatze zu den Mittelmächten hin- 
sichtlich der wichtigsten Rohmaterialien wie Kohle, Holz und 
Eisen, teilweise auch Nahrungsmittel, von vorneherein auf den Be- 
zug aus dem Auslande ohne Rücksicht auf die Höhe der hiefür zu 
zahlenden Preise angewiesen und sah sich daher sehr bald nach 
Kriegsausbruch genötigt, zur Aufnahme von Anleihenim 
Auslande zu schreiten. Ob es richtig ist, daß eine der Haupt- 
vertragsbestimmungen zwischen Italien und dem Dreiverbande 
die Gewährung einer entsprechenden Anleihe (es hieß eine 
3 Milliarden-Anleihe in England) war ”®), bzw. ob und inwie- 


13) Nach den in italienischen Blättern selbst enthaltenen Mitteilungen soll das 
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weit sie erfüllt wurde, hat sich bisher mit Bestimmtheit nicht 
feststellen lassen, bleibt aber immerhin wahrscheinlich. Jeden- 
falls wurden Schatzscheine für Rechnung Italiens in Paris und 
London aufgelegt und ein Deckungskredit für Lieferungen in 
den Verein. Staaten aufgenommen, über deren Höhe jedoch nur 
unbestimmte Mitteilungen in die Oeffentlichkeit gedrungen 
sind ?°). 

Auch über die Veränderungen im Stande der drei Noten- 
banken ist nichts Näheres bekannt, da keine Ausweise veröftent- 
licht wurden. Jedenfalls hat auch hier eine bedeutende Vermeh- 
rung des Notenumlaufes stattgefunden, worauf übrigens schon 
mehrfache Ermächtigungen der Regierung zur Erhöhung der 
bisherigen Notenemission schließen lassen 75). 

Bereits kurz nach Ausbruch des Krieges mit Oesterreich- 
Ungarn sah sich die italienische Regierung genötigt, am 17. VI. 
1915 zum zweiten Male an den inneren Markt .mit einer Anleihe 
von I Milliarde Lr. heranzutreten. Die Subskriptionsfrist dieser 
II. Anleihe lief vom 1. VII. bis 1x1. VII. 1915 (verlängert bis 
18. VII.). Es wurden steuer- und gebührenfreie 41, %, Obligationen, 
tilgbar in 25 Jahren nach Analogie der I. Anleihe ausgegeben. 
Auch diese Anleihe übernahm wieder das frühere Bankenkon 
sortium. Doch war der Emissionspreis jetzt 95 und für Sub- 
skribenten der I. Anleihe 93. Sollten bis Ende 1916 weitere Emis- 
sionen zu vorteilhatteren Bedingungen vorgenommen werden, 
so sollen diese auch den Subskribenten der früheren Emissionen 
bewilligt werden. 

Auch über das positive Ergebnis dieser Anleihe herrscht ein 
ziemliches Dunkel, zumal sich nicht deutlich erkennen läßt, wie 
viel auf eigentliche Volkssubskription entfällt und wie viel von 
den Anleihetiteln auf dem Bankenkonsortium, das als Garantie- 


Abkommen zwischen Sonnino und dem Dreiverbande v.25. IV. ıgı5 finanzielle 
Vorsorgen für die Ausgaben des gegen Oesterreich-Ungarn beabsichtigten Krieges, 
enthalten haben. Die nach Ausbruch des Krieges abgehaltenen Finanzkonferenzen 
in Nizza scheinen allerdings in dieser Hinsicht kein positives Ergebnis gehabt zu 
haben. 

34) So liegt eine Nachricht v.25. VI. 15 vor, wonach der Finanzminister be- 
sondere Schatzbons zu ausschließlicher Unterbringung im Ausland ausgegeben 
habe mit Fälligkeiten zwischen 3 bis 12 Monaten und fallweise zu bestimmendem 
Zinsfuß. 

15) Das Notenkontigent des Banco di Napoli wurde um $ Milliarde Lr. 
erhöht (nach einem in der Gazetta Uffizialev. 15. VI. 15 veröffentlichten Minister- 
dekret. Zweifellos ist ähnliches auch hinsichtlich der Banco d’Italia geschehen. 


19* 
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syndikat die Begebung der Anleihe übernommen hat, auf unbe- 
stimmte Zeit liegen blieb. Soweit aus den verschiedenen Nach- 
richten, insbes. aber auch jenen aus italienischer Quelle entnommen 
werden kann, scheinen speziell die kapitalistischen Kreise Ita- 
liens und das eigentliche von der Regierung nicht beeinflußbare 
Sparpublikum sich an der Anleihe nur in relativ geringstem Maße 
beteiligt zu haben Offiziell wurde als Gesamtziffer der Anleihe- 
zeichnung ein Betrag von I2oo Mill. Lr. genannt, wovon minde- 
stens 350 Mill. auf Zeichnungen des Bankenkonsortiums, ein Teil 
auf Zeichnungen der Italiener im Ausland (Amerika), der Rest 
auf Zeichnungen der größeren Anstalten, Unternehmungen und 
des Publikums entfiel. 

Einige Aufschlüsse über die Veränderungen des Schulden- 
standes Italiens unter der Einwirkung des Krieges gibt der Aus- 
weis des italienischen Schatzamtes für Ende September 1915. 
Darnach hat die Gesamtsumme derschwebendenStaats- 
schuld, welche am ı. VIII. 1914 1179 Mill. Lr. ausmachte, am 
Tag der italienischen Kriegserklärung, d. i. dem 23. V. 1915 205I 
Mill., am Schluß des Budgetjahres Ende Juni 1915 3068 Mill., 
Ende September 1915 aber 4065 Mill. Lr. betragen. Ende 
November hat die schwebende Schuld Italiens bereits 5 Milliar- 
den überschritten und dürfte sich Ende des Jahres 51, Milliar- 
den genähert haben. Vom Zuwachse per ca. 3 Milliarden Lr. seit 
Kriegsbeginn dürfte ein Teil auf Schatzwechsel bzw. Schatzscheine, 
ein Teil auf Bankvorschüsse bzw. Banknoten entfallen. An in- 
ländischen Schatzwechseln wird für Ende September ein Stand 
von 458 Mill. und von in England untergebrachten ein solcher 
von 440 Mill. angegeben. 

Am Tage der Kriegserklärung betrur der Umlauf an Kassen- 
scheinen bereits 302 Mill. Lr., jener an Schatzamtsnoten 750 Mill., 


“während z. B. am 1. VIII. 1914 für Rechnung des Schatzamtes nur 


go Mill. Kassenscheine, dagegen gar keine Noten im Umlauf waren. 
Am 30.VI. 1915 waren an Kassenscheinen 355 Mill., an Schatzamts- 
noten I280 Mill., zusammen 1635 Mill., am 30. IX. 1915 an Schatz- 
amtsnoten und Kassenscheinen 1991 Mill. Lr., im Umlaufe. Eine 
weitere Erhöhung des Staatsnotenumlaufes um 245 Mill. Lr. 
fand bis Ende November statt, so daß man den Gesamtumlauf 
an Kassenscheinen und Schatzamtsnoten Ende des Jahres 1915 
wohl auf mindestens 2300 bis 2500 Mill. Lr. schätzen darf, wo- 
gegen die Goldreserve hiefür nach dem Ausweise vom 30. IX. un- 
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verändert geblieben ist. Des weiteren kommt noch der allerdings 
nicht näher bekannte Notenumlauf der italienischen Notenban- 
ken insbes. der Bank von Italien in Betracht. Ihr letztbekann- 
ter Stand vom 31. V. 1915 war: Noten 2855 Mill. Lr., Bar- 
deckung (Gold, Silber, Golddevisen) 1424 Mill. Lr. Dem ge- 
genüber war der Stand vom 31. XII. 1914: Noten 2162.4 Mill. 
Lr., Bardeckung 1343.6 Mill. Lr. 

Inzwischen hatte aber auch die italienische Valu ta mit 
ähnlichen Schwierigkeiten zu kämpfen wie die Währung der 
übrigen am Kriege beteiligten Staaten, deren Auslandverkehr 
stärkere Veränderungen gegen früher erfahren hatte. Am 30. X. 15 
notierte das italienische Goldagio 16.05% 7%), womit der höchste 
nur während der Bankkrise der Jahre 1892 bis 1894 erreichte 
Stand überschritten wurde. Auch hier wurde der Weg ausländi- 
scher Anleihen eingeschlagen. Bestimmte und verläßliche Nach- 
richten hierüber liegen nicht vor. Im Oktober 1915 wurden An- 
leiheversuche des italienischen Finanzministers Carcano in 
London gemeldet (angeblich wegen Eskomptierung 5% italieni- 
scher Staatswechsel mit ı jähriger Laufzeit). Am 20. X. 1915 
wurden aus dem gleichen Anlaß zur Deckung von Ankäufen 
und zur Stabilisierung des Wechselkurses 6%, steuerfreie, ein- 
jährige Schatzscheine im Betrage von 25 Mill. Doll. in New York 
aufgelegt. Sie können bei Verfall auf ein Jahr prolongiert und 
nach Ablauf der Verfallfrist in 514% zehnjährige Schatzbons 
umgetauscht werden. Im Frühjahr 1916 wurde der Ausgabe- 
betrag italienischer Schatzscheine in London mit insgesamt 
1250 Mill. Lr. gemeldet. 

Ende des Jahres 1915 schritt Italien zu seiner III. Kriegs- 
a n leih e (Subskriptionsfrist vom 10.1. 1916 bis 10. II. 1916, ver- 
längert bis I1. III. 1916). Die Anleihe ist technisch in ganz gleicher 
Weise wie die I. und II. aufgebaut. Wieder handelt es sich um 
steuer- und gebührenfreie Obligationen, die binnen 25 Jahren 
zum Nennwerte tilgbar sind und nicht vor Io Jahren (also 1926) 
konvertiert oder eingelöst werden können. Die Tilgung erfolgt 
wie bei den früheren Anleihen durch börsenmäßigen Rück- 
kauf oder durch Verlosungen innerhalb 15 Jahren zwischen 1926 
und 194I. Doch wurde diesmal der ZinsfußB auf 5% gestellt 
(früher 41, %,), dafür aber der Emissionskurs von 971% gewählt 


?6) Dieses ist auch die Ursache, daß in Italien so gut wie gar kein Gold im 
Privatverkehre i^t. 
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(II. Anleihe 4⁄2% zu 95, I. Anleihe 415% zu 97). In Zahlung 
wurden auch gewöhnliche Schatzbons und zwar zum vollen Nenn- 
werte für den Gesamtbetrag der Zeichnung unter Abzug von 
4%% Zinsen angenommen, ferner bis zur Hälfte der gezeichneten 
Beträge die in den Jahren 1917 und 1918 zum Verfall gelangenden 
4% Schatzbons mit 5 jähriger Laufzeit. Die früheren 4% % 
Kriegsanleihen können gegen Nachzahlung von 24, (Differenz 
des Emissionskurses) in die neue 5% Kriegsanleihe umgewan- 
delt werden. Sie können bis zur Hälfte der Zeichnung auf die 
neue Kriegsanleihe aufgerechnet werden. Der Erfolg der An- 
leihe wurde amtlich Anfang März ı916 mit 2933 Mill. Lr. 
(26. VI.: 3014 Mill. Lr.) beziffert, wovon aber mindestens 
ca. 700 Mill. auf Konversionen bzw. Einrechnungen fälliger 
Schatzbons und früherer Kriegsanleihen entfallen. Da ferner 
500 Mill. der Garantiebetrag der Banken ausmacht, so dürften 
durch Barzeichnungen ca. 11⁄4 Milliarden Lr. eingegangen sein. 

Fassen wir Italiens Kreditaufnahme zusammen, so kann man 
etwa die Kriegsschulden Italiens seit Kriegsausbruch (alsoohne 
Einbeziehung der der Rüstung dienenden I. Anleihe) nach ihrem 
Stande zu Ende des Jahres 1915 auf mindestens ca. 5 Milliarden 
Lr. (1.2 Milliarden aus der II. Anleihe, 3.3 Vermehrung der schwe- 
benden Schulden im Inland, 0.440 und 0.125 ausländische Anleihen) 
einschließlich der I. Anleihe aber auf ca. 6 Milliarden Lr. schätzen. 
Die Ergebnisse der III. Kriegsanleihe, welche wohl zum Teil zur 
Verminderung der schwebenden Schulden dienen dürften und 
erst im Laufe des Jahres 1916 eingehen, sind hiebei außer An- 
schlag geblieben 7”). 

Die Kriegskosten der kleineren auf gegnerischer Seite ste- 
henden Staaten wurden von den leitenden Verbandsmächten 
"` gedeckt oder doch hiefür namhafte und fortlaufende Vorschüsse 
geleistet. Belgien, Serbien und Montenegro 
haben regelmäßig solche Zuschüsse von England bzw. Frankreich 
erhalten. Nur zum Teile liegen hiefür beglaubigte Daten vor. 
So hat Belgien im Oktober 1914 außer einer Schatzwechsel- 
schuld von 50 Mill. Fr. (wiederholt erneuert) bei der Bank von Eng- 
land, Kredite sowohl von England als Frankreich per je 250 Mill. 
Fr., im Frühjahr 1915 abermals von England und Frankreich 
je 250 Mill. Fr. erhalten, Serbien bekam schon im Jahr 1914 


17) Die monatlichen Kriegsausgaben Italiens werden zwischen 500—7 
Mill. Lr. geschätzt. 
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go Mill. Fr. Vorschuß von Frankreich, dann im Frühjahr 1915 
95 Mill. Fr., Montenegro % Million Fr. Desgleichen haben letz- 
tere Staaten mehrfache Vorschüsse von England erhalten. Auch 
Griechenland erhielt von Frankreich auf Grund des Dekretes 
vom 20. XI. 1914 einen Vorschuß von 20 Mill. Fr. Aus den 
bei der Bank von Paris ausgewiesenen »Vorschüssen an Verbün- 
dete haben wir bereits ersehen, um welch hohe Ziffern es sich 
hier infolge der Länge des Krieges und der fortdauernden Not- 
wendigkeit, wenigstens die Kosten der erstgenannten Alliierten 
zu finanzieren, handelt. Eine nähere Zusammenstellung der 
hierüber bekannt gewordenen Daten scheint mir mit Rücksicht 
auf ihre geringe Verläßlichkeit wenig Wert zu besitzen, zumal 
ihre Beträge in den bei den führenden Großstaaten angegebenen 
Schuldaufnahmen im wesentlichen mit enthalten sein werden 78). 

Auf seiten der Zentralmächtehat die T ü r k ei zunächst auf 
Grund der am 20. IV.1915 bzw. I. V. 1915 mit Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn abgeschlossenen Verträge Vorschüsse im Be- 
trage von ĝo Mill. Mk. und 47.25 Mill. K. in Gold erhalten, zu- 
sammen in Frcs. etwa 150 Mill. (120 Mill. Mk.) und zwar in der Art, 
daß der Gegenwert in Gold in den Kassen der deutschen Reichs- 
bank bzw. derösterr.-ungar. Bank für Rechnung der ottomanischen 
Staatsschuld hinterlegt wurde und auf dieser Goldgrundlage 
vom ottomanischen Schatzamte Kassenscheine im Betrage von 
65 83 094 türk. Pfund ausgegeben wurden, die Zwangskurs haben 
und 6 Monate nach Ende des Krieges in Konstantinopel in Gold 
rückzahlbar sind. Im Oktober 1915 folgte ein weiterer Vorschuß 
von 6 Millionen türk. Pfund in Gold (120 Mill. Mk.), auf Grund 
dessen wieder die türkische Regierung auf Gold lautende Kassen- 
scheine in gleicher Höhe ausgab, die vollständig durch weitere der 
Verwaltung der ottoman. Staatsschuld übergebene Schatzanwei- 
sungen der deutschen Reichsbank gedeckt sind. Diese aus- 
gegebenen Kassenanweisungen haben Zwangskurs und sind ein 
Jahr nach Friedensschluß rückzahlbar. 

-73) Schon mit Dekret v. 27. X. 1914 wurde von Frankreich ein Kredit zur 
Gewährung von Vorschüssen an befreundete und verbündete Staaten im Betrage 
von 340.5 Mill. Fr. eröffnet. Daraus wurden die oben erwähnten Vorschüsse an 
Belgien, Serbien und Montenegro bewilligt. Bis ı. IV. 1915 stieg die Gesamt- 
summe der tatsächlich abgegebenen Vorschüsse auf 445 Mill. Fr. Mit Gesetz v. 
1.IV. 1915 wurde der Höchstbetrag dieser Vorschüsse mit 1350 Mill. Fr. festge- 
stellt. Hievon wurden im Frühjahr 1915 die oben angeführten weiteren Vor- 


schüsse an diegenannten Staaten abgegeben und der Rest von 895 Mill. für spä- 
tere Kreditgewährungen vorbehalten. 
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Ende Dezember 1915 wurde endlich in der türkischen Kam- 
mer ein Gesetzentwurf angenommen, durch den die Regierung 
ermächtigt.wird, in Deutschland einen Vorschuß bis zum Betrage 
von 20 Mill. türk. Pfund in deutschen Schatzscheinen aufzuneh- 
men, gegen deren Erlag die Verwaltung der ottomanischen Staats- 
schuld wieder wie früher Kassenscheine mit Zwangskurs aus- 
zugeben ermächtigt wird, die ein Jahr nach Beendigung des 
Krieges in Konstantinopel rückzahlbar sind. Zunächst wurde 
die türkische Regierung durch ein Gesetz zur Ausgabe von 
weiteren 6 Mill. türk. Pfund (120 Mill. Mk.) auf Grund dieses 
Vorschusses ermächtigt 7°) 89). 

Bereits im Juli 1914 übernahm ein unter Führung der 
Diskontogesellschaft stehendes Konsortium deutscher und öster- 
reich.-ungar. Banken 120 Mill. Fr. einjähriger bulgarischer 
Schatzwechsel und schloß in Verbindung damit einen Optionsver- 
trag mit der bulgarischen Regierung auf 2 Serien von je 250 Mill. 
also zusammen 500 Mill. Fr. bulgarischer 5%, Staatsanleihe, 
ab. Die Option auf die erste dieser Serien hatte seitens des Kon- 
sortiums bis I. VIII. 1915 zu erfolgen. Da die Verhältnisse des Geld- 
:marktes eine sofortige Durchführung der Gesamtanleihe nicht ge- 
statteten, gewährte das Konsortium zunächst im Februar 1915 
auf diese Anleihe gegen al pari angenommene Schatzbons einen 
Vorschuß von 150 Mill. Fr. (75 Mill. sofort, Rest in Teilbe- 
trägen von Io Mill. Fr. vom 19. III. angefangen). Am rx. VIII. 
1915 wurde von der obenerwähnten Bankengruppe die Option 
auf die ersten 250 Mill. Fr. der 500 Mill.-Anleihe vom J. 1914 
ausgeübt. Aus dem weiteren hierauf gewährten Vorschusse wur- 
den zunächst die bei den Banken erliegenden 120 Mill. Fr. Schatz- 
scheine vom Juli 1914 eingelöst. (Kurs Mark 81.25 für Ioo Fr.) 8). 


19) Sämtliche Daten sind den in den Wiener Blättern (insbes. »Zeit« und »Neue 
Freie Presse«) erschienenen Nachrichten über die diesbezügl. in der türkischen 
Kammer eingebrachten Gesetzentwürfe bzw. genehmigten Gesetze entnommen. 

60) Der türkische Budetentwurf für das nächste Finanzjahr (nach türk. 
Zeitrechnung 1332, Kalenderjahr 14. III. 1916 bis 13. III. 1917) beziffert die 
Ausgaben einschließlich aller für den Schulddienst erforderlichen Summen 
mit 36 817 125 Pfd. (Steigerung I 159 579). DieEinnahmen sind mit Rück- 
sicht auf den Kriegszustand mit einem Minus gegenüber dem laufenden Jahre 
von 3874 749 auf 22 961 688 Pfd. veranschlagt, so daß das im Anleihenswege 
zu bedeckende Budgetdefizit 13855 437 Pfd. (also gegen das vorhergehende 
‘um 5034 329 mehr) ausmacht. (Aus der Wiener Tageszeitung »Die Zeite vom 
11. XII. 1915). 

21) Außerdem sollten aus dem Ertrage des I. Optionstciles die der Banque 
de Paris et des Pays Bas geschuldeten 75 Mill. Fr. bezahlt wcrden. Der der 
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Die Emission der Anleihe selbst wurde auf ein Jahr nach Friedens- 
schluß verschoben. Mit der termingerechten Ausübung der Option 
auf die erste Serie hat sich das Konsortium zugleich die Aus- 
übung der Option auf die zweite Serie von 250 Mill. Fr. (Termin 
I. VIII. 1917) gesichert. 

Wenn wir nun zum Schlusse dieser Arbeit den in diesem 
Zusammenhange schon aus Gründen der Uebersicht unumgäng- 
lichen Versuch machen, eine Zusammenstellung aller von den 
kriegführenden Staaten seit Ausbruch des Weltkrieges bis Ende 
1915, also während 17 Kriegsmonaten in dieser oder jener Form 
aufgenommenen Kriegsschulden beizugeben, so tun wir dies mit 
dem in diesem Augenblicke eigentlich selbstverständlichen Vor- 
behalt, daß hiebei weder auf Vollständigkeit noch auf absolute 
Richtigkeit Anspruch erhoben werden kann. Mehr oder weniger 
muß hier die Schätzung an.die Seite der Berechnung treten, um 
ein wenigstens annäherungsweises Bild der ganzen staatlichen 
Finanzoperationen dieser Zeit zu gewinnen. Auch auf einige in 
den besonderen Verhältnissen der Kriegszeit gelegene Schwierig- 
keiten des publizistischen Verkehres von und nach dem Auslande 
sowie des Nachrichtenaustausches möge Bedacht genommen 
werden. 

In beiläufigen Gesamtsummen dürften sich die Anleihens- 
operationen der verbündeten Zentralmächte wäh- 
rend des Krieges (»Kriegsschulden«) mit Ende 1915 unter Zu- 
grundelegung der oben ermittelten Anlehenszitfern belaufen: 

Für Deutschland auf 25745 Mill. Mk. 

Für Desterreich-Ungarn einschließlich der Valuta- 
anleihen, Lombarddarlehen ex 1914 interimistischer Schatz- 
wechselkredite usf. auf 22 536.7 Mill. K. oder 19 698 Mill. Mk. 

Für die Türkei auf ca. 360 Mill. Mk., für Bulgarien 
auf etwa 390 Mill. Fr. oder 317 Mill. Mk. effektiv realisierter 
Anlehen unter ausschließlicher Beschränkung auf die bei den 
verbündeten Mächten aufgenommenen Vorschüsse, sohin ohne 
Berücksichtigung innerer kurzfristiger Finanzoperationen. 

Insgesamt würden sich sohin für die vier verbündeten Zentral- 
mächte Kriegskredite von 45 520 Mill. Mk., oder unter Aus- 


Rußisch-asiatischen Handelsbank geschuldete Betrag von 30 Mill. Fr. soll 
nach Friedensschluß überwiesen werden und einstweilen bei der Diskontogc- 
sellschaft im Depot bleiben. (Meldung der bulgar. Telegraphenagentur vom 
7. VIII. 1915). 
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scheidung der bereits in den Anleihenssummen Deutschlands und 
Oesterreich-Ungarns inbegriffenen Kredite für Türkei und Bul- 
garien ca. 44 843 Mill. Mk. ergeben. 

Unter den gleichen Annahmen belaufen sich die gesamten 
Kriegsschulden der gegnerischen Vierverbandsmächte 
bis Ende 1915 etwa auf folgende Beträge: 

Für England ergibt sich eine Gesamtziffer von etwa 
1631 Mill. Pfd. (Detaillierung siehe oben im Texte) oder (zu 
ı Pfd. = 20.4 Mk.): von 33 272 Mill. Mk. 

Für Frankreich haben wir im ganzen (Detaill'erung 
siehe oben im Texte) Kriegskredite von 27 Milliarden Fr. oder 
(zu 1.23): 21951 Mill. Mk. 

Für Rußland ergaben sich insgesamt etwa 11 Milliarden 
Rubel oder (zu Iı Rubel = 2.16 Mk.) 23.76 Milliarden Mk. 

Für Italien kann man einschließlich der Ergebnisse der 
bereits Rüstungszwecken dienenden I. Anleihe und ohne Be- 
rücksichtigung der erst größtenteils in das Jahr 1916 fallenden 
IIl.Kriegsanleihe die gesamten Kriegskredite etwa mit 6 Milliarden 
Lr. oder (zu Lr. = 0.81 Mk.) mit 4.86 Milliarden Mk. be. iffern. 

Die den kleineren verbündeten Staaten der Ententemächte 
von letzteren erteilten Vorschüsse kommen als in den Kriegs- 
schulden derselben schon enthalten für die Gesamtrechnung 
nicht in Anschlag. Ebenso können die von den kleineren Mäch- 
ten selbst aufgenommenen Anleihen wohl außer Betracht bleiben. 

Die Anleihen sämtlicher kriegführenden 
Staaten einschließlich der von ihnen bei den Notenbanken 
in Anspruch genommenen Kredite dürften also mit Ende 1915 
nach unserer beiläufigen Berechnung einen Gesamtbetrag 
von 128686 Mill. Mark erreicht haben, wovon nur 
etwa 44843 Mill. Mk. auf die verbündeten Zentralmächte, 
dagegen 83 843 Mill. Mk. auf die gegnerischen Verbandsmächte 
entfallen. In Wahrheit dürften die tatsächlichen Kriegskosten 
diese Summen auf beiden Seiten in wenn auch kaum beträcht- 
lichem Maße übersteigen. Von den gesamten Kriegsschulden ent- 
fallen auf die Zentralmächte ca. 34.85 %, auf die Verbandsmächte 
65.15% 82). Dieses Verhältnis der durch den Krieg bewirkten 


82) Siehe die abweichende Berechnung Stephan Jacobis in seinem 
Aufsatze: »Die StaatssChulden des ersten Kriegsjahrese (für die Zeit vom August 
1914 bis Ende Juli 1915) im Bankarchiv vom 1.X. 1915 XV. Jahrgang Nr. ı. 
S. I5. 
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finanziellen Belastung spricht wohl mehr als alles andere für die 
Haltlosigkeit der stets von unseren Gegnern insbes. im Anfange des 
Krieges so gerne gebrauchten hoffnungsvollen Phrase, daß bei 
den Mittelmächten, abgesehen von dem Aushungerungsphantome, 
zuerst ein Zustand finanzieller Entkräftung eintreten werde. 
In fast doppelt so raschem Maß steigt die finanzielle Belastung 
unserer Gegner und insbes. Englands, während zugleich ihr poli- 
tisches wie wirtschaftliches Prestige in unaufhaltsamem Sinken 
begriffen ist 8). 

Im allgemeinen hat sich, was in der Natur der Sache ge- 
legen, eine allmähliche Steigerung der Kriegskosten im Verlaufe 
der Kriegsdauer ergeben, einerseits durch die Erhöhung der 
Rohstoffpreise wie überhaupt der gesamten Kriegsartikel, 
andererseits durch die preissteigernde Wirkung der Valuta- 
entwertung, die in verschieden hohem Grade bei den einzelnen 


83) Bei Berücksichtigung des ersten Halbjahres 1916, also bis 30. VI. 1916 
dürften sich nach einer bloß summarischen Berechnung etwa folgende’Aenderungen 
an den obigen Ziffern der für die einzelnen Staaten angesetzten Kriegsschulden 
(im Sinne von Minimalbeträgen) ergeben: | 

A) Deutschland: einschließlich der Ergebnisse der IV. Kriegsanleihe 
per ıo 712 Millionen Mark, insgesamt etwa 40 Milliarden Mark (davon 36 457 
Millionen Mark konsolidiert in langfristigen Kriegsanleihen). 

Oesterreich-Ungarn: einschließlich der IV. Kriegsanleihe und 
aller kurzfristigen Verbindlichkeiten ca. 31 286.7 Millionen Kronen (davon in 
längerfristigen Kriegsanleihen 19 880 Millionen Kronen) oder 26 514 Millionen 
Mark. 

Die Mittelmächte zusammen: 66 514 Millionen Mark. 

B) Vierverbandsmächte: 

England: einschließlich der von Asquith im Februar 1916 eingebrachten 
neuen Kreditvorlage (420 Millionen Pfund) kann man die gesamten Kriegs- 
kredite bis 30. VI. 1916 auf mindestens etwa 2032 Millionen Pfund oder 4I 453 
Millionen Mark (davon ca. die Hälfte konsolidiert) schätzen. 

Frankreich: einschließlich aller kurzfristigen Verbindlichkeiten ca. 
36 Milliarden Franken (davon ca. 13%, konsolidiert, 221, Milliarden Franken 
schwebend) oder 29 268 Millionen Mark. 

Rußland: einschließlich einer IV. inneren Anleihe von 2 Milliarden R., 
kurzfristiger Kreditaufnahmen (Reichsrenteiobligationen) und mehrfacher 
Kreditbewilligungen in Japan und Amerika ca. ı5 Milliarden R. oder 30 900 
Millionen Mark. 

Italien: einschließlich der III. Kriegsanleihe per ca. 2.2 Milliarden Lr. 
und einer weiteren Schatzscheinemission per ca. 2 Milliarden, zusammen etwa 
10.2 Milliarden Lr. oder 8262 Millionen Mark. 

Sämtliche Vierverbandsmächte zusammen: 109883 Mil- 
lionen Mark. 

Sämtliche kriegführende Staaten zusammen: 176397 Mil- 
lıonen Mark (als Minimalgrenze), davon entfallen auf die Mittelmächte 37.71 9,, 
auf die Verbandsmächte 62,29 % 
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kriegführenden Staaten eingetreten ist, dann durch die all- 
mähliche Steigerung der Kosten für Invaliden, Witwen- und 
Waisenfürsorge, Unterstützungskosten für die Familien der Ein- 
gerückten usf., endlich durch die mit der Erweiterung des 
Weltkrieges auf andere Staaten entstandene Notwendigkeit auch 
diese mit Vorschüssen zu unterstützen. Die gesamten Kosten 
des Weltkrieges wurden so in den letzten Monaten bereits auf 
beiläufig 250 Mill. Mk. pro Tag (ca. 300 Mill. K.) oder 7%, Mil- 
liarden Mk. (ca. ọ Milliarden K.) pro Monat geschätzt, wovon 
nach obigem Verhältnis fast genau 4, auf die Mittelmächte, 
%, auf die Vierverbandsstaaten entfallen. 

In allen diesen Beziehungen sind wir natürlich nur auf an- 
nähernde Schätzungen angewiesen, nur in den gröbsten Um- 
rissen läßt sich heute ein Bild der durch den Weltkrieg für den 
gesamten europäischen Kontinent herbeigeführten finanziellen 
und volkswirtschaftlichen Umwälzungen gewinnen, erst eine 
spätere Wirtschaftsgeschichte der Kriegszeit wird vielleicht mit 
größeren Wahrheitskautelen ein objektives Bild der gesamten 
Kriegskosten und ihrer Verteilung auf die kriegführenden Staa- 
ten zu zeichnen vermögen, wird, nachdem das Schwert zur 
Ruhe gekommen, die nüchterne Rechnung des Krieges aufstellen. 

Nicht in den Verschuldungsziffern an sich und ihrer verschie- 
denen Höhe wird man das entscheidende Kriterium für die wirt- 
schaftlichen Zukunftsaussichten der einzelnen Völker zu er- 
blicken haben, sondern in der Erholungsfähigkeit 
ihrer Volkswirtschaften, in ihrer Organisationskraft, 
in ihrer Fähigkeit, sich neuen Lebensverhältnissen anzupassen, 
Handel und Betrieb nach neuen Entwicklungsmöglichkeiten zu 
orientieren und so an Stelle zerstörter oder abgestorbener Wirt- 
'schaftszweige neue Beziehungen und Tätigkeitsgebiete zu setzen. 
Nicht der jetzt so häufig erhobene Ruf nach spartanischer Spar- 
samkeit und Enthaltsamkeit als den äußeren Zeichen einer Wirt- 
schaftseinschränkung scheint mir da, so sehr er für die Kriegszeit 
seine Berechtigung haben mag, auch für die Zukunft eine 
genügende oder überhaupt die richtige Losung zu sein, sondern 
in erster Linie der Aufruf zu energischer, zielbewußter und zu- 
sammengreifender Arbeit des ganzen Volkes, welche den wirt- 
schaftlichen, aber auch den inneren und äußeren Lebensprozeß 
erhöht und erweitert. Sie fordert von selbst die Einordnung 
einseitiger Sonderinteressen unter die Ziele der staatlichen Ge- 
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samtheit. An Stelle der Kriegsausgaben werden außer den Kosten 
für den weiteren Ausbau der Wehrmacht insbes. die Ausgaben für 
die Regenerierung des Wirtschaftslebens, aber auch für die gei- 
stig-kulturelle Fortentwicklung eine erhöhte Bedeutung erlangen, 
die während des Krieges stark zurücktreten mußten. Je reicher 
und rascher dieser Umsatzprozeß und mit ihm die volkswirtschaft- 
liche Kapitalbildung sich vollzieht, desto mehr wird die in den 
Formen des Rentenkredites konsolidierte Kriegsschuld der dann 
auch erhöhten Spannkraft des Staatskredites entsprechen und 
mit ihrem Zinsendienste nicht mehr als drückende oder zur Ein- 
schränkung zwingende Last empfunden werden. 

Letzten Endes liegt also in der gesunden physischen und 
geistigen Kraft eines Volkes das Geheimnis und die Bürgschaft 
seiner wirtschaftlichen Zukunft. Der Krieg hat diese Kraft gerade 
bei den Völkern Deutschlands und Oesterreich-Ungarns infolge 
ihrer teilweisen Isolierung vom Weltverkehr aufs höchste ange- 
spannt und gestählt und damit selbst die Grundlagen für einen 
starken wirtschaftlichen Bau der Zukunft geschaffen. So dürfen 
wir denn auch vom volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte frohen 
Mutes in die Zukunft blicken; wo deutscher Geist und deutsche 
Arbeits- und Organisationskraft walten, werden auch die höchsten 
Einsätze an Geld und Gut ihre reichen Früchte tragen. 
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FRANZ EULENBURG. 


Niemals hat die Nationalökonomie vor größeren Aufgaben ge- 
standen wie gegenwärtig. Als Ursachen und als Mittel, als Wirkungen 
und als Ziel des Krieges treten uns die wirtschaftlichen Fragen ent- 
gegen. Niemals auch ist in Laienkreisen so viel von den Dingen ge- 
sprochen, ist so lebhaft ihr Nachdenken darauf gerichtet gewesen. 
Man kann nicht behaupten, daß von Anfang an die Wissenschaft den 
Forderungen gerecht geworden sei. Die amtlichen Denkschriften 
sind ausschließlich von diesen Dingen angefüllt. Dem entspricht bis 
zu einem gewissen Grade der Umfang der Literatur, die seit dem 
Kriege entstanden ist. Sie ist bereits gegenwärtig recht groß. Dieses 
Archiv hatte zuerst besondere Hefte der Kriegswirtschaft gewidmet. 
Noch überwiegen die Gelegenheitsvorträge, die sich den dankbaren 
Stoff nicht entgehen lassen und aufklärend bzw. begeisternd wirken 
sollen. Aber man geht doch auch bereits selbständig wissenschaftlich 
zu Werke, den Stoff sammelnd und darstellend, einzelne Probleme 
herausgreifend. Es wird freilich erst nach Beendigung des Krieges 
möglich sein, ein unbefangenes Urteil über die Dinge abzugeben. 
Dazu sind heute die Verhältnisse zu sehr im Fluß, die Maßnahmen 
viel zu wechselnd und unbeständig, die Aenderungen zu mannigfach, 
zu wenig objektive Ruhe ist vorhanden. Trotzdem behalten auch 
die gegenwärtigen Niederschriften, gerade weil sie aus der Zeit geboren 
sind, ihren großen Wert. Manches, was unmittelbar aus dem Erleben 
selbst geflossen ist, würde der späteren Erfassung sonst entgehen. 

Der Referent hat bald nach Ausbruch des Krieges mit den sehr 
bescheidenen Mitteln einer privaten Stiftung an der Universität 
Leipzig ein Archiv für Wirtschaft und Soziologie 
des Krieges ins Leben gerufen, in dem systematisch vor allem 
aus den Zeitungen des In- und Auslandes die Nachrichten gesammelt 
werden. Der Apparat ist in den 22 Monaten des Krieges bereits auf 
etwa 50000 Blatt angewachsen. Die Gesamtheit des Materiales ergibt 
ein sehr vielseitiges und in mancher Hinsicht auch vollständiges Bild 
der Vorgänge besonders auch des Auslandes, des neutralen wie des 
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feindlichen. Es stellt eine notwendige Stoffsammlung dar, die später 
Verwendung finden wird. Wenn man täglich mit diesen Dingen zu 
tun hat und aus verschiedenartigen, zum Teil auch fremden Quellen 
seine Anschauung bilden kann, so weicht natürlich in manchen Punk- 
ten die Auffassung von der allgemein herrschenden ab. Es scheint 
mir darum angebracht, dem auch in diesem Bericht Ausdruck zu geben 
und ihn kritisch abzufassen. Bei den strittigen Fragen wird 
darum länger verweilt werden. Der Legendenbildung soll nach Mög- 
lichkeit gesteuert werden. Denn auch in einer Zeit wie der gegen- 
wärtigen — und in dieser vielleicht noch mehr wie sonst — hat die 
Wissenschaft nur die eine Pflicht, der Wahrheit zu dienen. Je besser 
sie das tut und je unbefangener ihr Urteil auch über schwebende 
Tagesfragen ausfällt, um so größere Dienste kann sie der Allgemein- 
heit leisten. 

Um den großen Stoff der Literatur unterzubringen, teilen wir 
ihn in fünf vorläufige Kategorien: a) Prinzipielles zur »Kriegswirt- 
schaftslehre«. Theorie und Systematik (S. 303); b) Deutsches Wirt- 
schaftsleben im allgemeinen (S.3i8); c) Einzelne Gebiete (S. 327); 
d) Geldwesen und Finanzen (S. 331); e) Ausland (S. 338). 


a) Prinzipielles zur »Kriegswirtschaftslehre«, Theorie 
und Systematik. 


Edgar Jaffe, Volkswirtschaft und Krieg. Tübingen 1915, J. C. B. Mohr. 
30 S. 

Wilhelm Jerusalem, Der Krieg im Lichte der Gesellschaftslehre. 
Stuttgart 1915, Ferdinand Enke. 116 S. 

Hermann Levy, Vorratswirtschaft und Volkswirtschaft. Berlin 1915, 
Julius Springer. VII, 59 S. 

Georg von Mayr, Volkswirtschaft, Weltwirtschaft, Kriegswirtschaft. 
Berlin-Leipzig, 1915, Walter Rotschild. 69 S. 

Johann Plenge, Der Krieg und die Volkswirtschaft (Kriegsvorträge 
der Universität Münster i. W.). Münster 1915, Borgmeyer & Co. 200 S. 

Otto Prange, Deutschlands Volkswirtschaft nach dem Kriege. Forde- 
rungen zur Sicherung deutscher Volkswirtschaft gegen West und Ost. 
Berlin 1915, Puttkammer & Mühlbrecht. 169 S. 

Ferdinand Schmid, Kriegswirtschaftsichre. Leipzig 1915, Veit & Co. 
150 S. 


Kriegswirtschaftslehre — hier stock ich schon. Gibt es die über- 
haupt? Kann es die überhaupt geben? Wirtschaft im Kriege — 
soviel man will. Aber eine neue Sonderdisziplin, die »Kriegswirt- 
schaftslehre«? Nein und ja — je nachdem, was man darunter ver- 
steht. 

Will man Ernst mit dem Versuche machen, so ist eine Begriffs- 
bestimmung unentbehrlich, die diesen Gegenstand von den übrigen 
Wirtschaftswissenschaften trennt. Es liegt bisher, soweit ich sehe, 
nur der eine Versuch von Neurath vor, den Begriff einer Sonder- 
disziplin zu schaffen: sie habe die Vorteile und Nachteile, die der 
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Krieg hervorrufe, zu erforschen Aber im Ernste wird man mit dieser 
Definition nicht das Geringste anzufangen vermögen Was ist das 
überhaupt für eine seltsame Wissenschaftsmethode, die Nutzen und 
Schaden einer Sache zum Unterscheidungsprinzip einer Disziplin 
macht. Es erinnert das einigermaßen an die alten Natursammler, 
die auch die Kräuter in nützliche und schädliche einteilten. Wenn 
das das Ergebnis einer subjektiven Wertlehre sein sollte, so wäre sie 
wirklich von Uebel. Oder werden wir vielleicht künftig auch Krisen 
und Konjunkturen unter dem Gesichtspunkte des Nutzens und Scha- 
dens betrachten? Gerade auf die Zusammenhänge mit dem 
normalen Ablauf kommt es in erster Linie an, nicht auf die isolierte 
Betrachtung des einzelnen Ereignisses außerhalb des Zusammen- 
hanges. Eine Schilderung der Kriegswirtschaft ohne eine solche 
der Friedenswirtschaft halte ich in keinem Punkte für möglich. Der 
Vorschlag von Neurath ist als verfehlt abzulehnen. 

Um eine Sonderdisziplin herauszuschälen, müßten spezifische 
Merkmale vorhanden sein, die die Erscheinungen von den anderen 
trennten. Solche gibt es aber nicht. Denn die Hervorbringung 
gleicher Erscheinungen durch verschiedene Ursachen genügt 
nicht, um schon eine eigene »Lehre« zu schaffen. Die Aetiologie ist 
zum Einteilungsprinzip ungeeignet Es müßte sich dabei vielmehr 
um qualitative Merkmale handeln. Wo sollen die vorhanden 
sein? Hat die Kriegssozialpolitik etwas Neues bezüglich Arbeits- 
losigkeit, Invalidität, Arbeitsbeschaffung, Angehörigenfürsorge hervor- 
gebracht? Sind dieseim Prinzip von den gleichen Erscheinungen, 
die aus anderen Ursachen entstanden sind, unterschieden ? Ich denke 
nicht. Daß es eine besondere Kriegswirtschaftstheorie nicht geben 
kann, muß aber noch besonders hervorgehoben werden. Oder ist 
die Preisbildung etwa im Kriege prinzipiell anders als im Frieden ? 
Im Gegenteil. Es sind so entsetzlich viele Irrtümer und Fehlgriffe 
begangen worden, weil man die Preisgesetze eben nicht beachtete 
oder nicht verstand, sondern glaubte, ohne deren Berücksichtigung 
die Maßnahmen treffen zu können. Vielmehr handelt es sich bei alle- 
dem nur um Spezialfälle, die schwieriger liegen, weil die Bedingungen 
nicht leicht zu übersehen waren. Aber nicht etwa um besondere 
»Kriegspreisbildungsgesetze«, die es gar nicht gibt. 

Die deutsche Sprache hat den seltenen Vorzug, Zusammensetzungs- 
worte bilden zu können. Das ist ihre besondere Bildungsfähigkeit 
und Vielseitigkeit. Aber es bringt nun die Gefahr mit sich, diese 
neuen Wortbildungen auch für neue Wesenheiten zu halten 
und aus dem neuen Worte auch einen neuen Begriff zu machen. Das 
ist verfehlt und unzulässig. Dadurch, daß man das Wort »Kriegs- 
gewerbepolitik« und »Kriegsagrarwesen«, »Kriegslandvverkehrstarife« 
oder »Kriegswertlehre« bildet, haben wir noch keine neuen Sach- 
inhalte und Begriffe, die etwa mit der entsprechenden »Friedens- 
gewerbepolitik« und »Friedenswertlehre« ir Parallele gesetzt werden 
könnten. Ich finde, das alles ist doch ziemlicher Wortunfug. Die 
Bildung der konträren Wortzusammensetzungen zeigt die Un- 
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möglichkeit des ganzen Vorgehens. Als wenn künftig etwa eine be- 
sondere »Friedenslandwirtschaft« der »Kriegslandwirtschaft«e ent- 
gegengesetzt werden könnte. Ich möchte mithin die Möglichkeit 
einer besonderen neuen »Disziplin« zunächst ablehnen, und sträube 
mich darum sogar gegen das Wort »Kriegswirtschaftslehre«, das so 
leicht einem Mißverständnis unterliegen könnte. Das schließt durch- 
aus nicht aus, daß wir uns künftig intensiver mit diesen Erscheinungen 
abgeben, weil wir durch den Krieg dieser Notwendigkeit nähergetreten 
sind und weil uns tatsächlich sehr viel neue Probleme begegnen. Es 
schließt erst recht nicht aus, daß unsere theoretischen Vorstellungen 
in vielen Punkten eine Erweiterung und Vertiefung erfahren, die wir 
künftig berücksichtigen müssen. Der theoretische Gedanke der 
sisolierten Wirtschaft« hat ja zum Teil Verwirklichung gefunden 
und wird darum noch näher zu untersuchen sein. Ebenso sind der 
praktischen Verwaltungspolitik eine Reihe ganz neuer Aufgaben er- 
wachsen, die auch wissenschaftliche und theoretische Behandlung 
verlangen. Es wird daher vor allem der Verwaltungslehre ein weites 
Erfahrungsgebiet mit einem sehr wichtigen Aufgabenkreis ange- 
gliedert werden. Nur in diesem Sinne kann man von einer beson- 
deren »Kr’egswirtschaftslehre« sprechen, im theoretischen Sinne müs- 
sen wir davon Abstand nehmen. 

Unter diesem Gesichtspunkte wenden wir uns zunächst der 
Literatur über Theorie und Systematik zu. 

Den Versuch einer Systematik der neuen »Kriegswirtschafts- 
lehre«e macht Georg von Mayr. Er stellt die drei Formen der 
Volks-, der Welt- und der Kriegswirtschaft auf eine Stufe und will 
letztere als pathologische Form von den beiden anderen unterscheiden. 
Kriegswirtschaft sei eine gesellschaftlich-wirtschaftliche Neugestal- 
tung. Wie die Weltwirtschaft eine Erweiterung der nationalen Wirt- 
schaft nach der einen Seite bedeute, so die Kriegswirtschaft eine 
Verengerung der nationalen Wirtschaft nach der anderen. Ihr Unter- 
schied von der Friedenswirtschaft sei einmal die Eigenart des 
"Gebietes durch Besetzung von Feindesland, sodann das Eingreifen 
der staatlichen Macht. Die theoretische Kriegsnationalökonomie 
werde dabei in einer grundlegenden Einleitung im allgemeinen die 
Besonderheiten der volks- und weltwirtschaftlichen Kriegserscheinun- 
gen zu gedenken haben: so z. B. die Grundbegriffe »Bedürfnis«, »Guts, 
»Preise. Dieser Gedankengang erscheint mir nun im Prinzip ganz 
unvollziehbar. Die Kriegswirtschaft ist neben der Volkswirtschaft 
von gar keiner selbständigen Bedeutung. Es ist schon hervorgehoben, 
daß z. B. die Preisbildung im Kriege nicht auf einer anderen Basis 
steht als im Frieden. Ebenso gibt es keine besondere Kriegseinkom- 
menslehre oder Kriegssteuerlehre, keine Gesetze der Kriegsproduktion 
oder Kriegszirkulation. Jene Mayrschen Sätze aussprechen, heißt 
m. E. bereits die Unmöglichkeit der These einsehen. Seit wann hat 
die Volkswirtschaftspolitik es mit einem bestimmt abgegrenzten 
Gebiete zu tun und erleidet durch Veränderung des Wirtschafts- 
gebietes eine prinzipielle Aenderung? Seit wann hat andererseits 
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das Maß des staatlichen Eingreifens eine prinzipielle Aenderung der 
Auffassung zufolge? Und was endlich ist das für eine seltsame 
Theorie, die die Besonderheiten, die aus bestimmten Ursachen 
sich ergeben, zum Grundstein eines Systems macht? Die Theorie 
der Arbeit und der Arbeitsteilung erleidet doch darum keine beson- 
dere Ausgestaltung, weil eine sonst männliche Arbeit einmal praktisch 
von einer Frau übernommen wird, oder weil mehrere Funktionen. 
jetzt von einer einzelnen Person ausgeübt werden müssen. Doch 
ich mag bei Einzelheiten nicht verweilen. Der Gedanke ist eben schon 
im Ausgangspunkte irrig, und das wiederholt sich dann, wenn man 
an die nähere Ausführung geht. Es wird künftig gewiß bei allen Er- 
örterungen der Nationalökonomie, auch der theoretischen Teile, 
auf die besonderen Erscheinungen des Krieges hingewiesen werden 
und manche Anregung ist für die Theorie daraus zu entnehmen. Aber 
nie und nimmer ergibt sich daraus eine eigene Kriegswirtschafts- 
theorie! 

Die Systematik, die v. Mayr nun unternimmt, um die verschie- 
denen Erscheinungen unterzubringen, ist ganz lehrreich und inter- 
essant. Aber sie ist doch eben im Ausgangspunkt nicht zutreffend, 
so anerkennenswert die geistige Frische auch ist, mit der der Ver- 
fasser in seinem Alter sich auf diese neue Materie wirft. Neben der 
theoretischen komme die praktische Kriegsnationalökonomie, als. 
die Lehre von den Rückwirkungen des Krieges, auf die eigene nationale 
Volkswirtschaft in Betracht. Sie behandele die einzelnen bekannten 
Teile unter dem Gesichtspunkte des Krieges — Landwirtschatt, 
Industrie, Handel und Verkehrswesen, Geld und Kredit, Konsumtion. 
Die Kriegsfinanzwissenschaft habe sowohl die Lehre von der Finan- 
zierung des Kriegsunternehmens, als auch die Lehre vom Einfluß 
des Krieges auf die Gestaltung des öffentlichen Haushaltes,' die 
Kriegssozialpolitik sowohl die sozialpolitischen Sondererscheinungen 
im Kriege als auch den Einfluß des Krieges auf Gestaltung und 
Anpassung der Friedenssozialpolitik darzustellen. So ergibt sich 
ein wohlgegliedertes Sonderfach der Kriegswirtschattslehre. Mir 
scheint, daß ein solches Sonderfach, das in jedem Kapitel den Zu- 
sammenhang mit den sonstigen normalen Verhältnissen außer acht 
ließe, bald unsagbar steril werden würde. Denn es müßte sich mit 
der Schilderung einmaliger Erfahrungen des letzten Krieges begnügen. 
Oder es müßt: nach der antiquarischen Methode alle mögliche Daten 
aus den verschiedensten Zeiten zusammentragen, wie das Herr Neu- 
rath in seinen verschiedenen Aufsätzen wirklich tut. Das ist ja keine 
Wissenschaft mehr. | 

Was nach alledem übrig bleibt, ist eine praktische Ver- 
waltungslehre der »wirtschaftlichen Maßnah- 
men aus Anlaß des Kriegs« wie es in der amtlichen. 
Denkschrift zwar nicht elegant, aber durchaus zutreffend heißt. Aut 
eine Systematik jener praktischen Verwaltungslehre läuft letzthin 
alles hinaus, was bisher zur Theorie beigesteuert worden ist, wenn 
man von dem mißglückten Versuche Neuraths absieht. Darum ist 
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auch das Urteil v. Mayrs über das Buch von Schmid nicht zutreffend. 
Er meint, es sei eine Sammlung wertvoller Beiträge zur praktischen, 
weniger zur theoretischen Kriegswirtschaftslehre. Aber letztere gibt 
es eben nicht. Es wird sich entweder um Darstellung solcher prak- 
tischen Maßnahmen und deren Konsequenzen handeln oder um Schil- 
derung des Zustandes der Wirtschaft unter der Wirkung eines ein- 
maligen Ereignisses, wie es der Krieg darstellt. 

In die erstere Kategorie gehört das Buch von Ferdinand S ch mid, 
das unter diesem Gesichtspunkte zu beurteilen ist. Der Titel scheint 
mir nicht ganz passend. Schmid hätte es»Verwaltungslehre 
der Wirtschaft im Kriege« nennen können. Diese Be- 
zeichnung ist ihm aber wohl zu umständlich gewesen, und er hat darum 
das populäre Wort gebraucht. Alles das, was hier in lichtvoller Weise 
behandelt wird, ist eine Sache der Verwaltungswissen- 
schaft. Diese kann sehr wohl systematisch vorgehen und wird 
künftig ein besonderes Kapitel dem Kriege zu widmen haben. An 
sich gehört ja mehr hinein als bloß wirtschaftliche Fragen. Denn 
auch die gesundheitlichen Probleme, wie die technischen müßten 
dort behandelt werden, soweit sie durch den Krieg eine besondere 
Modifikation erleiden. Das Schmid’sche Buch bedeutet gerade für 
die Systematik der wirtschaftlichen Kriegsverwaltung einen wichtigen 
Beitrag. Schmid ist auf diesem Gebiete ja kein Neuling; er hatte 
vordem bereits die wirtschaftliche Heeresverwaltung des Kaiser- 
staates dargestellt. Als erste systematische Zusammenfassung der 
Materie ist darum auch dieses Buch zu begrüßen. Es behandelt die 
Heeresverwaltungslehre, die Finanzwissenschaft, die Kriegswirt- 
schaftspolitik. Das letzte Kapitel ist natürlich am ausführlichsten 
und enthält Geld- und Zahlungverkehr, Volksernährung, wirtschaft- 
liche Lage einzelner Erwerbskreise, Verkehrswesen, Arbeiter und 
Angestellte, Versicherungswesen. Die Maßnahmen, die auf den ein- 
zelnen Gebieten befolgt wurden, werden in zusammenfassender und 
systematischer: Weise vorgeführt. Es ist ein trefflicher und zuver- 
lässiger Leitfaden über diese weitschichtigen Gebiete. Der Verfasser 
kennt die frühere Literatur über den Gegenstand und weiß sie unter 
allgemeinen Gesichtspunkten für die Gegenwart fruchtbar zu machen. 
Wir haben diese umfassende Gesamtdarstellung zur »Theorie und 
Systematik« gerechnet; nicht nur, weil sie sich selbst als Lehre be- 
zeichnet, sondern auch, weil hier eine systematische Zusammenfas- 
sung des Stoffes versucht wird. Bei einer zweiten Auflage wäre die 
Zufügung eines Sachregisters und vielleicht eine weitere Untertei- 
lung des tünften Kapitels wünschenswert. Das Buch würde dadurch 
an Verbreitung nur gewinnen. 

In die zweite Kategorie, die Schilderung der wirtschaftlichen 
Zustände, gehört die Schrift von Plenge. Sie unterscheidet sich 
von den meisten anderen Bearbeitungen des Gegenstandes dadurch, 
daß sie wirklich de wirtschaftlichen Vorgänge während 
des Krieges erfaßt, nicht wie die Mehrzahl der Verfasser nur die 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen erörtert. Es ist ja eine 
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Eigentümlichkeit so ziemlich der ganzen wirtschaftlichen Kriegs- 
literatur, daß eine seltsame Verwechslung von Wirtschaft und Wirt- 
schaftspolitik Platz gegriffen hat. Als wenn mit Schilderung der poli- 
tischen Maßnahmen auch das Wirtschaften selbst irgendwie erfaßt 
werden könne! Plenge hat im Unterschied dazu wirklich die prin- 
zipiellen Aenderungen, die durch den Krieg eingetreten sind, im Auge. 
Er behandelt sie mit Sachkenntnis und mit Uebersehen des Ganzen. 
In seinem Buche »von der Diskontopolitik zur Herrschaft über den 
Geldmarkt« hatte er sich ja mit der Frage der finanziellen Kriegs- 
rüstung eingehend befaßt und diese Beschäftigung ist ihm jetzt von 
Nutzen gewesen. Es können von dem Inhalt des lesenswerten Buches 
hier nur einige Punkte hervorgehoben werden. Die Io Kapitel tragen 
die Ueberschrift: I. Der Krieg und die Weltgeschichte. II. Der Wirt- 
schaftskrieg. III. Die Weltwirtschaft unter der Wirkung des Krieges. 
IV. Der Krieg als Wirtschaftserscheinung. V. Der erste Stoß des 
Krieges. VI. Der Uebergang zum geschlossenen Handelsstaat. 
VII. Der Krieg als Konjunkturerscheinung. VIII. Der Krieg als Ver- 
waltungsaufgabe. IX. Die volkswirtschaftlichen Friedensbedingungen. 
X. Unsere Zukunft. 

Plenge schildert einleitenderweise die Bedeutung des Krieges 
für die Wirtschaft: »Krieg erzeuge Wirtschaft, Wirtschaft Krieg«; 
sodann die Art des Geschäftskrieges, der vor allem von England in 
Szene gesetzt werde. Durch den Ausbruch des Krieges seien dann in 
der ganzen Weltwirtschaft die entscheidensten Aenderungen einge- 
treten, — infolge der Panik, der Stockung des Handels, der Verlän- 
gerung des Moratoriums, unter dem auch England schon durch die 
Immobilisierung der Bankguthaben leiden müsse. Für die Zukunft 
werde vor allem das Fehlen des Kapitals die. Weltwirtschaft auf 
Jahre stören. Der Krieg selbst sei auf der einen Seite ein Vernichter 
von Menschen, von Boden, von Produktivkräften, auf der anderen 
Seite aber ein großer Konsument durch Lieferungen aus der einhei- 
mischen Volkswirtschaft, durch Requisitionen und durch die Liebes- 
gaben, die zum Teil in überwiegend verschwenderischer Weise ge- 
schehen seien. Den ersten Stoß des Krieges hatte das Kreditwesen 
auszuhalten; er ist dank der Kriegsrüstung der Geldinstitute glänzend 
pariert worden. Den Uebergang zum »geschlossenen Handelsstaat« 
habe unsere Volkswirtschaft dank der gerade noch genügenden land- 
wirtschaftlichen Basis und seiner auf reichlichem Vorkommen von 
Kohle und Eisen beruhenden Industrie, dank der Durchdringung 
beider mit demselben wissenschaftlichen Geist durchführen können. 
Zu den nationalen Produktivkräften kamen die versteckten volks- 
wirtschaftlichen Reserven an Land, an Menschenmaterial, an Ma- 
schinen hinzu, die durch eine zweckentsprechende Verwendung frucht- 
bar gemacht wurden (Materialreserven, Ausfuhrverbote, Verdrängung 
entbehrlichen Bedarfes, Ersatzverwendung, Altmaterialien, Erhaltung, 
Verbrauchserspamis, Gebrauchsverlängerung). Das Wunder der An- 
passung durch die Organisation sei die Folge des Zusammenwirkens 
von Staatsorganen und sachverständigen Fachorganen im Geiste 
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des Gremeininteresses. »Wir mußten, ob wir wollten oder nicht, in 
den geschlossenen Handelsstaat Fichtes hinein und wir haben ihn in 
seiner Grundanschauung zu der höchsten Verwirklichung des Hegel- 
schen Staatsgedankens ausgebaut« (S. 96). Plenge beleuchtet dann 
den Konjunkturcharakter für die einzelnen Zweige des Wirtschafts- 
lebens, die Aenderungen vor allem auf dem Kohlenmarkt durch Ver- 
änderung der Transportwege. Die nahe Verbindung unserer Banken 
mit Handel und Industrie sei ein starker Rückhalt für den unge- 
störten Fortgang des Geschäftsverkehrs gewesen. 

Zwar müsse die Freiheit und der freiwillige Zusammenschluß 
der Krätte die Hauptsache bleiben und auch nach dem Kriege sei 
zur Erzielung einer höchstmöglichen Leistung ein Maximum von 
Freiheit nötig. Der Verwaltung stünden im Frieden wesentlich nur 
zusammenfassende und ausgleichende Aufgaben zu. Im Kriege aber 
sei ein weiteres Eingreifen dieser unentbehrlich. Vier Grundsätze 
müßten dabei beachtet werden (S. 141): der des vorübergehenden 
Eingriffes, der der geringsten Störung, der der geringstmöglichen 
Neuorganisation, der der Einheitlichkeit aller Maßnahmen. Wenn 
man auch den volkswirtschaftlichen Generalstab getrost hätte ent- 
behren können, weil er doch die Dinge kaum richtig vorbereitet hätte, 
so sei das für die Zukunft doch etwas anderes. Die Volkswirtschaft 
habe zwar in allen ihren Teilen selbständig zu bleiben. Es komme 
aber darauf an, diese selbständigen Teilorgane in ihrem frischen Eigen- 
leben planmäßig zu vereinigen. So wachse der Zusammenschluß 
aller unserer Organisationen zum volkswirtschaftlichen Generalstab 
als Lebensgebilde von innerer Notwendigkeit aus dem gesunden Geist 
unserer Wirtschaftsverfassung von selbst heraus. Wir seien durch 
den Krieg mehr wie bisher eine sozialistische Gesellschaft geworden: 
das ist eine solche der »vollbewußten Gestaltung zur höchsten Kraft 
und Gesundheit«. 

Die beiden letzten Kapitel sind Zukunftsfragen gewidmet. Die 
volkswirtschaftlichen Friedensbedingungen stellt Plenge zum Teil 
ım Anschluß an die bekannte Eingabe der sechs Verbände auf. Wir 
brauchen selber eine Verstärkung der wirtschaftlichen Stellung in 
der Welt und wir brauchen die Befreiung unserer politischen Freunde 
von dem übermäßigen finanziellen Einfluß Frankreichs und Englands 
(S. 182). Das deutsche Volk sei das vorbildliche Volk; unsere Ideen 
werden die Lebensziele der Menschheit bestimmen. Der Uebergang 
zum Frieden sei freilich nicht die Rückkehr zum früheren, sondern 
zu einem ganz neuen Wirtschaftszustand. Denn es werde künftig 
eine stärkere Selbstgenügsamkeit der Staaten eintreten und die Welt- 
wirtschaft zum Teil eine Rückbildung und Verlangsamung erfahren. 
Mit einem Ausblick auf die künttige finanzielle Gestaltung, bei der 
Plenge vor den übereilten Monopolen warnt, und auf den endgültigen 
Sieg Deutschlands schließt die gedankenreiche Schrift. Was sie aus- 
zeichnet, das ist der Versuch, allenthalben die Zusammenhänge der 
wirtschaftlichen Erscheinungen aufzudecken und sie auch theoretisch 
zu durchdringen, wie seine Formulierung der volkswirtschaftliehen 
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Reserven und der Verwaltungsaufgaben zeigt. Auf Auseinander- 
setzungen über Einzelheiten wollen wir an dieser Stelle verzichten, 
so sehr an einzelnen Punkten Anlaß dazu gegeben wäre. Denn das 
Ganze ist doch aus einem Gusse geschrieben und bietet auch für den 
Kenner der Verhältnisse genug der Anregungen. Dabei ist dem Ver- 
fasser kein Vorwurf daraus zu machen, daß manche seiner Voraus- 
sagen nicht in vollem Maße eingetroffen sind. Gerade, weil aber 
Plenge am meisten den Zusammenhang der wirtschaftlichen Er- 
scheinungen übersieht und die Kriegsereignisse in das normale Wirt- 
schaftsleben einordnet, ist ihm am allerwenigsten der Gedanke einer 
eigenen Kriegswirtschaftslehre gekommen. Sie müßte ja den not- 
wendigen Zusammenhang mit dem Normalverlauf des Wirtschafts- 
lebens zerreißen, auf den es in erster Linie mit ankommt. Die zweite 
Auflage ist vermehrt um ein Zusatzkapitel »Zwischen Zukunft und 
Vergangenheit nach 16 Monaten Wirtschaftskriege. Hier finden sich 
auch eine Reihe von prinzipiellen Auseinandersetzungen über Organi- 
sation, staatlichen Zwang und Mitwirkung der einzelnen; sie verlangen 
eine besondere Erwähnung und über sie soll darum lieber noch das 
nächste Mal an dieser Stelle berichtet werden. 

Beachtenswert wegen der prinzipiellen Schlußfolgerung ist auch 
der Vortrag von Jaffe. Er hat vielfach Zustimmung, aber auch 
mannigfachen Widerspruch gefunden, was bei der Stellungnahme des 
Verfassers begreiflich ist. Jaffe schildert zunächst die plötzliche Ein- 
wirkung des Krieges auf die Volkswirtschaft, die außer auf finanziellem 
Gebiete ganz unvorbereitet den neuen Ereignissen gegenüberstand, 
da es an einer vorbeugenden Politik durchaus gefehlt habe. Erst 
nachträglich seien die meisten Maßnahmen extemporiert worden. 
Diese beruhten nun sämtlich auf Ausschaltung des Prinzipes der 
wirtschaftlichen Selbstbestimmung und trügen unverkennbar staats- 
sozialistisches Gepräge. Aber es handle sich dabei nicht um vorüber- 
gehende Schwierigkeiten. Vielmehr werden wir auch in Zukunft 
unsere gesamte Wirtschaftspolitik den veränderten Existenzbedingun- 
gen entsprechend überhaupt umgestalten müssen. Dazu gehöre einmal 
die Errichtung staatlicher Vorratsläger, deren Füllung auf Staatskosten 
oder doch wenigstens unter Staatsaufsicht oder Staatskontrolle zu 
geschehen habe. Sodann müsse sich unsere völkische und wirtschaft- 
liche Expansion möglichst auf solche Länder beschränken, die wir im 
Notfalle durch unsere militärischen Machtmittel direkt oder indirekt 
' erreichen könnten. Mit diesen Ländern würden wir eine Art von 
»geschlossenem Handelsstaat« bilden. Aber auch unser Außenhandel 
werde nicht mehr in der bisherigen planlosen Zersplitterung vor sich 
gehen, sondern er würde einen Teil der auswärtigen Politik zu bilden 
haben: sie könne dadurch an Sicherheit über die gewollten und erreich- 
baren Ziele nur gewinnen. Im Innern unseres ganzen Wirtschaftslebens 
werden ebenfalls neue Formen an Stelle der bisherigen treten. Die 
freie Konkurrenz und das ungehemmte Spiel der wirtschaftlichen 
Kräfte könne das nicht leisten, was wir in Zukunft von ihm verlangen 
müßten. Ebensowenig entspräche es aber in seiner ideologischen Be- 


Literatur über Krieg und Volkswirtschaft. 311 


gründung dem innersten Wesen des deutschen Volkes. Mit und durch 
den Krieg beginne vielmehr eine neue Aera der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung Deutschlands. 

Das Prinzip der wirtschaftlichen Freiheit sei ohnedies schon auf 
allen möglichen Gebieten durchbrochen: teils durch staatliche Ein- 
griffe (Versicherungszwang), teils durch eigene Organisationen, die 
allenthalben im Mittelstand, den Gewerkschaften, den Kartellen, 
den Konsumvereinen sich bildeten. Man habe deren prinzipielle Be- 
deutung bisher nicht richtig eingeschätzt und in ihnen nur Ausnahmen 
von der Regel der wirtschaftlichen Freiheit erblicken wollen. In Wirk- 
lichkeit aber habe das alte Prinzip des Individualismus und der unbe- 
schränkten Freiheit des wirtschaftlichen Lebens seine Tage gehabt. 
Das englische Vorbild sei ja in Deutschland niemals zur vollen Ent- 
taltung gelangt; das reine Geschäftsprinzip sei auch bisher schon viel- 
fach durchbrochen gewesen. Der Genius des deutschen Volkes sei 
eben seine eigenen Bahnen gewandelt. In Zukunft werde das Prinzip 
der Organisation, auf dem die besonderen Fähigkeiten unseres Volkes 
beruhten, noch mehr zur Geltung gelangen. Dadurch werde aber auch 
das siltliche Pathos der Arbeit zu seinem Rechte kommen: Erfüllung 
nationaler Aufgaben und Notwendigkeiten, nicht Befriedigung privaten 
Erwerbstriebes sei die Losung, d. h. aut der einen Seite mehr Arbeit für 
weniger Gewinn, auf deranderen größere Befriedigung für dasgeleistete 
Werk. Wirtschaftsdienst alsStaatsdienstundVolks- 
dienst — das sei die morali;che Grundlage der neuen Ordnung. 
Ansätze dazu seien in den Eisenbahnen, der Reichsbank, der Post- 
verwaltung vorhanden und andere monopolartige Gebilde werden 
schon aus finanziellen Gründen nach dem Kriege folgen müs- 
sen. Dieses Programm decke sich vielfach mit den Forderungen 
mancher politischen Parteien. Die Entfesselung des Erwerbstrie- 
bes im 19. Jahrhundert sei nur ein Uebergangsstadium von alten zu 
neuen Zielsetzungen und Bindungen gewesen. Dieses Ziel aber sei 
ein Zustand der wirtschaftlichen Organisation, in dem alle Glieder 
des Volkes verwachsen seien zu einer organischen Einheit. Das Aus- 
schlaggebende sei nicht die äußere Form des Wirtschaftslebens als 
vielmehr die geänderte Gesinnung. Die alte heute absterbende 
Wirtschaftsordnung sei auf den Gewinn eingestellt gewesen — ge- 
gebenenfalls ohne Rücksicht auf die Leistung. Die neue heraufkom- 
mende gehe auf die Leistung, nötigenfalls auch ohne Rück- 
sicht auf Gewinn. Das aber bedeute das Ende des kapitalistischen 
Wirtschaftssystems, das mit dem neuen Geiste nicht mehr vereinbar 
sei, der da laute: Einer für alle, und alle für einen. 

Das der Inhalt des gedankenreichen Vortrages, der wohl noch 
weiteren Anlaß zur Diskussion geben wird. Ich beschränke mich hier 
auf ganz wenige Bemerkungen. Mir scheint nun freilich die Richtung 
für die nächste Zukunft durchaus nicht in der Weise verlaulen zu 
können, wie Jaffe sie darstellt. Denn auch die Kennzeichen, aut die 
er hinweist, stimmen ja nicht. Es ist ein Unterschied, ob aus der Not- 
wendigkeit der belagerten Festung gewisse Maßnahmen befolgt werden 
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oder ob in den normalen Zeiten des freien Marktes etwas ge- 
schieht, wo diese Notwendigkeiten fortfallen. Ein »Belagerungs- 
kommunismus«, der in der Geschichte sehr oft aufgetreten ist, beweist 
noch gar nichts für die Zeit des Friedens. Hier aber werden die freien 
Kräfte der Wirtschaft das ganze überwältigende Uebergewicht über 
das haben, was auch die straffste Wirtschaftspolitik einstweilen er- 
reichen kann. Mir scheint, daß auch bei Jaffe eine Verwechslung des 
Wirtschaftlichen mit der Wirtschaftspolitik sich findet. Es müßte 
aufgezeigt werden, daß durch den Krieg die Prinzipien des Wirt- 
schaftens selbst eine Aenderung erfahren haben: daß also nicht 
mehr der Großbetrieb, die ganze individualistische Landwirtschaft, 
die notwendige Beschaffung fremder Rohstoffe und Nahrungsmittel 
aus fernen Weltteilen, die Warenherstellung über den einheitlichen 
Markt hinaus, die Richtung der Wirtschaft bestimme, daß also nicht 
mehr Warenzirkulation, sondem Bedarfsdeckung 
das Richtunggebende für die Zukunft sei. Nur dann nämlich könnte 
sich eine Aenderung der Wirtschaftsgesinnung und der Bedarfs- 
befriedigung wirklich durchsetzen. Sonst aber nicht. Ich finde nun 
in keiner Weise, daß durch den Krieg diese Grundlagen unserer auf 
Arbeitsteilung beruhenden Volkswirtschaft auch nur im allermindesten 
getroffen sind. Die landwirtschaftliche Produktion, das wird Jaffe 
wohl zugeben, ist schon während des Krieges von jener prinzipiellen 
Umwandlung der Gesinnung auch nicht im leisesten berührt worden, 
der wirtschaftliche Egoismus ist hier nirgends zurückgedrängt worden. 
Die Exportindustrie, und in Deutschand ist etwa der sechste Teil 
der industriellen Produktion auf den Export angewiesen, kann auch 
künftig nicht unter das neue Prinzip fallen, da das eine internationale 
Regelung der Ausfuhr überhaupt und der Ausschließung der Konkurrenz 
auf dem Weltmarkte voraussetzte. Aber auch nationale Kapitalbil- 
dung wie Bevölkerungsbewegung sind in das neue System einstweilen 
nicht einzubeziehen, sondern vollziehen sich weiter nach der alten 
Weise. Es ist nun ganz unmöglich aus einem System etwa ein Glied 
herauszunehmen, wenn alle entscheidenden Elemente seiner Bildung 
und seines Fortbestandes unberührt bleiben. Das ist jedoch der 
Fall. Dann wird ja am Prinzip des kapitalistischen Systems überhaupt 
gar nichts geändert, da jene Elemente nun einmal die Triebkräfte 
der übrigen Entwicklung sind: es müßte z. B. das Erbrecht prinzipiell 
geändert werden und damit das Familienrecht, wenn sich eine neue 
Wirtschaftsordnung mit anderer Wirtschaftsgesinnung durchsetzen soll. 
Sonst bleibt eben der Familienegoismus mit allen seinen Folgen ein 
treibendes Motiv. Aber auch die modernen Kartelle sind ja aus- 
schließlich geleitet vondem privatwirtschaftlichen Prinzip 
der Betriebsvergrößerung und der Sicherung des Profites — nur daß 
sie das Mittel darin nicht im Wettbewerb, sondern im Beherrschen 
des Marktes erblicken. Andererseits vermag ich mir aber die prin- 
zipielle Hervorbringung einer Leistung ohne Rücksicht auf 
Ueberschüsse für die Zukunft nur dann vorzustellen, wenn wir uns 
dem stationären Zustande nähern. Solange das aber 
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nicht der Fall ist, bleiben Ueberschüsse (»Gewinn«) nötig, um der ver- 
mehrten Bevölkerungsmenge auf der einen Seite Beschäftigung, um 
dem technischen Fortschritt auf der anderen Seite die Möglichkeit 
der Entfaltung zu geben. Zum Prinzip erhoben werden kann also das 
-Jaffesche Programm nicht, selbst wenn der eine oder andere Betrieb 
verstaatlicht und einige Vorbereitungen für die künftige Kriegswirt- 
schaft getroffen werden. Eine prinzipielle Aenderung der treibenden 
Kräfte unserer Wirtschaft bedeutet das in keiner Weise, ob etwa ein 
Tabak- und Spiritusmonopol. vorhanden ist, oder ob ein Teil des 
Bergbaus sich im Besitze des Fiskus befindet. Die neue Gesell- 
schaftsordnung wird sicherlich nicht durch solche äußerlichen Ereig- 
nisse wie ein Krieg herbeigeführt werden, sondern nur durch die 
inneren Kräfte selbst, die ununterbrochen am Werke sind. Nur ist 
es wahrscheinlich, daß der industrielle Konzentrationsprozeß sich 
durch den Krieg weiter beschleunigt, wodurch wohl das Bild der Gesamt- 
wirtschaft allmählich langsam umgestaltet wird. Aenderung aber der 
Wirtschaftspolitik in dem einen oder anderen Punkte 
bedeutet in keiner Weise eine Aenderung der Wirtschaftsgesin- 
nung oder des Wirtschaftsprinzipes. So komme ich also 
in allen wesentlichen Punkten zu der ungefähr entgegengesetzten 
Anschauung wie Jaffe. Es bleibt trotzdem das große Verdienst seines 
Vortrages, all diese Fragen in ansprechender Form zur Diskussion 
gestellt und dadurch auf sehr wichtige Umstände mit Nachdruck 
hingewiesen zu haben. Man wird auf den Vortrag wohl öfters noch 
zurückkommen. 

Zur Theorie, weil auf Zukünftiges gerichtet, rechne ich auch das 
Buch von Levy, das dem Gesamtproblem der Vorratswirtschaft 
gewidmet ist. Soweit ich sehe, hat der Grundgedanke durchgehend 
günstige Aufnahme gefunden und gewiß regt es zum Nachdenken 
an. Levy handelt zunächst über die Abhängigkeit der einzelnen 
Volkswirtschaften voneinander. Die private Vorratssicherung reiche 
für den Kriegsfall bei weitem nicht aus. Bei jener handele es sich nur 
um das Tauschproblem, das in Einfuhr und Ausiuhr seinen Ausdruck 
fände. Aber für den Staat um Ganzes handele es sich um seine Fort- 
existenz. Und die könne für den Falleiner vollständigen Unterbrechung 
nur durch eine Vorratswirtschaft gelöst werden. Es sei eine neue 
Fragestellung: nicht mehr Schaifung nationalen Reichtums an sich, 
sondern Sicherung des wirtschaftlichen Fortbestandes stehe in Frage - 
»Seine Bedeutung lasse sich nicht von Jahr zu Jahr erhärten, noch 
eine gesteigerte Bedeutung ziffernmäßig darlegen, wie sie etwa bel 
der inneren Produktion, bei überseeischen Transportleistungen oder 
bei der Einfuhr und Ausfuhr ohne weiteres erhelle. Es handele sich 
bei der Vorratsanhäufung vielmehr um eine in jedem einzelnen Jahre 
wiederkehrende Belastung des nationalen Reichtums zugunsten einer 
zunächst zeitlich unbestimmten Periode, in welcher der Vorrat dann 
freilich die Sicherung des wirtschaftlichen Fortbestandes bedeuten 
kann! (S. 7). Der Begriff des Reichtums sei eben zu eng. Vielmehr 
sei es das Prinzip der wirtschaftlichen Unabbängigkeit von anderen 
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Staaten, selbst unter Ansetzung weit höherer Kosten für die eigenen 
Bedürfnisse, das im Hinblick auf unvorhergesehene Wechselfälle 
eine Komponente im Wohlstandsbegriff des Staatse bilde. Ich finde, 
man kann das alles viel einfacher ausdrücken, indem man die Vor- 
 ratswirtschaft als eine notwendige volkswirtschaftliche Ver- 
sicherungsprämie für militärische und wirtschaftliche Zwecke 
bezeichnet und als solche bucht. 

Levy behandelt zunächst die Frage des Vorrates der normalen 
Friedensbestände und die Notwendigkeit ihrer Ergänzung aus anderen 
Mitteln; sodann die möglichen Verbrauchsverschiebungen durch 
Anpassung an die vorhandenen Mengen, und die Heranziehung stiller 
Reserven aus den vorhandenen Beständen (etwa Beschlagnahmung 
des Metalls). Aber diese Mittel genügten nicht. Es blieben vielmehr 
drei Aufgaben für die Vorratswirtschaft übrig: die Ermittelung des 
wahrscheinlichen Defizites auf den verschiedenen Gebieten durch 
eine statistische Abteilung, die Berechnung der notwendigen Vor- 
räte für den Gebrauch durch eine volks- und weltwirtschaftliche Ab- 
teilung und die nicht minder schwierige Aufbewahrungsfrage durch 
eine Abteilung für Konservierungstechnik. Alle drei Abteilungen 
müßten natürlich Hand in Hand arbeiten und das setze die Zentrali- 
sierung In einer einheitlichen Behörde voraus. Was die Organisations- 
formen anbetrifft, in denen das Ganze zu geschehen habe, so ließen sich 
diese durchaus nicht einheitlich beurteilen. Eine monopolistische 
Organisation sei nur dort möglich, wo der kapitalistische Konzen- 
trationsprozeß hinreichend weit vorgerückt sei. Bei dem Getreide 
denkt Levy an einen Vorrat für zwei Monate, ähnlich beim Kupfer 
an einen Kupfer-Juliusturm oder auch an eine Stärkung der Metall- 
vorräte bei der Börse. Denn nicht eine besondere Organisations- 
form der Vorratswirtschaft sei das Neue, als vielmehr der Gedanke 
der Vorratswirtschaft selbst. Damit wird bestimmt der Gedanke 
abgelehnt, als bedeute das Ganze eine prinzipielle Aenderung der 
Grundverfassung der Wirtschaft. Davon könne gar nicht die Rede 
sein. Es handele sich auch nicht um einen homo oeconomicus mit neuer 
Wirtschaftsgesinnung, wie Jaffe gemeint hat, als vielmehr um eine 
bloße Frage der kriegswirtschaftlichen Vorsorgung und Vorberei- 
tung. Die Vorratsvorsorge gelte es so einzurichten, daß das bisherige 
Gefüge der Volkswirtschaft in möglichst geringer Weise von dieser 
Veränderung ergriffen werde. 

Mir scheint diese Gesamtbeurteilung durchaus zutreffend zu 
sein. So manches ist in der Hitze des Gefechtes als etwas Neues an- 
gesehen worden, was nachher sich als etwas ganz anderes herausstellt. 
Mit Levy finde ich denn auch in keiner Weise einen stärkeren Zug zum 
Sozialismus in der ganzen Kriegswirtschaft. Denn dieser setzt eine 
Umgestaltung der Produktion für Kosten und Aufgaben der Gesamt- 
heit voraus. Weit mehr trägt die Wirtschaft den Charakter der abso- 
lutistisch regulierten Wirtschaftspolitik des Ancien régime. So- 
weit ist mithin dem Verfasser durchaus rechtzugeben, daß es sich nur 
um vorübergehende Maßnahmen handelt. Insofern könnte allerdings 
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der Titel der Schrift irreführend sein. Es ist eben gar keine Vor- 
ratswirtschaft, die etwa in einer inneren Beziehung zur Volks- 
wirtschaft als Ganzes trete, als vielmehr eine Reihe von ergänzen- 
den Verwaltungsmaßnahmen ohne prinzipielle Be- 
deutung für das ganze System: eben wie ichs vorhin nannte, eine 
volkswirtschaftliche Versicherungsform. 

Damit wird nun aber das ganze Problem anders, als es Levy 
formuliert hat: nämlich, wie kann die Selbstbehauptung der nationalen 
Volkswirtschaft im Falle längerer Isolierung vom Auslande zweck- 
mäßig durchgeführt werden? Hierfür kommen offenbar mehrere 
Lösungen in Betracht, die gamicht in das Kapitel der Vorratswirt- 
Schaft gehören. Das ist einmal die Schaffung von Ersatzmitteln, 
die sich nicht im voraus bestimmen lassen; sodann die Hebung 
der produktiven Kräfte im ganzen. Beide Mittel sind mindestens 
so wichtig wie die äußerliche Anhäufung bestimmter Vorräte. Dieses 
bleibt doch immer nur ein ziemlich fragwürdiger Notbehelf. Es würde 
ja z. B. gar nicht ein Juliusturm für Getreide genügen, sondern es 
müßten noch verschiedene andere »Juliustürme« für Futtermittel 
und Fettstoffe zugleich geschaffen werden, um die Volksernährung 
aufrecht zu erhalten. Es müßte Baumwolle, Leder, Holz angehäuft 
werden. In welchem Umfange soll das geschehen? Soll man die 
Möglichkeit fremder Besitzergreifung hinzurechnen oder nicht? 
‚Im Verhältnis zum Gesamtbedarf scheint mir die ganze Vorratswirt- 
schaft nur recht dürftig beschaffen zu sein. Wie lange soll der Vorrat 
reichen, I oder 2 oder 3 Jahre? Soll man zugleich mit anderen Even- 
tualitäten rechnen? Wenn z.B. unser Kohlenbergbau sich in fremden 
Händen befände, so müßte doch für entsprechenden Vorrat gesorgt 
werden, wie es seinerzeit die Kohlenhändler wirklich vorgeschlagen 
haben. Man sieht, der ganze Gedanke der Vorratswirtschaft enthält 
an sich sehr viel innere Schwächen. Das Schlimmste würde sein, 
daß das Bewußtsein des vorhandenen Vorrates die Anpassungsfähigkeit 
und Sparsamkeit einschläfern könnte. Die Hauptsache bleibt nicht der 
tote Vorrat, sondern die lebendige Fähigkeit der Anpassung. Es soll 
gewiß die Richtigkeit des Gedankens nicht ganz bestritten werden, 
vor allem die Notwendigkeit genauer Beobachtungen. Ebenso werden 
voraussichtlich die Militärbehörden sich jedenfalls in stärkerer Weise 
vorsorgen müssen als bisher. Aber es bleibt doch die Aufgabe der 
Erfindertätigkeit, sowie die Hebung der Produktivkraft die Haupt- 
Sache. Levy hat das Verdienst, das Problem scharf formuliert und 
in seinen Ausführungen mit Recht auf die Schwierigkeit der Organi- 
sationsform hingewiesen zu haben. 

Ueber die Schrift von Prange kann ich mich sehr kurz fassen. 
Sie enthält durchaus nicht das, was der Titel verspricht. Vielmehr 
gibt sie in der Hauptsache eine rein historischeDarstellung der volkswirt- 
schaftlichen Verhältnisse in England und Rußland aus allgemein 
bekannten Quellen, die auf weiten Strecken wörtlich mitgeteilt werden. 
Sein Hauptgewährsmann ist zum Teil Jentsch, gewiß ein gescheiter 
und beachtenswerter Schriftsteller. Nur ist es nicht recht ersichtlich, 
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warum uns denn doch diese recht utopischen Ideen, z. B. über die 
Besiedelung Rußlands durch deutsche Bauern nochmals mitgeteilt 
werden. Von dem, was nach dem Kriege zu geschehen habe, hat der 
Verfasser weder neue Gedanken noch überhaupt konkrete Vorstel- 
lungen, und man hat den Eindruck, daß ihm das ganze Wirtschafts- 
leben fremd ist, und er seine Weisheiten ziemlich oberflächlich zu- 
sammengerafft und mit einigen unerheblichen Einfällen verbrämt 
hat. So anerkennenswert jedenfalls die fleißige Lektüre des Verfassers 
für seine privaten Zwecke ist, so wenig hat die Wissenschaft Veran- 
lassung, sich mit dem Buch näher zu beschäftigen. 

Man hätte gewünscht, daß die Soziologie sich des dankbaren 
Stoffes in stärkerer Weise bemächtigte. Denn gerade dieser Krieg 
zeigt, wie neben den politischen und wirtschaftlichen Momenten 
die Kenntnis psychologischer und sozialer Faktoren 
zum Verständnis notwendig ist: Rasse und Religion, Weltanschau- 
ung und Geistesverfassung, Verhältnis der Technik und der Führung 
zu den Massenheeren, die Verschiedenheiten des nationalen Denkens, 
die Stellung der Gesellschaft zum Kriege, die internationalen Kultur- 
gemeinschaften, die geistigen-sittlichen Kräfte, das Problem der Orga- 
nisation usf. gehören dazu. Zwei Aufsätze von Jerusalem in der 
Sonntagsbeilage der Vossischen Zeitung erweckten gute Hoffnung 
und regten mannigfach an. Aber das Buch desselben Verfassers wird 
eine nicht geringe Enttäuschung bereiten. Es beginnt mit dem rich- 
tigen Satz, daß die Soziologie die Philosophie der menschlichen Ge- 
sellschaft sei. Aber im Verlauf der Untersuchung wird doch dieser Ge- 
sichtspunkt arg vergessen. Vonall jenen genannten Problemen ist nir- 
gends die Rede und sie liegen dem Verfasser gänzlich fern. Statt dessen 
treten stark ethisch gefärbte Erörterungen ziemlich unzusammenhän- 
gender Probleme in den Vordergrund. Krieg und Urzustand, Krieg und 
moderne Kultur, Krieg und Staat, Staatsmacht und Staatenwürde 
sind die einzelnen Kapitel. Man wird oft mit der Bemerkung über- 
rascht: der soziologisch geschulte Blick erkennt sofort u. ä. Aber 
leider erhalten wir dann durchaus keine neue Erkenntnis, die ein 
Nichtsoziologe etwa entbehren müßte, zumal die Beispiele und An- 
schauungen des Verfassers außerordentlich beschränkte sind. Schon 
die Heranziehung so vieler ganz heterogener Gewährsmänner, deren 
Ausführungen mit dem Thema wenig zu tun haben, zeigen, daß der 
Verfasser ein zentrales Problem nicht berührt hat und bisher noch 
nicht über dem Gegenstande steht. Auch müßte gerade unter dem 
philosophischen und dem gesellschaftlichen Gesichtspunkt ein höheres 
Maß von Objektivität erwartet werden als die Wiederholung bekannter, 
gewiß national berechtigter und gutgemeinter, aber doch recht ein- 
seitiger Gesichtspunkte. Der Verfasser legt das Hauptgewicht auf 
den neuen Begriff der Staatenwürde. Er versteht darunter eine sitt- 
liche Forderung, die der Staat an sich selbst stelle, auf Grund seiner 
sittlichen Autonomie und seiner inneren Souveränität. Menschen- 
pflicht und Menschenwürde seien die Triebkräfte der sittlichen Ent- 
wickelung und ihre harmonische Vereinigung das deutlich bestimmte 
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wenn auch ferne Ziel. Staatenmacht und Staatenwürde seien so 
offenbar auch die Tendenzen der politischen Entwickelung. Der Staat 
als Ganzes müsse sich zur ethischen Persönlichkeit entwickeln, zu 
einem Wesen, das nicht nur Kraft, sondern auch Würde besitze. Der 
vom Bewußtsein der eigenen Würde getragene Staat würde an sich 
selbst die Forderung stellen, keinen Krieg zu führen, den nicht das 
ganze Volk als gerecht und unvermeidlich erkannt habe. In seinen 
amtlichen Berichten würde ein seiner Würde bewußter Staat von der 
Wahrheit nicht abweichen. Denn, so meint Jerusalem, wo Würde sei, 
da müsse auch Wahrhaftigkeit zu finden sein. Es sei mit der Staaten- 
ehre unvereinbar, daß die Staatenlenker untereinander geheime Ab- 
machungen treffen, von denen das Volk und seine »berufenen« Ver- 
treter keine Kenntnis hätte. 

Man sieht also, es sind schon ziemliche Trivialitäten, die dabei 
herauskommen; sie haben mit soziologischer Kenntnis wirklich nichts 
zu tun. Der Begriff der Staatenwürde ist durchaus den Begriffen 
der Individualethik nachgebildet, die nun einmal auf die Politik nicht 
passen. Ich finde auch nicht, daß unsere Erkenntnis durch derlei 
neue Interpretationen in irgendeiner Weise gefördert würde und 
muß sagen, daß Ruedorffer und Kjellen und neuerdings Klein in 
seiner gedankenvollen Schrift über die Kulturgemeinschaft nach dem 
Kriege weit mehr die gesellschaftliche Seite des Krieges erhellt haben, 
als der Versuch Jerusalems. Er geht von falschen, weil von vornherein 
ethischen Gesichtspunkten aus. Ob eine solche Anweisung für die 
Zukunft der Staaten überhaupt einen angebbaren Sinn enthält? 
Es wird von Jerusalem eben in naivster Weise vorausgesetzt, daß dem 
Staate analog dem Individuum ein selbständiger Persönlichkeits- 
charakter zukommt und ihm eine eigene Seele mit eigenem Gewissen 
innewohnt. Was hat das aber alles mit der Gesellschaftslehre zu tun ? 
Nicht das Geringste. Denn gerade vom soziologischen Standpunkt 
ist überhaupt die ganze Fragestellung Jerusalems abzuweisen. Die 
Gesellschaftslehre, in deren Namen doch alles dies verkündet wird, 
ist eine beschreibende und erklärende, aber in keinem. ihrer Teile 
eine wertsetzende und normative Wissenschaft. Sie hat es ausschließB- 
lich mit der theoretischen nicht mit der praktischen Vernunft zu tun. 
Es ist das eine arge Verwechselung und das np@tov Weüöog des 
Buches. Ä 

Wenn aber schon eine Wertlehre des Staates aufgestellt werden 
soll, so hat dieser sein eigenes Wertsystem. Jerusalem ordnet dieses 
scheinbar selbstverständlich der Ethik unter. Das ist aber die zweite 
Verwechselung des Verfassers. Die Politik hat mit dieser nichts zu 
tun, die ja notwendig eine Ethik der Individuen ist, auch wenn sie 
sich an das ganze wendet. In dem System der Werte hat aber so wenig 
die Ethik wie die Aesthetik schon der Politik die Weisungen zu geben: 
diese ist vielmehr eigenen Rechtes und eigenen Wesens. Der Verfasser 
scheint gar nicht zu merken, daß er eine durchaus unerlaubte pet@- 
Basız elç Ào yévoç begeht. Alle ethischen Werte sind dem Staate völlig 
heteronom und darum a limine für diesen abzulehnen. So ist also dieser 
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erste Versuch, die Gesellschaftslehre für die Erkenntnis des Krieges 
heranzuziehen, im Ausgangspunkt wie der Fragestellung verfehlt 
und auf einer doppelten Verwechselung aufgebaut. Er kann darum 
gar kein Ergebnis zeitigen, sondern führt zu dem widerspruchsvollen 
und unfruchtbaren Begriff der Staatenwürde. 

Es ist zu hoffen, daß in Zukunft die Soziologie den Gegenstand 
durch wissenschaftliche Erörterungen fördert, nicht durch zweck- 
widrige ethische Raisonnements. 


b) Das deutsche Wirtschaftsleben im allgemeinen. 


W. Beumer, Deutschlands Wirtschaftslage während des Krieges (Kriegs- 
hefte aus dem Industriebezirk, II. Heft, Essen 1915, G. H. Baedecker, 33 S.). 

W. Ed. Biermann, Volkswirtschaftliche Lehren des Weltkrieges. Ein 
Vortrag. Berlin und Leipzig 1915, Walter Rothschild. 34 S. 

Direktion der Diskontogesellschaft, Die deutsche Volks- 
wirtschaft im Kriege. Anhang: Wirtschaftliche Gesetze und Verordnungen 
1915. 10g S. 

Karl Johannes Fuchs, Die deutsche Volkswirtschaft im Kriege. 
Tübingen 1915, J. C. B. Mohr. 75 S. Ze 

Ernst Günther, Die wirtschaftlichen Hilfskräfte Deutschlands und 
seiner Hauptgegner (Kriegshefte aus dem Industriebezirk, VII. H.). Essen 
1915, G. H. Baedecker. 81 S. 

Heinrich Herkner, Krieg und Volkswirtschaft (Deutsche Reden in 
schwerer Zeit). Berlin 1915, Carl Heymans Verlag. 30 S. 

I. Jastrow, Im Kriegszustand. Die Umformung des öffentlichen Lebens 
in den ersten Kriegswochen. Berlin 1914, Georg Reimer. 215 S. 

Max Sering, Die deutsche Volkswirtschaft während des Krieges 1914—15 
(Sitzungsberichte der Kgl. Preuß. Akademie der Wissenschaften 1915). 20 S. 

Peter Heinrich Schmidt, Weltwirtschaft und Kriegswirtschaft. 
Zürich 1915. 23 S. 


Weit größer ist die Zahl der Schriften, die die allgemeinen Ver- 
hältnisse zwischen Krieg und Volkswirtschaft darstellen, sei es, daß 
die verschiedenen Gebiete in ihrer Gesamtheit erfaßt werden, sei es, 
daß die Wechselwirkung beider Kreise aufgezeigt wird. Dabei über- 
wiegt aber, wie bereits hervorgehoben wurde, durchaus die Betrach- 
tung der Wirtschaftspolitik. 

Wir nennen zuerst den Vortrag von Heinrich Herkner. 
Er behandelt die grundlegenden Beziehungen zwischen Krieg und Wirt- 
schaft, die ja nicht einfacher Natur sind. Er stellt sich die Aufgabe, 
zu zeigen, was die Volkswirtschaft dem Kriege und der Vorbereitung 
auf den Krieg zu verdanken hat. Der Rüstungsbedarf entwickele 
eine ganze Reihe von Industrien: Kupferbergbau, Eisengewinnung, 
Hochofenprozeß, Telegraphen- und Flugwesen, Verkehr sind zum 
nicht geringen Teile durch ihn hervorgerufen und erhalten von ihm 
die mächtigsten Anregungen. Der Heeresbedarf ist Massenbedarf. 
Aber.die Masse selbst wird durch das Heer zurReinlichkeit, Ordnung 
Pünktlichkeit, Entschlossenheit erzogen. — Eigenschaften, die der 
Wirtschaft selbst wieder zugute kommen. Auch die Ausgaben für 
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Heer und Flotte befruchten, wenn sie im Lande bleiben, die Industrie 
und halten im Kriege die Volkswirtschaft selbst im Gange. Für die 
Zukunft denkt Herkner an eine enge Verbindung zwischen den Waffen- 
brüdern, nachdem die Beziehungen zur Weltwirtschaft einschneidende 
Veränderungen erfahren haben: ein mächtiges Wirtschaftsreich von 
der Ostsee bis zum Gestade des Persischen Meerbusen, in dem die 
Naturprodukte der Balkanstaaten mit den Industrieprodukten der 
Zentralmächte getauscht werden. Wir wollen das letztere Problem, 
das an anderer Stelle ausführlich behandelt wird, hier nicht noch- 
mals näher erörtern. 

Die übrigen Schriften dieser Reihe betreffen entweder die Grund- 
lagen der Kriegswirtschaft oder die Wirkungen des Krieges auf die 
Gesamtheit. Wir beginnen von letzteren Schriften mit der Zusammen- 
stellung der Direktion der Diskontogesellschaft. 
Das wertvollste scheint mir der Anhang zu sein, der wirtschaftlichen 
Gesetze und Verordnungen, vor allem über Geld und Zahlungswesen, 
Börsenverkehr und Reichsfinanzen bringt. Im Text werden über das 
Geldwesen, Sparkassen, Reichsbank, über Kohlenförderung und Eisen- 
industrie, sodann über den Absatzmarkt, den Güterverkehr auf den 
Eisenbahnen u.a. statistische Angaben gemacht und mit Erläuter- 
ungen begleitet. Leider ist das ganze Unternehmen in dieser Ab- 
fassung nicht zu billigen. Denn es ist eine gänzlich kritiklose Be- 
lobigung alles Geschehens und eine optimistische Schönfärberei der 
Wirtschaftslage. So wenn (S. Io) »der deutsche Geldmarkt als durch 
den Krieg nicht wesentlich verändert« bezeichnet wird. Oder wenn 
erklärt wird (S. 25), daß die Gefährdung des Handels zur See »nur 
einen Teil der deutschen Schiffahrt lahrrgelegt habe«, statt die fast 
völlige AbschlieBung ohne weiteres zuzugeben. Oder wenn unter den 
einzelnen Industrien die stark gefährdeten und notleidenden ausge- 
lassen und nur die gut beschäftigten erwähnt werden. Das alles muß 
den Kenner der Verhältnisse stark verstimmen. Eine Behauptung 
wie die (S. 28), »daß unsere leistungsfähige Landwirtschaft bei spar- 
samem Verbrauch in der Lage sei, auf auswärtige Zufuhr völlig zu 
verzichten und ganz aus der eigenen Produktion zu schöpfen« dürfte 
ein Institut wie die Diskontogesellschaft doch nicht durchlassen: 
Selbst im Februar 1915 konnte man diese Behauptung in keiner Weise 
aufstellen, nachdem u.a. die Eltzbachersche Denkschrift erschienen 
war. Durch diese Tendenz scheint mir der Oeffentlichkeit ein sehr: 
schlechter Dienst erwiesen zu werden. Von der Benutzung der Dar- 
stellung ist nachdrücklich zu warnen, weil wir ein durchaus falsches 
Bild der wirklichen Verhältnisse erhalten. 

Bevor wir zur weiteren Besprechung gehen, mag hierbei eine all- 
gemeine Bemerkung angeknüpit werden. Es treten in der ganzen 
Literatur gewisse Behauptungen stereotyp wieder, die von einem Autor 
gläubig auf den anderen übergehen und schließlich als selbstverständ- 
lich betrachtet werden. Es steckt darin eine sehr große Gefahr der 
Selbstzufriedenheit und Selbsttäuschung, denen man entgegentreten 
muß. Dazu gehört zunächst die Behauptung von der Selbst- 
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genügsamkeit der deutschen Landwirtschaft. 
Sie ist ja nunmehr durch die Tatsachen für jedermann wiederlegt, 
hatte doch aber vordem vielerlei Mißverständnisse hervorgerufen. 
Wir sind eben nicht imstande, ohne fremde Zufuhr die Ernäh- 
rung in alter Weise aufrecht zu erhalten. Es fehlt an Fetten, Butter, 
Düngemitteln wie an Kolonialwaren. Wir müssen uns einstweilen 
so gut es geht anpassen. Das wird dadurch möglich, daß wir einige 
Zeit vom Kapital (Minderdüngung des Bodens, Schlachten des Viehes) 
leben und uns andererseits mannigfach einschränken. Aber der deut- 
sche Boden kann eben die Gesamtheit der Nahrungsmittel, die wir 
brauchen, nicht herstellen. 

Die zweite stereotyp wiederkehrende Behauptung ist die vom 
geschlossenen Handelsstaat. Auch die sollte man 
doch endlich fallen lassen. Wir sind ja zunächst tatsächlich keines- 
falls vom Ausland völlig abgeschlossen. In meiner Abhandlung in 
Schmollers Jahrbuch habe ich ausgeführt, daß wir von der Einfuhr 
von Nahrungs- und Genußmitteln vor dem Kriege 36 Prozent aus dem 
benachbarten und befreundeten Auslande erhielten, daß wir ebenso 
ein Sechstel der industriellen Rohstoffe von dort einführen und 38 Pro- 
zent der Fabrikate dorthin exportierten. Selbst wenn wir durch die 
Vermittelung fremder Staaten unseren Auslandverkehr nicht erhöhen 
sollten, so bleiben uns doch diese Beziehungen erhalten. Der Hinweis 
auf Fichtes geschlossenen Handelsstaat ist also ganz unangebracht. 
Er hatte kleinbürgerliche kontinentale Verhältnisse im Auge, die auf 
die weltwirtschaftlichen Verhältnisse nun einmal nicht passen. Hoffent- 
lich verschwindet übrigens auch das Schlagwort von der Groß- 
naturalwirtschaft, das wohl Neurath geprägt hat und 
sogar von Lederer akzeptiert ist, bald wieder von der Bildfläche. 
Es ist so unglücklich wie möglich, diesen Begriff auf die mitteleuro- 
päischen Verhältnisse im Kriege anzuwenden. Jene setzte eine ge- 
meinsame Agrarproduktion und einen direkten Austausch zwischen 
Landwirtschaft und Verbrauch voraus. Wo soll denn das im gegen- 
wärtigen Kriege auch nur andeutungsweise vorhanden sein? Es 
scheint mir eine sinnlose Uebertragung von Balkanverhältnissen 
auf Mitteleuropa. 

Aber auch die wiederholte Belobigung des fehlenden M ora- 
toriums in Deutschland sollte man nunmehr beiseite lassen. 
Zunächst ist ja Deutschland durchaus nicht ohne jedes Moratorium 
ausgekommen. Das bezieht sich auf Auslandswechsel, auf Börsen- 
liquidationen und Ultimogeld, auf Hypotheken- und Grundschulden, 
auf Bewilligung von Zahlungsfristen, Verlängerung der Protestfristen, 
Stundung der Ansprüche aus Auslandswechseln u.ä. Es war freilich 
kein »allgemeines« Moratorium, das übrigens auch in England nicht 
bestand, sondern ein »individuelles«, das sich nur auf gewisse Verhält- 
nisse bezog. Vielmehr bestand im Anfang des Krieges ein tatsächlicher, 
wenn auch nicht gesetzlicher Zahlungsaufschub von weitgehender 
Bedeutung. Der Hinweis auf England und den sechstägigen Banken- 
schluß ist schon darum ganz täuschend, weil ja bei uns den Noten 
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Zwangskurs verliehen wurde, in England aber nicht. Die Begründung, 
warum man in Deutschland kein allgemeines Moratorium ausgespro- 
chen hat, ist in der amtlichen Denkschrift ohne Ruhmredigkeit sehr 
gut aus>inandergesetzt worden. Es lag daran, daß bei uns die Zahl 
der Forderungen und Verbindlichkeiten, die nicht in bar beglichen 
werden, infolge unseres unentwickelten Kreditsystems ungleich größer 
ıst als in England. Diese Beziehungen sind so miteinander verflochten 
und unübersehbar, daß ein Moratorium nicht durchzuführen war. 
In England hat das kurze Moratorium durchaus einen Sinn gehabt 
und tatsächlich Erleichterung geschafft. Man hat bei uns mit anderen 
Notbehelfen durchzukommen versucht, die an sich ganz zweckmäßig 
waren; aber es liegt nun wirklich kein Anlaß zu Ueberhebung vor. 

Ebensowenig vermag ich endlich in der so oft gerühmten geringen 
Inanspruchnahme der Kriegskreditkassen schon ein günsti- 
ges Symptom zu erblicken. Eher das Gegenteil. Denn es handelt 
sich hier um Handwerk und Kleinhandel, die nur gegen Stellung won 
Sicherheiten Kredit erhalten können. Als Sicherheiten kämen Hypo- 
theken, gute Wechsel oder Bürgschaften in Betracht. Aber diese 
Sicherheiten vermochten eben jene Kreise nicht aufzubringen. Die 
schönen Statuten der Berliner Kriegskreditbank und die noch viel 
schönere Rede des Herrn Rießer helfen doch über diese elementare 
Tatsache nicht hinweg. Die Liquidation des gesamten Mittalstandes 
wird erst nach dem Kriege mit voller Deutlichkeit sich zeigen — eben 
weil die Kriegskreditkassen nicht in Anspruch genommen werden 
konnten! Diese Bemerkungen sollten vorausgeschickt werden, um 
sie nicht nachher immer zu wiederholen. Wir wenden uns nunmehr 
den einzelnen Besprechungen zu. 

Die beiden Vorträge von Dr. Beumer sind wesentlich als 
Gesinnungsreden zu werten. Trotzdem sollte ein Mann wie der Ver- 
fasser nicht von der Geldblamage Englands (S. Io) sprechen, eben- 
sowenig die Behauptung aufstellen, daß das neutrale Ausland (Schweiz, 
Holland, Skandinavien, Spanien, Verein. Staaten ?) nicht mehr die 
englischen Zahlungsvermittelungen benutzen werden, oder daß Eng- 
land als Vermittler der internationalen Zahlungen mehr und mehr 
ausgeschaltet werden wird. Man sollte auch in dieser Beziehung sich 
möglichst vorsichtig verhalten und nicht falsche Hoffnungen erwecken, 
die aus inneren Gründen nicht zu wahrscheinlich sind. Ich verweise 
in dieser Hinsicht auf die Ausführungen von Lansburgh in mehreren 
Heften seiner Bank, der auf die großen Schwierigkeiten, ja die Un- 
wahrscheinlichkeit dieser Aussicht aufmerksam gemacht hat. Noch 
bedenklicher ist Beumers Abschweifung auf das philosophische Gebiet, 
wonach der kategorische Imperativ Kants als letzten Zweck nicht 
das Individuum, sondern die Gesamtheit gefordert habe: er sei letzten 
Endes auch die Grundlage unseres Militarismus. Es dürfte dem Ver- 
fasser einigermaßen schwer fallen, bei Kant dergleichen zu finden. 
Besser und wertvoller sind da schon die im Anhang mitgeteilten 
Zahlenübersichten über Roheisen- und Stahlgewinnung, Maschinen- 
ausfuhr, englische und deutsche Handelsflotte u.ä. Der zweite Vor- 
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trag behandelt sehr kurz die Geldverhältnisse unserer Gegner und hebt 
mit Recht die mangelnde Organisation vor allem in Frankreich hervor. 
Weit höher steht in derselben Sammlung der Kriegshefte aus 
dem Industriebezirk die Abhandlung von Günther über die 
wirtschaftlichen Hilfskräfte Deutschlands und seiner Gegner. Der 
Krieg sei kein reiner Wirtschaftskrieg; bei Frankreich war es die 
Prestigepolitik, bei Rußland seien es die Kriegstreibereien einer Hof- 
kamarilla gewesen, da die inneren Verhältnisse nach der Agrarreform 
von 1906 dringend den Frieden zur Entfaltungen der Kräfte brauchten. 
(Im Gegensatz zu dieser Auffassung muß auf den lehrreichen Auf- 
satz von Mitrofanoff in den Preußischen Jahrbüchern hingewiesen 
werden, der die wirtschaftliche Natur der russischen Pläne klarlegt.) 
Wenn aber auch wirtschaftliche Momente für die Entstehung des 
Weltkrieges den Ausschlag gäben. so käme es doch auf den sittlichen 
Idealismus an, der auch die wirtschaftlichen Hilfskräfte erst in Be- 
wegung setzen könnte. Es kommt dafür zunächst in Betracht die 
Organisation, die staatliche wie die private. Sie bestimme den Aus- 
nutzungskoeffizienten (eine sehr glückliche Bezeichnung) 
und sei eine spezifisch deutsche Eigentümlichkeit, die den übrigen 
Hilfskräften ein Plus vor den anderen Ländern verleihe. Bez. der Be- 
völkerung sei im letzten Menschenalter die Lebensdauer um 4 bez. 
4*/, Jahre gewachsen. Das bedeute aber einen Gewinn von 45 bez. 
36 Milliarden Mark, die wir allein an Volksvermögen gewonnen haben. 
Die Ueberlegenheit der deutschen Volkswirtschaft über die französische 
und englische komme daher, weil die deutschen Arbeiter besser ge- 
schult und länger arbeitsfähig bleiben. Auch die Ausführungen Gün- 
thers über die Landwirtschaft (S. 21 bis 42) sind sehr sachlich gehalten 
und beachtenswert. Die Zunahme der Gesamtemnte betrage für das 
ı9. Jahrhundert in Deutschland 200 Prozent. Der Umfang der 
Viehhaltung, die in Rindereinheiten umgerechnet wird, habe sich 
in diesem Zeitraum um das Zweieinhalbfache vermehrt, die Qualität 
sei aber um das Fünf- bis Sechsfache gestiegen. Sehr interessant ist 
der Vergleich mit anderen Ländern. Deutschland schneide im Ver- 
hältnis zu Frankreich und England, und dasselbe würde auch bez. 
Oesterreich-Ungarns, Italien und Rußland gelten, bei weitem am 
besten ab. Die Landwirtschaft habe es verstanden, durch bessere 
Ausnutzung des Bodens für 4 Milliarden Mark mehr Werte im Jahr 
herauszuwirtschaften als die Engländer. Da auch die deutsche Vieh- 
haltung der englischen überlegen sei, so werde die erste große Kriegs- 
anleihe im Betrage von 4'/, Milliarden durch die höhere Intensität un- 
serer Landwirtschaft in Jahresfrist wieder hereingebracht werden. 
Auch in der Industrie fällt ein Vergleich vor allem der englischen 
und deutschen Verhältnisse zugunsten der letzteren aus. In der Baum- 
wollindustrie sei in England ein Stillstand eingetreten und die Haupt- 
industrien des Landes zeigen Alterserscheinungen, während die deut- 
schen fortschreiten. Chemische Industrie, Zuckerrübenfabrikation, 
Elektrotechnik, Maschinenindustrie, Kohlen- und Eisenindustrie zeig- 
ten dieselbe Entwickelung zugunsten Deutschland auf Kosten 
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Englands. Vor allem die Verdrängung Englands aus seiner alten, 
scheinbar unangreifbaren Führerschaft sei eines der wichtigsten 
Ereignisse der modernen Wirtschaftsgeschichte. Im Verkehrswesen 
und dem Außenhandel falle ein Vergleich ebenfalls zu Deutschlands 
Vorteil aus. Auch hier allentahlben ein kräftiges Vorwärtsschreiten 
des ersteren und ein Zurückbleiben der beiden Westmächte. Die Folge 
ist, daß das deutsche Volksvermögen heute größer geworden sei als 
das der beiden Gegner.. Deutschland habe zweifellos die stärkere 
Volkswirtschaft wie den stärkeren Staat. Günthers Schrift gibt zu 
Ausstellungen keine Veranlassung. Das Urteil ist ruhig und sicher 
und fern von Uebertreibungen. Sie kann als Einführung in den Gegen- 
stand wegen ihrer Objektivität sehr empfohlen werden. 

Das Thema Volkswirtschaft und Krieg in seinem ganzen Umfange 
behandelt Fuchs in seiner Tübinger Rektoratsrede.. Der Umfang 
der Anmerkungen übertrifft den des Textes um das Doppelte. Es ist 
zu bedauern, daß die Oekonomie des Vortrages diese Teilung nötig 
machte. Dadurch wird der Text etwas schmal und das Wertvollste 
muß in Anmerkungen gebracht werden. Fuchs verhält sich zu den 
Vorgängen am kritischsten. So bekämpft er die Anschauung vom 
»geschlossenen Handelsstaat« die schon tatsächlich nicht zutreffe. 
Freilich über das Moratorium und die Kriegskreditbanken teilt er 
das obengenannte Vorurteil, wobei er ein ziemlich phrasenreiches 
Zitat aus Plenge wiedergibt. Ebenso scheint mir die günstige Lage 
des Arbeitsmarktes, die sich übrigens in allen kriegführenden Ländern 
findet, weit weniger auf die besondere Anpassungsfähigkeit der Unter- 
nehmer als vielmehr auf die Einberufung zum Heere zurückgeführt 
werden zu müssen. Mit Recht weist übrigens Fuchs darauf hin (S. 15), 
daß die Versorgung des Heeresbedarfs und die Anpassung der Industrie 
ohne die findigen Zwischenhändler nicht so glatt von statten gegangen 
wäre. Er teilt in der Anmerkung 49/50 einen interessanten Fall mit, 
wie der »illegetime Zwischenhändler« gerade wegen seiner Illegitimität 
sehr nützliche Dienste leisten kann, die alle bürokratisch zünftlerische 
Regelung nicht vermag. »Zum Nachdenken empfohlen !« Ander r- 
seits muß es doch auffallen, wenn Fuchs meint, unseren ganzen Ge- 
treide- und Fleischbedarf nach dem Kriege im Inlande erzeugen zu 
können (S. 27). Soll sich das etwa auch auf Futtermittel und Fette 
beziehen, auf Geflügel und Fische, die doch einen Ersatz für anderen 
Fleischgenuß darstellen? Es ist schwer zu glauben, daß ein Agrar- 
kenner wie Fuchs das übersehen haben sollte. Ebenso ist es 
auffallend, daß der Verfasser von einer Rückkehr zur Schafzucht 
spricht, um uns von der fremden Wolleinfuhr zu befreien. Das setzte 
doch eine ganz extreme Landwirtschaft voraus, die Deutschland sich 
nicht mehr leisten kann. Prinzipiell glaubt Fuchs so wenig wie Levy, 
daß die Maßnahmen der Versorgungspolitik schon etwas mit Sozialis- 
mus gemeinsam hätten, In die Sphäre der Produktion würde ja 
überhaupt gar nicht eingegriffen, höchstens könnte man von einem 
Staats- und Kriegssozialismus sprechen — in englischem Sinne, wo 
das Wort Sozialismus überhaupt ein stärkeres staatliches Eingreifen 
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zugunsten der Gesamtheit bedeutet. Er werde »nach dem Kriege 
ebenso verschwinden, wie wohl die anderen Kriegsgesellschaften, 
gleich dieser eine vorwiegend militärische Maßnahme, wie sie in einer 
belagerten Festung nötig und mit der Belagerung wieder aufgehoben 
werde« (S. 23). Fuchs lehnt also die Jaffesche Anschauung von der 
dauernden Militarisierung unseres Wirtschaftslebens ausdrücklich 
ab und bestreitet, daß nach dem Kriege eine prinzipielle Beseitigung 
der Wirtschaft mit Gewinnstreben Platz greifen werde. 

Dann scheint es mir aber nicht erklärlich, wenn es an anderer 
Stelle heißt, daß die Großbanken sich wenig bewährt hätten und eine 
Beteiligung und Ueberwachung des Staates nötig sei. In den Tatsachen 
scheint mir das Urteil nicht begründet zu sein. Anders steht es mit 
den Kartellen. Ueber deren Stellung im Kriege sind wir sehr schlecht 
unterrichtet. Daß Fuchs zur Fortführung der Sozialreform und zur 
energischen Wohnungsreform sich bekennt, war zu erwarten. Nur 
scheint mir freilich die Zukunft der Gartenstadtbewegung weit weniger 
günstig als dem Redner: das Verkrachen von Hellerau sollte doch den 
engagiertesten Freunden der Sache zu denken geben. Es liegt an den 
Verhältnissen, daß die ganze Bewegung nicht gedeihen kann. 

Fuchs hat eine ganze Reihe vor allem süjdeutscher Quellen 
herangezogen und nutzbar gemacht, die sonst wenig zugängig sind, 
so den Nürnberger Beschluß einer allgemeinen Reichsverteilungs- 
stelle für alle Nahrungsmittel u.a.m. Die Anmerkungen enthalten 
nicht nur wertvolles Material und Hinweise auf Zeitungen, Berichte 
von Handelskammern, Mitteilungen über Dividenden, Auszüge aus 
amtlichen und privatlichen Denkschriften, sondern sie geben auch 
kritische Auseinandersetzungen. Die Schrift ist so eine kritische Ueber- 
sicht über den Stoff, soweit er bis zum Frühjahr dieses Jahres vor- 
handen war. 

Weniger geglückt scheint mir eine zufammenfassende Darstel- 
lung der organisatorischen Leistungen auf dem Gebiete der Wirt- 
schaftspolitik, die Sering in einer Abhandlung der Berliner Aka- 
demie der Wissenschaften gibt. Ausgehend von einer Darstellung 
des Fichteschen geschlossenen Handelsstaates, der auf die heutigen 
Verhältnisse an sich nicht übertragbar sei, findet er doch, daß viele 
Grundgedanken des Fichteschen Vernunftstaates bei uns zur Ver- 
wirklichung gelangt seien — so bezüglich der Höchstpreise, des Liefe- 
rungszwanges, der Verwendung des Landbesitzes, der Geldverfassung. 
Ich weiß nicht recht, was damit bewiesen werden soll, und finde diesen 
ganzen Hinweis ziemlich schief und wenig klärend. Die Grundlagen 
der ganzen Wirtschaft sind beiunsandere als die, von denen Fichte aus- 
ging. Nationalökonomie ist eben keine ethische Wissenschaft 
und verträgt sowenig wie die Kriegsführung einen ethischen Maßstab. 
Sering betont ja selbst, daß man zu Unrecht die Lehre der National- 
Ökonomie bei der Regelung der Preise vernachlässigt habe, und daß 
bei freier Preisbildung die Verwendung mancher Nahrungsmittel 
öfters eine zweckmäßigere gewesen sein würde. Wiederum fehlt 
hier die Hauptsache, nämlich die Erkenntnis, daß eine Festsetzung 
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von Höchstpreisen überhaupt prinzipiell verfehlt ist, solange nicht 
das Angebot auf der einen und die Nachfrage auf der anderen Seite 
zugleich mit geregelt wird. Es wird übersehen, daß der Preis auf dem 
freien Markte schon den Bedingungen des »justum pretium« ent- 
spricht und daß die freie Marktbildung unterbrochen war. In allen 
diesen Punkten ist der Hinweis auf Fichte höchst unglücklich. Es 
scheint mir endlich ein innerer Widerspruch, wenn Sering in einem 
Atem das Geld der geschlossenen Volkswirtschaft als Kind der Rechts- 
ordnung durch Loslösung vom Geldstoff bezeichnet und andererseits 
die Wertbeständigkeit in dem Goldbestande der Reichsbank erblickt. 
Entweder Recht oder Stoff. — Im ganzen will der Seringsche Vortrag 
mehr gewisse leitende Gedanken in den Vordergrund stellen als das 
Zusammenwirken der Organisationen selbst aufzeigen. 

Eine Zusammenfassung anderer Art gibt Biermann, der die 
wirtschaftspolitischen Lehren des Weltkrieges für Deutschland be- 
handelt. Er benutzt im wesentlichen die Broschüren- und Zeitschriften- 
literatur sowie einzelne Zeitungsaufsätze, die er mit seltener Voll- 
ständigkeit bei den einzelnen Punkten aufzählt. Die handels- 
politische Lehre bestehe darin, daß sich von neuem die Wichtig- 
keit des inneren Marktes gegenüber dem äußeren gezeigt habe. Eng- 
land sei in erster Linie Zwischenhändler, Deutschland Eigenhändler, 
bei dem die. Produktionskraft erheblich rascher gestiegen sei als die 
Exportziffer. Das sei zum guten Teile dem Solidarschutzsystem 
Bismarcks zu verdanken. Durch die Stärkung des inneren Marktes 
und die Anpassungsfähigkeit der Industrie sei Deutschland am wenig- 
sten in Mitleidenschaft gezogen, jedenfalls weniger als England und 
die Vereinigten Staaten (?). (Dieses Urteil scheint mir reichlich 
optimistisch, wenn man die Beschäftigungsziffer, die Preisbewegung 
und die Geschäftsgewinne in England und Deutschland miteinander 
vergleicht.) Die zweite Lehre sei die sozialpolitische. Die 
Versicherungsgesetzgebung habe sich glänzend bewährt; die Arbeiter- 
fürsorge sei direkt eine Quelle deutscher Kriegsbereitschaft, auch 
die Gewerkschaften stellen eine hohe Schule der militärischen Dis- 
ziplinierung der Arbeiter dar; ihre Mitarbeiterschaft sei wesentlich 
für das Gelingen des Krieges. Der Staatsgedanke sei lebendig ge- 
worden, auch das Mißtrauen gegen die Sozialdemokratie sei geschwun- 
den. Inder Nahrungsmittelversorgung habe sich ge- 
zeigt, daß die freie Konkurrenz weniger am Platze, als die staats- 
politische Vorrats- und Verteilungspolitik. Endlich bestehe die welt- 
wirtschaftliche Lehre in einer Emanzipation von der Vor- 
herrschaft Englands: Abschaffung der englischen Garnmasse, Ersetzung 
des Pfundwechsels durch den Markwechsel, Schaffung eines inter- 
nationalen Clearing, Finanzierung des südamerikanischen und ost- 
asiatischen Handels durch deutsche Banken, vor allem Reform des 
Nachrichtendienstes und der Konsularvertretung. Auch für Biermann 
besteht die weltwirtschaftliche Zukunft in der mitteleuropäischen 
Wirtschaftsallianz, die Friedrich List, »der erste Mitteleuropäer mit 
planetarem Horizont« vorgeahnt habe. Ich möchte an dieser Stelle 
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mir eine Kritik dieser letzteren weltwirtschaftlichen Perspektive 
versagen. Nur eines sei bemerkt: Oesterreich-Ungarn mitsamt dem 
Balkan und Orient vermögen für Deutschland in keiner Weise einen 
Ersatz für die Verluste auf anderen Wirtschaftsgebieten zu geben. 
Dazu ist ihre Bevölkerung zu gering, die Kaufkraft bei weitem nicht 
groß genug. Andererseits vermögen diese Länder den größten Teil 
der fehlenden Rohstoffe uns nun einmal nicht zu beschaffen. Unser 
Absatz nach Oe.-U. in Industrieprodukten macht nur 8,5 Prozent 
aus. Eine Verdrängung der ö.-u. Industrie, die nach dem Kriege 
` ohnedies schwer zu leiden haben wird, muß als ausgeschlossen gelten. 
Man tut darum gut, von vornherein etwas Wasser in den Wein der 
mitteleuropäischen Zollallianz zu gießen und nicht diese Frage für 
die brennendste nach dem Kriege zu halten. Ueber dem kontinental- 
wirtschaftlichen Problem dürfen wir die weltwirtschaftlichen Fragen 
nicht vernachlässigen. 

Ueber den Vortrag von Schmidt, Professor an der Handels- 
hochschule in St. Gallen, kann ich mich sehr kurz fassen. Er enthält 
nichts, was der Mitteilung lohnte. Solche Vorträge werden zu vielen 
Dutzenden gehalten ohne daß sie gedruckt zu werden verdienten. 

Ganz anderer Art als alle bisher behandelten Schriften gibt sich 
die Arbeit von Jastrow: Im Kriegszustande. Es handelt sich 
für ihn um die minutiöse Erfassung der Umformung der Friedens- 
wirtschaft in die Kriegswirtschaft während der ersten Kriegswochen: 
jene Tage, die am unruhvollsten verliefen und die dem Gedächtnis 
der Mitwelt darum am leichtesten entschwinden, da sie sehr wechsel- 
volle und flüchtige Eindrücke hinterließen. Jastrow hat sorgsamst 
Buch über alle Vorgänge des öffentlichen Lebens und der privaten 
Tätigkeit geführt. Das Kriegstagebuch erhebt jedenfalls keinen An- 
spruch auf Vollständigkeit. Aber es bringt doch mehr, als ein anderer 
der Mitlebenden aufgezeichnet hat. Es ist dankbar zu begrüßen, 
daß sich Jastrow der großen Mühe unterzogen hat, in so bescheidener 
Weise den Dingen nachzuspüren. Ich gebe nur eine Nennung der 
einzelnen Kapitel: Heer, Marine, Justiz, Finanzen, Gesundheits- 
pflege, Unterricht, Kunst, Wissenschaft, Landwirtschaft, Gewerbe 
und Handel, Aufgabenkreis der Gemeinde und freiwillige Hilfe. 
Besonders wertvoll ist auch der Anhang. Er enthält nicht nur die 
früheren Gesetze vom 4. August, sondern auch zahlreiche Bundes- 
ratsverordnungen. Sehr nützlich ist der Kriegsführer der Berliner 
Zentrale für private Fürsorge und die Kriegshilfe der deutschen Stadt- 
verwaltung. Ein sorgsames Register erleichert das Auffinden der weit- 
schichtigen Materie. Es ist natürlich, daß eine solche liebevolle Ar- 
beit sich nicht etwa für den ganzen Krieg fortsetzen läßt. Auch ist es 
erklärlich, daß Jastrow vor allem Berliner Beobachtungen zusammen- 
getragen hat. 

Ich erwähne noch ein paar Einzelheiten, die mir beim Lesen be- 
sonders aufgefallen sind: der launige Diensterlaß des Stuttgarter 
Polizeidirektors über die Spionenfurcht (S. 48), das Mahnwort von 
Professor Liebmann über die Trauer (S. 55), die Denkschrift des Deut- 
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schen Offiziervereins über die gesteigerte Tätigkeit in den ersten Tagen 
der Mobilmachung (S. 74), der Ueberblick über den Kriegs- und Rechts- 
verkehr ($.81), die ganze Darstellung der freiwilligen Hilfs- und sozia- 
len Wohltahrtspflege (S. 92), die Aufzählung der Kriegshilfe in Arbeiter- 
und Angestelltenverbänden (S. 109). Tritt in allen diesen Dingen der 
Verfasser bescheiden gänzlich hinter dem Stoff zurück, so hat er wenig- 
stens am Schluß sich über die Organisation persönlich ausgesprochen. 
Er erblickt in dem Organisationsgedanken d. i. in der »Unter-, Ueber- 
und Nebenordnung durch die Stellung zu einem gemeinsamen Zwecke 
einen spezifisch-deutschen Vorgang. Der Grund liege einmal im Zwange 
der Arbeiterversicherung, die zum Zusammenschluß geführt habe. 
Es sei eine Nebenwirkung dieser segensreichen Einrichtung überhaupt. 
Ein Aequivalent finde die Zusammenfassung von 20 bis 25 Millionen 
Menschen andererseits in der »Vereinsmeierei«, die die Bevölkerung 
an das Zusammenarbeiten gewöhnt habe. Die allgemeine Wehrpflicht, 
die allein bei uns seit länger als einem Jahrhundert bestehe und die 
den ältesten demokratischen Bestandteil unseres Staatsbetriebes 
sei, habe mitgewirkt. Jastrow will daraus noch keine Schlußfolge- 
rungen für die Zukunft ziehen. Er hält es für durchaus möglich, daß 
künftig die einzelnen Teile, d. i. die Individuum, wieder mehr Bedeu- 
tung erlangen könnten über dem Gemeinsamen. Denn das Wesen 
des Organismus hänge davon ab, daß in ihm das Ganze und seine 
Teile sich gegenseitig bedingen. Das Buch von Jastrow wird 
uns sehr oft nützliche Dienste leisten. In Zukunft, wenn die Dinge 
durch den Verlauf der Zeit verblaßt sind, wird uns die aus dem un- 
mittelbaren Erleben geschöpfte Darstellung einen Abglanz dieser 
Tage selbst zu geben vermögen. 


c) Einzelne Gebiete. 


Anton Binz, Die chemische Industrie und der Krieg, ein Kapitel aus der 
Weltmachtstellung der deutschen Wissenschaft (Der deutsche Krieg). 
28. Heft, Stuttgart 1915. Union Verlagsanstalt. 

Otto Brandt, Die deutsche Industrie im Kriege 1914/15. Berlin 1915, 
Carl Heymann VIII, 263 S. 

Ernst Freiherr von Puteani. Krieg und Viehproduktion. Beiträge 
zur Erhaltung und Förderung unserer Viehproduktion im Kriege. Wien 
1914, W. Fricke. 43 S. 

Siegfried Schott, Mietsausfall, Zinsrückstand und Fälligwerden von 
Pfundlasten in Mannheim während der ersten acht Kriegsmonate nach 
repräsentativer Methode untersucht (Beiträge zur Statistik der Stadt 
Mannheim, 4. Sondernummer). Mannheim 1915, Vereinsdruckerei. 59 S. 

E. Schrödter, Die Eisenindustrie im Kriege (Kriegshefte aus dem In- 
dustriebezirk, VIII. Heft). Essen 1915, G. H. Baedecker. 58 S. 


Die Zahl der Untersuchungen, die einzelne Gebiete zum Gegen- 
stande nehmen, ist vorläufig noch recht gering. Offenbar gehörte dazu 
mehr Zeit und Muße, besseres Material und bessere Arbeitskräfte, 
als im allgemeinen jetzt zur Verfügung stehen. Doch gänzlich fehlen, 
solche Arbeiten auch bisher nicht. 
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Zuerst genannt zu werden verdient das Buch von Otto Brandt 
über die deutsche Industrie. Es enthält viel mehr, als der Titel ahnen 
läßt und gibt im Grunde ein Bild der gesamten Kriegsmaßnahmen 
der deutschen Volkswirtschaft. Er stellt sich bescheiden die Aufgabe 
»einer Stoffsammlung, die die verwirrende Fülle der Tatsachen ordnet 
und mit den notwendigen Erläuterungen versieht«. Brandt gibt eine 
wirklich sachliche Darstellung, die nur zuweilen durch subjektive 
Urteile durchbrochen wird. So z. B. seine Bemerkung über sunbe- 
rechtigte Lohnerhöhung (über unberechtigte »Gewinnes spricht B. 
nicht, weil der ganze Begriff »unberechtigt« überhaupt gar nicht 
faßbar ist), ähnlich bei seiner Polemik gegen Calwer. Aber im allge- 
meinen treten diese mehr subjektiven Aeußerungen gegenüber der 
Darstellung des Tatsächlichen zurück. Die Disposition des Werkes 
ist nicht sehr glücklich, auch kaum strenge durchgeführt, da es dem 
Verfasser offenbar vor allem darauf ankam, das reiche Material über- 
haupt unterzubringen. Manches steht am falschen Platze. So Z. B. 
die. Preise dieser Industrierohstoffe unter der Volksernährung u. ä. 
Das Buch ist trotz dieser kleinen Mängel sehr lehrreich und ergebnis- 
reich. Ich greife aus dem Inhalt, dessen Benutzung durch ein aus- 
führliches Stichwortverzeichnis sehr erleichtert wird, die beiden Ab- 
schnitte über die Aufgaben der Industrie und über die Sicherung der 
Volksernährung heraus. B. behandelt im ersteren Abschnitt die Form 
der Heereslieferungen, die Lieferungsvorschriften und Lohntarife, 
die Verteilung der Aufträge, die Aufgabe des Bekleidungsamtes, 
vor allem auch die Anpassung der Industrie an den Krieg. Dafür sind 
die verschiedenen Rohstoffgesellschaften bedeutsam, deren Geschäfts- 
gang und Aufgaben im Auszuge mitgeteilt werden. Interessant ist 
die Notiz über die Verwendung von Papier zu Kleidung und die Er- 
setzung von Baumwoll- bzw. Wollerzeugnisse durch Holzstofferzeug- 
nisse (S. 81). Sehr wirkungsvoll macht sich der Ueberblick über die 
Riesenvorräte, die wir in Belgien, Nordfrankreich und Polen erbeutet 
haben. Brandt macht entschieden Front gegen das Schlagwort vom 
»geschlossenen Handelsstaat«, ebenso gegen die Anschauung, die Land- 
wirtschaft könne der Industrie Ersatz für die verlorenen Absatz- 
gebiete des Auslandes geben. Davon könne gar nicht die Rede sein, 
da deren Kaufkraft zu gering sei. Die Kriegswirtschaft sei als Aus- 
nahmewirtschaft zu bezeichnen, die sich tragfähiger erwiesen hat 
als die kühnsten Erwartungen erhoffen ließen. Nun zeige sich erst, 
ganz der Segen der vorsichtigen Pflege aller schaffenden Krätte, zeige 
sich der gewaltige Nutzen einer durch Schutzzölle hoch entwickelten 
Landwirtschaft und Industrie, die den inneren Markt nahezu be- 
herrschten, eines sorgsam gehüteten Handwerkes (?) und einer mit 
Riesenaufwendungen gesund und freudig erhaltenen Arbeiterschaft«. 
Während die Höchstpreise für die Rohstoffe der Industrie ausführlich 
behandelt werden, erfahren wir leider gar nichts über die Anpas- 
sung der Betriebe an die neue Produktion, die aus den Heeresauf- 
trägen oder aus den veränderten Verhältnissen der Zivilbevölkerung 
stammt. Nur wenig erfahren wir auch über die Unternehmerorgani- 
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sation im Kriege. Der Bericht über die Preispolitik der großen Ver- 
bände (S. zıı f.) ist gar zu kurz. Die Auflösung bzw. Umwandlung 
mancher Syndikate (Stahlwerksverband, Kohlensyndikat) wird nur 
ganz kurz gestreift, obwohl gerade hierfür sich gutes Material bei- 
bringen ließ. Mir stehen dafür z. B. aus meiner Sammlung viele Nach- 
richten zur Verfügung. Doch sind solche Lücken ganz unvermeid- 
lich. 

Ausführlich wird über die Höchstpreise für Nahrungsmittel und 
die Sicherung der Volksernährung gesprochen. Der Mechanismus 
der Preissteigerung wird dabei gut auseinandergesetzt, die verfüg- 
baren Mengen von Getreide und Kartoffeln werden vorgeführt. Die 
bekannten Maßnahmen des Bundesrates werden mit den entsprechen- 
den Maßnahmen in Oesterreich-Ungarn verglichen. Das Ergebnis 
der mühsamen Beratungen bezl. der Höchstpreise sei nicht befrie- 
digend ausgefallen, weil die Beschlüsse viel zu spät kamen. Man könne 
nicht ungestraft in das feine Netz der Warenpreise und Warenver- 
teilung eingreifen. Mir scheint der Hauptfehler der Maßnahmen darin 
zu bestehen, daß man die Gesetze der Preisbildung verkannt hat. 
Es lassen sich gar nicht einseitig Höchstpreise festsetzen, 
wenn man nicht das Angebot in der Hand hat und nicht gleichzeitig 
die Nachfrage normiert. Aber die Preise an sich festsetzen und die 
beiden Glieder, von denen die Preise abhängen, frei lassen, das ist 
ein völliger Widerspruch in sich. Man kuriert auf diese Weise wohl 
die Symptome, ohne sich um die Ursache der Erscheinung überhaupt 
zu kümmern. 

Sehr dankenswert ist die Zusammenstellung der feindlichen 
Maßnahmen über den Wirtschaftskrieg gegen Deutschland, die sich 
bisher in dieser Form nicht findet. Wir erbalten dabei auch Angaben 
über die Höhe der Lieferungen seitens der Vereinigten Staaten an die 
kriegführenden Länder (S. 151), ferner eine Uebersicht der franzö- 
sischen, englischen und russischen Maßnahmen, ausführliche auch 
über den Landbesitz der deutschen Holzhändler in Rußland, sowie 
über die Anstrengungen der englischen Industrie für die Beschaffung 
von Farbstoffen. Endlich über die Versuche des feindlichen Aus- 
landes zur Verdrängung des deutschen Handels und zur Eroberung 
südamerikanischer Märkte. Doch ist es nicht möglich, hier bei Einzel- 
heiten zu verweilen; dazu ist die Fülle des gesammelten und doch 
verarbeiteten Materiales vielzu groß. Brandt hat sich durch die Arbeit 
ein großes Verdienst erworben, so sehr natürlich auch Lücken vor- 
kommen. Aber der Einzelne vermag ja nur immer einen Teil des 
Ganzen zu verarbeiten und Brandt hat hierin Hervorragendes ge- 
leistet. 

Von einzelnen Industrien liegen nur zwei Schriften vor, über die 
Eisen- und über die chemische Industrie. Die Schrift von Dr. 
Schrödter über dieEisenindustrie gibt zunächst eine kurze Dar- 
stellung der einzelnen Länder. Am ausführlichsten ist die Eisen- 
industrie Frankreichs dabei behandelt, die der Verfasser aus eigener 
Anschauung kennt Wir erfahren über die Art des Betriebes und deren 
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Einrichtungen, über die sofortige Benutzung der französischen Werke 
für deutsche militärische Bedürfnisse. Die Zusammenstellung, die 
Schrödter über die Industrie der französischen Kriegszone und deren 
Anteil der gesamten französischen Industrie gibt, ist in die Literatur 
übergegangen. Bei dieser Gelegenheit möge das Bekenntnis des Ver- 
fassers angesichts des fremden Gebietes, das er von der Friedenszeit 
her kannte, Platz finden. Schr. traf einen alten französischen. Be- 
kannten und hat sich genau geprüft, welche Empfinden ıhn in dem 
Augenblick . beseelten (S. 22): »War es Haß gegen einen wirklichen 
oder vermeintlichen Feind? Nein! War es die Freude des Siegers? 
Nein! Ich bin sicher, daß ich bei dieser Begegnung nur industri- 
elem und menschlichem Empfinden entspringendes Mitgefühl über 
die gestörte Friedensarbeit und über das Unglück hatte, das über die 
Arbeit des Werkes so jäh hereingebrochen war.« 

Länger verweilt die Darstellung dann natürlich bei Deutschland: 
Angaben über Roheisenerzeugung und Kohlengewinnung — sehr 
lehrreich ist dabei vor allem die Unterschiede der einzelnen Landesteile 
Mitte Januar standen von den Hochöfen noch im Feuer: in Ober- 
schlesien 88 %, Saarrevier 65, Luxemburg 56, Lothringen 44 %. 
Ursache dafür sind die verschiedenen Einberufungen der Belegschaft 
und der Fortgang der Italiener, die in Lothringen allein 30 % der 
Arbeiterschaft ausmachten. Die Ausführungen über Belgien und 
Oesterreich-Ungarn ergänzen dann das Bild. Sehr interessant ist die 
Berechnung der Rohstahlmenge für 1913. Die beiden Zentralmächte 
stellten 22 Millionen Tonnen gegen Ig Millionen bei unseren Gegnern 
her. Durch die Besetzung der feindlichen Gebiete verschiebt sich 
aber das Verhältnis von 26 bzw. 13, d. s. 2:1. Die Stahlerzeugung 
Deutschlands im Kriege ist um 3 Millionen Tonnen größer als vordem. 
In Frankreich führt man, wie ein Aufsatz von De Lann&y im Dezember- 
heft der Revue de Deux Mondes meint, Deutschlands Ueberlegenheit 
wesentlich auf die bessere Kohlenversorgung zurück. Die Arbeit 
Schrödters ist sehr inhalts- und aufschlußreich zu nennen. 

Nicht dasselbe kann man von dem Vortrage von Binz über die 
chemische Industrie sagen. Er schildert den Gegensatz von England 
und Deutschland: dort Mangel an technischer Durchbildung und 
Studium, hier vollkommene Arbeit im einzelnen. B. berührt die An- 
wendung der Chemie bei den Explosivstoffen, der Bekleidung, der 
Farbenindustrie, der Volksernährung. Das Abschneiden der fremden 
Rohstoffe führe dahin, sich anderwärts zu behelfen. Es sei die Ueber- 
windung der Materie durch den Geist. Der Vortrag gipfelt in den 
beiden Forderungen, das bisher in Deutschland bestehende Gleich- 
gewicht zwischen Industrie und Landwirtschaft nach Möglichkeit 
zu wahren. Sodann solle der Staat die Frage bearbeiten lassen, wie 
man im Kriegsfalle ausländische Rohstoffe, Halb- und Ganzfabrikate 
durch inländische ersetzen könne. Hierzu sei eine Aufnahme der 
Vorräte und der Leistungsfähigkeit der Industrie nötig. Das Thema 
ist gewiß sehr interessant und wichtig; im Rahmen eines Vortrages 
läßt es sich aber eben nicht behandeln. Binz sollte die Ausarbeitung 
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erweitern und vertiefen, wie Schrödter es bei der Eisenindustrie 
getan hat. | 

Angereiht werden möge hier die Untersuchung von Schott 
über die Mannheimer Mietsausfälle und Zinsrückstände. Sie ist wegen 
der Fragestellung, der Methode und Ergebnisse gleich bemerkens- 
wert. Es handelt sich um die Frage, wieviele Mietsausfälle durch den 
Krieg entstanden und wieviele Hypothekenschulden dadurch in 
Mitleidenschaft gezogen sind. .Betriftt das auch nur eine einzelne 
Stadt, deren Ergebnisse nicht ohne weiteres verallgemeinert werden 
können, so hat sie doch wohl symptomatische Bedeutung. Inter- 
essant ist die Arbeit sodann wegen der Methode. Schott wendet mit 
bewußter Absicht diesogenannte»rrepräsentativeMethodee 
an, d. h. die Untersuchung einer bestimmten ausgewählten Teiler- 
hebung. Das ist nötig, um Details erfassen zu können, die sich nun 
einmal nicht an der Gesamtheit des Materials behandeln lassen. Aller- 
dings verlangt auch diese Methode ebenfalls ein bestimmtes Prinzip 
und ein Kontrollverfahren, wieweit die Resultate zuverlässig sind 
und verallgemeinert werden können. Beides ist von Schott geschehen 
— die Kontrolle durch einen Vergleich der Zimmerverteilung in den 
untersuchten Häusern mit denen von ganz Mannheim. Das Ergebnis 
ist beachtenswert genug. Während der acht Kriegsmonate betrug 
der Mietsausfall durch Leerstehen und Nichtzahlung 8,7%: Bei den 
Geschäftslokalen ist der Mietsausfall größer als bei den Wohnungen 
(11% gegen 8%). Andererseits macht der Mietsausfall 13% der Häuser- 
schulden aus. Von ihm sind 5,4% im Rückstand geblieben, d. h. 
zwei Fünftel des Ausfalles sind auf di Hypothekengläubiger abgewälzt 
worden. Es scheint, als wenn die Verhältnisse in Mannheim sich 
günstiger darstellten als in anderen Städten. Wenigstens betrug in 
Dresden der Mietsausfall in den ersten fünf Kriegsmonaten II%. 
Es wäre erwünscht, wenn ähnliche Untersuchungen mit ähnlichen 
Methoden auch für andere Städte angestellt würden. 


d) Geldwesen{undfFinanzen. 


Ludwig Bendix, Krieg und Geldmarkt (Volkswirtschaftliche Zeitfragen 
Nr. 289). Berlin 1915, Leonhard Simeon. 32 S. 

Franz Eulenburg, Das Geld im Kriege und Deutschlands finanzielle 

* Rüstung. Leipzig 1915, F. G. Köhler. 56 S. 

Hugo Hartung, Die finanzielle Rüstung der kriegführenden Staaten. 
Berlin 1914, F. Fontane & Co. 30 S. 

J. Jastrow, Geld und Kredit im Kriege (Weitwirtschaftliches Archiv, 
I1. Ergänzungsheft). Jena 1915, Gustav Fischer. 97 S. 

Julius Steinberg, Geld und Kredit im Kriege. Bonn 1915, A. Markus 
und E. Weber. 46 S. 

Wilhelm Stieda, Krieg und Finanzen (Kriegshefte des Kaiser- Wilhelm- 
Dankes, 31. Heft). 40 S. 

Dr. Weber, Krieg und Banken. Volkswirtschaftliche Zeitfragen Nr. 290. 
Berlin 1915, Leonhard Simeon. 32 S. 

Julius Wolf, Die Kriegsrechnung. Berlin 1914, Georg Reimer. 43 S. 
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Eine eingehendere Behandlung hat das Geld- und Finanzwesen 
erfahren. Es war das einzige Gebiet, auf dem bereits vorher (Rießer, 
Plenge) wissenschattlich gearbeitet worden war. 

Zu nennen ist hier zuerst der Vortrag von Steinberg. Er 
gibt eine Uebersicht über die Geldbeschaffung der Banken und die 
Stellung der Reichsbank. Er behandelt sodann die Ursachen für 
das Sinken der deutschen Valuta. Beim Kredite werden die Dar- 
lehenskassen, die Frage des Moratoriums erörtert, bei dem er die 
tatsächlichen Ausnahmen allerdings nur unvollständig aufzählt (z. B. 
Börsenliquidation). Die Beurteilung Englands scheint mir in dieser 
Hinsicht viel zu ungünstig. Bei den Kriegskosten wird außer der 
deutschen Reichsanleihe auch die Deckung der französischen und 
englischen Kosten besprochen. Der Schluß bildet eine Erörterung 
der Sparsamkeitsfrage. Eine vernünftige Sparsamkeit, d. i. eine solche 
mit Auswahl, sei zweckmäßig, dagegen dürfe die Produktivität nicht 
geschmälert werden. Nicht richtig ist die immer wiederkehrende 
Behauptung über die angeblich zurückgehaltene Menge Gold. 
Steinberg schätzt ebenso wie fast alle Autoren die noch in Privat- 
besitz befindliche Menge auf eine Milliarde. Das scheint mir aber 
eine ganz unmögliche Summe. Es wird vergessen, daß die Menge des 
deutschen Goldes im Auslande — Schweiz, Oesterreich, Holland, 
Italien, England — weit größer ist, als man gewöhnlich annimmt, da 
eben durch unsere Auslandsreisen und die sehr gering entwickelten 
Scheckeinrichtungen sehr viel Gold sich im Auslande befindet. So- 
dann haben unsere Soldaten jedenfalls im Anfang des Krieges zunächst 
mit Gold bezahlt, das in Frankreich, Belgien und Polen geblieben 
sein wird. Ich glaube daher, daß das zurückgehaltene Gold nicht 
ein Drittel der angenommenen Summe ausmacht. Der Vortrag von 
Steinberg ist nicht sehr lehrreich, auch nicht für ein größeres Laien- 
publikum. 

Die Abhandlung von Stieda bespricht zunächst in sehr inter- 
essanter Weise die alten Methoden zur Deckung der Kriegskosten — 
im siebenjährigen Kriege, dann in den Befreiungskriegen und im 
deutsch-französischen Kriege. Bei der Frage des Kriegsschatzes, den 
er warm verteidigt, und dessen Geschichte er aufzeigt, verweilt der 
Verfasser länger. Es wird die Alternative, Kriegssteuer oder Kriegs- 
anleihe erörtert und dann die Ergebnisse der deutschen beiden ersten 
Anleihen und die analogen Verhältnisse in England und Frankreich. 
Den Schluß bilden die bekannten deutschen Maßnahmen bezüglich 
des Geldwesens, wobei Stieda sich gegenüber der staatlichen Geld- 
theorie, der Goldwährung ohne Gold, ablehnend verhält. Der Vortrag 
gibt in ans;rechender Form einen Ueberblick über die einschlägigen 
Verhältnisse. 

Mein eigener Vortrag stellte sich die Aufgabe, die verschie- 
denen Funktionen, die das Geld im Kriege zu erfüllen hat, in allge- 
mein verständlicher Weise vorzuführen. Ich unterschied dabei außer 
dem Kriegsbedarf für Mobilisationszwecke und Kriegsführung den 
Wirtschaftsbedarf für die Aufrechterhaltung und Fortführung der 
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Wirtschatt, sodann den Sozialbedarf für die Fürsorge der Verwundeten, 
Zurückgebliebenen und die künftigen Wiederherstellungskosten. Es 
ist zwar von Hartung im Weltwirtschattlichen Archiv bemerkt worden, 
daß der letztere Bedarf nicht besonders zu buchen sei. Es scheint 
mir aber zweckmäßig, die direkten und indirekten Aufwendungen 
zu trennen. Ich suchte dann die Quellen ausfindig zu machen, aus 
denen die Anleihen begeben werden können, und kam zu dem Ergebnis, 
daß im ganzen bei Banken, Sparkassen, Kreditgenossenschaften, 
Versicherungsgesellschaften, Hypothekenbanken, Versicherungsan- 
stalten und Privatleuten der Betrag auf 35 Milliarden zu schätzen 
sei. Von diesem läßt sich ein Teil unmittelbar flüssig machen, wenn 
die Volkswirtschaft sonst nur weiter funktioniert. Das aber ist durch 
den Eigenbedarf von 70 Millionen Menschen und durch den Zirku- 
lationsprozeß, der von der Landwirtschaft sowie von dem Heeres- 
bedarf ausgeht, gesichert. Meine Berechnungen über die täglichen 
Kosten des Krieges waren weit über die frühere Schätzung Rießers, 
der 6 Mark angenommen hatte, hinausgegangen und auf 8 Mark ge- 
kommen, so daß der Monatsbedarf sich anfangs auf ı bis 11⁄4 Milliarden 
stellte. Inzwischen muß er aber weiter gestiegen sein und wird sich 
seit dem Juli/August wohl auf 2 Milliarden stellen. 

Die Schrift von Bendix über das Geldwesen gibt zunächst 
eine sehr präzise und doch erschöpfende Darstellung der finanziellen 
Kriegsrüstung unserer Reichsbank vor dem Kriege, sodann der ein- 
zelnen Maßnahmen vom 4. August. Das Hauptgewicht wird aber 
auf die Wirkungen und Bewährung der Maßnahmen gelegt. Die Auf- 
nahme der Darlehenskassenscheine als Bardeckun; der Noten im 
Sinne § 17 des Bankgesetzes sei vermutlich nur im Hinblick auf eine 
weniger günstige Gestaltung der Dinge in das Darlehenskassengesetz 
aufgenommen. Durch das Zuströmen des Goldes sei diese zweite 
Aufgabe der Darlehenskassen nur von untergeordneter Bedeutung 
geworden. Allerdings urteilt B. über die Qualität der Darlehens- 
kassenscheine sehr optimistisch und meint, daß die Bedingungen 
der Darlehenskassen dafür ausreichende Gewähr böten. Sie seien 
ein Ersatz für die vordem hauptsächlich durch die Börsen vermittelten 
Eifekten- und Beleihungsgeschäfte und haben bei Regelung der 
Kriegsanleihen gleichfalls gewissermaßen die Börse ersetzt. B. be- 
rechnet die besondere »Inanspruchnahme« der Reichsbank 
für den kurzfristigen Kreditbedarf des Reiches und der gewerblichen 
Kreise (durch Schatzschein- und Wechseldiskontierung sowie Lombard- 
darlehen bzi Reichsbank und Darlehenskassen). Der Bedarf betrug 
bis Ende Mai 1915 nur 3!/, Milliarden und das, obwohl der Geldmarkt 
für Anleihen doch den Betrag von 12!/a Milliarden Mark aufzubringen 
hatie. Die Ursache liege daran, daß die Summe, die das Reich für 
Heereslieferungen ausgebe, zumeist dem Geldmarkt zufließe, da 
die Industrie ja die Rohstoffe nicht durch fremde Zufuhren ergänzen 
könnte. »So haben also die in flüssige Betriebsmittel umgewandelten 
Rohmaterialien wesentlich zur Erleichterung des Geldmarktes bei- 
getragene (S. 26). Betrachtungen über Privatdiskontierungen, Effek- 
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tenkurse und Wechselkurse im Kriege machen den Beschluß der lehr- 
reichen Abhandlung. Sie kann als gute Eintührung über den Gegen- 
stand empfchlen werden und sollte später bis zur Beendigung des 
Krieges vom Verfasser fortgesetzt werden. Denn die Umwandlung 
der Kriegs- in die Friedenswirtschaft wird gerade dem Geldmarkt 
neue und schwere Probleme aufgeben. Sie entstehen schon dadurch, 
daß zunächst alle Rohstoffläger gefüllt werden müssen, ohne daß 
sofort an eine Fabrikatenausfuhr gedacht werden kann. Daraus 
werden sich neue Auslandsverpflichtungen ergeben, denen keine For- 
derungen gegenüberstehen, wenn wir nicht eine Kriegsentschädigung 
erhalten. | 

Das Thema Krieg und Banken behandelt Bankdirektor Weber 
und zwar sind es die privaten Banken, die er darstellt. Weber geht 
von der Tatsache aus, »daß die Maschine funktioniert hate. Im Gegen- 
satz zu dem ungünstigen Urteil von G. Bernhard und A. Lansburgh, 
die meinen, daß überall dort, wo das Füllhorn der Reichsbank nicht 
hinreichte, die Banken versagt hätten, daß Kreditnot, Zahlungsunfähig- 
keit, Geschäftsstockung und Arbeitslosigkeit geherrscht habe, be- 
tont W. demgegenüber, daß die Privatbanken in Friedenszeiten gar 
nicht die Aufgabe haben, so starke Barvorräte zu halten: für den Aus 
nahmefall des Krieges habe eben die Reichsbank einzutreten. Die 
Banken hätten bei Aufrechterhaltung der deutschen Wirtschaft 
durchaus mitgewirkt. Der Verlauf der finanziellen Mobilmachung 
wäre bei uns auch kaum ein anderer gewesen, wenn die Banken noch 
größere Barbestände oder größere Guthaben bei der Reichsbank ge- 
habt hätten. Denn dann hätte der legitime, im Wechselverkehr zum 
Ausdruck kommende Anspruch des Handels und der Industrie eben 
an irgend einer anderen Stelle in die Erscheinung treten müssen. Die 
Reichsbank allein hätte uns nicht halten können, wenn nicht die 
Kreditbanken gesund gewesen wären. Im Kriege selbst wurde die 
Tätigkeit der Banken zunächst durch Aufhören des Börsenverkehrs 
geändert. Die unoffizielle Börse, wie sie in Berlin bestände, sei un- 
richtig, schädlich und verführerisch für nicht ganz gefestigte Elemente. 
Der Wechselverkehr habe fast vollständig aufgehört. Dafür haben 
die flüssigen Mittel eine große Steigerung erfahren. Die Kreditoren 
seien wesentlich angewachsen, allerdings ebenso auch die Debitoren, 
die »wegen der langsamen Zahlweise der in Betracht kommenden 
Aemter ın stärkerem Maße der Banken als Vermittelung sich bedienen 
müßten« (S. ıgoben). Die Bankbilanzen müßten künftig unter anderen 
Gesichtspunkten betrachtet werden und zwar stecke das Kriterium 
inder Qualität der Kundschaft. Praktische Bedeutung könnte 
eventuell Webers Vorschlag der deutschen Akzeptprovision erlangen 
(S. 25), weil wir dadurch imstande wären, eventuell die Beliebtheit 
des deutschen Bankakzeptes im Auslande zu heben. Ueberhaupt 
sind gerade die Ausführungen Webers über den ausländischen Rem- 
bourskredit besonders lehrreich. Gegenüber dem billigen Rufe 
nach der Befreiung von der englischen Vorherrschaft und dem Ster- 
lingswechsel zeigt er die tatsächlichen Schwierigkeiten der Frage. 
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Zum Schlusse erörtert er die Aenderung der Anleihebedingungen in 
England, die auf den Kredit des Landes ungünstig einwirken müßte 
im Gegensatz zu den deutschen Verhältnissen (Englische Schatzwechsel 
zeigen 4 bis 41/3%, deutscher Privatdiskont 3 bis 31/,%). 

Im ganzen ist die kurze Abhandlung eines erfahrenen Praktikers 
in vieler Hinsicht sehr lehrreich, weil er auch einmal die Stellung des 
Privatbankiers in den Vordergrund stellt. Unrecht dürfte Weber 
mit der Behauptung haben, daß die Reichsämter nicht so rasch be- 
zahlten und dadurch seitens der Firmen Kredit in Anspruch genommen 
werden müßte. Der Jahresbericht der Reichsbank hebt demgegenüber 
hervor, daß die mittelbaren und unmittelbaren Kriegslieferungen 
meist Zug um Zug oder mit kurzem Ziel durch Giro- und Notenzahlung 
beglichen würden, so daß sich für manche Kreise eine wesentlich ge- 
ringere Inanspruchnahme von Bank- und Wechselkredit und damit 
auch eine Einschränkung der Zahlungsmittel, Schecks und Wechsel 
ergeben habe. Diese Behauptungen werden wir anerkennen und ihr 
Rechnung tragen müssen. 

Ausführlicher behandelt Geld und Kredit im Kriege Jastrow. 
Die Absicht war, eine Uebersicht über die internationalen Verhält- 
nisse zu geben. Aber wegen der mangelnden Berichterstattung über 
das Ausland nimmt Jastrow davon Abstand. Er beschränkt sich im 
wesentlichen auf die Darstellung der deutschen Verhältnisse und da- 
neben noch ganz kurz der von Oesterreich-Ungarn. Für die übrigen 
Länder begnügt sich der Verfasser mit einigen Andeutungen sowie 
mit einer sehr eingehenden Literaturübersicht über sämtliche Länder 
der Erde. Er bespricht darin die wesentlichen amtlichen und privaten 
Veröffentlichungen und führt auch aus vier Tageszeitungen die ein- 
schlägigen Aufsätze an. Hier hätten vielleicht noch die sehr guten 
Artikel der Kölnischen Zeitung, der Kölnischen Volkszeitung, der 
Neuen Züricher Zeitung und des Hamburger Fremdenblattes erwähnt 
werden können. Gerade diese Literaturübersicht ist sehr wertvoll und 
zieht kaum gekannte und selten genannte Schriften heran, so daß 
dadurch der künftigen Bearbeitung des Gegenstandes eine große 
Erleichterung zuteil geworden ist. Sachlich meine ich allerdings, 
daß eine Darstellung auch des Auslandes jetzt bereits, wenn auch in 
bescheidenem Umfange möglich ist. Die Quellen sind zum Teil genau 
dieselben wie in Friedenszeiten. Es fehlen nur die Notenbankausweise 
aus Oesterreich-Ungarn, zum Teil aus Frankreich und Rußland. Wir 
wissen im Grunde gerade über die Geld- und Kreditverhältnisse des 
Auslandes, soweit aus den amtlichen Nachrichten ein Urteil möglich 
ist, durchaus genug. Denn hinter sehr viele Dinge vermögen wir auch 
in Friedenszeiten nur durch symptomatische Schlußfolgerungen und 
durch eigene Kenntnis der Zusammenhänge Aufschluß gewinnen. 
Daß eine solche Darstellung für das Ausland möglich ist, zeigt die 
Abhandlung von Plaut, sowie die Aufsätze von Hartung, Gerloff 
und vor allem von Lansburgh. Das Urteil von Jastrow lautet, dahin daß 
in der englischen Geldverfassung die rechtliche Grundlage durch die 
Verhängung des Moratoriums zusammengebrochen sei. Mir scheint 
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diese Dialektik nicht am Platze zu sein, als ob durch jenes juristi- . 
sche Moment allein schon der Beweis geliefert sei. Denn Jastrow über- 
sieht, daß Deutschland ja die Pflicht der Noteneinlösung durch ein 
Notgesetz einfach aufgehoben hat, die in England niemals beseitigt 
ist. Die Peelsche Bankakte sind zudem früher bereits wiederholt auf- 
gehoben worden, was diesmal nicht nötig wurde. Endlich scheint 
mir die Erhöhung des englischen Bankdiskontes auf 10% eine Maß- 
regel gewesen zu sein, die direkt gegen Deutschland gerichtet war, 
um von dort Geld heranzuziehen. Außer der Schrift von Plaut möchte 
ich in dieser Beziehung noch auf die Aufsätze von Lansburgh in der 
»Bank« verweisen, der versucht hat, die englischen Geldverhältnisse 
objektiv darzustellen. 

Das Hauptgewicht der Jastrowschen Arbeit liegt also in der Dar- 
stellung der deutschen Verhältnisse. Auch hier ist staunenswert die 
Beherrschung der Literatur und die Vollständigkeit ihrer Nachweise. 
Sie werden wieder für die Zukunft einen gern benutzten Ratgeber 
darstellen. Sachlich kann natürlich Jastrow auch mit diesen Quellen, 
unter denen die amtliche Denkschrift die Hauptsache bildet, nicht 
viel neues bieten. Er behandelt die Reichsanleihen, die Stärkung des 
Goldbestandes, die neue Stellung der Banknoten, die Darlehenskassen, 
die Deckungsverhältnisse der Reichsbank, wobei sich Jastrow mit 
Recht durchaus an die Golddeckung hält, und von dem geistreichen, 
aber komplizierten System der Bardeckung Abstand nimmt. Die 
Darlehenskassenscheine hätten glücklicherweise für das Kredit- 
bedürfnis der Reichsbank keine irgendwie erhebliche Bedeutung 
erlangt. Ich möchte hinzufügen, daß die Darlehenskassen sthon als 
wirkliche Deckung weit hinter dem Wechsel zurückbleiben; denn 
während diese in kürzester Zeit wirklich liquidesind, ist das bei hinter- 
legten Wertpapieren oder Waren im Kriege nicht der Fall. Es existiert 
ja kein Markt, der diese Pfänder wirklich hätte flüssig machen können. 
Sie bedeuten letzthin eine Immobilisierung der Deckungsmittel, sind 
also kaum dem regulären Kredit zuzurechnen. Es wird durch sie kein 
liquides Mittel geschaffen. Mir scheinen aber auch die Schatzwechsel, 
deren Diskontierung die Reichsbank übernahm, nicht auf gleicher 
Höhe mit dem sonstigen kaufmännischen Wechsel zu stehen. Denn 
deren Einlösung hängt ganz vom Erfolge der Anleihen ab. Ich hätte 
gewünscht, daß auch dieser Umstand von Jastrow einmal hervor- 
gehoben worden und unter den Wechseln die privaten und die staat- 
lichen geschieden wären. In einem weiteren Kapitel werden die Be- 
ziehungen zu den bestehenden Krediteinrichtungen besprochen, d. i. 
zu den Banken, den Kreditgenossenschaften, den Kriegskreditbanken, 
bei der Jastrow allerdings das allgemein günstige Vorurteil über die 
geringe Inanspruchnahme der Banken durch das Kleingewerbe teilt 
(s. oben S. 321). Ausführlich verbreitet sich dann J. über die privaten 
Zahlungsaufschübe und den Bodenkredit. Den Beschluß macht eine 
Darstellung des internationalen Devisenmarktes. J. weist dabei auf 
den Zusammenhang hin, der zwischen der Erstarkung des Dollar- 
wechsels und der amerikanischen Bankreform besteht. Durch sie 
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sei überhaupt zum ersten Male ein Markt für den Dollarwechsel ent- 
standen. Damit sei die Aussicht gegeben, dem Sterlingwechsel das 
Wasser abzugraben, wobei Deutschland mithelfen könne. Seiner 
Neigung entsprechend behandelt Jastrow mehr die rechtlich-formellen 
als die tatsächlichen Verhältnisse. Aber gerade darum sind die Aus- 
führungen für die spätere Behandlung von Wert. Ein Artikel aus dem 
Economist gibt ein englisches Urteil über die deutsche Geldverfassung 
im Kriege. Auch dieses Urteil ist sehr lehrreich. Jastrows Arbeit 
wird aus all diesen Gründen viel benutzt werden. 

Der Vortrag von Hartung behandelt in kurzer Uebersicht 
die Verhältnisse der kriegführenden Staaten seit Ausbruch des Krieges. 
Trotz der starken Erschütterung, die vor allem in England zu Anfang 
des Krieges bestand, hält H. den Zustand der englischen Geldmacht 
nicht für ernsthaft erschüttert. Frankreichs Geldmarkt sei besonders 
durch die Anleihen des russischen Staates bedroht. Sehr günstig 
wird Oesterreich-Ungarn trotz Moratorium, Nichtveröffentlichung 
des Bankausweises und Verringerung der Notendeckung beurteilt, 
um schließlich in den deutschen Verhältnissen die beste finanzielle 
Rüstung zu erblicken. Der Vortrag ist schon am Ende des ersten 
Kriegsmonats gehalten worden, wo sich die weitere Entwicklung 
der Verhältnisse noch nicht übersehen ließ. 

Auch Wolfs Abhandlung ist ein erweiterter Vortrag. Dabei 
ist »Kriegsrechnung« in doppeltem Sinne zu verstehen, im übertragenen 
und im eigentlichen. Darum behandelt der Verfasser im ersten Teile 
die Kriegsursachen. Zwei Welten öffentlicher Sittlichkeit ständen 
sich gegenüber. »Die Welt der christlichen Sittlichkeit, heute durch 
Deutschland und seine Verbündeten (Türkei ?) repräsentiert, und die 
einer heidnischen Moral, als deren Repräsentant England und Ruß- 
land, die eigentlichen Kriegshetzer, zu gelten haben« (S. 8). In der 
Hauptsache seien Haß und Habgier die Paten dieses Krieges. Ich 
will bei der Ausführung der angeblichen Motive des deutschen Hasses 
nicht verweilen. Deutschlands Bevölkerung sei gegenüber der beider 
Riesenreiche nur klein. Aber auch nach einem Siege der Verbündeten 
über Deutschland würde die Kriegsrechhnung in keiner Weise stimmen, 
da die Voraussetzung einer wirtschaftlichen Ausdehnung auf Kosten 
Deutschlands bei den Gegnern aus inneren wie aus äußeren Gründen 
fehlten. Bei der eigentlichen Kriegsrechnung behandelt Wolf zu- 
nächst die unmittelbaren Sachschäden infolge des Einfalles feind- 
licher Truppen. W. rechnet im Durchschnitt für sämtliche krieg- 
führende Staaten pro Kopf und Mann 7 Mark und kommt damit im 
Ganzen zu einem Tagesverbrauch von 150 Millionen. Der Vortrag 
ist im Dezember IgI4 gedruckt worden. Inzwischen hat sich nicht 
nur die Zahl der kriegführenden Staaten vermehrt, sondern auch die 
Aufwendungen sind wesentlich gestiegen durch die Vergrößerung der 
Armeen, durch die Heranziehung der Flotte, durch die Preissteigerung 
aller Waren. Ein Jahr später hat Helfferich den Tagesverbrauch aller 
kriegführenden Länder auf 330 Millionen Mark angegeben. Wolf 
berechnet für die einzelnen Staaten die Zahl der Menschen, die unter 
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den Fahnen stehen und daraus die Kriegskosten, sowie die mittelbaren 
Einbußen durch den Krieg. Für Deutschland kommt er auf einen 
Ausfall von ungefähr ein Drittel des Normaleinkommens. Ich 
bin auf Grund anderer Ueberlegungen und Berechnungen zu einemähn- 
lichen Ergebnis gelangt und halte die Ansätze vonWolf im allgemeinen für 
richtig, wenn auch jedenfalls durch die längere Dauer und durch das 
Moment der Heeresaufträge starke Verschiebungen in Betracht 
kommen, die W. noch nicht berücksichtigen konnte. Geringer seien 
die Verluste der Landwirtschaft, während das Gewerbe nicht viel 
über die Hälfte des normalen Standes produziere. Bei einjähriger 
Dauer des Krieges ergäbe das schon eine Einbuße von 13 Milliarden. 
Der Verfasser versucht endlich ähnliche Schätzungen für die anderen 
Länder anzustellen. Deutschland habe an mittelbaren Kriegskosten 
mehr als Frankreich und England zu tragen. Insgesamt würde die 
Schädigung, die der Krieg dem Nationaleinkommen der kriegführenden 
Staaten zufüge, im Jahre 50 Milliarden betragen. Es wird interessant 
und notwendig sein, nach Friedensschluß auf Grund exakter Zahlen 
diese Berechnungen von Wolf nochmals aufzumachen. 
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Wenn auch die Betrachtung der inneren Verhältnisse, die soviel 
neue Probleme aufgibt, in der bisherigen Literatur die Hauptsache 
ausmacht, so ist das Ausland darüber nicht ganz vernachlässigt 
worden. Doch fällt es auf, daß Oesterreich-Ungarn am stiefmütter- 
lichsten behandelt wurde.. Es ist die alte Klage, daß wir uns in Deutsch- 
land um die Verhältnisse der Donaumonarchie zu wenig kümmerten. 
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Andererseits liegt aber die Schuld zum guten Teil an Oesterreich 
selbst, da die Landsleute zunächst einmal die eigenen Wirtschaftsver- 
hältnisse darstellen müßten. 

Wir beginnen mit dem Vortrag von Adolf Weber über die 
Kriegssorgen unserer Feinde. Der Vortrag, der im Anfang des Krieges 
gehalten wurde, ist mehr auf Stimmung als auf objektive Erfassung 
der Dinge eingestellt. W. behandelt zunächst Frankreich, das er 
wirtschaftlich und kulturell als dekadent bezeichnet. Es könne nur 
dadurch sich helfen, daß es das Mittel der Assignatenwirtschaft in 
neuer Form wiederhole.e. Noch ungünstiger sei die finanzielle Lage 
RußBlands, die schon vor dem Kriege keine gute war. Auch Englands 
wirtschaftliche Möglichkeiten würden gemeinhin überschätzt. Für 
die Ausfuhr, auf der vier Fünftel (??) der englischen Volkswirtschaft 
beruhe, fehle es an Aufträgen und Schiffsraum. Die Mehrzahl der 
Kolonien sei ganz und gar nicht gerüstet gewesen. Kanada habe schon 
vor dem Kriege eine große Arbeitslosigkeit gehabt. Indien und Aegyp- 
ten müßten unter den gesunkenen Baumwollpreisen sehr leiden. Der 
Schiffsraum genüge auch für den stark reduzierten Welthandel nicht. 
Infolgedessen seien die Frachtsätze enorm gestiegen. Auch die eng- 
lische Industrie befinde sich in einer schweren Lage. Durch den Krieg 
würden wir .aber im allgemeinen von England unabhängig werden, 
indem wir die technischen Experimentmöglichkeiten besser ausnutzten: 
so hätte man Jute durch Papierstoff zu ersetzen gewußt. England 
sei auch bezüglich seiner Zahl- und Kreditorganisation unglaublich 
rückständig geblieben. Es habe in den bisherigen Monaten die Welt 
fast in allen Stücken enttäuscht. Seine Mission sei erledigt und müsse 
es im Interesse der wirtschaftlichen Beziehungen der Völker sein. 
Hinge wirklich der Ausgang des Krieges davon ab, wer am längsten 
die wirtschaftlichen Kriegslasten zu tragen imstande sei, dann werden 
unsere Gegner weit eher dazu gezwungen sein als wir. Aber auch 
bezüglich der Nahrungsmittel und noch mehr der Kohlenversorgung 
stehe es bei unseren Gegnern nicht am besten. Die Getreidepreise 
in England und dem Weltmarkt ständen höher als in Deutschland. 
Frankreich und Rußland hätten mit einer Kohlennot zu rechnen. — 
Der Vortrag beschäftigt sich nur mit den Wirtschaftssorgen 
unserer Gegner. Trotzdem halte ich es für bedauerlich, daß die Wissen- 
schaft solche einseitigen Darstellungen bietet, die nur imstande sınd, 
ganz falsche Vorstellungen von den gegnerischen Kräften zu geben. 
Das Bild, das W. vor allem von England gibt, ist in wesentlichen 
Punkten verzeichnet. Denn weder macht der englische Außenhandel 
4]; der Gesamtproduktion aus, noch ist dessen Rückgang so bedeutend, 
wie der Verfasser annimmt. Weder können wir uns durch bloße 
technische Möglichkeiten von der Beschaffung bestimmter Rohstoffe 
emanzipieren, noch auch ist Englands Mission in der Welt erledigt. 
Auch die Finanzen Frankreichs stehen nicht so da, wie Weber sie 
darstellt — kurz, allenthalben ist nur eine Seite der Sache berührt. 
Mir scheint es nicht zweckmäßig, wissenschaftlich den Vorurteilen 
der Presse so nachzugeben, auch im Kriege nicht. 
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Eine sehr willkommene Bereicherung der Literatur bildet die 
Schrift von Brandt über die Wirtschaftskultur der besetzten Ge- 
biete in Feindesland. Die Größe dieser Gebiete beträgt 84 000 qkm 
mit 16!/, Millionen Einwohnern (gegenwärtig über 350 000 qkm mit 
32 Millionen Menschen). Das französische Territorium ist eines der 
landwirtschaftlich besten und ertragreichsten Teile Frankreichs. 
Der Erntezuwachs, den Deutschland dadurch erfahren hat, ist sehr 
bedeutend. Die Zahl der Dampfkessel in der Kriegszone macht ein 
Viertel, die der Pferdestärken über zwei Fünftel von denen ganz Frank- 
reichs aus. Der Anteil der einzelnen Industrien schwankt zwischen 
3 vom Hundert (Feinmetall) und 62 v. H. (Metallgewinnung); von 
der Kohlen- und Eisenindustrie sind etwa drei Viertel bzw. fünf 
Sechstel in unseren Händen, von der französischen Textilindustrie 
ein Drittel. Kürzer werden die Wirtschaftsverhältnisse Belgiens 
behandelt. Die Arbeitslöhne sind zwar dort niedriger, dafür ist aber 
auch die Leistung entsprechend geringer als in Deutschland. Der 
niedrige Stand des Schulwesens wird mit dadurch veranlaßt, daß 
alle Seminare von der belgischen Kirche abhängig sind, die jedenfalls 
mit französischem Gelde gespeist wird. Das besetzte Gebiet von 
Rußland und Polen ist ein solches dichten und ergiebigen Getreide- 
ertrages. Von den Industrien hat die Textilindustrie, sodann der 
Metallhandel die größte Zahl der Arbeiter. Ihr Aufblühen wird vor 
allem dem Schutzzolle verdankt. Die ursprüngliche Form der Haus- 
industrie ist stark zurückgedrängt zugunsten der geschlossenen Fabrik. 
Nur gering entwickelt ist das Eisenbahnnetz, so daß Dörfer oft 50 
bis 60 km von der nächsten Station entfernt sind. 

Die Fürsorge der deutschen Verwaltung erstreckte sich zunächst 
auf Sicherung der Ernte, sodann auf Nutzbarmachung der industriellen 
Einrichtungen für deutsche Zwecke. Die Fürsorge für die Landes- 
teile selbst ist außerordentlich vielseitig. Ich nenne: Säuglingsfür- 
sorge, Eisenbahn-, Post-, Ernährungswesen, Brotverkauf (interessant 
die Lebensmittelpreise für Belgien S. 79), Geldwesen durch Errich- 
tung einer belgischen Notenbank, Arbeiterschutz, endlich Versuche 
zur Hebung der belgischen Industrie — allerdings sind die Erfolge 
bei dem Fehlen des Absatzes und der Rohstoffe nur gering. Anders 
mußte die Verwaltung für Russisch-Polen vorgehen. Die hier ange- 
richteten Materialschäden werden auf 3 Milliarden geschätzt. Viele 
Städte liegen in Trümmern, andere erlitten große Schäden. Viele 
Einwohner, vor allem die reichen, sind geflohen. Ein Generalhilis- 
komitee für Polen soll hier nach Möglichkeit helfen. Die Ernährungs- 
frage mußte durch Beschlagnahme sämtlicher Getreidevorräte ge- 
regelt werden ; natürlich sind Höchstpreise festgesetzt worden. Durch 
das Darniederliegen der Industrie ist die Arbeitslosigkeit sehr groß 
und man muß öffentliche Arbeiten einrichten, um Beschäftigung 
zu schaffen. Es wird offenbar Jahrzehnte dauern, bis die Wirkungen 
des Krieges wieder beseitigt sind. Die Brandtsche Darstellung fesselt 
durch die schlichte Sachlichkeit und das reiche Material, das sie be- 
herrscht. 
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Von österreichischer Seite befindet sich nur eine Abhandlung unter 
den hier angezeigten Schriften, der Vortrag von Landesberger 
über Krieg und Volkswirtschaft, der allerdings eine treffliche Ein- 
führung bildet. Er spricht zunächst über die Ursache des Krieges, 
die er vorwiegend in wirtschaftlichen Motiven sucht. Ein Vergleich 
Englands und Deutschlands zeige die Ueberlegenheit des Letzteren 
in seiner Industrie, in seinem neuen Typus des Bankwesens, in seiner 
Arbeiterschaft. Die wirtschaftlichen Institutionen Englands, sagt 
Landesberger mit angenehmer Objektivität, seien groß, sinnreich 
und achtungsgebietend. Aber sie seien durchtränkt vom Geist der 
Routine, dem die verjüngende Kraft fehle. Dies zeige sich auch gerade 
in diesem Weltkriege. Landesberger verbreitet sich dann über die 
finanzielle Seite; er beleuchtet die Tatsache, daß die Bank von Eng- 
land Zahlungsbürge für 120 Millionen Pfund Praemoratoriumswechsel 
deutscher und österreichischer Schuldner geworden sei. Auch die 
folgenden Ausführungen Landesbergers über Geld und Finanzen, 
sowie über die Valuta, sind interessant und geben bei aller Kürze 
mancher Seite eine neue Beleuchtung. Die Lage der Landwirtschaft 
und der verschiedenen Industriezweige in Oesterreich-Ungarn werden 
behandelt und der Satz schließlich betont, daß die Aufgabe der Volks- 
wirtschaft nicht die Erzielung von Bargeld oder Bankguthaben sei, 
sondern die sich stets erneuernde Güterversorgung. 

Zahlreicher sind die Schriften, die sich mit Englands Wirtschafts- 
verhältnissen abgeben. Ich nenne zuerst die Abhandlung von Losch, 
der Deutschlands und Englands Wirtschaftskräfte miteinander ver- 
gleicht. Er beginnt mit dem Nachweise, daß Deutschland schon als 
Reich der Mitte nicht völlig abgeschlossen werden könne. Mit dem 
ersten Ringe verbinden uns 18% .der Einfuhr und 33 der Ausfuhr, 
mit dem zweiten sogar 25 bzw. 40%. Dieser Teil unseres Außenhandels 
sei schon durch unsere geographische Lage gesichert. Er ist nicht 
abschneidbar und auch nicht angreifbar. Es sei unser Vorsprung, 
daß wir außer der Hereinbringung der Ernte eine ganz ungeschädigte 
Kohlen- und Eisengewinnung haben. Etwas anders sei natürlich 
die private Verschiebung von Vermögenswerten wie von Einkommens- 
größen. Aber das seien sozialwirtschaftliche, nicht volkswirtschaft- 
liche Schwierigkeiten. Anders stehe es mit dem britischen Weltreich, 
das ja kein in sich zusammenhängendes Gebilde darstelle. Auch 
im Innern bestünde keine soziale Einheit, sondern nur eine Teil-, keine 
wirkliche Volkswirtschaft. Die berufliche Struktur Englands beschäf- 
tige sieben Zehntel in Bergbau, Handel und Industrie. Die Landwirt- 
schaft, die im Gegensatze zu Deutschland auf dem Pachtsystem be- 
ruhe, erzeuge nur 5 Milliarden an Wert gegenüber 15 bei uns. Aller- 
dings sei die englische Fischerei mit 300 Millionen Mark der deut- 
schen um das sechstache überlegen. Andererseits betrage die Menge 
der Mineralien des Inselreiches nur 3 Milliarden gegen 5 in Deutsch- 
land. Sonach belaufe sich die gesamte Urproduktion Englands auf 8, 
die Deutschlands auf 20 Milliarden Mark. Bei uns fielen 80 % der 
Gesamterzeugnisse auf die Vorproduktion aller Art, in England nur 
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etwa die Hälfte. Die Binnengrundlage Englandssei 
zu schmal. Der Rest des englischen Einkommens beruhe auf 
Vermittelung und Transporttätigkeit englischer Händler. Ein Aus- 
scheiden Deutschlands aus der Weltwirtschaft sei aber ganz ausge- 
schlossen. Das Deutsche Reich sei heute schon ein viel zu großerFaktor, 
im Welthandel, im Weltbedarf und im Weltverkehr, um ohne gleich- 
zeitige Miterschütterung aller neutralen Gebiete militärisch und 
volkswirtschaftlich beseitigt werden zu können. Die Ausführungen 
Loschs sind in der Hauptsache als richtig anzuerkennen. Nur hätte 
die Bevölkerungsgrundlage noch herangeholt werden sollen, die ein 
wesentliches Moment in der Struktur beider Länder darstellt. 

Im Gegensatz zu Losch schildert Rießer nicht die Wirt- 
schaftslage, sondern die Wirkungen des Krieges selbst auf die beiden 
Länder, soweit sie sich in den ersten vier Monaten übersehen ließen. 
Rießer kommt dabei zu einer sehr ungünstigen Beurteilung für Eng- 
land und zu einer sehr günstigen für Deutschland. Ich glaube, daß 
wir an beiden Urteilen eine wesentliche Revision vornehmen müssen. 
Nach Riesser seien für England die Symptome bez. des Geld- und 
Finanzwesens, ebenso wie die des Wirtschaitslebens ungünstig zu be- 
werten. Dahin gehören die Kursstürze der Börsenwerte in den ersten 
Tagen, die Heranziehung der Gelder aus Kanada und Aegypten zur 
Stärkung der Bank von England, die Uebernahme der Wechselgarantie, 
die Ausgabe der Currencynotes. Die bisherige Stellung des englischen 
Wechsels als eine Art internationaler Zahlungsinstrumente sei zu- 
sammengebrochen. Schon jetzt sei die Stellung als Weltkontor und 
Wechselvermittelungsstelle voraussichtlich nachdauernd geschädigt. 
Ich halte diese ganzen Schlüsse für sehr stark übertrieben und in den 
wesentlichen Punkten für verfehlt. 

Eine Ersetzung des Sterlingwechsels durch den Dollar- und 
Markwechsel ist leichter ausgesprochen als ausgeführt. Einmal gehört 
dazu ein weit ausgedehntes System von Bankniederlassungen und 
Handelsbeziehungen in allen Ländern, die nun einmal andere Staaten 
nicht besitzen und nach der ganzen Struktur der Volkswirtschaft 
auch nicht besitzen können. Oder denkt Rießer im Ernste daran, daß 
Deutschland sich im selben Maße zum Vermittler anderer Länder 
aufwerfen kann ? Andererseits hängt aber die Beliebtheit des Wechsels 
von der Höhe des Diskonts ab. In England pflegte er nun einmal 
wegen der Geld- und Kapitalüberfülle des Landes niedriger zu sein 
als an anderen Plätzen. Der kaufmännische Wechsel geht aber not- 
wendig nach dem Kurse des billigsten Geldes. Solange das nicht 
geändert wird, bleiben alle Vorschläge und Wünsche ziemlich bedeu- 
tungslose Redensarten. 

Bezüglich der Wirtschaftslage macht Riesser auf die Schwierig- 
keiten aufmerksam, die England aus der ungünstigen Gestaltung der 
Verhältnisse in Argentinien, Brasilien, China, Japan erwachsen. 
Der Fcrtfall Deutschlands und Rußlands als Abnehmer werde sich 
sehr fühlbar machen. Die Baumwollindustrie sei fast ganz zum Still- 
stand gekommen, da ausländische Aufträge nicht eingingen und der 
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einheimische Markt genüge nicht. Auch die Verringerung der Kohlen- 
ausfuhr, die schwierige Lage der englischen Schiffahrt und Reederei, 
für die die Kohle der frachtzahlende »Ballast« sei, wirke ungünstig. 
Fraglos würden die Bemühungen des »Intelligence departement of 
board of trade« zur Verdrängung des deutschen Handels jedenfalls 
nicht den erwarteten Erfolg haben. Im Gegensatz zu England be- 
sitze Deutschland eine starke Anpassungs- und Wandlungsfähigkeit, 
die uns eine Ueberlegenheit sichere. Der innere Markt habe sich bei 
uns stärker entwickelt als der äußere, und durch die glückliche 
Mischung von Industrie und Landwirtschaft sei die organisatorische 
Befähigung aller Klassen der Bevölkerung widerstandsfähiger als 
die unserer Gegner. Möglichste Befreiung unserer Wirtschatt von der 
englischen Bevormundung und Vermittelung ist auch für Riesser 
die Parole der Zukunft. 

Hieran ist vieles zweifellos richtig und die englische Volkwirtschaft 
leidet weit mehr, als gedacht wurde und die leitenden Staatsmänner 
wohl geahnt haben. Trotzdem sollte man sich über die Widerstands- 
fähigkeit der englischen Volkswirtschaft keiner Täuschung hingeben. 
Die Stellenlosigkeit ist durch die militärischen Aufträge und durch 
die Rekrutierung in England nur sehr gering. Der Rückgang der 
Dividende bei den Industriegesellschaften, ist, wie sich aus dem 
Economist ergibt, weit geringer, als vermutet wurde. Auch hat Eng- 
land durch die Militäraufträge und durch die Auslandsaufträge der 
Verbündeten Ersatz für manche Verluste gefunden. Die englische 
Industrie erlebt jedenfalls in noch weit höherem Maße als Deutsch- 
land, da jener der Bezug von Rohstoffen nicht abgeschnitten ist, 
eine Hochkonjunktur und läßt schon darum eine Friedens- 
stimmung nicht aufkommen. 

Wir sollten uns vor einer Unterschätzung des englischen Gegners 
hüten, wenn wir nicht unliebsame Ueberraschungen erleben wollen. 
Noch weniger sollten wir aber vergessen, daß die Gestaltung der deut- 
schen Industrie und die deutsche volkswirtschaftliche Entwickelung 
überhaupt zum nicht geringen Teile von dem offenen Markt Englands 
günstig beeinflußt worden ist. Deutschland hätte sich industriell 
weit weniger in den letzten dreißig Jahren entfalten können, wenn 
der englische Markt zollgeschützt gewesen wäre. Das ist gewiß nicht 
uns zuliebe geschehen, aber auch im Kriege dürfen wir nicht blind gegen- 
über unseren Gegnern sein und Schlagworte gebrauchen, die den 
Tatsachen gegenüber ziemlich inhaltslos dastehen. 

Das besondere Kapitel der wirtschaftlichen Bedrohung Englands 
durch die deutschen Untersecboote behandelt sachkundig Levy. 
Ueber den Wert der Maßnahmen selbst schwankt das Urteil. Neben 
solchen, die die Wirkung sehr hochstellen, stehen andere, die sie wieder 
relativ niedrig schätzen. Englands Nahrungsmittelversorgung be- 
ruhe auf dem »ununterbrochenen Verlauf«, d.i. auf der Tatsache, 
daß die Beschaffung von Nahrungsmitteln aus den verschiedensten 
Ländern erfolge, deren Ernte jahreszeitlich ganz auseinanderfällt. 
Diese Rechnung stimme aber nur dann, wenn die Einfuhr selbst 
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nicht gehemmt werde, da die agrarischen Ausfuhrländer nicht während 
des ganzen Jahres gleiche Mengen versenden könnten. Wenn auch 
die tatsächliche Einfuhr von Getreide in England nicht so stark 
zurückgegangen sei, wie es wohl bei einer völligen Abschließung der 
Fall sein könnte, so »mußte doch eine Minderung der Vorräte unter 
das gewohnte Maß die englische Bevölkerung wenn auch nicht dem Ver- 
hungern, so doch dem Hungern nahebringen« (S. 23) — meint der Verfas- 
ser. Es komme hinzu, daß die englische Hausfrau viel weniger gelernt 
habe, sparsam mit den vorhandenen Vorräten umzugehen als die deut- 
sche. Ein Parlamentsbericht aus dem Jahre 1905 hatte die Preissteige- 
rung im Kriegsfalle vorausgesehen. Die ökonomische Abschließung 
bilde das eigentliche Wesen der neuen Kontinentalsperre (doch wohl 
besser »Inselsperre«) und finde in der Preissteigerung ihren Ausdruck. 
Die Ursachen dafür seien die zunehmende Verknappung des Fracht- 
raumes, sowie die Steigerung der Schitfs- und Versicherungsprämien, 
das Steigen der Löhne für die Schiffsbemannung und die Erhöhung 
der Schiffsfrachten. 

Diese ganze Aetiologie scheint mir in der 
Hauptsache falsch zu sein und ich glaube, daß Levy 
das wesentlichste Moment außer acht gelassen hat: das ist der Ernte- 
ausfall von Brotgetreide und Futtermitteln sowie die Sperre der Darda- 
nellen. Es ist ja tatsächlich so, daß die Vereinigten Staaten ein Ge- 
treidemonopol erhalten haben. Die argentinische und rumänische 
Getreideernte war ebenso wie die australische minderwertig. Rußland 
fällt als Exportland aber ganz fort. Dadurch wurde das Angebot 
auf dem Weltmarkte für England ganz wesentlich verkleinert. Amerika 
konnte die Preise allein machen. Darauf und nicht auf die Untersee- 
boote ist die Preissteigerung für Getreide in England zurückzuführen. 
Der amerikanische Weizenpreis allein ist nicht maßgebend, da Chikago 
natürlich nur den amerikanischen Markt notiert. Vielmehr kommt zu 
diesem noch das Fehlen des russischen und argentinischen Weizens 
hinzu, um die Preise in England in die Höhe zu treiben. Es ist ja 
durchaus charakteristisch, daB für alle die Waren, bei denen das 
Angebot hinreichend groß war, sich die Preise trotz der Unter- 
seeboote nicht in dem Maße gesteigert haben, wie die Erhöhung 
der Schiffsfrachten, Versicherungsprämien und Löhne vermuten 
läßt. Denn diese Kostenelemente sind im Verhältnis zum Werte 
des Getreides nur unerheblich und können die Preissteigerung für 
sich durchaus nicht hervorrufen. Levy hat es ja leider versäumt, 
eine Berechnung dieser Art auszuführen. Der Unterseebootkrieg 
hat wohl an der Teuerung mitgewirkt. Aber die Hauptsache liegt 
doch nicht an ihm, sondern an den Angebotsverhältnissen: dadurch 
bekamen die Angebotsländer eine Monopolstellung, die sie ausgenutzt 
haben. Das Resultat ist zwar richtig, daß England immer mehr für 
seine Rohstoffe bezahlen müsse, während sein Absatzmarkt immer 
mehr versiege, aber die Schlußfolgerung von Levy, daß es nämlich die 
Unterseebootsgefahr in der Hauptsache gewesen sei, die die englische 
Volkswirtschaft vor ein Novum gestellt habe, erscheint doch nicht zu- 
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treffend. Vielmehr ist das nur ein Moment in der Gestaltung des Welt- 
marktes, aber nicht das ausschlaggebende. Denn auch nachdem der 
Unterseebootskrieg nachließ, haben sich die Preisein England wesentlich 
auf der alten Höhe erhalten. Entsprechend ist dann auch die weitere 
Schlußfolgerung Levys nicht zutreffend: daß nämlich mit der Un- 
möglichkeit, die englische Küste für den ausländischen Verkehr 
freizuhalten, die Grundlage wanke, auf welcher Englands Reichtum 
und Macht aufgebaut seien. Das würde nur dann stimmen, wenn 
tatsächlich die Preissteigerung in der Hauptsache auf diesen Umstand 
zurückzuführen wäre. Das ist aber nicht der Fall, da von einer neuen 
Kontinentalsperre im Ernste bisher nicht die Rede sein konnte. Da- 
bei soll die theoretische Möglichkeit einer solchen »Inselsperre« durch- 
aus nicht geleugnet werden: nur in dem gegenwärtigen Kriege ist sie 
für England noch nicht wirklich geworden. 

. Eine spezielle Frage und zwar die allerwichtigste, behandelt 
Plaut, den Einfluß des Krieges auf den Londoner Geldmarkt. 
Der Verfasser ist selbst wohl noch bis Antang des Krieges im eng- 
lıschen Bankwesen tätig gewesen und beherrscht darum die Materie 
aus eigenster Erfahrung. Er schildert im ersten Teil, nachdem er 
kurz die Komponenten des Londoner Geldmarktes (Bank of Eng- 
land, Bankers, Billbrokers, Merchants, Stock exchange) dargestellt 
hat, den Zusammenbruch des Londoner Geldmarktes in den ersten 
Tagen des August. Die Schließung der Börse, deren Ursache er auf 
die schwierige Lage der »Interbourse members« zurückführt, die Deroute 
auf dem Diskontomarkte, wo die Bollbrockers ganz gegen die Gewohn- 
heit ihre Wechsel bei der Bank diskontieren bzw. lombardieren lassen 
mußten, endlich das Verhalten der Bank von England selbst in jenen 
kritischen Tagen. Wenn auch die Peelsschen Bankakte selbst nicht 
aufgehoben worden sei, so sei doch möglicherweise eine Verletzung 
eingetreten. Im ganzen aber lautet Plauts Urteil dahin: »Die Bank von 
England habe der alten Regel folgend, jedem, der in normalen Zeiten 
Kredit bei ihr gefunden hätte, gegen normale Sicherheit gegeben; 
sie hat die Einlösung der Noten in Geld nie unterbrochen und scheint 
die Auffassung gehabt zu haben, daß sie nicht durch Ansammeln der 
Goldreserve, sondern durch Beruhigung der Krise dem Vaterlande 
am besten diene.« (S. 22). 

Im zweiten Teile bespricht der Verfasser dann die Maßnahmen 
der Regierung zur Bekämpfung der Krise, zunächst die Moratorien- 
gesetze. Nachden Bankfeiertagen habe England mit seiner Tra- 
dition gebrochen, aber die Maßnahme war notwendig. Auch nach 
Aufhebung des eigentlichen Moratoriums bestand es durch den Courts 
Emergenzy Power akt noch weiter fort. Sodann die verschiedenen 
Arten von Notstandsgeld, außer den Courrency Notes, durch 
deren Nichtdeckung des Peelssche Bankakte tatsächlich aufgehoben 
war, die Certificates of Bank, die Clearingshouse Anweisung und die 
Postal Ordres. Weiter kommt die Diskontgarantie des 
Schatzamtes in Betracht, das für mehr als 2 Milliarden Mark Wechsel 
garantieren mußte, sowie die Einräumung eines Buchkredites. Endlich 
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die Maßnahmen der Börse. In einem dritten Kapitel wird die Ent- 
wickelung des Geldmarktes von der ersten bis zur zweiten Kriegs- 
anleihe besprochen — die verschiedenen Arten von kurzfristigen 
Schatzscheinen (Exchequer Bills) und die beiden Anleihen, bei denen 
das komplizierte Austauschverfahren der alten Konsols gegen neue 
Papiere besonders auffallend sei. P. berechnet, daß von 600 Millionen 
Pfund nur 170 Millionen wirklich neues Geld darstellten. Ein Exkurs 
über den Devisenmarkt macht den Beschluß: die Ursachen des un- 
günstigen Standes und die Mittel zur Hebung (Kapitalausfuhr, Auf- 
kauf von Dollarbons, Etfektenausfuhr). Der Anhang bringt noch 
einige lehrreiche Statistiken. Im ganzen gehört die Arbeit von Plaut 
zu den gediegensten und aufschlußreichsten der ganzen Literatur; 
die objektive Darstellung kann als Muster einer wertfreien Betrachtung 
dienen und gibt zugleich erschöpfende Aufschlüsse über den englischen 
Geldmarkt im ersten Jahre des Krieges. 

Die Wirkungen des Krieges auf die neutralen überseeischen 
Länder behandelt in Kürze, aber doch sehr scharf, der Vortrag von 
Lohmann. Er zeigt, wie durch Unterbindung des Exportes die 
Rohstoffausfuhr dieser Länder leiden muß und die Preise gedrückt 
werden. Es handelt sich dabei um einen Ausfall von ı2 Milliarden 
Mark. Aber auch Englands Verluste durch Nichteinlösung der Zah- 
lungsverpflichtungen seien auf 7 Milliarden zu schätzen, die in Form 
von Tratten in London unbezahlt liegen. Englands Zinseneinnahmen 
von Ausslandschulden sind auf I!/, Milliarden Mark zu schätzen, von 
denen ein ganz erheblicher Teil ausbleiben wird, wenn drüben die 
Rohprodukte nicht mehr zu verkaufen sind. 

Zum Schluß sei auf zwei Veröffentlichungen aus der Schweiz 
hingewiesen. Gerade über dieses Land war bereits vor dem Kriege 
die beste Darstellung der Kriegswirtschaft (von Jöhr) erschienen. 
Die beiden vorliegenden Arbeiten betreffen die Geld- und Finanz- 
verhältnisse. Sehr umfassend ist die Schrift von Höfliger. 
Sie ist noch vor Ausbruch des Kriegs abgefaßt und untersucht vor 
allem die finanzielle Kriegsbereitschaft, die durch das Inkrafttreten 
der Schweizerischen Nationalbank ein verändertes Aussehen be- 
kommen hat. Es wird die Finanzverfassung des Bundes und seine 
Finanzlage zu Beginn des Krieges (Einnahmen, Ausgaben, Vermögen 
und Verschuldung) vorangeschick(l. Die wahrscheinlichen Kosten 
der Mobilisation, die Art der Deckung, die unmöglich auf dem Steuer- 
wege aufgebracht werden könne, bilden den Hauptteil der Arbeit. 
Dabei steht die Nationalbank und ihre Mittel im Mittelpunkt der 
Erörterung Der Verfasser hält die Vorschrift über die Notendeckung 
für ungenügend und will eine Erweiterung im Sinne der Zulassung 
der Lombardhinterlagen. Die Elastizität der Banknote bestehe eben 
darin, daß sie Vermögenswerte entweder vorzeige oder vorübergehend 
in Zirkulationsmittel umwandle. »Nicht die Metallhinterlage, nicht 
die Kontingentierung der Emission soll die Solidität der Banknote 
garantieren, sondern eine die Würdigkeit der an die Bank heran- 
tretenden Geldbedürfnisse gewissenhaft prüfenden Bankleitung.« 
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Die Aenderung der Deckungsvorschriften müsse schon im Frieden 
eintreten, damit nicht während des Krieges eine scheinbare Ver- 
schlechterung geschaffen werde. Die Ausführungen des Verfassers 
sind sowohl theoretisch sehr interessant, als auch praktisch nicht 
ohne Bedeutung. Es wird nach Friedensschluß Gelegenheit sein, 
auf die ganze Bankfrage von neuem zurückzukommen, und dann 
die Höfligerschen Ausführungen an der Hand der Tatsachen zu prüfen. 

Die zweite kleinere Schrift vn Großmann behandelt um- 
gekehrt die Deckung der Mobilisationskosten. Es handelt sich um 
die Frage, ob einmalige besondere Kriegssteuer oder dauernde Ein- 
nahmequellen dafür dienen sollen. Die Schweiz befindet sich in einer 
besonders prekären Lage. Die Einnahmen aus dem Fremdenverkehr 
sind ganz fortgefallen; der Zwischenhandel ist wesentlich erschwert 
und lahmgelegt. Die Preissteigerung ist auch hier eine sehr große. 
Dazu kommen noch die Kosten für die Mobilisation, die bis Ende 
1915 bereits 200 Millionen Frs. betrugen — für das kleine Land eine 
sehr beträchtliche Summe. Der eidgenössische Mehrbedarf durch 
Amortisation und Verzinsung betrug 30 Millionen, dazu kommt 
eine fast ebenso große Summe für die Kantone und die Gemeinden, 
so daß der Finanzbedarf auf 80 MillionenFrs. zu schätzenist. In Betracht 
kommen für die Deckung Verbrauchssteuern, sodann Monopol- ‘und 
Besitzsteuer. Die Verbrauchsabgaben sind bisher in der Schweiz 
wenig ausgebaut. Großmann kommt zu einer Ablehnung einer ein- 
maligen sogenannten Kriegssteuer, da die wirtschaftlichen Kräfte 
dafür durch den Krieg zu sehr geschwächt seien. Er tritt dagegen 
für eine bleibende Nachlaßsteuer ein, die eine langsame Abtragung 
der Mobilisationsschulden bezweckt und damit dem Bundeshaus- 
halt eine dauernde stabile Steuerquelle eröffnet. 


Indem ich die Feder niederlege, überblicke ich noch einmal die 
3000 Seiten, über die ich auf diesen Blättern berichtet habe. Kein 
Zweifel, daß die Mehrzahl der Schriften ihren Ursprung und die Absicht 
der Belehrung, Beruhigung und Begeisterung nicht verleugnen. Man- 
che Aeußerung der Liebe und der Abneigung ist daraus zu erklären. 
Dadurch rücken dann leicht die eigenen Verhältnisse in ein rosiges, 
die gegnerischen in ein ungünstiges Licht. Niemand wird das in diesem 
Falle den Verfassern arg anrechnen. Trotzdem soll esein Ruhmestitel 
deutscher Wissenschaft bleiben, daß sie auch im Kriege die Wahrheits- 
forschung hoch gehalten hat. Viel Tüchtiges ist unter den erschwerten 
Umständen geleistet worden. Wir dürfen sagen, daß der Geist unserer 
Wissenschaft sich auf ihrem Gebiete nicht unwürdig des Geistes 
der Kämpfenden erwiesen hat — durch den Willen zur Wahrheit 
und den Willen zur Sachlichkeit gegenüber uns selbst wie unseren 
Gegnern. 


Abgeschlossen Weihnachten 1915. 
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I. Vorbemerkungen. 


I. Unter Kriegswirtschaft kann offenbar zweierlei ver- 
standen werden. Einmal kommt das Wort in seiner engeren, 
eigentlichen Bedeutung zur Geltung, eben als die Wirtschaft 


1) Der folgende Entwurf soll als vorläufiger Versuch für eine Ausarbeitung 
über Kriegswirtschaft gelten, die ich für den »Grundriß der Sozial- 
ökonomik« übernommen habe. Es ist erklärlich, daß bei der Unsumme von 
praktischen Aufgaben, die der Krieg mit sich bringt, Sinn und Muße für theo- 
retische Betrachtungen vielfach fehlen. Trotzdem sind sie nötig, um die 
Zusammenhänge der Erscheinungen zu durchschauen — gerade auch im Hin- 
blick auf das Wirtschaften nach dem Kriege. Da es sich um einen Entwurf 
handelt, ist von einer weiteren Ausführung der Sätze einstweilen noch Abstand 
genommen worden, ebenso’ von einer Auseinandersetzung mit abweichenden 
Ansichten. Es wird Gelegenheit sein, in den Literaturberichten, die ich in diesem 
Archiv über »Krieg und Volkswirtschaft« gebe, darauf zurückzukommen. 
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des Krieges«selbst. Sie umfaßt alles, was unmittelbar 
an Wirtschaftlichen seitens der Heeresleitung geschieht. Es ist 
ein Abschnitt der allgemeinen Kriegführung überhaupt und 
zwar durchaus kein unerheblicher. In der Gegenwart freilich 
mehr wie vordem, da die Technik, auf die es vorwiegend ankommt, 
von der Wirtschaft nicht zu trennen ist. Jene bedarf nicht nur 
einer langen Vorbereitung, sondern bildet auch dauernd einen 
Abschnitt der Volkswirtschaft im Kriege selbst, der von elementarer 
Wichtigkeit ist. Ihre Behandlung gehört in die allgemeine Kriegs- 
lehre. Es handelt sich um einen alles umfassenden und doch 
einheitlich geleiteten Wirtschaftsbetrieb größten Stiles, der sonst 
niemals besteht. Seine Bedürfnisse gehen soweit, als das Ziel 
des Krieges es benötigt. Die Meinung, daß sie eine »Großnatural- 
wirtschaft« darstelle, ist natürlich hinfällig, so bedeutend an sich 
auch der Umfang und die Wirkung des Kriegswirtschaftsbetriebes 
sind. Diese Auffassung übersieht, daß neben der Kriegs- 
wirtschaft im engeren Sinne ja noch das übrige Wirtschaftsleben 
notwendig im Gang erhalten werden muß, daß ohne dieses auch 
jener Teil nicht bestehen kann, weil nach wie vor die Mehrzahl 
der Menschen sich gar nicht im Kriege befinden. Es ist nur 
efn Teil des Ganzen, der nicht für das Ganze selbst gesetzt werden 
kann. Diese Kriegswirtschaft i. e. S. bildet zugleich einen Teil 
der wirtschaftlichen Verwaltungslehre, die auch im Frieden 
besteht und die sie besonders darzustellen hat. 

Sodann versteht man aber unter Kriegswirtschaft die 
Volkswirtschaft im Zustande des Krieges«. 
Es ist der bei weitem umfassendere Begriff, auch derjenige, der 
uns hier allein beschäftigt. Sie stellt sich als eine ganz bestimmte 
Modifikation der allgemeinen Volkswirtschaft dar, die unmittel- 
bar und mittelbar durch den Krieg bedeutsame Störungen erlei- 
det. Es ist nicht etwa so, daß die sonstige Volkswirtschaft aus- 
geschaltet oder der Kriegswirschaft entgegengesetzt wird. Vielmehr 
erfährt jene nur eine ganz bestimmte, aus äußeren Ursachen her- 
vorgehende Aenderung. So bedeutend die Neuorientierung ge- 
wiß auch ist, so bleibt die Grundlage der allgemeinen Volks- 
wirtschaft überhaupt bestehen. Kriegs- und Volkswirtschaft 
in diesem Sinne einander zu koordinieren, ist völlig undenk- 
bar. Der Kriegsausbruch verändert mannigfach nur die Be- 
dingungen des normalen Verlaufes der wirtschaftlichen 
Tätigkeit überhaupt. Diese selbst bleibt im Prinzipe aber 
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unberührt. Der Gedanke einer Sonderdisziplin, der von man- 
cher Seite erhoben wird, ist darum von vornherein abzu- 
lehnen. Gerade vom theoretischen Standpunkt nimmt aber ıdie 
Volkswirtschaft im Zustande des Krieges + unser höchstes Interesse 
in Anspruch. Denn sie bedeutet ein einzig dastehendes Experi- 
ment, wie es sich sonst kaum je wiederholt, zumal wenn der 
Krieg die Dimensionen des gegenwärtigen annimmt. Je länger 
der neue Zustand dauert, um so deutlicher treten die Wirkungen 
der Aenderung zutage. Er zeigt die Volkswirtschaft unter neuen 
Bedingungen des Weltverkehrs, unter neuen Produktions- uud 
Arbeitsbedingungen, ineiner neuen Stellung des Geld- und Kapital- 
marktes, unter einer vielfach geänderter Gesetzgebung. Die 
volkswirtschaftlichen Zusammenhänge lassen sich dadurch oft 
reiner studieren, als es sonst der Fall ist. 


2. Dabei werden’wir uns über einige stillschweigende Voraus- 
setzungen unserer theoretischen Betrachtungen kurz verständigen 
können. Einmal handelt es sich dabei um allgemeine Erörte- 
rungen, d.i. um solche, die von der zufälligen Lage eines einzelnen 
Landes absehen und diese nur als Schulbeispiel benutzen. Das wird 
vor allem auch für deutsche Leser Geltung haben. Der Einblick dessen, 
was das Wesen des veränderten Zustandes ausmacht und was anderer- 
seits zu dessen Zufälligkeiten gehört, gewinnt man nur aus dem Ver- 
gleich der verschiedenen Volkswirtschaften. Die völlige Abschließung 
eines Landes, die Schaffung eines isolierten Staates z. B. ist dafür ein 
einzelner Fall, trifft aber in dem gegenwärtigen Kriege auf die West- 
mächte gar nicht zu. Wir haben es jedoch immer nur mit Typischen zu 
tun und berücksichtigen darum jenes Moment nicht oder nur gelegent- 
lich. Dabei mag es für die Theorie unter Umständen besonders reizvoll 
und durchaus zweckmäßig sein, eine Volkswirtschaft in einem isolier- 
ten Zustande zu erfassen und in ihrer Wirkung darzustellen. Nur 
handelt es sich dabei um einen Grenzfall, der unter spezifischen Be- 
dingungen steht und dessen Anwendungsgebiet nur ein entsprechend 
beschränktes ist. 

Sodann wird man mit besonderer Schärfe eine Trennung von 
Wirtschaft und Wirtschaftspolitik vornehmen müssen. Es liegt auf 
der Hand, daß gerade während des Krieges die staatlichen Maßnahmen 
vor allem in den Vordergrund des Interesses treten. Inder literarischen 
Behandlung überwiegt darum ganz offensichtlich auch die Darstellung 
der Wirtschaftspolitik. Dabei können die Aenderungen, die hier von 
Land zu Lande auftreten, durchaus unter prinzipiellen Gesichtspunkten 
und in systematischer Weise dargestellt werden. Nur für die Erkennt- 
nis der wirtschaftlichen Zusammenhänge selbst und ihrer Funktionen 
sind von dieser Seite nicht viele Aufschlüsse zu erwarten. Verwaltung 
und Wirtschaft sind eben zweierlei. Gewiß ist die Rechtsordnung 


als ein Stück des Wirtschaftsgeschehens zu betrachten. Ihre Aende- 
23° 
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rung übt einen nicht zu verkennenden Einfluß auf die Gestaltung der 
Wirtschaftsvorgänge selbst aus. Festgestellte Höchstpreise unter- 
liegen eben anderen Bewegungen als freie Marktpreise. Eine geregelte 
Verteilung der Nahrungsmittel stellt eine andere Bedürfnisbefriedi- 
gung dar als eine freigewählte. Aber der Einfluß auf das eigentlich 
Wirtschaftliche ist mehr ein mittelbarer. Es werden dadurch die Be- 
dingungen wirtschaftlichen Geschehens neu gestaltet und modifiziert. 
Dieses selbst liegt jedoch erst hinter den staatlichen Gesetzen und 
Verordnungen. Mindestens darf die Rückwirkung des einen auf das 
andere nicht als selbstverständlich vorausgesetzt werden. Vor allem 
folgt aus den staatlichen Eingriffen noch nicht, daß nun die ganze 
Wirtschaftsverfassung im Prinzip eine andere geworden sei. Es kann 
für die Theorie selbst wiederum sehr bedeutungsvoll sein, etwa eine 
sozialistische Rechtsordnung anzunehmen und an ihr die volkswirt- 
schaftlichen Zusammenhänge zu studieren. Aber im Kriege ist bisher 
davon nicht die Rede gewesen. Vielmehr besteht das ganze bürger- 
liche Familien- und Sachenrecht in seiner individualistischen Form 
weiter fort. Die Rechtsordnung hat durch den Krieg noch keine prin- 
zipielle Aenderung erfahren, so oft das auch fälschlicherweise bebauptet 
wird. Politische Maßnahmen sind für uns nur die Gelegenheitsursache 
wirtschaftlicher Erscheinungen, nicht diese selbst. Die Aenderung der 
Rechtsordnung interessiert uns nur soweit, als sie denWirtschaftsprozeß 
unmittelbar zu beeinflussen imstande ist. 

Weiter ist nach unserer Begriffsbestimmung die Kriegswirt- 
schaft nur zu verstehen im Zusammenhange mit der Volkswirtschaft 
selbst, von der sie eine bestimmte Umartung darstellt. Es gibt nun 
eine volkswirtschaftliche Erscheinung, mit der die »Wirtschaft im 
Zustande des Krieges« überhaupt in Parallele gesetzt werden kann, 
d. s. die Störungen des Wirtschaftslebens, die man als Krisen bezeich- 
net. Dabei braucht die Ursache der Störung selbst nicht wieder auf 
wirtschaftlichem Gebiete zu liegen. Wenn auch bei den modernen 
Wirtschaftskrisen gerade die immanenten Verursachungen ausschlag- 
gebend sind, so ist das an sich nicht notwendig. Aeußere und über- 
wirtschaftliche Momente können von starkem Einfluß sein und sind 
es oft genug gewesen. Der Krieg ist wohl die stärkste Wirtschafts- 
störung, die wir erleben können, durch die Dauer und Nachhaltigkeit 
der Wirkung und dadurch, daß der ganze Organismus in Mitleiden- 
schaft gezogen ist. Dabei zeigen sich gegenüber den sonstigen Stö- 
rungen des Wirtschaftslebens jedoch eine Reihe sehr erheblicher Ab- 
weichungen, auf die zurückzukommen sein wird. Die Stelle, die das 
Kapitel der Kriegswirtschaft überhaupt einnimmt, scheint mir nur 
im engsten Zusammenhang mit dem der Krisen und Konjunkturen 
stehen zu können. 

Endlich versteht es sich von selbst, daß die theoretische 
Behandlung von dem gegenwärtigen Wirtschaftssystem ausgehen 
muß, um zu einem allgemeinen Ergebnis zu gelangen. Der Krieg im 
Zeitalter der Verkehrswirtschaft ist ein anderer als in der der Stadt- 
wirtschaft. Es ist mithin nicht gut möglich, nach Art der antiquarischen 
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Methode Erfahrungen aus verschiedenen Zeiten, die einem anderen 
Wirtschaftssystem angehören, zu verwenden. Nur durch die stete 
Bezugnahme auf dem normalen Ablauf werden die spezifischen Ab- 
weichungen des Kriegszustandes überhaupt deutlich werden. Anderer- 
seits gibt die Theorie zunächst auch nur die wirtschaftliche Um- 
gestaltung. Aber sie kümmert sich einstweilen mit Absicht um die 
ebenso wichtige soziale Umgestaltung nicht. Oder doch’ nur soweit, 
als jene davon berührt wird. Die sozialen Wirkungen des Krieges 
sind ein Kapitel für sich, das mit dem Wirtschaftsprozeß immer nur 
in einem indirekten Zusammenhange steht. Dies zur Orientierung 
über den allgemeinen Standpunkt, der hier vertreten wird. 


3. Es müssen offenbar ganz elementare Tatsachen sein, 
die aus dem Wesen jedes modernen Krieges selbst entspringen 
und. auf das volkswirtschaftliche System unmittelbär zurück- 
wirken — unabhängig von den Zufälligkeiten der einzelnen 
Länder, wie etwa der Blockade Deutschlands oder der Besetzung 
feindlicher Gebiete. Letzteres sind nur Modifikationen des allge- 
meinen Falles, mit dem es die Theorie zu tun hat. Es scheinen 
mir nun vier solcher Elementarerscheinungen einfachster Art 
vorzuliegen, deren Tragweite auf die Volkswirtschaft sehr bedeu- 
tend sind. | | 


I. Die Störung im Verbrauch der Güter. 
Die freie Gestaltung der Bedürfnisse und ihre Befriedigung 
hängt im normalen Verlauf der Friedenswirtschaft nur von der 
Höhe des Einkommens und der Kaufkraft der Bevölkerung ab, 
erfährt aber sonst keine Einschränkung. Diese Form wird durch 
den Krieg wesentlich verändert. 

II. Die Störung in der Bildung des Mark- 
tes und der Preise. Der Preis auf dem freien Markte 
ist der Regulator der nationalen Produktion wie des internatio- 
nalen Güteraustausches. Vom Preise hängt dann seinerseits 
wieder das Einkommen und dessen. Verteilung ab. Auch dieser 
Vorgang wird durch den Krieg unterbrochen. | 

III. Störung der Produktion infolge der 
Einberufung der Mannschaften. Der normale 
Wirtschaftsprozeß geht von den Ueberschüssen der privaten 
Wirtschaft aus und sucht Verwendung für sie in der Produktion 
für den Markt. Durch Fortnahme der Arbeitskräfte ergeben 
sich sofort einschneidende Aenderungen. 

IV. Störung auf der Geldseite durch die An- 
forderungen, die der Krieg notwendig an die Finanzen stellt. 
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Diese Momente scheinen mir notwendig mit jedem Krieg 
verbunden zu sein, gleichgültig wie und in welcher Form er 
sonst geführt wird. Sie hängen natürlich miteinander aufs engste 
zusammen und bedingen sich gegenseitig. Aber mit diesen 
Momenten erschöpft sich auch das Wesen der Störungen, die 
der Krieg verursacht. Alles andere liegt auf wirtschaftspolitischem 
oder sozialem Gebiet und berührt die Theorie der Kriegswirt- 
schaft nur indirekt. Dabei wird festzuhalten sein, daß das Wirt- 
schaftssystem in seiner Wesenheit ganz unberührt bleibt. Dazu 
gehört also: die auf Arbeitsteilung beruhende Produktion, der 
Großbetrieb in der Industrie, die individualistische Landwirt- 
schaft, das Vorwiegen des Kapitals in privaten Händen, das 
Angewiesensein auf fremde Zufuhrgebiete, dazu ferner das Ver- 
mögen- und Erbrecht und endlich die auf Erwerb gerichtete 
Wirtschaftsgesinnung. Alles das erfährt überhaupt keine Aende- 
rung prinzipieller Art. Es handelt sich also im ganzen nur um 
gewisse Störungen, die innerhalb des Systems selbst sich freilich 
stark bemerkbar machen. Die Kriegswirtschaft ist aber über- 
haupt nur als ein Teil dieses volkswirtschaftlichen Systemes 
zu begreifen, zu dem sie gehört. 

Die theoretische Erfassung nimmt an den Vorgängen eine 
Vereinfachung vor und sucht in abstrakter Weise das Typische 
an ihnen herauszugreifen und in einen inneren Zusammenhang 
zu bringen. SiemachtsichstetsideelleAbbilder 
vonder Wirklichkeit. Undzwarmachtsiesie 
inder Weise, daßdiedenknotwendigen Fol- 
genderBilderwiederumdieBilderderrealen 
Folgen der Wirklichkeit sind. Ihre Aufgabe ist 
erschöpft, wenn die gedankliche Durchdringung es vermocht 
hat, die Wirklichkeit in einfachster und vollständigster Weise 
zu beschreiben und ihre Zusammenhänge innerhalb des Systemes 
aufzuzeigen. Wenn die Theorie durch die Tatsachen eine Verifi- 
kation erhält und diese immer zur Richtschnur ihrer Ueber- 
legungen nimmt, so haften ihr doch notwendig aprioristische 
Momente an. Sie unternimmtes von ganz allgemeinen Voraus- 
setzungen aus die Wirkungen auf das Wirtschaftsleben zu er- 
schließen. Die mehr zufällige Gestaltung in den einzelnen Län- 
dern darzustellen, erfordert eine besondere Aufgabe. Diese sind 
ja erst zu verstehen durch Bezugnahme auf konkrete Tatsäch- 
lichkeiten, von denen hier Abstand genommen wird. Man darf 
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mithin auch nicht mit der Erwartung an diesen Versuch heran- 
treten, für die spezifisch deutsche Gestaltung der Kriegswirt- 
schaft eine vollständige Erklärung zu finden. Diese würde 
kaum allgemeine Geltung in Anspruch nehmen, auf die es uns 
ankommt. Wir haben es sozusagen mit der »reinen Theorie« der 
Kriegswirtschaft zu tun. 

Dabei ist der Vorgang der Wirtschaftsstörung selbst ein 
einheitlich zusammenhängender. Er betrifft stets das Ganze 
des Systems, bei dem immer ein Glied das andere bedingt. Nur 
eine nachfolgende Darstellung muß aus dem Neben- und Mit- 
einander ein Nacheinander machen und die Teile getrennt geben, 
die in Wirklichkeit eine Einheit bilden. Aber das diskursive 
Denken kann nicht anders vorgehen. 


II. Störung und Aenderungen im Verbrauch 
der Güter. 


4. Besteht in jedem Moment des Wirtschaftsverlaufes ein 
gewisses Gleichgewicht zwischen dem Bedarf an Gütern und den 
gegebenen Vorrat, so wird durch den Krieg der Verbrauch jener 
Güter in stärkster Weise unterbrochen und verschoben. Das 
bezieht sich sowohl auf den Verbrauch der unmittelbaren Genuß- 
güter, wie auf den Gebrauch der Produktionsmittel, also der 
Güter höherer Ordnung. Die Störung geht zunächst von der 
letzten Konsumgruppe aus, positiv und negativ. Einmal 
durch das Auftreten eines neuen stärksten Konsumenten 
eben der Heeresverwaltung mit all ihren zahlreichen absolut 
dringenden Bedürfnissen. Im Unterschiede von normalen Ver- 
hältnissen treten sie auf den verschiedensten Gebieten immer 
als Kollektivbedürfnisse auf. Sodann aber durch die not- 
wendige Zurückdrängung aller anderer Bedürfnisgruppen. Das 
ergibt sich schon als Folge der veränderten Beschäftigung der 
zum Heere Einberufenen. Die Reihenfolge der Bedürfnisse im 
Rahmen der ganzen Volkswirtschaft verschiebt sich damit; ihre 
psychologische Ordnung wird durch die besondere Logik des 
Krieges umgestoßen. Jenes Gleichgewicht zwischen Bedarf 
und Deckung muß also zunächst von ersterer Seite aus einer 
völligen Störung anheimfallen. 

Betrachten wir zunächst den neu hinzukommenden Bedarf, 
so stellt die Kriegsführung ganz ardere Dringlichkeiten an 
Nahrungsmittel, Munition, die unzähligen Geräte auf allen 
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. Gebieten. Dieser Bedarf erlangt quantitativ und qualitativ eine 
‚sonst ganz unbekannte Wichtigkeit. Die Aenderung tritt plötz- 
lich, ‘umfassend und unaufschieblich auf. Am unmittelbarsten 
zeigt sich die veränderte Wirkung durch das Mittel der Requisi- 
tionen, die stets mit der Kriegführung verknüpft sind. Dadurch 
gehen alle möglichen Güter, die bisher zur Verfügung standen, 
unmittelbar und sofort in die Hand der Heeresverwaltung über. 
Der Zivilbedarf hat zurückzustehen und kommt erst nachher 
zur Befriedigung. Wir können für die Theorie annehmen, daß 
der Kriegsbedarf überhaupt zwangsweise befriedigt wird. Was 
bedeutet das für das Ganze der Volkswirtschaft ? Nichts anderes, 
als daß auch der bisherige Produktionsprozeß, der von dem 
regelmäßigen Funktionieren der Bedürfnisbefriedigung abhängt, 
eine Unterbrechung erfährt und eine Neuordnung hervorruft. 
Das Gleichgewicht der Kräfte, das sonst zwischen Produktion 
und Konsumtion mehr oder weniger vorhanden ist, wird ins 
Wanken gebracht und ist augenblicklich gänzlich umgestoßen. 
Dabei ist das erstere Moment der Störung zu trennen von dem 
neuen, veränderten Zustand selbst. 

Zum Teil ist freilich nur eine Verschiebung in den Standorten 
der Befriedigung eingetreten: eine Konzentration des Bedarfs, 
wo bis dahin eine Zerstreuung vorhanden war. Denn es handelt 
sich zwar um das Auftreten eines neuen Kollektiv bedürf- 
nisses, das vorher in dieser Form nicht bestand. Aber es hardelt 
sich nicht zugleich auch allenthalben um eine quantitative Aende- 
rung der Inhalte. Es berührt in seinem schließlichen Gesamt- 
effekt die Volkswirtschaft nur unerheblich, ob die Ernährung 
z. B. sonst im einzelnen Haushalt sich vollzogen hat oder jetzt 
ins Heer verlegt wird. Das ist wohl für die Markt- und Preis- 
bildung höchst wichtig und ruft dort Verschiebungen der sonsti- 
gen Lage hervor. Aber es bedeutet an sich noch keine wesent- 
liche Aenderung und keine Vermehrung bzw. Vermindernng des 
Bedarfes, oder doch nur in unerheblicher Weise. 

Andere Bedürfnisse dieser neuen stärksten Konsumenten- 
gruppe führen freilich mit Notwendigkeit auch quantitative Ver- 
schiebungen innerhalb der übrigen Befriedigungsmöglichkeiten 
mit sich. Es findet durch die kollektiven Bedürfnisse eine Ge- 
brauchsvereinigung und damit auch eine gemeinsame Beschaffung 
von Gütern statt, die etwas Neues darstellt. Der Heeresbedarf 
stellt kolossale Anforderungen an die Produktion aller Art. 
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Es ist hier nicht im einzelnen festzustellen, sondern nur in seiner 
Gesamtwirkung zu schätzen. Insofern die Beschäftigung in der 
bisherigen privatwirtschaftlichen Art geschieht, treten die, Heeres- 
lieferungen im weiteren Sinne direkt an Stelle der ausfallenden 
privaten Bedürfnisse der Friedenswirtschaft. Allerdings sind 
die bisherigen Industriequaders für die Aufgabe durchaus nicht 
angepaßt. Es müssen darum neue Einrichtungen auf Seiten der 
-privaten Industrien getroffen werden und neue Einstellungen 
erfolgen. Außerdem übernehmen aber Staat und Heeresverwal- 
tung selbst einen Teil der Produktion und entziehen damit der 
normalen Produktion wiederum ihr Arbeitsfeld. Durch alles 
dies wird die Störung des Gleichgewichtes noch verschärft. 

Die Verschiebungen der Bedürfnisse machen sich somit 
quantitativ und qualitativ geltend, indem mehr und andere 
Produkte bestimmter Art verlangt werden, nach denen vordem 
kein Bedarf bestand. Aber wenn die notwendige Anpassung 
vorüber ist, jenes Stadium der Unruhe und Umbildung sich 
vollzogen hat, so könnte an sich sehr wohl ein neuesquasista- 
tisches System bestehen, das nun wieder funktionieren würde. 
Der neue Konsument der Heeresverwaltung übernimmt eben 
einen Teil der geschwundenen früheren Bedürfnisse mit. Dabei 
wird bei dem engen Zusammenhange, der zwischen der Art der 
Bedürfnisbefriedigung und der Art der Güterherstellung nun 
einmal besteht, eine andere Folge unausbleiblich sein.: Das ist 
die Notwendigkeit auch einer zentralistischen Herstellung und 
einer gemeinsamen Beschaffung der Güter. Wie der Krieg bei 
der Entstehung des Großbetriebes wesentlich mitgewirkt hat, 
so muß er umgekehrt auch wiederum den KonzentrationsprozeßB 
beschleunigen und den Großbetrieb auf Kosten des kleinen 
begünstigen. Das muß auch auf die Länge des Weges, der zwischen 
Auftragenden und Ausführenden besteht, zurückwirken im Sinne 
einer Verkürzung dieses Weges durch direkte Bestellung. Die 
Wirkungen der veränderten Bedarfsgestaltung werden demnach 
auch in der Produktionssphäre dauernd zutage treten und gehen 
über die Konsumsphäre weit hinaus. 

5. Auf der anderen Seite tritt nun aber durch den neuen 
Bedarf notwendig der bisherige private Bedarf zurück. Die 
Rangordnung der Bedürfnisse verschiebt sich und zwar in mehr- 
facher Weise. Einmal dadurch, daß ja die Kriegführenden 
selbst ausfallen und mit ihnen eine starke Käuferschaft für alle 
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möglichen Güter. Sie erscheinen zwar an anderer Stelle wieder, 
doch mit wesentlich veränderten Bedürfnissen. Es tritt durch 
die Ausschaltung der Kämpfenden aus der Reihe der Produzen- 
ten aber auch eine Minderung der Gütererzeugung ein. Und zwar 
wird die Landwirtschaft nicht in demselben Maße davon betroffen, 
da sich beim Ueberwiegen des stehenden Kapitals die Menschenar- 
beit eher ersetzen läßt als bei allen übrigen wirtschaftlichen Be- 
tätigungen. Es kommt sodann die Einkommensminderung 
anderer Schichten hinzu, die notwendig eine Verkürzung des Be- 
darfes zur Folge haben muß: teils freiwillig, weil das Einkommen 
nicht ausreicht, der Sinn für Luxus fehlt, die Träger des Erwerbes 
eben im Felde stehen ; teils gezwungen, weil durch die Heeresproduk- 
tion dieandere Produktion zurücktritt. Der dringende Heeresbedarf 
treibt endlich notwendig auch die Preise für den Zivilbedarf 
in die Höhe und wirkt dadurch mindernd auf den Absatz. Es 
muß, falls nicht besondere Gegenmaßregeln erzwungen werden 
eine Preissteigerung einsetzen, und zwar für alle Dinge, bei denen 
es sich um eine Konkurrenz beider handelt — also bei Nahrungs- 
mitteln, Bekleidung, Apparaten, Dienstleistungen u. a. mehr. 
Hier wirkt, selbst wenn quantitativ keine Steigerung eintritt, 
das bloße Erscheinen der neuen Kollektivnachfrage bereits preiser- 
höhend (s. w. u.). Das Auftreten der Heeresverwaltung als Käufer 
verteuert automatisch, den bisherigen Konsum, auch wenn nicht 
zwangsweise Requisitionen für Heereszwecke erfolgen, die natür- 
lich den Privatbedarf entsprechend mindern. Durch die Preis- 
steigerung fällt aber wiederum, da die Kaufkraft der Bevölkerung 
.ohnedies geschwächt ist, eine weitere Käufergruppe, die der 
schwächeren Schichten, notwendig fort. Das wirkt dann seiner- 
seits auf die Richtung der Produktion zurück. 

Dadurch daß ein Teil der Produzenten ausfällt, vermindert 
sich aber nicht nur die Konsumkraft der Einberufenen, sondern 
auch die Produktivität der ganzen Volkswirtschaft. Die Tätig- 
keit der Krieger mag zur Sicherung unentbehrlich sein. Aber 
zunächst wird die Menge der Güter durch ihre Nichtbeschäfti- 
gung in der Produktion dauernd gemindert. Es scheint mir 
darum unmöglich, diese Tätigkeit als eine produktive im eigent- 
lichen Sinne anzunehmen, wie das gegenwärtig so oft geschieht: 
An sich ist festzuhalten, daß die Arbeitskraft in der kapitalist- 
ischen Wirtschaft mehr Güter herstellt als die gleichen Menschen 
verzehren können. Die Zunahme des Reichtums und die jähr- 
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lichen Ueberschüsse der Wirtschaft sind dafür ein hinreichender 
Beweis. Jeder Produzent und Arbeiter stellt an sich mehr Güter 
her, als er verbraucht. Nicht nur unterhält er durch seine Arbeit 
die große Menge der nicht direkt Produzierenden, wozu auch 
alle Beamten und liberalen Berufe gehören; sondern er schafft 
noch Ueberschüsse, indem der Konsumtionsgütervorrat sich 
dauernd vermehrt. Die Verminderung des Verbrauches der Ein- 
berufenen bedeutet also eine noch größere Verminderung der 
nationalen Produktion und dadurch notwendig eine Verminde- 
rung des Verbrauches der Zurückgebliebenen. Das gilt ganz 
gleich von jedem Lande, das in den Krieg verwickelt ist. Im 
Kriege kann daher die Angebotsmasse überhaupt nicht die 
gleiche bleiben. Es verbietet sich mithin die frühere Befriedi- 
gung der Bedürfnisse schon aus der herabgesetzten Leistungs- 
fähigkeit der Volkswirtschaft. Dadurch aber ist der bisherige 
Gleichgewichtszustand, der zwischen Bedarf und Deckung bestand 
in doppelter Weise unterbrochen: Minderkonsum dort, 
Minderproduktionhier. Der Kriegsbedarf geht ja nicht 
in der Weise vor sich, daß dafür von den Kriegskonsumenten 
wieder neue Werte hergestellt werden und mithin dauernd eine 
Tauschproduktion zwischen den Gütern besteht: das ist in der 
normalen Wirtschaft der Fall, wo die Konsumenten zugleich 
Produzenten sind. Vielmehr sind die Kriegskonsumenten nur 
Verbraucher, ohne ihrerseits selbst wieder zu produzieren. Die 
Kriegsgüter müssen von den übrigen mit hergestellt werden. 
Die Einberufenen selbst stellen entweder garnichts her, was als 
Gegenwart gegeben werden könnte, oder die vom Heere geschaf- 
fenen Werte sind relativ sehr untergeordnet im Verhältnis zum 
Verbrauche. Es ist also ein durchaus unproduktiver 
Konsum, der sich daraus ergibt. 

Zwar könnte nun an sich ein neuer Gleichgewichtszustand 
auf veränderter Grundlage mit Anpassung der Bedarfsdeckung 
an die neuen Bedürfnisse und an die geringere Produktionsmög- 
lichkeit zustande kommen: der Kriegsbedarf würde Befriedi- 
gung finden und der Privatbedarf müßte sich wesentlich ein- 
schränken, weil er mit der Mindererzeugung und entsprechender 
Preissteigerung zu rechnen hätte. Da aber bei längerer Dauer 
des Krieges die Einberufungen zunehmen und dadurch immer 
wieder von neuem die Nachfrage nachläßt, andererseits auch 
die Produktivität nicht zur Ruhe kommt: so wird das Moment 
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der dauernden Störung im Kriege nicht aufhören können. Ein 
dauerndes Einrichten auf einen neuen Gleichgewichtszustand 
ist gar nicht möglich. Wir sehen dabei ab von jenem Falle, daß 
durch Hingabe von Effekten die Befriedigung des Privatbedarfes 
wie des Kriegsbedarfes durch das Ausland geschieht. Das ändert 
zwar die Form, läßt aber die Sache, nämlich die Störung jenes 
Gleichgewichtszustandes ebenso bestehen. 

Allerdings kommen Ersatzmittel in Betracht, um den Privat- 
bedarf der Zurückgebliebenen trotzdem zu befriedigen. ‚Das ist 
einmal die Heranziehung von Reserven, durch die die Minder- 
erzeugung wenigstens zum Teil wieder aufgewogen wird. Sodann 
kann teilweise vom Kapital und Vermögen gelebt und alte 
Vorräte herangezogen werden, die aufgespeichert waren. Es 
kann also bis zu einem gewissen Grade konsumiert werden, 
ohne daß neue Produktion geschaffen wird. Aber beides hat 
doch bald eine Grenze. Endlich können sparsamere und neue 
Methoden des Verbrauches eingeschlagen werden, um die starke 
Wertverminderung, die allenthalben sich bemerkbar macht, wett- 
zu machen. Wir kommen darauf zurück. Zunächst äber ist es 
deutlich, daß die Störung im Verbrauch der Güter aufs stärkste 
auch in die Bedarfsdeckung überhaupt hinübergreift und der 
Güterbestand abnehmen muß. 

6. Jedoch auch abgesehen ` von der bisher behandelten 
Störung des normalen Gleichgewichts findet noch eine weitere 
Verbrauchsänderung statt. Die Art des Verbrauches selbst 
wird zunächst im Krieg eine andere. Das ist durch Vernich- 
tung der Güter auf der einen, durch Sparsamkeit auf 
der anderen Seite. Wir wenden uns zunächst der ersteren und 
wichtigeren zu. 

An sich ist Wertvernichtung ein durchaus not- 
wendiger Vorgang, um überhaupt neue Produktion zu ermög- 
lichen. Nehmen wir an, daß nicht eine ununterbrochen und be- 
ständige Güterzerstörung und Wertvernichtung statttände, so 
würde der Produktionsprozeß bald zum Stillstand kommen. 
Nur durch die dauernde Vernichtung von Werten wird er auf- 
recht erhalten. Aber es kommt immer nun darauf an, in welcher 
Form das geschieht: auch diese Wertvernichtung geht in nor- 
malen Zeiten nach einer bestimmten rationellen Weise vor sich. 
An sich ist die Lebensdauer der Güter von ausschlaggebender 
Wichtigkeit sowohl für den Verbrauch als auch für die Repro- 
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duktion. Man kann von einem normalen Ausnutzungs- 
koeffizienten der Güter sprechen. Je nach der kürzeren 
oder längeren Dauer ihres Bestandes wird der Prozeß beschleunigt 
oder verlangsamt, stehen mehr oder weniger Güter und Vorräte 
zur Verfügung. Hier sind nun wesentliche Unterschiede zwischen 
Krieg und Frieden vorhanden. Zunächst bedeutet an sich jede 
Herstellung von Kriegsgerät eine unproduktive Verwendung. 
Nun steht es freilich so, daß die Bedürfnisgestaltung eine durchaus 
verschiedene sein kann, ohne daß die Volkswirtschaft im ganzen 
dadurch eine Veränderung zu erleiden brauchte. Es bleibt sich 
für die Herstellung der Güter höherer Ordnung, also etwa für den 
Kohlenbergbau, tür die Hüttenindustrie, die Gießerei und so- 
undso viele andere Industrien ganz gleich, welchen Zweck das 
letzte Glied der Reihe zü erfüllen hat. Ob die Bedürfnisse, die 
indirekt von diesen Kapitalgütern befriedigt werden, in stärkerer 
Weise auf Kunstgenüsse, auf Wohnungsräume, auf öftentliche 
Gebäude oder auf andere Nützlichkeiten gerichtet sind, ob 
der private oder der öffentliche Konsum stärker belebt wird: 
das bleibt sich für weite Strecken der Volkswirtschaft gänzlich 
gleich. Es macht sehr viel für die soziale Schichtung, die Ein- 
kommensverteilung wie für das Wohlbefinden der Bevölkerung 
aus. Aber an sich kommt es nur darauf an, daß die konsumierten 
Gegenstände überhaupt aus dem Zirkulationsprozeß Ferer mINgEN 
und ihre speziellen Zwecke erfüllen. 

Trotzdem ist ein wesentlicher und grundlegender Unter- 
schied im Verbrauch der Güter vorhanden. Im normalen Ver- 
lauf geschieht die Wertvernichtung an den Genußgütern und Pro- 
duktivmitteln gradweise und ganz allmählich. Viele Güter veı- 
schleißen sich nur langsam und bilden gerade durch ihren Be- 
stand und die allmähliche Ersetzung eine fortlaufende Quelle 
möglichen Konsums überhaupt. Die Stetigkeit des Kon- 
sumgebrauches und der Wertvernichtung ist: charakteristisch 
für dienormale Wirtschaft. Wenn wirklich einmal ausnahmsweise 
eine plötzliche Vernichtung eintritt (durch Brand, Hagel, Was- 
serschäden), so bedeutet das einen tatsächlichen Verlust der 
Volkswirtschaft. Es bilden dies aber die großen Ausnahmen, 
gegen die man sich nach Möglichkeit zu sichern sucht. Im all- 
gemeinen geht eben die Güterverzehrung in rationeller Weise 
vor sich. Dabei werden wir.eine direkte und eine indi- 
rekte Wertverichtung bzw. Wertminderung feststellen kön- 
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nen, je nachdem es sich um Genußgüter oder um Gebrauchs- 
güter, also um Konsumgegenstände oder um Produktionsmittel 
und Nutzungskapitalien handelt. 

Hier ist nun das Ereignis des Krieges von prinzipieller Be- 
deutung: einmal indem der Umkreis der sofort gänzlich vernichte- 
ten Güter unendlich vergrößert wird. Es handelt sich um alle 
Konsumgüter des Kriegsgebrauches selbst. Wir wollen sie Kriegs- 
güter nennen, deren direkter Verbrauch in Frage steht. 
Wir sehen dabei von Wertzerstörung durch Einfall des Feindes 
in das Land ganz ab, da sie nicht allgemein zutrifft und für den 
Erfolg unerheblich ist, so wichtig sie praktisch sein mag. Aber 
all das, was der Kriegsverbrauch unmittelbar vernichtet an 
Geräten und Munition, an Straßen und Land oder was an Be- 
kleidung und gesteigerter Abnutzung sonstiger Güter sofort 
und rasch vernichtet wird, ist außerordentlich viel größer als 
sonst. Die Lebensperiode der Kriegsgüter ist ganz erheb- 
lich verkürzt und mit ihr die von so vielen anderen Gütern, 
die sonst für den Frieden eine längere Funktion zu erfüllen haben. 
Die Verschleissung findet in einem weit schnelleren Tempo statt, 
das wohl das Zehn-, ja manchmal das Zwanzigfache des 
Friedensverbrauches ausmacht. Die Volkswirtschaft wird da- 
durch aber natürlich in ihrem Güterbestande gekürzt. Denn 
es ist ansich unmöglich, mit einem gegebenen Produktionsapparat 
bei einer gegebenen Produktionskapazität und einem bestimmten 
Stand der Technik sogleich in vollem Umfange einen Ersatz für 
schnellere Abnutzung zu bieten. Der Produktionsapparat selbst 
wird ja dadurch ebenfalls schneller abgenutzt. Hielt ein Anzug 
sonst sagen wir drei Jahre, so ist er jetzt ineinem Jahre oder noch 
kürzerem Zeitraume verbraucht. War der Automobilreifen für 
Jahre eingerichtet, so ist der Verschleiß jetzt ein rapider. Es 
hat das bedeutsame Nebenwirkungen, auf die kurz hingewiesen 
werden mag. Es bedeutet, daß auch der ZirkulationsprozeB 
sich nun ebenso so viel rascher vollzieht, wenigstens soweit ge- 
wisse Industrien in Betracht kommen: daß mithin in ihnen das 
Kapital sich schneller umschlägt. Auch bei einer sonst gleichen 
Profitrate müßte also der Profit absolut größer werden, selbst 
wenn die Preise die gleichen sind. Es erklärt sich darans, man- 
cher privatwirtschaftliche Gewinn der Kriegslieferungen, die 
durch das beschleunigte Tempo des Umschlages und die stärkere 
Abnutzungsquote der Kriegsgüter herbeigeführt wird. 
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Sodann findet aber auch die indirekte Abnutzung der 
Nutzungsgüter und der Produktionsmittel weit rascher statt, 
ohne daß für eine Erneuerung gesorgt werden kann. Es wird 
eben die bloße Herstellung der Kriegsgüter ohne Rücksicht auf 
den Apparat verlangt. Es fehlt an Zeit, an Kapital und an Men- 
schenkräften, um den Produktionsapparat zu erneuern. Eine 
Rückerstattung der Kriegsgewinne an den Staat oder in Form der 
Zwangsanlage in Anleihen, wie das deutsche Gesetz es vor- 
schreibt, mindert natürlich weiter die Möglichkeit, den Produkt- 
tionsapparat auszubauen. Das bedeutet aber weiter eine in- 
direkte Wertverminderung. Es geht ein großer Teil der 
Produktionsgüter wenigstens der Rüstungsindustrieen unmittel- 
bar in die Verbrauchsgüter über. Das bedeutet andererseits eine 
Verteuerung der Produktion: Die »Abschreibungen» müssen, 
privatwirtschaftlich betrachtet, weit größer sein, wenn nicht 
ein dauernder Veılust entstehen soll. Es unterbleibt der Ausbau 
und die Ergänzung der Eisenbahnen und Verkehrsmittel. Oeffent- 
liche Gebäude werden nicht in Angriff genommen. Der Woh- 
nungsbau stockt ganz. Die Meliorationen an Straßen, soweit 
sie nicht Kriegszwecken dienen, unterbleiben, ebenso beschrän- 
ken sich die Reparaturen an Fabriken, Gebäuden und Einrich- 
tungen auf das Notwendigste. Diese Unterlassungen aber be- 
deuten allenthalben eine Wertverminderung des Volksvermögens 
und der Produktionsmittel. Es findet damit eine starke Entwer- 
tung der unmittelbaren Nutzungskapitalien statt — auch im 
geistigen Sinne, indem alle geistigen Kräfte, die auf Vermeh- 
rung und Erhöhung der Produktivgüter eingestellt waren, nun- 
mehr eingestellt werden auf die Herstellung von Vernichtungs- 
mitteln. Der Ausnutzungskoeffizient der Güter 
wird durchgehend ein anderer und zwar ein größerer. 

Es bedeutet der Krieg darum einen dauernden Verlust der 
Volkswirtschaft. Denn ihr Reichtum besteht gerade in der Menge 
der Produktivkräfte, zu denen außer den Menschen und den 
natürlichen Gegebenheiten auch die Kapitalien in Form von 
Nutzungs- und Produktivgütern sowie der ganze Produktions- 
apparat gehören. Die Stetigkeit des Produktionsprozesses und 
die Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes im Konsum verlangt 
eine stets Erneuerung und Ergänzung des Produktionsapparates, 
der Güter fernerer Ordnung. Wenn diese letztere unterbleibt 
oder verlangsamt wird, weil das Kapital unmittelbar in die Ver- 
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wendung von Kriegsgütern übergeht, so verarmt offenbar die ganze 
Volkswirtschaft. Es bedarf auch in dieser Hinsicht durchaus einer 
Stetigkeit, um zur Entfaltung zu gelangen. Fällt diese 
Stetigkeit fort, so mindert sich die Produktionskraft im ganzen. 
Es ist hier noch nicht auseinanderzusetzen, warum während 
des Krieges der Zuwachs an Kapitalien nicht den Produktions- 
mitteln zugute kommt, sondern anderwärts Verwendung finden 
‚muß, um den gesteigerten Bedarf der Rüstungsindustrien zu 
befriedigen. Aber es ist nun einmal aus inneren Gründen der Fall 
und damit geschicht eben indirekt eine Wertvernichtung 
und Wertverminderung. Je länger der Krieg dauert, um so mehr 
nimmt allenthalben dieser indirekte Wertverlust zu. Um so 
mehr gewinnen währenddessen die Länder, die den Produk- 
tionsapparat weiter gleichmäßig ausbauen konnten, an Vorsprung. 
Freilich bezieht sich diese indirekte Wertverminderung nur auf 
einen Teil der Produktivgüter. Besser sind andere Gütergruppen 
daran. Ein Teil der Nachfrage ist ja überhaupt ausgeschaltet 
und bei ihm bleibt durch Brachlegung des Produktionsapparates 
dieser selbst bestehen und wird nicht verschleißt. Der bloß 
passive Verbrauch durch Stillegung bedeutet wohl einen privat- 
wirtschaftlichen Verlust, der sich sozial äußern mag. Aber er 
bedeutet an sich keinen, oder doch nur einen kleinen volkswirt- 
schaftlichen Verlust. Doch bleibt jenes Minus der indirekten 
Wertverminderung als das bei weitem größere bestehen. 

7. -Der mittelbaren und unmittelbaren Wertvernichtung 
steht nun freilich ein Gewinn gegenüber, indem der Güterver- 
brauch noch in einem anderen Sinne umgestaltet wird: näm- 
lich durch weitere Anwendung des. ökonomischen Prinzipes, 
d.i.durchSparsamkeitimVerbrauch.der Güter. 
Sie begegnete uns schon oben, um trotz verminderter Produktion 
eine gleiche oder doch wenigstens ähnlich große Bedarfsbefriedi- 
gung zu gewährleisten. Aber die Bedeutung der Sparsamkeit 
im Konsum während des Krieges geht weiter als nur dahin, die 
unmittelbare Bedürfnisbefriedigung zu erhöhen. Es ist an sich 
für die Erfassung des Wirtschaftsvorganges wiederum gleich- 
gültig, wodurch die Einschlagung des ökonomischen Weges er- 
folgt: ob freiwillig durch Aussicht auf Gewinn, wie es das Taylor- 
sche System mit sich bringt, oder ob gezwungen durch die Not 
wegen Knappheit an Vorräten oder aus Mangel an Menschen. 
Das Motiv braucht durchaus nicht ein ökonomisches zu sein, 
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wenn es nur der Effekt ist. Bei dem obersten Zweck aller Wirt- 
schaft, der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse, kommt es 
auf die Art und Weise der Güterverwendung wesentlich mit an. 
Sie kann durchaus auf eine ökonomischere Weise geschehen als 
anderwärts. Die Möglichkeiten der rationellen sparsamen Metho- 
den selbst sind mannigfach genug. Es kommen etwa folgende 
in Betracht: 

I. Verwendung von Altmaterial und Abfällen, die sonst gar 
nicht oder wenig ausgenutzt werden (Fortwerfen von altem Brot), 
mag es sich um altes Eisen oder um alten Gummi, um alte An- 
züge und Stoffe handeln. Der Gebrauch der Gegenstände wird 
dadurch verlängert, die Verwendungsmöglichkeit vervielfältigt 
und ihr Wert mithin erhöht. 

2. Verwendung von Gegenständen zu einer höheren Ver- 
wendungsart, z.B. statt zu Schmuckgerät zu Munition oder 
Heeresgeräten. Auch darin besteht eine Werterhöhung, insofern 
der neue Gebrauch eben ein dringlicherer ist als der bisherige, oder 
Gegenstände überhaupt aus dem Nichtgebrauch für den unmittel- 
baren Gebrauch herangezogen werden. 

3. Ersetzung der Stoffe durch minder wertvolle, die statt 
ihrer gebraucht werden. Während das Sparen sonst in einer ver- 
änderten Kostenrechnung besteht, tritt hier wirklich ein Minder- 
gebrauch an Gütern ein. 

4. Direkte Verbrauchsschenung: — durch Strecken der Vor- 
räte, durch Qualitätsverschlechterung. Hierbei findet eine Um- 
formung und eine innerliche Aenderung der Güter statt. 

5. Genußverzicht, indem ein Genuß aufgeschoben wird oder 
ganz ausfällt und dafür ein dringenderes Bedürfnis gesetzt wird. 
Das Sparen im gewöhnlichen Sinne bedeutet eine solche Genuß- 
verschiebung. 

Das Gemeinsame der verschiedenen Fälle besteht darin, 
daß der Verbrauch selbst in zweckmäßigerer Weise stattfindet, 
daß mithin eine höhere Bedürfnisbefriedigung bei verkleinerten 
Mitteln gewährleistet wird, daß also das ökonomische Prinzip 
zur Anwendung gelangt. Wenn ein Teil dieser Sparmethoden 
in die Friedenswirtschaft mit hinüber genommen wird, dann be- 
deutet der Krieg tatsächlich teilweise Neuschöpfung und trägt 
zur Vermehrung und Erhöhung der Konsumtion bei. 

Welches ist die Wirkung dieser im Kriege nötig gewordenen 
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Form auch sonst vor. Vor allem Krisen und Depressionszeiten 
sind Perioden erhöhter Sparsamkeit. Aber sie treten im Kriege 
besonders gehäuft und zahlreich auf, während sie sonst zum Teil 
überhaupt nicht in diesen Formen erfolgen. Es kann dadurch ein 
teilweiser Ersatz der sonstigen Wertvernichtung stattfinden. Es 
kann gerade Werterhöhung und Wertverlängerung die Folge sein, 
die einer Wertverminderung und Wertverkürzung die Spitze 
bieten. Es tritt dadurch eine Verlangsamung des Konsumtions- 
prozesses und eine Schonung bzw. Vermehrung und Erhöhung des 
Volksreichtumes auf, die erst durch den Krieg ausgelöst wird. 
Es brauchen dann die Waren nicht so rasch umgeschlagen zu 
werden. Es kann Ersetzung stattfinden, wo sonst Neubildung 
verlangt wird. Die Sparmethoden würden in normalen Zeiten 
produktionsfördernd wirken und würden die Kapazität der 
Volkswirtschaft heben, d.h. mit demselben Gütervorrat würde 
durch eine Verbesserung der Methoden eine zweckmäßigere 
Verbrauchsgestaltung geschaffen, mithin die Konsumtivkraft 
der Volkswirtschaft erhöht werden. Es würde eine Intensivie- 
rung der Wirtschaft und eine Produktionsvermehrung die Folge 
sein. Wenn das jetzt nicht unmittelbar in die Erscheinung treten 
kann, so eben darum, weil die Gütervernichtung und Wertver- 
minderung im Kriege bei weitem überwiegt. Aber für den Zu- 
stand der Friedenswirtschatt stellen diese Errungenschaften 
wenigstens ein Plus dar, das wir in Rechnung ziehen müssen. 
Gegenüber der überhaupt möselichen Zerstörung durch den Krieg 
bleibt dadurch ein beachtenswerter Betrag erhalten. 

Fassen wir die Hauptpunkte der Verbrauchsänderungen 
zusammen, so sind es die folgenden Momente: 

I. Quantitatives Auftreten einer neuen starken Konsumenten- 
gruppe, ‘der Heeresverwaltung, mit zwangsweisem Bedarf und 
dagegen Zurücktreten manigfacher Bedüfnisse des bisherigen 
Privatkonsums. 

II. Dadurch qualitative Aenderung innerhalb der Bedarfs- 
gestaltung selbst, indem andere Güterarten begehrt werden als 
bisher; Aenderung aber auch innerhalb der Produktionssphäre, die 
weniger Güter für den Privatgebrauch zur Verfügung stellen kann. 

III. Störung des Gleichgewichtszustandes zwischen Bedarf. 
und Deckung. Schaffung eines neuen Quasi-Gleichgewichtes auf 
wesentlich veränderter Stufe, das aber im Kriege selbst dauernd 
gestört wird. 


Zur Theorie der Kriegswirtschaft, 367 


IV. Weitere Aenderung des Verbrauches in qualitativer 
Hinsicht durch Gütervernichtung und Weıtverminderung so- 
wohl der unmittelbaren Konsumgüter als auch der mittelbaren 
Produktivgüter. Rückwirkung auf das Tempo des Zirkulations- 
prozesses, indem die Lebensdauer der Güter dadurch verän- 
dert, der Ausnutzungskoeffizient ein überdurchschnittlicher 
wird: das bedeutet eine unproduktive und unökonomische Ge- 
staltung des Bedartes. 

V. Auf der anderen Seite Hinzukommen neuer produktiver 
Momente durch Sparsamkeit und durch ökonomische Gestaltung 
des Gebrauches, indem bisher nicht bzfolgte Methoden der Kon- 
sumtion eingeschlagen oder Reserven herangeholt werden, 


III. Störung des freien Marktes und Verände- 
rungen in der Preisbildung. 


8. In dem System der Verkehrswirtschaft stellt der Preis 
den eigentlichen Regulator des Wirtschaftsprozesses dar. Es 
können im normalen Verlauf nur solche Produktionen unternommen 
werden, die noch lohnend sind, d. i. im Durchschnitt einer Wirt- 
schaftsperiode einen Ueberschuß abwerfen. Soweit das nicht 
geschieht, wird entweder die Produktion nicht in Angriff genom- 
men oder sie wird ganz aufgegeben. Wenn es möglich ist, ver- 
sucht man dann, durch Einführung von Schutzzöllen eine solche 
Erhöhung der Preise durchzusetzen, daß ein Gewinn herays- 
springt, oder andererseits durch Kartellierung die Preisgestaltung 
im günstigen Sinne zu beeinflussen. Danach hängt auch der Er- 
trag der Arbeit und die Höhe des Einkommens vom Preise der 
Güter ab, wie die auf dem Markte sich bilden. Das Einkommen 
ist das Resultat der Preisbildung, nicht ein Element von ihr. 
Vom Preise hängen darum mittelbar der Umfang der Bedürfnis- 
befriedigung und die Auswahl für die Bedarfsdeckung ab. Nach 
dem Preise richtet sich also das Maß der nationalen Produktion 
wie der Umfang des internationalen Güteraustausches. Er be- 
stimmt aber auch das Ausmaß der Konsumtion und die Höhe 
der Lebenshaltung, da zwischen Einkommen und Konsum ein 
labiles Gleichgewicht bestehen muß. Dabei vollzieht sich die 
Preisbildung selbst stets auf dem freien Markte: d.h. Angebot 
und Nachfrage unterliegen an sich keiner anderen Einschränkung 
als sie etwa durch natürliche Verkehrsverhältnisse bedingt sind. 
Auch wenn der Markt durch Zölle geschützt ist oder durch Kartelle 
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gewisse Abmachungen über die Preise bestehen, so tritt dadurch 
zwar ein beabsichtigter Preisaufschlag über die freien Markt- 
preise ein: aber auch dann haben wir es noch immer mit dem an 
sich freien Markt zu tun, bei dem durch die Internationalität 
des Angebotes und der Nachfrage eine Mitbewerbung auf beiden 
Seiten nicht ausgeschlossen ist. 

Hier bringt nun der Krieg prinzipiell eine Wandlung 
von Grund aus hervor. Er trennt und isoliert mit einem Male 
die Märkte, indem er den Handel mit dem feindlichen Auslande 
tatsächlich unterbindet oder, wie es meist geschieht, ihn formell 
verbietet. Die Verkehrs- und Marktgemeinschaft ist unterbrochen. 
Die .getrennten Kriegsgebiete bilden auch getrennte Märkte. 
Dabei kann allerdings das Maß der Isolierung verschieden sein. 
An sich kann man überhaupt eineni n neren undeinen äuße- 
ren Markt unterscheiden, je nachdem es sich um einen mehr 
oder weniger lokal bez. territorial gebundenen oder um einen all- 
gemeinen zugänglichen Markt handelt. Ersterer wird z. B. vom 
Arbeitsmarkt, aber auch von mancher lokal gebundenen Industrie 
(Ziegelei) Geltung haben: hier bildet der Transport eine natürliche 
Schranke. Sein Typus ist der Wochenmarkt alten Stiles. Der 
äußere Markt wird vor allem beim Gelde und den ver- 
tretbaren Güter Geltung erlangen. Sein Typus ist die Börse, 
deren Preisgestaltung darum mit Recht auch immer das Para- 
digma für die Theorie der Preise abgibt. Der äußere Markt ist 
durch die Beziehung der Länder untereinander, der innere Markt 
durch die Ausgestaltung im Innern bedingt. Aber die völlige Tren- 
nung der ersteren, die der Krieg prinzipiell herbeiführt, wirkt 
dann auch auf den inneren Markt zurück. Damit wird eben die 
Marktbildung praktisch überhaupt auf eine andere Grundlage 
gestellt, indem Angebot und Nachfrage gleicherweise sich ändern 
müssen. Theoretisch ist es dabei unerheblich, ob das Maß der 
Trennung und Isolierung ein größeres oder kleineres, die Ver- 
änderung der Marktbildung also eine engere oder eine weitere 
ist. Das wird von Einfluß auf das M a B der Preisänderung sein, 
nicht aber auf die Tatsache selbst. Konnte bei der Aender- 
rung des Konsums eventuell ein neuer Gleichgewichtszustand 
geschaffen werden, indem die Volkswirtschaft sich auf den neuen 
Zustand einrichtete: so ist das bei dem Markte weit weniger mög- 
lich. Denn hier bringt das Fehlen der Freiheit immer von neuem 
eine Störung auf beiden Seiten herbei, ohne daß der neue Zu- 
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stand auch ein neues Gleichgewicht darstellt. Das unterscheidet 
dann aber auch prinzipiell die Kriegswirtschaft von der wirt- 
schaftlichen Störung. Bei dieser bleibt der Markt a, 
offen und seine Gestaltung unverändert. 

Die Preisbildung an sich bleibt im Kriege zwar dieselbe. 
Nur die Voraussetzung des offenen Marktes erleidet eine Ab- 
änderung, die auf die Gestaltung der Preise von prinzipiellem 
Einfluß sein muß. Indoppelter Weise kann die Abänderung ge- 
schehen — durch eine unverhältnismäßige Vermehrung oder 
entsprechende Verminderung des Angebotes einerseits, durch 
einen entsprechenden Vorgang bei der Nachfrage andererseits. 
Sodann durch qualitative Aenderungen auf beiden Seiten. Dabei 
decken sich die Veränderungen auf der Nachfrageseite mit den 
Veränderungen im Gebrauch der Güter. Sie bestehen darin, 
daß eine Anzahl Bedürfnisse sich quantitativ wie qualitativ 
stark vermehrt hat, daß neue Kollektivbedürfnisse an Stelle 
der individuellen hinzutreten. Daß andererseits zahlreiche Käu- 
fergruppen ganz ausfallen oder mit verminderter Kaufkraft auf 
dem Markt erscheinen, während umgekehrt auch eine Zunahme 
bestimmter Luxusbedürfnisse stattgefunden hat. All das was 
über den Verbrauch der Güter gesagt wurde, tritt zunächst ein- 
mal in der Nachfrage auf dem Markte zutage. 

Unmittelbar zeigt sich die Veränderung der sonst vorhandenen 
Kräfte auf dem Markte, wenn die Intendanturen sich mit Vor- 
räten für das Heer versehen und damit fast automatisch die 
Preise in die Höhe drängen. Es sind noch nicht neue Bedürfnisse 
an sich geworden, was die Heeresverwaltung an Nahrungsmitteln 
etwa in Anspruch nimmt. Aber die Dringlichkeit ist größer und 
dazu tritt eben das Bedürfnis in der Form des gemeinsamen 
Bezuges als Kollektivbedürfnis auf. Der Krieg wird so von An- 
fang an notwendig stets von einer Preissteigerung begleitet sein 
müssen. Es darf für den Heeresbedarf nicht darauf ankommen, 
was es kostet. Das Preisgesetz ist gewissermaßen dahin geändert, 
daß es für die Käufer keine oberste Preisgrenze gibt. Es stehen 
sich nicht mehr die Grenzpaare gegenüber, bei denen die schwä- 
cheren Kauflustigen nach einiger Zeit ausscheiden, sondern nur 
solche Käufer, die zu allen Preisen ihre Bedürfnisse zu befrie- 
digen vermögen — mag es sich um Nahrungsmittel, Bekleidungs- 
gegenstände, Pferde, Munition, Visiergläser oder dergl. handeln. 
Der Preismechanismus, bei dem durch ein leises Hinaufschrauben 
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der Preise der mindestkaufkräftige Käufer ausscheidet, tritt über- 
haupt nicht in Kraft. Es kommt auf die Höhe der Preise so gut 
wie gar nicht an. Dadurch muß aber der Preis für alle Dinge 
steigen, nach denen ein starker Begehr seitens der Heeresver- 
waltung besteht. Verschärft kann dieses Moment noch durch 
besondere Ungeschicklichkeit des neuen Käufers werden. 

Andererseits sind alle Waren eines gesteigerten Massen- 
luxus weniger verkäuflich. Es werden z. B. nicht mehr die Luxus- 
papiere, sondern nur die einfachen Sorten nachgefragt, nicht mehr 
die guten Service, sondern nur einfache Porzellane zur notwen- 
digen Ergänzung. Und so auf den meisten Gebieten. Wie man 
erkennt, liegt bisher an sich kein Phänomen vor, das als ganz 
außerordentlich zu bezeichnen wäre. Vielmehr wiederholt sich 
in kleinerem Maße der Vorgang bei jeder Störung unseres Wirt- 
schaftslebens. Das Eigentümliche dieser Marktlage soweit die Nach- 
frage in Betracht kommt, ist nur das quantitative Phänomen; 
dazu das Auftreten von spezifischen Kollektivbedürfnissen. Das 
Ausmaß der Dringlichkeit auf der einen, des Nachlassens der Nach- 
frage auf der anderen Seite wird abnorm groß. Wenn das der 
Fall ist, so wäre auch auf dem freien Markte für diese Kriegsgüter 
eine Preissteigerung unausbleiblich. 

Durch das Nachlassen der Kaufkraft der Zurückgebliebenen 
muß aber die Nachfrage nach billigeren Waren ebenso wie die 
nach Ersatzstoffen von selbst steigen. Es tritt damit eine quali- 
tative Aenderung des Bedarfes hinzu, die von der Aenderung 
des Einkommens abhängt, d. h. also für die große Masse der 
Bevölkerung von dessen Minderung. Diese Einkommensminde- 
rung und die Preissteigerung für wichtige Artikel läßt ganz von 
selbst die Nachfrage nach weniger dringenden Bedürfnissın 
überhaupt zurücktreten. Dafür steigt die nach billigeren Waren 
derselben Art. Die Preise dieser billigeren Qualitäten werden 
dadurch in Mitleidenschaft gezogen und notwendig gesteigert 
werden, falls nicht durch amtliche Preisfestsetzung eine Stabili- 
sierung erfolgt. Aber die staatlichen Taxen selbst sind, wie wir 
noch sehen werden, an gewisse Voraussetzungen gebunden, die 
aus der veränderten Marktlage stammen. Es müssen mithin 
die Preise für Waren des täglichen Bedarfes auch bei gleich- 
bleibendem Gütervorrat steigen. Dabei macht es keinen Unter- 
schied, ob es sich um direkte oder indirekte, d. i. durch den 
Handel vermittelte Nachfrage handelt. Der letztere bringt nur in 
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schärferer Weise eine auch sonst vorhandene Tendenz zum 
Ausdruck. Der Handel deckt sich rechtzeitig, d. i. vorher 
mit den Waren ein, nach denen ein stärkerer Begehr zu erwarten 
ist. Er nimmt diesen vorweg, aber schafft ihn nicht erst. 

Die weitere Folge dieser Veränderung liegt auf der Hand: 
es brauchen eventuell die Preise für bessere Qualitäten weniger 
zu steigen als die für die niederen. Um ein Beispiel zu nehmen, 
so erhöhen sich etwa die Fleischpreise für bessere Sorten nur 
um 30 vom Hundert, während die für die niederen Sorten um 
5o vom Hundert steigen. Es handelt sich hier um komplemen- 
täre Güter, bei denen die Verkäuflichkeit des einen abhängt 
von der Verkäuflichkeit des anderen. Denn erst der Gesamt- 
absatz ergibt einen bestimmten Ertrag. Wenn nun die besseren 
Sorten weniger abgehen, so muß für die schlechteren ein entspre- 
chender Aufschlag eintreten, um nur auf die Kosten des ganzen 
zu kommen. Zwar werden die Käufer der Qualität ı ausfallen; 
aber sie werden bereit und willens sein, nun für die Qualität 2 
einen Preis zu zahlen, der über den gewöhnlichen hinausgeht. 
Die zahlungsfähigen Käufer oder die, welche aus Notwendigkeit 
noch zu kaufen willens sind, werden also die Preise in die Höhe 
treiben. Dadurch werden die bisherigen Käufer der Qualität 2 
weiter in die unteren Qualitätsklassen gedrängt und sie werden 
dort zahlreicher auftreten als gewöhnlich. Dann müssen aber 
auch die normalen Käufer von Qualität 3 mehr aufwenden usf. 
So steigt der Preis für die unterste Qualität mehr als die für die 
obere, so daß es vorkommen kann, daß die besten Sorten nur 
unerheblich teurer geworden sind. Wir können das allenthalben 
beobachten: z.B., daß in England der Preis für ausländisches 
Gefrierfleisch ungleich mehr im Kriege gestiegen als der für 
das gute englische Fleisch selbst. Die amtlichen Preisnormie- 
rungen können diesen Vorgang zum Teil verscbleiern. Sie können 
versuchen, dem bis zu einem gewissen Grade entgegenzuarbeiten: 
aber sie können diesen Vorgang selbst nicht aufheben. Auch 
wenn man eine Rationierung der Nachfrage vornimmt und 
damit das Quantum festlegt, wird sich noch in der Anrechnung 
der Preise selbst die Wirkung dieses Preisgesetzes deutlich zeigen 
müssen. 

Die Trennung der Märkte und die Unterbrechung des freien 
Verkehrs kann also auch dahin führen, die Nachfrage zu ver- 
kleinern. Das geschieht durch die Verminderung der Kauf- 
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kraft der Zurückgebliebenen, die sich nach allen Richtungen 
einschränken müssen, und die dadurch hervorgerufene Um- 
schichtung der Verkäufer. Es kann das auch auf dem internatio- 
nalen Markt der Fall sein, daß eine Verkleinerung der Nachfrage 
sich zeigt und manche Preise direkt fallen. Die normale Propor- 
tionalität der Preise wird wegen dieser Umgestaltung der Bedürf- 
nisse von Grund aus verschoben. All diese Dinge liegen so sehr 
im Wesen der Markt- und Preisbildung überhaupt, daß hier 
keine Besonderheiten für die Theorie sich zeigen. Nur die Preis- 
verschiebung enthält relativ Neues. Es genügt, auf die ver- 
änderte Marktkonstellation hingewiesen zu haben und die Konse- 
quenzen selbst daraus zu ziehen. Allerdings ist der Umfang dieser 
Aenderung und das Maß der gegenseitigen Verschiebung ein 
besonders starker. Dadurch gewinnt die Untersuchung der 
wirklichen Preisgestaltung im Kriege erhöhtes Interesse. Von 
vornherein ist es ja klar, daß die Aenderung des Bedarfes und der 
Bedarfsgestaltung ihren letzten Ausdruck überhaupt in dem 
gegenseitigen Verhältnisderverschiedenen 
Preiseuntereinander findet. Hier zeigen sich gegen- 
über der normalen Proportionen die stärksten Verschiebungen. 
Dabei sehen wir freilich mit Absicht von der Aenderung des 
inneren Geldwertes, also von der Inflation des Geldes, einst- 
weilen hier noch ab; sie stellt ein besonderes Problem dar, 
betrifft aber nicht den Markt unmittelbar. 

1o. Entscheidend ist jedoch für die Markt- und Preisbildung 
in erster Linie nicht die Aenderung der Nachfrage. Denn sie 
bedeutet nur eine innerliche Umgruppierung, die von der Frei- 
heit des Marktes an sich kaum sehr berührt wird. Vielmehr 
tritt ausschlaggebend die Veränderung des Angebotes auf, die 
durch Unterbindung und Erschwerung des Verkehrs sowie durch 
die Unausgeglichenheit der allseitigen Zufuhr deutlich in die 
Erscheinung kommt. Der Mechanismus des Marktes und der 
Preise als Regulator der Produktion und der Konsumtion be- 
kommt von hier den entscheidenden Stoß. In mehrfacher Weise 
ist der Krieg von -Einfluß auf den Marktmechanismus. 

Einmal dadurch, daß die Mitbewerbung auf der Ange- 
botsseite nach Zahl und Qualität beschränkt wird. Der Umfang 
des Marktes verengert sich durch die Ausschaltung eines wirk- 
lich freien Verkehrs, durch Ausschaltung des Gegners als Anbie- 
tenden. Es fehlt damit ferner die ausgleichende Tendenz der 
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Märkte untereinander. Sie findet normalerweise in der Arbitrage 
ihren börsenmäßigen Ausdruck, gehört im Prinzipe aber über- 
haupt zum Wesen des äußeren Marktes. Dies fällt nun fort 
und dafür sind lokale und nationale Schranken aufgerichtet 
worden. Dadurch kann schon jene Ausgleichstendenz, durch 
die das internationale Preisniveau sich stets auf eine ähnliche 
Höhe stellt und die nationalen Preisentwickelungen ähnliche 
werden, nicht zur Geltung gelangen. So kann es geschehen, daß 
im Kriege die Preisbildung auf den verschiedenen Märkten von- 
einander abweicht. Die getrennten Kriegsgebiete bilden eben 
auch getrennte Märkte. Dadurch wird aber überhaupt erst die 
staatliche Beeinflussung der Preise möglich: Schließung der 
Börse, Festsetzung von Mindestkursen, Kontingentierung aus- 
ländischer Zahlungsmittel, Festsetzung von Höchstpreisen lassen 
sich bei einem freien Markte' garnicht vornehmen. Aber auch 
die Spekulation und der Handel sind dadurch in ihren Funk- 
tionen gehemmt. Sie können nur einseitig vorgehen, finden 
aber keine Gegentendenzen, soweit nicht stzatliche Eingriffe 
erfolgen. Es fehlt, börsentechnisch gesprochen, die Kontremine. 
Dadurch erlangen die Verkäufer von vornherein ein herrschendes 
Uebergewicht. Die Käufer sind zum Kauf gezwungen, aber ihre 
Wahlfreiheit wird beschränkt. Die Unterbindung des freien 
Marktverkehrs hat monopolartige Folgen. Das bezieht sich 
ebenso auf den inneren Markt eines Landes, wie auf die Verhält- 
nisse der äußeren Märkte zueinander. Wir finden es darum in 
gleicher Weise in England, wo gewisse Angebotsländer eine Mono- 
polstellung erlangt haben, wie in Deutschland, das vom Verkehr 
so stark abgeschlossen ist. Dabei braucht das Monopol kein 
absolutes zu sein; Es genügt, wenn gegenüber den bisherigen 
Möglichkeiten eine relative Beschränkung einsetzt. Denn die 
jetzt noch vorhandenen Anbietenden wissen, daß die Mitbewer- 
bung beschränkt ist und daß die Dringlichkeit der Bedürfnisse 
zugenommen hat. Sie nutzen also die veränderte Marktsituation 
möglichst aus. Und sie können es eben. Auf dem freien Markte 
entspricht der Preis, der aus Angebot und Nachfrage zustande 
kommt, tatsächlich dem justum pretium. Das ist in der Kriegs- 
wirtschaft nicht möglich, wo der Markt beschränkt ist. Schon 
dadurch muß die Preisstellung eine andere werden und in die 
Höhe gehen. 

Nach derselben Richtung wirkt noch ein anderer Um- 
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stand. Die unterste Grenze der Preise bilden stets die Gestehungs- 
kosten des Anbietenden, dessen Vorrat auf dem Markte zur 
Befriedigung der effektiven Nachfrage noch erforderlich ist. Die 
höchsten Produktionskosten des unter den obwaltenden Ver- 
hältnissen noch gebrauchten Gutes bestimmen also die untere 
Grenze des Preises. Diese wird aber nun durch den Fortfall so 
vieler Verkäufergruppen hinaufgeschoben: die »Grenzkosten«, 
wie wir sie nennen wollen, erhöhen sich. Denn natürlich sind 
auf dem vergrößerten Markte auch niedrige Gestehungskosten 
vertreten. Die Isolierung der Märkte bringt aber automatisch 
den Fortfall der billigsten Anbietenden mit sich. Mithin müssen 
jetzt noch Anbietende herangezogen werden und mit ihren 
Waren zum Verkauf gelangen, die beim freien Markte fortfielen. 
Preisfestsetzungen, die nicht direkt von der Produktion ab- 
schrecken sollen, müssen dieses Moment berücksichtigen. Sie 
dürften also bei der Isolierung der Märkte und dem Ausschluß 
der billigsten Anbietenden höher sein als bei freiem Markte. 
Sie werden im Gegenteil, wenn sie Anregung zu neuer Produk- 
tion geben sollen, die Preise noch weiter erhöhen müssen, um 
hier überhaupt ein Angebot hervorzurufen. 

Nach der gleichen Richtung wirkt endlich aber auch eine 
Ausdehnung der Produktion auf dem jetzt so verkleinerten Markt. 
Denn es kommen dadurch Produzenten zur Geltung, die bei 
freiem Markt einfach ausfielen oder überhaupt sich am Wett- 
bewerb nicht beteiligen konnten. Der Anbau von Getreideland 
oder die Herstellung von Gemüsebau, die Gewinnung von Kupfer 
und Düngemitteln, wird jetzt vorgenommen, wo es vordem 
nicht lohnend war. So wenn der deutsche Kupferbergbau eine 
Ausdehnung erfährt oder Ackerland in Pflug genommen wird, 
das sonst brach lag. Auch wenn sich neue Betriebe mit der 
Herstellung von Gütern abgeben, die es vorher nicht taten, 
werden die Gestehungskosten höher sein als bei normaler Pro- 
duktion. Es kommen also auch in diesem Falle die erhöhten 
Grenzkosten zur Geltung und bestimmen die Preise der ganzen 
Gütergruppe. Denn der Preis muß so hoch sein, daß auch 
die letzten Produzenten auf ihre Kosten kommen. Die höchsten 
Produktionskosten, die »Grenzkosten«, erfahren automatisch eine 
Erhöhung, die aus der Natur der Marktveränderung ohne weiteres 
folgt. Es werden eben Güter herangezogen, die unter anderen 
Umständen nicht gebraucht würden, die aber unter den ver- 
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änderten Marktverhältnissen nötig sind. Das ist für die Ver- 
käufer von niedrigen Gestehungskosten sehr vorteilhaft. Sie 
erhalten dadurch eine Differentialrente. Einzelne Betriebe der 
Nahrungsmittelbranche können so enorme Gewinne einheimsen, 
ohne daß die Preise von ihnen künstlich gemacht würden. Viel- 
mehr werden diese durchaus von den ungünstigsten Prodäzenten 
bestimmt, dessen Güter zur Befriedigung der Bedürfnisse noch 
herangezogen werden. Dabei dürfen wir von spekulativen oder 
unlauteren Momenten des Handels ganz absehen. Er kann sich 
überhaupt nur zeigen, weil der Markt monopolmäßig beschränkt 
ist. 

Dazu kommt ein letztes Moment, das nach der gleichen 
Richtung wirken muß. Durch den Fortfall und die Beschrän- 
kung der einen Gütermenge steigen notwendig auch die Preise 
für die Ersatzmittel. Wenn etwa durch den Fortfall von Kupfer 
ein Ersatz von Stahl stattfindet, so muß auch letzteres teurer 
werden. Es erhält dadurch einen relativen Seltenheitswert. 
Wenn die Tabakblätter knapper werden und der Bedarf an 
Tabak derselbe bleibt oder gar noch steigt, so muß der Preis für 
die Rippen, die jetzt noch herangezogen werden, ebentalls steigen. 
Auch Höchstpreise und Taxen können es nicht ändern. Durch 
die Heranziehung von Ersatzstoffen erhöht sich zwar ihr Wert 
und die nationale Produktion findet eine Ausweitung. Aber 
Hand in Hand mit dieser Gebrauchsverschiebung geht eıne 
Erhöhung der Preise für diese Ersatzmittel. Eben dahin führt 
auch das Moment derkonnexen Preise, das in der Literatur 
bisher wenig beachtet ist: d. h. der Umstand, daß in einem 
Betriebe niemals die Gestehungskosten des einzelnen Stückes 
in Betracht kommen, sondern der Zusammenhang, der für das 
ganze besteht. Von der Beschränkung des Angebots der einen 
Warenart pflanzt sich mithin die relative Knappheit und damit 
die Preissteigerung schließlich auf alle Waren furt. Die Preise 
von Waren der gleichen oder ähnlichen Art stehen in einem 
konnexen Zusammenhang und bringen eine allgemeine Steige- 
rung herbei. Der Fortfall von Futtermitteln steigert die Preise 
der Ersatzstoffe und pflanzt sich dann auf die übrigen Nahrungs- 
mittel progressiv fort. Bleibt der Zustand der Abschließung 
des Marktes längere Zeit bestehen, so muß progressiv eine weitere 
Preissteigerung die Folge sein — bis zu dem Momente, wo ein 
wesentliches Nachlassen der Nachfrage die Folge ist. Aber 
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gerade für die Artikel des täglichen Gebrauches wird diese Folge- 
rung schwer eintreten, da es sich zumeist um Lebensnotwendig- 
keiten handelt. Dasselbe gilt, wie wir sahen, von allen Dingen 
des Kriegsbedarfes. Der Handel nutzt diese Konjunktur. wohl 
aus, aber er schafft sie nicht. 

Die Wirkung des veränderten Preisniveaus wird sich dann 
auf die Kapitalbildung und die Konsumkraft, endlich auch auf 
den äußeren Wert des Geldes erstrecken. Es muß eben allen- 
thalben mehr aufgewendet werden, um die gleichen Bedürfnisse 
zu befriedigen: der äußere Geldwert sinkt dadurch. 
Er wird dann auf die Produktion und das Angebot der weniger 
dringlichen Güter zurückwirken, und er wird endlich auch die 
Einkommensbildung beeinflussen. Dem Besitzer von gewissen 
Produktionsmitteln fällt dadurch eine Rente in den Schoß, die 
keineswegs mit unrechten Dingen zugeht oder auf unlautere 
Weise zustande kommt, sondern die einfache Folge der ver- 
änderten Marktbildung ist. 

ıı. Hier scheint mir nun auch der entscheidende Unter- 
schied der Kriegswirtschaft von der Wirtschaftskrise zu liegen. 
Nicht nur die Dauer beider Erscheinungen ist verschieden, son- 
dern auch die Art der Marktbildung und der Preisgestaltung. 
Denn in der Krise geht die Preissteigerung der eigentlichen 
Störung voran, da sie die Folge einer Hochkonjunktur zu sein 
pflegt. Hier nehmen durch die gesteigerte Nachfrage, die dem 
Angebot voraneilt, die Preise die Tendenz der Aufwärtsbewegung 
an, Der Höhepunkt pflegt vor dem Eintritt der Krise zu erfolgen; 
ein jäher Absturz ist zumeist die Folge. Im Kriege schlägt aber 
durch die Trennung der Märkte noch während der Störung die 
Preisbewegung die aufsteigende Richtung ein. Das ist der Unter- 
schied davon, daß in der Wirtschaftskrise der Markt frei ist 
und damit der Ausdruck der veränderten Wirtschaftsstellung 
selbst wird. Während des Krieges kann das im entferntesten 
nicht der Fall sein. Hier stehen Markt- und Preisbildung selbst 
unter abnormen Bedingungen. Daher bleibt hier ein Eingreifen 
in den Mechanismus möglich, der bei freier Marktgestaltung 
ganz undenkbar wäre. 

Die Isolierung der Märkte zeigt sich bis zu einem gewissen 
Grade auch auf dem Geldmarkt, der an sich ja nicht beschränkt 
werden kann. Aber das Versagen der Preise als Regulator offen- 
bart sich hier in der Gestaltung der Wechselkurse zwischen den 
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Ländern. Der steigende Wechselkurs müßte an sich die Wirkung 
haben, anregend auf die Ausfuhr zu wirken und damit sich selbst 
schließlich zu zerstören. Das ist hier nun nicht möglich. So 
können die Wechselkurse eine ganz abnorme Gestaltung anneh- 
men, die dann allerdings durch die Inflation des Geldes eine 
Stärkung erfährt. 

Alle Mißgriffe und Mißverständnisse über die Preisbildung 
während des Krieges und ebenso zahlreiche, oft wirkungslose 
Maßnahmen kommen doch wohl daher, daß man die Tatsache 
des unfreien Marktes in seiner Tragweite nicht hinreichend 
erkannte und würdigte. Es ist von sehr vielen unberufenen 
Händen während des Krieges gerade an den Preisen herum- 
gedoktert worden, die ungefähr das Gegenteil der Absicht herbei- 
führten. Dabei macht es an sich keinen großen Unterschied, ob 
der Markt dadurch unfrei wird, daß gewisse Verkäufergruppen 
ausfallen, und einzelne dadurch ein Monopol erhalten, wie im 
Falle Englands, oder ob eine Beschränkung auf das eigene 
innere Angebot eintritt, wie im Falle Deutschlands. Das 
ist für die Praxis gewiß sehr bedeutungsvoll; für die Theorie aber 
relativ unerheblich. Je größer der Umfang des Krieges, je länger 
dessen Dauer, umso stärker werden die Bedingungen des freien 
Marktes abgeändert. Für die theoretische Betrachtung genügt 
vollends die Tatsache der Trennung selbst. Dabei sehen wir 
mit Absicht von der starken sozialen Wirkung, die die Preissteige- 
rung zur Folge hat, ganz ab, da es sich hier nur um wirtschaftliche 
Vorgänge handelt.. 

Fassen wir auch hier das Wesentliche zusammen, worin 
der Krieg der Volkswirtschaft eine Sonderstellung einräumt, 
und was sich a priori über der Störung der Wirtschaft sagen läßt. 

I. Es werden die Märkte der feindlichen Länder prinzipiell 
getrennt und gegeneinander isoliert. Dadurch tritt eine Verenge- 
rung des Marktgebietes ein, wobei Nachfrage wie Angebot 
Aenderungen erleiden. 

II. Die Nachfrage wird durch innere Ursachen verändert, 
indem die Bedürfnisse eine Umgestaltung und zum Teil eine 
Erhöhung erfahren. Es tritt eine Preissteigerung für alle unent- 
behrlichen Gegenstände des täglichen Lebens ein, die aus dem 
dringenden Kriegsbedarf sich erklärt. Die minderen Qualitäten 
verteuern sich mehr als die besseren, wobei von dem Momente 
der Angstkäufe ganz abgesehen werden kann. 
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III. Durch die Isolierung der Märkte erhalten die Anbie- 
tenden eine monopolartige Stellung. Es fallen die Ausgleichs- 
tendenzen stärkeren Angebotes fort und es kommen Verkäufer 
mit höheren Produktionskosten zur Geltung. 

IV. Von der Preissteigerung gewisser Güter pflanzt sich 
dann diese selbst auf die Ersatzmittel fort und von hier aus auf 
weitere Gebiete der Gütererzeugung. Das Gesetz der konnexen 
Preise, das trotz teilweise eingeschränkter Nachfrage nicht ent- 
kräftet wird, macht sich geltend. Die Folge ist schließlich allent- 
halben ein allgemeines Steigen des Preisniveaus und damit eine 
äußere Entwertung des Geldes, dessen Kaufkraft sinkt. 

V. Der Handel schafft die veränderte Marktbildung nicht, 
sondern nutzt sie höchstens aus, indem er diese Aenderung vorweg- 
nimmt. Preisfestsetzungen (Taxen) sind ansich nur möglich bei 
einem isolierten Markt. Sie können die Steigerung wohl ein- 
schränken, vermögen aber die Tendenz an sich nicht zu hemmen, 
wenn sie das Angebot nicht weiter zurückdrängen sollen. 


IV. Störungenim Zirkulationsprozeß. 

12. Nicht minder wie der Verbrauch der Güter und die 
Marktbildung wird aber der Zirkulationsprozeß der Waren selbst 
in Mitleidenschaft gezogen und gegen die Friedenswirtschaft 
geändert. Und zwar geschieht das prinzipiell, unabhängig von den 
zufälligen Gestaltungen in den einzelnen Ländern. Wie aber ist 
der normale Verlauf des Zirkulationsprozesses ? So, daß die 
- Mittel für jede Produktionsperiode aus den Ueberschüssen der 
vorangehenden stammen. Nur zum Teil können sie mit 
Hilfe des Kredites im voraus aus den zu erwartenden Ueber- 
schüssen der folgenden Wirtschaftsperiode entnommen werden: 
das geschieht vor allem in den Zeiten der Hochkonjunktur. Im 
allgemeinen aber bestimmt die vergangene Wirtschaftsperiode 
das Ausmaß und den Umfang der Produktion für. die gegen- 
wärtige. Dabei umfaßt die Wirtschaftsperiode nicht ein Jahr, 
sondern stets einen größeren Zeitraum, dessen Umfang schwankt, 
aber doch ein begrenzter ist. Die Steuer nimmt öfters einen 
drei- bzw. fünfjährigen Durchschnitt als Ertragseinheit an, was 
der Wirklichkeit entsprechen mag. Nun ergibt sich daraus ohne 
weiteres, daß die Produktion durch die Ueberschüsse der voran- 
gehenden Periode einen bestimmten Umfang und eine bestimmte 
Kapazität nicht überschreiten kann. Man spricht von einer 
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Kapitalisation der Wirtschaft. Sie äußert sich in der Form von 
Anlagen privater und öffentlicher Art, von Verkehrs- und Pro- 
duktionsmitteln und einem bestimmten Vorrat an Gütern, der 
für eine gewisse Zeit zur Aufrechterhaltung der Güterhervor- 
bringung und Güterverzehrung dienen muß. Dieser Güter- 
vorrat an Rohstoffen und Genußgütern wird stets bei Anfang 
eines Krieges vorhanden sein, auch ohne daß eine besondere 
Vorratswirtschaft getrieben wird. Die Hauptsache der wirt- 
schaftlichen Kapazität bilden aber die sachlichen Produktions- 
mittel. Eine stete Ausdehnung dieser Kapitalisierungen ist aus 
einem doppelten Grunde notwendig: einmal, weil stets eine 
wachsende Bevölkerung mit Gütern versehen werden muß. Das 
setzt Kapitalien für diesen absoluten Mehrbedarf voraus. Nur 
wo die Volksvermehrung aufhört, brauchte man aus diesem 
Grunde wenigstens keine Vermehrung der Kapitalien, mithin 
auch keine Ueberschüsse in Form von Gewinn (Profit). Wir 
näherten uns dann dmstatianärenZustand'der Volks- 
wirtschaft. Für die Theorie ist es oft zweckmäßig, von der 
Fiktion des stationären Zustandes auszugehen, der bisher kaum 
Wirklichkeit geworden ist. 

Aber noch aus einem zweiten Grunde wird eine zu- 
nehmende Kapitalisierung notwendig: nämlich um eine bessere 
Ausstattung der Gesellschaft mit Nützlichkeiten durchzuführen. 
Es kann durchaus dahingestellt bleiben, welches das treibende 
Moment darstellt, um rationelle und produktive Methoden der 
Bedarfsdeckung einzuschlagen. Möglich, daß hier die List der 
Geschichte oft genug einen Umweg einschlägt, um zu diesem Ziele 
zu gelangen. Aber Voraussetzung für eine größere Ergiebigkeit 
der Produktion ist eben die Bereitstellung von Kapitalien: sei es 
daß überhaupt neue Industrien ins Leben gerufen, sei es, daß die 
bestehenden ergiebiger gestaltet werden. Während die Bevöl- 
kerungsvermehrung eine absolute Steigerung des Bedarfes 
verlangt, d.i. mehr Köpfe mit allen Nützlichkeiten zu versehen 
sind, verlangt die zunehmende Erhöhung der Bedürfnisse eine 
relative Kapitalvermehrung auf den Kopf der Bevölkerung. 
Zwar mag es hie und da möglich sein, auch ohne eine solche eine 
Produktionserhöhung. an bestimmten Gütern vorzunehmen und 
dadurch den Gütervorrat zu vermehren. Das ist jedoch nur inner- 
halb enger Grenzen möglich: durch Verbesserung und Rationali- 
sierung des Betriebes, durch zweckmäßigere Organisation, durch 
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weitere Arbeitsteilung, durch Sparung an Materialien und Oeko- 
nomisierung des Gebrauches. Aber die meisten dieser Methoden 
verlangen eben eine stärkere Kapitalisation. Sie bedeuten Produk- 
tionsumwege, die wir nur durch vermehrte Kapitalinvestierung 
betreten können. Das ist dann besonders der Fall, wenn Men- 
schenarbeit durch Maschinenarbeit ersetzt, wenn also, mit Marx 
zu sprechen, variables Kapital in konstantes verwandelt wird. 
Das bedeutet zwar eine Erhöhung der Produktivität, bedeutet 
aber eben auch Erhöhung der Kapitalisation. 

In jedem Momente des Wirtschaftsprozesses besteht in 
einem Volke nur eine ganz bestimmte Kapazität, ein 
bestimmter Fassungsraum, dargestellt durch die Größe der Be- 
völkerung, den Umfang der Produktionsmittel und das aktive 
Volksvermögen. Sie gewährleistet zwar auf der einen Seite ein 
gewisses Maß von Gütern; sie erfordert dafür aber auf der ande- 
ren nun auch eine gewisse Ausfüllung durch Aufträge, um zur 
vollen Ausnutzung zu gelangen. Geschieht letzteres nicht, so 
tritt ein Kapitalverlust ein, der eine Wertverminderung für die 
Volkswirtschaft bedeutet; das Kapital als produziertes Pro- 
duktionsmittel bedarf einer steten Erneuerung. Der Verlust ist 
nicht nur ein privatwirtschaftlicher, sondern auch ein volkswirt- 
schaftlicher. Es kann vorkommen und kommt oft genug vor, 
daß der Produktionsapparat im Verhältnis zur begehrten Güter- 
menge zu stark mit Kapital versehen ist. Vor allem dann ist 
das der Fall, wenn mit Hilfe des Kredites künftige Ausfüllungs- 
möglichkeiten durch Erweiterung der Cadres bereits vorweg- 
genommen sind und mithin eine Ueberkapitalisation erfolgt ist. 
Die Industriecadres sind dann zu weit und zu geräumig, die 
Produktionsmöglichkeiten sind zu sehr angespannt, als daß sich 
nicht schon eine kleine Verminderung der Nachfrage, die aus ir- 
gend einem Grunde erfolgt, bemerkbar machen sollte. Das sind 
dann jene »Störungen des Wirtschaftslebens«,; die das sonst vor- 
handene Gleichgewicht zwischen Hervorbringung und Verzeh- 
rung der Güter aufheben. Es könnte natürlich ebenso auch um- 
gekehrt eine Unterkapitalisation vorhanden sein: d.h. für eine 
gesteigerte Nachfrage, wie sie etwa infolge Reicherwerden der 
Bevölkerung, infolge Wachstums der Volkszahl oder infolge Um- 
schichtung der Altersklassen, des Wohnortes und der Einkom- 
mensverteilung eintritt, entspricht das Kapital nicht mehr. Eine 
solche partielle Unterkapitalisation ist auf einzelnen Gebieten 
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zweifellos öfters vorhanden, so auf dem Bau- und Wohnungsmarkt, 
aber auch auf dem Lebensmittelmarkt. Weit häufiger tritt je- 
doch eine partielle Ueberkapitalisation von Produktionsmitteln 
ein. Sie ist der eigentliche Herd der modernen Wirtschafts- 
krisen. Dabei können die Ursachen, warum es zu dieser Unaus- 
geglichenheit kommt, an sich ganz verschieden sein. Sie können 
den Anstoß aus einer neuen Technik oder aus einer Vermehrung 
des Geldes oder aus einem äußeren politischen Ereignis ent- 
nehmen. Im normalen Verlauf entsprechen sich jedoch Kapazität 
und jeweiliger Bedarf der Volkswirtschaft einander annähernd. 

Dabei kommt nun die Kapitalbildung selbst so zustande, 
daß aus dem Gesamtertrage der Ueberschüsse der bei weitem 
größte Teil dm »Konsumtionsfondse zugeführt wird, 
also in der Form von Arbeitseinkommen oder Rente dem un- 
mittelbaren Konsum zu dienen hat. Diese strömen dann als Auf- 
träge und Käufe zur Produktion zurück und halten dadurch den 
Produktionsprozeß aufrecht. Sie geben die Möglichkeit der 
Gütererzeugung und der Verwendung der Produktionsmittel. 
Es ist aber notwendig, daß der größte Teil davon wirklich zu- 
rückfließt und nicht etwa zurückbehalten wird, weil sonst jene 
Cadres nicht voll zur Ausnutzung gelangten. Zuweitgehende Ein- 
schränkung der Konsumtion ist im normalen Prozeß verhäng- 
nisvoll und müßte am Ende jene selbst entwerten. Das schließt 
nicht aus, daß die Ausnütsung der Güter selbst in rationeller 
und ökonomischer Weise stattfindet, weil dadurch das Maß der 
Annehmlichkeiten, die aus der Menge der Produktionsmittel 
fließen, größer wird. Aber ein beträchtlicher, wenn auch 
weit kleinerer Teil der Ueberschüsse muß akkumuliert und kapitali- 
siert werden. Er bildet den Akkumulationsfonds«, 
die Grundlage der neuen Kapitalbildung, deren Notwendigkeit 
wir oben erwiesen haben. Die Höhe des Akkumulationsfonds 
hängt vor allem von der Verteilung von Besitz und Einkommen 
in einer Volkswirtschaft ab. Im allgemeinen wird bei einer 
gleichmäßigeren Besitz- und Einkommensverteilung weniger 
akkumuliert werden können als dort, wo eine Ungleichheit beider 
vorhanden ist. 

Die Ersparnisquote wächst mit der Höhe des Einkommens. 
Denn unterhalb einer bestimmten Einkommenshöhe ist der 
Konsumtionsfonds ein eiserner Bestand, von dem sich nichts 
fortnehmen läßt. Die gebundenen Einkommensteile verschlingen 
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hier an sich die Hauptsache und vom freien Einkommen kann 
nur ein kleiner Teil zurückgelegt und kapitalisiert werden. Dieser 
zurückgelegte Teil ist im Grunde nur saufgeschobene Konsum- 
- tions. Er soll gar nicht der direkten Kapitalbildung dienen, son- 
. dern stellt nur eine Reserve für die Zeit der Not oder für bestimmte 
ausgewählte Zwecke dar (Selbständigmachung, Gründung eines 
Haushaltes, Studium, Militärzeit, Erwerbslosigkeit). Allerdings 
ist die Wirkung dieser aufgeschobenen Konsumtion nun zum 
Teil eine andere. Denn durch die Stetigkeit dieses Prozesses, 
dadurch also, daß dauernd Konsumteile erübrigt werden, die sich 
stets von neuem ergänzen und anwachsen, kann auch dieser Teil 
des Kapitals schließlich zur Kapitalnutzung dienen: mag er 
seitens der Sparkassen und Kreditgenossenschaften in Grund 
und Boden oder Industrieunternehmungen oder Staatspapieren 
angelegt werden. Aber den Hauptstamm fürKapitalisierungszwecke 
‚bildet dieser Teil offenbar nicht. Der entstammt vielmehr aus 
den Einkommensschichten, die den Ertrag gar nicht ganz kon- 
sumieren können, sondern einen Teil kapitalisieren müssen. Das 
bildet dann den eigentlichen: Akkumulationsfonds, aus. dem die 
‚künftige Produktion gespeist wird.. Dabei mag die laufende 
. Unterhaltung der Betriebsmittel bereits vorweg aus den Ueber- 
schüssen genommen werden, ohne überhaupt erst dem Akk 
mulationsfonds hinzugefügt zu werden. 

Diente der Konsumtionsfonds der unmittelbaren Aufrecht- 
-erhaltung der Produktion, indem yon ihm letzten Endes über- 
‚haupt die Möglichkeit des Betriebes und der Beschäftigung ab- 
hängt und er das eigentliche Triebrad des ganzen Prozesses dar- 
stellt: so steht es mit diesem Akkumulationsfonds öffenbar anders. 
‚Er dient zur Ausdehnung und Verbesserung der Betriebe, zur 
Aufrechterhaltung und künftigen Vermehrung der. Gütererzeu- 
gung. Sein Bestand ist absolut notwendig, um die dauernde 
Abnutzung des Kapitals zu ersetzen. Ohne diese stete Selbst- 
erneuerung würde der Apparat selbst.entwertet: die Produktions- 
möglichkeit für die Zukunft nähme ab. Privatwirtschaftlich dient 
dem die Methode der Abschreibungen und des Reservefonds, in- 
demdie notwendige laufende Unterhaltung des Produkticnsappa- 
rates aus den laufenden Einnahmen bezahlt und damit von vorn- 
herein dem Akkumulationsfonds entnommen wird. Er dient also 
dem doppelten Zwecke: der Erhaltung und Erneuerung des.Volks- 
_ vermögens einerseits, gessen Vermehrung und Erhöhung anderer- 
sets. — ` - 
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Wir haben freilich bei der Schilderung des Prozesses außer 
der sonstigen Vereinfachung, die wir vormnahmen, noch ein Moment 
ausgelassen, das das einfache Bild kompliziert. Das ist jener 
Betrag, der weder der Konsumtion noch der Akkumulation dient, 
sondern der noch eine dritte Funktion erfüllt, nämlich als Steuern 
und Abgaben den öffentlichen Körperschaften zugute zu kommen. 
Der öffentliche Bedarf entzieht dem unmittelbaren Konsum einen 
Teil und führt ihn den öffentlichen Anstalten zu. In der Regel 
werden von den öffentlichen Ausgaben neue Aufträge erteilt, 
die mittelbar wieder der Produktionssphäre zufließen. Es ist 
mithin nur eine indirekte Konsumtionsverschiebung, 
die sich dabei herausstellt. Aber die Mittel selbst strömen der 
privaten Produktion wieder zu, der sie Anreize geben, soweit 
sie nicht selbst produktiv angelegt werden. Andererseits geht 
aber auch der Rest dem Akkumulationsfonds nicht ohne weiteres 
verloren. Sondern er wird zum Teil direkt wieder angelegt in Form 
von öffentlichen Bauten, Anlagen, Verkehrsanstalten und anderen 
öffentlichen Unternehmungen, die die Nützlichkeiten und An- 
nehmlichkeiten vermehren. Er hilft so die Vermögenswerte der 
Volkswirtschaft erhöhen. Dieser ganze Teil der Ueberschüsse 
steht also in der Mitte zwischen jenes beiden Fonds. Gerade da- 
durch, daß er den privaten Konsum vermindert, hilft er indirekt 
wieder die Produktionsmöglichkeiten vergrößern. 

13. Inwiefern wird nun der hier kurz geschilderte Zirku- 
lationsprozeß durch den Krieg getroffen? Zunächst dadurch, 
daß die Ueberschüsse der Wirtschaft unmittelbar und unter allen 
Umständen vermindert und herabgesetzt werden. Einmal, unter- 
bleiben, wie wir wissen, mannigfache Bedürfnisse oder werden 
nach anderer Richtung abgebogen. Dadurch vermindern sich 
die Aufträge und darunter erleidet der Produktionsprozeß selbst 
eine Minderung. Die Produktionsmittel können nicht voll aus- ` 
genutzt werden und ergeben dadurch geringere Ueberschüsse, 
Sodann werden aber die Einberufenen unmittelbar dem Pro- 
duktionsprozeß entzogen. Krieg bedeutet notwendig eine Ver- 
minderung der Produktion, indem die Menschen zu en 
Zwecken verwendet werden. 

Dadurch wird notwendig sowohl die gegenwärtige 
Produktivkraft der Volkswirtschaft wie ihre zukünftige 
Leistungsfähigkeit herabgesetzt. Erstere durch Verringerung der 
Arbeiterzahl, die eine starke Mindererzeugung für die Gesamtheit 
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hervorbringt. Letztere durch Herabsetzung der Reinerträge der 
Wirtschaft. Denn die Möglichkeit zu Ueberschüssen setzt eben 
eine gewisse Menge Menschen zur Arbeitsleistung voraus. Mehr- 
wert kann ohne die arbeitenden Menschen nicht erzeugt werden. 
Indem der Krieg die Menschen dem Produktionsprozeß entzieht, 
muß auch die Höhe des Roh- wie Reinertrages der Arbeit sinken. 
In demselben Maße wie die produktive Sphäre durch Ueberleitung 
in die Kriegsbeschäftigung sich mindert, in demselben oder sogar 
in verstärktem Maße ist das mit dem Ertrage der Arbeit, sowie 
mit den Gewinnen und Ueberschüssen der Fall. Um so weniger 
bleibt für Konsumtion und Kapitalisation übrig. Wir müssen 
hierbei freilich durch den Geldschleier, der die Dinge nicht deut- 
lich erkennen läßt, hindurchsehen, um zum Wesen zu gelangen, 
z. B. den Umstand beachten, daß ein Teil der erhöhten Kriegs- 
gewinne nur eine Folge des verminderten Geldwertes bedeutet, 
im Verhältnis zum Realwerte sich also weit geringer darstellt. 
Allerdings erleidet auch die private Konsumtion durch die 
Einberufung der Kriegführenden eine Verminderung. Sie fallen 
auf der Ausgabeseite des Haushaltes fort und ihr Gebrauch bleibt 
dadurch dem Einkommen erhalten, vorausgesetzt, daß dieses das 
gleiche bliebe. An sich könnte mithin wohl mehr »gespart« werden. 
Aber die Verminderung des Reinertrages durch Fortfall der 
produktiven Arbeiter ist weit größer’als der Ausfall an Konsum- 
gütern, den ihre Abwesenheit herbeiführt. Die Mannschaften 
produzieren normalerweise, wie wir wissen, weit mehr an Gütern, 
als sie konsumieren. Das ist notwendig so und erleidet in der 
Kriegswirtschaft keine Aenderung. Der Ausfall ihrer Pro- 
duktion wiegt den Ausfall ihrer Konsumtion nicht auf — abge- 
sehen von der Frage, woraus denn ihre Kriegskonsumtion über- 
haupt bestritten wird. Der reale Konsumtionsfonds 
vermindert sich zum wenigsten um soviel, als die Einberufenen 
an Gütern selbst herstellen. Es stehen demnach einfach so viel 
weniger Güter zur Verfügung. Eine Einschränkung 
des privaten Bedarfes ist im Kriege darum 
unerläßlich, soweit nicht alte Vorräte aufgebraucht wer- 
den oder das Kapital selbst angegriffen wird. Es ist darum immer 
günstig, wenn der Kriegsausbruch in eine Zeit niedergehender 
Konjunktur fällt, weil dann mehr Vorräte vorhanden sind, als 
wenn eine Hochkonjunktur herrscht. In dieser pflegen die Vor- 
räte klein zu sein und für die Zukunft weniger zur Verfügung zu 
stehen. Zum Verständnisse des Zirkulationsprozesses im Kriege 
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selbst ist immer das Vorhandensein und der Verbrauch von an- 
fänglichen Vorräten mit zu beachten. 

Aber andererseits bleiben nun auch notwendigerweise die 
Ueberschüsse weit geringer und dadurch wird auch die Möglichkeit 
zur Kapitalbildung während des Krieges selbst geschwächt. Mit- 
hin sinkt auch dr Akkumulationsfonds unter den 
normalen Betrag. Er reicht nicht mehr aus, um eine Steigerung 
des Produktionsapparates vorzunehmen und damit die zu- 
künftige Produktion im alten Umfange durch Kapitalisation zu 
sichern. Sie unterbleibt entweder ganz oder verlangsamt sich 
zum mindesten. Das ist die eine Wirkung der veränderten Pro- 
duktivität der Volkswirtschaft durch den Krieg. Man kann das 
auch so ausdrücken: notwendigerleidet die Reproduktion desKapi- 
tals eine Einbuße und Entwertung aut Kosten des realen Volksver- 
mögens. Es wird in weitem Maße der Wert der Nutzungskapitalien 
nicht erneuert und damit tritt von selbst eine Minderung ein. 
Es findet m. a. W. eine Unterkapitalisation statt. 

Ein zweites Moment wirkt nach derselben Richtung, die Ak- 
kumulation herabzusetzen. Das ist die Preissteigerung für die 
meisten Konsumgegenstände. Wir hatten sie als notwendige 
Folgeerscheinung bei jedem Kriege kennen gelernt und zwar 
unabhängig von der inneren Entwertung des Geldes, die eine 
Frage für sich ist. Es muß dadurch aber notwendig dieser Teil 
des Konsumtionsfonds erhöht und dagegen die Aufwendungen 
für Erhaltung und Vermehrung des Kapitals vermindert werden. 
Die Wirkung der veränderten: Marktbildung geht mithin weit 
über die Käuferseite hinaus, sondern erfaßt den Kern der ganzen 
Volkswirtschaft. War jene nur eine sozial ungünstige Wirkung, 
so geht diese tiefer und trifft den Produktionsprozeß an der 
empfindlichsten Stelle. Sie entzieht der künftigen Pro- 
duktion das Kapital und schwächt dadurch die Kapazität der 
Volkswirtschaft selbst. Eine Preissteigerung zur Zeit der Hoch- 
konjunktur hat die Fähigkeit, auf die Produktion anregend 
zu wirken und eine Vergrößerung des Produktionsapparates 
herbeizuführen, die eine Erhöhung der nationalen Kapazität 
bedeutet. Die Wirkung der Preissteigerung im Kriege ist eine 
durchaus entgegengesetzte. Sie vermindert die Sparmittel und die 
Reinerträge, die zur Akkumulation verwendet werden können, 
und hindert dadurch eine Kapitalinvestierung. Möglicherweise 
geht die Wirkung noch darüber hinaus, indem auch die zur Er- 
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haltung des Kapitals notwendigen Sicherungen und Ergänzungen 
unterbleiben müssen. (Privatwirtschaftlich etwa so, daß die 
Prämien für Versicherungen nicht bezahlt werden oder direkt 
von den Reserven gezehrt wird.) Die Möglichkeit, aus den lau- 
fenden Einnahmen die dauernde Unterhaltung der Produktions- 
mittel vorzunehmen, wird geschwächt. Bei vermindertem Ein- 
kommen und gestiegenen Preisen muß eben so viel mehr zur 
unmittelbaren Konsumtion verwendet werden. Es unterbleiben 
notwendige Reparaturen und Ergänzungen, weil dazu »kein 
Geld vorhanden iste — im privaten wie im öffentlichen Haus- 
halt, wie bei den industriellen Unternehmungen. 

Es ist mithin die Möglichkeit zur künftigen Ausdehnung der 
Produktionsmittel und zur Ausfüllung der schon bestehenden 
gleicherweise vermindert. Ja es unterbleibt zum Teil auch die Auf- 
rechterhaltung des alten Bestandes der Kapitalgüter, die in nor- 
malen Zeiten stets aus den laufenden Einnahmen vorgenommen 
wird. Darüber darf die äußere Geldform nicht hinforttäuschen. Es 
werden darum während und wenn der Krieg länger dauert, auch 
nach dem Kriege nicht nur geringere Mengen von Konsumtions- 
gütern zur Verfügung stehen. Vielmehr können auch 
künftig absolut und relativ weniger Güter 
hergestellt werden, weil die Erneuerung 
des Produktionsapparates unterbleiben 
mußte. Das ist auch darum wahrscheinlich, weil gleichzeitig 
der Zinsfuß teurer geworden ist und mithin wenig Neigung zur 
Kapitalinvestierung vorliegt. Je länger ein Krieg dauert, um 
so mehr muß dieses Mißverhältnis zunehmen. M.a.W.: im 
Kriege muß sich die Lebenshaltung der ganzen Bevölkerung 
notwendig durch die Herabminderurg der Produktion ebenfalls 
verringern: es stehen weniger Güter zum Gebrauche zur Ver- 
fügung. Nach dem Kriege aber ist die Produktionsmöglich- 
keit und Kapazität der Volkswirtschaft so geschwächt, daß 
auch dann eine Verschlechterung der Lebenshaltung unauvsbleib- 
lich ist, da sich eben der Akkumulationsfonds während des Krie- 
ges vermindert hat. Die äußere Preissteigerung entspricht nur 
der inneren Tatsache, daß das Angebot auch dann im Verhält- 
nis zum Bedarf zu klein ist. Die Preissteigerung ist nur ein Zei- 
chen dafür, daß die Wirkung unter den besonderen Verhältnissen 
des Krieges weit über den sozialen Rahmen hinausgeht. 

14. Nun treten dem allerdings wieder einige ausgleichende 
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Momente gegenüber, warum die Folgen sich nicht in der ganzen 
Schärfe zu zeigen brauchen. Dazu gehören einmal die Men- 
schenverluste im Kriege. Durch sie vermindert sich der Umfang 
der Bedürfnisse selbst. Es wird damit für Jahre hinaus jener 
sstationäres Zustand, von dem wir oben sprachen, wirklich er- 
reicht sein! Es sind tatsächlich absolut nun weniger Genußgüter 
nötig, und die Beschränkte Produktivkraft vermöchte an sich 
vielleicht genügen, da der absolute Bedarf gesunken ist. Aber 
wie wir wissen, wiegt dieser Minderverbrauch den Ausfall der 
verlorenen Produktionsmöglichkeiten nicht auf. Vielmehr hat 
der Produktionsprozeß wirklich eine Verlangsamung und eine 
stärkere Abnutzung erfahren. Von dieser Seite ist also kein Aus- 
gleich zu erwarten. Im Gegenteil, die Menschenverluste sind 
eine der unökonomischsten Folgen des Krieges. Sie betreffen 
gerade die produktivsten Altersklassen und bedeuten dadurch 
eine Herabsetzung und Verlust der Produktivität der ganzen 
Volkswirtschaft. Er hat durchaus nicht etwa die Wirkung, dem 
Einzelnen größere Arbeitsgelegenheit zu schaffen, sondern min- 
dert die Kapazität des Landes für die Dauer. 

Weit mehr kommt die Möglichkeit von Sparmethoden auf 
den produktiven Gebieten in Betracht. Hatten wir vordem 
gesehen, wie der Verbrauch der Güter sich ökonomischer ein- 
richten läßt, wie also eine annähernd gleiche Befriedigung der 
Bedürfnisse sehr wohl mit weniger Mitteln durchführbar ist, 
ja durch den Krieg zum Teil direkt aufgezwungen wird, so ist 
dasselbe auch beim Produktionsprozeß der Fall. Es kommen 
folgende Möglichkeiten von Ersparnissen in Betracht: 

a) Persönliche Reserven an Arbeitskraft. Als solche stehen 
zur Verfügung Frauen, ältere Personen, die sonst wenig oder gar 
nicht beschäftigt wurden, dazu Jugendliche, die stärker herange- 
zogen werden als sonst, ebenso Kriegsgefangene. Sodann Aus- 
dehnung der Arbeitszeit, sowie Personalersparnis im Betriebe. 
All diese Möglichkeiten ergeben sich aus dem Vorhandensein 
von noch nicht oder nur wenig gebrauchten Kräften, (Personal- 
ersparnis). 

b) Ersatzstoffe können gewonnen werden: sei es daß der 
eigene Boden stärker herangezogen, sei es daß wertvolle durch 
weniger wertvolle Stoffe ersetzt, sei es daß vorhandene Mafteria- 
lien gestreckt werden. Auch können, wie schon vordem ausge- 
führt, die Nutzungen geändert und aus einer weniger dringenden 
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eine dringendere Nutzung gemacht werden. Damit ist dann oft 
ein privatwirtschaftlicher Gewinn verknüpft. (Material- 
sparnis.) 

c) Es kann an Zeit gespart werden, indem ein schnelleres 
Tempo eingeschlagen oder andere zeitsparende Methoden befolgt 
werden durch Zusammenlegung und durch zweckmäßige Organi- 
sation der Betriebe. Die organisatorische Oekonomisierung des 
Produktionsprozesses bietet noch weite Möglichkeiten, die sonst 
nicht befolgt werden, weil die Not nicht zwingt. (Zeiterspar- 
nis.) 

d) Es kann das Material mehr in der Nähe verwendet, mit- 
hin an Frachtkosten gespart werden. Oder der Handel wird bei 
den Kriegsgütern öfters durch direkte Bestellung ersetzt. Frei- 
lich kann ev. gerade das Umgekehrte stattfinden, wie etwa bei 
der Getreideversorgung Westdeutschlands, wo wungünstigere 
Verkehrswege eingeschlagen werden müssen. (Raumerspar- 
nis.) | 

e) Umorganisierung der Betriebe und Zusammenlegung 
verschiedener Werkstätten. Das geschieht zum Teil schon durch 
die Einberufung mancher Besitzer oder zwangsweise und führt 
dann zu einer Beschleunigung des Konzentrationsprozesses. 
Diese wird durch den Krieg jedenfalls ohnedies eintreten und 
bedeutet, daß auch mit einem verringerten oder dem gleichen 
Kapital gewirtschaftet und mehr Güter hergestellt werden als 
bei zerstreuter Produktion. (Kapitalersparnis.) 

Im ganzen also Ersparnisse an Menschen- und Arbeitskraft, 
an Zeit und Entfernung, an Stoff und Kapital. Alle diese Vor- 
gänge bedeuten sozial oft genug eine privatwirtschaftliche Schädi- 
gung, unter der Betriebe wie Personen zu leiden haben. Aber für. 
das Ganze der Volkswirtschaft bedeutet es im Gegenteil eine 
Erhöhung der Produktivkraft: durch organisatorischen, tech- 
nischen und chemischen Fortschritt, die dem Volksvermögen 
auf die Dauer zugute kommt. Es kann möglicherweise ein Teil 
des Erwerbskapitals darüber privatwirtschaftlich verloren gehen, 
während der nationale Kapitalfonds und die Produktivität sich 
erhöhen. | | 

Aber es muß als gänzlich ausgeschlossen gelten, daß durch 
das Einschlagen dieser ökonomischeren Methoden jene Wertver- 
minderung des Akkumulationsfonds, die wir als notwendige 
Folge des Krieges erkannt hatten, irgendwie aufgewogen wird. 
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Vielmehr wird sich jener Ausfall nicht umgehen lassen. Damit. 
erleidet die Reproduktion der Güter trotz der Sparmethoden 
eine wesentliche Verkürzung. Dabei mag ein Teil dieser ökono- 
mischen Mittel dauernd beibehalten und in die Zukunft über- 
nommen werden. Das bedeutet dann offenbar eine Erweiterung 
der Kapazität, des Fassungsspielraums der ganzen Volkswirt- 
schaft. Nur wird im Verhältnis zum Gesamtprozeß auch hier 
möglicherweise das Gesetz des abnehmenden Ertrages in Kraft 
treten. Im ganzen wird eine Unterkapitalisation die Folge sein. 

So bleibt das Ergebnis dieses, daß der Zirkulationsprozeß 
im Kriege einer durchgehenden Veränderung unterliegt. Jene 
Warenzirkulation, die vom Verbraucher ausgehend nach Maß- 
gabe der Preise durch die Anwendung von Kapital in der Pro- 
duktion Ueberschüsse erzielt, die für die nächste Wirtschafts- 
periode zur Verfügung stehen und damit die Kapazität der ganzen 
Volkswirtschaft erhöhen: dieser ganze Prozeß ist an den ent- 
scheidenden Punkten gestört. Das Gleichgewicht ist völlig ver- 
schoben. Das hat nicht nur eine notwendige Einschränkung der 
gegenwärtigen Lebenshaltung zur Folge, indem eben die Genuß- 
güter notwendig abnehmen müssen. Sondern es findet auch 
eine dauernde Minderung der Produktivkraft für die Zukunft 
statt. Das hält solange an, bis der Akkumulationsfonds wieder 
groß genug ist, um nicht nur die notwendige Ergänzung und 
Erneuerung, sondern auch die Fortführung und Verbesserung 
des Produktionsapparates zu gestatten. Dabei dürfen wir uns 
durch die in Geldform auftretenden Gewinne am Privatkapital 
über den Sachverhalt nicht täuschen lassen. Es ist deutlich, 
daß die Zeit nach dem Kriege zunächst damit zugebracht werden 
muß, die Ergänzung der Produktionsmittel auf den alten Zustand 
vorzunehmen, bevor aneineEntwickelung und Erhöhung der Kapa- 
zität gedacht werden kann. Es wird noch längere Zeit dauern, 
bis die Bedarfsdeckung wieder in. der alten Weise geschehen kann. 
Vielmehr müssen zunächst die Vorstadien und ein neuer Güter- 
vorrat geschaffen werden, bevor es wieder möglich sein wird, 
eine entsprechende Deckung der Bedürfnisse durchzuführen. 
Der Schein der Hochkonjunktur, daß einzelne Betriebe und 
gewisse Teile der Landwirtschaft große Gewinne herausschlagen, 
daß mancher Betrieb einen erhöhten Ueberschuß abwirft, darf 
darüber nicht hinwegtäuschen: das Ganze der Volkswirtschaft 
erleidet eine wesentliche und dauernde Verminderung nicht nur 
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an Genußgütern, sondern vor allem an Produktivkapital und 
Volksvermögen. 

15. Allerdings haben wir bisher eine Vereinfachung des 
Prozesses vorgenommen, indem wir den direkten Heeresbedarf 
und seine Wirkung auf den Zirkulationsprozeß einstweilen außer 
acht ließen. Es schien das notwendig, um zunächst einmal die 
unmittelbare Wirkung des Krieges selbst zu betrachten. Nun 
aber müssen wir dieses sehr wichtige Moment in Rechnung 
stellen, da das Bild dadurch eine sehr wesentliche Aenderung 
erfährt. Es sind die öffentlichen Abgaben und Aufträge der 
Heeresverwaltung selbst, also die Kriegslieferungen, die einen 
neuen, sehr bedeutenden Teil des Produktionsprozesses aus- 
machen. 

Die Mittel für die Kriegsführung werden äußerlich aus dem 
Ertrag der Steuern und sonstigen Zwangsabgaben oder auf dem 
Wege freiwilliger Anleihen bzw. schwebender Schulden aufge- 
bracht. Dabei werden die öffentlichen Abgaben, soweit sie für 
den Krieg bestimmt sind, dem privaten Konsume entzogen und 
für kollektive Zwecke aufgewendet. Nur ein Teil davon steht 
in Form von Gehältern und Entlöhnung direkt dem Privatbedarf 
wieder zur Verfügung. Die Kriegsausgaben treten vielmehr in 
Form von neuen Aufträgen auf und bedeuten mithin ein Zurück- 
strömen zur Produktionssphäre. Dadurch wird zwar wiederum 
der private Konsumtionsfonds vermindert. Aber er erscheint 
nun in anderer Form und an anderer Stelle eben als Kriegs- 
konsumtion wieder. Es bedeutet für den Zirkulationsprozeß nur 
eine Zweck- und Gebrauchsverschiebung. Diese Umwandlung 
bereitet gewiß große Schwierigkeiten, da sich die Verwendung 
eben nicht auf die gleichen Güter der normalen Konsumtion 
bezieht. Die Kriegsgüter dienen nicht dazu, die Annehmlich- 
keiten des Lebens zu vermehren. Die Wohlfahrtszwecke der 
Individuen werden durch diese Aufwendungen direkt hintange- 
setzt, und der Kriegskonsum dient nirgends mehr jenem obersten 
Zweck aller Wirtschaft. Nicht anders steht es aber hinsichtlich 
der öffentlichen Kriegsanleihen. Ihr Betrag wird ebenfalls dem 
privaten Konsum oder der Bereitstellung für andere Kapital- 
nutzung entzogen und der Kriegsrüstung zur Verfügung gestellt. 
Dies geschieht auf Kosten der beiden anderen Funktionen, die 
sonst aus diesen Mitteln unterhalten werden können. Die öffent- 
lichen Anleihen und die schwebenden Schulden sind nur eine 
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andere Form, die normale Konsumtion und die Akkumulation 
zugunsten des Kriegsbedarfes zu vermindern. 
.  . Die Herstellung der Kriegsgüter und der Rüstungsindustrieen 
wird mithin ebenfalls aus den Ueberschüssen der Wirtschaft 
bestritten. Diese werden dadurch dem Konsumtionsfonds des 
normalen Gebrauches entzogen und ausschließlich für Kriegs- 
zwecke verwendet. Es kann einfach nicht gleichzeitig bei ver- 
minderter Produktivität, die ohnedies notwendig eintreten 
muß, der normale Bedarf befriedigt und außerdem noch soviel 
für die Kriegszwecke verausgabt werden. Da letztere aber vor- 
gehen, so leidet notwendig die Konsumtion von neuem eine 
Verminderung. Der Zirkulationsprozeß bleibt äußerlich teil- 
weise derselbe und funktioniert weiter; nur innerlich hat er sich 
durch den veränderten Zweckgebrauch geändert. Es darf 
jetzt nur soviel weniger von anderen Gütern konsumiert werden, 
um die Ueberschüsse für die Kriegszwecke zur Verfügung zu 
haben. Und es kann auch nur viel weniger von den sonstigen 
Gütern verzehrt werden, weil die Preissteigerung sich ungünstig 
gestaltet und vom Normalbedarf abschreckt, während für die 
Kriegsrüstungen die Preise keine Rolle spielen und diese unter 
allen Umständen Befriedigung finden. Der Konsumtionsfonds 
erleidet, auch abgesehen von der Mindererzeugung an Genuß- 
gütern, eine zweite Verminderung durch die Zweckverschiebung. 
Andererseits wird aber durch die Rücklegung der Mittel für 
die unmittelbaren Kriegszwecke auch die Akkumulation . 
vermindert. Es werden die Ueberschüsse nicht dazu benutzt, die 
Produktionsmittel zu ergänzen, den Produktionsapparat zu 
` erweitern, die Nutzungskapitalien zu sichern. Sondern es werden 
diese Rücklagen sofort von neuem zur Herstellung von Kriegs- 
gütern verwendet, die auch privatwirtschaftlich sich vorteil- 
hafter stellt. Die Anleihen werden den sonstigen Zwecken 
entzogen — vermutlich unterbleibt in stärkerem Maße auch 
die Unterhaltung der Produktionsmittel aus den laufenden Ein- 
nahmen, um für Kriegsgüter unmittelbar verwendet zu werden. 
All das, was in den öffentlichen Anlagen wie in den privaten 
Unterffehmungen an Reparaturen und Ergänzung der Nutzungs- 
kapitalien unterbleibt, wird direkt in Kriegskonsum verwandelt, 
dessen Verzehrung sich als eine so unökonomische und un- 
rationelle darstellt. Dadurch geschieht auch diese Aufwendung 
also wiederum gänzlich auf Kosten der normalen Akku- 


392 Franz Eulenburg, 


mulation und der Fortführung von Kapitalsicherungen. Es werden 
Teile der Produktionsmittel unmittelbar für Kriegsgüter ver- 
schleißt. Es findet eine fortgesetzte Unterkapitalisation statt. 
Aber für die Produktion selbst bedeutet diese Verwendung der 
Abgaben unmittelbar erneute Aufträge und damit erneute Anre- 
gungen für den Zirkulationsprozeß. Es bildet einen Ersatz für 
die Verminderung der privaten Konsumtion. Nach derselben 
Richtung wirken Zwangsanleihen oder der Zwang zu Anlage 
von Kriegsgewinnen in Form von Anleihen, wie das Deutsche 
Kriegsgesetz es vorschreibt. Das genügt dann, um der Industrie 
Aufträge zu geben und ihr ein neues äußeres Leben zu verleihen. 
Gerade durch die kolossalen Kriegsaufträge wird ein beträcht- 
licher Teil der Mittel wieder in den Produktionsprozeß zurück- 
geführt. Es ist ja, wie wir sahen, für die Verwendungsart des 
Kapitals an sich ganz gleich, ob mit den Produktionsmitteln 
Geschosse oder Küchengeräte hergestellt werden, ob die Fabri- 
ken nützliche Gegenstände des privaten Haushaltes oder Mord- 
werkzeuge für den Krieg produzieren. Auch für das Moment 
der Einkommensbildung ist es an sich gleich, wenn nur die Arbeit 
aufrecht erhalten und daran verdient wird. Es kann mitunter 
privatwirtschaftlich sogar mehr »gespart« werden. Nur geht. 
eben durch die Kriegsführung ein zunehmender Teil der Materia- 
lien infolge Vernichtung ohne weiteres verloren, die sonst der 
Aufspeicherung von Annehmlichkeiten dienen. Während der 
Reichtum des Landes aus der Summe der Nützlichkeiten besteht, 
die zur Förderung der menschlichen Wohlfahrt dienen, ist von 
den Aufwendungen für den Krieg davon nichts zu spüren. Zwar. 
funktioniert dieser Teil des Produktionsprozesses äußerlich in 
ähnlicher Weise wie zuvor; aber das Ergebnis ist ein gänzlich 
anderes. Es werden nicht dauernd Güter erzeugt und aufbe- ` 
wahrt, die dem Gütervorrat und dem Vermögen des Landes 
zuwachsen, sondern es werden die erzeugten Güter gleich ver- 
nichtet oder doch in ihrem Werte ökonomisch gemindert. 
Dadurch kann sich aber auf die Dauer immer nur ein 
abnehmender Ertrag von Ueberschüssen ergeben, da eine 
so viel schnellere Reproduktion der Güter nötig wird alsim 
Frieden. Nehmen wir den extremsten Fall, so müßte der Mecha- 
nismus, wenn er länger in sich fortgesetzt werden sollte, schließ- 
lich von selbst aufhören! Es müßte immer mehr von dem pri- 
vaten Konsumtionsfonds und sogar ein beträchtlicher Teil der 
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Akkumulationsrate in Kriegsgüter verwandelt werden und würde 

‘damit der Vernichtung anheimfallen. Damit dürfte dann der 
Zirkulationsprozeß von selbst zum Stillstand kommen. Das kann 
nur aufgehoben werden, wenn Teile des Volksvermögens in das 
Ausland gegeben werden und das Ausland nun die Kriegsgüter 
mit herstellt. Oder aber es müssen auf andere Weise Teile des 
Volksvermögens direkt verzehrt und in den Zirkulationsprozeß 
hineingezogen werden. Das geschieht auch tatsächlich während 
des Krieges. Dadurch kann dann jener Zeitpunkt, wo der Mecha- 
nismus versagen müßte, beliebig weit hinausgeschoben werden. 
Aber schließlich erschöpft sich doch die Möglichkeit der Kriegs- 
führung selbst. Kriegswirtschaft an sich ist 
immer nur für eine gewisse Zeit möglich und 
droht aus eigener Erschöpfung aufzuhören, 

Es wird gewiß eine reizvolle Aufgabe sein, an der Hand 
der Tatsachen dieses theoretische Bild für die einzelnen Länder 
auf seinen Inhalt zu untersuchen und zu zeigen, wie dieser Prozeß 
in Wirklichkeit verlaufen ist, welche Arten der Aufzehrung vom 
Volksvermögen in Anwendung gekommen sind, um die Kriegs- 
wirtschaft aufrecht zu erhalten. Uns kann es nur auf das allge- 
meine Bild ankommen. Die einzelnen Volkswirtschaften haben 
ja einen guten Teil Kräfte zuzusetzen, die aus der vorangehenden 
Periode stammen: teils aus vorhandenen Vorräten und Effekten, 
teils aus anderen wirklichen Gütern des Volksvermögens. 

So geschieht die Aufrechterhaltung des Zirkulations- 
prozesses auf Kosten des Produktionsapparates wie der Nutzungs- 
kapitalien, also des Volksvesmögens, auf der einen, auf Kosten 
der Genußgüter und der privaten Konsumtion auf der anderen 
Seite. Diejenigen Länder, die vom Auslande nicht abgeschlossen 
sind, brauchen bis zu einem gewissen Grade nur das Erstere 
zu tun, ohne eventuell die Lebenshaltung wesentlich einschrän- 
ken zu müssen. Sie können Teile fremden Volksvermögens, die 
man in Händen hat, abstoßen und damit Mittel dem privaten 
und öffentlichen Konsum zuführen. Indem man die Besitztitel 
auf fremde Volksvermögen veräußert, vermindert man freilich 
zugleich das eigene. Aber man schafft damit vorübergehend 
mobile Werte, die dem Kriegsbedarf zugute kommen. Auch in 
diesem Falle geschieht aber die Aufrechterhaltung des Zirku- 
lationsprozesses auf Kosten der zukünftigen Versorgung, nur eben 
indirekt. | 
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So hat das Zwischenglied des Kriegsbedarfes eine doppelte 
Aufgabe. Es erhält den Zirkulationsprozeß aufrecht und gibt 
der Produktion Aufträge, die ihrerseits wieder Ueberschüsse 
lassen. Die Kriegsaufträge organisieren den sonst gestörten 
Bedarf und wirken dadurch ungemein anregend. Sie schaffen 
erst die Möglichkeit der Arbeit für alle, die sonst feiern müßten. 
Andererseits entzieht es aber auch dem Akkumulationsfonds 
der Volkswirtschaft zum zweiten Male das Kapital und hindert 
damit in verstärktem Maße den Ausbau des Produktionsappara- 
tes, und die Erweiterung bzw. Schonung des Volksvermögens. 
Wo es doch geschieht, da in weit geringerer Weise, als es sonst 
der Fall wäre. Denn offenbar kann auch von den Gewinnen aus 
öffentlichen Aufträgen immer nur ein abnehmender Betrag den 
Produktionsmitteln zugefügt werden. Die Unterhaltung des 
‚ganzen Heeres, alle Kriegslieferungen, die Kriegsführung selbst 
geschehen unter allen Umständen nur durch und auf Kosten 
der Zurückgebliebenen. Die Einberufenen sind ja, wie oben 
betont wurde, in der Hauptsache nur Verbraucher. Die Zurück- 
bleibenden müssen darum nicht nur sich selbst erhalten, sondern 
sie müssen auch für den Ausfall der produktiven Kräfte mehr 
Werte schaffen und durch die eigene Arbeit jene der übrigen mit 
ersetzen. Und da das eben nur zum Teil möglich ist, die Spar- 
methoden nur einen Teil ersetzen können, so muß auf die Dauer 
die Möglichkeit des Kriegskonsums wie der übrigen Konsumtion 
sich ‘von selbst vermindern. Durch Entziehung der Arbeits- 
kräfte wird die Güterherstellung notwendig verkleinert, soweit 
es nicht möglich ist, Reserven heranzuziehen und mit denselben 
Mitteln mehr: zu leisten. a auch das kann nicht endlos 
fortgesetzt werden. 

Fassen wir das Ergebnis dieser Erörterungen nochmals 
zusammen, so ergibt sich: 

I. Durch die Einberufungen erden sich die Produk- 
tivität der Volkswirtschaft. Es stehen, seweit nicht von alten 
Vorräten gezehrt wird, so viel weniger Genußgüter zur Verfü- 
gung, als die Soldaten sonst Güter herstellen. 

‚ II. Es erleidet aber.auch die Ersparung von Kapital eine 
wesentliche Verlangsamung und Einbuße. Es wird weniger 
akkumuliert, da. die Ueberschüsse der ganzen Volkswirtschaft 
nachlassen müssen. Mithin kann auch künftig progressiv 
weniger hergestellt werden. Das hat zur Folge, daß der Pro- 


‘Zur Theorie der Kriegswirtschaft. 395 


duktionsapparat nicht ausgebant werden kann und daß die 
Erneuerung und Ergänzung der Produktivmittel unterbleibt. 

III. Nach derselben Richtung wirkt die Preissteigerung. 
‚Sie zwingt den privaten Haushalt, mehr für den unmittelbaren 
Konsum auszugeben und mithin weniger zurückzulegen oder 
auf Reparaturen aufzuwenden. Das wirkt auf die Zukunft im 
Sinne einer Schwächung der Produktivkraft. Die Reproduktion 
der Güter wird verlangsamt, wenn nicht unmöglich gemacht. 

IV. Zwar wird durch die Menschenverluste auch der abso- 
lute Bedarf an Gütern geringer; aber das wiegt jene Verminde- 
rung nicht auf, da vielmehr in erhöhtem Maße die Produktivität 
der Volkswirtschaft herabgesetzt ist. Auf der anderen Seite 
können Sparmethoden für die Produktion eingeschlagen werden. 
Soweit das geschieht, findet nicht nur eine privatwirtschaftliche 
Bereicherung einzelner Industrien, sondern auch eine wirkliches 
Erhöhung der Kapazität der ganzen Volkswirtschaft statt. 
Jenes Minus kann aber dadurch zum kleinen Teile behoben 
werden. Vielmehr tritt eine Unterkapitalisation ein. 

V. Die Kriegsaufträge haben die Wirkung, den Zirkula- 
tionsprozeß der Volkswirtschaft durch neue Einkommensbildung 
und den neuen Kriegsbedarf aufrecht zu erhalten. Aber dieser 
Kriegskonsum geht gänzlich auf Kosten des privaten Konsumes 
vor. sich. Er muß von den Ueberschüssen bestritten werden, 
ohne die Annehmlichkeiten und Genußgüter zu vermehren. Viel- 
mehr findet andererseits auch eine Schwächung des Volksein- 
kommens und des Volksvermögens statt. 

VI. Die Kriegswirtschaft ist immer nur bis zu einem gewis- 
sen Grade imstande, sich selbst zu erhalten. Die Grenze kann 
verschieden weit hinausgeschoben werden, dadurch, daß schließ- 
lich Teile des Volksvermögens selbst in der einen (Verkauf von 
ausländischen Effekten, Verschuldung an das Ausland) oder in 
anderer Weise (Aufzehren der Vorräte, Schlachten von Vieh) 
aufgezehrt werden. Die Finanzierung des Krieges, soweit sie nicht 
auf die Zukunft gerichtet ist, geschieht auf Kosten der unmittel- 
baren Güterversorgung und durch Unterlassung jeder Kapitali- 
sation für die Zukunft. — 


Die letzte Aenderung, die der Krieg hervorruft, liegt auf dem 
Gebiete des Geldwesens: durch stärkere Inanspruchnahme 
des Kredites und die damit zusammenhängende Vermehrung 
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der Umlaufmittel, sodann durch die Finanzierung des Krieges 
und die notwendige Aufbringung der Kosten zunächst in der 
Geldform. Bisher hatten wir bei der Schilderung der Störung 
des Wirtschaftsverlaufes des Geldes nur nebenbei gedacht; es 
kam uns darauf an, durch den Geldschleier hindurchzusehen 
und hinter das Wesen der Aenderung zu gelangen. Auch bei der 
Darstellung der Preise hatten wir von der Frage des Wertmaß- 
stabes und der inneren Aenderung des Geldwertes mit Ab- 
sicht noch Abstand genommen, vielmehr uns auf die Aende- 
rung der reinen Marktverhältnisse und der daraus sich ergeben- 
den Aenderung in der äußeren Kaufkraft des Geldes be- 
schränkt. Unter den theoretischen Fragen ist aber eine, die beson- 
deres Interesse verlangt: die nach der Inflation des Geldes, die 
kaum jemals sonst in dieser Weise sich zeigen kann. Auch 
hierfür bildet der Krieg ein einzigartiges Experiment. Sie ertor- 
dert eine besondere Untersuchung, die auf eine andere Gelegen- 
heit aufgespart werden möge. Denn auch die bisher geschilder- 
ten Aenderungen der Volkswirtschaft sind so umfassend, daß 
ihnen gegenüber die gewöhnlichen Wirtschaftskrisen, so viel 
Aehnlichkeiten sie im übrigen mit der Kriegswirtschaft auch 
haben, sich nicht auf die gleiche Stufe stellen lassen. 

Sache der Einzeluntersuchungen nur wird es sein, die ein- 
zelnen Volkswirtschaften auf ihre realen Aenderungen hin darzu- 
stellen und damit die nationalen Unterschiede hervortreten zu 
lassen. | 
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Von 


J. JASTROW. 
(Schluß) 


V. Finanzen. Geld und Kredit. 


Den Unterschied zwischen der Kriegs- und der Friedens- 
Finanzverfassung kann man, wenn man nur den Hauptpunkt 
hervorheben will, ganz gut dahin charakterisieren, daß die all- 
gemeine Geld- und Kreditverfassung im Frieden von den staat- 
lichen Finanzen streng geschieden, im Kriege aber beide auf das 
engste miteinander verbunden sind!). Die Lösung dieser Ver- 
bindung bildet die Hauptaufgabe in dem »Abbau« der Kriegs- 
Finanzverfassung. Neben ihr aber erhebt sich eine zweite Auf- 
gabe in dem »Aufbau« der neuen Finanzverfassung, die berufen 
ist, für die neuen Bedürfnisse der Friedenszeit (sei es vorüber- 
gehende, sei es dauernde) die ordnungsmäßige endgültige Deckung 
zu beschaffen. 

Ein Zusammenhang zwischen den beiden Aufgaben wird 
schon dadurch hergestellt, daß die Einzelheiten der Lösung von 
der Höhe der Kriegsentschädigung abhängig sind. Da die Länder 
. der Entente in ihren amtlichen Kundgebungen auf die nach- 
haltige Ergiebigkeit ihrer Finanzen Gewicht legen; da der eng- 
lische Finanzminister seine politische Sicherheit wiederholt da- 
mit begründet hat, daß in diesem Kriege der Sieger bleiben 
werde, der über die letzte Milliarde verfüge; da Rußland be- 
ständig auf die sunerschöpflichen Hilfsquellen« des weiten Reiches 
hinweist; da Frankreich geradezu sprichwörtlich als der Bankier 
der Welt gelten will: so erwecken alle diese Gründe, die für den 

*) Ueber den Zeitpunkt der Arbeit vgl. den Schlußabschnitt (unten S. 436). 

1) Nach der alten strengen Ressorteinteilung gehören Münze, Banken usw, 


zu der Verwaltung von Handel und Gewerbe, nicht zu der der Staatsfinanzen, 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43.2. (Krieg u. Wirtschaft V.) 26 
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endlichen Sieg der Entente geltend gemacht werden, im gegen- 
teiligen Falle für die Aufbringungsmöglichkeiten einer Kriegsent- 
schädigung die günstigsten Aussichten. Aber die Einzelheiten ent- 
. ziehen sich jeder auch nur hypothetischen Voraussage. Es bleibt 
daher im gegenwärtigen Augenblick nichts übrig, als die uns bevor- 
stehende Finanzaufgabe in ihrer ganzen Schwere darzulegen mit 
dem Bewußtsein, daß sie uns um den vollen Betrag der Kriegsent- 
schädigungen erleichtert wird. Diese Erleichterung ist nicht etwa 
blos zahlenmäßig zu verstehen, sie übt vielmehr auch auf die Aus- 
wahl der Maßregeln und auf ihren Zeitpunkt einen entscheidenden 
Einfluß. Nicht nur, daß in dem »Abbau« der Goldvorrat der Reichs- 
bank und seine Verwendung eine ganz andere Stellung bekommt, 
wenn er durch Goldzahlungen seitens des Auslandes verstärkt wird, 
und auf diese Art die Herbeiführung normaler Zustände in unseren 
Handelszahlungen an das Ausland bedeutend beschleunigt wird; 
auch in dem »Aufbau« werden wir auf manche nur mit Wider- 
streben zugelassene Belastung gänzlich verzichten können, wenn 
sie durch Kriegsentschädigungen entbehrlich gemacht wird. 
Solche Aenderungen im gegebenen Zeitpunkt in den Finanzplan 
einzutragen, wird eine desto angenehmere Aufgabe sein, je mehr 
wir uns heute von ihr fern halten. 

Der »Abbau« der Kriegsverfassung hat als Hauptziel: die 
gegenwärtige Ausnahmestellung der Banknoten zu beseitigen. 
Die Zuspitzung auf dieses Hauptziel kann dadurch erleichtert 
werden, daß man von einer gleichzeitigen Erledigung der son- 
stigen für den Krieg geschaffenen Krediteinrichtungen zunächst 
absieht. Die reichsgesetzlichen »Darlehenskassen«, neben ihnen 
die freiwillig begründeten Kriegskreditbanken und Kriegshilfs- 
kassen aller Art, die außerordentlichen genossenschaftlichen 
Einrichtungen u. a. sollten nach Friedensschluß ohne Rücksicht 
darauf, ob sie erheblich in Anspruch genommen worden sind oder‘ 
nicht, zunächst erhalten bleiben. Der erfreuliche Umstand, daß 
ein erheblicher Teil der freiwilligen Kriegsgründungen sich als nicht 
notwendig herausgestellt hat ?), gehtinnicht geringem Grade darauf 
zurück, daß die bloße Möglichkeit ihrer Benutzung den Kreditbe- 
dürftigen die gewohnten Kreditquellen offen erhielt. Die Mühe, 
die mit ihrer Verwaltung verbunden ist, ist nicht bedeutend 


2) Dieses Urteil nach den ersten Geschäftsberichten wird durch die Berichte 
über das vollständige Jahr 1915, wie sie von der »Kriegskreditbank für Groß- 
Berline und der »Leipziger Kriegskreditbanke« bereits vorliegen, nur bestätigt. 
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genug, um das Experiment ihrer sofortigen Auflösung zu recht- 
fertigen, die möglicherweise doch hie und da zunächst Verlegen- 
heiten und Enttäuschungen hervorrufen könnte. Es ist auch 
nicht ausgeschlossen, daß die Uebergangszeit namentlich im 
Mittelstande neue Arten von Kreditbedürfnissen hervorruft, an 
die wir jetzt noch nicht denken. 

Was wir oben als Hauptziel der Abbautätigkeit hinstellten, 
wird gewöhnlich mit dem feststehenden Ausdruck der »Wieder- 
aufnahme der Barzahlungen« bezeichnet. Dieser Ausdruck ist 
irreführend, schon wegen der verschiedenen Bedeutung, in der 
das Wort »bar« im gewöhnlichen Leben (übrigens auch in der 
Gesetzes- und wissenschaftlichen Sprache) gebraucht wird. 
Worum es sich in Wirklichkeit handelt: daß die Reichsbank 
wieder wie in Friedenszeiten verpflichtet werden soll, jede ihr 
präsentierte Note in Gold einzulösen, läßt sich mit derselben 
Kürze präzis in Worte bringen, wenn man die Sache beim rechten 
Namen nennt und als »Wiedereinführung der Noteneinlösung« 
bezeichnet. 

So sicher dieses Ziel feststeht, ebenso sicher ist, daß es im 
Augenblick des Friedensschlusses noch nicht direkt angestrebt 
werden kann. Nicht etwa weil der Goldvorrat der Reichsbank 
(wenn er bis zum Ende des Krieges sich ungefähr in demselben 
Verhältnis zur Notenemission wie bisher hält) nicht für das tat- 
sächliche Bedürfnis nach Einlösung zu Zwecken des Geldver- 
kehrs im deutschen Reiche ausreichte. Der Reichsbankausweis- 
vom 3I. Dez. 1915 wies einen Notenumlauf von 6,9 Milliarden M. 
und einen Goldvorrat von 2,4 Milliarden auf, d. h. 35,3% des 
Notenumlaufs waren durch reines Gold gedeckt 3), während der 
Erfahrungssatz der Friedenszeit, wie er in das Bankgesetz über- 
gegangen ist, sich nicht nur mit 3313 % begnügt, sondern in diesen 
Satz sogar noch. Silber und Reichskassenscheine einbezieht. 
Die Gewöhnung der Kriegszeit wird das Verlangen nach Gold 
statt Papier beim Publikum eher verringert, als vergrößert haben. 
Aber solange die deutsche Valuta im Auslande unter pari steht, 
(und kein noch so großer Optimist kann beim Kriegsende et- 
was anderes erwarten), würde die Einlösungspflicht bedeuten, 
daß jeder, der Zahlungen an das Ausland zu machen hat, sich 


3) Am 29. Febr. nach wiederholten Goldabgaben an das Ausland im Zu- 
sammenhang mit der (s. u.) Devisen-Zentralisierung sogar 37,5% (0,6 Milliarden 
Noten durch 2,5 Milliarden Gold). 
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das Gold dazu von der Reichsbank holt. Der Staat, der sofort 
bei Friedensschluß die Einlösung wieder einführt *), würde sich 
zum Goldlieferanten aller andern machen und sich dauernd von 
dem Metall entblößen, mit dem er einlösen will. 

Da also die Einlösung ohne Gefahr nicht aufgenommen 
werden kann, solange auf unsern Markwechseln und Marknoten 
im Auslande ein Disagio lastet, so muß dessen Beseitigung als 
Zwischenziel eingeschoben werden. Dies führt etwa auf das 
österreichische System, dem Zentralnoteninstitut die Aufrecht- 
erhaltung des Pari-Kurses an der Börse zur Pflicht zu machen: 
wenn die Reichsbank jederzeit Sterling-, Dollar-, Frankwechsel 
ohne Agio abgibt, so kann auf den Markwechseln niemals ein 
Disagio ruhen, und umgekehrt. Aber aus ähnlichen Gründen, 
wie die, die der sofortigen Einlösungspflicht entgegenstehen, 
kann der Reichsbank auch diese Pflicht nicht sofort auferlegt 
werden. Man wird ihr nicht nur eine gewisse marge lassen müssen, 
sondern nicht einmal deren Innehaltung von Anfang an obliga- 
torisch machen können. So ergeben sich für den allmählichen 
Abbau 4 Etappen: I. einige Jahre, in denen die Verpflichtung 
der Reichsbank, auf Regelung des Devisenkurses hinzuwirken, 
vom Gesetz lediglich als Grundsatz (instruktionell) festgelegt 
wird; 2. eine Anzahl weiterer Jahre, in denen der Reichsbank 
die Verpflichtung zwar bindend auferlegt ist, aber nur innerhalb 
einer (zusammenschrumpfenden) marge; 3. von einem bestimm- 
ten Zeitpunkt ab unbedingte Pflicht, den Pari-Kurs zu halten; 
4. Wiedereinführung der Noteneinlösung 5). 

t) Sie ist nach gelegentlichen Nachrichten zu schließen, tatsächlich 
überall suspendiert. Daß sie in England nicht gesetzlich ausgesprochen ist, ist 
unwesentlich (ebenso daß kleine Beträge anscheinend wirklich ab und zu ein- 
gelöst worden sind). 

5) Ich stimme denen zu, die nach den währungspolitischen Wirkungen 
zwischen der 3. und der 4. Etappe keinen wesentlichen Unterschied anerkennen. 
Nur daß ich mich dagegen verwahren muß, mich mit dieser Gleichsetzung 
auch Knapps »staatlicher« Theorie des Geldes genähert zu haben. Ein Zeichen- 
geld, dessen Zahlungskraft lediglich auf Staatsbefehl beruht, kann sämtliche 
Geldfunktionen erfüllen, wenn nur dafür gesorgt wird, daß es außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des staatlichen Willens diese Funktionen ebenso erfüllt. In dieser 
Form ist man von einer Zustimmung zu dem Satze, daß der staatliche Wille 
das constituens sei, so weit entfernt, daß man vielmehr den Satz ausdrücklich 
bestreitet, indem man außer dem staatlichen Willen noch die Erfüllung einer 
Bedingung verlangt (zudem einer Bedingung, die für jedes private Zeichengeld, 
ohne Staatsbefehl, auch ausreichend wäre). Man kann an Knapps Buch aner- 


kennen, daß es zum erstenmal die Devisen- und Diskontpolitik als Bestandteil 
der Geldpolitik wirklich behandelt (während man vor ihm sich mit Andeutungen 
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Wie diese Zeitpunkte zu bemessen sind, darüber lassen sich 
im Augenblick auch nur annähernde Vorschläge nicht machen. 
Man kann aber vermuten, daß bis zum Friedensschluß die Reichs- 
bank selbst im Besitze von mehr Erfahrung sein wird, als heute 
irgend jemand sich zusprechen kann. Die Zentralisierung der 
Devisenpolitik, wie sie durch die BB. vom 27. Januar 1916 
durchgeführt wurde, und die seit dem folgenden Tage regelmäßig 
fortgesetzte Veröffentlichung von Devisenkursen an der Berliner 
Börse ist an anderer Stelle dieses Heftes besprochen ®). In irgend 
einer Form wird die Vereinheitlichung jedenfalls den Krieg über- 
dauern. Um so mehr, da sie allein dem Reich den bestimmenden 
Einfluß darüber sichert, daß die Einfuhr und damit unsere Ver- 
schuldung an das Ausland fortgesetzt auf die Fälle beschränkt 
bleibt, die v o l k s wirtschaftlich erwünscht sind ?). 

Der programmatischen Festlegung werden noch zwei Maß- 
regeln zur Seite gehen müssen. Zunächst eine veränderte Dis- 
kontpolitik. Die Aufrechterhaltung des mäßigen Diskontsatzes 
von 5% während des Krieges ist keineswegs, wie. im Auslande 
vielfach gesagt worden ist, eine Leistung, die bei der Nichtein- 
lösung der Banknoten ohne weitere Mühe zu erreichen war. 


begnügte) und hier geradezu ein Verwaltungsgebiet literarisch neu erobert hat. 
ja man kann sogar einer Reihe seiner Ausführungen (aus anderen Gründen, als 
den seinigen) zustimmen und doch an der vorbehaltlosen Ablehnung seiner sstaat- 
lichen Theorie« festhalten. Daß Autoren, die auf demselben ablehnenden Stand- 
punkt stehen, neuerdings anfangen, sich auch über die Grundtheorie konziliant 
auszusprechen, ist keineswegs ungefährlich. In einem Augenblick, in dem wir 
uns von den Verpflichtungen der Goldwährung einstweilig dispensieren, 
darf der Anschein nicht aufkommen, als ob im Hintergrunde eine Theorie stehe, 
die dauernd eine andere Grundlage des Geldwesens für zulässig hält, als 
den Verkehrswert des Münzmetalls. Ja, obgleich die währungspolitischen Wir- 
kungen jener Pari-Politik an sich ausreichen, den befriedigenden Zustand des 
Geldwesens herbeizuführen, der mit der Noteneinlösung beabsichtigt wird, so 
ist doch ein entscheidendes Gewicht darauf zu legen, daß wir an der 4. Etappe 
als wirklichem Ziel festhalten. Denn die Einlösungspflicht hat den Vorzug einer 
Schroffheit, die zwischen Ja und Nein kein drittes zuläßt, während die Pari- 
Politik die Brücke einer Abweichung um wenige Pfennige gewährt, die unter 
Umständen zum Betreten und Weitergleiten anlockt. Es darf nicht der Anschein 
entstehen, als ob für etwaige Befürworter einer dauernden Festhaltung am 
Zeichengelde sich hier ein »wissenschaftlichere Rückhalt böte. — Daß die tat- 
sächliche Bevorzugung papierner Zahlungsmittel durch das Publikum etwas 
anderes ist, als diese Prinzipienfrage, s. u. 

¢) s. den Beitrag von Dr. Buff in diesem Hefte. — Vgl. außerdem 
Jastrow, Organisation nsw. (unten Schlußabschnitt).” 

7) Also namentlich Einfuhr von Rohstoffen und notwendigen Gegenständen, 
hingegen (BB. v. 25. Fbr. 1916) Beschränkung der Luxuseinfuhr. Ebenso Kon- 
trolle der Neuemission auswärtiger Anleihen. 
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Denn die Notenemission hat sich niemals weiter über den Gold- 
vorrat hinaus erstreckt, als dies auch bei der Einlösungspflicht im 
Frieden möglich gewesen wäre 8). Der Leitung der Reichsbank 
gebührt durchaus die Anerkennung, daß sie die Beschränkung 
der Notenemission und die Befriedigung des Kredits in vollem 
Umfange ohne Anziehung der Diskontschraube geleistet hat. 
Aber mit Beendigung des Krieges fällt ein Teil der Gründe die den 
niedrigen Diskont wünschenswert, ja sogar zu einem Angelpunkt 
unserer gesamten Finanz- und Kreditpolitik machten, fort. Von 
da ab tritt die Devisenpolitik in den Vordergrund. Will man die 
Mark wieder auf den Parikurs bringen, so kann die Diskont- 
erhöhung als Mittel zur Verminderung der Ansprüche an die 
Reichsbank und zur Anlockung von Gold nicht entbehrt werden, 
Erfolgreiche Devisenpolitik und niedriger Diskontsatz schließen 
einander aus. Ferner müssen alle Mittel aufgeboten werden, um 
den geldlosen Zahlungsausgleich bis in die Tiefen des Verkehrs zu 
fördern. Daß es im Jahre 1909 zu einer Zeit, als die Goldpolitik 
der Reichsbank bereits feststand, und von allen Seiten die 
Förderung des geldlosen Zahlungsausgleichs verlangt wurde, 
überhaupt zu einer Steuer auf das hauptsächlichste geldlose 
Zahlungsmittel, den Scheck, kommen konnte, läßt sich nur durch 
einen politischen Parteigegensatz erklären, von dem man hofft, 
daß er auch bei Ablauf des Burgfriedens wohl nicht in derselben 
Schärfe wiederkehren oder doch zum mindesten nicht dieselben 
Blüten treiben werde. Daß im Jahre 1913, als der Fehler ein- 
gesehen wurde, der Rückgängigmachung ein Termin (der 31. Dez. 
1916) beigegeben wurde, scheint auf ein bloßes Versehen zurück- 
zugehen. Die Beseitigung des Scheckstempels °) genügt aber noch 
nicht. Es muß darüber hinaus alles geschehen, was den Scheck- 
und Ueberweisungsverkehr fördern kann. Das wichtigste Mittel 
wäre die Unentgeltlichkeit des Postscheckverkehrs. Die Durch- 
setzung dieser Forderung hat zwar wenig Aussicht. Unausge- 
sprochen soll trotzdem die Ueberzeugung nicht bleiben, daß, für 

8) Hierdurch unterscheiden sich unsere Zustände sehr wesentlich von den 
»Papierwährungsländerne, für die Wagemann (in Schmollers Jahrbuch f. 
Gesetzg. 39, 1915, S. 727 — 739, übrigens nur zufällig während des Krieges und 
ohne Beziehung auf die Zeitereignisse) die Tendenz zu hohem, aber gleichbleiben- 
dem Diskontsatz statuiert. 

9) Nach den vorläufigen Nachrichten über den bevorstehenden Quittungs- 
stempel wäre diese Beseitigung nur scheinbar. Die Wiedcreinführung unter dem 


Namen eines allgemeinen Quittungsstempels würde keine besondere Kritik er- 
fordern, da sie in der obigen Darstellung an sich liegt. 
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die deutsche Volkswirtschaft im ganzen und dadurch indirekt 
auch für die Reichsfinanzen, wichtiger als die Einnahmen aus 
dem Postscheck die Beförderung des geldlosen Zahlungsaus- 
gleichs ist 19). 


Der Aufbau der Reichsfinanzen wird seinem Umfange nach 
hauptsächlich durch folgende Bedürfnisse bestimmt werden: 

I. Verzinsung der neuen Reichsschuld, 

2. ihre Amortisation, - 

3. Invalidenversorgung, 

4. Ersatz der Rüstung und Ausstattung von Heer und 
Marine, sowie Neuformationen (namentlich in Wasser- und 
Luftflotte), | 

5. endgültige Regelung der Kosten für die Wiederherstel- 
lungsarbeiten in Ostpreußen und im Elsaß, sowie sonstige Ar- 
beiten zur Ueberleitung in den Friedenszustand, 

6. Rückerstattung der Familienunterstützungen an die »Lie- 
ferungsverbände« (Kommunen), 

Punkt ı und 2 lassen sich am ehesten zahlenmäßig berech- 
nen 1!). Die bisherigen drei Kriegsanleihen erbrachten 4,5 + 9,1 





10) Die Unentgeltlichkeit des Postscheckverkehrs würde freilich außerdem 
auch auf einen gewissen Widerstand in der Bankwelt stoßen, die die Konkurrenz 
mit einer so fein verästelten Anstalt wie die Reichspost ist, nur dadurch bestehen 
zu können glaubt, daß das private Scheckkonto den Vorzug der Unentgeltlichkeit 
und der Zinsgewährung hat. Allein die obige Bemerkung von der größeren 
Wichtigkeit des volkswirtschaftlichen Interesses gerade in diesem Punkt gilt auch 
hier. d 

11) Ueber die Frage, ob die Verzinsung, während des Krieges aus neuen 
Anleihen oder aus laufenden Mitteln zu decken ist, hat sich ein Meinungsstreit 
erhoben, der an eine briefliche Aeußerung des Grafen v. M ir b a c h-Sorquitten 
(wiedergegeben in der »Deutschen Volkswirtschaftlichen Korrespondenz vom 
15. Februar Abds.) anschloß. Gegen den Vorschlag Graf Mirbachs, während 
des Krieges bloß um dieser Verzinsung willen keine neuen Steuern einzuführen, 
sondern die Beträge aus Anleihen zu bestreiten, ist geltend gemacht worden, daß 
‚wir bei anderen Staaten die Auftürmung von Anleihen zum Zwecke der Be- 
gleichung früherer Schulden stets als Mißwirtschaft bezeichnet hatten. Dieser 
Einwand trifft auf den vorliegenden Fall nicht zu. Zweck der Kriegsanleihen ist 
Deckung der gesamten Kriegskosten. Ob diese in Besoldungen, Pensionen und 
Renten, Familienunterstützungen, Munitionslieferungen oder Zinszahlungen 
bestehen, ist gleichgültig. Wir würden ja auch, wenn eine feindliche Partei sich 
während der Friedensverhandlungen verpflichten wollte, die uns erwachsenen 
Kriegskosten zu ersetzen, die Zinsen bis zur Beendigung mit zu den Kriegskosten 
zählen. Der Fall ist derselbe, wie wenn jemand den Geldbetrag berechnen will, 
den ihm die Herstellung eines Baues kostet und er ordnungsgemäß die während 
der Bauperiode auflaufenden Zinsen mit zu diesem Betrage zählt (Intercalar- 
zinsen, Bauzinsen); sei es für den Zweck der eigenen Rechnung buchmäßig, sei es 
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+ 12,1 = 25,7 Milliarden. Rechnet man dazu die noch aus- 
stehenden annähernd 4—5 und die vom Reichstag neu bewilligten 
I0 Milliarden 12) und schätzt man dem entsprechend (was freilich 
bei der unbestimmten Natur des Krieges immer nur mit dem 
Vorbehalt plus minusve geschieht) den Gesamtbetrag der Kriegs- 
schuld auf 40 Milliarden M., so hätte man (den Grundsatz fest- 
gehalten, auf Kriegskontributionen keine Rücksicht zu nehmen) 
zu 5% mit einer jährlichen Mehrbelastung des Reichsetats an 
Zinsen in Höhe von 2 Milliarden Mark zu rechnen. Ueber die 
Einzelheiten der Amortisation kann man sich heute schwer 
äußern. Es besteht einerseits die Möglichkeit, außerordent- 
liche Amortisationen im Wege neuer Wehrbeiträge vorzunehmen 
(was denn auch eine Herabminderung der Zinsenlast bewirken 
würde), andrerseits wird sich der verlockende Wunsch regen, 
den Beginn der Amortisation hinauszuschieben. Im Interesse des 
Ansehens unserer Reichsanleihen für die Zukunft muß nach dem 
Kriege der sofortige Beginn der Amortisation gerade dieser 
Schuld ins Auge gefaßt werden. Setzt man den Amortisations- 
betrag mit nur 1% an (ein Betrag, der, wenn er in der absoluten 
Ziffer unverändert bleibt, der Bedeutung nach automatisch von 
Jahr zu Jahr steigt), so würde der Beitrag an Zinsen und Amor- 
tisation zusammen 2,4 Milliarden betragen. Für eine Schätzung 
der anderen 4 Punkte sind entweder z. Z. Unterlagen nicht zu 
erhalten oder, wenn es mit einiger Mühe möglich wäre, sie aus 
anderem Zahlenmaterial zu erschließen, so würde dies, wie bei 
dem 6. Punkte nur Posten betreffen, die für die Gesamtziffer zu 
wenig belangreich sind. Man muß allerdings damit rechnen, daß 
eine Art »Sparsamkeit«, wie sie nach früheren Kriegen möglich 
erschien, sich dieses Mal nicht wird anwenden lassen. Man wird 
z. B. bei der Ueberleitung in den Friedensstand (Punkt 5) keines- 
wenn er mit fremdem Kapital baute, durch Einbeziehung in das Baudarlehen. 
Auch vom Standpunkte der strengsten Finanztechnik kann kein Einwand da- 
gegen erhoben werden, die Zinsen der Kriegsschuld bis zur Beendigung des 
Krieges als Kriegskosten zu betrachten und aus Anleihen zu decken. — Ver- 
schieden davon ist die Frage, ob es aus irgend welchen praktischen Gründen 
angemessen ist, gleichwohl für diese Zinsen schon jetzt Steuern auszuschreiben. 
Diese Frage liegt ebenso, wie wenn man einen andern Teil der Kriegskosten 
schon jetzt durch Steuern decken wollte, und die Verbindung dieser Frage mit 
den Kriegszinsen läuft nur darauf hinaus, ob es psychologisch ratsam ist, für die 
Erlangung der parlamentarischen Zustimmung zu einer solchen teilweisen 
Deckung gerade die Kriegszinsen nemhaft zu machen. 


12) Inzwischen ausgeschrieben als »4. Kriegsanleihes im Februar 1916 (ver- 
öffentlicht in den Tagesblättern vom ı. März). 
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wegs sich von dem Gesichtspunkt leiten lassen können, das alle 
irgendwie aufschiebbaren außerordentlichen Ausgaben, z. B. für 
öffentliche Bauten aufgeschoben werden müssen. Wenn die 
Lage des Wirtschafts- und Arbeitsmarktes es erforderlich machen 
sollte — worüber freilich nichts feststeht —, so wird man um- 
gekehrt ohne Rücksicht auf die augenblickliche Finanzlage sogar 
spätere Arbeiten vorwegnehmen müssen. Schätzt man, um eine 
Ziffer zu nennen, den gesamten Mehrbedarf des Reichs auf 3—4 
Milliarden jährlich, so müßte man immerhin, um eine wirkliche 
Anschauung von den erhöhten Anforderungen zu bekommen, 
für die Mehrbedürfnisse der Einzelstaaten auch noch einen Zu- 
schlag von vielleicht ı Milliarde machen. Nach der letzten Zu- 
sammenstellung vor dem Kriege!?) betrug der gesamte Aus- 
gabenetat des Reichs 4,0 Milliarden, der Einzelstaaten zusammen 
6,2 Milliarden. 

Wir hätten also zu Etatsausgaben von zusammen Io,2 
Milliarden jährlich auf einen Zuschlag von 4—5 Milliarden, d. h. 
auf eine Veranderthalbfachung zu rechnen 14). 

Die bisherige Aufbringung der Mittel läßt sich in Deutschland 
nicht so einfach veranschaulichen, wie in Einheitsstaaten. Die 
Steuerverfassung ist in den 25 Landesstaaten so verschiedenartig, 
daß eine tabellarische Zusammenfassung schwer möglich ist ?5). 
Für eine bloß ungefähre Veranschaulichung des Durchschnitts 
des bestehenden Zustandes kann man etwa die preußischen Be- 
träge veranderthalbfacht als charakteristisch für Gesamtdeutsch- 
land gelten lassen. Da dem preußischen Etat jedesmal ein kurzer 
Netto-Voranschlag beigegeben wird, so kann man die Einnahmen 
der Ueberschußverwaltungen aus dieser Aufstellung entnehmen; 
daneben kommen für uns fast nur die Kosten und Geldstrafen der 
Justizverwaltung in Betracht. Die Reichsziffern so zu geben, daß 
jede Doppelzählung ausgeschlossen ist, wäre nur unter den größten 
Schwierigkeiten möglich!%). Hier kann man zu den Zöllen, 

13) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. 1914. S. 358; Voran- 
schläge für 1913. 

14) Hierbei sind Provinzen, Kreise und Ortsgemeinden noch nicht berück- 
sichtigt. 
| 15) Inzwischen, wenn auch nur in großen Gruppen, mit Glück versucht 
vonF.W.R. Zimmermann, Finanzwirtschaft des Reichs und der Bundes- 
staaten zu Kriegsausbruch r914: Leipzig und Berlin, Göschen 1916, im Ta- 
bellenanfang. Im Text reiches Einzelmaterial. 


16) Uebrigens dient unserer Veranschaulichung der Ergiebigkeit ja auch die 
Gesamtziffer, aus der Reich und Einzelstaaten gemeinsam gespeist werden. 
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Steuern und Gebühren, wie sie der Finanzetat in den Beträgen, 
zusammenstellt, die nach Reichsrecht als Nettoeinnahme anzu- 
sehen sind, noch die Einnahmen aus dem Bankwesen (Reichs- 
bank), der Post usw. und den Reichseisenbahnen in Elsaß-Loth- 
ringen hinzusetzen, 


Nettobeträge an Zöllen, Steuern und Gebührenim Reichs- 


etat 1914. 

(Entwurf des Reichshaushaltsetats für 1914, Anl. XXVII, S. 2; vgl. S. 13) 
Ole: a er. er ee ee ht, ee en a Te ee g ee a a 2 
Tabaksteuer . . 22 ner er 2 2 ee. 109 
Zigarettensteuer 5 . . 2. u u a 0 m a tee re. 30,2 
Zuckersteuer . 8 ua or ee ee er a 163,8 
Sälzsteuer < a-e 5 e A ed ee NOT 
Branntweinsteuer . . aoao oao e io s u wo a ©: 7 ©, 
Essiessureverbrauchsabgaße:. ne ee ee a ee 0,8 
Schaumweinsteuer . 2:20 . . . IO, 
Leuchtmittelsteuer . er re. 15,9 
Zündwarenstuer . . do ae Das Ma a ae BO 
Brausteuer (u. Ueberg. Abe: ). Ve aa a a er e ee ee a O0 
Spielkartenstempel . . 2.2.0.0 nn. Duo u ul a ‘e 2,0 
Wechselstempel. s -u -ee % Ze. 0° a. de ar vn ne Bet ee ar sr IGI 
Reichsstempelabgaben von: 

rn Sog u er er ae ee u 3 ° 

Wertpapieren . . a ee een eo 

Gewinnanteilschein- u. Ginsboesn- ee ee er S 

Kauf- u. s. w. Geschäften . . . 2 or een. 20,1 

Lotterielosen 

für Staatslotterien . . 00.20.20. 41,5 
für Privatlott. 17,3; nach Abzug betr. Pierdezacht re  IO5 

Frachturkunden . . . ee ee S6 

Personenfahrkarten . . Be DR 

Erlaubniskarten f. Kraftfahrzeuge ee Pr a ae a ER Se er 9. 

Vergütungen an Mitglieder von Aufsichtsraten a ee er: 2 

Schecks . . Be De ee an en ae er ee A 3,1 

Grundstücksübertragungen . er SE ae ee 0 

Versicherungen... ce e au au u A ae ee 6 
ZuUwachssteber. at oso oe 00 un ch an ne ee en re A 0,1 
Erbschaftssteuer . . . u u ı u u na a Eee ee an en 500 
Statistische Gebühr . . 2: nn nr een. 2,0 
Einnahmen aus Bankwesen . . . . 183 
Post u. Telegraphen 802,0: nach Alzie der fortdaucrhden Kassen. . . 130,6 
Reichseisenbahnen 162,2, nach Abzug dgl. . . 2. 2 2 2 2 2 20208477 


Netto-Voranschlag der Preussischen Staatseinnahme 1914 
(Entwurf des Staatshaushaltsetats für 1914, Vorbericht S. XI—XII) 


f z ; : PADE verandert» 
A. Reinerträge der einzelnen Einnahmezweige: halbfacht 
direkte Steuern !?) Be ed Th er ee 50T 676,0 


17) Der Rohertrag der Einkommensteuer ist mit 403,0, der Vermögenssteuer 
mit 66,0 veranschlagt. 
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Zölle u. indirekte Steuern 2) . . . . 2 2 2 222. 72,1 108,2 
Domänen 15,9 


Forsten 81,8 } nach Abzug von 7,7 Kronfideikommißrente 90,0 135,0 


Lotterie . . . 0. Eee TE 8,6 
Seehandlung Be ee u a dd at nie ve ah Bar ir ae S 4,5 6,8 
Münze ee ee a aaa 0A 0,3 
Bergwerke us. . . 2 2 a none en. 18,0 240 
Eisenbahnen  . . 2 on . 244,4 366,6 

dazu: Kosten u. Geldstrafen der Justizverwaltung . . 125,0 187,5 


Will man sich ein recht anschauliches Bild davon machen, 
wie viel oder wie wenig die bisherigen Einnahmequellen für den 
zukünftigen Etat bedeuten, so ist es nicht übel, die größten oder 
meisterwähnten Millionen M. dieser Zahlen in Milliarden um- 
zuschreiben: i 


R eich, in Milliarden M. einzelstaatlich (nach Preußen), in Milliarden M. 
Zölle: 2,0 0 0 ee E 0,7 direkte Steuern (hauptsächlich 
Zuckersteusr . 2. 2.2... ar. 0,2 Einkommensteuer) . . . 0,7 
Branntweinsteuer ut ie 0 Stempelabgaben . . .... 0,068 
Brausteuer . . 2.222 020200 0,1 Domänen, Forsten, Berg- 
Wechselstempel . . . 2.2... 0,02 WELrke: u: soe a e a a 0,2 
Tantiemesteuer d. Aufsichtsräte. . 0,006 Eisenbahnen. . . ..... 0,4 
Scheckstempel . . x 2» 2 2.2 .. 0,003 
Erbschaftssteuer . . 2. 2.2.2... 0,05 
Post usw. .. > u Sa ae e aʻa es 0,1 


In dieser Schreibung tritt deutlich hervor, wie wenig jede 
einzelne der bisherigen Einnahmequellen für einen zukünftigen 
Gesamtjahresbedarf von 15 Milliarden in Reich und Staat zu 
bedeuten hat. Diese Erkenntnis ist von nicht geringer Bedeutung. 
Die Notwendigkeit der Mittelaufbringung in einem vorher un- 
bekannten Maße entlastet das Gewissen des Einzelnen bei der 
Zustimmung zu Finanzmaßregeln, die er früher für bedenklich, 
vielleicht sogar für schädlich hielt. Eine Frage wie die, ob direkten 
oder indirekten Steuern der Vorzug zu geben sei, verschwindet, 
wenn die Höhe des Gesamtbedarfs nur mit Anspannung aller 
Mittel zu erreichen ist. Es ist mit der Leistung des Volkskörpers 
nicht anders, als mit der Leistung des physischen Körpers einer 
einzelnen Person. Es kann darüber gestritten werden, ob es 
richtiger sei, dem Infanteristen möglichst viel Munition in die 
Patronentaschen am Koppel zu legen, vielleicht außerdem die 
Hüften mit einem gefüllten Brotbeutel zu belasten, dem Manne 
zwei Brusttaschen zu geben usw., oder obesrichtiger sei, die ganze 


18) Außer dem Anteil an den Reichseinnahmen der einzige größere Posten 
der Roherträge: Stempelsteuer 56,0. 
19) Nach Abzug der Rücklage des Ausgleichsfonds. 


408 J, Jastrow, 


Last in den Tornister zu tun, den er auf dem Rücken trägt. Es 
kann ein Infanterieoffizier sein Leben lang für die letztere Methode 
eintreten, — wenn das feldmarschmäßige Gepäck verdoppelt oder 
gar verdreifacht wird, so daß von vornherein feststeht, daß die 
Last nur bei voller Anspannung von Rücken und Schultern, 
von Brust und Hüften zu tragen ist, so wird er es nicht für eine 
Gesinnungslosigkeit halten, wenn er jetzt der allseitigen Be- 
lastung zustimmt, die er früher verworfen hat. In derselben 
Lage werden nach dem Kriege alle Finanzmänner sein, die je- 
mals in ihrem Leben ein Glaubensbekenntnis zugunsten einer 
bestimmten Steuergattung geäußert haben. Sie werden anders 
antworten müssen, weil die Frage anders lautet. Es gibt in allen 
Dingen Punkte, an denen die gesteigerte Quantität einen Quali- 
tätsunterschied begründet; und ein solcher Punkt wird in unseren 
Finanzen nach dem Kriege erreicht sein: das Quantum der auf- 
zubringenden Mittel ändert die Qualität des Problems. 
Finanztechnisch kann man diesen Sachverhalt auch dahin 
ausdrücken, daß in einer Zeit, wie sie dem deutschen Volke nach 
dem Kriege bevorstehen wird, unter allen Steuergrundsätzen 
der der Ergiebigkeit am meisten nach höherer Geltung streben 
muß. Daraus folgt, daß für die Steuern möglichst breite Objekt- 
flächen gesucht werden müssen. Denn da eine so starke Be- 
tonung der Ergiebigkeit, wie sie nach dem Kriege erforderlich 
sein wird, die anderen Steuergrundsätze, wie die der Gerechtig- 
keit, der Belastungsfähigkeit, des Interesses usw. mehr als 
wünschenswert in den Hintergrund drängen wird, so sind die 
damit in einzelnen Fällen unvermeidlich verbundenen Schädigun- 
gen und Härten desto geringer, ein jeniedrigerer Steuerfuß durch 
die Breite des Objekts ermöglicht wird. Breite Objekte, d. h. 
große Summen, von denen die Steuer zu erheben ist, kann man 
auf zweierlei Art erhalten: entweder stofflich, indem man große 
Stoffmassen einheitlich belastet, bevor sie sich noch in die Kanäle 
der industriellen Verarbeitung oder gar der Konsumption zer- 
teilthaben; zeitlich indem ein Vorgang besteuert wird, der an sich 
nicht gerade eine große Summe darstellt, aber durch seine häufige 
Wiederholung die ‘Summen gewissermaßen ansammelt (z. B. 
eine Abgabe von jedem Verkauf). Soweit das zukünftige Reform- 
werk noch eine Berücksichtigung der Aufeinanderfolge ver- 
schiedener Besteuerungen gestattet, bin ich geneigt, dem ersten 
Wege den Vorzug zu geben. Daß der zweite Weg durchgehends 
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die Kleinen stärker belastet, als die Großen, weil diese mehr 
am Anfang der Verkaufsreihe stehen und jene am Ende, ist ein 
Gesichtspunkt, der in der neueren Finanztechnik zwar nicht 
vergessen, aber nicht seinem Schwergewicht entsprechend ge- 
würdigt wird. Es ist nicht richtig, daB diese Beschwerung snicht 
gespürt« werde 2°). 

Hiermit soll nicht etwa die Ueberzeugung ausgesprochen 
sein, daß es in Steuerfragen Prinzipien und wissenschaftliche 
Erörterungen nicht mehr gebe. Die Frage z. B., welche wirt- 
schaftlichen Folgen eine Steuer hat, und ob diese Folgen für die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit im ganzen förderlich oder 
hinderlich sind, bleibt unverändert bestehen. Denn der bloße 
Umstand, daß man entschlossen ist, sich über diese schädlichen 
Folgen hinwegzusetzen, ändert an ihrem Vorhandensein nichts. 
Der Durchsprechung der Finanzmaßregeln werden also durch die 
Finanzlage nicht andere Grenzen gezogen, als sonst. Ja, je 
größer der Bedarf an Mitteln, je höher vermutlich die Steuer- 
sätze selbst bei Verteilung auf verschiedene Besteuerungsarten 
werden sein müssen, eine desto größere Beteiligung weiter Volks- 
kreise an der Durchsprechung der Maßregeln muß erwünscht 
sein. | | 

Dennoch kann dem gegenwärtig vielfach geäußerten Ver- 
langen, es solle mit der Veröffentlichung der Finanzvorschläge 
nicht bis zur Veröffentlichung der Beschlußfassung des Bundes- 
rats gewartet, sondern die einzelnen Vorentwürfe bekannt ge- 
macht werden, nicht zugestimmt werden. Es gibt wichtige Be- 
steuerungsgrundsätze, die nicht in einer einzelnen Steuer, sondern 

20) Es macht sich hier wie an vielen Punkten geltend, daß wir keine volks- 
wirtschaftlich verwertbare Geschichte der Steuerbeschwerden besitzen. Da das 
meiste, was eine Bevölkerung an Steuerbeschwerden vorbringt, zu allen Zeiten 
bloßes argumentum ad hominem gewesen ist, so geht dadurch auch der kleinere 
Teil, der eine Empfindung wirklicher Beschwerungen zum Ausdruck bringt, ver- 
loren. Gerade die allgemeine Verkaufsabgabe scheint eine ausreichend lange 
Geschichte zu besitzen, um brauchbare historische Beispiele zu liefern; wie sie 
denn z. B. aus der arabischen Steuerverfassung in die spanische übergegangen 
ist (al-Kabala), und der Versuch, sie in den Niederlanden einzuführen, wegen 
ihres die kleinen Leute bedrückenden Charakters als so belastend empfunden 
wurde, daß sie mit einer der Gründe zum » Abfall der Niederlande« waren. Steuern, 
die lediglich wegen der Häufigkeit des besteuerten Vorganges ergiebig werden, 
rangieren also aus diesem Grunde füruns hinter denen, deren Ergiebigkeit auf der 
ungetrennten großen Masse eines Rohstoffs beruht. Erkennt man aber diese 


Rangfolge an, dann wird man sich auch gegen die Rohstoffbesteuerungen in 


Form von Syndikatssteuern, Zwangssyndikats-Abgaben, Monopolen u. ä. nicht 
ablehnend verhalten können. 
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nur in ihrem System verwirklicht werden können. Da wird es 
denn stets geschehen müssen, daß die einzelne Steuer wegen 
Verletzung eines allgemeinen Grundsatzes unbedingt verurteilt 
wird, während sie als bloBer Bestandteil eines Systems Billigung 
finden könnte. So ist z. B. die Gerechtigkeit der Besteuerung, 
anerkanntermaßen einer der wichtigsten Grundsätze, niemals in 
einer einzelnen Steuer verwirklicht?!). Nur das Neben- und 
Gegeneinanderwirken der verschiedenen Steuern bewirkt den 
Ausgleich, der uns dem Ideal der Gerechtigkeit näher bringt. 
Schon mit dem Einwande der Ungerechtigkeit kann jede einzelne 
Steuer totgeschlagen werden. Dies um so leichter, da dieser 
Einwand an den bedrohten Einzelinteressen einen mächtigen 
Bundesgenossen findet. Ein schlagender Grund, weswegen ein 
einzelner Erwerbszweig besonders belastet werden soll, wird sich 
in den seltensten Fällen anführen lassen; sobald diese Belastung 
für sich allein veröffentlicht wird, muß das bedrohte Sonder- 
interesse sich dagegen zur Wehr setzen. Die Zustimmung zu 
einer Steuer wird in den meisten Fällen von dem Urteil darüber 
abhängig sein, ob die Ergiebigkeit anderer Steuern ausreicht oder 
nicht. Aus allen diesen Gründen genügt es nicht, zu sagen: die 
Veröffentlichung s p lle erst erfolgen, sobald der Finanzplan in 
allen seinen Teilen feststeht; man muß geradezu sagen: sie k a n n 
nicht früher erfolgen ??). Denn die maßgebenden Grundgedanken 


231) Diese Einsicht wird dadurch sehr geschädigt, daß in weiten Kreisen noch 
immer der Einkommensteuer der Ruf anhaftet, sie sei »die« gerechte Steuer. Die 
Geschichte der Einkommensteuer beweist, daß bei ihrer Einführung in Ländern, 
in denen sie unbekannt war, genau derselbe Vorwurf der Ungerechtigkeit ge- 
macht wurde, wie gegen jede andere Steuer. Denn den, der durch seine Arbeit 
ein Einkommen erzielt, mit dem er der gesamten Volkswirtschaft nütze, zu be- 
steuern, und den Faulen nicht, heiße eine Steuer auf den Fleiß legen. Und daß 
die gleiche Behandlung eines Einkommens, das durch Arbeit erworben wird, mit 
einem Einkommen aus Rentenbezug eine Ungerechtigkeit darstelle, wird heute 
allgemein anerkannt. Die Versuche, durch gesetzliche Aenderungen bei der 
allgemeinen Einkommensteuer individuellen Verhältnissen zur Berücksichtigung 
zu verhelfen, enthalten sämtlich die Anerkennung, daß die glatte Besteuerung 
nach dem Einkommen den Grundsatz der Gerechtigkeit nicht verwirkliche. 

22) Es scheint aber, daß das Unmögliche trotzdem geschehen soll, da mit 
Veröffentlichung des Kriegsgewinnsteuer-Entwurfes (der einer Forderung des 
Reichstages entspricht) bereits Erhöhung der Tabaksteuer, Quittungs- und 
Frachtbriefstempel, sowie Heranziehung der Post-, Telegraphen- und Telephon- 
gebühren angekündigt sind. Der inzwischen ebenfalls veröffentlichte Tabaksent- 
wurf schätzt die Mehrerträge aus Tabakzoll und Tabaksteuer auf 72,6, aus 
Kriegsaufschlag neben der Zigarettensteuer 87,0, zus. 159,6 Mill. M. (Die Ver- 
öffentlichungen erfolgten durch die Norddtsch. Allg. Ztg. v. 26. Febr. u. 3. März 
1916, I. Ausg.) 
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treten nicht in dem einzelnen Steuerplan, sondern nur in dem 
System des Ganzen und in seiner Begründung hervor. 

Die neuen Finanzquellen werden voraussichtlich in zwei 
Gruppen zerfallen: Steuern (seien es solche, die man als direkte 
oder als indirekte bezeichnet) und Monopole. Es wird aber aller 
Wahrscheinlichkeit nach auch eine Zwischenklasse geben: eine 
Anerkennung privater Monopole unter der Bedingung einer 
weitgehenden steuerlichen Belastung. Diese Zwischengruppe 
wird vermutlich deswegen eine große Rolle spielen, weil die ge- 
setzliiche Regelung der Kartelle, Syndikate, Trusts usw. aus 
sachlichen Gründen kaum länger zu umgehen ist. In den Kreisen 
dieser Organisationen selbst hat sich die Stimmung gegenüber 
einer gesetzlichen Regelung vielfach geändert. Die Beseitigung 
des Outsidertums wird in manchen Syndikaten als ein aus- 
reichender Ersatz für alle Unannehmlichkeiten angesehen, die 
mit einer gesetzlichen Zwangsregelung verbunden sind. Hier 
und da mag man sich auch davon überzeugt haben, daß ein bloß 
verwaltungsmäßiger EinfluB, wie er vom preußischen Berg- 
fiskus lange Zeit hindurch geübt worden sein soll und unter dem 
Drucke der öffentlichen Meinung schließlich sich noch ver- 
schärfen würde, das »kleinere Uebel« sei. Zwangssyndizierung 
einer Industrie bedeutet immer staatliche Privilegierung. Schon 
der Umstand, daß der Staat dadurch eine Art Rechtstitel für 
seine Zahlungsforderung erhält, wird die zukünftigen Zwangs- 
syndikate zu beliebten Objekten des Steuerfiskus machen; unddie 
bequeme Art, wie sie große zusammengeballte Steuerobjekte 
darbieten, wird sie als »breites Ziel« erscheinen lassen. 

Wenn gegenüber den zukünftigen Finanzplänen an dieser 
Stelle eine weitgehende Vorurteilslosigkeit empfohlen; wenn 
ferner damit gerechnet wird, daß das System nicht vor völliger 
Fertigstellung veröffentlicht und daher die Zeit der Kritik ein- 
geengt wird: so bedürfen diese Zugeständnisse eines Gegenge- 
wichts. Was die Not des Augenblicks verlangt, muß geschehen. 
Allein es soll dann auch nicht länger gelten, als die Not des Augen- 
blicks es erfordert. Der Zeitpunkt nach Beendigung eines großen 
Krieges ist für die Entfesselung einer Debatte zugunsten des 
idealbesten Steuersystems nicht geeignet. Eben darum wird 
auch von einem Steuersystem, das aus Beratungen in einer 
solchen Zeit hervorgeht, nicht anzunehmen sein, daß es das 
beste sei, das die lebende Generation schaffen könne. Aus diesem 
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Grunde sollten alle Neubewilligungen nur auf wenige Jahre er- 
folgen. Wenn die Reichsregierung mit Recht von dem Parla- 
ment eine weitgehende Rücksicht auf die Zeitlage fordern wird, 
so muß sie auch ihrerseits manche politische Bedenken, die gegen 
Steuern auf Zeit sprechen, zurückstellen, um ein tunlichst schnel- 
les Zustandekommen des Werkes zu ermöglichen. Der Haupt- 
zweck der neuen Steuern wird sein: eine ausgiebige Uebergangs- 
zeit zu ermöglichen, in der das zukünftige Steuersystem des 
Deutschen Reichs und seiner Einzelstaaten vorbereitet werden 
kann. 


VI. „Inneres“; Gesundheitspflege; Wohnungs- und 
Hypothekenfragen. 


Fast alle Aenderungen in den Ressorts der Staatsverwaltung 
haben sich durch Abzweigungen von der ehemals viel umfassen- 
den »Verwaltung des Innern« gebildet. Da nach und nach für die 
einzelnen wirtschaftlichen und geistigen Interessen der Nation 
Sonderressorts gebildet wurden, so ist (wenigstens in der preußi- 
schen Organisation, die wir hier für die Einteilung zugrunde legen) 
das Ministerium des Innern nur noch eine Zusammenfassung für 
zwei recht heterogene Aufgaben geblieben: Polizei (als Mutter- 
ressort, nach Ausscheidung von Bau-, Gewerbe- usw. Polizei) und 
Beaufsichtigung der Gemeinden. Da nach dem hier maßgebenden 
Plane die kommunalen u. a. Aufgaben besonderer Besprechung 
vorbehalten bleiben 22), so bleibt uns unter diesem Rub- 
rum kein besonders reichlicher Stoff. Andererseits hat das ge- 
nannte Ministerium dadurch eine Erweiterung erfahren, daß seit 
dem Jahre ıgıo das Ministerium der sgeistlichen, Unterrichts- 
und Medizinalangelegenheiten« sein letztes Drittel an das Mini- 
sterium des Innern zurückgegeben hat. 

Die Polizei ist mit der Verkündigung des Belagerungszu- 
standes für das ganze Reich überall den Korpskommandeuren 
(bzw. dem Oberbefehlshaber in den Marken) als letzter Instanz 
unterstellt worden %). Im allgemeinen blieben die Polizeibe- 
hörden bestehen und unterlagen nur den Weisungen der Korps- 
kommandeure. Aber überall haben diese zum mindesten die 
Polizeiverordnungs-Gewalt konkurrierend mit den Polizeibehörden 


33) Die Veröffentlichung der Abhandlung über diesen Stoff kann erst im 
nächsten Hefte erfolgen (A. d. R.) 
24) Im Kr-Z. S. 6—7, 134—141, 179. 
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geübt, und an einigen Orten sind auch »Militärpolizeimeister« 
ernannt worden (wiewohl anscheinend nur in der Form, daß der 
bisherige Polizeipräsident selbst der Ernannte war). 

Sollte nicht bei Beendigung des Krieges (und zwar in dem 
frühesten Zeitpunkte, der als Beendigung angesprochen werden 
kann) die Aufhebung des Belagerungszustandes mit einem Schlage 
erfolgen, so würde eine Fülle von Kontroversen entfesselt wer- 
den. Es ist nicht wahrscheinlich, daß man das Gebäude des 
diesmaligen Belagerungszustandes mit seiner schwankenden 
Rechtsgrundlage einer solchen nachträglichen Belastungsprobe 
aussetzen werde. Eine Uebergangszeit wird es voraussichtlich 
hier nicht geben. Da andrerseits die Frage der Neuregelung der 
Polizei, sowohl ihrer Behörden wie ihrer Tätigkeit, ein weit- 
schichtiges Thema ist, das auch ohne den Krieg zur Behandlung 
drängte, so werden wir es in einer Arbeit, die sich auf Reform- 
fragen aus Anlaß des Krieges beschränken will, wohl nicht hin- 
einziehen können (wiewohl ein etwas frischeres Tempo in der 
Behandlung alter Reformfragen hoffentlich auch zu den Wir- 
kungen des Krieges gehören wird). 

So bleibt uns denn an dieser Stelle nur die Erörterung der 
Frage, wie die diesmaligen Kriegserfahrungen zur Schaffung 
brauchbarer Grundlagen für die Organisation in künftigen Kriegs- 
zeiten zu verwertensind. Dies betrifft namentlich die Handhabung 
des Vereins- und Versammlungsrechts, der Verhaftungen ohne 
Strafverfahren (sog. Schutzhaft), des Briefgeheimnisses und die 
Zensur von Druckschriften. Namentlich der letztgenannte Punkt 
hat auch schon unter der Herrschaft des Belagerungszustandes 
eine parlamentarische Erörterung gefunden, wiewohl weniger in 
öffentlichen, als in geheimen Kommissionsberatungen. Vermutlich 
stehen nach Beendigung des Krieges Denkschriften von seiten der 
Tagespresse bevor, und zwar sowohl von den Vereinigungen der 
Zeitungsverleger als auch der Redakteure. Bis zu dem Zeitpunkte, 
wo das gesammelte Tatsachenmaterial vorliegt, wird man gut tun, 
alle in Betracht kommenden Fragen als offene zu behandeln. Eine 
offene Frage ist die nach den rechtlichen Grundlagen der Zensur 
während des diesmaligen Belagerungszustandes; ja darüber hinaus 
die Frage, ob, wo und inwieweit die Zensur auch nur tatsächlich 
bestanden hat, ist als offene Frage anzusehen, die einer histo- 


rischen Untersuchung würdig ist. In manchen Bezirken, aus 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 2. (Krieg u. Wirtschaft. V.) 27 
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denen Klagen über Streichungen durch die Zensur kamen, war 
die Zensur nicht eingeführt, sondern Redaktionen und Autoren 
hatten freiwillig, statt befürchteter nachträglicher Unannehm- 
lichkeiten die vorherige Zensierung bevorzugt. Als offene Frage 
ist anzusehen, ob wirklich, wie allgemein behauptet wurde, 
Gleichmäßigkeit und Einheitlichkeit der Zensur ein geeignetes Ab- 
hilfemittel gegen die diesmal gefundenen Uebelstände sei. Das 
geschäftliche Interesse eines Zeitungsverlegers ist besser gewahrt, 
wenn er sicher ist, daß er und sein Konkurrent auf die gleiche 
Art behandelt werden; das sachliche Interesse kann unter Um- 
ständen weit besser gewahrt sein, wenn bei nicht gleichmäßiger 
Behandlung die Unterdrückung auf die Fälle beschränkt bleibt, 
wo über deren Notwendigkeit Uebereinstimmung herrscht. Auch 
ob die Zensur ihren Zweck, die Einheitlichkeit der Staatsver- 
waltung möglichst ungehindert zum Ausdruck kommen zu lassen, 
erreicht, oder ob sie diesem Zwecke in manchen Punkten ent- 
gegengewirkt hat, wird als eine Frage zu behandeln sein, die auf 
Grund von Erfahrungen und an der Hand von Tatsachen zu 
beantworten ist. 


Für die Verwaltung der Medizinalangelegen- 
heiten wird gewöhnlich die große Aenderung übersehen, die 
im Laufe des letzten Menschenalters durch Einrichtung und 
Anwachsen der drei großen Arbeiterversicherungen eingetreten 
ist. So wichtig die begriffliche Unterscheidung zwischen Kranken- 
und Gesundheitspflege für die Entwickelung der modernen 
Sanitätsverwaltung in der Vergangenheit gewesen ist: für die 
Zukunft ist es wichtiger, sich darüber klar zu werden, daß die 
Neuordnung der Krankenpflege für einen so bedeutenden Teil 
der Bevölkerung, wie er den Krankenkassen untersteht, eine 
über die bloße Krankenheilung hinausgehende allgemeinhygie- 
nische Bedeutung hat. Für eine Aufgabe, die für den Gesund- 
heitsstand nicht nur der lebenden Generztion, sondern auch des 
Nachwuchses, ja, für die Erzielung eines Nachwuchses selbst 
von so großer Bedeutung ist, wie die Heilung und Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten, gibt es in der gesamten Verwaltung - 
kein Organ, das sich an Bedeutung den Krankenkassen und 
Landesversicherungsanstalten vergleichen könnte. Und die 
Bekämpfung der Tuberkulose, namentlich auch die vorbeugende 
Bekämpfung, die von den verschiedensten Seiten in Angriff ge- 
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nommen worden ist, hat ihren Mittelpunkt in den Landesver- 
sicherungsanstalten gefunden. Selbst die Berufsgenossenschaften, 
deren nächstes Objekt die Folgen der Unfälle sind, greifen doch 
sowohl durch ihre Heilungsanstalten wie namentlich durch ihre 
Auffassung der Unfallverhütung in Gebiete über, die man vor 
einem Menschenalter bei Begründung dieses Versicherungszweiges 
(1884) nicht gewagt hätte, zu ihren Aufgaben zu rechnen. Schon 
daß die Zahl der von den drei Arbeiterversicherungen erfaßten 
Personen zwischen 15 und 25 Millionen beträgt (wozu vielfäch 
noch Familienangehörige hinzutreten), würde ihnen selbst bei 
beschränkterem Aufgabenkreise eine allgemein hygienische 
Bedeutung für die Erhaltung und Verbesserung der Volks- 
gesundheit geben. Dasselbe gilt von den Maßregeln des Arbeiter- 
schutzes. Die Sonntagsruhe, die Beschränkung der täglichen 
Arbeitszeit, Sauberkeit in den Fabriken, Fürsorge für Luft und 
Licht, — sie alle stellen hervorragende Maßregeln für die Volks- 
gesundheit dar, die außerhalb der Medizinalverwaltung ihren Sitz 
haben. | 

Wenn so in der Gewerbeverwaltung gewissermaßen eine 
zweite Medizinalverwaltung erstanden ist, so haben sich Ansätze 
zu einer größeren Berücksichtigung des gesundheitlichen Mo- 
ments fast in allen anderen Ressorts gebildet. Man mag in der 
Justiz die erhöhte Tätigkeit der Gefängnisärzte, in der Eisen- 
bahnverwaltung die der Eisenbahnärzte, zusammen mit der 
Ausbildung der Eisenbahnwerkstätten zu Musterwerkstätten 
u. a. m., als Einzelheiten betrachten: in zwei Ressorts aber, in der 
Armee und in der Schule, hat die Berücksichtigung des gesund- 
heitlichen Moments eine andere Entwickelung genommen, die 
nur der Erweckung zu vollem Bewußtsein harrt, um in ihrer all- 
gemein-hygienischen Bedeutung hervorzutreten. Hier ist der 
Arzt nicht bloß Verwaltungsarzt, der vorkommende Krankheits- 
fälle im Personal zu behandeln, Atteste auszustellen, sich über 
Baulichkeiten gutachtlich zu äußern hat, sondern hier sitzt er 
am Schlagbaum der Zeiten, um die heranwachsende Generation 
gesundheitlich Revue passieren zu lassen. Es ist kein Zufall, daß 
in Deutschland die beiden frühesten Anregungen zu gesundheit- 
lichen Maßnahmen des Arbeiterschutzes aus diesen beiden 
spezifisch deutschen Ressorts stammen, beidemal von hervor- 
ragenden und charakteristischen Vertretern. Der erste Versuch, 


den Umfang der gewerblichen Kinderarbeit in Preußen fest- 
27° 
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zustellen, geht auf den feinsinnigen preußischen Kultusminister 
v. Altenstein zurück, der im Jahre 1824 die Regierungen sämt- 
licher Industriebezirke zur Berichterstattung aufforderte.e Und 
um dieselbe Zeit lenkte der aus den Freiheitskriegen zurück- 
gekehrte General v. Horn, einer der prächtigsten Vertreter der 
Generäle alten Schlages mit einer Mischung von Derbheit und 
Menschenfreundlichkceit, als kommandierender General des 7. 
Armeekorps (Westfalen) die Aufmerksamkeit der Regierung 
dafauf, daß die Industriebezirke anfangen, hinter ihrem Re- 
krutenkontingent zurückzubleiben. Nach diesem Kriege stehen 
wir für unsere Gesundheitsverwaltung vor ganz ähnlichen Auf- 
gaben, wie nach den Freiheitskriegen. Aber wir haben allen An- 
laß zu wünschen, daß die Erkenntnis der Wichtigkeit dieser Auf- 
gaben nicht ebenso langsam durchdringe, wie damals. Heute 
haben wir den Vorteil, daß wir nicht Neues zu beginnen, sondern 
nur eine schon im Fluß befindliche Entwickelung zu fördern 
haben. Aber die Aufgabe ist heute dringlicher, weil in dem indu- 
striellen Deutschland nicht mehr wie in dem überwiegend agra- 
rischen sich ein Teil der Schäden noch »von selbst heilt«. 

Für die Bewältigung der hier unser harrenden Aufgaben, 
ja sogar für die bloße Erkenntnis dieses Aufgabenkreises wird es 
von durchschlagender Wichtigkeit sein, der »Medizinalver- 
waltunge die richtige Stellung im Gesamtorganismus der Ver- 
waltung anzuweisen. In diesem Gesamtorganismus versieht 
jedes Ressort zwei verschiedene Funktionen. Einmal hat es das 
ihm zugewiesene Pensum zu erledigen; sodann aber hat es auch 
dafür zu sorgen, daß der ihm anvertraute Gesichtspunkt in allen 
Ressorts zur Geltung komme. Das Verhältnis der beiden Funk- 
tionen zueinander ist nicht in jedem Ressort dasselbe; es ist auch 
. nach Zeiten verschieden. Für die ganze Neugestaltung unserer 
Gesundheitspflege, die wir nach dem Kriege zu erwarten haben, 
wird es von ausschlaggebender Bedeutung sein, sich über den 
Wechsel klar zu werden, der jetzt mit jenen beiden Funktionen 
innerhalb der Medizinalverwaltung vor sich geht. Um diese 
Verwaltung herum sind außerhalb ihrer Ressortgrenzen so viele 
neue Institutionen der Gesundheitspflege entstanden, daß die 
Fühlungnahme mit diesen, ja, unter Umständen sogar ihre sach- 
liche Beherrschung eine viel größere Bedeutung gewinnen muß, 
als die bloße Erledigung des Arbeitspensums, das dem Ressort 
zugewiesen ist. Die Anbahnung des neuen Verhältnisses wird 
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einer nicht geringen Schwierigkeit begegnen. Vielleicht liegt hier 
einer der Fälle vor, in denen das Zusammentreffen zweier Schwie- 
rigkeiten die Ueberwindung erleichtert. Die Uebereinander- 
türmung von Staat und Reich schafft uns in Deutschland einen 
schwer zu bewältigenden Doppelorganismus. Auch in der Ge- 
sundheitspflege üben die landesstaatlichen Medizinalverwaltungen 
und das Reichsgesundheitsamt vielfach eine konkurrierende 
Tätigkeit. Für das erste Stadium der bevorstehenden Annäherung 
kann vielleicht das Reichsgesundheitsamt, gerade weil ihm unter- 
geordnete Organe und gesetzliche Zwangsbefugnisse fehlen, desto 
eher einen neutralen Einsatzpunkt gewähren. Ansätze dazu sind 
in der bisherigen Entwickelung des Reichsgesundheitsamts 
gegeben. 

In keinem Punkte wird sich die mehr zentrale Stellung der 
Gesundheitsverwaltung deutlicher und fruchtbarer zeigen, als in 
der neuen Bevölkerungspolitik, über deren Notwendigkeit ebenso 
groBe Sicherheit besteht, wie Unsicherheit über ihre Wege 2). 
Eine Ressortzuständigkeit für Bevölkerungspolitik in dem 
Sinne wie der Justizminister für die Gerichte und der Finanz- 
minister für die Steuern zuständig ist, kann es nicht geben. Hier 
hängt die Erreichung des Zieles unverkennbar davon ab, daß es 
im Staate eine Stelle gibt, die diese Aufgabe nicht als stofflich 
abgegrenztes Arbeitspensum, sondern als einen in allen Staats- 
arbeiten zu wahrenden Gesichtspunkt auffaßt; eine Stelle, die 
sich als das bevölkerungspolitische Gewissen des Staatesinallen 
seinen Funktionen betrachtet. Gewiß wird hier die Hebung der 
Volksgesundheit, soweit sie der Medizinalverwaltung und so- 
weit sie jenen anderen neu entstandenen gesundheitlichen Ein- 
richtungen untersteht, eine große Rolle spielen. Aber es wird 
ebenso wichtig sein, diese Neueinrichtungen dorthin zu tragen, 
wo sie noch nicht in demselben Maße ausgebildet sind. Es ist 
ein längst widerlegter Irrtum, daß der Arbeiterschutz und nament- 
lich der Kinderschutz, weil er in der Gewerbeordnung entstanden 
ist, in der Landwirtschaft und in der Hauswirtschaft überflüssig 
sei. Die Nöte der Bevölkerungspolitik werden es klarlegen, daß 
es eine Stelle im Staate geben muß, die der Land- und namentlich 
der Forstwirtschaft vorzuhalten hat, daß es mit zu ihren Auf- 

35) Zu deren allseitiger Erörterung wurde in Berlin Ende 1914 eine ncue 
»Gesellschaft für Bevölkerungspolitike gegründet. — Zahlreiche Meinungsäuße- 


rungen auch zu Einzelfragen in dem Sonderheft »Krieg und Volksvermehrunge 
19. Febr. 1916 der Zeitschrift »des neuen Deutschlande. 
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gaben gehört, auch der Gesundheit der Städter zu dienen, und . 
daß die Erfüllung dieser ihrer Aufgaben noch einer anderen 
Auffassung als der bloß fiskalischen fähig ist. Diese Stelle muß 
in die Justiz die Anschauung hineintragen, daß es die Bevölke- 
rungspolitik schädigt, wenn die Strafanstalten ihre Insassen 
körperlich und geistig minderwertiger entlassen, als sie sie em- 
pfangen; und so lange die Zweiteilung der Strafanstalten in der 
Verwaltung besteht, kann hier dem Minister des Innern er selbst 
in seiner Eigenschaft als Medizinalminister das Gewissen schärfen. 
Die unterschiedliche steuerliche Behandlung von Kinderreichen 
und Kinderlosen wird Beziehungen zur Steuer- d. h. zur Finanz- 
verwaltung, die Besoldung unverheiratet bleibender Beamter 
einerseits, sowie kinderreicher Beamter andrerseits Beziehungen 
zu den Fragen der allgemeinen Staatsverwaltung aufzeigen. 
Selbst zum Ressort des Auswärtigen werden sich hier durch die 
Behandlung der Aus- und Einwanderung Beziehungen eröffnen. 
Das Wichtigste von allem wird die Berücksichtigung dieses 
Gesichtspunktes in allen Dingen sein, die mit der sittlichen 
Bildung der Nation zusammenhängen ?*). 


Im Zusammenhange mit der Gesundheitspflege besprechen 
wir einen Fragenkomplex aus der Kriegszeit, der sich um die 


26), Einen augenfälligen Beweis für die Oberflächlichkeit, die dadurch ent- 
steht, daß Beziehungen der Bevölkerungspolitik zu anderen Fragen nicht stetig 
durchdacht, sondern nur gelegentlich einmal aufgegriffen werden, zeigt sich 
namentlich, sobald ein Zusammenhang zwischen Bevölkerungspolitik und 
einem Punkte der »Frauenfrage« betont wird. Unter andern ist in letzter Zeit 
auch darauf hingewiesen worden, daß im Interesse der Bevölkerungsvermehrung 
die Bestimmungen abgeschafft werden sollten, wonach eine Lehrerin, die sich 
verheiratet, ihre Entlassung zu nehmen hat. Diese Frage ist für die Bevölkerungs- 
politik nicht unter dem Gesichtspunkt zu behandeln, ob dadurchimeinzelnen 
Falle eine Möglichkeit der Kindererzielung mehr geschaffen wird, sondern unter 
dem viel wichtigeren Gesichtspunkte, welchen Einfluß es auf die Fortpflanzungs- 
fähigkeit und -neigung des weiblichen Geschlechts im ganzen ausübt, wenn 
der Staat, der von seinen Beamten Einstellung der vollen Persönlichkeit verlangt, 
daran festhält, daß dem die Funktionen als Gattin und Mutter entgegenstehen. 
Ob ausnahmsweise eine verheiratete Frau als Berufsbeamtin fungiert, mag für die 
Gesamtentwickelung unwesentlich sein. Wenn aber für eine zahlreiche Beamten- 
schar von Amtswegen diese weiblichen Funktionen als bloße Nebentätigkeit 
abgestempelt werden, so ist dies an sich schon von weittragender Bedeutung. 
Von um so weiter tragender, wenn diese verheirateten Lehrerinnen den heran- 
wachsenden Schülerinnen das Vorbild einer Mutter geben, die die eigenen Kinder 
verläßt, um ihren Amtspflichten zu genügen: wenn nicht vielleicht gar das 
Vorbild einer Gattin, deren tägliches Gebet es ist, vor dieser schwierigen Situation 
bewahrt zu bleiben. 
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Wohnungs frage herumgruppiert, obgleich er seinen Aus- 
gangspunkt gerade von solchen Schwierigkeiten genommen hat, 
die diesem Zusammenhange am fernsten liegen. Denn eingesetzt 
haben die Erörterungen bei Beginn des Krieges mit bloßen 
Mietezahlungs-Schwierigkeiten, ja vielleicht sogar mit der rein 
rechtlichen Frage der Fortdauer der Mietsverträge. Schon da- 
mals griffen sie in das Gebiet der Hypothekenfragen über und 
werden sich voraussichtlich nach dem Kriege zu einer erweiterten 
Behandlung der Wohnungsfrage überhaupt ausdehnen. Es ist 
das vielleicht das deutlichste Beispiel einer Problemgattung, wie 
sie der Krieg hervorgebracht hat und der Friede noch erweitern 
wird 2°). 

(a) Da der Ausbruch des Krieges auf einen Monatsbeginn fiel, 
so entstand sofort am ersten Mobilmachungstage in den Groß- 
städten eine Verlegenheit wegen der Mietezahlung. Den Massen- 
ansturm der Kriegerfrauen auf die Rechtsauskunftsstellen und die 
Diskrepanz zwischen Volksrecht und Juristenrecht haben wir 
bereits in ander.m Zusammenhange oben besprochen. Da in der 
Bundesrats-Bekanntmachung vom 7. August, die die Gerichte 
allgemein zu Stundungen ermächtigte, die Wohnungsmiete nicht 
ausdrücklich erwähnt war, so hatte sie in diesen Kreisen nicht 
recht eine populäre Wirkung. Zudem war praktisch die Sub- 
sumierung der Miete unter den allgemeinen Begriff der Schuld 
nicht ohne Schwierigkeiten. Juristisch wohlberatene Hauswirte 
erklärten, daß die Bewilligung der Zahlungsfrist auf das ihnen 
zustehende Recht der Exmission keinen Einfluß übe. Nun wurde 
zwar dieser Verwirrung durch eine neue Bundesrats-Bekannt- 
machung vom 18. August ein Ende gemacht, indem diese den 
Gerichten das Recht gab, bei Bewilligung einer Zahlungsfrist im 
Urteil anzuordnen: 

sdaß die besonderen Rechtsfolgen, die wegen der Nicht- 

zahlung oder der nicht rechtzeitigen Zahlung einer vor dem 

3I. Juli 1914 entstandenen Geldforderung nach Gesetz oder 

Vertrag eingetreten sind oder eintreten, . . . als nicht ein- 

getreten gelten.« 

37) Mit dem Stand der Wohnungsfrage im allgemeinen, wie sie die Friedens- 
zeit vorfinden wird, beschäftigt sich der »Verein für Wohnunasreforme (Frank- 
furt a. Main in seinen »Mitteilungeng, ferner: »Zeitschrift für Wohnungswesene, 
Westfälisches Wohnungsblatte, und andererseits die Organe der Hausbesit- 


zervereine (s. u. S. 431fg., Nachtrag); dazuBenster, Städtische Siedlungs- 
politik nach dem Kriege, Berlin, C. Heymann (angekündigt). 
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und diese Bekanntmachung war sogar so menschenfreundlich, ihr 
Verständnis durch ausdrückliche Anführung eines Beispiels 
»Verpflichtung zur Räumung wegen Nichtzahlung des 
Mietzinses« 
dem Verständnis näher zu bringen. Aber die praktische An- 
wendung stieß auf ganz andere Schwierigkeiten. Der Typus des 
wohlhabenden Hausbesitzers, bei dem die Stundung der Miete 
nur vom guten Willen abhängt, ist in den Großstädten selbst eine 
seltene Ausnahme geworden. Die große Mehrzahl der Haus- 
besitzer hat alle Mühe, aus den Mietceingängen die fälligen Hypo- 
thekenzinsen zu decken und einen kleinen Ueberschuß zum Lebens- 
unterhalt zu erübrigen. Die Voraussetzung, daß die Zahlungs- 
frist sdem Gläubiger nicht einen unverhältnismäßigen Nachteil 
bringes traf nicht einmal bei kleinen Mietebeträgen immer zu und 
war bei den meisten Hausbesitzern zum mindesten nicht so klar, 
daß sie etw: ohne weiteres hätte angenommen werden dürfen. 
Einigermaßen wurden die Schwierigkeiten der Situation dadurch 
erleichtert, daß man sie in aller Offenheit behandelte. In Frie- 
denszeiten war es wohl oft als mißbräuchlich angesehen worden, 
daß der Armenvorsteher Mietern, die mit der Mietezahlung im 
Rückstande waren, eine Unterstützung des Magistrats ver- 
schaffte, die in Wirklichkeit dem Hausbesitzer zugute kam (es 
wurden namentlich Fälle gerügt, in denen der Hausbesitzer der 
Armenvorsteher war). Es lag ein gewisser Fortschritt darin, 
wenn jetzt anerkannt wurde, daß neben der Lage der Mieter auch 
die Lage vieler Hausbesitzer einen zweiten Grund für kommunale 
Hilfstätigkeit darstelle. So entstand neben dem sonstigen Unter- 
stützungswerk in einer Reihe von Großstädten die sMietsunter- 
stützung«. Wenn der Magistrat sich bereit erklärte, einen Teil der 
Miete zu zahlen, so war es nicht unbillig, von dem Hauswirt zu 
verlangen, mit der Tatsache, daß seine Mieterin zahlungsunfähig 
sei, und daß er keine Aussicht habe, die Wohnung anderweitig zu 
vermieten, ebenfalls zurechnen und auf einen Teil zu verzichten. 
Zusammengenommen mit dem Unterstützungswerk stellte sich 
dieser Modus etwa so, daß dem Hausbesitzer, wenn er bereit war, 
einen Teil der Miete zu erlassen, der Rest garantiert wurde. Ein 
solches Abkommen wurde vielfach durch Rechtsauskunfts- 
stellen, durch die Familienunterstützungs-Kommissionen, durch 
die freiwilligen Hilfskommissionen des »Nationalen Frauen- 
dienstes«, hier und da auch durch Organe der öffentlichen und 
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privaten Armenpflege angebahnt, so daß formlose »Einigungs- 
ämters« bereits vielfach vorhanden waren, als die Bundesrats- 
bekanntmachung vom 15. Dez. 1914 den Zustand nachträglich 
legalisierte. Bei großen Arbeitermietskasernen konnten zu- 
weilen eine Anzahl von Mietsstreitigkeiten auf einmal er- 
ledigt werden, wenn es gelang, dem Hausbesitzer für seine Hypo- 
thekenzinsen Luft zu schaffen. So stand die Tätigkeit des Miets- 
einigungsamts mit einem neuen Einigungswerke in engstem 
Zusammenhang. Allerdings die Vorstellung, daß der Hypo- 
thekengläubiger der wohlhabende Mann sei, der nach Belieben 
stunden könne, war ebenso veraltet, wie die ähnliche Vorstellung 
in bezug auf den Hausbesitzer. Sehr häufig befinden sich die 
Hypotheken in den Händen von Witwen und Waisen, die auf 
ein schmales Zinseneinkommen angewiesen sind; und selbst wo 
der Hypothekengläubiger eine Bank ist, steht dieser ein Teil der 
Pfandbriefinhaber oft in ähnlicher Lage gegenüber. Immerhin 
hatten die Hypothekengläubiger ein gewisses Interesse daran, 
durch eine Nachgiebigkeit ihrerseits die Regelung der Mietsfrage 
zu erleichtern und den Hausbesitzer wirtschaftlich leistungsfähig 
zu erhalten. Die Hypotheken-Einigungsämter, die parallel den 
Miets-Einigungsämtern entstanden, fanden dieselbe nachträgliche 
Legalisierung. 

Da sich auf diese Art ein Zustand entwickelte, der wohl als 
befriedigend 282) bezeichnet werden konnte, so sind wohl in den 
diesmaligen Maßregeln die Grundlagen gegeben, aus denen sich 
ein zukünftiges Kriegsrecht über diese Materie aufbauen kann. 

Die Anschauung, daß der Krieg an sich auf bestehende Ver- 
träge keinen Einfluß übe, hat sich als nicht anwendbar auf den 
Wohnungsmietvertrag erwiesen. Für die Kriegsteilnchmeı 
widersprach sie dem Volksempfinden mit solcher Entschieden- 
heit, daß die Rechtsbehelfe, die es gab, oder die geschaffen wurden, 
dagegen nicht aufkamen. Eine Katastrophe ist nur dadurch ver- 
hütet worden, daß Fürsorge- und vermittelnde Tätigkeit, indem 
sie Unterstützungen verschaffte, auf jenes Volksempfinden ein- 
ging. Wer sich den Einfluß des Krieges auf das gesamte wirt- 
schaftliche Leben anschaulich vorstellt, wird es auch vollkom- 
men verständlich finden, daß man bei einer derartigen Umwand- 


28) wenn man bedenkt, daß der Zustand vor dem Kriege an sich schon sehr 


viel Unbefriedigendes hatte, s. u. S. 424 ff. 
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lung den Soldaten nicht an seine Wohnungsmiete gebunden 
denken kann. Ein Staat veranstaltet eine Völkerwanderung 
nach seinen vier Grenzen, und nun soll derselbe Staat, der nicht 
duldet, daß die Leute in ihren Wohnungen bleiben, sie gleichwohl 
zwingen, die Wohnungsmiete zu bezahlen, als ob nichts vorge- 
fallen wäre. Ein derartiger Widerspruch ist erträglich, wenn er in 
einem Einzelfalle sich einmal ereignet, weil wir in allen mensch- 
lichen Dingen mit solchen Unvollkommenheiten rechnen müssen; 
der Zustand ist aber vollkommen unerträglich, wenn er das ganze 
Volk betrifft. Wenn die Leistung des Staates im Kriege darauf 
beruht, daß das Volk, bis in seine Tiefen erregt, sich diesem 
Ereignis hingibt, so ist es undenkbar, daß die bestehenden Ver- 
träge so laufen sollen, als ob dieses Ereignis nicht vorhanden 
wäre. Daß das BGB sich mit dem Probleme nicht beschäftigt 
hat, ist in diesem Falle um so weniger verzeihlich, da unser altes 
preußis: hes Gesetzbuch an den Fall gedacht hatte. Und wenn 
auch seine Bestimmung?) für die heutigen Verhältnisse keines- 
wegs geeignet wäre, das Problem zu lösen, so war doch der Finger 
darauf gelegt, und es gehörte der ganze Stolz der abstrakt begriff- 
lichen Schule dazu, um dies zu übersehen und sich auch hier einer 
kasuistischen Regelung zu entziehen. 

Eine zukünftige Regelung wird sich nicht auf die Kriegs- 
teilnehmer beschränken können. Wenn ein Gewerbe, das be- 
sonders große Räumlichkeiten braucht, durch Kriegsmaßregeln 
unmöglich gemacht wird, so kommt sein Inhaber, auch wenn er 
nicht ins Feld rückt, unter Umständen in eine noch schwierigere 
Lage. Als z. B. bei Beginn des Krieges die Tanzbelustigungen 
untersagt wurden, kamen die Inhaber von Tanzlokalen, die für 
ihre Säle hohe Mieten zu zahlen haben und nicht selten an mehr- 
jährige Verträge gebunden waren, in eine geradezu verzweifelte 
Lage und konnten es nicht verstehen, daß derselbe Staat, der 
ihnen die Benutzung des Saales untersagte, sie zwingen sollte, 
die Miete gleichwohl zu bezahlen 3°). Da jedoch bis jetzt zu wenig 
Material vorliegt, um einen Ueberblick darüber zu gewinnen, für 


29) Allgemeines Landrecht. x. Teil, Titel 21, $ 378 » Wenn bei entstehendem 
Kriege die Truppen ins Feld rücken... ., so sind die dazu gehörigen Personen an 
ihre Mietskontrakte nur bis zum Ablaufe desjenigen Quartals, an welchem der 
Ausmarsch erfolgt, gebunden«. 

30) Es verlautet, daß bei längerer Dauer des Krieges manche Gerichte sich 
auch zu andern Auffassungen entschlossen haben; zuverlässiges Material dar- 
über war nicht zu erlangen. 
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welche Fälle ein Kriegsrecht erforderlich ist, so soll in folgendem 
nur von den Kriegerfamilien die Rede sein. 

Für diese muß an Stelle der bisherigen Anschauung, daß der 
Krieg die Wohnungsmiete nicht berühre, die gegenteilige treten, 
daß für das Verhältnis des Kriegsteilnehmers zu seinem Wirte 
nicht die Bestimmungen eines Vertrages maßgebend sein können, 
der in Friedenszeiten geschlossen war. Allerdings nicht in dem 
Sinne, daß der Vertrag als gelöst anzusehen wäre. Ziel der Gesetz- 
gebung muß es vielmehr sein, Handhaben zu gewähren, die es er- 
möglichen, an Stelle des Vertragsverhältnisses den Zustand zu set- 
zen, der unter tunlichster Berücksichtigung der beteiligten Interes- 
sen von Oeffentlichkeitswegen als angemessen erachtet wird. Als 
Beteiligte kommen in Betracht: 

I. der Mieter, 

2. der Hausbesitzer, 

3. der Hypothekengläubiger, 

4. Gemeinde, 

5. Staat und Reich. 

Der Grundgedanke der diesmaligen einigungsamtlichen 
Regelung, daß es im Interesse der Hausbesitzer liegt, auf einen 
Teil ihrer vertragsmäßigen Rechte zu verzichten, wenn ihnen für 
eine gewisse Zeit der Rest garantiert wird, ist durchaus geeignet, 
die Grundlage eines zukünftigen festen Kriegsrechts zu bilden. 
Da im Zeitalter der allgemeinen Wehrpflicht ein Krieg eine 
Verminderung der Wohnungsnachfrage bedeutet, so muß der 
Hausbesitzer (wie übrigens auch die Besitzer vieler anderer Ob- 
jekte) damit rechnen, daß im Augenblick sein Besitz weniger Wert 
hat, als früher. Daß ihm der Vertrag gleichwohl ein weiter laufen- 
des Anrecht auf einen höheren Gegenwert zuspricht, wird durch 
die verminderte (oder geschwundene) Zahlungsfähigkeit des 
Mieters aufgewogen. Wenn wir leistungsfähige Genossenschaften 
der Hausbesitzer hätten?!), so würden diese zu Rücklagen in 
Friedenszeiten verpflichtet werden können. Sicher ist dies mög- 
lich, bei gewissen Gattungen von Hypothekengläubigern, wie 
= Banken, Lebensversicherungsgesellschaften usw. ??). Diese zu- 
sammen mit den Mietsunterstützungen der Gemeinden und 
etwaigen Beihilfen von Staat und Reich hätten die Geldmittel für 


31) s. u. S. 428. 

32) Es ist hierbei nicht an Kriegsreserven im wörtlichen Sinne gedacht, son- 
dern an Rücklagen für außerordentliche Fälle überhaupt, an einen Zusammen- 
hang mit Mietsausfall-Kassen o. ä. 
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eine Regelung aufzubringen, die zunächst im einigungsamtlichen 
Verfahren (sowohl mit Mietern, wie mit Hypothekengläubigern), 
nötigenfalls aber auch durch Schiedsspruch ein gedeihliches 
Verhältnis herzustellen suchen. — — — 

(b) Ungleich schwieriger ist es die Grundzüge aufzufinden, 
die in der zur Hausbesitzerfrage werdenden Mieterfrage mit 
einiger Aussicht auf die Möglichkeit einer Verständigung für die 
Friedensreformen der nächsten Jahre zugrunde gelegt werden 
kann. Es ist nicht zu verkennen, daß die bodenreformerischen 
Anschauungen, seitdem sie weniger auf die Verstaatlichung von 
Grund und Boden, als auf einzelne Reformvorschläge Gewicht 
legten, in weite Kreise der Bevölkerung eingedrungen sind. In 
den Großstädten liegt der hauptsächlichste Grund dieser Ver- 
breitung darin, daß ein unverhältnismäßig hoher Teil des Ein- 
kommens auf die Befriedigung des Wohnbedürfnisses verwendet 
werden muß. »Unverhältnismäßig« weil er desto größer ist, je 
kleiner das Einkommen. Es wird angenommen, daß eine gut 
verdienende Arbeiterfamilie etwa 1/, des Einkommens auf Deckung 
der Miete zu verwenden hat (unter besonderen Verhältnissen 
mehr, bis 1⁄4). Seit Jahren, ja fast schon seit Generationen wird 
auf eine Erleichterung dieser Last gehofft; aber sie war eher in 
Erschwerung begriffen, weil der »steigende Wert« von Grund und 
Boden höhere Mieten verursachte und selbst da, wo er eine 
Steigerung der Löhne erzwang, diese Steigerung auch wieder 
zu verschlingen drohte. Nun hoffen nicht bloß Arbeiter- und 
Mittelstands-Bevölkerung, sondern auch Kreise, die den Wohl- 
habenden zugezählt werden, auf eine Erleichterung durch die Wir- 
kungen des Krieges. Ein Häuserkrach sei ohnedies unvermeid- 
lich gewesen. Wenn er durch den Krieg endlich herbeigeführt 
werde, so werde das ein reinigendes Gewitter sein. Ein Sinken 
der Häuserpreise, d. h. eine endliche Reduzierung des Wertes, den 
Spekulanten auf seine jetzige Höhe getrieben hätten, werde doch 
wenigstens eine geringe Erleichterung der drückenden Abgabe 
von 20—25% bringen. — Die Hoffnung wie sie etwa in Haus- 
besitzerkreisen und deren Zeitschriften laut wird, geht nach der 
entgegengesetzten Seite. Bei den bisherigen Mieten habe der 
Hausbesitzer alle Not gehabt, seine Hypothekenzinsen zu decken 
und auch nur so viel darüber hinaus einzunehmen, wie etwa 
einer Entlohnung seiner eigenen verwaltenden Tätigkeit ent- 
spreche. Der Krieg habe den Beweis geliefert, daß bei Mietsaus- 
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fällen in einigermaßen größerem Umfange oder bei einer drohen- 
den Steigerung der Zinssätze der Hauswirt um seine Existenz 
komme. Nach dem Kriege müßte daher eine größere Spannung 
zwischen Ausgaben und Einnahmen des Hauswirtes angestrebt 
werden. Da die Ausgaben, soweit sie die notwendige Verwaltung 
betreffen, nicht vermindert werden können, die Zinsen vermutlich 
steigen werden, so sei eine Erhöhung der Mieten durch die Natur 
der Verhältnisse gegeben. Nach dem Kriege werde jeder Mieter 
damit rechnen müssen, daß er nicht mehr damit auskomme, wenn 
er !/, seines Einkommens auf Mieten verwenden wolle; wie in 
manchen anderen Dingen werde man sich auch in diesem Punkte 
anders einrichten müssen. 

Wenn schon in diesen Hauptpunkten beide Anschauungen 
so nebeneinander hergehen, als ob sie kaum von der Existenz des 
andern Kreises etwas wüßten, so kann man sich nicht darüber 
wundern, daß dies bei Steuer- u. a. Vorschlägen erst recht der 
Fall ist. Ja, hier verqueren sich die Anschauungen derartig, daß 
man noch nicht einmal über die Art der Gegensätrzlichkeit voll- 
ständig klar wird. In weitem Umfange wird die Terrainspekulation, 
die zukünftige Wertsteigerungen vorwegnimmt, für das schnelle 
Steigen der Häuserpreise und dadurch indirekt für das Steigen 
der Mieten verantwortlich gemacht. Die bodenreformerischen 
Bestrebungen gehen dahin, die Verkäufe zu erschweren und 
Staat, Gemeinde und Reich an der Wertsteigerung, die bei einem 
Verkaufin die Erscheinung tritt, zum mindesten zu beteiligen; die 
rohe Form einer gleichmäßigen Besitzwechselabgabe oder die 
feinere einer abgestuften Wertzuwachssteuer wollen beide der 
Terrainspekulation und damit der Verteuerung der Mieten ent- 
gegenarbeiten. Wenn hierbei die Hausbesitzer und die Terrain- 
spekulation gewissermaßen als verbundene Gegenpartei er- 
scheinen, so kann man in der Kommunalpolitik sehr häufig 
zwischen Grundstücksinteressenten, die einen neuen Stadtteil 
erschließen wollen, und Hausbesitzern die einer solchen Er- 
weiterung des Wohnungsmarktes abgeneigt sind, einen stillen 
oder lauten Gegensatz bemerken ınd die Terrainspekulation in 
der Rolle des Verbilligers erscheinen sehen. Ja, während den 
häufigen Verkäufen die gewinnsteigernde Richtung zugeschrieben 
wird, ssufzen andere Gemeinden darunter, daß große Terrain- 
besitzer nicht verkaufen wollen, und sehnen sich nach einer 
Extiabesteuerung derer, die ihre Grundstücke nicht an den 
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Markt bringen, d. h. also nicht den Spekulanten zur Verfügung 
stellen. 

Unter diesen Umständen legen dia nachfolgenden Bemer- 
kungen weniger auf die darin enthaltenen positiven Vorschläge, 
als auf die Zusammenstellung der Gesichtspunkte Gewicht. 

I. Die Bewegungen, die gegenwärtig im städtischen Haus- 
besitz stattfinden, um durch Zusammenschluß der Hausbesitzer 
Massensubhastationen zu verhüten, sind schon unter dem Ge- 
sichtspunkte zu billigen, daß bei den schweren Erschütterungen, 
die selbst der glücklichst verlaufene Krieg einem Wirtschafts- 
leben mit Notwendigkeit bringt, jede vermeidbare weitere 
Massenerschütterung vermieden werden muß. Im Kriege sind 
viele Hypothekenzinsen gestundet worden. Wenn bei Ablauf der 
Stundungen den zahlungsunfähigen Hausbesitzern ihre Häuser 
subhastiert und dadurch nicht nur der Häuser-, scndern auch 
der Wohnungsmarkt in weitem Umfange in Verwirrung gebracht 
werden sollte, so würde dies im Wirtschaftsleben so weitreichende 
Wirkung haben, daß eine Selbsthilfe der zunächst beteiligten 
Bevölkerungsklassen als eine Maßregel, die gleichzeitig im all- 
gemeinen Interesse liegt, betrachtet werden muß. Selbsthilfe- 
Organisationen der Hausbesitzer bieten gleichzeitig geeignete 
Stellen für Verhandlungsparteien zur Verlängerung der während 
des Krieges getroffenen Abkommen mit Hypothekenbanken 
(auch Versicherungsgesellschaften u. a.), vielleicht auch für eine 
Regelung der Frage der im Kriege rückständig gebliebenen 
Zinsen. Ueber diese ist zunächst eine Feststellung des bisherigen 
Umfangs erforderlich 33). 

2. Jede Maßregel der Hausbesitzerorganisationen die sich 
auf die Hoffnung gründet, eine allgemeine Mietserhöhung, sei 
es aller Wohnungen, sei es einzelner Wohnungsklassen, durch- 





33) Die weitere Erstreckung der Rangvorrechte gestundeter Hypotheken- 
zinsen über die zwei jährige Frist hinaus, (Zwangsversteigerungsgesetz § 10%) 
bedeutet eine fortgesetzte Benachteiligung der späteren Hypothekengläubiger. 
Gegen derartige Verlängerungen während oder nach der Kriegszeit besteht daher 
eine Bewegung, die unter anderm auch von den deutschen Sparkassenverbänden 
(Sitz Hannover) vertreten wird. Daß aber Stundungen bis zur zweijährigen 
Höchstgrenze in erbeblichem Umfange vorgekommen seien, steht keineswegs 
fest. Es gibt Personen, die einen weiten Ueberblick über diesen Geschäftskreis 
besitzen und trotzdm nicht einen derartigen Fall erfahren haben. Je geringer 
der Umfang der Fälle ist, desto leichter können Selbsthilfeorganisationen der 
Hausbesitzer durch Garantien an die nachfolgenden Hypothekengläubiger auch 
ohne Eingreifen der Gesetzgebung in geeigneten Fällen (und nur in diesen) ein 
Abkommen erzielen. 
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setzen zu können, ist abzulehnen. Die zukünftige Lage des 
Wohnungsmarktes ist ungewiß. Nicht nur weil die offenbar 
vorhandene Gegensätzlichkeit der Meinungen die Ungewißheit 
dartut, sondern auch weil sich in verschiedenen Provinzen und 
Orten die Lage vermutlich verschieden stellen wird. Nach dem 
Kriege ist mit einer erheblichen Bevölkerungsverschiebung 
nach Oertlichkeiten und Reichsgegenden zu rechnen. Dieser 
Verschiebung werden alle Bedarfsgegenstände folgen mit allei- 
niger Ausnahme der Wohnungen. Es wird daher in Zwüugs- 
gegenden Mangel, in anderen Ueberfluß an Wohnungen geben. 
Es kann sein, daß die ausgefallene Bautätigkeit während des 
Krieges diesen Ueberfluß kompensiert oder überkompensiert, 
aber auch dies wird örtlich verschieden sein. Eine zweite Ver- 
schiebung tritt in den Wohnungsklassen nach Größe und Miets- 
preis ein. Die allgemeine Teuerung der Lebensmittel zusammen 
mit der Schwierigkeit, einen neuen Erwerb zu finden, wird 
Wohlhabende, wie Minderbemittelte veranlassen, eine kleinere 
oder billigere Wohnung zu nehmen. Wie nun bei dieser Ab- 
wanderung von oben nach unten sich die mittleren Wohnungs- 
klassen verhalten werden, ob diese von oben her ebenso viel 
Nachfrage zu erwarten haben, wie sie nach unten an die nächst 
niedere Klasse abgeben, läßt sich im voraus nicht bestimmen. Sicher 
ist nur, daß die unterste Klasse lediglich den Zuzug von oben 
empfangen und nach unten nichts mehr abgeben kann. Daher 
werden kleine Wohnungen verhältnismäßig gesucht sein. Jede 
Tendenz, eine allgemeine Steigerung der Wohnungsmieten 
herbeizuführen, würde also auf den Arbeiter wohnungen mit 
verdoppelter Wucht lasten. Dieses würde Nebenwirkungen 
haben, an die vermutlich nicht gedacht wird. Lohnbewegungen 
und Streiks in weitem Umfange würden das gewerbliche Leben 
erschüttern. So kann es leicht kommen, daß derselbe Mann, der 
als Hausbesitzer allgemeine Mietssteigerungen herbeisehnt, sie als 
Handwerksmeister in Grund und Boden verwünscht. 

3. Weil kein Reformvorschlag auf die Hoffnung einer all- 
gemeinen Mietssteigerung begründet werden kann, so haben alle 
diese Selbsthilfe-Maßregeln nur dann Aussicht auf praktischen 
Erfolg, wenn man sich von vornherein darüber klar ist, daß ein er- 
heblicher Teil der gefährdeten Existenzen von dem Rettungswerk 
ausgeschlossen werden muß. Nirgends gilt so sehr wie im Haus- 
besitz das Witzwort von den Leuten, die verlangen, daß der 
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Krieg die Wunden heilen möge, die der Friede geschlagen hat. 
Unter dem deckenden Schutze der allgemeinen Kriegsnot will 
sich das Elend verbergen, das, mit oder ohne eigene Schuld ent- 
standen, durch lange Jahre hingehalten worden ist. Es müssen 
von dem Rettungswerk nicht nur die Hausbesitzer ausgeschlossen 
werden, die schon vor Beginn des Krieges tatsächlich bankerott 
waren, sondern auch die, denen damals das Wasser nur gerade 
bis zum Kinn reichte. 

4. Zur Lösung der brennend gewordenen Frage der zweiten 
Hypotheken ist ein gesetzlicher Zusammenschluß der städtischen 
Hausbesitzer nach Art der ländlichen Landschatten, sowie die 
Einführung behördlicher Taxämter in Aussicht genommen. Daß 
die Solidarhaft sämtlicher Hausbesitzer geeignet ist, den zweiten 
Hypotheken eine größere Sicherheit zu gewähren, ist von allen 
Seiten anerkannt. Aber eine solche Solidarhaft ist den wirt- 
schaftlich gesicherten Hausbesitzern nur zuzumuten, wenn die 
Beleihungsgrenze vorsichtig bemessen ist. Darin ist es begründet, 
daß behördlichen Schätzungsämtern in dieser Verbindung die 
Rolle einer Herabdrückung des Schätzungswertes zugeschrieben 
oder doch zugetraut wird. Daher wird innerhalb derselben Haus- 
besitzerkreise, die behördliche Schätzungsämter forderten, dem 
bevorstehenden Gesetzeswerk keineswegs freudige Hoffnung 
entgegengetragen. Wird mit diesen Maßregeln eine allgemeine 
Mündelsicherheit der Hypothekenbank-Pfandbriefe verbunden 3$), 
so kann dies einen gewissen herabmindernden Einfluß auf den 
Zinsfuß ausüben. Allein dieser Einfluß wird schwach und lang- 
sam sein im Verhältnis zu dem stark und augenblicklich wirken- 
den Einfluß der 5% igen Kriegsanleihe, die in den nächsten 
Jahren die Höhe auch des Hypothekenzinsfußes maßgebend 
bestimmen wird. 

5. Viel erörtert ist die Frage, ob der ersten Hypothek, die 
gegenwärtig in der Regel mit beiderseitig gleich bemessener 
Kündigungsfrist vergeben wird und beim Erlöschen den Eigen- 
tümer in plötzliche Verlegenheiten bringen kann, der Charakter 
einer Tilgungshypothek mit jährlichem Amortisationssatz ge- 
geben; ob der Amortisationsbetrag unverändert bleiben oder je 
nach bereits erfolgter Tilgung sinken; ob in die freiwerdenden 


34) Gegenwärtig haben eine Reihe einzelner Staaten ihren Hypotheken- 
banken diese Mündelsicherheit verliehen, Preußen den seinigen nicht. Diese 
Ungleichheit hat in der Tat Unzuträglichkeiten im Gefolge. 
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Beträge die zweite Hypothek einrücken, oder ob sie zur freien 
Verfügung des Eigentümers stehen sollen. Da die Wünsche der 
Interessenten in diesen Punkten auseinander zu gehen scheinen, 
so dürfte es angemessen sein, daß das Reformwerk sich darauf 
beschränke, die Hindernisse des materiellen Rechts hinwegzu- 
räumen, die einer mannigfaltigen Ausbildung aller dieser und 
verwandter Hypothekenformen etwa entgegenstehen. 

6. Die Besteuerung des Hausbesitzes kann ebensowenig mit 
Rücksicht auf die Lage der Hausbesitzer allein entschieden werden 
wie irgend eine andere Steuer mit ausschließlicher Rücksicht 
auf die Lage der Steuerpflichtigen entschieden werden könnte. 
Diese Rücksicht ist vielmehr nur eine von vielen. Soweit die 
Kommunalabgaben in Betracht kommen, ist sie als Bestandteil 
der künftigen Kommunalsteuerpolitik zu betrachten und hat als 
ihren Zielpunkt nicht negativ Entlastung (oder Verhin- 
derung der Mehrbelastung) der Hausbesitzer anzusehen, sondern 
positiv Aufstellung eines Gemeindesteuer-Programms, das 
zur Deckung des Gemeindebedarfs nach dem Kriege ausreicht. 
Soweit die Besitzwechsel-Abgaben der verschiedensten Art (staat- 
lich oder kommunal; vom Erlös oder vom Wertzuwachs; Gerichts- 
gebühren) in Betracht kommen, ist nach der hier vertretenen 
Ansicht, daß in der gegenwärtigen Lage des Hausbesitzes zahl- 
reiche Handänderungen volkswirtschaftlich notwendig sein wer- 
den, anzuerkennen, daß die Beschwerung, Verlangsamung oder 
Belastung dieser Handänderungen volkswirtschaftlich un- 
erwünscht wäre. Ob es möglich sein wird, diesem Gesichtspunkt 
für eine Uebergangszeit in einer gesetzgeberisch ausreichenden 
Formulierung der erforderlichenAusnahmen Ausdruck zu geben, 
‘ kann zurzeit nicht entschieden werden, da für die Beurteilung 
der einzelnen Fälle, ihrer Eigenart und ihrer Häufigkeit nicht 
ausreichendes Material vorliegt. 

7. Eine wirkliche Gesundung der großstädtischen Haus- 
besitzer-Verhältnisse ist weder von diesen noch von anderen Re- 
formvorschlägen zu erwarten, weil sie allesamt die Wurzel des 
Uebels nicht ausrotten, sondern weit eher erhalten wollen. In 
unserem gesamten Wirtschaftsleben gibt es wenig Bezeichnungen, 
die so geeignet sind, einen Sachverhalt zu verschleiern, wie das 
Wort Hausbesitzer. In den meisten Fällen bringt dieses Wort 
ein juristisches Verhältnis zum Ausdruck und wird so gebraucht, 


als ob es ein wirtschaftliches Verhältnis bezeichnete. Rechtlich 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 2. (Krieg u. Wirtschaft. V.) 28 
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ist Hauseigentümer der, der als solcher im Grundbuch einge- 
tragen ist. Wirtschaftlich aber genießt er dieses Eigentum in den 
meisten Fällen nicht, weil er die Früchte des Eigentums an seine 
Gläubiger abzuführen hat. Kundige Leute schätzen, daß in 
Berlin der Hausbesitz durchschnittlich mit 90% seines Wertes 
hypothekarisch belastet sei. Allein auch dieser Durchschnitt 
kommt vermutlich nur dadurch zustande, daß fiskalische, 
kommunale, kirchliche u. a. Grundstücke mit einbezogen sind, 
und auch wohl in manchen Gegenden schuldenfreie Wohnhäuser 
reicher Leute, die aı Berhalb des Wohnungsmarktes stehen, 
stark mitsprechen. Es würde nicht überraschend sein, wenn eine 
Statistik der Mietshäuser eine Belastung zu 95% ergäbe, und gar 
kein Zweifel besteht darüber, daß es viele Fälle gibt, in denen die 
Belastung auch über diesen Satz hinausgeht. Daß jemand ein 
Geschäft, zu dem Hunderttausende erforderlich sind, lediglich mit 
fremdem Kapital betreibt, kommt ausnahmsweise in den ver- 
schiedensten Geschäftszweigen vor; als beherrschende Massen- 
erscheinung in keinem anderen, als in dem des Wohnungsv.r- 
mietens. Daß hier schon die kleinste Wertverminderung zum 
Zusammenbruch des sogenannten Besitzers führen muß, leuchtet 
ohne weiteres ein. Wenn man in einer Berliner Zeitung ein 
Inserat liest: »Fleißiger junger Mann sucht ein Haus zu kaufen. 
Stempel vorhanden«, so sieht die Perspektive dieses Menschen- 
schicksals jeder, mit Ausnahme dessen, dem das Schicksal be- 
vorsteht. Die nicht auszurottende Vorstellung von der »natür- 
lichene Steigerung des Bodenwerts, zusammen mit Gesetzes- 
bestimmungen, wie die ehrenvollen Privilegien des Hausbesitzers 
in der Stadtverwaltung, haben diesem Stande einen Nimbus 
verliehen, der ihm verhängnisvoll geworden ist. Würde seit den 
patriarchalischen Zeiten der Sprachgebrauch den veränderien 
Verhältnissen gefolgt sein und für den, der das Geschäft des 
Wohnungsveımietens betreibt, den Ausdruck Wohnungsver- 
mieter statt Hausbesitzer ausgebildet haben, — es wäre in der 
Gesetzgebung wie im praktischen Leben manches Unheil ver- 
hütet worden. 

Heute krankt der großstädtische Hausbesitz hauptsächlich 
daran, daß sich Leute in ihn eingedrängt haben, die ein Geschäft 
mit bedeutendem Wertobjekt ohne Kapital betreiben wollen. 
Eine wirkliche Gesundung ist nicht möglich, ohne daß ein Teil 
dieser Existenzen aus diesem Stande verschwindet. Die An- 
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strebung dieses Zieles wird zwar durch den berechtigten Wunsch 
nach Vermeidung von Massenerschütterungen (oben unter I) 
soweit eingeengt, daß Maßregeln zur Verteilung der unver- 
meidlichen Zusammenbrüche auf einen größeren Zeitraum an- 
gezeigt erscheinen können. Doch darf diese Einengung nicht 
so weit gehen, daß das Ziel selbst aus den Augen verloren oder gar 
seine Vereitelung als wünschenswert hingestellt wird. 


Nachtrag. 


Nach Abschluß der vorliegenden Arbeit gingen dem preußi- 
schen Abgeordnetenhause die beiden Gesetzentwürfe betr. 
Schätzungsämter (Drucksachen 1916 Nr. 45) und Stadtschaften 
(Nr. 49) zu. Sie sind in der Sitzung des Abgeordnetenhauses 
vom Io. Febr. einer Kommission überwiesen worden. Damit ist 
die erste große Reformaufgabe der Uebergangszeit in gesetz- 
geberische Form gebracht. Hierdurch gewinnen die Aeußerungen 
der Interessenten eine erhöhte Bedeutung. Zu der Hausbesitzer- 
literatur, die ich in »Geld und Kredit im Krieges (Jena 1915, 
S. 481) angegeben habe, sind noch zwei Schriften des Zentral- 
verbandes der Haus- und Grundbesitzervereine Deutschlands 
(in dessen Verlagsbuchhandlung, Spandau) hinzugekommen: 
Baumert, »Beiträge zur Verbesserung des Wohnungswesens, 
enthaltend die Beantwortung der der Kommission des Reichs- 
amts des Innern zur Untersuchung des städtischen Immobiliar- 
kredits vorgelegten Fragen« (1914), und Walli, »Schaffung 
von Pfandbriefanstalten für städtische Hausgrundstücke« (1915), 
— sowie ferner in den »Mitteilungen des preußischen Landes- 
verbandes der Haus- und Grundbesitzervereine« (in demselben 
Verlage 1915) Heft 97: »Schaffung von Pfandbriefinstituten 
noch während des Kriegese. Der »Schutzverband für deutschen 
Grundbesitz« (Präs. van der Borght),der die verschiedenen 
Richtungen der Haus- und Grundbesitzervereine zusammenfaßt, 
hat am 29. Febr. in einer Resolution das Reformwerk für un- 
durchtübrbar erklärt, wenn nicht wirksame Uebergangsvor- 
schriften für die bestehenden Hypotheken und matcriellrecht- 
liche Schätzungsgrundsätze in den Entwurf eingefügt werden, 
und wenn nicht eine Besetzung der Schä’zungsämter mit Ver- 


tretern des organisierten Grund- und Hausbesitzes und Real- 
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kredits gewährleistet ist (Veröffentlichung der Begründung vor- 
behalten). — Die Interessen der Hypothekengläubiger werden 
durch das Organ der Hypothekenbanken sDer deutsche Oeko- 
nomist«, sowie in gewisser Weise durch die Organe der Spar- 
kassen (Geld und Kredit im Kriege, S. 48°) wahrgenommen. 
Beide Teile waren in der »II. Konferenz zur Beratung der Lage 
des Städtischen Immobiliarkredits veranstaltet vom Reichsamt 
des Innern am 13. und 19. Nov. 1915« vertreten, deren Berichte 
aber zunächst noch nicht veröffentlicht werden. Die (sehr be- 
merkenswerten) Verhandlungen in der Sachverständigen-Ver- 
sammlung des Hansabundes am 5. Febr. bis jetzt nur als Privat- 
druck. Aeußerungen vom Standpunkte des Mieterinteresses sind 
zu der beginnenden Reformbewegung.nnoch nicht bekannt geworden. 
Desto bedeutsamer sind die »Richtlinien«, die kurz vor demEr- 
scheinen des Gesetzentwurfs der Deutsche, und kurz nach Er- 
scheinen der Preußische Städtetag als Vertretung aller Klassen 
der städtischen Bevölkerung beschlossen und veröffentlicht hat. 


A, Richtlinien des Vorstandes des Deutschen Städtetages zur Realkreditfrage. 
Vom 1. Januar 1916. 


i. Allgemeine Gesichtspunkte. 

1. Die Kleinwohnungsnot, mit der in vielen Teilen des Reiches unmittel- 
bar nach dem Kriege gerechnet werden muß, kann bei dem voraussichtlichen 
Versagen aller anderen Kreditquellen nur durch unmittelbare Einsetzung von 
Reichsmitteln behoben werden. 

2. Auch die daneben sicherlich notwendige Unterstützung des Realkredits 
nach Friedensschluß ist Aufgabe von Reich und Staat, insoweit die durch den 
Krieg hervorgerufenen Umstände Ursache der Schwierigkeiten oder ihrer Ver- 
schärfung sind. 

3. Soweit die Gemeinden nach ihren örtlichen Verhältnissen eine Mitwirkung 
an der zu 3 bezeichneten Hilfsaktion für den Realkredit als angezeigt erachten, 
muß die Form ihrer Mitwirkung von der Beschlußfassung der einzelnen Gemeinde 
abhängen. 

4. Für diejenigen Gemeinden, die die von ihnen als angezeigt erachtete 
Mithilfe nicht für sich allein gewähren können, ist die Unterstützung durch eine 
umfassende Organisation geboten. 

5. Allgemein aber hält der Vorstand des Deutschen Städtetages auf der Grund- 
lage der Beschlußfassung der Hauptversammlung des Deutschen Städtetages am 
15. Juni r914 in Cöln daran fest, daß die Befriedigung der Bedürfnisse des Real- 
kredits — von vorübergehenden Schwierigkeiten abgesehen — in der Hauptsache 
dem Privatkapital überlassen bleiben muß. Jede Hilfe aus Mitteln der Gemeinde 
kann nur mit Rücksicht auf außerordentliche Verhältnisse verantwortet werden 
und trägt deshalb vorübergehenden Charakter. 


II. Voraussetzungen einer Mitarbeit der Städte. 
6. Die Mitarbeit der Städte bei einer umfassenden Organisation ist nur unter 
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der Voraussetzung denkbar, daß die zu einer Gesundung des Realkredits uner- 
läßlichen Maßregeln in ihrer Gesamtheit durchgeführt werden. Deshalb beschrän- 
ken sich die folgenden Leitsätze einerseits auf die wichtigsten Gesichtspunkte, 
sind aber andererseits eine unzertrennbare Einheit. 

7. Das Schätzungswesen muß dahin geregelt werden, daß alle öffentlichen 
oder unter öffentlicher Aufsicht stehenden Kreditgeber an die Schätzungen einer 
öffentlichen, dem Gemeindevorstand angegliederten Stelle gebunden sind. Die 
Schätzungsgrundsätze müssen von den Gemeinden in Anpassung an die örtlichen 
Verhältnisse auf Grundlage allgemeiner gesetzlicher Richtlinien aufgestellt 
werden. Der Schätzungszwang muß für alle Neubauten und im Grundsatz auch 
für alle Neubeleihungen auf alten Grundstücken bestehen, ist aber, soweit für alte 
Grundstücke Härten entstehen würden, durch Uebergangsvorschriften zu 
mildern. 

8. Das Bürgerliche Gesetzbuch ist dahin abzuändern, daß mangels einer an- 
deren ins Grundbuch eingetragenen Vereinbarung in die durch Tilgung frei- 
werdenden Stellen des Grundbuchs die nacheingetragenen Schulden einrücken. 

9. Eine Gesundung der Verhältnisse des Grundbesitzes ist nur möglich, 
wenn, vorbehaltlich der Berücksichtigung besonderer Verhältnisse, die erste 
Hypothek grundsätzlich als unkündbare Hypothek gegeben wird, die selbstver- 
ständlich Tilgungshypothek sein muß. Die Erreichung dieses Zustandes ist da- 
durch vorzubereiten, daß alsbald alle öffentlichen und unter öffentlicher Aufsicht 
stehenden Geber erster Hypotheken zur Hergabe unkündbarer Hypotheken in 
angemessenem Umfang veranlaßt werden, wobei auf die Erfordernisse der Geld- 
flüssigkeit bei den einzelnen Geldgebern und auf die schwierigen Verhältnisse 
des Wohnungsmarktes nach Kriegsende Rücksicht zu nehmen ist. 

10. Die unkündbare Tilgungshypothek ist nur seitens des Gläubigers regel- 
mäßig unkündbar, dagegen seitens des Schuldners nach Ablauf eines ange- 
messenen Zeitraums (etwa zehn Jahre) kündbar. 

II. Kein allgemeiner Grundsatz kann darüber aufgestellt werden, ob das 
bisher für die Tilgung vorwiegend übliche sogenannte Annuitätensystem (System 
des Zinszuwachses zur Tilgungsquote) vorzuziehen ist oder ein System fester 
Abträge, daß die aus dem Annuitätensystem bei jeder Verwertung des Grund- 
stücks, besonders beim Verkauf, sich ergebenden Schwierigkeiten vermeiden würde. 

12. Die Grenze für die mündelsichere Beleihung ist durchweg auf 60% des 
Wertes städtischer Grundstücke zu erhöhen. Alle öffentlichen und unter öffent- 
licher Aufsicht stehenden Kreditgeber sind zur Hergabe erster Hypotheken bis zu 
dieser Grenze zu ermächtigen, 


III. Die vorgeschlagene Organisation. 


13. Den Bundesstaaten und in Preußen den Provinzen ist die Errichtung von 
Pfandbriefanstalten oder ähnlichen Kreditanstalten für erste Hypotheken nach 
dem ungefähren Muster der Brandenburgischen Pfandbriefanstalt, dringend 
nahe zu legen. 

14. Gleichzeitig ist die Ausgestaltung solcher Kreditanstalten dahin anzu- 
streben, daß bei Uebernahme einer Garantie durch öffentliche Verbände auch 
zweite Hypotheken ausgegeben werden. 

Für die Begebung dieser zweiten Hypotheken müßten von seiten der Kredit- 
anstalt folgende Grundsätze beobachtet werden, wobei die Beziehungen zu 
den öffentlichen Verbänden nur insoweit dargestellt werden, als es sich um die 
Rechtsverhältnisse der Gemeinden handelt: den Gemeinden gleichzustellen sind 
die höheren Kommunalverbände (in Preußen Landkreise); 

a) Die Hingabe der Hypothek erfolgt nur auf Grund einer für den Einzelfall 
abgegebenen Erklärung der Gemeinde, die Bürgschaft ganz oder teilweise 
übernehmen zu wollen. 
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b) Die Hypotheken dürfen nur auf solche Grundstücke gegeben werden, deren 
erste Hypothek als Tilgungshypothek im Sinne der Ziffer 10 gegeben ist. 

c) Da die zu schaffende Organisation vorbildlich für die Kreditgewährung aus 
privater Hand sein soll und da Private Tilgungshypotheken in der Regel 
nicht geben werden, so ist zu erwägen, ob die zweite Hypothek der Kredit- 
anstalten nicht als feste, in angemessenen Zeiträumen kündbare Hypothek 
auszugestalten ist. Dies ist natürlich nur möglich, wenn der Tilgungsplan 
für die erste Hypothek so bemessen ist, daß durch ihn die gesamte Wert- 
minderung des Grundstücks ausgeglichen wird. 

d) Die zweiten Hypotheken können bis 75% des Schätzungswertes (vergl. 
Ziffer 7) gegeben werden. 

e) Der Zinsfuß der Hypothek ist in jedem Fall mit der Gemeinde zu verein- 
baren. Er darf nicht unter den für privates zweitstelliges Geld nach den 
wirtschaftlichen Umständen berechtigten Zinsfuß hinuntergehen. 

f) Die Fälligkeit der ersten Hypothek muß die Fälligkeit der zweiten Hypothek 
nach sich ziehen. 

g) Für die ersten und die zweiten Hypotheken werden einbeitliche Pfandbriefe 
oder sonstige Kreditpapiere ausgegeben. 

h) Die aufkommenden Zinsen der zweiten Hypotheken sind nur in der durch- 
schnittlichen Höhe der Zinsen aus ersten Hypotheken der allgemeinen Kasse 
der Kreditanstalt zuzuführen. Aus dem überschießenden Betrag sind vorab 
die durch das Geschäft der zweiten Hypotheken besonders entstehenden 
Verwaltungsunkosten, namentlich auch der bürgenden Gemeinde zu be- 
streiten. Der Rest ist zur Bildung eines Sicherheitsstocks zu verwenden, der 
für jede bürgende Gemeinde einzeln eingerichtet wird. Hat der Sicherheits- 
stock eine bestimmte Höhe erreicht, so sind die eingehenden Mehrbeträge 
ganz Oder überwiegend der bürgenden Gemeinde zur Verwendung für 
gemeinnützige Zwecke des Wohn- und Siedlungswesens zu überweisen. Für 
den Fall einer Nichttilgung der zweiten Hypotheken ist aus den Ueber- 
schüssen auch ein Tilgungsstock für die entsprechenden Kreditpapiere 
anzulegen. 

i) Der Gesamtbetrag der zweiten Hypotheken einer Kreditanst lt darf jeweils 
höchstens ein Drittel des Geamtbetrages ihrerersten Hypotheken ausmachen. 

k) Die Kreditanstalten haben durch Vereinbarungen mit jeder sich anschließen- 
den Gemeinde festzustellen, bis zu welchem Gesamtbetrage die Bürgschaft 
der Gemeinde sich höchstens erstrecken darf. Für diesen Gesamtbetrag 
sind bestimmte Grundsätze in der Satzung der Kreditanstalt festzulegen. 
Die Gemeinden (Landkreise) haben es nach diesen Bestimmungen völlig in 

der Hand, ob und in welchen Fällen sie von der Bürgschaftsübernahme für zweite 
Hypotheken Gebrauch machen wollen. Insbesondere muß es jeder Gemeinde 
überlassen bleiben, nach ihren örtlichen Verhältnissen eine allgemeine Grenze zu 
bestimmen, über die der Einzelbetrag jeder zweiten Hypothek nicht hinausgehen 
darf, wobei zweckmäßig zwischen Neubauten und bestehenden Gebäuden zu 
unterscheiden sein wird. 


B. Richtlinien des Vorstandes des Preußischen Städtetages zur Frage der 
gesetzlichen Verlängerung von Hypotheken. 
Vom 132. Febr. 1916. 
I. Richtlinien zurallgemeinen Frage der gesetzlichen 
VerlängerungvonHypotheken. 


I. Zur Vermeidung schwerster Verluste der Hausbesitzer und der Nach- 
hypoth'kare ist eine Verlängerung der Hypotheken sowohl während des Krieges 
wie für die Üebergangszeit nach Friedensschluß nicht zu vermeiden. 
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Währena der Kriegszeit kann die Verlängerung im allgemeinen nur auf be- 
stimmte Zeiträume ausgesprochen werden, da die Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse zu ungewiß ist. Sobald die Ungewißheit behoben ist, muß 
eine Verlängerung auf längere Frist zugestanden werden. 

2. Die Verlängerung hat zu unterbleiben, falls mit ihr besondere Gefahren 
oder besondere Unbilligkeiten für den Gläubiger verbunden sind. Als solche be- 
sondere Unbilligkeit ist auch anzusehen, wenn der Schuldner nach seiner Ver- 
mögenslage unzweifelhaft zur Rückzahlung der Hypothek imstande ist. 

Notwendig sind Einrichtungen des Reichs oder des Staates zur Lombar- 
dierung von Hypotheken, damit auch solchen Gläubigern, die des Kapitals für 
bestimmte wichtige Zwecke bedürfen, die Verlängerung der Hypothek zuge- 
mutet werden kann. 

3. Der Zinssatz für die Verlängerungszeit ist so zu bemessen, daß auf der 
einen Seite unbillige Schädigungen des Gläubigers vermieden werden, auf der an- 
deren Seite aber auch keine übermäßige Belastung des Schuldners eintritt, wo- 
bei auf die Einführung einer etwaigen Tilgung gebührende Rücksicht zu nehmen 
ist. Nebenkosten für die Verlängerung der Hypotheken sind ausgeschlossen. 

4. Soweit städtische Miet- oder Hypothekeneinigungsämter bestehen, sind 
ibnen die aus den vorstehenden Ziffern sich ergebenden Entscheidungen zu 


übertragen. 


II. Richtlinien für VUebergangsvorschriften bei Ein- 
führung öffentlicher Schätzungsämter. 


ı. Da durch die Schätzungen der öffentlichen Schätzungsämter Ueber- 
beleihungen festgestellt werden können, so sind gesetzliche Maßregeln erforder- 
lich, um für den Regelfall einen Abbau der Ueberbeleihungen zu ermöglichen. 

2. Der Abbau hat dadurch zu erfolgen, daß Hypotheken, die eine Ueber- 
beleihung darstellen, unter Einführung einer außerordentlichen Tilgung gesetzlich 
verlängert werden. Nebenkosten für die Verlängerung sind ausgeschlossen. Der 
Tilgungssatz ist dem außerordentlichen Zweck entsprechend zu bemessen, in der 
Regel auf ı% jährlich. Die Verlängerung hat auf einen so langen Zeitraum zu 
erfolgen, daß vermittels der außerordentlichen Tilgung die Ueberbeleihung aus- 
geglichen wird. 

a) Soweit die Hypotheken von öffentlichen oder privaten Instituten gegeben 
sind, denen die Pflicht zur Einhaltung einer Beleihungsgrenze obliegt, hat die 
Verlängerung stets zu erfolgen, wofern nicht im Einzelfall für den Gläubiger be- 
sondere Gefahren bestehen. Dabei sind in der Regel die alten Zinsbedingungen 
beizubehalten. 

b) Bei anderen Hypotheken (ersten Hypotheken und Nachhypotheken) 
kann die Verlängerung angeordnet werden, wofern eine Ueberbeleihung nach 
den örtlichen Verhältnissen und den besonderen Umständen der einzelnen Hypo- 
thek vorliegt. Die Festsetzung des Zinssatzes erfolgt nach den Verhältnissen des 
Einzelfalls unter Berücksichtigung der Tilgung (Ziffer 2 oben). 

Notwendig sind Einrichtungen des Reiches oder des Staates zur Lombar- 
dierung von Hypotheken, damit auch solchen Gläubigern, die des Kapitals für 
bestimmte wichtige Zwecke bedürfen, die Verlängerung der Hypothek zuge- 
mutet werden kann. 

3. Auf jeden Fall ist, damit die Tilgung der ersten Hypotheken auch dem 
nachfolgenden Kredit zugute kommt, das gesetzliche Einrücken der Nachhypo- 
theken in die durch Tilgung der ersten Hypothek freiwerdende Stelle vorzusehen. 

4. Soweit städtische Miet- oder Hypothekeneinigungsämter bestehen, sind 
ihnen die aus den vorstehenden Ziffern sich ergebenden Entscheidungen zu 
übertragen. 
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VII. Die übrigen Ressorts der Staatsverwaltung. Gemeinde 
und Gemeinnützigkeit. Allgemeines. 


Der Aufsatz, dessen zweiter Teil nunmehr zum Abdruck gelangt ist, war 
wie früher mitgeteilt, in der Hauptsache bereits um die Jahreswende 1915/16 
abgeschlossen. Die regelmäßige Herstellung fortlaufender Hefte einer Zeitschrift 
hat gegenwärtig mit so vielen Druckerei-Schwicrigkeiten zu kämpfen, daß es sich 
der Berechnung entzicht, wann eine Darstellung, die einen augenblicklichen 
Stand festzuhalten sucht, vor die Augen der Leser gelangt. Redaktion und 
Verfasser haben sich deswegen dahin verständigt, aufden Abschluß des Aufsatzes 
zu verzichten (zumal sein ursprünglicher Sinn durch eine Umstellung in der üb- 
lichen Reihenfolge der Ressorts — die ebenfalls aus Gründen der technischen Her- 
stellung erforderlich geworden war — ohnedies nicht vollständig in die Er- 
scheinung getreten war). Inzwischen sind einige der in Betracht kommenden Ma- 
terien in dieser Zeitschrift auch schon von anderen Autoren behandelt worden, 
ebenso wie der Verfasser dieses Aufsatzes in anderen seiner Schriften manches 
Einschlägige behandelt hat. Auf diese Arbeiten, sowie auf einige sonstige Neu- 
erscheinungen wird in folgendem für weitere Studien über die hier behandelten 
Teile aufmerksam gemacht: 

Landwirtschaft, Ernährung. In dem laufenden Band 43 dieser Zeitschrift 
erscheinen: Lothar Mayer, Zeitweilige und bleibende Beeinflussung 
des deutschen Landwirtschaftsbetriebs durch den Krieg; R. Kuczynski: 
Das Problem der Fettversorgung; C.v. Tyszka, Von der Kıiegs- zur Friedens- 
wirtschaft in der Nahrungsmittelversorgung. — ferner: Dade, Die Friedensziele 
der deutschen Landwirtschaft nach dem Kriege (Vorratspolitik und Ertragssteige- 
rung): Konservative Monatsschrift. Juli 1916. — Wirtschaftsforderungen des 
Kriegsausschusses für Konsumenten-Interessen für das 3. Kriegserntejahr. [W. 
Zimmermann]: Beilage zu » Verbrauchswirtschaft im Krieges vom 16. Mai 1916. 
— W. Pinner, Dauer und Abbau der Kriegswirtschaft in Getreide und Futter- 
mitteln. Berlin 1916, Springer, 29 S. (Erster Versuch, die Stadien des ‚Ab- 
baus’ fachmännisch zu bestimmen.) 

Handel und Gewerbe. Sämtliche Hauptpunkte in der Rießerschen 
»Skizze« (s. o. S. 47°), zugrunde gelegt der vom Hansabund einberufenen Sach- 
verständigen Versammlung vom 5. u. 6. Febr. 1916 (Schriften des Hansabundes, 
Privatdruck); inbesondere: S. 96— 133 (Arbeitsmarkt), S. 134—203 (Rohstoff- 
beschaffung und Geldmarkt nach Friedensschluß), S. 205—274 (Fortdauer der 
Bundesratsbefugnisse; Ausstände des Außenhandels; Wirtschaftlicher General- 
stab), sowie die Gesamt-Zusammenfassung der Verhandlungen: S. 274—281. 
— Denkschrift des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-Verbandes (in dessen 
Verlag, Holstenwall 3, Hamburg 1916) »Wenn der Friede kommts. — Die Probleme 
der zukünftigen auswärtigen Handelspolitik hat der Verfasser in 
einem Referat vor der »Vereinigung zur Förderung deutscher Wirtschaftsinter- 
essen im Auslande (Sitz: Köln; Wanderversammlung in Frankfurt a. M. am 
I. Juli 1916) behandelt, (Berlin, Schwetschke u. Sohn, Kriegspolitische Einzel- 
schriften, Heft 15, — mit weiteren Literaturnachweisen), sowie im Zusammenhang 
mit den Völkerrechtsfragen des gegenwärtigen Wirtschaftskrieges in: »Völker- 
recht und Wirtschaftskriege (Breslau, Kern; Beiheft zu Band Io — 1916 — der 
» Zeitschrift für Völkerrecht«e). Dazu des Verfassers frühere Schrift über das 
Hauptproblem der zukünftigen Handelspolitik, die »sMitteleuropäische Zollannähe- 
rung und die Meistbegünstigung« in Heft 26 der Sammlung »Zwischen Krieg 
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und Frieden«, Leipzig, Hirzel (worüber inzwischen die umfangreiche Publikation 
des Veıeins für Sozialpolitik, 1916, in dessen Schriften Bd. 1551, 155 II, und (Aus- 
sprache im Ausschuß, 6. April) 155 III, hrsg. vonHerkner); zuStolpers 
dortigem Beitrage vgl. jetzt die Modifikationen in dieser Zeitschrift 43 1. 

Verkehr. Die Eisenbahnfragen, die in der Friedenszeit auftauchen werden, 
eignen sich zunächst noch nicht zur Behandlung, weswegen bisher noch keine 
auf zuverlässiges Material begründete Buchliteratur zu verzeichnen. Voraus- 
sichtliche Veröffentlichungen nach Friedensschluß in der amtlichen »Zeitung 
des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungens« und »Archiv für Eisenbahn- 
wesen. — Ueber die Feldpost hat aus Anlaß der Klagen zu Beginn des Krieges 
das Reichspostamt drei kleine Denkschriften in Flugblattform versandt, die in 
die wichtigsten Seiten der Organisation, und insofern z. T. auch in zukünftige 
Reformfragen, einen Einblick gewähren. Dazu O. Grosse, Die deutsche 
Feldpost im Weltkriege (SA. aus Westermanns Monatsheften), Braunschweig 
1916 und von demselben ein Heftchen in der Sammlung »Unterm eisernen 
Kreuz« (1.—25. Tausend) Berlin, Kameradschaft 1915. 

Gemeinde und Gemeinnütziges, Allgemeines. In dieser Zeitschrift sind be- 
reits anderweit behandelt: #Die Ueberleitung der Wirtschaft in den Friedens- 
zustand. Versuch einer Schematisierung des Zirkulationsprozesses.s Von E. 
Leder&r; sowie »Zur Theorie der Kriegswirtschaft.e Von F. Eulenburg 
(Band 43,1. II). — Ferner: Jastrow, »Die Organisationsarbeit nach dem 
Kriege und die Aufgaben der Wissenschafte in Schmollers Jahrbuch für Gesetz- 
gebung usw. 1916, S. 617—684. — S. P. Altmann, Soziale Mobilmachung 
Vortrag geh. in der Jurist. Gesellsch. zu Berlin. Mannheim, Bensheimer 1916. 
Inzwischen ist ein Ueberblick über eine große Reihe von Einzelfragen aus den 
verschiedensten Gebieten in dem von Bozi und Heinemann heraus- 
gegebenen Sammelwerk »Recht, Verwaltung und Politik im neuen Deutschlands 
erschienen (Stuttgart, Enke 1916). — Auf die Verwaltung im allgemeinen bezieht 
sich auch die Literatur über Verwaltung wissenschaft nach dem Kriege 
(oben S. 104 I). — Eine Spezialfrage, die gleichwohl unter »Allgemeiness zu 
rubrizieren ist, betrifft der hier folgende Aufsatz von Budge, der Krieg und 
das Bevölkerungsproblem. — Dazu das Sonderheft »Krieg und Volksvermeh- 
rung« der Zeitschrift »Das neue Deutschlande IV (1916) No. 17/22 (16 Beiträge). 
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Der Krieg und das Bevölkerungsproblem. 


Von 


SIEGFRIED BUDGE. 


I. 


Wenn ich es in vorliegendem Aufsatze unternehme, die 
Einwirkung des gegenwärtigen Weltkrieges auf das Bevölkerungs- 
problem zu erörtern, so bin ich mir vollkommen bewußt, daß ich 
mich dabei einer äußerst heiklen Aufgabe unterziehe. Eine jede 
wissenschaftliche Arbeit, sofern sie ernstlich auf diesen Namen 
Auspruch erheben will, muß auf exakten Daten beruhen. Die- 
selben mangeln aber für die hier zu behandelnde Frage nach 
jeder Richtung hin. Sie mangeln zunächst für die Verschie- 
bungen, welche sich innerhalb der Bevölkerung während der 
seitherigen zwei Kriegsjahre vollzogen haben. Ein Ende des 
Krieges ist vorerst noch nicht abzusehen. Unternimmt man es 
aber gar zu untersuchen, welche Wirkungen der Krieg voraus- 
sichtlich auf die Gestaltung der Bevölkerungsbewegung Deutsch- 
lands in der kommenden Friedenszeit ausüben wird, so bleibt 
nichts anderes übrig, als das Gebiet der Zukunftsprophezeihungen 
zu betreten, die, mögen sie zunächst unter Berücksichtigung 
der seitherigen Gestaltung der Dinge noch so plausibel erscheinen, 
niemals den Anspruch auf volle Wissenschaftlichkeit erheben 
können. Dabei fehlt im wörtlichsten Sinne des Wortes sder feste 
Boden unter den Füßene Denn wir sind heute nicht in der Lage, 
das Territorium fest zu umgrenzen, dessen Bevölkerung in der 
zukünftigen Friedenszeit in Frage steht. Im gegenwärtigen 
Zeitpunkt ist der Ausgang des Krieges noch völlig ungewiß, so 
glänzend auch unsere seitherigen Erfolge gewesen sind. Wir 
wissen nicht mit Sicherheit, ob es uns gelingen wird, innerhalb 
oder außerhalb Europas erheblichen Landgewinn zu erzielen. 
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Ebensowenig vermögen wir heute zu sagen, ob etwaige Er- 
weiterungen unseres Gebietes in östlicher oder westlicher Rich- 
tung, oder gar nach beiden Richtungen hin erfolgen werden. Die 
zukünftige Gestaltung des deutschen Reichsterritorivms aber 
und die Möglichkeiten, welche die zu erwerbenden Gebiete in 
wirtschaftlicher Hinsicht bieten, müssen naturgemäß für die 
Gestellung der Bevölkerungsbewegung Deutschlands nach dem 
Friedensschlusse von Einfluß sein. Wollen wir daher für die 
Erörterung der Zukunftsmöglichkeiten eine feste Basis gewinnen, 
so bleibt uns schlechterdings nichts anderes übrig, als uns avf 
das seitherige Gebiet des Deutschen Reiches zu beschränken, 
gewissermaßen zu fingieren, das Deutsche Reich bleibe nach dem 
Kriege in seinem Gebietsstande, soweit wenigstens Europa in 
Betracht kommt, im wesentlichen unverändert. Ich betone 
indessen ausdrücklich: Es handelt sich lediglich vm eine Fiktion, 
mit dem Zwecke, eine wissenschaftliche Untersuchung einiger- 
maßen zu ermöglichen, nicht um eine persönliche Ansicht über 
den zukünftigen Ausgang des Krieges. 

Vor einigen Jahren habe ich am Schlusse meiner Abhand- 
lung über das Malthussche Bevölkerungsgesetz aut die dem 
Bevölkerungsproblem innewobnende Tragik hingewiesen. Die- 
selbe beruht darin, daß dieses Problem zwei Seiten hat, eine 
soziale und eine nationale, welche sich wenigstens bis zu einem 
gewissen Grade gegensätzlich zueinander verhalten. Vom 
nationalen Standpunkt aus kann die Bevölkerungsziffer eines 
Staates gar nicht groß genug sein. Denn je zahlreicher die Be- 
völkering, umso mehr wächst die Machtgrundlage des Staates, 
in umso höheren Grade vermag sich die Nation unter den anderen 
mit ihr um Macht und Wohlstand konkurrierenden Völkern zu 
behaupten. Anders liegen die Dinge vom sozialen Standpunkt 
aus, d. h. von dem Gesichtspunkte möglichst günstiger Gestal- 
tung der durchschnittlichen Lebenslage der einzelnen innerhalb 
eines Volkes. Von diesem Standpunkt aus wird man bei aller 
Anerkennung der Vorzüge einer bedeutenden Machtstellung des 
Staates gerade auch im Interesse des einzelnen, doch wünschen 
müssen, daß die Bevölkerungszahl eine gewisse Größe nicht 
überschreite, damit die Durchschnittsportion pro Kopf von der 
Gesamtheit des nationalen Produkts keine gar zu dürftige werde. 
Freilich findet dieser Konflikt eine g.wisse Lösung darin, daß 
einmal dem Wachstum der Bevölkerung durch Bedingungen 
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objektiver Natur eine unüberschreitbare Grenze gesetzt ist und 
daß andererseits, so weit wenigstens unsere seitherige Erfahrung 
reicht, die Bevölkerungszahl stets die Tendenz gehabt hat, sich 
diesen Grenzen zu nähern. Gerade infolge dieser beiden Tat- 
sachen ist auch heute noch, selbst in den reichsten Ländern die 
Durchschnittsquote pro Kopf von dem Ertrag der nationalen 
Produktion eine recht dürftige, so sehr sie auch im Vergleich zu 
früheren Zeiten sich gehoben hat. 

Hat diese immanente Tragik des Bevölkerungsproblems 
zu jeder Zeit bestanden, so ist sie doch wohl noch kaum je so 
kraß zutage getreten wie in dem gegenwärtigen Weltkriege und 
infolge dieses Krieges. Kaum je hat es sich so deutlich gezeigt, 
wie notwendig für die Machtstellung eines Staates eine zahl- 
reiche Bevölkerung ist. Dauert auch nach dem Kriege die gegen- 
wärtige politische Konstellation fort, so bedeutet die auf Herab- 
minderung der Zuwachsrate der Bevölkerung gerichtete Tendenz, 
wie sie von dem Kriege bestand, für die zukünftige Macht- 
stellung des Vaterlandes unbestreitbar eine schwere Gefahr. 
Auf der andern Seite aber erhebt sich die Frage: Ist denn die 
durch den Krieg geschaffene Lage derart, und wird die voraus- 
sichtlich nach dem Kriege vorhandene Lage eine derartige sein, 
daß die objektiven Voraussetzungen eines starken Bevölkerungs- 
wachstums und einer großen Bevölkerungszahl vorhanden sind ? 

Es ist ein einfacher Gemeinplatz, der keines weiteren Be- 
weises bedarf, daß, mag die Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung eines Landes sein, welche sie wolle, die Größe seiner 
Bevölkerung, durch die vorhandenen Mittel dieselbe zu unter- 
halten und insbesondere zu ernähren, begrenzt ist. Daraus er- 
gibt sich ohne Weiteres, daß jedes von Menschen bewohnte, 
bzw. bewohnbare Territorium zu jeder Zeit eine gegebene Be- 
völkerungskapazität besitzt. Nur ist diese Bevölkerungskapazität 
keineswegs zu allen Zeiten an die gleichen Voraussetzungen 
gebunden. Neben die natürlichen Vorbedingungen treten solche 
sozialer und historischer Natur. Die Bevölkerungskapazität 
wird verschieden sein, je nach dem Stand der Produktions- 
technik, nach der Verteilung des Grund und Bodens, nach der 
Verteilung auch der beweglichen Güter. Von großer Wichtig- 
keit ist ferner, in wie weit ein Land mit anderen Ländern in 
Austauschbeziehungen steht. Lebt ein Land im Stande völlig 
isolierter Wirtschaft, so ist es für die Ernährung seines Volkes 


Der Krieg und das Bevölkerungsproblem. 441 


auf die Fruchtbarkeit seines eigenen Bodens angewiesen; in je 
höherem Grade ein Land in die Weltmarktswirtschaft ver- 
flochten ist, in um so höherem Maße wird es imstande sein, zur 
Ernährung seiner Bevölkerung die Böden ausländischer Terri- 
torien heranzuziehen. Seine Bevölkerung wird dann zahlreicher 
sein Können und es auch sein, als in dem sich selbst genügenden 
Lande. Fassen wir das Gesagte zusammen, so läßt es sich da- 
hin ausdrücken, daß die Bevölkerungskapazität eines jeden 
Territoriums bedingt ist durch den »potentiellen Nahrungspiel- 
raum«, welchen dasselbe bietet. Ich habe in meiner vorerwähnten 
Abhandlung den »potentiellen Nahrungspielraum« definiert als: 
Diejenige Menge von Subsistenzmitteln, welche in einem ge- 
gebenen Zeitpunkt einer Bevölkerung je nach der Ergiebigkeit 
des in- oder ausländischen Bodens, nach ihrer Veranlagung, 
nach der Kulturstufe, auf der sie sich befindet, nach der von 
ihr erreichten Stufe der Technik, sowie ihrer wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Organisation zur Verfügung steht, d. h. 
sei es direkt, sei es indirekt, gewonnen werden kann. Die Größe 
des potentiellen Nahrungspielraumes ist letzten Endes maß- 
gebend für die gesamte Güterversorgung eines Volkes und zwar 
aus zwei Gründen. Einmal ist das Bedürfnis nach Nahrung das 
dringlichste. Je mehr Kosten auf die Erlangung von Nahrung 
verwandt werden müssen, um so weniger Kostengüter werden 
für die Befriedigung anderer Bedürfnisse zur Verfügung stehen. 
Sodann aber sind sämtliche Nahrungsmittel Produkte des Bodens, 
und für Bodenprodukte gilt im Gegensatz zu allen anderen 
Gütern das Gesetz der sinkenden Erträge, d. h. ihre Menge kann 
auf die Dauer von einem gewissen Punkte ab nur zu steigenden 
Kosten vermehrt werden. Gerade umgekehrt verhält es sich bei 
allen übrigen Genußgütern: für sie gilt das Gesetz der steigenden 
Erträge: je mehr Kosten man auf ihre Erzeugung verwendet, 
um so günstiger gestaltet sich das Verhältnis des Ertrages zu den 
Kosten. 

Wenden wir uns nun der Frage zu, auf welchem Wege in 
unserer auf Privateigentum, Arbeitsteilung, Geldwirtschaft und 
kapitalistischer Lohnarbeit beruhenden Gesellschaftsordnung 
der Nahrungspielraum der großen Masse des Volkes zugänglich 
gemacht wird, so lautet die Antwort darauf: imWege der »Kapital- 
bildung«. Dieselbe läßt sich in zwei getrennte Akte zerlegen: Die 
Ersparung von »Geldkapital« und die Produktion von »Natural- 
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kapitale. Beide Akte sind notwendig, der letztere aber, der bei 
weitem Wichtigere von Beiden. Denn die absolute Größe der 
kapitalisierten, d. h. der dem unmittelbaren Erwerbe von 
Konsumgütern entzogenen sersparten« Geldbeträge besagt über 
die Menge des zur Verfügung stehenden Naturalkapitals noch 
gar nichts. Der Geldausdruck für die hinter dem Gelde stehen- 
den, mittels des Geldes erlangbaren Güter ist wechselnd; er 
hängt ab einmal von dem jeweiligen inneren Werte des Geldes 
und ferner von dem jeweiligen Werte der Güter. Treten zu dem 
vorhandenen Geldkapital neue ersparte Geldsummen hinzu, so 
können diese, mögen sie äußerlich noch so bedeutend erscheinen, 
unter Umständen für die Zugänglichmachung vermehrten Natural- 
kapitals gänzlich belanglos sein, es braucht nur der innere Wert 
des Geldes in dem entsprechenden Verhältnis zur Neuersparnis 
gesunken oder aber der innere Wert der, als »Naturalkapitals 
zu betrachtenden Güter entsprechend gestiegen zu sein. Als 
»Naturalkapital«e zu betrachten sind alle produzierten Güter, 
welche der weiteren Produktion von Gütern dienen. Man pflegt 
dabei zunächst meist an die produzierten Produktionsmittel, 
an die von Marx unter den Begriff »konstantes Kapital« zu- 
sammengefaßten Güter zu denken. In der Tat erfolgt die Kapital- 
bildung um dieser Güter willen. Vermittels derselben wird auf 
szeitraubenden Produktionsumwegen« eip erhöhter Produktions- 
ertrag erzeugt. Auch kommen diese Güter in Frage, sofern es 
sich um die Größe des vorhandenen Angebots von Natural- 
kapital handelt. Aber sie sind nicht eigentlich selbst Kapital, 
sie enthalten vielmehr nur Kapital, es ist Kapital in ihnen in- 
vestiert und zwar in umso höherem Grade je länger die »Pro- 
duktionsumweges sind, welche man vermittelst ihrer einschlägt. 
Es kann indessen keine Maschine und kein Fabrikgebäude er- 
richtet, kein Rohstoff extrahiert werden, ohne das Vorhanden- 
sein von Unterhaltsmitteln für diejenigen, welche die Rohstoffe 
dem Boden abgewinnen, die Maschinen herstellen, die Fabrik- 
gebäude erbauen. Nicht in dem Sinne, daß die Unterhaltsmittel 
lange Zeit aufgespeichert daliegen müßten; es genügt, daß sie in 
dem erforderlichen Augenblick vorhanden sind. In diesen Unter- 
haltsmitteln produktiver Arbeit, mag man sie mit der englischen 
Schule als »Lohnfonds« oder mit Böhm-Bawerk als »Subsistenz- 
fonds«, oder mit Marx als »variables Kapital« bezeichnen, ist das 
wahre Naturalkapital zu erblicken. Eine Neubildung von Natural- 
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kapital vollends ist nur auf dem Wege vermehrter Zugänglich- 
machung dieser Unterhaltsmittel denkbar. Da nun heutigen 
Tages die Bevölkerung der hochkultivierten Staaten zum weitaus 
größten Teil aus vom Kapital ernährten und am Kapital be- 
schäftigten Arbeitern im weitesten Sinne des Worts genommen 
und deren Angehörigen besteht, so machen wir uns keiner allzu 
großen Unexaktheit schuldig, wenn wir das Kapital einfach mit 
dem potentiellen Nahrungsspielraum identifizieren. Wir ge- 
langen dann zum Resultat, daß die Bevölkerungskapazität eines 
Landes in erster Linie abhängt von der Größe des Kapitals, 
daß sie zunimmt bei Neubildung von Kapital, daß sie abnimmt, 
wenn das vorhandene Kapital sich veringert. 

Indessen ist für die Bevölkerungskapazität der objektive 
Faktor der Größe des vorhandenen Kapitals in dem oben defi- 
nierten Sinne keineswegs ausschließlich maßgebend. Dazu 
gesellt sich vielmehr ein Faktor mehr subjektiver Natur: die 
gewohnte Lebenshaltung der großen Masse des Volkes. Es liegt 
auf der Hand, daß unter sonst gleichen Umständen die Be- 
völkerungskapazität eines Territoriums eine umso geringere sein 
muß, je höher die durchschnittliche Lebenshaltung der Volks- 
massen ist. Diese ist nun keineswegs zu allen Zeiten die gleiche; 
ihre Erhöhung ist die Voraussetzung steigender Kultur der 
Nationen. Der gewohnte Lebensfuß wird sich erhöhen, wenn 
infolge starker Fortschritte in der Produktions- oder Transport- 
technik oder in beiden der potentielle Nahrungsspielraum so 
rapide zunimmt, daß das Wachstum der Bevölkerung, selbst bei 
großer Zunahme derselben, dahinter zurückbleibt. In der Sprache 
unserer Tage ausgedrückt: wenn das Kapitalangebot rascher wächst 
als das Angebot an Arbeit, diesen letzteren Begriff immer im wei- 
sten Sinne des Wortes genommen. Die gewohnte Lebenshaltung 
wird sinken, wenn sich infolge unvorhergesehener Ereignisse der 
Nahrungsspielraum zusammenzieht, und die dadurch verur- 
sachte Herabsetzung des Lebensfußes so lange andauert, daß der 
geminderte LebensfußB zum gewohnheitsmäßigen wird. Die 
Bevölkerungskapazität wirdin diesem Fall infolge der Einschrän- 
kung des Nahrungsspielraumes sinken, aber sie wird doch größer 
sein als sie gewesen wäre, wenn die Bevölkerung auch jetzt noch 
an der früher gewohnten Lebenshaltung festhalten würde. 

Die natürlichen Komponenten der Bevölkerungsbewegung, 
indem Sinne der Bevölkerungsgröße oder der Bevölkerungsziffer 
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sind Geburten und Todesfälle. Der Ueberschuß der ersteren 
über die letzteren bildet die natürliche Bevölkerungsvermehrung. 
Dazu treten noch die Ein- und Auswanderung. Da jedes Terri- 
torium zu jedem Zeitpunkt eine gegebene Bevölkerungskapazität 
besitzt, so ist es klar, daß die verschiedenen Komponenten der 
Bevölkerungsbewegung sich nicht unabhängig von einander 
vollziehen, daß sie vielmehr auf einander einwirken. Nehmen 
bei gegebener Bevölkerungskapazität die Geburten zu, so müssen 
entweder auch die Sterbefälle oder die Auswanderung zunehmen 
oder die Einwanderung muß zurückgehen. Ebenso umgekehrt: 
wächst aus irgend einem Grunde die Zahl der Sterbefälle, so wird 
entweder die Geburtenziffer steigen, oder die Einwanderung 
wird zunehmen bzw. die Auswanderung wird nachlassen. Zeigen 
sich daher Aenderungen in der Art, wie sich die Bevölkerungs- 
bewegung vollzieht, so wird das Problem das sein, von welcher 
Komponente der Anstoß dazu ausgegangen ist. Es wird stets 
diejenige Komponente sein, auf deren Bewegung ein Faktor 
einwirkt, der seinerseits nicht oder wenigstens nicht in erster 
Reihe unter dem Einfluß der Bevölkerungsbewegung steht, d. h. 
nicht als unbedingt notwendige Folgeerscheinung der letzten 
anzusehen ist. Angenommen, es bessere sich in einem Lande, ohne 
daß dessen Bevölkerungskapazität sich änderte, der Gesundheits- 
zustand der Bevölkerung und es nähme infolgedessen die Sterb- 
lichkeit ab, so muß diese Tatsache notwendigerweise auch die 
übrigen Komponenten der Bevölkerungsbewegung beeinflussen. 
Würde andererseits, beeinflußt durch Momente religiöser oder 
idealistischer Natur, bei gegebener Bevölkerungskapazität die 
Geburtenziffer steigen, so könnte dies gleichfalls nicht chne 
Einfluß auf die übrigen Komponenten der Bevölkerungsbe- 
wegung bleiben. In beiden Fällen würde eine Aenderung bei 
sämtlichen Komponenten erfolgen; der Anstoß zu dieser Aende- 
rung aber wäre im ersten Falle von der Bewegung der Sterblich- 
keit, im zweiten Falle von der der Geburten ausgegangen. 

Wir haben uns nun noch denjenigen für die Bewegung der 
Bevölkerung maßgebenden Faktoren zuzuwenden, welche von 
den vorerwähnten Faktoren in höherem oder geringerem Grade 
beeinflußt sind. Hierher gehören alle die Umstände, welche sich 
aus der Beschaffenheit und der Zusammensetzung der vorhandenen 
Bevölkerung selbst ergeben. Sie sind naturgemäß mehr sekun- 
därer Natur und ihre Bedeutung wird, unter normalen Verhält- 
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nissen wenigstens, leicht überschätzt. Zunächst kommt in Be- 
tracht der Altersaufbau der Bevölkerung. Auf ihn wirken ins- 
besondere die Gestaltung der Sterblichkeit, der Aus- und Ein- 
wanderung ein. Aus der Gestaltung des Altersaufbaus pflegt 
man häufig eine hohe oder niedere Geburtenzahl herzuleiten. 
Aber angenommen, selbst in normalen Zeitläufen gestalte sich 
das Verhältnis der fruchtbaren zu den unfruchtbaren Alters- 
klassen zuungunsten der ersteren, die Bevölkerungskapazität 
aber würde eine größere, so würde bei gegebener Bewegung der 
übrigen Komponenten trotz des ungünstigen Altersaufbaues die 
Geburtenziffer steigen. Die fruchtbaren Altersklassen hätten 
dann eben mehr Kinder als seither. Denn der Spielraum, inner- 
halb dessen die Kinderzahl pro Familie steigen oder fallen kann, 
ist ein außerordentlich weiter. Wohl nur selten sind in einer Ehe 
so viel Kinder erzeugt worden, als nach den vorhandenen physi- 
schen Vorbedingungen hätten erzeugt, bzw. geboren werden 
können. Von größerer Wichtigkeit ist das Verhältnis des erwerbs- 
fähigen produktiven zu dem nicht oder nicht voll erwerbsfähigen 
Teil der Bevölkerung, ein Verhältnis, welches sich keineswegs 
völlig mit dem Altersaufbau deckt. Denn je mehr sieh diese 
Relation zuungunsten der Erwerbsfähigen gestaltet, um so größer 
die Belastung dieses Teils der Bevölkerung zur Erhaltung der 
Erwerbsunfähigen oder nur beschränkt Erwerbsfähigen. Unter 
im übrigen gleichen Umständen muß die Folge sein, daß der 
Zeugungswille gehemmt, die Kinderzahl eingeschränkt wird. 
Nimmt die Sterblichkeit bei den kleinen Kindern oder in den 
höheren Altersklassen ab, und nimmt infolgedessen die Zahl der 
Unproduktiven zu, so wird die Geburtenziffer unter sonst gleichen 
Umständen dadurch ungünstig beeinflußt werden. Indessen 
handelt es sich hier nicht um eine Einwirkung des Altersauf- 
baues, sondern um die notwendige Beeinflussung einer Kom- 
ponente der Bevölkerungsbewegung durch die andere. Was in 
normalen Zeitläuften vom Altersaufbau gilt, das gilt unter 
gleicher Voraussetzung auch von dem Verhältnis der beiden 
Geschlechter zueinander. Dieses Verhältnis kann auf die Berufs- 
verteilung innerhalb der Bevölkerung, es kann auch mehr oder 
minder auf die Heiratsziffer einwirken. Aber auch hier gilt der 
Satz: Sind die objektiven Voraussetzungen einer größeren Be- 
völkerungskapazität gegeben, so wird die Bevölkerung unter 
allen Umständen zunehmen, ohne daß das Verhältnis der Ge- 
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schlechter zueinander unmittelbar darauf einzuwirken vermöchte. 
Die Frage wird nur die sein, auf welchem Wege sich diese Zu- 
nahme vollzieht, ob durch Steigen der Geburtenziffer oder 
durch Abnahme der Sterblichkeit oder durch Aenderungen in 
der Ein- oder Auswanderung. 

II. 

Wie hat nun der Weltkrieg auf die soeben geschilderten 
Faktoren der Bevölkerungsbewegung gewirkt? Man muß unter- 
scheiden: Wirkungen welche jeder Krieg auszuüben pflegt und 
Wirkungen, welche dem gegenwärtigen Krieg eigentümlich sind. 
Bei beiden Kategorien von Einwirkungen des Krieges sind dann 
wieder zu sondern: unmittelbare Einwirkungen, welche der 
Krieg auf die Bevölkerungsbewegung, bzw. auf ihre einzelnen 
Komponenten ausübt, und mittelbare Einwirkungen des 
Krieges, solche nämlich, welche den potentiellen Nahrungs- 
spielraum und damit die Bevölkerungskapazität beeinflussen. 
Die wesentlichste mittelbare Einwirkung auf die Bevölkerung, 
welche jeder Krieg ausübt, ist die »Kapitalzerstörung« und die 
Hemmung der Kapitalneubildung. Der größte und leistungs- 
fähigste "Teil der produktiven Arbeiterschaft wird zum Heeres- 
dienst herangezogen und wird damit der Produktion von Gütern, 
welche direkt oder indirekt dem Konsum der Bevölkerung dienen, 
entzogen: Sie müssen aber weiter ernährt und bekleidet werden, 
es werden daher Unterhaltsmittel, die seither der produktiven 
Arbeit zugewandt werden konnten, dem unproduktiven Konsum 
der bewaffneten Macht zugeführt. Zwar scheint es, als ließe sich 
leicht ein Ersatz dadurch schaffen, daß an die Stelle der Männer- 
arbeit die Arbeit der Frauen tritt. Aber die von ihnen erzeugten 
Genußgüter kommen zum großen Teil dem Heere zugute, werden 
somit unproduktiv verwandt. Weiter: Je länger der Krieg dauert, 
ein um so größerer Teil der noch zur Verfügung stehenden Arbeits- 
kräfte wird zur Erzeugung von Gütern verwandt, welche über- 
haupt nicht mehr dem Konsum, sondern der Kriegsführung dienen, 
zur Produktion von Waffen im weitesten Sinn des Wortes, d. h. 
aber wiederum nichts anderes als: sie werden der Verwendung 
zu produktiven Zwecken entzogen und einer unproduktiven 
Verwendung zugeführt. Aber nicht nur die lebendigen Arbeits- 
kräfte, auch die toten Kapitalgüter werden im Dienste der Er- 
zeugung von Kriegsmitteln verwandt und abgenutzt, ohne daß es 
möglich wäre, während der Kriegszeit vollen Ersatz für dieselben 
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zu schaffen. In allen diesen geschilderten Fällen werden Kosten- 
güter aufgewandt, ohne einen Produktionsertrag zu liefern. 
Das heißt aber nichts anderes, als daß diese ertraglos gebliebenen 
Kosten aus einem gegen früher noch geschmälerten Produk- 
tionsertrag der Bevölkerung getragen werden müssen, sofern es 
nicht gelingt beim Friedensschlusse eine Entschädigung zu er- 
langen, deren Wert die Kosten des Krieges völlig deckt, wenn 
nicht übersteigt. Es wird die große Mehrheit der Bevölkerung bei 
geschmälertem Einkommen belastet zu gunsten einer Minderheit, 
derjenigen nämlich, welche dem Heere die notwendigen Unter- 
haltsmittel und Waffen liefern. .Selbstredend wäre der Staat 
in der Lage, kraft der ihm innewohnenden Zwangsgewalt schon 
während des Krieges die Kosten desselben zwangsweise beizu- 
treiben, sei es durch Besteuerung, sei es durch eine Zwangsan- 
leihe. Indessen pflegt der Staat, um die Stimmung des Volkes 
nicht zu sehr herabzudrücken, zu diesen Mitteln nur im äußersten 
Notfalle zu greifen. Er wird zunächst stets versuchen, die Kosten 
im Wege freiwilliger Beiträge von seiten der Bevölkerung auf- 
zubringen und derselben dafür gewisse Vorteile zu gewähren. Der 
vom Staate zunächst eingeschlagene Weg ist der der hoch ver- 
zinslichen Kriegsanleihe. Die Volksgenossen leihen dem Staate 
Geld und es wird ihnen für längere Zeit aus diesem dargeliehenen 
»Kapital« ein relativ hohes Einkommen gewährt. Dieses Ein- 
kommen entstammt jedoch nicht der Produktion und vermag 
infolgedessen der Volksgesamtheit keine Bereicherung zu ver- 
schaffen. Es ist im Gegenteil auf die Dauer eine Belastung der- 
selben. Sofern es nicht gelingt, bei Friedensschluß zum mindestens 
den Ersatz der aufgewandten Kriegskosten vom Feinde zu er- 
langen, bleibt für die Tilgung und Verzinsung der Kriegsanleihen 
als einziges Mittel die Einschränkung des Konsums. Mit anderen 
Worten: JederKrieg bedingt während seiner Dauer durch Kapital- 
zerstörung und Hemmung von Kapitalneubildung eine Ein- 
engung des potentiellen Nahrungsspielraumes und dadurch eine 
Minderung der Bevölkerungskapazität. In wie weit diese Konse- 
quenzen auch auf die Zeit nach Friedenschluß fortwirken, hängt 
einmal von der Dauer des Krieges, sodann von dessen Ausgang 
und den Friedensbedingungen ab. 

Die unmittelbaren Einwirkungen jedes Krieges auf die 
Bevölkerungsbewegung bedürfen kaum einer näheren Aus- 
führung. Zunahme der Sterblichkeit vor allem durch den Tod 
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derer, die ihr Leben fürs Vaterland lassen, Abnahme der Ge- 
burten, da die weitaus große Mehrzahl der zeugungsfähigen 
Männer sich im Felde befinden. Als notwendige Konsequenz 
davon Verschiebungen im Altersaufbau zuungunsten der frucht- 
baren und der erwerbsfähigen Altersklassen. Verschiebung im 
Verhältnis der Geschlechter zueinander, Zunahme des Ueber- 
schusses der Frauen über die Männer, insbesondere im heirats- 
fähigen Alter. Dazu tritt noch eine weitere dem Krieg eigen- 
tümliche Erscheinung. Infolge der zahlreichen Verwundungen 
und körperlichen Beschädigungen, die nicht immer völlig aus- 
heilen, wird auch innerhalb der wirtschaftlich produktiven Alters- 
klassen ein beträchtlicher Teil, dessen Größe mit der Dauer des 
Krieges zunimmt, entweder völlig arbeitsunfähig oder doch in 
seiner Arbeitsfähigkeit stark beeinträchtigt. Mit andern Worten: 
bei gleichzeitiger Abnahme der Arbeitsfähigen nimmt deren Be- 
lastung zugunsten der Arbeitsunfähigen zu. Endlich: auch ein 
Teil der im zeugungsfähigen Alter stehenden Männer wird ent- 
weder zeugungsunfähig oder nur noch beschränkt zeugungs- 
fähig. 

Aus alledem ergibt sich, daß jeder moderne, auf dem Prinzip 
der allgemeinen Wehrpflicht beruhende Krieg zunächst auf Be- 
völkerungsstand und DBevölkerungswachstum ungünstig ein- 
wirken muß. Er mindert die Bevölkerungszahl, verschlechtert 
diejenigen Voraussetzungen der Bevölkerungsvermehrung, welche 
in der Beschaffenheit der Bevölkerung selbst beruhen, und was 
noch weit wichtiger ist, er schränkt die Bevölkerungskapazität 
ein. Ob diese letztere Wirkung eine dauernde ist, das wird stets 
davon abhängen, inwieweit die Friedensbedingungen die un- 
günstigen Folgen des Krieges wieder auszugleichen imstande 
sind. 

Alle diese allgemeinen Kriegswirkungen sind nun aber in 
dem gegenwärtigen Weltkrieg infolge der langen Dauer desselben, 
der Größe der aufgebotenen Heere und der ungeahnten Höhe der 
Kosten in einem Maße gesteigert worden und werden bei Fort- 
dauer noch immer gesteigert werden, daß die Aussichten für die 
Bevölkerungsbewegung für die nächste Zukunft nur als trübe 
bezeichnet werden können. Schon heute beträgt in Deutschland 
die Summe der gewährten Kriegskredite 52 Milliarden Mark, 
dazu kommen bis jetzt an die 30 Milliarden Mark für Unter- 
stützungen. Dabei sind die Aufwendungen bei Einzelstaaten 
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und Gemeinden zu Kriegszwecken noch nicht einmal mit- 
gerechnet. D. h. aber die Kapitalzerstörung hat bereits jetzt 
einen Umfang angenommen, den man selbst bei optimistischster 
Schätzung des vor Kriegsausbruch vorhandenen deutschen 
Volksvermögens auf ungefähr ein Viertel desselben veranschlagen 
kann. Desgleichen ist naturgemäß die Neubildung von Kapital, 
und damit der Ersatz der zerstörten Kapitalien in einem Maße 
gehemmt wie kaum zuvor. Daß wir für unsere enormen Kosten 
bei Friedensschluß auch nur einen Teil derselben ersetzt erhalten, 
ist bei der gegenwärtigen Kriegslage, so günstig dieselbe auch 
für uns ist, keineswegs sicher. 

Gleichzeitig aber erleiden die in der Beschaffenheit der Be- 
völkerung selbst liegenden Faktoren des Bevölkerungswachs- 
tums infolge der langen Kriegsdauer eine kaum je erhörte Ver- 
schiebung. Wir sagten früher, daß unter normalen Verhältnissen 
jene Faktoren nur sekundärer Natur seien, daß man ihre Wichtig- 
keit für das Wachstum der Bevölkerung vielfach überschätze. 
Ob sich aber für die Wirkungen des Weltkrieges auf Altersaufbau 
und Verhältnis der Geschlechter zueinander dieser Satz noch in 
vollem Umfange aufrecht erhalten läßt, ist mindestens zweifel- 
haft. Selbst bei günstigster Gestaltung der Bevölkerungskapazität 
in der Zukunft kann es eine geraume Zeit dauern, bis es möglich 
sein wird, durch Steigerung der Geburtenzahl innerhalb der 
verbliebenen Angehörigen der fruchtbaren Altersklassen den 
Ausfall an zeugungsfähigen Männern wett zu machen. Schon 
heute spricht man davon, daß eine halbe Million heiratsfähiger 
Mädchen mehr als sonst auf die Erfüllung ihres höchsten Be- 
rufes, Gattin und Mutter zu werden voraussichtlich wird ver- 
Tichten müssen, und diese Zahl wird bei noch langer Dauer des 
Krieges erheblich steigen. Daß die Belastung der Erwerbs- 
fähigen zugunsten der Erwerbsunfähigen in nie erhörtem Maße 
wächst, haben wir bereits gesagt. 

Endlich aber hat dieser Krieg für unser deutsches Vaterland 
und dessen Bevölkerung ein Phänomen gezeitigt, wie esschwerlich 
jemals so plötzlich und in solchem Umfange eine seither blühende 
Volkswirtschaft getroffen hat, ein Phänomen, welches auf alle 
Fälle die Bevölkerungsbewegung ungünstig beeinflussen muß. 
Es ist die plötzliche Kontraktion unseres Nahrungsspielraumes, 
infolge unserer fast völligen Absperrung vom Außenhandel durch 
die englische Blockade. Wohl noch kaum je in der Weltge- 
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schichte ist ein großes Land von gewaltiger politischer und wirt- 
schaftlicher Machtstellung, dichter Bevölkerung, hoher Kultur, 
und dementsprechend relativ hohem Bedürfnisstand und hoher 
Lebenshaltung in verhältnismäßig so kurzer Zeit in die Lage 
einer belagerten Festung versetzt und dadurch nahezu gänzlich 
auf den Ertrag seiner eigenen Produktion beschränkt worden. 
Obgleich unser Heer, und das bedeutet Millionen von Männern, 
zum großen Teil in Feindesland seine Nahrung findet, trotz all 
unserer Organisation und bei allem guten Willen unseres Volkes 
durchzuhalten und noch so lange andauernde Entbehrungen zu 
ertragen, ist doch nunmehr ein Zustand bei uns vorhanden, der 
im wahren und wissenschaftlichen Sinne des Wortes als »Ueber- 
völkerung« bezeichnet werden muß. Sie kann, wie jede Ueber- 
völkerung niemals dauernd sondern nur temporär sein. Dauern 
aber die Ursachen, durch welche sie geschaffen worden ist, lange 
an, so kann sie ihre Heilung nur durch die Bewegung der Be- 
völkerung finden und muß dieselbe daher beeinflussen. Eine 
irgend in Betracht kommende Auswanderung ist während des 
Krieges ausgeschlossen. Es bleibt daher nichts anderes übrig, 
als daß die natürlichen Komponenten der Bevölkerungsbewegung 
einer Einwirkung unterliegen. Es muß ein Einfluß auf die Ge- 
burtenziffer stattfinden, aber auch auf die Sterblichkeit der 
Daheimgebliebenen. Nicht etwa in der Art, daß ein Teil der 
Bevölkerung buchstäblich verhungern müßte. Das wird glück- 
licherweise durch die Organisation unserer Nahrungsmittelver- 
sorgung verhindert. Wohl aber kann es kaum ausbleiben, daß 
durch die Verringerung der gewohnten Nahrung in quantitativer 
und qualitativer Beziehung die körperliche Widerstandsfähigkeit 
gegen schädliche Einflüsse herabgesetzt wird. Leider stehen 
mir keine sicheren Ziffern zu Gebote. Soweit sie vorhanden sind, 
wären sie auch nicht voll beweiskräftig; denn, so plötzlich auch 
die Zusammenziehung des Nahrungsspielraumes stattfand, so hat 
sich ihre Wirkung dadurch, daß wir noch eine zeitlang von vor- 
handenen Vorräten zehren konnten, doch erst ganz allmählich 
geltend gemacht, ja beginnt sie sich erst jetzt eigentlich voll 
geltend zu machen. Was will es demgegenüber besagen, daß viel- 
fach die Geldlöhne der Arbeit enorm in die Höhe gegangen sind! 
Nicht auf das Geld, sondern auf die Güter, die man dafür er- 
langen kann, kommt es schließlich an. 

So können wir denn über die Einwirkungen dieses Welt- 
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krieges auf die Bevölkerungsbewegung zusammenfassend sagen: 
Die an sich schon ungünstigen Wirkungen, die jeder Krieg auf die 
Bevölkerung ausübt, sind in diesem Kriege in ungeahntem Maße 
verschärft worden und werden bei noch längerer Kriegsdauer 
in noch höherem Grade verschärft werden. Beträchtliche Ab- 
nahme der Bevölkerung und ungünstige Gestaltng der Faktoren, 
‘die für raschen Ersatz in Frage kommen könnten; neben der 
ohnedies ungünstigen Gestaltung der Bevölkerungskapazität 
infolge ungeheurer Kapitalzerstörung auch noch der Zustand 
der Uebervölkerung, welche zwar ihrer Natur nach nur temporär 
sein kann, bei langer Kriegsdauer aber in ein chronisches Stadium 
tritt. Wie werden sich die Dinge voraussichtlich nach Friedens- 
schluß gestalten ? 
III. 

Will man sich von der vermutlichen Leistungsfähigkeit 
eines Organismus nach überstandener Krankheit ein zutreffendes 
Bild machen, so genügt es nicht, die Einwirkungen der Krankheit 
auf den Organismus zu kennen. Man muß vielmehr auch darüber 
Bescheid wissen, was dieser Organismus in gesundem Zustande, 
vor allem in der Zeit unmittelbar vor der Krankheit geleistet hat. 
Dieses Bild läßt sich auch auf die Bevölkerungsbewegung und 
auf den Krieg anwenden. Für die Volkswirtschaft Deutschlands 
und damit für die Bevölkerungsbewegung gleicht der Krieg einer 
schweren Krankheit. Wollen wir eine einigermaßen zutreffende 
Prognose für di. voraussichtliche Bewegung der deutschen Be- 
völkerung nach Friedensschluß stellen, so müssen wir uns kurz 
ins Gedächtnis zurückrufen, welches die Tendenzen der deutschen 
Bevölkerungsbewegung in der letzten Zeit vor dem Kriege ge- 
wesen sind. Dieselben wiesen bekanntlich Züge auf, welche den 
Anhängern einer möglichst großen Volkszahl keineswegs Freude 
machten. In Deutschland, wie in sämtlichen wirtschaftlich 
führenden Staaten, ausgenommen Frankreich finden wir zwar 
eine starke Zunahme der Bevölkerung. Indessen wird dieselbe 
nicht etwa durch eine Zunahme der Geburten bewirkt; im Gegen- 
teil, die relative Geburten- und Fruchtbarkeitsziffer geht zurück. 
Nur dadurch wird die Vermehrung der Bevölkerung bewirkt, daB 
die Zahl der Sterbefälle noch stärker abnimmt, als die Zahl der 
Neugeborenen. Die Zunahme der Bevölkerung in unserem deut- 
schen Vaterlande in den letzten 20 Jahren vor dem Kriege kann 
nahezu als singulär betrachtet werden. Sie hielt sich stets in der 
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Nähe von 112%. Neben der großen Abnahme der Sterblichkeit 
ging gleichzeitig auch die Auswanderung stark zurück, so daß 
Deutschland während der Jahre 1895— 1905 sogar einen Wande- 
rungsgewinn aufwies. Solange der Ueberschuß der Geburten über 
die Todesfälle zunahm und die Zuwachsrate der Bevölkerung 
wuchs, waren die Erörterungen über die eigentümliche Art und 
Weise, wie sich der Bevölkerungszuwachs vollzog, mehr akade- 
mischer Natur. Man stritt darüber hin und her, ob die Erfahrungen 
der jüngsten Zeit auf diesem Gebiete sich noch mit der Lehre des 
Malthus vereinigen ließen. Schon mit den ersten Jahren des 
neuen Jahrhunderts aber begann die Abnahme der Geburten bei 
uns eine steilere Richtung einzuschlagen und mit dem Jahre 1907 
fing auch der Geburtenüberschuß an zu sinken. Die Zuwachsrate 
der deutschen Bevölkerung fing an abzubröckeln. An Stelle 
des Wanderungsgewinns der Jahre 1895—ıg15 trat ein kleiner 
Wanderungsverlust. Nunmehr wurde der Geburtenrückgang zu 
einem Problem. Man begann in Gelehrten- und Laienkreisen 
sich den Kopf über seine Ursachen zu zerbrechen. Manche 
glaubten schon das Gespenst einer Bevölkerungsverminderung, 
ja einer »Entvölkerung« Deutschlands herannahen zu sehen. 
Selbst hervorragende Gelehrte erblickten in der Abnahme der 
Geburten trotz des noch recht beträchtlichen Bevölkerungs- 
zuwachses eine schwere Gefahr für die Zukunft des Vaterlandes. 
Worin lag, so müssen wir uns fragen, zunächst die Ursache der 
rapiden Bevölkerungszunahme, sodann der Grund für das lang- 
same Abbröckeln der Zuwachsrate der Bevölkerung in dem 
letzen Jahrzehnt unmittelbar vor dem Kriege? Nach unseren 
früheren Ausführungen wird es nicht schwer sein, die zutreffende 
Antwort zu finden: Beide Erscheinungen hatten ihre Ursache 
in der Gestaltung der Bevölkerungskapazität und das heißt vor- 
nehmlich, wie wir sahen, in der Stärke der Kapitalzunahme. In 
den Jahren 1895—ı906 nimmt infolge der Fortschritte der 
Produktions- und Transporttechnik, sowie der erleichterten 
Zugänglichmachung der Früchte überseeischer Ackerböden 
durch die Caprivischen Handelsverträge das Naturalkapital in 
so reiBendem Maße zu, daß die Bevölkerung, trotz eines seither 
kaum dagewesenen Wachstums, damit bei weitem nicht Schritt 
halten kann. Das Kapitalangebot gestaltet sich gegenüber der 
Kapitalnachfrage denkbar günstig. Ein wirtschaftlicher Auf- 
schwung, wie Deutschland ihn bisher kaum kannte, setzt ein, 


Der Krieg und das Bevölkerungsproblem. 453 


trotzdem aber hielt sich der Zinsfuß, abgesehen von der Zeit 
höchster Anspannung der Konjunktur in den Jahren 1899 /I900 
auf einem relativ niedrigen Niveau. Anders gestaltet sich das 
Bild vom Jahre 1906 ab. Der hohe Zinsfuß der Hochkonjunktur- 
periode 1906 /07 sinkt zwar etwas, aber er erreicht nicht mehr 
das niedrige Niveau der vorhergegangenen Jahre; im Gegenteil, 
er zeigt bald wieder eine deutliche Tendenz zum Stei,en. Und dies, 
obgleich die Zuwachsrat. der Bevölkerung, wie wir sahen, ungefähr 
vom gleichen Zeitpunkte an eine sinkende Tendenz aufwies. 
Daraus aber fı lgt: Es muß sich das Verhältnis der Kapitalzunahme 
zur Bevölkerungszunahme und damit die wesentlichste Voraus- 
setzung steigender Bevölkerungskapazität ungünstiger gestaltet 
haben. Da trotzdem die Sterblichkeit weiter zurückging und 
im Jahre 1913, dem letzten Friedensjahre im deutschen Reiche 
ihren seither niedrigsten Stand mit 15,8 °/,, erreichte, so war es 
nicht zu verwundern, daß auch die Geburtenziffern stark zurück- 
gingen. Es fragt sich nun noch, woher die ungünstigere Ge- 
staltung des Verhältnisses von Kapitalbildung und Bevölke- 
rungszunahme? Auch auf diese Frage ist die Antwort nicht 
schwer zu finden. Im Jahre 1906 trat der Bülowsche Zolltarif 
in Kraft und führte eine erhebliche Verteuerung der Nahrungs- 
mittel und Rohprodukte herbei. Gleichzeitig ungefähr wurden 
auch die natürlichen Vorbedingungen reichlicher Versorgung mit 
Urprodukten weniger günstig. Die Bevölkerung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, unseres hauptsächlichsten Lieferanten 
von Rohstoffen, wuchs rapide und damit der innere Markt dieses 
Reiches für Nahrungsmittel und Rohstoffe. Das wichtigste 
Rohmaterial der Textilindustrie, die Baumwolle wurde zusehends 
teurer. Zu gleicher Zeit blühten bei uns unter dem Schutze der 
Zollmauern die Kartelle und Syndikate in immer höherem Grade 
auf, das bedeutete aber erhebliche Verteuerung unserer inländi- 
schen Rohstoffe und Halbfabrikate, und damit eine weitere 
Erschwerıng der Kapitalbildung. Merkwürdigerweise ist man 
sich über diese Zusammenhänge vor dem Kriege recht wenig 
klar geworden, obgleich es doch offensichtlich war, daß die 
Lebenshaltung der großen Volksmassen eine gewisse Erschwerung 
erfahren hatte. Man glaubte den Geburtenrückgang im wesent- 
lichen auf die »Rationalisierung der Massen« zurückführen zu 
müssen, die man bald als Folge steigenden Einkommens, bald 
als primär wirkende Grundstimmung auffaßte. Es unterliegt 
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auch keinem Zweifel, daß die Grundstimmung der Massen, viel- 
leicht von der katholischen Bevölkerung abgesehen, stark ratio- 
nalistisch gewesen ist. Hat aber dieser Rationalismus eine Ein- 
wirkung auf den Willen Kinder zu erzeugen bzw. zu gebären 
geäußert, so liegt es doch auf der Hand, daß er bei dieser Ein- 
wirkung, gerade als Rationalismus einmal durch die wirtschaft- 
liche Lage und sodann durch die Bewegung der übrigen Kompo- 
nenten des Bevölkerungszuwachses in hohem Grade beeintlußt 
werden mußte. So hat sich denn die Tendenz zur Abnahme der 
Geburten auch in den der Rationalisierung weniger zugäng- 
lichen Schichten der deutschen Bevölkerung, den Katholiken 
und der Landbevölkerung, deutlich genug wahrnehmbar gemacht 
und nur das Tempo, in dem sich diese Tendenz auswirkte war ein 
langsameres bei der katholischen als bei der nichtkatholischen, 
bei der ländlichen als bei der städtischen Bevölkerung. 

Wird nun nach Friedensschluß die Bevölkerungsbewegung 
in der Art, wie sie sich vollzieht, an die Zeit vor Kriegsausbruch 
wieder anknüpfen ? Die Frage bejahen, hieße konstatieren, daß 
während des Krieges und durch den Krieg in den für die Be- 
völkerungsbewegung wesentlichsten Faktoren eine Aenderung 
nicht eingetreten wäre. In der Tat wird die Frage bereits heute 
von führenden Fachmännern auf diesem Gebiete so behandelt, 
als seien sowohl die psychischen Faktoren, denen man vor dem 
Kriege die Hauptschuld an dem Rückgang der Geburten zu- 
schrieb, die gleichen geblieben als auch sei eine erhebliche Ver- 
schiebung der materiellen Fundamente der Bevölkerungsbe- 
wegung nicht eingetreten. 

Fragen wir uns zunächst, ob nach dem Kriege die psychische 
Grundstimmung der Bevölkerung voraussichtlich noch die 
gleiche sein wird, wie vorher, so ist es zum mindesten sehr zweifel- 
haft, ob man diese Frage wird bejahen dürfen. Bekanntlich wurde 
vielfach vor dem Kriege die rationalistische Disposition der 
großen Volksmassen auf deren »zunehmenden Wohlstand« zu- 
rückgeführt, obwohl, wie wir sahen, diese Wohlstandszunahme 
in der letzten Zeit vor Kriegsausbruch bereits recht fragwürdig 
geworden war. Für die nächste Zeit nach Friedensschluß wiid 
sicherlich von einer Wohlstandszunahme der großen Massen 
nicht geredet werden Können. Aber auch, wenn man früher 
die rationalistische Grundstimmung der Bevölkerung als primäre 
Ursache der Beschränkung der Kinderzahl ansah, wird man 
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nicht ohne Weiteres voraussetzen dürfen, daß diese Ursache auch 
nach dem Kriege noch fortwirkt. Es ist eine alte geschichtliche 
Erfahrungstatsache, daß die Volkspsyche durch große Kata- 
strophen politischer Natur, welche zwei geschichtliche Zeitalter 
trennen, die Volksseele gründlich geändert zu werden pflegt und 
zwar gerade dann, wenn diese Katastrophen aus der seitherigen 
psychischen Disposition der breiten Massen hervorgegangen 
sind. So war die französische Revclution ein Kind des Auf- 
klärungszeitalters; aus der Revolutionszeit aber erwuchs die 
Romantik. Und wie die Revolution, so bildet der Weltkrieg, den 
wir gegenwärtig durchleben, die Scheide zweier Zeitalter, nicht 
nur im politischen Sinne, sondern aller Voraussicht nach auch 
hinsichtlich der herrschenden geistigen Strömungen. In der Tat, 
wenn diese elementare Katastrophe, wenn diese ungeheure 
Heimsuchung es nicht vermag, die seelische Grundstimmung der 
Massen von Grund aus zu wandeln, dann werden noch so wohl- 
gemeinte Predigten, Flugschriften und staatliche Maßnahmen 
sicherlich nicht dazu imstande sein. Wir werden aller Wahr- 
scheinlichkeit nach für die nächste Zukunft mit einer seelischen 
Stimmung der großen Bevölkerungsmassen zu rechnen haben, 
welche Empfindungen religiöser und überhaupt idealistischer 
Natur einen weit größeren Raum gewähren wird, als es vor dem 
Kriege der Fall war. Aus diesen Gründen würde man, wenn man 
von der Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse absieht, er- 
warten dürfen, daß die Vorstellung von dem Segen einer reichen 
Kinderschaar vnd die durch die Erfahrungen dieses Krieges wachge- 
rufene Erkenntnis von der Bedeutung einer Bevölkerung für die 
Machtstellung des Vaterlandes eher die Neigung hervorrufen 
dürftc, die Geburtenzahl insbesondere in jungen Ehen zu steigern. 
Es kann aber nicht dringend genug davor gewarnt werden, nunmehr 
in Wort und Schrift den vaterländischen Gesichtspunkt in dem 
Sinne zu übertreiben, daß man dem Volke ganz offen zumutet, 
Kinder nur zu dem Zweck in die Welt zu setzen, damit sie später- 
hin als Kanonenfutter dienen können. Keine Vorstellung ver- 
mag in der Tat in höherem Grade auf den Zeugungswillen hem- 
mend einzuwirken, als die, daß alle auf ein Kind aufgewandte 
Kosten und Mühe nicht in erster Linie für das Kind selbst und 
dessen ferneres Leben bestimmt sind, sondern dem Zwecke 
dienen, dem Staat mehr Soldaten für den Kriegsfall zu liefern. 
Wenn man diesen Gesichtspunkt, wie es leider schon mehrfach 
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geschehen ist, allzu sehr in den Vordergrund stellt, dann freilich 
darf man sich nicht wundern, wenn — wiederum ganz abge- 
sehen von der Frage der Bevölkerungskapazität — ein wahrer 
Absturz der Geburten erfolgt. Denn alle Vaterlandsliebe wird 
nicht imstande sein, die Hemmungen zu überwinden, welche in 
der Mehrzahl der Eltern durch diese in der Tat entsetzliche 
Vorstellung erzeugt wird. Niemand aber wird dann noch be- 
rechtigt sein, von »rationalistischene Ursachen der Beschrän- 
kung der Kinderzahl zu reden. 

Wäre es mithin mit der seelischen Disposition der Bevölkerung 
allein getan, so wären voraussichtlich nach dem Kriege Fak- 
toren vorhanden, welche eher einer Zunahme, als einem Rück- 
gange der Geburtenziffer günstig wären !). 

Ganz anders indes liegen die Dinge, wenn wir den wesent- 
lichsten Faktor, die voraussichtliche Gestaltung der Bevöl- 
kerungskapazität nach dem Kriege näher ins Auge fassen. Wir 
finden dann, daß die Hebung der Geburtenziffer bei weitem 
nicht die dringendste Frage, welche Lösung heischt, darstellt. 
Als ein weit wichtigeres und dringenderes Problem wird es sich 
aller Voraussicht nach erweisen, ob und wie es gelingt, den durch 
den Krieg entstandenen Zustand der temporären Uebervölkerung 
alsbald zu heilen und zwar in dem Maße, daß die Bevölkerungs- 
kapazität des heutigen deutschen Reichsgebietes in der Zeit vor 
dem Kriege wieder erreicht wird. Ob dies in kurzer Zeit möglich 
sein wird, ist zum mindesten fraglich. Nicht die Frage gesteigerten 
Volkswachstums, sondern die Frage der ausreichenden Ernährung 
und Beschäftigung der nach dem Kriege vorhandenen Be- 
völkerung, wird die brennendste sein. Als wir die Konsequenzen 
des Krieges für unsere Bevölkerungkapazität während der Kriegs- 
dauer ins Auge faßten, waren wir genötigt, auf die enorme Kapital- 
zerstörung hinzuweisen, welche der Krieg seither im Gefolge hat 
und bei längerer Fortdauer noch weiterhin im Gefolge haben 
1) Der Ansicht, die Mombert im »Grundriß der Sozialökonomik« Abt. II 
S. 87 äußert, daß es für die Beurteilung der Entwicklung der Bevölkerung nur 
auf die absoluten Ziffern, nicht auf die relativen Ziffern ankomme, kann ich 
nicht beistimmen. Eine Entwicklung, und eine solche ist die Bevölkerungs- 
bewegung stets, läßt sich nur beurteilen unter Zugrundelegung der Basis, auf der 
sie sich vollzicht. Die »Zuwachsrate« zeigt die Tendenz der Bevölkerungsbe- 
wegung unter bestimmten Einflüssen und damit auch die Tendenz der Gestal- 
tung, welche der absolute Zuwachs gewinnen wird, sofern sich die grundlegenden 


Faktoren nicht ändern. Das gleiche gilt von der relativen Geburten-Fruchtbar- 
keits- und Sterblichkeitsziffer. 
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wird. Wir sahen auch fernerhin, daß nach dem gegenwärtigen 
Stande der Dinge wir keineswegs in der Lage sind, einen vollen 
oder teilweisen Ersatz unserer Kosten als sicheren Posten in, 
unsere Rechnung einzustellen. Wir müssen mit der Möglichkeit 
rechnen, daß wir mit einem gegen früher erheblich geminderten 
Kapitalbestand und infolgedessen auch mit einer wesentlich 
geminderten Bevölkerungskapazität zunächst aus dem Krieg 
hervorgehen. Für diesen Fall stehen wir vor der Frage, ob wir 
in der Lage sein werden, aus unserer eigenen Volkswirtschaft 
heraus in kurzer Zeit und verhältnismäßig leicht den Kapital- 
verlust zu ersetzen. Um auf diese Frage eine Antwort zu 
finden, ist es zweckmäßig die voraussichtliche Gestaltung der 
beiden Akte der Kapitalbildung, der Ersparnis ‚von »Geld- 
kapitale und der Produktion, bzw. des Erwerbs von »Natural- 
kapitale gesondert zu betrachten. Man ist in Laienkreisen 
geneigt, mit Stolz auf die hohen Ziffern unserer Kriegsanleihen 
hinzuweisen, als Beweis für die große Kapitalkraft Deutschlands. 
Diese Kriegsanleihen sind keineswegs ein Indikator des in unserem 
Vaterlande vorhandenen »Geldkapitals« im wahren Sinn des 
Wortes, d. h. als Geldequivalent produktiven Naturalkapitals. 
Sie zeigen nicht die Größe des Geldwertes des vorhandenen 
produktiven Kapitals an, vielmehr im Gegenteil den Geldwert 
des durch den Krieg zerstörten Kapitals, d. h. den Wert all 
derjenigen Güter, welche statt dem Unterhalte produktiver Ar- 
beit den unproduktiven Zwecken des Krieges zugewandt worden 
sind. So stammt denn auch der Geldertrag jener vermeintlichen 
»Kapitaliene nicht aus dem vermehrten Ertrage der Produktion, 
sondern aus einem infolge des Krieges bereits erheblich ge- 
schmälerten Produktionsertrage der deutschen Volkswirtschaft. 
Die Verzinsung jener Anleihen muß mithin auf die Dauer auf 
Kosten des seitherigen Konsums der Bevölkerung erfolgen. 
Wie es schon im vorigen Winter Staatssekretär Helfferich an- 
deutete, wird schon während des Krieges oder nach Friedens- 
schluß sich die erfolgte Kapitalzerstörung in einer ungeheueren 
pekuniären Belastung der deutschen Bevölkerung zum Zwecke 
der Verzinsung und Tilgung der enormen Kriegsschulden äußern. 
Dadurch aber wiederum wird, welcher Art auch immerhin diese 
Belastungen sein mögen, die Neubildung von Geldkapitalien 
aufs äußerste erschwert werden. Es kann keine Rede davon sein, 
daß etwa infolge der hohen Gewinne, welche Einzelne durch 
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diesen Krieg erzielt haben oder noch erzielen, eine Kompensation 
eintreten könnte. Dies um so weniger, als man diese Gewinne 
‚bereits jetzt kräftig zur Kostendeckung herangezogen hat, und, 
wenn die Regierung sich nicht mit der in den weitesten Kreisen 
der Bevölkerung herrschenden Stimmung in Konflikt setzen 
will, auch weiterhin, und besonders nach dem Kriege wird heran- 
ziehen müssen. So bleibt nur ein sehr bedenkliches Mittel übrig, 
um eine Vermehrung des Geldkapitals herbeizuführen: Die 
immer weiterhin vermehrte Ausgabe des schon ohnedies in recht 
beträchtlicher Menge zirkulierenden Papiergeldes unter für 
lange Zeit hinaus erfolgender Fortsetzung der seit Kriegsbeginn 
bestehenden Restriktion der Goldeinlösungspflicht der Reichs- 
bank. Das aber wäre einmal gleichbedeutend mit einer weiteren 
Verschlechterung unserer bereits recht tief gesunkenen Valuta, 
und es würde auf die Menge des für das vermehrte »Geldkapital« 
einzutauschenden Naturalkapitals nicht den mindesten Einfluß 
ausüben. Denn der Wert uneinlöslichen Papiergeldes wird 
mangels eines inneren Stoffwertes desselben ausschließlich durch 
die zirkulierende Menge reguliert, und die Vermehrung der 
Papiergeldmenge hat demnach lediglich zur Folge, daß die dafür 
einzutauschenden Güter im graden Verhälinis zur Vermehrung 
der Geldmenge im Preise steigen. 

Wie wird es nun mit dem »Naturalkapital« in dem Sinne 
wie wir es früher definiert haben und d. h. mit dem potentiellen 
Nahrungsspielraum ? Bei nüchterner Betrachtung der Dinge 
werden wir uns sagen müssen, daß auch d: s Nahrungskapital uns 
zunächst wenigstens nach dem Kriege nicht in gleicher Menge zur 
Verfügıng stehen wird, wie vor demselben. Die Ernährung 
unserer Bevölkerung während des Krieges erfolgt im wesent- 
lichen schlecht und recht aus dem Ertrage des vaterländischen 
Bodens unter Zuhilfenahme des Systems der Rationierung, wie 
es stets bei belagerten Festungen geschehen ist. Auch bei der 
Bekleidung sind wir neuerdings genötigt gewesen, zur Ratio- 
nierung der Bekleidungsstoffe überzugehen. Auf diesem Wege 
kann natürlich ein Vcelk auf die Dauer nicht zureichend unter- 
halten werden. Wir werden nach Friedensschluß wiederum 
genötigt sein, zum Zwecke der ausreichenden Unterhaltung und 
Beschäftigung unserer Bevölkerung Nahrungsmittel und Roh- 
stoffe von außerhalb einzuführen. Ja wir werden, durch die 
Erfahrungen dieses Krieges belehrt, uns sogar veranlaßt sehen 
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müssen, einen Teil der eingeführten Güter für zukünftig drohende 
Gefahren als Vorrat aufzuspeichern und damit dem gegen- 
wärtigen Konsum der Bevölkerung zu entziehen. Mit anderen 
Worten, wir werden nur die Wahl haben, entweder die Bevölkerung 
dürftiger zu versorgen, oder die Einfuhr höher zu steigern, 
als es der gegenwärtige Bedarf (d. h. der Bedarf nach dem Kriege) 
an sich erfordern würde. Wie aber die einzuführenden Güter 
bezahlen ? 

Zunächst werden wir mit einem Mangel an Exportware 
rechnen müssen. Wchl harren aller Wahrscheinlichkeit nach 
noch größere Warenposten, welche bei Kriegsausbruch nicht mehr 
exportiert werden konnten, der Ausfuhr. Es handelt sich in- 
dessen naturgemäß nur um einen geringen Teil derjenigen Waren- 
menge, welche wir früher ausführen konnten. Wollen wir aber 
neue Exportware hertellen um damit unsere Einfuhr bezahlen 
zu können, so sind wir gerade zu diesem Zwecke wiederum auf 
die Einfuhr von Rohstoffen ang.wiesen. Ein anderer Weg als 
die Bezahlung mit Waren wäre Zahlung mittels Aufrechnung, 
durch Abstoßung unserer ausländischen Effekten. Indessen sind 
die in unserem Besitze befindlich gewesenen ausländischen Wert- 
papiere bereits während des Krieges großenteils von uns ver- 
äußert worden, und sie werden in umso höherem Grade zusammen- 
schmelzen, je länger der.Krieg noch andauert und je mehr flüssige 
Mittel wir brauchen, um sie in Kıiegsanleihe anzulegen. Auch 
hat seither die Veräußerung unserer ausländischen Effekten nicht 
einmal hingereicht, um unsere geringen Importe während des 
Krieges zu bezahlen. Bliebe noch der Export von Gold. Davon 
kann jedoch nur die Rede sein, wenn wir uns alsbald nach Frie- 
densschluß entschließen könnten, für das zirkulierende Papier- 
geld den Einlösungszwang in Gold wieder einzuführen, mit anderen 
Worten, von der zur Zeit herrschenden Papierwährung zur Gold- 
währung zurückzukehren. Ob dies so leicht möglich ist, kann 
vorläufig dahingestellt bleiben. Auf alle Fälle besteht die Gefahr, 
daß die Golddeckung der umlaufenden Noten allzu sehr ver- 
schlechtert wird. So käme schließlich nur noch ein Weg in Be- 
tracht: Der der Anleihe bei den bis Friedensschluß neutral ge- 
bliebenen Staaten. In erster Linie würden hier, vorausgesetzt 
daß sie wirklich bis Kriegsende neutral bleiben, die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika in Frage kommen, von jeher einer 
unserer wichtigsten Rohstofflieferanten und für die nächste Zu- 
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kunft nach dem Kriege dazu bestimmt, es wiederum zu werden. 
Wir würden dann von der Union die benötigten Urprodukte und 
Rohstoffe nicht zu kaufen brauchen, d. h. nicht genötigt sein, 
deren Wert sofcrt mit vnseren Produkten oder mit Gold zu er- 
setzen. Jene Güter würden uns vielmehr gegen Abtretung eines 
Teiles unseres jährlichen Produktionsertrages und gegen das 
Versprechen zukünftigen Ersatzes des Wertes überlassen werden. 
Im Gegensatze zu unseren Kriegsanleihen würde es sich in diesem 
Falle um eine Anleihe zu produktiven Zwecken handeln und in- 
sofern brauchte das Bedenken gegen eine weitere Zunahme un- 
serer ohne dies schon so hchen Verschuldung nicht gar zu erheb- 
lich ins Gewicht zu fallen. Indessen die hchen Zinsen, welche man 
uns verlangen würde, würden unter allen Umständen eine be- 
trächtliche Schmälerung des Ertrages unserer Jahresproduktion 
bedeuten und damit doch wiederum eine Einengung und Er- 
schwerung unserer Lebenshaltung. Auch kann gar keine Rede 
davon sein, daß unser ganz enormer Bedarf an ausländischen 
Rohstoffen nach dem Kriege ausschließlich im Anleihewege ge- 
de:kt werden könnte. Dazu kommt eine weitere Erschwerung: 
Die überseeischen Urprodukte und Rohstoffe, deren wir bedürfen, 
werden nach dem Kriege erheblich teurer sein als vor demselben. 
Einmal infolge der Erhöhung der Transportkosten, sodann infolge 
vermehrter Nachfrage in ihrem Urspryngslande selber. Wir 
wissen nicht, inwieweit während des Krieges auf unseren Werften 
für die inzwischen zerstörten und unbrauchbar gemachten Schiffe 
Ersatz geschaffen worden ist. Aber man darf es wohl ruhig aus- 
sprechen, daß uns zunächst aus den verschiedensten Ursachen 
für den Transport von Gütern über See bei weitem nicht der 
Schiffsraum zur Verfügung steht, wie in der vorhergehenden 
Friedenszeit. Daran wird auch der Bau ven Handelsuntersee- 
booten vorerst nichts ändern können, selbst angenommen, die- 
selben wären imstande den Gütertransport so wohlfeil zu bewerk- 
stelligen, als es seither der Fall war. Infolge des gesunkenen 
Wohlstandes der Krieg führenden Staaten, nicht etwa nur 
Deutschlands, sondern auch seiner Verbündeten und seiner Feinde 
wird voraussichtlich nach dem Kriege eine starke überseeische 
Auswanderung stattfinden, dadurch die Nachfrage nach den 
überseeischen Rohstoffen und Nahrungsmitteln im Inlande 
selbst beträchtlich zunehmen, und die notwendige Folge muß 
wiederum zunehmende Knappheit dieser Güter für den Bedarf 
Europas und damit zunehmende Verteuerung derselben sein. 
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Noch ganz unsicher ist heute, wie sich der Handelsverkehr 
zwischen uns und dem seither feindlichen Ausland nach dem 
Krieg gestalten wird. Wie aber die Dinge heute liegen, wird man 
unter allen Umständen annehmen können, daß dieser Verkehr 
eine Erschwerung erfahren wird, wenn man auch nicht zu glauben 
braucht, daß alle Pläne, welche unsere Feinde bereits heute für 
den Bojkott unserer Waren, bzw. die erschwerte Einfuhr ihrer 
Waren in unser Land aushecken, Wirklichkeit werden oder lange 
Wirklichkeit bleiben. Das bedeutet zunächst wieder eine Er- 
schwerung unserer Lebensmitteleinfuhr, denn einer unserer 
Feinde, Rußland, war seither einer unserer wesentlichen Lebens- 
mittellieferanten. Es bedeutet aber auch darüber hinaus Ver- 
minderung unseres Absatzes an industriellen Produkten. Vor 
allem ist es durchaus wahrscheinlich, daß England, vor dem 
Kriege unser bester Kunde, nach Friedensschluß zum Schutzzoll 
übergeht und mit seinen Kolonien einen Zollverband bildet. 
Auch unser Absatz nach Frankreich und Italien wird in den 
nächsten Jahren nach dem Kriege eine erhebliche Einschränkung 
erleiden. Es ist bei der allgemeinen Verringerung unserer Kauf- 
kraft, wenigstens in der ersten Zeit nach dem Kriege, nicht zu 
erwarten, daß unser innerer Markt für diesen Ausfall auch nur 
einigermaßen Ersatz bieten wird. Das alles bedeutet für uns er- 
schwerte Beschäftigung einer großen Arbeiterzahl und Ver- 
teuerung vieler Güter, welche seither dem Komfort der breiten 
Massen dienten, mithin abermals erschwerte Lebenshaltung. Ob 
und in wie weit etwa eine Steigung des Handelsverkehrs mit 
seither neutralen Ländern möglich ist, hängt wesentlich davon 
ab, ın wie weit es unsere Konkurrenten auf industriellem Gebiete, 
Großbritannien und die Vereinigten Staaten, inzwischen vermocht 
haben die jahrelange Lahmlegung unseres Außenhandels zu 
ihren Gunsten auszunützen. | 

Indessen hat man als Einwand gegen die Betonung aller dieser 
für die künftige Bevölkerungskapazität unseres Vaterlandes in der 
nächsten Zeit nach dem Kriege ungünstigen Umstände zwei 
schöne, rasch populär gewordene Schlagworte zur Hand: 
»Mitteleuropa« und »Nordsee-Bagdad«. In einer möglichst engen 
deutsch-österreichischen Wirtschaftsgemeinschaft und anschlie- 
Bend daran in einem intimen wirtschaftlichen Handelsverkehr 
mit Bulgarien und der Türkei glaubt man das Mittel gefunden 
zu haben, welches einen Ersatz für die bevorstehende Beschrän- 
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kung unseres Ueberseehandels und unseres Handelsverkehrs mit 
dem jetzt feindlichen Ausland schaffen soll. Ja, es fehlt nicht an 
Optimisten, die da glauben, ein Wirtschaftsblock, der die Länder 
von der deutschen Nordseeküste bis zur Mündung des Chat-el- 
Arab oder mindestens bis zum Unterlauf des Tigris und Euphrat 
umfasse, vermöge eine Art sich selbst genügender Ergänzungs- 
gemeinschaft zu bilden. Auf der einen Seite das deutsche Reich 
und das cisleitanische Oesterreich als vorwiegend industrielle 
Gebiete, auf der andern Seite, Ungarn, Bulgarien und die Türkei 
als Abnehmer unserer Industrieprodukte und Lieferanten von 
Urprodukten. Es ist in jüngster Zeit wiederholt dargetan worden, 
daß es sich dabei nur um einen schönen Traum handelt, daß in 
Wirklichkeit jener »Block« uns für absehbare Zeit auch nicht 
einmal einen notdürftigen Ersatz für die oben geschilderten 
Erschwerungen unseres Außenhandels zu bieten vermöge. Wir 
wollen dabei gänzlich von den Schwierigkeiten absehen, die 
schon allein einer engeren wirtschaftlichen Verbindung zwischen 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn entgegenstehen, sowie von 
den voraussichtlich großen Widerständen, welche dabei zu über- 
winden sein würden. Wir wollen auch nicht uns auf die Ziffern 
des Handelsverkehrs, wie er vor dem Kriege zwischen den Part- 
nern bestand, berufen. Denn es kommt ja schließlich nicht 
darauf an, wie sich die gegenseitigen wirtschaftlichen Bezieh- 
ungen vor dom Kriege tatsächlich gestaltet hatten: die Frage ist 
vielmehr die, welche Gestalt diesen Beziehungen unter dem 
Zwange gänzlich veränderter Verhältnisse verliehen werden 
könnte. Die Produktion des ungarischen Agrarlandes ließe sich 
bei intensiverer Wirtschaft und technischen Fortschritten der 
Landwirtschaft sicherlich ergiebiger gestalten, als sie es bisher 
war. ‘Es darf auch angenommen werden, daß bei ausreichender 
Kapitalinvestition das Zweistromland zu einem Gebiete großer 
Fruchtbarkeit gemacht werden könnte, welches unseren Bedarf 
an Urprodukten zu einem gewissen Teil zu decken imstande 
wäre. Es würde dies indessen eine erhebliche Spanne Zeit er- 
fordern. Und vor allem: Woher nach der durch diesen Krieg 
verursachten Kapitelerschöpfung die erforderlichen Kapitalien 
nehmen ? Und selbst angenommen, sie wären vorhanden, so wäre 
es bei dem ungeheueren Kostenaufwand noch sehr fraglich, wie 
der Ertrag sich zu den Kosten verhalten würde. Dazu kommt, 
daß der Transport überwiegend auf dem teueren Landwege erfolgen 
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müßte. Voraussichtlich würden die Produktionskosten und da- 
mit die Preise der aus diesen Gebieten zu gewinnenden Urpro- 
dukte so hohe sein, daB eine wesentliche Beförderung der Be- 
völkerungskapazität mittels derselben nicht zu erzielen wäre. 
Und endlich: Wie soll es gelingen, die bedürfnislosen auf einer 
höchst mittelmäßigen Kulturstufe stehenden Völker des nahen 
Orients, insbesondere die Völker der Türkei, zu Abnehmern unserer 
Industrieprodukte zu machen ? 

Das voraussichtlich ungünstige Verhältnis zwischen Bevölke- 
rungszahl und Größe des vorhandenen Kapitalskann nicht verfeh- 
len, seine Einwirkungen auf den Stand des Zinsfußes und der Löhne 
auszuüben. Der Zinsfuß muß ein hoher werden und zwar auch 
dann, wenn bei Fortdauer der Papiergeldwährung infolge starken 
Papiergeldumlaufes zunächst große »Geldflüssigkeit« herrscht. 
Denn wie wir schon sahen, wirkt bei Geld ohne inneren Stoffwert 
die Geldmenge auf den Stand der Preise ein. Daraus folgt, je 
stärker das Angebot von »Geldkapital«, um so stärker auch die 
Nachfrage nach solchem. Das Verhältnis von Kapitalangebot 
und Kapitalnachfrage erleidet auf die Dauer durch die Ver- 
mehrung der umlaufenden Geldmenge keine Verschiebung. 
Der Zinsfuß hängt letzten Endes nicht von dem Angebot an 
Geldkapital, sondern von demjenigen an Naturalkapital im 
Verhältnis zur Kapitalnachfrage ab. Hoher Zinsfuß aber ist 
gleichbedeutend mit einer Erschwerung des Kredits und damit 
einer Verminderung des industriellen Wagemuts und der Unter- 
nehmungslust.. Ungünstiger Stand des Verhältnisses von Be- 
völkerungszahl und Kapitalangebot bedeutet aber weiterhin 
ungünstiges Verhältnis des Angebotes an Arbeitskräften zur Nach- 
frage nach denselben, infolgedessen Verminderung nicht nur 
der Real- sondern auch der Geldlöhne. Daran wird auch die 
Tatsache nichts ändern können, daß einzelne Industriezweige 
infolge des notwendig werdenden Ersatzes vieler durch den Krieg 
vernutzten Waffen und Werkzeuge eine starke Nachfrage nach 
Arbeitskräften entfalten werden. Denn der großen Nachfrage 
wird ein noch größeres Angebot gegenüberstehen. Diese voraus- 
sichtlich ungünstige Lage der arbeitenden Bevölkerung wird aber 
eine noch wesentliche Verschärfung erfahren durch den ver- 
mehrten Wettbewerb der Frauen. Zwar die verheiratete Frau, 
deren Mann aus dem Felde unversehrt zurückgekehrt ist, wird 


demselben, soweit sie ihn während des Krieges ersetzt hat, gerne 
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wieder Platz machen. Sie wird sich lieber von dem höheren 
Lohne ihres Mannes ernähren lassen, als mit ihrem geringen 
Lohne den anspruchsvolleren, arbeitslos gewordenen Mann zu 
ernähren. Aber das vermehrte Angebot unverheirateter Frauen, 
welche mit einem geringeren Arbeitslohne zufrieden sein werden 
als der Mann kann nicht anders, als auf den Stand der Geldlöhne 
drückend wirken. Verminderte , Real- und verminderte Geld- 
löhne sind gleichbedeutend mit Herabsetzung der Kaufkraft des 
größten Teiles der Konsumenten, und das bedeutet wiederum die 
Schädigung einer Reihe von »Derivativen Gewerben« welche für 
den Luxuskonsum und dem Komfort der breiten Massen arbeiten. 
Freilich steht der verringerten Kaufkraft des größten Teiles der 
Bevölkerung zunächst eine vergrößerte Kaufkraft der Land- 
wirtschaft infolge der Verteuerung der Urprodukte, insbesondere 
der wichtigsten Nahrungsmittel gegenüber. Soweit aber ein Land 
nicht wesentlich agrarisch ist, kann die erhöhte Rente des Land- 
wirtes nach keiner Richtung hin volkswirtschaftlich einen Ersatz 
für den verringerten Wohlstand der übrigen Masse des Volkes 
bieten. 

Nach alledem müssen wir zusammenfassend sagen: Sofern 
es uns nicht gelingt bei Friedensschluß entweder territoriale Er- 
werbungen zu machen, welche ihrer wirtschaftlichen Lage nach 
geeignet sind, die Bevölkerungskapazität des heutigen deutschen 
Reichsgebietes erheblich zu beeinflussen, oder eine Geldent- 
schädigung zu erlangen, welche uns wenigstens annähernd einen 
Ersatz für die ungeheuren Kosten dieses Krieges gewährleistet, 
werden sich aller Voraussicht nach für die nächst absehbare 
Zeit nach FriedensschlußB die wirtschaftlichen Verhältnisse 
unseres Vaterlandes erheblich ungünstiger gestalten, der poten- 
tielle Nahrungsspielraum wird ein wesentlich beschränkterer 
sein, als in den letzten Jahrzehnten vor Kriegsausbruch. Wir 
werden eine schwere Uebergangszeit durchzumachen haben, 
deren Zeitdauer sich auch nicht annähernd vorausbestimmen 
läßt. Auf keinen Fall dürfte sie sehr kurz sein. Damit ist aber 
auch über die voraussichtliche Bevölkerungskapazität unseres 
heutigen Reichsgebietes unmittelbar nach dem Kriege das Ur- 
teil gesprochen. Sie wird, wenn wir nicht einen Frieden erlangen, 
der uns die soeben angedeuteten Gewinne bringt, bei weitem nicht 
die gleiche sein, wie vor dem Kriege. Es ist mindestens fraglich, 
ob die Lücken, welche der Krieg in die Bevölkerung gerissen 
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hat, voll ausgefüllt werden können; ges.hweige denn, daß die 
Bevölkering über ihren Stand vor dem Kriege alsbald hinaus- 
wüchse. Wie sich die einzelnen Komponenten der Bevölkerungs- 
bewegung verhalten werden, läßt sich mit Sicherheit nicht sagen. 
Möglich, daß die Schlicßung zahlreicher Ehen nach Friedens- 
schluß, und die Erregung im Rausche des Wiederbeisammenseins 
der Ehegatten in der ersten Zeit nach dem Kriege auf dıe Ge- 
burtenzahl fördernd einwirkt. Möglich auch, daß das gleiche 
Resultat durch die, wie wir sahen aller Voraussicht nach mehr 
religiös und idealistisch gerichtete Grundstimmung des Volkes 
erreicht wird. Sicher freilich ist beides nicht. Sollte es aber der 
Fall sein, so muß nach allem Vorhergesagten angenommen 
werden, daß die übrigen Komponenten der Bevölkerungsbe- 
wegung, der geminderten Bevölkerungskapazität entsprechend, 
darauf reagieren. Wir würden dann entweder mit einer Zunahme 
der Auswanderung oder einer Zunahme der Sterbeziffer zu rechnen 
haben. Ob dieser Weg der Anpassung der Bevölkerungsbewegung 
an die Bevölkerungskapazität gerade der wünschenswerteste 
wäre, möchte ich dahingsstellt sein lassen. 

Indessen werden die Konsequenzen des Sinkens der Be- 
völkerungskapazität eine Milderung im gewissen Grade dadurch 
erfahren, daß infolge der langen Kriegsdauer und der mehr- 
jährigen Zusammenziehung des Nahrungsspielraumes die Be- 
völkerung sich an eine dürftigere Lebensweise gewöhnt hat. 
Schon jetzt, nach zweijähriger Kriegsdauer werden wir es aus- 
sprechen dürfen, daß das »gewohnheitsmäßige Existenzminimum« 
bei uns nicht mehr das gleiche ist, wie vor dem Kriege. Die 
Lebensführung, wie sie bei Hoch und Nicdrig in der Friedenszeit 
an der Tagesordnung war, erscheint schon heute als ein »Märchen 
aus alten Zeiten«. Je länger der Krieg andauert, umso mehr wird 
die voraussichtlich stark vereinfachte Lebensführung nach dem 
Kriege im Vergleich zum gegenwärtigen Zustand als ein erstrebens- 
wertes Ziel erscheinen. Hier liegt ein Faktor, der einem allzu 
starken Sinken der Bevölkerunsskapazität entgegenwirkt. Allzu 
hoch einschätzen darf man ihn freilich nicht, denn auf dem Fuße 
der Lebensmittelkarte wird das deutsche Volk, trotz allem guten 
Willen sich einzuschränken, auf die Dauer nicht leben wollen und 
auch nicht leben dürfen. 

IV. 


Erst wenn wir so, wie geschehen, die voraussichtliche Ge- 
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staltung der für die zukünftige Bevölkerungskapazität unseres 
Vaterlandes wesentlichen Faktoren betrachtet haben, sind wir in 
der Lage, die mannigfachen Vorschläge, welche schon jetzt zur 
Hebung von Deutschlands künftiger Bevölkerungszahl und 
zur Beschleunigung der Vermehrung seiner Bevölkerung ge- 
macht worden sind, einer kritischen Betrachtung zu unter- 
ziehen. Wir können dabei unterscheiden: Einmal Projekte, von 
denen man sich eine Hebung der Bevölkerungskapazität nach dem 
Kriege verspricht. Sie verdienen, da sie es auf die wesentli hsten 
Voraussetzungen des Bevölkerungswachstums absehen, in erster 
Linie Beachtung. Erst in zweiter Reihe kommen diejenigen Vor- 
schläge in Betracht, von deren Durchführung man sich eine 
Hemmung weiteren Sinkens der Geburtenziffer oder gar eine 
dauernde Erhöhung der seitherigen Geburtenzahl verspricht. 
Diese zweite Kategorie von Vorschlägen kann man als Politik 
der kleinen Mittel bezeichnen. Sie kranken sämtlich an dem 
Fehler, daß ihre Urheber zu glauben scheinen, es sei mit einer 
hohen Geburtenziffer auch schon eine starke Bevölkerı ngs- 
zunahme garantiert. 

Das wichtigste unter den Projekten erster Kategorie ist die 
Forderung nach dem Erwerb eines großen, möglichst zusammen- 
hängenden und abgerundeten Kolonialreiches in Afrika, und 
sofern sich dies nicht erreichen lassen sollte, in der intensiveren 
Besiedelung und Nutzbarmachung unserer seitherigen Kolonien ?). 
Natürlich kann heute niemand voraussagen, ob und inwieweit 
uns der künftige Friedensschluß einen kolonialen Machtzuwachs 
bringen wird. Sollte es uns möglich sein, unseren Kolonialbesitz 
nicht nur zu vergrößern, sondern auch zusammenhängender zu 
gestalten, so wäre das sicherlich ein Ziel, aufs innigste zu wünschen. 
Nur soll man nicht zu ausschweifende Hoffnungen auf ein solches 
tropisches und subtropisches Kolonialreich setzen. Es lag durch- 
aus nicht ausschließlich an der Unterschätzung vorhandener 
Möglichkeiten oder gar an unserer Unfähigkeit zu kolonisieren, 
wenn vor dem Kriege unsere seitherigen Kolonien für die Ge- 
staltung unserer Gesamtwirtschaft eine verhältnismäßig gering- 
fügige Rolle spielten. Soll ein Territorium imstande sein, gegen 
Hingabe seiner eigenen Produkte einen Teil unseres Export- 
handels aufzunehmen, so ist wesentlichste Voraussetzung die, 


2) Vergleiche dazu den Artikel von Professor Ballod in der Europäischen 
Starts- und Wirtschaftszeitung Jahrgang 1916 S. 653. 


Der Krieg und das Bevölkerungsproblem. 467 


daß dieses Land von einer nicht zu dünn sitzenden weißen Be- 
völkerung besiedelt ist, welche für unsere Exportwaren Ver- 
wendung hat. Es wäre ja ein schöner Gedanke, in einem solchen 
Koloniallande einen Auslaß für unsere überschüssige Bevölkerung 
zu finden und damit gleichzeitig Abnehmer unserer Ware und 
Lieferanten notwendiger Urprodukte, welche dem deutschen 
Volkstume und Herrschaftsbereich erhalten blieben. Zur Durch- 
führbarkeit dieses Gedankens aber scheint es mir keineswegs zu 
genügen, daß die klimatischen Verhältnisse derart sind, daß 
Weiße zur Not, wenigstens für eine gewisse Zeit, dort bleiben 
können. Von jeher sind Gebiete, welche nur diesen Voraus- 
setzungen genügten, zwar von einer kleinen Zahl Weißen be- 
herrscht, niemals aber von einer weißen Bevölkerung in größerem 
Maßstabe besiedelt worden. Die wesentlichste Vorbedingung 
einer ausreichenden Besiedelung durch Kinder unseres Landes 
wäre die, daß seine klimatischen Verhältnisse auch eine Art der 
Ernährung gestatteten, die von der des Mutterlandes nicht gar 
zu verschieden wäre. Darin eben liegt die große Bedeutung der 
englischen dominions für ihr Mutterland, daß nicht nur die 
Bedingungen des Wohnens sondern auch die der Ernährung 
denen des Mutterlandes in hohem Grade ähneln. Gerade diesen 
Vorbedingungen aber, würde ein, wesentlich in den Tropen oder 
Subtropen Afrikas gelegenes Kolonialreich nur in sehr dürf- 
tigem Grade zu genügen vermögen, und schon deshalb wäre eine 
umfangreiche Auswanderung dorthin kaum zu erwarten. Es hat 
wenig Sinn, an die Weißen spanischer Abstammung zu erinnern, 
die in den tropischen Staaten Süd- und Mittelamerikas wohnen. 
Weder lassen sich die klimatischen und Ernährungsverhältnisse 
Spaniens ohne weiteres mit denen Deutschlands vergleichen, 
noch ist ein Vergleich möglich zwischen der heutigen Zeit und 
den Zeiten, in denen ein Teil der spanischen Bevölkerung in die 
Tropen abwanderte.. Gewöhnung und kulturelle Verhältnisse 
waren damals wesentlich andere als heute. Endlich ist die Be- 
völkerung der süd- und mittelamerikanischen Tropenstaaten 
zum Teil durch die Vermischung mit den Eingeborenen, zum 
Teil aber auch infolge der klimatischen Verhältnisse in der Tat 
völlig degeneriert. Nur die Republiken Argentinien: und Chile, 
welche zum weitaus größten Teil bereits der gemäßigten Zone 
angehören, machen eine Ausnahme. Damit ist natürlich nicht 
gesagt, daß ein afrikanisches Kolonialreich oder auch nur unsere 
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seitherigen Kolonien uns in der Zukunft nicht ein wertvoller 
Lieferant für gewisse Rohstoffe und auch für fetthaltige Futter- 
mittel werden könnten, daß wir dadurch vom Auslande unab- 
hängiger würden und die Einschränkung unseres Nahrungs- 
spielraumes infolgedessen eine Milderung erführe. Es kann aber 
keine Rede davon sein, daß ein solches Kolonialreich uns einen 
vollen Ersatz für den auch nur teilweisen Verlust unseres Ueber- 
seehandels mit dem Auslande zu bieten vermöchte. Zunächst 
lebt zwar der Mensch nicht vom Brod allein, aber stets wird 
in erster Linie die Höhe der Brodversorgung für die Größe des 
Nahrungsspielraumes maßgebend sein. So wichtig eine aus- 
reichende Viehzucht auch für die menschliche Ernährung ist, dem 
Brode gegenüber gehören die tierischen Produkte doch, von der 
Milch abgesehen, schon zur Kategorie der Luxusnahrungsmittel. 
Dazu kommt, daß eine ergiebige Versorgung mit Gütern, wie wir 
schon mehrfach sahen, nicht bloß davon abhängt, ob wir uns diese 
Güter verschaffen können, sondern auch davon, zu welchen Kosten 
wir sie uns verschaffen können. Ist es erforderlich zur Erschlie- 
Bung und Nutzbarmachung des kolonialen Bodens erst umfang- 
reiche Kapitalien zu investieren, so erhebt sich die gleiche Frage, 
die wir schon einmal bei Besprechung des Projekts Nordsee- 
Bagdad stellen mußten: Woher zunä hst dieseKapitalien nehmen ? 
Wir dürfen uns keiner Täuschung darüber hingeben, daß eine 
geraume Spanne Zeit darüber hingehen wird, bis wir in der Lage 
sind, aus unseren Kolonien einen Nutzen zu ziehen, ausreichend 
um uns auch nur in geringem Grade von dem Auslande weniger 
abhängig zu machen, als wir es vor dem Kriege waren. Würden 
uns dann aber unsere Kolonien nicht wenigstens für den Kriegs- 
fall eine gesichertere Versorgung mit Rohstoffen und Futtermitteln 
garantieren, als es leider in diesem Kriege der Fall war? Nur 
dann, wenn es uns gelingen sollte, die Herrschaft Englands zur 
See endgültig zu brechen. Dazu würde freilich nicht genügen, daß 
England uns im Friedensschlusse die Freiheit der Meere ver- 
tragsmäßig garantierte; wir müßten auch die Machtmittel be- 
sitzen, im Falle eines nochmaligen Waffenganges mit England 
eme Absperrung, wie sie dieser Krieg über uns verhängt hat, 
wirksam zu verhüten. Ob das mittels unserer Uboote möglich 
wäre, das würde wiederum davon abhängen, in wie weit England 
die Friedenszeit dazu benutzen könnte, gegen einen drohenden 
Übootkrieg sich wirksame Gegenmittel zu schaffen. Alles in 
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allem: Der Erwerb eines groß.n und abgerundeten afrikanischen 
Kolonialreiches, sowie die gesteigerte Nutzbarmachung unserer 
seitherigen Kolonien, wäre zwar im Interesse einer besseren und 
gesicherteren Versorgung unserer Bevölkerung mit Urprodukten 
und damit auch einer gewissen Hebung der Bevölkerungskapazität 
in hohem Grade wünschenswert. Allzu große Hoffnungen aber 
darf man daran nicht knüpfen. 

Ein zweiter beachtenswerter Vorschlag ist der der »inneren 
Kolonisation«, d. h. Schaffung kleiner Parzellengrundstücke zur 
Ansiedelung, bzw. Festhaltung eines Teiles der Bevölkerung auf 
dem Lande. Der Gedanke ist schon deshalb warm zu begrüßen, 
weil dadurch für nicht mehr voll arbeitsfähige und für etwa be- 
schäftigungslos gewordene Erwerbsfähige die Möglichkeit der 
Ernährung geschaffen wäre. Eine Minderung der Belastung des 
Gesamtvolkes würde freilich dadurch kaum herbeigeführt werden, 
da die Kolonisation bedeutende Geldsummen erfordert. Gelingt 
es, die gar nicht geringen Schwierigkeiten die dem voraussichtlich 
scharfen Widerstande unserer Großgrundbesitzer entspringen 
werden, zu überwinden, so wird man in der inneren Kolonisation 
immerhin ein großzügig gedachtes Mittel erblicken dürfen, die 
Bevölkerungskapazität zu heben und das wird, aller Voraussicht 
nach, zunnächst auch eine günstige Einwirkung auf die Geburten- 
ziffer herbeiführen; dieselbe wird größer sein, als sie es beim 
unterbleäben jener Maßnahme sein würde. Eine andere Frage 
ist es indessen, ob vermehrter Parzellenbesitz an sich auf die 
Dauer geburtenfördernd wirkt. Für eine solche Wirkung land- 
wirtschaftlichen Kleinbesitzes spricht die seitherige Erfahrung 
keineswegs. Länder überwiegenden Parzellenbesitzes weisen eine 
verhältnismäßig geringe Geburtenziffer auf; das beweist das Bei- 
spiel Frankreichs, aber auch Südwestdeutschlands. Man er- 
blickt vielfach in der Einführung des Anerbenrechtes ein wirk- 
sames Mittel gegen die Beschränkung der Kinderzahl, da es die 
freie Teilbarkeit des Bodens beim Erbgange, und damit die allzu 
große Verkleinerung deı Parzellen ausschließt. Diese Wirkung 
aber wird nur dann eintreten, wenn in hohem Maße die Möglich- 
keit gegeben ist, für die Abfindungserben ausreichende Be- 
schäftigungsgelegenheit in der Industrie zu finden. Dies war vor 
dem Kriege in Deutschland in hohem Grade der Fall; daher die 
beobachtete günstige Wirkung des Anerbenrechtes. Wie wir in- 
dessen sahen, werden sich nach dem Kriege die Verhältnisse 
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zunächst wenigstens voraussichtlich anders gestalten und es ist 
dann anzunehmen, daß das Anerbenrecht eher auf Beschränkung 
als auf Vermehrung der Kinderzahl hinwirkt. Das Vorhanden- 
sein der Möglichkeit, einem Teil der Kinder in den Städten Be- 
schäftigung und Ernährung zu sichern, wird überhaupt für die 
Frage der Geburtenzahl auf dem Lande stets ausschlaggebend 
sein. Im überwiegenden Agrarstaat wird die Kinderzahl um so 
kleiner sein, je mehr der selbständige Parzellenbesitz vor- 
herrscht. 

Wir wenden uns nunmehr denjenigen Projekten zu, welche 
keinen anderen Zweck verfolgen, als Hebung der Geburtenziffer. 
Ihre Urheber setzen meist ohne weiteres hohe Geburtenziffer mit 
großer Volkszunahme gleich. Die Frage der zukünftigen Be- 
völkerungskapazität, die wichtigste von allen, wird meist ver- 
nachlässigt, oder wenigstens stark in den Hintergrund gestellt. 
Auch setzen die Förderer der nunmehr zu besprechenden Vor- 
schläge, wie schon einmal hervorgehoben, ohne weiteres voraus, 
daß die rationalistische Grundstimmung der Massen, wie sie vor 
dem Kriege bestand, nach dem Kriege fortbestehen müsse. Daß 
dies voraussichtlich irrig sein wird, sahen wir schon früher. Wenn 
wir diese Gruppe von Projekten trotz alledem einer Erörterung 
unterziehen, so geschieht es einmal der Vollständigkeit halber, 
ferner aber auch weil anzunehmen ist, daß gerade auf Grund dieser. 
Vorschläge gescetzgeberische Versuche nach dem Kriege nicht 
ausbleiben werden. Selbstverständlich geschieht diese Be- 
sprechung nur unter Vorbehalt aller seither erörterten Gesichts- 
punkte. | 

Die beachtenswerteste Gruppe von Vorschlägen ist diejenige, 
welche bezweckt, die durch hohe Kinderzahl erwachsenden 
Mehrausgaben dadurch wett zu machen, daß man den kinder- 
reichen Familien pekuniäre Vorteile gewähren, Kinderarme oder 
gar Ledige pekuniär benachteiligen will. Vor allem soll eine 
Differenzierung in der Besteuerung der Einkommen eintreten. 
Sicherlich ist vom Standpunkte der Steuerethik aus nicht das 
geringste dagegen einzuwenden, daß eine progressive Belastung 
der Einkommen nicht nur nach der Höhe des Einkommens 
erfolgt, sondern daß auch die Progression mit Rücksicht darauf 
stattfindet, wieviele Personen von dem gleichen Einkommen zu 
leben haben. Weniger einfach als dieser Grundsatz, erscheint 
indessen die Durchführung. Schon der Modus der Differen- 
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zierung wird schwierig sein. Bei welcher Kinderzahl soll dieselbe 
ihren Anfang nehmen, wieviel Kinder mehr müßten vorhanden 
sein, um die Versetzung des Censiten in eine uiederere Stever- 
klasse herbeizuführen ? Soll eine bestimmte Ehedauer Voraus- 
setzung beginnender Differenzierung sein, oder will man alle 
jungen Ehepaare, die naturgemäß zunächst wenig Kinder hab.n 
höher besteuern als die älteren Ehepaare der gleichen Einkommen- 
stufe? Sollen bei Verlust von Kindern die unglücklichen Eltern 
in der Steuer heraufgesetzt werden ? Ferner: Soll die Differen- 
zierung den gewünschten Zweck erreichen, so muß sie mehr als 
den vollen Ersatz der durch die größere Kinderzahl erwachsenen 
Ausgaben gewährleisten. Denn wenn dies nicht geschieht, so liegt 
immerhin die Gefahr vor, daß man lieber den rein pekuniären 
Nachteil höherer Steuer erträgt, als daß man die sonstigen mit 
größerer Kinderzahl verbundenen Sorgen und Unannehmlich- 
keiten auf sich nimmt. Eine so erhebliche Differenzierung aber 
ist in den unteren Steuerstufen, auf die es doch wesentlich an- 
kommt, kaum durchführbar. Auch vom fiskalischen Standpunkte 
aus lassen sich schwere Bedenken gegen die gedachte Maßnahme 
nicht ableugnen. In einer Zeit, wo es auf hohe Einnahmen des 
Staates in allererster Linie ankommt, könnte eine zu weit ge- 
triebene Differenzierung leicht eine Verminderung der Ein- 
nahmen zur Folge haben; denn es kann umso weniger die Rede 
davon sein, den ganzen Ausfall auf die Kinderarmen und Ledigen 
abzuwälzen, als ein großer Teil derselben ohne eigenes Ver- 
schulden wenig Kinder hat oder im ledigen Stande verblieben 
ist. Man müßte sie dann in einem Maße belasten, das ganz außer 
Verhältnis zu den Vorteilen stände, deren sie sich infolge ihrer 
geringen Kinderzahl oder Unverheiratetseins, wo möglich auch 
noch gegen ihren Wunsch, zu erfreuen hätten. Vor allem aber: 
Einen voll wirksamen Erfolg könnte die Differenzierung nur bei 
den besitzenden Klassen erzielen. Gerade bei diesen aber würde, 
um die Motive einer Beschränkung der Kinderzahl aus der Welt 
zu schaffen, eine Differenzierung in der Besteuerung des Ein- 
kommens nicht ausreichen. Es müßte daneben entweder eine 
Reform der Erbschaftsbesteuerung oder eine Reform des Erb- 
rechtes selbst unter erheblicher Einschränkung der Testierfreiheit ' 
treten. Ein gangbarer Weg wäre eine Besteuerung des Nach- 
lasses vor der Erbteilung, welche neben der Progression nach der 
Höhe des Nachlasses eine Difterenzierung in sich schläße, in der 
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Art, daß die Abgabe vom Nachlasse eine umso höhere wäre, je 
geringer die Zahl der direkten Erben. Gegen eine Aenderung 
des Erbrechtes in der Richtung, daß die kinderreichen Nach- 
kommen vor den Kinderarmen, Kinderlosen oder Ledigen be- 
vorzugt werden müßten, oder daß die Teilung nicht nach Köpfen 
sondern nach Stämmen zu erfolgen hätte, spricht der Umstand, 
daß diese R form nur dann die gewünschte Wirkung erzielte, 
wenn der Erblasser ein höheres Alter erreichte. Das wesent- 
lichste Bedenken aber gegen all diese Vorschläge liegt darin, 
daß die besitzenden Klassen numerisch viel zu wenig ins Gewicht 
fallen, um für die Gestaltung der Geburtenziffer innerhalb der 
ganzen Bevölkerung von erheblicherer Bedeutung zu sein. Mit 
der Konstatierung dieser Tatsache allein aber ist, so scheint 
mir, über die Einwirkung der Differenzierung das Urteil ge- 
sprochen. 

Neben das Projekt der Differenzierung in der Besteuerung 
tritt der Vorschlag einer Differenzierung in der Besoldung der 
Staatsbeamten je nach der Zahl ihrer Kinder. Auch gegen diesen 
Gedanken läßt sich manches einwenden, was wir gelegentlich 
der Steuerdifferenzierung hervorgehoben haben. In erster Linie 
kommt hier in Betracht der relativ geringe Prozentsatz, den die 
Beamten innerhalb der gesamten Bevölkerung ausmachen. Nach 
den Ergebnissen der Berufszählung von I907 gehörten ganze 
4,2%, der Bevölkerung zu den »im öffentlichen Dienste und in 
den freien Berufen« Beschäftigten. Sicherlich wird infolge der 
voraussichtlichen Monopolisierung zahlreicher Erwerbszweige 
der Anteil der sim Öffentlichen Dienst Beschäftigten« an der 
Bevölkerung zunehmen; indessen so erheblich kann er wohl nie- 
mals werden, um ein entscheidendes Gewicht für die Gestaltung 
der Geburtenziffer in die Wagschale zu werfen. Dazu gesellt sich 
aber ein weiteres, sehr beachtenswertes Moment. Eine Diffe- 
renzierung in der Art, daß man die Gehälter der kinderarmen, 
kinderlosen oder ledigen Beamten herabsetzt, kann ernstlich 
kaum in Frage kommen. Die unausbleibliche Erschwerung der 
Lebenshaltung nach dem Friedensschlusse infolge der bleibenden 
Verteuerurg gerade der unentbehrlichsten Güter, macht eine 
solche Maßregel unmöglich. Soll aber die Besoldung kinder- 
reicher Beamten gegen früher erhöht werden, so kann diese Er- 
höhung nur erfolgen auf Kosten der gesamten aller Veraussicht 
nach schon schwer genug belasteten übrigen Bevölkerung. 
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Anders ausgedrückt: Man würde, indem man den Beamten 
einen Anreiz zur Vermehrung ihrer Kinderzahl gäbe, gleich- 
zeitig in allen anderen Schichten der Bevölkerung diesen Anreiz 
durch weitere Erhöhung der Steuerbelastung vermindern. Es 
wäre die Frage, ob dann die Schlußbilanz für die Gesamtbe- 
völkerung nicht zuungunsten einer Vermehrung der Kinderzahl 
lauten würde. 

Die Vorschläge, welche auf eine Herabsetzung des Heirats- 
alters hinauslaufen sind zweckmäßig, wenn sie auf eine Be- 
schränkung des außerehelichen Geschlechtsverkehrs und damit 
auf eine Minderung der Geschlechtskrankheiten und der mit 
ihnen verbundenen Unfruchtbarkeit hinzielen. In so weit sie 
aber im übrigen von dem Gedanken ausgehen, es müßte ein 
frühes Heiratsalter zu einer Mehrung der Geburten führen, ver- 
fehlen sie ihren Zweck. Denn die Erfahrung zeigt, daß heutigen 
Tages das Heiratsalter tür die Geburtenziffer durchaus nicht 
präjudizierlich ist. In Frenkreich ist die Geburtenziffer niedrig, 
obgleich das durchschnittliche Heiratsalter gering ist, und auch 
in Deutschland ging die Geburtenziffer gerade in der Zeit stark 
zurück, in welcher auch das Heiratsalter sank. 

Von manchen Seiten hat man zaghafte Andeutungen ge- 
macht, welche darauf hinzielen, für eine gewisse Zeit wenigstens 
die Vielweiberei zu dulden. Ganz abgesehen von den schweren 
ethischen Bedenken, welche einer solchen Maßnahme entgegen- 
stehen würden, wäre dieselbe, so weit sie eine Vermehrung der 
Geburtenzahl im Auge hätte, ein Versuch mit durchaus untaug- 
lichen Mitteln. Für die große Masse des Volkes, auf welche es bei 
der Gesamtgeburtenzähl in erster Linie ankommt, könnte aus. 
wirtschaftlichen Gründen die Polygamie, auch wenn sie ge- 
stattet wäre, niemals in Betracht kommen. In denjenigen Kreisen 
aber, welche in der Lage wären, sich die Vielweiberei zu leisten, 
hat, wenn schon nicht die offizielle, so doch die geheime Poly- 
gamie auch seither in nicht allzu geringem Maße geherrscht. 
Auch ist nicht eben anzunehmen, daß die Mehrausgaben, welche 
dem Ehemann aus der offiziellen Polygamie erwachsen würden 
bei ihm gerade den Wunsch nach einer großen Kinderzall steigern 
sollten. Anders läge die Sache freilich bei den Frauen, sie würden, 
wenn sie der Furcht vor der Schande und der Sorge um ihrer und 
ihrer Kinder Zukunft enihoben wären, leichter geneigt sen, der 
Konzeption keine Hindernisse in den Weg zu legen. Will man 
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aber dieses Ziel erreichen, so gibt es dafür ein weit wirksameres, 
dabei vom ethischen Standpunkt aus erheblich weniger bedenk- 
liches Mittel: Die Hebung der rechtlichen und sozialen Stellung 
der unehelichen Mütter und der unehelichen Kinder. Ob dahin- 
zielende Maßnahmen geburtenfördernd wirken würden, hinge 
dann freilich davon ab, inwieweit die Bestrebungen der Frau 
über die des Mannes die Oberhand zu gewinnen vermöchten. 

Nach vorangegangener Prüfung aller dieser Vorschläge aber 
sei nochmals hervorgehoben, ein wie großer Irrtum es ist, anzu- 
nehmen, eine hohe Geburtenzahl sei gleichbedeutend mit starkem 
Bevölkerungswachstum. Es gab in der Geschichte aller Völker 
Zeiten, in denen die Geburtenzahl eine sehr hohe, die Zunahme 
der Bevölkerung aber eine sehr mäßige oder nahezu gleich Null 
war. Und wir haten soeben ein Zeitalter hinter uns, in dem die 
Bevölkerung in einem Maße anwuchs, wie kaum je zuvor und 
gleichzeitig die Geburtenziffer sank. Die Größe der Bevölkerung 
eines gegebenen Landes und die Rate ihres Wachstums hängt, 
wie wir sahen von dessen Bevölkerungskapazität ab und diese 
wiederum von den wirtschaftlichen Verhältnissen eines Landes 
und von der gewohnten Lebenshaltung der großen Masse seiner 
Bewohner. 

Mit größter Sympathie wird man all denjenigen Maßnahmen 
gegenüberstehen, die weniger darauf ausgehen, mehr Kinder ins 
Leben zu rufen, als die einmal Geborenen nach Möglichkeit am 
Leben zu erhalten. Verbesserung der Säuglingsfürsorge, Reform 
des Unterstützungswesens, Besserstellung unehelicher Kinder, 
möglichst hohe Unterstützung der alt oder invalid gewordenen, 
kurz diejenigen Maßregeln, die man als sozialpolitische zu be- 
zeichnen pflegt. Nur darf man sich niemals über die unüber- 
schreitbaren Grenzen im unklaren sein, die auch diesen Maß- 
nahmen gesetzt sind, und die bestimmt sind durch den potentiellen 
Nahrungsspielraum. Ist man sich dieser Grenzen nicht bewußt, 
so werden Ernährung und Bevölkerungswachstum nicht gefördert, 
sondern gefährdet, und es wäre damit das Gegenteil von dem 
erreicht, was man bezweckte. 

V. 

Das Ergebnis der vorstehenden Ausführungen wird zweifels- 
chne vielen guten Patrioten zunächst wenig befriedigend er- 
scheinen Denn das Resultat derselben ist allerdings, daß die 
Aussichten für die Zunahme der Bevölkerung nach dem Kriege 
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tür die nächst absehbare Zukunft wenigstens, nicht allzu rosig 
erscheinen. Manche Leser werden in der Erwägung Trost finden 
können, daß diese Abhandlung nicht beanspruchen kann als 
Resultat exakter Forschung, zu welcher vorläufig alle Grund- 
lagen fehlen, zu gelten. : Es kann sich nur um die Prophezeiung 
gewisser Möglichkeiten oder Wahrscheinlichkeiten handeln, und 
es muß für dieselbe naturgemäß der Satz gelten, daß irren 
menschlich ist und daß kein Mensch heute in der Lage ist, mit 
Sicherheit vorauszusehen, was die Zukunft in ihrem Schoße 
birgt. 

Ein weiterer Trost wird uns allen die Tatsache sein dürfen, 
daß die Bevölkerungskapazität auch unserer Gegner in der 
nächsten Zeit nach dem Kriege eine wesentliche Einschränkung 
erfahren wird. Die Bevölkerung Frankreichs, dessen Bevölke- 
rungskapazität schon vor dem Kriege eine erheblich geringere 
war als die der anderen kriegführenden Großmächte, wird vor- 
aussichtlich dauernd zurückgehen, und auch Rußland wird nach 
dem Kriege vor finanziellen Schwierigkeiten stehen, die seine 
Bevölkerungskapazität zunächst wenigstens ungünstig beein- 
flussen müssen. Aber auch wenn wir unseren Blick wieder der 
eigenen Zukunft zuwenden, so stoßen wir auf Faktoren, welche 
für eine entferntere Zukunft wenigstens erheblich erfreulichere 
Perspektiven eröffnen, als sie der Verfasser für die nächste Zeit 
nach dem Kriege zu geben vermochte. Da ist vor allem die 
innere Tüchtigkeit unseres Volkes, die sich jetzt im Kriege nicht 
nur im Heroismus unserer tapferen Truppen, sondern auch in 
dem stillen Heldentum der Daheimgebliebenen so herrlich be- 
währt hat. Da ist ferner der glänzende deutsche Erfindergeist, 
dem es in dieser schweren Zeit immer und immer wieder ge- 
lungen ist, für neue Auskunftsmittel zu sorgen, so bald die 
Not dringend zu werden drohte. Deutschem Fleiß, deutscher 
Beharrlichkeit und deutschem technischen Erfindergeist wird es 
gelingen, uns im Laufe der Zeit über die großen, unleugbar 
drohenden Schwierigkeiten hinauszubringen und den Stand, 
den in Deutschland die Produktivität der Arbeit und damit die 
allgemeine Wohlhabenheit vor dem Kriege erreicht hatte, nicht 
nur wieder herzustellen, sondern zu erhöhen, besonders dann, 
wenn es gelingt, den Frieden für lange Zeit zu erhalten. Mag auch 
der Absatz unserer Produkte im Auslande und damit der Erwerb 
von Nahrungsmitteln und Rohstoffen aus dem Auslande zu- 
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nächst erschwert sein, auf die Dauer wird doch das alte Sprich- 
wort seinen Wert behalten, daß alles Gute sich von selbst durch- 
setzt. Die Güte der deutschen Waren in Verbindung mit ihrer 
Wohlfeilheit wird ihnen den Weltmarkt wieder erobern. Sind 
wir einmal so weit, dann braucht es uns auch um die Vermehrung 
unserer Bevölkerung nicht mehr bange zu sein. Wächst die Be- 
völkerungskapazität, so wächst auch das Volk. Von Wichtigkeit 
ist freilich dafür, daß alles, was in unserer Macht liegt, geschieht, 
um die Kapitalbildung zu beschleunigen. Möglichste Erleichte- 
rung der Kapitalbildung ist einmal die Folge gesteigerter Ar- 
beitsproduktivität, sie ist aber weiterhin auch die Ursache 
weiterer Steigerung der Produktivität. Je reichlicher die zur 
Verfügung stehenden Unterhaltsmittel produktiver Arbeit, je 
größer der »Subsistenzfond«, umso größer die Möglichkeiten zu- 
nehmender Kapitalintensität, d. h. ergiebigerer Gestaltung der 
Produktion vermittels technischer Fortscnritte und »kapita- 
ıstischen Produktionsumwege«. Damit wiederum ist die wesent- 
lichste Vor -ussetzung gegeben für eine Steigerung der Bevölke- 
rungskapazität. Wahre Bevölkerungspolitik muß in 
erster Linie Kapitalbildungspolitik sein ?). 

Dabei dürfen wir eines allerdings nicht vergessen: Wie die 
Dinge heute liegen und in absehbarer Zeit liegen werden, werden 
wir selbst bei großer künftiger Bevölkerungszunahme auf lange 
hinaus noch nicht in der Lage sein, die Bevölkerungskapazität 
unsrer wirtschaftlichen und politischen Rivalen, des russischen, 
des britischen und des nordamerikanischen Weltreiches zu er- 
reichen. Diese drei Reiche verfügen für absehbare Zukunft über 
Territorien, die alle Möglichkeiten einer großen Volkszahl nicht 
nur nach der Größe sondern auch nach dem Reichtum und der 
Lage ihres Bodens in sich bergen. Solche Territorien besitzen 
wir weder zurzeit, noch besteht für uns vorerst Aussicht, sie zu 
erwerben und unserem Volke nutzbar machen zu können. Un- 
leugbar liegt hierin für unsere weltpolitische Zukunft eine große 
Gefahr. Indessen gibt es Mittel, dieser Gefahr zu entgehen, aller- 
dings nur dann, wenn wir uns entschließen werden, die seitherige 
Orientierung unserer auswärtigen Politik zu ändern. Dies dürfte 
uns nicht schwer fallen, da zwischen den 3 genannten Welt- 
reichen in der Zukunft Rivalitäten und Interessengegensätze 
unausbleiblich sein werden. Aber freilich: Wenn wir nicht 
He. Mombert, in der Festgabe für Lujc Brentano S. 399. 
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riskieren wollen, in einem zukünftigen Waffengange nicht nur 
mit 2, sondern mit 3 uns an Bevölkerungszahl weit überlegenen 
Weltreichen zu tun zu bekommen, so werden wir nicht umhin 
können, Glied eines politischen Systems zu werden, an welchem 
mindestens eines der großen Weltreiche beteiligt ist. Das Wort 
Friedrich Naumanns: »Lieber klein, aber alleine klingt zwar 
sehr stolz und verführerisch, birgt aber eine große Gefahr in sich. 
Gehen wir aber den Weg des Anschlusses an eines der Weltreiche, 
so dürfen wir, auch so weit die nationale Seite« des Bevölkerungs- 
problems in Frage kommt, unserer Zukunft sicher sein. 
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Staatliche Regelung der Elektrizitätswirtschaft 


von 


EMIL SCHIFF, Grunewald 


Seit Jahren liegt das Schlagwort Elektrizitätsmonopol in der 
Luft, und wenn hiermit auch nicht allgemein Vorstellungen ver- 
bunden weıden, die volkswirtschaftlich genau sind, so besteht doch 
selbst in entgegengesetzt beteiligten Kreisen Einigkeit darüber, 
daß weitreichende staatliche Eingriffe in die Elektrizitätswirt- 
schaft geboten sind. Für Fernstehende sei erläutert, daß der 
Begriff Elektrizitätswirtschaft, der jetzt auch von anderer Seite 
angewendel wird, die absichtsvollen Maßnahmen zur Beschaffung 
und Verwertung elektrischer Arbeit decken soll; eine Verstaat- 
lichung elektrotechnischer Betriebe, die Waren erzeugen, kommt 


nicht in Betracht. ?) 


1) Die vorliegende Untersuchung kann auf viele Einzelheiten, die für ein 
volles Verständnis nötig sind, nicht eingehen; dem näher beteiligten Leser dürfte 
daher die Nennung der folgenden Veröffentlichungen des Verfassers, die ver- 
wandte Gegenstände behandeln, erwünscht sein: Ein Elektrizitätsmonopol 
(Dokumente des Fortschritts und Documents du progrès, Berlin und Paris, 1908), 
Die Elektrizitätssteuer (Technik und Wirtschaft, 1908), Die Besteuerung der 
elektrischen Arbeit (Zeitschr. f. d. gesamte Turbinenwesen, Der Elektrotechniker 
1909), Staat und Stadt als Betriebsunternehmer (Technik und Wirtschaft, 1909, 
Heft ıo, ıı, 12), Gemeinbetriebe und Privatwirtschaft (Elektrotechnische Zeit- 
schrift, 1909), Unternehmertum oder Gemeinbetriebe ? (Leipzig, Duncker und 
Humblot, 1910), Der neue Berliner Straßenbahnvertrag (Elektrotechnische 
Zeitschrift, Dokumente d. Fortschritts, 1911), Konzessionierung oder Selbst- 
verwaltung ? (Elektrotechnische Zeitschrift, 1911), Neue Formen der Elektrizi- 
tätswirtschaft (Technik und Wirtschaft, 1911, Dokumente d. Fortschritts, 1912), 
Private Elektrizitätsmonopole (Zeitschrift f. Kommunalwirtschaft und Kom- 
munalpolitik, 1912), Die Schnellbahnfrage (Berlin, M. Krayn, 1912), Sollen die 
Berliner Elektrizitätswerke verstadtlicht werden ? (Berlin, Julius Springer, 
1914), Gutachten über die bayerischen Staatsverträge (1914, als Handschrift 
gedruckt), Die gemischt-wirtschaftliche Unternehmung (Vossische Ztg., IgI4, 
Nr. 51, Die Elektrizität, 1914), Die Hauptmängel der Konzessionsverträge in 
der Elektrizitätswirtschaft (Zeitschrift {. Kommunalwirtschaft und Kommunal- 
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Tatsächlich befinden wir uns bereits in einem Abschnitte der 
deutschen Elektrizitätswirtschaft, in dem nicht nur Selbstver- 
waltungskörper höherer Ordnung, selbst Provinzialverbände, 
sondern auch Staaten beträchtlich mitwirken. Diese Mitwirkung 
besteht zum Teil im Betriebe steatlicher Kraftwerke und Leitungs- 
netze und zum Teil in der Beeinflussung fremder Unternehmen, 
die der allgemeinen Versorgung mit elektrischer Arbeit dienen. 
Die Ausübung des Einflusses stützt sich bisher nicht auf Sonder- 
gesetze, sondern im wesentlichen auf die staacliche Verfügung 
über Wege, Bahnkörper, Forsten, Krongüter und Flußläufe und 
mitunter auf das staatliche Enteignungsrecht; Unternehmern, 
die staatliches Eigentum zur Führung von Leitungen benützen 
oder ein Enteignungsrecht erwirken wollen, werden Bedingungen 
auferlegt. Die staatlichen Maßnahmen sind bisher nicht von der 
Absicht, Einnahmen zu erschließen, sondern von dem Willen, 
dem Volksganzen zu nützen, getragen; sie sind zum Teil vollendet, 
zum Teil in der Durchführung begriffen und zum Teil noch Ent- 
wurf. | 

Bayern hat eine Reihe von »Staatsverträgen« mit Unter- 
nehmen abgeschlossen, die zum Teil in gemischtwirtschaftlicher 
Form, und zwar von Privatuntern_hmern in Gemeinschaft mit 
Städten und Kreisgemeinden, zum Teil rein privatwirtschaftlich 
betrieben werden. Durch diese Verträge hat sich der Staat einen 
gewissen Einfluß auf den Ausbau und die Bedingungen der Ver- 
sorgung großer Landesteile verschafft und die Möglichkeit 
späteren Erwerbes der Anlagen gesichert; auch ist bei einigen 
neuen Privatunternehmen bedungen, daß die von der Sache be- 
rührten Kreisgemeinden oder an ihrer Stelle der Staat innerhalb 
einer gewissen Zeit die Mehrheit der Geldanteile zu cinem be- 
stimmten Preise erwerben dürfen. Bayern plant ferner den Bau 
eines staatlichen Großkraftwerkes am Walchensee und die Er- 
richtung des »Bayernwerks«, das in Gemeinschaft mit privaten 
und gemeindlichen Elektrizitätswerken gegründet werden soll. 
Dieses Unternehmen soll ein ausgedehntes Fernleitungsnetz 


politik, Kommunale Rundschau, 1914, Elektrotechnische Zeitschrift, 1915, 
Hett 5 u. 6), Oeffentlicher Betrieb und Konzessicnswirtschaft (Vossische Ztg., 
1915, Nr. 31 u. 33, Zeitschrift für Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik, 
1915), Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft und Berliner Elektrizitätswerke 
(Berlin, Franz Siemenroth, 1915), Der Staat und die Elektrizitätswirtschaft 
(Dresdner Neueste Nachrichten, Die Elektrizität, Heft 17 u. 18, Zentralblatt 
für Elektrotechnik, Heft 11—14, 1916). 
31* 
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betreiben und Strom aus dem Walchenseewerke wie aus anderen 
Werken beziehen und über das rechtsrheinische Bayern ver- 
teilen. Durch die Ausführung dieses bedeutenden Planes Oskars 
von Miller würde eine gegenseitige Ergänzung und damit eine 
wirtschaftlichere Ausnutzung von Einzelwerken, der Ersatz 
ungünstig arbeitender Dampfanlagen durch Wasserkraft und eine 
Ersparnis an Aushilfsanlagen erreicht werden; dies alles bedeutet 
Ersparnis an Anlagegeld und Betriebskosten. 

Baden hat sich entschlossen, neben der Förderung der ge- 
meindlichen Elektrizitätswirtschaft durch den Betrieb einer 
staatlichen Wasserkraftanlage im Murgtal und durch Groß- 
abgabe von Strom aus einem staatlichen Netze tätigen Anteil an 
der Versorgung des Landes zu nehmen. 

Preußen hat sich im Zusammenhange mit der Regelung 
von Wasserläuien ohne Allgemeinplan zum Betrieb einzelner 
Kraftwerke, die elektrische Arbeit verkaufen, entschlossen und 
sucht ferner seit einigen Jahren einen regelnden Eintluß auf das 
Unternehmertum auszuüben; es stützt sich hierbei nur auf die 
begrenzten und gelegentlichen Möglichkeiten, die die Verfügung 
über staatlichen Grundbesitz und das Enteignungsrecht ge- 
währen. Erstrebt wird — in schonender Form und mit unzu- 
länglichen Handhaben — die Verhinderung des Vorrechtes ein- 
zelner Unternehmer bei der Ausführung von Anschlußanlagen 
und Lieferung von Betriebsmitteln, eine bestimmte Pflicht des 
Stromlieferers zu Ausbau und Versorgung und unter Umständen 
ein Einfluß auf den Tarif. 

Endlich ist Sachsen vor kurzem in einem grundsätzlich 
weitergehenden Sinn an die Aufgabe herangetreten. Allerdings 
soll zunächst nur der Erwerb und — geeigneten Falles — der 
Neubau einzelner Kraftwerke und der Bau der zugehörigen Fern- 
leitungen durchgeführt werden; es ist aber weiter beabsichtigt, 
die gesamte Versorgung des Landes ohne grundsätzlichen Aus- 
schluß der Einzelverteilung allmählich in die Hände des Staates 
zu leiten. Eine allgemeine gesetzliche Regelung ist auch hier 
nicht angekündigt worden; man will vielmehr die Abkürzung 
der Kenzessionen, die Privatunternehmer von Gemeinden er- 
worben haben, wie überhaupt das weitgesteckte Ziel im Wege 
des Privatvertrages unter Ausnutzung der Wegerechte, die das 
staatliche Grundeigentum gewährt, erreichen. Ob die Aufgabe 
auf diese Weise ausreichend und wirtschaftlich zu lösen sein wird, 
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erscheint zweifelhaft; es ist aber anzunehmen, daß man nötigen 
Falles weitere Handhaben heranziehen wird. 2) 

Wenn man die Sachlage überblickt, so zeigt sich kein be- 
friedigendes Bild. Es wurde und wird — wieder einmal — starke 
Scndertümelei getrieben, und diese erstreckt sich bis auf das 
Machtgebiet des einzelnen Landrats und der einzelnen Gemeinde 
hinab. Um die Elektrizitätswirtschaft gesünder zu gestalten, 
wäre es daher unerläßlich, daß wenigstens die künftigen Eingriffe 
der öffentlichen Kräfte planmäßig und einheitlich vollzogen würden. 

Die Möglichkeit hierzu wäre am ehesten gegeben, wenn das 
Reich eingriffe. Das Reich vertritt das Gesamtgebiet Deutsch- 
lands und ist daher grundsätzlich zur wirtschaftlichsten Lösung 
der Aufgabe befähigt, denn eine solche Lösung liegt in einer 
Zusammenfassung der Versorgung ohne Rücksicht auf einzel- 
staatliche Landesgrenzen und sonstige — greifbare oder geistige — 
Schlagbäume. Die wesentlichsten Gründe hierfür sind folgende: 
Die weitergehende Zusammenfassung von Versorgungsgebieten 
ermöglicht größere Kraftwerke und ungehindertere Fernver- 
sorgung. Bei gıößeren Werken sind aber an sich die Anlage- 
kosten und die Betriebskosten, bezogen auf die Einheit, geringer 
als bei kleineren. Die ungehinderte Fernversorgung erleichtert 
ferner die Anlage von Großkraftwerken an Orten, wo Wasser- 
kraft oder billiger Brennstoff die Stromerzeugung verbilligt; der 
geringere Brennstoffpreis beruht hierbei nicht nur auf dem Weg- 
fall der Frachtkosten, sondern auch auf der Verwertung von 
Brennstoff, der sich nicht zum Versand eignet. Der betriebliche 
Zusammenschluß der Versorgung ermöglicht außerdem die 
Ersparnis an Aushilfsanlagen und durch Ausgleich der Belastung 
— deren Spitze nicht an allen Stellen gleichzeitig auftritt — die 
bessere Ausnutzung der Betriebsanlagen. Die Mehrkosten, die in- 
folge der Fernleitung des Stromes und der Wandelungder Spannung 
entstehen, werden durch die Ersparnisse der Zusammenfassung 
überwogen. Ein Beispiel für die Unzweckmäßigkeit der inner- 
deutschen Abgrenzung bietet Sachsen, denn hier liegen die für die 
Errichtung von Großkraftwerken gegebenen Orte — Orte, die Kohle 
und Wasser ausreichend vereinigen, —nicht im Schwerpunkteder 
sächsischen Versorgungsgebiete,sondern an den Grenzen desLandes. 

Das Reich wird ferner durch seine ungeheuere Verschuldung 


2) Der sächsische Gesetzentwurf ist neuerdings dahin geändert worden, 
daß der Staat nicht nur ein Großkraftwerk, sondern zugleich das zugehörige 
umfangreiche Leitungsnetz erwirbt. 
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gezwungen sein, sich auch aus der Elektrizitätswirtschaft Ein- 
nahmen zu schaffen; dies dürfte aber ohne schädlichen Druck 
auf die Volkswirtschaft nur dann möglich sein, wenn technisch 
und verwaltungsmäßig der möglichst wirtschaftliche Grad der 
Zusammenfassung erreicht wird. Mit der Regelung der Elektrizi- 
tätswirtschaft geht endlich die Frage der Verdrängung des als 
Leuchtmittel unwirtschaftlichen Erdöls, das uns eine jährliche 
Abgabe von etwa Ioo Mill. M an das Ausland auferlegt, Handin 
Hand; dem Reich erbringt aber das Erdöl jährlich etwa 70 Mill. M 
Zoll, und seine Abwehr würde somit die erhöhte Notwendigkeit, 
Einnahmen zu schaffen, bedeuten. 

Endlich verdiente eine Regelung durch das Reich insofern 
den Vorzug, als die wirtschaftspolitische Einzelstaaterei dem 
Reichsgedanken nicht zuträglich ist. 

Leider beansprucht jedoch, von anderen Hemmungen ab- 
gesehen, der Krieg die geistigen und greifbaren Kräfte des Reiches 
und des größten Bundesstaates in solchem Maße, daß von ihnen 
gegenwärtig nur eine geringe Beeinflussung der großen Fragen 
der Elektrizitätswirtschaft zu erwarten ist, und dieser Umstand 
begünstigt das Einzelvorgehen der nichtpreußischen Staatsver- 
waltungen und der Selbstverwaltungskörper; hierdurch werden 
aber Tatsachen geschaffen, die ein späteres Eingreifen des Reiches, 
wenn auch nicht in jeder Richtung ausschließen, so doch stark 
erschweren. 

Bedrohen schon diese Einzelvorgehen die erwünschte Um- 
gestaltung, so bestehen noch größere Gefahren volkswirtschaft- 
licher und sozialer Art infolge der außerordentlichen Macht- 
stellung des elektrotechnischen Großunternehmertums. Die 
Gefahren, die mit einer solchen, in Deutschland früher unbe- 
kannten Unternehmermacht verbunden sind, werden von den 
deutschen Staatsverwaltungen grundsätzlich vollkommen ge- 
würdigt und sind in staatlichen Erlassen und Denkschriften 
mehrfach treffend beleuchtet worden. Nachdem nämlich Helios, 
Kummer, Union, Schuckert, Lahmeyer und Bergmann zum 
Teil untergegangen sind, zum Teil ihre wirtschaftliche Unab- 
hängigkeit eingebüßt haben, und nachdem etwa Ioo Mill. M durch 
wirtschaftliche Auswüchse und Umgestaltungen der elektrotech- 
nischen Industrie verloren worden sein dürften, sind als Beherrscher 
eines sehr großen Teiles der deutschen Elektrizitätswirtschaft nur 
die Gruppen AEG und Siemens übrig geblieben; hierbei ist die 
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Semensgruppe den Wegen der AEG weniger aus Uebeilieferung 
und Neigung als unter dem Zwange des Wettbewerbes gefolgt 
und stark hinter ihr zurückgeblieben. 

Uia sich zum Nutzen der künftigen Gestaltung der Elektrizi- 
tätswirtschaft über die Bedeutung des Unternehmerwesens klar 
zu werden, muß man sich ein ungeschminktes Bild der bisherigen 
Entwicklung machen. Der Krebsschaden dieser Entwick- 
lung besteht darin, daß die private Betriebswirtschaft zum größten 
Teil nicht als Selbstzweck geschaffen, sondern von den elektro- 
technischen Großfabriken unter dem Gesichtspunkte begründet 
worden ist, möglichst großen Absatz zu Vorzugspreisen zu er- 
langen und sonstigen Gewinn zu erzielen. Eine Folge dieses un- 
gehemmten Unternehmerstrebens im Verein mit gemeindlicher 
Kirchturmpolitik war es, daß in einer Zeit, in der die gemeinsame 
Versorgung größerer Gebiete bereits möglich war, jedes Krähwinkel 
mit einem eigenen Elektrizitätswerke bedacht wurde. Als dieses 
Feld abgeerntet war, wurde der Bau von Ueberlandwerken — der 
in einem gewissen Schritte wirtschaftlich berechtigt war — 
wiederum mit Hilfe einer aufs äußerste angespannten Werbe- 
tätigkeit treibhausmäßig betrieben, denn die ins Riesenhafte 
angewachsenen Arbeitsanlagen und Arbeitsgelder der Groß- 
unternehmen schreien stets nach Beschäftigung. Unter den 
gegebenen Voraussetzungen ließen sich auch die Gebiete der 
Ueberlandwerke zumeist nicht nach wirtschaftlichen, sondern 
nur nach zufälligen Gesichtspunkten abgrenzen. Gebiete, die 
bereits versorgt oder in der Wettjagd nach Konzessionen von 
einem anderen Bewerber mit Beschlag belegt oder infolge ander- 
weitiger Entschließung der zuständigen Verwaltungen unzu- 
gänglich waren, konnten in ihren natürlichen Versorgungsbereich 
nicht einbezogen werden, während ungünstiger gelegene, aber 
noch freie Gebiete mit Leitungsumwegen angeschlossen wurden. 
In einer Reihe von Fällen kam es allerdings zur Abgrenzung der 
Wettbewerbsgebiete; einmal aber war diese Regelung unzu- 
reichend, und ferner hatte sie zur Folge, daß sich die Schongebiete 
Monopolen der Unternehmer gegenübersahen. Die Karte der 
einzelnen Versorgungsgebiete Deutschlands gewährt demgemäß, 
vom technisch-wirtschaftlichen Standpunkte betrachtet, ein 
übles Bild; der wirtschaftliche Ausdruck dieses Bildes ist größte 
Geldvergeudung in Anlage und Erneuerung, in Betrieb und Ver- 
waltung. Da die Technik im Fließen ist, war freilich ein voll- 
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‚kommen wirtschaftliches Vorgehen nicht zu erreichen ; wohl aber 
hätte eine frühzeitige staatliche Regelung — die keine Ausschal- 
tung des Unternehmertums zu bedeuten brauchte — dem deut- 
schen Volksvermögen Hunderte von Millionen an Anlagegeld 
und Betriebskosten ersparen Können, eine Sachlage, auf die recht- 
zeitig hingewiesen worden ist. Vielleicht wäre die Entwicklung 
der Versorgung mit elektrischer Arbeit dann etwas langsamer 
vorwärts geschritten; dieser Nachteil wäre aber gegenüber den 
erreichbaren Vorteilen — Vorteilen auch für die technische 
Entwicklung — verschwindend gewesen. 

Der heutige unwirtschaftliche Zustand beruht aber nicht 
allein auf der Zersplitterung, sondern auch darauf, daß sich die 
erbauenden Unternehmen bei der Gründung privater Elektrizi- 
tätswerke Vorzugspreise, Zwischengewinne und zum Teil noch 
besondere Gründervorteile bedangen, und daß sich die abhängigen 
Betriebsunternehmen gezwungen sahen, übermäßig auf Ertrag zu 
wirtschaften. 

Die zur Sicherung des Unternehmervorteils dienenden Ver- 
fahren sind aufs höchste ausgebildet. Die erbauenden Unter- 
nehmer oder Unternehmen, die zu ihrer Gruppe gehören, er- 
werben von den Gemeinden das Recht der Wegebenutzung 
— sogenannte Konzessionen — zum Betriebe von Stromliefe- 
rungsanlagen; die Verwertung dieses Rechtes erfolgt in der 
Regel durch rechtlich selbständige Betriebsgesellschaften, die 
teils als Sonderunternehmen, teils als Gruppenunternehmen, 
sogenannte Truste, verwaltet werden. Durch dieses — aller- 
dings auch durch sachliche Umstände begründete — Verfahren 
wird ein Käufer geschaffen, dem die zu errichtenden Anlagen mit 
Gewinn berechnet werden Können, während der Bauunternehmer, 
wenn er zugleich als Betriebsunternehmer aufträte, gesetzlich 
verpflichtet wäre, die Anlagen zum Herstellungspreis anzusetzen. 
Die Betriebsgesellschaften müssen allen Bedarf durch das grün- 
dende Unternehmen befriedigen; hierbei handelt es sich nicht 
nur um eigene Erzeugnisse des Erbauers, sondern auch um fremde 
Lieferungen und Leistungen. Es sind Verträge bekannt, nach 
denen abhängige Betriebsgesellschaften dem erbauenden Unter- 
nehmen für Gegenstände seiner Massenerzeugung Preise bezahlen 
müssen, dieum gov. H. höher sind alsdie Preise, zu denen unab- 
hängige Elektrizitätswerke die gleichen Erzeugnisse beziehen. 
Auch behält sich das erbauende Unternehmen nicht nur die Liefer- 
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ung seiner Eigenerzeugnisse und darüber hinaus nicht nur die Ver- 
mittlung fremder technischer Lieferungen und Leistungen, wie es 
etwa Dampfkessel, Eisenmaste und Holzmaste sind, sondern häufig 
selbst die Beschaffung der Bauten und Straßenarbeiten bei erheb- 
lichem Zwischengewinn vor. Außerdem werden Gewinne durch 
Geldbeschaffung und Beteiligung angestrebt. Ueberhaupt liegt bei 
dieser Art Unternehmerwirtschaft die unüberschreitbare Grenze 
der Gewinnvorbehalte erst dort, wo die Geldbeschaffung für das 
Betriebsunternehmen unmöglich wird; da es sich im allgemeinen 
aber um verhältnismäßig wagnisfreie Geschäfte handelt, da 
ferner Elektrizitätswerke die Beschaffung eines besonders großen 
Teiles des Anlagegeldes durch Schuldverschreibungen ermög- 
lichen, und da endlich elektrotechnische Unternehmen bei den 
Geldgebern beliebt sind, ist jene Grenze recht weit gesteckt. 

Die Verteuerung der Anlagekosten und zum Teil auch des 
Betriebes durch das erbauende Unternehmen verringert nicht 
nur das Erträgnis der außenstehenden Anteileigner, sondern ist 
auch einer der Gründe, warum die Betriebsunternehmen oft in 
urgesunder Weise auf Ertrag wirtschaften; in gleicher Richtung 
wirken eine Reihe weiterer Umstände: geldliche Beteiligung des 
beherrschenden Unternehmens, der Gründerwunsch, Gewinn 
aus der Neuausgabe von Geldanteilen des Betriebsunternehmens 
zu ziehen, der Vorbehalt von Gewinnanteilen und ähnliche 
Sondergesichtspunkte. In dieser Wirtschaftsweise werden Be- 
triebsunternehmen von den Konzessionsgebern meist nicht ge- 
hindert, sondern oft sogar bestärkt, weil es den Konzessions- 
gebern einmal an Sachkunde beim Vertragsabschlusse fehlt, und 
weil sie ferner häufig am Gewinne beteiligt sind; hierüber aber 
überschen sie ferner liegende, wenn auch letzten Endes wichtigere 
Umstände. Ein solches Wirtschaften auf Ertrag pflegt inersterReihe 
zur Vernachlässigung angemessener Abschreibungen und damit zur 
Verewigung ungesund hoher Anlagewerte zu führen. Die Ver- 
nachlässigung ausreichender Abschreibungen wird dadurch be- 
günstigt, daß die beherrschenden Unternehmen kraft ihrer 
Kenntnis und Beeinflussung der Verhältnisse ihre Beteiligung 
zu einem geeigneten Zeitpunkt abzustoßen vermögen, und daß 
die Betriebsanlagen in der Regel früher oder später von den 
Konzessionsgebern erworben werden. Dicse aber, unerfahren in 
solchen, für die einzelne öffentliche Körperschaft seltenen Ver- 
tragsabschlüssen, vereinbaren meist Bedingungen für die Bildung 
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des Erwerbspreises, die dem Unternehmer gestatten, das richtige 
Maß der Abschreibungen zu unterschreiten. Wirtschaftlich un- 
gesund wirkt ıerner der für den Unternehmer in solchen Verhält- 
nissen enthaltene Anreiz, an Erneuerung, Verbesserung und 
Unterhaltung, namentlich gegen Ende der Konzessionsfrist, 
zu sparen. Die Gesamtheit dieser Umstände ergibt das Bild einer 
unerfreulichen Wirtschaft, deren Kosten die fremden Anteil- 
eigner, die Konzessionsgeber und die Verbraucher — diese kraft 
der Tarife — zu tragen haben. 

Ein klassisches Beispiel der geschilderten Verhältnisse bieten 
die bis vor kurzem privat betriebenen Berliner Elektrizitäts- 
werke. Dieses Unternehmen war in sich eines der ergiebigsten 
und sichersten der Welt; seine Anteile hätten demgemäß steigende 
Vermögenswerte bedeuten müssen. Auch durch den Konzessions- 
ablauf konnte an sich kein Verlust entstehen, da die Stadt 
Berlin das Unternehmen zu vollem Buchwerte zu erwerben hatte. 
Trotzdem war der Preis der Anteile bei Uebergang der Werke 
an die Stadt unter die Hälfte des Höchststandes gesunken, die 
Stadt erwarb teuer, weil insgesamt viel zu wenig abgeschrieben 
war — im Jahresdurchschnitt nur etwa 3,5 v.H. des jeweiligen 
Restbuchwertes —, und die Masse der Verbraucher hatte 
seit über zehn Jahren keine Herabsetzung des Tarifes erlebt. 
Die Gründerin aber dürfte durch Lieferungen, durch das Recht, 
. die Hälfte aller Anteile zum Nennwerte zu beziehen, und durch 
sonstige Vorbehalte ungefähr 70 Mill. Mark, etwa ein Drittel 
der während dieser Zeit von ihr verteilten Gewinne, aus den Ber- 
liner Elektrizitätswerken bezogen haben. Eine nennenswerte 
Beteiligung besaß sie bei Uebergang der Werke an die Stadt nicht 
mehr; wohl aber veranlaßte die Gründerin, die zugleich Ver- 
walterin der Tochtergesellschaft war, die große Mehrheit der 
Anteileigner der Berliner Elektrizitäts-Werke, ihr die Anteile 
zu jenem Niedergangspreis abzutreten. Die Aktiengesellschaft 
Berliner Elektrizitäts Werke blieb nämlich zur Durchführung 
neuer aussichtsvoller Geschäfte bestehen. | 

Die Nachteile der übermäßigen Unternebmermacht werden 
auch durch die Beteiligung öffentlich-rechtlicher Stellen an der 
Elektrizitätswirtschaft nicht ohne weiteres aufgehoben, denn 
diese Stellen besitzen häufig nicht das nötige Selbstvertrauen, 
um die Neugestaltung auf eigene Kraft zu gründen; sie gehen 
vielmehr zum großen Teil Bündnisse mit jenen Privatunternehmen 
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ein. Hiergegen wäre kaum etwas einzuwenden, wenn sich das 
Zusammenwirken unter Bedingungen vollzöge, wie sie der Schöpfer 
des — unter seinen Voraussetzungen gewiß geistvollen — 
Gedankens der gemischtwirtschaftlichen Unternehmung, der 
preußische Ministerialdirektor Dr. Freund, gedacht hat. Unter 
den tatsächlichen Umständen wird jedoch der Bund leicht zu 
einer societas leonina. Niemand kann erwarten, daß der Erwerbs- 
unternehmer mit dem Eingehen einer solchen Verbindung plötz- 
lich das Gesamtwohl über den Erwerbsstandpunkt stelle; nützt 
er aber, wie er dies innerhalb unserer Wirtschaftsordnung für sein 
Recht hält, die Sachlage aus, so bedeutet dies nicht sowohl, daB 
die privatwirtschaftliche Leistungsfähigkeit dem öffentlichen 
Wohle dienstbar gemacht wird, als vielmehr, daB öffentliche 
Kräfte und Gelder stark in den Dienst des privaten Unternehmer- 
vorteils geraten. Die öffentlich-rechtliche Stelle setzt sich mit 
ihrem Ansehen, ihren Rechten, ihrer Beteiligung und ihrer An- 
lehensfähigkeit ein, wofür sie im wesentlichen einen gewissen 
Einfluß auf die Verwaltung und häufig ein Recht späteren Er- 
werbes der Anlagen eintauscht. Dem privatwirtschaftlichen 
Teilhaber wird hingegen in der Regel ein vertragliches oder tat- 
sächliches Alleinrecht oder Vorrecht für Bauten und Lieferungen 
zugestanden, das ihm vorweg großen Gewinn sichert. Die Wahr- 
nehmung seines Vorteiles wird ihm meist auch dadurch erleichtert, 
daß er gewisse leitende Stellen besetzen und die technische 
Planung besorgen darf; für die Entwurfsarbeit wird ihm überdies 
in der Regel eine ansehnliche Entschädigung bewilligt, obwohl 
diese Regelung sein besonderer Vorteil ist, und obwohl im freien 
Wettbewerbe die kostspieligsten Entwürfe trotz ungesichertem 
Erfolg unentgeltlich geleistet werden. Nicht selten beruht die 
öffentliche Beteiligung auch auf einem Erwerbe von Anteilen 
zu recht hohem Preise, und noch ungünstiger pflegen die Be- 
dingungen eines späteren Vollerwerbes des Unternehmens durch 
die beteiligte öffentliche Körperschaft zu sein. l 
Dieses Ergebnis der Verbindung öffentlicher und privater 
Wirtschaft begreift sich leicht daraus, daß auf der einen Seite 
einige wenige Unternehmer die Erfahrungen des Vertragsab- 
schlusses und des gesamten Unternehmerwesens auf dem Ge- 
biete der Konzessionswirtschaft und Stromlieferungswirtschaft 
auf sich vereinigen, während sich die entsprechenden Gegen- 
erfahrungen, namentlich infolge der Selbstverwaltung, ruf tausende 
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öffentlich-rechtlicher Stellen verteilen und somit aufs äußerste 
zersplittern. Zum Unglück lassen sich die beteiligten Verwaltungs- 
stellen auch häufig dazu bestimmen, den Plan oder die Beding- 
ungen der öffentlichen Beteiligung bis zum Zeitpunkte der Ge- 
nehmigung durch die Vollvertretung des Selbstverwaltungs- 
körpers geheimzuhalten. Infolgedessen mangelt es meist an Zeit, 
um die Angelegenheit in der Oeffentlichkeit sachverständig zu 
erörtern, und außerdem hat sich die verantwortliche Verwaltungs- 
stelle dann meist schon so stark für den Plan eingesetzt, daß sie 
eine abweichende Meinung nicht mehr als Förderung des auch von 
ihr zu vertretenden Gemeinwohls, sondern als Angriff auf ihre 
eigene Tätigkeit empfindet und Hand in Hand mit dem von 
Ursprung entgegengesetzt eingestellten Unternehmer abwehrt. 

Diese aus vielfachen Tatsachen abgeleitete allgemeine 
Beurteilung bedeutet im übrigen nicht, daß die gemischtwirt- 
schaftliche Unternehmung nicht in manchen Fällen die Besserung 
eines älteren Zustandes oder eine brauchbare — wenn auch 
selten unerläßliche — Uebergangsform darstellen kann, wie ja 
auch einige rein private Verwaltungen von Elektrizitätswerken 
volkswirtschaftlih und sozial Gutes geleistet haben. 

- Noch ungünstiger als bei der gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmung pflegt für die beteiligte öftentliche Körperschaft 
die Verteilung von Lasten und Vorteil bei der Verpachtung von 
Elektrizitätswerken zu sein, wie der Verfasser anderen Ortes 
näher dargelegt hat. 

Das gekennzeichnete Unternehmerwesen schließt somit 
außerordentliche Belastungen unserer V lkswirtsch; ft ein, die 
sich neben den Wirkungen der Zersplitterung auf lange hinaus 
fühlbar machen müssen; es ist daher doppelt nötig, bei der wei- 
teren Regelung der Elektrizitätswirtschaft erneute Geldver- 
geudung und sonstige unwirtschaftliche Maßnahmen zu ver- 
meiden. Wegen der Machtfülle der elektrotechnischen Groß- 
unternehmen auf der einen Seite und wegen der Schwierigkeiten, 
die auf der anderen Seite bestehen, liegt aber die Gefahr vor, daB 
sich auch die weitere Entwicklung unter Bedingungen vollziehe, 
die das Gemeinwohl nicht beiriedigen könnten. Die Großunter- 
nehmer haben sich nämlich in sehr geschickter Weise der For- 
derung, daß von Staats wegen in die Elcktrizitätswirtschaft ein- 
gegriffen werde, angepaßt; zu klug, um gegen den Strom zu 
schwimmen, suchen sie, die Strömung auf die Triebräder ihres 
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Vorteils zu leiten. Der seit einigen Jahren in den Aeußerungen 
des Unternehmerkreises eingetretene Umschwung wirft hierauf 
ein helles Licht; während man sich früher mit aller Kraft gegen 
den Gedanken eines staatlichen Eingreifens wendete, erschien 
man plötzlich mit diesem Gedanken ausgesöhnt. Der Grund ist 
leicht zu erkennen. Die alten Brunnen sind ausgeschöpft, und es 
gilt, neue zu erschließen. Es versteht sich bierbei für technisch 
und kaufmännisch hochstehende Unternehmer von selbst, daß 
sie neue Ziele nicht ohne Rücksicht auf sachlich vertretbare 
Richtlinien aufstellen; es wird also, da die Entwicklung ‘auf 
Zusammenfassung und Fernversorgung hindrängt, gefordert, daß 
der Staat Riesenkraftwerke errichte und Hochspannungsnetze, 
die das ganze Land bestreichen, anlege®). Die durch ein unge- 
hemmtes Unternehmertum und gemeindliche Eigenbrödelei ge- 
schaffene Unwirtschaftlichkeit, die weit über das unvermeidlich 
Gewesene hinausgeht, würde damit den Unternehmern zur Quelle 
neuen Großabsatzes werden. 

Die Hauptgründe, die in Unternehmerkreisen für die Not- 
wendigkeit staatlicher Durchführung der gestellten Aufgabe 
vorgebracht werden, sind nicht zwingend. Der Staat — man 
möge dabei an das Reich oder die Einzelstaaten denken — ver- 
fügt weder allgemein über die Brennstofflager, die als wesent- 
lichste Grundlage der neuen Werke gedacht sind, noch allgemein 
und unbeschränkt über die Wegebenutzung; er müßte sich den 
maßgebenden Betriebsstoff, die Kohle — neben der Wasserkräfte 
nur als Ausnahmen in Betracht kommen —, für die meisten der 
Riesenwerke erst sichern und müßte seine Wegerechte ergänzen, 
wofür das jetzige schwerfällige Enteignungsverfahren kaum ge- 
eignet sein dürfte. Wie und wie weit hier neue Handhaben nötig 
wären, hinge freilich wesentlich davon ab, ob der Staat nach dem 
Wunsche der Unternehmer auf die Verteilung der elektrischen 
Arbeit grundsätzlich verzichten wollte. Selbst wenn der Staat 
aber die notwendige Verfügung über die Wege besäße oder sie 
sich verschaffte, könnte er auf dieser Grundlage Unternehmern 
die notwendigen Rechte der Wegebenutzung einräumen, wie dies 
auch bisher von den Wegeberechtigten vielfi ch geschehen ist; 
befindet sich doch in anderen Ländern sogar das Eisenbahn- 
wesen in privaten Händen. Wohl aber liegen andere Gründe vor, 


3) Vgl. hierzu Dr. ing. Siegel. »Der Staat und die Elektrizitätsversorgungs 
(Berlin, Georg Stilke, 1915). 
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weshalb jene Aufgabe nur durch Staatseingriffe durchzuführen 
wäre. Einmal würden die herrschenden Anschauungen eine solche 
Festigung und Erweiterung der Privatmonopcle in der Elektrizi- 
tätswirtschaft nicht zulassen; ferner aber sind den Unternehmern 
Umfang und Wagnis der Aufgabe, namentlich wenn diese in 
dem ihnen erwünschten Schritte durchgeführt würde, zu groß. 

Die Gewinne, die bei der Behandlung des Planes für den 
öffentlichen Säckel herausgerechnet werden, schweben auch 
tatsächlich in der Luft. So ist ein Irrtum verbreitet, der allein 
genügen kann, das Ergebnis einer Ertragsrechnung umzustürzen; 
es wird nämlich gesagt, ein Staat könne sich mit weit geringeren 
Abschreibungen als ein Konzessionär begnügen, weil er gleich- 
sam über eine ewige Konzession verfüge. Diese Ansicht ist 
grundsätzlich falsch, denn die regelmäßige Abschreibung muß 
sich nach dem Schritte der technischen Entwertung, die durch 
Abnutzung, Altern und Veralten entsteht, richten; dieser Zeit- 
schritt ist aber für den Staat nicht langsamer als für einen anderen 
Unternehmer. Die Ansetzung zu geringer Abschreibungen ist 
grundsätzlich ein ebenso großer Fehler, wie wenn ein Teil der 
unmittelbaren Betriebskosten nicht als Verlust angesetzt würde; 
daß der Verlust durch Entwertung nicht so greifbar auftritt wie 
eine Ausgabe für Brennstoff oder Ausbesserung, kann hieran 
nichts ändern. Besonders lassen die notwendigen Grundsätze 
staatlicher Wirtschaft und die Verantwortlichkeit öffentlicher 
Verwaltungen nicht zu, daß. sich ein Staatsbetrieb dem wirt- 
schaftlichen Zwange, ausreichend abzuschreiben, entzieht, wie 
dies bei Privatunternehmen leider oft vorkommt, obwohl für 
private Unternehmen nicht nur die wiıtschaftliche, sondern 
auch die rechtliche Pflicht hierzu besteht; ja die Anforderungen, 
die wir an die Güte staatlicher Einrichtungen und staatlichen 
Wirtschaftens stellen, machen eher eine höhere Abschreibung 
nötig als die Verhältnisse des Privatbetriebes. 

Ob der Ausgleich der Entwertung in der Form der Ab- 
schreibung oder der Erneuerungsrücklage oder der Tilgung voll- 
zogen wird, ist in der wirtschaftlichen Wirkung grundsätzlich 
gleichgiltig. Gleichgiltig in der sachlichen Endwirkung — nicht 
jedoch für die zwischenzeitliche Bewertung — ist es auch, wenn 
statt der Abschreibung die Kosten der Erneuerung als Betriebs- 
kosten abgebucht werden, denn dies bedeutet nur eine andere 
Verteilung der gesamten Entwertung über die gesamte Nutzungs- 
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dauer der Anlagen, ein Verfahren allerdings, das dem gesunden 
Wirtschaftsgrundsatze gleichmäßiger Verteilung des Entwertungs- 
verlustes widerspricht. Will man auch bei diesem Verfahren 
grundsätzlich richtige zwischenzeitli'he Buchwerte erzieler, 
so muß neben der Abbuchung der Erneuerungskosten eine er- 
gänzende Rücklage oder Tilgung zu Lasten des Ertrages vor- 
gesehen werden; denn die tatsächliche Ausgabe für eine Er- 
neuerung gleicht immer nur die volle, bis zur Ersatzreife ge- 
diehene Entwertung aus, läßt aber die verborgene Entwertung 
— die Entwertung, die noch nicht zur Unbrauchbarkeit des 
Gegenstandes geführt hat, — unausgeglichen. Der Staat müßte 
also, um ordnungsmäßig zu wirtschaften, die Entwertung in der 
einen oder der anderen Form voll ausgleichen; auch würde jede 
Minderabschreibung eine spätere Mehrbelastung — in Gestalt 
von Zinsen sowie Abschreibung oder Tilgung oder Erneuerung — 
zur Folge haben, denn für den Staat fiele jene Möglichkeit weg, 
auf Grund deren Konzessionäre oft damit rechnen, die Unter- 
abschreibung schließlich ohne eigenen Schaden auszugleichen. 
Diese Möglichkeit beruht nämlich in der — nicht selten vertrag- 
lich begründeten — Aussicht, das Unternehmen zu. einem Preise, 
der den ordnungsmäßig herabgeschriebenen ua übersteigt, 
an den Konzessionsgeber zu verkaufen. 

Die irrige Annahme eines Einflusses der Konzessionsdauer 
auf die Abschreibung beruht zum Teil auf einer Verquickung mit 
Vorstellungen, die für die echte Tilgung gelten. Eine mit der 
Entwertung nicht zusammenhängende oder über deren Ausgleich 
hinausgehende Tilgung darf aber, selbst wenn sie aus dem Er- 
trage bestritten wird, ohne weiteres überhaupt nicht als Verlust in 
die Wirtschaftsrechnung eingesetzt werden, denn sie bedeutet, wie 
jedem Geldwissenschaftler geläufig ist, nicht den Ersatz verbrauch- 
ten, sondern die Ansammlung neuen Vermögens. Freilich kann 
diese sachlich-wirtschaftliche Lage für einen bestimmten Wirt- 
schaftsträger durch besondere rechtliche Verhältnisse verändert 
werden; dies gilt von der Heimfallast, mit der manche Konzessions- 
unternehmen beschwert sind. Die Heimfallast besteht darin, daß 
der Konzessionär bei Ablauf der Konzession dem Konzessions- 
geber Betriebsanlagen oder sonstiges Vermögen ohne Entgelt oder 
gegen Teilentgelt herauszugeben hat. Der Wert der Heimfallast 
ist also der Unterschied zwischen einem ordnungsmäßigen Buch- 
werte, wie er unter gewöhnlichen Umständen im Zeitpunkte der 
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Herausgabe gegeben wäre, und dem Entgelte für die Herausgabe. 
Die Heimfallast erfordert demnach eine Tilgung zu Lasten des 
Ertrages, die über die gewöhnliche Abschreibung für die te h- 
nische Entwertung hinausgeht; für den Jahressatz dieser 
Tilgung ist allerdings die Konzessionsdauer — unter Umständen 
die gesamte, unter Umständen die jeweils restliche Dauer — 
maßgebend. Durch solche Umstände oder auch durch den viel- 
leicht langsameren Schritt einer echten Schuldentilgung würde 
jedoch der Staat in der Notwendigkeit, die wirtschaftlich richtige, 
von irgend einer Konzessionsdauer unbeeinflußte Abschreibung 
für Entwertung vorzusehen, nicht berührt werden. ®) 

Weiter ist für die wirtschaftliche Beurteilung jenes denı 
Staat empfohlenen Planes von maßgebender Bedeutung, daß 
die damit verbundene Art der Gewinnschätzung die tatsäch- 
lichen wirtschaftlichen und rechtlichen Voraussetzungen nicht 
genügend berücksichtigt. Durch die Zersplitterung und Ver- 
teuerung der Anlagen sind gewaltige, unwirtschaftlich große 
Mittel — heute wohl an 2,5 Milliarden Mark — festgelegt und 
eine übergroße Zahl von Betrieben ist geschaffen worden. ®) Die 
meisten beteiligten Selbstverwaltungskörper besitzen eigene 
Werke oder haben Wegererhte zur Führung von Leitungen und 
das darauf gegründete Recht der Versorgung mit elektrischer 
Arbeit auf kürzere oder längere Dauer vergeben. Ohne weiteres 
stünde also neuen Leistungsquellen nur der Zuwachsbedarf für 
die verbreiteten Anwendungen der Elektrizität und der Ver- 
brauch aus neuen Anwendungen gegenüber. Auch dieser Absatz 
müßte aber im Wettbewerb mit den bestehenden Unternehmen 
erlangt werden, und unter diesen erzeugen immerhin eine Reihe 
von Werken die elektrische Arbeit mit recht mäßigen Kosten; 
auch kommt hinzu, daß die Billigkeit der Stromerzeugung bei 
den zu schaffenden Landeshauptwerken zum Teil durch die 
Kosten der Entwertung, der Verzinsung und des Betriebes de. 
Anlagen, die der Fernleitung und Spannungswandlung dienen, 
wettgemacht würde. Ferner würden der Abgabe an den Ver- 
braucher, von wenigen Ausnahmen abgesehen, die bestehenden 
Rechte der örtlichen Betriebsunternehmen entgegenstehen; es 

4) Näheres über Abschreibung, Tilgung, Erneuerung und Heimfall siehe 
in »\Wertminderungen an Betriebsanlagen« (Berlin, Julius Springer, 1909). 
5) Siegel gibt für das Jahr 1913 4040 öffentliche Elektrizitätswerke mit etwa 


2,2 Milliarden M Anlagegeld an. Von diesen Werken erzeugten jedoch nach 
Dettmar nur 2817 Werke die elektrische Arbeit ganz oder teilweise selbst. 


Staatliche Regelung der Elektrizitätswirtschaft. 493 


würde ohne weiteres also nur die Großabgabe an diese als an 
Wiederkäufer und ein entsprechend niedriger Großverkaufspreis 
für die Stromabgabe zu erzielen sein. Außerdem bestehen für 
die älteren Unternehmen besondere Gesichtspunkte, die dem 
Eindringen von Fremdstrom entgegenwirken. Die Einzelunter- 
nehmen sind ohne weiteres geneigt, ihre Unabhängigkeit auf- 
recht zu erhalten und die Betriebe, in denen sie Kraft und Geld 
festgelegt haben, zu vergrößern und damit wirtschaftlicher zu 
gestalten. Auch viele Gemeinden, die nicht selbst Elektrizitäts- 
werke betreiben, sind im gleichen Sinne beteiligt, weil sie aus dem 
Ertrage der von ihnen zugelassenen Unternehmen Abgaben be- 
ziehen; zum Teil würden sie überdies durch den Nichtausbau 
der örtlichen Unternehmen insofern empfindlich berührt werden, 
als ihnen diesen gegenüber Heimfallansprüche zustehen. Ferner 
besteht in den zahlreichen Fällen, in denen das Betriebsunter- 
nehmen von einem der elektrotechnischen Großunternehmen 
abhängig ist, das Hindernis, daß das beherrschende Unternehmen 
den ihm beim Ausbau des abhängigen Betriebsunternehmens 
gesicherten Absatz ohne Entschädigung nicht wird einbüßen 
wollen. Durch alle diese Umstände würde die Erlangung selbst 
des Neuabsatzes an elektrischer Arbeit im allgemeinen sehr er- 
schwert und nur zu verhältnismäßig ungünstigen Preisen möglich 
sein. Der einzige leicht erreichbare Absatz dürfte sich aus der Spit- 


zenleistung der Einzelwerke — jener Leistung, die das übliche 
Mittelmaß überschreitet und nur während eines Bruchteiles der 
täglichen Betriebszeit auftritt, — ergeben; dieser Absatz wäre 


aber trotz den dafür erzielbaren höheren Strompreisen für die 
Hauptwerke wenig lohnend, weil er nur eine Sehr kurzzeitige 
Ausnützung der Anlagen darstellt. Der Nutzungsgrad ist aber 
nach dem »Gesetz von den festen Kosten« bei Unternehmen, die 
großes Anlagegeld und einen erheblichen Mindestaufwand an 
Betriebsstoff und Betriebstätigkeit bedingen, für die Wirtschaft- 
lichkeit maßgebend. ®) 

Durch den Zuwachsbedarf und Spitzenbedarf allein kann 
also die Wirtschaftlichkeit des Planes nicht sichergestellt werden; 
ohne weitere Maßnahmen wäre vielmehr mit einer Reihe von 
Verlustjahren zu rechnen, ehe auch nur das Gleichgewicht zwischen 
Verlust und Gewinn erreicht würde. Ein einigermaßen recht- 
zeitiger ausreichender Wirtschaftserfolg würde also die Still- 





$) »„Wertminderungens, S. 1 u. f. 
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legung bestehender Betriebe zur Voraussetzung 
haben. Eine solche Stillegung durch gesetzlichen Zwang herbei- 
zuführen, liegt jedoch nicht in dem gedachten Unternehmer- 
plane; ohne einen Zwang würde aber auch die auf der Stillegung 
älterer Werke fußende Entwicklung allzu langsam fortschreiten, 
um in kırzer Zeit ausreichenden Ertrag zu sichern. Denn zu den 
gedachten sachlichen und persönlichen Hemmungen, wie sie schon 
bei der Gewinnung des Zuwachsabs.tzes zu überwinden wären, 
käme hier noch die gewichtigste: der vom Staat anzubietende 
Strompreis müßte nicht nur den Wettbewerb der Eigenerzeugung 
der Einzelwerke schlagen, sondern außerdem — von Weiterem 
abgesehen — um den Betrag der Tilgung und Verzinsung der 
Werte, die durch die Stillegung ertötet würden, günstiger 
sein. 

Ein Beispiel möge dies beleuchten: Eine ältere gemeindliche 
Elektrizitätsanlage erzeuge mit einem Kraftwerke von 2,5 Mill. M 
Anlagewert jährlich 7 Mill. Kilowattstunden; die reine Strom- 
erzeugung koste an engeren Betriebsausgaben 4,4 Pf., an Ab- 
schreibung und Verzinsung 3,6 Pf. für die Einheit. Durch die 
Stillegung gehe ein Wert von 1,6 Mill. M verloren. Die Tilgung 
und die Verzinsung dieses Wertes müssen für einen richtigen Ver- 
gleich der Wirtschaftlichkeit des Fremdbezuges der elektrischen 
Arbeit mit der Eigenwirtschaft zu den gleichen Sätzen berechnet, 
die Tilgung muß also auf Grund der gleichen Zeitdauer bemessen 
werden, nach der die Abschreibung innerhalb der angenommenen 
Selbstkosten angesetzt war, denn der Betrieb des Gemeindewerkes 
würde bei Fortdauer der alien Voraussetzungen außer den un- 
mittelbaren Betriebskosten und der Mehrverzinsung Beträge für 
Tilgung und Verzinsung erbringen, die jenen Sätzen entsprechen. 
Es wäre also ein Selbstbetrug, wenn das stillegende Unternehmen 
in der vergleichenden Wirtschaftsrechnung für die Tilgung der 
toten Werte eine längere Frist vorsähe. Nach diesem Grundsatze 
berechnet sich im Beispielsfalle die Tilgung und Verzinsung des 
Verlustwertes auf 2,3 Pf. für ı kWh. Der vom Staat anzubietende 
Strompreis muß also nicht nur unter den Gesamtkost ‘n der Strom- 
erzeugung von 8 Pf., sondern unter einem Werte von 5,7 Pf. für 
I kWh liegen, um einen Vorteil zu bedeuten; ja das Staatsangebot 
muß für steigenden Bedarf die Gewährung weiterer Vorteile vor- 
sehen, weil die wachsende Entwicklung dem Einzelwerk unter 
Regelumständen eine Erhöhung des Umsatzes und eine Besserung 
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des Nutzungsgrades, also eine doppelte Möglichkeit der Ver- 
ringerung der Selbstkosten, bringen würde. 

Ob ein Hauptwerk unter solchen Voraussetzungen mit 
Nutzen als Lieferer eintreten kann, läßt sich nur von Fall zu Fall 
berechnen, denn die Selbstkosten der Kilowattstunde sind für den 
einzelnen Abnehmer je nach Entfernung vom Kraftwerk und Art 
und Spannung des benötigten Stromes wie nach Größe, Be- 
nutzungsdauer und tageszeitlicher Lage des Höchstbedarfes 
verschieden. 

Das schwerste Bedenken für die Höhe und Berechenbarkeit 
des Ertrages liegt aber nicht in den wirtschaftlichen Umständen, 
sondern in den besonderen Rechtsverhältnissen ; es findet seinen 
Ausdruck in dem bei jeder Art Verstaatlichung drohend auf- 
tretenden Begriffe der Abfindung. Denn es muß nach unseren 
Rechtsanschauungen in jedem Falle für Gewinne, die abzu- 
lösenden Trägern der Elektrizitätswirtschaft entgehen, und für 
wohlerworbene Rechte, die von Beteiligten aufgegeben werden, 
angemessene Schadloshaltung gewährt werden; auch ein An- 
schlußzwang würde hieran nichts ändern dürfen, sondern ledig- 
lich die notwendige Entwicklung gegen sachlich nicht berech- 
tigte Widerstände zu sichern haben. 

Die Entschädigungen, die mit dem planmäßigen Eindringen 
in fremde Versorgungsgebiete und besonders mit der Stillegung 
bestehender Werke verbunden wären, sind mannigfacher Art und 
können, da sie ohne weiteres nicht übersehbar sind, jede Schätzung 
umwerfen, wenn nicht das ganze Vorgehen von Anfang an ent- 
sprechend durchgedacht und eingerichtet wird. Vermeiden 
ließen sie sich aber nur dann, wenn man auf eine nach Umfang 
und Zeitschritt befriedigende, also wirtschaftliche Lösung der 
Aufgabe verzichtete. Die Entschädigungen würden sich auf den 
Ausgleich von Gewinnausfällen gemeindlich zugelassener Unter- 
nehmer, auf die Befriedigung von Konzessionsgebern, denen Ge- 
winnanteile aus der örtlichen Elektrizitätswirtschaft und zum 
Teil auch wertvolle Heimfallrechte zustehen, auf die Ablösung 
vertraglicher Ansprüche, die Gründern und Alleinlieferern bei 
Einzelwerken eingeräumt sind, und auf die Abfindung geschädigter 
Angestellter erstrecken. Sie brauchen durchaus nicht sämtlich 
und in allen Fällen in einer ausgesprochenen — einmaligen oder 
wiederkehrenden — Abfindung zu bestehen, sondern sie können 


auch in mittelbaren Formen auftreten, namentlich in Gestalt 
32* 
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eines Erwerbspreises für Anlagen oder Rechte, der den gewöhn- 
lichen Sachwert übersteigt; so sind in den neueren Ablösungs- 
verträgen, die Staaten oder Selbstverwaltungskörper mit Privat- 
unternehmen abgeschlossen haben, meist sehr hohe Preise für den 
Erwerb von Anlagen oder Aktien und neben anderen mittelbaren 
Entschädigungen zum Teil auch verteuernde Alleinrechte oder 
Vorrechte auf Lieferungen zugestanden worden. Auch wenn sich 
der Staat auf eine planmäßige Durchführung der Großlieferung 
elektrischer Arbeit an weiterverkaufende Ortswerke beschränkte 
— also auf die Verteilung des Stromes, nicht aber auf die wirt- 
schaftlich unerläßliche Benützung oder Stillegung vorhandeneı 
Anlagen verzichtete —, fiele nur ein Teil dieser Belastungen 
weg, denn die im Rechte Wohnenden würden injedem Falle dem 
werbenden Staate gegenüber ihren Vorteil kräftig wahrnehmen; 
zudem aber würde die Ersparnis an Sonderlasten durch den 
Nachteil ausgeglichen oder überglichen werden, daß der Staat 
mit der Stromverteilung auf den wesentlichsten Teil des Betriebs- 
gewinnes verzichten müßte. 

Diese Hinweise auf die wirtschaftlichen und rechtlichen, 
wägbaren und unwägbaren Schwierigkeiten, die sich der Um- 
gestaltung der Elektrizitätswirtschaft entgegenstellen, bedeuten 
jedoch keineswegs, daß die Entwicklung stillstehen oder planlos 
fortgesetzt werden soll; vielmehr ist für einen großen Teil der 
bestehenden Versorgung die Ueberleitung auf günstig wirt- 
schaftende Großkraftwerke erwünscht. Der Staatseingriff darf 
jedoch nur unter sorgsamster Berücksichtigung aller dargelegten 
Umstände erfolgen, wenn nicht der Zweck vereitelt, ja vielleicht 
statt einer Verbesserung eine Verschlechterung erreicht werden 
soll. Auch vor der Frage der Abfindung braucht man nicht zu- 
rückzuschrecken, wenn sie mit der nötigen Voraussicht und 
Sachkenntnis behandelt wird. Keinesfalls darf aber die staat- 
liche Regelung unter dem Drucke des Werbens und der Rat- 
schläge Beteiligter und in der Weise geschehen, daß ohne weiteres 
Großkraftwerke errichtet oder den Unternehmern teuer abge- 
kauft und ausgebaut werden; dadurch würden zwar den Unter- 
nehmern neue Gewinng, der öffentlichen Wirtschaft aber bedenk- 
liche Lasten an Geld und Wagnis erwachsen. Der Plan muß viel- 
mehr unter dem Gesichtspunkte des Staatsvorteiles und Gesamt- 
wohls aufgestellt und nach der rechtlichen und der wirtschaft- 
lichen Seite völlig durchgedacht werden. 
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Für eine staatswirtschaftlich und volkswirtschaftlich richtige 
Lösung genügt es zunächst nicht, daß sich der Staat lediglich auf 
seine Verfügungsgewalt über staatlicheGrundstücke stützt und sich 
im übrigen auf den Erfolg des Wettbewerbes und die Regelung durch 
Privatvertrag verläßt. Um weiteren Auswüchsen und einer weiteren 
Geldvergeudung in Anlage, Erneuerung und Betrieb genügend 
Einhalt zu tun und Staat und Verbrauchern gerecht zu werden, 
werden sich vielmehr Eingriffe durch die Gesetzgebung ni:ht 
vermeiden lassen. Der Staat wird sich das Recht der Mitbe- 
nützung von Wegen und Grundstücken, über die andere verfügen, 
die Möglichkeit des Erwerbes oder der Benützung bestehender 
Anlagenund Rexrhte und der Stillegung unwirtschaftlicher Betriebe 
und einen bedingten Zwang zumStrombezug aus staatlichenWerken 
sichern müssen, und wie auf der einen Seite eine angemessene 
Schadloshaltung abzulösender Wirtschaftsträger vorausgesetzt 
wurde, wird auf der anderen Seite der Staat gegen unangemessene 
Weigerungen und Forderungen zu schützen sein. Das Recht, 
Anlagen zu enteignen oder sonst einen Zwang auszuüben, hindert 
im übrigen keineswegs die Bevorzugung der freien Vereinbarung ; 
ein solches Vorgehen wird vielmehr nach früheren Erfahrungen 
gerade durch oie Möglichkeit des Zwanges gefördert. 

Eine wirtschaftlich maßgebende Vorfrage ist auch die Frage 
der Stromverteilung. Die Aeußerungen des Unternehmerkreises 
laufen darauf hinaus, daß zwar die Erzeugung elektrischer Ar- 
beit vom Staate betrieben werden könne, daß jedoch die Ver- 
teilung an die Verbraucher anderen Unternehmern vorzubehalten 
sei. Wie das Unternehmertum hierbei die Sachlage zu nutzen ge- 
neigtist, wird durch ein gerade jetzt naheliegendes Beispiel beleuch- 
tet. In diesem Fall erwirbt ein Staat ein vorhandenes Großkraft- 
werk zu einem reichlichen Preise; die Stromverteilung verbleibt 
dem Privatunternehmen. Der Staat hat dem Unternehmer künftig 
den gesamten Strom zu einem Preise zu liefern, bei dem er allen- 
falls seine Selbstkosten decken dürfte; die gesamte Spannung 
zwischen dem Stromverkaufspreis und den Selbstkosten — die 
sich aus den Kosten des Strombezuges und den Eigenkosten des 
Verteilungsbetriebes zusammensetzen .— kommt dem Privat- 
unternehmen zugute. Der beteiligte Staat hat sich, obwohl der 
Sachlage bewußt, zu diesem Geschäft entschlossen, weil er aus 
volkswirtschaftlichen und sozialen Gründen die allmählıche 
Verstaatlichung für nötig und einen ersten Schritt selbst unter 
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solchen Bedingungen für geboten erachtet.?) Dieser Staat ist im 
übrigen nicht gesonnen, grundsätzlich auf die Einzelverteilung 
der elektrischen Arbeit zu verzichten, und auch andere Staats- 
verwaltungen, die eine wirtschaftlich und sozial befriedigende 
Lösung anstreben, werden den Rat, die Einzelverteilung grund- 
sätzlich auszuschließen, vernachlässigen müssen. Dies bedeutet 
nicht, daß die Verteilung nicht in den geeigneten Fällen Wieder- 
verkäufern überlassen werden, also in erster Reihe den beteiligten 
Gemeinden verbleiben könnte; es darf aber nicht übersehen 
werden, daß der Hauptverdienst nicht in der Spannung zwischen 
Erzeugerpreis und Großverkaufspreis, sondern in dem Unter- 
schiede zwischen diesem und dem Verteilungspreise liegt, und 
daß Großverbraucher oft nur durch Preise gewonnen werden 
können, die einen Zwischengewinn ausschließen. Aus diesem 
Grunde behalten sich auch jetzt größere Kraftwerke, die durch 
Zwischenhand Strom abgeben, in der Regel die unmittelbare 
Versorgung größerer Verbraucher vor, und es läge weder im 
Vorteile des Staates noch der Verbraucher, den Staat als Strom- 
lieferer hierin anders zu stellen. Endlich könnte für den Staat die 
Versorgung weniger ergiebiger Gebiete — Gebiete im örtlichen 
oder fachlichen Sinne — zu so mäßigen Strompreisen nötig er- 
scheinen, wie sie ein Erwerbsunternehmer als Stromverteiler 
nicht würde einräumen wollen. 

Allerdings wird gegen eine staatliche Stromverteilung ein- 
gewendet, daß sich staatliche Verwaltungen für eine kaufmän- 
nische Werbetätigkeit nicht eigneten und Sondervergünstigungen 
nicht einräumen dürften. Die erste Einwendung ist auch gegen 
gemeindlich verwaltete Betriebe häufig erhoben, in vielen Fällen 
aber durch die tatsächliche Entwicklung widerlegt worden; es 
gibt heute zahlreiche kaufmännisch arbeitende Verwaltungen 
städtischer Gasanstalten und Elektrizitätswerke, wie es auf der 
anderen Seite private Werke dieser und ähnlicher Art gibt, die 
zopfig geführt werden. Ebenso wird sich die staatliche Verwal- 
tung den besonderen Erfordernissen wirtschaftlicher Betriebe 
anpassen; der ausgesprochene Wille hierzu liegt bei allen bisher 
mit der Sache befaßten staatlichen Stellen vor und findet bereits 
in durchgeführten und geplanten Betriebsverfassungen tatsäch- 


?) Gestützt auf die ablehnende Haltung des Landtages ist es der beteilig- 
ten Regierung nachträglich gelungen, wesentliche, auch von aussenstehenden 
Sachverständigen angeratene Verbesserungen des Vertrages durchzusetzen. 
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lichen Ausdruck. Eine willkürliche Einräumung von Vergün- 
stigungen ist ferner auch bei privater oder gemeindlicher Ver- 
waltung von Unternehmen, die mit öffentlichen Hilfsmitteln 
und für die Allgemeinheit betrieben werden, nicht zulässig: viel- 
mehr muß unabhängig von der Wirtschaftsform die Anerkennung 
des Grundsatzes der Tarifgerechtigkeit gefordert werden. Die 
Tarifgerechtigkeit schließt aber nicht aus, daß Verbrauchern, die 
ein Elektrizitätswerk günstiger beanspruchen, günstigere Strom- 
preise gewährt werden, wofern nur einem jeden Verbraucher 
unter gleichen Voraussetzungen gleiche Bedingungen gestellt 
werden; hiernach ist auch der Staat an der Einräumung zu- 
lässiger Vergünstigungen nicht gehindert. Endlich ist selbst die 
Tatsächlichkeit eines Mangels kein ausreichender Beweis gegen 
die Zweckmäßigkeit einer Einrichtung; es kommt: vielmehr, da 
alle menschlichen Einrichtungen Schwächen zeigen, bei der Wahl 
zwischen verschiedenen Verfahren darauf an, bei welchem Ver- 
fahren das Gesamtverhältnis zwischen Vorteilen und Nachteilen 
günstiger ist. Auch hiermit soll aber die Einzelverteilung durch 
den Staat nicht bedingungslos bejaht, sondern lediglich nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen werden.. 

Es ergibt sich ferner die große Frage, ob ein bedingter An- 
schlußzwang auch auf Anlagen, die keine öffentlichen Wege 
benützen, ausgedehnt werden sollte. Dettmar schätzte die Er- 
zeugung der Anlagen, die im wesentlichen nur für eigenen Bedarf 
elektrische Arbeit erzeugten, für das Jahr 1gıı auf etwa 8,5 Milli- 
arden kWh gegenüber einer von den öffentlichen Elektrizitäts- 
werken erzeugten elektrischen Arbeit von etwa 1,6 Milliarden kWh; 
Siegel gibt für das Jahr 1913 den Verbrauch der Eigenbetriebe mit 
etwa Io Milliarden kWh, die nutzbare Abgabe der öffentlichen 
Elektrizitätswerke — in ungefährer Uebereinstimmung mit 
Dettmar — auf etwa 2,8 Milliarden kWh an. Bedenkt man, daß 
die Eigenbetriebe hiernach nicht viel weniger als das Vierfache 
der elektrischen Arbeit verbrauchen, die sämtliche öffentliche 
Elektrizitätswerke an ihre Abnehmer verkaufen, und berück- 
sichtigt man weiter, daß sich unter den Eigenbetrieben viele 
gewerbliche Anlagen mit verhältnismäßig günstigen Nutzungs- 
bedingungen befinden, so leuchtet ein, daß die Gewinnung eines 
erheblichen Teiles des Bedarfes der Eigenbetriebe für die öffent- 
liche Elektrizitätswirtschaft und damit für die Gesamtheit der 
Verbraucher und letzten Endes überhaupt für die Volkswirt- 
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schaft von großem Vorteile wäre. Nach den ungeheueren Ver- 
lusten an Volksvermögen, die dieser Krieg herbeiführt, wird man 
aber die bestmögliche Ausnutzung der verfügbaren privatwirt- 
schaftlichen Mittel nicht mehr so bedingungslos wie früher als 
Sache des Einzelnen ansehen können, zumal eine Hintanhaltung 
der Errichtung, Erneuerung und Erweiterung von Einzelanlagen 
nur insoweit in Betracht käme, als dadurch dem Betroffenen 
keinerlei wirtschaftlicher oder technischer Schaden zugefügt 
würde; auch müßte für Zweifelsfälle eine Entscheidung durch 
unabhängige Sachverständige gesichert sein. Ueberdies ist es 
eine für die Volksgesundheit sehr wichtige Forderung, also eine 
Angelegenheit des Staatswohles und des Gemeinwohls, daß die 
große Zahl der rauchenden Schornsteine nach Kräften beschränkt 
und die Luft der Städte und der ländlichen Industriegebiete ent- 
giftet werde. 

Manche Kreise werden freilich geneigt sein, in einem solchen 
wirtschaftlichen Zwange eine Beeinträchtigung der persönlichen 
Freiheit zu sehen; dem liegen jedoch zum Teil verkehrte Vor- 
stellungen über wesentliche und unwesentliche Arten von Freiheit 
zugrunde. In Wahrheit hätte ein solcher rein wirtschaftlicher Zwang 
weit weniger zu bedeuten als die Last der Unfreiheit, die sich 
stets als Folge ungehemmter Wirtschaftsfreiheit einstellt. Wenn 
jemand ohne irgendwelchen Schaden und sogar mit dem Vor- 
teile der Vermeidung von Anlagekosten und Betriebslast auf den 
Eigenbetrieb verzichten müßte, so beeinträchtigte ihn dies in 
nichts Wesentlichem, und wir sind schon heute — auch vom 
Kriegszustande abgesehen — weit bedeutenderen wirtschaft- 
lichen Eingriffen des Staates unterworfen. Wenn aber viele 
tausende von Angehörigen des Elektrizitätsgewerbes, darunter 
viele mit höherer Fachbildung, infolge der Zusammenschlüsse 
von Unternehmern und der Vorherrschaft weniger Gruppen nicht 
nur der Aussicht auf wirtschaftliche Selbständigkeit beraubt sind, 
sondern nicht einmal mehr eine ausreichende Möglichkeit des 
Stellungswechsels haben, wenn infolge der vielfachen und ver- 
schlungenen Fesseln der Abhängigkeit, die solche Wirtschafts- 
zustände mit sich bringen, nur noch wenige Auserwählte die 
Freiheit der Meinung besitzen, so bedeutet dies eine Art und 
einen Grad der Unfreiheit, die für den Einzelnen wie die Gesamt- 
heit unvergleichlich bedenklicher sind; und doch wird über eine 
solche Unfreiheit hinweggesehen, vor weit unwesentlicheren 
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Beschränkungen aber zurückgeschreckt. Trotzdem bedarf die 
Frage des Anschlußzwanges für Eigenbetriebe, auch nur im 
Sinne der Beseitigung unbegründeter Widerstände verstanden, 
eingehenderer Untersuchung und soll daher hier nur angeregt, 
nicht gelöst werden. 

Die gegenwärtige Lage ermöglicht leider nicht, daß die Um- 
gestaltung und der Ausbau der Elektrizitätswirtschaft in naher 
Zukunft durch das Reich oder den größten Bundesstaat schöpfe- 
risch in die Hand genommen wird. Umsomehr muß aber als 
Mindestmaß des Notwendigen gefordert werden, daß der weiteren 
Vergeudung von Volksvermögen und Verrammelung von Zu- 
kunftswegen — Gefahren, die durch technische, wirtschaftliche 
oder rechtliche Maßnahmen gegeben sein köhnen, — vorgebeugt 
werde. Es ist demgemäß dringend notwendig, daß vom Reich 
oder — nach entsprechender Ergänzung der Reichsgewerbeord- 
nung — von den Einzelstaaten Genehmigungsgesetze erlassen 
werden. Diese Gesetzgebung muß die Benützung von Wegen 
und überhaupt öffentlichen und privaten Grundstücken regeln 
und Neubau, Erneuerung, Erweiterung, Umgestaltung und 
Erwerb elektrischer Starkstromanlagen von einer behördlichen 
Genehmigung abhängig machen. Sie muß ferner bis zur end- 
giltigen Ordnung der Elektrizitätwirtschaft für die gewerbs- 
mäßigen Strombetriebe die Pflicht gegenseitiger Ergänzung 
unter bestimmten Voraussetzungen begründen und die Erfüllung 
dieser Pflicht regeln; erste Bedingung wäre auch hier, daß die 
Beteiligten nicht geschädigt und die Pflichtleistungen ange- 
messen entgolten würden. Wo aber die Befriedigung des neuen 
Bedarfes mit vorhandenen Anlagen ohne Schaden für die Be- 
teiligten möglich wäre, müßte die Genehmigung versagt werden. 
Eine solche Regelung ist gewiß nicht einfach, die mit ihr ver- 
bundenen Schwierigkeiten lassen sich aber in lohnenden Grenzen 
überwinden, und es sind ohne Zweifel, da es sich — auch 
beim Verfasser — hier um keine neue Forderung handelt, 
verwertbare Vorarbeiten greifbar. 

Schon diese Gesetzgebung könnte ohne allzu große Schwierig- 
keit einen Schritt weitergehen und — wie das Gesetz über Klein- 
bahnen, aber unter anderen und genaueren Bestimmungen — 
für Fälle, in denen es das Gemeinwohl erheischt, ein Recht der 
Ablösung gewerbsmäßiger Strombetriebe begründen; zugleich 
wären für jeden Erwerb solcher Unternehmen, der unter Heran- 
ziehung öffentlicher — nicht nur staatlicher — Mittel, sei es durch 
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Kauf von Anlagen oder von Rechten, erfolgt, bestimmte Grund- 
sätze des Erwerbes festzulegen. Auf der einen Seite wäre die an- 
gemessene Entschädigung der Verzichtenden sicherzustellen; 
auf der anderen Seite wäre zum Schutze der Verbraucher und der 
Gesamtwirtschaft der Ueberzahlung und damit der weiteren 
Ueberwertung von Betriebsunternehmen vorzubeugen. In wie 
hohem Maße ein solcher Schutz nötig ist, wird der Uneingeweihte 
kaı m glauben; gerade neuerdings aber liegt wieder ein Fall vor, 
in dem ein Provinzialverband zu kaum verständlichen Beding- 
ungen erwirbt. Er gewährt nicht nur im Augenblicke für eine 
stattliche Anzahl von Millionen Aktien einen Preis, der die Zu- 
kunft stark ausmünzt, sondern er nimmt auch den späteren Erwerb 
weiterer Millionenwerte unter Umrechnung des vollen Ertrages in 
Vermögen — überdies auf Grund eines Zinsfußes von nur 4,5 v. H. 
— in Aussicht. Da es sich aber um ein Konzessionsunternehmen, 
also ein Unternehmen handelt, das auf Rechten von beschränkter 
Dauer beruht, bedeutet die Gewährung des vollen Ertragswertes 
grundsätzlich ein Gleiches, wie wenn ein Rentenempfänger durch 
Vollumwandlung der Rentein Vermögen —also unter der rechnern- 
schen Voraussetzung, daß er ewig leben werde, — abgefunden würde. 

Die angeregte Gesetzgebung sollte ferner die Handhabe für 
eine sachverständige Ueberwachung und Beeinflussung des 
Tarifwesens bieten. Der Aufbau der überwachenden und der 
im Streitfall entscheidenden Stellen und die für die Ueber- 
wachung und Entscheidung festzulegenden Grundsätze müßten 
neben dem Gesichtspunkte des Gemeinwohls den berechtigten 
Standpunkt des Unternehmers wahren; entsprechende Richt- 
linien lassen sich unter Anlehnung an Vorhandenes zeichnen. 

Als anerkannte Notwendigkeit mußes schließlich gelten, daß 
diese Gesetzgebung endgiltig mit der offenen oder versteckten Be- 
vorrechtung bestimmter Unternehmer für die Ausführung von An- 
schlußanlagen und Lieferung von Teilen solcher Anlagen aufräumen 
müßte. | 

Zur geeigneten Handhabung der Genehmigungsgesetze und 
zur Vorbereitung des Ueberganges vom regelnden zum plan- 
mäßigen schöpferischen Vorgehen wäre es zweckmäßig, eine 
Gemeinschaftstelle der deutschen Bundesstaaten zu schaffen; 
die von einigen Bundesstaaten gemachten Anfänge schließen 
Verständigung und Zusammenwirken in immerhin nützlichen 
Grenzen nicht aus, ja sie machen eine solche Maßnahme nur noch 
erwünschter. Der Gesichtspunkt der Einzelwirtschaft brauchte, 
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sofern er auf diesem Gebiet aufrechterhalten werden soll, hier- 
durch nicht beeinträchtigt zu werden. 

Auf diese Weise müßte in erster Reihe dafür gesorgt werden, 
daß einer wirtschaftlichen Regelung der Elektrizitätswirtschaft 
keine neuen Hemmungen erwachsen, und in zweiter Reihe, daß 
einer allmählichen Verstaatlichung unter wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten die Wege bereitet werden. 


Die vorliegende Arbeit war im wesentlichen fertiggestellt, bevor Herr. 
Professor Dr. Klingenberg, Direktor der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft, 
bei der Juni-Tagung Deutscher Elektrotechniker über »Elektrische Großwirt- 
schaft unter staatlicher Mitwirkungs vortrug (vgl. Elektrotechnische Zeitschrift, 
1916, S. 297 u. f.). Neben sehr beachlenswerten technischen Ausführungen über 
die Kuppelung von Großkraftwerken bringt auch Prof. Klingenberg grundsätz- 
lich den hier angedeuteten Unternehmerplan vor; unter Annahme richtiger Sätze 
für Abschreibung und Verzinsung kommt er hierbei zu dem Ergebnisse, daß 
der preußische Staat nach Festlegung von 900 Mill. Mark Anlagegeld im Jahre 
1926 einen Reingewinn von 4ı Mill. M über die Schuldzinsen hinaus erzielen 
könnte. Weitere Einnahmen ließen sich nach dem Plane des Professors Klingen- 
berg nur durch Steuern erlangen; nach seinen Vorschlägen könnten neben jenen 
41 Mill. M Betriebsgewinn 279 Mill.M Steuern aufgebracht werden. Hierzu 
ist zunächst zu bemerken, daß der weitaus größte Teil dieser Steuern keinen 
Zusammenhang mit der Elektrizitätswirtschaft hat; dies gilt namentlich ven der 
Steuer auf Beleuchtungsgas und, abgesehen von einem Bruchteile, von der mit 
200 Mill. M vorgesehenen Kohlensteuer. Demgemäß hat der Verfasser der vor- 
liegenden Untersuchung zwar auch — kurz vor Prof. Klingenberg, im Plutus 
vom 12. April 1916,— eine Kohlensteuer, und schon für die Gegenwart in vorläufig 
ebenderselben Höhe, vorgeschlagen, dies jedoch in einem durchaus anderen 
Zussmmenbange. Selbst aber die Besteuerung der Elektrizitätswirtschaft muß 
unabhängig von der Frage der staatlichen Mitwirkung an dieser Wirtschaft ge- 
wertet werden, denn der Staat kann sich diese steuerliche Einnahme ebenfalls 
— und sogar leichter — verschaffen, wenn er an der Elektrizitätswirtschaft 
keinen tätigen Anteil nimmt. Eine auf steuerlichem Wege erzielbare Einnahme 
könnte also den Staat niemals bestimmen, einen Plan geldlicher und tätiger Mit- 
wirkung an der Elektrizitätswirtschafi anzunehmen, wenn das zu erwertende 
Ergebnis — das nicht nur im unmittelbaren Ertrag für den Staatssäckel zu 
bestehen braucht — diesen Plan nicht an sich empfiehlt. Ein Vorschlag aber, 
der dem Staate die Festlegung von goo Mill. M mit einem für dis Jabr 1926 ge- 
schätzten Reinüberschusse von 4ı Mill. M und den Steuerzahlern eine weitere 
jährliche Belastung vcn 280 Mill. M zumutet, dürfte nur den Beifall der Ver- 
käufer und Unternehmer finden, denen die aufzuwendenden 900 Mill. M zu- 
fließen müßten. Dies gälte selbst dann, wenn die Frage vernachlässigt bleiben 
dürfte, wie sich die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens bis zur Erreichung des 
Entwicklungsstandes vom Jahre 1926 gestalten möchte. Gerade diese Frage 
berührt aber einen sehr wunden Punkt, weil die zu errichtenden Anlagen trotz 
einem im ganzen möglichst allmählichen Ausbau in wesentlichen Teilen von 
Anfang an auf die Größenverhältnisse eines weit späteren Bedarfes zuzuschneiden 
wären; infolgedessen müßte die Verzinsung des Anlagegeldes — einmal wegen 
Seiner unwirtschzftlichen Ausnützung und ferner wegen des ungünstigeren Ver- 
hältnisses zwischen engeren Betriebskosten und Einnabmen — in der Zwischen- 
zeit durchschnittlich wesentlich ungünstiger scin als unter den der Berechnung 
ünterlegten Verhältnissen. Auch im übrigen gelten für den Plan die meisten der 
n der vorliegenden Untersuchung behandelten Bedenken. 
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Der Weltkrieg hat unser gesamtes Wirtschaftsleben in 
einer Weise verändert, wie wir uns noch vor wenigen Jahren 
nicht träumen ließen. Zahllose Probleme tauchten auf, die 
einer der Neugestaltung der Verhältnisse Rechnung tragenden 
Lösung bedurften. Und, während man früher vielfach das Ein- 
greifen des Staates in das wirtschaftliche Leben mit scheelen 
Augen ansah, sind jetzt dem Staate in dieser Hinsicht gerade 
aus jenen Kreisen die wichtigsten Vorkämpfer erstanden, die 
vor dem Kriege solche Versuche oft auf das energischste be- 
kämpften, aus den Kreisen des Handels und der Industrie. Man 
hat eben umgelernt und eingesehen, daß Zeiten eintreten können, 
auf die die früheren Voraussetzungen nicht mehr zutreffen. 
Damit soll keineswegs behauptet werden, daß jene Kreise diesen 
gegenwärtigen Zustand als einen Idealzustand ansehen, dessen 
Beibehaltung erstrebenswert sei. Im Gegenteil. Sie wünschen 
diese Eingriffe des Staates nur deshalb, weil sie dadurch hoffen, 
daß nach dem Kriege die Rückkehr zu normalen Zuständen am 
raschesten gewährleistet wird. So erklärt es sich auch, daß die 
staatliche Regelung des Devisenverkehrs ?), die in das geschäft- 


1) Die vorliegende Abhandlung, die sich nur mit den auswärtigen Wechsel- 
kursen der wichtigsten kriegführenden und neutralen Länder befaßt, bildet den 
erweiterten Abdruck eines Vortraeges, den der Verfasser am 22. Mai 1916 
in der Volkswirtschaftlichen Gesellschaft in München hielt. Die am Schlusse 
dieser Abhandlung abgedruckten Zahlen- und Kurventabellen wurden bis Juni 
1916 inklusive fortgeführt. Die Kurventabellen wurden von Herrn Martin 
Gaugler, München, nach den Angaben des Verfassers angefertigt. 

2) Vgl. besonders die Bekanntmachungen über den Handel mit ausländi: 
schen Zaltlungsmitteln vom 20. und 22. Januar 1916 im KReichsgesetzblatt 
Nr. 12 und 13. 
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liche Leben so tief eingreift, was sogar die Denkschrift über 
wirtschaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges vom 
12. März 1916 offen zugibt ?), trotz mancher Abweichungen über 
den einzuschlagenden Weg, selbst in den dadurch stark betroffenen 
Kreisen des Bankiergewerbes als berechtigt anerkannt wurde. 
Die führt uns zu dem Thema, das den Gegenstand unserer Aus- 
führungen bilden soll, zur Frage der auswärtigen Wechselkurse 
im Kriege. 

Die ungünstige Gestaltung der auswärtigen Wechselkurse in 
den kriegführenden Ländern und besonders in Deutschland gegen- 
über neutralen Ländern ist eine der unerfreulichsten Begleiterschei- 
nungen des Weltkrieges. Kann dies auch von niemand bestritten 
werden, so gehen doch die Meinungen auseinander, ob die un- 
günstigen auswärtigen Wechselkurse — die Terminologie »gün- 
stige« bzw. sungünstiges Wechselkurse ist bekanntlich alt und 
stammt aus der Zeit der merkantilistischen Anschauung, die in 
der Zufuhr von Edelmetall das letzte Ziel des auswärtigen Han- 
dels erblickte — ein bloßer Schönheitsfehler, hervorgerufen 
durch die Veränderungen und Erschwerungen des internationalen 
Zahlungsausgleichs sind, oder ob diese Gestaltung der Wechsel- 
kurse nicht vielmehr in engem Zusammenhang steht mit dem 
inneren Wert unserer Währung und mit der Stärke unserer finan- 
ziellen Lage. Bevor diese Frage beantwortet werden kann, verlohnt 
es sich den Ursachen nachzugehen, welche eine so gewaltige und 
früher nicht geahnte Verschiebung der Wechselkurse hervorriefen 
und die Wirkungen zu betrachten, welche eine ungünstige Valuta 
aufs In- und Ausland ausübt. Dies führt uns dann weiter zum 
Vergleich des Standes der deutschen Valuta mit der englischen und 
französischen im neutralen Auslande seit Kriegsausbrauch, zu den 
Maßnahmen, die getroffen wurden, um einer weiteren Ver- 
schlechterung der Wechselkurse zu begegnen und zur Frage, 
was ev. noch, besonders nach dem Kriegsende, zu geschehen 
hätte, um die Herbeiführung des so wünschenswerten früheren 
Normalzustandes zu beschleunigen. 

Zunächst einige Vorbemerkungen, die den Ausgangspunkt 
unserer Betrachtungen bilden sollen.. -Hervorgehoben sei schon 

3) Achter Nachtrag. Reichstagsdrucksache Nr. 225 S. 84. Diese Denk- 
schrift (S. 77 ff.) liefert neben der Denkschrift vom 14. Mai 1915 (vierter Nachtrag. 
Reichstagsdrucksache Nr. 74 S. 16—17) und der Denkschrift vom 3. Dezember 


1915 (siebenter Nachtrag. Reichstagsdrucksache Nr. 162 S. 18 ff.) für unsere 
Frage wertvolles Material. 


506 Siegfried Buff, 


jetzt, daß wir, wenn wir im folgenden vom Wechselkurs sprechen, 
hierunter nicht nur den Kurs der Wechsel, sondern auch der 
Schecks, des ausländischen Geldes, der Kupons und verlosten 
Effekten usw., besonders aber der Auszahlungen, im Auge haben, 
für deren Schwankungen ja dieselben Gesichtspunkte gelten. 
Wir haben also mit den auswärtigen Wechselkursen das im 
Auge, was Knapp in seinem Buche: »Staatliche Theorie des 
Geldes« als »sintervalutarische Beziehungen« bezeichnet ®), d. h. 
die Gesamtheit der in Betracht kommenden Erscheinungen, 
von denen die auswärtigen Wechselkurse eigentlich nur einen 
Teil bilden. 

Will man die Ursachen der Schwankungen bei den aus- 
wärtigen Wechselkursen aufdecken, so muß man zunächst 
festhalten, ob bei zwei in Betracht kommenden nationalen 
Währungen Gebundenheit oder Freiheit besteht. Bei gebun- 
denen Währungen wird die Wertbewegung des Geldes mit einem 
dritten Wertgegenstand in Verbindung gesetzt, z. B. mit Gold 
oder Silber. Daher ist z. B. die Goldwährung eine gebundene 
Währung. Bei freien Währungen herrschen solche Beziehungen 
nicht. Zu den freien Währungen gehört die Papierwährung. 
In Ländern mit gebundener Währung besteht, um uns der 
Knappschen Terminologie, die übrigens von der Wissenschaft 
keineswegs allgemein akzeptiert wurde, zu bedienen, das defi- 
nitive oder uncinlösbare Geld entweder aus Gold- oder Silber- 
münzen oder aus beiden (z. B. Doppelwährung). Hier sind 
Banknoten usw. provisorisches, d. h. in Gold usw. einlösbares 
Geld, zum Unterschied von der Papierwährung. Jenes defini- 
tive Geld, dessen sich der Staat bei seinen Zahlungen bedient — 
Knapp nennt diese Zahlungen apozentrisch 5) —, bezeichnet er 
als valutarisches, zum Unterschied von akzessorischem Geld ®). 
Handelt es sich nun um zwei Länder mit gebundener Währung, 
in denen Metallgeld, z. B. Gold, valutarisch ist, so ist für solche 
Länder unschwer das Fundament zu finden, auf das sich die 

t) Leipzig 1905 S. 203 ff. 

5) a. a. O. S. 87. 

¢) Definitives und valutarisches Geld kann, braucht aber nicht nach Knapp 
(a. a. O. S. 94 ff.) das Gleiche auszudrücken. So sind z. B. in Doppelwährungs- 
ländern Gold- und Silbermünzen definitives Geld; dagegen kann in solchen 
Ländern einmal das Gold-, das andere Mal das Silbergeld valutarisch sein, je 
nachdem der Staat die einen oder die anderen Geldstücke aufdrängt. Gegen 


diese Terminologie wendet sich bes. Helfterich. Vgl. dessen Buch: Das Geld. 
2. Aufl. 1910 S. 418 ff. 
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Wechselkurse aufbauen. Das ist das sogenannte Wechselpari, 
welches hier dem Münzpari entspricht. Vor dem Kriege war in 
Deutschland und Holland das Goldgeld valutarisch, ebenso wie in 
den meisten feindlichen und neutralen Staaten. Für diese beiden 
Länder war das Münz- oder Wechselpari leicht zu ermitteln. 
Dies geschah in der Weise, daß man einen Gleichungspunkt für 
das Verhältnis des Wertes der beiden Geldeinheiten »Mark« und 
»Holländischen Gulden« feststellte, der sich nach dem Verhält- 
nisse der Gewichtsquanten Gold, die den beiden: Geldeinheiten 
entsprachen, berechnen ließ?). Ein Beispiel soll dies veranschau- 
lichen: Bisher wurden in Deutschland aus einem Kilogramm 
feinen Goldes 2790 M. geprägt, in Holland 1653,44 hfl. Wie 
viele holländische Gulden sind Ioo Mark und wie viele Mark 
sind Ioo holländische Gulden? Mithin ergibt sich zwischen 
deutschem und holländischem Gelde die Gleichung: 

Ikg Feingold = 2790 Mark = 1653,44 hfl.; also 


653, 
I Mark = ae = 0,59263 hfl. oder roo Mark = 59,263 hfl. 
| 2 
I Holl. Gulden ren 1,687 391 oder Ioo Holl. Gulden 


= 168,739I Mark. 

Mit anderen Worten: In ıoo Mark ist soviel Gold enthalten, 
daß 59,263 Gulden und in Ioo Holl. Gulden soviel des gelben 
Metalls, daß 168,7391 Mark daraus geprägt werden konnten. 
Wir wollen also daran festhalten, daß das Münzpari angibt, 
eine wie große Anzahl von Münzen des einen Landes erforder- 
lich ist, damit ihr Gewicht dem Gewichte der Münzen des anderen 
Landes entspricht ®). In dieser angegebenen Weise lassen sich 


7) Vgl. dazu u. a. Swoboda: Die Arbitrage. 14 Aufl. 1913, ferner Clare: 
The A. B. C. of the Foreign Exchanges 1911, Helffericha. a. O. S. 442 ff., Schraut: 
Die Lehre von den auswärtigen Wechselkursen. 2. Aufl. 1882 S. 3 ff. 

8) Man bezeichnet dieses Münzpari als gesetzliches Pari. Nicht damit zu 
verwechseln ist die tatsächliche Parität. Man hat darunter das Verhältnis des 
Ankaufspreises z. B. einer bestimmten Goldmenge in der einen Währung zum 
Verwertungspreise in der Währung des anderen Landes zu betrachten. Obgleich 
für die internationale Goldarbitrage nur die tatsächlichen Paritäten in Betracht 
kommen, kann man diese zurzeit nicht berechnen, da ja die meisten Länder, von 
allem übrigen abgesehen, keinen freien Goldverkehr haben. Ueber den Unterschied 
zwischen gesetzlichem und tatsächlichem Pari und zwischen tatsächlichem 
Pari und Goldpunkt vgl. bes. Heiligenstadt in seiner vorzüglichen Abhand- 
lung: »Beiträge zur Lehre von den auswärtigen Wechselkursen« in Conrads Jahr- 
büchern für Nationalökonomie und Statistik. Dritte Folge. Vierter Band. Jena 
1892 bes. S. 827 ff. 
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die Paritäten zwischen allen Goldvaluten sowie die Paritäten 
zwischen allen Silbervaluten ermitteln und man sagt hier, es be- 
steht eine feste Parität. Parität besteht auch zwischen Gold- 
valuten einer- und Silbervaluten andererseits; dieses Pari ist 
indes nicht fest, sondern Schwankungen unterworfen in dem 
Maße, in dem sich das Wertverhältnis zwischen Gold und Silber 
ändert. Keinerlei Parität besteht zwischen freien Währungen 
untereinander oder zwischen gebundenen und freien Währungen, 
da eben letztere nicht an irgendeinen dritten Stoff gebunden 
sind. 

Wir betonten bereits, daß das Wechsel- oder Münzpari 
bei Ländern mit gebundener Währung das Fundament der 
Wechselkurse bilde. Trotzdem wird man auch in Friedenszeiten 
wahrnehmen, daß die Wechselkurse in der Regel, selbst in Gold- 
währungsländern, je nach Angebot und Nachfrage, von dem 
. Wechselpari abweichen. Die Grenze bildet jedoch nach oben der 
sog. obere und nach unten der untere Goldpunkt?). Es sind dies 
jene Punkte, bei denen der Goldexport bzw. Goldimport lohnend 
wäre. In normalen Zeiten kann also bei Goldwährungsländern 
der Wechselkurs aufs Ausland im allgemeinen nicht über den 
oberen Goldpunkt steigen, da es sich in diesem Falle verlohnen wür- 
de, statt mit Wechseln, Schecks usw. zu zahlen, Gold nach dem 
Gläubigerland zu schicken. Umgekehrt kann der Wechselkurs im 
Frieden im allgemeinen nicht unter den unteren Goldpunkt sinken, 
da sonst der Besitzer des ausländischen Wechsels oder Schecks diese 
ins Schuldnerland schicken und sich dafür Gold kommen lassen 
würde, das er dann mit Nutzen im Inland verkaufen könnte. 
Diese Goldpunkte, d. h. also das Abweichen vom Pari nach oben 
oder nach unten, sind keineswegs feste Größen. Sie werden 
bedingt durch den Gewichtsverlust der zu versendenden Gold- 
münzen, den Zinsverlust für die Tage, an welchen die Sendung 
unterwegs ist, durch die Provision für den Ankauf dieser Münzen, 
auch durch die Transport-Versicherungs- und Verpackungs- 
spesen, kurz durch eine Reihe von Faktoren, die keineswegs 


%, Ottomar Haupt identifiziert in seinem Buche: Arbitrages et Parites 
(Huitième Edition Paris 1894) S. 31 ff. die tatsächliche Parität oder »parit& 
pratique«e mit Goldpunkt. Hiergegen hat sich Heiligenstadt a. a.O. S. 828 ff. 
gewendet. Trotzdem wird man, wenn man sich über die tatsächlichen Paritäten 
informieren will, das Hauptsche Buch als eines der wertvollsten Werke zu Rate 
ziehen müssen. 
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immer gleichbleiben !%). Wir wollen festhalten: Die Wechsel- 
kurse in Goldwährungsländern bewegen sich in normalen Zeiten 
zwischen dem oberen und unteren Goldpunkt. Allerdings darf 
man sich die Sache nicht so vorstellen, daß sofort, wenn einmal 
der obere oder untere Goldpunkt erreicht, über- oder unter- 
schritten wird, auch sofort Gold aus- bzw. eingeführt werden müsse. 
Die Goldbewegungen finden vielmehr im allgemeinen erst dann 
statt, wenn die Tendenz ausgesprochen für oder gegen das in 
Frage kommende Land ist, was erst in einer Reihe hinterein- 
anderfolgender Notierungen des Wechselkurses zum Ausdruck 
kommt. Hierauf hat besonders Heiligenstadt !!) hingewiesen. 
Wie kommt es, so wird man jetzt fragen, daß in Deutschland 
und in den meisten kriegführenden Staaten die auswärtigen 
Wechselkurse gegenüber den neutralen Staaten so stark vom 
Münzpari abweichen können, daß sie den oberen Goldpunkt 
seit langem gewaltig überschritten haben? Sehr einfach; weil 
wir zurzeit gar kein Münzpari haben !?). Denn bei uns und in den 


10) Vgl. hierzu u. a. Heiligenstadt a. a. O. bes. S. 822 ff. Hier sei nur noch 
erwähnt, daß auch vor dem Kriege die Goldpunkte u. a. eine Veränderung 
erfuhren, je nachdem der Exporteur Barrengold oder Godmünzen des impor- 
tierenden Staates versandte, da ja letztere um die Prägungskosten des Einfuhr- 
landes günstiger zu verwerten waren. Wurden Goldbarren eingeführt, so ver- 
schob selbstverständlich jede Veränderung des Goldpreises ebenfalls den Gold- 
punkt. Ebenso wurde der Goldpunkt des Einfuhrlandes beeinflußt, wenn die 
Notenbank des Importlandes die Goldeinfuhr dadurch erleichterte, daß sie zins- 
freie Vorschüsse gewährte. Die Entfernung des oberen und unteren Goldpunktes 
von der Parität war indes keineswegs immer gleichgroß. Vgl. Heiligenstadt 
a. a. O. S. 826, Weill: Die Solidarität der Geldmärkte. Frankfurt 1903, bes. 
S. 49 Anm. 1. 

11) a. a. O. S. 847 ff. 

12) Es muß daher ausdrücklich betont werden, daß z. Z. selbst beim Vor- 
handensein eines Münzparis die Entfernung der Goldpunkte vom Münzpari weit 
größer wäre als im Frieden, schon infolge der teilweise enormen Transport- und 
Versicherungsspesen und des größeren Zinsverlustes infolge der längeren Trans- 
portdauer. Während beispielsweise im Frieden bei uns das Münzpari für 100 $ = 
419,79 Mark und der obere Goldpunkt ungefähr 421,85 Mark notierte, würde 
dieser daher z. Z., von allem übrigen abgesehen, mindestens 430 betragen, 
wahrscheinlich aber weit mehr. Um die riskanten und kostspieligen Goldsen- 
dungen auf dem Meere während des Krieges einzuschränken unterhält z. B. 
Großbritannien beim Finanzministerium in Ottawa große Golddepots für 
amerikanische Zwecke. Umgekehrt hat Amerika in den ersten Monaten nach 
Kriegsausbruch, in denen es noch stark an England verschuldet war, das für 
England bestimmte Gold in Ottawa hinterlegt. Zu diesem Zweck wurde in den 
Ver. Staaten Ende September 1914 der sogenannte »Gold Poole gebildet. Er 
bestand in einer gemeinsamen Aktion einer großen Anzahl hauptsächlich Neu- 
yorker und Washingtoner Banken, einen Betrag bis zu $ roo Millionen Gold nach 
Canada zu schicken zur Verfügung der Bank von England. Von den Mitgliedern 
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meisten Ländern, die neutralen Staaten nicht ausgenommen, 
ist das Gold nicht mehr valutarisches Geld. Weder sind die 
Geldsurrogate in Gold einlösbar, noch auch zahlt der Staat 
in Gold. Es ist bekannt, daß in Deutschland das Gesetz, betr. 
die Reichskassenscheine und die Banknoten und das Gesetz, betr. 
die Aenderung des Münzgesetzes (beide vom 4. August 1914), die 
Reichsbanknoten und die Reichskassenscheine zum valutarischen 
Geld erhoben, d. h. ihnen Zwangskurs verliehen hat und daß 
durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 13. No- 
vember 1915 die Ausfuhr und Durchfuhr von Gold, entsprechend 
der Maßnahmen der meisten Staaten, verboten wurde !3). Und 
wenn auch der Reichsbank die Genehmigung erteilt wurde, in 
besonderen Fällen Gold auszuführen, so kommt doch im inter- 
nationalen Zahlungsverkehr das Gold, jene früher für diesen 
Zweck wichtigste weil wertbeständigste Ware, so gut wie nicht 
mehr in Betracht. So ist denn bei uns und in den meisten Län- 
dern, die bisher die Goldwährung hatten, das frühere Fundament 
der auswärtigen Wechselkurse, das Münzpari verschwunden, 
Man mag diesen jetzt herrschenden Zustand der Währung, dessen 
Herbeiführung unerläßlich war, beklagen — und wer von uns 
wünschte bei dem heutigen Stande der Wechselkurse die frü- 
heren »goldenen« Zeiten nicht zurück — an der Tatsache, daß 
wir zurzeit kein Wechsel- bzw. Münzpari haben, wird dadurch 
nichts geändert. Wir dürfen uns daher nicht wundern, wenn der 
holländische Gulden bei uns nicht mehr mit ca. M. 1,69, der Dollar 
mit ca. M. 4,20, der Schweizer Franken mit M. o,8ı usw. be- 
wertet wird. Man legt das frühere Pari zugrunde, wenn man 
sagt, zurzeit hat bei uns die skandinavische Krone über 40%, 


wurden indes nur 25% eingefordert, die bereits im Dezember 1914 zurückbezahlt 
wurden. (Vgl. über den »Gold Poole u. a. die Zeitschrift: »The Commercial and 
Financial Chronicle Bank and Quotation Sectione vom Oktober 1914 S. 18 und 
bes. vom November und Dezember 1914 S. 18 bzw. S. 17, sowie Plaut a. a. O. 
S. 84 ff.) Einen ähnlichen Zweck der Ersparung der Seetransporte verfolgen 
die Goldhinterlegungen für englische Rechnung in Australien, Neuseeland und 
Indien, wie bei südafrikanischen Banken. Ein weiterer Weg Goldtranspcrte zu 
vermeiden liegt in der Golddeponierung bei den Gesandtschaften jener Länder, 
für die das Gold bestimmt ist. So wurde z. B. Gold für argentinische Rechnung 
bei den Gesandtschaften dieses Landes in London und Stockholm hinterlegt, 
ein Weg der Ersparung der Goldversendung, der u. E. nach dem Kriege 
noch eine große Zukunft haben dürfte. 

18) Daß in den meisten Ländern die Notendeckungsvorschriften geändert 
wurden, spielt für die Beurteilung unserer Frage zwar auch eine Rolle, aber keine 
bedeutende. 
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der holländische Gulden 30—35%, der Schweizer Franken 
25—30%, der Dollar 20—25% Agio usw., während die ge- 
nannten Valuten in den korrespondierenden Ländern ein ent- 
sprechendes Disagio erfahren. Da aber, wie bereits betont, das 
frühere Münzpari zurzeit nicht mehr vorhanden ist, ist auch den 
Schwankungen der auswärtigen Wechselkurse nach oben und 
nach unten theoretisch, und, wie wir leider sehen, auch prak- 
tisch keine Grenze gesetzt. Daß in solchen Fällen ein starkes 
Abweichen der auswärtigen Wechselkurse vom früheren Normal- 
zustand nicht verwunderlich ist, hat schon Goschen in seinem 
klassischen Buche über »Die Theorie der auswärtigen Wechsel- 
kurse«14) ausgeführt. Dort heißt es u. a.: »Was hat man zu 
tun, wenn das Land, in welchem die Wechsel gezogen werden 
sollen, eine unbegrenzte und gar kein bares Geld darstellende 
Papierzirkulation besitzt? Was soll man tun, wenn das bare 
Geld nur gegen eine enorme Prämie zu haben ist, oder wenn die 
Ausfuhr von Gold vollständig verboten ist, oder wenn das Gesetz 
es untersagt, eine Prämie auf Gold zu geben oder zu nehmen 15) ? 
Es scheint auf den ersten Blick klar, daß die Grenzen, in die 
wir soeben die Schwankungen der Wechselkurse eingeschlossen 
haben (Goschen meint hier das Münzpari plus oberen oder 
minus unteren Goldpunkt), für die Mehrzahl der Fälle verschoben 
werden müßten« 1%). Wenn sohin bei uns das frühere Münzpari 
zurzeit nicht vorhanden ist, so wollen wir doch im folgenden 
bei der Betrachtung der Valutaschwankungen 17) davon aus- 
gehen. | | 
Wir werden jetzt versuchen die Ursachen anzugeben, welche 
ein derartiges Abweichen der auswärtigen Wechselkurse, wie 


14) Vgl. die Uebersetzung von Stöpel v. J. ıgıo S. 55 ff. Der englische 
Titel lautet; »The Theory of Foreign exchanges« 1. u. 2. Auflage. London 1863. 

15) Der Agiohandel mit Gold ist ja bekanntlich bei uns ebenfalls durch die 
Bundesratsverordnung vom 23. März 1914 verboten worden. Jedenfalls würde 
es hierzu in allen Fällen der besonderen Genehmigung des Reichskanzlers be- 
dürfen. Vgl. die Denkschrift vom 30. November 1914 (erster Nachtrag Nr. 29) 
3:3, 

16) Allerdings macht hier Goschen eine Einschränkung für den Fall, daß das 
Goldagio gesetzlich zugelassen und nicht durch künstliche Mittel beseitigt ist. 
Hier wird die Grenze durch Goldagio und Versendungsspesen gebildet. Vgl. 
Goschen a. a. O. S. 56 ff. 

17) Man bezeichnet bekanntlich eine Währung in ihren Beziehungen zu 
fremden Währungen als »Valuta«e, die Wertveränderungen zwischen dem in- 
ländischen und ausländischen Gelde als »Valutaschwankungen«. Vgl. Heltferich: 
Das Geld a. a. O. S. 442. 
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wir es heute haben, vom früheren Normalzustande herbeiführte. 
Wir hoben bereits hervor, daß auch in Friedenszeiten, selbst in 
Ländern mit Goldwährung, der Kurs der auswärtigen Wechsel 
oder richtiger mit Knapp »der intervalutarische Kurs«!°), der 
alle internationalen Zahlungsmittel einschließt, keineswegs immer 
al pari stehen wird, sondern höchst selten. Auf die Höhe des 
Wechselkurses wirken vielmehr dieselben Preisbestimmungs- 
gründe ein wie auf alle anderen Waren. Der Preis des Wechsels 
wie aller internationalen Zahlungsmittel unterliegt ebenso dem 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage, wie jede andere Ware 
auch. Nur wird in Ländern mit tatsächlicher Goldwährung die 
Höhe des Wechselkurses automatisch reguliert durch die beiden 
Goldpunkte. 

Will man wissen warum die auswärtigen Wechselkurse 
steigen oder fallen, so muß man sich zunächst vor Augen halten, 
daß der Wechselkurs oder besser, wie bereits betont, der inter- 
valutarische Kurs, das Barometer für die Zahlungsbilanz eines 
Landes ist. Wenn größere Zahlungsverpflichtungen ans Aus- 
land vorhanden sind, so braucht man ausländische Valuta. 
Umgekehrt: sind die Forderungen ans Ausland größer, so gibt 
man ausländische Valuta ab. Die Nachfrage bewirkt ein Steigen, 
das Angebot ein Fallen der ausländischen Wechselkurse im 
Inland 9%). Daher finden alle Momente, welche die Zahlungs- 
bilanz beeinflussen, ihren Ausdruck in den jeweiligen Wechsel- 
kursen, wobei nicht gerade behauptet werden soll, daß diese 
immer das vollkommene klare Spiegelbild der Qualität der 
Zahlungsbilanz darstellen. Denn diese Qualität kann schlecht 
sein und trotzdem können die Wechselkurse eines solchen Landes 


18) a. a. O. S. 203 ff. 

19) In England liegen die Verhältnisse infolge der dort überwiegend herr- 
schenden Notierungsweise umgekehrt. Dort erfolgt die Notierung in den meisten 
Fällen für ı £. Man sagt hier, die sfeste Valuta liegt im Inland.« Steigt also in 
England der Kurs aufs Ausland z. B. auf Frankreich, so erhält England einen 
größeren Betrag in französischer Valuta als bisher und Frankreich muß mehr 
für ı £ bezahlen. Dies ist daher für England günstig, für Frankreich ungünstig. 
Umgekehrt ist ein Rückgang des ausländischen z. B. französischen Wechsel- 
kurses in England für dieses Land ungünstig, da es dann z. B. weniger Franken 
erhält, für Frankreich aber günstig, da es für ı £ weniger in Franken zahlen 
muß. In Deutschland und in den meisten Ländern liegt sdie feste Valuta im 
Auslande«, d. h. 100 Frs., 100 Kr., ı £ usw. = soundsoviel Mark. Daher ist hier 
eine Kurssteigerung der ausländischen Valuta für das Inland ungünstig, ein 
Kursrückgang günstig. Ueber die Vorzüge der englischen Notierungsweise vgl. 
u. a. Clare a. a. O. S. 43. 
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aufs Ausland zeitweise sehr günstig stehen. Das ist dann der 
Fall, wenn die momentanen Forderungen die momentanen Ver- 
pflichtungen überwiegen. So ist es auch begreiflich, daß die 
türkische Valuta während des Krieges infolge von Lieferungen 
an uns von M. 18,4558 pro Ltq auf M. 24,50, d. h. um beinahe 
33% und sogar darüber steigen konnte. Bei der Beurteilung der 
Zahlungsbilanz hat man eben zu unterscheiden zwischen der 
momentanen und der dauernden Zahlungsbilanz. Die momen- 
tane Zahlungsbilanz wäre zum Unterschied von der dauernden 
Zahlungsbilanz etwa mit einem Kontokorrentsaldo zu vergleichen. 
Wie dieser vorübergehend selbst für ein schlechtes Unternehmen 
günstig sein kann, ebenso ist es bei der momentanen Zahlungs- 
bilanz. Die Zahlungsbilanz im allgemeinen enthält nun bekannt- 
lich ähnlich wie die Bilanz eines geschäftlichen Unternehmens 
eine Menge von Einzelposten, die je nach der wirtschaftlichen 
Entwickelung der in Betracht kommenden Länder einen größeren 
oder geringeren Wert repräsentieren. Der wichtigste Posten ist 
die Warenein- bzw. -ausfuhr; sodann kommt in Betracht die 
Gewährung oder Inanspruchnahme von Krediten, sei es von 
Kontokorrentkrediten für vorübergehende oder von Anleihen 
für dauernde Zwecke, ferner die sonstigen Beteiligungen an 
auswärtigen Unternehmungen, die Zinseinnahmen aus sämt- 
lichen im Auslande investierten Kapitalien bzw. die Verpflich- 
tungen in dieser Hinsicht an dasselbe, weiterhin die Eingänge 
aus dem internationalen Transport- und Versicherungsgewerbe, 
aus dem Reiseverkehr, Geldsendungen der Ausgewanderten 
ans Mutterland und umgekehrt, Einnahmen und Ausgaben aus 
dem internationalen Zwischenhandel im weitesten Sinne; hierzu 
gehört u. a. auch das internationale Börsen- und Arbitrage- 
geschäft. Wir sehen hier eine Fülle von geschäftlichen Trans- 
aktionen zwischen dem In- und Ausland, die, bei der Viel- 
Sestaltigkeit des Geschäftslebens überhaupt, schwer erfaßbar 
sind. Die einzelnen Posten der Zahlungsbilanz haarscharf dar- 
Zustellen ist aber selbst bei jenen, die man kennt, wie Warenein- 
bzw. -Ausfuhr usw., bei den Millionen von Teilposten in die diese 
wiederum zerfallen und bei der teilweisen Unmöglichkeit ihrer 
statistischen Erfassung ausgeschlossen zum Unterschied von den 
Osten der kaufmännischen Bilanz, bei welchen übrigens auch 
die Bewertungsfrage beinahe nirgends einheitlich gehandhabt 
wird. Und wenn es auch ein dauerndes Verdienst Goschens 


5I4 | Siegfried Buff, 


bleibt nachgewiesen zu haben, daß im internationalen Verkehr 
nicht allein die Handelsbilanz, d. h. der Wert der Wareneinfuhr 
über die Ausfuhr und umgekehrt, entscheidend ist, so muß man 
sich doch wiederum hüten, selbst aus der Zahlungsbilanz eines 
Landes allzuweitgehende Schlüsse auf seine Prosperität zu 
ziehen. Denn die Zahlungsbilanz bildet nur einen, wenn auch 
sehr wichtigen Teil dessen, was man als Wirtschaftsbilanz eines 
Volkes bezeichnet, nämlich nur die Geschäftstransaktionen 
mit dem Ausland. Die Zahlungsbilanz verhält sich also zur 
Wirtschaftsbilanz wie z. B. die Bilanz eines kaufmännischen 
oder industriellen Filialbetriebes zur Bilanz von dessen Zentrale. 
Wollte man sich aber ein Urteil über die Güte der Zahlungsbilanz 
bilden, so müßte man zunächst auch die einzelnen Posten der- 
selben nach ihrer Qualität prüfen, ähnlich wie bei der kauf- 
männischen Bilanz. Man müßte dann vielleicht manchen Posten, 
der als Aktivum figuriert, ganz oder doch teilweise abschreiben, 
Fälle, die bei Gläubigerstaaten nicht zu selten vorkommen, 
wie wir aus der Finanzgeschichte wissen und in Zukunft noch 
häufig erfahren werden. Man müßte ferner u. a. die Zahlungs- 
bilanzen eines Landes fortlaufend betrachten, um weitergehende 
Schlüsse aus ihren Veränderungen ziehen zu können und man 
müßte nicht zum wenigsten hierzu wie bei der kaufmännischen 
Bilanz, wenn wir so sagen dürften, noch eine Verlust-und Gewinn- 
rechnung aufstellen, um zu sehen, ob im Verkehr mit dem Aus- 
lande ein Gewinn überhaupt und welcher im Vergleich zu den 
gemachten Aufwendungen erzielt wurde, ferner aus welchen 
Posten der Zahlungsbilanz sich die Gewinne zusammensetzen, 
alles Momente, die für die Beurteilung der Zahlungsbilanz sehr 
wichtig sind, meist aber nicht genügend gewürdigt werden. 
Allerdings ist eine ziffermäßige Feststellung in dieser Hinsicht 
ausgeschlossen. Wir wollen daher festhalten: Eine aktive Zah- 
lungsbilanz, die sich ergibt, wenn alle Forderungen ans gesamte 
Ausland«adie Verpflichtungen überwiegen, so nützlich und wichtig 
sie auch für ein Land ist, darf nicht überschätzt werden, zumal 
wenn man noch berücksichtigt, daß ein Land seine Geschäfte mit 
dem Ausland auf Kosten des Inlandgeschäftes stark vergrößern 
kann, wobei dann die Zahlungsbilanz innerhalb des Rahmens 
der Wirtschaftsbilanz eines Landes eine größere Rolle spielen 
kann als bei anderen Ländern, ohne daß damit schon erwiesen 
wäre, daß deshalb das betreffende Land wirtschaftlich besser 


Die auswärtigen Wechselkurse im Kriege. 515 


gestellt und leistungsfähiger sei, d. h. eine günstigere Wirt- 
schaftsbilanz haben müsse als ein anderes Land, das seine Pro- 
duktivkräfte in erster Linie im Inlande zur Anwendung bringt 
bzw. ausdehnt und erst in zweiter Linie ans Ausland denkt. 
Vielleicht dürfte in der Ueberschätzung der günstigen Zahlungs- 
bilanz ein Grund liegen, der uns und die übrige Welt die wirt- 
schaftliche Kraft Englands, besonders aber Frankreichs, früher zu 
hoch bewerten und umgekehrt die Deutschlands der Außenwelt 
nicht in dem Umfange erscheinen ließ, wie sie sich jetzt der Welt, 
ja uns Deutschen selbst, staunend offenbart. Wenn man aber 
eine günstige Zahlungsbilanz nicht überschätzen darf, so darf 
man die Bedeutung, die eine ungünstige Zahlungsbilanz für ein 
Land haben kann, trotzdem nicht unterschätzen und zwar be- 
sonders deshalb nicht, weil sie, wenn sie nicht momentan ist, 
eine ungünstige Rückwirkung auf die Wirtschaftsbilanz dieses 
Landes ausüben muß. 

Nach diesen Abschweifungen wollen wir wieder zu unserem 
Thema zurückkehren. Wir hoben bereits hervor, daß die aus- 
wärtigen Wechselkurse das Barometer für die Zahlungsbilanz 
eines Landes sind. Alles was diese verschiebt, drückt sich auch 
in den auswärtigen Wechselkursen aus. Zwar können diese 
Kurse vorübergehend durch künstliche, d. h. spekulative Manö- 
ver, wie wir noch sehen werden, beeinflußt werden; wenn sie 
jedoch wie jetzt bei allen kriegführenden Staaten, bei den einen 
mehr bei den andern weniger, für diese so ungünstige Verände- 
rungen aufweisen, so müssen diese wohl tiefere Ursachen haben. 

Diese Ursachen sind zunächst in den Veränderungen der 
einzelnen Posten der Zahlungsbilanz zu suchen. Was hier den 
Hauptposten, nämlich die Warenein- bzw. -ausfuhr anlangt, so 
läßt sich für die wichtigsten kriegführenden Staaten folgendes 
konstatieren: Die Handelsbilanz, d. h. die Differenz zwischen 
dem Werte der Warenein- und -ausfuhr, die ja bereits in Friedens- 
zeiten bei den bedeutendsten Staaten wie England, Deutsch- 
land und Frankreich passiv war, deren ev. ungünstige Wirkungen 
jedoch durch andere Aktivposten der Zahlungsbilanz reichlich 
ausgeglichen wurden, hat sich seit Kriegsausbiuch wohl bei 
sämtlichen kriegführenden Staaten im allgemeinen bedeutend 
verschlechtert, ohne daß dieses Defizit in dem Maße wie früher 
durch die anderen Aktivposten der Zahlungsbilanz ersetzt 
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worden wäre. Folgende veröffentlichte Ziffern sollen dies ver- 


anschaulichen: 
England 1913 1915 Frankreich 1913 1915 
in Mill. £ in Milliard. Frs, 
Einfuhr 768,74 853,76 8,42 8,07 
Ausfuhr 525,25 384,65 6,88 3,02 
Wiederausfuhr 109,58 98.80 — — 
Einfuhrüberschuß 133,91 370,31 Einfuhrüberschuß 1,54 5,05 
Rußland 1913 1915 Italien 1913 1915 
in Milliard. Rubel in Milliard. Lire 
Einfuhr 1,37 1,12 3,6 3,3 
Ausfuhr 1,52 0,40 2,5 2,2 
Ausfuhrüberschuß Einfuhrüberschuß Einfubrüberschuß 
i. J. 1913 0,15 i. J. 1915 0,72 L,1 L,I 


Bei den englischen Ziffern ist sodann noch besonders zu berück- 
sichtigen, daß hierin die Regierungskäufe nicht inbegriffen sind. 
Rechnet man diese dazu, so würde sich die Passivität der Handels- 
bilanz nach den Schätzungen im »Statist«?2°) von 370,3 Millionen £ 
auf mindestens 500 Millionen £ im Jahre 1915 erhöhen. Im Jahre 
1916 hat sich dieses ungünstige Resultat für England bis zum 
30. Juni 1916, mit Ausnahme des Monats März ?!), allerdings 
wieder gebessert, jedoch für seine Bundesgenossen weiter ver- 
schlechtert.. Von den Zentralmächten werden zurzeit keine 
Ziffern veröffentlicht. In Deutschland betrug im Jahre 1913 
die Einfuhr im Spezialhandel (ohne Berücksichtigung der Gold- 
und Silbereinfuhr bzw. -ausfuhr) 10,77 Milliarden Mark, die 
Ausfuhr 10,1 Milliarden Mark, der Einfuhrüberschuß mithin ca. 
670 Millionen Mark ??). Umgekehrt liegen die Verhältnisse bei den 
neutralen Staaten, vor allem bei Amerika und Holland, die aus 
dieser Sachlage beträchtlichen Nutzen ziehen konnten und können. 
Dies zeigen uns die amerikanischen Ziffern. Daselbst betrug 


1913 IgIS 1915/16 ?°) 
in Milliard. $ 
Einfuhr i 1,79 1,78 2,18 
Ausfuhr 2,48 3,55 4,35 
Ausfuhrüberschu 0,69 1,77 2,17 


Wir sehen hier, daß im Jahre 1915 die Ausfuhr das Doppelte 
der Einfuhr betrug und seitdem weiter beträchtlich gestiegen ist. 
Es ist einleuchtend, daß bei uns die früheren Ziffern seit 
Kriegsausbruch auch nicht annähernd erreicht werden konnten 
und zwar einerseits deshalb nicht, weil wir uns mit unseren 
20) Vgl. den Aufsatz; The Trade Balance. Dez. rr. 1915 S. 676. 
21) Dieser Monat weist für England die ungünstigsten Handelsbilanzziffern 
seit Kriegsbeginn auf. 


22) Vgl. das Statistische Jahrbuch fürs Deutsche Reich vom J. 1915 S. 251. 
23) Fiskaljahr endigend mit dem 30. Juni 1916. 
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besten Kunden wie England, Rußland und Frankreich im Kriege 
befinden, andererseits weil die englische Blockade die Ein- und 
Ausfuhr von den und an die neutralen Länder bes. von und nach 
Amerika, wenn auch nicht ganz unmöglich macht, so doch 
außerordentlich erschwert. Trotzdem werden wir vielleicht 
nach dem Kriege erfahren, daß diese Ziffern keineswegs so un- 
bedeutend sind wie man in Anbetracht der Sachlage wohl ver- 
muten könnte. Denn wir haben seit Kriegsausbruch an Roh- 
stoffen manches vom Ausland erhalten und haben an dasselbe 
Kohle, Stahl, Munition, Chemische Produkte usw., abgesehen 
von unseren Importen aus Bulgarien und der Türkei und den 
Exporten an unsere Bundesgenossen, vor allem Oesterreich- 
Ungarn, in ansehnlichen Beträgen geliefert, was wir ja tagtäglich 
aus den Industrieberichten unserer Zeitungen erfahren. Und 
wenn unser direkter Handel mit Amerika zurzeit wohl nicht 
sehr umfangreich sein dürfte, so ist doch in Betracht zu ziehen, 
daß Amerika jetzt gegen früher mehr als das Doppelte nach 
den skandinavischen Staaten und nach Holland ausführt. 
So. betrug nach dem Economist *®) die Ausfuhr aus den Ver- 
einigten Staaten von Amerika nach den Skandinavischen Staaten 
und nach Holland im Fiskaljahr 1914 endigend im Juni, 151,6 
Mill. $undim Jahre 1915 340,4 Mill. $. Nach den in der Deutschen 
Wirtschaftszeitung vom I. Mai 191625) mitgeteilten Ziffern 
betrug im Kalenderjahr 1914 die Ausfuhr nach Holland, Schwe- 
den und Dänemark 173,6 Mill.$, im Kalenderjahr 1915 über 
301 Mill. $. Wiedem aber auch sei, in keinem Falle dürften selbst 
die stark reduzierten Einfuhrziffern im Verhältnis zur Ausfuhr 
stehen, was sich ja unschwer aus dem Stand der neutralen 
Devise im Inlande oder dem Markkurs im neutralen Auslande 
ergibt. 


24) Vgl. den Aufsatz: »American Trade and the Exchangese vom 18. Sept. 
1915 S. 428. 

25$) Vgl. den Artikel: Außenhandelsbeziehungen der Vereinigten Staaten 
1913—1915 S. 290. Die Ausfuhr Deutschlands nach den Vereinigten Staaten 
von Amerika betrug nach dem seitens des amerikanischen Generalkonsulats in 
Berlin für die amerikanischen Konsulatsbezirke in Deutschland veröffentlichten 
alljährigen Lebersichten über die Exporte aus den einzelnen deutschen Bezirken 
im J. 1913 186 Mill. $, im J. 1914 156,4 Mill. $, im J. 1915 39,9 Mill. $. Die 
verhältnismäßig bedeutende Ausfuhr im J. 1914 erklärt sich eben daraus, daß 
der Krieg erst in der zweiten Hälfte dieses Jahres ausbrach. Vgl. übrigens hierzu 
den Aufsatz: Die Ausfuhr Deutschlands nach den Ver. Staaten in der Deutschen 
Wirtschaftszeitung vom 15. Mai 1916 S. 322. 
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Was ist nun bisher seitens der kriegführenden Staaten 
geschehen, um diesen Passivsaldo zu tilgen? Das nächstliegende 
wäre dessen Tilgung durch Goldzahlung. Wenn man jedoch 
bedenkt, daß sich der Passivsaldo der Handelsbilanz für England 
und Frankreich zusammen im Jahre 1915 (ohne die englischen 
Regierungsimporte, die nach sachkundigen Schätzungen mit 20 
Millionen £ pro Monat nicht zu hoch gegriffen sind) auf ungefähr 
11,5 Milliarden Mark beläuft und in Betracht zieht, daß die derzeiti- 
gen Goldbestände (einschließlich des bei Kriegsausbruch nach Eng- 
land gebrachten Goldschatzes der Belgischen Nationalbank) sämt- 
licher europäischer Notenbanken einige I1oo Millionen unter 
ı6 Milliarden Mark betragen dürften, so würde man mit diesem 
wichtigsten Zahlungsmittel auch nicht annähernd auskommen, 
selbst wenn den einzelnen Staaten die Ausfuhr von Gold frei- 
gegeben wäre, was ja in England bis zu einem gewissen Grade 
der Fall zu sein scheint 2%). Indes werden ja auch im Frieden 
diese Salden keineswegs durch Gold allein getilgt, sondern 
höchstens die sog. Spitzen, wie man im Geschäftsleben sagen 
würde, d. h. also verhältnismäßig kleine Posten zum Ausgleich. 
Trotzdem wurden seit Kriegsausbruch immerhin absolut recht 
beträchtliche Goldmengen den neutralen Notenbanken zuge- 
führt auch seitens jener Länder, die ein Goldausfuhrverbot 
erließen, von welchem Verbote bekanntlich den Notenbanken 
gewisse Ausnahmen gestattet werden. Wir wissen, daß die 
Deutsche Reichsbank ansehnliche Beträge aus den nicht in 
ihrem Status aufgenommenen Neuzugängen besonders nach 
Holland, Amerika, Skandinavien und Rumänien gelangen ließ, 
wenngleich uns diese Angaben nur aus dem Auslande bekannt 
wurden, da die Reichsbank ihre Goldexporte aus begreiflichen 
Gründen nicht angibt. Aehnliches ist von der Oesterreich- 
Ungarischen Bank bekannt. Von den neutralen Ländern sind 
es besonders zwei, die ihren Goldbestand durch Goldzufuhr aus 
den kriegführenden Staaten gewaltig steigern konnten, nämlich 
Holland und Amerika. Der Goldbestand der Niederländischen 
Bank betrug bei Kriegsausbruch etwa 162 Millionen hfl. und 
stieg auf derzeit 500—600 Milionen hfl., d. h. um weit mehr als 
das Dreifache. In den Vereinigten Staaten von Amerika belief 
sich am I. August 1914 der gesamte Goldbestand nach den 
Mitteilungen des amerikanischen - Spezialkorrespondenten -'des 


36) England führt wenigstens am meisten Gold aus, 
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»Statist«e vom 19. Sept. I9I4°”) schätzungsweise auf 1887,27 
Millionen, ging dann bis Ende 1914 infolge der Zurückziehung 
der europäischen und besonders der englischen Guthaben be- 
trächtlich zurück, um sich dann auf den gewaltigen derzeitigen 
Stand von 2000—2500 Millionen $ zu heben, d. i. weit mehr als 
die Hälfte des Goldes in den Tresors sämtlicher europäischer 
Notenbanken zusammen 2°). Hierbei ist allerdings zu berücksich- 
tigen, daß es sich bei diesen Angaben um den ganzen Gold- 
bestand Amerikas handelt, während das in Zirkulation befindliche 
Gold in den europäischen Ländern bei diesem Vergleiche wegge- 
lassen wurde. In demselben Verhältnis ist der Goldbestand in 
den skandinavischen Staaten gestiegen, so daß sich diese für ihre 
Notenbanken die Ermächtigung erteilen ließen von einem Gold- 
ankauf Abstand nehmen zu dürfen 29), wiederum ein Beweis dafür, 
daß die Goldzunahme in einem Lande nur bis einem gewissen 
Grade erstrebenswert ist, darüber hinaus sogar von Schaden 
sein kann, nämlich dann, wenn die Goldeinfuhr zur Bezahlung von 
ausgeführten Waren dient, während jedoch die Einfuhr gewisser 
Waren, z. B. Rohstoffe, wichtiger wäre 30), worauf schon Goschen in 
anschaulicher Weise hingewiesen hat °!). Man wird hier lebhaft an 
die Fabel mit dem erschöpften Araber in der Wüste erinnert, der 


#7) Vgl. den Artikel: War Finance in Amerika S. 607. er oo 

28) Hiebei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Ver. Staaten von Amerika 
selbst ein bedeutendes goldproduzierendes Land sind. Die jährliche Goldpro- 
duktion dieses Landes schwankt zwischen 20 und 25% der Weltgoldpioduktion. 

29) Hier ging Schweden voran. Durch Gesetz vom 4. Februar 1916 wurde 
dort die Regierung ermächtigt, die Schwedische Reichsbank von der Verpflich- 
tung zu befreien, Goldbarren zum Preise von 2480 Kronen für das Kilogramm 
Gold (bei Abzug von !1/,% für Prägekosten) zu kaufen. Dieses Gesetz gilt bis 
zum 4. Februar 1917 und konnte selbstverständlich nicht ohne Einfluß auf 
Norwegen und Dänemark sein, infolge der zwischen den drei skandinavischen 
Staaten bestehenden Münzkonvention. Vgl. über die Bedeutung dieser Maß- 
nahmen u. a. den Aufsatz von Georg Bernhard: »Schwedisches Golde im »Plutuse 
vom 15. März 1916 S. 116 ff., den Aufsatz von Sven Helander: »Die Goldpolitik 
Schwedens« in der »Europäischen Staats- und Wirtschaftszeitunge vom 27. Mai 
1916 S. 590 ff., sowie die Aufsätze hierüber in der Tagespresse, bes. in der Frank- 
furter Zeitung, im Berliner Tageblatt und in der Neuen Züricher Zeitung. 

30) Allerdings sind die skandinavischen Maßnahmen wohl hauptsächlich 
darauf zurückzuführen, daß z. B. Schweden infolge der niedrigen Valuta des 
Auslandes Gold unter dem festen Satz von 2480 Kronen (abzügl. /,% für die 
Ausmünzung) erhalten konnte. Es müßte daher schon deshalb einem unnatür- 
lichen Angebot von Goldbarren bei den skandinavischen Notenbanken und be- 
sonders bei Schweden, das durch diese Preisdifferenz hervorgerufen war, durch 
Beseitigung der Ankaufspflicht für die skandinavischen Notenbanken zu dem 
angegebenen Preise entgegengetreten werden. 

31) a. a. O. S. 77. 
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statt der ersehnten Datteln Perlen vorfindet und diese, weil er nichts 
damit anfangen kann, einfach wegwirft. Berücksichtigt man weiter- 
hin, daß die Goldförderung von August IgI4 bis Juli 1916 
nach den vorsichtigen Schätzungen der Frankfurter Zeitung °?) so- 
gar 3800 Millionen Mark betrug, so dürfte einleuchten, daß bei dem 
derzeitigen Stande der Verpflichtungen seitens der kriegführen- 
den Staaten diesen mit ihren »paar Milliarden Gold« nicht ge- 
holfen wäre, um die Wirkungen ihrer ungünstigen Handels- 
bilanz zu beseitigen. Hier muß jetzt zunächst ein Posten her- 
halten, der im Frieden dazu beigetragen hat die Zahlungsbilanz 
wohlhabender Länder immer günstiger zu gestalten nämlich 
der Besitz an Auslandseffekten. Dazu gehören aber auch die 
Kontokorrent- und sonstigen Forderungen im Auslande. Diese 
Kontokorrentforderungen (nicht dagegen die Auslandseffekten) 
dürften, soweit sie bei Kriegsausbruch im neutralen Auslande 
vorhanden und realisierbar waren, inzwischen größtenteils zurück- 
gezogen worden sein und soweit sie im Feindesland vorhanden 
sind, während des Krieges völlig uneintreibbar sein. So dürften 
beispielsweise die deutschen Forderungen an Rußland sehr 
große Beträge ausmachen. Die ganze oder auch teilweise Ab- 
stoßung des Effektenbesitzes zur Regulierung der Handelsbilanz 
äußert aber wiederum ihre ungünstigen Wirkungen auf die 
Struktur der Zahlungsbilanz.. Denn die Eingänge an Zinsen 
oder Dividenden jener in das frühere Schuldnerland zurück- 
fließenden Effekten gehen dem Gläubigerland ein für allemal 
verloren. Um welche Effektenbeträge handelt es sich hier bei 
den kriegführenden Staaten? Im Junibericht von Igı5 der 
Schweizerischen Creditanstalt in Zürich sind die Kapitalanlagen 
an Aktien und Obligationen im Auslande für die Zeit unmittelbar 
vor Kriegsausbruch schätzungsweise folgendermaßen für die 
drei finanziell bedeutendsten kriegführenden Staaten: England, 
Frankreich und Deutschland angegeben. Für England auf über 
3,7 Milliarden. £23) oder ca. 60% des gesamten Effektenbesitzes 
Großbritanniens. Von diesen Auslandseffekten entfällt etwas 
mehr als die Hälfte auf das eigentliche Ausland, der Rest auf 
die britischen Kolonien. Die französischen Auslandseffekten 
wurden von dem genannten Institut bei Kriegsausbruch auf 


32) Vom 31. Juli 1916 Abendblatt. Von der gesamten jährlichen Gold- 
produktion dürften über 60%, auf die britischen Besitzungen entfallen. 

33) Nach dem »Statiste vom 8. August 1914 S. 393 betrugen sie sogar 4 Milli- 
arden £, d. h. über 80o Millionen Mark. 
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45—48 Milliarden Frs. oder 40% des gesamten französischen 
Effektenbesitzes geschätzt, worin sich allerdings die russ. Milli- 
ardenschulden befinden. Für das Deutsche Reich gehen die 
Schätzungen, im Gegensatz zu England und Frankreich, erheblich 
auseinander; sie schwanken zwischen 20 und 30 Milliarden 
Mark. Wir sehen also, daß, mögen selbst die angeführten Schät- 
zungen etwas zu hoch gegriffen sein, jedenfalls noch große 
Effektenreserven in diesen Ländern zur Abtragung ihrer un- 
günstigen Handelsbilanz vorhanden sind. Natürlich erfolgt die 
Mobilisierung der Auslandseffekten gewöhnlich erst dann, wenn 
die Valuta ein Disagio erfährt, wenn also das Barometer der 
Zehlungsbilanz, d. h. die Wechselkurse aufs Ausland, auf schlecht 
hinneigen. Denn erst dann wird die Abstoßung dieser Effekten 
rentabel. Es ist klar, daß, wenn bei uns die holl. Valuta ein Agio 
von über 30% genießt, essich verlohnt Effekten, die z. B. in Holland 
realisierbar sind, dort zu veräußern selbst beträchtlich unter dem 
Inlandskurs, da dieses Agio den Effektenbesitzern immer noch 
einen respektablen Gewinn sichert. So erklärt es sich aber auch, 
weshalb die deutschen Kapitalisten für ihre amerikanischen, 
holländischen, nordischen und schweizer Werte heute Preise in 
deutscher Valuta erzielen, die in normalen Zeiten, selbst im 
denkbar günstigsten Falle, einfach ausgeschlossen wären. Von 
unseren Auslandseffekten befinden sich jedoch, abgesehen von 
den selbst im neutralen Auslande unverkäuflichen Effekten aufs 
feindliche Ausland, wozu noch Werte verschiedener britischeı 
Kolonien gehören, beträchtliche Beträge in Frankreich und 
ganz besonders in England. In England sollen sich diese Summen 
auf 105 Millionen £, d.h. auf über 2100 Millionen Mark nach einer 
vor einiger Zeit von der englischen Regierung veröffentlichten 
Schätzung belaufen, während umgekehrt das feindliche Aus- 
land, vor allem England und Frankreich, wohl kaum nennens- 
werte Effektenbeträge in Deutschland liegen hat. Damit soll 
nicht gesagt sein, daß nicht noch in Deutschland beträchtliche 
anderweitige Verpflichtungen gegenüber England und Frank- 
reich vorhanden sind, trotzdem unmittelbar vor Kriegsaus- 
bruch bereits enorme Beträge von diesen Ländern zurückge- 
zogen wurden. Wir wissen ja, daß eine früher teilweise verfehlte 
Börsen- und Stempelsteuergesetzgebung diesen Zustand be- 
fördert hat. Vielleicht wird sich für uns dieser Fluch, wozu 
auch die Sperrung unserer im feindlichen Ausland ruhenden 
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Kapitalien gehört, noch in Segen verwandeln, da“ wir da- 
durch nach dem Kriege noch eine beträchtliche Effektenre- 
serve besitzen, die, wenn sie uns von unsern Feinden nicht 
genommen wird, als überaus wichtiges Schvldbegleichungsmittel 
für unsere nach dem Kriege besonders nötig werdenden Im- 
porte an Rohstoffen dienen kann. Immerhin befinden sich bei 
uns im Inlande, trotz beträchtlicher Verkäufe ans neutrale 
Ausland außer den genannten zurzeit im Feindeslande ruhenden 
Effektenreserven noch sehr große Beträge, die zum Nutzen 
ihrer Besitzer und zum Segen Deutschlands realisiert werden 
könnten, wodurch ja die hohen neutralen Wechselkurse weiter- 
hin ermäßigt würden. Auch England und Frankreich veräußern 
in steigendem Maße Effekten an die Neutralen, besonders an 
ihren Hauptlieferanten Amerika®). In diesen beiden Ländern 
nimmt sogar der Staat neutrale Effekten leihweise entgegen 
mit ev. Vorkaufsrecht zu sehr günstigen Bedingungen für die 
Effektenbesitzer, um sie als Unterlage für Devisenoperationen 
oder für eingegangene Auslandskredite zu verwenden. Für 
England gehen die Schätzungen der bisher verkauften Effekten 
bis zu 7 Milliarden Mark amerikanischer Werte bei einem ver- 
muteten Gesamtbesitz von 12 Milliarden Mark amerikanischer 
Papiere. Mag diese Ziffer von 7 Milliarden vielleicht übertrieben 
sein, daß England und Frankreich bis jetzt sehr bedeutende 
Beträge nach Amerika zurückgelangen ließen, wird von ihnen 
selbst anerkannt. Natürlich ist die Veranlassung hierzu der 
Rückgang der Wechselkurse, der für England in Amerika am 
I. Sept. 1915 den noch nie da gewesenen Tiefstand des Sicht- 
kurses des Sterlingwechsels von 4,50 Dollar pro £, d. h. eine 
Entwertung von über 7,5% brachte ®5). Wir schen also, daß jetzt 

34) Indes scheint die Geneigtheit der englischen Kapitalisten, sich ihres 
amerikanischen Effektenbesitzes zu entledigen, in der letzten Zeit merklich 
nachgelassen zu haben, weshalb der englische Schatzkanzler eine Strafein- 
kommensteuer von 10% für jene Besitzer amerikanischer Werte einführte, 
welche diese dem Staate weder fest noch leihweise überlassen wollen. Sollte auch 
diese Steuer nichts nützen, so wird sogar ihre weıtere Erhöhung angedroht. 
Vgl. dazu u. a. den Aufsatz: » American Securities and the Exchangese im 
Economist vem 3. Juni IgI6. 

3%) Nach anderen Mitteilungen soll die englische Valuta damals sogar bis 
auf 4,47 Dollar pro £, d. h. über 8,1% gewichen sein. Der tiefste Kurs der eng- 
lischen Valuta bis Eude Juni 1916 betrug in Holland im Januar 1916 ungefähr 
hfl. 10,41 pr £ (d. i. ein Disagio von über 14°,). in der Schweiz anfangs Januar 


Fr. 24,45 p-r £ (d. h. ein Disagio von über 32%), in Stockholm im Mai 1916 ungef. 
Nord. Kr. 15,35 per £ (d. i. Disagio von über 150%). 
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bei den kriegführenden Staaten infolge der außerordentlichen 
Verschlechterung ihrer Handelsbilanz auch einer der wich- 
tigsten Posten der Zahlungsbilanz, nämlich der Besitz an Aus- 
landseffekten bedeutend zusammenschmilzt und daß wiederum 
dadurch die jährlichen Zinseinnahmen aus dem Auslande be- 
trächtlich reduziert werden, zumal ohnehin, infolge des Zahlungs- 
verbotes und der Beschlagnahme des Privateigentums seitens 
verschiedener feindlicher Länder und infolge der bei Kriegs- 
ausbruch erlassenen jetzt ja größtenteils wieder aufgehobenen 
Moratorien in den neutralen Staaten, dieser ebenfalls sehr wichtige 
Posten der Zahlungsbilanz stark geschmälert wurde. Allerdings 
weist das Konto: »Auslandsanleihen« sowohl bei England wie bei 
Deutschland beträchtliche Neuzugänge auf, die für England 
nach den Angaben des »Economist« vom 13. Nov. 1915 ?°) von 
jährlich 200 Millionen £ vor dem Kriege auf jetzt 400 Millionen £ 
pro Jahr gestiegen sind. Ob aber die Qualität dieser Neu- 
zugänge, die in erster Linie auf das Konto der beiden Bun- 
desgenossen zu setzen sind, die Qualität der Abgänge ersetzt, 
wird die Zukunft lehren. Es braucht übrigens nicht noch 
besonders hervorgehoben zu werden, daß sich bei einem un- 
günstigen Stande der Wechselkurse infolge der Verschuldung 
die Gewährung von Bardarlehen in irgend einer Form ans Aus- 
land, wenn sie nicht wie jetzt im Kriege durch den Zwang der 
Verhältnisse, z. B. seitens Deutschlands an Oesterreich, be- 
dingt ist, von selbst verbietet, besonders wenn man noch in 
Betracht zieht, daß das geldsuchende Ausland u. a. auch das 
Disagio der Valuta des Gläubigers zu tragen hätte. Solange der 
Stand der Wechselkurse für ein Land ungünstig ist, sollte, wenn 
dies nicht zur nötigen Unterstützung der Bundesgenossen ge- 
hört, jegliche Art von Darlehen an das Ausland, selbst bei den 
günstigsten Konditionen, auch nach dem Kriege, sogar offiziell 
verboten sein, da die Gewährung von Bardarlehen ans Ausland, 
wenn es sich dabei nicht um die Prolongation früherer Darlehen 
handelt, immer auf den Stand der Wechselkurse des geldgeben- 
den Landes wie eine Wareneinfuhr wirkt, d. h. ungünstig, da ja 
durch diese Darlehen Geld ins Ausland abfließt. 

Unsere Darlegungen dürften gezeigt haben, daß in den 
bisherigen Gläubigerländern England, Frankreich und Deutsch- 
land noch große realisierbare Auslandseffektenbestände vor- 


3) Vgl. den Artikel: »The warning Barometer of the exchanges «, S. 808. 
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handen sind, deren Veräußerung unzweifelhaft den Stand der 
Wechselkurse der betr. Länder günstig beeinflussen würde. Die 
Abstoßung derselben bis heute hat jedenfalls auch nicht an- 
nähernd ausgereicht das Disagio der Wechselkurse bei den 
kriegführenden Ländern gegenüber dem neutralen Auslande zu 
beseitigen, weshalb ja auch hauptsächlich England und Frankreich 
in Amerika und in anderen neutralen Ländern, um ihre Schulden 
zu tilgen, öfter teilweise sehr große Anleihen aufnehmen mußten. 
Solche Valutaanleihen, die den Gegenwert für gelieferte Waren 
beschaffen, ohne daß das Schuldnerland selbst sofort Valuta be- 
schaffen muß, die also für ein solches Land praktisch denselben 
Effekt wie die Stundung einer Schuld haben, verhüten jedenfalls _ 
einen zu starken Rückgang der Wechselkurse und sind daher 
auch für Länder wie England und Frankreich keineswegs als ein 
Zeichen finanzieller Schwäche anzusehen. Trotzdem ist es bis 
jetzt diesen beiden Ländern, vor allem Frankreich, nicht gelungen 
ihre Valuta besonders in Amerika und Holland wieder auf den 
Paristand zu bringen 37). 

Wir haben jetzt noch einige weitere Posten der Zahlungs- 
bilanz zu erörtern, die im Kriege eine bedeutende Veränderung 
erfahren haben und daher auch, wenigstens indirekt, die Valuta 
dieser Länder beeinflussen müssen. Da sind zunächst die Ein- 
nahmen aus dem Reiseverkehr und die Geldsendungen der 
Ausgewanderten ans Mutterland zu nennen. Bekanntlich sind 
die Einnahmen aus dem Reiseverkehr im Frieden einer der 
wichtigsten Aktivposten der schweizer und italienischen Zahl- 
ungsbilanz. Die Engländer und bes. die Amerikaner haben in 
diesen Ländern, aber auch in Deutschland, bei ihren Reisen 
große Summen sitzen lassen, die jetzt im Kriege wegfallen, was 
z. B. auf die amerikanische Zahlungsbilanz günstig, auf die 
schweizer, italienische und bis zu einem gewissen, wenn auch 
nicht sehr bedeutenden Grade auch auf die deutsche Zahlungs- 
bilanz ungünstig wirken muß. Daß ferner viele Rimessen, bes. 
Ersparnisse, die früher Oesterreich und Italien von den Aus- 
gewanderten zuflossen, jetzt ausbleiben oder doch bis vor kurzer 
Zeit ausblieben, ist keineswegs für die Zahlungsbilanz dieser 
Länder von Vorteil. Die Verschiebung dieser beiden Posten der 


37) Allerdings muß man, wie bereits betont in Betracht ziehen, daß z. Z. die 
Differenz zwischen Münzpari (falls ein solches vorhanden wäre) und Goldpunkt 
eine weit größere wäre als im Frieden. 
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Zahlungsbilanz ist zweifellos ein nicht unwichtiger Grund für den 
starken Rückgang der italienischen Valuta. Umgekehrt mußte 
bes. Deutschhland vor allem infolge der Moratorien und Zahlungs- 
verbote seinen bedrängten Landsleuten mitunter mit Geld- 
sendungen aushelfen, was ebenfalls auf die Bewegung der Wech- 
selkurse bei Kriegsausbruch in den beteiligten Ländern nicht 
ohne Einfluß blieb. 

Ein weiterer wichtiger Posten der Zahlungsbilanz hat durch 
den Krieg eine bedeutende Veränderung erfahren, das sind die 
Einnahmen aus dem Seetransportgeschäft. Hier schneiden die 
Zentralmächte, bes. aber Deutschland, am schlechtesten ab, da 
seine Handelsflotte von über 5 Millionen Bruttoregistertonnen 
seit Kriegsausbruch teils in feindlichen und neutralen, teils in 
heimischen Häfen zurückgehalten, somit beinahe ausgeschaltet 
ist. Aber auch die österreichische Handelsflotte, die vor dem 
Kriege ungefähr den fünften bis sechsten Teil der deutschen 
betrug, ist jetzt vom Welthandel ausgeschlossen, desgl. ein Teil 
der russischen Handelsflotte bes. infolge der Sperre der Darda- 
nellen und der Erschwerung der Schiffahrt in der Ostsee, so daß 
zurzeit ungefähr 6—61, Millionen Bruttotonnen ausgeschaltet 
sind. Setzt man die Welthandelsflotte nach dem lehrreichen 
Aufsatze: »Welttonnage« im Abendblatt der Frankfurter Zeitung 
vom 20. April 1916 mit rund 50 Millionen Bruttotonnen an, so 
bedeutet dies, wenn man die Schwächung dieses Bestandes 
durch den Krieg, trotz der Zugänge durch Neubauten und be- 
schlagnahmten Schiffe, mit 2 Millionen Bruttotonnen veran- 
schlagt, die Ausschaltung des 7.—8. Teiles der Welthandels- 
flotte. Fallen also seit Kriegsausbruch die bes. für Deutschland 
bedeutenden Einnahmen aus dem Seetransportgeschäft nahezu 
gänzlich weg, so konnten die Neutralen ®), aber auch England, 
aus diesem so wichtigen Geschäftszweige gerade infolge des 
Krieges enorme Mehreinnahmen erzielen. Die Zeitschrift »Sta- 
tist« schätzt diese bereits i. J. I9I4 auf 225 Millionen £ gegen 
100 Millionen £i. J. 1913°%). Wohl hat England nach dem Be- 
richte der »Liverpool Underwriters Association«®°) i. J. 1915 
Schiffe im Werte von 29,85 Millionen £ gegen 13,63 Millionen £ 

38) Vor allem die skandinavischen Staaten, obenan Norwegen, das nach 
Amerika die größte Handelsilotte unter den Neutralen besitzt und Holland. 

39) Vgl. den Artikel »The Trade Balance«e vom 11. Dez. 1915 S. 676. 

4) Vgl. den Artikel: »Tonnage and Imports im Economist vom 29. Januar 


1916 S. 167. Näheres daselbst. 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik, 43. 2. (Krieg u. Wirtschaft V.) 34 
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i. J. 1914 und 6,22 Millionen £ i. J. 1913 verloren, was unter 
Berücksichtigung der auch im Frieden eintretenden durch- 
schnittlichen jährlichen Schiffsverluste von ungefähr 6 Millionen 
£ seit Kriegsausbruch bis Ende 1915 einen Mehrverlust von über 
600 Millionen Mark bedeutet. Dieser Betrag dürfte inzwischen 
infolge des verschärften Unterseebootskrieges die stattliche 
Ziffer von ı Milliarde Mark erreicht, wenn nicht gar überschritten 
haben. Dazu kommt ferner, daß die britische Regierung für die 
Admiralität, aber auch zur Anfuhr des Landes mit Nahrungs- 
mitteln und Rohstoffen Handelsschiffe gechartert hat, deren 
Tonnengehalt mehr als 50% der englischen Gesamttonnage be- 
trägt. Nimmt man letztere unter Berücksichtigung der Neu- 
zugänge sogar mit 20 Millionen Bruttotonnen an, so bedeutet 
dies einen Abgang von mindestens Io Millionen Bruttotonnen, 
so daß zurzeit die britische Handelsflotte höchstens 10 Millionen 
Bruttotonnen zur Verfügung hat, höchstwahrscheinlich aber 
nicht soviel. Es ist daher sicherlich nicht übertrieben, wenn 
Ministerialrat von Völker in der »Europäischen Staats- und 
Wirtschaftszeitung«e vom 30. März IgI6 einem gegenwärtigen 
Tonnagebedarf von 80%, des Friedensbedarfes ein Angebot an 
Frachtraum von nur 64% gegenüberstellt#l), zumal auch die 
französische und italienische Handelsflotte nicht sehr bedeutend 
ist. So erklären sich auch die enormen Seefrachten, wozu noch 
die Sperrung des Suezkanals beiträgt, die i. J. 1915 teilweise auf 
900 bis I000% gegen Kriegsausbruch stiegen. Diese Sätze sind 
jedoch inzwischen teilweise weiter beträchtlich gestiegen 42), um 
allerdings anscheinend in der letzten Zeit wieder von diesem 
Höchstsatze etwas zurückzugehen. Nun ist ja auch zu berück- 
sichtigen, daß infolge des Unterseeboots- und Kreuzerkrieges 
die Versicherungsgebühren ebenfalls stark in die Höhe getrieben 
wurden, was neben den geschilderten Ursachen und spekulativen 
Manövern, gegen die sich die britische Regierung bisher ziemlich 
machtlos erwies 4) die Frachtsätze naturgemäß ebenfalls be- 
trächtlich steigern mußte. Dadurch fließen aber sowohl den 


41) Vgl. seinen Aufsatz: »\Veltkrieg und Frachtraume bes. S. 166. 

..*%2) Vgl.u. a. auch Artikel: »Freights and Shipping« im Economist vom 22. 
Januar 1916 S. 124. 

43) Ob die auf Diängen der Bundesgenossen von der englischen Regierung 
mit Wirkung vom ı. Juni 1916 festgesetzten Höchspreise für Seefrachten, die 
etwas günstiger als die oben angeführten Sätze sind, ihren Zweck erreichen, muß 
erst abgewartet werden. 
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Reedereien wie den Versicherungsgesellschaften in England und 
bes. im neutralen Auslande beständig gewaltige Mehreinnahmen 
zu, die die Zahlungsbilanz dieser Länder (also auch Englands) 
und daher auch indirekt ihre Valuta günstig beeinflussen. Hier, 
wie überhaupt durch Lieferungen aller Art wie Nahrungsmittel, 
Munition, Kohle, Eisen, Stahl etc. bietet sich daher für England 
ein günstiges Feld seine Bundesgenossen und Kolonien für ihre 
Bundestreue zu »belohnen« und sich für manchen bei uns er- 
träumten Gewinn einigermaßen schadlos zu halten. So erklärt 
sich u. a. das starke Disagio, das allmählich die französische 
und bes. die italienische, in stärkstem Maße aber die russische 
Valuta in London infolge der wirtschaftlichen Abhängigkeit 
dieser Länder erfahren hat, was aus der am Schlusse dieser Ab- 
handlung abgedruckten Zahlentabelle II zu ersehen ist. Daß die 
enormen Frachtsätze die Preise aller überseeischer Waren (natür- 
lich auch der europäischen nach der Uebersee) — abgesehen von 
den anderen Ursachen der Preissteigerung — außerordentlich . 
in die Höhe treiben mußten und müssen, hat ja der englische 
Konsument noch mehr als wir am eigenen Leibe erfahren müssen, 
wobei England, das ja in ganz anderem Maße als wir von der 
Ueberseezufuhr abhängig ist, besonders schlecht abschneiden 
muß, je länger der Krieg dauert. Indes muß doch hier 
wieder betont werden, daß, da das Disagio der englischen 
Valuta im neutralen Auslande im Vergleich zu uns nicht be- 
deutend ist, durch das Disagio der Valuta der Schaden für den 
englischen Konsumenten im Vergleich zu uns allerdings minimal 
ist. Unter Zugrundelegung der Frachtsätze vom Januar IgI6 
schätzt der »Statist«*) die direkten und indirekten Kosten für 
den britischen Konsumenten durch die Frachtsteigerung seit 
Kriegsausbruch abzüglich der Kriegsgewinnsteuer der Schiffs- 
eigentümer auf mindestens 300 Millionen £. Wird diese Steuer nur 
mit 50% eingerechnet 45), so gcht seine Schätzung sogar bis zu 
400 Millionen £, wobei ev. weitere Frachtsteigerungen nicht 
einmal berücksichtigt sind. Mag diese Schätzung angesichts 
des gewünschten scharfen Einschreitens des Verfassers des betr. 
Artikels gegen die Preistreibereien der Frachtsätze vielleicht auch 
etwas zu hoch gegriffen sein, jedenfalls können diese Ziffern 
einen beträchtlichen Abzug vertragen, um mehr als Worte 


44) Vgl. den Aufsatz »Freightse vom 22. Januar 1910 S. 137. 
45) Sie beträgt u. W. 60%. 
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darzutun, welche Wirkung die Frachtenhausse auf das britische 
Volk als Ganzes ausübt. 

Insoferne bedürfen daher die von uns bereits angegebenen 
Passivsalden der englischen Handelsbilanz einer Korrektur zu- 
gunsten Englands, soweit in diesen Wertziffern auch die hohen 
Frachtsätze enthalten sind, die diesem Lande, sofern die Ein- 
nahmen englischen Reedern zufallen, wieder zugute kommen. 

Außer den bisher geschilderten Posten der Zahlungsbilanz 
hat noch bes. einer im Kriege bedeutende Veränderungen er- 
fahren nämlich jener, den man unter dem Namen: »Transithandel 
und internationaler Zwischenhandel« zusammenfaßt. Auch hier 
ist einleuchtend, daß dieser Posten durch den Krieg eine große 
Verschiebung erfahren hat, bes. für die Zentralmächte. Denn 
hier spielt der Abbruch der Beziehungen mit den feindlichen 
Ländern schon infolge ihrer größeren Zahl eine größere Rolle 
als bei den Alliierten. Dagegen bildet der Zwischenhandel für 
neutrale Länder, obenan Holland, aber auch für die skandina- 
vischen Staaten zurzeit eine Haupteinnahmequelle, die ihre 
günstige Rückwirkung auf die Zahlungsbilanz dieser Länder und 
sohin auf deren Valuta unbedingt ausüben muß. Aber auch 
England hat es trotz des Krieges, d. h. des Ausscheidens der 
Zentralmächte verstanden, sich seinen gewaltigen Durchgangs- 
handel zu erhalten, der sich offiziell dem Werte nach, wie bereits 
betont von 109,6 Millionen £ im Jahre 1913 auf 98,8 Millionen £ 
i. J. {1915 d. h. nicht ganz um Y/,, reduzierte. Voraussicht- 
lich hat ihm aber dieser, infolge der stark gestiegenen Preise und 
Frachten, wcit höhere Reingewinne als früher gebracht, welcher 
Zustand noch weiter anhalten dürfte. Dagegen werden bes. für 
England die Gewinne, die sich aus der Vermittelung des inter- 
nationalen Zahlungsverkehrs ergeben — London soll aus diesem 
Geschäfte vor dem Kriege jährlich ca. 40o Millionen £ einge- 
nommen haben 46) — beträchtliche Reduktionen erfahren haben. 
Ob allendings die Verdrängung des Sterlingwechsels von seiner 
bisherigen Weltherrschaft nach dem Kriege durch den Dollar- 
wechsel erfolgen wird, was seit Eintritt eines Disagios auf die 
englische Valuta von vielen prophezeit wird, ist noch keines- 
wegs sicher. Wohl waren bisher der stabile Wechselkurs Eng- 
lands und der günstige englische Geldmarkt einer der Gründe 


4) Vgl. Schär: »Zahlungsbilanz und Diskonte in »Handel, Industrie und 
Verkehr in Einzeldarstellungene Band 15/16 S. 21. 
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für die Beliebtheit der englischen Valuta im Auslande, die auch 
Deutschland zwang, sich vielfach, bes. im überseeischen Ver- 
kehr, des englischen Rembourskredits zu bedienen #7). Auf diese 
Weise sind bisher jährlich von Deutschland nach England 
6—ı2 Millionen Mark an Vermittlungsgebühren geflossen. Aber 
man muß doch auch in Betracht ziehen, daß die Beliebtheit des 
Sterlingwechsels in erster Linie dem Umstande zu verdanken 
war, daß England bisher der Zentralpunkt des Weltverkehrs und 
Welthandels war. Dadurch begegneten sich dort und besonders 
in London Angebot und Nachfrage in beinahe allen wichtigen 
Weltartikeln, die dieses Land zum Clearinghouse der Welt mach- 
ten, dessen Fundament eben das britische Imperium bildete. 
Solange dieses Imperium intakt bleibt und wenn es England 
gelingt nach dem Kriege baldmöglichst seinen Sterlingkurs 
wieder auf den Paristand zu heben, dürfte auch die Verdrängung 
des Sterlingwechsels durch den Dollar oder die Mark, wenigstens 
in größerem Maßstabe, sobald nicht erfolgen. Dazu kommt, daß 
bei vielen Geschäftshäusern Gewohnheit und Herkommen eine 
große Rolle spielen. Und wenn auch bereits heute z. B. argen- 
tinische Firmen ihre Verbindlichkeiten nach Europa durch Ver- 
mittlung Neuyorker Häuser, statt wie früher mit Hilfe eines 
Londoner Bankiers, leisten #), so darf man hieraus keineswegs 
allzuweitgehende Schlüsse ziehen. Denn diese Erscheinung ist 
zunächst nur eine vereinzelte und kann ja auch nur eine momen- 
tane, durch die Kriegsverhältnisse bedingte, sein. Immerhin 
sind die Bestrebungen uns in dieser Hinsicht von England nach 
dem Kriege unabhängiger zu machen sehr dankenswert. Ob wir 
aber dieses Ziel bei Wiederkehr geordneter Devisenverhältnisse 
— denn erst dann dürfte sich das Ausland wieder für das deutsche 
Akzept interessieren — durch Schaffung einer Akzeptbank, oder 
auch mehrerer, erreichen, erscheint sehr zweifelhaft. Viel eher 
dürfte die Mark im Auslande an Bedeutung gewinnen, wenn 
diese Geldeinheit in einem größeren Wirtschaftskomplex ein- 
geführt würde, wobei nicht nur an Belgien und Polen, sondern 


auch an Oesterreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei zu denken 
SF 
4) Nach einer Schätzung des Präsidenten der Bremer Handelskammer Loh- 
mann sollen sogar 2/, der deutschen Einfuhr von Ucbersee von englischen 
Akzepthäusern und »Merchants«e finanziert worden sein. Vgl. Plaut a. a. O. S. 3. 
“) Vgl. hierzu die als Sonderabdruck erschienene Artikelserie in der 


Frankfurter Zeitung vom Jahre 1915: »Gegen die englische Finanzvormacht.« 
2. Aufl. S, 36. 
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wäre. Allerdings sind wir uns der politischen, vor allem geld- 
politischen Schwierigkeiten, die der Einführung der Mark- 
währung in den genannten Ländern im Wege stehen, wohl be- 
wußt. Uns kam es hier nur darauf an zu zeigen, wie das Ansehen 
der Mark im Auslande nach dem Kriege unseres Ermessens ge- 
hoben werden könnte. Daß jene Kreise, die dem deutschen Akzept 
wie überhaupt der deutschen Valuta im Auslande eine größere 
Verbreitung wünschen als bisher, nicht nur für ein mitteleuro- 
päisches Wirtschaftsbündnis sondern auch für Deutschlands 
Weltpolitik eintreten müssen, bedarf nach dem Dargelegten 
keiner weiteren Ausführung. 

Zu dem zuletzt geschilderten Posten der Zahlungsbilanz, 
dem internationalen Zwischenhandel, gehören auch die Gewinne, 
die aus dem internationalen Versicherungsgeschäft und aus dem 
internationalen Waren- und Eiffektenbörsenverkehr in ihren 
mannigfachen Spielarten resultieren. Diese entgehen den krieg- 
führenden Staaten und besonders England infolge dcs Zer- 
schneidens der Fäden, die die nationalen Geldmärkte und Börsen 
mit einander verbanden und diesen vor dem Kriege einen inter- 
nationalen Charakter verliehen. Dagegen kommen diese Ge- 
winne den neutralen Staaten, obenan Holland, aber auch Ame- 
rika und bis zu einem gewissen Grade der Schweiz zu, wozu die 
Entwertung der Valuta der kriegführenden Länder die haupt- 
sächliche Veranlassung bietet. Damit soll natürlich nicht ge- 
sagt sein, daß die kriegführenden Länder innerhalb ihres Freun- 
deskomplexes aus diesen Geschäftszweigen nicht ebenfalls Nutzen 
ziehen, die Zentralmächte hauptsächlich infolge des Agios der 
deutschen gegenüber der österreichischen Valuta, das zur Zeit 
ungefähr 18% beträgt, die Alliierten infolge der starken Dispari- 
tät ihrer Valuta gegenüber der englischen, die für Frankreich 
derzeit I0—I15%, für Italien 20—25%, für Rußland 60—65% 
ausmacht. Und wenn auch die Arbitragetätigkeit, sei es Effekten- 
sei es Devisenarbitrage, die sich bekanntlich die Kursver- 
schiedenheiten der einzelnen Plätze zunutze macht, bei Kriegs- 
ausbruch infolge Aufhörens jeglicher telegraphischer und posta- 
lıscher Verbindungen völlig ausgeschaltet war, so hat dieser 
Geschäftszweig mit dem Eintreten wenigstens einigermaßen 
gcordneter Zustände wieder an Bedeutung gewonnen. Wenn 
daher auch Kursannomalien wie sie bei Kriegsausbruch an den 
verschiedenen Plätzen vorkamen, heute nicht mehr denkbar sind, 
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so gehören trotzdem auch heute noch Schwankungen infolge des 
immer noch nicht regelmäßig funktionierenden Telegraphs und 
Telefons von Prozenten, nicht nur im Effekten- sondern auch 
im Devisenverkehr da, wo es sich vor dem Kriege um pro Mille 
oder gar Bruchteile davon gehandelt hat, nicht zu den Selten- 
heiten. Trotzdem hat die Devisenarbitrage auch im Kriege ihre 
Existenzberechtigung erwiesen und allen Staaten, den krieg- 
führenden wie den neutralen, direkt oder indirekt Nutzen ge- 
bracht *°). Leider wurde in Deutschland durch die neue Devisen- 
vercrdnung die Devisenarbitrage verboten, infolge des Kurs- 
druckes, den andererseits diese Tätigkeit durch mehrfaches 
gleichzeitiges Angebot deutscher Valuta im neutralen Auslande 
herbeiführte. 

Aus den bisherigen Darlegungen ergibt sich Folgendes: 
Bei allen kriegführenden, aber auch bei den meisten neutralen 
Staaten hat sich seit Kriegsausbruch die Struktur der Zahlungs- 
bilanz völlig verändert, bei den kriegführenden Ländern (am 
wenigsten jedoch bei England) im ungünstigen, bei den Neu- 
tralen im günstigen Sinne. Der Posten: Warenein- und Ausfuhr, 
der bereits im Frieden die Hauptrolle der Zahlungsbilanz spielte, 
weist saldiert für die kriegführenden Länder seit Kriegsausbruch 
einen weit größeren Mehreinfuhrwert auf, der in höherem Maße 
als vor dem Kriege durch andere Posten der Zahlungsbilanz ge- 
deckt werden muß. Dazu kommt, daß verschiedene Posten der 
Zahlungsbilanz in verschiedenen Ländern seit Kriegsausbruch 
überhaupt wegfallen, sodaß den stark gestiegenen Passivposten 
bei der Mehrzahl der kriegführenden Länder keine im gleichen 
Verhältnis stehende laufende Aktivposten gegenüber stehen. 
Nicht nur die Gewinne früherer Jahre sind ganz oder teilweise 
ausgeblieben am wenigsten noch, wie bereits betont, in Eng- 
land, sondern auch die gegenwärtige Situation zwingt diese 
Länder den so wichtigen Posten: »Auslandseffekten« selbst an- 
zugreifen. Dadurch wurde diese früher sehr bedeutende Ein- 
nahmequelle des Gewinn- und Verlustkontos der Zahlungs- 
bilanz stark geschmälert und muß bei völliger Aufzehrung dieses 
Postens überhaupt versiegen. Dies muß aber wiederum weiter- 
hin eine ungünstige Rückwirkung auf die Zahlungsbilanz, wenn 
nicht dafür anderweitiger Ersatz geboten wird, ausüben. Um- 


49) Vgl. u. a. die Zuschrift im Economist vom .27. Nov. 1915: »Ihe Dutch 
Exchanges and Arbitrages S. 903. 
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gekehrt sind verschiedenen neutralen Staaten außerordentliche 
Mehrgewinne zugeflossen, die sich dort in einer glänzenden 
Zahlungsbilanz äußern. Damit dürfte eine der wichtigsten 
Ursachen dargelegt sein, welche die Valuta aller Länder beein- 
flußt und die Valuta des neutralen Auslandes, gemessen an der 
der kriegführenden Länder, so überaus hoch erscheinen läßt. Die 
kriegführenden Länder brauchen eben immerfort Valuta der 
Neutralen, denen eine entsprechende Nachfrage nach Valuta 
der kriegführenden Länder nicht gegenübersteht. 

Dies führt uns zu einer anderen Ursache der Verschlech- 
terung der Wechselkurse, die eigentlich erst an dritter Stelle 
genannt zu werden verdient, d. i. die Vermehrung des Noten- 
umlaufs 5%) bei sämtlichen kriegführenden Ländern, die neben 
der ungünstigen Zahlungsbilanz deren Valuta im neutralen Aus- 
lande ungünstig beeinflussen muß, wenn sich dies auch ziffer- 
mäßig nicht nachweisen läßt. Der Notenumlauf in Deutschland 
hat sich seit dem Zeitraum unmittelbar vor Kriegsausbruch 
unter Berücksichtigung der Reichskassen- und Darlehenskassen- 
scheine ungefähr vervierfacht, wobei allerdings noch zu berück- 
sichtigen ist, daß wir auch die okkupierten Gebiete mit Noten 
zu versorgen haben. Die gleiche Wahrnehmung können wir für 
Frankreich und Rußland machen. Für Oesterreich-Ungarn, 
dessen Notenbank seit Kriegsausbruch keinen Status mehr ver- 
öffentlicht, dürfen wir mindestens eine ebenso große Notenver- 
mehrung annehmen und auch in England beträgt der Noten- 
umlauf unter Hinzurechnung der Currency Notes 5!) keineswegs 
weniger. Wir sehen also, daß die Notenpresse in allen krieg- 
führenden Staaten andauernd stark beschäftigt ist. Wir haben 
hier nicht auszuführen, daß und warum die Qualität unserer 
Noten einen Vergleich mit denen Englands nicht zu scheuen hat, 
wenn auch die reine Golddeckung des gesamten englischen 
Notenumlaufs günstiger sein mag als die Golddeckung des 
gesamten deutschen Notenumlaufs, d. h. mit Einschluß der 
Reichskassen- und Darlehenskassenscheine. Sie ist weit besser 
als die Frankreichs, von Rußland gar nicht zu reden. Denn 
unsere Reichsbanknoten haben — dank der Opferwilligkeit des 
ganzen deutschen Volkes und dank der Ueberlassung des Gold- 





so, Vgl. hierzu u. a. den Aufsatz von Huber: Wechselkurse und Noten. 
vermehrung im Bankarchiv vom 15. Mai 1916. 
51) Vgl. über die Currency notes bes. Theodor Plaut a. a. O. S. 32 ff. 
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schatzes im Juliusturm an die Reichsbank — auch heute noch 
eine weit bessere Golddeckung als die Noten der Bank von 
Frankreich 52) oder gar der russischen Staatsbank. In diesem 
Zusammenhange ist eben auch zu berücksichtigen, daß, wenn 
auch bei uns die Reichsbank, wie die Zentralnotenbanken aller 
kriegführenden Länder das eigentliche Kriegsfinanzierungs- 
institut ist, das Reich immer wieder in die Lage versetzt wurde, 
die beanspruchten Kredite infolge der gewaltigen Mittel, die ihm 
die bisherigen Kriegsanleihen zuführten, sukzessive an die 
Reichsbank wieder zurückzuzahlen. Hier besteht ein großer 
Unterschied gegenüber Frankreich, Italien und Rußland, denen 
die aus Gründen der Konsolidierung des Staatskredits und der 
Staatsfinanzen so nötige Umwandlung der von den betr. Staaten 
in Anspruch genommenen Zahlungsmittel in Staatsschuldver- 
schreibungen auch nicht annähernd so gelingt wie uns. Wenn 
wir somit die Qualität unserer Bank- und Reichsnoten in keiner 
Weise antasten wollen, so muß doch hervorgehoben werden, daß, 
wenn auch die Qualität der Note die Hauptrolle für ihre Beur- 
teilung spielt, immerhin auch die Menge der in einem Staate 
umlaufenden Noten ihre Bewertung im Auslande beeinflußt. Je 
stärker der Notenumlauf in einem Lande ist, um so mehr ist die 
Möglichkeit gegeben, daß sich im Auslande bei nicht entsprech- 
ender Nachfrage das Notenangebot verstärkt, wobei neben 
einer ungünstigen Zahlungsbilanz auch spekulative Manöver 
mitwirken, mag die Note metallisch oder auch sonst, noch so 
gut gedeckt sein. Steht aber dem Angebot keine oder keine ent- 
sprechende Nachfrage gegenüber, so muß dies auf die Preis- 
bildung der Valuta im Ausland ungünstig wirken. Man scheint 
dies auch bei uns eingesehen zu haben und hat daher, besonders 
in der letzten Zeit, wiederholt die Eindämmung des Notenum- 
laufs verlangt. Aber so nützlich die Bestrebungen, alle über- 
flüssigen Noten den Banken zuzuführen und den bargeldlosen 
Zahlungsverkehr mehr zu popularisieren auch sind, der Effekt 
kann hier selbst im besten Falle bei einem solch enormen Noten- 
umlauf nicht schr bedeutend sein, da damit das Uebel nicht mit 
der Wurzel beseitigt werden kann. Wenn wir daher auch nicht 
den Standpunkt des Hauptvertreters der Quantitätstheorie 


62) Indessen dürften nach den Mitteilungen des französischen Finanz- 
ministers Ribot die Goldeinzahlungen des französischen Publikums bis jetzt ab- 
solut nicht geringer gewesen sein alsin Deutschland, wenngleich in umfangreichem 
Maße erst viel später damit begonnen wurde als bei uns. 
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Ricardo teilen, daß die starke Vermehrung uneinlösbaren Papier- 
geldes die Ursache ihres Disagios im Auslande ist, so kann man 
doch sagen, daß nicht nur eine relative sondern auch eine 
absolute Notenvermehrung eine Ursache, wenn auch nur 
eine sekundäre oder gar tertiäre, der Verschlechterung der 
Wechselkurse im Auslande sein wird 53). 

Und noch auf einen Komplex von Ursachen der Verschlech- 
terung der Valuta der kriegführenden Länder soll hier kurz 
hingewiesen und dieser unter der Bezeichnung »psychologische 
und technische Ursachen« zusammengefaßt werden. Diese er- 
geben sich ja teilweise wieder aus dem bisher Dargelegten. 
Nicht selten sind diese Ursachen allerdings nur vorübergehender 
Natur und dürfen daher nicht überschätzt werden; aber sie 
wirken doch auf die Preisbildung der Valuten ein. Hier sind 
vor allem die Panikerscheinungen zu nennen, die bei Krisen und 
besonders kurz vor und bei Kriegsausbruch eintreten und deren 
Auftreten, wie wir ja alle an uns selbst sahen, jede logische Be- 
rechnung einfach über den Haufen wirft. Nur so ist die Deroute 
auf dem Devisen — wie überhaupt Valutenmarkt bei Kriegs- 
ausbruch zu erklären, die ganz bes. in Amerika, das bei Kriegs- 
ausbruch stark an Europa verschuldet war, in schärfster Form 
zum Ausdruck kam. Allerdings wurde dort die Panik noch durch 
einen besonderen Umstand verschärft, auf den wir bald zu sprechen 
kommen. So stieg damals in Neuyork Kabel London ca. 44%, 
Kabel Paris über 37%, Kabel Berlin über 9% und Kabel Holland 
beinahe 7% über die Parität 5$). Umgekehrt sind alle neutralen 
Valuten bei Kriegsausbruch bes. bei uns in Deutschland zu 
derart niedrigen Kursen umgesetzt worden, daß wir dies heute 
kaum mehr glauben mögen. Denn jedermann sucht in solchen 
Zeiten alles in Geld seiner Landeswährung umzuwandeln, da er 


53) Wenn jedoch Lansburgh in seiner vorzüglichen Zeitschrift: »Die Banke 
(Artikel: Die Organisierung des Devisenverkehrs« r. Heft Januar 1916 S. 20 ff.). 
behauptet, die Ursache der Verschlechterung unserer Valuta sei einzig und allein 
in gewissen Maßnahmen geldlicher Natur zu erblicken, so kann ihm hierin nach 
den bisherigen und nachfolgenden Darlegungen nicht beigepflichtet werden. 

54) Vgl. den Artikel: »Ihe New York Exchanges since war began« im 
Economist vom 27. Februar 1915 S. 431. Kabel London war damals mit $7 
pro £ gesucht (Parität 4,866), Kabel Paris wurde mit Fr. 3,25 pro $ (Parität 
5,183), Kabel Berlin mit § 104 für Mk. 400 (Parität 95,2852), holländische Gulden 
mit $ 43 für r00 hfl. (Parität 40,1961) genannt. In Holland hingegen fiel z. B. 
der Dollarkurs von 2,45 auf 1,80, ohne daß zu diesem Kurse Umsätze bekannt 
wurden. Vergl. »The American Exchanges« im Economist vom 13. März 1915 
S. 529. 
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es entweder tatsächlich dringend benötigt oder doch das Gefühl 
hat es bald zu brauchen. Diese Panik hat sich ja glücklicher- 
weise nach einigen Wochen wieder gelegt. Aber dadurch wurde 
doch mit die Axt angesetzt an dem vor dem Kriege so fest ge- 
fügten Bau der auswärtigen Wechselkurse in den meisten Krieg- 
führenden Ländern. In diesem Zusammenhange dürfte auch 
erwähnt werden, daß bei Kriegsausbruch und in der ersten Zeit 
darnach verschiedene ängstliche Gemüter Teile ihres Vermögens 
ins neutrale Ausland brachten bzw. in Werte desselben ver- 
wandelten, was ebenfalls auf die Valuta des Mutterlandes un- 
günstig wirken mußte. 

Eine andere psychologische Ursache, die eine Verschiebung 
der Wechselkurse herbeiführt, ist die Folgende: Wenn man bei- 
spielsweise im neutralen Auslande sieht, daß die Valuta eines 
kriegführenden Landes die Tendenz hat weiter zu sinken z. B. 
infolge andauernder Importe, so wird der im neutralen Auslande 
wohnende Besitzer eines Guthabens dieses in dem kriegführen- 
den Lande schleunigst veräußern, um sich vor weiterem Schaden 
zu bewahren. Aber auch die berufsmäßigen und nicht berufs- 
mäßigen Spekulanten werden diese Gelegenheit benützen solche 
Valuta zu verkaufen, weil sie hoffen sich billiger einzudecken. 
Umgekehrt werden diese Kreise in dem Lande mit entwerteter 
Valuta die steigende Valuta kaufen, in der Hoffnung sie bald 
wieder mit Nutzen realisieren zu können. In dem einen Lande 
ist die Baisse — im anderen die Haussepartei am Ruder, deren 
Tätigkeit wiederum ihren EinfluB auf den legitimen Handel 
ausübt. Braucht daher z. B. der legitime Warenkaufmann im 
neutralen Ausland Valuta des kriegführenden Landes, so wird 
er die entwertete Valuta so spät als möglich anschaffen und 
umgekehrt wird der Kaufmann im kriegführenden Lande die 
Valuta aufs neutrale Ausland so spät als möglich veräußern. 
Daß bier, bescnders bei den Baissiers auf der einen und bei den 
Haussiers auf der anderen Seite auch Kalkulationen auf die 
weitere Kriegsdauer und damit im Zusammenhang stehend auf 
eine weitere Valutaverschlechterung bzw. umgekehrt mit- 
spielen ist einleuchtend. Auf diesen Umstand hat ja bereits der 
hier schon öfter genannte Goschen 5) hingewiesen. So erklärt 
sich u. a. die Tatsache, daß im August v. J. die englische Valuta 
in Neuyork so stark sinken konnte, trotzdem gerade im August 
Taja. a O. S. 25. | 
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1915 enorme Goldexporte seitens Englands nach Amerika statt- 
fanden 58). Dieser Rückgang verschärfte sich noch anfangs Sep- 
tember bis dort bekannt wurde, daß England und Frankreich 
daselbst eine große Anleihe aufnehmen würden, was dort sofort 
den entgegengesetzten Effekt erzielte. So ist auch bei uns die 
Hausse am Devisenmarkt im Januar ds. J. zu verstehen, die 
einen derartig bedrohlichen Charakter annahm, daß dagegen 
eingeschritten werden mußte. Und das bloße Bekanntwerden 
eines etwaigen behördlichen Einschreitens hat in Deutschland 
einen heilsamen Einfluß bereits vor Inkrafttreten der Devisen- 
verordnung ausgeübt. Immerhin wird man den Einfluß der 
Spekulation auf die Bewegung der auswärtigen Wechselkurse 
wenn auch nicht unter-, so doch auch wiederum nicht über- 
schätzen dürfen. 

Eine weit wichtigere Ursache der Verschlechterung der 
Wechselkurse, bes. der deutschen im Auslande, liegt in dem 
Mißverhältnis zwischen den Zahlungsterminen bei der Ein- und 
Ausfuhr. Dieses Mißverhältnis besteht ja, wie der frühere Reichs- 
schatzsekretär Helfferich in seiner Jungfernrede im Reichstag 
am Io. März 1915 hervorhob 57), bereits in normalen Zeiten. Denn 
Deutschland importiert in der Hauptsache Rohstoffe und Nah- 
rungsmittel, die usancemäßig in bar oder in kurzfristigen Wech- 
seln bezahlt werden, während der größte Teil des deutschen 
Exports aus industriellen Produkten besteht, für die lange Buch- 
kredite gewährt werden. Durch den Krieg aber hat sich dieses 
Mißverhältnis allmählich noch weiter verschärft als Folge- 
erscheinung der zunehmenden Valutaentwertung, da eben die 
neutralen Staaten begreiflicherweise ihr Risiko auf das Mindest- 
maß reduziert sehen wollen. Die sofortige Zahlungsverpflichtung 
steigert aber wiederum die Nachfrage nach Zahlungsmitteln 
auf das neutrale Ausland, treibt daher die neutrale Valuta im 
Inlande stark in die Höhe oder, was dasselbe bedeutet, bewirkt 
einen weiteren Rückgang der inländischen Valuta im Auslande. 
Dazu trägt noch der Umstand bei, daß wir bisher vielfach auch 
für unsere Bundesgenossen . ausländische - Valuta anschaffen 

56) Sje betrugen $ 5o Millionen, abgesehen von den direkt an Morgan ge- 
langten Goldsendungen von ungefähr 39,5 Mill. $. Vgl. The Commercial und 
Financial Chronicle, Bank and Quotation Section. New York. Sept. 4. 1915 S. 18. 

57) Sten. Berichte über die Verhandlungen des Reichstags vom Io. März 


1915 S. 44. Vgl. dazu auch die Denkschrift vom 12. März 1916 (achter Nachtrag 
Nr. 225) S. 77: 
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mußten. Wir sehen daher in diesem Falle deutlich die engen 
Wechselbeziehungen zwischen Ursache und Wirkung. Dazu 
kommt noch, daß wir und Oesterreich-Ungarn bisher vielfach 
die Sicherung von Rohstoffzufuhren hauptsächlich aus Amerika 
für die Zeit nach dem Kriege bereits im voraus in Bargeld zu 
decken hatten und haben. 

Unter den technischen Momenten, die sodann die auswär- 
tigen Wechselkurse beeinflussen, ist vor allem die Unterbindung 
des Verkehrs und die dadurch stark in Mitleidenschaft gezogene 
Arbitragetätigkeit hervorzuheben, auf deren Bedeutung für die 
Zahlungsbilanz bereits hingewiesen wurde. Hier sei nur noch 
allgemein hervorgehoben, daß die Arbitrage bewirkt, daß, wenn 
die Valuta eines kriegführenden Landes in einem neutralen 
Lande stark zurückgeht oder steigt, diese Kursbesserung oder 
Kursverschlechterung ihre günstige oder ungünstige Rück- 
wirkung auf die Gestaltung dieser Devisenkurse in den übrigen 
neutralen Ländern ausüben muß. Bessert sich beispielsweise der 
Sterling- oder Frankenkurs in Amerika erheblich, so muß dies 
selbst im Kriege, wenn auch vielleicht nicht am selben oder 
nächsten Tage, auf die Gestaltung des englischen oder fran- 
zösischen Kurses in der Schweiz und in den übrigen neutralen 
Ländern, wenn dem nicht andere Momente entgegenstehen, 
einen Einfluß ausüben 58). Es würde zu weit führen, wenn wir 
hier auf Details der so komplizierten und vielgestaltigen Arbi- 
tragetätigkeit eingingen. Jedenfalls aber kann man sagen, daß 
die Arbitrage, trotz aller Hemmungen, im Kriege ihren inter- 
nationalen Charakter nicht völlig abgestreift hat. Sie hat be- 
wirkt, daß sogar feindliche Länder die Valuta anderer feind- 
licher Länder beeinflussen können, wobei nicht einmal an den 
unseres Ermessens in der Presse aufgebauschten Fall zu denken 
ist, daß Angehörige eines feindlichen Landes die Valuta des 
anderen Feindeslandes absichtlich im neutralen Auslande herab- 
drücken, um dessen Kredit zu schädigen 5°). Wir haben vielmehr 
folgenden Fall im Auge: Wenn z. B. die Zentralmächte große 
Posten amerikanischer Werte oder was im ersten Stadium des 
Krieges der Fall war, amerikanische Valuta in Holland verkaufen, 
so wird dadurch die amerikanische . Valuta in Holland herab- 


55) Dagegen würde die Verschiedenheit des Disagios der Valuta in den ein- 
zelnen Ländern auch bei vollkommenem Funktionieren der Arbitragetätigkeit 
nicht beseitigt werden können. 

5) Vgl. hierzu auch Lansburgh a. a. O. S. 21 ff. 
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gedrückt, eine der Ursachen, weshalb die amerikanische Valuta 
in diesem Lande seit Kriegsausbruch so häufig unter Pari notierte. 
Dadurch aber konnte und kann z. B. England unter Umständen 
Dollars günstiger erhalten, als wenn es zu dessen Bezug nur auf 
Amerika angewiesen wäre ein, wenn auch sekundärer Grund, 
weshalb die englische Valuta in Amerika kein größeres Disagio 
erlitten hat. Allerdings verschlechtert sich dann die englische 
Valuta im Ankaufslande z. B. in Holland 8°). So erklärt sich auch 
vielleicht die mitunter gemachte Becbachtung, daß einem 
Steigen der Valuta der Zentralmächte im neutralen Auslande ein 
Fallen der Valuten der Alliierten daselbst gefolgt war. 

In diesem Zusammenhange verdient sodann noch kurz die 
Frage gestreift zu werden, welchen Einfluß der Erlaß von Mora- 
torien auf die auswärtigen Wechselkurse im allgemeinen ausge- 
übt hat. Hierauf ist zu erwidern, daß die allgemeinen Moratorien 
zunächst auf die Devisen der Moratoriumsländer günstig wirkten, 
weshalb sie, da sie beinahe in allen Ländern der Welt erlassen 
wurden, für die Gestaltung der Wechselkurse im allgemeinen 
keineswegs ungünstig waren. Dagegen mußten diese Moratorien 
auf die Wechselkurse jener Länder, die kein Moratorium er- 
ließen und bei Kriegsausbruch große Zahlungsverpflichtungen 
ans Ausland hatten, anfangs sehr ungünstig wirken. Daher kann 
man die große Schärfe der Panik in Amerika bei Kriegsausbruch 
um so leichter begreifen. Dieses Land hatte, wie bereits hervor- 
gehoben wurde, große Verpflichtungen an Europa und vor allem an 
England — die Schätzungen schwanken zwischen 20 und 50 Mil- 
lionen £ — zu erfüllen, ohne seine Guthaben eintreiben zu kön- 
nen ©). Auch auf die deutsche Valuta im Auslande mußte, da 
Deutschland bekanntlich bei Kriegsausbruch nur ein Moratorium 
auf Auslandswechsel erließ, von dem indes die übrigen Ver- 
pflichtungen ans neutrale Ausland nicht betroffen waren, 
dieser Umstand anfangs ungünstig wirken, so froh wir heute 
auch sind, daß wir ohne allgemeines Moratorium auskamen. 
So wurden nach den Angaben von Pref. Dr. Weyermann 
in Bern?) die Guthaben der Schweizer Banken allein lin 


60, England legt aber aus begreiflichen Gründen weniger Gewicht auf einen 
günstigen Stand seiner Valuta in Holland und Skandinavien oder auch in Spanien 
und Argentinien als in Amerika. 

*) Außerdem hatte hauptsächlich England bei Kriegsausbruch in Amerika 
große Efiektenbeträge verkauft. 

63) Vgl. dessen lehrreiche Abhandlung: »Die deutsche Valuta im Auslande 
und die deutsche Wirtschaftslagee in der Frankfurter Zeitung vom 4. Dezember 
1914, erstes Morgenblatt und Abendblatt. 
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Deutschland bei Kriegsausbruch auf mindestens 50 Millionen 
Frs. geschätzt. Haben sohin die Moratorien im allgemeinen die 
Devisenkurse günstig beeinflußt, so muß doch erst die Zukunft 
lehren, ob die Devisen, besonders die langsichtigen, vor allem 
infolge der feindlichen Zahlungsverbote aber auch infolge der 
Moratorien, im internationalen Zahlungsverkehr jene Stellung 
beibehalten werden, die sie vor dem Kriege innehatten. Wenn 
sie zur Zeit im internationalen Zahlungsverkehr hauptsächlich 
durch die telegraphische Auszahlung und den Scheck verdrängt 
werden, so läßt dies noch keineswegs allgemeine Schlüsse auf die 
zukünftige Entwickelung zu. 

Das Ergebnis der bisherigen Feststellungen läßt sich fol- 
gendermaßen zusammenfassen: Die Voraussetzungen dafür, daß 
sich die Wechselkurse seit Kriegsausbruch so stark verschieben 
konnten, liegen in den Veränderungen der Währungsgrundlagen. 
Als Hauptursache der Verschlechterung der Valuta der krieg- 
führenden Länder ist die Verschlechterung ihrer Zahlungsbilanz 
anzusehen, während sich umgekehrt bei den meisten neutralen 
Ländern die entgegengesetzte Entwicklung wahrnehmen läßt. 
An diese Hauptursache der Valutaverschlechterung reihen sich 
jedoch noch andere mehr sekundäre Ursachen an, die das ein- 
mal ins Wanken gebrachte Valutagebäude weiterhin ungünstig 
beeinflussen mußten. Dazu gehören vor allem die psychologi- 
schen und technischen Ursachen, sowie die Vergrößerung des 
Notenumlaufes. 

Welche Wirkungen üben nun ungünstige Wechselkurse 
oder, um es deutlicher auszudrücken, eine verschlechterte Valuta, 
im Inlande und welche für das Inland im Auslande aus? Der 
Frage der Valutaschwankungen wurde seitens unserer hervor- 
ragendsten Geldpolitiker, hauptsächlich unter dem Gesichts- 
punkte der Währungsfrage, eingehendes Interesse gewidmet. Ich 
erinnere u. a. besonders an die wertvolle Abhandlung des früheren 
Reichsschatzsekretärs Helfferich über »Außenhandel und Valuta- 
schwankungen«®°). Da aber diese Frage bereits lange vor Kriegs- 
ausbruch im Sinne der Goldwährung entschieden war, so er- 

63) Vgl. seine »Studien über Geld- und Bankwesen« Berlin 1900 S. 84 ff. 
Es liegt nicht in unserer Absicht in dieser Abhandlung den Einfluß des Silber- 
preises, (der in diesem Kriege den Höchststand seit 1893 erreicht hat) z. B. auf die 
ostasiatischen Wechselkurse seit Kriegsausbruch zu schildern so interessant 


vielleicht eine solche Untersuchung auch wäre, da uns dies hier zu weit führen 
würde. 
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lahmte allmählich das Interesse dafür. Wir wissen heute noch 
nicht, ob die Goldwährung nach dem Kriege in ihrer bisherigen 
Gestalt wiederkehrt. Jedenfalls haben wir gesehen, daß wir im 
inländischen Verkehr ganz gut ohne Gold auskommen. Anders im 
internationalen Verkehr. Für diese Zwecke und als Regulator 
oder besser als Bremsvorrichtung in den Gewölben der Zentral- 
notenbanken gegen die willkürliche Vermehrung des Banknoten- 
umlaufs wird das Gold auch in Zukunft seine Bedeutung im 
Geldwesen so rasch nicht einbüßen. Wir haben hier nicht auf 
die Frage einzugehen, ob nicht durch die Erfahrungen des Krieges 
den »Metallisten«, nach denen das Geld seine Zahlkraft vom 
Metall erhält, eine Annäherung an den Standpunkt der An- 
hänger der »staatlichen Geldtheorie« Knapps, nach deren Auf- 
fassung das Geld seine Zahlkraft durch staatliche Proklamation 
erlangt, erleichtert wird. Wir kehren vielmehr zurück zu den 
Wirkungen der ungünstigen auswärtigen Wechselkurse zunächst 
im Inlande. Diese Frage hat heute keinen akademischen Cha- 
rakter mehr; sie ist vielmehr von eminent praktischer Bedeutung, 
zumal die Voraussetzungen, unter denen wir sie heute betrachten, 
sich geändert haben. Denn heute erfährt ja jeder einzelne von 
uns diese Wirkungen tagtäglich an sich selbst. Die Wirkungen 
einer verschlechterten Valuta äußern sich zunächst in einer 
Preissteigerung jener Waren, die wir vom Auslande ein- 
führen. Je schlechter die Valuta, um so höher die Preise 
der importierten Waren. Und wenn auch, wie zurzeit bei uns, 
die Einfuhr der wichtigsten Nahrungsmittel und Rohstoffe von 
Zöllen freigelassen ist, so wiegt dieser kleine Vorteil die Nachteile 
einer verschlechterten Valuta gewiß nicht auf. Dazu kommen 
noch die enormen Schiffsfrachten, vor allem auf die Uebersee- 
produkte, überhaupt die Unsicherheit aller Transportverhält- 
nisse, die durch spekulative Treibereien verschärft, beigetragen 
haben die Preise der importierten Waren auf die derzeitige Höhe 
zu treiben. (Allerdings spielen hier auch die stark gestiegenen 
Produktionskosten im Auslande eine Rolle) Es ist daher nur 
allzu begreiflich, daß die Importe auf das nötigste Maß beschränkt 
werden, was jetzt im Zusammenhang mit der neuen Devisenver- 
ordnung erreicht wurde. Damit ist jedoch die allgemeine Preis- 
steigerung im Inlande nicht erklärt. Sicher ist anzunehmen, daß 
die aus den angegebenen Gründen der Valutaverschlechterung 
herbeigeführte Preissteigerung auf die Preisbewegung der meisten 
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inländischen Produkte stimulierend wirkt. Die Hauptursache 
der allgemeinen Preissteigerung liegt aber in der zunehmenden 
Aufzehrung der Gütervorräte ®). Ob die starke Vermehrung des 
Notenumlaufs, unabhängig vom Disagio, zur Preissteigerung 
der Waren im Inlande beigetragen hat, ist schwer zu sagen. 
Ausgeschlossen ist eine inflationistische Wirkung jedoch nicht. 
Wenn ja, so doch keineswegs in dem Maße wie die Quantitäts- 
theorie annahm. Diese Theorie behauptet bekanntlich, daß die 
Preise jeweils ein genauer Ausdruck der Größe des in einem 
Lande vorhandenen Geldes seien. Daher sei die Preisbewegung 
eine proportionale Wirkung der Geldbewegung. Habe also die 
Vermehrung der Umlaufsmittel die Warenpreise in die Höhe 
getrieben, so reguliere sich der Geldumlauf wieder von selbst, 
da die hohen Preise zur Vermehrung der Einfuhr anregen, wo- 
durch das Geld aus dem Lande getrieben werde. Dieser Bar- 
geldabfluß ans Ausland, der erniedrigend auf die Preise im In- 
lande wirke, verursache das Disagio. Die Ursachen des Disagios 
der Valuta der kriegführenden Länder haben wir bereits darge- 
legt. Unter diesen ist die Notenvermehrung nur eine und 
zwar eine ganz sekundäre Ursache. Aber auch sonst tritt der 
Fehlschluß dieser Theorie offen zutage. Wohl würden hohe 
Preise im Inlande die Einfuhr fördern, wenn nicht das Disagio 
wäre. Dieses Disagio erschwert, ja kann u. U. die Einfuhr bei- 
nahe unmöglich machen. Es wirkt wie ein Schutz- bzw. Prohi- 
bitivzoll. Zudem wird das Notenangebot im Auslande, das eine 
Ursache des Disagios ist, nicht durch vermehrte Warenausfuhr 
herbeigeführt — denn diese kann ja leider zur Zeit nicht in 
wünschenswertem Maße stattfinden — sondern hauptsächlich 
durch spekulative und technische Manipulationen, denen ja die 
Devisenmaßnahmen der Zentralmächte für diese Länder einen 
Riegel vorgeschoben haben. 

Diesen Schattenseiten des Disagios, Verteuerung und da- 
durch bedingte Erschwerung des Importes, stehen allerdings 
auch Lichtseiten des Disagios gegenüber. Hier sei zunächst eine 
erzieherische Seite hervorgehoben. Die Erschwerung des Imports 
hat unserer Industrie, obenan der chemischen, eine Fülle von 
Anregungen gegeben, uns durch Herstellung von Ersatzstoffen 


6) Vel. auch Walther Federn: »Krieg und Währung«e im Jahrbuch der 
Gesellschaft österreichischer Volkswirte von 1915 S. 86 ff. 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 2. (Krieg u. Wirtschaft. V.) 35 
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vom ausländischen Rohstoffbezug unabhängiger zu machen 65). 
Und wenn hier das Verdienst in erster Linie der englischen 
Blockade zugeschrieben werden muß, einen kleinen Anteil daran 
dürfte vielleicht doch auch das Disagio unserer Valuta haben. 

= Ein weiterer nicht unwichtiger Vorteil für ein Land mit 
entwerteter Valuta besteht, wie bereits betont, in einer ev. gün- 
stigeren Verkaufsmöglichkeit von Effekten im neutralen Aus- 
lande. Das Disagio erleichtert aber nicht nur den Export von 
Effekten sondern auch von Waren. Es wirkt auf den Export 
u. U. wie eine Exportprämie. Allerdings muß man hier wieder 
in Betracht ziehen, ob es sich um Produkte handelt, auf die das 
Ausland unbedingt angewiesen ist. Hierher gehören u. a. besonders 
unsere Kohlen- und Stahlerzeugnisse, unsere chemischen Produkte 
in ihrer enormen Vielseitigkeit, einschließlich unseres Reichtums 
an chemischen Grundstoffen, wie Kali und unsere Ueberlegenheit 
in der Zuckerproduktion. In diesen Fällen können wir nach dem 
Kriege dem Auslande ev. die Preise diktieren und u. U. min- 
destens Friedenspreise in ausländischer Valuta d. h. vielleicht 
mit einem Agio von Io—20 oder mehr Prozent, je nach dem 
Stande der betr. Valuta, verlangen. Wo aber das Ausland und 
besonders das feindliche, nach dem Kriege auf dem Weltmarkte mit 
uns in Konkurrenz treten wird, da läßt es sich schwer sagen, ob 
wir derartige Forderungen stellen können. Dies kann uns ja nur 
die Zukunft lehren. Wirkt aber das Disagio exportfördernd, so 
besteht doch wiederum die Gefahr, daß dadurch die Preise 
unserer Exportgüter im Inlande in die Höhe getrieben werden 
sei es um die ganze oder doch um den größten Teil der Valuta- 
differenz. Man sieht sohin, daß das Disagio der Valuta auf die 
Preise im Inland und zwar nicht nur auf die Preise der impor- 
tierten Waren, sondern auch trotz großer Vorzüge für die Ex- 
porteure, auf die der Exportgüter eine preissteigernde Wirkung 
ausübt. Daß bei gleichartigen Exportartikeln die Konkurrenz- 
fähigkeit eines Landes, mit stark entwerteter Valuta im Auslande 
größer ist als die eines Landes mit weniger stark entwerteter 
Valuta, liegt auf der Hand. Allerdings können dem wieder andere 
Momente entgegenwirken, wenn es sich z. B. um Exportgüter 
handelt, zu deren Verarbeitung Rohstoffe nötig sind, die wir 








.....*%) Vgl. hierzu den hochinteressanten Vortrag von Walther Rathenau 
über »die Organisation der Rohstoffversorgunge gehalten in der Deutschen 
Gesellschaft 1914 am 20. Dezember 1915 (als Manuskript gedruckt). 
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vom Auslande infolge des Disagios zu ungünstigen Beding- 
ungen erhalten, oder wenn die sonstigen Produktionskosten, 
z. B. die Arbeitslöhne in diesem Lande höher sind als in dem 
Lande mit einer weniger entwerteten Valuta. 

Sind also die Wirkungen des Disagios im Inlande über- 
wiegend ungünstig, so sind diese Wirkungen für das Inland im 
Auslande, im neutralen wie im feindlichen, ebenfalls nicht günstig. 
Im neutralen insoferne nicht als es, wie wir bereits hervorhoben, 
beinahe immer infolge des Valutarisikos sofortige Barzahlung 
verlangt selbst in den Fällen, in denen es früher die Preise für 
die importierten Waren stundete; im feindlichen Auslande des- 
halb nicht, weil eine zunehmende Verschlechterung der Valuta 
der feindlichen Presse einen wichtigen Agitationsstoff für die 
Fortsetzung des Krieges liefert. Man braucht nur Zeitschriften 
selbst seriösen Charakters wie den »Economist« oder den »Statist« 
durchzublättern und man wird finden, daß darin eine ständige 
Rubrik der »Depreciation of the German Mark« gewidmet ist. 
Ihre Wirkungen dürften indes keineswegs überschätzt werden, 
da hierdurch der Ausgang des Krieges nicht entschieden wird. 

Dürfte, so müssen wir uns jetzt fragen, das neutrale Aus- 
land ein Interesse daran haben, daß der Zustand der Valuta- 
entwertung in den kriegführenden Staaten ein dauernder bleibt’? 
Keineswegs. Allerdings kann es jetzt, trotz des Hemmnisses 
der Valutaentwertung für die kriegführenden Staaten, an diese 
Länder zu teilweise fabelhaften Preisen exportieren so viel es 
will, da ja diese Länder verschiedene Waren unbedingt brauchen 
und der Preis dafür zur Zeit vielfach keine Rolle spielt. Außer- 
dem erhalten die Neutralen z. Z. infolge des Disagios beim Import 
sogar Waren, die sie dringend benötigen, mitunter unter Frie- 
denspreisen. Indes hat auch hier die Medaille ihre Kehrseite. 
Denn durch den Export von Effekten infolge des Disagios nach 
dem neutralen Auslande wurden in diesem viele, besonders auch 
einheimische Werte derartig im Kurse gedrückt, daß z.B. in der 
Schweiz bereits Maßnahmen erwogen wurden, wie der Einfuhr 
von Effekten überhaupt zu steuern wäre, falls dort die Valuten 
verschiedener kriegführender Länder jeweils einen gewissen 
Tiefstand erreichen. Andererseits will man aber auch ım neu- 
tralen Auslande hier und da bereits gewisse Inflationserschei- 
nungen wahrgenommen haben. Wie dem auch sei, die Möglich- 


keit einer Inflation ist in den neutralen Ländern ebenso vor- 
35* 
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handen wie in den kriegführenden, wenn die Geldmenge daselbst 
zu stark vermehrt wird gleichviel ob diese aus Gald besteht oder 
nicht. Denn die Inflationserscheinungen brauchen mit dem 
Geldstoff gar nichts zu tun zu haben ®). Allerdings dürfte die 
eventuelle Preissteigerung der Waren im neutralen Auslande so- 
weit nicht Materialknappheit die Ursache ist, hauptsächlich 
auf die bereits angedeutete günstige Verwertungsmöglichkeit 
in den kriegführenden Ländern zurückzuführen sein. 

Ein weiteres Moment, das kein Interesse des neutralen Aus- 
landes an einer dauernden Valutaentwertung der kriegführenden 
Länder aufkommen lassen kann ist das folgende: Nach dem 
Kriege, wenn die Märkte für die Waren wieder frei werden, müßte 
der Export eines Landes, dessen Valuta ein hohes Agio gegenüber 
dem Lande mit entwerteter Valuta genießt, nach diesem Lande 
infolge der unerschwinglichen Preise ganz oder teilweise auf- 
hören, ja es müßte dessen Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt- 
markte überhaupt schwer erschüttert werden vorausgesetzt, 
daß die Produktionskosten in dem Lande mit entwerteter Valuta 
dessen Konkurrenzvorsprung nicht wettmachen. 

Bevor wir zum Schlusse auf die Maßnahmen eingehen, die 
von den Zentralmächten und vor allem von Deutschland ge- 
troffen wurden und eventuell noch, besonders nach dem Kriege, 
zu treffen wären, um ihre Valuta zuheben, möchten wir auf dieam 
Schlusse dieser Abhandlung abgedruckten Zahlen- und Kurven- 
tabellen hinweisen. Diese bilden bis zu einem gewissen Grade 
einen Torso. Denn entweder kamen für die erste Zeit nach 
Kriegsausbruch überhaupt keine Devisenkurse (weder offizielle 
noch inoffizielle) zustande oder die mitgeteilten Kurse waren 
teilweise bloß nominelle oder aber die Devisenkurse waren trotz 
lebhafter Bemühungen überhaupt nicht erhältlich. Aber selbst 
unter Berücksichtigung dieses Umstandes ergibt sich aus den 
Tabellen doch mancherlei. 

Aus Zahlentabelle I (1—4), welche die Bewegung der 
Valuta Deutschlands, Frankreichs und Englands in Holland, 
in Amerika, in der Schweiz und in Skandinavien seit Kriegs- 
ausbruch nach den monatlichen Durchschnittskursen darstellt, 
läßt sich ersehen, in welcher Weise sich die Valuta der drei wirt- 


6) Vgl. u. a. die Studie von Sven Helander; »Das Jnflationsproblem im 
Krieges in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik. 105. Band 
III. Folge 50. Band 1915. II S. 246ff., bes. S. 250. Derselbe in der sEuropäischen 
Staats- und Wirtschaftszeitunge a. a. O. S. 591. 
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schaftlich wichtigsten kriegführenden Länder in den genannten 
neutralen Staaten allmählich verschlechtert hat. Den gleichen 
Einblick gewähren die Kurventabellen 1—3. Wir sehen, von 
wenigen Ausnahmen abgesehen, besonders seit Anfang 1915 bis 
Ende April 1916 hauptsächlich für Deutschland und Frankreich 
eine zunehmende Verschlechterung, die noch im Mai 1916 in 
Skandinavien anhielt, während in den anderen drei neutralen 
Staaten in diesem Monat eine kleine Besserung eintrat. Im 
Juni konnte indes die deutsche Valuta, abgesehen in Skandi- 
navien, diese Besserung nicht ganz aufrecht erhalten, während 
die französische und englische Valuta (mit Ausnahme in Holland), 
in Amerika, besonders aber in der Schweiz weitere Steigerungen 
erzielen und in Skandinavien den Kursrückgang vom Mai reich- 
lich wieder einbringen konnten 6). Während sich sodann die 
deutsche Valuta, von minimalen Ausnahmen abgesehen, bereits 
seit Kriegsausbruch in stark weichender Richtung bewegte, 
konnte sich Frankreich, wenigstens noch in der ersten Zeit, 
eines teilweise nicht unbeträchtlichen Agios seiner Valuta im 
neutralen Auslande erfreuen, um allerdings allmählich ein erheb- 
liches Disagio zu erleiden ®). Unter den kriegführenden Ländern 
schneidet die englische Valuta weitaus am besten ab, die nur in 
Skandinavien und Holland — vielleicht auch in einigen anderen 
neutralen Staaten — in stärkerem Maße entwertet wurde °?), 
sonst aber nur unbedeutende Einbußen erlitt auch in Amerika, 
nachdem es ihm gelang, dort die Scharte vom Herbste v. J. 
wieder auszuwetzen. Dazu kommt noch, daß, wie wir aus Zahlen- 
tabelle II ersehen, die Valuta der Alliierten in London ein sehr 


©) Im Juli 1916 dürfte sich die deutsche und österreichische Valuta im 
neutralen Auslande (ausgen. in Skandinavien) weiter etwas verschlechtert haben, 
während sich die Valuta der Alliierten in beinahe sämtlichen neutralen Staaten 
teilweise sogar beträchtlich heben konnte. 

e8) Hier ist auch in Betracht zu ziehen, daß die spanische Valuta in Frank- 
reich im Juni dieses Jahres vorübergehend ein Agio von ungefähr 22°, erfuhr, 
dem ein entsprechendes Disagio der französischen Valuta in Spanien entspricht. 
Hier verdient auch noch hervorgehoben zu werden, daß die französische Valuta 
auch in Griechenland eine beträchtliche Entwertung erlitt. 

6%) Hier kommen besonders Spanien und Argentinien in Betracht. Im Juni 
dieses Jahres betrug das Disagio der englischen Valuta in Spanien mitunter über 
7°5. Bereits vorübergehend im Januar 1915, besonders aber im Februar 1915, 
erfuhr die englische Valuta in Spanien ein Disagio, bzw. die spanische Valuta in 
England ein Agio, dem allerdings im Juni und Juli 1915 vorübergehend ein 
Agio der englischen Valuta in Spanien oder ein entsprechendes Disagio der 
spanischen Valuta in England folgte. Seitdem wurde die spanische Valuta in 
England immer mit Agio gehandelt. 
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bedeutendes Disagio erfuhr, was umgekehrt für England (wie 
für uns die österreichische Valuta) unbedingt als Aktivum ge- 
bucht werden muß, indes für die Beurteilung der französischen 
Valuta im allgemeinen sehr ungünstig ist. Allerdings hat sich 
auch die italienische und französische Valuta im Mai dieses 
Jahres in London wieder etwas gehoben. Diese Besserung konnte 
jedoch im Juni von Italien nicht voll behauptet werden. Dagegen 
hat sich die russische Valuta in London auch in den Monaten 
Mai und Juni weiter verschlechtert ?%). Sie hat überhaupt von den 
bedeutendsten kriegführenden Staaten die stärkste Entwertung 
im neutralen Auslande erlitten. (Vgl. den Anhang zur Zablen- 
tabelle I.) 

Die Valuta der Neutralen hat sich, wie aus Zahlentabelle III 
teilweise hervorgeht, ungefähr folgendermaßen entwickelt: Zu- 
erst dürfte Holland bei den Neutralen sowohl wie bei den krieg- 
führenden Ländern die führende Rolle gespielt haben. Seit An- 
fang IgI5 (besonders seit Februar) wurde es von Amerika ver- 
drängt, welches indes seit Ende September, besonders aber seit 
Oktober 1915 Holland wieder Platz machen mußte. Seit Anfang 
März 1916 übernahmen die skandinavischen Staaten die Führung. 
Ob dies auf deren Goldpolitik (besonders Schwedens) allein 
zurückzuführen ist, desgleichen ob es den skandinavischen 
Staaten gelingt diese Vorzugsstellung zu behaupten ?!), ist schwer 
zu sagen. Von den wichtigsten neutralen Staaten schneidet da- 
gegen die schweizer Valuta am schlechtesten ab, da sie im neu- 
tralen Auslande überwiegend (ausgenommen vielleicht vorüber- 
gehend in Spanien und Amerika) teilweise sogar mit beträcht- 
lichem Disagio gehandelt wird. 

Aus Zahlentabelle I (r—4) können wir sohin den Grad des 
allmählichen Rückganges unserer Valuta im neutralen Auslande 
ersehen. Es ist daher wohl begreiflich, daß dieser Zustand unsere 


70) Im Juli 1916 dürfte sich die Valuta der Alliierten in London zwar anfangs 
eine Kleinigkeit gebessert haben, um sich dann im Laufe dieses Monats (mit 
Ausnahme von Frankreich) wieder zu verschlechtern. 

71) Dies ist kaum anzunehmen, da sich dort auch die Valuta der Neutralen 
und hauptsächlich Hollands, aber auch die der kriegführenden Länder bereits 
wieder im Juli 1916 bedeutend gehoben haben dürfte. Zu den Darlegungen 
im Texte der Abhandlung sei jedoch bemerkt, daß wir infolge Fehlens von 
Zahlenmaterial die spanische Valuta nicht vollständig beobachten konnten. Es 
ist daher nicht ausgeschlossen, daß die spanische Valuta, wie die Frankfurter 
Zeitung vom 30. Juli 1916 (2. Morgenblatt. Artikel: »Finanziclles aus Spanien«) 
mitteilt, gegenwärtig die teuerste in der ganzen Welt ıst. 
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leitenden Kreise mit berechtigter Sorge erfüllte und sie veran- 
laßte Maßnahmen zu erwägen bzw. zu treffen, um den Rück- 
gang der deutschen Valuta im Auslande aufzuhalten mit dem 
Ziele der allmählichen Wiederanbahnung des früheren Wechsel- 
paris 7°). 

Zunächst einige Worte über die derzeitige Anwendbarkeit 
der im Frieden zur Besserung der Wechselkurse angewendeten 
wichtigsten Methoden. Nähern sich im Frieden die auswärtigen 
Wechselkurse dem oberen Goldpunkte, droht also Gold ins Aus- 
land abzufließen, so zieht die Zentralnotenbank entweder die 
Diskontschraube an. oder sie gibt Devisen ab, die sie zu diesem 
Zwecke erwirbt, oder sie tut beides zugleich ”®). Durch die Er- 
höhung des Diskontsatzes wird: der drohende Goldabfluß  ab- 
gehalten, es strömt ausländisches Geld ins Inland, da es hier 
durch den höheren Zinsfuß eine vorteilhaftere Anlage findet. 
Dadurch entsteht im Auslände Nachfrage nach inländischer 
Valuta. Eine Folge davon ist das Steigen der inländischen 
Valuta im Auslande und korrespondierend damit ein Fallen der 
ausländischen Valuta im Inlande. 

Durch die Devisenabgabe wird im Inlande ein ea 
der ausländischen Devise herbeigeführt, die eine entsprechende 
Steigerung der inländischen Devise im Auslande zur Folge hat. 
Diese beiden im Frieden so wichtigen und erfolgreichen Maß- 
nahmen zur Regulierung der Wechselkurse kommen jetzt zum 
Teil gar nicht, zum Teil nur in beschränktem Maße in Betracht. 
Warum? Mag man den Diskontsatz im Inland derzeit so hoch 
setzen als man will, er wird zur Zeit keine ausländischen Kapi- 
talien ins Inland locken. Denn das Kapital des neutralen Aus- 
landes, wenn es auch niemals so reichlich vorhanden war wie 
gerade jetzt, hat, abgesehen von eventuellen Neutralitätser- 
wägungen, kein Vertrauen zu einer entwerteten Valuta und zu 
den Angehörigen eines solchen Landes. Wir haben dies ja bereits 
bei der Erklärung der psychologischen und technischen Ursachen 
der Valutaentwertung hervorgehoben. Der ausländische Kapi- 
talist sagt sich eben, daß der ev. Zinsnutzen in keinem Verhältnis 
zum Risiko (Kapital- und Valutarisiko) steht. Das wäre ja anders, 

13) Knapp a. a.O. S. 242 ff. bezeichnet diese Maßnahmen als exodromische. 
13) Der von Knapp a. a. O. S. 252 ff. außerdem erwähnte Schritt, der vom 
russischen Staate unter Mitwirkung eines bekannten Berliner Bankhauses ein- 


geschlagen wurde, um die Parität des Rubels von 2,16 Mark in Berlin einzu- 
halten, soll hier unerörtert bleiben. 
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wenn er die Sicherheit hätte, sein ausgeliehenes Kapital in Gold 
zurückbezahlt zu erhalten. Dies ist aber z. Zt. bekanntlich aus- 
geschlossen. Also durch Diskontmaßnahmen kann man jetzt die 
Valuta nicht günstig beeinflussen. Mit der Abgabe von Devisen 
aufs neutrale Ausland ist es nicht viel anders. Diese Maßnahme 
hat sich im Frieden bei einer vorübergehenden Verschlechterung 
der auswärtigen Wechselkurse bes. in Oesterreich, aber auch in 
Deutschland, glänzend bewährt. Die beiden Zentralnoten- 
banken kauften im geeigneten Moment, sagen wir holländische 
Devise. Näherte sich nun in Berlin oder Wien Holland dem 
Goldausfuhrpunkt, so wurde dem durch Abgabe Holland in Berlin 
oder Wien entgegengewirkt. Hier handelte es sich also, wie bereits 
betont, nur um die Beseitigung einer vorübergehenden 
Erscheinung. Zur Zeit liegen aber die Verhältnisse deshalb ganz an- 
ders, weil die Verschlechterung unserer auswärtigen Wechselkurse 
im neutralen Auslande heute eine Erscheinung ist, deren Ende, bes. 
so lange der Krieg dauert, nicht abzusehen ist. So lange aber 
unsere Verschuldung ans neutrale Ausland anhält, so lange hat 
es für die Zentralnotenbanken keinen Zweck größere Devisen- 
mengen anzukaufen. Denn die Wirkung bei der Devisenabgabe 
wäre ja nur wie bei einem Tropfen auf einem heißen Stein, abge- 
sehen davon, daß der Devisenankauf in größerem Maße die aus- 
ländische Valuta im Inlande nur noch mehr in die Höhe treiben 
würde. Immerhin kann auch jetzt ein Ankauf von Devisen bes. 
bei einem stärkeren Rückgang der ausländischen Wechselkurse 
für die Zentralnotenbanken dann von Nutzen sein, wenn sie diesen 
Rückgang nur als einen vorübergehenden betrachten. Hier kann 
auch derzeit ein zu starkes Steigen durch Devisenabgabe ein- 
gedämmt werden. Ein solcher Devisenankauf wird den Zentral- 
notenbanken der Zentralmächte erleichtert durch die Konzen- 
tration und Kontrolle des Devisenhandels daselbst. 

Dies führt uns zu den Maßnahmen des Bundesrats über den 
Handel mit ausländischen Zahlungsmitteln 7%). Nach § ı dieser 


7) Vom 20. Januar 1916, in Kraft seit 28. Januar 1916. Vgl. Reichs- 
gesetzblatt 1916 Nr. 12 und 13. Näheres daselbst, sowie in der Denkschrift vom 
12. März 1916 (achter Nachtrag Nr. 225) S. 77 ff. Die deutsche Devisenzentrale 
war für die österreichische und ungarische, welche am 24. Februar 1916 in Wirk- 
samkeit traten, vorbildlich. Die beiden zuletzt genannten Devisenzentralen 
unterscheiden sich von der deutschen Devisenzentrale nur insofern alsin Deutsch- 
land die Banken und Bankiers auf jeden Fall den Bestimmungen unterworfen 
sind, während der österreichische und ungarische Bankier nur auf Grund einer 
freiwilligen Vereinbarung gebunden ist. Ferner ist dem deutschen Bankier der 
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Bundesratsverordnung dürfen ausländische Geldsorten und Noten 
sowie Auszahlungen, Schecks und kurzfristige Wechsel auf das 
Ausland, im Betriebe eines Handelsgewerbes nur bei den vom 
Reichskanzler bestimmten Personen und Firmen gekauft, um- 
getauscht oder darlehensweise erworben und nur an sie verkauft, 
verpfändet oder darlehensweise veräußert werden. 

Ueber Guthaben im Auslande darf im Betriebe eines Han- 
delsgewerbes zum Zwecke des Erwerbes von Geldsorten, Noten, 
Guthaben, Auszahlungen, Schecks und kurzfristigen Wechseln 
in anderer Währung als derjenigen, auf die das Guthaben lautet, 
nur verfügt werden 5), sofern der Erwerb bei einer der bezeich- 
neten Personen und Firmen erfolgt. Von diesen Bestimmungen 
ist eine Ausnahme zugunsten des kleinen Geldwechselgeschäftes 
statuiert worden 7). Sonst aber darf in Deutschland der An- 
oder Verkauf ausländischer Devisen nur bei den vom Reichs- 
kanzler bestimmten Personen oder Firmen erfolgen ”). Aller- 
dings dürfen derartige Geschäfte mit diesen Personen und Firmen 
auch durch Kommissionäre vermittelt werden. Da aber der 
Selbsteintritt ausgeschlossen ist’8), so dürfen die nichtprivi- 


Handel mit Devisen im Auslande verboten, während diese Beschränkung in 
Oesterreich-Ungarn für die Mitglieder der Zentralstelle nur insofern gilt, als das 
Angebot von Kronenvaluta im Auslande, die Ver. Staaten von Amerika ausge- 
nommen, nur mit Zustimmung der Oesterreichisch-Ungarischen Bank erlaubt ist. 

135) Hierunter fällt zum Beispiel die Verfügung über Guthaben in auslän- 
discher Währung zum Zwecke des Erwerbes von Zahlungsmitteln in einer anderen 
ausländischen oder in Markwährung, die Umwandlung eines Guthabens im 
Ausland in ein auf eine andere Währung lautendes Guthaben und die Verfügung 
über Bankguthaben an ausländischen Plätzen zur Gewinnung von ausländischen 
Zahlungsmitteln. Ferner gehört hierher der Fall, daß der Gegenwert der im 
Ausland verkauften Effekten oder der dorthin zum Einzug gesandten verlosten 
Stücke, Zinsscheine, Wechsel und Schecks, der in fremder Währung dem Be- 
rechtigten gutgeschrieben wird, ihm in Markwährung remittiert wird. Dagegen 
ist demjenigen, der sich ein Guthaben im Ausland geschaffen hat, dessen Ver- 
wertung behufs Bezahlung seiner eigenen, in derselben Währung zu erfüllenden 
Verbindlichkeiten ohne weiteres gestattet; beispielsweise darf ein Kaufmann, 
der sich durch Warenausfuhr ein Guthaben in holländischer Währung geschaf- 
fen hat, durch Schecks auf dieses Guthaben seine Warenbezüge aus Holland 
bezahlen. Würde aber der Kaufmann sein ausländisches Guthaben beispiels- 
weise durch Abgabe von Schecks an dritte Personen verwerten wollen, so könnte 
der Verkauf der Schecks nur an die zum Devisenhandel zugelassenen Banken 
und Bankiers erfolgen. (Denkschrift vom 12. März 1916 Reichstags-Drucksache 
Nr. 225a.a.0 S. 8o.) 

16) Reichsgesetzblatt von 1916 Nr. 13. 

77) Außer der Reichsbank sind zum Devisenhandel gewisse Berliner, Frank- 
furter und Hamburger Firmen zugelassen worden. 

18) Damit jeder spekulativen Ausnutzung des Geschäftes durch den Kom- 
missionär, die bei einer Zurückhaltung und Ansammlung der Zahlungsmittel 
möglich wäre, vorgebeugt werde. (Denkschrift vom 12. März 1910 a. a. O. S. 81.) 
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legierten Banken und Bankiers ihre Kauf- und Verkaufsaufträge 
nicht selbst kompensieren, sondern müssen sie an die privile- 
gierten Institute weitergeben. Da indessen für die Käufe der Brief- 
für die Verkäufe der Geldkurs und eventuellnoch Courtage und Pro- 
vision in Ansatz gebracht wird, so werden dadurch die nichtprivile- 
gierten Banken und Bankiers unnötigerweise zugunsten der privi- 
legierten geschädigt. Es liegt nicht in unserer Absicht auf diese 
und ev. andere das Geschäftsleben berührende Schattenseiten der 
Devisenverordnung näher einzugehen 79), da ja schließlich gegen- 
wärtig beinahe jeder Stand Opfer bringen muß. Wir wollen 
vielmehr nur kurz die Frage zu beantworten suchen, welchen 
Erfolg die Devisenverordnung bisher gezeitigt hat. Wenn, wie 
die Denkschrift hervorhebt, ihr Ziel war das Devisengeschäft 
unter Ausschaltung der Spekulation lediglich den wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen unseres Vaterlandes dienstbar zu machen, 
so ist dieses Ziel sicherlich erreicht worden. Denn die Spekulation 
in neutraler Devise ist in Deutschland infolge der eventuellen 
Auskunftserteilungspflicht an die Reichsbank 8°) über Inhalt und 
Zweck des Geschäftes ausgeschlossen worden. Spekulative 
Treibereien wie sie in der ersten Woche dieses Jahres vorkamen, 
ebenso Kurssenkungen im Auslande, herbeigeführt durch mehr- 
faches gleichzeitiges Angebot deutscher Valuta im neutralen 
Auslande, sind jetzt infolge des Arbitrageverbotes unmöglich. 
Wenn aber mit der Devisenverordnung die Absicht verknüpft 
worden sein sollte, daß dadurch einem weiteren Steigen der aus- 
ländischen Devisen im Inland Einhalt getan werde, so ist dieser 
Zweck nicht erreicht worden. Denn an der Verschlechterung 
unserer Valuta ist die Spekulation nur in geringem Maße be- 
teilig. Welche Bewegungen die wichtigsten in Deutschland 
notierten Devisen seit Beginn ds. J. erfahren haben, ist aus 
Zahlentabelle IV zu ersehen. Noch anschaulicher aber werden 
diese in der Kurventabelle 4 dargestellt. Letztere zeigt zunächst 
die Bewegung der inoffiziellen Kurse bis zum 28. Jan. 1916 sowie 
die der offiziellen Kurse von da bis zum 31. Jan. 1916 täglich, 
von da ab wöchentlich. Die gen. Kurventabelle zeigt wie die 
Devisenkurse vom 7.—I4. Jan. 1916 infolge der Ankündigung 
der Devisenverordnung merklich zurückgingen, dann wieder 


19) Hiermit hat sich ja die Tagespresse, bes. auch die Frankfurter Zeitung, 
eingehend befaßt. 

80) Vgl. $ 3 der Bekanntmachung über den Handel mit ausländischen 
Zahlungsmitteln vom 20. Januar 1916 im Reichsgesetzblatt von 1916 Nr. 12. 
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anzogen, um mit Ausnahme von Stockholm und Wien bis an- 
fangs oder Mitte Februar wieder herabzugehen. Hierauf sehen 
wir unter wiederholten Schwankungen ein weiteres Ansteigen 
der meisten neutralen Devisen, dem dann seit Mitte April bes. 
bei Amsterdam und Neuyork ein sehr starker bei der Schweiz 
ein ziemlicher, bei Bukarest ein mäßiger Rückgang folgte, 
während Devise Stockholm (aber auch Devise Dänemark und 
Christiania, die wir in die Kurventabelle 4 nicht aufgenommen 
haben), eine mehr und mehr steigende Richtung einschlugen. 
Im Monat Juni gingen die neutralen Devisen mit Ausnahme 
Hollands wieder im allgemeinen etwas zurück 81). Legt man die 
vor Erlaß der Devisenverordnung gehandelten Devisenhöchst- 
preise vom 6. Jan. 1916 der Betrachtung zugrunde, so sieht 
man, daß seit Erlaß der Devisenverordnung die Kurven mit 
Ausnahme von Holland sogar über diesen Höchststand hinaus 
gingen und weder die Spannungen zwischen den Höchst- und 
Niedrigstkursen in jedem Monat seit Erlaß der Verordnung noch 
auch die häufigen Schwankungen seitdem aufgehört haben. Und 
wenn auch im Juni eine größere Stabilität der meisten neu- 
tralen Devisen in Deutschland eingetreten ist, so muß erst ab- 
gewartet werden, ob diese auch von Dauer ist 8). So ist denn der 
Erfolg der Verordnung bisher mehr ein indirekter geblieben 
insoferne, als dadurch wenigstens stärkere Steigerungen ver- 
mieden wurden. Dagegen kann auch, trotz der Devisenver- 
ordnung, die Spekulation im Auslande, z. B. in Holland, in 
deutscher Valuta niemals beseitigt werden. Vielleicht wäre in 
diesem Zusammenhange noch zu erwägen, ob nicht die Reichs- 
bank selbst ev. in geeigneten Fällen die Arbitragetätigkeit im 
vaterländischen Interesse aufnehmen oder die eine oder die 
andere privilegierte Firma damit betrauen sollte. Dadurch 
könnten dann die Schattenseiten dieses so wichtigen Geschäfts- 
zweiges vermieden werden. 

Weit erfolgreicher für den Stand und die Entwicklung der 
»Mark« im Auslande als die Devisenverordnung dürfte die Ver- 
ordnung über das Verbot der Einfuhr entbehrlicher Gegenstände 


sı) Im Monat Juli 1916 dürften jedoch die meisten neutralen Devisen (mit 
Ausnahme der skandinavischen) wieder eine steigende Richtung einge- 
schlagen haben. 

es) Zumal bereits im Juli 1916 die Kursschwankungen der neutralen De- 
visen ın Deutschland (bes. der amerikanischen) wieder größer gewesen sein 
dürften. 
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vom 25. Febr. 1916 sein®®), da durch sie die Hauptursache der 
Verschlechterung unserer Wechselkurse, nämlich die Verschlech- 
terung unserer Zahlungsbilanz durch zu großen Import, dem 
ein entsprechender Export nicht gegenübersteht, wenn auch 
keineswegs beseitigt, so doch wenigstens etwas gemildert werden 
kann. Aehnliche Erwägungen leiten auch unsere Feinde und 
auch bei ihnen wird der Frage der Hebung ihrer Valuta das 
größte Augenmerk zugewendet. 

Wenn wir zum Schlusse unsere persönlichen Ansichten 
über die Maßnahmen, die nach dem Kriege ev. zu treffen 
wären um unsere Valuta zu heben, kurz darlegen, so gehen 
wir dabei von dem Standpunkte aus, daß wir keine Kriegs- 
entschädigung erhalten. Es ergibt sich für uns folgendes: Da 
unsere wichtigsten Rohstoffvorräte immer mehr aufgezehrt 
werden, so bedürfen wir, trotzdem wir uns mit Ersatzstoffen 
helfen können und trotzdem wir bereits große Vorräte in Amerika 
vorgekauft haben ihrer weiteren und zwar bedeutenden Er- 
gänzung. Wir müssen, ob wir wollen oder nicht, den Import 
unserer wichtigsten Rohstoffe stark steigern. Wohl werden wir 
dann auch unseren Export bedeutend heben können, da die 
meisten Verbote und Hemmungen in Wegfall kommen. Und 
wir werden diesen Export im Interesse der Besserung unserer 
Zahlungsbilanz sogar bedeutend heben müssen. Wir werden 
auch sonst unsere Einnahmen aus den übrigen Posten der Zahl- 
ungsbilanz beträchtlich steigern können. Die gesperrten Kapi- 
talien werden hoffentlich wieder frei und die Zinseinnahmen' 
hieraus werden ein wichtiges Mittel zur Besserung unserer 
Zahlungsbilanz bilden, desgl. die zu erwartenden hohen Ein- 
nahmen aus dem z. Z. beinahe völlig brachliegenden Fracht- 
geschäft. Immerhin dürften die Importe, wenigstens in der 
ersten Zeit nach dem Kriege, so bedeutend werden, daß die Struk- 
tur der Zahlungsbilanz noch längere Zeit nach Friedensschluß 
keineswegs ihr früheres normales Aussehen auch nur annähernd 
wieder erhalten kann. Wohl dürfte nach dem Kriege das Gold- 
ausfuhrverbot wieder beseitigt werden und es dürften auch 


53) Abgedruckt im Reichsgesetzblatt von 1916 Nr. 31. In diesem Zusammen- 
hange darf auch die Bekanntmachung, betr. den Nachnahme- und Frachtverkehr 
mit dem Auslande vom 16. März 1916 (abgedruckt im Reichsgesetzblatt von 
1916 Nr. 47) hervorgehoben werden, wonach u. a. Zahlungen nach dem Ausland 
im Wege der Nachnahme verboten sind (§ 1) und Eisenbahngütersendungen aus 
dem Auslande nur übernommen werden, wenn die Fracht im Ausland gezahlt 
wird (§ 2 Abs. 2.). 
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groBe Goldmengen von der Reichsbank für die Ausfuhr zur 
Verfügung gestellt werden. Ausreichen werden sie aber nicht, 
wenn nicht das Fundament unserer Banknoten zu stark unter- 
höhlt werden soll. Um daher Importe großen Stiles zu ermög- 
lichen dürfte sich eine weitere Mobilisierung unserer Auslands- 
effekten und Guthaben und zwar teilweise bes. jener empfehlen, 
die z. Z. im feindlichen Auslande liegen. Wir wissen, daß sich 
in England allein über 2100 Millionen Mark Effekten befinden, wo- 
zu noch die in Frankreich liegenden bedeutenden Kapitalien kom- 
men. Kommen diese gewaltigen Beträge keineswegs in ihrer 
vollen Höhe für Devisenzwecke in Betracht, ein ansehnlicher 
Betrag, bes. die dort befindlichen neutralen Effekten, wäre doch 
für diese Zwecke verwendbar. Wohl wurden bereits unsere Schul- 
den ans feindliche Ausland sowie das im Inlande befindliche 
ieindliche Vermögen aufgenommen. Dagegen wurde eine Be- 
standsaufnahme unserer Guthaben im Feindesland, wozu auch die 
Lombardeffekten gehören, noch nicht vorgenommen. Und 
gerade diese Feststellung ist, betrachtet vom Standpunkte der 
Hebung unserer Valuta, außerordentlich nötig. Diese Bestands- 
aufnahme wie überhaupt die Aufnahme sämtlicher ausländischer 
Effekten mit Ausnahme jener, die von unseren Bundesgenossen 
herrühren, sollte bereits jetzt erfolgen®). Die Frage, ob und in 
welcher Weise das Reich bei deren Realisierung mitzuwirken 
hätte, wie dies ja jetzt in England und neuerdings vielleicht in 
noch größerem Maßstabe in Frankreich geschieht, kann zunächst 
offen gelassen werden. Dazu gehört dann noch, daß die in der 
Frankfurter Zeitung wiederholt gegebene Anregung der Ab- 
schaffung des Effektenstempels auf die zur Wiederausfuhr 
dienenden Auslandseffekten befolgt wird ®), wozu ja jetzt Aus- 
sicht vorhanden sein dürfte. 








84) In dem während der Drucklegung dieser Abhandlung in der Frankfurter 
Zeitung vom 12. Juli 1916 (Abendblatt) erschienenen Aufsatz: «Erfassung und 
Verwertung unseres fremden Effektenbesitzese wird die gleiche Forderung gestellt 
und auch die eventuelle Zwangsenteignung der ausländischen Effekten nach 
englischem Muster verlangt. 

Da inzwischen die Bestandsaufnahme der im Auslande liegenden Wert- 
papiere, sowie jener ausländischen Effekten, die sich im Inlande befinden, 
angeordnet wurde (vgl. die Bekanntmachung über die Anmeldung von Wert- 
papieren vom 23. August 1916 abgedruckt im Reichsgesetzblatt von 1916 No. 
191) wird unser diesbezüglicher Vorschlag gegenstandlos. 

85) Vorausgesetzt, daß diese Effekten nicht im Inlande zum Verkauf ge- 
langen. 
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Weiter wird sich unsere Valuta im Auslande bessern wenn 
der derzeitige Notenumlauf wieder mehr eingedämmt werden 
kann, was ja nach dem Kriege mit Sicherheit zu erhoffen ist. 
Daß daneben die Pflege der bargeldlosen Zahlung nützliche 
Dienste leisten wird braucht nicht nochmals betont zu werden. 
Nach dem Kriege, teilweise sogar vorher bei Bekanntwerden des 
Kriegsendes, werden aber auch die psychologischen und tech- 
nischen Ursachen der Valutaverschlechterung größtenteils in 
Wegfall kommen. Das Kriegsende, ja das Herannahen desselben, 
wird der Tätigkeit der Baissespekulation im Auslande ein Ziel 
setzen und die Arbitrage kann wieder ihre jetzt teilweise ge- 
störten nützlichen Funktionen ausüben. Ob sodann nicht das 
Mißverhältnis jn den Zahlungsterminen bei der Warenein- und 
Ausfuhr dadurch beseitigt werden könnte, daß die Reichsbank 
beim Warenimport »Valutagarantien gegen Kursrückgänge«, 
(was jedoch mit der Garantie für die Zahlung selbstverständlich 
nichts zu tun hat), wodurch dem ausländischen Exporteur die 
Stundung der Warenschuld erleichtert würde, desgl. ob nicht 
Kapital des neutralen Auslandes, das durch den Krieg teilweise 
eine enorme Vermehrung erfahren hat, durch solche »Valuta- 
garantien« nach dem Kriege angelockt werden könnte, diese 
Frage soll hier bloß angeschnitten werden, ebenso die Frage der 
Aufnahme von Valutenanleihen großen Stils nach dem Kriege, 
was ja bisher besonders von England, Frankreich und Ruß- 
land geschehen ist. Und noch eine weitere Frage soll .hier 
gestreift werden: Wir werden nach dem Kriege unsere wichtig- 
sten Impoıtartikel in Anbetracht der hohen Gestehungskosten 
unter Berücksichtigung der Valutadifferenz teuer kaufen müssen, 
weshalb unseres Ermessens die zollfreie Eintuhr der wichtigsten 
Rohstoffe auch für einige Zeit nach dem Kriege unerläßlich sein 
wird. Sollte dem Reich dafür kein Aequivalent geboten werden 
können durch die Erhebung einer »Steuer auf den Valutagewinn« 
also einer »Valutagewinnsteuers beim Export? Gewiß wären mit 
der Erhebung einer solchen Steuer neben der Kriegsgewinnsteuer 
große Schwierigkeiten verknüpft bes. dann, wenn der Gegenwert 
für den Export nicht in der ausländischen, sondern in der in- 
ländischen Valuta bezahlt wird. Zudem dürfte diese Steuer nicht 
zu hoch bemessen werden, da sie sonst von dem für uns so nötigen 
Export abschrecken würde. Aber es wäre damit vielleicht doch 
der Vorteil verknüpft, daß die Preise der Exportwaren nicht zum 
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Schaden des inländischen Verbrauchers zu stark in die Höhe 
getrieben werden können. Denn durch das Disagio der Valuta 
d. h. durch die Exportprämie besteht die Wahrscheinlichkeit 
einer Preistreiberei, wozu noch die durch den Export an sich 
herbeigeführte mögliche Verknappung der Exportgüter beiträgt. 
Wohl hat der deutsche Konsument im Interesse der Verbesserung 
unserer Zahlungsbilanz und somit unserer Volkswirtschaft über- 
haupt, auch hier gewisse Opfer zu bringen; aber es gibt auch eine 
Grenze. Zwar kann und wird er gegen zu starke Preistreibereien 
durch Festsetzung von Höchstpreisen geschützt. Da diese aber 
nur für das Inland, nicht jedoch für das Ausland gelten, so nützt 
ihm diese gar nichts, wenn der Exporteur vielleicht gerade da- 
durch veranlaßt wird zu höheren Preisen, die er durch das 
Disagio der Valuta erzielt, ans Ausland zu verkaufen. Aller- 
dings kann bei der Festsetzung von Höchstpreisen der Valuta- 
gewinn für steuerliche Zwecke leichter erfaßt werden. Er würde 
hier in der Differenz zwischen dem festgesetzten Inlandshöchst- 
preis und dem erzielten Auslandspreis liegen. Sollte aber die vor- 
geschlagene Valutagewinnsteuer den gewünschten Erfolg der 
Preiseindämmung nicht zeitigen, so könnte dadurch doch wenig- 
stens das Reich, wie bereits erwähnt, für die ihm eventuell ent- 
gehenden Zolleinnahmen einigermaßen entschädigt werden 86). 

So sehen wir denn wie mit der Frage der auswärtigen Wech- 
selkurse eine Fülle schwieriger Probleme verknüpft ist. Wir 
haben gesehen, daß die Gestaltung der Wechselkurse nicht direkt 
im Zusammenhang steht mit dem inneren Werte unserer Währung 
und mit der Stärke unserer finanziellen Lage. Aus unseren Dar- 
legungen über die Ursachen und Wirkungen der Valutaentwer- 
tung dürfte aber doch zu ersehen sein, daß diese Erscheinung 
keineswegs ein bloßer Schönheitsfehler ist, um den wir uns 
weiter nicht zu kümmern hätten. 








*) Eventuell könnte ja auch das Reich eine feste Abgabe auf die Ausfuhr 
jener Waren legen, die für Länder bestimmt sind, deren Valuta im Vergleiche 
zu der unsrigen ein Agio genießt, wobei eventuelle Umgehungen wohl vermieden 
werden könnten. 
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Anhang I 
Zahlentabellen I—IV. 
Tabelle I. 


Die Valuta Deutschlands, Frankreichs und Englands im neu- 


tralen Auslande seit Kriegsausbruch !). 
ı. In Holland (Amsterdam) ?). 
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m r Abweichung v. d. Parităt 
l (Berlin) (Paris) |, (London) in Prozenten — 
Parität ?) Mia = ns = : £ I = (+ = Agio, — = Disagio) 
00 12,1071 - 
"s Check | Scheck Scheck nd |Frankreich England 

1914 | | | 
30. Juli 59,15 49,40 12,16 — sn + 291) + 0,4 
August 58,10 ca. | 49,90 ca. | 12,39 ca. | — 1,96! + 3,95| + 2,34 
September | 56,47 „ | 48,25 „ | 12,13 „ | — 471| + 051[|+ 0,19 
Oktober 54,064 „ 47,67 „ 11,92 „, = 7,80 Ey 0,69 — 1,55 
November | 53,25 „ | 47,93 „ | 12— „ | — 10,15| — 0,15 | — 0,88 
Dezember | 54,36 47,87 12,— — 828| — 0,28| — 0,88 

IgI5 
Januar 54,18 47,91 12,03 — 858| — 0,19| — 0,64 
Februar 52,77 47,69 12,— — 10,96 | — 0,65 | — 0,88 
März 51,84 47,64 12,09 — 12,53| — 0,761 — 0,4 
April 51,87 47,67 12,16 — 12,47| — 0,70| + 0,44 
Mai 51,96 47,14 12,10 — 12,32| — 1380| — 0,06 
Juni 51,12 45,85 11,95 — 13,74 | — 449| — 1,30 
Juli 50,59 44,25 11,88 — 14,63| — 7,82| — 1,88 
August 50,40 42,067 11,71 — 14,96 | — II,III | — 3,23 
September | 50,56 41,96 11,56 — 14,69| — 12,59| — 4,52 
Oktober 49,81 41,56 11,38 — 15,95 | — 13,42 | — 6,01 
November | 47,91 40,28 11,14 — 19,16 | — 16,09 | — 7,99 
Dezember | 44,60 39,83 11,01 — 24,74 | — 17,03 | — 9,06 

1916 
Januar 41,78 38,63 10,79 — 29,50 | — 19,53 | — 10,88 
Februar 43,10 40,19 11,27 — 27,27 | — 16,28 | — 6,91 
März 41,82 39,79 11,25 — 29,43 | — 17,11 | — 7,08 
April 42,80 39,36 11,22 — 27,78| — 18,01 | — 7,33 
Mai 45,06 40,86 11,53 — 23,97 | — 14,85 | — 4,77 
Juni | 49,01 40,75 11,47 — 25,74 | — 15,11 | — 5,26 


ı) Sämtliche Kurstabellen geben die Monatsdurchschnittskurse wieder 
soweit nichts anderes bemerkt ist. Im allgemeinen wurde der Durcbschnitt aus 
sämtlichen Tageskursen (offiziellen und nichtoffiziellen) gezogen, soweit sie erhält- 
lich waren. Natürlich lassen sich einige Ungenauigkeiten infolge eventueller fehler- 
hafter Uebermittelung nicht vermeiden. Bei sämtlichen Ziffern wurde die zweite 
Dezimalstelle aufgerundet, falls die dritte 5 oder darüber ergeben haben würde. 

2?) Die Kurse bis November 1914 inklusive wurden dem »Economiste ent- 
nommen. Für diese Zeit konnten in obiger Tabelle die Monatsdurchschnitts- 
kurse nur annähernd festgestellt werden, da dort die Tageskurse nur teilweise 
wiedergegeben wurden. Im übrigen können die Devisenkurse überhaupt bei 
Kriegsausbruch infolge des damaligen Zusammenbruches des Devisenmarktes 
besonders bis September 1914 inkl. nur bedingt gelten. 

3) Sämtliche Paritäten sind dem Buche von Swoboda: »Die Arbitrage« a. a. 
O. entnommen. 
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2. In Amerika (Neuyork), 


Frankreich! England Abweichung v. d. Parität 
(Berlin) (Paris)!) | (London) in Prozenten 
Parität M 4 FEA $ i= £i = (+ = Agio, — = Disagio) 


Fr 5,183 | $ 4,866 z 
$ 95,2852 Sicht Kabel n N [Frankreich | England 





1914 
30./31. Juli + 1,01 | + 13,18| + 30,50 
August — |+ 2357| + 13,65 
September + 033|+ 1,99| + 2,75 
Oktober — 3838| + 1199| + 2,14 
November — 867 | + 122| + 0,70 
Dezember — 6,54| + 0,64| + 0,08 

I915 
Januar — 852| + 0,06| — 0,33 
Februar — 10,54 | — 0,71| — 0,74 
März — 12,77 | — 2,06| — 1,36 
April — 13,35 | — 2,64 | — 1,36 
Mai — 13,14 | — 3,03 | — 1,56 
Juni — 13,714 | — 5354| — 1,77 
Juli — 14,47 | — 8382| — 1,97 
August — 14,48 | — 1306| — 3,41 
September — 13,27 me 13,64 | — 3,82 
Oktober — 13,49 | — 13,25 | — 3,82 
November — 15,12 | — I14,4I | — 3,82 
Dezember — 18,48 | — 12,87 | — 2,79 

I9I6 
Januar 74,91 5,85 4,77 — 21,38 | — 12,87 | — 1,97 
Februar 74,47 5,88 4,77 | — 21,85 | — 13,45) — 1,97 
März 72,29 5,93 4,77 — 24,13 | — 1441| — 1,97 
April 73,55 5,98 4,77 pa 22,81 | — 15,38 | — 1,97 
Mai 76,75 | 593 4,77 — 19,45 | — 14,41 | — 1,97 
Juni 75:45 | 5,91 4,76 = 20,82 — 14,03 | — 2,18 


1) Bei dieser Notierungsweise ist eine Kurssteigerung für Frankreich un- 
günstig, da es dann für einen Dollar mehr Franken bezahlen muß; umgekehrt 
ist ein Kursrückgang für dieses Land günstig. 

2) Kurs vom 31. Juli 1914. Vgl. Commercial and Financial Chronicle 
(Bank and Quotation Section) vom 8. August 1914 S. 20. Am 31. Juli 1914 
wurde, wie schon früher ausgeführt, Kabel Berlin bis 104, Kabel Paris bis 3,25, 
am ı. August 1914 Kabel London bis 7 genannt. Ob zu diesen Sätzen Umsätze, 
vor allem größere, zustande kamen, ist zweifelhaft. 

3) Für die Monate mit leeren Stellen kamen bei allen Devisentabellen Kurse 
entweder überhaupt nicht zustande oder waren trotz aller Bemühungen bisher 
nicht erhältlich. 
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3. In der Schweiz (Zürich) ?). 


Abweichung v. d. Parität in 
Prozenten 


(+ = Agio, — = Disagio) 











(London) 


Parität 
Fr 100 |Fr 25,2215 
Aus- Aus- ae h- ne England 
zahlung | zahlung | 





| 


| 
il 


1914 


27. Juli 122,87 100,10 25,16 — 0,48| + 0,10| — 0,24 
August 121,25 ? 100,50 ? 25,10 1,79| + 0,50|— 0,48 
September 118,13 ? 100,50 ? 25,25 ? 4,31|+ 050| + 0,11 
Oktober 116,09 ca. | 100,67 ca. | 25,29 ca. 597| + 0867| + 927 
November | 111,69 „ | 101,83 „ | 25,47 » 9,53| + 1,83| + 0,99 
Dezember 114,56 „ | 101,60 ‚, | 25,46 ‚, 7,21|+ 160| + 0,95 
1915 
Januar 115,II , 101,98 „ 25,60 ”„ 6,76 + 1,98 7 1,50 
Februar 114,79 103,25 25,95 — 702| + 325| + 2,89 
März III,30 102,47 25,94 — 985) + 247|+ 2385 
April 109,07 100,45 25,61 — 1ı1,65| + 045| + 1,54 
Mai 109,03 99,09 25,41 — 11,69| — 0,91| + 9,75 
Juni 108,84 97,58 25,46 — 11,84 | — 2,42| + 0,95 
Juli 109,29 95,74 25,68 — 11,48) — 4,26| + 1,82 
August 108,82 92,31 25,29 — 11,86| — 7,69| + 0,27 
September | 109,15 90,50 24,98 — 11,59 | — 9,50 | — 0,96 
Oktober 109,14 91,09 24,94 — 11,60 | — 8911| — 1,2 
November | 107,63 90,23 24,95 — 12,82 | — 9,77| — 1,08 
Dezember 102,27 90,73 25,05 — 17,16 | — 9,27| — 0,68 
1916 
Januar 95,70 88,50 24,69 — 22,48 | — 11,50 | — 2,II 
Februar 96,05 89,12 24,99 — 22,20 | — 10,88 | — 0,92 
März 92,74 88,43 24,97 a BT a rA > 
April 93,98 86,75 24,72 — 23,88 | — 13,25 | — 1,9 
Mai 96,99 88,08 24,88 — 21,44 | — 11,92 | — 1,35 
Juni 96,24 89,25 25,11 — 22,05 | — 10,75 | — 0,44 


1) In einigen wenigen Fällen, besonders anfangs 1915, wurden die Genfer 
Kurse herangezogen. Diese sind Sichtkurse. Bis Januar 1915 wurden die Durch- 
schnittskurse überwiegend aus den vom Schweizer Bankverein in Zürich heraus- 
gegebenen lehrreichen Monatsberichten zusammengestellt, die indes ebenfalls 
nur einige Kurse pro Monat wiedergeben, weshalb für diese Zeit der Monats- 
durchschnitt ebenfalls nur annähernd feststellbar war. 
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4. In Skandinavien (Stockholm) 1) 
















Abweichung v. d. Parität in 
Prozenten 
(+ = Agio, — = Disagio) 


az Frankreichiı England 


(Berlin) 3) Eee (London) 























Kart en N la 18,16 s 
T Kr ig a ne Franc England 

on icht | = 

1914 a a a 
31. Juli 89,10 72,90 18,33 + 0924| + 125| + 0,94 
Aug., Sept. — — — — — — 
Oktober 86,50? | 7450? | 18,90? |— 269| + 3,47| + 407 
November 85, —? 76,—? 19,—? ygs 4,38 + 5,56 + 4,63 
Dezember 87,58 ca. | 77,50 ca. | 19,20 ca. | — 1,47| + 7864| + 5,73 

1915 
Januar 87,66 77,41 19,34 — 138| + 751| + 6,50 
Februar 86,21 77,21 19,43 — 301| + 724| + 6,99 
März 83,74 77,05 19,37 — 579| + 7012) + 6,66 
April 80,57 73,90 18,65 — 9,36| + 2,64| + 2,70 
Mai 79,13 72,38 18,41 — 10,98| + 0,53| + 1,38 
Juni 77,74 70,08 18,13 — 12,54 | — 2,67| — 0,17 
Juli 78,73 69,29 18,37 — 11,43] — 376| + 1,16 
August 78,51 66,95 18,25 — 11,68] — 7,01| + 0,50 
September 79,32 66,10 18,13 — 10,77 | — 819| — 0,17 
Oktober 78,43 65,65 17,90 — 11,77 | — 8,82| — 1,43 
November 74,66 62,24 17,23 — 16,01 | — 13,56 | — 5,12 
Dezember 69,70 61,94 17,02 — 21,59 | — 13,97'| — 6,28 

1916 
Januar 67,60 62,10 17,29 — 23,95 | — 13,755 | — 4,79 
Februar 65,70 60,88 17,02 — 26,09 | — 15,44 | — 06,28 
März 62,48 59,14 16,68 — 29,71 | — 17,86 | — 8,15 
April 61,98 56,64 16,10 — 30,27 | — 21,33 | — 11,34 
Mai 61,69 55,53 15,65 — 30,60 | — 22,88 | — 13,82 
Juni 62,59 57,62 16,19 — 29,59 | — 19,97 | — 10,85 


— 


1) Von Januar bis gegen Ende Februar 1915 wurden die Kurse von Chri- 
stiania der Durchschnittsberechnung zugrunde gelegt. In einigen wenigen 
Fällen wurden später auch Kopenhagener Kurse mitberücksichtigt, in denen 
Stockholmer Kurse nicht erhältlich waren. Die Ziffern von 1914 wurden 
»Stockholms Dagblade entnommen und sind leider vollkommen mangelhaft. 

2) Von Anfang Januar bis gegen Ende Februar 1915 Hamburg. 
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Tabelle II. 


Die Valuta der Alliierten seit Kriegsausbruch in London'). 





Rußland Italien 








Paris Abweichung v. d. Parität 
ee el \ £ s) in Prozenten 
ur enua i IR 
Parität 10 Pa t£ = 2 i T (+ = Agio, — = Disagio) 
R 94,5759) 25,2315 seit Dez. 14 





Scheck u. | Scheck 
Kabel Kabel 





ji Scheck u. 
Kabel 






1914 
30. Juli Zur = 24,925 om = + 1,19 
23. August -— —- 25,19 ? — — + 0,14 
24. Septemb. — — 25,38 — = — 0,63 
Oktober _ 26,— 25,14 -—- — 309| + 0,34 
November = 26,10 ca. | 25,08 — — 348| + 0,57 
Dezember 117,25 ca. | 25,85 „ | 25,05 — 23,97 | — 2,49] + 0,68 

1915 
Januar 116,80 „ | 26,10 ‚ |:25,10 — 23,49 | — 348] + 0,48 
Februar trias ., 12090. 1.0878 — 17,63| — 5,86| + 0,28 
März 114,39 „ | 27,84 25,38 — 20,95 | — 10,38 | — 0,61 
April 114,50 27,85 25,52 — 21,07 | — 10,42 | — 1,17 
Mai ®) 119,61 28,14 25,71 — 2047173571 
Juni 124,19 28,49 26,12 — 31,31 | — 12,96 | — 3,56 
Juli 138,61 29,47 26,88 — 46,56 | — 16,84 | — 6,58 
August 137,81 30,12 27,61 TE ET 97 
September 136,52 29,68 27,59 ie > cN hegi 17,68 == N; 
Oktober 139,28 29,74 27,41 — 47,27 | — 17,92 | — 8,68 
November 144,27 30,32 27,74 — 52,54 | — 20,21 | — 9,9 
Dezember 151,25 31,05 27,64 — 59,92 | — 23,11 | — 9,59 

1916 
Januar 160,83 31,88 27,89 — 70,05 | — 26,40 | — 10,58 
Februar 155,07 32,06 28,05 —- 63,96 | — 27,11 | — 11,21 
März 151,35 31,92 28,29 — 60,03 | — 26,56 | — 12,17 
April 154,40 31,03 28,54 — 63,25 | — 23,03 | — 13,16 
Mai 155,36 30,31 | 28,31 — 64,27 | — 20,18| — 12,25 
Juni 155,91 30,39 | 28,16 — 64,85 | — 20,49| — 11,65 


1) Bis Dezember 1914 sind die Ziffern dem »Statiste entnommen, der jedoch 
die Kurse nur wöchentlich mitteilt. Bei der in London herrschenden Notierungs- 
weise ist, wie schon hervorgehoben wurde, eine Kurssteigerung der fremden 
Valuta für England günstig, da es dann mehr fremde Valuta erhält; umgekehrt 
ist ein Kursrückgang für dieses Land ungünstig. Für die in Frage kommenden 
Länder liegen die Verhältnisse umgekehrt. 

2) Eintritt Italiens in den Krieg. 
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Anhang zur Tabelle 1r. 
Die Valuta Italiens, Oesterreichs und Rußlands im 
neutralen Auslande. 
ı. In der Schweiz (Zürich)!) 
Oester- | Rußland | 





— 











Italien | eich (Peters- | Abweichung v. d. Parität in 
De nr (Wien) | burg) Prozenten 
Pariit |L 100m | E10 | R® 100= | (+= Agio, — = Disagio) 
Fr 100 | 105,01 266,66 
Aus- s Ko Italien Oester- Rußland 
zahlung zahlung zahlung reich 4 
1914 
Durchschnitt | 
seit Kriegs- 
ausbruch 97,50 ca. | 92,— ca. | 215,50 ca. | — 2,50 | — 12,39 | — 19,19 
. 1915 
Durchschnitt 
im I1. Semester| 93,42 84,18 222,65 — 6,58| — 19,84 | — 16,51 
im 2. Semester| 83,69 77,48 184,77 — 16,31 | — 26,22 | — 30,71 
1916 
Januar 77,57 64,04 153,35 — 22,43 | — 39,02 | — 42,49 
Februar 77.87 66,49 160,29 — 22,13 | — 36,68 | — 39,89 
März 78,22 64,33 164,80 — 21,78 | — 38,74 | — 38,20 
April 7944 64,93 162,06 — 20,56 | — 38,17 — 39,23 
Mai 82,47 67,43 160,51 = 19,53 Era 
Juni 82,63 c Fa 161,21 — 17,37 | — 36,20 | — 39,55 


a. In Holland (Amsterdam) | 3. In Schweden (Stockholm) ?) 


iiis Abweichg.| Oester- | Rußland 

reich v.d. reich (Peters- | Abweichg. v. d, Parität 
Parität in | (Wien) burg) in Prozenten 

Prozenten |K 100 =| R? 100 = |(+=Agio, en 


(+=4Agio,| 756097 192 
50,4097 fl — = Dis-|Nord. Kr) Nord, Kr | Oester- Rußland 
er agio) Sicht Sicht reich ” 


1914 


Parität 











Durchschnitt wre 
seit Kriegs- > 
ausbruch 43,25 ca. | — 14,20 -— — — 

1915 

Durchschnitt 

im ı. Semester | 39,64 — 21,361 63,80 165,85 | — 15,62 | — 13,62 

im 2. Semester | 35,34 — 29,89] 55,37 | 127,39 | — 26,77 | — 33,65 
1916 | 

Januar 28,13 — 44,20| 45,92 | 108,61 | — 39,27 | — 43,43 

Februar 29,96 — 40,57| 45,97 | 111,75 | — 39,20 | — 41,79 

März 29,08 — 42,31 | 43,80 III,7O | — 42,07 | — 41,82 

April 29,63 — 41,22 | 43,04 106,26 | — 43,08 | — 44,06 

Mai 31,35 u 37,81 42,97 102,02 Fr 43,16 PS 46,86 

Juni 30,67 — 39,16| 43,67 | 104,90 | — 42,24 | — 45,36 


1) Die Kurse bis 1915 inklusive sind dem vom Schweizer Bankverein in Zürich 
herausgegebenen Jahreskursblatt 1915 (erschienen im Febr. 1916) entnommen. 
2) Bis gegen Ende Februar 1915 Kopenhagener Kurse. 
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Tabelle III. 


Die Valuta der Neutralen, 
ı. In Holland (Amsterdam). 






















Zus 2 | = = Skandi- kac- 
T A havia Abweichung von der Parität 
Paritä Fr 100 = | Nord. Kr í K Pp erg A io) 
un hfl 48,003 | room |T = Agio, — — aA 
Scheck hfl 66,6709 i Skandi- 
Scheck Be | navien 














er 





Seit Kriegsausbruch 62,70 ca. — — 595 
1915 
I. Quartal © — 61,89 m e i 
2. ») 47,49 65,60 To I,26 er 1,61 
3 » 46,29 64,38 57 == p 
4. „ 44,70 64,39 Fa 6,76 = s 
1916 
Januar 43,56 | 62,49 — 925 | — 6,7 
Februar 45,03 _ 66,08 — 6,19 — 0,89 
März 45,06 67,30 cm. 3 + 0,94 
April 45,39 69,61 — 5,44 + 441 
Mai 46,41 73,81 —' 533 + 10,71 
Juni 45,67 79,90 | ==. 86 + 6,34 





5 3 ; za ; 3. Amerika (Neuyork) 
2. Holland in Amerika (Neuyork) in der Schweiz (Zürich) 3) 























dad s$ sT 

|ie Egg HEEF, 

Ba Ye ona = 0% 

Parität 285 ý = S l A $ I Fee Fr E Š ifs 

gg |Et4! Et: 

” <=] T iar A 
1914 1914 

Dezember 40,51 | + 0,78] Seit Kriegsausbr. 5,15 ca. | — 0,63 

1915 1915?) 

I. Quartal 40,04 | — 0,39 I. Quartal 5,34 | +- 3,04 

is ji 39,60 | — 1,48| 2. P 5,31 + 2,46 

3- $ 40,08 | — 0,20| 3. » 5,34 + 3,04 

4 » 41,63 | + 3:57] + » 5,31 + 2,46 
1916 1916 

Januar 44,02 | + 9,51] Januar 5,17 — 0,24 

Februar 42,19 | + 4,96| Februar 5,22 + 0,72 

März 42,43 E 5,50 März 5,22 aje 0,72 

April 42,68 | + 6,18] April 5,18 — 0,05 

Mai 41,61 | + 3,52; Mai 5,21 + 0,53 

Juni 41,54 | + 3,34 | Juni 5,26 + 1,49 


!) In einzelnen Fällen Genf (Sichtkurs). 
2?) Im Jahreskursblatt 1915 hat der Schweizer Bankverein a. a. O. für die 
beiden Semester 1915 einen Durchschnittskurs von je 5,34 ermittelt. 
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4. In Schweden (Stockholm) !) 












Holland 





Abweichung v. d. Parität 








(Amster- Schweiz 
Bun N ae | in Prozenten 
ari ord. Kr a Aal ne Ta 
Nord. Kr | Nord. ee Re + Agio, . 
149,990 ‚731 icht 
echt 5 : Sicht Holland | Amerika | Schw eiz 
1915 = RZ “> 
ı. Quartal 161,69 4,04 — + 7,80 | + 8,27 — 
2. ? 153,88 3,88 a. + 2,59 “fr 3,98 Ing 
3- ” 156,25 3,88 ee + 417 + 3,98 a 
4 3» 155,75 | 3,71 Dez. 68,09 +3,34 |— 358 | — 5,43 
IgI6 
Januar 160,34 3,64 79,43 T 6,90 a 7. > Bl 2,18 
Februar 151,92 | 3,58 68,48 + 1,29 | — 4,06 | — 4,89 
März 148,97 | 3,51 67,34 | — 9868| -— 5,94 | — 6,47 
April 144,93 | 3,41 65,82 337 | > 8358 
Mai 136,53 | 3,317 | 63,48| —8,97 | — 11,36 | — 11,83 
Juni 141,76 3,42 64,95 FEAT 8,35 — 9,79 


1) Von Anfang Januar bis gegen Ende Februar 1915 Kopenhagen. 
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Tabelle 
Die ausländischen Valuten 


D E EEE 





Holland Schweiz BE 
(Amsterdam u Amerika (Basel u. Schweden Rumänien 
Rotterdam) 2 euyork) Zürich) (Stockholm) | (Bukarest) 


Parität üf oo $ = ch E Nord. Kr 100| Fr 100 = 
M 168,7387 M 4,1979 M 8ı = M 112,50 M 8ı 
Auszahlung Auszahlung Auszahlung _ _ Auszahlung Auszahlung 





1916 

Januar 230,89 5,38 I 104,27 148,83 84,33 
Februar 232,60 5,38 104,09 152,89 85,05 
März 239,02 5,47 | 107,51 159,29 85,68 
April 233,82 5,42 106,24 160,11 87,03 
Mai 221,91 5,20 103,06 161,79 86,34 
Juni 224,99 5,19 103 — 160,48 86,27 


Anhang II (Kurven- 
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IV. 

in Deutschland !). 

Oesterreich- 
Ungarn Abweichung von der Parität in Prozenten 
(Wien u. u = Agio, — = FRP nun. 
Budapest) 





Kr 100 = 
M 85,0615 Holland en Schweiz | Schweden | Rumänien een 
Auszahlung 









67,17 + 42, 2,17 F 28,1 | + 28,73 | + 32,29 Ee E E + »11 — 21,02 
69,43 + 37,85 28,1 3 28,51 L 35, 8o | +5 — 18,38, 
69,53 -+ 41,65 1 24 g: 32,73 160 | + A 78 — 18,26 
69,29 + 38,57 | + 29,05 ; + 31,16 | + 42,30 7,44 | — 18,54 
69,66 + 31,51 23,87 | 4 27,23 | + 43,81 6,59 | — 18,10 
69,68 + 33,28 | 23,63 | + 27,16 | + 43,65 6,51 | — 18,08 








1) Seit 28. Januar 1916 offizielle Kurse. 


tabellen 1—4) S. 566 und Beiblätter. 
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Anhang I. 
Kurventabellen I—4. 


Um die Kurventabellen 1—3 seit Kriegsausbruch möglichst vollständig wieder- 
geben zu können, wurden diese in der ersten Zeit, soweit Kurse nicht erhältlich 
waren, punktiert. Alle Kurse stimmen mit den in den Tabellen angegebenen Tagen 
überein. Nur in einzelnen Fällen, in denen für diese Tage Kurse nicht erhältlich 
waren, wurde bei den Tabellen 1—3 entweder der vorhergehende oder der 
nächstfolgende Tag der Kursbewegung zugrunde gelegt. Da im Januar und 
Februar 1915 Kurse von Stockholm nicht zu erlangen waren, wurden für diese 
Zeit bei den schwedischen Kurven die Kurse von Christiania in Ansatz gebracht. 
Allerdings lassen sich bei den Tabellen 1—3 (ähnlich wie bei den Zahlentabellen) 
Fehler infolge eventueller unrichtiger Uebermittelung der Kurse nicht vermeiden. 
Die Kurventabelle 4 ist auch in der Denkschrift über wirtschaftliche Maßnahmen aus 
Anlaß des Krieges (achter Nachtrag) vom 12. März 1916 a. a. O. S. 78 (jedoch nur 
bis Ende Februar 1916) enthalten. Eventuelle kleine Abweichungen daselbst bis 
28. Januar 1916 sind insofern nicht ausgeschlossen als die Kurse bis zu diesem 
Tage nicht amtlich nach Geld- und Briefkursen festgesetzt wurden, daher beinahe 
täglich größeren Schwankungen unterworfen waren, 


PO) SEE 


Q: 
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Oesterreich-Ungarns Geld- und Kreditwesen im Krieg. 


Von 
WALTHER FEDERN. 


Vor zwei Jahren veröffentlichte ich im zweiten Kriegsheft 
dieses »Archivs« eine Uebersicht über die Erscheinungen in 
Oesterreich-Ungarns Geld- und Kreditwesen in den ersten 
Kriegsmonaten. Meine Mitte Oktober 1914, also kurz vor Aus- 
gabe der ersten Kriegsanleihen Oesterreich-Ungarns abgeschlossene 
Studie konnte als zusammenfassendes Ergebnis mit der be- 
ruhigenden Feststellung schließen, daß unsere Kreditwirt- 
schaft trotz mancher alter Schwächen und neuer Fehler sich 
im Krieg als widerstands- und leistungsfähig erwiesen hat. Die 
seither verflossene lange Zeit hat den zuversichtlichen Ausblick, 
mit dem meine erste Studie schloß, vollauf bestätigt. Die Ver- 
hältnisse in unserem Kreditwesen haben sich konsolidiert. 
Produktion und Handel, die ihre Umstellung auf den Kriegs- 
bedarf in den ersten Kriegsmonaten vollzogen haben, zeigen, 
soweit das Wort für den Kriegszustand zulässig ist, einen nor- 
malen Gang, der Geld- und Kreditverkehr weist keine krank- 
haften Züge auf, das Moratorium konnte in Oesterreich voll- 
ständig, in Ungarn zum großen Teil abgebaut werden, die durch 
die Kriegskonjunktur allerdings nur sehr einseitig geförderte 
Spartätigkeit zeigt ungeahnte Ziffern, vier Kriegsanleihen konnten 
mit zunehmendem Erfolg ausgegeben werden und trotzdem 
wachsen die Einlagen bei Banken und Sparkassen. Die schon 
zur Zeit der Abfassung meiner ersten Studie sehr ungünstigen 
Devisenkurse haben sich längere Zeit nicht mehr wesentlich 
verteuert, dann haben sie wieder eine scharf steigende Richtung 
eingeschlagen, die erst seit einigen Monaten, nach Errichtung der 
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Devisenzentrale, ihr Ende gefunden hat. Obwohl der Krieg un- 
gleich länger dauert, als selbst Pessimisten angenommen hatten, 
kann man heute mit voller Zuversicht voraussagen, daß die 
Verfolgung unserer Kriegsziele durch Umstände des Finanz- 
oder Kreditwesens nicht gefährdet werden wird. 

Ich will nun versuchen, die Ereignisse auf dem Gebiet des 
Geld- und Kreditwesens seit Oktober 1914 in möglichster Kürze 
darzustellen. Schon damals setzte wachsende Geldfülle bei den 
Banken und anderen Kreditinstituten ein, die die natürliche 
Folge des gesteigerten Banknotenumlaufs war. Da die Finanz- 
verwaltungen in den ersten Kriegsmonaten ihren Geldbedarf 
zur Bestreitung der Kriegskosten fast ausschließlich durch 
Vorschüsse bei der Notenbank gedeckt haben, mußte selbst- 
verständlich der Banknotenumlauf eine sehr bedeutende Ver- 
mehrung erfahren. Daß sich dieser aber nach verhältnismäßig 
kurzer Zeit bereits in einem Geldüberfluß bei den Banken äußerte, 
war das sicherste Zeichen, daß die Angstthesaurierungen, die 
unmittelbar nach Ausbruch des Krieges in immerhin erheb- 
lichen Dimensionen vorgekommen waren, sehr bald ihr Ende 
erreicht hatten und das Publikum sein Geld wieder zu den Banken 
und Sparkassen brachte. Ein Blick auf die Zustände in Frank- 
reich zeigt, daß dem nicht überall so ist. Zu dieser Wiederkehr 
- des Vertrauens, das nicht mehr erschüttert wurde, obwohl die 
Kriegslage bekanntlich zeitweilig sich ungünstig gestaltete, hat 
gewiß am meisten der schon in meiner ersten Studie dargestellte 
Umstand beigetragen, daß die großen Banken stark genug 
waren, um bei Handhabung des auch ihnen zugebilligten Mora- 
toriums von Anfang an sehr liberal vorgehen zu können, so daß 
es lange vor seiner endgültigen Aufhebung für die Gläubiger der 
meisten Kreditinstitute überhaupt nicht mehr fühlbar war, und 
daß die Banken auch in der Kreditgewährung sich sehr ent- 
gegenkommend erwiesen. Sie brauchten auch die Notenbank 
kaum mehr in Anspruch nehmen und konnten bald ihre bei 
Kriegsausbruch bei der Oesterreichisch-ungarischen Bank auf- 
genommenen Kredite zurückzahlen. 

Aus meiner Betrachtung muß ich die für die Beurteilung der 
Verhältnisse der anderen Staaten grundlegenden Ziffern der 
Notenbank ausschließen, da die Oesterreichisch-ungarische 
Bank leider auch im weiteren Verlauf des Krieges von den 
Regierungen nicht die Bewilligung erhalten hat, die bei Kriegs- 
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ausbruch suspendierte Veröffentlichung der Bankausweise wieder 
aufzunehmen. Die Bank hat auch die Abschlußziffern für die 
Jahre 1914 und 1915 nicht veröffentlicht, an ihre Aktionäre aber 
Dividenden von 8.786% pro I9I5 und 7.714% pro IQgI4 gegen 
9.22%, pro 1913 verteilt, wobei sie mitteilte, daß sie nicht den 
ganzen Jahresertrag zur Ausschüttung bringe, sondern einen 
entsprechenden Betrag im ersten Kriegsjahr für etwaige Ver- 
luste, im zweiten für die Kriegsgewinnsteuer zurückstelle. 

Die Geldbeschaffung der Regierungen bei der Bank gestal- 
tete sich sehr billig, da ihnen der weitaus größte Teil der der 
Bank für ihre Vorschüsse gezahlten Zinsen in Form von Noten- 
steuer und Anteilen am Reingewinn wieder zurückfließt. Daß 
trotzdem die Geldbeschaffung bei der Notenbank durchaus 
unerwünscht ist, haben selbstverständlich auch die Regierungen 
nicht verkannt und sie sind daher sobald als möglich zur Ausgabe 
von Kriegsanleihen geschritten. So günstig das Ergebnis der 
Anleihen unter Berücksichtigung unserer Kapitalskraft auch 
war, so konnte es doch nicht ausreichen, um die bei der Bank 
aufgenommenen Vorschüsse zurückzuzahlen. Ueber die Höhe 
dieser Vorschüsse hat man erst authentisches erfahren, als die 
Staatsschuldenkontroll-Kommission des Reichsrats, der letzte 
Rest unserer parlamentarischen Einrichtungen im Krieg, im 
November 1915 ihren Bericht über das zweite Halbjahr 1914 ver- 
öffentlichte, dem dann Ende Mai 1916 ein zweiter über das erste 
Halbjahr 1915 folgte, auf die ich später zurückkomme. Der 
überwiegende Teil der Bankvorschüsse stammt aus dem ersten 
Kriegshalbjahr. Nach Ablauf des ersten Kriegsjahres haben die 
Regierungen nur mehr viel geringere Darlehen bei der Noten- 
bank aufgenommen. Soviel kann mit Sicherheit gesagt werden, 
daß die Vorschüsse gewiß weit hinter jener Summe zurückge- 
blieben sind, die die Bank von Frankreich der französischen 
Regierung vorgestreckt hat und daß demnach auch der Noten- 
umlauf in Oesterreich-Ungarn gewiß nicht die Hälfte des Noten- 
umlaufs in Frankreich erreicht, wobei freilich nicht übersehen 
werden darf, daß der Metallschatz der Oesterreich-ungarischen 
Bank schon vor Kriegsausbruch ungleich geringer war als der 
der Bank von Frankreich und daß er auch seither noch eine 
erhebliche Verminderung erfahren hat, da die Bank zum Teil 
ihr Gold verwenden mußte, um dringende Importe an Kriegs- 
material zu bezahlen. Infolgedessen war die Bank auch lange 
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Zeit nicht oder nur in vereinzelten Fällen in der Lage, dem 
übrigen Warenhandel Zahlungsmittel auf das Ausland zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Für den kommerziellen Kredit ist die Bank nach 
dem ersten Ansturm zu Beginn des Krieges kaum mehr in An- 
spruch genommen worden. Im Gegenteil. Die Kredite sind zum 
großen Teil zurückgezahlt worden. Die Wiener Großbanken 
haben bereits im Oktober begonnen, die zu Beginn des Krieges 
eingereichten eigenen Akzepte (etwa 70 Mill. Kr.) und die 
mehreren hundert Millionen Kronen Kundenwechsel und die 
zur Lombardierung eingelieferten Wertpapiere zurückzulösen. 
Die österreichischen Provinz- und ungarischen Banken folgten 
bald. Ende 1914 hatten die Wiener Banken ihr ganzes Impegno 
(einschließlich der Moratoriumwechsel) , die übrigen öster- 
reichischen und ungarischen den größten Teil von der Notenbank 
rückgelöst. l 

Auch die Lombarderleichterungen, die für die Zwecke der 
Kriegsanleihezeichnung gewährt wurden, sind nur in sehr be- 
scheidenen Grenzen in Anspruch genommen worden und mit 
der Abzahlung dieser Kredite wurde immer bald nach den 
Emissionen begonnen. Heute bestehen die Aktiva der Noten- 
bank gewiß zum überwiegenden Teil in Vorschüssen an die 
Regierungen, in zweiter Linie bilden sie den Gegenwert des 
Metallschatzes und erst an dritter sehr bescheidener Stelle dürfte 
der kommerzielle Wechseleskompte und der Lombard stehen. 
Die geringe Inanspruchnahme ermöglichte es auch der Bank, die, 
wie erinnerlich, vor Kriegsausbruch am 31. Juli ihren Eskompte- 
satz auf 6% und am 2. August auf 8% erhöht, aber bereits am 
19. August wieder auf 6% ermäßigt hatte, ihn am 29. Oktober 
IgI4, vor der Emission der ersten Kriegsanleihe, auf 514% und 
dann am II. April 1915 weiter auf 5% herabzusetzen, auf welchem 
Stand er seither verblieben ist. Die Kriegsdarlehenskassen wurden 
nur in ganz geringem Umfange in Anspruch genommen, für die 
Bevorschießung der Kriegsanleihen kamen sie kaum in Betracht 
und der sonstige Bedarf war gering, da bei ihrem verspäteten 
Inslebentreten schon die normalen Kreditquellen funktionierten. 
Bis 30. Juni waren insgesamt 217.8 Mill. K. Darlehen gewährt 
und 91.7 Mill. rückgezahlt worden. Auch die Kriegskreditbanken, 
die nach deutschem Muster gegründet wurden, haben nur eine 
äußerst bescheidene Tätigkeit zu entfalten gehabt. 
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Störungen im Zahlungsverkehr sind wie 
erwähnt nach den ersten kritischen Tagen nicht mehr eingetreten. 
Die Thesaurierung von Banknoten scheint aufgehört zu haben, 
wenigstens was jene Kreise betrifft, die mit dem modernen 
Geld- und Kreditverkehr vertraut sind. In der Landwirtschaft, 
der ja bei den hohen Preisen der Agrarprodukte viel größere 
Mengen an Zahlungsmitteln zugeflossen sind als in Friedens- 
zeiten, dürften allerdings größere Mengen Banknoten zurück- 
gehalten werden. Auch in Teilmünzen waren Thesaurierungs- 
erscheinungen im weiteren Verlauf des Krieges weniger konsta- 
tierbar, wenn auch gelegentlich lokale Knappheit auftrat. Diese 
ist die natürliche Folge des großen Bedarfs der Armeen, der 
Teuerung und der allgemeinen Gewöhnung an Barzahlungen, 
während Neuprägungen nicht in erheblichem Umfang vorge- 
nommen wurden. In jüngster Zeit nimmt die Teilmünzenknapp- 
heit wieder zu, trotz der erfolgten Ausprägung von Eisenmün- 
zen zu 20 Hellern. 

Mit dem Abbau des österreichischen Mora- 
toriums war, wie in meinem ersten Artikel berichtet, Ende 
September 1914 begonnen worden. Mit dieser Verordnung waren 
bereits 25% der vor I. August entstandenen und bis 1. November 
fällig gewordenen Forderungen aus Wechseln, Schecks und 
Buchforderungen zu verschiedenen Terminen zwischen I4. Ok- 
tober und 30. November fällig gestellt worden. Die nachfolgende 
Verordnung vom 25. November 1914 brachte die Zahlbarstellung 
eines weiteren Viertels dieser Forderungen zwischen 14. Dezember 
und 3I. Januar 1915 mit Ausnahme der im November fälligen, 
für welche ein weiteres Viertel erst durch die Verordnung vom 
25. Januar 1915 per Aprilfällig gestellt wurde. Diese Verordnung 
bestimmte auch, daß die restliche Hälfte der zwischen August 
und Oktober 1914 fällig gewesenen Forderungen in zwei gleichen 
Raten zwischen Februar und Mai zu zahlen war. Bis April waren 
somit alle Augustfälligkeiten zu tilgen, bis Ende Mai alle Sep- 
tember- und Oktober-Fälligkeiten. Die Verordnung vom 24. 
Mai 1915 stellte die restliche Hälfte der Novemberfälligkeiten in 
zwei Raten per Juni und Juli zahlbar und nahm auch den Abbau 
der ursprünglich per Dezember und Januar zahlbar gewesenen 
Forderungen derart vor, daß die im Dezember fälligen je zur 
Hälfte im Juni und Juli, die im Januar fälligen zur Gänze im 
August abzutragen waren. Für dienach Ende Januar 1915 fälligen 
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Forderungen wurde kein Moratorium mehr gewährt. Die bei 
Erlassung des allgemeinen Moratoriums gehegte Sorge, daß es 
schwer sein werde wieder zu geordneten Zahlungssitten zurück- 
zukehren, war in verhältnismäßig kurzer Zeit geschwunden und 
dank der Kriegskonjunktur konnten Industrie und Kaufmann- 
schaft im allgemeinen ihren Verpflichtungen gut nachkommen. 
Für die im Krieg geschädigten Unternehmer sorgten neben der 
Exekutionssperre für Einberufene die aufrechtgebliebene richter- 
liche Stundung und das Institut der Geschäftsaufsicht, welches 
am I7. September 1914 geschaffen und durch eine Nachtrags- 
verordnung vom 17. Dezember 1915 ausgestaltet worden war, 
um mißbräuchliche Inanspruchnahme der Begünstigung hint- 
- anzuhalten. Während des Krieges wurde auch eine längst in 
Aussicht genommene Reform unseres Konkurs- 
verfahrens insbesondere durch Schaffung des Vorkon- 
kurses im Verordnungswege durchgeführt. Ausgenommen vom 
Abbau blieben Forderungen auf die unmittelbar vom Krieg 
heimgesuchten Provinzen. 

Für GalizienunddieBukowina wurde der Abbau 
erst durch eine Verordnung vom 22. Dezember IgI5 in sehr 
vorsichtiger Weise eingeleitet. Vor dem I. August IgI4 ent- 
standene Forderungen bleiben zur Gänze bis Ende 1916, zwischen 
I. August und I. Oktober 1915 entstandene bis Ende Januar 1917 
gestundet. Nur nach dem 30. September 1915 ausgestellte Wechsel 
und Schecks wurden nicht mehr gestundet. Der Abbau erfolgt 
durch eine Umkehr der richterlichen Stundungsbefugnis. Das 
Gericht konnte über Antrag des Gläubigers erkennen, daß 
Teilzahlungen zu leisten seien, und zwar sind solche in ver- 
schiedenen Terminen für Westgalizien im Gesamtausmaß von 
60%, für Ostgalizien von 30% dar Forderung zwischen Ende März 
und Ende Dezember 1916 vorgesehen. 

Die Stundung von Forderungen an Kredit- 
institute zus laufender Rechnung, Kassenscheinen und 
Einlagebüchern wurde in ganz Oesterreich mit Ausnahme von 
Galizien, der Bukowina und dem südlichen Kriegsschauplatz 
(Dalmatien, Küstenland und die Kreisgerichtssprengel Rovereto 
und Trient) durch eine Verordnung vom 28. August IgI5 auf- 
gehoben. Sie war schon früher durch zahlreiche Ausnahmen 
bedeutungslos geworden und im wesentlichen seit dem Spät- 
herbst 1914 durch den Willen fast aller Geldinstitute selbst 


Oesteireich-Ungarns Geld- und Kreditwesen im Kriege. 573 


außer Anwendung gelangt. Nur die Rücksicht auf wenige immo- 
bilisierte kleine Provinzinstitute hatte bis dahin entgegen dem 
vielfach kundgegebenen Wunsch aller größeren Banken die 
formelle Aufhebung verzögert. 

Als sie erfolgte, haben auch jene wenigen Institute, zu deren 
Schutz die Aufrechterhaltung erfolgt war, ihn nicht gebraucht. 
Ein kleines tschechisches Provinzinstitut war schon vorher 
unter Geschäftsaufsicht und später in Konkurs gelangt. Sonst 
ist im österreichischen Bankwesen während des Krieges keine 
nach außen sichtbar gewordene Zahlungsstockung eingetreten. 

Viel langsamer vollzog sich der Abbau des Mora- 
toriums in Ungarn. Zwei Umstände dürften es vor 
allem gewesen sein, welche es der ungarischen Regierung nicht 
ratsam erscheinen ließen das in Oesterreich eingeschlagene 
rasche Tempo des Abbaus einzuschlagen. Auf der einen Seite 
spielen in Ungarn landwirtschaftliche Wechsel eine sehr große, 
vielleicht überragende Rolle neben dem kommerziellen Wechsel. 
Es sind Wechsel, die nur zum Teil dem Betriebskredit dienen, 
zum Teil Anlagekapital beschaffen sollen und daher auch jahre- 
lang meist mit allmählicher Verminderung des Schuldbetrages 
erneuert werden. Damit steht im Zusammenhang die Immo- 
bilisierung zahlreicher Kreditinstitute hauptsächlich in der 
Provinz, die diese langfristigen Wechsel auch bei Fälligkeit 
nicht einziehen können, sondern erneuern müssen und die daher 
auch der Abhebung eines größeren Teiles ihrer Einlagen nicht 
standhalten könnten. In Ungarn gibt es keine Sparkassen wie 
in Oesterreich oder Deutschland, sie sind durchwegs als Aktien- 
banken organisiert, auch in ihrer Geschäftsführung nicht be- 
schränkt und Banken viel ähnlicher als Sparkassen. Ende Igıı 
gab es in Ungarn 1809 Aktienbanken mit weniger als 25 Mil- 
lionen Kronen Aktienkapital, davon 1645 mit einem Aktien- 
kapital unter 1,2 Mill. Kr. Die Bilanzsumme dieser 1645 Banken, 
deren Eigenkapital 565 Mill. Kr. beträgt, übersteigt aber 3804 
Mill. nach einem in der Gesellschaft österreichischer Volkswirte 
gehaltenen Vortrag von Dr. Aurel Engel. Und je kleiner die 
Banken sind, desto größer ist zumeist das Mißverhältnis zwischen 
eigenem und fremden Kapital. Auch die Geschäftsgebarung ist oft 
durchaus nicht einwandfrei. Die Verhältnisse vieler ungarischer 
Klein- und Mittelbanken waren daher schon vor dem Kriegsaus- 


bruch kritisch und nach Kriegsausbruch wären sie selbst ebenso- 
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wenig wie ein großer Teil ihrer Schuldner in der Lage gewesen, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen. Darauf mußte die ungarische 
Regierung Rücksicht nehmen und das geschah durch den langsamen 
Abbau des Moratoriums. Es erfolgt nach der Moratoriumsver- 
ordnung von Erde Juli 1915 derart, daß von den vorKriegsausbruch 
entstandenen bis Ende Juli 1915 fällig gewordenen Warenschul- 
den (Wechseln oder offenen), von denen bis dahin zwischen 6o und 
10% zahlbar gestellt worden waren, die weiteren Fälligkeiten 
in Raten von Io% größtenteils in die Herbstimonate I9I6 und 
1917 nach der Ernte verlegt wurden. Derart, daß die ursprüng- 
lich bis Oktober 1914 fälligen Schulden bis März 1916, jene, die 
ursprünglich bis März 1916 abzustatten waren, bis Mai IgI6, die 
bis Juli 1915 fällig gewesenen bis Oktober 1916 zu zahlen sind; 
nur auf die von August Igı5 an zahlbaren fand die Stundung 
keine Anwendung mehr. Den Bedürfnissen der Kreditinstitute 
ist dadurch Rechnung getragen, daß von Einlagen gegen Spar- 
bücher während der Geltungsdauer der Moratoriumsverord- 
nung — sie ist noch in Kraft — überhaupt nur 10% der vor 
Kriegsausbruch bestandenen Guthaben zu entrichten sind. 
Ueber nachweislich zur Zahlung einer Schuld notwendige Sum- 
men kann zugunsten des Gläubigers verfügt werden, dagegen 
sind Schulden von Kreditinstituten in laufender Rechnung von 
der Stundung vollständig ausgenommen. Schulden in laufender 
Rechnung haben eben hauptsächlich die großen Kreditinstitute, 
die sich in Ungarn ihren Aufgaben ebenso gewachsen gezeigt 
haben wie in Oesterreich. | 

War die ungarische Regierung auf der einen Seite genötigt 
den ungesunden Kreditverhältnissen im Land Rechnung zu 
tragen, so kann man ihr das Zeugnis nicht versagen, daß sie sich 
bestrebte eine Sanierung dieser Verhältnisse für die Zukunft mit 
großer Energie in die Wege zu leiten. Zu diesem Zweck hat sie 
bereits im Frühjahr 1915 die Gründung einer Geldinstituts- 
Zentrale in Angriff genommen, an welcher sich die Staats- 
verwaltung mit einer Geschäftseinläge von Ioo Mill. Kr. und 
einer weiteren zur Bildung einer Verlustreserve von 25 Mill. Kr. 
beteiligen wollte. Parlamentarische Schwierigkeiten verzögerten 
die Verwirklichung des Institutes, das erst im Juni 1916 kon- 
stituiert werden konnte. Eine zweite Zentrale wurde sür Kroatien 
errichtet. Diese gemeinnützigen Anstalten, welche unter weit- 
gehender Einflußnahme der Regierung arbeiten sollen, haben 
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den dreifachen Zweck, den angeschlossenen Instituten, welche 
sich durch Geschäftsanteile beteiligen müssen, als Revisions- 
und Beratungsstelle zu dienen, ihnen Reeskomptekredit zu 
gewähren und lebensunfähige Institute durch Fusicnierung oder 
Liquidation unter Vermeidung des Konkurses unschädlich zu 
machen. Wenn die Zentrale im Geist des Gründungsplanes ge- 
leitet wird, dem man Großzügigkeit nicht absprechen kann, so 
wird sie zweifellos allmählich eine Sanierung des ungesunden 
Kleinbankwesens zu Wege bringen. Uebrigens hat die Ver- 
mehrung der Zahlungsmittel auch die Lage der ungarischen 
Kleinbanken allmählich wesentlich gebessert. ` 

Der Zahlungsverkehr wickelte sich auch im weite- 
ren Verlauf des Krieges überwiegend im Weg der Barzahlung ab 
und damit kam in Oesterreich und Ungarn ein weitverbreiteter 
Uebelstand außer Uebung, der hoffentlich auch nach dem Krieg 
nicht mehr in Erscheinung treten wird. Vor dem Krieg hatte sich 
in immer stärkerem Maß der Warenverkauf auf sehr langsichtige 
Termine, zumeist gegen offene Buchforderung eingebürgert, 
wodurch die Fabrikanten ihren Umsatz zu erhöhen trachteten, 
andererseits aber bei den Kaufleuten besonders in der Textil- 
branche unverkäufliche Lager auf mehrere Saisons hinaus sich 
ansammelten. Neben der raschen Zirkulation und Bezahlung 
aller Waren, die für Kriegsmaterial und die dringenden Bedürf- 
nisse der Bevölkerung dienen, hat vor allem die allmähliche 
Räumung dieser im Frieden unverkäuflichen Lager — und zwar 
mit großem Gewinn — viel zur Sanierung der Geschäfts- und 
Kreditverhältnisse beigetragen. Denn bei der Unmöglichkeit 
die Vorräte der Fabrikanten und Händler zu erneuern, griff der 
Konsum der Zivilbevölkerung allmählich zu den letzten Laden- 
hütern, soweit diese nicht durch Umarbeitung für den Militär- 
bedarf dienstbar gemacht werden konnten. Hand in Hand mit 
dem Abverkauf der Lager und der Gewöhnung an Barzahlung 
ging das Verschwinden des kommerziellen Wechsels. Es war den 
Banken unmöglich, ihr Portefeuille an Geschäftswechseln zu 
erneuern. Da gleichzeitig die Banken ihre Akzepte einlösten 
und nicht erneuerten, ist das Wechselportefeuille der Banken 
allmählich auf einen ungeahnten Tiefstand gesunken, der in den 
Bilanzen nur deshalb nicht voll in Erscheinung tritt, weil die 
kommerziellen Wechsel zum Teil durch staatliche Schatz- 
wechsel ersetzt wurden. 
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Die zunehmende Geldflüssigkeit, die die Folge des Ersatzes 
von Warenvorräten durch Zahlungsmittel ist, machte sich denn 
auch in den Zinssätzen geltend, die einen Tieistand er- 
reichten, der vor dem Krieg in Oesterreich nie geahnt worden 
ist. Die nachstehende Tabelle zeigt die Bewegungen desPrivat- 
diskonts!), der allerdings seit Schließung der Börse nicht 
mehr offiziell notiert wird: 


Erstes Wiener Bankakzept Budapester Bankakzepte 
OJo und Wechsel 
% 

Anfangs August 1914?) 8 = 
Ende > 1914?) 6 6 m 

3. September > 5!/; 511/15 ie 
Ende September » 4'h: = >. 
6. Oktober 49, 5 wa: 
2. November 3°], 20% 
Ende Dezember 3"; 4'/2 235% 
I. März 1915 31/5 Zee 
9. April . 21, 4 5 SL 
28. April 1%, 31), = a 
31. Mai 5) 2?/; 23), EZ“ 
Ende Juli 6) 33/4 3°/s erl 
10. August 2%, 4l/s Sen 
Ende Dezember 23/5 3d/s er 
8. Januar 1916 2 31/4 E m 

I. März 21% 31/8 S T 
31. März 2 3 as 
30. Juni 17/8 21° /ı6 ra) 


Die Schwankungen hängen mit den Einzahlungsterminen 
auf die staatlichen Anleihen, zum Teil mit den Wechselbegeb- 
ungen der österreichischen Finanzverwaltung zusammen, die 
übrigens nur vorübergehend und in nicht sehr bedeutendem 
Umfang erfolgten, wie sich aus der nachstehenden Schilderung der 
staatlichen Geldbeschaffungsoperationen, die ja im Mittelpunkt 
der Kriegswirtschaft stehen, zeigt. 

Wie schon früher erwähnt, haben die Berichte der Staats- 
schuldenkontroll- Kommission des Reichsrates einigen Auf- 
schluß über die staatlichen Kreditoperationen 
bis Ende Juni 1915 gegeben. Unmittelbar nach Kriegsaus- 
bruch behob die österreichische Finanzverwaltung zunächst 
den Rest ihres Guthabens aus der im April erfolgten Emission 


1) Nach den Aufzeichnungen des Wiener Wechselagenten Karl Abel. 
2) Bankrate 8°%. 

23) Bankrate 60%. 

4) Bankrate 51/:%%. 

®) Emission der zweiten Kriegsanleihe Bankrate 5°%. 

¢) Begebung österr. Schatzwechsel. 
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von 396.6 Mill. Kr. 4⁄2% ige Schatzanweisungen und nahm 
gleichzeitig einen KontokorrentvorschuB von 200 Mill. Kr. 
gegen 6% Zinsen bei einem Wiener Bankenkonsortium auf, der 
jedoch bereits Ende August zur Rückzahlung gelangte. Am 
8. August 1914 vereinbarte die österreichische Regierung mit 
dem unter Führung der Postsparkassa aus den Wiener und 
Provinz-Banken bestehenden Konsortium für österreichische 
Staatsanleihen ein Anleihen von 600 Mill. Kr. gegen 5% ige 
am I. Februar 1917 fällige Schatzscheine. Bei diesem Anleihen 
waren aber die österreichischen Banken nur eine Durchgangs- 
station, denn die Schatzscheine wurden sofort von der Dester- 
reichisch-ungarischen Bank zu 85% lombardiert, 
so daß die Oesterreichisch-ungarische Bank zu den gewöhn- 
lichen Lombardbedingungen, 1% über Eskomptzinsfuß, ein 
Darlehen von 5IoMill.Kr. erteilte. In gleicher Weise hatte sich 
die ungarische Regierung bei den ungarischen Banken bzw. der 
Notenbank ein Darlehen von 290 Mill. Kr.. beschafft. Am 
22. August I9I4 wurde ein zweites Lombarddarlehen von der 
Oesterreichisch-ungarischen Bank gewährt, dieses bereits ohne 
Dazwischentreten der Banken, da die indessen erfolgte Sus- 
pension der Bankstatuten die formalrechtlichen Vorausset- 
zungen für ein direktes Kreditgeschäft zwischen den Finanz- 
verwaltungen und der Nocenbank geschaffen hatte. Dieses 
Darlehen betrug für beide Regierungen zusammen 2000 Mill. Kr., 
wovon nach der bestehenden Aufteilung der gemeinsamen Aus- 
lagen 63.6% oder 1272 Mill. Kr. auf Oesterreich und 36.4% oder 
728 Mill. Kr. auf Ungarn entfallen. Diese Darlehen wurden gegen 
5% ige fünfjährige Schatzscheine gewährt, die von der Bank 
zu 75% lombardiert wurden. Da die Schatzscheine im Nominal- 
betrag von 2666 ?/, Mill. Kr. nicht auf den Markt gelangen, haben 
sie auch nur formale Bedeutung, die wirkliche Schuld besteht 
in dem Darlehen von 2 Milliarden Kr., welches der Bank mit 1% 
jährlich verzinst wird, indem gegen einen Zinsfuß von 6°% die 
Notensteuer von 5% kompensiert wird. Aus dem Erlös dieses 
Darlehens wurde offenbar den Banken der Kontokorrentvor- 
schuß von 200 Mill. Kr. zurückgezahlt. Ein drittes Darlehen 
von 2000 Mill. Kr., wieder 1272 Mill. Kr. für Oesterreich und 
728 Mill. Kr. für Ungarn, wurde Mitte Oktober mit der Oester- 
reichisch-ungarischen Bank vereinbart; dieses wurde aber gegen 
Solawechsel der Regierungen gewährt, über deren Laufzeit 
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- nichts näheres in dem Bericht der Staatsschuldenkontroll- 


kommission mitgeteilt wird. Sie dürften eine lange Laufzeit 
mit serienweiser Verfallsfrist haben. Von diesem Darlehen waren 
bis Ende 1914 445,2 Mill. Kr. noch nicht in Anspruch genommen 
worden.. Die Verzinsung wurde gleichfalls mit 1% vereinbart. 

Im ersten Halbjahr 1915 wurde zunächst der Rest des 
dritten Bankvorschusses von 2 Milliarden Kr. behoben. Sodann 
wurde ein viertes Darlehen gegen Solawechsel im Betrage von 
800 Millionen Kr., wieder nach der Quote zwischen Oesterreich 
und Ungarn aufgeteilt, zu den gleichen Bedingungen wie das 
zweite und dritte aufgenommen. Somit betragen die Vorschüsse 
der Notenbank an die beiden Regierungen bis Ende Juni 1915 
5,6 Milliarden Kr. Ob seither noch Vorschüsse aufgenommen 
worden sind, ist nicht bekannt, doch ist es anzunehmen. Doch 
dürfte, wie weiter unten näher begründet wird, die effektive 
Inanspruchnahme der Bank im zweiten Kriegsjahr den vierten 
Teil der im ersten Kriegsjahr kontrahierten Darlehen kaum 
nennenswert übersteigen. 

In das erste Kriegsjahr bis 30. Juni 1915 fallen noch zwei 
Schatzwechselanlehen der österreichischen und ungarischen 
Regierung in Deutschland von zusammen 8oo Millionen Mark, 
an denen Oesterreich mit etwa 500, Ungarn mit etwa 300 Mill. 
Mark beteiligt ist. 

Dazu kommt das Ergebnis der ersten beiden öffentlichen 
Kriegsanleihen für Oesterreich von 2200,75 und 2688,32 Mill. Kr. 
Nominale. Darnach beträgt die Kriegsschuld Oesterreichs bis 
30. Juni 1915 insgesamt 9498,75 Mill. Kr. (wovon etwas mehr als die 
Hälfte auf öffentliche Kriegsanleihen entfallen) mit einem jähr- 
lichen Zinsaufwand von 376.98 Mill. Kr. (wobei die Vorschüsse der 
Oesterreichisch-ungarischen Bank mit Ausnahme des ersten 
5% igen nur mit I% Zinsen eingestellt sind). Unter Hinzu- 
rechnung von Iyo Mill. Kr. 4% ige österreichische Kronenrente, 
die im ersten Halbjahr 1915 auf Grund älterer Kredite zur 
Rückzahlung fälliger Schatzscheine ausgegeben wurden, und 
durch die Rückzahlung dieser Schatzscheine und verschiedene 
tilgungsplanmäßige Amortisationen ist die gesamte österreichische 
Staatsschuld vom 30. Juni 1914 bis 30. Juni IQI5 von 13004,07 
Mill. auf 22 453,41 Mill. Kr. gestiegen. 

Da die Kriegskosten Oesterreich und Ungarn quotenmäßig 
belasten, lassen sich nach den von der österreichischen Staats- 
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schuldenkontroll-Kommission angegebenen Ziffern der öster- 
reichischen Kriegsschuld auch die im ersten Kriegsjahr aufge- 
nommenen Kriegsschulden Ungarns und daher der Gesamt- 
monarchie ungefähr berechnen. Darnach muß Ungarn ungefähr 
5436 Mill. Kr. Kriegsschulden bis 30. Juni 1915 gemacht haben 
und die gesamte Kriegsschuld der Monarchie im ersten Kriegs- 
jahr berechnet sich auf 14935 Mill. Kr. 

Für spätere Zeiten liegen offizielle Ausweise nicht vor, aber 
vor kurzem hat der ungarische Finanzminister 
im Abgeordnetenhaus beiläufige Ziffern über die Höhe deı 
Kriegskosten mitgeteilt. Darnach haben die Kriegskosten 
Ungarns in den 23 Kriegsmonaten bis 30. Juni 1916 im Durch- 
schnitt monatlich 440—460 Mill. Kr. betragen. Darin sind die 
Kriegsunterstützungen an die Familien der Eingerückten und 
die Zinsen der Kriegsschuld bereits inbegriffen. Für 23 Monate 
macht das 10.35—10.81 Milliarden Kronen oder im Durchschnitt 
10.58 Milliarden Kronen aus und nach dem Quotenverhältnis 
(36.4 : 63.6) betragen darnach die Kriegskosten Oesterreichs 
bis 30. Juni 1916 etwa 18,5 Mill. Kr. und für die Gesamtmonar- 
chie ungefähr 29 Milliarden Kronen. 

Für die Gegenwart hat der ungarische Finanzminister die 
monatlichen Kriegskosten, die natürlich auch in Oesterreich- 
Ungarn so wie überall im Laufe des Kriegs sich immer mehr 
gesteigert haben, mit 560—600 Mill. für Ungarn angegeben, 
was für Oesterreich 980 bis Io5o Mill. Kr. und für die Gesamt- 
monarchie 1540—1650 Mill. Kr. monatlich ausmacht. 

In der Deckung der Kriegskosten ist seit dem zweiten 
Halbjahr 1915 aber eine wesentliche Aenderung eingetreten. 
Seither sind die Kriegskosten nämlich zum weitaus überwiegen- 
den Teile durch die zur öffentlichen Subskription aufgelegten 
Kriegsanleihen, bzw. durch Kreditoperationen bei den Mobil- 
banken gedeckt worden. Voraussetzung des Gelingens dieser 
Kreditoperationen war eben die zu Beginn des Krieges erfolgte 
Vermehrung der umlaufenden Zahlungsmittel durch Inanspruch- 
nahme der Notenbank, welche erst die Möglichkeit zu jenem 
immer erneuerten Kreislauf gab: Verwendung von Banknoten 
zum Ankauf von Kriegsmaterial, Einlage des Erlöses der der 
Kriegsverwaltung verkauften Waren in die Kreditinstitute, von 
wo sie durch die Emission der Kriegsanleihen wieder den Weg 
zu den Staatskassen und von dort wieder über die Fabrikanten 
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und Händler zu den Banken und neuerlich zu den Staatskassen 
finden. Dieser nun bereits zum viertenmal vollzogene Kreislauf 
hat auch in Oesterreich-Ungarn wie in Deutschland stets wach- 
senden Erfolg gehabt und stellt ein beredtes Zeugnis für das 
Vertrauen, die Reife und den Gemeinsinn der Bevölkerung aus, 
nicht minder aber für die Festigkeit des Kreditsystems der 
Monarchie. Daß in Oesterreich-Ungarn an Kriegsanleihen mit 
längerer Laufzeit 19%, Milliarden Kronen, in Frankreich aber, 
wenn man von dem zum Umtausch gebrachten älteren Anleihen 
(31,% ige und 3% ige Rente) absieht, nur etwa Io Milliarden 
Frcs. in 5% iger »Siegesanleihe« und zehnjährigen Obligationen 
aufgebracht worden sind, zeigt, daß dieses Vertrauen in Oester- 
reich-Ungarn in viel größerem Maß vorhanden ist als in Frank- 
reich. Soweit reicht allerdings der Erlös der Kriegsanleihen 
nicht, daß die in den ersten Kriegsmonaten bei der Oesterreichisch- 
ungarischen Bank aufgenommenen Vorschüsse hätten getilgt 
werden können. Zum Teil mag das darin liegen, daß der Verkehr 
tatsächlich jetzt unvergleichlich größere Mengen an Banknoten 
erfordert als vor dem Krieg. Die Armee absorbiert ungeheure 
Mengen an Bargeld, von dem nur ein Teil sehr langsam an die 
Zentralstellen des Verkehrs zurückfließt und immer wieder durch 
neue Geldmittel, die an die Grenzen und in das okkupierte 
Feindesland gesendet werden müssen, ersetzt wird. Dazu kommt 
der noch überwiegend agrarische Charakter Ungarns und auch 
großer Teile Oesterreichs, die noch wenig für die moderne Kredit- 
wirtschaft gewonnen und daher leicht geneigt sind, die ihnen 
zufließenden bei dem hohen Preisstand der Agrarprodukte und 
dem raschen und restlosen Verkauf der Ernte und eines erheb- 
lichen Teiles der Viehbestände gegen frühere Zeiten außer- 
ordentlich vermehrten Zahlungsmittel zu thesaurieren, wozu in 
Ungarn wahrscheinlich auch das Einlagenmoratorium beige- 
tragen hat. Auch scheint der Grundbesitz in bedeutendem 
Ausmaß Hypothekenschulden getilgt zu haben, was schließlich 
auch eine zweckmäßige Verwendung der Barmittel ist. Es ist 
denn auch nicht gelungen, die landwirtschaftlichen Kreise und 
zwar weder die kleinbäuerlichen noch die Großgrundbesitzer 
bis zum Feudaladel in entsprechendem Umfang zur Zeichnung 
der Kriegsanleihen zu gewinnen, trotzdem es an eifrigen Be- 
mühungen nicht gefehlt hat. Den Löwenanteil der Zeichner 
stellt die städtische Bevölkerung, hier aber von den kleinen 
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. Sparern hinauf bis zum Großhandel, der Großindustrie und der 
Finanzwelt. 

Bevor die Ergebnisse der Kriegsanleihen selbst dargestellt 
werden, muß noch auf jene Verhältnisse hingewiesen werden, 
welche es bewirkten, daß in Oesterreich lange Zeit keine la ng- 
fristigenAnleihen aufgelegt wurden. Nach dem oft- 
zitierten $ I4 des österreichischen Staatsgrundgesetzes dürfen 
Verfügungen, zu welchen verfassungsmäßig die Zustimmung 
des Reichsrates erforderlich ist, wenn sich ihre dringende Not- 
wendigkeit zu einer Zeit herausstellt, wo der Reichsrat nicht 
versammelt ist, unter Verantwortung des Gesamtministeriums 
durch kaiserliche Verordnung erlassen werden, insofern solche 
keine Abänderung des Staatsgrundgesetzes bezwecken, keine 
dauernde Belastung des Staatsschatzes und keine Veräußerung 
von Staatsgut betreffen. Aus der Bestimmung, daß solche 
Verordnungen keine dauernde Belastung des Staatsschatzes 
betreffen dürfen, war vollständig sinngemäß der Grundsatz 
abgeleitet worden, daß Staatsanleihen nur mit Bewilligung des 
Reichsrates aufgenommen werden dürfen. Inden häufigen parla- 
mentarischen Obstruktionszeiten wurden nur einzelne, nicht für 
den Markt bestimmte Kreditoperaticnen auf Grund des $ 14 
gemacht; zur Zeit der Annexionskrise wurde zum ersten Male 
durch eine mehrjährige Schatzscheinoperation von diesem 
Grundsatze abgegangen. Das wiederholte sich später und um 
die Grenzen der Rechte der Exekutive in dieser Beziehung 
festzulegen sowie andere strittige Fragen der Staatsschulden- 
gebarung klarzustellen, hat die Staatsschuldenkontrollkom- 
mission des österreichischen Reichsrates, welche aus Mitgliedern 
des Abgeordnetenhauses und des Herrenhauses besteht, vor dem 
Krieg eine Novelle zum Gesetz über die Staatsschuldenkontrolle 
ausgearbeitet, nach welcher schwebende Schulden — zu deren 
Aufnahme die Regierung auf Grund des $ 14 berechtigt sein 
sollte — höchstens eine Laufzeit von fünf Jahren haben sollten. 
Zur parlamentarischen Erledigung des Gesetzentwurfes kam es 
nicht. Die Kommission ist selbst kurz vor dem Kriegsausbruch 
von diesem Grundsatze abgegangen, indem sie IQgI4 der schon 
erwähnten 16 jährigen Schaizanweisungsanleihe die Gegen- 
zeichnung gewährte. Als der Krieg ausbrach, wurde das Ende 
1914 vertagte Parlament nicht einberufen, die Kontrollkom 
mission blieb aber im Amt und sie erklärte, daß keine lang- 
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fristige Anleihe ohne parlamentarische Bewilligung aufge- 
nommen werden dürfe. Uebrigens dürfte auch die Finanzver- 
waltung zunächst nicht allzusehr auf einer langfristigen Anleihe 
bestanden haben, es wurden daher 51, jährige Schatzscheine 
geschaffen. Bei der zweiten Kriegsanleihe, bei der die Finanz- 
verwaltung schon mehr den Wunsch nach einer langfristigen 
Anleihe gehabt hätte, wurden nur Io jährige Schatzscheine 
bewilligt, bei der dritten I5 jährige und erst bei der vierten 
Kriegsanleihe erreichte es die Finanzverwaltung, in deren Lei- 
tung inzwischen ein Wechsel eingetreten war, daß neben 7 jährigen 
Schatzscheinen wahlweise auch langfristige amortisable An- 
leihen ausgegeben wurden. In Ungarn, wo derartige Schwierig- 
keiten nicht bestanden, wo das Abgeordnetenhaus nach Kriegs- 
beginn der Regierung Vollmacht zur Aufnahme von Anleihen 
erteilt hatte, sind von Anfang an Renten ausgegeben worden. 

Die Aufnahme der Anleihen erfolgte nach deutschem Muster 
derart, daß sie in unbegrenztem Betrage nach Maßgabe der ein- 
laufenden Zeichnungen ausgegeben wurden. Die Begebung der 
Anleihen erfolgte in Oesterreich an das schon seit langem be- 
stehende Konsortium der Banken der Hauptstadt und Provinzen 
unter Führung der österreichischen Postsparkasse, in Ungarn an 
die Gruppe der Großbanken unter Mitwirkung der ungarischen 
Postsparkasse. Da die Banken sich nicht zur Uebernahme eines 
bestimmten Betrages verpflichteten, hatten sie nur eine Ver- 
mittlungstätigkeit gegen eine Provision von den bei ihnen ein- 
laufenden Zeichnungen und eine Spesenvergütung. Ihre Ver- 
handlungen mit der Finanzverwaltung hatten eigentlich nur 
einen über den Typus, den Emissionskurs und die übrigen 
Emissionsbedingungen beratenden Charakter. Als Zeichnungs- 
stellen wurden gleich bei der ersten Anleihe neben den dem 
Konsortium angehörenden Instituten und der Notenbank auch 
die Sparkassen, die Post- und Steuerämter bestimmt — und der 
Kreis wurde später durch Kreditgenossenschaften und andere 
Stellen erweitert. 

Die erste österreichische Kriegsanleihe wurde am I2. No- 
vember IgI4 aufgelegt, die Zeichnungsfrist dauerte bis 24. No- 
vember und wurde nachträglich bis Io. Dezember verlängert; 
die zweite wurde am 8. Mai 1915 aufgelegt, offizielle Zeichnungs- 
frıst bis 29. Mai, nachträglich bis 5. Juli verlängert, die dritte 
am 7. Oktober 1915, Zeichnungsfrist bis 6. November (chne 
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Verlängerung). Alle diese Anleihen waren mit 51⁄4% verzinslich. 
Die Verzinsung war zum Emissionskurs unter Einrechnung der 
Amortisationschance bei den ersten drei Anleihen gleichmäßig 
6,22%. Durch die verschiedene Laufzeit mußte sich natürlich 
der Begebungskurs ändern, der bei der ersten Anleihe offiziell 
907%% war, bei der zweiten 954,%, bei der dritten 93,6%; 
regelmäßig war aber der Subskriptionspreis eigentlich 1% 
niedriger, da die Zeichenstellen ermächtigt, richtiger gesagt ver- 
pflichtet waren, den Zeichnern von der ihnen vergüteten Pro- 
vision %% abgegeben und dies auch ganz allgemein geschah. 
Bei der vierten Anleihe, die am 17. April 1916 aufgelegt wurde, 
wurden wahlweise 7 jährige Schatzscheine und 40 jährige amor- 
tisable Renten, beide mit 514% iger Verzinsung aufgelegt. Die 
Rentabilität der Schatzscheine vom Nettozeichnungskurse (5% % 
weniger 15%, Vergütung) war 6,4%; die Rentabilität der amor- 
tisablen Rente vom Zeichnungspreis (93%, weniger 1% Ver- 
gütung) war 6,2%. Die Subskriptionsfrist lief bis zum 15. Mai 
und wurde nachträglich um eine Woche verlängert. 

In Ungarn wurde, wie erwähnt, von Anfang an lang- 
fristige Rente ausgegeben. Die Emissionen fanden immer 
ziemlich gleichzeitig mit den österreichischen Anleihen statt. 
Abwechselnd begann und endete die ungarische Subskriptions- 
frist einmal etwas früher als die österreichische; das andere 
Mal begann und endete sie etwas später. Der Typus wechselte 
wiederholt. Bei der ersten Anleihe wurde 6% ige Rente aufgelegt, 
doch wurde den Erwerbern, die sich zur Sperre auf fünf Jahre 
verpflichteten, das Recht eingeräumt, im letzten Quartal 
des fünften Jahres, spätestens am I. November Igıg die Titres 
zur Rückzahlung zum Nennwert mit einjähriger Frist zu kün- 
digen. Bei der zweiten Anleihe wurde den Erwerbern das gleiche 
Recht zum selben Termin eingeräumt, überdies wurde wahl- 
weise statt der 6% igen eine 514% ige Rente emittiert. Bei der 
dritten Anleihe wurde ausschiießlich 6% ige Rente angeboten 
ohne Rückforderungsrecht nach fünf Jahren. Es scheint, daB 
von diesem Rechte wegen der damit verbundenen Sperre wenig 
Gebrauch gemacht worden ist. Bei der vierten Anleihe wurden 
wieder 6% ige Renten aufgelegt, aber wahlweise auch 51⁄2% ige 
zehnjährige Schatzanweisungen angeboten. Der Begebungskurs 
war bei der ersten Anleihe 971% °%, bei der zweiten für die 6% ige 
Anleihe 9715°,, für die 5149% ige 90,8%, bei der dritten 97,1%, 
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bei der vierten für die Rente 97,2 %, für die Schatzanweisungen 
91,9%. Auch in Ungarn gingen noch Vergütungen zwischen 
1, und 1% vom Kurs ab. Während aber in Oesterreich bei 
ratenweiser Einzahlung keine Kursänderung eintritt, gelten in 
Ungarn die eben genannten Kurse nur bei sofortiger Vollzahlung 
in den ersten Zeichnungstagen. Bei späterer Einzahlung und bei 
Ratenzahlung wurden Zuschläge berechnet, die bei den letzten 
Anleihen bis zu 0,9% gingen. Die Rentabilität war etwa 6,2%, bei 
den Schatzanweisungen der vierten Kriegsanleiheemission 6,6°%. 

Der weitaus größte Teil der Zeichnungen in Oesterreich 
und Ungarn wurde von den Banken gesammelt. An zweiter 
Stelle stehen in Oesterreich die Sparkassen. 

Ueber den Erfolg der Anleihen unterrichteten die 
nachstehenden Tabellen: 


(Tabellen: Siehe Seite 585 und 586.) 


Zu dem Erfolg der einzelnen Anleihen wäre noch zu be- 
merken, daß er bei der ersten Anleihe alle Erwartungen über- 
traf. Die Finanzminister selbst hatten höchstens auf 1500 Mill. 
Kr. für Oesterreich-Ungarn gerechnet. Man war eben noch zu sehr 
in den Ziffern der Friedenszeit befangen, an welchen gemessen 
schon ein solches Resultat kolossal gewesen wäre. Man darf auch 
nicht vergessen, daß damals die Russen bis vor Krakau und in 
die Karpathen vorgedrungen waren und daß man nicht wußte, ob 
die Bevölkerung unter solchen Umständen überhaupt die Zuver- 
sicht aufbringen werde, sich in großem Maß an einer Kriegsanleihe 
zu beteiligen. Der Erfolg von 3% Milliarden Kronen für Oester- 
reich und Ungarn zusammen, der auch neben dem sensationellen 
der ersten deutschen Kriegsanleihe sich wohl sehen lassen konnte, 
befriedigte daher außerordentlich und erhöhte die allgemeine 
Zuversicht. Dagegen brachte die zweite Kriegsanleihe eine ge- 
wisse Enttäuschung. In Deutschland hatte sich das Zeichnungs- 
ergebnis gegenüber der ersten Anleihe ungefähr verdoppelt, in 
Oesterreich-Ungarn stieg es nur um etwa 12%. Die Emission 
war in eine ungünstige Zeit gefallen. Wohl hatte die Abwehr der 
so verlustreichen Versuche der Russen, die Karpathen zu über- 
schreiten, die Zuversicht in einen günstigen Kriegsausgang 
gehoben, aber die gegen die Russen eingeleitete Offensive hatte 
noch nicht zum Durchbruch bei Gorlice geführt und 
die Emission fiel in die Krise des Verhältnisses zu Italien, 
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Zeichnungen 
Brei I. Kriegsanleihe | 2. Kriegsanleihe | 3. Kriegsanl.!) | 4. Kriegsanl.!) 
Zahl der - | Zahl der | 
Eu ladngen Nominalbetrag | Zeichnungen Nominalbetrag | Nominalbetrag Norminalbetrag 
a 50 Kr. 45 873 2 293 000 II 304 565 000 
è 100 „ 73 322 7 332 000 84 444 8 444 000 
en 150 bis 250 „| 53714 10 708 000 31854 6 418 000 
=) 300 ;; 550 ji 56 507 23 609 000 67 273 25 925 000 
© 600 , 950 „ | 22 473 16 330 000 32 577 23 IOI 000 
= 1000 „ 1950 „ 58 938 77 676 000 82 747 97 531 000 
k 2000 , 9950 „| 53 285 195 127 000 56 873 208 813 000 
© 10000 ,, 49950 „| 14 639 240 780 000 15 632 246 243 000 
= 50000 ,„ 99950 ,, 1 582 QI 113 000 1741 IOI 112 000 
_ 100000 »„ 499950 „| 2317 203 167 000 | * I 140 179 108 000 
u 500000 „ 999950 „, | 115 63 185 000 103 60 328 000 
> 1000000 ,„ 4999950 „| 79 132 636 000 57 88 946 000 
5000000 und mehr , | 14 111 375 000 Io 86 000 000 ER 
| 381 858 I 175 337 000 385 755 I 132 534 000 | 1970000000!) 1 930 000 0001) 
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1) Details noch nicht bekannt. 
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die rasch dem Abbruch zuzueilen schien, und damit verbanden 
sich Befürchtungen, daß auch Rumänien die Zahl unserer Feinde 
vermehren werde. Der Verlauf der offiziellen Zeichnungsfrist 
ließ befürchten, daB das Ergebnis der ersten Anleihe nicht er- 
reicht werden würde. Da kam Italiens Kriegserklärung und die 
Empörung über den Treubruch des Bundesgenossen fachte den 
Gemeinsinn neu an. Von allen Seiten kamen Erhöhungen der 
bereits angemeldeten Zeichnungen und während der verlängerten 
Emissionsfrist konnte immerhin in Oesterreich ein um fast 25% er- 
höhtes Ergebnis erzielt werden. In Ungarn wurde das Ergebnis 
der ersten Anleihe trotzdem nicht voll erreicht. Ungarn ist 
kapitalärmer als Oesterreich und in dem überwiegend agrarischen 
Land konnte viele Monate nach der Ernte nicht mehr ein so 
günstiges Ergebnis erzielt werden wie bei der ersten Anleihe. 
Das Gesamtergebnis der zweiten Anleihe in Oesterreich-Ungarn 
beträgt 3821 Mill. Kr. Dagegen brachte die dritte Anleihe eine 
außerordentliche Steigerung des Zeichnungserfolges. In Deutsch- 
land war der Zuwachs von der zweiten zur dritten Anleibe noch 
etwa 50% gewesen, in Oesterreich betrug die Steigerung 60%, 
in Ungarn sogar nahezu 75%. Der Erlös der zwar schwachen 
aber zu ungewohnten Preisen verkauften Ernte Ungarns tat 
seine Schuldigkeit. Bei dieser Anleihe brauchte keine Ver- 
längerung der Subskriptionsfrist zugestanden zu werden. Der 
Siegeszug nach Rußland, die günstige Lage auf allen Kriegs- 
schauplätzen begünstigten den Erfolg. Die dritte Kriegsanleihe 
erbrachte für Oesterreich-Ungarn über 6172 Mill. Kr. Die vierte 
Kriegsanleihe ließ sich wieder weniger günstig an. Das unglück- 
Jiche Zusammentreffen einer allgemeinen Nachmusterung mit 
der Emission verstimmte, war auch ein technisches Hindernis, 
da viele Familienväter in der Unsicherheit, ob sie in ihrem Zivil- 
beruf verbleiben würden können, sich scheuten, ihren Besitz an 
Kriegsanleihe zu vermehren, vielleicht Kredit für neue Zeichnungen 
aufzunehmen. Es war wieder zu befürchten, daß das Ergebnis der 
dritten Anleihe — so wie es ja übrigens auch in Deutschland der 
Fall war — nicht erreicht werden würde. Da kam die glänzende 
Offensive gegen Italien, wieder strömten die Zeichner zu und 
während der verlängerten Frist hob sich das Ergebnis in Oester- 
reich noch um etwa 10% über das der dritten Anleihe. In Ungarn 
blieb es allerdings etwas hinter dem Erfolg der dritten Anleihe 
zurück. Das Resultat der vierten Anleihe war für Oesterreich- 
Ungarn 6372 Mill. Kr. 
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Die Einzahlungstermine der Kriegsanleihen sind 
immer auf ungefähr fünf Monate abgestuft worden. Aber so wie 
in Deutschland wird immer sowohl von den Zeichnern selbst als 
auch von den Zeichenstellen der größte Teil sogleich voll gezahlt. 
Man hat so wie in allen kriegführenden Staaten zur Förderung 
der Zeichnungsfähigkeit Darlehensbegünstigungen 
gewährt; sie bestehen hauptsächlich darin, daß die Oester- 
reichisch-ungarische Bank und die mit ihr eng verbundenen 
Darlehenskassen sich bereit erklärt haben, gegen Hinterlegung 
der Schuldverschreibungen der Kriegsanleihen beziehungsweise 
der Interimsscheine Darlehen bis zu 75% zum Eskomptezinsfuß 
zu gewähren. Der gleiche Vorzugszinsfuß wird von den beiden 
Instituten auf bei ihnen belehnbare andere Wertpapiere gewährt, 
wenn die Darlehenssumme nachweislich zur Einzahlung der 
gezeichneten Beträge dient. Der Vorzugszinsfuß gilt auch für 
die Prolongationen bis 31. Dezember 1917; außerdem sind diese 
Institute bereit, für solche Darlehen an Stelle des jeweiligen 
Eskomptezinsfußes den fixen Zinsfuß von 5% bis Ende 1917 zu 
gewähren. Die Begünstigung muß aber nicht sofort in Anspruch 
genommen werden; auch Parteien, welche innerhalb der pro- 
spektgemäßen Einzahlungstermine bei einem Kreditinstitut 
oder bei einer Bankfirma nachweislich ein Darlehen zur Zeich- 
nung von Kriegsanleihen aufgenommen haben, können zur Ab- 
stattung des noch aushaftenden Betrages jederzeit Darlehen bei 
der Notenbank oder den Darlehenskassen zum fixen Zinsfuß von 
5% bis Ende 1917 in Anspruch nehmen. Dadurch ist es ermög- 
licht worden, daß die darlehensbedürftigen Zeichner nicht sofort 
zur Notenbank gegangen sind. Alle Zeichenstellen haben solche 
Darlehen zu denselben Bedingungen wie die Notenbank gewährt, 
da sie jederzeit auf die Rückzahlung durch die Notenbank be- 
ziehungsweise die Darlehenskassen rechnen können. Der End- 
‚termin des 31. Dezember 1917 wurde deshalb gewählt, weil das 
Privilegium der Oesterreichisch-ungarischen Bank mit diesem 
Tage abläuft und die Bank, so wenig auch an der Erneuerung 
des Privilegiums gezweifelt werden kanr, sich nicht über diesen 
Termin hinaus zu verpflichten für möglich hielt. Bei den ersten 
drei Anleihen wurde diese Befristung für ausreichend angesehen. 
Sie gewährte den Zeichnern den Vorzugszinsfuß, der 1,2% nied- 
riger ist als der Ertrag der Kriegsanleihen, bei der ersten viel- 
'eicht für mehr als drei, bei der dritten für zwei Jahre, so daß, 
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auch wenn späterhin der Zinsfuß höher werden sollte, in dem 
Zinsenzwischengewinn der ersten Jahre ein Ausgleich erblickt 
werden kann. Bei der vierten Kriegsanleihe, deren Einzahlungs- 
termine bis in den September 1916 reichen, wurde die Laufzeit 
der Begünstigung nicht mehr als ausreichend angesehen, zumal 
nunmehr auch eine langfristige Anleihe zur Emission gelangte. 
Die Schwierigkeit die Bank über den Termin ihres Privilegiums 
hinaus zu verpflichten wurde dadurch umgangen, daß die Re- 
gierungen im Prospekte erklärten, dafür Sorge tragen zu wollen, 
daß die eingeräumten Begünstigungen nach Ablauf der Frist von 
der Notenbank oder einer anderen von den Regierungen zu 
bezeichnenden Anstalt übernommen würden und zwar für die 
Staatsschatzscheine bis 30. Juni 1919, für die langfristige An- 
leihe bis 30. Juni 1921. 

Die Oesterreichisch-ungarische Bank hatte gegen die lange 
Dauer der Begünstigung auch sachliche Bedenken. Es ist klar, 
daß ihr die Zinsfußpolitik nach Friedensschluß erschwert, wenn 
nicht unmöglich gemacht wird, sobald man geradezu beliebige 
Mengen von Anleihetitres zu Vorzugszinssätzen zur Belehnung 
einliefern kann, Die Bedenken haben auch zweifellos ihre Be- 
rechtigung. Aber es ist dagegen mit gutem Grund eingewendet 
worden, daß mit der schon vor dem Kriege nicht gerade sehr 
starke Wirkungen erzielenden Zinsfußpolitik nach dem Kriege 
noch viel weniger anzufangen sein wird. Die Darlehensbedürf- 
nisse werden so gebieterisch sein, die Impulse der Wirtschaft, 
die Gewinnmöglichkeiten nach Wiederaufnahme der Versorgung 
des im Kriege so knapp gehaltenen Konsums so groß sein, daß 
auch hohe Zinssätze zur Abwehr volkswirtschaftlich schädlicher 
Kredite (Effekten- und Warenspekulation, übermäßige Grün- 
dungstätigkeit, ungesunde Bauspekulation) nicht viel nützen 
werden. Da wird man mit stärkeren Machtmitteln eingreifen 
müssen, Verbot der Kreditbenützung zur Effektenspekulation, 
staatlicher Regelung des Kapitalmarktes durch Beschränkung 
der Emissions- und Gründungstätigkeit usw. Den Wiederaufbau 
der Wirtschaft zur Versorgung des Konsums und zur Wieder- 
herstellung der zerstörten Gebiete und zu produktiven Anlagen 
wird man aber durch engherzige bankpolitische Maßnahmen gar 
nicht hindern dürfen, ihnim Gegenteil soweit als möglich fördern 
müssen. Denn davon hängt die Fähigkeit ab, die Kriegslasten, 
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zu tragen. Im übrigen aber muß, so wie in vielen anderen Be- 
ziehungen die Sorge vor nachteiligen Folgen der durch den Krieg 
aufgezwungenen wirtschaftlichen Maßregeln gegenüber der Not 
der Stunde zurücktreten. Und es ist kein Zweifel, daß die Auf- 
bringung der erforderlichen Summen für die Kriegsanleihen lang- 
fristige Zinsbegünstigungen erfordert. In Oesterreich-Ungarn 
mehr als in Deutschland. Denn bei Beurteilung der aufgebrachten 
Anleihesummen darf man folgendes nicht übersehen: Die ob- 
jektive Zeichnungsfähigkeit ist durch die Höhe der Kriegskosten 
gegeben. Die subjektive ist aber nicht nur von der augenblick- 
lichen durch die Liquidierung der Vorräte und die erzielten Ge- 
winne begründeten Geldflüssigkeit der einzelnen Zeichner be- 
stimmt, sondern auch durch die Bedürfnisse ihrer Betriebe nach 
dem Kriege, wenn sie wieder Rohstoffe kaufen und verarbeiten 
wollen. Darauf hat aber der Zinsfuß, zu dem sie sich diese Mittel 
nachher beschaffen können, wesentlichen Einfluß. Im allge- 
meinen sind Industrie und Handel in Oesterreich-Ungarn viel 
mehr auf Betriebskredit angewiesen als in Deutschland. Das 
hängt mit dem geringeren Kapitalreichtum zusammen. Mag 
nun auch der Zeichnungserfolg im Vergleiche mit Deutschland 
im Verhältnis zu den Kriegskosten in Oesterreich-Ungarn etwas 
geringer sein, im Verhältnis zu dem Nationalvermögen und 
Einkommen ist er bei uns ungleich größer. Denn soweit solche 
Schätzungen überhaupt einen Wert haben, kann man den 
Kapitalreichtum Oesterreich-Ungarns günstigstenfalls im Ver- 
hältnis zum deutschen wie 1:3, vielleicht sogar wie I:5 setzen. 
Dazu kommt überdies, daß infolge des größeren Anteils der 
Landwirtschaft an dem Gesamtvermögen und ihrer geringen 
Beteiligung an den Kriegsanleihen die Last, die Handel und 
Industrie zur Aufbringung der Kriegskosten auf sich genommen 
haben, verhältnismäßig größer ist als in Deutschland. Aus allen 
diesen Gründen mußten ihnen größere Sicherheiten für die 
ersten Friedensjahre gewährt werden als in Deutschland. 

Insgesamt hat Oesterreich durch die vier Kriegsanleihen 
Nominale 13534 Mill. Kr., Ungarn 6218 Mill. Kı. mit 
einem Gelderlös von rund 18%, Milliarden Kr. aufgebracht. 
Damit allein konnten freilich die Kriegskosten nicht gedeckt 
werden. Dazu kamen die in Deutschland zur Stützung des 
Wechselkurses aufgenommenen Schatzscheinanleihen, die jedoch 
auch zur Deckung von Kriegsausgaben dienen. 
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Im November 1914 hat die österreichische Regierung durch 
die Postsparkasse mit einer Gruppe deutscher Groß- 
banken ein Anleihen von 200 Mill. M. gegen einjährige Schatz- 
wechsel, die seither erneuert wurden, zum Zinsfuß von 6% mit 34% 
Provision, abgeschlossen. Im Juli 1915 folgte ein zweites, von dem 
zunächst 180o Mill. M. in Anspruch genommen wurden, wo- 
mit jedoch eine Option auf weitere 120 Millionen M. verbunden 
war. Diese Anleihe erfolgte wieder zu 6% gegen 5/4% Provision. 
Gleichzeitig hat Ungarn zu denselben Bedingungen bei der 
deutschen Bankengruppe Anleihen aufgenommen, wieder unge- 
fähr nach dem Quotenverhältnis, so daß sich die gesamten 
Vorschüsse Deutschlands bis Ende 1915 auf 800 
Millionen M. belaufen. Die dadurch geschaffenen Devisen 
wurden teils von der Postsparkasse, teils von der Oesterreichisch- 
ungarischen Bank verwaltet. Der Erlös der Anleihe sollte zur 
Bezahlung von Zahlungsverpflichtungen in Deutschland dienen; 
er wurde vor allem zur Deckung des staatlichen Bedarfs ver- 
wendet, zum Teil aber auch der Kaufmannschaft für ihren Be- 
darf nach deutschen Devisen zur Verfügung gestellt. Seit dem 
anfangs 1916 errfolgten Besuch des früheren Schatzsekretärs 
Doktor Helfferich in Wien sind für die deutschen Valutakredite 
zweckmäßigerweise regelmäßige, dem Bedarf entsprechende Raten 
von je Ioo Mill. M. monatlich vereinbart worden. - Bis Ende 
Juni 1916 dürften also die gesamten deutschen Schatzwechsel- 
kredite an Oesterreich-Ungarn I 400 Mill. M. ausmachen. 

Es wäre ein Irrtum anzunehmen, daß der ganze Rest der 
Kriegsschulden bei der Notenbank gedeckt worden ist. Schon im 
Sommer IgI5 begann die österreichische Regierung die Kassen- 
überschüsse der Banken durch Begebung von dreimonatlichen 
Schatzwechseln, die zu 412%, begeben wurden, an sich zu ziehen. 
Es wurden zwei Emissionen gemacht, eine von 300 Mill. Kr., 
die zweite von 200 Mill. Kr., sie sind aber gleichfalls längst 
zurückgezahlt, denn schon im Herbste 1915 tritt ein anderes 
System in Wirksamkeit, um das paralell laufende Bedürfnis der 
Banken, ihre übergroßen Kassenbestände zu verwerten, und des 
Staates, fortgesetzt Zahlungsmittel zur Bestreitung der Kriegs- 
kosten an sich zu ziehen, zu befriedigen. Die Postsparkasse nahm 
Einlagen der Banken als Voreinzahlungen auf kommende Kriegs- 
anleihen entgegen, die sehr große Beträge ausmachen. Einzelne 
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im April 1916 bereits größere Voreinzahlungen geleistet, als dann 
bei ihnen an Titres subskribiert wurde. Ebenso nimmt die 
ungarische Finanzverwaltung Voreinzahlungen entgegen, die 
übrigens außerdem in verschiedenen Emissionen etwa 600 Mill. 
Kr. dreimonatliche Schatzwechsel bei den Kreditinstituten 
untergebracht und bei Verfall erneuert hat. (Die ungarische 
Regierung hat auch zwei Schatzschein-Emissionen zur Zurück- 
zahlung einer älteren innern und einer äußeren in Deutschland 
plazierten Schatzscheinanleihe von I5o Mill. Kr. und 150 Mill. 
Mark veranstaltet, die also für die Deckung der Kriegskosten 
nicht in Betracht kamen.) 

Auf dem Wege der Voreinzahlungen zieht also die österreichi- 
sche Regierung die flüssigen Mittel zwischen den Emissionen der 
Kriegsanleihen in ähnlicher Weise an sich, wie es die deutsche 
Regierung mit den durch die Reichsbank begebenen Schatzwech- 
seln tut, die dann gegen die Kriegsanleihen verrechnet werden. 

Zu dem Gelderlös der vier Kriegsanleihen, der Schatzwech- 
selanleihen in Deutschland, der ungarischen inneren Schatzwech- 
sel und den wohl mit mindestens ı Milliarde Kronen zu beziffern- 
den Voreinzahlungen auf die fünfte Kriegsanleihe in Oesterreich 
und Ungarn haben also die Finanzverwaltungen insgesamt über 
22 Milliarden Kronen beschafft. Gegenüber den Kriegskosten, 
die sich nach den Angaben des ungarischen Finanzministers, 
wie oben angegeben auf ungefähr 29 Milliarden Kronen berechnen 
lassen, sind etwa 7 Milliarden Kronen unbedeckt, die wohl ganz 
oder zum überwiegenden Teil durch Vorschüsse bei der Oester- 
reichisch-ungarischen Bank beschafft worden sind. Für das 
erste Kriegsjahr haben diese Vorschüsse wie erwähnt 5.6 Milli- 
arden Kronen betragen, sie haben sich also im zweiten nur mehr um 
höchstens 1400 Mill. Kr. vermehrt. Während im ersten Kriegs- 
jahr etwa 40% der gesamten Kriegsschuld auf Vorschüsse 
der Oesterreichisch-ungarischen Bank entfallen, mußten die 
Finanzverwaltungen im zweiten Kriegsjahr kaum Io% auf 
diesem unerwünschtesten Weg bedecken. 

Von der Bewegung der Devisenkurse war schon oben 
kurz die Rede. Die Devisennot war zeitweilig sehr arg. Der 
Import aus Deutschland und aus dem neutralen Ausland dauerte 
natürlich während des ganzen Krieges, wenn auch in wesentlich 
eingeschränktem Umfange fort und die Ausfuhr war außer- 
ordentlich beschränkt. Dazu kamen die alten Zahlungsver- 
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pflichtungen aus der großen Effekten- und sonstigen Schuld an 
das Ausland, von der nur die im feindlichen Auslande aufgenom- 
mene während des Krieges ruht und daher keinen Bedarf verur- 
sacht. Der Besitz Oesterreich-Ungarns an auswärtigen Wert- 
papieren ist aber verhältnismäßig gering. Die ersten zwei Schatz- 
scheinanleihen, welche Deutschland gewährte und die zum Teil 
für Zahlungen des Staates verwendet, zum Teil auch dem Publi- 
kum zur Verfügung gestellt wurden, waren unzureichend, um 


die Verpflichtungen zu decken. Sie boten daher nur zeitweilig 


eine Erleichterung, die insbesondere nach dem ersten derartigen 
Geschäft zu einer plötzlichen starken Senkung der Devisenkurse 
führte. Goldexporte nach Deutschland und ins neutrale Avsland 
sind natürlich erfolgt, aber fast nur von der Notenbank für 
staatliche, beziehungsweise militärische Bedürfnisse. Der Gold- 
münzenbesitz in privaten Händen ist ja in Oesterreich- 
Ungarn von jeher sehr bescheiden gewesen. Die Kauf- 
mannschaft half sich wie sie konnte, hauptsächlich dadurch, daß 
die auswärtigen Lieferanten gestatteten, Zahlungen in Kronen 
bei heimischen Geldinstituten zu leisten und die Regelung in 
fremder, vor allem Markwährung bis auf die Zeit nach dem 
Kriege zu verschieben. Zweitens durch den Verkauf heimischer 
Wertpapiere ins Ausland, vor allem nach Deutschland, das ins- 
besondere beträchtliche Mengen von Kriegsanleihen und auf 
Mark lautenden älteren österreichischen und ungarischen Staats- 
titers aufnahm. Aber mit alle dem war der Markt ständig schwach 
versorgt. Und dieser Zustand mußte notgedrungen zu einer 
konstanten Steigerung der Devisenkurse führen, so lange der 
Markt nicht organisiert war. Schon frühzeitig wurde darauf 
hingewiesen, daß das Steigen der Devisenkurse keine neuen 
Devisen schaffe oder hervorlocke. Daß selbst den größeren Ge- 
winnchancen beim Kauf heimischer Wertpapiere, die durch das 
Disagio für die Ausländer äußerst billig erlangbar sind, der Miß- 
kredit durch das hohe Disagio entgegenstehe, vor allem aber, 
daß zeitweilig eine Panik jener Kaufleute eintrat, die in der 
Hoffnung auf ein baldiges Ende des Krieges und Nachlassen der 
Devisenkurse jene eben geschilderte, bloß provisorische Regelung 
ihrer Verpflichtungen in ausländischer Währung vorgenommen 
hatten. Sie erfuhren immer wieder, daß sie besser getan hätten, 
die endgültige Regelung sofort vorzunehmen, suchten sie nach- 
träglich durchzuführen oder waren zum mindesten nicht bereit, 
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weitere Kredite solcher Art in Anspruch zu nehmen. Der Passiv- 
saldo der Zahlungsbilanz läßt sich aber nicht anders als im 
Kreditwege regeln und er wurde selbstverständlich auch weiterhin 
derart geordnet, nur daß die Banken direkt ihre Kreditmöglich- 
keiten im Auslande ausnützten. Die ständige Nachfrage nach 
Devisen im knapp versorgten Markte und die Unregelmäßigkeit 
dieses Marktes, auf dem gewöhnlich jeder Bedarf durch Um- 
frage an verschiedenen Stellen in zehnfacher Vergrößerung er- 
schien, zwang aber die Besitzer von Devisen, also vor allem die 
Banken, so unwillkommen ihnen selbst auch das hohe Disagio 
war, bei Abgabe von Devisen immer höhere Preise zu fordern, da 
sie ja fürchten mußten, ihren Vorrat, wenn überhaupt, nur zu 
steigenden Preisen wieder ersetzen zu können. 

Dem konnte nur durch Regelung des Marktes Einhalt getan 
werden, und lange vor der Errichtung der Devisenzentrale in 
Deutschland, der bald darauf die in Oesterreich und Ungarn 
folgten, ist eine derartige Organisation aus den Kreisen der 
österreichischen Finanzwelt und Publizistik gefordert worden. 
Das Wesentliche an der Devisenzentrale erblicke ich darin, daß 
sie das gesamte Angebot und die gesamte Nachfrage an einer 
Stelle konzentriert und miteinander, soweit als möglich kompen- 
siert, ohne daß die geschäftlichen Interessen des Käufers oder Ver- 
käufers bei der Kursfeststellung eine Rolle spielen dürfen. Hand 
in Hand damit mußten natürlich auch Maßnahmen zur möglich- 
sten Begrenzung des Bedarfes durch Hintanhaltung überflüssiger 
Einfuhr und die Förderung des Angebots durch Erleichterung 
der Ausfuhr, insbesondere auch durch Benützung der möglichen 
Kreditquellen im Auslande gehen. Das letztere geschah unter 
anderen durch den dritten von Deutschland gewährten monat- 
lichen Kredit von Ioo Mill. M., der in erster Linie zur 
Bezahlung von Schulden an Deutschland selbst und nur aus- 
hilfsweise zur Deckung von Devisen auf das neutrale Ausland 
benützt wird; das erstere geschah durch das Verbot der Einfuhr 
verschiedener Luxuswaren und durch die Vorschrift, die Zölle 
hiefür in effektivem Golde auch bei den kleinsten Beträgen zu 
zahlen. Die Organisation unserer Devisenzentralen weicht in- 
soferne von der deutschen ab, als keine gesetzliche Verfügung sie 
ins Leben gerufen hat. Sie beruht vielmehr auf einer freien Ver- 
einbarung der Notenbank, der Postsparkasse, der Banken und 
der größeren Bankhäuser. Der Erfolg der Zentrale ist so wie in 
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Deutschland eine wesentlich größere Stabilität der Wechselkurse, 
wenn auch zeitweilig der Bedarf nicht voll befriedigt werden 
kann, was dann an den folgenden Tagen nachgeholt wird, soweit 
nicht, was gelegentlich bedauerlicherweise vorkommt, sich die 
Kauflustigen die Devisen durch Verkauf von Kronen im Auslande 
beschaffen. Dadurch wird zeitweilig der Kurs der Kronen (sowie 
der Mark) unter die Parität der fremden Devisen in Oesterreich 
gedrückt, aber innerhalb kurzer Zeit vollzog sich bisher stets 
wieder ein Ausgleich, ohne daß eine wesentliche Erhöhung der 
Devisenkurse hier notwendig geworden wäre. Im allgemeinen 
arbeiten die deutsche Devisenzentrale und die österreichisch- 
ungarische eng zusammen. Der Kurs der für uns wichtigsten 
Devisen, der deutschen, wird nach Rücksprache zwischen der 
deutschen und österreichischen Zentrale festgesetzt. Er hat 
seit Errichtung der Zentrale fast gar nicht mehr geschwankt. Bei 
der Festsetzung der Devisen der neutralen Staaten sind die 
österreichisch-ungarischen Zentralen genötigt, sich die in Berlin 
notierten Kurse zur Richtschnur zu nehmen, da der große Markt 
für neutrale Devisen in Berlin ist und wir ein etwaiges Defizit in 
Berlin decken müssen. Daher muß das Agio der neutralen Devisen 
in Wien immer fast völlig gleich sein dem Agio der deutschen 
Devisen in Wien, vermehrt um das Agio der neutralen Devisen in 
Berlin. 

Die Bewegung der Devisenkurse seit Kriegs- 
ausbruch wird durch nachfolgende Aufstellung dargestellt: 








1) I. Valuta Anleihe in Deutschland. 
2) Errichtung der Devisenzentrale. 


| Berlin | Schweiz | Holland Br En ca 
31. August 1014 Tog oi 124.80| 105.— | 210.50 Er 537.50 
7. Oktober I9I4 . 130.25| IIO.— | 240.50 — 550.— 
19.  ,„ 1914!) 123.87| 105.62 | 225.25 — 5.43.50 
31. Dezember 1914 . 126.35| 110.36 | 233.— | — 574.— 
28. Februar Ig15 . 132.50| 118.75 | 259.50 | — 630.50 
30. Juni IgI5 . 135.—| 123.50 | 265.25 | 175.— | 654.— 
30. September 1915 . 140.60| 128.75 | 278.30 | 177.— | 075.— 
31. Dezember ıgı5 . 146.80| 149.25 | 343.50 | 220.— | 775.— 
28. Februar 1916 . 146.—| 153.75 | 346.— | 227.25 | 781. — 
29.» 1916?) 143.—| 151.25 | 338.50 | 224.25 | 775.— 
31. März i016 . 144.75! 155.50 | 3406.— | 231.50 ` 789.— 
30. April 1916 . 143.85| 150.25 | 326.— | 231.— | 760.— 
31. Mai 19106 . 143.25| 148.— | 321.50 | 232.— | 748.— 
30. Juni 1916 . 143.50) 149.— | 323.75 | 229.— | 748.— 
Parität | 117.56! 95.22 198.38 | 132.26 | 493.52 
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Die früher erwähnte provisorische Regelung der Schulden für 
Warenbezüge aus dem Auslande durch Erlag der Summen auf 
ein österreichisches Bankkonto spielt eine nicht unerhebliche 
Rolle bei drstarkenZunahmederEinlagenund 
Kreditoren der Wiener Banken während des Krieges. 
Ziffermäßig sind diese auf Kronen lautenden Guthaben auswär- 
tiger Gläubiger natürlich nicht erfaßbar, aber von mehreren 
Großbanken wird erklärt, daß ihre ausländischen Kreditoren eine 
ungewöhnliche Höhe erreicht haben. Daß das für die Zeit nach 
dem Kriege, wann es gilt, trotz Ucbernahme neuer großer Ver- 
pflichtungen für den Wiederersatz der aufgezehrten Rohmateri- 
alien der Industrie, die Wiederauffüllung der überseeischen 
Nahrungsmittelvorräte usw. die Währung wieder herzustellen, 
nicht gerade erfreulich ist, ist klar, aber die dann für die währungs- 
politische Aktion notwendig werdenden Maßnahmen sind nicht 
Gegenstand dieser Studie. Im übrigen spielt bei der ungeheuren 
Zunahme der fremden Gelder bei Banken und Sparkassen dieses 
Moment doch nur eine bescheidene Rolle. Im wesentlichen be- 
ruht diese auf der Aufzehrung der Vorräte und ihrem Ersatz durch 
Zahlungsmittel, gleichfalls alles eher als eine erfreuliche Ent- 
wicklung, die aber durch die Kriegswirtschaft unvermeidlich be- 
dingt ist und mehr minder in allen kriegführenden und neutralen 
Staaten zutage getreten ist. Die Höhe des Zuwachses wird im 
wesentlichen nur durch vier Momente bedingt. Durch die Menge 
der bei der Armee zirkulierenden Zahlungsmittel (auch durch die 
Zunahme des Zahlungsmittelbedarfes der Zivilbevölkerung in- 
folge der hohen Preise und des Ueberwiegens der Barzahlungen) 
durch die Thesaurierungsneigung der Bevölkerung, durch das 
Ausmaß, in dem die Investitionstätigkeit auch im Kriege fort- 
gesetzt wird, wodurch die aus dem Erlös der Vorräte entstandenen 
Guthaben bei den Geldinstituten wieder absorbiert werden, und 
endlich durch das Ausmaß der Zeichnungen auf Kriegsanleihen im 
Verhältnis zu den Kriegskosten, die gleichfalls die Zahlungsmittel 
absorbieren. Was den Bedarf der Armeen betrifft, so dürften in 
allen kriegführenden kontinentalen Staaten ähnliche Verhält- 
nisse bestehen. Die Thesaurierungserscheinungen dürften in 
Oesterreich-Ungarn nicht mehr bedeutend sein, jedenfalls keinen 
Vergleich mit Frankreich, wo sie noch immer vorherrtschen, zu- 
lassen. Auch die private Investitionstätigkeit dürfte überall eine 
ziemlich gleichartige Einschränkung erfahren haben. Ueber die 
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Ausnützung der objektiven Fähigkeit zur Kriegsanleihezeichnung 
wurde schon gesprochen. In dieser Beziehung dürfte Oesterreich- 
Ungarn ungefähr die Mitte zwischen Deutschland und Frank- 
ıeich halten. Deutschland steht an der Spitze, Frankreich und 
Rußland stehen an letzter Stelle. Aber weil immerhin die direkte 
Umwandlung der aus den verschiedensten Umständen erworbenen 
Guthaben in Kriegsanleihen nicht im vollen Maße stattgefunden 
hat, sind die Einlagen bei den Kreditinstituten so stark gewach- 
sen. Diese Zunahme gibt den Rechnungsabschlüssen der Banken 
und Sparkassen während des Krieges ihr charakteristisches Ge- 
präge. Die Konsequenzen, die sich aus der Zunahme der fremden 
Gelder, dem Verschwinden der Wechsel und der Verwandlung 
von kommerzialen Debitoren in Kreditoren für die Bankbilanzen 
ergeben, illustriert die nachstehende Tabelle, welche die einzelnen 
Bilanzposten von zehn Wiener Greßbanken und 
bei den zwei größten österreichischen Provinz- 
Banken für die Jahre 1913, 1914 und 1915 miteinander vergleicht: 


Rechnungsabschlüsse 
der größten zehn Wiener und zweier Provinzbanken 








in tausend Kronen 


1913 | 1914 1915 

Barvorrat 144 400 341 931 301 081 
Wechsel . I1 385 175 | 1510453 | I 173 442 
Effekten . 327 206 437 491 678 178 
Beteiligungen ?) ; 289 769 275 609 276 172 
Vorschüsse auf Effekten. 405 724 330 791 760 031 
Vorschüsse auf Kriegsanleihe 2) — 371 124 |I 141 281 
Debitoren 3872 141 | 4 070 844 | 4 488 207 
Realitäten . : 72 535 76 378 81 717 
H ypothekar- und Kommnnaldarlehen 438 371 466 536 480 393 
Diverse Aktiva. i 5 349 26 068 17 167 
Aktienkapital | 979 000 | I 032 400 | 1032 400 
Reserve 441 204 | 503445 503 854 
Pensionsfonds 16 312 17 003 19 402 
Akzepte . 521 515 378 190 190 942 
Einlagen . . 819 415 917 436 | I 147 558 
Kreditoren . ; 3 598 323 |4 018683 | 5 025 422 
Kries sadehevc schnungskonte D -— 503 509 926 720 

Pfandbriefe $) . | 434 641 453 009 480 355 
Reingewinn 130 260 70 238 127 944 


|—— mn 











Bilanzsumme . 


1) Ausgewiesen von 11 Banken. 


2) Ausgewiesen 1914 von 5 Banken, 1915 von 8 Banken. 
3) Ausgewiesen IgI4 von 5 Banken, 1915 von 7 zum Teil anderen Banken. 


4) Zwei Institute. 


| © 940 730 | 7 907 225 | 9 457 079 
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Dazu ist zu bemerken, daß die Grundsätze der Bilanz- 
aufstellung nicht bei allen Banken dieselben sind, daß insbeson- 
dere die Verrechnung der Vorschüsse auf Kriegsanleihe, der 
Voreinzahlungen bzw. der etwaigen Restschuld an die Postspar- 
kasse (sowohl über Ende 1914 als auch über Ende 1915 liefen 
Einzahlungstermine auf eine Kriegsanleihe) große Verschieden- 
heiten aufweist. Die Ziffern mußten einfach so genommen werden, 
wie sie in den Bilanzen enthalten sind, trotz der Fehlerquellen, 
die sich daraus ergeben, und bei einzelnen Banken vorkommende 
Detailposten sinngemäß zusammengezogen werden. Das Fehlen 
eines einheitlichen Schemas für die Bilanzaufstellung macht sich 
beim Studium der umwälzenden Aenderungen in der Struktur 
des Geldmarktes durch den Krieg besonders fühlbar. 

Eine gleiche Tabelle lasse ich für die Bilanzen von neun 
Budapester Großbanken folgen: 


Rechnungsabschlüsse 
der neun _größten Budapester Großbanken 














ın tausend Kronen 


1013 1914 1015 
Burvorrat 57 411 115 208 | 100077 
Wechsel . 596 691 754 837 792 341 
T.fiekten . 546 077 555 265 793 006 
Beteilirungen ; 109 771 152 301 109 363 
Vorschüsse auf Effe kicn dnd Wären 1) 332 164 292 566 399 133 
Vorschüsse auf Kriegsanlcıhe ?) — 137 351 522 193 
Debitoren 929617 |I 097 723 | I IOI 401 
\Warenvorräte 3) „38 389 32 029 17 426 
Realitäten . ; 53 883 57 887 60 875 
Hypotheken und Konmari 4) 2153 525 |2182 493 | 2151 418 
Diverse Aktiva . 45 556 52114 55 O51 
Aktienkapital 405 500 405 500 405 500 
Reservefonds . zi 343 307 338 069 320 654 
Pensionsfond und Stiftungen 5) 19 706 2I 34I 24 115 
Akzepte . 9I 874 85050 59 569 
Einlagen . I OII 316 |I 031885 | I 416 315 
Kreditoren . es 834 795 |I 039 522 | 1 520 281 
Finanzministerium ®, 6056 | 226 105 127 289 
Piandbriefe und andere Öbliratiönen 2146172 |2 104 242 | 2 142 3109 
Diverse Passiva 32 955 59 067 74 308 
Reingewinn 71343 | 61993 72 534 
Bilanzsumme . | 4 903 084 |5 432 774 | 6 102 884 


1) Ausgcewiesen von 7 Banken. 

3) Ausgewiesen von 3 Banken. 

t) Hypothekenabteilung bei 7 Banken. Die Budapester Banken betreiben 
zumeist gleichzeitig das Hypotheken- und das Mobilbankgeschäft. 

5) Ausgewicsen von 8 Banken. 

*) Hauptsächlich Guthaben aus Kriegsanleihezeichnungen, ausgewiesen von 
6 Banken pro 1914 und 4 Banken pro 1915. 


2) Ausgewiesen von 4 Banken. 
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Schließlich sei die Einlagenbewegung bei der österreichi- 
schen Postsparkasse und den großen WienerSpar- 
kassen dargestellt. Diese bis 30. Juni 1916: 


Einlagen in tausend Kronen 

















30. Juni | 31. Dezbr. | 31. Dezbr. | 30. Juni 
IQT4 IQI4 T1915 IgI6 

Oesterr. Postsparkassa | 

Sparverkehr . . ..... 195 698 109 045 198 4065 214 982 
Oesterr. Postsparkassa 

Scheckverkehr . . .... 370 882 880 164 940 317 ! I 095 285 
Acht große Wiener Spar- | 

kassen u... So we jI orr 867| 925 488 957 090 | 1048 038 


Die Zunahme der fremden Gelder einschließlich des Ver- 
rechnungskontos mit der Postsparkasse (beziehungsweise mit dem 
ungarischen Finanzministerium) beträgt bei den vorbezeich- 
neten österreichischen Banken 2682 Mill. Kr. oder 60.7 %, bei 
den Budapester Großbanken 1212 Mill. Kr. oder 65.4 %. Bei den 
Wiener Sparkassen sind die Einlagen nur um 3.6% gestiegen, 
aber sie hatten doch den Austurm der Einleger zu Beginn des 
Krieges und die Abhebungen zu Kriegsanleihezeichnungszwecken 
voll ersetzen können. Bei der österreichischen Postsparkasse 
ist die Zunahme am größten; sie hängt damit zusammen, daß 
zu Beginn des Krieges ein großer Teil der Geschäftswelt, weil 
die Postsparkasse sofort erklärt hatte, von dem Moratorium 
keinerlei Gebrauch zu machen, ihre Eingänge auf Girokonto 
dieser Anstalt überwiesen hat, um darüber jederzeit verfügen zu 
können, ferner mit dem ungeheuren Zahlungsverkehr, den diese 
Anstalt für die Finanzverwaltung beziehungsweise die Kriegs- 
verwaltung zu leisten, anderseits im Verkehr mit den Banken 
und Sparkassen durch die Kriegsanleihe-Emissionen abzu- 
wickeln hat. 

Die Verschiebungen in den Aktiven der Banken sind 
äußerlich weniger in die Augen fallend, innerlich umso größer. 
Die hohen Kassenbestände bedürfen keiner Erklärung. In den 
ersten Kriegsmonaten hielten die Banken aus Vorsicht sehr 
große Kassenbestände, später waren sie nicht in der Lage, die 
ganzen zuströmenden Gelder zu placieren. In den Wechselbe- 
ständen wäre ein noch viel größerer Abfall eingetreten, wenn 
nicht ein Teil des Ausfalles an kommerziellen Wechseln durch 
ungarische Schatzwechsel, auch durch Wechsel staatlicher An- 
stalten (Kriegsgetreideverkehrsanstalt, Futtermittelzentrale usw.) 
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ersetzt worden wäre. Ebenso stellen die Debitoren, bei einzelnen 
Banken auch die Vorschüsse auf Effekten, zu bedeutendem Teile 
Vorschüsse gegen Kriegsanleihe an die Kundschaft und, wo diese 
separat ausgewiesen werden, an kleinere, weniger mobile Kredit- 
institute dar, zum Teil auch Voreinzahlungen an die Postspar- 
kasse. Die Zunahme des Effektenbesitzes ist durchwegs die 
Folge der für eigene Rechnung gezeichneten Kriegsanleihen. 
Doch waren die Banken mit Recht bestrebt, diesen Besitz nach 
Ablauf der Subskriptionsfristen wieder abzustoßen, um sich für 
neue Aufnahmen mobil zu machen. Die Abstoßung ist den ein- 
zelnen Banken in verschiedenem Grade gelungen. Die Banken 
mit weitverzweigtem Netz an Depositenkassen und auch mit 
ausgedehnten Geschäftsverbindungen in Deutschland haben ihre 
Bestände stärker lichten können als andere. 

In diesem Zusammenhange möge auch über die Erträg- 
nisse der Banken während des Krieges berichtet werden. Die 
Rechnungsabschlüsse für das Jahr 1914 standen noch ganz 
unter dem Zeichen der Unsicherheit der künftigen Entwicklung. 
Der hohe Zinsfuß des zweiten Halbjahres hatte zwar große Zins- 
einnahmen gebracht, aber die übrigen Gewinne waren durch die 
nach dem Kriegsausbruch eingetretene Geschäftsstockung be- 
schränkt. Vor allem aber wurden die Rechnungsabschlüsse 
durch die weitgehenden Abschreibungen an dem Effektenbesitz 
auf die Kurse vom letzten Börsentag oder darunter und durch 
Rückstellungen von den Konsortialbeständen und Außenständen 
belastet, die zum Teil in eine eigene Kriegsverlustreserve gelegt 
wurden, für die die Finanzverwaltung eine partielle Steuerfrei- 
heit zugesichert hatte. Solche Rückstellungen waren insbeson- 
dere für die Außenstände im feindlichen Auslande und für die 
Engagements in Galizien nötig, das zur Zeit der Bilanzaufstellung 
noch zum großen Teile im feindlichen Besitz war. Natürlich 
mußten jene Banken, welche Niederlassungen in Paris und Lon- 
don hatten (Länderbank und Anglo-Oesterreichische Bank) be- 
sondere Rückstellungen machen. Die Verwaltungen einzelner 
Institute ließen sich von den Generalversammlungen ermäch- 
tigen, weitergehende Abschreibungen aus den ordentlichen Re- 
serven zu decken. Die Höhe der Rückstellungen war sehr ver- 
s hieden. Bei einigen Banken waren sie sehr gering; die größte, 
von einer Bank in die Kriegsverlustreserve gelegte Summe war 
83%, Mill. Kr. Die Abschreibungen auf Effektenkonto wurden 
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fast durchwegs über Gewinn- und Verlustkonto geführt. Auch 
sonst wurden große Rücklagen direkt aus dem Jahresgewinn 
oder aus den stillen Reserven bestritten, die wohl überall schon 
durch die Kursrückgänge eine erhebliche Schmälerung erfahren 
haben. Bei einzelnen Banken wurden infolgedessen die ganzen 
Jahresgewinne aufgezehrt, so daß sie die Dividende — in solchen 
Fällen zumeist 5%, bei einer Großbank 4% — aus den alten 
Reserven bestritten. Mehr minder haben alle Banken, bis auf 
eine, ihre Dividende gegen das Jahr 1913 vermindert. Die nied- 
rigste Dividende unter den größeren Banken war aber 4%. Nur 
einige Provinzbanken, hauptsächlich slavische, verteilten noch 
niedrigere oder keine Dividenden, die galizischen, die zumeist 
auch keine Rechnungsabschlüsse aufzustellen vermochten, blieben 
natürlich zumeist dividendenlos. 

Im Jahre 1915 änderte sich das Bild vollständig. Im laufen- 
den Geschäfte erzielten die Banken Rekorderträgnisse; die 
Bankrate war hoch, die Spannung zwischen Debet- und Kredit- 
zinsfuß größer als in Friedenszeiten. Vor allem aber bot die starke 
Vermehrung der fremden Gelder Gelegenheit zu wesentlich 
höheren Zwischenzinsen. Die den Ertrag mindernden Momente, 
wie die relativ niedrige Verzinsung der Vorschüsse auf die Kriegs- 
anleihe gegenüber den kommerziellen Krediten, die wesentliche 
Verminderung der Umsätze, besonders im Effektenkommissions- 
geschäfte, die großen Kassenbestände, der niedrige Privatdiskont 
wurden weitaus ausgeglichen durch die vorerwähnten Momente 
sowie durch die in der Einheit zwar geringen, bei den ungeheuren 
Zeichnungen aber stark ins Gewicht fallenden Provisionen und 
Spesenersätze, die für die Sammlung von Kriegsanleihezeich- 
nungen gewährt wurden, sowie durch die Sondervergütungen, 
die sich die Banken oft bei der Finanzierung von Kriegsliefe- 
rungen ihren Kunden ausbedingen, endlich durch die wesent- 
lich größeren Zwischengewinne im Effekten- und Devisenge- 
schäft, und bei einzelnen Banken durch die großen Warenge- 
winne. Eine Reihe von österreichischen Banken hat bekanntlich 
eigene Warenabteilungen, die teils das Zuckerkommissionsge- 
schäft, teils den Handel in anderen Waren kommissionsweise oder 
für eigene Rechnung betreiben, oder denen die Leitung und Ab- 
rechnung von Warenkartellen anvertraut ist. Die meisten Banken 
haben nach sehr großen stillen Rücklagen trotz starken An- 
steigens der Gehalte und Spesen durch Teuerungszulagen, teil- 
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weise Aufrechthaltung der Gehalte an die eingerückten Angestell- 
ten und Unterstützung ihrer Angehörigen scwie durch allge- 
meine Kriegsfürsorgewidmungen die höchsten je erzielten Rein- 
gewinne ausgewiesen. Dazu kam, daß sich die Verluste zumeist 
als weit geringer erwiesen haben, als bei Aufstellung der ersten 
Kriegsbilanz befürchtet worden war. Die effektiven Verluste 
bei Kunden waren verhältnismäßig gering, dank der rasch ein- 
gesetzten Erholung der ganzen Wirtschaft. Nach der Wieder- 
eroberung Galiziens zeigte sich auch dort, daß die Verluste nicht 
sehr bedeutend waren, weil Industrie und Handel in Galizien zum 
Teil während der Invasion mit großem Nutzen weitergearbeitet 
hatten, auch viele Flüchtlinge die Konjunktur im Warenge- 
schäfte nur allzu reichlich auszunützen verstanden hatten und 
die effektiven Kriegsbeschädigungen an Immobilien doch nur 
vereinzelt sehr groß waren. Dazu kam die rasche und starke 
Erholung der Effektenkurse und der Lage der meisten Unter- 
nehmungen, an denen die Banken durch Aktienbesitz oder Kre- 
dite beteiligt waren. Zahlreiche Unternehmungen, die den 
Banken vor dem Kriege große Sorgen bereitet hatten, waren auf 
einmal gut geworden. Waren doch ganze Industriezweige, die vor 
dem Krieg durch Ueberproduktion schwer gelitten hatten, wie 
z. B. die Textil,- Leder- und Papierindustrie zu noch nie erlebter 
Prosperität gelangt. Selbstverständlich wurden die Abschreibun- 
gen und Kriegsverlustreserven aus dem Jahre r914 nicht zur 
Aufbesserung der Jahreserträgnisse herangezogen. Sie stärken 
wieder die inneren Rücklagen oder werden nach Kriegsende auf 
die ordentlichen Reserven übertragen werden. Keine Bank 
mußte von der Ermächtigung, weitere Rücklagen aus den ordent- 
lichen Reserven zu decken, Gebrauch machen. Infolgedessen 
erhöhten alle Banken ihre Dividenden, zumeist derart, daß ihre 
Ausschüttungen noch unter denen des letzten Friedensjahres 
zurückbleiben; einzelne stellten diese Dividende wieder her, 
wenige konnten sogar darüber hinausgehen. 

Aehnlich liegen die Verhältnisse bei dn Budapester 
Banken, nur daß dort die Finanzverwaltung pro 1914 all- 
gemein eine Kürzung der Dividenden vorgeschrieben hatte, um 
zu verhindern, daß die schwächeren Banken sich durch hohe 
Ausschüttungen der nicht oder wenig geschädigten verleiten 
ließen, ihre Dividende gleichfalls hoch zu halten, und pro 1915 
zur Sicherung der Kriegsgewinnsteuer die Weisung gab, daß 
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nicht mehr als der höchste in einem der drei vorangegangenen 
Jahre verteilte Betrag als Dividende und Tantieme ausgeschüt- 
tet werden dürfe. 

Daß die Gewinne der Industrie oft eine märchenhafte Höhe 
erreichten, ist selbstverständlich und so kann es nicht wunder- 
nehmen, wenn die Stimmung der Effektenbörse, je 
länger der Krieg dauerte, immer zuversichtlicher wurde. In 
meinem ersten Berichte habe ich bereits über die Regelung der 
bei Schließung der Börse am 25. Juli 1914 in Schwebe gelassenen 
Engagements berichtet und eine Aufstellung der Kursbewegung 
der wichtigsten Effekten bis zu jenem Tage gegeben. In den 
ersten Kriegsmonaten setzten sich im freien Effektenverkehre 
die Kursrückgänge fort. Der Verkehr spielte sich anfangs in einem 
den Börsenmitgliedern während einer Stunde des Vormittags 
bloß zu Zusammenkünften unter Ausschluß von Geschäften 
geöffneten kleinen Saale, ferner in den Kaffeehäusern in der 
Umgebung des Börsengebäudes ab. Alle diese Geschäfte waren 
eigentlich verboten, konnten aber, obwohl insbesondere, als das 
Geschäft wieder lebhafter wurde, die Polizei zeitweilig energisch 
einschritt, nicht verhindert werden. Eine kurze Zeit war auch 
den amtlichen Kursmaklern (Sensalen) gestattet worden, in 
ihrem Amtsraum in der Börse Geschäfte zu vermitteln, doch 
wurde dies bald verboten und die Sensale vermittelten dann die 
Geschäfte telephonisch von ihren Wohnungen aus. Kursmel- 
dungen in den Zeitungen waren, von einer kurzen Zeit abgesehen, 
verboten. Bis anfangs IgI5, wo die Kriegslage noch recht un- 
befriedigend war, war auch die Kursbewegung überwiegend ungün- 
stig, wenn auch bereits kauflustige Spekulanten auftraten. Aber je 
mehr die Geldflüssigkeit durch die Vermehrung der Zahlungs- 
mittel überhand nahm, desto größer wurde die Nachfrage nach 
Aktien und mit der Zurückdrängung der Russen aus Galizien 
nahm das Geschäft allmählich einen so stürmischen Charakter 
an, daß sich die Finanzverwaltung wiederholt zu fruchtlosen 
Warnungen veranlaßt sah und die Polizei zum Eingreifen auf- 
forderte. Im Gegensatz zu Deutschland hatten die Banken nie- 
mals auf die Teilnahme am Geschäfte verzichtet. Anfangs stellten 
Kriegslieferanten, die rasch zu Reichtum gekommen waren, und 
vermögende Flüchtlinge aus Galizien das Hauptkontingent der 
Käufer. Später erweiterte sich der Interessentenkreis. Die 
Schwierigkeiten der Geschäftsabwicklung und die Gesundheits- 
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schäden, welche die mit der Ausführung der Aufträge beschäf- 
tigten Disponenten der Banken und Börsenhäuser durch den 
ununterbrochenen telephonischen Verkehr erlitten, endlich auch 
die Ausbeutung, der das Publikum beim völlig ungeregelten 
Verkehr seitens gewissenloser Geschäftsvermittler ausgesetzt 
war, führten auch in Wien zu einer Agitation für die Wieder- 
eröffnung des Börsensaales, die aber erst Mitte März 1916 zum 
Ziele führte. Die Forderung wurde unterstützt durch Hinweise, 
daß auch hier das Geschäft, wenn es wieder mehr. kontrolliert 
werden könne, inruhigere Bahnen einlenken würde und die Kursex- 
zesse, welche im Kaffeehausverkehr so oft vorkamen, aufhören 
würden. Es wurde zwar sehr bezweifelt, daß dieses Argument 
zutreffen könne, so lange eine amtliche Kursfeststellung und 
Veröffentlichung unterbleibe und die in der ganzen Kriegswirt- 
schaft begründete Vorliebe des Publikums für Aktien fortdauere, 
aber nach langen Verhandlungen wurde der große Börsensaal 
für 11, Stunden täglich unter gewissen Kautelen freigegeben. 
Diese bestimmen insbesondere, daß nur reine Kassegeschäfte 
abgeschlossen werden, daß keine amtlichen Kursnotizen er- 
folgen, keine Kurse in den Zeitungen veröffentlicht werden 
dürfen, auch die Kursmeldungen der Berufshändler an ihre Kund- 
schaft wurden ähnlich beschränkt wie in Deutschland. Bestens- 
orders in Aktien sollen überhaupt nicht entgegengenommen 
werden, in Renten nur zum Kauf. Der Rentenhandel wurde noch 
einer speziellen Aufsicht unterworfen, der Handel in Pfand- 
briefen — ziemlich zweckloserweise — ganz verboten. Selbst- 
verständlich waren auch Sicherungen gegen den Verkauf heimi- 
scher Papiere aus dem Besitz des feindlichen Auslandes geschaffen 
worden. Anregungen, die Banken und Börsenmitglieder zu ver- 
pflichten, ihrer Kundschaft für den Kauf von Aktien keinen 
Kredit zu gewähren oder zum mindesten eine Deckung bis zur 
Hälfte des Kaufpreises zu verlangen, wurden viel erörtert. Die 
Finanzverwaltung schien anfangs bereit, sie zu fordern, wich 
aber vor dem Widerstand der Interessenten bedauerlicherweise 
zurück. Die Durchführung solcher Beschränkungen hätte zwar 
gewiß die Kurssteigerungen nicht verhütet, denn ein größerer 
Teil der Käufe als jemals in Friedenszeiten entfällt auf Barkäufer. 
Aber die größten Exzesse hätten vielleicht verhütet werden 
können, wenn nicht zu jenen auch noch die rein spekulativen 
Käufer mit Kreditbenützung sich gesellt hätten. Die Wiener 
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Börse neigt immer zu großem Optimismus, was vielleicht nicht 
nur im Temperament, sondern auch in der verhältnismäßig ge- 
ringen Menge der spekulativen Aktien begründet ist. In der Zeit 
der ungeahnten Geldabundanz, der Liquidierung vieler Betriebe 
mit großem Nutzen, die der Mangel an Rohmaterial zum Still- 
stand gebracht hatte, und der Bildung ungeheurer neuer Ver- 
mögen mußte sich dieser Optimismus in verstärktem Maße 
geltend machen, wieder nicht allein als bloßer Optimismus, 
sondern durch den Trieb, die Barmittel, deren Kaufkraft ständig 
abnahm, in Anteile an Waren besitzenden und verarbeitenden 
Unternehmungen umzuwandeln, die während des Krieges un- 
geheure Gewinne erzielen und die man nach dem Kriege von der 
Entwertung der Vermögen weniger bedroht ansieht. Inwieweit 
dabei die Schwierigkeiten und Belastungen, denen die industriellen 
Betriebe nach dem Kriege oder vielleicht erst nach einer Ueber- 
gangszeit ausgesetzt sein werden, außer acht gelassen werden, 
ist hier nicht weiter zu erörtern. Die heutigen Erwerber der 
Aktien kümmern sich um solche Erwägungen schon deshalb 
nicht, weil sie darauf rechnen, noch bevor der Umsturz eventuell 
einsetzt, ihre Engagements lösen zu können. Darin liegt viel- 
leicht die größte Gefahr des Irrtums jener Kreise, zumal sie sich 
zum Teil auch aus Personen rekrutieren, die zur Wiederaufnahme 
ihres normalen Betriebes ihre Effektenbestände wieder zu Geld 
werden machen müssen. Die Lage des Kapitalmarktes nach dem 
Kriege, auf dem dann zu den noch fortdauernden Kreditbedürf- 
nissen des Staates der ganze zurückgehaltene Kreditbedarf der 
übrigen öffentlichen Körperschaften und der Industrie und des 
Handels treten wird, könnte solche Hoffnungen früher zunichte 
machen, als heute angenommen wird. Auf der anderen Seite fällt 
jedoch auch ins Gewicht, daß sich die meisten Unternehmungen 
während des Krieges außerordentlich konsolidiert haben, da ein 
großer Teil der Gewinne trotz der wesentlich höheren Dividenden 
zurückgelegt worden ist. 

Die Kauflust beschränkt sich übrigens nicht auf Aktien. 
Wie die nachstehende Aufstellung zeigt, haben sich auch die 
Kurse der Renten sehr gut gehalten, von den wesentlich tieferen 
Kursen zu Beginn des Krieges haben sie sich kräftig erholt. 
Rückgänge, wie sie die Renten Frankreichs und Englands im 
Kriege erlitten haben, sind in Oesterreich-Ungarn nicht vor- 


gekommen. Auch nach Pfandbriefen und anderen festverzins- 
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lichen Wertpapieren besteht ständige Nachfrage und die Emis- 
sionen der besten Pfandbriefinstitute haben sogar die Friedens- 
kurse überschritten, das heißt, sie werden auf Basis einer Ren- 
tabilität von etwa 41,% gehandelt. Auch in den Kriegsanleihen 
finden große Umsätze statt, wenn auch die Emissionskurse, was 
bei dem ungeheuren Material nicht wundernehmen kann, nicht 
voll behauptet werden konnten. Doch sind die Minderbewertungen 
geringer, als die englischen Kriegsanleihen erfahren haben. 

Die nachstehende Aufstellung, die im wesentlichen jene 
Wertpapiere enthält, die auch in der Tabelle im zweiten Kriegs- 
heft aufgenommen waren, stellt die jetzt im freien Effekten- 
verkehr vorkommenden Kurse den höchsten der dem Kriege 
vorangegangenen Aufschwungperiode und denen vom 25. Juli 


1914 gegenüber: 
ee | Letzte Höchst- : 
Kriegs- | kurse 24. Juli |Ende Juni 
Divi- | 1912 o. | 1916 1916 
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Letzte 
Dividende 
vor dem 











Kriege dende | 1913 | | 
Mairente E 48, 420o 91.30 78.80 75.50 
Oesterr. Kronenrente 4, 4° gI.20 79.— 75.50 
Ungar. Kronenrente 490 4° 92.20 76.50 74.50 
Ungar. Goldrente 495 4 110.70 93.30 99.— 
Anglo-Bank . .... K 20.— | 21.— 349.751 318.50 400.— 
Kreditanstalt Oesterr. j 34.— | 32.— 664.50| 3570.50 606.— 
Ungar. Bank u. Handel |, 36.— | 30.— 724.—| 439.50 518.— 
Bodenkredit. .. ...|, 60.— | 60.— | I 341.—| 1057.—| I 341.— 
Ungar. Kreditbank . . |, 45.— | 45.— 874.50| 724.— 858.— 
Länderbank . .. . s ay 30.— | 24.— 588.50| 457.50 4709. 
Oesterr.-ung. Bank . . | „ 129.10 |! 123.— | 2 160.—| I 944.—| 2 200.— 
Assicur. Generali. . . Frs. 720.— | 500.— |22 600.—|17 200.—| 15 900.— 
Phönix Lebensvers. . . | K 15.— | I0o.— 285.45| 199.— 205.— 
Orientbahnen . . . . . | Frs. 40.— | 31.75 924.— 722.— 0907.— 
Buschtiehrader Bahn K .41.— | 26.— | 1019.—| 760.— 850.— 
Donau Dampfschiff ” 50.— | 56.— | 1402.50) 961.—| I 500.— 
Lloyd ssa er 30.— — 631.25} 510.— 593.— 
Lombarden . .... 3 —.— — 153.25 71.50 92.— 
Allgem. Baugesellsch.. n 16.— | 16.— 416.25| 315.— 370.— 
Perlmooser Zement. 5 42.— — 523.—| 398.— 370. — 
Jungbunzlau Spiritus. . | „ 70.— | 70.— | 1420.—| 896.—| 1300. 
A. E.G. Union Elektr... | „ 32.— | 24.— 626.50| 478.— 500.— 
Siemens-Schuckert . . . | „ 14.— | 14.— 350.—| 229.— 309. 
Alpine Montan Ki 35.— | 42.— | I 110.—| 702.50| I 000. 
Berg u. Hütten . F 64.— | 72.— | 1485.—| I 046.—| 1 020.— 
Poldihütte. zi 40.— | 60.— 950.—| 558.—| 1 085.— 
Prager Eisen „  I90.— | 120.— | 3 895.—| 2 020.—| 3 410. 
Rima-Muranyer . . j 38.— | 34.— 794.50| 531.50 786.— 
Staatseisenbahn . Frs. 37.— | 37.— 749.75| 631.25 720. 
R. Ph. Waagner K 12.— | 30.— 423.75| 238.— 430.— 
Waffenfabrik . .. . j 38.— | 50.— | 1149.—| 738.—| 1902. 
Hirtenberger Patronen. ' ,, 72.— ' 150.— ` I 560.—' I 407.—' 3 500. 
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Letzte | Letzte | Höchst- | 
Dividende |Kriegs- | kurse | 24. Juli |Ende Juni 
vor dem Divi- | 1912 v. 1916 1916 
Kriege dende | 1913 

Bosn. Eisenwerk Zenica K 32.— — 708.—| 360.— 510.— 
Brüxer Kohlen ....|, 50.— | 56.— 960.—| 780.—| I 430.— 
Westbm. Bergbau . . . |, 26.— | 26.— 701.25| 544.— 800.— 
Ungar. Allgem. Kohle . | „ 38.— | 38.— | 1139.—| 925.—| I 200.— 
Gräf u. Stift Automobil | ,„, 24.— | 28.— 418.50} 358.— 640.— 
Dynamit Nobel . . . . | „ I00.— | 120.— | r847.—| 1450.—| 2 300.— 
Brünner Masch. .... »  36.— | 28.— 674.80| 488.— 609.— 
Simmering Masch.. .. | „ I10.— | 20.— 373-75) 183.— 390.— 
Skodawerke . ..... =. 30.— | 34.— 857.501 586.75 854.— 
Leykam- Josefsth. Papier | „, —.— — 549.—| 229.— 320.— 
Neusiedler Papier Ih z 26.— | 26.— 764.—| 535.—| : 780.— 
Galiz. Karpathen Petrol. | ‚, 55.— | 75.— | 1063.—| 666.—| .1195.— 
Galizia Petrol. ....|, 20.— | 48.— 407.50} 244.— 770.— 
Schodnica ...... K 5.— | 60.— 520.—| 337.— 970.— 
Jutefabrik. .. .... Ar 54.— | 60.— 900.—| 790.—| I 200.— 
Roth-Kostelezer Spinnerei| „, —.— | 30.— 245.— 99.— 465.— 
Fezfabriken . ..... n 32.— | 40.— 750.—| 528.— 758.— 
Kroat. Zucker ....|, 50.— | 40.— | I 609.—| 800.—] 1080.— 
Ungar. Zucker . . . . |,  120.— | 150.— | 3 285.—| 2 130.—| 3050.— 
Holzhandels-A.-G. . . . |, —.— | 12.— 264.50) 136.— 255.— 
Portois & Fix Möbel = 10.— — 394.—| 185.— 170.— 
Triester Reisschäl . . . | „ —— — I 050.—| 452.— = 
Stölzle Glas . ....|» 12.— | 18.— 439.50| 256.— 322.— 
Türk. Tabak ..... Frs. 20.— — 442.50| 351.—| 428.— 
Semperit Gummi K 10.—| 25.— 300.—| 220.— 667.— 
Gerhardus Leder . .. |, 24.— | 70.— 482..—| 417.— 715. 


‚ Die außerordentliche Vorliebe für Wertpapiere führte all- 
mählich dazu, daß viele Aktiengesellschaften die günstige Ge- 
legenheit benützten um Kapitalserhöhungen durchzuführen 
und daß auch einzelne Banken, denen allmählich die Abstoßung 
vieler Effektenbestände, die sie in den Panikzeiten aufgenommen 
hatten, mit großem Nutzen gelungen war, daran gingen, auch 
noch nicht zur Notiz zugelassene Effekten in den Handel zu 
bringen. Der Unterschied zwischen börsenmäßig notierten und 
nicht notierten Papieren ist ja in einer Zeit, wo es weder amtliche 
Kursfeststellungen gibt, noch Kursberichte verbreitet werden, 
kaum mehr merkbar. Die Finanzverwaltung sieht diese Emis- 
sionen mit gemischten Gefühlen. Ihr war ja schon die konstante 
Kurssteigerung und die große Beteiligung des Publikums am 
Aktienmarkt unwillkommen, weil sie dadurch eine Konkurrenz 
für die Kriegsanleihen besorgte. Von neuen Aktien, die immerhin 
verhältnismäßig niedriger als die favorisierten alten Speku- 


lationspapiere auf den Markt gelangen, war eine solche Kon- 
39 * 
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kurrenz noch mehr zu fürchten. Anderseits wurde darauf hin- 
gewiesen, daß die Vermehrung des Aktienmaterials eher eine 
Dämpfung der Kursexzesse zur Folge haben könne. Das hat sich 
nicht als zutreffend erwiesen, war auch schon deshalb nicht anzu- 
nehmen, weil die Emissionsinstitute naturgemäß ein Interesse 
haben, die gute Stimmung aufrechtzuhalten, um die Aktien zu 
placieren. Trotzdem schreitet die Regierung gegen die Kapitals- 
vermehrungen, die ja in Oesterreich ihrer Genehmigung bedürfen, 
und gegen die Emissionen nicht ein. Bei den Kapitalserhöhungen 
ging sie dabei wohl von dem Gesichtspunkte aus, daß in den 
meisten Fällen berechtigte Interessen der Unteınehmungen für die 
Vermehrung des Kapitals sprechen. Zunächst begannen mit den 
Kapitalserhöhungen Unternehmungen der Rüstungsindustrie, die 
im Kriege große Investitionen durchgeführt und zu diesem 
Zwecke eine große Bankschuld aufgenommen haben. Ihnen folg- 
ten auch solche Unternehmungen, die zwar augenblicklich keine 
oder nur eine geringe Bankschuld haben, die aber bei Wieder- 
aufnahme der Betriebe vor großem Kapitalsbedürfnis stehen 
werden und nicht wünschen, wieder in die Abhängigkeit der 
Banken zu geraten. Ob aber nach dem Kriege Kapitalserhöh- 
ungen sich noch zu so günstigen Bedingungen durchführen 
lassen würden wie jetzt, erschien ihnen zweifelhaft. Einzelne 
Kapitalserhöhungen hatten auch den Zweck, Fusionen durch- 
zuführen, zu denen die durch den Krieg ganz veränderte Lage 
der Industrie mehrfach Anlaß bot. Schließlich kamen allerdings 
auch Kapitalserhöhungen vor, deren einziger sichtbarer Zweck 
darin bestand, durch Mischung von hochrentablem altem Kapital 
mit zu möglichst niedrigen Kursen ausgegebenen neuen Aktien 
die perzentuellen Dividenden zu ermäßigen, das Kapital zu ver- 
wässern. 

Auch einige Banken haben ihr Kapital erhöht, zu- 
meist solche, die schon vor dem Kriege die Ermächtigung durch 
die Generalversammlungen dazu erlangt hatten und damals nur 
an der Durchführung durch die politischen Ereignisse verhindert 
worden waren. Angesichts des Geldüberflusses mögen diese 
Kapitalserhöhungen als die unverständlichsten erscheinen. In 
Wirklichkeit dürften gerade sie zumeist ihre wirtschaftliche 
Berechtigung haben. Die Banken sind von altersher gewohnt 
auf ein gewisses Verhältnis der eigenen Mittel zu den fremden zu 
schen; es stellte sich zumeist auf I: 3—5. Durch die ungeheure 
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Vermehrung der fremden Gelder konnte dieses Verhältnis nicht 
aufrechtgehalten werden und wird auch durch die Kapitals- 
erhöhungen nicht wieder hergestellt, aber immerhin das Miß- 
verhältnis vermindert. Außerdem müssen die Banken damit 
rechnen, daß ihnen nach Friedensschluß ein Teil der anvertrauten 
Gelder wieder abgezogen wird und zwar zu einer Zeit, wo von 
allen Seiten Kreditbedürfnisse auf sie einstürmen werden. Aus 
diesem Grunde ist ihnen auch die Kapitalserhöhung der von 
ibnen kontrollierten Industrieunternehmungen willkommen und 
aus demselben Grunde sind sie bestrebt, einen Teil der Einlagen 
durch Verwandlung in Eigenkapital — der überwiegende Teil 
der Aktien wird ja von den Kreditoren der Banken erworben — 
dauernd an sich zu binden. Dazu kam auch hier die Erwägung, 
daß es unsicher ist, ob die Ausgabe neuer Aktien nach Friedens- 
schluß sich noch so leicht und mit so hohem Agio bewerkstelligen 
lassen wird wie jetzt. | 

Aufgabe dieser Studie war die Darstellung des Geld- und 
Kreditwesens Oesterreich-Ungarns im Kriege. Die allgemeinen 
wirtschaftlichen und sozialen Zustände konnten nur gestreift 
werden. Auch im Geld- und Kreditwesen haben sich viele unwill- 
kommene Erscheinungen bereits gezeigt, die die unvermeidlichen 
Folgen des Krieges sind, der ungeheuren Anspannung des Staats- 
kredites, der Verschuldung des Staates ans In- und Ausland, 
der ganzen Volkswirtschaft ans Ausland, der Teuerung durch die 
Aufzehrung der alten Vorräte usw. Die Hauptaufgaben auch 
auf dem Gebiete des Geldes und Kredites stehen der Monarchie 
erst nach Friedensschluß bevor, wenn es gilt, wieder zu einer nor- 
malen Wirtschaft zurückzugelangen, wenn wieder die Kon- 
kurrenzfähigkeit mit dem Auslande über die Erfolge der wirt- 
schaftlichen Arbeit entscheiden wird, wenn die Staatsfinanzen 
und die Währung wieder in Ordnung gebracht werden müssen. 
Welche Lösung diese Aufgaben finden werden, das ist heute nicht 
abzusehen. Ihr Gelingen wird vor allem von dem ernsten und 
festen Willen und dem Talent der Lenker des Staates abhängen, 
denn die sachlichen Voraussetzungen sind für eine befriedi- 
gende Lösung gegeben. Dafür zeugt die im Kriege bewiesene 
von niemanden vorausgesetzte Leistungsfähigkeit und Wider- 
standskraft des Staates und der ganzen Volkswirtschaft, von der 
die an den Tag gelegte Widerstandskraft und Leistungsfähigkeit 
des Geld- und Kreditwesens nur ein Teil ist. 
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Die Brotversorgung in Oesterreich. 


Von 


FRIEDRICH GAERTNER. 


Die Sicherung der Brotversorgung, der organisierte Kampf 
gegen den gerade beim Getreide zuerst einsetzenden Aushunge- 
rungskrieg erfolgte in Oesterreich im wesentlichen ähnlich wie 
in Deutschland ?). 

Die österreichisch-ungarische Monarchie ist bei minder 
günstigem Ernteerträgnisse gegenüber dem Auslande Import- 
gebiet, Oesterreich ist es Ungarn gegenüber aber selbst in günstigen 
Jahren. 

Die Länder der ungarischen Krone (Ungarn und Kroatien) 
sind mit Oesterreich in einem gemeinsamen Zollgebiet vereinigt, 
jedoch ist die wirtschaftliche Gesetzgebung in den beiden Staaten 
selbständig. Oesterreich benötigt also einen Teil der Vorräte 
Ungarns, verfügt aber nicht über sie. 

Durch das Einsetzen des Aushungerungskrieges entstand 
das Problem der Brotversorgung für die Monarchie im allge- 
meinen und für Oesterreich im besonderen. Seine Erscheinungs- 
form ist eine zwiespältige als Problem der Vorratssicherung und als 
Frage der Verteilung. Unter der Annahme einer kürzeren Kriegs- 
dauer, die sich nur über einen Teil des Erntejahres erstreckt, 
tritt das Verteilungsproblem, bei ‚längerer Dauer des Krieges 
dagegen die Frage der Vorratssicherung in den Vordergrund. 

1) Die Abhandlung beschränkt sich im wesentlichen auf eine Darstellung 
der Tatsachen; dabei war aber bei der Fülle der gesetzgeberischen, organisato- 
rischen und verwaltenden Maßregeln, die zur Errichtung des Getreidehan- 
dels-Monopols sowie zur Durchführung einer Regelung des Verbrauches an 


Brot und Mehl notwendig waren, auf dem zur Verfügung stehenden Raume 
vielfach nur eine skizzenhafte Charakterisierung möglich. Der Verf. 
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Fühlbar wurde das Problem in der ersteren Form vor allem den 
Regierten, in der zweiten den Regierenden. 

Mit der Erkenntnis der Ziele, die der Feind mit seiner Ab- 
schließungspolitik verfolgt, entwickelte sich die Brotfrage all- 
mählich im öffentlichen Bewußtsein und in ihrer Behandlung 
durch die Verwaltung von einem sozialpolitischen zu einem kriegs- 
technischen Probleme. Diese logisch begründete Entwicklung 
zeigt sich auch in den nacheinander getroffenen Maßregeln und 
gibt die Legende zum Verständnis ihrer Abfolge: Im Anfange 
stand die Erleichterung der Versorgung des Einzelnen und die 
Bekämpfung der Preistreiberei im Vordergrunde, später die 
Vorratssicherung für die Gesamtheit und für die weitere Dauer 
des Erntejahres, wobei eine Verbrauchsregelung nach dem 
Schlüssel der festgestellten Vorräte und der Zeit als geeignetes 
Mittel gedient hat. 


Die Entwicklung bis zur Regelung vom 
28. November 1914. 


Die Ernte des Jahres 1913 hatte einen so geringen Ertrag 
geliefert, daß Oesterreich-Ungarn im Frühsommer 1914 aus dem 
Auslande zu importieren genötigt war. Infolgedessen kamen die 
Zölle im Preise voll zum Ausdrucke, so daß Anfang Juni die 
Mehlpreise auf die ungewöhnliche Höhe von 44 K. gestiegen 
waren. Diese Verteuerung bewog verschiedene Stadtvertretungen 
im Mai und Juni 1914, also noch vor Kriegsausbruch, bei der 
Regierung zu beantragen, es möge im Hinblick auf den schlechten 
Ausfall der heimischen Ernte gemäß Art. VIII des Zolltarif- 
gesetzes eine zeitweilige Herabminderung der Getreidezölle 
Platz greifen. 

Durch die Einfuhren, die während der Sommermonate statt- 
fanden, wurde dann aber der Vorratsbestand immerhin beträcht- 
lich aufgefüllt: Im Juni sind etwa Y, Mill. dz, im Juli 0,95 Mill. 
dz Weizen aus dem Auslande importiert worden. Insgesamt 
sind im Jahre 1914 bis Kriegsausbruch rund 4 Mill. dz Weizen 
und 0,3 Mill. dz Roggen zur Einfuhr gelangt. 

Für das neue Erntejahr standen die Aussichten in Oesterreich 
ausgesprochen günstig. In Ungarn hatte der Saatenstandsbericht 
des Ackerbauministeriums am 8. Juli das Erträgnis an Weizen 
auf 36,44 (gegen 36,33 im Vorjahre), an Roggen auf 13,75 (gegen 
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12,95) geschätzt. Der Bericht vom 25. Juli ließ allerdings mit 
34,14 Mill. dz nur eine schwach mittlere Weizenernte er- 
warten. Roggen wurde auf 12,12 Mill. dz (gegen 12,75) geschätzt. 

Wenngleich diese Ziffern nicht beunruhigend waren, so 
wurde doch von der österreichischen Regierung Anfang August 
die Suspension der Zölle in Aussicht genommen und 
dieim Sinne des Ausgleichsvertrages hiezu erforderlichen Verhand- 
lungen mit dem ungarischen Ministerium eingeleitet. Ein wich- 
tiges Argument war hiebei?), daß die gleich nach der Kriegs- 
erklärung erfolgte Aufhebung der Lebensmittelzölle in Deutsch- 
land dem Handel den Anreiz nahm, Getreide gegen Verzollung 
nach Oesterreich zu importieren; denn der Importeur lief Gefahr, 
im Falle der Suspension der Zölle die Zolldifferenz zu verlieren. 

Die ungarische Regierung verhielt sich aber — offenbar 
in Ueberschätzung des ungarischen Ernteertrages — zunächst 
ablehnend, so daß erst am 24. September 1914, (RGBl. Nr. 251) 
die Kaiserliche Verordnung ?) erlassen wurde, auf Grund der 
im Einvernehmen mit der ungarischen Regierung die Zölle auf 
Getreide, Hülsenfrüchte und Mahlprodukte mit 9. Oktober 1914 
außer Kraft gesetzt wurden. Die Maßregel erwies sich aber in 
diesem Zeitpunkte bereits als fast wirkungslos 4), uzw. vor allem, 
weil Rumänien fast gleichzeitig ein Ausfuhrverbot für Getreide 
und Mehl erlassen hatte. 

In der Zwischenzeit hatte zunächst die Heeresverwaltung 
ausländische Zufuhren eingeleitet. Das Kriegsministerium war 
auch tatsächlich die geeignetste Stelle, um umfangreiche Maß- 
regeln zur Stärkung der inländischen Vorräte durchtühren zu 
können. Es besitzt in der Intendantur fachkundige Organe, 
verfügt über Kredit und die erforderlichen ausländischen Zah- 
lungsmittel, es konnte sich auch — was damals besonders schwie- 
rig war — die notwendigen Transportmittel beschaffen. Die 
Zivilverwaltung beschränkte sich? auft die Förderung privater 


2) »Denkschrift über die von der k. k. Regierung aus Anlaß des Krieges ge- 


troffenen Maßnahmene«e (bis Ende Juli 1915) Wien 1915, k. k. Hof- und Staats- 
druckerei, S. 69. — Ein zweiter Teil dieser Denkschrift, umfassend die Zeit Juli 
bis Dezember 1915, ist Ende April 1916 erschienen. 

3) Die gemäß $ 14 des Grundgesetzes über die Reichsvertretungen vom 21.Dez. 
1867, RGBl. Nr. 141 erlassenen Kaiserlichen Verordnungen besitzen die ver- 
bindliche Kraft eines Gesetzes, gleichen also etwa den deutschen Verordnungen 
auf Grund des $ 3 des Gesetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirt- 
schaftlichen Maßnahmen usw. vom 4. August 1914. 

4) Oesterreichischer Volkswirt, 7. Jahrg. S. 38. 
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Einfuhrtätigkeit: Man stellte Devisen zur Verfügung, erleichterte 
die Waggonbeschaffung, kam im Auslande mit diplomatischen 
Interventionen zu Hilfe, und schließlich übernahm die Finanz- 
verwaltung auch Ausfallgarantien für Verluste, die sich etwa aus 
Ausfuhrverboten ergaben. 

Selbstverständlich war gleich bei Kriegsbeginn die Aus- und 
Durchfuhr von Getreide, Hülsenfrüchten, Mehl und Mahlproduk- 
ten untersagt worden (Verordnung vom I1. August 1914, RGBl. 
Nr. 192 und vom 6. August 1914, RGBl. Nr. 201). 

Soviel über die Stärkung des inländischen Bestandes durch 
Zufuhren vom Auslande.e Während somit die Maßnahmen der 
staatlichen Verwaltung auf eine Vermehrung des inländischen 
Bestandes um seiner selbst willen abzielten, war die Erörterung 
der Versorgungsfrage in der Oeffentlichkeit fast ausschließlich 
durch die Preisfrage beherrscht 5). Die meisten der sehr 
zahlreichen Kundgebungen, die in Oesterreich für die Aufhebung 
der Zölle erfolgten, waren mit dem Hinweise auf den hohen 
Preisstand begründet. Die Ursache dieser Erscheinung war — 
ähnlich wie in Deutschland — der vielfach verbreitete Glaube, 
der Krieg könne nur einige Wochen oder Monate dauern, und 
dann würden wieder normale Verhältnisse eintreten. DieFurcht vor 
dem Preisfalle, den der Friedensschluß mit sich bringen würde, 
war die stärkste Hemmung sowohl für Auslandsbezüge wie an- 
dererseits für eine Bevorrätigung aus der heimischen Ernte, 


Die Kaiserliche Verordnung vom ı. August 1914 
über die Versorgung im allgemeinen. 


Schon die ernste Wendung, die die Verhandlungen mit 
Serbien nach dem 25. Juli 1914 nahmen, führten auf dem Getreide- 
markt zu krisenhaften Erschütterungen. Als daher der Ausbruch 
eines Krieges mit den Großmächten unvermeidlich geworden 
war, griff die Regierung mit einer einschneidenden legislativen 
Maßregel ein, um Störungen der gewöhnlichen Versorgung hintan- 
zuhalten. Diese Kaiserliche Verordnung vom I. August IQI4, 
RGBl. Nr. 194, wurde durch Sonderausgabe des Amtsblattes 
verkündigt und bezog sich auf alle »unentbehrlichen Bedarfs- 
gegenstände«, als welche sämtliche Waren gekennzeichnet wur- 
den, die zur Befriedigung notwendiger Lebensbedürfnisse für 


5) Ocsterr. Volkswirt, 7. Jahrg. S. 39 (Nı. vom 17. Okt. 1914). 
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Menschen oder als Nahrungsmittel für Haustiere dienen, sowie 
auch Roh- und Hilfsstoffe, aus denen solche Gegenstände erzeugt 
werden. 

Der erste Abschnitt ermächtigte die politische Landesbe- 
hörde (oberste Verwaltungsinstanz eines Kronlandes), fallweise 
oder regelmäßig Vorratsaufnahmen anzuordnen. Wei- 
ters wurde die Bezirks-Verwaltungsbehörde berechtigt, auch 
ohne vorherige Kundmachung von einzelnen Personen oder 
Unternehmungen die Angabe ihrer Vorräte zu verlangen. 

Der zweite Abschnitt über sdieVersorgung der Gemein- 
den mit unentbehrlichen Bedarfgegenständen« enthält den Kern 
der Regelung. Es sei vorangeschickt, daß im Frieden die Summe 
jener Verwaltungsaufgaben, die man in Oesterreich gewöhnlich 
als Approvisionierungsfragen bezeichnet, in den Wirkungskreis 
der Selbstverwaltung fallen. Teils werden sie von der autonomen 
Landesverwaltung wahrgenommen (vor allem die meisten Zweige 
der Landeskultur), überwiegend fallen sie aber in den Wirkungs- 
kreis der Gemeinden. Diese besitzen vielfach besondere Organe 
zur Regelung der Versorgung mit Nahrungsmitteln, in ihre Kom- 
petenz fällt auch die Marktpolizei, und in jenen größeren Städten, 
die mit eigenem Statut ausgestattet sind, fungiert der Magistrat 
auch als Verwaltungsbehörde erster Instanz. 

Als man daher gesetzliche Verfügungen zur Sicherung einer 
ungestörten Versorgung erließ, wurde der Plan auf Grundlage 
einer gemeindeweisen Bedarfsdeckung aufgebaut, und zu diesem 
Zwecke die politische Landesbehörde ermächtigt, Vorräte an 
unentbehrlichen Bedarfsgegenständen von Erzeugern und Händ- 
lern »zur Versorgung von Gemeinden« anzufordern und die Ver- 
pflichtung zur Lieferung auszusprechen, wenn die Waren ander- 
weitig zu angemessenem Preise nicht beschafft werden können. 
Bei dieser Bestimmung diente das Kriegsleistungsgesetz (vom 
26. Dezember 1912, RGBl. Nr. 236) als Muster. 

Eine Beschwerde gegen eine derartige Verpflichtung zur 
Lieferung ist unzulässig. Die Vergütung für die angeforderten 
Waren ist unter Zuziehung der Besitzer und der beziehenden 
Gemeinde von Sachverständigen nach dem gemeinen Werte 
festzustellen. Falls der Eigentümer sich durch diesen Preis 
beeinträchtigt erachtet, kann er seinen höheren Anspruch vor 
Gericht geltend machen. 

Die Verletzung einer Lieferungspflicht wird mit Gefängnis 
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und Geldstrafe, wie mit Verlust einer Gewerbeberechtigung be- 
droht. | 

Endlich wurde in der gleichen Verordnung das neue Delikt der 
Preistreiberei umschrieben: ı. Wer in Ausnützung der durch den 
Kriegszustand verursachten außerordentlichen Verhältnisse für 
unentbehrliche Bedarfsgegenstände offenbar übermäßige Preise 
fordert, 2. wer unentbehrliche Bedarfsgegenstände aufkauft oder 
deren Erzeugung oder Handel einschränkt, um ihren Preis auf 
eine übermäßige Höhe zu treiben, 3. wer unwahre Nachrichten 
verbreitet, oder ein anderes Mittel der Irreführung anwendet, 
um eine Teuerung von unentbehrlichen Bedarfsgegenständen 
zu bewirken, wird wegen Preistreiberei bestraft; die Strafsank- 
tion ist beim Delikte ı Gefängnis von einer Woche bis zu sechs 
Monaten, daneben Geldstrafe bis zu zweitausend Kronen; bei 
Rückfälligkeit sowie für die Delikte 2 und 3 verschärftes Gefäng- 
nis von einem Monat bis zu einem Jahre, Geldstrafe bis zu zwanzig- 
tausend Kronen. 

Durch das Zusammenwirken aller dieser Bestimmungen 
sollte nicht nur eine klaglose Versorgung gesichert, sondern auch 
. das Eintreten einer Kriegsteuerung verhindert werden. 

Tatsächlich hat die Verordnung in den ersten Kriegstagen 
eine merkliche Beruhigung der erregten Gemüter herbeigeführt ®) 
und damit gerade in diesen kritischen Tagen wohltätig gewirkt, 
späterhin aber konnte sie doch Störungen der gewohnten Ver- 
sorgung nicht hintanhalten. In der Denkschrift wird der Haupt- 
grund hierfür darin gesucht, daß die Gemeinden von ihrem Rechte, 
Requisitionen zu fordern, nahezu gar keinen Gebrauch gemacht 
haben und gerade die unentbehrlichsten Nahrungsmittel ganz 
der Spekulation überließen. Die Kommunen befürchteten nämlich 
das Risiko einer nachträglichen gerichtlichen Erhöhung des 
zunächst im Verwaltungswege bestimmten Uebernahmspreises; 
nicht minder standen viele Gemeinden unter dem Drucke der 
besonders im berufsmäßigen Getreidehandel verbreiteten Be- 
fürchtung eines rapiden Preissturzes bei Friedensschluß. 

Die Verhältnisse der Versorgung mit Getreide und Mehl 
gestalteten sich also zusehends ungünstiger, wobei, wie schon 
betont, in der Oeffentlichkeit die Beunruhigung hauptsächlich 
durch die Preissteigerung hervorgerufen wurde. Man sah sich 
da einer Bewegung gegenüber, die förmlich ins Unbegrenzte ging, 


$) Denkschrift Seite 50, 
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und die um so mehr irritierte, als man keine zureichende Er- 
klärung für das sprunghafte Hinaufschnellen der Preise fand 7). 
Insbesondere als die am g. Oktober 1914 verfügte Außerkraft- 
setzung der Zölle die Teuerung nicht zum Stehen brachte, 
griff die Beunruhigung immer weiter um sich und es setzte da- 
mals — gleich wie in Deutschland — die Bewegung wegen 
Festsetzung von Höchstpreisen mit voller Intensität ein (Oesterr. 
Volkswirt, 7. Jahrg. SS. 40 und 49). 

Die staatlichen Maßregeln — die damals bei den Interessenten 
als ungewohnte Eingriffe in die private Wirtschaft noch auf 
starken Widerspruch stießen — waren zunächst nur auf Schonung 
der Vorräte gerichtet: Mit Verordnung vom 27. Oktober 1914, 
RGBl. Nr. 297, wurde die Verwendung von Weizen, Roggen, 
Mais und Reis zur Herstellung von Spiritus teils ganz verboten, 
teils (bei Preßhefebrennereien) wesentlich eingeschränkt. 

Mit Verordnung vom 31. Oktober 1914, RGBl. Nr. 301, 
wurde die erste Streckungsvorschrift erlassen: Bei gewerbe- 
mäßiger Erzeugung von Brot war nur mehr 70% Weizen- oder 
Roggenmehl, im übrigen aber Gersten-, Mais- oder Kartoffel- 
walzmehl oder Kartoffelbrei zu verwenden. Damit war auch in 
Oesterreich ein »Kriegsbrot« eingeführt. Ebenso wurde der Aus- 
tausch und die Zurücknahme von Gebäck, das an Gast- oder 
Kaffeehäuser geliefert ist, untersagt, um hiedurch Verschwen- 
dung zu verhüten. 


Die Regelung vom 28. November 1914. 


Gegenüber den Anregungen wegen Erlassung von Höchst- 
preisvorschriften, die in zahllosen Kundgebungen von Gemeinde- 
vertretungen, Vereinen usw. zum Ausdrucke gelangten, verhielt 
sich die Regierung längere Zeit zurückhaltend. Hiebei war vor 
allem der Umstand maßgebend 8), daß Oesterreich, wie oben er- 
wähnt, mit einem erheblichen Teil seines Bedarfes an Getreide 
und Mehl — im jährlichen Durchschnitte etwa 15 Millionen dz — 
auf Bezüge aus Ungarn angewiesen ist. Daher war eine einseitige 
Festsetzung von Höchstpreisen mit einer Absperrung vom un- 
garischen Markte gleichbedeutend. Ueberdies bestand wohl 
auch ein gewisser Skeptizismus über die Durchführbarkeit von 


N Vgl. Tafel II. 
8$) Denkschrift Seite 75. 
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Höchstpreisvorschriften für den Getreidegroßhandel °). Als aber 
durch die Bekanntmachung des Bundesrates vom 28. Oktober 
1914 im Deutschen Reiche Höchstpreise für Getreide festgesetzt 
worden waren, glaubten die prinzipiellen Gegner einer solchen 
Maßnahme in Oesterreich ihren Widerstand gegen die von der 
Oeffentlichkeit nunmehr um so nachdrücklicher geforderte Maß- 
regel nicht mehr aufrechterhalten zu sollen. 

Die schon im September mit der ungarischen Regierung 
aufgenommenen Verhandlungen wurden nun intensiv fortgesetzt. 
Nachdem auch noch ein Bericht über die Einzelheiten der 
deutschen Regelung eingeholt worden war, gelangte man zu einem 
einheitlichen, von beiden Regierungen angenommenen System, 
das dann allerdings noch eine zeitraubende Expertise wegen 
Festsetzung der Mehlpreise notwendig machte. Schließlich er- 
schien gleichzeiteig mit einer analogen Verordnung der ungari- 
schen Regierung die österreichische Höchstpreisverordnung vom 
28. November 1914, RGBl. Nr. 325. 

Das in Oesterreich-Ungarn versuchte System unterschied 
sich nicht unwesentlich von jenem in Deutschland. Vor allem 
wurden die Höchstpreisvorschriften nicht als solche, sondern im 
Zusammenhange mit einer allgemeinen Regelung des Getreide- 
verkehres erlassen, die in erster Linie eine sparsame Verwertung 
der Vorräte zum Ziele hatte. Daher standen auch in der halb- 
amtlichen Kundgebung, die am 29. November 1914 veröffentlicht 
wurde, die Streckungsmaßnahmen im Vordergunde. 

Die Ministerialverordnung vom 28. November 1914, RGBl. 
Nr. 324 »über die Erzeugung und Inverkehrsetzung von Mehle 
war somit die eigentliche Grundlage der neuen Regelung. Es 
sei ein Gebot der Vorsicht — erklärte das halbamtliche Begleit- 
wort — durch entsprechende Maßnahmen vorzusorgen, daß 
mit den verfügbaren Vorräten an Brotfrucht unbedingt das 
Auslangen gefunden werde. 

Es wurde daher die bisher nur bei der Broterzeugung an- 
geordnete Streckung mit Ersatzmitteln dadurch erweitert, daß 
die Zumischung von Surrogatmehlen nicht nur bei der gewerb- 
lichen Brotbäckerei, sondern allgemein, also schon in der Mühle 
erfolgen muß. Hiedurch wurden nicht nur Umgehungen bei den 
Bäckern ausgeschlossen, sondern es wurden auch die privaten 
Haushaltungen zur Verwendung von Mischmehl verhalten. 


®) Ocsterr. Volkswirt, 6. Jahrg. S. 892. 
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Weiters wurde die vorher umfangreiche Skala der Mehl- 
typen (8$—ıo Nummern) auf drei Gattungen vermindert (15% 
Gries und feines Backmehl, 15% Kochmehl, der Rest Brotmehl). 
Hiebei wurde zur stärkeren Ausnützung des Getreides eine 
schärfere Ausmahlung (Weizen bis zu 80%, Gleichmehl bis zu 
85%, Roggen bis zu 82%) angeordnet. 

Im Zusammenhange mit dieser Regelung wurden die Höchst- 
preisvorschriften erlassen, wobei man aber nicht 
— wie in Deutschland — von vornherein bestimmte Sätze nor- 
mierte. Vielmehr sollte ein Herabdrücken der Preishöhe und ihre 
dauernde Festhaltung bei einer oberen Grenze dadurch erzielt 
werden, daß man auf die Börsennotierung eines früheren Zeit- 
punktes zurückgriff und diese durch die Höchstpreisvorschrift 
stabilisieren wollte. Demgemäß wurden die politischen Landes- 
behörden beauftragt, als Höchstpreise jene Preise festzusetzen, 
die bei Weizen und Roggen in der zweiten Hälfte Oktober, bei 
Gerste und Mais in der ersten Hälfte November in den betreffen- 
den Verwaltungsgebieten in Geltung waren. 

Im Gegensatze zu Deutschland wurde in der Verordnung 
auch der Mehlpreis gebunden. In Oesterreich war die 
Spannung zwischen je Ioo kg Theißweizen und Mehl Type 
Null, die vordem ıo—ı2 K. betrug, auf 18—22 K. gestiegen. 
Trotzdem nun beim Mehl die Festsetzung bestimmter Taxen 
noch schwieriger war, hat man sich doch auch zu solchen ent- 
schlossen, da sonst der Erfolg der Höchstpreisbestimmung noch 
fraglicher gewesen wäre. 

Nach einer eingehenden Beratung mit Fachleuten griff 
man zu einer prozentuellen Bindung der Mehlpreise, wobei auch 
genaue Bestimmungen über die Kosten des Sackes, der Verladung 
und des Transportes getroffen wurden. Der Mahllohn wurde 
für die einzelnen Sorten gestaffelt, wobei nicht die tatsächlichen 
Mahlkosten zugrunde gelegt, sondern aus sozialpolitischen Grün- 
den absichtlich eine Abstufung nach unten zugunsten der billi- 
geren Mehlsorten erfolgte: für das Luxusmehl wurde der Zu- 
schlag zum Getreidepreis mit 67,5%, für die Mittelsorte mit 
57,5%, für das Brotmehl dagegen nur mit 17,4% festgesetzt. 
Der Preis von Kleie wurde nicht gebunden. 

Die Grundsätze der Höchstpreisverordnung erfuhren in der 
Oeffentlichkeit im allgemeinen keine ungünstige Beurteilung, 
insbesondere die Art der Bestimmung der Mehlpreise wurde als 
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gelungen bezeichnet 1°). Als dann aber die Preise selbst festgesetzt 
wurden, wurde ihre Höhe vielfach beklagt 1). 

Der erste Erfolg der Höchstpreisverordnung war ein vehe- 
menter Preissturz 12). Alsbald zeigte sich aber ein fühlbarer 
Mangel an Ware, der schließlich Ende Dezember zu einer voll- 
ständigen Geschäftsstockung an der Getreidebörse führte 13). 
Zu Beginn des Jahres 1915 verschärfte sich der Mangel an Getreide 
noch mehr, da sowohl der Handel, Konsumvereine wie auch 
die Haushaltungen größere Vorräte anlegten und infolgedessen 
die Käufe weit über den unmittelbaren Bedarf hinausgingen. 

Der Wunsch, die Ware zu erlangen, hatte damals bereits 
über alle Rücksichten auf den Preis so stark Oberhand gewonnen, 
daß Umgehungen der Höchstpreisvorschriften im Einverständnis 
mit dem Käufer immer häufiger wurden. 


Weitere Sparmaßnahmen, 


Inzwischen hatte es sich auch herausgestellt, daß der Ertrag 
der ungarischen Ernte hinter den Schätzungsziffern vom Juli 
1914 recht wesentlich zurückgeblieben 14) und daß auch durch die 
feindliche Invasion in Galizien große Mengen Getreide in Verlust 
geraten waren. 

Die Sparmaßregeln wurden daher sehr verschärft: Es wurde 
untersagt, Gebäck in den Gast- und Kaffeehäusern auf dem Tisch 
bereit zu stellen, vielmehr wurde vorgeschrieben, die Stücke nur 
einzeln über Verlangen abzugeben (Vdg. vom 16. Dezember 1914). 
Weiters erging ein Verbot des Verfütterns von Getreide und Mehl 
(Vdg. vom 5. Januar 1915, RGBl. Nr. 5) und schließlich eine 
umfassende Verschärfung der Streckungsvorschriften (Vdg. vom 
30. Januar 1915, RGBl. Nr. 24). Zur Erzeugung von Brot 
durfte nurmehr Brotmehl verwandt werden, und zwar nur bis 
zu 50%, für die andere Hälfte des Gewichtes waren Ersatzmehle 


10) Oesterr. Volkswirt, 7. Jahrg. S. 155. Arbeiterzeitung vom 2. Dezember 
IgI4. 

11) Arbeiterzeitung vom 8. Dezember 1914. — Siehe Tafel III. 

12) Der »Pester Lloyd« v. 27. November berichtet, daß noch vor 2 Tagen 
für Weizen 45 K. bezahlt wurde, während nunmehr selbst zu 43 K. Ware kaum 
zu placieren sei. 

13) Pester Lloyd vom 20. Dezember, Neue Freie Presse vom 30, Dezember 
IgI4. 

14) Nach einer späteren Veröffentlichung soll die ungarische Weizenernte 
1914 nur 28,64 Mill. q ergeben haben, während eine nur mittlere Ernte etwa 
38—42 Mill. q beträgt. 
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oder Kartoffelbrei heranzuziehen. Aehnliche Vorschriften wurden 
für Kleingebäck erlassen. 

Die Landesbehörden wurden nunmehr auch ermächtigt, Ge- 
wicht, Form und Kaufpreis des Gebäcks sowie die Zahl der täglich 
zulässigen Ausbackungen zu bestimmen. 

Auch bei der Zuckerbäckerei wurde die Verwendung von 
Weizenmehl auf 70% der gesamten Mehlmenge eingeschränkt. 
Endlich wurde zur Schonung der Vorräte an Gerste die weitere 
Erzeugung von Malz untersagt (Vdg. vom 15. Februar 1915, 
RGBl. Nr. 36). 


Die Sperre und Verkehrsregelung vom 21. Februar 
IQIS. 

Inzwischen suchte der österreichische Konsum seinen Bedarf 
durch umfangreiche Käufe in Ungarn sicherzustellen. 

Der tatsächliche Bezug wurde aber schon damals vielfach 
durch Beschlagnahmeverfügungen ungarischer lokaler Behörden 
behindert und schließlich wurde der freie Verkehr zwischen den 
beiden Staaten, der die Voraussetzung der Novemberverein- 
barungen gebildet hatte, gänzlich aufgehoben. 

Auf Grund des Gesetz-Artikels L: 1914 über die Ergänzung 
des Gesetzes betreffend die Ausnahmsverfügungen für den Kriegs- 
fall (sanktioniert am 23. Dezember 1914) erließ die ungarische 
Regierung die Verordnungen vom 14. Januar IgI5, Z. 240, und 
vom 28. Januar IgI5, Z. 422, wegen Ueberlassung der Vorräte 
an Weizen, Roggen, Gerste und Hafer, sowie an Weizen-, Roggen-, 
Gerste-, Mais-, Kartoffel- und Reismehl an die Wirtschaftliche 
Landeskommission; diese fungiert als Organ der ungarischen 
Regierung bei der Durchführung der Bestandsaufnahme und Be- 
schlagnahme der Vorräte. 

Mit Verordnung vom 15. Februar 1915, Z. 610, wurde die 
Verfügung auch auf Mais erstreckt. Gleichzeitig wurde erklärt, 
daß durch die vorgeschriebene Anmeldung der Maisvorräte bei 
der Landeskommission das Eigentum an diese übergeht und der 
Besitzer verpflichtet ist, den Vorrat aufzubewahren und der 
Kommission zu übergeben. 

Durch diese Anordnung einer allgemeinen Vorratsaufnahme 
mit folgender Beschlagnahme war ein weiterer Bezug von land- 
wirtschaftlichen Produkten aus Ungarn nach Oesterreich praktisch 
gänzlich unterbunden. 
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Die österreichische Regierung leitete Verhandlungen ein, die 
aber nur zu dem Ergebnisse führten, daß sich die ungarische 
Regierung verpflichtete, von den requirierten Maisvorräten ein 
bestimmtes Kontingent an Oesterreich abzuliefern (Februar 1915). 

Die österreichische Regierung richtete auch sogleich eine 
Uebernahmsstelle für diese Maisbezüge ein, die als »M ais z en- 
trale«e dem Ackerbauministerium unterstellt und mit deren 
Leitung ein Wiener Großindustrieller betraut wurde. 

Bis zur Erlassung der angeführten Mitte und Ende Januar 
erschienenen ungarischen Verordnungen hatte man in Oesterreich 
von einer weitergehenden staatlichen Regelung des Getreide- 
verkehrs abgesehen, da ein einseitiges Vorgehen zweifellos alsbald 
zu einer Unterbindung der Einfuhr aus Ungarn geführt hätte. 
Da nun aber die ungarische Regierung angesichts des unbe- 
friedigenden Standes ihrer Vorräte den Verkehr weitgehend 
beschränkt hatte, ergab sich für Oesterreich umsomehr die Not- 
wendigkeit, den Verbrauch der noch vorhandenen Vorräte ein- 
heitlich zu regeln, um so das Auskommen bis zur neuen Ernte 
unbedingt sicherzustellen. 

Ungefähr gleichzeitig mit den ungarischen Sperrverfügungen 
war auch in Deutschland (Bundesratsverordnung vom 25. Januar 
1915) die allgemeine Beschlagnhme der Vorräte und deren Be- 
wirtschaftung durch die Kriegs-Getreide-Gesellschaft angeordnet 
worden. 

Man entschloß sich nunmehr auch in Oesterreich zu dem tiefst 
einschneidenden Eingriff, zu einer durchgreifenden, völlig mono- 
polartigen staatlichen Verkehrsregelung. Das damals geschaffene 
System wurde in seinen wesentlichen Grundlagen in der Kaiser- 
lichen Verordnung vom 21. Februar 1915, R.G.Bl. Nr. 4I, zusam- 
mengefaßt. In ihren Grundgedanken ähnelte sie der deutschen 
Verfügung, mußte aber naturgemäß im Hinblicke auf die Ver- 
schiedenartigkeit der Verhältnisse vielfach andere Wege be- 
schreiten. Insbesondere fiel ins Gewicht, daß die deutsche 
Kriegs-Getreide-Gesellschaft schon im November 1914 — wenn 
auch zunächst mit anderen Aufgaben und Zwecken — errichtet 
worden war, also im Momente, da die allgemeine staatliche Re- 
gelung eingriff, bereits über eine ausgebaute Organisation verfügte 
und sich im Besitze sehr erheblicher Getreidemengen befand. 
Dadurch wurden die allgemeinen Beschlagnahmeverfügungen 
wesentlich erleichtert. 
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In Oesterreich dagegen war die in den Händen der Behörden 
befindliche Brotfrucht so unbedeutend, daß man von einer all- 
gemeinen Beschlagnahme überhaupt Abstand nehmen mußte, 
da sonst bedenkliche Verkehrsstockungen zu befürchten gewesen 
wären. Es wurde daher nur eine Sperre auf Getreide und 
Mahlprodukte gelegt: Die gesperrten Vorräte durften weder 
verarbeitet, verbraucht, verfüttert noch freiwillig oder zwangs- 
weise veräußert werden; jedoch mußten aus dem erwähnten 
Grunde auch weitgehende Ausnahmen bewilligt werden. Zunächst 
wurde den Selbstversorgern ein Quantum von 300 g Getreide, 
d. i. 240 g Mahlprodukte für den Kopf und Tag zum Verbrauche 
überlassen, weiters aber Bäckern und Zuckerbäckern die Er- 
laubnis gegeben, Mehl zu verbacken, und den gewerbsmäßigen 
Händlern mit Mehl gestattet, Mahlprodukte in jenem Rahmen 
abzugeben, der zur Deckung des unmittelbaren Verbrauches 
der Kundschaft erforderlich war. Ebenso wurde für die Ueber- 
gangszeit bis zur allgemeinen Verbrauchsregelung den Verwal- 
tungsbehörden die Ermächtigung erteilt, gesperrte Vorräte zur 
Deckung des dringenden Bedarfes einer Gemeinde heranzuziehen. 
Weiters wurden eingehende Vorschriften über eine allgemeine 
Vorratsaufnahme erlassen, die sich auch auf Haushaltungen und 
Wirtschaften zu erstrecken hatten, in denen an Getreide und 
Mahlprodukten zusammengenommen mehr als 20 kg vorhanden 
waren. 

Ueber die Verbrauchsregelung wurde zunächst nur ange- 
ordnet, daß deren Grundsätze vom Minister des Innern, die 
Verfügungen im einzelnen dagegen von den nachgeordneten 
Behörden (Landes- und Bezirksbehörden) zu erlassen sind. 
Hiebei wurden den unteren Verwaltungsstellen weitgehende 
Ermächtigungen erteilt. 

Als Zwangsmaßnahme wurde bestimmt, daß bei Enteignung 
von Vorräten, die der Besitzer auf behördliches Verlangen abzu- 
geben sich weigert, der Preis um 10% gegenüber dem behördlichen 
Uebenahmspreis verringert wird. 

Für die »geschäftliche Durchführung der Aufteilung der 
verfügbaren Vorräte auf die einzelnen Gebiete« wurde eine unter 
staatlicher Aufsicht und Einflußnahme stehende Getreide-Ver- 
kehrs-Anstalt bestimmt. 

‚Zur Sicherung der monopolartigen Verkehrsregelung dient 
ein System amtlicher Transportbescheinigungen, ohne die Eisen- 
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bahn- und Dampfschiffunternehmungen Getreide und Mahl- 
produkte nicht zur Beförderung annehmen dürfen. Die Aus- 
stellung der Versandscheine erfolgt durch die untere Verwaltungs- 
behörde. — 

Diese Kaiserliche Verordnung machte Durchführungsver- 
fügungen nach drei Richtungen erforderlich: Zuvörderst mußte 
die allgemeine Vorratsaufnahme mit größter Raschheit durchge- 
führt werden, um möglichst bald die Grundlage für die Verbrauchs- 
regelung zu bieten. Diese stellte dann den zweiten Teil der Aktion 
dar, während die dritte Aufgabe in der Organisierung der Kriegs- 
Getreide-Verkehrsanstalt bestand, die die Vorräte aufzubringen 
und zu verteilen hatte. 


Die Vorratsaufnahme und Verbrauchsregelung. 


Die Durchführung der Vorratsaufnahme erfolgte 
mit dem Stichtage vom 28. Februar 1915 und ergab einen wesent- 
lich genaueren Ueberblick über den Bestand als die früheren 
Erhebungen. Das Ergebnis konnte im allgemeinen nicht ungün- 
stig genannt werden und bewegte sich jedenfalls über den Ziffern 
pessimistischer Prophezeiungen. Insbesondere zeigte eine genauere 
Aufarbeitung der vorliegenden Daten, daß in den verschiedenen 
Kanälen des Verkehrs und insbesondere in den Haushaltungen 
große Mengen an Mehl aufgespeichert und zurückgehalten waren. 

Damit war nun die Grundlage gegeben, um mit der Ver- 
brauchsregelung vorzugehen. (Verordnung vom 26. März 
19I5 RGBl. Nr. 75). 

Die Rationierung schloß sich im allgemeinen an 
jene in Deutschland an, da die in Oesterreich herangezogenen 
medizinischen und sonstigen Fachleute diesen Ziffern zugestimmt 
hatten. Demnach wurde die tägliche Verbrauchsmenge im allge- 
meinen mit 200 g Mahlprodukten bestimmt und gleichzeitig für 
die Umrechnung von Mehl zu Brot das Verhältnis 5 : 7 festgesetzt. 
Der landwirtschaftlichen Bevölkerung, soweit sie sich aus den 
eigenen Produkten ernährt, wurde eine Quote von 300 g Getreide 
täglich, d. i. also um 20% mehr zugestanden. Im Hinblicke auf die 
außerordentlich differenzierten Verhältnisse in den einzelnen 
Teilen Oesterreichs behielt sich das Ministerium des Innern vor, 
für einzelne Gebiete, deren Bevölkerung ganz oder nahezu aus- 
schließlich auf Mahlprodukte und Brot angewiesen ist, Zuschüsse 


zu gestatten. 
40* 
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Weiters wurde angeordnet, daß die zulässige Verbrauchs- 
menge zunächst aus den eigenen Vorräten zu decken ist, womit 
der Weg zu einer stärkeren Beanspruchung der großen häuslichen 
Vorräte eröffnet wurde. Dem gleichen Zwecke dient auch die 
weitere Bestimmung, daß die Austolgung der Brotkarten von der 
Erklärung abhängig gemacht werden kann, daß die häuslichen 
Vorräte eine bestimmte Menge nicht übersteigen; hiebei ver- 
schwiegene Mengen können für verfallen erklärt werden. 

Zur Durchführung dieser Verbrauchsregelung wurden für 
die Regel Ausweiskarten (Brotkarten) angeordnet, es aber den 
Verwaltungsbehörden überlassen, gegebenenfalls auch andere 
Maßnahmen zu treffen. 

Die Brotkarte wurde hiebei etwas anders ausgestattet 
wie in Deutschland. Während dort die Regelung den einzelnen 
Kommunalverbänden überlassen wurde und diese in verschie- 
dener Weise vorgingen, ist in Oesterreich der Grundsatz einer 
einheitlichen Ordnung angenommen worden. Infolgedessen 
konnte auch die Brotkarte mit einer gewissen Freizügigkeit aus- 
gestattet werden. Sie ist zunächst in allen Gemeinden jedes 
Kronlandes gültig, kann aber durch Vereinbarung der Landes- 
behörden auch die Gültigkeit für benachbarte Länder erhalten; 
solche Vereinbarungen sind auch vielfach getroffen worden. 

Eine weitere Verschiedenheit gegenüber Deutschland bestand 
in der Einführung sogenannter geminderter Brotkarten; während 
der volle Ausweis auf 1400 g Mehl lautet, enthält der geminderte 
nur Abschnitte für 1050 g Mehl für eine Woche. Die geminderten 
Ausweise wurden für solche Haushaltungen ausgegeben, in denen 
für jede dort beköstigte Person mehr als 2 kg Mehl oder Getreide 
vorrätig waren. Hiebei wurde der Bestand auf Grund jener 
Erklärung festgestellt, die bei der ersten Ausgabe der Brotkarten 
abgegeben werden mußte, was praktisch einer neuen Bestandsauf- 
nahme gleichkam und der Bevölkerung den Ernst der Ueber- 
wachung des Verbrauches neuerlich vor Augen geführt hat. Erst 
wenn die häuslichen Vorräte unter 2 kg pro Kopf gesunken sind, 
kann die volle Brotkarte beansprucht werden, wobei aber nur der 
zulässige Verbrauch und nicht ein etwa darüber hinausgehender 
in Anrechnung gebracht wurde. | 

In Wien erfolgte die erste Ausgabe der Brotkarten am 7. April 
1915, und zwar sind in der Reichshauptstadt I 983 437 Ausweis- 
karten verteilt worden, vovon 357897 (d. i. 18%) geminderte 
Ausweise. 
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Gleichzeitig mit der Einführung der Brotkarten erfolgte 
auch die Festsetzung von Normalgewichten für das Brot, und 
zwar wurde in Wien der einzelne Brotkartenabschnitt auf 50 g 
Mehl oder 70 g Brot gestellt und für diese 70 g ein Maximalpreis 
von 5 Heller (später 4 Heller) vorgeschrieben. Gleichzeitig wurde 
angeordnet, daB Brot nur nach Gewicht und zwar zu 70 g oder 
einem Vielfachen dieses Gewichtes verkauft werden darf. (Statt- 
haltereiverordnungen vom Io. April 1915, Z. 807/W, 833/W, 
837 /W.) 

In Wien wurden diese Vorschriften (durch Statthaltereiver- 
ordnung vom 8. Mai 1915 Z. 1231/W.) ergänzt, um die häuslichen 
Vorräte noch stärker heranzuziehen. Es wurde nämlich für 
Haushaltungen, in denen mehr als 7 kg Mehl oder Getreide für jede 
verköstigte Person vorhanden sind, die Ausgabe der Brotkarten 
überhaupt eingestellt. Gleichzeitig wurde aber gestattet, Vorräte 
bei bestimmten Geschäften zum Maximalpreise abzugeben. Wer 
so seine Ueberschüsse veräußert hat, kann wieder in den Bezug 
von Brotkarten treten. Weiters wurden für Personen, die ihren 
Haushalt vorübergehend in eine Sommerfrische verlegen, Be- 
stimmungen getroffen, um sie zur Abgabe ihres überschüssigen 
Mehlvorrates zu verhalten. — Eine wichtige Neuerung bestand 
endlich darin, daß die Gemeinden ermächtigt wurden, Ersparnisse 
aus unverbrauchten Brotkarten zur Ergänzung der Ration für 
Schwerarbeiter zu verwenden. 

Die rasche und präzise Durchführung der Vorratsaufnahme, 
dann die Einführung der Brotkarten mit den geschilderten, in der 
Praxis doch ziemlich verwickelten Maßnahmen zur Heranziehung 
der häuslichen Vorräte war eine gewiB recht beachtenswerte 
Leistung der österreichischen Verwaltung. Sie zeigte aber auch, 
daß die Bevölkerung den Ernst der Lage erfaßt hatte und sich 
willig den behördlichen Vorschriften unterwarf. Hiezu hat wohl 
auch viel die Autklärung beigetragen, die durch Merkblätter für 
Schulen und Erwachsene, durch Mustervorträge und ähnliche 
Mittel in die weitesten Kreise getragen wurde. 


Die Getreideanstalt. 


Die Grundsätze, nach denen die Anstalt aufgebaut werden 
sollte, die als Träger des Handelsmonopols zu fungieren hatte, 
standen bei Erlassung der Verordnung vom 21. Februar I9I5 
bereits fest; noch waren aber die Fülle der Einzelheiten der Or- 
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ganisation und der eigentliche Arbeitsplan festzustellen. Man 
ging derart vor, daß zunächst jene Persönlichkeit berufen wurde, 
die die Leitung der Anstalt übernehmen sollte; ihr wurde nun die 
Ausarbeitung der Entwürfe übertragen. 

Da in der Getreideversorgung bereits Störungen fühlbar 
wurden, war größte Eile geboten. Die Durchführungsverordnung 
betreffend die Getreideanstalt (RGBl. No. 47) wie auch das 
Statut der Anstalt wurden am 27. Februar 1915 kundgemacht 15). 

Die Durchführungsverordnung enthält knapp zusammen- 
gefaßt die grundlegenden Bestimmungen, die auch seither un- 
verändert in Geltung geblieben sind: »Zur geschäftlichen Durch- 
führung der Aufteilung der verfügbaren Vorräte an Getreide und 
Mahlprodukten« wurde eine Anstalt öffentlichen Rechtes ge- 
schaffen, der der Charakter als juristische Person und gleich- 
zeitig Kaufmannsqualität verliehen und deren Protokollierung 
beim Handelsgerichte in Wien durch zwingende Vorschrift ange- 
ordnet wurde. 

In finanzieller Richtung wurde bestimmt, daß 
die Gebarung nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen und 
derart einzurichten sei, daß die Ausgaben in den einfließenden 
Einnahmen ihre Deckung finden. Sollte sich dessen ungeachtet 
ein Abgang ergeben, so wird er vom Staate gedeckt werden; damit 
erhielt die Anstalt volle Staatsgarantie. Im Statute wurde dazu 
bestimmt, daß sie zur Durchführung ihrer Aufgaben fallweise 
staatliche Vorschüsse in Anspruch nehmen könne, die nach der 
Bankratezu verzinsen sind. Gleichzeitig wurde die Anstalt ermäch- 
tigt, Wechselkredit in Anspruch zu nehmen, jedoch nur insoweit, 
als das Erfordernis an Zinsen und Provision den Wechselzinsfuß 
des Noteninstitutes nicht überschreitet 16). 

Als Träger des Monopols erscheint somit eine 
halbstaatliche Anstalt, die von Rechts wegen Kaufmannsqua- 
lität erhielt und der durch Gewährung einer unbegrenzten Staats- 
garantie die Beschaffung der erforderlichen Kapitalien im Kre- 
ditwege ermöglicht wurde. 

Ueber die Organisation der Anstalt wurde 
bestimmt, daß ihre Leitung dem vom Ministerium des Innern 
35) Da sich die Organisation des Österreichischen Monopolinstitutes nicht 
unwesentlich von anderen Kriegszentralen in Oesterreich und Deutschland 
unterscheidet, sollen die für die Kriegs-Getreide-Verkehrsanstalt eigenartigen 


Einrichtungen näher gekennzeichnet werden. 
16) Ueber die Einzelheiten des Finanzdienstes vgl. weiter unten. 
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ernannten Präsidenten obliegt; im Falle seiner Verhinderung 
tritt einer der drei Vizepräsidenten an seine Stelle. 

Zur Ausübung der Staatsaufsicht wurden Regierungskom- 
missäre bestellt, und zwar je einer von jedem der interessierten 
Ressortministerien. Hiedurch ist ein rascher und enger Kontakt 
zwischen der Anstalt und den Regierungsstellen gesichert worden. 

Bei der Durchführung der Aufgaben der Anstalt steht dem 
Präsidenten eine Verwaltungskommission als be- 
ratendes Organ zur Seite. Sie besteht aus den Vizepräsidenten 
und den Regierungskommissären, sowie aus fachmännischen 
Mitgliedern, die der Präsident selbst ernennt. Diese Kommission 
stellt die eigentliche Geschäftsleitung dar, ohne daß aber der 
Präsident in seiner Entscheidung und Verantwortung an die Be- 
schlüsse der Kommission gebunden wäre. Da die Regierungs- 
kommissäre gemäß dem Statute der Verwaltungskommission 
angehören, haben sie sich nicht auf eine bloße Aufsicht zu be- 
schränken, sondern haben auch in den Verwaltungsgeschäften 
tätig mitzuwirken. Da die laufende Verwaltung durch ein mehr- 
gliedriges Kollegium zu schwerfällig geworden wäre, ist im Statut 
dem Präsidenten das Recht eingeräumt, einzelnen Mitgliedern der 
Kommission ständige Referate zu übertragen. 

Um der Anstalt die erforderliche Fühlung mit den Vertretern 
der Bevölkerung zu sichern, wurde für sie ein Beirat bestellt, 
dessen Mitglieder der Minister des Innern aus sachkundigen 
Persönlichkeiten des wirtschaftlichen Lebens ernennt. 

Bei der Einrichtung des inneren Betriebes der 
Anstalt waren zunächst die Fragen organisatorischer und finan- 
zieller Natur, sowie die Probleme der Versorgungspolitik im all- 
gemeinen von der kaufmännischen Geschäftsführung zu sondern. 
Daher wurde die innere Gliederung derart durchgeführt, daß 
zwei Gruppen gebildet wurden. Die eine, die der Verwaltung, 
umfaßt Referate über den laufenden Versorgungsdienst und da- 
mit verbunden über die Statistik der Bestände und des Bedarfes, 
über die Verbrauchsregelung, über den Saatgutverkehr und den 
Industriebedarf, über die Preispolitik und andere budgetäre 
Fragen, über die innere Organisation und Verwaltung der An- 
stalt, und endlich über die Bezüge aus Ungarn und dem Auslande. 

Die zweite Gruppe umfaßt die geschäftsführende 
Direktion mit den ihr angegliederten selbständigen Re- 
feraten für Mühlenangelegenheiten und für Transportwesen. 


628 Friedrich Gaertner, 


Die kaufmännische Direktion setzt sich aus folgenden Ab- 
teilungen zusammen: für Heereslieferungen, für Weizen und 
Roggen, tür Mehl, für Gerste, für Mais, für Industrielieferungen, 
dann aus der Saatgutabteilung, aus der Importabteilung, aus 
der Zentralbuchhaltung und aus der Abteilung für den laufenden 
Finanzdienst. Die Bearbeitung erfolgt in den Verwaltungsab- 
teilungen in Aktenform, während in den kaufmännischen Ab- 
teilungen der Betrieb kommerziell organisiert ist. — Beide 
Gruppen arbeiten naturgemäß im engsten Einvernehmen. Auf 
diese Weise wurde es ermöglicht, eine Anstalt, die der Besorgung 
staatlicher Interessen dient, kaufmännisch zu führen, die hiebei 
berührten privaten Interessen billig auszugleichen und die staat- 
liche Zwangsgewalt mit kommerzieller Geschäftsführung zu 
verbinden 1’). 

Bei der Aufstellung des Planes der äußern Organi- 
sation wurde davon ausgegangen, daß es unmöglich wäre, 
in der zur Verfügung stehenden kurzen Zeit einen eigenen Ap- 
parat für den Einkauf des Getreides und die Verteilung des Mehles 
zu schaffen. Es sprachen auch alle Erwägungen dafür, die be- 
stehenden Organe des Handels nach Möglichkeit heranzuziehen. 
Man entschied sich also dafür, Unternehmungen, die bis dahin 
an dem Verkehr mit Getreide und Mehl teilgenommen hatten, 
in die Organisation der Kriegs-Getreide-Verkehrsanstelt (KGV) 
einzugliedern. Hiebei war es im staatlichen Interesse geboten, das 
Risiko der Anstalt tunlichst einzuschränken und andererseits 
die diligentia der Außenorgane wachzuerhalten. 


17) In Deutschland stand man vor einem ähnlichen Probleme. Soweit dem 
Verfasser bekannt, umfaßte die Kriegs-Getreide-Gesellschaft in Berlin in dem 
Zeitpunkte, als ihr durch die Vdg. v. 25. Januar 1915 die Geschäfte des Monopols 
übertragen wurden, nur kaufmännische Abteilungen. Es zeigte sich aber, daß 
auch ein Organ mit obrigkeitlichen Befugnissen mitwirken mußte, um bei den 
vielfach widerstreitenden Interessen die Entscheidung zu treffen: es wurde daher 
zunächst ein Reichskommissär bestellt. Bei der Neuregelung für das Erntejahr 
1915/16 (Vdg. v. 28. Juni 1915 $$ 10—ı5) wurde dann dem Träger des Ver- 
kehrsmonopols eine neue Form angegeben: Die Reichsgetreidestelle gliedert 
sich in eine Verwaltungsabteilung und eine Geschäftsabteilung. Die Verwaltungs- 
abteilung erhielt den Charakter als Behörde, die Geschäftsabteilung dagegen als 
Gesellschaft m. b. H.: die Verbindung zwischen beiden bildet der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates der Gesellschaft, der gleichzeitig Vorsitzender des Direkto- 
riums der Verwaltungsabteilung ist. Die ausdrückliche Verleihung des behörd- 
lichen Charakters an die Verwaltungsabteilung erklärt sich wohl aus dem bundes- 
staatlichen Charakter Deutschlands; in Oesterreich dagegen werden die Anord- 
nungen behördlicher Natur durch das Ministerium des Innern und die ihm nach- 
geordneten Stellen getroffen. 
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Der Geschäftsplan wurde also auf dem Grundsatz 
aufgebaut, Geschäfte auf eigene Rechnung tunlichst zu vermeiden 
und den Verkehr durch ein ineinandergreifendes Netz privat- 
rechtlicher Verträge zu regeln 18), bei denen die Anstalt ihre In- 
teressen dank ihrer monopolartigen Stellung unschwer sichern 
könnte. 

Für den Verkehr kamen drei Stufen in Betracht: Der Einkauf 
des Getreides und dessen Weiterleitung an die Mühlen, wobei 
Menge und Beschaffenheit sicherzustellen, sowie bei Lagerung 
und Versendung die erforderliche Obsorge wahrzunehmen ist. 

Das zweite Glied ist die Mühle, die das Getreide vom Ein- 
käufer zu übernehmen, erforderlichenfalls zu lagern und pfleglich 
zu behandeln, sowie zu vermahlen hat, und der dann die Abgabe 
der Mahlprodukte an den Verbrauch obliegt. 

Diese Abgabe kann aber nicht unmittelbar an die letzte 
Hand erfolgen, sondern es ist als drittes Glied eine Unterver- 
teilungsorganisation erforderlich. 

Für den Einkauf des Getreides beim Landwirt und dessen 
Abgabe an die Mühlen wurden teils Händler, teils landwirtschaft- 
liche Genossenschaften herangezogen, wobei deren Verhältnis 
zur Kriegs-Getreide-Verkehrsanstalt als das ds K om mis- 
sionärs gestaltet wurde. In dem Vertrage, der auf den Be- 
stimmungen des Handelsgesetzbuches fußt 1%), verpflichtet sich 
der Kommissionär, Getreide ausschließlich fürRechnung der Kriegs- 
Getreide-Verkehrsanstalt anzukaufen und sich hiebei den jewei- 
ligen Verfügungen sowohl der Anstalt, wie auch der Verwaltungs- 
behörde zu unterwerfen. 

Der Kommissär hat das Getreide (in der Regel mit seinen 
eigenen Geldmitteln) anzukaufen und zu versichern, nötigenfalls 
auch auf Lager zu nehmen und pfleglich zu behandeln. Es steht 
ihm weder ein Pfand- oder Rückbehaltungsrecht noch das des 
Selbsteintrittes zu. Das gekaufte Getreide, ebenso wie alle 








18) Siehe: Sekretär der Brünner Handelskammer Dr. Ernest Lieblich, 
»Das österreichische Getreidemonopol«, Allg. österr. Gerichtszeitung, 66. Jahr- 
gang, S. 340 ff. und Generalsekretär der Prager Produktenbörse Dr. Friedrich 
Fischl,»Das Getreidemonopol in Oecsterreich«, Prag 1915, S. 18 ff. 

19) Art. 360, Abs. ı und 2 des österr. Handelgesetzbuches lautet: »Kommis- 
sionär ist derjenige, welcher gewerbsmäßig in eigenem Namen für Rechnung eines 
Auftraggebers (Kommittenten) Handelsgeschäfte schließt. 

Durch die Geschäfte, welche der Kommissionär mit Dritten schließt, wird er 
allein berechtigt und verpflichtet. Zwischen dem Kommittenten und dem Dritten 
entstehen daraus keine Rechte und Pflichten.s 
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Forderungen aus den vom Kommissär abgeschlossenen Käufen 
und Verkäufen stehen zur ausschließlichen Verfügung der Anstalt. 

Weiters hat der Kommissionär das Getreide über Auftrag 
der KGV zu dem von ihr bestimmten Preise an die von ihr be- 
zeichnete Mühle zu verkaufen und den Erlös nach Abzug seiner 
Barauslagen und seiner Provision der Anstalt zu überweisen. 
Die Provision war mit 21, % für Käufe unter einer Waggonladung 
und mit 1% für Käufe darüber, 1915 /16 dagegen einheitlich mit 
2% bestimmt; für 1916 /17 erfolgte eine Neuregelung auf einheit- 
licher Grundlage für alle Fruchtgattungen, indem für den Doppel- 
zentner Ware ein Normalsatz von 70 Heller bezahlt wird. 

Diese Provision ist die Vergütung für die Tätigkeit der Kom- 
missionäre sowohl für den Ein- wie auch für den Verkauf. 

In der Regel wurden in jedem Verwaltungsbezirke zwei 
Kommissionäre bestellt, was sich bei dem damals schon sehr 
verringerten Vorratsstande gewöhnlich als ausreichend erwies; 
wo es nottat, wurde auch die Bestellung von Uot enk orii sp 
nären zugelassen 29), 

Aus den Kaufmeldungen der Kommissionäre erfährt die 
Anstalt, wo Ware verfügbar ist und vermag nun auf Grund dieser 
die Zuweisung an die Mühlen vorzunehmen, die der Kom- 
missionär im Sinne der gekennzeichneten Vertragsbestimmungen 
durchzuführen hat. 

Der Mühlenvertrag schließt sich an jenen für die Kommissio- 
näre an: Die Mühle übernimmt die Verpflichtung, das ihr zuge- 
wiesene Getreide zu dem von der Anstalt fallweise festgesetzten 
Preise zu übernehmen. Sie hat die qualitative und quantitative 
Uebernahme auf ihre Kosten zu besorgen, ebenso die Kosten 
der Ausladung und der Abfuhr von der Bahn- oder Schiffs- 
station zu bestreiten. Falls die Ware bei der Uebernahme 
Mängel aufzuweisen hat, so ist hiebei in handelsüblicher Weise 
gegenüber dem verkaufenden Kommissionär die Mängelrüge zu 
erheben. Jedoch muß jede Ware, die noch mahlfähig ist, un- 
bedingt übernommen werden; der Minderwert ist beim Preise 
zu vergüten. 

Die Mühle hat das übernommene Getreide nach den Wei- 
sungen der KGV zu vermahlen und ihr hierüber Ausweise zu 
liefern. Die Mahlprodukte dürfen nur zu den von der Anstalt 


20) Im ganzen waren im Juni 1915 403 Kommissionäre bestellt, darunter 
142 landwirtschaftliche Genossenschaften und 201 Händler. 
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vorgeschriebenen Verkaufspreisen und nur an die von ihr an- 
gegebenen Abnehmer geliefert werden. 

Als Entgelt für die von ihr übernommenen Verpflichtungen 
werden der Mühle ein Mahllohn,' sowie bestimmte einheitliche 
Gebühren für die Abnützung der Säcke, für die Zu- und Abfuhr, 
Transportschwund, usw. zugesichert. 

Dem Wesen nach handelt es sich somit um einen Lohnver- 
trag. Wenn dem Abkommen trotzdem die Form eines Kauf- und 
Verkaufvertrages gegeben wurde, so war hiebei offenbar die 
Absicht leitend, die Mühle durch den Eigentumsübergang stärker 
zu interessieren, als es bei einem bloßen Werkvertrage möglich 
gewesen wäre. Bei einem solchen wäre die Anstalt als Eigen- 
tümerin des Getreides oder Mehles Partei, und hätte bei Mei- 
nungsverschiedenheiten schwierige Tatbestandsbeweise durchzu- 
führen. Dagegen wurde aber durch die von der KGV gewählte 
Form das Interesse der Mühle wacherhalten, ohne daß dieser 
damit eine größere Last zugeschoben wurde, als sie auch in nor- 
maler Zeit trägt. Die volle Verantwortlichkeit der Mühle aber 
war im öffentlichen Interesse geboten, da nur dadurch die volle 
Sicherheit für die so notwendige sachgemäße Pflege des Ge- 
treides und der Mahlprodukte gegeben war. 

Sowohl im Kommissionär- wie im Mühlenvertrage wurde 
für etwaige Streitfälle die Austragung vor dem Schiedsgerichte 
der Börse für landwirtschaftliche Produkte in Wien vorgesehen. 

Für die Uebernahme und Unterverteilung des Mehles in den 
Bezirken hatten die unteren Verwaltungsbehörden besondere 
Organisationen aufzustellen. Hiebei wurden naturgemäß die in 
normaler Zeit damit befaßten Kreise entsprechend herangezogen; 
die Neuerung bestand nur darin, daß die Mehlhändler, Bäcker 
usw. unter entsprechende staatliche Ueberwachung gestellt 
wurden, damit sich der Verbrauch gemäß den Vorschriften voll- 
ziehe. Diese Unterverteilungsstellen wurden von den einzelnen 
Bezirkshauptmannschaften und Stadtmagistraten je nach den 
örtlichen Verhältnissen verschieden gestaltet. In jedem Falle 
aber mußten die Uebernahmsstellen über die erforderlichen 
Geldmittel zur baren Bezahlung des Mehles verfügen, die sie sich 
nötigenfalls von den im Bezirke befindlichen Anstalten, den 
Sparkassen, Vorschußvereinen usw. zu beschaffen hatten. 

Der Verkehr wickelt sich also so ab, daß der Kommissionär 
beim Landwirt kauft, dann über Auftrag der Anstalt an die ver- 
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traglich gebundene Mühle weiter verkauft; diese vermahlt das 
Getreide und gibt das Mehl an die von der Anstalt bezeichne- 
ten Approvisionierungsorganisationen ab. 

Meinungsverschiedenheiten über Qualität, Quantität usw. 
sind zwischen Landwirt und Kommissionär, oder zwischen 
diesem und der Mühle oder endlich zwischen Mühle und Ver- 
braucher auszutragen. Die KGV wird somit niemals Partei, 
sondern vermag durch vermittelndes Eingreifen Differenzen zu 
ordnen. Die Anstalt hatte daher trotz eines sich der zweiten 
Milliarde nähernden Umsatzes bisher keinen Rechtsstreit zu 
führen. 

Die Kriegs-Getreide-Verkehrsanstalt hatte sich am 9. März 
1915 konstituiert, die Verwaltungskommission hatte die hier 
gekennzeichneten Grundzüge der Innen- und Außenorganisation 
gutgeheißen und es mußte nun raschest die Bestellung der Kom- 
missionäre und die Organisation der Aufkaufstätigkeit erfolgen. 
Da für diese eine nachdrückliche Unterstützung durch die Ver- 
waltungsbehörden unerläßlich war, erließ das Ministerium des 
Innern eingehende Instruktionen über das Zusammenwirken 
der Verwaltungsbehörden mit den Organen der Anstalt. Auf 
Grund dieser vollzog sich die Aufkaufsaktion, die etwa Mitte 
April 1915 in Gang kam; sie brachte eine Gesundung der Verhält- 
nisse nicht nur durch die Aufbringung der bis dahin zurückgehal- 
tenen Vorräte, sondern auch durch das unbeugsame Festhalten 
an den in der Verordnung vom 28. November 1915 festgesetzten 
Höchstpreisen. Diese wurden damals im Verkehre fast allgemein 
erheblich überschritten, sind dann aber durch die Aufkäufe der 
Kommissionäre der Anstalt wieder voll zur Geltung gebracht 
worden. Dabei mußten naturgemäß manche Widerstände über- 
wunden werden, doch war es unvermeidlich, wenn eine wirksame 
Bekämptung der gerade beim Brot unerträglich gewordenen Teue- 
rung durchgesetzt werden sollte. 

Auf diesen Grundlagen vollzog sich die Versorgung etwa 
von Mitte April 1915 bis zur neuen Ernte. Allerdings ergab sich die 
Notwendigkeit, die Vorschriften über die Surrogate noch zu ver- 
schärfen. Infolge verschiedener widriger Umstände wurden 
nämlich die kontingentmäßigen Maiszufuhren aus Ungarn nicht 
so Tasch und nicht in dem Maße geliefert, als es den Erwartungen 
entsprochen hätte. Man mußte daher (Vdg. vom 8. April 1915, 
RGBl. Nr. 96) die bis dahin geltenden Ausmahlvorschriften für 
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Mais verschärfen: es wurde eine 82%ige Ausmahlung vorgeschrie- 
ben, und zwar hatten die Mühlen 8%, Maisgries und 74% Mehl 
herzustellen. Das Produkt, das bei dieser scharfen Ausmahlung 
gewonnen wurde, gab hinsichtlich Haltbarkeit und Wohlge- 
schmack der Bevölkerung Anlaß zu Beschwerden. Da die Bäcker 
das Maismehl überdies nicht immer richtig zu verarbeiten ver- 
standen, ließ die Beschaffenheit des Brotes damals stark zu wün- 
schen übrig. 

Wenn also auch mit dem Ende des Erntejahres die 
Brotversorgung hinsichtlich der Qualität zu wünschen übrig 
ließ, war es doch gelungen, eine Not zu verhindern, trotz des so 
überaus ungünstigen Ausfalles der ungarischen Ernte und der 
infolgedessen in der zweiten Hälfte des Emtejahres fast völligen 
Einstellung der gewohnten Zufuhren nach Oesterreich, und trotz 
der großen Verluste, die in Galizien und der Bukowina einge- 
treten waren. 


Regelung des Verkebres im Erntejahr 1915/16. 


Die Erfahrungen, die seit Kriegsbeginn gemacht worden 
waren, ermöglichten es, die Sicherstellung der Versorgung aus 
der neuen Ernte systematisch in Angriff zu nehmen. 

Der erste Schritt in dieser Richtung war die Ministerialver- 
ordnung vom 31. März 1915, RGBl. Nr.gı, über die Ungültigkeit 
von Käufen der künftigen Ernte. Weiters wurden Geschäfte, 
durch die inländisches Getreide des Jahres 1915 vor dem ı. Juli 
1915 gekauft wird, untersagt und ebenfalls als ungültig erklärt; 
diese Verbote wurden mit rückwirkender Kraft ausgestattet. 
Durch eine zweite Verfügung (Ministerialverordnung vom 19. 
Mai 1915, RGBl. Nr. 128) wurde das Verbot des Verfütterns 
von grünem Getreide ausgesprochen. 

Nach diesen vorläufigen Anordnungen, durch die dem Staate 
die Verfügung über die neue Ernte gewahrt wurde, erfolgte die 
allgemeine Regelung des Verkehrs mit Getreide und Mehl aus der 
neuen Ernte durch die Kaiserliche Verordnung vom 21. Juni 1915, 
RGBI. Nr. 167. 

In gleichartiger Weise wie die kurz darauf erschienene deut- 
sche Bundesrats-Bekanntmachung über den Verkehr mit Brot- 
getreide und Mehl vom 28. Juni 1915 schafft die österreichische 
Verordnung ein nahezu völlig geschlossenes staatliches Getreide- 
handelsmonopol: Die gesamte Ernte wurde mit dem Zeitpunkte 
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der Trennung vom Ackerboden zugunsten des Staates beschlag- 
nahmt. Ä E 

Die Unternehmer landwirtschaftlicher Betriebe samt ihren 
Haushaltungsgenossen dürfen als »Selbstversorger« die nach der 
Verbrauchsregelung festgesetzte Menge verbrauchen, dann die zur 
Aussaat notwendige Menge verwenden und das Hintergetreide 
verfüttern. 

Zur Durchführung wurde abermals die KGV berufen. Sie 
ist verpflichtet, das ihr zum Verkaufe angebotene mahlfähige 
Getreide anzukaufen, während umgekehrt der Besitzer der be- 
schlagnahmten Gegenstände verpflichtet ist, diese an die Anstalt 
oder deren Beauftragten zum behördlich bestimmten Ueber- 
nahmspreise (siehe unten Tafel IV, S. 663) zu verkaufen. Dieser 
ist bei der Abnahme bar zu bezahlen; erfolgt die Abnahme nicht 
sofort bei Abschluß des Kaufes, so kann eine Anzahlung bis zu 
50% des Kaufpreises geleistet werden. 

Der zweite Abschnitt der Verordnung enthält Grundsätze 
über die Vorratsaufnahme, der dritte über die Verbrauchsregelung, 
der vierte bezieht sich auf Drusch, Lagerung und Vermahlung. 

Dem System entsprechend wurden die Beauftragten der 
Anstalt (die Einkaufskommissionäre) nunmehr über ihre privat- 
rechtliche Verpflichtung hinaus auch durch die Verordnung ver- 
halten, über die gekauften Gegenstände nur nach Maßgabe der 
ihnen von der KGV erteilten Aufträge weiter zu verfügen. Des- 
gleichen wurden die Mühlen, die von der Anstalt oder deren 
Beauftragten Getreide übernehmen, verpflichtet, über dieses 
oder die daraus gewonnenen Mahlprodukte nur nach den Wei- 
sungen der KGV zu verfügen. Die Anstalt erhielt damit die unein- 
geschränkte Verfügungsmöglichkeit über das Getreide und Mehl. 

Die Zwangsmaßnahmen sind abgestuft: falls der Besitzer 
sich weigert, beschlagnahmte Vorräte an die KGV zu verkaufen, 
hat zunächst die Behörde über die Verpflichtung zur Abgabe 
zu erkennen. Auf Grund dieses Erkenntnisses kann dann erfor- 
derlichenfalls die zwangsweise Abnahme verfügt werden, in wel- 
chem Falle aber vom Uebernahmspreise ein Zehntel in Abschlag 
gebracht wird. 


Die Preispolitik. 


Die Uebernahmspreise des Getreides wurden durch Ministe- 
rialverordnung bestimmt, während die Verkaufspreise der KGV 
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sauf Grund kaufmännischer Berechnung der zu deckenden 
Kosten« durch direkte Verfügung der Regierung an die Anstalt 
festgesetzt werden. 

Bei der Erstellung der Uebernahmspreise des 
Getreides ergaben sich ähnliche Interessengegensätze wie im 
Deutschen Reiche. Das System ist in Oesterreich insoferne anders, 
als hier die Preise im ganzen Staatsgebiete einheitlich sind, während 
im Deutschen Reiche eine Abstufung nach Preisbezirken erfolgte. 
Andererseits wurde eine fallende zeitliche Staffelung festgesetzt. 
Diese war sowohl als ein Abbau der früheren Höchstpreise wie 
andererseits als Prämie für rascheres Ausdreschen gedacht. Im 
ganzen hielten sich die österreichischen Preise für das Erntejahr 
1915 /I6, wie dieser Vergleish zeigt, unter den ungarischen, sowie 
unter den Höchstpreisen vom 28. November 1914 1). 

Bei der Kalkulation der Mehlpreise mussten zunächst 
die Selbstkosten des Getreides österreichischer Ernte eingesetzt 
werden, wobei für die Belastung durch die Verzinsung des Be- 
triebskapitals und für die Generalunkosten des Anstaltsbetriebes 
zusammen 20 Heller für Ioo kg eingestellt wurden. Dieser an 
sich nicht hohe Betrag wurde aber nicht zur Gänze benötigt, 
vielmehr wurden von den 20 Hellern nur 17,74 in Anspruch ge- 
nommen ??). Werden die Zinsen, die eigentlich zu den Betriebs- 
auslagen gehören, abgezogen, so verbleiben rund ı2 Heller per 
Ioo kg, wovon rund 5%, Heller auf Personalkosten entfallen. 

In der Kalkulation mußte aber noch ein weiteres Moment 
berücksichtigt werden: zwischen der österreichischen und der 
ungarischen Regierung waren Vereinbarungen über die Liefe- 
rung einer kontingentierten Getreidemenge (900 000 Tonnen) 
getroffen worden ?°). Die Abwicklung erfolgt durch die ungarische 
Getreidezentrale (»Kriegs-Produkten-Aktiengesellschaft«) an die 
KGV und zwar auf der Basis der jeweiligen ungarischen Höchst- 
preise. Diese waren nun, wie erwähnt, nicht unwesentlich höher 
als die österreichischen. Da aber die Mehlpreise ohne Rücksicht 
auf die Herkunft des Getreides einheitlich erstellt werden, mußte 
die Differenz umgelegt, also dem zunächst auf Grund der öster- 


21) Siehe unten S. 663/64 (Tafel IV und V). 

22) Bericht des Präsidenten in der III. Tagung des Beirates vom 20. Januar 
1916. 

23) »Denkschrifte, II. Th., S. 48. Die Lieferung sollte zu 351/,°5 in Körnern 
und zu 641/g°, in Mchl erfüllt werden. 
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reichischen Getreidepreise errechneten Mehlpreis hinzugeschlagen 
werden. 

Die Ausmahlvorschriften wurden einvernehm- 
lich mit Ungarn dahin bestimmt, daß aus Weizen zunächst 
15% feines Backmehl, dann 25% eines für den breiteren Konsum 
bestimmten Kochmehls und sodann 38% Brotmehl gewonnen 
werden, 17% entfallen auf Kleie, 3% auf Verstaubung. Die 
Preise wurden ebenso wie in der Verordnung vom 28. Juni 1915 
nach sozialpolitischen Gesichtspunkten zugunsten des Brot- 
mehles gestaffelt: Backmehl K.68, Kochmehl K. 58, Brotmehl 
K. 42. Aus Roggen wurde nur ein Gleichmehl, ebenfalls zu 42 K. 
erzeugt. Diese Preise wurden ab Mühlenstation für das ganze 
Staatsgebiet einheitlich bestimmt, so daß die Frachtdifferenzen 
für den Transport des Getreides aus Ueberschuß- in Zuschuß- 
gebiete innerhalb der Gebahrung der KGV ausgeglichen werden. 

Die jeweilige Höhe der Mehlpreise, die den Mühlen vorgeschrie- 
ben werden, kommt bei gleichem Mahllohn im Zuweisungspreis 
des Getreidesan die Mühlen zum Ausdruck. Diesen bezahlt der 
Müller an den Kommissionär, der hievon seine Kosten und 
Provision in Abzug bringt, und dann den Rest der Anstalt zu 
überweisen hat. Der Kommissionär ist es also, der auf dem Wege 


über die Mühle jenen Betrag für die KGV einzieht, den sie zur 


Deckung ihrer Betriebskosten benötigt. 

Somit ist im ganzen Staatsgebiet der Mehlpreis ab Mühlen- 
station gleich. Damit war die Grundlage geschaffen, auch den 
Kleinverkehr entsprechend zu ordnen, weshalb in der Kaiserlichen 
Verordnung ($ 19) obligatorisch verfügt wurde, daß die zuständigen 
Behörden auch die Verschleißpreise des Detailverkehrs fest- 
zusetzen haben. Da alle Glieder der Preiskette staatlich ge- 
bunden sind, war diese Taxierung der Kleinhandelspreise un- 
schwer und hat sich seither durchaus bewährt. Auch die Preise des 
Brotes, das nach Gewicht zu verkaufen ist, konnten behördlich 
bestimmt werden. 


Ausbau der Getreideanstalt. 


Im übrigen ähneln die Bestimmungen für das Erntejahr 
1915/16 jenen der Verordnung vom 2ı. Februar IgI5, an deren 
Stelle die neue Verkehrsregelung trat. Man hat somit das System 
nur insoferne geändert, als seine Prinzipien noch schärfer ausge- 
prägt wurden. Demgemäß wurde auch an der Organisation der 
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KGV keine grundsätzliche Aenderung vorgenommen. Wohl aber 
mußte ihr Apparat angesichts der bevorstehenden so stark er- 
weiterten Aufgaben entsprechend ausgestaltet werden 

Da die Aufbringung des Getreides unter der Aufsicht und mit 
Unterstützung der Verwaltungsbehörden vor sich zu gehen hat, 
mußte bei einer Erweiterung ihrer Außenorganisation diese dem 
Aufbaue der Verwaltung angepaßt werden. Es wurden demnach 
an dem Sitze der politischen Landesbehörden Zweigstellen 
der KGV errichtet, in deren Organisatien die Doppelnatur der 
Anstalt, nämlich die Trennung des Versorgungsdienstes vom 
kaufmännischen Dienste, zum Ausdrucke kommt. 

Zur Regelung des Versorgungsdienstes in den einzelnen 
Ländern ist im Rahmen der vom Ministerium des Innern er- 
lassenen allgemeinen Vorschriften der Chef der Landesbehörde 
(Statthalter oder Landespräsident) zuständig. Ihm wurde daher 
die Zweigstelle hinsichtlich des Versorgungsdienstes unterstellt, 
wobei wieder das System des Regierungskommissärs gewählt wurde, 
der im Auftrage des Landeschefs die erforderlichen Verfügungen 
trifft und dabei auch die Tätigkeit der Zweigstelle im allgemeinen 
zu überwachen hat. 

Die geschäftliche Gebarung der Zweigstellen dagegen 
steht unter der Oberleitung der Wiener Zentrale, ist nach deren 
Vorschriften einzurichten und wird von ihr kontrolliert. 

An der Spitze der Zweigstelle steht ein Vorstand, der vom 
Präsidenten der Anstalt im Einvernehmen mit dem Chef der 
politischen Landesbehörde ernannt wird. Er ist Handlungsbe- 
bevollmächtigter der Zentralstelle und dieser für die ordnungs- 
mäßige geschäftliche Gebarung verantwortlich. 

Die Zentralstelle ist somit in allen Fragen organisatorischer 
Natur, insbesondere für dieinnere Einrichtung des kaufmännischen 
Dienstes, für die Aufstellung einheitlicher Bedingnisse und Verträge 
für die Beauftragten (Kommissionäre) und Mühlen, sowie für die 
Preispolitik zuständig. Sie hat auch die Geldbeschaffung und 
die Ueberweisung der erforderlichen Betriebsfonds an die Zweig- 
stellen zu besorgen. Sie übt die gesamte Kontrolle in geschäftlicher 
und finanzieller Beziehung, führt die Statistik und vollzieht den 
Ausgleich zwischen den einzelnen Ländern nach dem allgemeinen 
Versorgungsplane. 

Die Zweigstellen dagegen organisieren den Aufkauf im Lande, 
sorgen für die Lagerung, Behandlung und Vermahlung des Ge- 
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treides und führen in ihrem Bereiche den Versorgungsdienst 
sowohl für die Zivilbevölkerung wie auch für die Militärverwal- 
tung *®). 

Diese Dezentralisierung (Ministerial-ErlaB vom 22. Juni 
1915) ist seit ungefähr Mitte August 1915 in Geltung und hat 
sich im allgemeinen durchaus bewährt 2). 

Während das anfangs März 1915 geschaffenene Netz von Ein- 
käufern verhältnismäßig dünn war, mußte es nunmehr für die 
bevorstehende große Aufbringungsarbeit stark verdichtet werden. 
Angesichts der nunmehr auch sehr gesteigerten Verdienstmög- 
lichkeiten haben sich die beteiligten Kreise für die Art der Be- 
stellung der Kommissionäre stark interessiert, wobei mehrfach 
ein Gegensatz zwischen dem berufsmäßigen Getreidehandel und 
den landwirtschaftlichen Genossenschaften zutage trat. Die 
Anstalt suchte beiden Teilen möglichst gerecht zu werden, und 
hielt bei Bestellung der Kommissionäre den Grundsatz ein, daß 
tunlichst kein Einkäufer, der in normaler Zeit im unmittelbaren 
Verkehre mit dem Landwirt gestanden war, ausgeschaltet werde 6). 


24) Das österreichische System unterscheidet sich somit vom deutschen da- 
durch, daß zwar die Aufbringungs- und Verteilungsorganisation dezentralisiert 
wurde, die Anstalt aber in ihrem ganzen Aufbaue cinheitlich geblieben ist. Die 
Zweigstellen sind nachgeordnete Organe, die den Aufträgen des Ministeriums 
des Innern, beziehungsweise der Zentralstelle zu entsprechen haben. Zentral- 
stelle und Zweigstelle bilden eine juristische Person, also eine finanzielle Einheit. 
In Deutschland dagegen ist das Monopol zentral organisiert geblieben, wogegen 
aber durch die Zulassung selbstbewirtschaftender Kommunalverbände eine De- 
zentralisation in anderer Hinsicht eingetreten ist. Diese Unterschiede der Organi- 
sation erklären sich aus der Verschiedenheit der Verwaltungsorganisation, an 
die sich das Getreidemonopol anlehnen muß. 

35) Laut Bericht des Präsidenten in der III. Tagung des Beirates waren in 
der Zentralstelle am ı. Januar 1916 212 Beamte, darunter 104 männlichen und 
108 weiblichen Geschlechtes tätig. Dabei sind die Funktionäre der Geschäfts- 
leitung nicht inbegriffen; diese besorgen die ihnen übertragenen Funktionen 
sämtlich im Ehrenamte, beziehen also keincrlei Besoldung. Die Gesamtsumme 
der Monatsbezüge der männlichen Beamten der Zentrale beträgt 34 800 K., 
jene der weiblichen 16710 K. Für Niederösterreich wurde keine besondere Zweig- 
stelle errichtet, sondern für diesen Dienst bei der Zentralstelle eine selbständige 
Abteilung organisiert, an deren Spitze ein staatlicher Verwaltungsbeamter steht. 
. Diese Abteilung zählt 28 männliche und 36 weibliche Beamten mit einem Ge- 
samtgehaltsbezug von 14 570 K. Die vierzehn Zweigstellen hatten einen monat- 
lichen Gehaltsstand von insgesamt 131 956 K. 

26) Vgl. $ 23 der deutschen Bundesratsverordnung, wonach derim Kommunal- 
verbande ansässige Handel möglichst zu berücksichtigen ist. — Im ganzen wurden 
von der KGV 1915: 997 Kommissionäre mit 834 Einkäufern, insgesamt also 
1831 Einkaufsorgane bestellt. Von den Kommissionären sind 223 Landwirte, 
348 landwirtschaftliche Genossenschaften, 55 sonstige wirtschaftliche Ver- 
bände, 202 Müller, 923 Händler und 80 Angehörige anderer Berufe. 
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Ebenso wie nach dem Erscheinen der Februar-Verordnungen 
wurden auch jetzt Weisungen an die Verwaltungsbehörden über 
ihr Zusammenwirken mit der KGV, über die Zuständigkeit der 
einzelnen Organe und die Führung des Versorgungsdienstes im 
allgemeinen erlassen. 

Als Grundsatz wurde hiebei aufgestellt, daß jede nicht un- 
bedingt nötige Bewegung des Getreides und Mehls im Hinblick 
auf den Stand der Transportmittel zu vermeiden und die im Frie- 
den eingelebten Verkehrsverhältnisse möglichst zu berücksich- 
tigen sind. 

Der Aufbringungsdienst wurde nunmehr so organisiert, 
daß jedes Kronland in Zuschuß-, in selbstversorgte und Ueber- 
schußbezirke unterteilt und demgemäß die Warenbewegung 
geleitet wurde. | 

Die Mühlen werden je nach ihrer Größe in verschiedener 
Weise herangezogen. Zunächst wurden die kleineren und mitt- 
leren Mühlen, die mit dem Bauernmalter (Getreide der Selbst- 
versorger) genügend beschäftigt sind, aus der Monopolorgani- 
. sation ausgeschieden. Die Großmühlen stehen mit der KGV in 
unmittelbarem Vertragsverhältnis und werden als sogenannte 
Kontraktmühlen sowohl für den Bedarf des Heeres, wie der 
Zivilbevölkerung benützt. Mittlere (sogenannte Handelsmühlen) 
werden entweder unmittelbar als Kontraktmühlen an die KGV 
angeschlossen, oder es wird aus mehreren derartigen Betrieben 
ein Verband gebildet, der der Anstalt gegenüber wie ein Unter- 
nehmen auftritt und unter der Leitung einer führenden Mühle 
steht, die den Verkehr mit der KGV abwickelt. Die Vertrags- 
bestimmungen stimmen im wesentlichen mit dem im März 1915 
aufgestellten Kontraktschema überein. (Siehe oben.) 

Durch diese Bestimmungen war nur der Rahmen geschaffen, 
innerhalb dessen dann in jedem Kronlande die Einzelheiten den 
besonderen Verhältnissen angepaßt wurden. 


Der Finanzdienst der Getreideanstalt. 


Der Finanzdienst hatte im Erntejahre 1915/16 einen ver- 
hältnismäßig kleinen Umfang, denn damals war nur ein nicht schr 
bedeutendes Betriebskapital zu beschaffen. Bei der Gründung 
der Anstalt wurde ihr zunächst ein Staatsvorschuß eingeräumt, der 
jedoch alsbald getilgt wurde. Die weitere Geldbeschaffung erfolgte 


in der Form von Wechselkredit; die naheliegende Form des Lom- 
4ı* 
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bardkredits wurde als zu schwerfällig nicht gewählt. Die An- 
stalt traf vielmehr mit einzelnen Großbanken Vereinbarungen 
wegen Einräumung eines Akzeptkredits. Da Ziehungen der KGV 
Getreide als Unterlagehaben, durch den raschen Umschlag volle 
Gewähr für die Liquidität bieten und infolge der Staatsgarantie 
höchste Sicherheit genießen, wurde von der Anstalt die niedrig- 
ste Stufe der Akzeptprovision und bei der Diskontierung der je- 
weils günstigste Privatsatz für Prima-Bankakzepte in Anspruch 
genommen. 

Mit dem Beginne des neuen Erntejahres mußte die Anstalt 
aber ein wesentlich größeres Geldbedürfnis sicherstellen, weil 
in jenen Fällen, da beim Kaufabschlusse die Abnahme der Ware 
nicht sogleich erfolgt, eine Anzahlung bis zu 50% des Kaufpreises 
zu leisten ist.‘ Diese Vorschüsse vermochten die Kommissionäre 
aus eigenen Mitteln nicht zu bestreiten, weshalb ihnen hiefür ein 
Kredit eingeräumt werden kann. Die Anstalt schloß daher mit 
einer Anzahl von Großbanken Verträge ab, durch die Akzeptkre- 
dite von über 200 Millionen Kronen sichergestellt wurden. Die 
Begebung der Akzepte erfolgt entweder bei der akzeptierenden 
Bank selbst, oder aber auf dem freien Geldmarkte. 

Bei dieser Form der Geldbeschaffung war der durchschnitt- 
liche Zinssatz im früheren Erntejahre einschließlich Akzept- 
provision, Stempel und Courtage 3,8%, während er im Jahre 
1915/16 bei wesentlich erhöhtem Umlaufe sich zwischen 35/ą und 
4°/a%, im Durchschnitte unter 4% bewegt hat. Auf eine Wag- 
gonladung (Io 000 kg) beläuft sich die Belastung durch die Zinsen 
auf 5.77 K. 


Ergänzende Maßregeln. 


Die im vorigen Abschnitte dargestellten legislativen und 
organisatorischen Grundlagen der Verkehrsregelung wurden in 
den folgenden Monaten noch mehrfach ergänzt. Insbesondere 
wurden manche Bestimmungen der Verbrauchsregelung 
weiter ausgestaltet. 

Vor Beginn der neuen Ernte war vielfach der Wunsch nach 
Erhöhung der Rationen laut geworden. Gegen die allgemeine 
Hinaufsetzung verhielt sich die Regierung aus Gründen der Vor- 
sicht ablehnend, trug aber dem geäußerten Bedürfnisse hinsicht- 
lich gewisser Bevölkerungskreise Rechnung: Für die landwirt- 
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schaftlichen Selbstversorger wurde die Tagesquote von 300 auf 
400 g Getreide d. i. 320 g Mehl erhöht und darüber hinaus für die 
bei den Erntearbeiten unmittelbar beschäftigten Personen, und 
zwar für die Zeit bis zum I. September, ein Tagesverbrauch von 
500 g Getreide oder 400 g Mehl zugestanden. Von den gleichen 
Gesichtspunkten ausgehend wurde allgemein für körperlich schwer 
arbeitende Personen eine zulässige Verbrauchsquote von 300 g Mehl 
täglich bestimmt (Verordn. vom 28. Juni 1915, RGBl. Nr. 182). 

Ebenso wurden im Zusammenhange mit der nunmehr voll- 
kommen monopolistischen Verkehrsregelung die Vorschriften 
über Erzeugung und Vertrieb von Brot und Gebäck revidiert 
(Verordn. vom II. August 1915, RGBl. Nr. 230 und 231). 

Nach weiteren Erfahrungen wurden die Vorschriften über 
die Verbrauchsregelung um die Jahreswende 1915/16 teilweise 
verschärft, da sich der Verbrauch nicht in den ihm gezogenen 
Grenzen hielt: 

Mit Verordnung vom 20. Dezember 1915, RGBl. Nr. 379, 
wurde die (schon vorher in den meisten Kronländern verbotene) 
gewerbsmäßige Erzeugung von Kleingebäck für das ganze Staats- 
gebiet untersagt. Weiters wurde die Verwendung von Weizen- 
und Roggenmehl zur gewerbsmäßigen Erzeugung von Zucker- 
bäckerwaren gänzlich eingestellt. Zur Erzeugung von Kakes 
darf solches Mehl nur bis zu 30% des Gesamtgewichtes der Teig- 
menge verwendet werden. 

Auch wurden im Hinblick auf den Ausfall der Roggenernte 
die Ausmahlvorschriften abgeändert, da nicht ge- 
nügend Roggen zur Erzeugung von Brotmehl zur Verfügung stand, 
also der Weizen stärker zur Gewinnung dieser Sorte herange- 
zogen werden mußte. Hiebei wurde die Ausmahlung des Weizens 
von 78 auf 82%, hinaufgesetzt. Um die Qualität des Brotmehles 
nicht zu schädigen, wurde die Gewinnung von Feinmehl überhaupt 
eingestellt und das Kochmehl in etwas dunklerer Qualität 
ausgezogen. Infolgedessen gelangt die überwiegende Menge der 
feinsten Mehlanteile in das Brotmchl. Nach dieser Ausmahlvor- 
schrift werden somit 3% Gries, 22% einer neuen Kochmehltype 
Nr. II, 57% Brotmehl und 15°, Kleie hergestellt. Backmehl 
und Kochmehl Nr. I wurde nur aus ungarischen oder rumänischen 
Bezügen zum Verkauf gebracht. Gleichzeitig wurden die Mehl- 
preise für die feineren Sorten erhöht, um so den Rückgang der 
Einnahmen auszugleichen, der durch den Fortfall der beiden 
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hochwertigen Mehlsorten entsteht. Die Preiserhöhung deckt 
aber nicht jene Mehrauslagen, die sich infolge der höheren 
Gestehungskosten der rumänischen Bezüge ergaben; diese wurden 
vielmehr von der Staatsverwaltung übernommen. Die geltenden 
Preisansätze sind somit Br 


Preis der KGV Kleinhandelspreis in Wien 
Gattung Kronen f. roo kg. Heller f. ı kg. 
Gries 80.— 88 
Backmehl II0.— 120 
Kochmehl Nr. I 90.— 99 
Kochmehl Nr. II 58.— 67 
Brotmehl 42.— 48 


Auch die Vorschriften über die Rationierung und 
die Brotkarten wurden den Erfahrungen entsprechend 
abgeändert (Ministerialverordn. vom 15. Januar 1916, RGBI. 
Nr. 15, Niederösterreichische Statthaltereiverordn. vom 3. Fe- 
bruar 1916, LGBl. 44): Die Quote der landwirtschaftlichen 
Selbstversorger wurde wieder auf die frühere Höhe von täg- 
lich 300 g Getreide herabgesetzt, gleichzeitig aber die Schwer- 
arbeiter-Quote von 366 g Getreide = 300 g Mehl auch für Selbst- 
versorger anwendbar erklärt. — Eine zweite Bestimmung betrifft 
die sogenannten Gasthausbesucher, die in Hinkunft einen Aus- 
weis erhalten, der lediglich zum Bezuge von Brot berechtigt. 
Die Brotkarte wurde, um die Ausgabe zu vereinfachen, für einen 
vierzehntägigen Zeitraum eingerichtet. Gleichzeitig wurde sie 
in Abschnitte eingeteilt, die teils nur für Brot, teils alter- 
nativ für Brot und Mehl gelten. Die in Niederösterreich einge- 
führte zweiwöchentliche Karte kann entweder als voller Ausweis 
(3920 g Brot oder 2520 g Brot und Iooo g Mehl) oder als gemin- 
derter Ausweis (2940 g Brot oder 2320 g Brot und 300 g Mehl) 
ausgegeben werden, wobei die gekürzte Karte für jene Haus- 
haltungen bestimmt ist, die mehr als 3 kg Mehl pro Kopf be- 
sitzen. Haushaltungen, in denen mehr als 7 kg Mehl für die 
Person vorhanden sind, erhalten überhaupt keine Brotkarte. Durch 
diese Bestimmungen, insbesondere durch die Einschränkung 
der auch auf Mehl lautenden Abschnitte, soll der häufig geübten 
Ansammlung von Mchlvorräten gesteuert werden. 
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Die Kaiserliche Verordnung vom 7. August r915 über die Versorgung 
im allgemeinen. 


Nach der Regelung des Verkehrs mit den Erträgnissen der 
neuen Ernte wurde auch die am ı. August 1914 erlassene Kaiser- 
liche Verordnung über die Versorgung der Bevölkerung mit un- 
entbehrlichen Bedarfsgegenständen (siehe oben) auf Grund der 
inzwischen gemachten Erfahrungen abgeändert und ausgestaltet 
(Kaiserliche Verordnung vom 7. August 1915, RGBl. Nr. 228). 

Die Bestimmung über das behördliche An forde- 
rungsrecht lautet nunmehr dahin, daß es »zum Zwecke 
der Versorgung der Bevölkerung für Länder, Bezirke und Ge- 
meinden« ausgeübt werden kann, wenn sonst nach dem Ermessen 
der Behörden die Versorgung gefährdet wäre. Das Anforde- 
rungsrecht kann auch auf die KGV oder andere Anstalten und 
Unternehmungen übertragen werden, die Versorgungsmaß- 
nahmen im öffentlichen Interesse durchführen. 

Die Vergütung für die angeforderten Waren wird vom 
Bezirksgerichte nach Anhörung von Sachverständigen im außer- 
streitigen Verfahren festgesetzt. Ist für die Ware ein Höchstpreis 
bestimmt, darf dieser nicht überschritten werden. Sonst ist die 
Vergütung »nach dem angemessenen Preise« zu bestimmen. Die 
Entscheidung kann binnen acht Tagen mit Rekurs angefochten 
werden, gegen die Entscheidung der zweiten Instanz ist ein weit- 
terer Rechtszug unzulässig. Die Behörde kann bestimmen, daß 
durch das Verfahren der gerichtlichen Preisbestimmung die 
Lieferungen nicht aufgeschoben werden. 

Ein neuer Abschnitt der Verordnung regelt die Ersichtlich- 
machung und Festsetzung derPreise, sowie die Siche- 
rung des Marktverkehres. Hiebei wird vorgeschrieben, 
daß die Gemeinde des Marktortes durch ihre Organe die für die 
Dauer des Marktes zulässigen Verkaufspreise für Lebensmittel 
sowohl für den Groß-, als auch für den Kleinhandel vor Eröffnung 
des Marktes festzusetzen, zu verlautbaren und für deren Ein- 
haltung — erforderlichenfalls auch durch sofortige Abschaffung 
vom Markte — Sorge zu tragen hat. 

Im Anschluß daran wurde eine Reihe von Strafbestimmungen 
erlassen, durch die Störungen des Marktverkehres verhindert 
werden sollen: I. Wer jemanden davon abhält, einen Markt mit 
unentbehrlichen Bedarfsgegenständen zu besuchen, um die Be- 
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schickung des Marktes zu verringern; 2. der Händler, der einem 
Marktbesucher die Ware am Wege zu diesem Markte abkauft; 
3.wer auf den Markt gebrachte Ware vor Beginn der amtlich be- 
stimmten Marktstunden verkauft oder kauft; 4. wer die zulässigen 
Verkaufspreise überschreitet, wird mit Geldstrafe oder mit Arrest 
bestraft und kann für immer oder auf bestimmte Zeit vom Markte 
ausgeschlossen werden. — Die Bestimmungen über die Verletzung 
der Lieferungspflicht und Verheimlichung von Vorräten wurden 
aus der früheren Verordnung übernommen. 

Dagegen erfuhren die Bestimmungen wider die Preis- 
treiberei eine weitere Ausgestaltung: der Händler, der 
beim Einkaufe von unentbehrlichen Bedarfsgegenständen auf 
Märkten, auf der Straße oder von Haus zu Haus die vom Verkäu- 
fer geforderten oder, wenn ein bestimmter Preis nicht gefordert 
wird, die bis dahin üblichen Preise überbietet, um sich den Erwerb 
der Ware oder für künftige Käufe einen Vorrang zu sichern, 
wird wegen Uebertretung bestraft. — Weiters wurde die Deliktum- 
schreibung der Preistreiberei noch dahin erweitert, daß auch das 
Beschädigen, Vernichten oder Wertlosmachen unentbehrlicher Be- 
darfsgegenstände zum Zwecke der Verringerung des Angebotes 
für strafbar erklärt wird ?”). 

Noch vor Erlassung dieser Kaiserlichen Verordnung waren 
durch einen auch der Oeffentlichkeit mitgeteilten Erlaß des 
Ministeriums des Innern vom 28. Juli 1915 die Verwaltungs- 
behörden angewiesen worden, zwecks Bekämpfung der Teuerung 
auf die Regelung des Marktverkehres stärker Einfluß zu üben; 
in dieser Richtung sind später noch eingehendere Vorschriften 
ergangen. Mit ErlaßB vom 14. November 1915 wurde auch die 
Einsetzung von Preisprüfungskommissionen bei den Landesbe- 
hörden angeordnet. 


Bestimmungen über das Verfüttern von Getreide ünd den Verkehr mit 
Hülsenfrüchten, 

Die Verkehrsregelung des Getreides berührt auch die Orga- 
nısation der Versorgung mit Futtermitteln. Zunächst 
wurde (Verordn. vom 21. Juli 19I5, RGBl. Nr. 203) die 
Verwendung von Getreide und Mahlprodukten zu Futterzwecken 
geregelt: Hintergetreide (bis zu 5% der Gesamtmenge des 


27) Näheres bei Dr. M. Weiser, k. k. Bezirksrichter, Preistreiberei, 
Wien 1915, Manz Verlag. 
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Druscheftrages), dann Mais der neuen Ernte darf unbeschränkt 
verfüttert werden. Bei Hafer wurde die zulässige Verbrauchs- 
menge von I kg täglich für jedes Pferd für die Haferproduzenten 
aufrechterhalten. 

Bei Gerste wurde den Landwirten gestattet, ein Viertel 
jener Menge, die nach Abzug des Saatgutbedarfes von der Ge- 
samterzeugung erübrigt wird, an das eigene Vieh zu verfüttern. 

Die Kleie aus dem Getreide der Selbstversorger bleibt diesen 
überlassen. Im übrigen gebührt dem Produzenten die Hälfte jener 
Kleiemenge, die nach den behördlichen Ausmahlvorschriften 
aus dem von ihm abgelieferten Getreide gewonnen wird. 

Zur geschäftlichen Durchführung einer planmäßigen Futter- 
mittelversorgung wurde eine dem Ackerbauministerium unter- 
stellte Futtermittelzentrale errichtet (Verordn. vom II. August 
1915, RGBl. Nr. 232 und vom 14. August 1915, RGBl. Nr. 238). 

Der Verkehr mit Hülsenfrüchten, die ebenfalls 
beschlagnahmt wurden, wurde der KGV übertragen (Verordn. 
vom 23. Juli 1915, RGBl. Nr. 206 und 21. September 1915, 
RGBI. Nr. 275). 


Bezüge aus Rumänien und Bulgarien. 


In den ersten Monaten des Krieges waren umfangreiche 
Käufe, insbesondere in Rumänien, getätigt worden. Alsbald ergab 
sich aber, daß die vorhandenen Transportmöglichkeiten zur 
Durchführung der geplanten Bezüge unzureichend waren: es 
standen damals nur drei für größere Leistungen nicht berechnete 
Bahnlinien zur Verfügung. | 

Als in der KVG ein Institut geschaffen war, das die staat- 
lichen Intersessen am Getreideverkehr wahrzunehmen hatte, 
mußte dieses auch diesen Einfuhren seine Aufmerksamkeit zu- 
wenden. Die Verhältnisse des Importhandels hatten sich da- 
mals (März 1915) schon ungünstig gestaltet: Personen verschie- 
denster Berufskreise suchten sich auf diesem Gebiete zu betäti- 
gen, wobei ihnen größtenteils nicht nur alle Erfahrung, sondern 
auch die erforderlichen Geldmittel mangelten. Je weniger aber 
diese Käufer zu verlieren hatten, um so nachgiebiger waren sie 
gegenüber Preisforderungen der Verkäufer. 

Der Mangel an Transportmitteln führte in Rumänien zu 
einem förmlichen Handel mit Waggons, der wieder die dortige 
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Regierung zu Gegenmaßregeln veranlaßte. Alle diese Umstände 
wirkten zusammen, um schließlich dem Verkehr ein abnormes 
Aussehen zu geben. 

Diese Sachlage, die für die österreichische, ungarische und 
deutsche Getreidezentrale in gleicher Weise störend war, führte 
schon im Frühjahr ı915 zu einer Fühlungnahme dieser drei 
Einkaufsstellen. Zunächst sollte eine gewisse Zusammenfassung 
der Nachfrage erreicht werden, damit nicht durch deren Ver- 
vielfältigung ein falsches Bild des wirklichen Bedarfes entstehe. 
Man kam so zunächst zu einer Vereinbarung, die etwa als ein 
loses Preis- und Konditionenkartell zu bezeichnen wäre. Auch 
wurde man darüber einig, daß vor allem die Transportfrage ge- 
regelt werden müßte. Man hat daher, und zwar zunächst zum 
Studium der Verhältnisse, eine gemeinsame Transportkom- 
mission in Kronstadt eingesetzt. Aus ihren Berichten ging her- 
vor, daß sich längs der siebenbürgischen Grenze auf österreichisch- 
ungarischem Zollgebiet große Quantitäten rumänischer Ware an- 
gesammelt hatten. In Rumänien, wo man bereits den Export- 
überschuß zweier Ernten auf Lager hatte, war das Ausfuhrbedürf- 
nis bereits ein so drängendes geworden, daß die (schon in normaler 
Zeit üblichen) Transporte von Getreide mit Straßenfuhrwerk 
nach Ungarn nurimehr großen Umfang angenommen hatten. Die 
drei Zentralen schufen also zunächst eine Organisation, um diese 
Grenzware abzubefördern und dadurch auch die Bahnübergänge 
zu entlasten. ` 

Inzwischen hatten die weiteren Erfahrungen ergeben, daß 
eine bloBe Verabredung der drei Zentralen nicht imstande wäre, 
die Verhältnisse des Importhandels entsprechend den damit 
verbundenen wichtigen öffentlichen Interessen dauernd zu sa- 
nieren. 

Man muß sich dabei vergegenwärtigen, daß die Einschrän- 
kungen des Nachrichtenverkehres, die Schwierigkeiten bei der 
Beschaffung der Transportmittel aller Art, Ausfuhrverbote und 
ähnliche Faktoren, wie sie in normalen Zeiten nicht in Betracht 
kommen, in den Handel schwerwiegende Momente der Unsicher- 
heit hineingetragen hatten. Soweit der legitime Getreidehandel 
unter diesen Umständen sich überhaupt noch an diesen Geschäften 
beteiligte, mußte er hohe Risikoprämien kalkulieren. Schon dadurch 
wurden die Preise hinaufgetrieben. Da aber ein Ueberblick über 
den Markt, also über den wirklichen Bedarf und die Möglichkeiten 
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seiner Deckung nicht gegeben war, fehlte alsbald jeder Maßstab, 
um die Angemessenheit der Preise zu beurteilen.. Damit ver- 
loren diese Käufe mehr und mehr den Charakter normaler Han- 
delsgeschäfte, und wurden förmlich ein Spiel, bei dem auch ille- 
gitime Auslagen eine große Rolle spielten. Dies alles trug dazu 
bei, daß sich schließlich gerade die reellen Firmen zurückzogen, 
während unlautere Elemente in den Vordergrund traten, deren 
Treiben nicht nur wegen dieser Geschäfte selbst, sondern auch 
vom politischen Gesichtspunkte wenig willkommen war. 

Neben der Notwendigkeit, solche Uebelstände zu beseitigen, 
mußte aber vor allem daran gedacht werden, eine Organisation 
zu Schaffen, die tatsächlich das Maximum an Leistungsfähigkeit 
darstellt; denn die Erfahrungen des ersten Kriegsjahres hatten 
gezeigt, daß der Handel unter den gekennzeichneten außeror- 
dentlichen Umständen insgesamt verhältnismäßig nur wenig zu 
leisten vermochte, und auch dies nur um das Opfer von Preiszu- 
schlägen, die sich bei richtiger Organisation vermeiden lassen 
mußten. : 

Es wurden daher im Spätsommer in Oesterreich, Ungarn 
und ‘Deutschland Verordnungen erlassen, wonach die aus dem 
Zollauslande eingeführten Getreidemengen nur durch die (in dem 
betreffenden Gebiete zuständige) amtliche Zentrale in den in- 
ländischen Verkehr gebracht werden können. Wenn ein Händler 
solche Ware einführt, hat er sie der Zentrale abzugeben (österr. 
Verordn. vom 16. Sept. 1915, RGBl. Nr. 270). 

Auf diese Weise wurde eine weitere Spekulation mit ru- 
mänischem Getreide abgeschnitten und die Grundlage für eine 
monopolartige Regelung auch des Importes gegeben. 

Mit der Anfang IgI5 einsetzenden Offensive gegen Serbien 
wurden die Verhältnisse mit einem Schlage verändert, denn 
nunmehr standen der leistungsfähige Donauweg und weiters 
auch noch die Bahnlinie über Verciorova-Orsova, im ganzen 
also fünf Bahnübertritte zur Verfügung. 

Zunächst fanden Ende Oktober 1915 Beratungen wegen 
Organisierung des Donauverkehres statt. 

Das Problem bestand darin, den rumänischen und bulgari- 
schen Getreideverkehr, der im Frieden überwiegend stromab- 
abwärts gegangen war, nunmehr in umgekehrter Richtung, also 
bergwärts zu führen. Dieser Aenderung standen aber insoferne 
Schwierigkeiten entgegen, als die vorhandenen verkehrstech- 
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nischen Einrichtungen nur den normalen Verhältnissen ange- 
paßt waren: Die untere Donau stellt für fast ganz Rumänien 
die wichtigste Transportstraße dar; sie durchzieht zunächst den 
ganzen südlichen Teil des Landes, wendet sich dann nach Norden 
und nähert sich damit auch der Moldau. Die Bahnen dienen 
als Zubringerlinien für das Fluß-System (Kopfstationen: Turr- 
Severin, Calafat, Corabia, Turn-Magurele, Zimnicea, Giurgevo, 
Oltenitza, Cernavoda). Auf diesen Zufuhrwegen gieng das Ge- 
treide zu den Flußhäfen und wurde dort auf große Kähne mit 
erheblichem Tiefgang (Fassungsraum 800—Iooot) verladen, 
die nach ihren meist griechischen Eigentümern an der unteren 
Donau als »Griechenschleppe« bezeichnet werden. Diese Kähne 
wurden dann nach Braila-Galatz oder Sulina geschleppt, wo 
das Getreide mit Elevatoren auf Seedampfer verladen wurde. 
die es durch die Dardanellen meist nach Nordseehäfen gebracht 
haben 28), 

Die in Wien Ende Oktober r915 ab geführten Beratungen 
ergaben somit ein klares Bild, welche Schwierigkeiten in kommer- 
zieller und verkehrstechnischer Richtung zu überwinden seien, 
wenn das Ziel erreicht werden sollte, die Getreidevorräte der 
Zentralmächte durch die Ueberschüsse Rumäniens zu vermehren 
und damit gleichzeitig der rumänischen Landwirtschaft zu be- 
weisen, daß sie diese trotz der Sperre der Dardanellen günsiig 
zu verwerten vermag. | 

Diese Beratung der österreichisch-ungarischen Stellen führte 
zunächst zu einer Reihe von Verfügungen wegen des Donauver- 
kehres. Ihr folgte sogleich (in Wien zwischen dem 2. und 6. 
November) eine Konferenz der drei Getreidezentralen. Sie führte 
zunächst zu dem Ergebnisse, daß die Leistung, die prästiert 
werden mußte, nur durch Zusammenfassen aller vorhandenen 
Kräfte und Mittel, also durch Fusion der bisher gesonderten 
‘ Organisationen der drei Zentralen bewältigt werden kann. 

Die demgemäß sogleich beschlossene Fusion eıstreckte sich 
auf alle Zweige des Geschäftes, also auf den Einkauf, den Ab- 

22) Nach der rumänischen Statistik wird angesichts der Bestimmungshäfen 
Rotterdam und Antwerpen der Getreideexport nach Holland mit 30 —60 Mill. Lei, 
jener nach Belgien mit 150—250 Mill. Lei, dagegen jener nach dem Deutschen 
Reiche nur mit ca. 20 Mill. Lei = ca. 16. Mill. M. beziffert: tatsächlich ist aber 
der größte Teil der in den genannten Nordseehäfen verladenen Ware auf dem 
Rhein nach Deutschland (meist nach Mannheim) transportiert worden, da die 


deutsche Einfuhrstatistik 1911: 88,8 Mill. M., 1912: 109,2 und 1913: 47,4 Mill. M. 
an rumänischem Getreideimport ausweist. 
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transport und die Finanzierung. Die Ware ging zunächst als 
gemeinschaftliche bis zu gewissen Schnittpunkten, von wo sie 
auf Grund der vertragsmäßigen Kontingente der beiden Reiche 
aufgestellt und an die verschiedenen Bestimmungstationen 
geleitet wurde. | 

Die Oberleitung des Dienstes hat ein von den drei Zentralen 
in Wien eingesetzter Vollzugsausschuß. In Bukarest, Sofia, sowie 
an einzelnen Orten im österreichisch-ungarischen Grenzgebiete 
wurden gemeinsame Einkaufstellen errichtet, die insbesondere 
die Uebernahme der Ware durchzuführen hatten. 

Zunächst mußte in Rumänien und Bulgarien die erforder- 
liche Warenmenge sichergestellt werden. Hiebei stand aber 
von vornherein fest, daß man durch Abschluß von Kaufverträgen 
mit Privaten allein nicht zu dem beabsichtigten Ziele kommen 
könne, da die Ausfuhr großer Quantitäten die staatlichen In- 
teressen des Exportlandes in einem zu hohen Maße berührt. 
Tatsächlich waren auch in Rumänien wie in Bulgarien von der 
Regierung besondere staatliche Ausfuhrorganisationen geschaffen 
worden. 

In Rumänien war die Zentralkommission für den Ex- 
port von Zerealien Ende Oktober ins Leben gerufen worden, 
mit der nun die Verhandlungen aufgenommen wurden, die von 
drei Delegierten der Getreidezentralen gemeinsam geführt worden 
sind. Sie gestalteten sich anfänglich ziemlich schwierig, da sowohl 
wegen der Preise, wie auch wegen der Abfuhr der in Rumänien 
lagernden, aus älteren Käufen stammenden Ware weitgehende 
Differenzen zu überbrücken waren. Dazu kam noch die Frage 
der Freilassung der in rumänischen Donauhäfen liegenden öster- 
reichisch-ungarischen Fahrzeuge. 

Nach mehrwöchentlicher Dauer der Verhandlungen kam 
der erste Getreidevertrag zustande (22. Dezember 1915), durch 
den 50 000 Waggons Getreide gekauft und weiters die Freigabe 
der älteren Schlüsse geregelt wurde. Ein Anhang zu diesem Ver- 
trage stellte die kaufmännisch-technischen Bedingnisse der Ge- 
treideübernahme fest. Nachdem die Zentralkommission sodann 
mit dem britischen Bureau einen Vertrag über den Einkauf von 
80000 Waggons Weizen abgeschlossen hatte, kam ein zweiter 
Kaufvertrag mit den Vertretern der Zentralmächte zustande, 
der am 22. März 1916 perfektioniert wurde und ein Quantum 
von ungefähr 140000 Waggons Getreide und Hülsenfrüchte, 
darunter 100 ooo Waggons Mais, zum Gegenstande hatte. 


650 Friedrich Gaertner, 


Während in Rumänien noch die Verhandlungen mit der 
Zentralkommission schwebten, wurden die Vorarbeiten für die 
Organisierung des Transportdienstes fortgesetzt. Die Probleme 
die zum Zwecke einer Abführung der rumänischen Exportüber- 
schüsse auf der Donau zu Berg zu lösen waren, bestanden haupt- 
sächlich in der Sicherung des erforderlichen Kahnraumes, der 
notwendigen Dampferkraft und in der Organisierung des Ver- 
kehres durch das Eiserne Tor. 

Die angestellten Berechnungen ergaben, daß selbst bei Still- 
legung des gesamten inneren deutsch-österreichisch-ungarischen 
Donauverkehres, also bei Beanspruchung des gesamten öster- 
reichisch-ungarischen Schiffsparkes (soweit er nicht militärischen 
Bedürfnissen diente), die bevorstehende enorme Transportleistung 
kaum bewältigt werden könnte. Man mußte daher auch einen 
erheblichen Teil der Griechenschleppe heranziehen, zu welchem 
Zwecke in den Monaten Oktober und November 1915 an der 
unteren Donau umfangreiche Käufe und Mietungen solcher Fahr- 
zeuge vollzogen wurden. Aehnliches ist mit Dampfern privater 
Eigentümer geschehen. 

Da die Griechenschleppe aber infolge ihrer Bauart zur Durch- 
fahrt durch das Eiserne Tor nicht geeignet sind, mußte die 
— früher zum Zwecke der Umladung aus den Griechenschleppen 
auf Seedampfer am Endpunkte der unteren Donau eingerich- 
tete — Umladung aus den Griechenschleppen in solche, die 
zur Passierung des Eisernen Tores geeignet sind, nunmehr hinauf 
nach Turn-Severin, also unmittelbar unter das Eiserne Tor, 
verlegt werden. Zu diesem Zwecke wurden von deutscher Seite 
eine größere Anzahl Elevatoren erworben, die flußaufwärts nach 
Turn-Severin gebracht wurden und dort zur Aufstellung gelangt 
sind. | 

Das Getreide wurde also in rumänischen Flußhäfen teils in 
Griechenschleppe eingeladen und dann in Turn-Severin umge- 
schlagen oder es wurde unmittelbar auf sogenannte Torschleppe 
verladen, d. h. auf kleinere, aus Eisen gebaute Kähne (Fassungs- 
raum etwa 650 t) die zur Durchfahrt durch das Eiserne Tor ge- 
eignet sind. Diese Schleppe sind nahezu durchwegs Eigentum 
österreichischer oder ungarischer Schiffahrtsunternehmungen. 

Das weitere wichtige Problem bestand in der Organısierung 
des Verkehres durch das Eiserne Tor. Diese Kataraktenstrecke 
war 1891 von der ungarischen Regierung in einer Länge von etwa 
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615 Km. reguliert worden. An der für die Schiffahrt gefährlich- 
sten Stelle, dem eigentlichen »Eisernen Tor«, wurde nächst dem 
rechten Ufer ein Kanal von etwa 80 Meter Breite und 1700 Meter 
Länge ausgesprengt, der vom offenen Donaubett durch einen 
Steindamm abgeschlossen ist. Infolge des starken Gefälles ist 
aber in dieser Fahrbahn die Wassergeschwindigkeit so hoch, 
daß nur die stärksten Zugdampfer beladene Warenboote durch- 
zuschleppen vermögen, und zwar zieht ein solcher Dampfer nicht 
mehr als einen einzigen Kahn. Dabei ist die Fahrgeschwindigkeit 
so gering, daß die Kanalpassage ungefähr eine Stunde in An- 
spruch nimmt. Infolge dieser Umstände konnten durch das 
Eiserne Tor in Zeiten, da das freie Strombett infolge zu niedrigen 
Wasserstandes für Dampfer selbst mit leeren Kähnen nicht 
fabrbar war, im Tage nicht mehr als etwa Io—ı2 Schleppe 
passieren. | | 

Um auch schwächere Zugdampfer verwerden zu können, 
war zum Zwecke des Vorspannes ehemals ein Seilzugdampfer 
in Verwendung gestanden, der aber während des Krieges von 
den Serben zerstört worden war. 

Diese Sachlage gebot nunmehr eine Konzentration der 
stärksten Zugdampfer am Tor, um diese Einschnürung des Ge- 
samtverkehres möglichst überwir.den zu Können. 

Sowohl aus dieser starken Beanspruchung der Zugkraft wie 
auch zum Zwecke der Ersparung des Kahnraumes wurde der 
Verkehr auf der Donau zunächst auf eine möglichst kurze Strecke 
‘beschränkt, und dadurch sehr verdichtet ?°). Infolgedessen mußte 
aber die sonst schon aus tarifarischen Gründen übliche Führung 
der Getreideschleppe bis Budapest, Wien, Linz, Passau und 
Regensburg wesentlich abgekürzt werden, also der Umschlag 
auch an Eisenbahnstationen an der Donau erfolgen, wo sonst 
ein Getreideumschlag in der Regel nicht üblich war. Der unter- 
ste dieser Umschlagplätze wurde in der schon 22 km oberhalb 
Turn-Severin gelegenen Stadt Orsova eingerichtet, dann folgten 
die Umschlagplätze Bazias, Pancsova, Semlin, Neusatz (Ujvi- 
dek) und Vukovar. Der Umschlag erfolgte teils manuell, teıls 





29) Alsbald nach Eröffnung des Donauverkehrs wurde zur Entlastung der 
Dampferkraft längs der Kanalstrecke auf dem rechten Damm eine Treidelbahn 
angelegt. Die Zugsvorrichtung bestand aus einer gewöhnlichen schweren Loko- 
motive, die neben dem Zugdampfer vorgespannt wird. Hiedurch konnte eine 
Ersparnis an Fahrtzeit von täglich etwa fünf Stunden erzielt werden, was auch 
einen rascheren Umlauf der Zugdampier ermöglicht hat. 
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durch Saugelevatoren, die von der Berliner Zentraleinkaufsge- 
sellschaft an mehreren der erwähnten Häfen zur Aufstellung 
gebracht wurden. 

Die Organisierung eines so enormen Verkehres, der viel- 
fach neue, bisher unbenützte Wege gehen mußte, war umso 
schwieriger, als dabei auch auf die militärischen Bewegungen 
Rücksicht zu nehmen war. Diese Erwägungen drängten dazu, 
die oberste Leitung der Transportorganisation an einer einzigen 
Stelle zusammenzufassen, die mit weitgehenden Vollmachten 
ausgestattet sein mußte. 

Als solche konnte nur die militärische Transportbehörde in 
Betracht kommen. Sie schuf zunächst eine straffe Organisation 
des Dampferdienstes am Eisernen Tor. Weiters nahm sie auf 
Grund der bestehenden gesetzlichen Vorschriften in Oesterreich 
und Ungarn Fahrbetriebsmittel der Schiffahrtsunternehmungen 
in Anspruch und stellte sie in den Dienst des Verkehrsapparates, 
der die vom Getreidekartell d@r drei Zentralen angekauften Waren 
abzuführen bestimmt ist. Sodann regelte die Zentral-Transport- 
leitung des österreichisch-ungarischen Kriegsministerrums die 
Abfuhr sowohl von den Stationen an der rumänischen Grenze, 
wie auch von den Umschlagshäfen der Donau zwischen Budapest 
und Orsova. Man wendete hiebei das System geschlossner Zugs- 
garnituren an, die auf Grund eines bestimmten Trassen- und 
Fahrplanes von der Umschlags- zur Sammelstation laufen (z. B. 
Gänserndorf bei Wien, Breslau, Dresden, München), um von dort 
aus nach den Verfügungen der betreffenden Getreidezentrale ver- 
teilt zu werden. Diese unter dem Kennwort »Cerestransporte« 
laufenden Züge erreichten eine Reisegeschwindigkeit, die hinter 
jener von Personenzügen vielfach nur wenig zurückblieb. Hie- 
durch wurde auch der wünschenswerte rasche Wagenumlauf er- 
zielt. 

Neben diesen mit Hilfe des Donauweges abgewickelten Zu- 
fuhren, die etwa 70% der gesamten Bezüge umfaßten, wurde auch 
ein direkter Eisenbahnverkehr organisiert: Geschlossene Garni- 
turen von Leerwagen wurden nach Rumänien geführt, von der 
Grenzstation auf die Verladestationen verteilt, sodann nach der 
Beladung in Sammelstationen diesseits der österreichisch-ungari- 
schen Grenze wieder zu geschlossenen Zügen zusammengesetzt 
und wie die übrigen Cerestransporte zu den Verteilungsstationen 
der Verbrauchsgebiete geleitet. Diese Verkehrsorganisation 
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wurde mit dem vom Getreidekartell der drei Zentralen aufgestell- 
ten kommerziellen und technischen Apparate in eine entsprechende 
Uebereinstimmung gebracht. 

Dieser Apparat bestand aus dem schon erwähnten Voll- 
zugsausschuß der drei Zentralen in Wien, dann aus den ange- 
führten Einkaufsstellen, die die Ware zu übernehmen und zu 
bezahlen hatten. Ihnen oblag auch eine gewisse Mitwirkung beim 
Transportdienste. Bei der Einkaufsstelle Bukarest bestand eine 
besondere Schiffahrtsabteilung, die die Leitung des Dienstes der 
Griechenschleppe auf der unteren Donau besorgt hat. Endlich 
waren Zwischenglieder erforderlich, die bei der Leitung der Ware 
auf dem Wege vom Produktionslande zum Verbrauchsgebiet 
mitzuwirken haben. Solche Organe wurden an den Grenzüber- 
gangspunkten wie auch unterhalb wie oberhalb des Eisernen 
Tores und endlich in den Umschlagstationen bestellt. Sie be- 
sorgten die Klassifizierung der Ware und die Aufteilung nach 
Menge und Fruchtgattung entsprechend den Weisungen, die die 
Wiener gemeinsame Oberleitung erteilt hatte. 

Die Aufstellung dieses Dienstes konnte nach der Lage der 
Dinge erst anfangs November 1915 begonnen werden, Mitte 
Dezember hat er bereits funktioniert. 

Die Syndikatskonstruktion hat automatisch dazu geführt, 
daß die politisch gegebene einheitliche Orientierung der drei 
Zentralen zur beherrschenden Idee der ganzen Organisation 
wurde, in der nunmehr alle Interessen und damit auch alle Kräfte 
gleichgerichtet zusammengefaßt waren. So konnte in der gege- 
benen kurzen Zeitspanne ein Apparat aufgestellt und in geregelte 
Bewegung gebracht werden, dessen Dimensionen nach seiner 
territorialen Ausdehnung, nach der Größe seiner Betriebsmittel 
und endlich nach der Masse der von ihm bewältigten Waren- 
quantitäten ungewöhnlich genannt werden kann. Ebenso hat 
sich das Zusammenarbeiten mit einer unter einheitlicher, mili- 
tärischer Befehlsgewalt stehenden Verkehrsorganisation in hohem 
Grade bewährt. Dadurch konnte die durchschnittliche Leistung 
des Eisernen Tores von anfänglich etwa Io Schleppen im Tage 
bis auf 18 erhöht werden. An einzelnen Tagen wurden unter 
besonders günstigen Bedingungen (Wasserstand, Lichtverhält- 
nisse) Rekordleistungen bis über 30 Schleppe erreicht. 

Die durchschnittliche Tagesleistung des gesamten Einkaufs- 


und Transportsystems betrug im Februar etwa 900 Waggons 
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und wurde später auf IIoo und 1200 Wagen im Tage gesteigert. 
Im Juli trat zunächst infolge ungünstiger Witterung und der 
beginnenden rumänischen Ernte, später wohl auch infolge schi- 
kanöser Maßregeln rumänischer Behörden ein Rückgang der 
Verladungen ein, der den Tagesdurchschnitt auf 700 Wagen und 
später auf noch weniger herabgedrückt hat. 

Insgesamt wurden bis zum Kriegsausbruche 23,2 Mill. dz. 
Getreide und Hülsenfrüchte abgeführt, wovon ca. 9,9 Mill. dz. 
auf Oesterreich entfielen, während die übrige Menge hauptsächlich 
von Deutschland, zum Teile auch von Ungarn bezogen wurde. 

Die finanzielle Abwicklung eines so großen Einkaufes war 
mangels eines entsprechenden Warenexportes nach Rumänien 
mit den üblichen Mitteln des Devisenverkehres undurchführbar, 
weshalb die drei Getreidezentralen zu einer größeren Kredittrans- 
aktion schreiten mußten, die mit den Verträgen über den Ge- 
treidekauf in Verbindung gebracht wurde. Angesichts der Höhe 
der erforderlichen Lei-Beträge konnte nur die Nationalbank als 
Kreditgeber in Betracht kommen. Für die Noten, die sie der 
Einkaufsstelle der drei Zentralen überwies, erhielt sie zu einem 
Drittel Gold, während sie zwei Drittel gegen ein innerhalb be- 
stimmter Fristen zu tilgendes Guthaben kreditiert hat. In das 
zu leistende Golddrittel wurden aber die Goldzölle einbezogen. 

Die Darstellung der näheren Einrichtungen des Getreide- 
kartells der drei Einkaufszentralen — dieser ersten gemeinsamen 
deutsch-österreichisch-ungarischen Wirtschaftsorganisation — mit 
ihrem kartellpolitisch nicht uninteressanten Verteilungs- und 
Abrechnungssystem muß aus Rücksicht auf den Raum unter- 
bleiben. | 

Die Ausfuhr von Brotgetreide, Futtermitteln und Hülsen- 
früchten aus Rumänien in dem gekennzeichneten Umfange hat 
dazu beigetragen, daß die Folgen der in Deutschland, Oesterreich 
und Ungarn schlechten Ernte des Jahres 1915 überwunden wer- 
den konnten. Die Sachlage erwies sich im Herbste 1915 umso 
ungünstiger, als der Ertrag nicht nur bei Brotgetreide, son- 
dern auch bei Gerste, Hafer und Rauhfutter schlecht war. In- 
folgedessen war auch eine Aushilfe durch Heranziehen von Er- 
satzstoffen (z. B. Vermahlen von Gerste) schwierig. Allein bei 
Hafer — dieser im Kriege so wichtigen Frucht — war der Avs- 
fall in Deutschland und Oestereich-Ungarn größer, wie der ge- 
samte rumänische Import; erfreulicherweise ist dagegen die 
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Ernte 1916 gerade an dieser Fruchtgattung eine sehr günstige. 


Die Bewirtschaftung im Erntejahr 1916/17. 


Als Vorbereitung für das neue Erntejahr hat die Regierung 
zunächst eine Umfrage veranstaltet. Das Ergebnis dieser wurde 
dem Beirate der KGV in seiner Mai Tagung vorgelegt und diese 
Körperschaft zur Abgabe eines Gutachtens über die grundsätz- 
lichen wie über die Einzelfragen der Verkehrsregelung en neuen 
Ernte aufgefordert. 

Sowohl der Beirat wie auch die übrigen Bean Stellen 
sprachen sich für die Beibehaltung des Systems aus; ebenso hat 
er die von der Regierung in Aussicht genommenen Aenderungen 
gutgeheißen. Demgemäß wurde auch die neue Ernteverordnung 
(Kais. Verord. vom 1r. Juni 1916, RGBl. Nr. 176) scwohl im 
Aufbau wie auch fast in allen Einzelheiten gleich wie jene des 
Vorjahres gestaltet. Die vcrgenommenen Aenderungen be- 
zwecken die Zwangläufigkeit des Systems noch geschlossener 
zu gestalten: 

In der früheren Verordnung war zwar der Landwirt zur 
Abgabe seines gesamten Ueberschusses verpflichtet und es waren 
auch Zwangsmaßnahmen einschließlich Zwangsdrusch vorge- 
sehen; die Erfahrungen im Herbste 1915 haben aber gezeigt, daB 
ein zunächst freihändiger Aufkauf mit nur fallweisem Eingreifen 
staatlicher Zwangsgewalt teils überhaupt unzureichende, teils 
stark schwankende Ergebnisse liefert. Es wurde daher im Ok- 
tober zunächst in Böhmen dazu übergegangen, den Gemeinden 
bestimmte Kontingente zur Abstellung innerhalb bestimmter 
Fristen vorzuschreiben. 

Dieses dann auch noch in anderen Ländern angenommene 
System hat sich bewährt und wird nunmehr allgemein eingeführt: 
Die Verwaltungsbehörden stellen zunächst auf Grund von Er- 
hebungen über die Anbauflächen, von Feldschätzungen und 
Probedruschen die Ernteergebnisse fest. Sodann ist ein Auf- 
bringungsplan auszuaıbeiten, in dem für die einzelnen Monate 
angemessene Abstellungskontingente festgesetzt werden. Diese 
Mengen, die Mindestquantitäten darstellen, werden zunä hst vcn 
den Landesbehörden für die Bezirke bestimmt und dann in diesen 
teils auf die Gemeinden, teils auf die Großgrundbesitzer (als 
Einzelabsteller) umgelegt. 


Da diese systematische Aufbringung umfangreiche Arbeiten 
42° 
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mit sich bringt, wird den Bezirksbehörden ein besonderes Hilfs- 
organ beigegeben werden. Dieser, der Bezirks-Getreide-Inspek- 
tor, wird von der Landesverwaltungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Kriegs-Getreide-Verkehrsanstalt ernannt. Seine Be- 
stellung ist eine vertragsmäßige, seine Besoldung trägt die Kriegs- 
Getreide-Verkehrsanstalt als einen Teil der Aufbringungskosten. 

Im Gefüge der Getreideanstalt selbst wurden nur formelle 
Aenderungen vorgenommen, indem die schon durch innere Vor- 
schriften durchgeführte Teilung in eine Geschäftsgruppe der Ver- 
waltung und in eine solche des kaufmännischen Dienstes nunmehr 
auch in der Kais. Verordnung und in dem Statut zım Ausdrucke 
gebracht wurde. Hiebei wurde bestimmt, daß mit der Leitung der 
Referate der Verwaltungsabteilung nur Beamte des öffentlichen 
Verwaltungsdienstes zu betrauen sind. 

Die Getreidepreise wurden mit Vdg. vom 16. Juli 
1916 gleichzeitig in Oesterreich und in Ungarn bestimmt. Sie 
wurden gegenüber dem Vorjahre teilweise erhöht, was mit ge- 
steigerten Gestehungskosten der Landwirtschaft, insbesondere 
vermehrten Lohnauslagen begründet wurde. Die österreichischen 
Preise sind ebenso wie im Vorjahr nicht unerheblich niediiger als 
jene in Ungarn. In beiden Staaten wurden nur zwei Preisstufen 
vorgesehen, und zwar eine höhere bis zum I5. Dez. 1916, und 
sodann eine niedrigere, wobei die Spannung z. B. bei Weizen und 
Roggen in Oesterr. je 3 K. beträgt (erst 38 und 3ı K., später 
35 und 29 K. vgl. unten Tafel VI). Die Preise für die Hülsen- 
früchte sind die gleichen wie im Vorjahre. Die Mehlpreise 
blieben in Oesterr. unverändert; die KGV hoftt also, mit den im 
Januar 1916 bestimmten Verkaufspreisen das Auslangen zu 
finden. In Ungarn wurde das Brotmehl nur unwesentlich, das 
Backmehl dagegen von 78 auf 96 K. erhöht; der Preis des Koch- 
mehles ist mit 60 K. unverändert geblieben. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß die KGV auch bei der 
Bewirtschaftung der Kartoffeln herangezogen wird. Man 
hat also den Grundsatz möglichster Zusammenfassung der Er- 
nährungsorganisationen noch über Brot- und Futtergetreide und 
Hülsenfrüchte hinaus auch auf die Kartoffel ausgedehnt (Min. 
Vdg. vom 4. Aug. 1916, RGBl. Nr. 244). 

Die Versorgung mit Kartoffeln ist derartig geplant, daß keine 
völlige Bewirtschaftung platzgreifen soll; vielmehr ist das Ein- 
greifen der staatlichen Stellen nur soweit in Aussicht genommen, 
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als es sich um die Bedarfdeckung der großen Verbrauchsgebiete 
handelt. | 

Auf Grund von Bedarfsanmeldungen der Abgangsgebiete 
und einer Uebersicht über die Ernte soll ein Versorgungsplan 
festgestellt werden. Gemäß diesem werden sich die Ueberschuß- 
länder, wie Böhmen und Mähren, zunächst selbst zu versorgen 
haben; weiters haben sie aber noch für andere Länder Zuschüsse 
zu liefern. 

In Ländern, die keinen Ueberschuß aufweisen, haben zu- 
nächst Bezirke, die entweder Ueberschüsse oder doch die 
Deckung des eigenen Bedarfes besitzen, ebenfalls sich selbst zu 
versorgen und eventuell den Ueberschuß für den Landesbedarf 
abzuliefern. | 

Von diesen so greifbar gemachten Ueberschüssen werden 
die Zuschußgebiete beliefert, wobei natürlich der Versorgung von 
Wien eine besondere Bedeutung zukommt. 

Die Sicherstellung der Kartoffeln erfolgt derart, daß die Ver- 
waltungsbehörden auf Grund des gekennzeichneten Versorgungs- 
planes bei den Landwirten gewisse Quantitäten anfordern; dies 
kann auch derart erfolgen, daß einer Gemeinde ein bestimmtes 
Kontingent auferlegt wird. Durch die Zustellung des Anforderungs- 
erkenntnisses der Verwaltungsbehörde (Bezirkshauptmannschaft) 
oder durch die Kundmachung des Aufteilungsplanes der Ge- 
meinde ist die bei den einzelnen Landwirten angeforderte Menge 
gesperrt. (Die Sperre hat eine ähnliche Wirkung wie die Be- 
schlagnahme.) Die gesperrten Mengen werden von der KGV nach 
Maßgabe des Bedarfes abgerufen werden. 

Im Zusammenhange damit wurde die KGV verptlichtet, 
die behördlich gesperrte Menge spätestens bis Ende Mai anzu- 
kaufen. Dem Landwirte ist also die Sicherheit geboten, daß die 
Menge, die seiner freien Verfügung entzogen wurde, ihm zum 
Höchstpreise abgenommen wird. 

Hinsichtlich der nicht gesperrten Mengen besteht grund- 
sätzlich keine Verkehrsbeschränkung, jedoch sind für Transporte 
mittels Eisenbahn oder Schiffahrt Versandbescheinigungen vor- 
geschrieben. Hiedurch ist der staatlichen Behörde die Möglich- 
keit geboten, eine ihr unerwünschte Verschiebung der Kertcf- 
feln hintanzuhalten. 

Die Versorgung muß in zwei Abschnitten erfolgen, wovon 
der erste etwa bis Anfang März 1917 reicht. Hiebei ergibt sich 
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eine Schwierigkeit in transporttechnischer Richtung, weil zur 
Abwicklung der Zuiuhren nur etwa acht Wochen zur Verfügung 
stehen, während der gleichzeitig auch Zuckerrüben- und Kohlen- 
beförderungen bewältigt werden müssen. Man hat daher einver- 
nehmlich mit den Eisenbahnbehörden eine planmäßige Ver- 
kehrsregelung eingeleitet. 

Die Preise wurden derart bestimmt, daß für die erste 
Septemberhälfte 12 K. gewährt wird. Ab 16. Sept. 1916 bis Ende 
Februar 1917 gilt sodann der Preis vongK., ab 1. März 11 K. Durch 
diese Steigerung um 2 K. soll dem Landwirt ein Ersatz für die 
Kosten der Einlagerung und den Schwund geboten werden. Diese 
Preise gelten für den Handel (mit Ausnahme des Kleinverkaufes; 
als Höchstpreise und gleichzeitig als Uebernahmspreise durch 
die KGV. 

Da diese als einziger Käufer für die von den Behörden an- 
geforderten Mengen auftreten und somit insbesondere in den 
Abgangsgebieten den Markt beherrschen wird, soll damit die 
Möglichkeit geschaffen sein, die Einhaltung der behördlich vor- 
zuschreibenden Kleinhandelpreise zu si heın. 

Das Bewirtschaftungssystem der Ernte 1916 wurde noch 
durch eine Reihe neuer Verordnungen über die Verwendung von 
Futtermitteln und Saatgut ergänzt: 

Die Verordnung vom 15. Juli 1916, RGBl. No. 220 regelt 
die Verwendung von Getreide und Mahlprodukten zu Futter- 
zwecken. Die Verordnung vom 30. August 1916, RGBl.Nr. 277 
bezieht sich auf Futtererzeugnisse, die auf chemischem oder me- 
chanischem Wege hergestellt werden. Sie schafft einen Kon- 
zessionszwang für Erzeuger; die Ermächtigung, die vom Acker- 
bauminister erteilt wird, ist zu verweigern, wenn der Herstellung 
Bedenken tierhygienischer oder wirtschaftlicher Natur entgegen- 
stehen; die Futtererzeugnisse werden vor der Erteilung der Er- 
mächtigung durch einen besonderen Fachausschuß geprüft. Der 
Handel ist nur mit solchen Futtererzeugnissen gestattet, zu deren 
Herstellung die staatliche Erlaubnis erteilt war. Die Abgabe 
an die Verbraucher darf nur in verschlossenen Behältnissen er- 
folgen, auf denen die Zusammensetzung des Futtermittels und 
die Angabe der verwendeten Stoffe und der Preis ersichtlich 
gemacht ist. Ankündigungen in Zeitungen oder Prospekten müs- 
sen den Preis des Futtermittels und dessen Zusammensetzung 
enthalten. Mit Verordnung vom 27. Juli 1916, RGBl. No. 232, 


Die Brotversorgung in Oesterreich. 659 


wurde die Organisation der Futtermittelversorgung geregelt; 
der Aufbau der Futtermittelzentrale ähnelt jenem 
der KGV. Endlich wurden durch Verordnung vom 26. Juli 1916, 
RGBl. No. 233 besondere Bestimmungen über den Saatgut- 
verkehr getroffen. 

Den Abschluß des neuen E E E bildet 
die Kaiserliche Verordnung vom 21. August 1916, RGBl. No. 261 
über die Versorgung mit unentbehrlichen Be- 
darfsgegenständen. Damit wurden die früheren Kaiser- 
lichen Verordnungen vom I. August 1914 und 7. August I915 
(siehe oben) auf Grund der gewonnenen Erfahrungen weiter 
ausgestaltet. Zunächst wird angestrebt, tortlaufend tunlichst 
alle Vorräte der inländischen Erzeugung für eine zweckmäßige 
Verteilung zu erfassen. Darum mußte über das Recht zur 
bloßen Beschlagnahme hinaus auch ein Einfluß auf die Pro- 
duktion selbst gewonnen werden. Die Verordnung stellt daher 
einen Produktionszwang auf und überträgt der Regie- 
rung Rechte von außerordentlichem Umfang: sie kann den Er- 
zeugern und Händlern Aufträge hinsichtlich des Betriebes, des 
Absatzes, des Erwerbes, der Preise und der Buchführung erteilen. 
Hiebei ist auf die Leistungsfähigkeit und wirtschaftliche Lage 
des Unternehmens Bedacht zu nehmen. Ebenso können Er- 
zeuger zur Fortführung der Produktion verhalten werden; wenn 
die wirtschaftlichen Voraussetzungen zur Fortführung der Er- 
zeugung nicht zutreffen oder aber die Fortführung verweigert 
wird, kann zur Sicherung der fortlaufenden Produktion die ent- 
geltliche Uebernahme der Betriebsmittel durch den Staat erfolgen. 

Es wurde somit ein bedingter Produktionszwang geschaffen, 
wie ein solcher bereits bei der Kohlengewinnung, dem Erdöl- 
bergbau und hinsichtlich der Feldbestellung besteht. 

Der zweckmäßigen Verteilung der verfügbaren Vorräte 
dienen weitere Vorschriften: Gemeinden oder gemeinnützigen 
Einrichtungen kann die Ermächtigung zum Eintritte in bestehende 
Lieferungsverträge erteilt oder einzelnen Erzeugern oder Händ- 
lern die ausschließliche Versorgung einzelner Anstalten oder Orte 
aufgetragen werden. 

Endlich ist eine allgemeine Ermächtigung zur Erlassung von 
Vorschriften über die Verbrauchsregelung vorgesehen. 

Eine weitere wichtige Neuerung richtet sich gegen den un- 
lauteren Handel, also insbesondere gegenden Kettenhandel: 
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Falls gegen die Art der Geschäftsführung oder gegen die Person 
eines Händlers, der mit unentbehrlichen Bedarfsgegenständen 
Geschäfte betreibt, Bedenken bestehen, kann ihm auf Antrag 
der Bezirksbehörde von der Landesbehörde die Ausübung seines 
Geschäftes untersagt werden. Mit dem Verbote ist insbesondere 
vorzugehen, wenn ein Handeltreibender behördliche Aufträge 
nicht ausführt, wenn er Vorschriften zuwiderhandelt oder wenn 
sich aus der Art seiner Geschäftsführung ergibt ədaß er seine 
Geschäfte nicht zur Versorgung des Marktes, sondern vor- 
wiegend in der Absicht betreibt, die infolge der außergewöhn- 
lichen Verhältnisse eintretenden Preisschwankungen zur Erzielung 
von Zwischengewinn auszunützen«. 

Diese Bestimmungen gegen den Kettenhandel sind auch in 
grundsätzlicher Richtung bemerkenswert: Die Aufstellung der 
Pflicht des Händlers, sein Unternehmen nicht nur um seines 
eigenen Nutzens willen zu betreiben, sondern damit auch der 
Allgemeinheit gewisse, dem Wesen des Unternehmens ent- 
sprechende Dienste zu leisten, ist der individualistischen Wirt- 
schaftsverfassung fremd und aus jener einer früheren Epoche 
entnommen. Man erkennt hier Anklänge an die amtartige Stel- 
lung des Handwerkers der Zunft. Der in der Verordnung zum 
Ausdrucke kommende Standpunkt entspricht hiebei zweifellos 
den Wünschen und der Auffassung weiter Volkskreise, also dem 
gegenwärtig herrschenden Rechtsempfinden. 


* 


Eine vergleichende Betrachtung in der Abfolge der staat- 
lichen Maßregeln auf dem Gebiete der Brotversorgung in Deutsch- 
land und in Oesterreich läßt einen charakteristischen Parallelis- 
mus der Entwicklung erkennen. 

Die Errichtung großer monopolistischer Einkaufs- und 
Verteilungszentralen öffentlichen Rechtes, die Regelung des Ver- 
brauches und die behördliche Festsetzung von Höchstpreisen 
sind Maßnahmen, die auch vom Standpunkte dergrundsätz- 
lichen Beurteilung sehr bemerkenswert sind: Sie stehen 
offenbar zu der bisherigen Wirtschaftsverfassung im Gegensatze. 
Hieher gehört insbesondere auch die strafrechtliche Bestimmung 
gegen die Preistreiberei, das ist die Forderung eines »otfenbar 
übermäßigen Preisese oder das Erstreben eines »übermäßigen 
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Gewinnes«e. Man erkennt die Einschaltung eines vordem unbe- 
kannten objektiven Momentes in die Preisbestimmung und das 
Heranziehen sittlicher Kategorien bei dem Verbote der Aus- 
nützung der durch den Krieg geschaffenen außerordentlichen 
Verhältnisse. 

Verf. beschränkt sich auf den bloßen Hinweis auf diese 
Momente, da die grundsätzlichen Fragen der Wirtschaftsverfassung 
in den Aufsätzen von Jaffe& hier bereits behandelt worden 
sind. 


Wien, Anfang September 1916. 


Tafel I. 


Durchschnittspreis 


von Weizen und Roggen an der Börse für landwirtschaftliche Produkte 


in Wien. 
Jahr Weizen Roggen 
in Kronen für Ioo kg. 
1906 17.84 14.14 
1907 22.34 18.48 
1908 26.06 21.38 
1909 31.— 20.94 
I9IO 25.88 17.10 
IgII 25.92 19.70 
1912 25.38 21.58 
1913 24.62 18.94 


Durchschnittspreis von 1906—ı1913 24.88 19.02 
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Tafel II. 
Amtlich notierte Preise Juni—Dezember 1914 


(bis zum Inkrafttreten der Höchstpreise). 










Weizen: Roggen: Weizenmehl: Roggenmell: 


Nieder- Nieder- 


31 
Monat ‚@ | österreich ?°) | österreich 2) Nr.o Nr. 4. 2) Į 31) 





von | bis von | bis von | bis von | bis von | bis 
i 
Kronen per ıco Kilogramm 











i 2. 28.40 | 21.10 | 21.90 45.80 | 39.— | 40.20 | 32.— | 33.— 
Jun 20. 27.60 | 20.40 | 21.10 45.60 | 38.80 | 40.— | 31.40 | 32.50 
4. 26.90 | 19.60 | 20.— 45.— | 38.20 | 39.40 | 30.50 | 31.— 
li II. 26.50 | 19.20 | 19.60 44.40 | 37.60 | 38.80 | 30.— | 31.— 
Juli 18. 26.20 | 19.60 | 20.40 45.— | 38.— | 39.40 [| 30.— | 31.— 
25. 27.— | 20.20 | 20.90 45.60 | 38.60 | 40.— | 30.50 | 31.50 
14. 31.— [21.50 | 22.50 53.80 | 49.— | 49.80 | 33.20 | 34.50 
August | 22. 31.40 | 22.70 | 23.60 54.— | 49.— | 49.80 | 34.50 | 35.50 
29. 31.60 | 23.— | 23.60 54.— | 49.— | 49.80 | 34.50 | 35.50 
Septb 12. 33.— | 24.66 | 25.20 55.— | 50.— | 50.80 | 36.50 | 37.50 
epror. | 26. 35.60 | 28.60 | 29.40 56.60 | 52.20 | 52.60 | 42.— | 42.50 

z 

) 

IO. 38.20 | 31.40 | 32.40 60.— | 55 20 | 55.80 | 46.— | 47.— 
Oktober |17. 39.60 | 33.— | 33.80 61.50 | 56.60 | 57.20 | 47.— | 48.— 
31. 39.20 | 32.20 | 33.20 62.— | 57.10 | 57.70 | 48.— | 49.— 
7 41.— | 33.20 | 34.40 63.— | 58.— | 58.70 | 49.— | 50.— 
14. 42. 134.40 | 35.40 Bi ga = = So 
Novbr; 21. 43.50 | 35.50 | 36.20 65.— | 60.— | 60.70 | 5I.— | 52.— 
28. 43-50 | 35.60 | 36.40 69.— | 64.— | 65.— | 51.— | 52.— 
Dezbr. 5. 42.80 | 33.80 | 35.20 69.— | 64.— |65.— | 51.— | 52- — 





30) Notierung: ab Stationen. 
31) Notierung: ab Wien. 
3) Am g. Oktober 14 wurden die Zölle außer Kraft gesetzt. 
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Tafel III. 
Höchstpreise. 
Gemäß der Verordnung vom 28. Ncvember 1914. 
Weizen 
| zrucht. Mehlpreise: 
preis 
Gleich- 
Backmehl|Kochmehl| Brotmehl meh? 
in Kronen für 100 kg. 
Niederösterreich 40.50 67.85 | 63.80 47.55 49.40 
Oberösterreich 42.— 70.35 66.15 49.30 51.25 
Böhmen 42.— 70.35 66.15 49.30 51.25 
| Roggen | Gerste | Mais 
Frucht Frucht- . | Frucht- A 
preis Mehlpreis preis Mehlpreis| preis Mehlpreis 
in Kronen für ıco kg. 
Niederösterreich 29.— 45.75 24.— 34.80 
Oberösterreich 30.50 48.15 25.40 36.85 
Böhmen 28.80 45.45 26.20 38.— 
Tafel IV. 
Oesterreichische 


in der Zeit : 


bis 3r. Juli 

1. August bis 

15. August 

16. August bis 
3I. August 

I. September bis 
15. September 

16. September bis 
30, September 


ab r. Oktober 1915 


Uebernahmspreise vom 12. Juli 1915. 


Weizen Roggen Braugerste Futtergerste Hafer 
in Kronen für r00 kg. 
38 30 28 | 26 27 
37 29 28 26 27 
36 28 28 26 27 
35 28 28 26 27 
34 28 28 26 27 
34 28 28 26 26 
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Tafel V. 
Budapester Höchstpreise 1915/16. 


Mit Verordnung vom 23. Juni 1915, wurden für Budapest folgende 
Höchstpreise bestimmt: 


in der Zeit Weizen Roggen Gerste Hafer 
vom ı0. bis 2r. Juli 4I 32 29 28 
vom 22. bis 3r. Juli 40 3I 29 28 
vom ı. bis 10. August 39 30 29 28 
vom II. bis 20. August 38 30 29 28 
vom 2I. August an 37 30 29 29 
Tafel VI. 


Oesterreichische und ungarische Uebernahmspreise vom 16. Juli 1916. 
(Die erste Preisstufe gilt für Lieferungen bis zum 15. Dezember 1916.) 


I II 
österr. ungar.??) österr. ungar.?t) 
Preis in Kronen Preis in Kronen 
Weizen . 2 2 2 2 nn nee. 38 42 35 38 
Roggen. . . 3I 34 29 3I 
Halbfrucht (Weizen v uad | Roggen gemischt 3I 34 29 3I 
Braugerste. . . pa . 36 42 33 38 
Futtergerste . . . 2 2 2 2 22 a oa 32 33 29 30 
Haler ca a ye ed: ir u. ai ee an iO 40 28 37 
Hirse#), . Be an, Me eier Se 28 — — — 
Erbsen oder Finsen os 55 — — — 
Bohnen aller Art mit Ausnahme von Abfall- 
(Futter-) Bohnen . . 40 —— — — 
Abfall- (F pa Bohnen, „Erbsen oder -Lin- 
sen. . . poa ; H a ee a 30 — — — 
Wieken ao a arre Zur a er ee a aG — — — 


Die Mehlpreise wurden in Oesterreich für das Emtejahr 1916/17 in der 
gleichen Höhe wie bisher beibehalten, d. h. für 100 kg 


Backmehl . . . . . 2 202020. ..K Im 
Gries . 2 2 2 2 2 2 2 20202... K 80 
Kochmehl I Eee ee si 90 
Kochmehl II. . . . 2 2 202020. K 58 
Brotmehl s sc s 8 > 8.20... u KR 42 


In Ungarn wurden die Mehlpreise 1916 teilweise erhöht. Die Budapester 
Preise betragen für 100o kg ohne Sack: 


Backmehl (früher Type an een... K. 96.— gegen K. 78.— 
Gries . . nn. K 96.— „ K. 78.— 
Kochmehl (früher Type D nen... K 60.— ,„ K. 60 
Brotmehl . . ? Bee u a R 4220 a Ragaz 
Roggen-Gleichmehl ee ee ee 585 Ze 


33) Die vorstehend angeführten Preise sind die für Budapest gültigen. Neben 
diesen Preisen gelten aber in anderen Preisbezirken des Landes teilweise andere 
und zwar niedrigere Preise, während in Oesterreich der Preis überall gleichge- 
halten, d. h. von der KGV in ihrer Gebarung ausgeglichen wird. 

3) Für Hirse und Hülsenfrüchte gilt der Uebernahmspreis ganzjährig. 
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Die Finanzierung des Krieges in England während 
der letzten zehn Monate!). 


Von 


L. GLIER. 


I. 

England wird im Laufe der ersten zwei Kriegsjahre, einschließ- 
lich der seinen Verbündeten und Kolonien gewährten Unter- 
stützungen, etwa 21, Milliarden Pfd. St. Kriegskosten gehabt 
haben. Davon werden rund 200 Mill. Pfd. St. durch Steuern ?) 
bestritten worden sein; der Rest mußte im Kreditwege bereit- 
gestellt werden. Aus den bisher begebenen zwei langfristigen 
Anleihen wurde ein Betrag von zusammen vielleicht 800 Mill. 
Pfd. St. gewonnen; das übrige kam im Wege kurz- und kürzest- 
fristiger Verbindlichkeiten herein. 

Zur Ausgabe einer dritten Kriegsanleihe hat sich der 
englische Schatzkanzler bisher noch nicht entschlossen; er 
hat sich bei der zweiten Kriegsanleihe »festgefahren. Um 
die Zurückhaltung des Kapitals zu bannen, versprach er, daß 
die Zeichner ihre Stücke in jede langfristige, günstigere Bedin- 
gungen bietende Anleihe ohne Zuzahlung umtauschen 
könnten, und muß nun befürchten, daß er bei Ausgabe einer 
dritten Kriegsanleihe einfach die ganze zweite Kriegsanleihe (rund 
900 Mill. Pfd. St.) zurückerhält ; ohne jeden Ertrag für den Staats- 
schatz; nur mit dem Erfolg, daß die Zinsenlast anwächst. 

Zusammen mit Frankreich nahm England im Oktober 1915 

1) Die Darlegungen berücksichtigen im allgemeinen die Zeit bis Mitte/Ende 
August 1916. — Einige neuere Daten sind in Anmerk ungennachgetragen worden. 

3) Im laufenden Finanzjahr hofft man 300 Mill. Pfd. St. sfür den Kriege — 


einschließlich Verzinsung der Kriegsschuld — aus den laufenden Einnahmen zu 
gewinnen: darunter aus der einmaligen Kriegsgewinnsteuer 86 Mill. Pfd. St. 
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eine Anleihe in New York in der Höhe von roo Mill. Pfd. St. auf 
(Ergebnis 50 Mill. Pfd. St. für England. Den Rest der gegen- 
wärtigen englischen Kriegsschuld, soweit ziffermäßig in die Er- 
scheinung tretend, mit etwa 1300 Mill. Pfd. bilden Schatzwechsel, 
Schatzbonds und die »kleinen Mittele der War Savings Certi- 
ficates und War Expenditure Certificates. 

Diese short-dated Finance hat die Kritik der City in steigen- 
dem Grad wachgerufen und zu mehrfachen scharfen Angriffen 
auf den Schatzkanzler im Unterhaus geführt. Der Economist» 
(vom 12. August 1916, S. 275) nahm keinen Anstand, zu sagen, 
daß die besonders in den Debatten vom Io. August d. J. im Unter- 
haus laut gewordenen Bedenken voiced what is a commonplace 
of daily conversation in financial circles. 


Wortführer den Kritik bei der erwähnten Gelegenheit war Sir 
Charles Henry, der vor allem darauf hinwies, daß die unbe- 
grenzte Ausgabe von Schatzwechseln dem Haus sein Aufsichtsrecht 
über die Gebahrung des Schatzamtes raube. Der Kanzler gelte als 
Purist in Finanzsachen ; mit Schrecken habe er sich von dem Gedanken 
abgewendet, eine Loosanleihe herauszubringen. Aber seine derzeitige 
Politik des Opportunismus und des Behelfsmäßigen sei ebenso wenig 
einwandfrei. Der Staat zahle jetzt 6°/; % Zinsen, wobei das Schatz- 
amt auch immer mehr die Kontrolle über die Einkommensteuer ver- 
liere. Ob der Schatzkanzler wolle oder nicht, eine neue Kriegs- 
anleihe würde binnen kurzem kommen müssen. 

Der Schatzkanzler erklärte, daß er Tag für Tag 5 Mill. 
Pfd. St. aufzubringen habe. Im Laufe der letzten 4 Monate wäre der 
Umlauf an Schatzwechseln um 275 Millionen Pfd. St. gestiegen; der 
Betrag von kurzfristigen Wechseln hätte um 46 Mill. ab-, derin »Year- 
lings« um ı1gg Mill. zugenommen. Während der gleichen Zeit 
seien 154 Mill. in Schatzscheinen (mit 3—5jähriger Laufzeit), 16 Mill. 
in War Expenditure Certificates (mit 2 jähriger Laufzeit) und IQ Mill. 
in Kriegssparscheinen (mit 5jähriger Laufzeit) ausgegeben worden. 
Daneben habe das Schatzamt noch 100 Mill. Pfd. St. an Steuern ein- 
genommen. 

England habe nicht nur für sich, sondern auch für seine Verbün- 
deten zu sorgen. Das sei eine gewaltige und riesenmäßige Aufgabe. 
Tag für Tag müsse man Zahlungen im Ausland in der Höhe 
von weit über I Mill., wahrscheinlich von 2 Mill. Pfd. St., leisten. Nie- 
mand außerhalb des Schatzamts wisse, wie viel man täglich in Dollars 
aufzuwenden habe. Die Bank von England und die großen Aktien- 
Banken könnten den Herren Abgeordneten sagen, daß man heute im 
Ausland viel höhere Zinsen bezahlen müsse als in Friedenszeiten, und 
daß England im Ausland billiger ankomme als irgend eine andere 
kriegführende Macht. 
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r1 Ec sei außer Stand, einen Termin für die nächste Anleihe zu be- 
zeichnen. Wenn sich die Gelegenheit dazu böte und die Lage des 
Geldmarktes es gestatte, so würde er zu deren Ausgabe schreiten und 
die den Inhabern der 2. Kriegsanleihe gegenüber übernommenen 
Verpflichtungen erfüllen. 

Die Verschuldung des Landes veranschlage er für 31. März 1917 
mit 3.440 Mill.; darunter wären 800 Mill. Vorschüsse an Verbündete 
und Kolonien, so daß 2.640 Mill. als rein englische Schuld verblieben. 
Ein solcher Betrag ginge über alle früheren Vorstellungen hinaus; 
aber wäre er wirklich für England erdrückend ? Das englische Volks- 
einkommen würde auf 2.500—2.600 (gelegentlich auch auf 3.000) 
Mill. Pfd. im Jahr beziffert, so daß die Nation am 31. März 1916 etwa 
die gleiche Summe schulde, die sie im Jahre einnehme 3). Der Volks- 
reichtum wäre vorsichtig mit 15.000 Mill. Pfd. St. anzusetzen. Die 
Staatsschuld betrüge mithin am I. April 1917 ?/s des Volkswohlstandes. 
Er erwarte für das laufende Jahr ein Steueraufkommen von 20 % der 
Verschuldung. Man habe allen Grund, stolz auf die Widerstands- 
fähigkeit des britischen Kredits zu sein. Gigantische Steuern seien 
ausgeschrieben und Riesensummen geborgt worden. Die Regierung 
zweifele nicht im geringsten, daß das Volk die gleiche Bereitwillig- 
keit, Steuern zu zahlen und sein Geld dem Staate zu leihen, wie bisher 
so auch in Zukunft zeigen werde, so daß der Staatskredit aufrecht er- 
halten bleibe, so lange der Krieg dauere; und dauere er noch so lange. 

Sir C.Henry gab seiner Genugtuung darüber Ausdruck, daß 
man finanziell so günstig dastehe. Gleichwohl müsse er die gegen- 
wärtige Methode des Kreditnehmens als unwirtschaftlich verwerfen. 
Auf seine Aussetzungen selbst wäre der Schatz- 
kanzler eigentlich gar nicht eingegangen. 


Und damit hatte er Recht. All die stattlichen Ziffern und 
eindrucksvollen Gegenüberstellungen, die im übrigen nicht ganz 
einwandfrei sind und vom Schatzkanzler ja wohl auch nur für 
Ausfuhrzwecke gegeben wurden, besagen zum Thema nichts. 
Es stand nicht zur Debatte die Frage, ob England seinen Ver- 
pflichtungen auch immer gerecht werden könnte, vielmehr die 
Frage, wie solle der Krieg finanziert werden? 
Langfristig oder kurzfristig? Auf diese aber 
gab Mc. Kenna mit seinen Darlegungen und mit dem von ihm 
gezeichneten glänzenden Bild der englischen Staatsfinanzen 
keine Antwort; und so wird — weiter kritisiert. 

Wie eingangs erwähnt, hat England erst zwei langfristige 
Kriegsanleihen zur Zeichnung aufgelegt; die eine im November 

3) Sir C. Henry warf die Fraze dazwischen: What do you msan by national 


iacome? — Mc. Kenna entzeznete, er dächte, das sei a well-understood term. 
It meant the aggregate income of every person in the country. 
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1914 und die andere im Juli 1915. Der Ertrag der letzteren wird 
Mitte Oktober desselben Jahres im wesentlichen aufgebraucht 
gewesen sein. Wovon hat der Schatzkanzler 
seitdem »gelebte? Auf welche Weise hat er sich die zum 
Kriegführen nötigen Mittel beschafft? In der Hauptsache 
durch die 


I. zusammen mit Frankreich im Oktober 1915 in New York (50 
Mill. Pfd. St. englischer Anteil) begebene Anleihe, welche eine 5jährige 
Laufzeit hat und nom. mit 5 % zu verzinsen ist. 

2. Durch die seit Dezember 1915 ausgegebenen Exchequer Bonds 
mit verschiedener Laufzeit, wovon Mitte September d. J. 330 Mill. Pfd. 
im Umlauf gewesen sind. 

3. Durch Treasury Bills — das Hauptstück der gegenwärtigen 
Kriegsfinanzierung — mit 3, jetzt aber meistens 6 (9) und 12 monat- 
licher Laufzeit im Betrage von 980 Mill. Pfd. St. (16. September) 

4. Durch die seit Mai x916 ausgegebenen War Expenditure 
Certificates, 5prozentig, mit 2 jähriger Laufzeit, wovon bisher 21 Mill. 
Pfd. St. in Verkehr gebracht wurden. 

5. Durch die seit Februar 1916 ausgegebenen War Savings Certi- 
ficates (Einzahlung 15 % s, rückzahlbar in 5 Jahren mit ı Pfd.) womit, 
das Schatzamt bis Mitte September etwa 24 Mill. Pfd. hereinbekom- 
men hat’). 


An Buntscheckigkeit läßt die Aufbringung der Mittel zur 
Kriegführung in England derzeit nichts zu wünschen übrig. 
Man bemüht sich, jeden Geschmack zu treffen. Nicht immer 
mit Erfolg. 

Ueber die einzelnen Transaktionen soll im Nachstehenden 
das Wichtigste mitgeteilt werden. 


II. | 

Als der Krieg ausbrach, schuldete New York an London hohe 
Beträge, die von diesem natürlich sofort gekündigt wurden. Die 
Rückzahlung bereitete große Schwierigkeiten; im besonderen 
konnte sich New York nicht durch den Verkauf von in London 
börsengängigen Wertpapieren Erleichterung verschaffen; denn 
die Londoner Börse war geschlossen. Der amerikanisch-englische 
Zahlungsverkehr geriet in Unordnung; zeitweilig galt das Pfund . 


4) Daran reiht sich: 

6. eine zweite Anleihe in New York im Betrage von 5o Mill. Pfd. St. 
Endlich hat man dortselbst geborgt 

7. einen nicht näher zu bezeichnenden Betrag, den man sich mit Hilfe 
der zur Leihe hereingenommenen American Securities verschafft hat. 
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Sterling 7 Doll. (Parität 4.87). Die New Yorker Banken gründe- 
ten einen Goldpool und suchten durch Zahlungen nach Ottawa 
für Rechnung der Bank von England die Dinge wieder ins Geleise 
zu bringen. 

Im Laufe eines halben Jahres änderte sich die Lage von 
Grund aus. Die Lieferungen der Vereinigten Staaten an England 
urd an seine Verbündeten nahmen einen solchen Umfang an), 
daß alle Schwierigkeiten, Zahlungen nach London zu leisten, 
durch den steigenden Export-Ueberschuß rasch behoben wurden, 
und daß nunmehr England auf Mittel und Wege sinnen mußte, 
um. die immer mehr aus dem Gleichgewicht geratende Sterling- 
valuta zu bessern. Bei jeder Gelegenheit legte sich seit etwa März 
1915 das englische Schatzamt die Frage vor: wie wird eine Maß- 
nahme auf die Valuta wirken? Vom Oktober 1915 war diese 
Frage schlechtweg ausschlaggebend. Dafür nur ein charakteri- 
stisches Beispiel! An und für sich hatte das Schatzamt, ein Borger 
größten Stils, alles Interesse an billigem Geld, an niedrigen Zins- 
sätzen; aus Rücksicht auf New York aber bot man zur Versteifung 
des Geldmarktes, um dadurch fremde Depositen heranzuziehen, 
seine Hand. Während das Schatzemt früher Angebote auf 
Treasury Bills eingefordert hatte, um sich die billigsten aussuchen 
zu können, ging es im April 1915 dazu über, seinerseits Wechsel 
zu einem festen Zinssatz auszubieten, den man vielleicht nicht 
hätte zu bieten nötig gehabt, den man aber dem Markt mit Rück- 
sicht auf New York sozusagen aufnötigte, um die Leihsätze hoch 
zu halten. Mit dieser Politik aber war die Entwickelung der 
Dinge auf die Dauer doch nicht in erheblichem Maße zu beein- 
flussen. Dienlicher war der Verkauf von im englischen Besitz 
befindlichen amerikanischen Wertpapieren nach New York, wo 
die Börse zu Beginn Januar 1915 wieder eröffnet worden war. 

Trotzdem ging der Wechselkurs zurück. Englischerseits 


5) Es betrugen im Rechnungsjahr 
1913/14 1914/15 


Mill. Doll. 

die Ausfuhr der Ver. Staaten nach Großbritannien 594 912 
» Einfuhr >» è > aus Großbritannien 294 256 
» Ausfuhr > >» > nach Frankreich 160 369 
» Einfuhr » >» > aus Frankreich 141 27 
®» Ausfuhr >» » > nach Rußland 30 37 
» Einfuhr > > ” aus Rußland 2I 3 
Gesamtausfuhr der Ver. Staaten nach den 3 Ländern 784 1.318 
Gesamteinfuhr der Ver. Staaten aus den 3 Ländern 456 336 


Ausfuhr-Ueberschuß 328 982 
Archiv. f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolik. 43. 2. (Krieg u. Wirtschaft V.) 43 
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begann man auf diesen Mißstand aufmerksam zu machen und 
‚den Amerikanern seine Abstellung zu empfehlen. Diese läge nicht 
so sehr im englischen Interesse als im amerikanischen; denn wenn 
die Dinge sich so weiterentwickcelten, so wäre die amerikanische 
Ausfuhr gefährdet; man würde immer weniger aus den Vereinigten 
Staaten beziehen. Was für ein Geschäft würde diesen entgehen, 
wenn sie die englische Valuta in Grund und Boden sinken ließen! 
(Daß England ruhig zusah, wie der Rubelkurs fiel, und daß man 
zu seiner Hebung nicht sehr viel tat, um gute Geschäfte nach Ruß- 
land machen zu können, war eine Sache für sich!) Wenn die 
Vereinigten Staaten den Deutschen auch nicht den Krieg er- 
klären wollten, so könnten sie doch zur Abkürzung des Krieges 
und zur beschleunigten Niederwerfung des Militarismus wesent- 
lich beitragen, wenn sie fleißig Munition lieferten und England 
die Beschaffung erleichterten durch Hebung der englischen 
Valuta. 

Zeitweilig wurde Gold nach drüben verschifft ©); im Ver- 
gleich zur Höhe der Verpflichtungen, welche in New York Tag für 
Tag England erwuchsen, schlugen aber (von der Möglichkeit, 
daß Amerika schließlich das Gold gar nicht mehr aufnahm, zu 
schweigen) die Beträge nicht zu Buch. Mit einem solchen Be- 
helf war der Entwicklung schon damals (und später erst recht 
nicht! Darüber, daß sich die Dinge mit der Fortdauer des Krie- 
ges immer mehr zu ungunsten Englands entwickeln würden, 
konnte kein Zweifel bestehen) nicht zu begegnen. Da mußten 
stärkere Beschwörungsmittel angewandt werden. | 

Und andererseits war der steigende Verlust, welchen Eng- 
land bei seinen stets wachsenden Einkäufen durch die Entwer- 
tung der Sterlingvaluta drüben erlitt 7), wahrhaftig nicht zu 
übersehen. Die Valuta war bald um 4 %, dann um fast 7 % 
unterwertig $}. Es mußte ein entscheidender Schritt unternom- 


6) Amerika führte im Rechnungsjahr 1915 /16 
Gold ein 494 Mill. Doll. 


» aus 90 >? ? 

Mehreinfuhr 404 Mill. Doll. 

gegen 1914/15 Mehreinfuhr 25 >» > 
gegen 1913/14 Mehrausfuhr 45 ? > 


7) Im Januar 1915 betrug der Durchschnitt für den Sterling-Wechsel 4.837 
(1/3 % unterwertig); im Februar-April 4.795 (11/3% unterwertig). Damals aber 
kamen die großen Kriegslieferungen erst in Schwung. 

8) Den tiefsten Stand erreichte der Sterling-Wechsel am 1. August 1915 mit 
4.51. Am 16. August stand er auf 4.68. 
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men werden. Die »Timese wagten es, der Katze die Schelle 
umzuhängen: England müsse in den Vereinigten Staaten eine 
Anleihe aufnehmen. 

Der Sterling war auf 7 % unter Parität gesunken. Die 
vorerst noch recht vagen Aussichten auf Verwirklichung des von 
dem Blatte gegebenen Rates verhalfen ihm wieder zu 4.70. 

Bei der salten Schulee fand natürlich der Gedanke, daß 
England bei den Amerikanern borgen solle, den lebhaftesten 
Widerspruch. Gar zu einem Zins von 5%! Alle Schuldtitel des 
englischen Staates würden entwertet werden. Das einzig Rich- 
tige wäre die Ausfuhr von Gold und von amerikanischen Wert- 
papieren. 

Mitte August wurde bekannt, daß Mc.Kenna mit führenden 
Londoner Banken Fühlung gesucht, und daß dıüben J. P. Morgan 
und Co. die Sache in die Hand genommen habe. Es begab sich 
eine Kommission nachNewYork mit Lord Readingals Vorsitzenden, 
dem sich Sir E. Holden als Vertreter der Bankwelt und Sir 
H. Babington Smith und Mr. B.P. Blanket als Vertreter des 
Schatzamtes anschlossen. Man glaubte, roo Mill. Pfd. St. ließen 
sich unterbringen. Gelang solches, so konnte man den im Herbst 
regelmäßig fällig werdenden großen Zahlungen für Getreide und 
Baumwolle gelassen entgegensehen. 

Am 27. September wurde amtlich verlautbart, daß die An- 
leihe zustande gekommen sei dergestalt, daß das Syndikat 500 Mill. 
Doll. mit übernommen habe. The Bonds will be repayable 
at the end of five years or convertible at the option of the 
holder into Four and a Half per cent Bonds of the British and 
French Governments, repayable not earlier than fifteen years, 
and not later than twenty-five years from the present time 
by the two Governments jointly and severally. Bonds will 
be issued to the public at 98, yielding, approximately, 51, per 
enct. to the investor. Das Syndikat, geführt von J. P. Morgan 
und Co., welches dafür sorgen werde »that every investor shall 
have an opportunity to subscribe to the issue, will contract to 
purchase the loan from the two Governments at 96s. 

Die Bonds wurden in der Tat bis zu 100 Doll. herab gestückelt, 
so daß auch der kleinste Sparer die Möglichkeit der Zeichnung 
hatte. Man sorgte für eine »broad and popular basis«, wie es in 
der Verlautbarung vcn Lord Reading hieß. 


Die Anleihe war natürlich keine » Kriegsanleihe« (eine solche 
43° 
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würde gegen die Neutralität des Weißen Hauses verstoßen haben), 
vielmehr sein Abkommen zwischen den landwirtschaftlichen 
und industriellen Interessenten der Vereinigten Staaten mit ihren 
regulären und so guten Kunden, um letzteren weitere Käufe 
in der Union zu erleichterne. Die Alliierten bekämen ja kein 
Geld, sondern Waren. Es handele sich darum, die Mittel zur 
Bezahlung der Forderungen amerikanischer 
Staatsbürger zu beschaffen — und ein derartiges Be- 
ginnen hätte mit der Frage: Neutralität oder Nichtneutralität ? 
gar nichts zu tun. »The proceeds of the Loan will be employed 
exclusively in America, for the purpose of making the rate of 
exchange more stable, thereby helping to maintain the volume 
of American expoıts«e (Lord Reading). Mit anderen Worten: 
England hat das Geschäft geschlossen weniger in der Absicht, 
sich selbst als den Vereinigten Staaten einen Vorteil zuzu- 
wenden. 

Vom Standpunkt des englischen Kapitalisten betrachtet, 
genossen die Amerikaner auch eine einzig dastehende Gelegen- 
heit, ihr Geld anzulegen. Sie bezogen 5 L 9 s 3 d per Cent, wäh- 
rend die Anleihe England und Frankreich selbst auf 5 L 18 s 
Io d per Cent, d.h. auf fast 6% zustehen kam. Seinen Mitbürgern 
hatte der englische Schatzkanzler % Jahr zuvor (zweite eng- 
lische Kriegsanleihe) nur 41, % (also I % weniger) geboten. An- 
gesichts einer so glänzenden Verzinsung konnte auch bei keinem 
Engländer (außer bei dem serfahrungsreichene Schatzkanzler) 
ein Zweifel darüber aufkommen, daß die Anleihe ein voller Er- 
folg sein würde. Patriotism plus more than 5 per cent should make 
the new securities look good to American Investors. 

In der Tat waren die Bedingungen, verglichen mit dem, was 
England während des Friedens seinen Gläubigern 
zahlte, »startlinge, um den Ausdruck Mc. Kennas selbst zu ge- 
brauchen. Aber man muß auch die näheren Umstände bedenken 
und hat sich im besonderen vor dem Fehler zu hüten, dem man 
in der deutschen Presse bei der Beurteilung der Anleihebedin- 
gungen mit wenig Ausnahmen begegnet ist: sie bewiesen, daß 
Eng and finanziell unten durch sei. Dieser Schluß war nicht ge- 
rechtfertigt; mit der Kreditwürdigkeit Englands hatte die Tat- 
sache, daß es in New York eine Anleihe zu ungewohnten Bedin- 
gungen aufnehmen mußte, wenig zu tun. Zu glauben, der eng- 
lische Staat wäre im Herbst 1915 nicht mehr für ı Milliarde 


Die Finanzierung des Krieges in England während der letzten zehn Monate. 673 


Mark gut gewesen, gar, er hätte diesen ag nicht mehr im 
eigenen Lande aufbringen können, sondern hape sich deshalb 
an New York wenden müssen, wäre Wahnsinn. Dieeine Tatsache, 
daß England im September 1915 mit einem Schlag Kriegssteuern 
in der Höhe von jährlich ıoo Mill. Pfd. St. auszuschreiben den 
Mut fand (das Deppelte von dem, was es in New York lieh!), hob 
seinen Staatskredit über diesen Zweifel hinweg. Das Ganze war 
keine Kreditfrage, sondern die Antwort auf die Frage: Was will 
England zahlen, um die nötigen Dollars in New York bereit- 
gestellt zu bekommen ? Alleiniger Zweck war: Aufbesserung des 
Sterlingkurses. Es handelte sich um eine typische Valuta-An- 
leihe. Mc. Kenna konnte mit Recht diesen Charakter bei allen 
Gelegenheiten scharf hervorheben °). | 

Die Ursache dafür, daß England in NewYork »betteln gehen« 
mußte, lag einzig und allein in den grundstürzenden Aenderungen, 
welche beim Außenhandel Englands einerseits und der Vereinig- 
ten Staaten andererseits zutage traten !°); in dem ungeheuren 
Steigen der amerikanischen Ausfuhr nach England, Frankreich 
und Rußland !!) bei gleichzeitigem Rückgang der englischen 


», Z.B. in einer Unterredung mit dem Vertreter der NewYork Tribune, 
abgedruckt in den »Times« vom 26. November 1915: The loan recently raised 
in America was properly described as an »exchange loan«. The abılity of Eng- 
land to pay is practically inexhaustible. British credit is unimpaired. But the 
ordinary machinery or payment is inadequate to meet 
the demands made upon it. Time is required to realize securities, 
Bonds and stocks worth thousands of millions of dollars cannot be absorbed in 
a day or a month or even a year. 

10) Es betrug bei den Ver. Staaten die 


Einfuhr Ausfuhr Ausf.-Ueberschuß 
in Milliarden Doll. 
1913/14 1.89 2.36 0.47 
1914/15 1.67 2.77 1.10 
1915/16 2.18 4.34 2.16 


Während der Rechnungsjahre ıgıo/ıı bis 1913/14, also in4 Jahren, 
hatte der Ausfuhr-Ueberschuß 2.20 Milliarden Doll. betragen; jetzt in einem 
Jahr! 

11) In Ergänzung der auf S. 669, Anm. 5 gegebenen Ziffern sei bemerkt, daß 
die amerikanische Ausfuhr betrug nach 


England Frankreich Rußland Zusammen 
in Mill. Doll. 
1915 912 369 37 1.318 
1916 1.518 631 184 2.333 


Man kann angesichts eines solchen »Geschäfts«e verstehen, daß eine »Ge- 
schäftsnatione wie die Amerikaner den Engländern nicht nur die Mittel zur 
Fortführung eines solchen sGeschäfts« zur Verfügung stellte sondern auch 
(von der Postkontrolle bis zu den schwarzen Listen) seingesteckt« hat, was mit der 
feierlich betonten sWürde der Natione sich nicht immer in Einklang bringen ließ. 
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Ausfuhr nach den Vereinigten Staaten, wobei die (zurückgehen- 
den) Erträge aus den englischen Anlagen in amerikanischen 
Wertpapieren ebenso wenig wie die englischen Einnahmen aus 
dem (geminderten) Frachtgeschäft und aus dem (fast ganz weg- 
gefallenen) Reiseverkehr der Amerikaner einen Ausgleich bei der 
Zahlungsbilanz zu bieten vermochten. 

In England nahm man das Ergebnis der New Yorker Anleihe- 
Verhandlungen mit sehr gedämpfter Genugtuung auf. Man 
schlug die Hände über dem Kopf zusammen über die uner- 
hörten Bedingungen, welche die Kommission den Amerikanern 
zugestanden hatte. 

Ueber 5 % Zinsen! — Immerhin: American investors want 
a higher rate than that to which we are accustomed in Europe 
and we must recognise the fact, meinte der Daily Telegraph. 

Ebenso murrte man über die Höhe der dem Syndikate ge- 
währten Kommission. — Immerhin: die Amerikaner verstünden 
sich eben auf das Geschäft. They are shrewd enough to realise 
that we should not concede the terms if it were not worth our 
while to do so. 

Um so durchschlagender müsse aber auch der Erfolg der 
Anleihe sein! Es sei als sicher anzunehmen, daß die Titel ange- 
sichts ihrer Vorzüge bereitwilligst genommen würden, und daß 
eine enorme Ueberzeichnung zustande käme. Bei einer so glän- 
senden Anlage sei jede Möglichkeit, daß den Underwriters etwas 
an der Hand bleibe, schlechtweg ausgeschlossen. Man würde 
sich drüben um die Anleihe reißen. Welch ein Triumph für Eng- 
land-Frankreich! Immerhin: man hatte das Gefühl, daß die An- 
leihe trotzdem eine weitgehende Rechtfertigung dem englischen 
Parlament gegenüber erheische. 

Am 12. Oktober 1915 kam das Anleihegesetz an das Unter- 
haus. Mc.Kenna bat alle drei Lesungen an einem Tag vorzu- 
nehmen. 


Die Banken in New York hätten die Anleihe übernommen; dem 
Publikum könne sie aber noch nicht angeboten werden, weil in Eng- 
land die gesetzliche Sanktion noch fehle. Die französische Regierung 
besitze bereits vom Parlament die Vollmacht zum Abschluß; also müsse 
man auch in England die Sache rasch in Ordnung bringen. 

Nach Bekanntgabe der Bedingungen im einzelnen behandelte 
der Schatzkanzler im besonderen die hohe Verzinsung. Fast 6 % 
wären viel im Vergleich zur zweiten (im Inland untergebrachten eng- 
lischen) Kriegsanleihe. Aber: when we remember that capital can 
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generally earn a higher rate of interest in the United States than in 
this country, the terms of the loan are not more onerous than could 
erasonably be expected. We must not forget that when we are at war 
we cannot hope to borrow in a neutral country on as easy terms as 
we can borrow at home. | 

Die von manchen Seiten angestellte Berechnung, daß der englische 
Staat 7 % zahle, nämlich 6 % Zinsen+ı % entgehende Einkommen- 
steuer, lehnte der Schatzkanzler ab. Die Anleihe laufe darauf hinaus, 
daß man Zahlungen verschiebe, die eigentlich jetzt fällig geworden 
wären. Würden die in NewYork geführten Verhandlungen ergebnislos 
geblieben sein, so würde man 50 Mill. Pfd. St. nach drüben zu zahlen 
gehabt haben, auf welche, wenn die Zahlung durch den Verkauf von 
Wertpapieren geleistet worden wäre, man herüben die Einkommen- 
steuer nicht mehr einnehmen würde. So habe man die 50 Mill. im 
Lande behalten und bekomme darauf die Einkommensteuer weiter- 
hin herein !2). 

An der Hand der Außenhandelsziffer #3) verwies der Schatz- 
kanzler auf die unbedingte Notwendigkeit, für die Hebung der Valuta 
etwas zu tun. Der Verkauf von Dollarswerten nach drüben habe sicher 
eine wohltätige Wirkung geübt; but in itself it would be insufficient. 

Die nach den Vereinigten Staaten gesandte Kommission habe 
keine leichte Aufgabe gehabt. Dort seien große ausländische An- 
leihen noch etwas Ungewohntes; von den many cross-curtents ganz 
abgesehen '*). Mit der Erklärung: The loan isa trade trans- 
action, the terms are fairand reasonable, and 
Irecommend it with confidence to the accep- 
tance of the House, schloß er seine Darlegungen. 

In der Debatte bestritt Sir F. Ban bur y, daß das Geld drüben 
teurer wäre als herüben; das Umgekehrte sei der Fall. Man hätte gar 
nicht nötig gehabt, eine Kommission hinüber zu senden. Besonders 
scharf wandte er sich gegen die Vermittelungsgebühr von 2 % für das. 
Syndikat. I % wäre genug gewesen. Und wenn man einem Bankhaus 
auch nur 200 000 Pfd. geboten hätte für die Entgegennahme der Zeich- 

12) What the ingenious gentlemen who make this criticism (gelegentlich 
auch in der deutschen Presse hervorgetreten!) would like is that we should get 
the income tax twice over — a very good thing to do, and I shuold be glad to do 
it, but when borrowing in a neutral country you cannot expect the neutral lender 
to agree to those terms. The whole calculation that income tax Ought to be recko- 
ned, in addition, to the rate of interest, as a loss to this country is a pure fallacy, 
at least, so it appears to me. 

13) Die englische Einfuhr aus den Vereinigten Staaten wuchs in den ersten 
6 Monaten 1915 gegenüber derselben Periode 1914 — ausschließlich Regierungs- 
käufen — um 53.5 Mill. Pfd.; bei gleichzeitigem Rückgang der Ausfuhr um 12 
Mill. Pid. 

14) Although the transaction was purely for the purpose of meeting liabilities 
already incurred, and payments shortly to fall due, no little opposition was raised 
by some parties whose sympathies are not on our side. I hope that the existence 
ot these parties will not be overlooked in the debate, and that care will be taken 
to avoid the use of language which might be twisted and turned by some hostile 
elements to their advantage and the detriment of the Allies. 


676 L. Glier, 


nungen und für seine Unkosten, so hätte es zufrieden sein können. 
Werde der Schatzkanzler jetzt noch in England eine Anleihe zu den 
Bedingungen der zweiten Kriegsanleihe herausbringen können ? 

Der Abgeordnete Worthington-Evans vermißte eine 
Erklärung des Schatzamtes über seine Politik im allgemeinen. Er 
empfahl zu erwägen, ob die Regierung (nicht durch Beschlagnahme, 
sondern im Austausch gegen War Bonds) sich nicht amerikanische Wert- 
papiere zur Bildung eines Fonds beschaffen wolle, um die Anleihesum- 
men zu mindern und sich bessere Bedingungen zu verschaffen. (Der 
Kern der späteren Mobilisation !) 

Sir J. Whalton hielt es für einen magern Trost, daß die Feinde 
Englands finanziell noch schlechter daran wären als England selbst. 
Man solle das Gesetz annehmen ; aber auch die Regierung und das ganze 
Volk zur größeren Sparsamkeit anhalten. Noch höhere finanzielle 
Ansprüche, als bereits gestellt, stünden dem Lande bevor. 

Mr.Bryce rügte, daß man sich der Dinge nicht schon 6—7 Mo- 
nate früher angenommen. Man hätte auf einen viel größeren Betrag 
dringen sollen; binnen kurzem müsse man wieder drüben vorsprechen. 

Sir T.Whittaker glaubte, daß die Vereinigten Staaten selbst 
ein Interesse daran hätten, den Wechselkurs wieder in Ordnung zu 
bringen. Die Regierung solle auf die fremden Wertpapiere die Hand 
legen und die Wareneinfuhr beschränken. 

Nach Mr. Dillons Auffassung hätten sich die Ver. Staaten 
die Lage Englands zunutze gemacht. Im übrigen beweise die Anleihe 
die Sympathie der Ver. Staaten für England. 

Sir H. Dalziel meinte, vor Monaten hätte man die Anleihe 
billiger haben können. Sie wäre ein Tropfen im Ozean; es würden noch 
mehrere folgen müssen. 

In der Erwiderung auf diese Kritiken! legte Mc. Kenna einige 
Interna mit einer überraschenden Offenheit bloß. Er gebe zu: ein 
Zinssatz von 6 % sei »befremdend« (startling). Er habe infolge- 
dessen auch nicht erwarten können, daß das Haus sich ohne weiteres 
auf den Boden der Tatsachen stellen und der Anleihe so rasch zu- 
stimmen würde. 

Was die von Sir F. Banbury getadelte Höhe der Kommission für 
das Syndikat anlange, so verweise er darauf, daß dieses ursprünglich 
den doppelten Betrag übernehmen sollte. Warum sei das Syndikat 
nicht darauf eingegangen, wenn die Kommission ein so leichter Ver- 
dienst wäre wie sein Kritiker annähme 1°)? Zuerst habe man es mit 
200 Mill. Pid., dann mit 160, dann mit 140 Mill. versucht; schließlich 
habe man 100 Mill. bekommen. Die, welche das Geschäft schlossen, 
wären also nicht ganz sicher gewesen, daß sie sich ihre Vermittler- 
gebühr so leicht verdienen könnten. 

Schon im Juni habe er seine Fühler ausgestreckt. Viele Leute 


15) I think the underwriters know the American public a good deal better 
than the hon. baronet or myself, and if they did not think it goode nough to take 
4 millions for a 200 million loan it was because they were very doubtful whether 
they would be able to float it. 
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hätten ihm gesagt, er bekäme in New York bei 4% % Zinsen jeden be- 
liebigen Betrag; Amerika brenne förmlich darauf, ihm Geld zu leihen.. 
Aber damit habe er nichts anfangen können; er habe ein festes 
Angebotgebraucht. Ein solches habe er zuerst nicht bekommen; 
später eines für einen Teil von ıoo Mill. zu einem höheren Zinssatz, 
als man jetzt zahle. Da habe er denn die Kommission hinübergeschickt, 
um zu sehen, was sich machen ließe. 

Seien die Bedingungen nun wirklich so ungünstig? Wären 5 % 
Zinsen zu viel? That is not a very high price to pay by a country 
which is at war in another country in which we have been told all 
the news is known. Und trotzdem hätten England und Frank- 
reich 100 Millionen Pfd. St. erhalten. 

Er stimme darin mit seinen Kritikern überein, daß ähnliche An- 
leihen noch würden folgen müssen; denn binnen Kurzem seien drüben 
große Verpflichtungen fällig. Aber man würde die Sache sehr vor- 
sichtig zu behandeln haben. Er überlege verschiedene Wege, um 
zum Ziele zu kommen. Aber (damit zielte er auf die empfohlene Be- 
schlagnahme der Dollars-Werte ab) alles in Güte! Keine Zwangs- 
mittel! I might perhaps go so faras towarnthe 
House against any hasty acceptance of the 
idea of taking by compulsion. I hope the House will 
give careful consideration to broad scheme of confiscation. It is my 
object to get over the difficulty in a way satisfactory to all of us 
neither too costly to the State, nor any degree injurious, to the holders. 

In der Einschränkung der Einfuhr würde er so weit gehen wie 
nur möglich; dies sei um so notwendiger, als auch die Ausfuhr zurück- 
gegangen sei. Ueber die Höhe der Einfuhr für Rechnung der Regie- 
rung müsse er eine Auskunftserteilung ablehnen. 

Mr. S. Benn empfahl, das bei der Uebernahme der nächsten 
Anleihe zu bildende Syndikat auf eine breitere Basis zu stellen und 
neben den Firmen des jetzigen auch noch andere zuzulassen. 80 % der 
Amerikaner seien pro.ally! 


Die Anleihe war für beide Parteien ein »geteiltere Erfolg. 
Die »Morning Poste hatte sich seinerzeit aus NewYork melden 
lassen: die Anleihe stelle ein Kompromiß dar. Die Kommission 
habe nicht alles erhalten, was sie gewünscht; namentlich nicht 
den vollen Betrag. In Amerika sei der Eindruck weit verbreitet, 
daß das Sinken der Wechselkurse eine finanzielle Schwäche oder 
die wirtschaftliche Erschöpfung Englands bedeute. Die Bankiers 
hatten daher kollaterale Sicherheiten in Wertpapieren verlangt. 
Die Kommission sei darauf nicht eingegangen, sondern habe 
betont, daß der Kredit der Regierungen Englands und Frank- 
reichs unanfechtbar als Sicherheit ausreiche !%). Die Folge sei 


26) Wars gut, daß man sich weigerte, schon bei der ersten Anleihe ein Pfand 
zu bestellen ? »Ehre und Reputation« gingen ja doch bei der zweiten Anleihe in die 
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gewesen, daß der Anleihebetrag um die Hälfte gemindert und 
der Ausgabepreis unter dem Nennwert festgesetzt wurde. 

Die englische Regierung hatte also nur die Hälfte erreicht 
von dem, was sie zu erreichen gehofft hatte. 

Und wie erging es dem Syndikat? Das erreichte noch 
weniger! 

Der Anleihe erwuchsen vom Anfang an Schwierigkeiten. 
Es gab sehr viele Leute drüben, welche die noch von Bryan fest- 
gelegte Haltung des Auswärtigen Amtes (dahingehend, daß die 
Regierung gegen »Anleihen an Kriegführendee 
sei; daß sie sich aber nicht für berechtigt halte, gegen »K re- 
ditübereinkommen«s Einspruch zu erheben; daß sie 
solche nicht billige und nicht mißbillige) nicht teilten, sondern 
zum mindesten eine Parteilichkeit für vorliegend erachteten; von 
Gewissensbisse spürenden kirchlichen Kreisen ganz abgesehen. 
Dazu kam die Abneigung der Südstaaten, welche sich wegen der 
Behandlung ihrer Baumwolle durch England bedrückt fühlten. 
Und dann die Deutsch-Amerikaner! Diese drohten den der Be- 
teiligung geneigten Banken mit der Entziehung der Einlagen 17). 
In Cleveland und Pittsburg schlug man Bekanntmachungen 
an den Schaltern an, daß man dem Syndikat ferne bliebe. Diese 
Agitation verfehlte ihr Ziel, insoferne die Anleihe doch zustande 
kam; aber sie wird zu dem »geteilten Erfolge des Syndikats mit 
beigetragen haben. 

Die ersten Reutermeldungen verkündigten allerdings einen 
vollen Erfolg. Ihnen zufolge hatte Morgan allein 140 Mill. 
für sich genommen; es wären mit Leichtigkeit noch 500 Mill. 
Doll. unterzubringen gewesen; die Schnelligkeit der Zeich- 
nungen hätte alle Erwartungen übertroffen. Auf diese Nach- 
richten aber fiel alsbald ein Schatten. Es stellte sich heraus, 
daß Jedermann so viel bekommen könne wie er wolle; und zwar 
nicht etwa zu 98, sondern auch zu 97 und 96, d. h. zu dem 
Uebernahmepreis des Syndikats; und — darunter. Die An- 
leihe war ein Mißerfolg. 


Brüche! Mit Recht rieten schon zu Beginn Januar 1916 die »Timese — im Zusam- 
menhang mit dem »Erfolg« der ersten Anleihe — dazu, bei der nächsten Anleihe 
eine besondere Sicherheit anzubieten. Dann könnten die National- 
Banken 25% ihres Kapitals darin anlegen; so nur ıo%. 

17) In der Ausgabe der New Yorker Staats-Zeitung, des führenden deutsch- 
amerikanischen Blattes, vom 18. September las man in der Mitte der ı. Seite 
eine »Todesanzeiges. Ohne jeden Kommentar standen dort, schwarz umrandet, 
4 deutsche Namen tragende Bankfirmen. 
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Man braucht nicht zu glauben, was z.B. die Review of 
Reviews (Januar 1916) berichtete, daß 290 Mill. sofort von der 
Zeichnung zurückgezogen und also nur 2Io Mill. überhaupt dem 
Publikum angeboten wurden; und daß auch davon bei der Auf- 
lösung des Syndikats noch 180 Mill. dalagen, so daß das Publikum 
also nur 30 Mill. genommen hätte; aber glänzende Geschäfte 
hat das Syndikat sicher nicht gemacht. Selbst wenn es bei der 
Meldung des Berichterstatters des Daily Telegraph sein Bewenden 
hat, daß dem Syndikat nur 35 % an der Hand blieben 18) — 
nach Reuter waren es 40 % 1?) —, so war das alles eher als ein 
Erfolg. Um Trostgründe war man allerdings nicht verlegen. 
Too much importance (kabelte der Berichterstatter des Daily 
Telegraph) should not be attached to this when consideration 
is taken of the enormous size of the loan — 50 or 6o per cent larger 
than was ever before offered te American investors at one time. 
Es habe sich um einen Versuch gehandelt; und das Ergebnis 
sei — so habe ihm ein Syndikats-Teilhaber erklärt — »by no 
means unsatisfactory«.. Was immer auch das Publikum abge- 
nommen habe, die Anleihe wäre ein Erfolg gewesen, insoferne 
sie von Banken übernommen wurde, die jeden nicht abgenomme- 
nen Betrag als investment zu behalten von vornherein bereit 
waren. Es sei unbestreitbar, daß ein 5 %iges Papier von einer 
solchen Klasse eine ungemein anziehende Anlage abgäbe, solange 
für tägliches Geld nur 2 % vergütet würden. 

Nun sei allerdings der Preis inzwischen auf 94% gefallen; 
daran aber wäre nur schuld das »short selling of German sym- 
pathisers on this sidee. Dem sei jetzt der Boden entzogen. Mit 
dem wirklichen inneren Wert der Anleihe hätten diese Machen- 
schaften gar nichts zu tun. 

- In der Woche nach Weihnachten stand das Papier auf 94. 
Es verzinste sich mit 5.32% + 1.25 % (jährliche Tilgungs- 
prämie) = 6.57%. Und fand auch dabei nicht viele Freunde. Aber 
das verschlage nichts, meinte der Korrespondent des Daily Tele- 
graph (29. Dezember 1915). Der Kurssturz »causes no distur- 


18) I am able to state positively that the result of the syndicate operations 
in the Anglo French loan is well up to tlhe expectations ot the American bankers 
who participated. It is true that something like 35 per cent. ot the Doll. 500 000 000 
offered was left unsold when the syndicate wnich underwrote the loan expired 
yesterday. 

19) Messrs J. P. Morgan und Co. announce that British und French bonds 
to the value of Doll. 300 000 ooo (L. 60 000 ooo) have already been sold to in- 
vestors. 
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bance to the sentiment in high financial quarterse. Die letzten 
Nachrichten vom Kriegsschauplatz ließen für die Alliierten viel 
zu wünschen übrig. Er mußte aber auch zugeben, daß man eine 
solche Begründung zum Teil ablehne, vielmehr auf the amount 
left in the Hands of the underwriters when the syndicate expired 
verweise. 

Und so war es auch: die Underwriters hatten nach Ablauf 
der zweimonatlichen Sperrfrist zu liquidieren begonnen. Mit Scha- 
den. Die Anleihe ging so schlecht ab, daß man einen Teil nach Hol- 
land abschieben wollte, wobei den vermittelnden Banken eine sehr 
hohe Kommission (2 %) geboten wurde. Wenn angesichts dessen 
die antideutsche Gazette de Lausanne (22. Dezember 1915) meinte, 
der Erfolg sei relatif, très relatif gewesen, so wird man das nicht 
gut bestreiten können. 

Mc.Kenna hat ganz Recht behalten, als er seinen Haupt- 
kritiker Sir Frederik Banbury wegen der Gewährung einer zu 
groBen Kommission etwas »schnodderigs abfertigte; das Geschäft 
lag für das Syndikat nicht entfernt so glatt, als man vielfach in 
London anzunehmen geneigt war. Der Vorteil der Anleihe ruhte 
im wesentlichen auf der englischen Seite: das 
Schatzamt in London bekam die Dollars, nach welchen sein Herz 
begehrte, wenn auch nicht genug; aber das Syndikatin NewYork 
wurde seine an England geliehenen Dollars nicht los. 

Wenn der erstrebte Zweck erreicht werden sollte, so durfte 
natürlich kein Engländer dem Anreiz unterliegen, auf die (gegen- 
über der zweiten englischen Kriegsanleihe wesentlich günstigere 
Bedingungen bietende) New Yorker Anleihedrüben zu zeichnen. 
Es geschah aber doch, was zu zwei Anfragen im Parlament 
führte. Am 16. November 1915 erkundigte sich Sir A. Markham, 
ob nicht ein bekanntes Mitglied des Geheimen Rates ı Mill. 
Pfd.in NewYork gezeichnet habe; und wenn ja, ob britische Unter- 
tanen ein Recht besässen, drüben zu zeichnen und sich der Ein- 
kommensteuer zu entziehen. Der Finanzsekretär des Schatr- 
amtes erwiderte ausweichend. Es werde nicht gewünscht. Zeich- 
ner, die sich in Groß-Britannien aufhielten, unterlägen der Ein- 
kommensteuer aus den Zinsen genauso wie dieses bei einem im Aus- 
lande liegenden englischen Veımögen der Fall wäre. 

Am 2. Dezember 1915 kam der Fragesteller nochmals auf 
die Angelegenheit zurück. Mc. Kenna erwiderte: die Zeichnung 
sei auf ein in Amerika liegendes Kapital hin erfolgt; im vollen 
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Einverständnis mit dem Schatzamt. Der Zeichner unterläge mit 
den Zinsen der englischen Einkommensteuer. 

Dem Abschluß der englisch-französischen Anleihe folgte 
die Eröffnung eines »Handelskreditse an 8 englische Banken 
in der Höhe von 50 Mill. Doll. (je 7.5 Mill. für London City, Lloyds, 
London Country und Union of London; je 5 Mill. für Barclay, 
Parr’s, National Provincial und London Joint Stock), der vor 
kurzem für ein Jahr erneuert worden ist. | 

Nach Zustandekommen der Anleihe wußte man nun zwar, 
welche Mittel dem englischen Schatzamt zur Deckung seiner 
Verpflichtungen in New York zur Verfügung standen; aber man 
wußte nicht, was England im Laufedes Krieges fürNewYork 
noch brauchen würde. Die Vermutung sprach dafür, 
daß es alsbald wieder bei Morgan u. Co. würde vorsprechen müssen. 
So begreift es sich, daß die erste Anleihe kaum unter Dach und 
Fach war, als schon Gerüchte von einer zweiten auftauchten, 
die sich immer wiederholten. Die Gazette de Lausanne wußte zu 
EndeMärz 1916 sogar von Einzelheiten zu berichten. Morganhabe 
6 % Zinsen und große Sicherheiten gefordert; was angesichts 
der Tatsache, daß die erste Anleihe auf 94 stünde, und daß 135 
Millionen noch unverkauft wären, nicht Wunder nehmen dürfe. 

Diese Meldungen wiederholten sich so oft, bis sie vor kurzem 
feste Gestalt angenommen haben. England hat im September 
eine weitere Anleihe von 250 Mill. Doll. in New York aufge- 
nommen. 


III. 

Lange hat der Erlös der 500 Mill. Doll.-Anleihe, der ja in 
2 Teile ging, und von dem indirekt auch Rußland zehrte, nicht 
vorgehalten. Es mußte alsbald auf die Erlangung neuer Zah- 
lungsmittel in New York Bedacht genommen werden. Das ein- 
fachste wäre natürlich eine weitere Anleihe gewesen. Verhand- 
lungen darüber sollen, wie schon bemerkt, auch alsbald nach 
Abschluß der ersten Anleihe begonnen worden sein; im Hinblick 
auf den für die amerikanischen Emissionshäuser wenig be- 
friedigenden »Erfolgs der ersten Anleihe aber waren so drückende 
Bedingungen zu gewärtigen, daß man von ihnen Abstand nahm. 
So reifte denn der Plan, welchen Mc.Kenna bereits in der Debatte 
vom 12. Oktober ı915 hatte durchschimmern lassen, und auf 
den er bei dieser Gelegenheit auch von mehreren Seiten energisch 
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hingewiesen worden war; der Plan, die im englischen Besitz 
befindlichen amerikanischen Wertpapiere 
zur Begleichung der in NewYork anfallen- 
den Verbindlichkeiten heranzuziehen. (Mobilising 
the American Securities.) 

Die ersten bestimmteren Nachrichten über das Vorgehen 
der Regierung gelangten in der zweiten Novemberwoche in die 
Presse. In der »Morning Poste war zu lesen, daß »sder beste Weg 
zur Flüssigmachung unseres in fremden Wertpapieren angelegten 
Reichtums sehr eingehend studiert werde«. Bei der Unzahl von 
Interessen, die da auf dem Spiele standen, wurden natürlıch so- 
gleich die verschiedensten Bedenken gegen die Absichten des 
Schatzamtes und gegen ein »Commandeering« angemeldet. — 
Würden nicht schon auf die bloße Nachricht hin in Wall Street 
die Kurse fallen? Was gäbe das für große Verluste! — Sei die 
Aufnahmefähigkeit der Börse in New York stark genug, um den 
größeren Teil des englischen Besitzes an Dollarwerten nach den 
Vereinigten Staaten übertragen zu können? — Würde es nicht 
genügen, zu bestimmen, daß Trustees keine neuen Amerika-Werte 
mehr in Verwaltung nehmen dürften? Ließe sich der Plan viel- 
leicht beschränken auf Erbauseinandersetzungen, die einen 
ständigen Zufluß von Dollarswerten sichern würden? Ohne 
Gesetz käme man natürlich bei der sprichwörtlichen Inertia of 
Trustees nicht aus! — Würde es nicht genügen, Verkäufe von 
Dollarswerten an der Stock Exchange nur für Exportzwecke 
zu getatten ? — Wenn die Regierung zum Commandeering schritte, 
so müßte sie sich verpflichten, nach Ablauf einer bestimmten Zeit 
die Werte dem Inhaber wieder zu beschaffen. Viele 
Leute hätten Amerikanerwerte zu viel höheren als den derzeit 
geltenden Preisen gekauft; sie dürften nicht geschädigt werden. 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß in englischen 
Blättern (Times) schon damals darauf hingewiesen wurde, daß 
England voraussichtlich genötigt sei, alsbald wieder eine neue 
Anleihe in den Vereinigten Staaten aufzu- 
nehmen, zu deren Sicherstellung man amerikani- 
sche Werte hinterlegen könnte; sonst würden die Bedin- 
gungen vielleicht zu hart ausfallen. 

»Daily Newse haben beim Auftauchen des Mobilisierungs- 
planes Zweifel geäußert, ob man damit Erfolg haben würde. Man 
solle bei der nächsten Kriegsanleihe den Zeichnern in Amerika 
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die Befreiung der Anleihe von der Einkommensteuer versprechen. 
Das würde ziehen; man würde auf diese Weise ein großes Gut- 
haben schaffen, mit dem man drüben bezahlen könnte. Das 
Blatt hat dabei den Bedarf seiner Regierung an Zahlungsmitteln 
für New York ganz gewaltig unterschätzt. Mit einer Gelegen- 
heitszeichnung war das Problem nicht zu lösen; da mußten schon 
stärkere Kräfte beschworen werden. In dieser Erkenntnis hat 
sich wohl auch Mc.Kenna schließlich herbeigelassen, den A n- 
kauf von Amerika-Werten durch das Schatz- 
amt in die Hand zu nehmen und ihre systematische Ausfuhr von 
Staats wegen in die Wege zu leiten. Am 13. Dezember 1915 
legte er dem Parlament die Governement War Obligation 
(Nr. 2) Bill vor und führte dabei u. a. aus: 


Im Verlauf des Krieges müsse England in den Vereinigten Staaten 
viel stärkere Käufe vornehmen wie in Friedenszeiten: die Folge 
seien sehr weitgehende Verbindlichkeiten sowohl Englands als auch 
seiner Verbündeten, deren Geschäfte von England in diesem Falle 
mitbesorgt würden, gegenüber der Union. Man müsse also zu beson- 
deren Mitteln seine Zuflucht nehmen, um den Verpflichtungen drüben 
gerecht werden zu können. Entweder müsse man drüben Anleihen 
aufnehmen oder Wertpapiere nach drüben verkaufen. England be- 
sitze sehr große Beträge an letzteren. Wenn man aber die Dinge wie 
bisher weitergehen lasse, so würde man nicht den Vorteildaraus ziehen, 
den man ziehen könne, wenn der Verkaufin eine Hand gelegt werde. 
Durch eine solche Maßregel könne man den Kurs des Sterlingwechsels 
in den Vereinigten Staaten weit günstiger gestalten als bei dezentrali- 
siertem Verkauf der Papiere. Er habe mit den großen Trust- und Ver- 
sicherungsgesellschaften mehrfach Fühlung genommen und zwei 
gangbare Wege gefunden: Erstes könnte die Regierung alle ameri- 
kanischen (und kanadischen) Wertpapiere, die ihr für ihre Zwecke ge- 
eignet erschienen, kaufen. Das wäre das einfachste Verfahren; man 
nehme es auch in der Hauptsache in Aussicht. Er erbiete sich, Ameri- 
kaner-Werte für den jeweils geltenden Marktpreis zu kaufen und in 
(bar oder) 5%igen Exchequer Bonds zu bezahlen ?°). 

Wenn der direkte Verkauf nicht in Erwägung gezogen werde, n e h- 
me man auch die Wertpapiere mit dem Recht, sie im gegebenen 
Augenblick verkaufen zu dürfen, unter folgenden Bedingungen — zwei- 
tens — zur Leihe: 

a) Die Papiere müßten der Regierung für 2 Jahre zur Verfügung 

gestellt werden. 


20) Zuerst ist nur von der letzteren Alternative die Rede gewesen: We offer 
to any holder to buy such American and Canadian dollar securities as are suitable 
for nur purpose at the middle market price of the day, and to pay in 5 per 
cent five years Exchequer Bonds. 
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b) Der Eigentümer erhielte während der Hinterlegung die sämt- 
lichen fällig werdenden Zinsen und als Vergütung für die Leihe 
außerdem jährlich %% vom Nennwert der Papiere. 

c) Wenn diese von der englischen Regierung in New York ver- 
kauft würden, so erhielte der Eigentümer den vollen Erlös 
in Sterlingen auf Grund des mittleren Kurses an dem Tag, 
an welchem er von dem Verkauf benachrichtigt würde, ohne 
jeden Abzug für Makler-Gebühren und Kommission und dazu 
noch 2 % % von dem so berechneten Verkaufspreis. 

Für Zulassung der Hinterlegungsscheine zum Handel an der 

Londoner Börse soll Vorsorge getroffen werden. 

Natürlich könnte auch der Eigentümer die der Regierung in 
Leihe gegebenen Wertpapiere von sich aus (durch Vermittlung der 
Regierung) drüben jederzeit verkaufen lassen oder sonstwie darüber 
verfügen, vorausgesetzt, daß der Erlös durch den Vertreter der eng- 
lischen Regierung nach London remittiert würde. 

Von einer Schätzung des Betrages der in England liegenden 
‚Amerikaner-Werte sah Mc. Kenna ab; er begnügte sich zu erklären, 
daß beste Kenner den englischen Besitz an amerikanischen Wert- 
papieren auf 7—8 Hundert, andere allerdings nur auf 3—4 Hundert 
Mill. Pfd. St. veranschlagt hätten. 

Für den Fall, daß man derRegierungein Papier zur Leihe gäbe, müßte 
dieser auch das Recht eingeräumt werden, es nötigenfalls zu verkaufen, 
eine Möglichkeit, die aber sehr wahrscheinlich nicht eintreten würde 2%); 
denn keiner Partei stünde der Sinn darnach. Die Regierung gedächte 
die Papiere drüben als Unterlage für Darlehen zu benutzen und müßte 
sich damit einverstanden erklären, daß das Pfand vom Darlehensgeber 
auch verkauft werden könnte. Also müsse sie auch von demjenigen, 
von welchem sie die Papiere leihe, sich das Verkaufsrecht zusichern 
lassen. Im übrigen würde der englische Eigentümer der Papiere ver- 
ständigt werden, wenn man seinen Besitz drüben verkaufen wolle, 
so daß er die Möglichkeit hätte, seine Papiere in New York zurückzu- 
kaufen; wahrscheinlich zu einem sehr niedrigen Preis, da ja die Papiere 
nur im Notfalle (d. h. wenn ihr Wert so stark falle, daß sie zur Deckung 
der auf sie gegebenen Darlehen nicht mehr ausreichten) verkauft 
werden sollten. 

Einem Parlamentsmitglied ging der Schatzkanzler mit diesen 
Vorschlägen nicht weit genug. Er solle es machen wie Lord Derby: 
die Inhaber zur Anmeldung verpflichten und dann die verschiedenen 
Werte nach Bedarf »aufrufene. Dem wurde sofort von SirF.Banbury 
entgegengehalten, daß man mit der bloßen Andeutung eines solchen 
Planes eine Panik herbeiführen und den Markt in NewYork in die größte 
Verwirrung bringen würde. Im übrigen hielt der Genannte die Rede 
des Schatzkanzlers für eine »der törichtsten, die er je gehört«, womit 
er keine Unhöflichkeit beabsichtigt habe. Die zweite Alternative 


21) Diese Erklärung gab Anlaß zu einem sehr ergötzlichen Wortspiel. Der 
Schatzkanzler sagte: In the last resort the Treasury willhave the power to 
sell. That is indispensable. Worauf Sir J. Banbury einwarf: Indefensible. 
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(Leihen der Papiere) erscheine erwägenswert; die erste (direktes Kau- 
fen) nicht. Wenn man dem Schatzkanzler in den nächsten Wochen 
I00 Mill. Pfd. St. zum Kaufe anböte, könne und wolle er sie abnehmen ? 
(Mc. Kenna erwiderte: Diese Annahme sei sinnlos; er würde an und 
für sich den Betrag in 14 Tagen abnehmen können; aber er glaube nicht, 
daß man ihm ihn bringe.) Der Plan wäre mit großen Gefahren ver- 
knüpft. Amerikaner-Werte seien very funny things; die Leute drüben 
sehr gerieben! 

Mc. Kenna entgegnete, daß er nicht beabsichtige, große Men- 
gen auf den Markt zu werfen. Solches wäre nahezu ein unfreundlicher 
Akt gegenüber den Ver. Staaten; er werde im wesentlichen Darlehen 
auf die (gekauften und geliehenen) Papiere nehmen. 

Sir S. Samuel meinte: Es sei allgemein bekannt, daß die 
Regierung schon große Pakete Amerikaner-Werte gekauft habe ??). 
Er hoffe, daß der Schatzkanzler mit seinen Bonds nicht unter die 
Spekulanten ginge. 

InSirT.Whittakers Augen lief der Vorschlag darauf hinaus, 
eine Anleihe bei Leuten aufzunehmen, von welchen man sie sonst 
nicht erhielte. Zwang sei unerwünscht, aber wenn das Angebot zu 
gering wäre, so werde die Regierung zum Zwang ihre Zuflucht zu 
nehmen haben. Der Vorschlag sei ein Ruf an den Patriotismus und 
würde hoffentlich von Erfolg begleitet sein. Wenn Andere ihr Leben 
dem Vaterlande weihten, so wäre es ein sehr geringes Opfer, wenn die 
Besitzer von Amerika-Werten diese zu günstigen Bedingungen der Re- 
gierung zur Verfügung stellten. 

Mr. Sherwell konnte nicht erkennen, wo bei den in Aussicht 
genommenen günstigen Bedingungen — weit günstigeren, als man den 
Arbeitern für ihre Ersparnisse böte — der Patriotismus stecke’? 

Mc. Kenna wies nochmals den Gedanken des Commandeering 
zurück. Wenn man durch irgend ein Mittel den Markt in den Ver. 
Staaten ruinieren könnte, so durch die Ankündigung, daß eine gewisse 
Gruppe Wertpapiere zum Verkauf aufgerufen werde und wie eine 
Wolke über dem Markt hinge. Er wünsche so deutlich wie möglich 
zu sagen, daß, soweit die Regierung in Betracht käme, keine Absicht 
bestünde, den amerikanischen Markt zu überschwemmen. Das Schatz- 
amt wolle sich der Papiere in der Hauptsache als Unterlage für Dar- 
lehen bedienen. 


224) Ob im August 1915 die englische Regierung selbst schon gekautt hat, oder 
ob für amerikanische Rechnung gekauft worden ist, um die Papiere der englischen 
Regierung zu überlassen, steht dahin ; als sicher kann angenommen werden, daß 
amerikanische Bonds in der Absicht, sie zum Ausgangspunkt einer Transaktion 
für Festigung der Valuta zu machen, stark gekauft wurden. Schon damals aber haben 
die »Times« geraten, das Kaufen auf offenem Markt einzustellen und »die nötigen 
Bonds durch Verhandlungen mit Versicherungs-Gesellschaften und anderen großen 
Besitzern amerikanischer Bonds zu sichern«. Eine Option könne sich vielleicht auf 
der Grundlage eines Preises, der eine 4!/, ige Verzinsung garantiere, erwerben 
lassen. Die so erworbenen Bonds könnte man in New York als Unterlage für eine 
Transaktion deponieren, 
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Was für Werte nun nahm das Schatzamt herein ? 

a) Keine reinen Sterling-, sondern nur strikte (U. St. oder 
Canadian) Dollarwerte, bzw. Sterling-Werte, die in Dollar-Werte 
umgewandelt werden konnten. 

b) Schuld-Verschreibungen (Bonds), auf welche seit ihrer Aus- 
gabe die Zinsen immer bezahlt, und Aktien (Shares), auf welche 
seit I. Januar 1913 Dividenden von nicht weniger als 3 % im Jahr 
ausgeschüttet worden waren. 

c) Werte, für welche die Erklärung abgegeben werden konnte, 
daß sie seit Kriegsausbruch nicht in feindlichem Besitz gewesen 
waren | | 

FErfüllte ein Papier diese Vorbedingungen, so sprach die 
Vermutung dafür, daß das Schatzamt es nehmen würde, wenn es 

I. an der Londoner Börse notiert wurde; | | 

2. eine Schuldverschreibung der Vereinigten Staaten Re- 
gierung oder 

3. eines Glied-Staates oder einer Kommune der Vereinigten 
Staaten oder 

4. einer Eisenbahn oder eines sonstigen, dem öffentlichen 
Wohl in den Vereinigten Staaten dienenden Unternehmens 
darstellte; 

5. von der kanadischen Regierung oder einer kanadischen 
Provinz oder Stadt ausgegeben war. Endlich nahm 
man herein 

6. Werte kanadischer Eisenbahnen. 

Bonds von großen industriellen Unternehmungen sollten 
nicht genommen werden, außer von ganz großen Gesellschaften 
(U. St. Steel-Corporation usw.) 

Zur Durchführung des Planes wurde ein Ausschuß nieder- 
gesetzt, bestehend aus 


Sir Robert Chalmers, Vorsitzender 

Brien Cokayne, stellvertr. Gouverneur der Bank von England 
W. G. Bradshaw 
George Henry Pownall 
Herbert Johnson 
George Metcalfe 


Vertreter des Bankers’ Clearing House 
Vertreter der London Stock Exchange. 
Im übrigen wurden die Inhaber von Dollarswerten, welche 


ihre Papiere dem Schatzamt nicht verkaufen oder leihen wollten, 
daran erinnert, daß sie zu dem von diesem verfolgten Zweck 
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auch durch unmittelbaren Verkauf an der Börse und durch den 
Erwerb britischer Staatspapiere aus dem Erlös beitragen 


könnten 22) 

Angebote von Privatpersonen blieben vor dem ı. Januar 1916 
unberücksichtigt; sie durften erst von diesem Tage ab ihre Be- 
stände dem Schatzamt andienen. Zuerst sollten die Angebote 
der großen Versicherungs- und Finanzgesellschaften abgefertigt 
werden. Man wollte überhaupt mit »kleinen Leuten« nicht 
viel zu tun haben; nur mit Besitzern von Ioo 000 Dollars und 
mehr gedachte man direkt zu verkehren; mit Besitzern kleinerer 
Bestände nur durch Brokers ??). 

Es scheint, daß das Schatzamt mit den höchsten Hoffnungen 
ans Werk gegangen ist und sich auf einen großen Ansturm 
einrichten zu müssen glaubte; denn es behielt sich ausdrück- 
lich das Recht vor, nur einen beschränkten Betrag anzunehmen 
und sein Angebot jederzeit zurückzuziehen ?®). In die Verlegenheit, 
von diesem Vorbehalt Gebrauch zu machen, ist es allerdings 
nicht gekommen. | 

Nachdem man die »Großen in der Hauptsache abgefertigt 
hatte, erschien am 5. Januar 1916 eine Ankündigung, welche 
folgendes besagte: 


Der vom Schatzamt eingesetzte Ausschuß wird vom 7. d. Mts. ab 
durch Anschlag in den Geschäftsräumen der National Debt Office und 
in der Börse die Preise bekanntgeben, zu denen er die in der nachstehen- 
den Liste benannten amerikanischen und kanadischen Wertpapiere zu 
erwerben bereit ist. 

Eine Erweiterung des Verzeichnisses steht in Erwägung. 

Indessen erbittet sich der Ausschuß Angebote auch von anderen, 
nicht auf der Liste stehenden Dollarwerten zum Kauf oder zur Leihe, 


2:9) Aus der»Invitation to holders other than insurance and trust companicse, 
abgedruckt in der London Gazette vom 21. Dezember 1915: Holdersof American 
securities are requested to remember that, although they are invited primarily 
to submit suitable securities to the Government under the present scheme, they 
can still contribute marterially towards the achievement of the objects aimed at 
in the scheme by selling their securities in the open markct and reinvesting the 
proceeds in British Government securities. 

23) All lists totalling less than L. 25.000 must be submitted through a member 
of a Stock Exchange, except in the case of insurance and trust companies, whose 
lists may be submitted direct. The commission to the member of a Stock Ex- 
change will be paid by the Treasury, and no commission will be chargeable by 
him to his client in respect of transactions under the scheme. 

24) In view of the fact that it will not be possible for the Treasury to accept 
more than a limited amount of securities under the scheme at the present time, 
it may prove necessary temporarily to withdraw this invitation at any moment. 

44° 
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damit die betr. Papiere in die erweiterte Liste mitaufgenommen werden 
IE ee 


Wird von dem Geschäftsleiter des Ausschusses eine nach Vorschrift 
eingereichte Kaufofferte angenommen, so ist die Bank von England 
gegen Einreichung der betr. Wertpapiere ermächtigt, nach Wunsch des 
Verkäufers die Summe entweder in Exchequer Bonds oder 
in Bar auszuhändigen. 


Zuerst erschienen auf der Liste 54 (wirklicn high class) 
Bonds. | 

In der letzten Januarwoche kam eine aus 45 Nummern 
bestehende Zusatzliste für Bonds heraus mit einem zn die Presse 
gegebenen Wink, man möchte die Leser auffordern, sich mit 
der Andienung zu beeilen; denn die Zusatzliste könnte bald 
wieder zurückgezogen werden ?8). 

Am 5. Februar gab es wieder eine Fortsetzung der Liste von 
B: nds, die für die nächste Zeit ze kaufen das Schatzamt bereit 
wäre 28), 

Am 21. März 1916 wuıde eine neue Liste mit 90 Bonds und 
24 Shares veröffentlicht. 

Ein Wert, der siark ins Gewicht gefallen und von New York 
jedenfalls sehr gern genommen worden wäre, kam nicht auf die 
Liste; die Aktie der Canadian Pacific. Als bekannt geworden 
war, daß das Schatzamt auch kanadische Dollarwerte erwerben 
wolle, hatten kanadische Kreise sofort darauf hingewiesen: 
noch von keinem großen kanadischen Unternehmen wäre die 
Kontrolle an New York gefallen. Im besonderen würde man 
es in Kanada nicht verstehen, wenn die Aktien »des« Eisenbahn- 
Unternehmens des Dominion der Konkurrenz in die Hand ge- 
spielt werden würden. Im Unterhaus war die Angelegenheit 
schon am 16. Dezember 1915 (am Tage nach den Verhandlungen 
über die Government War Obligation Bill) zur Sprache gekommen 
und der Antrag eingebracht worden, kanadische Werte ausdrücklich 
vom Ankauf durch die Regierung auszuschließen. Der Schatz- 
kanzler beschwichtigte: man werde alles tun, um der Möglichkeit 
des Ueberganges der Kontrolle kanadischer Bahnen in fremde 





253) Buying prices will be posted in the London and the various provincial 
Stock Exchanges to-day and on each subsequent weckday until Saturday 5th 
February (inclusive) after which the list may be entirely withdrawn, or prices 
may be offered for the included securities for one davy only at intervals. 

26) Das Verzeichnis trug den Vermerk; The Treasury will cease to offer 
a price for the securities Nr. 73 to 117 included in the list sentouton Jan. 27 
after to day (February 5). 


Die Finanzierung des Krieges in England während der letzten zehn Monate, 689 


Hände vorzubeugen. Kanada-Werte direkt auszuschließen 
empfehle sich nicht; aber er werde den mit der Durchführung des 
Planes beauftragten Ausschuß anweisen, Zurückhaltung zu 
üben. Selbstverständlich werde man mit der kanadischen 
Regierung dauernd in Fühlung bleiben. 

Canada Pacific 6% Notes wurden auf die Ankaufsliste 
gesetzt; die Shares nicht. 

Welche Beträge von Amerikaner-Werten wurden nun 
hereingenommen ? Eine amtliche Verlautbarung darüber ist 
nicht erfolgt. Wir besitzen aber einen Anhaltspunkt dafür im 
Absatz der 5%igen Exchequer Bonds, die ja (ursprünglich wenig- 
stens) zur Mobilisierung der Amerika-Werte ausgegeben wer- 
den sollten, und von denen verkauft wurden: 


bis I. Januar 1916 . . . . 18,20 Mill. 
im Januar I9gI6 . . . . 58,34 >? 
im Februar 1916 . . 42,07 ? 
im März I9I6 . . . . 3508 » 
im April IQIÔ . . . . 30,90 » 


Die obigen Ziffern geben den gesamten Absatz an Ex- 
chequer Bonds an, d. h. den Betrag, den man für gekaufte Ameri- 
kaner-Werte (im Austausch) weggab, u nd dazu denjenigen Betrag 
den man freihändig veräußerte (s. nächsten Abschnitt). Wie er 
sich im einzelnen verteilte, ist, wie schon erwähnt, nicht bekannt ge- 
worden; die eine Schlußfolgerung läßt sich aber wohl aus der obigen 
Uebersicht ziehen, daß dasan das Schatzamt gelangende Verkaufs- 
angebot von Amerikaner-Werten nach dem ersten Ansturm bestän- 
dig gesunken ist, und daß der Schatzkanzler so viel Dollarswerte, wie 
er freihändig erwerben zu können gehofft haben mag, nicht erhielt. 
Das geht auch aus einem Rundschreiben, welches er unterm 16. 
Februar 1916 an die englischen Banken sandte, hervor. Er 
dankte da Allen,welche ihm bei der zur Stützung des Sterlings 
unternommenen Aktion bisher dadurch geholfen hätten, daß 
sie ihre Kunden zur Abgabe geeigneter Amerikanerwerte ans 
Schatzamt veranlaßten, um dann wörtlich fortzufahren: 


»Ich möchte wünschen, daß alle Banken künftighin ähnlich vor- 
gehen und ihren Kunden die hohe Pflicht vor Augen führen, ihrem 
Vaterlande und seinen Verbündeten zu helfen, indem sie dem Schatz- 
‚amt solche Werte — sei es zum Kauf, sei es als Depot — anbieten, 
ohne Unterschied, ob sie auf der Ankaufsliste der Regierung stehen 
oder nicht. Die Gelegenheit zur Hinterlegung der Werte bei der 
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Regierung unter den bereits veröffentlichten und Ihnen bekannten Be- 
dingungen wird bald gewährt werden. 

Indem ich Sie zur Mitwirkung einlade, möchte ich noch besonderen 
Nachdruck darauf legen, daß durch die jetzige Einreichung von Dol- 
larswerten bei der Regierung deren Inhaber dem Vaterlande einen 
Dienst erweisen, insoferne sie bei der Bezahlung von in den Vereinig- 
ten Staaten erstandener Munition und von anderem Kriegsmaterial 
mithelfen, wobei sie im übrigen auch den vollen Gegenwert für ihre 
Papiere erhalten.« 


Aus diesen Zeilen gewinnt man den Eindruck, daß der Zu- 
strom von Dollarswerten nicht so rege war, wie erwartet; sonst 
hätte der Schatzkanzler einen solchen Brief zu schreiben und 
in allen Blättern abdrucken zu lassen, nicht nötig gehabt. 

Auch damit, daß zu Beginn März 1916 die englischen Banken 
beschlossen, keine Darlehen mehr auf amerikanische Papiere zu 
bewilliger, um so deren Besitzer mit sanftem Druck für den Mobili- 
sierungsplan der Regierung geneigt zu machen und dieser die Hasen 
in die Küche zu treiben, scheint die Sache nicht recht vorwärts 
gebracht worden zu sein. In immer kürzeren Zwischenräumen er- 
schienen zwar die Listen der American Securities, welche das Com- 
mittee kaufen wollte; wer aber bei der National Debt Office nur 
spärlich erschien, das waren die Besitzer der gewünschten Papiere. 

Von Mitte Mai ab begann man sich dann energischer auf 
das Bitten und Betteln zu verlegen. Am 15. Mai erschien in allen 
größeren Zeitungen ein schlechtweg nicht zu übersehendes Inserat, 
überschrieben »Important Notice«, in welcher das American 
Dollar Securities Committee auf die Wichtigkeit seiner im natio- 
nalen Interesse zu leistenden Aufgabe hinwies, und alle Besitzer 
der in den verschiedenen Listen näher bezeichneten Dollarswerte 
zum Verkauf oder zur Hinterlegung aufforderte. Man sei zwar 
von den bisherigen Ergebnissen äußerst befriedigt (was nicht 
wörtlich genommen zu werden brauchte; sonst hätte man ja 
nicht zur Annonce und später zur Enteignung zu greifen nötig 
gehabt. Die »Financial Times« erklärten offenherzig: the flow 
of Dollar Securities had slackened to a trickle); im Hinblick 
auf den großen Bedarf an Zahlungsmitteln in den Ver. Staaten 
aber dürfe weder der Verkauf noch die Hinterlegung sinkende 
Ziffern aufweisen. Wer sich seiner Werte noch nicht entledigt 
habe, solle solche alsbald dem Committee zur Verfügung stellen. 

Auch diese »Important Notice« und deren ständige Wieder- 
holung in allen größeren Zeitungen half nicht zum Ziel. 
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Da entschloß sich Mc. Kenna, ordentlich Dampf aufzumachen. 
Schon in der dritten Maiwoche hatten die »Times« den Besitzern 
der vom Schatzamt begehrten amerikanischen Papiere nochmals, 
mit dem Stocke winkend, zum Guten geraten. Wenn sich die 
Inhaber von Dollarpapieren aus Selbstsucht nicht entschließen 
könnten, ihre Werte der Regierung anzubieten, so würden sie 
das noch zu bereuen haben. Eine Woche später wußte man, 
was damit gemeint war: die Enteignung. Gleichzeitig aber wurde 
auch offenbar, daß nach Ansicht des Schatzamtes noch sehr viele 
Werte in den Händen der Privaten (weniger in denen der Ban- 
ken, Trust- und Versicherungs-Gesellschaften) sich befinden muß- 
ten; und weiterhin, daß man in den Ver. Staaten sehr tief in der 
Kreide saß; so tief, daß die bisherigen Angebote nicht entfernt 
ausreichten, um den Zahlungen drüben gerecht werden zu können; 
daß der Sterlingkurs wieder als stark bedroht zu gelten hatte; 
und daß die Gefahr nur abzuwenden war, wenn man sich zu 
großen, nur kurze Zeit wirksamen Goldexporten oder zur Ent- 
eignung der Dollarwerte entschloß. 

Am 25. Mai 1916 erklärte Mc. Kenna im Unterhaus, er 
werde binnen kurzem im Committee of Ways and Means den 
Antrag stellen: 


That there be charged for the year beginning April 6. 1916, and 
for any subsequent year for which income tax is charged on the income 
derived from any stocks, shares, or other securities which the Treasury 
is willing to purchase in connection with any arrangement for 
the regulation and maintenance of the foreign exchanges an additional 
duty at the rate of two shüllings in the pound, and no exemption, abate- 
ment, or relief under the Income Tax Acts shall be given in relation 
to such additional duty. I shall propose also that exceptions may be 
mad: in favour of the income from any securities for the time being 
deposited under any scheme for the regulation or maintenance 
of the foreign exchanges, and, secondly, of the income of any securi- 

ties belonging to institutions trading in foreign countries, which are 
for the time being required to be held in such countries under the 
requirements of the local law. 


Am 29. Mai begründete Mc. Kenna seinen Gesetzesvorschlag. 


Es handle sich um etwas ganz Neues in der englischen Finanzge- 
schichte. Aber daran dürfe man sich nicht stossen; in dieser sei jetzt 
sehr viel neu; z. B. die Tatsache, daß man den größten Krieg der Welt- - 
geschichte finanzieren müßte, in dessen Verlauf man für sich selbst 
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und für die Verbündeten große Aufwendungen im Auslande zu machen 
gehabt habe und noch größere werde machen müssen. 

Mit Waren könne man die Einfuhr aus den Vereinigten Staaten 
nicht bezahlen; die Handelsbilanz schlage immer mehr zum Nachteil 
Englands aus. — Mit Gold habe man schon viel bezahlt; aber da 
gäbe es sehr schnell eine Grenze. England könne nicht beliebige Mengen 
Gold abgeben, und die Vereinigten Staaten würden sich gegen dieselben 
vielleicht auch alsbald sträuben. Dann könne man Anleihen drü- 
ben aufnehmen. Auf diesem Weg habe man zusammen mit Frankreich 
bereits Ioo Mill. Pfd. St. beschafft ?”). 

Alle drei Mittel zusammen könnten jedoch nicht genügen, um den 
Verbindlichkeiten drüben vollauf gerecht zu werden. 

Als viertes Mittel habe der Ankauf von amerikanischen W er t- 
papieren, die sich in englischen Händen befänden, herüben und 
der Verkauf drüben an der Börse in New York *®) zu gelten. Solches 
geschehe schon seit Monaten; daneben nehme man auch Dollarwerte 
zur Leihe, um sie drüben zur Grundlage von Bankkrediten zu machen. 

»Während vieler Monate ist das Ergebnis zu unserer vollsten 
Zufriedenheit gewesen. Wir waren imstande, allen unseren Verbind- 
lichkeiten gerecht zu werden und ein großes verfügbares Guthaben 
in NewYork zu schaffen, das uns in den Stand setzte, allen Zahlungs- 
ansprüchen zu genügen«. 

In der letzten Zeit nun ließe das Angebot von Dollarwerten nach. 
Mehrfach sei der Meinung Ausdruck verliehen worden, das wäre auf die 
Erschöpfung des englischen Besitzes in ihnen zurückzuführen. Mit 
Unrecht. Viele Inhaber von Amerika-Werten seien faul und bequem; 
man müsse ihnen ordentlich die Sporen einsetzen, um sie an ihre Pflicht 
zu erinnern. Jeder Inhaber von Dollarwerten habe sich vor Augen zu 
halten, in welch hohem Maße sein Besitz der Kriegsführung dienen 
könne. Ohne dieses Instrument wäre England in der gleichen Lage 
wie seine Verbündeten, welche die größten Schwierigkeiten hätten, 
in den Vereinigten Staaten ihre Zahlungen zu leisten, wenn England 
ihnen nicht zur Seite stünde. 

»Wer da glaubt, daß der Strom naturgemäß zum Bächlein werden 
müsse, und daß man nichts mehr hereinholen könne, den verweise ich 
auf die Tatsache, daß in der letzten Woche sechsmal so viel Ameri- 
kaner-Werte eingereicht worden sind, wie zwei Wochen zuvor. Undauch 
in der laufenden Woche wird es so sein. Ich denke, wir bekommen, was 
wir brauchen. ohne daß ich weiter gehen muß als jetzt vorgeschlagen. 
Sollte sich aber die Steuer von 2 s auf I L. als unwirksam erweisen, 
so werde ich mir noch größere Machtvollkommenbheiten erbitten müssen.« 

Mit einem förmlichen Zwang zur Abtretung an den Staat könne 
er sich allerdings nicht einverstanden erklären. Bei einem solchen würde 


2#) Man hätte erwarten können, daß der Schatzkanzler sich über die Gründe 
erkläre, aus denen man diesen Weg nicht weiterhin beschreite, aber er schwieg 
sich darüber völlig aus. 

28) Verkauf ? Mc. Kenna hatte doch immer erklärt, daß er die Werte im we- 
sentlichen nur beleihen lassen wolle, sie aber nicht zu verkaufen gedächte. 
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er mit Hunderten von Millionen Dollars überschüttet werden, die er 
aufnehmen müßte, ohne sie drüben veräußern zu können. Bei dem 
gewählten Verfahren aber dürfe er auf einen ständigen Zufluß rechnen. 
Er brauche nichts zu kaufen und nichts zu bezahlen, wovon er nicht 
auch wisse, daß er es drüben verwerten könne. 

Die Steuer solle am ı. Juli in Kraft treten. 

SirF.Banbury stieß sich in der Debatte daran, daß man nicht 
mehr wie sonst eine Steuer für Einnahmezwecke, sondern als Strafe 
erhebe. Das ganze Volk müsse die Kosten des Krieges bestreiten; es 
sei ungerecht, eine Klasse der Steuerzahler zugunsten der übrigen 
besonders unter Druck zu nehmen. Der beabsichtigte Zweck hätte 
ebensogut erreicht werden können, wenn man die Amerikawerte gegen 
Schatzscheine oder andere Regierungswerte eingetauscht hätte mit 
der Verpflichtung, sie nach Beendigung des Krieges zurückzugeben. 

Auch Mr. W. Watson Rutherford äußerte seine Be- 
denken gegen den Vorschlag des Schatzkanzlers, der offen zugebe, daß 
es ihm nicht auf den Steuerbetrag an und für sich ankomme, sondern 
daß er einen anderen Zweck verfolge. Das Vorgehen sei nicht nur ein 
böser Präzedenzfall, sondern nackter Raub (sheer robbery). Ob der 
Eigentümer wolle oder nicht, er müsse verkaufen. Wenn man die Werte 
brauche, so solle man ehrlicherweise ein Gesetz einbringen, welches den 
Inhabern die Verpflichtung auferlege, ihre Papiere bei der Regierung 
zu hinterlegen. 

Sir Joseph Walton erblickte in der Bill »the most flagrant 
proposal, that the Chancellor had yet put forward.« 

Mr. Macmaster sah in ihr a most unjustifiable, unfair, dis- 
criminating and unprecented tax. 

Mr. T. Lo ugh konnte keinen Grund für das Vorgehen ausfindig 
machen. Man solle etwas sparsamer wirtschaften und von Amerika 
weniger kaufen. (Guter Rat ist oft teuer; der gute Rat, der da gegeben 
wurde, war ausnahmsweise billig.) 

SirAlfred Mond meinte, man solle sich auf ändere: Weise 
Kredit in den Vereinigten Staaten beschaffen, z. B. durch eine neue 
große Anleihe. 

Hingegen sprang Winston Churchill dem Schatzkanz- 
ler bei. Dessen Vorgehen sei durch den Krieg vollauf gerechtfertigt. 
Auf die Stetigkeit der fremden Wechselkurse, im besonderen des 
amerikanischen, habe man das größte Gewicht zu legen. Die »Gleich- 
heit der Opfer« dürfe man jetzt nicht allzu sehr betonen. Viele Firmen 
hätten stark gelitten; andere ungeheure Gewinne eingesteckt. Wo 
sei da die Gleichheit der Opfer geblieben ? Herrsche eine solche etwa 
bezüglich der Einschränkung im Lebensunterhalt, bezüglich der Zu- 
kunft der Familien und bezüglich der Frage, ob jemand am Leben 
bleibe oder im Laufe des Krieges getötet werde? Dann könne man sie 
auch auf dem Gebiete der Finanzen nicht heischen. Der Grundsatz, 
daß Steuern zur Beschaffung der Einnahmen da wären, gelte nicht 
für die Kriegszeit. Das Vorgehen des Schatzkanzlers erscheine ihm 
vernünftig, wirtschaftlich und einwandsfrei. Selbst wenn er auf die Ame- 
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rika-Werte, ohne ihren Besitzern den vollen Marktwert zu vergüten, 
die Hand legen wollte, so hätte das Haus ihm auch beitreten müssen. 
Die Regierung dürfe jetzt alles verlangen. 

Bei der 2. Lesung der Finance Bill (22. Juni 16) regnete es 
wieder Angriffe auf den Gesetzesvorschlag. 

SirFrederik Banbury warf erneut die Frage auf, ob man 
wirklich nicht die Werte freiwillig bekommen könne? David Ma- 
son betonte erneut, daß das Gesetz über Leute, welche Amerikaner- 
Werte gekauft hätten, eine Strafe verhänge. Mr.Broughton hielt 
dem entgegen, daß jedermann jetzt Opter bringen müsse. Wenn die Ei- 
nen ihr Leben hingäben, wäre es dann zu viel verlangt, wenn die Anderen 
ihre Amerikanerwerte hergeben müssten ? 

Der Schatzkanzler meinte, alle Einwände vergäßen, 
daß man sich im Kriege befinde. Die Regierung kaufe die Papiere 
im übrigen zum Marktpreis. (Mr. Macmaster warfein: Warum 
nehmen Sie uns denn nicht unser ganzes Eigentum ? worauf der Schatz- 
kanzler entgegnete: Weil wir nicht alles Eigentum brauchen. Wir neh- 
men nur, was wir nötig haben; genau so, wie wir nicht alle Männer 
nehmen, sondern nur. die, welche wir brauchen.) Warum sollen diese 
Werte, deren wir im Interesse des Staates bedürfen, besonders geschützt 
sein ? 

Man habe geraten, die Handels-Bilanz zu bessern durch Aneife- 
rung zur Ausfuhr. Das sei auch ein aus Friedenszeit genommenes 
Argument. Wie könne man zur Ausfuhr aneifern, da man schon mehr 
Aufträge für das Ausland an der Hand habe, als ausgeführt werden 
könnten? Im übrigen kämen die Werte in staatlicher Zahl herein. 
Er hoffe, der Zustrom würde unvermindert noch einige Wochen an- 
dauern. Man brauche alles, was man bekomme. 


Am 28. Juni 1916 meldete sich die Opposition erneut zum 
Worte. | 


Sir Frederik Banbury glaubte, der Staat mache ein 
‘herzlich schlechtes Geschäft. Der angestrebte Zweck könnte besser 
.erreicht werden, wenn man von Amerika weniger kaufe und mehr 
dorthin verkaufe. (Der Mann verfügte über Humor!) Besitze die Re- 
gierung vielleicht gar Werte, welche sie nur schwer wieder los werden 
könnte? Mr. A. Bryce hielt es für ein Unrecht, eine Klasse der Bev l- 
kerung zugunsten Aller zu besteuern. Die Idee der Zwangsmobilisie- 
rung sei nicht bis zum Ende durchgedacht worden. 

Mr. Montagu erklärte, die Regierung kaufe nur Werte, für 
welche sich drüben ein Markt fände. England gehe für sich und für 
seine Verbündeten riesige Verpflichtungen in den Vereinigten Staaten 
ein; da müsse man zum Ausgleich etwas nach den Vereinigten Staaten 
schicken, was man drüben als Gegenwert nehme; und das wären Wert- 
papiere, Gold oder Waren. Die Möglichkeit der Goldverschiffungen 
sei beschränkt; Gleiches gelte für die Ausfuhr von Waren. Allerdings 
greife sich die Regierung jetzt eine bestimmte Klasse von Staatsan- 
gehörigen heraus; der Grund dafür der, daß es sich eben um Werte 
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handele, auf die man jetzt die Hand legen müsse. Im gegebenen Augen- 
blick würde man vielleicht auch noh nach anderen Ver- 
mögensstücken die Hand ausstrecken. 


Mc. Kenna hatte die Genugtuung, in dem Ergebnis seines 
Vorschlages nachträglich die beste Rechtfertigung für sein Vor- 
gehen zu erhalten. Was die verschiedentlichen »Einladungen« 
des Schatzkanzlers, sein Appell an die Vaterlandsliebe, die »Im- 
portant Notices des American-Securities Committee usw. nicht 
fertig gebracht hatten; die bloße Aussicht auf die Straf- 
steuer brachte es zuwege. Der Patriotismus flammte mächtig 
auf, als die vom Schatzkanzler gewählte Maßregel, den Besitz 
an amerikanischen Wertpapieren einer Sondersteuer zu unter- 
werfen, bekannt wurde. Der Drohung gegenübergestellt: eine 
Extra-Einkommensteuer von 2 s auf ı Pfd. aus amerikanischen 
Werten (10% der Rente!) zahlen zu müssen; (von dem weiteren 
Hinweis, daß, wenn das noch nicht zum Ziele führe, der Satz 
vervielfacht werde, ganz abgesehen) drängten sich die Leute 
zur Abgabe ihrer Werte. Jetzt gab es »such a rush to the National 
Debt Office that the officials were unable to cope with the bu- 
siness yesterday«. (Daily Telegr. 31. Mai 16). 

Das Schatzamt war plötzlich auf einesehrreiche Mine gestoßen ; 
»and the new extracting machinery of Mr. Mc. Kenna has probed 
fresh depths whose extent has surprised many of the experts«. 
(Financial Times 3. Juni 16). 

In der finanziellen Wochenschau des Daily Telegraph wurde 
die Maßregel zwar als little surprise bezeichnet, grundsätzlich 
aber gebilligt. Man brauche sich ja von seinen Werten nicht 
endgültig zu trennen; man könne sie der Regierung auch leihen; 
ebenso habe man die Gelegenheit, sie eventl. zurückzukaufen. 
Für weite Kreise der City aber scheint sie etwas mehr gewesen 
zu sein als nur a little surprise 2%). Sobald man aber erkannt 
hatte, daß man nichts gegen die Maßregel ausrichten könnte, 
hielt man dieselbe für ganz zweckdienlich 3°). 

29) The measure, which is to be submitted for approval in the House of 
Commons on Monday, came as a surprise to the City, where in the words of a 
prominent stockbroker, it»felllike a bo m be. (Financial-Times 27. Mai 10.) 

Holders of American dollar securities who have not yet accepted the Go- 
vernments offer either to purchase, or take them on loan, will have received 
a shock atthe announcement made in our yesterday’s issue, that the Treasury 


have determined to take the bull by the horns. (Ebenda.) 
30) The BrOposal...: = 5.2... %% is regarded generally in banking and fo- 
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Alles drängte sich jetzt, dem Vaterlande seinen Besitz an 
amerikanischen Wertpapieren anzubieten; und es zeigte sich, 
daß die Zahl derer, die bis zum Zwang gewartet hatten, über- 
raschend groß war ?!). Die Dollarswerte begannen sich zu lockern; 
ein Strom von Verkaufswilligen ergoß sich nach der Abnahme- 
stelle 33). »Animated Scenes were witnessed at the National 
Debt Office in Old Jewry as a result of the announcement of 
Mr. Mc. Kennas Proposal« (Financial Times 27. Mai 1916). Das 
bisher keineswegs überlastete Committee hatte alle Hände 
voll zu tun ®). Die Dienststunden mußten verlängert werden. 

Der Spott scheint dem Nachtragspatriotismus nicht immer 
erspart geblieben zu sein #). | 

Eine große Ueberraschung brachte die Liste insofern, als 
sie auch die Common Shares der Canadian Pacific aufführte, 
die früher nicht gekauft worden waren. Es stellte sich heraus, 
daß da — ein Zeichen dafür, daß man mit heißester Nadel genäht 
und unter höchstem Druck gearbeitet hatte — ein Versehen 
unterlaufen war. Ursprünglich wollte man überhaupt keine 
Common Shares von amerikanischen Bahnen kaufen, sondern 
solche Werte nur zur Leihe hereinnehmen. Dann strich man 
in der schon gedruckten Liste diesen Satz aus; d.h. man erklärte 
sich auch zum Kaufe von Eisenbahnaktien bereit, vergaß aber 
reign exchange circles in the City as quite a reasonable means 
of securing American stock for Treasury use in regulating the exchange rate 
in New York. (Daily Telegraph 30. Mai 16.) The scheme is considered both 
reasonable and advisable as a means of regulating the New York exchanges 
on London (Daily Telegraph 31. Mai 10). 

31) It was evident from the crowd at the National Debt Office that the 
threadened super-tax on American dividends paid in this country has given 
a great stimulus to the Treasury mobilisation scheme. (Finacial Times 30. 5. 16.) 

32) It was said yesterday that the result has already been to swell the offers 
of American securities, and there was quite a crowd in the morning at the Na- 
tional Debt Office, where the American Committee sit. (Daily Telegraph 
27. Mai 10). 

33) The greater part of the day there was a steady stream of callers at the 
National Debt Office, and at times the staff of officials found it a heavy task 
to cope with the sale to the Treasury of the Treasury of the required bonds. The 
rush extended over a period of four hours, and it was evident that the news of 
the Chancellor’s proposed scheme had had the effect of lessening the tight hol- 
dings. (Financial-Times 27. Mai 16). 

3) An atmosphere of liveliness again pervaded the precincts of the Nati- 
onal Debt Office in Old Jewry on Saturday as a result of Mr. Mc. Kenna’s pro- 
posal... »Mc. Kennas medicine is doing good already 
remarked a wag as he threaded his way with difficulty through the crowd, wiile 
sundry uncomplimentray ejaculations reflected the feeling 
of the public regarding the drastic measure. (Daily Telegraph 29. Mai 16). 
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bei den Common Shares der Canadian Pacific den Vermerk zu 
machen, daß solches für die Aktien dieser Bahn nicht gelte, daß 
diese vielmehr nur zur Leihe genommen würden. 
Später erklärte die Treasury ausdrücklich, sie sei »not prepared to 
purchase Canadian Pacific Common Shares«. | 

Ueber die Güte der Werte, welche die Regierung da vielfach 
nahm, sich ein Urteil zu bilden, fällt nicht schwer. Daß man sich 
freute, recht viel zu bekommen, und daß man insgesamt 984 
Werte zu kaufen bereit war, besagt genug. 

Einer besonderen Behandlung bedurfte der kleine Besitz. 
Das Schatzamt nahm, wie schon bemerkt, Beträge unter 5000 
Pfd. St nur durch Vermittlung eines Bankiers oder eines Mit- 
gliedes der Stock Exchange, dessen Gebühren aber nicht vom 
Verkäufer getragen wurden, vielmehr zu Lasten des Staates 
gingen, zum Kauf an. Auch in Leihe konnte nur ein Betrag von 
5000 Pfd. Tt. an aufwärts gegeben werden. Wer nicht mindestens so 
viel dem Schatzamt anbieten konnte, mußte also entweder sein 
Papier verkaufen oder die Zusatzsteuer bezahlen. Man half da- 
durch, daß man den Banken und Maklern erlaubte, die kleinen 
Beträge zu sammeln und dann dem Committee zu präsentieren 3%) 
mit der Maßgabe, daß auch das Weitere (Auszahlung der Zinsen, 
ev. des Kaufpreises) durch den Einreicher zu besorgen war. 

Natürlich wird zur Strafsteuer nur herangezogen jenes Ein 
kommen, welches der englischen Einkommensteuer an und für 
sich unterliegt. Die Erträge aus in England verwahrten Ver- 
mögen von Personen, welche außerhalb des Landes weilen, 
werden von der neuen Steuer nicht ergriffen. Ebenso scheint 
man neben den geliehenen Werten auch jene Amerika-Werte 
von der Strafsteuer ausgenommen zu haben, die vor dem Krieg 
als Unterlage für ein Darlehen hingegeben wurden, und die nicht 
zurückgefordert werden können, ohne daß deren Eigentümer 
der Vergünstigungen des Moratoriums verlustig ginge. 

Am 2. Juni erklärte das Committee, welches fürs Erste 
keine feste Reihenfolge für die Behandlung der Offerten der Werte 
eingeführt hatte, daß es — ein Zeichen seiner Beanspruchung — 
bis auf Weiteres immer nur jene Werte, welche in den täglich 
veröffentlichten Listen verzeichnet stünden, behandle; für die 


35) The Lords Commissioners of the Treasury hereby give notice that 
holders of any suitable American securities of less than L. 5 000 in amount 
may deposit the same on loan through the medium and in the names oftheir 
bankers, brokers or other approved agents. 
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ausgeschriebenen Eisenbahn-Aktien allerdings sei man jederzeit 
Abnehmer. 

Am 6. Juni erschien die erste Liste der »strafsteuerfälligen« 
Papiere, welcher im Laufe der Zeit 5 Nachträge gefolgt sind. 
Sie enthalten insgesamt 984 Werte. 

Auf der dritten Liste der strafsteuerfälligen samerikanischen« 
Papiere standen 4 canadische Provinzwerte (4%, Manitoba 1949 
und 1950; 4% Saskatchewan 1949 und 1951). Damit, daß das 
Comittee diese zu kaufen sich erbot, wurden aber die Zinsabschnitte 
nicht extrasteuerpflichtig, wenn jemand die Werte ihm nicht ver- 
kaufte. Es handelte sich vielmehr nur um eine Einladung 
zu verkaufen, aber nicht um eine Pflicht zur Entäußerung °®). 

Welchen Eiufluß übte nun die Zuschlagssteuer auf die Andie- 
nung von Dollarwerten ? Aus derUebersicht auf S.689 ist indirekt zu 
ersehen, wie der Zufluß amerikanischer Wertpapiere von Januar bis 
April ständig gesunken ist. Die den Eigentümern im Steuerwege 
jetzt nahegelegte Entäußerung ließ den Absatz der Exchequer 
Bonds natürlich. wieder anschwellen. Mit dem wiederholten Hin- 
weis darauf, daß neben dem Austausch für American Securities 
auch ein freihändiger Verkauf einherging, worüber im nächsten 
Abschnitt Einiges gesagt werden soll, sei festgestellt, daß der 
Absatz betragen hat im April 30.90 Mill. Pfd. (wöchentlich also 


7.50 Mill.) und weiterhin inder...... 
Mill. Pfd. Mill. Pfd. Mill. Pfd. 


I. Mai-Woche 7.86 ı. Juni-Woche 11.05 1. Juli-Woche 9.31 

2.» » 8.27 2.» . » 150 2.% » 731 

3.» »  I2.3837)3. » » 12.93 3. » » 5.81 

4.» » 6.45 )4. » » 9.5I 4. » » 4.57 
5.» » 7.56 


3) This extension of the purchase scheme has raised afresh a feeling in 
market circles that South American Securities may sooner or 
later be embraced in the Treasury mobilisation plan. A vital objection hitherto 
has been the absence of a market forSouth American bonds and shares inthe United 
States, but the understanding that Messrs. Morgan and Company, the 
Anglo-American bankers, are making loans freely upon good 
South American securitiesistaken as an indication 
that New York is about to take a greater interest 
in South American Stocks, in which case a mobilisation of them 
by the Treasury would prove useful asthe backing fer a future loan. 
(Financial Times vom 8. Juli 1916). 

Inzwischen hat man sich bekanntlich zur Mobilisierung — Leihe — auch 
von anderen Werten als Dollarwerten entschlossen. 

37) Von der 2. zur3. Woche ging der Absatz in die Höhe auf die »Important 
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Während der wöchentliche Absatz im Januar durchschnitt- 
lich 16 Mill., im Februar durchschnittlich ıı Mill. und im März 
durchschnittlich 9 Mill. Pfd. betragen hatte, sank er im April 
und in den zwei ersten Mai-Wochen auf unter 8 Mill. Jn der 
zweiten Mai-Hälfte hob er sich wieder auf durchschnittlich 9 Mill. 
und in den 3 ersten Juni-Wochen auf 13 Mill. Pfd. — die Folge 
der Zwangsmobilisation im Wege der Zuschlagsteuer. Im Juli 
ging er auf etwas über 6 Mill. zurück; im August ist er auf wöchent- 
lich 3—4 Mill. gesunken. 

Dem Schatzamt kam bei seinen Bestrebungen, den eng- 
lischen Kapitalisten den größten und besten Teilihres amerika- 
nischen Besitzes zu verleiden, auch eine kleine Hilfe von drüben; 
man erhöhte in den Ver. Staaten die Einkommensteuer von I 
auf 2% und hob gleichzeitig die Befreiung amerikanischer Werte 
im fremden Besitz von der Steuer auf. 

Im Vorstehenden ist der Verlauf der Mobilisation in den ein- 
zelnen Stadien dargestellt worden, soweit er sich in England 
vollzog. Was zur Abwickelung des Geschäfts drüben, auf der 
amerikanischen Seite, vorgekehrt worden ist, entzieht sich bis- 
her der Oeffentlichkeit. Soviel aber scheint sicher zu sein: das 
englische Schatzamt war nicht imstande, sich drüben immer die 
großen Guthaben zu schaffen, die es brauchte. Abgesehen von 
Gerüchten, daß die Aufrechterhaltung des Sterlingkurses zeit- 
weilig mehr dem privaten Eingreifen Morgans zu danken gewesen 
sei als dem Wertpapierbesitz des Schatzamtes; abgesehen davon, 
daß auch immer wieder Gold nach drüben geschickt werden 
mußte beweist die Tatsache, daß die Bank von England im Juli 1916 
den Diskont auf 6%, heraufsetzte, d. h. daß man sich schutz- 
bedürftig fühlte, in Verbindung mit der Aufnahme einer zweit.n 


Noticee, die Warnung der »Timese und das Wissen der Hellhörigen hin. Er 
sank in der 4. Woche, weil man die Ausgabe der neuen Serien von Exchequer 
Bonds (worüber im nächsten Abschnitt gehandelt werden wird) abwarten wollte. 
Man raunte, daß sie mit wichtigen Vorrechten (Steuerbefreiung der Zinsscheine) 
ausgestattet werden sollten. In den 3 ersten Juniwochen steigerte sich dann 
der Absatz wieder. 

Man wird annehmen dürfen, daß viele Besitzer ihre Werte nicht in Exchequer 
Bonds umtauschten, sondern Barzahlung verlangten, so daß der Schatzkanzler 
“zur verstärkten Bereitstellung von Barmitteln gezwungen war. Mc. Kenna begrün- 
dete (Mitte Juli) die außerordentliche Steigerung der täglichen Ausgaben mit »un- 
vorhergeseheuen Umständen«e. Daß sie sich zeitweise von 5 auf 6 Mill. im Tag 
erhöhten, sei mit zurückzuführen auf >the rate at which American securities were 
sold to the Government for the purpose of regulating the american exchange.« 
‘Erklärung im Unterhaus vom 20. Juli 1916.) 
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Anleihe in New York genug für die Annahme, daß die im Wege 
der Mobilisation gewonnenen Werte dem Bedarfe des Schatz- 
amtes nicht immer vollauf genügten. 

In den bisherigen Darlegungen ist immer nur vom Kauf 
von Dollar Securities die Rede gewesen. — Die Regierung nahm 
aber auch, wie erwähnt, für die Dauer von 2 Jahren Werte gegen 
Vergütung von %% zur Leihe herein?8$). Darüber, was ihr 
auf diesem Wege zur Verfügung gestellt wurde, und wieviel sie 
darauf drüben hat leihen können, schwebt vollkommenes Dunkel. 

Die Regierung mußte bei der Mobilisierung darnach trachten, 
einen möglichst großen Posten von Dollarwerten an sich zu 
ziehen; daher neben dem Kauf auch die Möglichkeit der Hinter- 
legung. Mit dem Doppelvorschlag — es bestand ja, fürs erste 
wenigstens, kein Zwang, seine Amerika-Werte der Regierung 
zur Verfügung zu stellen — hoffte man es möglichst vielen 
Leuten recht zu machen 38°). 

Daß der Schatzkanzler erklärte: In the opinion of the Govern- 
ment the simplest and best course was to purchase, gestattet 
ohne weiteres den Schluß, daß es Leute gab, für welche der für 
die Regierung vorteilhafteste Weg das Gegenteil von vorteilhaft 
war. Man braucht nur an den Fall zu denken, daß ein amerika- 
nischer Eisenbahnwert zu 51,% rentierte. Dann war es nicht 
klug, ihn gegen 5prozentige Exchequer Bonds auszutauschen. 
Lieh man ihn aber der Regierung, welche dafür 1⁄4% jährliche 
Vergütung bezahlte, so rentierte der Wert mit 6% ; damit konnte 
man einverstanden sein. 

3) Inzwischen haben die von der Regierung ursprünglich aufgestellten 
Bedingungen für die Hereinnahme von Dollarwerten zur Leine eine Abänderung 
erfahren, insoferne man bei der vor Kurzem in Szene gesetzten gleichen Trans- 
aktion mit einer Anzahl von neutralen Werten (als Pfand für die zweite New 
Yorker Anleihe bestimmt) die Leihfrist auf 514 Jahre erstreckte (Ende des 
Leih-Vertrages 31. März 1922); mit dem Vorbehalt, daß der Schatzkanzler die 
Werte vom 31. März 1919 ab zurückgeben kann. Auch hier werden 34°, Vergü- 
tung auf den Nominalwert gewährt, wobei der Besitzer die Zinsen aus den hinter- 
legten Papieren weiter bezicht. Der Staat kann die Werte im Notfall veräußern, 
wobei der Eigentümer den »Deposit Valuee + 5°, erhält. 

Wer Dollar Securities hinterlegt hat, kann erklären, er wolle die Bedingungen 
des ursprünglichen Leihvertrags durch die des neuen ersetzt schen. 

Die Zinsscheine aus den vom Schatzamt begehrten neutralen Werten fallen 
— vorerst — nicht unter die Zuschlarssteuer. 

38a) The alternative of deposit on loan is intended to meet the case of those 
holders who are not in a position to sell, but are able and willing to assist the 


Government by lending their securities. (Veröffentlichung in der London Gazette 
15. Dezb. 15.) 
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Dadurch, daß man die Möglichkeit auch der Hingabe zur 
Leihe vorsah, bezweckte man vor allem, Schädigungen von jenen 
Kapitalisten abzuwenden, deren Papiere im gegebenen Augen- 
blick unter dem Kurs standen, zu welchem der Besitzer sie 
erworben hatte. Sodann aber auch, den Besitzern aussichts- 
reicher Papiere ihre Chancen nicht zu schmälern, sondern ihnen 
die Möglichkeit der Wahl des Zeitpunkts des Verkaufs, sei es 
während der Dauer der Leihe, sei es später, zu wahren. Wenn 
Amerika vor einem Boom stand; wenn die Eisenbahn-Gesetz- 
gebung drüben zugunsten der Gesellschaft geändert wurde, 
wenn namentlich endlich einmal die schon so lange betriebenen 
Tariferhöhungen kamen, wenn damit die Erträge der Bahnen 
sich steigerten °), so mußten auch die Eisenbahnwerte steigen 49), 
Und dann bedeutete es eine Schädigung des englischen National- 
vermögens, wenn die Werte zur Unzeit abgestoßen ‚worden 
waren. 

Schließlich fiel ins Gewicht, daß man sich auf diese Weise 
für eine verhältnismäßig geringe, d. h. das Budget vorerst wenig 
belastende Vergütung die Unterlage zu großen Lombardge- 
schäften drüben verschaffen konnte. Daß die zu verpfändenden 
Werte nach Jahr und Tag auch wieder ausgelöst werden müssen, 
und daß dann die eigentliche Schwierigkeit beginnt, d. h. daß 
dann die jetzt vom Schatzamt in New York geborgten Beträge 
bereitzustellen sind, galt vorerst als cura posterior. Das Schatz- 


39) Solches ist geschehen. Die amerikanischen Bahnen haben noch nie 
so groBe Ueberschüsse gehabt wie letzthin. Es stiegen während 1915/16 (ab- 
schließend am 30. Juni) gegenüber dem Vorjahr die Netto-Einnahmen bei der 


Southern Pacific um 12.6 Mill. Doll. Southern Railroad » 10.5 Mill. Doll. 
Union » IIQ >? » Norfolk und Western » 10.2 » > 


In den ersten 6 Monaten des Kalenderjahres 1916 nahmen gegenüber der 
gleichen Zeit während 1915 die Reineinnahmen zu bei der 


New York Central um 24.5 Mill. Doll. 
Pennsylvania € 220 « < 


Kriegsmaterialtransporte! Die den amerikanischen Bahnen so günstige Ent- 
wicklung, wurde aber jäh unterbrochen durch die Drohung der 4 großen Verbände 
der Eisenbahn-Angestellten, in den Ausstand zu treten, wenn nicht der Achtstunden- 
tag eingeführt werden würde. Dieser ist unter dem Druck des Präsidenten auch 
Gesetz geworden; ob ə»verfassungsmäßiges«e steht noch dahin. 

40) The financial leaders in this country undoubtedly favour the proposed 
loaning arrangement in preference to a sale of their American investments out- 
right, in view of the fact that the outlook in America is particularly promising 
just now, and seems likely to remain so. (Fin. Times 23. November 1915.) 

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 2. (Krieg u. Wirtschaft V.) 45 
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amt braucht jetzt (außer der Leihgebühr) nichts zu zahlen und be- 
kommt die Möglichkeit der Verfügung über hohe Summen! Daß 
dieser Beweggrund mitspielte, daß es Mc. Kenna (trotz seiner 
gegenteiligen Erklärung) gar nicht angenehm gewesen wäre, wenn 
er alle Dollar-Securities hätte kaufen müssen, daß er einen Teil 
ganz gern auch lieh, weil ihm sonst die Operation zu sehr ins 
Geld gegangen wäre, hat er selbst zugegeben ). 

Wer seine Werte der Regierung lieh, erhielt, wie schon er- 
wähnt, den Zins aus seinen Papieren und 1,% jährliche Extra- 
vergütung. Zwar konnte die Regierung die ihr zur Leihe gegebe- 
nen Papiere verkaufen; aber diese Möglichkeit war nicht sehr 
gıoß. Kam es aber zum Verkauf, so erhielt der Eigentümer 
14 Tage vorher Nachricht, während welcher Zeit er sich den 
Kredit in New York beschaffen konnte, um dort die Werte 
zurückzukaufen. Von der Regierung selbst aber bekam er 102% % 
des in NewYork erzielten Verkaufserlösesin Sterlingen ausgezahlt. 

So einfach die Dinge auf den ersten Blick lagen, so wenig 
konnte der Vorschlag nach dem Willen manches Kapitalisten 
sein; das Risiko war groß. Die Prämie von 24,% für den Erlös 
aus dem Verkauf in New York war zwar nicht zu verachten; 
aber sie wurde nur gezahlt, wenn der Staat die ihm zur Leihe 
gegebenen Werte veräußerte. Solches aber, sagte man sich, 
würde wohl nur der Fall sein, wenn die Kurse drüben stark 
zurückgingen, wenn die Banken die auf die Pakete gegebenen 
Darlehen kündigten, und wenn die englische Regierung keinen 
anderen Ausweg mehr hätte, als eben verkaufen! Wenn solches 
eintrat und der Kurs inzwischen stark gefallen war; wenn ein 
Bond am Tage der Hingabe 100 und am Tage seines Verkaufes 
nurmehr 95 galt, so bekam der Eigentümer nur 971%; er ver- 
lor also 214%. Deshalb verlangte man, daß im Falle des Verkaufes 
der Wert vergütet werden müßte, den ein Papier am 


31) There are enormous difficulties if you take by compulsion. The hon. 
baronet suggested that we should take by compulsion and give the owner of 
the foreign securities the same income from war loan as he gets from the present 
holdings of those securities. But what does that mean ? 

War Loan, even at 96, is paying about L 14 14 s per cent. If we were 
togivethe same income that the holder of foreign secu- 
rities gets from securities which are paying 6,7 or 8 
per cent, wehavetogivehbim nearly half as much more 
War Loan as the value ot his foreign securities. We 
cannot afford todo that. Iwould rather borrow inAme- 
rica at ıo per cent than do that. (Aus der Rede, mit welcher er 
am 14. Dezember 1915 das Gesetz über die Mobilisation begründete.) 
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Tage der Uebergabe gehabt habe. Die Regierung 
ging aber darauf nicht ein. 

Einen anderen Vorschlag hat der Merchants Trust dem 
Schatzkanzler unterbreitet. Die Gesellschaft wollte in New York 
amerikanische Werte im Betrage von 1 Mill. Pfd. St. gegen Zah- 
lung einer jährlichen Vergütung von 4,% hinterlegen, worauf 
eine erstklassige Bank der englischen Regierung die Effekten, 
die mit Zustimmung der Bank selbst sollten ausgetauscht werden 
können, mit einem zu vereinbarenden Betrag beleihen sollte. 
Jm Falle der Veräußerung der Werte durch die Bank sollte die 
englische Regierung sie nach 21, Jahren für den Trust wieder 
anschaffen. Der Unterschied gegenüber dem Regierungs- 
vorschlag war, daß der Eigentümer der Papiere ein Mitbestim- 
mungstrecht gehabt hätte darüber, welcher Betrag auf die Papiere 
geliehen werden sollte (wobei durch Vereinbarung einer größeren 
Marge die Möglichkeit des Verkaufes bis auf o abgeschwächt 
werden konnte,) und daß (gegen Wegfall der Vergütung von 
21%) die englische Regierung die verkaufte Gattung später 
zurückerstatten mußte. Dem Schatzamt scheint der Modus nicht 
beliebt zu haben. 

Und noch eine Möglichkeit! Wenn man der Regierung seine 
Amerika-Papiere für zwei Jahre gegen 1% Zusatzrente zur 
Leihe gab; die Papiere in dieser Zeit stiegen und sich also deren 
Veräußerung empfahl; die Regierung aber die Papiere nicht 
veräußerte und der Kurs beim Ablauf der zweijährigen Frist 
sich wieder ermäßigt hatte, was dann? Hatte man dann nicht 
für das Linsengericht einer zusätzlichen Verzinsung von %% 
im Jahr das Erstgeburtsrecht auf einen das Vielfache des Zusatz- 
zinses darstellenden Kursgewinn verzichtet? — Nein; denn dem 
Eigentümer stand in einem solchen Falle das Recht zu, durch 
die englische Regierung die Papiere drüben zu verkaufen. 

Das Risiko des englischen Staates bei der ganzen Operation 
war auf den ersten Blick nicht gering. In New York hatte man 
seit Beginn 1916 mit der Möglichkeit zu rechnen, daß 
— trotz der gegenteiligen Erklärung Mc. Kennas — immer größere 
Posten für englische Rechnung an der Börse zum Verkauf ge- 
langen würden; begleitet von raschen und starken Kursrück- 
gängen; mit der weiteren Folge der Entwertung der in den Hän- 
den des englischen Schatzamts befindlichen Papiere. Aber ab- 


gesehen davon, daß diese Verluste den englischen Schatzkanzler 
45* 
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nicht so zu schrecken brauchten wie einen Privaten, stand ihnen 
der Gewinn, den er aus der Festigung der Valuta zog, gegenüber. 
Es brauchte dem Schatzkanzler nicht »auf ein paar Millionen 
anzukommen«, wenn er nur sein Endziel, Vermeidung eines großen 
Disagios des Sterlings erreichte. Ob er auf seine Bondspakete 
5 oder 10% mehr oder weniger geliehen erhielt, konnte seine Seelen- 
ruhe nicht erschüttern. Sobald die Befürchtung, daß große und 
größtePosten rasch in New York zum Verkauf gelangen würden, sich 
als nicht stichhaltig erwies, sobald der Auffassung, daß man die 
Börse überschwemmen wolle, der Boden entzogen war, würden 
die Kurse jedenfalls wieder steigen und damit auch die Beleih- 
fähigkeit seines Besitzes. 

All die Risiken werden also dem Schatzkanzler weniger 
Sorge gemacht haben als die Frage: Was er anfangen müßte, 
wenn er alle seinen Zwecken dienlichen, in England befindlichen 
Amerika-Werte an sich gezogen und drüben verkauft oder be- 
liehen hätte ? Einmal mußte er doch mit seinem Ankauf herüben 
und damit auch mit seiner Verkaufs- bzw. Lombard-Tätigkeit 
drüben zu Ende sein! Was dann? 

Ihren Zweck erfüllte die Mobilisation nur einmal; die im 

englischen Besitz befindlichen Dollarswerte konnten nur einmal 
enteignet, nur einmal nach drüben geschickt und dort nur ein- 
mal zur Zahlung benutzt werden. Sobald England seine Dollars- 
werte los war, mußte man ein neues Mittel zur Erfüllung der 
englischen Verpflichtungen in New York suchen. 
: :, Der Mobilisation selbst, die fürs Erste nicht ganz gelang, 
weil: die Besitzer der Dollarswerte (sagen wir einmal) wenig Ver- 
ständnis dafür besaßen, aber ist der große Zug sicher nicht ab- 
zusprechen. Auf neuem Gebiet wurde ein hoher Wurf gewagt. 
Mc. Kenna hat durch sein Vorgehen dem Lande einen wertvollen 
Dienst erwiesen. Seine Entschlossenheit ist um so mehr anzu- 
erkennen, wenn man das englische Vorurteil gegen jeden staat- 
lichen Eingriff in das Wirtschaftsleben, welches der Schatz- 
kanzler da zu überwinden hatte, bedenkt! 

Ueber die ungeheure Erleichterung, welche sich das Schatz- 
amt mit der Mobilisation verschafft hat, braucht kein Wort 
verloren zu werden. Der große Besitz amerikanischer Wertpa- 
piere erwies sich als größter Segen für England. Man stelle 
sich vor, daß es’zum Ausgleich Gold hätte abgeben müssen! 
Es wäre damit bald zu Ende gewesen! Wie stünde es dann heute 


An mi . 
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um die englische Valuta? In welche Schwierigkeiten wäre das 
englische Schatzamt, dessen ganzes Sinnen sich auf die Auf- 
rechterhaltung des Wechselkurses richten muß, geraten, wenn 
es nicht auf die Dollarswerte hätte zurückgreifen können ? Und 
wie bequem hat es (wenigstens vorerst, so lange die Papiere 
nicht ausgelöst werden müssen) das Schatzamt namentlich mit 
den geliehenen Werten! Es zahlt %,%, im Jahr Vergütung und 
konnte sich dabei in New York größte Summen beschaffen. 

Von einem großen und wertvollen Besitz an Auslands- 
werten hat sich jetzt England allerdings in der Hauptsache trennen 
müssen; als Trost mag ihm dienen: mit Gewinn! Die günstige 
Börsenlage in den Vereinigten Staaten fast während des ganzen 
Jahres 1915 bot mit ihren sehr hohen Kursen nicht nur Gelegen- 
heit zu vorteilhafter Veräußerung von im englischen Besitz be- 
findlichen Amerikaner-Werten, sondern half auch dazu, viele 
seingefrorenen« Positionen der Londoner Börse zu lösen. 

Es traf sich auch sehr gut, daß Englands beste und größte 
ausländische Kapital-Reserve aus Werten jenes Landes bestand, 
welches sein Hauptkriegslieferant geworden war. Europäische 
Werte konnten ihm nicht viel helfen; ihre Märkte waren ja be- 
schränkt. Anders die Vereinigten Staaten! Diese verdienten viel 
und waren infolgedessen aufnahmefähig für jene Werte, welche 
aus England zurückflossen. 

_ Und wie wird es nach dem Kriege werden? Den Tribut, den 
London bisher von den Vereinigten Staaten, im besonderen 
von ihren Bahnen, empfing, erhält es in Zukunft nur mehr in 
beschränktem Umfang. Aus der Zahlungsbilanz Englands ist 
ein starker Posten verschwunden; zum internationalen Ausgleich 
kann er nicht mehr benutzt werden. Die Rechnungen für die 
Baumwolle, das Kupfer, das Getreide usw., die man bisher aus 
der Union empfing und in Zins- und Dividendenscheinen amerika- 
nischer Eisenbahn-Unternehmungen bezahlte, werden künftig 
in anderer Weise beglichen werden müssen. 

Professor H. S. Foxwell hat den Besitz Großbritanniens an 
U. St. Securities auf 650 Mill. Pfd. St., darunter etwa 500 Mill. 
Pfd. St. Eisenbahnwerte geschätzt. Ein stattlicher Posten! Und 
doch klein angesichts der enormen Summen, welche Tag für Tag 
für die englische, französische, russische und italienische Regierung 
nach New York geleistet werden müßten — mit aller Aussicht, 
daß sich der Born alsbald erschöpft, und daß dann auch cana- 
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dische und südamerikanische Werte, soweit man 
in den Vereinigten Staaten sie aufzunehmen bereit ist, an die 
Reihe kommen werden. Mc. Kenna hatte es ja mit seiner Steuer 
nicht nur auf die unwilligen Besitzer der Dollars-Werte ab- 
gesehen, sondern auf die Besitzer aller Wertpapiere, 
deren Erwerb dem Schatzamt für die Regelung des Wechselkur- 
ses dienlich erscheint. Auf eine Anfrage von Sir Frederic Banbury, 
ob sich das Gesetz auf jedes Wertpapier beziehe, erklärte der 
Schatzkanzler ausdrücklich: The resolution is in the 
widest possible form. The limitation is that the Trea- 
sury must offer to buy the securities. Er kann also nicht nur 
auf Yankee-Werte, sondern auch aufsolche Nicht-Yankee-Werte 
die Hand legen, welche den Yankees genehm sind 43). 

Der Rückfluß der Amerikaner-Werte vor, neben und in- 
folge der Regierungsaktion war jedenfalls enorm. Was man 
gelegentlich hörte, kann nur auf einer mehr oder minder gewagten 
Schätzung beruht haben. Gleichwohl brauchen die Angaben 
nicht ganz beiseite geschoben zu werden; sie vermitteln wenig- 
stens andeutungsweise ein Bild von der Uebertragung, die da 
vor sich ging. | 

Bis Mitte Dezember 1915, also bevor Mc. Kenna mit seinem 
Umtauschvorschlag auf den Plan trat, veranschlagte man den 
aus Europa nach den Vereinigten Staaten zurückgeflossenen 
Betrag auf 1500 Millionen Doll. (davon aus Großbritannien 900; 
aus Deutschland 300; aus Frankreich 150; aus Holland Ioo und 
aus sonstigen Ländern 50 Mill. Doll.). Dabei scheinen in der vor- 
stehenden Ziffer jene Beträge, welche nach Amerika während 
der Zeit flossen, da drüben die Börse geschlossen war, nicht ein- 
begriffen zu sein. | 

Diese Taxe dürfte aber doch etwas zu hoch gegriffen gewesen 
sein; denn die New Yorker Bankfirma Henry Clews schätzte 
erst zu Ende Juni 1916 den Betrag der von England nach 
den Vereinigten Staaten gegangenen Wertpapiere auf 14, Milli- 
arden Doll., wozu noch 200 Mill. Doll. Gold kamen 43). 

4) Inzwischen bereits im Wege vorerst sfreiwilliger«Mobilisation geschehen. 

43) „But her borrcwing capacity, fuhr der Wochenbericht fort, does not 
end here (d. h. bei den American Securities) by any means. Great Britain owns 
L. 15000000 foreign securities outside ofAmericans, which 
she could readily put up as collateral, and, in addition, she has L. 7 000 000 000 
of Home Railway Securities upon which she could borrow heavily 


if necessary.e — Man sieht also in den Vereinigten Staaten schon sehr weit in 
die Zukunft. 
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Der Präsident der Delaware und Hudson Railway Mr. 
Loree befragte die 144 Eisenbahn-Gesellschaften, welche Strecken 
mit über roo Meilen betreiben und von denen 105 Werte im 
Auslande liegen hatten, nach deren Höhe. Das Ergebnis jener 
Rundfrage war, daß im Auslande sich befanden im 


Januar 1915 Juli 1915 Juli 1916 
Mill. Doll. Nennwert, 
an Pref. Stock 204.39 163.13 120.60 
> Sec. Pref. Stock 5.56 5.61 4.86 
» Comm, Stock. 573.88 511.44 336.76 
» Debt. Bds. 187.51 160.29 74.80 
> Collt. Trust Bds. 282.42 180.59 85.17 
» Mortg. Bds. 1371.16 1150.34 774.79 
» Equipm. Tr. Bds, 20.23 25.25 7-79 
mit anderen zusammen 2704.40 2223.51 1 415.63 


Die Zuverlässigkeit dieser Ermittelung wird beeinträchtigt 
durch die Möglichkeit, daß Werte auf den Namen amerikani- 
scher Banken nur eingetragen sind, aber Ausländern gehören. 

Zu Beginn September 1915 veröffentlichte Wall Street Journal 
eine Uebersicht, derzufolge Amerika an Kriegführende 1115 Mill. 
Doll. und an Neutrale 356 Mill. geliehen und außerdem für 
2000 Mill. Doll. Wertpapiere aus fremdem Besitz zurückerwor- 
ben hatte. | 

Bei einem Wertpapier kann man die Rückwanderung genau 
verfolgen, nämlich bei den Aktien der U. St. Steel Corporation. 
Zu Beginn 1915 lagen von den common Shares I 193 000 Stück 
im Ausland, zu Ende des Jahres nurmehr 697 000 Stück ). 
Bei den Preferred Shares fiel der auswärtige Besitz von 309 500 
auf 274 600 Stück. 


~ Auf eine Anfrage im Unterhaus am 1. Juni 1916 lehnte es der Sekretär des 
Schatzamtes als nicht im öffentlichen Interesse gelegen ab, den Gesamtbetrag der 
Dollarswerte zu nennen, welche in dem Zeitraum zwischen der ersten Aufforderung, 
sie dem Staat zur Verfügung zu stellen (Dez. 1915), und zwischen der Androhung 
der Strafsteuer, der Regierung an die Hand gegeben wurden; aber er gab zu, daß 
die Ergebnisse der letzten Tage sehr zufriedenstellend gewesen sind. 

4) Nennwert d. Ende 1913 in engl. Händen befindl. Stammakt. 77.94 Mill. Doll. 


? » IQI4 > » 9 » ? 71.06 » » 
» è 1915 è > » » » 35-51 » > 
» è 1913 »franz. » > » 6.79 » >» 
» » 1915 » > » » » 5.02 >» » 
» »* 1913 » holl. » » » 35.16 » >» 
9 » I9IīI5» >» » » > 23.86 » >» 


Die englische Regierung kaufte keine Common Shares der U. St. Steel 
Corporation, sondern nur die Schuldverschreibungen dieses Unternehmens. 
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Den größten Posten von Dollarswerten dürfte das englische 
Schatzamt von den Carnegie Hero Fund Trustees der Universität 
von Schottland und von den Carnegie Dumfernline Trustees zum 
Kauf angeboten erhalten haben. Die Verwalter dieser beiden 
Stiftungen erhielten für ihren Besitz an Bonds der U. St. Steel 
Corporation fast 5 Mill Pfd. St. Schatzscheine. Wie gewinn- 
bringend das Umtauschgeschäft war, erhellt daraus, daß laut 
Bericht des Carnegie U. K. Trust diese Vermögensverwaltung 
ihren Gesamtbesitz (ebenfalls Schuldverschreibungen der U. St. 
Steel Corporation) gegen Exchequer Bonds eingetauscht hat 
mit der Folge, daß die Zinseneinnahmen von etwas über Ioo oooL. 
auf fast 120 000 L. stiegen. 

Was die Rückwirkung der Mobilisation auf den 
Wertpapiermarkt angeht, so zog dieser im Mai 1916, 
als der Zwang anhub, große Vorteile daraus; im besonderen die 
englischen Staatspapiere. »Giltedged stocks first and the rest 
nowhere«. Die 31,%ige Kriegsanleihe verschwand zeitweise 
vollständig aus dem Markte. Am I. Juni lautete die Kursnotiz: 
89 buyers only. Es entwickelte sich ein regelrechter Boom, durch 
den namentlich die Konsols, die seit Monaten gar keine Käufer 
mehr gefunden hatten, in die Höhe getrieben wurden. 

So erfreut die Börse über diese Seite der Mobilisierung ge- 
wesen sein wird, so bitter mag sie die andere empfunden haben. 
Der Amerikaner Markt war seit Wiedereröffnung der Stock 
Exchange im Januar 1915 der weitaus belebteste Teil des Ver- 
kehrs gewesen. Mit dem Fortschreiten der Mobilisierung hat er 
natürlich immer mehr an Bedeutung verloren **). Wird er je 
wieder das werden, was er früher war? Für die erste Zeit nach 
dem Krieg ganz bestimmt nicht. Die europäischen Großmächte 
werden beim Friedensschluß sausgepowert« sein; die englischen 
Kapitalisten werden nicht über die Mittel verfügen, um wieder 
große Posten von Dollarswerten zurückzuerwerben; abgesehen 
von der Tatsache, daß diese auch den Reiz einer im Verhältnis 
zu. anderen Werten hohen Rente verloren haben werden. Das 
englische Kapital wird in englischen Staatspapieren selbst für 
lange hinaus eine sichere 5%ige Anlagegelegenheit finden; bei 
englischen Kolonial-Anleihen wird die Rente noch etwas höher 

44°) Business in the American department, which is usually one of the most 


active sections, has died out owing to the diversion of sales to the Treasury (Daily 
Telegr. 4. März 1916). 
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sein. Da hat es wenig Zweck, Schuldverschreibungen amerika- 
nischer Eisenbahnen zu erwerben, welche 4% und selbst 5% tragen. 

Unter diesen Umständen waren die Gefühle der Londoner 
Börse über das Vorgehen der Regierung schon von allem Anfang an 
sehr geteilt; dem ursprünglich zur Mobilisierung der Amerika- 
Werte geschaffenen Exchequer Bond war man vom ersten Tag 
seines Erscheinens an nicht grüne. Und noch weniger war man 
das,alsersichalsversteckte dritte Kriegsanleihe 
entpuppte. 


(Ein weiterer Artikel folgt) *). 


4) Er wird in der Hauptsache die Ausgabe der Exchequer Bonds, Trea- 
sury Bills, War Savings Certificates und War Expenditure Certificates behan- 
deln. 
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Kriegskostendeckung und Reichsfinanzreform *). 


Von 
‚EDGAR JAFFE. 


Bei Ausbruch des Weltkrieges betrugen die jährlichen Ein- 
nahmen bzw. Ausgaben des deutschen Reiches etwa 3 Milliarden 
Mark. Jedes Kriegsjahr kostet uns nach sachverständigen Be- 
rechnungen unter Einbeziehung aller bei Kriegsende erforder- 
lich werdenden Wiederaufrichtungsausgaben, Witwen-, Waisen- 
und Invalidenfürsorge usw. und unter Berücksichtigung der von 
Monat zu Monat steigenden Ausgaben durchschnittlich eine 
Summe, deren jährliche Verzinsung und Tilgung mit mindestens 
rund 21, Milliarden Mark pro Jahr anzunehmen ist. Sollte der 
Krieg also — was durchaus nicht sicher ist — Anfang August 1917 
zu Ende gehen, so werden wir in Zukunft außer den 3 Milliarden 
bestehen bleibenden Friedensausgaben nicht weniger als zusätz- 
liche 71, Milliarden Mark, im ganzen 101, — ıı Milliarden Mark, 
künftig an Jahresausgaben zu decken und also an Jahresein- 
nahmen aufzubringen haben. 

Andere Berechnungen führen zu ähnlichen Ergebnissen. 
So schätzt z. B. Gg. Bernhard im »Plutuss (Jahrgang 1917, 
Heft 7, 8) die Gesamtkriegs- und Wiederaufrichtungskosten 
bis Ende Juni 1917 mit rund 120 Milliarden Mark, so daß bei 
6% Verzinsung und Tilgung etwa 7%, Milliarden jährlicher 
Mehrausgaben zu decken wären. Daneben natürlich die be- 
stehen bleibenden Friedensausgaben mit 3 Milliarden Mark. 


*) Die nachfolgende Abhandlung hat es sich nicht zur Aufgabe gesetzt, 
zwecks Deckung der Kriegskosten Steuervorschläge im einzelnen zu machen 
oder von anderer Seite vorgeschlagene zu kritisicren. Sie will lediglich ver- 
suchen, einige Richtlinien aufzustellen, auf Grund deren eine Einschätzung 
und Beurteilung der zahlreichen Einzelvorschläge von einem einheitlichen 
Standpunkt aus ermöglicht wird; sie will ferner versuchen, die tiefere Bedeu- 
tung der kommenden Reichsfinanzreform für unser künftiges wirtschaftliches 
‚und soziales Leben andeutungsweise zu umreißen. 

Archiv f. Sorialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 3. (Krieg u. Wirtschaft VI.) 46 
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Das bedeutet also im günstigsten Falle eine Verdreieinhalb- 
fachung, im ungünstigeren einer längeren Kriegsdauer eine glatte 
Vervierfachung der bisherigen Reichsausgaben. Es liegt auf der 
Hand, daß solchen Erfordernissen gegenüber keine noch so durch- 
greifende Reichsfinanzreform salten Stilse auch nur annähernd 
genügende Einnahmen schaffen könnte. Wir müssen vielmehr zu 
einem bis auf die Grundfesten zurückgreifenden Neubau unseres 
gesamten Finanzwesens schreiten, wenn wir auch nur entfernt die 
Hoffnung haben wollen, dieser Riesenaufgabe gerecht zu werden. 

Leider ist das, was uns die erste (Helfferich 1916) und 
zweite (Roedern 1917) Kriegssteuertagung gebracht hat, ein- 
gestandenermaßen nichts weniger als eine derartige grund- 
legende Neuordnung. Es sind lediglich Augenblicks- und Ver- 
legenheitsmaßnahmen, die nach dem Kriege wieder verschwin- 
den sollen, um der eigentlichen Reichsfinanzreform Platz zu 
machen. Mit Bezug auf diese selbst hat sich die Regierung dau- 
ernd in ein mehr oder minder geheimnisvolles Schweigen gehüllt 
und von ihren notwendigerweise großzügigen Plänen ist bisher 
noch sehr wenig bekannt geworden. Dasmag wohl die gleichen 
Gründe haben, wie die Zurückstellung aller die»Neuorientierung® 
betreffenden Pläne und Maßnahmen bis nach Kriegsende. Die 
Regierung scheut sich aus taktischen Gründen, den Kampf zu 
entfesseln, der später dann um so stärker entbrennen muß. Die 
»Neuorientierung« wird sich ja nicht nur auf das Gebiet des 
Wahlrechts und der Verwaltung erstrecken, sondern vor allem 
auch auf dasjenige des Neubaus unseres Finanzwesens. Hier 
werden die verschiedenen Richtungen und Interessentengruppen 
vielleicht am stärksten aufeinander prallen und deshalb ist es 
doppelt notwendig, diese Fragen schon vorher in breitester Oef- 
fentlichkeit zu erörtern und so rechtzeitig Klarheit zu schaffen. 
Der Einwand, daß die Kriegskosten noch nicht zu übersehen und 
die Möglichkeit einer Kıiegsentschädigung alle Pläne von Grund 
auf verändern könnte, ist kein stichhaltiger Grund für die Nicht- 
crörterung der Deckungsmöglichkeiten, dies ergibt sich schon 
aus dem weiter unten Ausgeführten. 

Um so dringlicher ist daher die Aufgabe, einen derartigen 
Plan nicht nur im Schoße der Regierung vorzubereiten, sondern 
auch rechtzeitig zur öffentlichen Diskussion zu stellen, damit 
wir nicht wieder, wie so oft, eınes schönen Tages mit Regierungs- 
vorlagen überrascht werden, die dann in kurzer Zeit durch den 
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Reichstag gepeitscht, das ganze große Werk auf unzureichender 
Grundlage aufbauen: Vestigia terrent! 

Eine wenig erfreuliche Folge dieses Systems zeigt sich bereits 
darin, daß, wie oben angeführt, die im Krieg geschaffenen neuen 
Steuermaßnahmen rein zufälliger Natur sind, in keiner Weise in 
das kommende Reformwerk hineinpassen und wahrscheinlich spä- 
ter in weitgehendstem Maße wieder rückgängig gemacht werden 
müssen. Wäre es da nicht richtiger gewesen, nur solche Steuern 
in Vorschlag zu bringen, die sich organisch in die später kommende 
Reform einfügen oder besser gesagt auf Grund eines großzügigen 
Reformprogramms jetzt die Steuern zu beantragen, die in die 
Kriegsverhältnisse hineinpassen und dann die andern später 
folgen zu lassen? 

Da aber die Regierung sich vorerst in Schweigen hüllt, so 
bleibt nichts übrig, als daß Außenstehende von sich aus ver- 
suchen, mit naturgemäß unzureichenden Mitteln etwas von dem 
zu bringen, was von berufener Seite nicht geleistet wird. 
Unter diesem Gesichtspunkt bitten wir den vorliegenden sowie 
den folgenden Aufsatz von Prof. Mombert zu betrachten. 

Schreiber dieses hat bereits bei Gelegenheit der Helfferich- 
schen »Reform« versucht, in kurzen Zügen die Grundlinien einer 
möglichen umfassenden Neugestaltung aufzuzeigen‘), im folgenden 
soll dieser Versuch unter Berücksichtigung einiger, inzwischen von 
anderer Seite gemachter Vorschläge weiter ausgebaut werden. 


I. 


Der erste Gedanke, der gegenüber den riesenhaften Lasten 
des Krieges naturgemäß auftaucht, ist der einer Kriegsent- 
schädigung. 

Wie steht es nun mit der Aussicht auf Kriegsentschädigung 
in einer Höhe, die gegenüber unsern Kriegskosten in die Wag- 
schale fallen würde? 

Von Rußland, Italien und Rumänien eine 
solche zu erhalten, scheint ausgeschlossen. Der Kredit und die 
Zahlungsfähigkeit dieser Länder bei Kriegsende wird sicher 
eine negative Größe darstellen, so daß wir mit Bezug auf sie 
höchstens auf Preisgabe von Land rechnen können oder auf 
Bergwerks- usw. Konzessionen, sowie auf Verpflichtung zur 


1) Grundsätzliches zur Reichsfinanzreform. Europäische Staats- und 
Wirtschaftszeitung, No. 4 vom 6. April 1916. 
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Lieferung von Rohmaterialien, die erst im Laufe der Jahre 
wirksam werden können. Von Serbien und Monte- 
negro wollen wir nicht reden und auch Japan sowie den 
Vereinigten Staaten gegenüber werden wir bei Kriegs- 
ende keine Machtmittel besitzen, um eine Kriegsentschädigung 
zu erlangen. 

Es bleiben also Belgien, Frankreich, England. 
Mit Bezug auf die Zukunft Belgiens liegen die Dinge so, daß es 
besser sein wird, die Möglichkeit einer Kriegsentschädigung 
seitens dieses Staates aus naheliegenden Gründen vorerst nicht 
ins Auge zu fassen. Frankreich gegenüber haben wir auf 
Grund der militärischen Lage die allerstärksten Faustpfänder 
ån Händen, die aber zugleich als Sicherheit für die Wiedererlan- 
gung unseres und eines hoffentlich vergrößerten Kolonialbesitzes 
zu gelten haben. Aber abgesehen hiervon erscheint es fraglich, 
ob es politisch klug sein wird, eine ihrer Höhe nach ins Gewicht 
fallende Summe als Kriegsentschädigung von Frankreich zu 
erlangen. Es kann in unserem politischen Interesse liegen, mit 
Rücksicht auf spätere Umgruppierung der Großmächte nicht 
die ganze Härte der Kriegsereignisse auf Frankreich abzuwälzen 
und ferner ist es mehr als wahrscheinlich, daß bei Kriegsende 
der sprichwörtliche Reichtum Frankreichs zu einer Legende 
geworden und auch dieses Land uns wohl Kolonien abtreten, 
nicht aber eine so gewaltige Entschädigung zahlen kann, wie 
wir sie brauchen. 

Es bleibt England als der zweifellos in jeder Hinsicht 
zahlungsfähigste Gegner und zugleich derjenige, dem gegenüber 
keinerlei politische Rücksichtnahme in Frage kommt. Im Gegen- 
teil: je höher die Entschädigung, die wir von ihm bekommen 
können, um so besser nicht nur für unsere künftige wirtschaft- 
liche Lage, sondern auch um so besser mit Rücksicht auf die 
entsprechende Schwächung unseres zurzeit gefährlichsten 
Rivalen. 

Nun lagen bisher die Dinge aber so, daß wir England 
gegenüber wohl den Krieg gewinnen, es aber trotzdem nicht 
zur Zahlung einer Entschädigung hätten zwingen können: selbst 
eine vernichtende Niederlage des englischen Heeres in Nord- 
frankreich und Flandern hätte uns keine Handhabe gegeben, 
eine Entschädigung zu erlangen. Eine Zerstörung der englischen 
Hochseeflotte und nachfolgende Landung auf englischem Boden 
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ist aber nach Lage der Verhältnisse ausgeschlossen. Durch den 
U-Bootskrieg haben sich aber die Verhältnisse von Grund auf 
geändert. Führt er zu vollem Erfolge, was heute ganz und gar 
im Bereich der Möglichkeit — ja sogar der Wahrscheinlichkeit — 
liegt, so haben wir England so vollkommen in der Hand wie bei 
der Besetzung Londons durch unsere Truppen. Wir werden. 
dann durch keinerlei falsche Scheu gehindert sein, mindestens 
die Hälfte unserer Kriegskosten, d. h. also 50—60o Milliarden 
Mark, England als Lösegeld für die Befreiung aus der tödlichen 
Umklammerung durch unsere Tauchboote aufzuerlegen. Eng- 
land kann und wird sie zahlen. 

Trotz alledem soll aber die Möglichkeit der Erlangung einer 
Kriegsentschädigung aus unserer ferneren Betrachtung aus- 
scheiden, denn I. müssen wir, wie jeder vorsichtige Kaufmann 
und Hausvater, stets mit dem ungünstigsten Falle rechnen, der 
überhaupt eintreten kann, um für alle Eventualitäten gedeckt 
zu sein. Ferner handelt es sich ja hier nicht um die Aufstellung 
eines nach Heller und Pfennig einzuhaltenden Planes, sondern 
lediglich um die Richtlinien, die zu befolgen sind. Je nach der 
Größe des tatsächlich festgestellten Erfordernisses kann ja dann 
später die Anpassung der einzelnen Posten sich richten und 
endlich: im neuen Deutschland werden sich so zahlreiche und 
große Erfordernisse ergeben, die bei ungünstiger Lage vernach- 
lässigt, bei*günstiger zum Wohle des Reiches Berücksichtigung 
erheischen werden, daß wir ein Zuviel stets nur dankbar be- 
grüßen können. 

An diesem Punkt sei noch auf das Folgende hingewiesen: 
Vor Ausbruch des Weltkrieges konnte man vielfach die Ansicht 
hören, daß ein moderner Krieg so teuer sei, daß er unmöglich 
länger dauern könne als 3—6 Monate, weil sonst allgemeiner 
Ruin eintreten müsse und der englische Schatzkanzler hat seiner- 
zeit von den silbernen Kugeln gesprochen, die den Krieg ent- 
scheiden würden. 

Heute nach fast dreijähriger Kriegsdauer sehen wir das 
Gegenteil. Die Kriegskosten scheinen mit Bezug auf Fortsetzung 
oder Beendigung des Krieges überhaupt keine Wichtigkeit mehr 
zu besitzen. Solange noch Menschen und Material vorhanden 
sind, wird das Ringen fortgesetzt ohne jede Rücksicht auf die 
Ausgaben, so daß man bei vorschneller Beurteilung zu dem Re- 
sultat kommen könnte, daß die Kosten überhaupt keine Rolle 
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spielen. Dies ist aber nur richtig, solange der Krieg dauert. 
Ganz anders liegen die Dinge für die Zeit nach dem Kıiege; 
da wird die Finanzfrage wieder an erste Stelle rücken und für 
die Zukunft der in den Krieg verwickelten Staaten wird ent- 
scheidend sein, welchen es gelingt, ihre Wirtschafts- und Finanz- 
kraft wieder auf gesunde Grundlagen zu stellen oder doch 
wenigstens die ungeheure Verschuldung auf fremde Schulter, 
seien es auch diejenigen seiner Bundesgenossen (Rußland gegen- 
über England und Frankreich) abzuwälzen. 

Daher die ungeheure Bedeutung der Kriegsentschädigung 
und der Finanzreform gerade für uns, die wir in weitem Aus- 
maße auch für unsere Bundesgenossen die Last heute und in 
Zukunft mitzutragen haben. 


II. 


Falls es uns jedoch nicht gelingen sollte, auf die eine oder 
andere Weise eine Kriegsentschädigung in Höhe von mindestens 
V —u, unserer gesamten Kriegskosten durchzusetzen, so werden 
wir vor eine äußerst schwierige und folgenschwere Entscheidung 
gestellt sein. Schon aus Gründen unserer militärisch-politischen 
Schlagfertigkeit gegenüber den künftigen Aufgaben ist es für 
das deutsche Reich ausgeschlossen, auf Jahrzehnte hinaus die 
riesenhafte große Schuldenlast weiter zu tragen. Durch deren 
jetzige Höhe wird die Kreditfähigkeit des Reiches so eingeengt, 
daß wir die Summe, die wir zur Weiterführung unserer inneren 
und äußeren Politik nach dem Kriege brauchen, nicht oder nur zu 
ganz unverhältnismäßig drückenden Bedingungen erhalten könn- 
ten. Ferner hängt unsere künftige finanzielle Kriegsbereitschaft 
einfach davon ab, daß wir in kurzer Frist einen großen Teil 
unserer Schulden abstoßen, um in kommenden Notfällen wieder 
neue Anleihen aufnehmen zu können. Die Wichtigkeit dieses 
letzten Punktes geht schon daraus hervor, daß in England selbst 
so ausgesprochene Pazifizisten wie Sidney Webb es für erforder- 
lich erklären, mindestens 14 der englischen Kriegsschuld inner- 
halb kurzer Frist abzuzahlen, um dem Staatskredit wieder die 
nötige Elastizität zu geben »für den Fall des Ausbruchs eines 
neuen Krieges«. Wir werden also nicht warten können, bis auf 
dem Wege einer I—2%igen Tilgung die Kriegsschuld in 30 
oder 40 Jahren beseitigt ist. Ein bestimmter Teil muß vielmehr 
innerhalb kürzester Frist verschwinden und wenn wir diese 
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Notwendigkeit nicht auf Grund einer Kriegsentschädigung auf 
unsere Feinde überwälzen können, so werden wir mit unserem 
eigenen Vermögen dafür einstehen müssen. Das im folgen- 
den Ausgeführte gilt also nur für den Fall, daß es nicht gelingen 
sollte, eine entsprechende Kriegsentschädigung zu erlangen. 

Das Problem wird dann sein, wie wir mindestens 30 bis 
40 Milliarden Mark Reichskriegsschulden innerhalb kurzer Frist 
aus der Welt schaffen. 

Hierzu gibt es nur zwei Wege: entweder wir suchen diese 
Riesensumme innerhalb von etwa Io Jahren aus erhöhten Reichs- 
einnahmen zu tilgen. Das bedeutet — neben der Aufbringung 
von Verzinsung und langsamer Tilgung für die auf längerer 
Frist berechneten anderen ?/, der Kriegsschuld — eine so hohe 
jährliche Tilgungsquote, daß diese — wenn überhaupt — dann 
nur durch eine fast völlige Beschlagnahme des Gesamteinkom- 
mens der Nation nach Abzug auch nur der allernotwendigsten 
baren Lebenskosten aufgebracht werden könnte. 

Mit andern Worten: wir müßten auf Jahre hinaus als Volk 
schlechter leben als wir dies bisher in der Kriegszeit getan. Wir 
müßten aber zugleich — und dies ist das wichtigste — unsere 
gesamten Ersparnisse, unseren ganzen jährlichen Kapitalzuwachs 
zur Anleihetilgung verwenden, während, wie weiter unten aus- 
geführt wird, unsere Hoffnung auf schnelle Wiederausgleichung 
der Kriegsverluste gerade auf reichlicher Kapitalanlage pro- 
duktiver Art beruht. 

Wir würden uns also nicht nur auf die nächsten Io Jahre 
auf schmalste Kost setzen müssen, sondern auch gleichzeitig 
die Hoffnung auf grundlegende Besserung für ein weiteres Jahr- 
zehnt daran geben, infolge mangelhafter Kapitalansammlung 
und damit des Stillstandes des gerade für uns unentbehrlichen 
technischen Fortschrittes. 

Gegen diese Feststellung kann allerdings eingewendet wer- 
den, daß eine schnelle Tilgung eines Teiles der Reichsschuld 
zwar auf der einen Seite jeden Kapitalzuwachs verhindern, auf 
der andern aber durch Rückzahlung von Reichsschulden die 
gleiche Kapitalmenge wieder in die Härde eines andern Teiles 
des Volkes — nämlich der Besitzer von Rententiteln — zurück- 
leiten würde, die die so erhaltenen Beträge wieder der Volks- 
wirtschaft zur Verfügung stellen würden, sodaß praktisch alles 
beim Alten bliebe. In gewissem Umfang wird dies wohl zu- 
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e treffen, aber durchaus nicht allgemein: es sind eben im großen 
und ganzen diejenigen Personenklassen, die im Besitz der Renten- 
titel der Reichsschuld sind, durchaus nicht die gleichen, wie 
diejenigen, die für die Kapitalbildung in Betracht kommen 
oder — wie die Unternehmer — an dieser ein überragendes 
Interesse haben. 

Nach dem Kriege werden zu allererst die Unternehmer ge- 
nötigt sein, so schnell wie möglich die in ihrem Besitz befind- 
lichen Kriegsanleihetitel abzustoßen, um das vorübergehend 
in diesen angelegte Betriebskapital wieder zu freier Verfügung 
zu erhalten. Ihre Rententitel werden zum Teil ins Ausland 
verkauft werden (als Zahlung für die so dringend benötigten 
Rohstoffe); zum andern Teil in die Hände derer übergehen, die 
auf Grund von Kriegsgewinnen oder infolge ihrer Verdrängung 
durch konkurrenzfähigere Großbetriebe sich von der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit zurückziehen und nun rein konsumtiv von 
ihren Renten leben. 

Das wird ja — leider — nach dem Kriege die Signatur 
unserer Volkswirtschaft sein: neben dem Arbeiter- und Bauern- 
stand ein in seinen Einkommen- und Vermögensverhälinissen 
stark herabgedrückter. Mittelstand, besonders die auf geistigen 
Erwerb angewiesenen Schichten, Beamten, freie Berufe usw. 
werden mit am härtesten getroffen sein. Daneben ein gewerb- 
licher Unternehmerstand, aus dem ein großer Teil der mittleren 
und kleineren früher selbständigen Existenzen infolge nach dem 
Kriege verstärkter Konkurrenzunfähigkeit gegenüber Groß- 
betrieb und Kapitalkonzentration ausgeschieden sind, sodaß er 
nur noch die kräftigsten und erfolgreichsten Großunternehmer 
umfassen wird. Endlich ein breiter Rentnerstand, dem die andern 
arbeitenden Berufsklassen in weitgehendem Maße tributpflich- 
tig sein werden. Diese kommende Umschichtung aller Ver- 
mögensverhältnisse muß stets berücksichtigt werden, wenn wir 
Klarheit über die wirtschaftliche und soziale Wirkung künftiger 
Steuerpläne erlangen wollen. 

Bei einer so scharfen Anziehung der Steuerschraube, wie 
sie die hier erörterte Notwendigkeit der schnellen Tilgung der 
Kriegsanleihe auf dem Wege der fast völligen » Wegbesteuerung« 
der über das Existenz-Minimum herausgehenden Einkommens- 
teile erforderlich macht, würde für die verschiedenen Klassen 
das folgende Ergebnis eintreten: 
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Für die Unternehmer eine weitgehende Herabminderung 
ihres Interesses an erfolgreicher volkswirtschaftlicher Produk- 
tion, für den »Mittelstande, zu dem nach dem Kriege so ziemlich 
alle Angehörigen unserer bürgerlichen Schichten zu rechnen 
sein werden, soweit sie nicht in die enge Zahl der Großunter- 
nehmer oder Großrentenbezieher aufgestiegen sind, der Ver- 
zicht auf jede Möglichkeit einer etwas gehobenen Lebenshaltung 
auf I—2 Generationen. Dieser Verzicht wird gerade jene Schich- 
ten und Lebensmöglichkeiten treffen, auf denen bisher der 
geistige Fortschritt des deutschen Volkes beruhte. 

Für die Rentenbesitzer endlich, in deren Hände infolge der 
schnellen Rückzahlung eines Teiles der Reichsschuld fast der 
gesamte Kapitalüberschuß der Nation sich konzentrieren würde, 
den stärksten Antrieb zu ausgedehntem Luxuskonsum, da bei 
ihnen das Interesse an weiterer Kapitalansammlung durch die 
hohen Steuern so stark verringert werden muß, daß sie Augen- 
blicks-Konsumtion dem Sparen vorziehen. Diejenigen, bei denen 
der Spartrieb aber dennoch den Anreiz zur Verschwendungs- 
sucht übersteigt, werden einen starken Antrieb zur Abwanderung 
ins Ausland oder wenigstens zur Hinterlegung der Rententitel 
in der Schweiz oder Holland mit damit verknüpfter Möglich- 
keit der Steuerhinterziehung wählen. Die Möglichkeit hiergegen, 
durch eine Couponsteuer vorzusorgen, ist nicht sehr aussichts- 
reich, da durch sie die so notwendige Abstoßung eines Teiles 
der Reichsschuld an das Ausland verhindert und ferner nur 
ein Antrieb zur Anlage der zurückgezahlten Gelder in auslän- 
dischen Papieren gegeben würde. 

Wir kommen also zu dem Schlusse, daß die schnelle Rück- 
zahlung eines Teiles der Reichskriegsschuld auf dem Wege der 
äußersten Anspannung der Einkommensbesteuerung zu äußerst 
ungünstigen wirtschaftlichen und sozialen Folgen führen muß. 
Sollen dies die Aussichten der breiten Schichten unseres Volkes 
als Folge des Weltkrieges im Fall der Nichterlangung einer 
Kriegsentschädigung sein? Wenn kein anderer Weg zu finden 
ist, so haben wir keine Wahl, aber jede andere Möglichkeit ist 
wohl dieser vorzuziehen. Es gibt aber noch einen andern 
Weg, um das zu erstrebende Ziel zu erreichen, der weniger 
schmerzliche Ausblicke eröffnet. Er heißt: 


720 Edgar Jaffe, 


Vermögensabgabe. 


Anstatt unser jährliches Einkommen mit Sätzen von 50 
und mehr Prozent zu belasten — denn ohne dies würde die 
nötige Summe nicht aufzubringen sein —, würde hier der Ver- 
mögensstamm um einen entsprechenden Teil gekürzt werden. 
Es ist aber nicht richtig, diese Alternative mit den Worten: 
Lieber ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecken ohne Ende« 
zu kennzeichnen, denn die Vermögensabgabe wird kein »Ende 
mit Schrecken« zu sein brauchen. Jedenfalls hat sie gegenüber 
der jahrzehntelangen Konfiskation fast alles Einkommens zu- 
gunsten des Reiches bedeutsame Vorteile psychologischer wie 
materieller Natur. 

Psychologisch bedeutet die Abtretung eines Teiles aller 
Vermögen nicht das Aufhören des Antriebes zur Vermögens- 
bildung, sondern gerade das Gegenteil: den schärfsten Stachel 
um durch weitgehende Sparsamkeit einerseits und durch äußerste 
Anspannung aller Schaffensmöglichkeiten anderseits die durch 
die Abgabe gerissene Lücke so schnell als möglich wieder aus- 
zufüllen. 

Materiell würde die Vermögensabgabe den großen Vorteil 
für das Reich bieten, die erforderliche Verminderung der Reichs- 
schulden auf dem schnellsten Wege zu bewerkstelligen und das 
Ergebnis einer sich auf mindestens Io Jahre erstreckenden Til- 
gung durch eine innerhalb weniger Jahre sich vollziehenden 
Einzahlung vorweg zu nehmen. 

Mit Abschluß der Uebertragung der Gegenwerte der Ver- 
mögensabgabe an das Reich wäre zugleich auch der neue Gleich- 
gewichtszustand erreicht, auf dem der Neuaufbau der Volks- 
und Einzelwirtschaften zu erfolgen hat, während wir sonst mit 
der sehr mißlichen jahrelangen Hinausziehung des neuen Aus- 
gangsstadiums zu rechnen hätten. Es ist mit Recht darauf 
hingewiesen worden, daß eine solche sofortige Abbürdung eines 
großen Teiles der Reichsschuld auf die Schultern der wirklichen 
Schuldner, d. h. der einzelnen vermögenbesitzenden Staats- 
bürger auch am besten der Klarlegung des tatsächlichen Schuld- 
verhältnisses mit allen seinen Folgerungen dient. Je eher jeder 
Einzelne sich darüber klar wird, daß die Reichsschuld letzten 
Endes keine Schuld des Reiches, sondern anteilsweise eine Ver- 
schuldung jedes Einzelnen entsprechend dessen wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit ist, um so besser für alle Beteiligten. Es 
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geht nicht an, daß wir auch fernerhin als gute »Untertanen« 
dem Staate die Schuldaufnahmen gestatten als ob das eine 
Sache sei, die uns wenig oder gar nichts anginge. Eine Stellung- 
nahme, die in breiten Schichten leider noch sehr stark nach- 
wirkt. Als »Staatsbürger« sind wir vielmehr Teilhaber am Staate 
selbst und damit jeder Einzelne für die Staatsschuld — vielleicht 
nicht formal, wohl aber materiell —, worauf es allein ankommt, 
gerade so verantwortlich, als wenn wir die Schuld persönlich 
eingegangen wären. Klarheit hierüber wird aber am besten die 
tatsächliche Ueberbürdung des aliquoten Anteils auf den ein- 
zelnen Steuerzahler bringen und damit die Erkenntnis fördern, 
daß bei allen Staats-Aktionen die Gesamtheit der Bürgen ihre 
eigene Haut zu Markte trägt. Nichts wird besser der durchaus 
notwendigen Politisierung unseres Volkes dienen, als eben diese 
Erkenntnis. Wir werden in Zukunft weniger über politische 
Teilnahmslosigkeit zu klagen haben, wenn jeder auch an seiner 
Tasche fühlt, was es heißt, für das Resultat guter oder schlechter 
Politik und Diplomatie bis zum Letzten mitveıantwortlich 
zu sein. 

Es ist selbstverständlich, daß die Zahlung der Vermögens- 
abgabe (wie seinerzeit diejenige des Wehrbeitrages) über eine 
Reihe von Jahren zu erstrecken ist und ferner, daß eine solche 
Zahlung nicht nur in bar oder Rückerstattung von Reichs- und 
Staatsschuldenverschreibungen erfolgen kann. Dies schon aus 
dem Grunde, weil bei einer prozentual so starken Abgabe von 
Vermögen eine Umsetzung der Vermögensstücke in Geld oder 
selbst in Anleihen den Markt aller abzustoßenden Werte voll- 
kommen in Verwirrung bringen würde. 

Es ist statt dessen so vorzugehen, daß für die Einzahlung 
in bar oder in inländischen Staatspapieren ein gewisser Steuer- 
nachlaß zu gewähren ist, sonst aber alle Werte, die der Ver- 
pflichtete dem Steuerfiskus in Anrechnung auf seine Verpflich- 
tung abtreten will, von jenem zu einer dem gemeinen Wert ent- 
sprechenden Taxe entgegenzunehmen sind. 

Damit aber die mit der Verwertung und Verwaltung solcher 
Vermögensanteile zu betrauenden Reichsvermögens- 
stelle nicht vor unmögliche . Aufgaben gestellt wird, wären 
gewisse Bestimmungen erforderlich. Grundsätzlich sollte die 
Reichsvermögensstelle nur verpflichtet sein, Forderungsdoku- 
mente auf materielle Werte, also Wertpapiere, Obligationen, 
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Hypotheken- und Schuldverschreibungen usw. in Zahlung zu 
nehmen. Dagegen erscheint es ausgeschlossen, daß wirkliche 
Vermögensobjekte wie Landgüter, Häuser, Fabriken u. dgl. 
direkt an das Reich’abgetreten werden, denn erstens wäre die 
natürliche Folge, daß nur die schlechtesten am schwersten zu 
bewirtschaftenden oder sonst ungünstigsten Objekte angeboten 
würden. Zweitens — dies ist das ausschlaggebende — eine 
Reichsvermögensstelle wäre nie in der Lage, die unübersehbare 
Menge einzelner Vermögensbestandleile, die ihr für das Reich 
übertragen würden, sachgemäß zu veıwalten. Der Staat ist 
allerdings schon in der Vergangenheit in der Lage gewesen, be- 
stimmte einheitliche große Verkehrsunternehmungen wie Eisen- 
bahnen, Binnenschiffahrt-Unternehmungen, Post, Telegraph, 
Banken und Versicherungsanstalten, ferner Elektrizitätswerke, 
Wasserkraftanlagen, Bergwerke, Forsten usw. selbst oder in 
gemischt-wirtschaftlicher Form zu betreiben und er wird diese 
Betätigung in Zukunft sicher noch viel weiter ausdehnen. Aber 
woher soll er die Möglichkeit nehmen, eine praktisch unabseh- 
bare Zahl der verschiedenartigsten Objekte in gedeihlicher Weise 
zu verwalten? Es würde fraglos ein ganz ungeheurer Verlust 
an wirtschaftlicher Ertragsfähigkeit eintreten, wenn es den 
Privaten gestattet würde, alle ihnen nicht mehr passenden Ver- 
mögensteile, Unternehmungen, Fabriken, Grundstücke, Häuser, 
in Erfüllung der Steuerpflicht an den Staat abzutreten. Wenn 
ein Gebiet nur durch äußerste Anspannung der privaten Initia- 
tive fruchtbar gemacht werden kann, so ist es sicher dasjenige 
der Grenzbezirke zwischen Verlust und Gewinn und gerade 
diese in Staatsverwaltung zu nehmen, wäre allerdings die beste 
Methode, um jeden Fortschritt der Gesamtwirtschaft ein für 
allemal in sein Gegenteil zu verkehren. Es ist selbstverständ- 
lich, daß Neugestaltungen in der Wirtschaftsordnung nur dann 
auf Erfolg rechnen können, wenn sie an dem Punkt des geringsten 
Widerstandes und nicht an dem des größten ansetzen. Das 
hieße wahrlich das Pferd am Schwanze aufzäumen und könnte 
nur zu Mißerfolgen führen, gerade in dem Zeitpunkt der die An- 
spannung und Ausnutzung aller wirtschaftlichen Kräfte eines 
jeden an ihrem eigensten Platze unbedingt erfordert. 

Hier wäre also so vorzugehen, daß nicht die Vermögens- 
objekte in Natura dem Reiche abgetreten werden, sondern daß 
sie vielm.hr im Besitz der Steverzahler bleiben, von diesen auf 
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eigene Rechnung und Gefahr weiter bewirtschaftet werden, 
aber zugunsten des Reiches mit Hypotheken mit starken Til- 
gungsquoten belastet. Natürlich müßte es dem Reiche gestattet 
sein, solche Hypothekenforderungen seinerseits durch Ueber- 
tragung an Dritte zu realisieren, um so die Mittel zur intensiven 
Schuldentilgung in die Hände zu bekommen. Ferner ist es 
selbstverständlich, daß die Reichsvermögensstelle berechtigt 
ist, im Einzelfalle ihr angebotene Vermögensobjekte in Tilgung 
der Steuerpflicht zu übernehmen, falls sie ein wirtschaftliches 
Interesse an solcher Uebernahme bat. (Ausbau des Staats- 
besitzes an Bergwerken, Verkehrsunternehmungen, Grund- und 
Hausbesitz, sei es zu eigenen wirtschaftlichen Zwecken, sei es 
im Hinblick auf künftige Boden- undWohnungspolitik usw.) Aber 
stets müßte die Entscheidung abhängig gemacht werden von 
den eigenen wirtschaftlichen und sozialen Zielen des Reiches 
und nicht von den Wünschen der Verpflichteten. 

Soviel für die Alternative: Kriegsentschädigung oder Ver- 
mögensabgabe. Es wird ja in Zukunft noch sehı viel im ein- 
zelnen darüber zu sagen sein. 

Das vorstehend Ausgeführte wird aber jedenfalls dazu bei- 
tragen, die Ueberzeugung rege zu erhalten, von welch unge- 
heurer Wichtigkeit die Erlangung einer ausreichenden Kriegs- 
entschädigung für uns ist. 


III. 

Auch nach Abstoßung von etwa 1, oder mehr der Kriegs- 
kosten auf dem Wege der Kriegsentschädigung bezüglich der 
Vermögensabgabe bleibt die Aufgabe, gegenüber den bisherigen 
Reichsausgaben vor dem Kriege, eine Mehreinnahme von 5 bis 
6 Milliarden Mark jährlich zu schaffen. 

Wenn der Krieg im Sommer 1917 zu Ende geht, haben wir 
— wie oben ausgeführt — mit einer Reichsschuld von min- 
destens I2o Milliarden Mark zu rechnen, hiervon bringen wir 
40 Milliarden als durch Kriegsentschädigung oder durch Ver- 
mögensabgabe zu decken in Abzug. Es bleiben dann für das 
künftige Friedensbudget 6%, Verzinsung und Tilgung auf 
80 Milliarden, d. h. rund 5 Milliarden Mark per Jahr, dazu 
das Friedensbudget von rund 3 Milliarden, insgesamt also rund 
8 Milliarden Mark. Hiervon sind 21%—3 Milliarden als durch die 
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alten Friedenseinnahmen gedeckt zu rechnen, es bleiben also 
mindestens 5,6 Milliarden neu aufzubringen. 

Wie soll die Deckung dieser Riesensumme vor sich gehen ? 
Von den während des Krieges neu bewilligten Steuern muß hier 
abgesehen werden, da sie, wie bereits festgestellt, Lückenbüßer 
sind, die nicht nach finanziellen, volk>wirtschaftlichen oder 
sozialen Gründen ausgewählt, sondern ausgesprochenermaßen 
finanztechnischen Erwägungen vorübergehender Natur ihr Da- 
sein verdanken. Man hat, wie der Staatssekretär des Reichs- 
schatzamtes selbst zugegeben hat, die Erhöhung des Brief- 
portos, der Telephon- und Telegrammgebühren (1916), die 
Kohlensteuer und die Verkehrssteuer für Passagiere und Güter 
(1917) vor allem deshalb gewählt, weil sie leicht und bequem 
zu erheben sind und keinen neuen Apparat erfordern, zu dessen 
Bereitstellung während des Krieges Zeit und Arbeitskräfte 
fehlen. Lediglich die sogenannte Kriegssteuer war wenigstens 
im Regierungsentwurf als Kriegsgewinnsteuer prinzipiell ge- 
dacht; durch die Umgestaltung, die sie im Reichstage erfahren 
hat und durch die Verkoppelung mit der Besitzsteuer (1916) 
ist auch sie, ebenso wie die Zuschlagbesteuerung von 1917, zu 
einer einfachen Notbehelfsabgabe geworden. Nach den eigenen 
Worten deı Regierung ist keine dieser Steuern als bleibend 
geplant, sie sollen bei Kriegsende verschwinden und durch 
andere ersetzt werden. Somit müssen sie also hier bei der Frage 
nach den Grundlagen der kommenden Reichsfinanzreform außer 
Ansatz bleiben. 

Mit Bezug auf diese Reform nun ist wieder und wieder von 
den Anhängern der verschiedensten Richtungen mit Recht be- 
tont worden, daß der ungeheuren Aufgabe gegenüber ein völlig 
neues Finanzprogramm aufzustellen sei, da unser bisheriges 
Steuersystem nicht auf einheitlichen Grundsätzen aufgebaut, 
sondern eine zum Teil unzusammenhängende Anzahl der ver- 
schiedensten Steuern ohne inneren Zusammenhang darstellt; 
es müsse demgegenüber von Grund auf neu gebaut werden. 
Dieser weitgehenden Forderung entsprechen aber die bisher be- 
kannt gewordenen Steuerpläne in keiner Weise. Sie beschränken 
sich entweder auf Einzelvorschläge oder bleiben in althergebrach- 
ten Partei- und Steuer-Dogmen stecken,ohne den Weg zu zeigen, wie 
mit Forderungen, wie z.B. »Beseitigung aller indirekten Steuerns 


Kriegskostendeckung und Reichsfinanzreform, 725 


oder »Freilassung von Produktion und Verkehrs, die Aufbrin- 
gung des enormen Steuersolls vereinbar sei. 

Wenn wirklich neue Wege der Besteuerung beschritten 
werden sollen, die gleichzeitig den Idealen der finanziellen Er- 
giebigkeit, der wirtschaftlichen Unschädlichkeit und der sozialen 
Gerechtigkeit nahe kommen, so ist es erforderlich, daß wir uns 
zunächst klar machen, welches denn die Quellen sind, aus denen 
alle Staatseinnhmen fließen. Deren gibt es aber letzten Endes 
nur zwei: Ueberschüsse der eigenen Betätigung des Staates und 
steuerliche Inanspruchnahme eines Teiles der Reinerträge der 
privaten Wirtschaft der Steuerzahler. 

Erstere fallen nur dort ins Gewicht, wo staatliche Wirt- 
schaftsbetätigung, Staatseigentum an wirtschaftlichen Betrieben 
und ein entsprechend geschulter zuverlässiger Beamten-Apparat 
vorhanden ist wie bei uns in Deutschland. Andere Länder, die 
dergleichen nicht besitzen, sind von vornherein darauf ange- 
wiesen, ihren Gesamthaushalt allein auf der Beanspruchung 
eines bestimmten Teiles der Ueberschüsse der privaten Wirt- 
schaft aufzubauen. Hier liegt der Häuptvorteil des deutschen - 
Systems gegenüber dem englischen, das nur die Wahl zwischen 
hoher Belastung des Konsums und stärkster Heranziehung der 
Einkommens-Besteuerung hat und damit zu Sätzen kommen 
muß, wie sie das letzte englische Budget aufweist. Für Deutsch- 
Jand bleibt dagegen als Alternative die Möglichkeit der Er- 
höhung der staatlichen Eigeneinnahmen und hierzu tritt noch 
ein Weiteres: während z. B. das englische Wirtschaftsleben 
sich auch heute noch auf der Grundlage der individuellen Unter- 
nehmung aufbaut, jeder also in dem anderen nur einen unbe- 
quemen Mitbewerber erblickt, mit dem er im Kampf um einen 
möglichst großen persönlichen Anteil am wirtschaftlichen Ge- 
winn steht, haben sich in Deutschland fast alle Berufsstände 
zu Organisationen zusammengeschlossen, die — so verschieden- 
artig sie auch im einzelnen sein mögen — doch das Gemeinsame 
zeigen, den einzelnen Betrieb und das wirtschaftliche Einzel- 
interesse zurückzudrängen gegenüber dem Gesamtinteresse des 
Berufes oder Standes, dem sie angehören. 

Das gilt ebenso von den Kartellen und Syndikaten der ge- 
werblichen Unternehmer, wie von den gewerkschaftlichen und 
genossenschaftlichen Verbänden der Arbeiter und den Vereini- 
gungen bäuerlicher Grundbesitzer u. a. mehr. Damit wird aber 
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nicht nur das Gemeinschaftsgefühl geweckt, sondern zugleich 
Organisationen geschaffen, die es ermöglichen, das weite Gebiet 
der wirtschaftlichen Arbeit einheitlich zusammenzufassen. Der 
ungeheure Vorteil dieser Organisation hat sich im Kriege glän- 
zend bewährt. In der Regelung des Arbeitsmarktes, in der Um- 
stellung der Industrie, in der Beeinflussung der landwirtschaft- 
iichen Produktion’ und auf vielen anderen Gebieten. Wo sich 
bei letzterer Mängel zeigten, waren sie wieder gerade darin be- 
gründet, daß es an einer entsprechenden Organisation noch 
mangelte. 

In der kommenden Friedenszeit werden diese Organisationen 
zweifellos mit großer Energie ausgebaut und auch auf alle bisher 
noch nicht von ihnen ergriffenen Gebiete (landwirtschaftliche 
Großproduktion, Handwerk, Baugewerbe, Mieterorganisation 
usw.) ausgedehnt werden. Damit ist aber zugleich die Möglich- 
keit gegeben, den gesamten wirtschaftlichen Apparat — soweit 
er nicht mittelbar oder unmittelbar bereits unter Einfluß und 
Verwaltung der Oeffentlichkeit steht — nach einheitlichen Ge- 
sichtspunkten zu leiten und auszubauen. Das ist aber natürlich 
von allergrößter Bedeutung, wenn es sich darum handeln wird, 
die wirtschaftliche Kraft der Finanzgebarung des Staates 
dienstbar zu machen. Es wird dadurch möglich, das ganze 
Steuersystem so aufzubauen, daß es trotz finanzieller Ergiebig- 
keit doch zugleich seiner wirtschaftlichen Härte entkleidet und 
wenn möglich sogar produktionsfördernd gestaltet wird. 

Demgegenüber ist unser großer Gegner England genötigt, 
seine Kriegssteuern in vollkommen einseitiger Weise allein auf 
die Schultern der Steuerzahler zu überwälzen und kommt damit 
einerseits zu Einkommens-Steuersätzen von unerhörter Höhe, 
andererseits zu den allerradikalsten staatssozialistischen Maß- 
nahmen (Verstaatlichung der Eisenbahnen, der Bergwerke, der 
Schiffahrt, ja sogar des landwirtschaftlichen Grund und Bodens), 
wie sie durch Lloyd George zum Teil schon eingeleitet, zum 
anderen in sichere Aussicht gestellt wurden. Wir können da- 
gegen mit Aussicht auf Erfolg versuchen, unser Wirtschafts- 
leben vor dem lähmenden Druck einer fast völligen Einkommens- 
Beschlagnahme zu bewahren und für den Uebergang zur Ge- 
meinwirtschaft ein langsameres, sich organisch den Verhält- 
nissen anpassendes Tempo zu wählen. Dies alles dank dem, was 
wir auf dem Gebiete der staatlichen Eigenwirtschaft, der ge- 
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mischt-wirtschaftlichen Betriebe, der genossenschaftlichen und 
Kartell- Organisationen bereits in der Vergangenheit geleistet 
haben. Das Vorhandensein und der weitere Ausbau dieses Ap- 
parates ermöglichen uns auch unser künftiges Steuerprogramm 
auf breitester Grundlage aufzubauen. 

Zunächst müssen wir uns jedoch kurz mit jenen beiden 
»Steuer-Dogmen« auseinandersetzen, die den Kreis der mög- 
lichen Besteuerung hoffnungslos einengen würden: dem »sozia- 
listischen«e der Ablehnung aller indirekten Besteuerung, weil 
diese kopfsteuerartig die unteren Einkommenschichten stärker 
belasten als die oberen und dem sliberalen«, das behauptet, alle 
Steuern auf Produktion und Verkehr seien an und für sich 
schädlich, weil sie das Endergebnis der wirtschaftlichen Pro- 
duktion, aus dem allein ein Reinertrag und damit eine Steuer 
gewonnen werden könne, ungünstig beeinflußten. 

Beide Behauptungen enthalten einen richtigen Kern: sie 
sündigen nur darin, daß sie diese richtige Erkenntnis auf das 
ganze Gebiet der Besteuerung ausdehnen, statt sie auf den- 
jenigen Teil zu beschränken, auf dem sie unbedingt richtig sind. 
Nur gegen diese dogmatische Verallgemeinerung haben wir uns 
zu wenden. 

Die Berechtigung der Ablehnung indirekter Steuern endet 
dort, wo es sich nicht mehr um die Belastung unentbehrlicher 
Lebensnotwendigkeiten, sondern um diejenigen von Gegen- 
ständen des entbehrlichen Massen-Konsums (Bier, Tabak, 
Branntwein) handelt. Ganz abgesehen davon, daß eine etwa 
durch hohe Besteuerung veranlaßte Minderung des Konsums 
von gesundheitlichem Standpunkt aus sehr erwünscht sein kann, 
liegen, neben den rein finanztechnischen Erwägungen großer 
Ergiebigkeit und bequemer Veranlagung sehr schwerwiegende 
wirtschaftliche und politische Gründe für eine starke indirekte 
Besteuerung dieser entbehrlichen Genußmittel vor. 

Zweifellos werden von diesen Abgaben die breiten Schichten 
des Arbeiterstandes am stärksten getroffen. Für deren Heran- 
ziehung spricht aber erstens ein politisches Moment. Die Ar- 
beiterschaft wird mit gutem Recht in Zukunft ein weit stärkeres 
Mitbestimmungsrecht in Staat und Gemeinde fordern. Dem- 
entsprechend muß sie aber auch an den Lasten, die sich aus 
diesen Forderungen ergeben, entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit, mittragen. Dafür ist aber die indirekte Besteuerung 
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der Genußmittel des Massen-Konsums der richtige Weg, da sie 
die Anpassung an die Leistungsfähigkeit des Einzelnen und 
damit die Höhe der zu leistenden Abgabe der eigenen Entschei- 
dung des Steuerzahlers überläßt. Viel wichtiger ist aber eine 
andere volkswirtschaftliche Wirkung dieser Steuer. Jede Steuer 
wird bezahlt aus dem Reinertrag der Gesamtwirtschaft: eine 
hohe Besteuerung setzt also einen hohen Reinertrag voraus, 
denn sonst wird sie aus dm Vermögen der Volkswirt- 
schaft entnommen und muß diese in kürzester Frist zugrunde 
richten. Wir müssen also unter heutigen Umständen vor allem 
versuchen, vorzugsweise solche Steuern zu wählen, die die Eigen- 
schaft haben, den Reinertrag der Volkswirtschaft möglichst 
unangetastet zu lassen oder sogar noch zu erhöhen. Das ist 
denn auch das Prinzip, auf dem sich die 
Gesamtheit des Steuerplanes aufzubauen 
hat. Als Ideal: nicht Minderung, sondern 
Vergrößerung des Reinertrages und dem- 
entsprechend Auswahl derjenigen Steuern, 
die nach dieser Richtung wirken unter 
möglichster Beiseitelassung derjenigen, 
die ein gegensätzliches Resultat liefern. 

Das Reineinkommen des Volkes kann aber nur auf zwei 
Wegen erhöht werden: durch Verminderung des Verbrauchs 
und durch Steigerung der Produktion. Den ersten Weg ver- 
sperrt uns das »soziale« Steuerdogma, den zweiten das sliberale«. 
Darum müssen wir sie beide beiseiteschieben, soweit sie nicht 
einen richtigen Kern enthalten. Zum Ersten: es gibt keinen 
besseren Weg zur Verminderung des Verbrauchs als eine hohe 
Steuer auf die entbehrlichen Genußmittel. Allerdings 
gehört als Ergänzung dazu die möglichste Freilassung des u n- 
entbehrlichen Verbrauchs, der bei uns durch die Not- 
wendigkeit der Getreide- und Viehzölle, sowie durch die Heran- 
ziehung von Konsummitteln der breiten Volksschichten (Salz, 
Petroleum) ja leider noch stark belastet ist. Wir treten mit 
Bezug auf letztere für Abschaffung des Petroleum-Zolles oder 
Ersatz durch billigere Lieferung des elektrischen Lichtes über 
das ganze -Land und für Aufhebung der Salzsteuer ein. Die 
viel schwierigere Frage der Verteuerung von Brot und Fleisch 
durch die Zoll-Politik kann hier nur gestreift werden. Da wir 
an letzterer mit Rücksicht auf unsere landwirtschaftliche Eigen- 
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produktion unbedingt festhalten müssen, so gibt es nur 2 Aus- 
wege: die möglichste Niederhaltung des Brotpreises durch ein 
Staats-Getreide-Monopol unter Festlegung der Vermahlung- 
usw. Kosten und ferner Festsetzung von Minimallöhnen in Ge- 
werbe und Landwirtschaft unter Zugrundelegung der durch- 
schnittlichen Lebenskosten, von denen Ausgaben für Nahrung 
ja den größten Teil bilden. Je weiter wir auf diesem Wege gehen, 
um so stärker kann dann auch der Luxuskonsum der Massen 
belastet werden. 2 

Eine weitere selbstverständliche Ergänzung dieser Be- 
lastung muß dann die sehr starke Heranziehung alles wirklichen 
Luxus-Konsums der oberen Einkommensschichten bilden. Die 
Handhabe hierzu bietet uns die Ausgestaltung der bereits be- 
stehenden Warenumsatzsteuer zu einer gestaffelten 
Luxussteuer oder ein Ausbau der Vermögenszuwachssteuer 
etwa in der Art, wie dieser von Paul Mombert in seiner 
Schrift »Eine Verbrauchs-Einkommenssteuer für das Reich« 
(Tübingen 1916) in Vorschlag gebracht wird. 

Zum Zweiten: das »sliberale« Steuer-Dogma fordert die Kon- 
zentration der Besteuerung auf das Reineinkommen. Die Steuer 
wirke ertragsmindernd, wenn sie das Einkommen erfasse, solange 
es noch im Prozesse seiner Entstehung begriffen sei, deshalb soll 
Handel, Verkehr und Produktion möglichst von jeder Besteue- 
rung frei bleiben, diese dürfe vielmehr erst bei dem fertigen 
Reinertrage einsetzen. Daraus ergibt sich die Forderung der 
Einkommens- (und als Ergänzung) der Vermögenssteuer als 
Rückgrat jeder Besteuerung. Hieran ist richtig, daß Produk- 
tions- und Verkehrssteuern leicht eine solche Wirkung haben 
können — sie sind daher so zu gestalten, daß diese Nachteile 
nicht eintreten — und ferner, daß die reine Einkommensbe- 
steuerung dem Ideale der größtmöglichsten Anpassung an die 
Leistungsfähigkeit des Steuerzahlers sehr nahe kommt. So 
bildet ja auch in den deutschen Bundesstaaten, die wie Preußen, 
Sachsen, Baden, Württemberg und neuerdings auch Bayern 
ein modernes Steuersystem besitzen, die Einkommenssteuer 
die Grundlage der einzelstaatlichen und der gemeindlichen Be- 
steuerung. Aber gerade bei letzterer zeigen sich die großen Nach- 
teile eines reinen Personal-Steuersystems. Ein solches wirkt bei 
mäßigen Sätzen ausgezeichnet, bei hohen und sehr hohen, wie 
sie bei der künftigen Finanzlage dauernd in Frage kommen 
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würden, aber steigend ungünstig. Sehr hohe Einkommenssätze, 
mit denen wir bei Verzicht auf Erhöhung der indirekten und 
der Produktionssteuer auf Sätze von 30—40 und mehr Prozent 
wie in England kommen müßten, zerstören den Trieb zur Ein- 
kommensvermehrung und Vermögensbildung und greifen damit 
an die Wurzel des gesamten Erwerbslebens, dessen stärkste 
Förderung gerade nach dem Kriege eine nationale Lebensnot- 
wendigkeit darstellt. Ferner vermehren sie den Anreiz zur 
Steuerhinterziehung, der auch auf dem Wege des Offenbarungs- 
zwanges für Banken und Bankiers kaum zu beheben sein wird, 
weil immer noch der Ausweg der Hinterlegung im Ausland und, 
was noch gefährlicher ist, der Anlage inländischen Kapitals in 
ausländischen Papieren und Unternehmungen (Kapitalsaus- 
wanderung) bleiben würde, um so stärker, je höher die Steuer. 
Endlich kommt hinzu, daß die Finanzen der Einzelstaaten und 
der diesen nachgeordneten Öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
sich auf der Einkommensbesteuerung aufbaven. All diese werden 
nach dem Kriege mit bedeutend erhöhten Ausgaben zu rechnen 
haben und dabei einem durch die Kriegsereignisse geschwächten 
Einkommensertrage gegenüberstehen. Wollte man diese Diffe- 
renz und dazu noch hohen Reichssteuersätze vermittels der 
Einkommensbesteuerung aufbringen, so würde man zu einfach 
unmöglichen Sätzen kommen. Anderseits ist es aber ausge- 
schlossen, den Bundesstaaten die Erhebung der Personalsteuer 
zugunsten des Reiches abzunehmen oder sie auch nur auf die 
bisherigen Sätze zu beschränken. Das würde ein Ende ihrer 
Finanzkraft und damit ihrer Selbständigkeit bedeuten und das 
in einem historischen Augenblicke, der gerade die Ausdehnung 
der Selbstverwaltung fordert. 

Zentralisation in der Finanzverwaltung bedeutet letzten 
Endes Aufhebung des föderativen Charakters des deutschen 
Reiches. Hierzu aber dürfte gerade nach den Kriegserfahrungen 
die Neigung, besonders im außer-preußischen Deutschland, sehr 
gering sein, viel eher sind gegenteilige Strömungen zuerwarten. 

Es wird hier natürlich keiner Verringerung der bundes- 
staatlichen Personalbesteuerung das Wort geredet. Im Gegen- 
teil: wir werden auch für diese Steuerarlen mıt stark ansteigen- 
den Sätzen zu rechnen haben, aber gerade deshalb müssen sie 
für die Einzelstaaten und für deren wachsende Aufgaben re- 
serviert bleiben. 
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Ganz anders liegt es natürlich mit Bezug avf die aus den 
Einkommens- und Vermögens-Verschiebungen der 
Kriegszeit sich ergebenden Tatsachen; deren steuerliche Er- 
fassung zugunsten des Reiches wird weiter unten behandelt. 

Wir kommen also gegenüber dem sliberalen« Steuerdogma 
zu dem Schluß, daß die Personalbesteuerung den Bundesstaaten 
verbleiben muß und nicht vom Reich in Anspruch genommen 
werden kann. Dann bleiben aber zur Deckung der Steuererfor- 
dernisse des Reiches, zu der allein eine noch so starke Erhöhung 
der indirekten Steuern nie ausreichen würde, nur solche Steuern 
übrig, die nicht wie jene den Reinertrag der Volkswirtschaft 
durch erzwungene Sparsamkeit eraöhen, sondern eine 
direkte Förderung der Produktivität mit sich bringen. 


IV. 
Die Produktions- und Handelssteuern. 


Die Aufgabe ist, diese Steuern so zu gestalten, daß in ihnen 
ein Anreiz zu reichlicherer und billigereı Produktion liegt, so 
daß das Endresultat wenn möglich volkswirtschaftlich einen 
Fortschritt mindestens in Höhe der steuerlichen Belastung er- 
gibt. Eine solche Steigerung der Produktivität ist aber nur auf 
dem Wege des technischen und organisatorischen Fortschrittes er- 
reichbar. Die Steuern müssen also so geartet sein, daß sie diese 
äußerste Anspannung der Wirtschaftlichkeit direkt erzwingen. 
Das ist restlos aber nur bei Ausschaltung aller unwirtschaft- 
lichen Konkurrenz und bei äußerster Ausnutzung aller Vorteile 
des großbetrieblichen Zusammenschlusses möglich. Wir kommen 
also schon aus steuerlichen Rücksichten zu der Forderung der 
Ausschaltung unwirtschaftlicher Existenzen und äußerster Kon- 
zentration der Betriebe. Nun liegen die Dinge aber so, daß die 
Folgen des Krieges die schon im Frieden mächtige Tendenz 
nach dieser Richtung ganz ungeheuer verstärkt haben. Tausende 
von Betrieben sind im Kriege infolge Mangels an Rohmaterial 
oder Arbeitskräften stillgelegt worden, andere Tausende haben 
die einzigartige Konjunktur zum Ausverkauf ihrer Materialien 
und Maschinen benutzt. Demgegenüber ist die technische Aus- 
rüstung der im Betrieb gebliebenen Unternehmungen unver- 
hältnismäßig gesteigert worden, so daß auch nach Kriegsende 
für einen großen Teil der früher selbständigen Unternehmer 


732 Edgar Jaffe, 


die Möglichkeit von neuem mit Aussicht auf Erfolg in den Wett- 
bewerb mit den anderen wieder einzutreten schwindet. Damit 
werden jene in die Lage versetst, alle Vorteile der Situation 
voll auszunutzen. Wir kommen also auch ohne jeden staatlichen 
Eingriff su einem Zustande stärkster Konzentration und fast 
unbeschränkter Machtfülle und Gewinnmöglichkeit der Groß- 
und Riesen-Unternehmungen. Ist es nun nicht voll berechtigt, 
wenn der Staat an dieser vorteilhaften Lage der Groß-Industrie, 
die er durch den Krieg mitgeschaffen: hat, seinen Anteil fordert, 
den jene voll zu gewähren in der Lage ist? ! 

Wir kommen nach dem Kriege schon infolge des Rohstoff- 
mangels und der no®wendigen Kontingentierung der Einfuhr zu 
straffer Zusammenfassung aller Berufszweige in Kartellform, 
die im Notfalle (Kohlen-Zwangs-Syndikatsgesetz) vom Staate 
erzwungen wird. Dadurch verwandelt sich der früher freie Wett- 
bewerb in ein staatlich gesichertes Monopol, dessen Preisgestal- 
tung gegenüber die konsumierenden Massen völlig macht- und 
schutzlos wären, wenn der Staat diesen Schuts nicht übernimmt. 
Daher wird eine Festsetzung der Verkaufspreise und sicher auch 
der Arbeitslöhne unter staatlicher Mitwirkung erforderlich. 
Diese Festsetzung wird aber nicht mehr auf dem Prinsip von 
Angebot und Nachfrage aufgebaut werden können, sondern auf 
dem Grundsatz des Ersatzes der Produktionskosten plus landes- 
üblichen Gewinn und zu diesem wird der Staat eine. Abgabe 
hinzufügen, die ihm vom a entsprechend den produzierten 
Mengen zu zahlen ist. 

Man kann dabei in Re Weise einen starken Kr 
zur Verbesserung der Produktionsverhältnisse schaffen: indem 
— wie bei der Zuckersteuer — durch Besteuerung des Roh- 
materials das stärkste Interesse des Unternehmers geweckt 
wird, aus einer gegebenen Menge Heizstoff oder Rohmaterial 
die größtmögliche Masse fertigen Produktes herzustellen und 
indem — wie bei dem Entwurf zum Petroleum-Monopol — die 
Abgabe je nach der Höhe des Verkaufspreises gestaffelt und so 
auf einen möglichst billigen Herstellungs- bzw. Verkaufspreis 
eine besondere Prämie gelegt wird. Ä 

Gerade auf dem Gebiete der Kraftstoffverwendung taken 
wir vor der Möglichkeit allergrößter ‘technischer Fortschritte 
(Kohlenvergasung, Gasfernleitung, einheitliche Verteilung des 
elektrischen Stromes über das ganze Reich, Ausnutzung der 
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Wasserkräfte usw.), die durch eine entsprechend angepaßte Be- 
steuerung nur gefördert werden kann. Auf Einzelheiten ein- 
zugehen, ist hier nicht der Platz, es galt nur, das Prinzip auf- 
zuzeigen, nach dem allein die übermäßige Belastung durch 
Steuern in ihr Gegenteil verwandelt werden kann, indem gerade 
die steuerliche Notwendigkeit zum stärksten Antrieb gesteigerter 
Produktivität gemscht wird. 

Derartige Auflagen sind aber nicht nur mit Bezug auf die 
verwendeten Kraftstoffe, sondern im Prinzip auf alle im Groß- 
Betriebe erzeugten Waren denkbar, so daß wir letzten Endes 
zu einem vollkommen ausgebauten System der Produktions- 
besteuerung kämen, ohne daß dadurch eine entsprechende Be- 
lastung des Konsums erwachsen würde, indem die steuerliche 
Last durch technische Ersparung im Betrieb wenigstens zum 
Teil wieder eingebracht und durch staatlich überwachte Preis- 
festsetzung die Abwälzung auf den Konsum verhindert oder 
zum mindesten geregelt wird. Das neue Prinzip soll ja nicht 
darin bestehen, eine weitere Belastung des Konsums zu schaffen, 
während die Produzenten frei ausgehen — das ist ja der grund- 
legende Fehler, der jetzt von der Regierung vorgeschlagenen 
Kohlensteuer —, sondern im Gegenteil: der Konsum, der bereits 
durch andere Steuerarten so stark in Mitleidenschaft gezogen 
wird, muß vor übermäßiger Belastung seitens der Produzenten 
geschützt werden, denen es überlassen bleiben muß, die Steuern 
durch technische Fortschritte wieder einzubringen. Dies schon 
aus dem Grunde, weil eine solche wirtschaftliche Reproduktion 
des Staatsbedarfs wohl bei den Produzenten, nicht aber bei den 
Konsumenten möglich ist. Dies ist der einzige Weg, auf dem 
die Forderung finanzieller Ergiebigkeit, gepaart mit volkswirt- 
schaftlichem Fortschritt gelöst werden kann. 


V, 
Kriegsgewinn- und Erbschaftssteuer. 


Wir kommen endlich zu einer letzten Kategorie von Steuer 
und Staatseinnahmen, die sich grundsätslich von allen vorher- 
gehenden unterscheiden. 

Bei allen früher besprochenen: Eigeneinnahmen des Staats, 
konsummindernde Verbrauchssteuern, produktionssteigernde 
Verkehrssteuern, handelt es sich um das volkswirtschaftliche 
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Problem der Steigerung der Reinerträge der Gesamtwirtschaft, 
um aus diesen die staatlichen Notwendigkeiten zu bestreiten. 

Bei dem folgenden kommt nicht de Vermehrung de 
Reineinkommens, wohl aber dessen andere Verteilung in 
Frage. Es handelt sich hier also in erster Linie nicht um wirt- 
schaftliche, sondern überwiegend um soziale Gesichtspunkte, 
die aber darum nicht weniger wichtig sind. 

Wir haben schon oben die Tatsache der durchgreifenden 
Verschiebung aller Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
durch den Krieg gestreift. Sie ist vielleicht das schwerwiegendste 
völkische Problem unserer Zukunft. Das neue Deutschland wird 
nicht mehr sein wie das alte und eine der größten Gefahren der 
Zukunft bildet jene Vermögensumschichtung, wenn ihr nicht 
rechtzeitig Einhalt getan wird. Die Lage wird ja voraussicht- 
lich die folgende sein: Dauernden und sicheren Vorteil von den 
Verhältnissen im Kriege und nach dem Kriege wird vor allem 
die Landwirtschaft haben. Die Preise ihrer Produkte 
werden auf lange Zeit hinaus hoch sein, die ausländische Kon- 
kurrenz zum größten Teil verschwunden oder unwirksam, die 
erhöhten Produktionskosten in keinem Verhältnis zu den viel 
stärker gesteigerten Preisen und Absatzmöglichkeiten stehen. 
Auch Handel und Industrie haben großen Vorteil 
aus den Kriegsereignissen gezogen und auch nach dem Kriege 
werden Gewinnmöglichkeiten in Menge vorhanden sein, aber 
deren Verteilung ist eine ganz andere als bei der Landwirtschaft, 
die ziemlich gleichmäßig an der Kriegskonjunktur teilnimmt. 
Im Gegensatz hierzu vereinigen sich im Handel und Gewerbe 
alle Vorteile fast ausschließlich bei den Großbetrieben; Mittel- 
und Kleinbetrieb dagegen sind zum Teil ausgeschaltet, zum 
andern auf die Dauer schwer getroffen durch Abnahme der 
Konkurrenzfähigkeit, Erhöhung der Handlungsunkosten und 
der Lebenshaltung. 

Am schwersten zu beurteilen ist die Lage der gewerblichen 
Arbeiterschaft nach dem Kriege. Sie wird in weit- 
gehendem Maße abhängen von den Friedensbedingungen. Sind 
diese günstig für uns, so wird auch die Arbeiterschaft mindestens 
entsprechend der verteuerten Lebenshaltung erhöhte Löhne 
durchsetzen können, wodurch nur eine Aufrechterhaltung, 
durchaus noch keine Verbesserung ihrer bisher doch schon allzu 
bescheidenen Lebensmöglichkeit geschaffen wird. Dazu kommt 
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die Gefahr des Lohndruckes seitens der Frauen, die im Kriege 
die Stelle des Mannes .in den Fabriken eingenommen haben, 
sowie im Frieden diejenige der Kriegsbeschädigten und Renten- 
bezieher. Im Falle eines ungünstigen Friedens aber droht vor 
allem der Arbeiterschaft Armut und Elend. 

Ueber die Lage des bürgerlichen Mittelstandes, 
der Beamten und freien Berufe ist schon oben gesprochen worden. 
Sie werden auf jeden Fall die Hauptleidtragenden sein, denn 
auch bei einem günstigen Frieden bleiben die hohen Lebens- 
kosten bestehen, Gehälter und Einkommen werden aber stabil 
sein oder bei der Konkurrenzschwäche der kleineren und mitt- 
leren Betriebe sogar noch einem starken Druck unterliegen. 
Dem Mittelstand, besonders dem auf geistige Arbeit angewiese- 
nen, mangelt die Möglichkeit eines Ausgleichs durch gewerk- 
schaftliche Organisation oder politischen Gegendruck, wie ihn 
die Arbeiterschaft durch ihre Masse besitzt. Gerade die 
Schichten, auf denen das geistige Niveau Deutschlands beruhte, 
laufen Gefahr, zerrieben zu werden, zwischen der Masse der 
Handarbeiter auf der einen und der dünnen aber übermächtig 
gewordenen harten Schicht der Großunternehmer und der Groß- 
Rentner auf der andern. 

Wir kämen dabei zu einer Umschichtung, die in jeder Be- 
ziehung eine weittragende Verschlechterung des sozialen Gleich- 
gewichts bedeuten und die Gesamtentwicklung Neu-Deutsch- 
lands in die gefährliche Bahn eines völlig ungeistigen Neo- 
~ Feudalismus lenken würde. Deren Gegendruck aber würde 
unfraglich soziale Unzufriedenheit und unfruchtbare Reibungs- 
notwendigkeiten schaffen, die gerade wir mit Rücksicht auf die 
bleibende Schwierigkeit unserer außer-politischen Lage um 
jeden Preis vermeiden müssen. 

Das Gebot sozialer Gerechtigkeit wie inner- und außer- 
politischer Notwendigkeit erfordert also, daß gerade die 
Schichten, die im Kriege an Gut und Blut vor allem gelitten 
haben, nicht als Resultat des Kampfes aus ihrer sowieso be- 
scheidenen sozialen Stellung verdrängt werden und dies zu- 
gunsten derer, die auf Grund berechtigter oder unberechtigter 
Kriegsgewinne alle Vorteile der Lage für sich allein in Anspruch 
nehmen würden. Ihr unwirtschaftlicher und zum Teil skan- 
dalöser Luxuskonsum mitten im Kriege ist schon ein beredtes 
Kennzeichen für das, was wir im Frieden zu erwarten haben, 
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wenn diese Leute tonangebend werden, wozu sie jede Aussicht 
haben. Oder sollen wir etwa warten, bis auf dem Wege der 
Fideikommißbildung und damit verbundener Nobilitierung die 
vorsichtigeren Geschäftsteilhaber der Frau Kupfer und Kon- 
sorten sich selbst zu »Führern der Natione stempeln ? 

Das steuerliche Erfordernis deckt sich also hier mit dem 
politischen und sozialen, alles weist darauf hin, diesen Gefahren 
durch eine vor allem die Kriegsgewinne erfassende sehr hohe 
Besteuerung entgegenzuwirken. Ein Anfang hierzu ist mit der 
Kriegssteuer (1916) und dem geplanten Zuschlag zu dieser (1917) 
gemacht, aber durchaus nicht in genügendem Umfang. Beson- 
ders beklagenswert ist die aus rein dogmatischen Gründen er- 
folgte Umwandlung des Regierungsentwurfes, der eine Besteue- 
rung des Kriegseinkommens vorsah, in eine Kriegsver- 
mögenszuwachsabgabe durch den Reichstag. Dadurch ist vom 
volkswirtschaftlichen und finanziellen Standpunkt aus ein 
wahres Monstrum geschaffen worden, das die Sparsamkeit be- 
straft und den überflüssigen Verbrauch mit hoher Prämie be- 
lohnt und damit das genaue Gegenteil von dem, was not tut, 
schafft. Die Art und Weise, wie auch diese Steuer zustandekam, 
ist leider nur zu bezeichnend für die völlig verkehrte Form, in 
der die Gesetzgebungsmaschine in bezug auf Neuschaffung von 
Steuern im Reiche arbeitet. Statt daß die Regierung, ehe sie 
an das Parlament herantritt, auch bezüglich der Einzelheiten 
ihrer Steuerpläne in fortlaufender Verbindung mit den Parteien 
und außenstehenden Sachverständigen steht, so daß sie deren 
Einwände in Ruhe berücksichtigen und dann ziemlich sicher 
mit Annahme der sorgfältig ausgearbeiteten Vorschläge rechnen 
kann, erfolgt bei uns stets das Umgekehrte. Solange die Aus- 
arbeitung dauert, hüllt man sich in geheimnisvolles Dunkel, wenn 
dann die Entwürfe fertig sind, werden sie plötzlich auf den 
Reichstag und die unvorbereitete Oeffentlichkeit abgeschossen. 
Berechtigten und unberechtigten Einwänden wird meist dadurch 
begegnet, daß man Amendements usw. des Parlamentes, die 
schnell und oft völlig unsachgemäß zustandekommen, in den 
Entwurf aufnimmt und so ein einheitlich gedachtes Werk zer- 
trümmert oder gar seinen ausschlaggebenden Inhalt in das 
Gegenteil verkehrt. Am Schlusse schwingt dann der Staats- 
sekretär triumphierend einen Strauß heterogenster Steuerüber- 
raschungen, von denen niemand vorher sagen kann, welches 
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Ergebnis sie haben werden und zieht sich dann zufrieden damit 
zurück, daß er zwar nicht seine, aber doch wenigstens 
irgendwelche Steuern, die den finanziellen Erfordernissen einiger- 
maßen genügen, mit nach Hause bringt. Und eine solche Finanr- 
und Steuerpolitik wird dann, wie im Falle Helfferich, noch für 
ausreichend erachtet, um dem Betreffenden den Aufstieg in 
ein noch höheres Amt zu gestatten. Difficile est satiram non 
scribere! Wie Steuerpraktiker, wie Miquel oder Eugen Richter, 
die Reihe unserer letzten Reichsfinanzreformen beurteilen wür- 
den, kann man nur ahnen. 

Die Kriegsgewinnsteuer müßte bewußt als eine Maßregel 
ausgebaut werden, die, soweit es überhaupt möglich, eine Reme- 
dur der durch den Krieg bewirkten Einkommensverschiebung 
nach großen sozialen Gesichtspunkten anstrebt. Zu diesem 
Ende wäre sie in organische Verbindung zu bringen mit einer 
entsprechend gerichteten Reichs-Erbschaftssteuer, 
die natürlich das Kindes- und Gattenerbe mit umfassen, in 
ihren Sätzen stark progressiv gestaltet (Vorbild: England) nach 
Möglichkeit die Entstehung der Erbmasse (Familienerbe, wirt- 
schaftlicher Erwerb oder Konjunktur- und a mit 
berücksichtigen sollte. 

Als Ergänzung wäre ferner das Erbrecht d es Rei- 
ches ‚endlich einzuführen. 


VI. 


Wir kommen also auf Grund des vorstehend Ausgeführten 
zu den folgenden Forderungen mit Bezug auf unser künftiges 
Steuer-System: 

I. Möglichste Steigerung der EN 
des Reiches aus wirtschaftlicher Tätigkeit. Deutschland be- 
sitzt in seinen staatlichen Eisenbahnen, ferner in der Post-, 
Telegraphen- usw. Verwaltung eine Reihe großer wirtschaft- 
licher Betriebe, deren Einnahmen einer bedeutenden Steigerung 
fähig sind. Um der Gefahr der Verteuerung der nationalen Pro- 
duktion zu entgehen, müßten diese Einnahmesteigerungen nicht 
durch Erhöhung der Tarife, sondern durch Verbilligung der 
Verwaltung und Verringerung der Ausgaben erreicht werden. 
Das ist vor allem möglich durch eine großzügige Vereinheit- 
lichung des Eisenbahnwesens und Einbeziehung der Binnen- 
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schiffahrt in die staatlichen Verkehrsunternehmungen. Dies 
würde nicht nur große Ersparnisse ermöglichen, sondern auch 
durch die Herrschaft des Staates über die Tarife eine weitgehende 
Beeinflussung des Einfuhr- und Ausfuhrhandels ermöglichen, 
die ja sowieso in Zukunft einen integrierenden Teil der auswär- 
tigen Politik der Großstaaten bilden wird. 

Auch für den voraussichtlichen wirtschaftlichen Zusammen- 
schluß Mitteleuropas und seiner Bundesgenossen wird eine 
solche einheitliche Verkehrspolitik von größter Bedeutung sein. 

Die bisher genannten Einnahmemöglichkeiten bewegen sich 
noch vollkommen auf der Ebene der überlieferten staatlichen 
Finanzpolitik. Sie werden aber auch in ihrer Gesamtheit nicht 
genügen, die ungeheuer gewachsenen Notwendigkeiten zu be- 
friedigen. Dies kann nur geschehen durch die Hinzufügung 
eines prinzipiell absolut neuen großen Gebietes zu den bis- 
herigen staatlichen Einnahmemöglichkeiten. Es handelt sich 
um die Schaffung einer Reihe von Maßnahmen, die neben hohen 
Einnahmen für den Staat zugleich eine derartige Förderung 
und Verbilligung der Produktion in sich schließen, daß ihre 
Einführung auch nach Abzug der Staatsabgaben einen direkten 
Gewinn an Nationalreichtum ergeben. 

Hierher wären zu rechnen: 

a) Staatliche Handelsmonopole, wie wir 
sie heute in Kriegszeiten bereits in den Zentraleinkaufsgenossen- 
schaften der Mittelmächte vor uns sehen. Ihre Aufgabe wäre 
vor allem die Regulierung der Ein- und Ausfuhr in dem Sinne, 
daß von fremden Rohstoffen und Nahrungsmitteln nur soviel 
eingeführt wird, als wir zur Ergänzung unserer eigenen Pro- 
duktion notwendig brauchen. Eine solche Maßnahme wird 
für die Zeit nach dem Kriege schon deshalb nicht zu umgehen 
sein, weil nur auf diesem Wege einmal die militärisch notwen- 
dige Vorratswirtschaft gesichert und zweitens die Wiederauf- 
richtung unserer Valuta, die eine Lebensnotwendigkeit Deutsch- 
lands bildet, in vergleichsweise kurzer Zeit durchgeführt werden 
kann. 

Bei der Ausfuhr wird es sich darum handeln, diejenigen 
Waren, die das Ausland von uns beziehen muß, wie Kohle, Kali, 
Zucker, Chemikalien usw. zu höchstmöglichen Preisen abzu- 
setzen und so ein entsprechendes Gegengewicht für die erforder- 
liche Einfuhr zu gewinnen. Dadurch gewinnt der Staat nicht 
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nur einen ausschlaggebenden Einfluß auf Ein- und Ausfuhr, 
den er auch als politische Waffe zu verwenden imstande ist, 
sondern er kann auch durch Ausschaltung des Zwischenhandels 
und der Spekulationsgewinne, durch Vereinheitlichung von 
Bezug und Absatz große Ersparnisse erzielen, die es ihm er- 
möglichen werden, ohne stärkere Preiserhöhung große Ein- 
nahmen für sich zu erzielen. 

b) Staatliche Kraftmonopole. Die ungeheuren 
Möglichkeiten, die in der Ausnützung der Wasserkräfte und 
des elektrischen Stromes liegen, können erst durch die staat- 
liche Zusammenfassung ihre volle Ausnutzung gewinnen. Bis- 
her bestand eine Zersplitterung der Kraftquellen, die dazu ge- 
führt hat, daß auf der einen Seite vorhandene Ueberschüsse 
nicht verwendet werden konnten, auf der anderen sehr teure 
Reservemaschinen gehalten werden mußten, um im Falle des 
Versagens der Wasserkraft den nötigen Strom zu liefern. Dem- 
gegenüber würde die Einführung eines staatlichen Leistungs- 
monopols bei teilweiser Aufrechterhaltung der privaten Pro- 
duktionsstellen von elektrischer Kraft es ermöglichen, den 
Strompreis allgemein niedriger zu stellen — was eine weitgehende 
Förderung der Produktion bedeutet — und trotzdem sehr be- 
deutende Einnahmen für den Staat zu erzielen. Die Reserven 
der einzelnen Kraftwerke könnten wegfallen und der Ueber- 
schuß jedes auch noch so kleinen Werkes dem en Ver- 
brauch zugeführt werden. 

2. Ersparnis-Steuern. Stärkere Erhöhung aller 
indirekten Abgaben (eventuell durch Einführung finanzieller 
Monopole, wie Tabak-Monopol, Branntwein-Monopol usw.), 
soweit diese auf entbehrlichem Verbrauch beruhen, verbunden 
mit Ausgestaltung der Warenumsatzsteuer zu einer gestaffelten 
. Belastung alles Luxuskonsums mit stark progressiven Sätzen. — 
Als Ziel: möglichste Verminderung alles überflüssigen Konsums. 

3. Produktivitäts-Steuern. 

a) Zwangs-Kartellierung in Handel und 
Gewerbe, verbunden mit staatlich überwachten Einfuhr- 
Monopolen und Produktions-Auflagen, deren Ueberwälzung auf 
den Konsum durch Preisfestsetzung und Minimallöhne zu ver- 
hindern ist. — Als Ziel: möglichste Verbilligung und Vermehrung 
der gewerblichen Produktion. 

b) Staatliches Getreide-Monopol, das in 
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ähnlicher \Veise wie bei a) mit Anreizen zu äußerster Steigerung 
der landwirtschaftlichen Produktion verbunden, zugleich dem 
Konsum gleichmäßige und niedere Preise sichert. 

4 Soziale Ausgleichs-Steuern. 

Kriegsgewinn-Steuer, Reichserbscha fts- 
steuer und Erbrecht des Reiches. 

* * 
% 

Auf Grund eines so gearteten Steuer-Systems, dessen Ein- 
zelheiten hier nur angedeutet werden konnten, kann die Deckung 
des ungeheuren finanziellen Bedarfs des Reiches bei Kriegsende 
ermöglicht werden ohne verderbliche soziale und volkswirt- 
schaftliche Schäden nach sich zu ziehen. Dies allerdings nicht 
auf dem gewohnten Wege der Besteuerung der Ueberschüsse 
der Privatwirtschaften allein, da diese, in der erforder- 
lichen Höhe in Anwendung gebracht, die wirtschaftlichen Kräfte 
mit der Gefahr der Erschöpfung bedroht, wohl aber auf dem 
von uns angedeuteten, der Verbindung von Produktivitäts- 
Steigerung und Besteuerung zugleich. 

Die gleichzeitige Anwendung beider Mittel kann sogar die 
kommende Reichsfinanz-Reform zum Ausgangspunkt einer un- 
erwarteten Steigerung unserer wirtschaftlichen Kräfte machen. 
Eine solche ist aber nur möglich einerseits auf Grund verringerten 
Verbrauchs, anderseits durch gesteigerte wirtschaftliche Pro- 
duktivität. Das erstere wird erreicht durch den Zwang zur 
Sparsamkeit, wie er durch erhöhte steuerliche Belastung vor- 
nehmlich der entbehrlichen Genußmittel bei den unteren und 
durch erhöhte direkte und indirekte Besteuerung, bei den mitt- 
leren und oberen Einkommensklassen erzielt wird, das letztere 
durch die energischste Ausbildung aller technischen und organi- 
satorisch möglichen Produktionssteigerungen, die, wie oben 
angedeutet, unter dem Zwange der Finanznotwendigkeiten ins 
Leben treten werden. 

Beides zusammen läßt uns erhoffen, daß wir in relativ 
kurzer Zeit nach dem Kriege nicht ärmer, sondern reicher sein 
werden als vorher, vorausgesetzt natürlich, daß wir den Mut 
und die Kraft haben, die sich uns darbietenden Wege auch wirk- 
lich, und zwar in großzügigster Weise zu benutzen. 

Diese Möglichkeit aber verdanken wir allein den unver- 
gleichlichen Leistungen unseres Heeres und unserer Flotte, 
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unter deren starkem Schutz die Grundlage unserer nationalen 
Produktivkraft un versehrt erhalten werden konnte, während 
Frankreich und Rußland im Gegensatz zu uns mit einem 
wirtschaftlichen Zusammenbruch nach dem Kriege zu rechnen 
haben werden, weil ihre wichtigsten Industriebezirke in die 
Kriegszone einbezogen worden sind. 
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Gedanken über die Deckung und Aufbringung der 
Kriegskosten. 


-Von 


P. MOMBERT. 


Nach dem Stande vom ı. Oktober 1913 betrug die Reichs- 
schuld 4,897 Milliarden Mk. Fürihre Verzinsung waren in den Etat 
des gleichen Jahres 177,433 Mill. Mk., zur Tilgung 59,244 Mill. Mark 
d.h. 1,21 % eingestellt worden. Die ersten 5 Kriegsanleihen 
haben dem Reiche eine Schuldenvermehrung von rund 47 Mil- 
liarden gebracht, mit denen die Kriegskosten bis zum Frühjahr 
1917 etwa bestritten werden können. Es bedeutet dies eine Er- 
höhung der Zinsenlast von nahezu 2,5 Milliarden und es läßt sich 
heute nicht absehen, bis zu welcher Höhe die weitere Dauer des 
Krieges die Schuldenlast und die Zinsverpflichtungen des Reiches 
noch anschwellen läßt. Es handelt sich um Riesenbeträge, die 
hier nach dem Kriege aufgebracht werden müssen; denn mit 
diesen Zinsenlasten, so groß sie auch sind, ist es allein nicht getan; 
hinzu treten noch gewaltige Ausgaben für Hinterbliebenen-, 
Witwen- und Waisenfürsorge, große Beträge für andere Ent- 
schädigungen der mannigfachsten Art und schließlich noch jene 
Summen, die eventuell für Tilgungszwecke verwandt werden 
müssen. Man wird heute schon sagen können, daß die Mehr- 
ausgaben, die das Reich nach dem Kriege haben wird, allermin- 
destens dem Betrag gleichkommen, den die Reichsschuld vor dem 
Kriege erreicht hatte (Ende 1913 4,926 Milliarden Mk.), ja bei 
noch längerer Dauer des Krieges diesen noch ganz erheblich über- 
steigen wird. Ob wir eine Kriegsentschädigung überhaupt erhalten 
und in einer Höhe, die diesen gewaltigen Lasten gegenüber eine 
wesentliche Rolle spielt, sei dahingestellt. Erhalten wir sie, dann 
um so besser. Jedenfalls muß derjenige, der heute über die De- 
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kung und Aufbringung dieser Kriegskosten nachdenkt, von der 
Möglichkeit einer solchen Entschädigung absehen. Wir müssen 
uns auf den ungünstigsten Fall einrichten, daß wir ganz allein 
für die Tilgung und Verzinsung aufzukommen haben. Es mag auch 
sein, daß dem Reiche aus den Gebieten, die wir vielleicht neu 
erwerben, in Form von staatlichen Eisenbahnen oder staatlichen 
Domänen, großen Forsten, größerer Besitz zufließt, der je nach 
der Art seiner Verwertung dazu verwandt werden kann, größere 
Teile der Kriegsschuld auf einmal zu tilgen oder einen Teil der 
Zinsverpflichtungen decken zu helfen. Wie dem aber auch sei, 
um allzu große Beträge wird es sich dabei nicht handeln können, 
und es wird der deutschen Volkswirtschaft auch im günstigsten 
Falle nicht erspart bleiben, auf Jahrzehnte hinaus Beträge aufzu- 
bringen, wie sie bisher die Finanzgeschichte keines Landes ge- 
kannt hat. 

Ich sage ausdrücklich die Volkswirtschaft hat 
diese Beträge aufzubringen, um Wert darauf zu legen, daß es sich 
hierbei in allererster Linie um eine wirtschaftspolitische Frage 
und. erst in zweiter um eine finanzpolitische handelt. Ueber 
diesen Unterschied muß volle Klarheit geschaffen werden, ehe 
man die Mittel undWege erörtert, die es ermöglichen, für Deckung 
und Aufbringung der Kriegskosten Sorge zu tragen. Nicht darum 
kann es sich handeln, die notwendigen Mittel schlechthin aufzu- 
bringen, das ist wahrlich kein Kunststück für den Gesetzgeber ,son- 
dern dabei die denkbar größte Rücksicht auf die Volkswirtschaft 
zu nehmen. Um was es sich dabei handelt, wird sofort eingehen- 
der erörtert werden. Es ist kein überflüssiges Beginnen, auf diesen 
Unterschied aufmerksam zu machen; denn gerade die Finanzge- 
schichte des Deutschen Reiches bietet genügend Beispiele dafür, 
daß dieses nicht immer geschehen ist und daß die leitendenMänner, 
vielfach ohne eigene Schuld,oft froh genug waren,überhaupt die er- 
forderlichen Einnahmen bewilligt zu erhalten so daß dahinter 
der wichtige Gesichtspunkt, wie diese neuen Steuern auch wirt- 
schaftlich wirken werden, vollkommen in den Hintergrund ge- 
treten ist. Nach dem Kriege wird die Frage nach der wirtschaft- 
lichen Zweckmäßigkeit und Wirkung der steuerlichen Maßnahmen 
noch eine ganz andere Bedeutung haben, wie zuvor. Nicht nur 
handelt es sich dann um ganz andere Beträge, die aufgebracht 
werden müssen, womit natürlich auch der wirtschaftlich günstige 
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muß, es handelt sich auch um einen ganz anderen Zustand der 
Volkswirtschaft, wie früher. Steuern, die wirtschaftlich ungün- 
stig wirken, können in einer Zeit, in der die Entwicklung der Volks- 
wirtschaft eine aufsteigende ist, in ‚der, wie vor dem Kriege, 
Nationaleinkommen und Nationalvermögen früher nie gekannte 
und geahnte Fortschritte machen, viel leichter ohne Schaden ge- 
tragen werden, wie nach dem Kriege, wo nicht nur die ganze 
Volkswirtschaft sich in einem ungemein erholungsbedürftigen Zu- 
stand befinden wird, sondern wo auch an ihre Leistungsfähigkeit 
ganz andere Anforderungen gestellt werden müssen als zuvor. 
Denn auf Jahrzehnte hinaus wird die politische und nationale 
Stellung Deutschlands davon abhängen, wie rasch und mit wel- 
chem Erfolge die großen wirtschaftlichen Schäden dieses Krie- 
ges überwunden werden. Auf dieses große Ganze müssen wir den 
Blick auch später im Frieden richten, wie wir es auch jetzt im 
Kriege tun. Mag dieser ausgehen, wie er will, unsere Zukunft 
hängt ab von der Reproduktivkraft der Volks- 
wirtschaft, und derEinfluß, den diese darauf haben, muß 
deshalb der oberste Maßstab sein, an dem wir alle Mittel und Wege 
zur Deckung und Aufbringung der Kriegskosten zu prüfen haben. 

Es wird hier aus wohlerwogenen Gründen davon gesprochen, 
daß die Deckung und Aufbringung der Kriegskosten eine Friedens- 
aufgabe ist. Nichts wäre verfehlter, wie die Anschauung, als ob 
mit der glücklichen Unterbringung der Kriegsanleihen und der 
richtigen Bezahlung der Heereslieferanten die Kriegskosten be- 
zahlt und aufgebracht seien. Das ist lediglich der Fall vom Stand- 
punkt des Augenblickes aus. Der Krieg hat das Reich vielleicht 
bis zur Stunde 50o Milliarden gekostet; diesen Kosten stehen 
Schulden in der gleichen Höhe gegenüber; vom Standpunkt der 
Reichsfinanzverwaltung aus kann also von einer Deckung keine 
Rede sein. Wie gestaltet sich nun das Bild vom Standpunkt der 
Volkswirtschaft aus? Die Kosten, welche der Krieg dieser verur- 
sacht hat, sind nicht identisch mit den Kriegsanleiheschulden 
des Reiches, mögen sie kleiner oder größer sein, eine Frage, auf 
die noch weiter unten einzugehen sein wird. Die Kosten, welche 
der Krieg dieser verursacht hat, bestehen, wenn wir von den Ver- 
lusten an organischem Kapital, an Arbeitskraft und Menschen 
absehen, vor allem darin, daß in gewaltigem Umfange Güter- 
vorräte aufgebraucht, Produktionsmittel abgenützt und nicht er- 
setzt worden sind, kurzum, daß die Volkswirtschaft von ihrem Ka- 
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pital gelebt hat. In dieser Beziehung liegen aus schon häufig 
erörterten Gründen die Verhältnisse bei uns anders, als bei unsern 
Gegnern, wo neben den Verbrauch des eigenen Volksvermögens 
noch erhebliche Schuldenlasten an andere Staaten hinzutreten, 
die bei uns jedenfalls nur eine sehr geringe Rolle spielen. 
Wenn man die Kriegskosten vom Standpunkte der Volks- 
wirtschaft aus betrachtet, so muß man sich, wie schon einmal an- 
gedeutet, sehr hüten, dabei an die etwa 50 Milliarden betragenden 
Kriegsschulden des Reiches, mit denen dieses die Ausgaben für 
den Krieg bestritten hat, zu denken. Wenn wir annehmen, daß, 
was wohl von verschwindenden Ausnahmen abgesehen, zutreffen 
wird, diese 50 Milliarden an Kriegsanleihen alle im Inland unter- 
gebracht sind, so ergibt sich damit, daß diesen 50 Milliarden 
Kriegsschulden des Reiches Forderungen inländischer Gläubiger 
an dieses in gleicher Höhe gegenüberstehen. Es sind die einzelnen 
privaten Wirtschaften, die aus den verschiedensten Quellen stam- 
mend, verfügbare Mittel in Kriegsanleihe angelegt haben, und 
insoweit wir die Einheit aller dieser Wirtschaften, ihre Zusammen- 
fassung und gegenseitige Verknüpfung, als Volkswirtschaft 
bezeichnen können, stehen diesen Kriegsschulden des Reiches 
die entsprechenden Forderungen der Volkswirtschaft gegenüber. 
Nur insoweit diese Forderungen an das Reich dadurch entstanden 
sind, daß diese Einzelwirtschaften mittelbar oder unmittelbar 
Kosten aufgewandt haben, deren Gegenwert sie dann vom Reiche 
. erhielten, stehen diesen Forderungen auch selbst eigene Kosten 
der Volkswirtschaft gegenüber. Damit soll natürlich über die 
Höhe dieser noch gar nichts ausgesagt sein; sie können in Geld 
ausgedrückt, höher, vielleicht auch geringer als jene sein. Worin 
bestanden nun diese Kosten der Volkswirtschaft? Von dem Ver- 
brauch vorhandener Gütervorräte, vor allem von Rohstoffen, 
der Abnutzung von Maschinen und Produktionsmitteln überhaupt, 
ohne daß dem eine Erneuerung gegenüberstand, war schon oben 
die Rede gewesen. Insoweit die Kosten in solchen Aufwendungen 
bestehen, stellen sich diese rein wirtschaftlich betrachtet, als 
ein unmittelbarer Verlust der Volkswirtschaft dar. Das gilt auch 
von dem häufig stattgefundenen Falle, daß laufende Betriebs- 
mittel derselben immobilisiert und in Kriegsanleihe angelegt wor- 
den sind. In allen diesen Fällen, zu denen noch andere ähnlicher 
Art, die hier jedoch nicht im einzelnen aufgezählt werden sollen, 
treten, handelt es sich darum, daß unentbehrliche Voraussetzun- 
48* 
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gen späterer wirtschaftlicher Arbeit verbraucht worden, gewisser- 
maßen verschwunden sind. Ihnen stehen wohl, rein privatwirt- 
schaftlich betrachtet, in den Forderungen der Einzelnen an das 
Reich die entsprechenden Gegenwerte gegenüber; das ist aber nur 
der Fall vom Standpunkte der einzelnen Privatwirtschaft, nicht 
von dem der ganzen Volkswirtschaft aus gesehen. Denn die 
Finanzwirtschaft des Reiches ist auch ein Bestandteil dieser 
und deshalb gleichen sich vom Standpunkte der Volkswirtschaft 
aus betrachtet, Forderungen der Privatwirtschaften an das 
Reich und dessen Schulden an diese, sowohl hinsichtlich des 
Kapitalbetrages, wie auch hinsichtlich der Zinsverpflichtungen, 
vollkommen aus. Denn auch diese müssen ja schließlich aus 
den laufenden Erträgen der Volkswirtschaft genommen werden. 
Vom Standpunkt dieser also aus betrachtet, stellen sich zunächst 
die Kriegsausgaben des Reiches weder als Schulden noch als 
Guthaben dar, da sich beides letzten Endes kompensiert und die 
Volkswirtschaft als solche Schuldner und Gläubiger alles in einer 
Person ist. 

Es ergibt sich also daraus die Richtigkeit des oben gesagten, 
daß die Höhe der Reichskriegsschulden und die sonstigen Ausgaben, 
welche dem Reiche aus dem Kriege und seinen Folgen erwachsen, 
gar nichts damit zu tun hat, wie hoch nun die Kosten für die 
Volkswirtschaft sind. In den Ausgaben des Reiches finden sich 
große Beträge, denen auch in keiner Weise irgendwelche Kosten 
der Volkswirtschaft entsprechen, die vom Standpunkte dieser be- 
trachtet, also nur durchlaufende Posten sind; die Verhältnisse 
können auch so liegen, daß den Ausgaben des Reiches auf der 
einen Seite, Ersparnisse der Volkswirtschaft auf der anderen Seite 
gegenüberstehen. 

Es gehören hierher z. B. die Ausgaben für Gehälter und Sold, 
soweit sie nicht verbraucht, sondern erspart werden; es gehören 
hierher die Gewinne, welche Industrie und Handel in sehr erheb- 
lichem Umfange an den Heereslieferungen machen, es gehören 
hierher z. T. die großen Beträge, welche das Reich für Bahntrans- 
porte aufwenden muß, Summen, welche ja an die Einzelstaaten 
fließen und in deren Finanzhaushalt z. T. als Eisenbahnüber- 
schüsse erscheinen. Auch die Beträge, welche das Reich aufwen- 
den mußte, z. B. Rohstoffe, wie Kupfer, Messing, Gummi u. dgl. 
zu erwerben, bedeuten nicht unbedingt Kosten der Volkswirt- 
schaft, insoweit es sich dabei um Gegenstände handelte, die im 
Produktionsprozesse keine Rolle spielten, sondern in dieser Hin- 
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sicht totes Kapital bedeuteten. Auch die großen Ausgaben, welche 
dem Reiche für Ernährung und Bekleidung des Heeres, für Aus- 
rüstung und Unterhalt des Pferdematerials erwachsen, werden 
nur z. T. als Ausgaben der Volkswirtschaft zu buchen sein. Denn 
auch dafür mußten im Frieden bestimmte Ausgaben gemacht 
werden, die jetzt z. T. einfach auf die Rechnung des Reiches 
übernommen worden sind, sodaß diesen Kriegsausgaben gegen- 
über jetzt auf der anderen Seite Minderausgaben gegenüberstehen. 
Erst aus der Differenz beider wird sich feststellen lassen, was nun 
Mehrausgabe ist, was also auch die Volkswirtschaft gegenüber 
dem Friedenszustande zusätzlich belastet. Um im folgenden die- 
sen Unterschied auch rein äußerlich zum Ausdruck zu bringen, 
soll der Ausdruck Kosten nur für die Ausgaben des Reiches an- 
gewandt werden, denn hier ist es ja auch ganz allein möglich, 
dafür einen zahlenmäßigen Ausdruck zu geben, für die Belastung 
dagegen, welche der Krieg für die Volkswirtschaft bedeutet, 
soll der Ausdruck Verluste gebraucht werden. 

Denn um Verluste im eigentlichen Sinne handelt es sich ja 
dabei. Um diese nun näher zu würdigen, müssen wir von dem Zu- 
stand der deutschen Volkswirtschaft vor dem Kriege ausgehen 
und ihn mit demjenigen nach Friedensschluß vergleichen. Aus 
dem Saldo beider, das wir uns ja gedanklich vorstellen können, 
ergibt sich das, was als Verlust zu buchen ist. Es hat keinen inne- 
ren Sinn, auch nur gedanklich den Versuch zu machen, diesen 
Verlust seiner Höhe nach in Geld auszudrücken. Es wäre so gut 
wie nichts gewonnen, wenn wir z.B. wüßten, alles auf einen 
Nenner gebracht, daß dieser Verlust vielleicht 40 oder 50 Mil- 
liarden betragen würde. Aber eines ist jetzt schon deutlich, daß 
die Kosten des Krieges erst dann gedeckt sein können, wenn dieser 
Ausfall wettgemacht, diese entstandenen Verluste wieder einge- 
holt sind. Um das klar zu erkennen, müssen wir die Volkswirt- 
schaft durchaus von privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
aus betrachten. Wenn in einer Fabrik, in der vielleicht eine Mil- 
lion Kapital arbeitet, ein Brand ausbricht, der einen Teil der Roh- 
stoffe und Produktionsmittel, z. B. im Werte von Ioo 000 Mark 
vernichtet, ohne daß dieser Verlust durch eine Versicherung ge- 
deckt würde, so kann wohl diese Unternehmung durch Aufnahme 
eines Kredites in der entsprechenden Höhe, die verloren gegangenen 
Rohstoffe und Produktionsmittel neu beschaffen, damit ist aber 
der durch den Brand entstandene Verlust nicht gedeckt, nicht 
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wieder eingeholt. Davon wird man erst dann reden können, wenn 
es dem Unternehmen gelungen ist, neben seinen sonstigen Ver- 
pflichtungen, aus den Erträgnissen diese aufgenommene Schuld 
zurückzuzahlen und damit den alten Stand wieder zu erreichen. 
Erst dann ist der Verlust wieder eingeholt und damit der Schaden 
tatsächlich gedeckt. 

Nicht anders liegen die Verhältnisse bei der Volkswirtschaft. 
Die Kriegsverluste derselben sind erst dann gedeckt, wenn sie 
wieder eingeholt sind, wenn der alte Stand, wie vor dem Kriege, 
mindestens wieder erreicht ist. Die Deckung derselben ist also, 
wie schon eingangs einmal gesagt, eine Friedensaufgabe, zu der 
die wirtschaftliche Arbeit von Jahren gehört. Diese Deckung 
kann aber nur erfolgen aus den Erträgnissen der wirtschaftlichen 
Arbeit, die in der Volkswirtschaft geleistet wird, oder genauer 
ausgedrückt aus den Jahresüberschüssen derselben, aus der 
Differenz zwischen Gütererzeugung und Güterverbrauch. Je 
leistungsfähiger die Volkswirtschaft nach dem Kriege sein wird, 
eine je größere Reproduktivkraft sie zu entwickeln in der Lage ist, 
um so schneller wird diese Aufgabe zu lösen sein. 

Die Kriegskosten des Reiches, die in der heutigen Kriegsan- 
leiheschuld von rund 47 Milliarden ihren äußeren Ausdruck 
finden, müssen aus den Erträgnissen der Volkswirtschaft ver- 
zinst und getilgt werden. In welcher Beziehung stehen nun eigent- 
lich diese Kriegskosten des Reiches zu den oben besprochenen 
Kriegsverlusten der Volkswirtschaft? Das zahlenmäßige Verhält- 
nis beider, das ja auch von Interesse wäre, soll dabei nicht erörtert 
werden; es kommt hier nur auf das wirtschaftliche Verhältnis 
beider an. Die Kriegsanleiheschuld des Reiches wird in ihrer 
Höhe etwa dem Werte der Güter und Dienstleistungen 
(einschließlich der Gewinne) entsprechen, deren das Reich für die 
Kriegsführung bedurft hat; mit den Erträgnissen der Kriegsan- 
leihen sind diese — es kommt hier nur darauf an, den Zusammen- 
hang in den gröbsten Umrissen darzustellen — bezahlt worden. 
Soweit nun, wie oben dargelegt, durch den Krieg Verluste der 
Volkswirtschaft entstanden sind, haben die einzelnen . Privat- 
wirtschaften, im allgemeinen Durchschnitt be- 
trachtet, in Form dieser Schuldverschreibungen des Reiches, 
den Gegenwert in Händen. Es muß ausdrücklich betont werden, 
im allgemeinen Durchschnitt: denn der Krieg hat aus bekannten 
Gründen — eine seiner ernstesten Folgeerscheinungen — eine 
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erhebliche Verschiebung in den Vermögens- und Einkommensver- 
hältnissen herbeigeführt, mit der Wirkung, daß, um im Bilde zu 
bleiben, ‘der eine viel mehr von diesen Schuldverschreibungen 
besitzt, als dem Kostenwerte dessen entspricht, was er dafür ge- 
geben hat, der andere umgekehrt erheblich weniger. Für uns 
kommt es aber hier ganz allein auf den allgemeinen Durchschnitt 
an. Faßt man alle Einzelwirtschaften in ihrer Einheit der Volks- 
wirtschaft zusammen, so heben sich natürlich, wie oben schon ein- 
mal betont worden ist, Forderungen und Zinsansprüche an das 
Reich auf der einen Seite und dessen Schulden und Zinsverpflich- 
tungen auf der anderen Seite auf; vom Standpunkt der ganzen 
Volkswirtschaft aus betrachtet, handelt es sich dabei um einen 
durchlaufenden Posten. Die Reichskriegsschuld muß aus den 
Erträgnissen der Volkswirtschaft verzinst und getilgt werden 
und diese Zinsen und getilgten Beträge fließen auch wieder in 
die Volkswirtschaft zurück; es sind eben beide Male nur andere 
Wirtschaften, die als Steuerzahler oder als Zinsempfänger auf- 
treten. Für die Volkswirtschaft als Ganzes betrachtet jedoch ist 
dieses Hin- und Herschieben der Beträge ohne Bedeutung, soweit 
nicht dadurch auch weiterhin Einkommens- und Vermögens- 
verschiebungen hervorgerufen werden, die natürlich unter Um- 
ständen so weitgehende sein können, daß sich damit auch eine 
Wirkung auch auf die Volkswirtschaft als solche ergibt. 
Dagegen hat diese Schuldenlast des Reiches und die Not- 
wendigkeit sie zu tilgen und zu verzinsen unter einem ganz anderen 
Gesichtspunkte eine erhebliche Bedeutung für die Volkswirt- 
schaft. Wenn auch, wie gezeigt, in der Endwirkung dabei alles 
beim Alten bleibt, so kann doch die Art und Weise, auf welche 
das Reich die Mittel gewinnt,um seine großen Ausgaben nach dem 
Kriege decken zu können, von Einfluß auf die Volkswirtschaft 
sein, vor allem auf jene Fähigkeit derselben, auf ihre Reproduktiv- 
kraft, von der es abhängt, wie schnell und mit welchem Erfolge, 
die Kriegsverluste derselben in dem oben genannten Sinne 
gedeckt werden können. Für das Reich und die gesetzgebenden 
Körperschaften ist es zunächst ein rein finanzpolitischer Vorgang, 
wie diese Ausgaben aufgebracht werden, vom Standpunkt der 
Volkswirtschaft aus gesehen, ein wirtschaftspolitischer von nicht 
zu unterschätzender Tragweite. Zweierlei steht sich hier gegen- 
über: Das wirtschaftliche Problem für die Volkswirtschaft die 
Kriegsverluste zu decken, den alten Stand, wie vor dem Kriege 
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wieder zu erreichen, und auf der anderen Seite, die finanzpolitische, 
steuertechnische Aufgabe, dem Reiche die notwendigen Ein- 
nahmen zu verschaffen. Kriegsverluste und Kriegs- 
kosten! Es bedarf keiner größeren Erörterungen um zu be- 
haupten, daß das erstere das weit wichtigere, für unsere Zukunft 
ausschlaggebendere ist und daß sich deshalb die Mittel und Wege, 
wie dem Reiche für später seine großen notwendigen Einnahmen 
verschafft werden sollen, durchaus in den Dienst der weit größeren 
und wichtigeren Aufgabe stellen müssen, die Kriegsverluste der 
Volkswirtschaft wieder einzubringen. Warum das nicht nach- 
drücklich genug hervorgehoben werden kann, ist eingangs bereits 
gesagt worden. Vestigia terrent. 

Mit diesen Ueberlegungen haben wir den wichtigsten Maß- 
stab, mit dem wir an das eigentliche finanzpolitische Problem, 
welche Wege denn nun tatsächlich zur Schaffung dieser gewaltigen 
Einnahmebedürfnisse zur Verfügung stehen, herangehen können. 
Es ist dies nicht der einzige Gesichtspunkt, der dabei in Frage 
kommt, es gibt auch solche finanzpolitischer und stevertechni- 
scher Natur, aber er ist doch deı wichtigste und besonders be- 
deutsam auch gerade vom Standpunkte der Steuerpolitik aus 
betrachtet. Die ältere Finanzwissenschaft hat mit Nachdruck 
darauf hingewiesen, daß eine gute Steuerpolitik darauf Bedacht 
nehmen müsse, daß die Steuerquelle nicht notleide, daß man 
vielmehr darauf zu sehen habe, daß sie immer ausgiebiger werde, 
und dies gerade aus fiskalischen Interessen heraus. Das gilt auch 
im höchsten Maße für die im Mittelpunkt dieser Ausführungen 
stehende Frage. Auf lange Jahre, auf Jahrzehnte hinaus be- 
darf das Reich dieser großen Einnahmen. Nimmt man an, daß 
mit Friedensschluß die Kriegsschuldenlast des Reiches 50 Milliar- 
den beträgt, daß %, % zur Tilgung verwandt werden, daß es mit 
dem Jahre 1924 möglich ist, diese Anleihen in vierprozentige um- 
zuwandeln — alles sehr günstige Annahmen — daß die ersparten 
Zinsen auch weiterhin immer zur Tilgung verwandt werden, so 
wird es, vom Jahre 1917 an gerechnet, etwa 39 Jahre dauern bis 
die Kriegsschuld getilgt ist, ll das unter der Voravssetzung, daß 
für diesen Zweck bis zum letzten Tage die gleichen Einnahmen 
in ihrem Mitliardenbetrage verwandt werden können. Bei einem 
Tilgungssatze von 2% wäre die Kriegsschuld in der angenomme- 
nen Höhe unter den gleichen Voraussetzungen, in etwa 23 Jahren 
vom Jahre 1917 an gerechnet, getilgt. Gerade also von steuer- 
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politischen Gesichtspunkten aus besteht das allergrößie Inter- 
esse daran, daß die Volkswirtschaft ihre Kriegsverluste bald 
wieder einholt, daß sie den Stand wie vor dem Kriege bald wieder 
erreicht, weil es davon in allererster Linie abhängt, ob die Ein- 
nahmequellen für öffentliche Zwecke reichlicher oder spärlicher 
fließen. 

Ehe wir nun auf die verschiedenen Steuermöglichkeiten 
und Steuervorschläge etwas genauer eingehen, ist es erforderlich, 
die Bedingungen kennen zu lernen, von denen die Reproduktiv- 
kraft der deutschen Volkswirtschaft abhängt. Erst dann wird 
es möglich sein, die Beziehungen zwischen Wirtschaft und Be- 
steuerung, auf die es hier in erster Linie ankommt, genauer festzu- 
legen. Wir müssen ausgehen von den Verlusten, die der Krieg 
der Volkswirtschaft gebracht hat, von dem, was ihr nach dem 
Kriege also gegenüber dem früheren Zustand in allererster Linie 
fehlen wird. Dabei liegt es nicht in der Absicht der folgenden 
Ausführungen, dieses Problem der Reproduktivkraft irgendwie 
erschöpfend behandeln zu wollen; die hierher gehörigen Fragen 
sind nur insoweit zu erörtern, als es sich eben dabei um die Be- 
ziehungen zwischen Wirtschaft und Besteuerung handelt, als 
diese einen günstigen oder ungünstigen Einfluß in dieser Hin- 
sicht auszuüben vermag. Es gibt eine ganze Reihe von Momenten, 
die für die Größe der Reproduktivkraft von erheblicher Bedeutung 
sind, wie z. B. die Verhältnisse des Arbeitsmarktes oder die Ab- 
satzmöglichkeiten auf fremden Märkten, die jedoch mit der Be- 
steuerung in gar keinem, wie beim ersteren, oder wie bei dem 
letzteren Punkte, nur in recht lockerem Zusammenhange stehen. 

Es herrscht im wesentlichen darüber nur eine Meinung, 
daß die deutsche Volkswirtschaft nach dem Kriege unter einem 
erheblichen Kapitalmangel zu leiden haben wird, daß von der 
Beschaffung der erforderlichen Kapitalgüter in hohem Maße 
der Wiederaufbau derselben abhängt !). Der Krieg hat zu eincr 
Vernichtung volkswirtschaftlichen Kapitals im Betrage von 
Milliarden geführt; wie oben schon hervorgehoben wurde, sind 
große Mengen für die wirtschaftliche Arbeit unentbehrlicher 
Rohstoffe restlos verbraucht worden, große Beträge bisher in 
Landwirtschaft, Industrie und Handel arbeitender Betriebskapita- 
lien sind in Kriegsanleihe angelegt und damit immobilisiert und 
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Maschinen und andere Produktionsmittel ungemein abgenutzt und 
damit in ihrer Leistungsfähigkeit herabgesetzt worden. Damit 
sind wichtige, unentbehrliche Voraussetzungen der wirtschaft- 
lichen Arbeit verloren gegengen. Es ist die wichtigste und drin- 
gendste Aufgabe, nach dem Kriege hier möglichst schnellen Ersatz 
zu beschaffen. Wie dies in der ersten Uebergangsseit vielleicht 
geschehen kann, in welcher der Bedarf danach am dringendsten ist, 
sei hier nicht erörtert, ich habe mich damit in dem oben genannten 
Aufsatze beschäftigt. Es handelt sich jedoch nicht nur um diese 
Uebergangszeit, sondern unsere Volkswirtschaft wird jedenfalls 
auf lange Jahre hinaus unter diesem Mangel an Kapitalgütern 
zu leiden haben und das Maß ihrer Reproduktivkraft wird davon 
abhängen, wie schnell es gelingt, die Verluste daran einzuholen. Es 
handelt sich in erster Linie um die Frage der Kapitalneubildung, 
von der es abhängt, in welchem Zeitraumes der Volkswirtschaft ge- 
lingt, das wieder einzuholen, was ihr an Kriegskosten entstanden 
ist, und was wir als Verluste bezeichnen wollten. Wenn, wie oben 
dargelegt, die Mittel und Wege, welche dem Reiche zur Deckung 
und Verzinsung seiner Kriegskosten zu Gebote stehen, der weit 
wichtigeren Aufgabe unterzuordnen sind, wie die Volkswirtschaft 
ihre Verluste wieder einholt, so handelt es sich nach dem oben 
Gesagten in erster Linie um den Einfluß dieser Mittel und Wege auf 
die Kapitalneubildung. Es ist diese nicht der einzige aber doch 
der wichtigste Faktor, der nach dem Kriege für die Reproduktiv- 
kraft der Volkswirtschaft in Frage kommt. Es handelt sich hier 
um Gedankengänge, die ich eingehender an anderer Stelle er- 
örtert habe, ich kann mich deshalb unter Bezugnahme darauf 
hier wesentlich kürzer fassen °). Von der Lage des deutschen 
Kapitalmarktes und der Kapitalneubildung hängt es ab, in wel- 
chem Umfange wir in der Lage sind, uns nach dem Kriege ohne 
weitere Einbuße am Volksvermögen die fehlenden Rohstoffe, 
die unentbehrliche Voraussetzung unserer wirtschaftlichen Arbeit 
zu beschaffen, davon hängt es ab, in welchem Maße uns die Mittel 
zu Gebote stehen, die von so vielen Seiten mit Recht so warm 
empfohlene Vorratspolitik zu betreiben, das Maß der Kapital- 
neubildung ist dafür maßgebend, was uns an Mitteln zu Gebote 
steht, Produktionsanlagen auszubauen und Produktionsmittel 
zu verbessern, um so durch die wirtschaftliche Ausnutzung, der 
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zahlreichen technischen Erfindungen und Fortschritte, die wir 
im Kriege gelernt haben, uns unabhängiger als bisher vom Aus- 
lande zu machen und durch immer weitere Herabminderung der 
Erzeugungskosten unserer Industrie, deren Konkurrenzfähigkeit 
auf fremden Märkten zu vergrößern. Daß von beiden Sicherheit 
und Größe des Nahrungsspielraumes, den die deutsche Volkswirt- 
schaft zu bieten vermag und damit die wirtschaftliche Grundlage 
jedes ferneren Volkswachstums abhängt, habe ich an anderer 
. Stelle zu zeigen versucht ?). Wie groß die Bedeutung der Kapital- 
neubildung gerade auch für die Finanzen des Reiches und für die 
Tilgung und Verzinsung seiner Kriegsschulden ist, liegt ebenfalls 
auf der Hand. Denn jene ist in hohem Umfange dafür maßgebend, 
wie reich und leistungsfähig die Steuerquelle fließt, aus der das 
Reich schöpfen kann und ferner dafür, ob im Jahre 1924 die 
Verhältnisse des deutschen Kapitalmarktes so beschaffen sind, 
daß das Reich die für dieses Jahr mögliche Konversion seiner 
Kriegsanleihen vornehmen kann. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß der oberste Gesichts- 
punkt, unter dem die Mittel und Wege, welche das Reich zur 
Tilgung und Verzinsung seiner Kriegsschulden einschlagen kann, 
betrachtet werden müssen, der Einfluß ist, den sie auf die Kapital- 
bildung auszuüben vermögen. Wenden wir uns nun dieser Frage 
zu, so dürfen wir nicht außer acht lassen, daß es sich dabei nur 
um einen Teil der Ausgaben handelt, vor denen das Reich nach 
dem Kriege stehen wird, daß daneben noch für zahlreiche andere 
Zwecke neue Einnahmen beschafft werden müssen, wie z. B. 
für die Fürsorge für Invaliden, Witwen und Waisen, die ganze 
Neuausrüstung des Heeres usw., Aufgaben, die zu ihrer Erfüllung 
Beträge verlangen, die wohl nicht viel geringer sein werden, als 
jene für Verzinsung und Tilgung der Kriegsanleihen. Da es sich 
jedoch im folgenden mehr um grundsätzliche Ausführungen 
als um bestimmteSteuervorschläge handelt, sogelten dieseschlecht- 
hin für alle Neueinnahmen, welche das Reich braucht, also auch 
für diejenigen, welche nichts mit der Verzinsung und Tilgung 
der Reichskriegsschuld zu tun haben. 

Nach einer ganz bestimmten Seite hin sind die Ausgaben, 
welche das Reich nach dem Kriege zu decken haben wird, von 

3) Bevölkerungspolitik nach dem Kriege. Volkswachstum und Nahrungs- 
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dem Entschlusse der gesetzgebenden Körperschaften abhängig, 
nämlich diejenigen, welche gegebenen Falles für die Tilgung 
zu machen sind. Man kann die Anleihen mit einem hohen Prozent- 
satze tilgen, kann auch zunächst aus Gründen, die noch zu be- 
sprechen sein werden, davon Abstand nehmen. Die erstgenannte 
Anschauung geht am weitesten in den Vorschlägen, die recht bald 
nach dem Kriege die ganze Kriegsschuld, oder doch wenigstens 
einen wesentlichen Teil derselben mit einer einmaligen großen 
Vermögensabgabe tilgen wollen. Das sei die erste Frage, die wir 
zu prüfen haben, wie unter den oben gegebenen wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten eine schnellere ooer langsamere Tilgung der 
Anleihen zu bevrteilen ist. Daneben müssen dann aber auch freilich 
finanzpolitische oder allgemeinpolitische Gesichtspunkte, die 
für den einen oder den anderen Weg sprechen, gewürdigt werden. 

Wenden wir uns also zunächst der Frage einer schnel- 
leren oder langsameren Tilgung der Kriegs- 
anleihen zu. Da ist es zunächst unzweifelhaft, daß unter 
finanzpolitischen, auch allgemein politischen Gesichtspunkten 
betrachtet, eine möglichst schnelle Tilgung den unbedingten Vor- 
zug Verdient. Das ist so unbestreitbar, daß es dafür keiner weiteren 
Begründung bedarf. Wie steht es nun mit der wirtschaftlichen 
Seite der Frage? Man kann zunächst əuf jede Tilgung verzichten, 
man kann eine niedere Tilgungsrate wählen z. B. %, %, was bei 
5o Milliarden Anleihen jährlich 250 Millionen Mk. kostet, man 
kann sich zu einem höheren Tilgungssatze z. B. 2 % entschließen, 
was ein jährliches Mehrerfordernis von ı Milliarde ausmacht, 
man kann auch noch weiter gehen und mit einer einmaligen 
großen Vermögensabgabe, ein Drittel, die Hälfte oder sogar die 
ganze Kriegsschuld tilgen wollen. Diese letztere Möglichkeit 
wollen wir zuerst besprechen, ohne dabei jedoch irgendwelche 
Einzelheiten eineı solchen Vermögensabgabe, z.B. Höhe der 
Steuersätze, die Technik der dafür notwendigen Kapitalmobili- 
sierung u. dgl. berühren zu wollen. Das sei besonderen Arbeiten 
über diesen Gegenstand vorbehalten. Auch hier sollen die fol- 
genden Ausführungen nur das Grundsätzliche der Frage berühren. 
Daß es politisch und finanzpolitisch ungemein wertvoll wäre, 
wenn es gelänge, auf eine solche Weise dem Reiche seine ganze 
große Schuldenlast oder doch einen erheblichen Teil davon 
abzunehmen, kann als zutreffend ohne weiteres unterstellt werden. 
Einer der Hauptgründe, den man für ein solches Vorgehen ins 
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Feld führt, ist der, daß bei einem solchen es nicht notwendig sei, 
der Bevölkerung und der Volkswirtschaft solch gewaltige Steuer- 
lasten aufzubürden, wie es sonst unbedingt erforderlich wäre, und 
daß deshalb eine solche einmalige Vermögensabgabe wirtschaft- 
lich große Vorzüge vor einer sonst unumgänglichen hohen Be- 
steuerung habe, daß damit diese schmerzvolle Operation gewisser- 
maßen auf einmal vorgenommen werde. Eine solche große ein- 
malige Abgabe mindere den Vermögensbesitz und sei deshalb 
allenthalben ein mächtiger Ansporn, durch größere Sparsamkeit 
‚oder durch größere Arbeitsenergie und angestrengtere Tätigkeit 
diesen Verlust wieder einzuholen, um so den alten Vermögens- 
stand wieder zu erreichen. Wähle das Reich diesen Weg nicht, 
so müsse in der verschiedensten Form auf alle Schichten der Be- 
völkerung eine schier unerträgliche Steuerlast gelegt werden, 
ein bisher nie gekannter Teil des Einkommens werde durch die 
Steuer von vornherein der freien Verfügung des Erwerbers und 
Besitzers entzogen, der Teil des Ertrages seiner Arbeit, der ihm 
selbst verbleibe, werde so erheblich zusammenschrumpfen, daß 
sich immer mehr die Auffassung Bahn brechen müsse, daß 
man nur für den Staat, nur für die Steuer arbeite, ein Gedanke, 
der naturgemäß lähmend auf Arbeitsenergie, Arbeitsfreude und 
Erwerbstrieb wirken müsse. Weil es aber gerade nach dem Kriege 
darauf ankomme, im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit der gan- 
zen Volkswirtschaft gerade diese Faktoren zu größter eifrigster 
Tätigkeit anzuspornen und alles zu vermeiden, was gegenteilig 
wirken könne, so sei eine solch große einmalige Vermögensabgabe 
wirtschaftlich am empfehlenswertesten. 

Es ist kein Zweifel, daß ein solcher Gedankengang, wie er 
schon öfters vertreten worden ist, etwas sehr Bestechendes an 
sich hat. Die großen technischen Schwierigkeiten einer solchen 
Vermögensabgabe, die vor allem darin bestehen, immobilen Ver- 
mögensbesitz für diesen Steuerzweck zu mobilisieren, würden 
sich jedenfalls überwinden lassen. Nach dieser Seite hin sind 
auch schon bestimmte, durchaus brauchbare Vorschläge gemacht 
worden. Gemäß dem oben aufgestellten Programme müssen wir 
nun die wirtschaftliche Bedeutung einer solchen Vermögensabgabe, 
vor allem ihren Einfluß auf Kapitalmarkt und Kapitalbildung 
prüfen. Es sei dabei vorausgeschickt, daß eine solche Vermögens- 
abgabe die Volkswirtschaft nicht ganz vor neuen Steuern bewahrt; 
denn entsprechend dieser Abgabe tritt eine Verminderung des 
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steuerbaren Einkommens und Vermögens ein und der hierdurch 
entstehende Steuerausfall kənn von den Einzelstaaten und den 
Gemeinden nur durch eine entsprechende Erhöhung der Steuer- 
sätze ausgeglichen werden. Vom Standpunkte der ganzen Volks- 
vermögens aus betrachtet, sind zwar die Reichsschulden lediglich 
durchlaufende Posten, genau wie auch dessen Zinsverpflichtungen 
bei Betrachtung des Volkseinkommens. Nicht das gleiche gilt, 
wie eine einfache Ueberlegung zeigt, bei Betrachtung des steuer- 
baren Vermögens und Einkommens. Nehmen wir, um uns diese 
Wirkung an einem Beispiel klar zu machen an, daß das Reich 
eine Vermögensabgabe in der Höhe von 45 Milliarden erhebt, 
und daß das Vermögen bis dahin im Durchschnitt mit I %9, das 
Einkommen mit 5 % seines Wertes besteuert worden war, so 
bedeutet diese Vermögensabgabe für Einzelstaaten und Ge- 
meinden einen Steuerausfall von 157,7 Millionen Mark, der auf 
irgend einem Weg wieder ausgeglichen werden muß. Natürlich 
bildet dieser Umstand niemals ein Argument von irgendwelcher 
Tragweite gegen eine solche Vermögensabgabe. 

Was nun den Einfluß einer solchen auf den Kapitalmarkt und 
die Kapitalneubildung anlangt, so ist hier ein doppelterZusammen- 
hang vorhanden: Der erste ganz an der Oberfläche liegende 
besteht darin, daß in einem Zeitpunkt, in dem die ganze Volks- 
wirtschaft ungemein erholungsbedürftig ist, in dem jeder Unter- 
nehmer bestrebt ist, nach Möglichkeit seinen Betrieb wie vor dem 
Kriege fortzuführen und deshalb nach Mitteln sucht, sich wieder 
die erforderlichen Rohstoffe zu beschaffen und seine Produktions- 
mittel zu ergänzen und zu erneuern, in dem Produktion undKonsum 
wieder ins Gleichgewicht zu kommen trachten, und man daran 
gehen wird, gerade im Interesse des Wiederaufbaues unserer 
Volkswirtschaft, das alte Kreditgebäude wieder langsam aufzu- 
richten, das der Krieg so sehr hat zusammenschrumpfen lassen, 
daß in einem solchen Augenblick eine Maßnahme störend ein- 
greift, wie sie ganz zweifellos eine solche in die Milliarden gehende 
Vermögensabgabe bedeutet. Ohne daß hier im einzelnen darge- 
legt werden kann, welcher Art die störenden Einflüsse sind, die 
hier eintreten können — die Zahl der Möglichkeiten ist eine zu 
große — soll auf diese Tatsache lediglich hingewiesen werden. 
In dieser Hinsicht, das kann nicht nachdrücklich genug hervor- 
gehoben werden, werden Steuern, gleichviel, welcher Art sie zu- 
nächst sein mögen, lange nicht so verhängnisvoll wirken, wie eine 
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solch einmalige Vermögensabgabe. Ehe dies jedoch näher dar- 
gelegt werden kann, wollen wir den anderen Zusammenhang 
ins Auge fassen, der diese Vermögensabgabe so ungünstig auf die 
wirtschaftliche Arbeit einwirken läßt. Es war oben davon die 
Rede gewesen, daß die Reichskriegsschulden vom Standpunkte 
des Volksvermögens aus betrachtet lediglich als durchlaufende 
Posten zu bezeichnen sind. Nehmen wir an, daß, was wohl, von 
geringen Ausnahmen abgesehen, zutreffen wird, die gesamten 
Kriegsanleihen des Reiches sich im Inland befinden, so bilden 
sie als Vermögenswerte ihrer Besitzer zunächst Teile des Volks- 
vermögens, während dann bei der Feststellung dieses, wie alle 
Schulden der öffentlichen Körperschaften, so auch die Kriegs- 
anleihen des Reiches wieder in Abzug gebracht werden müssen. 
Sie stellen also jedenfalls Vermögensbesitz ihrer Inhaber dar 
und können deshalb, wie jeder andereVermögensbesitz, als Unter- 
lage wirtschaftlicher Tätigkeit dienen. Wer solche Schuldver- 
schreibungen in seinem Besitze hat, kann auf dieser Grundlage 
Kaufkraft entwickeln und Kredit erhalten, wie ja auch der Plan 
besteht, nach, dem Kriege die Darlehenskassen noch eine Reihe 
von Jahren beizubehalten mit dem ausgesprochenen Zweck, 
den Besitzern von Kriegsanleihen z. B. die Möglichkeit zu geben, 
gegen Lombardierung ihrer Stücke, diesen Besitz zu mobilisieren 
um auf diesem Wege die in diesen Schuldverschreibungen 
festgelegten Mittel, produktiver Verwendung in der Volkswirt- 
schaft zuzuführen. Es handelt sich also hierbei um ein regelrechtes 
Kreditgeschäft. Jede Vermögensabgabe mindert nun den Ver- 
mögensbesitz der Einzelwirtschaften und damit auch ihre Kre- 
ditfähigkeit. Dabei handelt es sich ja um keineswegs gering- 
fügige Beträge, sondern um solche, die jedenfalls, wenn der steuer- 
politische Zweck erreicht werden soll, tief in die Milliarden gehen. 
Welche Bedeutung dies in wirtschaftlicher Hinsicht haben kann, 
ergibt sich aus den entsprechenden Verhältnissen der Volkswirt- 
schaft. 

Schon in den Zeiten vor dem Kriege, wo doch die Zunahme des 
Volksvermögens jährlich 8—ıo Milliarden betragen hatte, war 
unstreitig die Kapitalbildung dem Kapitalbedarf gegenüber 
eine zu geringe gewesen *). Als äußere Merkmale dafür sei nur 

¢) Eingehender bin ich auf diese Frage in meinem Beitrag in der Festschrift 
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auf den niederen Kurstand der deutschen Staatsanleihen, auf die 
mangelhafte Liquidität der Kreditbanken, auf die Verhältnisse 
auf dem Hypothekenmarkt und die so viel besprochene Ueber- 
spannung des Kredits hingewiesen; ein wie häufig erörtertes 
Problem bildete doch die so oft wiederkehrende Tatsache, daß 
Betriebsmittel der Volkswirtschaft zu Anlagezwecken verwandt 
wurden, daß man also die Kapitalbedürfnisse auf dem Geldmarkt 
befriedigen mußte. 

Um diese nicht ganz einfachen Zusammenhänge klarer zu 
durchschauen, sind einige kurze Erörterungen über die Bezie- 
hungen zwischen Vermögensbesitz und Produktivkapital und über 
das Wesen des letzteren erforderlich. 

Unter Produktivkapital versteht man im allgemeinen — 
einzelne Abweichungen davon spielen für die Zwecke dieser Be- 
trachtung keine Rolle — die beweglichen oder durch mensch- 
licnen Willen fixierten, in der Produktion verwendeten Sachgüter, 
also wlie Roh- und Hilfsstoffe, die Maschinen und Produktions- 
anstalten der Fabriken, die Werkzeuge und Geräte jeder Pro- 
duktion, die die Produktion erleichternden und fördernden Ver- 
kehrsanstalten, die mit dem Grund und Boden verbundenen Stoffe, 
die Düngemittel und Drainagen, die Schutzanstalten der Pro- 
duktion, Häuser, Scheuern, Dämme«5). Jedoch muß hier ein 
Punkt mit allem Nachdruck hervorgehoben werden. Allen diesen 
oben genannten Hilfsmitteln und Einrichtungen ist ihrCharakter, 
Produktivkapital zu sein, nichts dauernd und ein für alle Male 
innewohnendes, er ist vielmehr nur dann und nur solange vor- 
handen, als sie in der Produktion mittelbar oder unmittelbar 
verwandt werden; nicht von der Tatsache ihres Vorhandenseins 
schlechthin, sondern von der Art ihrer Verwendung hängt diese 
Eigenschaft, Produktivkapital zu sein, ab. Der Ausgangspunkt 
der Entstehung von Produktivkapital ist die Bildung und der 
Besitz von Vermögen. Dieses kann entweder zum reinen Genuß 
verwandt werden (Genußvermögen), es kann auch zu Erwerbs- 
zwecken dienen (Erwerbsvermögen oder Erwerbskapital). Dieses 
kann nun zum Erwerb verwandt werden, dem Ziele dienen, einen 
Ertrag zu erhalten, ohne daß es dabei den Charakter von Pro- 
duktivkapital annimmt. Vermögensbesitz, der z.B. in Kriegs- 
anleihe angelegt ist, trägt den Charakter von Erwerbsvermögen; 


s) Nach Philippovich, Grundriß der politischen Oekonomie I, rr. Auflage, 
Seite 178. 
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da aber die Ausgaben, zu welchen die Erträge der Kriegsanleihen 
verwandt worden sind, keine produktiven im wirtschaftlich 
strengen Sinne des Wortes waren, so hat das darin angelegte 
Erwerbsvermögen nicht den Charakter von Produktivvermögen 
oder Produktivkapital. Erst, wenn ein Vermögen dazu verwandt 
wird und seinen Erwerb darin findet, in der Güterproduktion tätig 
zu sein, wenn es z. B. mittelbar oder unmittelbar in Maschinen 
angelegt wird, die produktive Arbeit verrichten, oder wenn es 
verwandt wird, um z. B. durch Drainage ein Landgut zu ver- 
bessern und somit dessen Ertrag zu steigern, dann hat es während 
der Dauer dieser Verwendung den Charakter von Produktivkapi- 
tal angenommen. Das ist aber nur so lange der Fall, als diese 
Produktionsmittel und Produktionseinrichtungen, in denen das 
Vermögen angelegt ist, selbst in der Gütererzeugung tätig sind. 
Maschinen, die z. B. während einer Wirtschaftskrise stillgelegt 
sind und nicht arbeiten, solche, die unverkauft in Maschinen- 
fabriken lagern, sind vom Standpunkt der Produktion aus be- 
trachtet, lediglich sog. totes Kapital, ebenso wie der darin ange- 
legte Vermögensbesitz den Charakter von Produktivvermögen 
verliert. Darin besteht gerade einer der Hauptnachteile einer 
Wirtschaftsstockung für die Volkswirtschaft, daß ein erheblicher 
Teil des bis dahin im Arbeitsprozeß tätigen Kapitals nun brach- 
gelegt und totes Kapital wird. 

Es gibt nämlich eine Oekonomie des Kapitals, 
eine solche seiner Beschaffung und eine solche seiner Verwendung 
sie enthält die Regeln, unter denen der Kapitalvorrat eines Landes 
seine volkswirtschaftlich beste Verwendung findet. Es liegt auf 
der Hand, daß dazu in allererster Linie gehört, daß ein möglichst 
großer Teil dieses Kapitals produktiv verwandt wird, also in der 
Gütererzeugung tätig ist; ein möglichst geringer Teil soll untätig, 
d.h. in diesem Sinne totes Kapital sein. Dieser Grundsatz ist 
von um so größerer Bedeutung, je größer der Kapitalmangel 
in einem Lande ist. Da nun nach dem Kriege ein solcher jedenfalls 
in ganz erheblichem Maße vorhanden sein wird, so ist es im Hin- 
blick auf die Reproduktivkraft der Volkswirtschaft im höchsten 
Maße wünschenswert, daß ein möglichst großer Teil des noch vor- 
handenen Kapitals produktiv tätig ist. Welche Mittel und Wege 
sind es, die zu diesem Ziele hinführen ? 

Wir müssen uns in die Erinnerung zurückrufen, woher dieser 
Kapitalmangel rührt. Im und durch den Krieg sind Rohstoffe 
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im Betrage von Milliarden vernichtet worden, ganz erhebliche 
Betriebsmittel von Handel, Industrie und Landwirtschaft 
wurden in Kriegsanleihe angelegt und damit der produktiven 
Verwendung entzogen, der Wert großer Warenlager ist den glei- 
chen Weg gegangen. Die einzelnen Privatwirtschaften halten den 
Gegenwert in Form der Schuldverschreibungen des Reiches in 
Händen und es gibt grundsätzlich für die Volkswirtschaft nur 
2 Wege, diesen Vermögensbesitz zu mobilisieren, d.h. dadurch 
mittelbar oder unmittelbar Produktivkapital zu bilden. Das letz- 
tere ist möglich durch den Verkauf solcher Schuldverschreibungen 
an das Ausland, eine Frage, deren Möglichkeit und wirtschaft- 
liche Zweckmäßigkeit hier nicht weiter erörtert werden soll. 
Mittelbar ist dieses ferner möglich auf dem Wege des Kredits. 
Es war ja bereits oben davon die Rede, daß die Absicht besteht, 
noch auf eine Reihe von Jahren hinaus die Darlehenskassen 
weiter bestehen zu lassen, um den Besitzern von Kriegsanleihe 
die Möglichkeit zu gewähren ihren darin angelegten Vermögensbe- 
sitz zu mobilisieren und dann produktiv verwerten zu können. 
Das gleiche wird erreicht, wenn ein solcher Besitzer von Kriegs- 
anleihe auf Grund dieses Besitzes von einer Bank einen Kredit 
eröffnet bekommt oder von irgend einer Fabrik Maschinen oder 
Rohstoffe gegen Kredit geliefert erhält. Der vorhandene Ver- 
mögensbesitz bildet die Unterlage der Kreditgewährung. Auf 
diesem Wege ist es also möglich, mittelbar produktives Kapital zu 
schaffen und zwar dadurch, daß die so durch den Kredit entste- 
hende neue, zusätzliche Kaufkraft, bisher totes Kapital in Be- 
wegung setzt, in den Prozeß der Gütererzeugung einbezieht 
und so in produktives Kapital umwandelt. 

Der industrielle Unternehmer benutzt vielleicht den ihm 
gewährten Kredit dazu, Maschinen zu kaufen und in Betrieb zu 
nehmen, bei denen dies bis dahin noch nicht der Fall gewesen war, 
der Kaufmann ersteht damit Waren, die er im Inland und Ausland 
vertreibt und der Landwirt benützt die ihm daraus zufließenden 
Mittel vielleicht, um durch Drainagen, künstlichen Dünger usf. 
seinem Acker eine erhöhte Ertragsfähigkeit zu geben. Der Kredit 
bedeutet hier eben eine Vermehrung der Kaufkraft und übt da- 
durch, was wir nach dem Kriege sicher nötig haben werden, eine 
belebende Wirkung auf die Konjunktur aus. Für den unmit- 
telbaren wirtschaftlichen Zweck ist es das gleiche, ob durch 
den Kredit totes Kapital in produktives umgewandelt wird, 
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oder ob eine Vermehrung dieses letzteren auf der realen Grund- ° 
lage geschieht, daß nicht verbrauchte Teile des Einkommens — 
der gewöhnliche Weg der Kapitalbildung — als Kaufkraft auf- 
treten und damit die technischen Voraussetzungen der Produk- 
tion in dieser auch zur Anwendung bringen. Nach anderen Seiten 
hin bestehen natürlich wesentliche Unterschiede für die Volks- 
wirtschaft, ob ihre Ausweitung sich auf der Grundlage von realer 
oder formaler Kaufkraft vollzieht ; dieUeberspannung der letzteren 
kann wesentliche Nachteile haben. Die Verhältnisse nach dem 
Kriege werden aber bei uns derartig sein, daß uns keine Wahl 
bleibt und daß wir im Interesse der Reproduktivkraft der Volks- 
wirtschaft den Versuch machen müssen, uns in möglichst großem 
Umfange dieser formalen Kaufkraft, d.h. des Kredites zu be- 
dienen. 

Für die Höhe und den Umfang der Kreditgewährung nach 
dem Kriege spielt nun der Vermögensbesitz des Einzelnen 
eine sehr wesentliche Rolle. Fünfzig Milliarden Kriegsanleihe, 
die sich in den Händen derselben befinden, bedeuten Vermögens- 
besitz für diese und demnach Unterlage für Kredit, den sie er- 
halten können. Durch eine in die Milliarden ®) gehende Vermögens- 
abgabe wird nun der in den Händen der einzelnen Privatwirt- 
schaften vorhandene Vermögensbesitz entsprechend gekürzt 
und damit auch der Gewährung von Kredit und der Entwick- 
lung formaler Kaufkraft entsprechend Abbruch getan. Darunter 
muß, wie gezeigt, die Reproduktivkraft der Volkswirtschaft 
leiden; eine solche Abgabe schädigt die Voraussetzungen, auf 
Grund deren sie in der Lage ist, die ihr durch den Krieg entstan- 
denen Verluste wieder einzuholen. Deshalb ist eine solche Ver- 
mögensabgabe aus wirtschaftlichen Gründen, so große Vorzüge 
sie auch sonst in allgemein politischer und finanzpolitischer Be- 
ziehung haben mag, abzulehnen. 

Der Ausgangspunkt dieser Betrachtungen war die Frage, 
ob, unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet, eine schnel- 
lere oder langsamere Tilgung der Kriegsanleihen das wünschens- 
wertere ist. Die Möglichkeit der ersteren wurde in ihrer extrem- 
sten Form, einer einmaligen großen Vermögensabgabe, erörtert. 
Daraus ergibt sich ohne weiteres, daß wirtschaftlich im Hin- 


© G. Gothein (»Die Tilgung der Kriegsschuld«. Hilfe Nr. 4, 1917), der eben- 
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blick auf die Reproduktivkrafi der Volkswirtschaft, eine 
langsame Tilgung das vorteilhafflere ist. Dem mögen dann, 
wie schon mehrfach hervorgehoben, allgemein politische und 
finanzpolitische Gesichtspunkte entgegenstehen und es mag 
sein, daß diesen in den Augen mancher eine solche Bedeutung 
zukommt, daß sie der Meinung sind, daß dahinter die oben ge- 
äußerten wirtschaftlichen Bedenken zurücktreten müssen. Es 
ist dies eine Frage, die hier nicht weiter erörtert werden soll; 
es liegt nicht in der Absicht dieser Zeilen, politische, finanzpoli- 
tische und wirtschaftliche Gesichtspunkte gegeneinander abzu- 
wägen, ihre Aufgabe war lediglich, diese letzteren möglichst 
scharf herauszuarbeiten. 

Als Ergebnis der obigen Ausführungen ist also allgemein 
festzuhalten, daß die Deckung der Kriegsschulden nach Möglich- 
keit auf Wegen erfolgen soll, welche die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit nicht beeinträchtigen. War das bisher gesagte mehr 
kritisch und negativ gehalten, so kommen wir nun zu der positiven 
Aufgabe, über die Mittel und Wege zu sprechen, die sich im Ein- 
klang mit den oben aufgestellten Forderungen befinden. Dabei 
ist es nicht die Absicht der folgenden Zeilen, selbst einen bestimm- 
ten mehr oder weniger ausgearbeiteten Steuervorschlag zu geben, 
als vielmehr die wirtschaftlichen Gesichtspunkte hervorzuheben, 
die dabei zu beachten sind. Dieselben erstrecken sich im wesent- 
lichen nach zwei Richtungen hin. 

Die erstere kann hier kürzer behandelt werden, da ich von 
ihr eingehender an anderer Stelle bereits gesprochen habe ?). 
Es handelt sich um den Einfluß der Besteuerung auf die Kapital: 
bildung, darum, nach Möglichkeit die finanziellen Mehrerforder- 
nisse des Staates auf Wegen zu beschaffen, die keine Mehrbela- 
stung der Volkswirtschaft d. h. keine Steigerung des Gesamtver- 
brauchs in derselben, gemessen an der Höhe desVolkseinkommens, 
bewirken. Das kann auf einem doppelten Wege geschehen. 
Entweder können die Steuern herabmindernd auf die Produktions- 
kosten der Volkswirtschaft wirken, so daß der Verbrauch nur um 
die Differenz steigt oder die Steuern können den sonstigen 
Verbrauch in der Volkswirtschaft herabsetzen mit dem Erfolge, 
daß um den Rückgang desselben der Gesamtverbrauch weniger 
steigt, als es sonst der Fall gewesen wäre. Ein einfaches Zahlen- 
beispiel soll das Gesagte veranschaulichen: Wir- wollen an- 
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nehmen, daß vor dem Kriege das deutsche Volkseinkommen 
40 Milliarden jährlich betragen habe, der in Geldform ausgedrückte 
Wert für den Reinertrag der deutschen Gütererzeugung und der 
aus dem Auslande herrührenden Beträge, daß ferner der Gesamt- 
verbrauch in der Volkswirtschaft sich auf 32 Milliarden belaufen 
habe, so daß für die Kapitalneubildung 8 Milliarden im Jahr zur 
Verfügung standen. Nehmen wir nun der Einfachheit halber 
an, daß sich nach dem Kriege darin nur das Eine geändert habe, 
daß zu dem bisherigen Verbrauch die Beträge, derer das Reich 
nun bedarf, und die wir mit 6 Milliarden veranschlagen wollen, 
hinzukämen, dann würde, alles Uebrige als gleich vorausgesetzt, 
der Gesamtverbrauch auf 38 Milliarden steigen und der zur Kapi- 
talbildung verfügbare Ueberschuß auf 2 Milliarden zurückgehen. 
Nun können aber die Steuern so gewählt sein, daß z. B. die Kosten 
der Volkswirtschaft oder der Verbrauch der Bevölkerung um eine 
Milliarde sinken ; in diesem Falle, so oder so, wird der zur Kapital- 
bildung verfügbare Ueberschuß von 2 auf 3 Milliarden steigen. 
In dem Maße, in dem das eine oder das andere möglich ist, werden 
die finanziellen Mehrerfordernisse des Reiches ohne Mehrbelastung 
der Volkswirtschaft vor sich gehen können. Diesem Ideal 
möglichst nahe zu kommen, ist nach dem 
Kriege die oberste Aufgabe der Besteue- 
rung. In dem Maße, in dem dies geschieht, 
werden die nun hinzutretenden Ausgaben 
des Reichesdurchanderweitige Ersparnisse 
ausgeglichen. 

Und nun zu dem zweiten Punkte, der nach dem Kriege 
für den Gesetzgeber bei der Schaffung neuer Steuern maßgebend 
sein muß. Es ergibt sich ohne weiteres als Folge dessen, was oben 
zur Kritik der Vermögensabgabe gesagt worden war; es ist wirt- 
schaftlich im höchsten Grade unzweckwäßig, zur Deckung der 
Kriesgkosten des Reiches Mittel und Wege zu wählen, welche die 
Reproduktivkraft der Volkswirtschaft und damit doch auch die 
Steuerquelle beeinträchtigen. Wirtschaftlich am empfehlens- 
wertesten ist es, die Reichskriegsschuld in dem Maße zu tilgen, 
in dem es auch der Volkswirtschaft gelingt, ihre eigenen Verluste 
einzuholen ,‚d,h. aus den laufenden Erträgen der wirtschaftlichen 
Arbeit. Denn die Beträge, welche das Reich als Vermögens- 
abgabe erhebt, bedeuten eine Verminderung dcs privaten Vermö- 
gensbesitzes und deshalb in dem oben dargelegten Sinne eine 
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Herabsetzung der sonst möglichen formalen Kaufkraft. Darin 
wird auch nichts dadurch geändert, daß das Reich den Ertrag 
dieser Vermögensabgabe dazu verwendet, durch Tilgung Kriegs- 
anleihen aus dem Verkehr zu ziehen; denn hierbei handelt es sich 
ja vom Standpunkt des privaten Vermögensbesitzes aus um keine 
Größenveränderung desselben. In welchem Maße das tatsäch- 
lich auch geschieht, läßt sich natürlich nicht sagen; grundsätz- 
lich ist aber dieser Vermögensbesitz dazu imstande, wie oben dar- 
gelegt und an einer Reihe von Beispielen gezeigt wurde. Es ist 
ganz sicher, daß neben diesen rein wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten auch finanzpolitische berücksichtigt werden müssen, daß es 
nicht angängig ist, daß das Reich auf Jahrzehnte mit einer solch 
riesigen Schuldenlast behaftet bleibt; wir dürfen auch nicht außer 
acht lassen, daß eine solche bei späteren politischen Verwick- 
lungen doch die Schlagkraft Deutschlands beeinträchtigen würde. 
Das sind Gesichtspunkte, die gleichberechtigt neben den oben 
besprochenen wirtschaftlichen stehen und die es als notwendig 
erscheinen lassen, sofort nach Friedensschluß auch die Einnah- 
men zu beschaffen, die für eine Tilgung der Kriegsschulden er- 
forderlich sind. Mit welchen Sätzen dabei getilgt werden soll, 
sei an dieser Stelle nicht weiter erörtert. Man sieht aber ohne 
weiteres, daß Tilgungssätze von vielleicht 1 oder 2 Prozent wirt- 
schaftlich ganz anders zu beurteilen sind, als eine Vermögensab- 
gabe, die, wie es z. B. Gothein vorschlägt, den Vermögensbesitz 
der privaten Wirtschaften um 45 Milliarden in relativ kurzer Zeit 
vermindern würde. 

Daraus ergibt sich, daß auch dauernde Mehreinnahmen für 
die Tilgung beschafft werden müssen. Für sie gilt das gleiche, 
"was oben als Grundsatz für die neuen Steuern schlechthin auf- 
gestellt wurde. Sie sollen so wirken, daß daraus möglichst keine 
Mehrbelastung der Volkswirtschaft dem Volkseinkommen gegen- 
über entsteht, also entweder durch Verminderung der Kosten 
dieses entsprechend erhöhen oder den Verbrauch der Bevölke- 
rung entsprechend vermindern. Nun kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß es vollkommen unmöglich ist, den riesigen Bedarf 
des Reiches aufWegen zu decken, die vollkommen diesem wirt- 
schaftlichen Ideal entsprechen. Dazu ist er ein viel zu großer. 
Wir müssen uns mit dem Gedanken vertraut machen, daß der 
neu hinzutretende Bedarf des Reiches bei gleichem Volksein- 
kommen einen Mehrverbrauch der Volkswirtschaft gegenüber 
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früher zur Folge hat und daß demgemäß die Kapitalneubildung 
geringer sein wird als zuvor. Das darf aber nicht hindern den Ver- 
such zu machen und alles aufzubieten, dem oben dargelegten 
Ziele möglichst nahe zu kommen. Damit ergeben sich 
die Richtlinien, die bei der Wahl der kommenden Steuern im 
Interesse der Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft eingehalten 
werden müssen. 

In erster Linie sind solche Einnahmequellen zu wählen, die 
herabmindernd auf die Kosten der Gütererzeugung einwirken; 
sie sind wirtschaftlich die besten Steuern. Ob man dabei zu 
Monopolen in irgend einer Form greift, oder eine einfache Steuer 
wählt, ist eine Frage der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit. Unter 
dem hier zu besprechenden Gesichtspunkte sind Monopole dort 
zu empfehlen, wo die Monopolbildung zu Betriebszusammen- 
legungen und Betriebsvereinfachungen führt, so daß mit der 
Wahrscheinlichkeit zu rechnen ist,daß damit dieErzeugungskosten 
zurückgehen; in dem Maße, in dem dieses der Fall ist, wird die 
daraus hervorgehende Einnahme des Reiches keine Mehrbe- 
lastung für die Volkswirtschaft bedeuten. In Frage kommen hier- 
bei in erster Linie die Produktionszweige, in denen die Erzeu- 
gung nach dem Gesetze vom steigenden Ertrag von statten geht 
und bei denen heute eine große Ueberkapitalisation herrscht 
und damit die Leistungsfähigkeit der einzelnen Betriebe keines- 
wegs ausgenutzt ist. Als Beispiel seien hier die Zementindustrie, 
sowie der Kalibergbau genannt, wo gegebenen Falles Beliiebs- 
monopole in Frage kämen. Denkt man dann ferner an die große 
Zersplitterung unseres Zwischenhandels, vor allem des Detail- 
handels, an das große Mißverhältnis, das hier so vielfach zwischen 
Umsatz und Geschäftskosten herrscht, an die großen Preisauf- 
schläge, die deshalb gemacht werden müssen, um dem Kaufmann 
die Mittel zu einer auskömmlichen Lebenshaltung zu gewähren, 
so liegt der Gedanke nahe, daß ein oder das andere Vertriebs- 
monopol dem Reiche unter den gleichen günstigen wirtschaft- 
lichen Bedingungen, wie sie oben genannt wurden, nicht unerheb- 
liche Einnahmen abwerfen könnte. Im Hinblick auf die großen 
wirtschaftlichen Vorzüge solcher Einnahmequellen müssen diese 
es auch sein, welche eine verständige Steuerpolitik die sich ihrer 
wirtschaftlichen Verantwortung bewußt ist, in erster Linie zu 
erschließen hat. Ob sie viel oder wenig abwerfen, steht erst in 
zweiter Linie in Frage. 
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Die zweite Gruppe von Einnahmequellen, die nach dem 
oben Gesagten in Frage kommt, sind Verbrauchs- und Verkehrsab- 
gaben mit dem ausgesprochenen Zweck, eine Einschränkung des 
privaten Verbrauchs zu bewirken, damit in dem Maße, in dem die- 
ses geschieht, der Mehrbedarf des Reiches keinen Mehrverbrauch 
in der ganzen Volkswirtschaft bedeutet. Daraus ergibt sich be- 
reits — denn es handelt sich ja um eine bewußte Einschränkung 
des Verbrauchs — daß solche Steuern nicht in Frage kommen 
können, welche denjenigen an notwendigen Bedarfsartikeln 
betreffen und daß ferner aus den oben dargelegten wirtschaft- 
lichen Gründen der reproduktive Konsum zu schonen ist. Es 
handelt sich also in erster Linie um den Bedarf mehr luxusartigen 
Charakters, der eine Einschränkung erfahren soll. Ob man dabei 
den Massenverbrauch, der darunter fällt, durch Monopole oder 
einfache Steuern erfaßt, ist eine reine Zweckmäßigkeitsfrage. 
Technisch nicht ganz so einfach ist es, einschränkend auf den 
ausgesprochenen Luxuskonsum einzuwirken, wie er sich vor allem 
in den wohlhabenden und reichen Schichten der Bevölkerung 
findet. (Vergnügungsreisen, teure Wohnung, kostspielige Woh- 
nungsausstattung, Kleidung, Schmuck, Wagen und Pferde, 
Bedienung, teure Sammlungen, Ausgaben für Vergnügungen usw.) 
Es ist eine unbestreitbare Lücke, unserer ganzen Steuergesetz- 
gebung, daß sie vornehmlich nur den Massenverbrauch und dabei 
doch mehr oder weniger Gegenstände des notwendigen Bedarfs 
belastet und sich kaum auf Ausgaben, wie die obengenannten, 
mit durchaus luxusartigem Charakter erstreckt. Es hat dies seine 
hauptsächlichste Ursache darin, daß es steuertechnisch ganz 
erheblichen Schwierigkeiten begegnen würde, diese letzteren 
und besonderen Steuern zu ‘belassen und daß bei der großen 
Mannigfaltigkeit von Gegenständen, um die es sich dabei handelt, 
der Ertrag dieser Steuern auch in gar keinem Verhältnis zu den 
Erhebungskosten und dem erforderlichen Verwaltungsapparat 
stehen würde. Ich habe deshalb vor kurzem einen anderen Weg 
anzugeben versucht, um dieses Ziel zu erreichen 8). Es handelt 
sich dabei um die Sonderbesteuerung desjenigen Einkommens- 

s) Mombert. Eine Verbrauchseinkommensteuer für das Reich, als Ergän- 
zung zur Vermögenszuwachssteuer. Tübingen, 1916. Schon vorher hatte K. Elster 
in einem Aufsatze in den Jahrbüchern für Nationalökonomie (III F. B. 46, 1913) 
»Eine Reichsaufwandsteuer«, der mir bei Abfassung obiger Schrift unbekannt 
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teiles, der pro Kopf des Haushalts berechnet, über einen bestimm- 
ten Mindestbetrag hinaus verbraucht wird. Damit erhält auch 
die Reichsvermögenszuwachssteuer, die heute einseitig nur den 
besteuert, der spart, dagegen den, der ohne Not sein ganzes Ein- 
kommen aufbraucht und damit unstreitig ungünstig auf die 
Kapitalneubildung einwirkt, steuerfrei ausgehen läßt, ihre wirt- 
schaftlich notwendige Ergänzung. 

Wenn in diesem Zusammenhange von Luxusverbrauch die 
Rede war, der eine Einschränkung erfahren soll, so darf man nicht 
nur an die persönlichen Ausgaben der Einzelnen denken. Es ge- 
hören hierher auch Aufwendungen anderer Natur, bei denen das 
Merkmal des luxusartigen darin liegt, daß das wirtschaftliche 
Ergebnis, vom Standpunkt der ganzen Volkswirtschaft aus 
betrachtet, diesen Aufwendungen nicht entspricht. Es ist hier 
vor allem an die Reklame gedacht, für welche heute viele Millionen 
jährlich ausgegeben, tausende von Arbeitskräften und große Kapi- 
talien tätig sind, ohne daß man sagen kann, daß das darin her- 
vortretende Rentabilitätsstreben der einzelnen Privatwirtschaften 
in seinem vollen Umfange oder auch nur zu einem erheblichen 
Teile zur Steigerung des Ertrags der nationalen Arbeit beiträgt. 
In wie vielen Fällen ist die Reklame weiter nichts als ein Ausfluß 
der Konkurrenz, um den eigenen Absatz auf Kosten des anderen 
bei sonst durchaus gleichwertigen Erzeugnissen zu steigern, mit 
der einzigen Wirkung, daß der Konsument infolge der daraus 
erwachsenden Kosten höhere Preise zu zahlen hat, und die dabei 
beschäftigten Mengen von Arbeit und Kapital eine vom Stand- 
punkt des Ganzen aus betrachtet, durchaus unwirtschaftliche 
Verwendung finden. Soweit solches zutrifft, handelt es sich eben- 
falls um Luxus. Soweit eine hier eintretende Besteuerung zu 
Einschränkungen führen würde, ergäben sich ebenfalls für das 
Reich Einnahmen, denen ein entsprechender sonstiger Minder- 
verbrauch in der Volkswirtschaft gegenüberstünde. 

Es war oben schon gesagt worden, daß es ausgeschlossen ist, 
den ganzen großen Mehrbedarf des Reiches nach dem Kriege auf 
Wegen zu decken, die dem hier aufgestellten Ideale, — im Inter- 
esse der Kapitalneubildung entsprechende Verminderung bei den 
Kosten der Gütererzeugung oder Herabsetzung des sonstigen Ver- 
brauches in der Volkswirtschaft — genügen. Soweit sich 
aber hierzu die Möglichkeit bietet, und sie 
besteht in nicht zu unterschätzendem Um- 
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fange, muß eine auch auf volkswirtschaft- 
liche Ziele eingestellte Steuerpolitik diese 
genannten Wege einschlagen. 

Was darüber hinausgeht, für das muß auf anderen Wegen 
Deckung gesucht werden, aber auch immer wieder mit Rück- 
sicht auf die Frage der Kapitalneubilduig. An sich hat jede 
Steuer die Tendenz, in der Richtung zu wirken, daß sie nicht 
in ihrem vollen Betrage als Mehrbelastung der Volkswirtschaft 
erscheint. Dort, wo es sich um Einkommens- und Vermögens- 
steuern handelt, wird der Teil des Einkommens, der für andere 
Ausgaben oder zur Vermögensbildung übrig bleibt, geringer 
werden, und damit in vielen Fällen das Streben ausgelöst, durch 
größere Intensität der Arbeitsleistung oder auch Einschränkung 
in manchen Ausgaben einen entsprechenden Ausgleich herbei- 
zuführen. Wo es sich um Verbrauchs- und Verkehrsabgaben 
handelt, liegen die Dinge grundsätzlich nicht anders. Der Pro- 
duzent wird den Versuch machen, durch technische Verbesserun- 
_ gen die Kosten herabzusetzen, um nicht durch Erhöhung des 
Preises den Absatz zu gefährden und wo dieses nicht gelingt, 
wo letzten Endes doch der Verbraucher die Steuer zu tragen hat, 
wird in vielen Fällen ein Rückgang im Konsum des betreffenden 
Gegenstandes ein Mittel sein, einen Ausgleich zwischen Soll 
und Haben herbeizuführen. Ein sehr häufiger Fall ist auch der, 
daß dieses durch Qualitätsverschiebungen bewirkt wird; ent- 
weder dadurch, daß der Produzent auf diesem Wege seine Kosten 
entsprechend herabzusetzen sucht (z. B. dünneres Bier) oder 
dadurch, daß der Konsument der sonst für ihn unvermeidlichen 
Mehrausgabe damit aus dem Wege geht, daß er seine Ansprüche 
herabsetzt und sich mit geringeren Qualitäten (z. B. Tabak, 
Zigarren) begnügt. In dieser Tatsache, die in den verschiedensten 
Formen und auf den verschiedensten Wegen sich durchsetzen 
kann, liegt eine sichere Gewähr dafür, daß die großen Ausgaben 
des Reiches nicht im gleichen Maße volkswirtschaftlich als Be- 
lastung empfunden werden ; darüber hinaus aber ist es noch er- 
forderlich, diese an sich schon vorhandene Tendenz noch dadurch 
zu verstärken, daß man inerster Linie die Steuern und die Steuer- 
technik wählt, bei denen diese Wirkung ganz besonders stark 
zu Tage tritt. In wie weit solche Verbrauchseinschränkungen 
dann auch wirklich eintreten werden, hängt von so vielerlei Fak- 
toren, vor allem auch davon ab, wie sich die Kaufkraft des Geldes 
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nach dem Kriege gestalten wird, daß sich heute darüber nichts 
aussagen läßt, als dieses, daß eine Tendenz dazu besteht, und 
daß diese bei den einzelnen Steuern von verschiedener Stärke ist. 

W.nn es darauf ankommt, entsprechend den zu erwartenden 
Mehrausgaben des Reiches die Kosten der Gütererzeugung oder 
den sonstigen Verbrauch im Interesse .der Kapitalneubildung 
herabzusetzen, so darf die Steueipolitiknicht bei den einzelnen 
Privatwirtschaften Halt machen, sondern muß berücksichtigen, 
daß auch unsere öffentlichen Körperschaften, vor allem Einzel- 
staaten und Gemeinden, Ausgabewirtschaften allergrößten 
Stiles sind und daß auch hier vor dem Kriege große Mittel für 
Zwecke aufgewandt worden sind, die bei unseren Verhältnissen 
nach dem Kriege durchaus als Luxusausgaben angesprochen wer- 
den müssen. Wenn auch hier nach dem Kriege die eigene Einsicht 
größere Sparsamkeit zur Folge haben wird, so dürfte es doch nicht 
unzweckmäßig sein, diese durch die Art der Steuerpolitik noch 
zu unterstützen. Es sind dafür verschiedene Wege gangbar. 
Im wesentlichen wird es sich darum handeln, in irgend einer Form 
Einzelstaaten und Gemeinden zur Deckung der Ausgaben für 
das Reich mitheranzuziehen. Da auch diese aus den verschieden- 
sten Gründen sich scheuen weıden, ihre Steuern mehr als drin- 
gend erforderlich zu erhöhen, so wird eine solche Heranziehung 
zu der Ausgabendeckung für das Reich doch mancherorts die 
Tendenz auslösen, durch größere Sparsamkeit wenigstens einen 
Teil dessen einzubringen, was dem Reiche zu entrichten ist. 
Gerade in dieser Hinsicht ist auch eine Politik der kleinen Mittel 
am Platze. Ob man Bundesstaaten und Gemeinden in der Weise 
heranzieht, daß man, wie schon vorgeschlagen, ihre gewerblichen 
Betriebe und Unternehmungen besteuert, wie alle übrigen, oder 
ob man dieses auf dem Wege der Matrikularbeiträge, die grund- 
sätzlich auch auf Gemeinden ausgedehnt werden könnten, tut, 
oder ob man beide Wege einschlägt, sei hier nicht weiter erörtert., 

Für die Beibehaltung und den weiteren Ausbau der Matri- 
kularbeiträge spricht jedenfalls die Tatsache, daß für Deckung 
der Kriegsausgaben auch Vermögen und Einkommen unmittel- 
bar herangezogen werden müssen, und daß, solange die Einzel- 
staaten Bedenken gegen eine Reichseinkommens- und Vermögens- 
steuer haben, kein anderer Weg dazu zur Verfügung steht. So gut 
wie vor dem Kriege die Höchstgrenze für diese Matrikularbeiträge 
mit 40 Pfg. pro Kopf der Bevölkerung festgesetzt war, könnte 
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in Zukunft ein mehrfaches, z. B. 4 Mark dafür bestimmt werden. 
Freilich wäre Vorsorge zu treffen, daß zur Aufbringung dieser 
Mittel von den Einzelstaaten keine anderen Steuerquellen als 
Vermögen und Einkommen benutzt werden dürfen. Es wäre, 
wie schon von anderer Seite vorgeschlagen, durchaus zu erwägen, 
z. B. entsprechend dem preußischen Kommunalabgabengesetz, 
ein Reichsgesetz mit ähnlichen Zwecken für die Bundesstaaten 
zu erlassen. 

Soweit darüber hinaus noch weitere Einnahmequellen er- 
schlossen werden müssen, scheint mir eine entsprechende Erhöh- 
ung der ja seit kurzem bereits bestehenden Warenumsatzsteuer, 
das geeignete Mittel zu sein. Sie ist ihrem ganzen Charakter nach 
ungemein ausbaufähig und sie enthält nichts, was grundsätzlich 
die Reproduktivkraft der Volkswirtschaft beeinträchtigen 
könnte. Sie wird zweifellos zu einer Steigerung der Warenpreise 
führen und wird in dieser Hinsicht für Konsumenten und 
Produzenten, wirtschaftlich nachteilig wirken können. Das muß 
aber mit in Kauf genommen werden. Wirtschaftlich vor allem 
ist ungünstig dabei, daß sie restlos den ganzen Warenumsatz 
trifft und daß Unterscheidungen je nach der wirtschaftlichen 
Bedeutung des Verbrauchs — als Gegensätze z. B. reproduktiver 
und Luxuskonsum — dabei nicht möglich sind. Es empfiehlt 
sich deshalb, in der oben genannten Weise diesen letzteren noch 
mit besonderen Abgaben zu belegen. 

So wie im vorangegangenen dargelegt wurde, daß und warum 
die Besteuerung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten vor sich 
gehen muß, daß davon nicht nur die Reproduktivkraft der 
Volkswirtschaft in hohem Maße abhängt, sondern daß auch 
damit die Steuerquellen selbst reicher fließen werden, so gibt es 
auch rein wirtschaftspolitische Maßnahmen, die dem gleichen 
Ziele dienen. Es ist hier nicht der Ort, diese in ihrer Gesamtheit 
zu betrachten, es soll hier nur auf diese Tatsache an dieser Stelle 
hingewiesen werden. Die Entwicklung der Wirtschaft wird nicht 
nur beeinflußt von der Steuerpolitik, sondern jene ist es auch, 
von der eben die Ergiebigkeit der Steuern in hohem Maße ab- 
hängig ist. Es soll hier nur ein Punkt hervorgehoben werden, 
der mit den im vorangegangenen dargelegten Gedankengängen 
in allerengster Beziehung steht. Es ist in ihnen immer und immer 
wieder auf die große Bedeutung der Kapitalbildung hingewiesen 
worden, vor allem auch darauf, wie wichtig es ist, daß das vorhan- 
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dene Kapital produktiver Verwendung zugeführt wird. Gerade 
die Finanzpolitik hat daran das allergrößte Interesse; denn in 
dem Maße, in dem dieses geschieht, kann die Volkswirtschaft 
leichter und schneller die Verluste wieder einholen, die sie im Kriege 
erlitten hat, und damit auch dem Reiche die Mittel bieten, seine 
Schuldenlasten abzutragen. Es widerspricht diesem Ziele, wenn 
späterhin verfügbares Kapital wahllos auch unproduktiver Ver- 
wendung zugeführt werden kann. Für die ersten Jahre nach dem 
Kriege ist deshalb eine strenge Emissionsaufsicht von seiten des 
Reiches zu fordern. Geschieht dieses nicht, so ist mit der Gefahr 
zu rechnen, daß das neugebildete Kapital nicht den Zielen zu- 
gute kommt, die das Gesamtinteresse erfordert. 

Das Reich soll also seine Kriegskosten erst in dem Maße 
decken, d.h. die Schulden der Kriegsanleihen tilgen, als es der 
Volkswirtschaft gelingt, ihre eigenen Verluste wieder einzuholen, 
in dem alsoVolksvermögen undVolkseinkommen wieder zunehmen. 
Daraus ergibt sich auch, welch große Bedeutung unserer gesamten 
Wirtschaftspolitik für die weitere Gestaltung der Reichsfinanzen 
zukommt. 

Das Ausschlaggebende aber ist und bleibt, daß sich die 
künftige Steuerpolitik des Reiches den Avfgaben eingliedert und 
unterordnet, vor welche sich die deutsche Volkswirtschaft nach 
dem Kriege gestellt sieht, daß sie also in dieser Beziehung selbst 
Wirtschaftspolitik ist. Es soll ruhig zugegeben werden, daß es 
sich hierbei um eine unendlich schwere Aufgabe handelt, daß es 
viel leichter ist, ein solches Ziel aufzustellen, als die Einnahme- 
quellen aufzufinden und zu erschließen, die ihm auch gerecht 
werden. Wenn man dabei von der Stellung der politischen 
Parteien absieht, bei denen ja immer wieder mehr oder weniger, 
auch nach dem Kriege, die wirtschaftlichen Interessen der 
Klassen, die sie vertreten, maßgebend sein werden, so gibt es 
im Öffentlichen Leben kaum etwas, das in seinen Folgen und 
wirtschaftlichen Wirkungen so schwer abzuschätzen wäre, wie 
es bei neuen Steuern der Fall ist. Aber all dies kann und darf 
kein Hindernis sein, auf dieses oben entwickelte, wirtschaftliche 
Ideal der Steuerpolitik hinzuarbeiten. 

Vor allem muß man sich auch hüten, in einenFehler zu ver- 
fallen, der sich wie ein roter Faden durch die Finanzgeschichte 
des Reiches hindurchzieht, daß man Einnahmequellen schafft, 
die unzulänglich sind. Ist doch die Finanzgeschichte desselben 
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im wesentlichen nichts anderes als eine ganze Reihe sog. Finanz- 
reformen mit dem gemeinsamen Merkmal, daß durch sie an der 
Finanznot und dem Finanzelend des Reiches dadurch im wesent- 
lichen nichts geändert worden ist. In einen solchen Fehler darf 
man nicht wieder verfallen, Denn es wäre gerade in dieser 
schweren Erholungszeit des Wirtschaftslebens für dasselbe recht 
verhängnisvoll, wenn es immer wieder durch neue Steuerprojekte 
in Unruhe gehalten würde. Es wird deswegen notwendig sein, 
bei Schaffung der neuen Einnahmequellen darauf zu achten, 
daß sich darunter auch solche befinden, die als bewegliche 
ausgestaltet werden können. Darzulegen, welche dazu am besten 
geeignet sind, würde ein solches Eingehen auf die Einzelheiten 
der neuen Ordnung der Reichsfinanzen erfordern, wie es nicht 
im Rahmen dieser ja nur ganz allgemein gehaltenen Ausfüh- 


rungen liegt. 
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Zur Entwicklung der Lebensmittelpreise in der 
Kriegszeit. 


Von 
KARL PRIBRAM. 


Die statistische Beobachtung der Preisentwicklung bietet 
in Kriegszeiten unvergleichlich größere Schwierigkeiten als im 
Friedenszustande. Dies gilt vor allem von den Preisen des 
Lebensmittelmarktes. Es ist das Charakteristische dieses großen 
Krieges, daß er zugleich mit der ganzen Bevölkerung auch das 
Wirtschaftsleben in den Dienst seiner Ziele zwingt, nicht nur 
in dem Sinne einer Einstellung aller Produktion, alles Handels 
und Verkehrs auf die bestmögliche Erfüllung der Kriegszwecke, 
sondern auch in dem tieferen Sinne, daß neben dem Kriege mit 
den Waffen, ihn verstärkend und intensivierend, ein »wirtschaft- 
licher Nebenkrieg«e!) einherläuft, der mit allen erdenkbaren 
Mitteln einer schonungslosen Politik der Abschnürung der Zen- 
tralmächte vom internationalen Verkehre geführt wird. Diese 
Aussperrung vom Welthandel zwingt die exkommunizierten 
Volkswirtschaften, ihren Bedarf an Lebensmitteln, wie an Roh- 
stoffen überhaupt im wesentlichen aus den Erträgnissen der 
eigenen Produktion zu decken; er veranlaßt sie daher, ihre Wirt- 
schaftsgebiete auch gegeneinander abzusperren. So beginnt in 
jedem eine Preisbildung, die sich in der Hauptsache unabhängig 
von jener aller andern außerinländischen Märkte vollzieht. 

Die ohnehin vorhandene Tendenz zur Preissteigerung, die 
sich auf der Warenseite als Folge der gewaltigen Verminderung 
der Arbeitskräfte und mithin der Produktion, des großen, mit 
starker Intensität auftretenden Bedarfs der Heeresverwaltung, 
der Erschwerung des Transports, endlich der Vernichtung von 


1) Diesen Ausdruck wählt Franz Klein in seiner gleichnamigen Schrift. 
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Konsumgütern und Kapital, anderseits auf der Geldseite als 
Folge der unvermeidlich inflationistischen Wirkung einer Ver- 
mehrung der zirkulierenden Geldmenge ergibt, wird daher noch 
verstärkt durch den Wegfall der in normalen Zeiten vom Aus- 
lande bezogenen Lebensmittel, der eine noch weitergehende Ver- 
engerung des Angebots zur Folge hat. Wobei sich allerdings 
sofort die Frage erhebt, inwieferne die Möglichkeit eines freien 
Bezugs von Gütern aus dem Auslande durch Verschlechterung 
der Handelsbilanz und in weiterer Folge der Valuta nicht in 
der Richtung einer verschärften Preissteigerung wirken würde. 
Denn gerade die Verwandlung der nationalen Volkswirtschaft 
in den »isolierten Staat« hat es erst möglich gemacht, jenen hohen 
Grad der Preisregulierung durch behördliche Maßnahmen zu 
erreichen, dessen sich vor allem die Verwaltung Deutschlands 
trotz aller gelegentlichen Mißerfolge rühmen kann. Damit ist 
nicht gemeint, daß etwa eine Preisregulierung bei ungehemmtem 
Güterbezuge aus dem neutralen Auslande ein technisch schwie- 
riegeres Problem biete als die gleiche Aufgabe bei Beschränkung 
des Güterverkehrs auf den Innenmarkt. Durch Errichtung von 
staatlich kontrollierten Einkaufsgesellschaften wurden im Laufe 
des Krieges geeignete, diesem Zweck. dienende Organisationen 
geschaffen. Allein der Gedanke einer so weitgehenden Or- 
ganisierung des Wirtschaftslebens wurde gerade aus der Not 
des isolierten Staates heraus geboren; es mag zweifelhaft 
erscheinen, ob er sich ohne den gewaltigen Druck der wirt- 
schaftlichen Abschnürung hätte in gleicher Weise praktisch 
durchsetzen können. 

Auf bestimmte Erscheinungen des Wirtschaftslebens reagiert 
die Wirtschaftspolitik erfahrungsgemäß regelmäßig in einer ganz 
bestimmten Weise. So ruft jede Enge des Marktes, die auf die 
Möglichkeit verzichten muß, durch eine Preissteigerung anregend 
auf Produktion und Vermehrung des Angebotes zu wirken, regel- 
mäßig das Bedürfnis nach einer Bindung der Preise hervor, da 
sonst die unausbleibliche Monopolstellung der Verkäufer ganz 
außerordentliche Preissteigerungen zu erzwingen in der Lage ist. 
Diese Erscheinung zeigt uns die Wirtschaftsgeschichte der Städte 
im Mittelalter ebenso, wie jene der merkantilistisch gesinnten 
Territorialstaaten des 17. und 18. Jahrhunderts. Sie hat sich 
jetzt, auf einer weit höheren Stufe im Wirtschaftsleben der Zen- 
tralmächte wiederholt, als sich durch die politischen Ereignisse 
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eine ganz ähnliche Enge des Marktes ergab, wie sie in vergangenen 
Zeiten als Folge der ökonomischen und technischen Verfassung 
erschien. Zunächst ist es immer wieder die in der populären Auf- 
fassung tiefwurzelnde Idee eines »gerechten Preisese, verbunden 
mit der Vorstellung von der Möglichkeit einer souveränen Be- 
herrschung des Wirtschaftslebens durch die Staatsgewalt mit 
Hilfe von Verbot und Strafe, welche die staatliche Preispolitik 
bestimmt, und die auch in den ersten Kriegsmonaten den ersten 
zögernden Maßnahmen der Staatsverwaltung das charakteristische 
Gepräge verleiht 2). Die Höchstpreispolitik steht im 
wesentlichen unter dem Zeichen dieses Gedankenganges, der 
dahin skizziert werden kann, daß die grundsätzlich individu- 
alistische Ordnung der Preisbildung für bestimmte Artikel des 
allgemeinen, dringenden Bedarfs aufgegeben wird, ohne daß 
gleichwohl die Art der Verteilung der Güter gleichzeitig eine 
autoritative Regelung erfährt. Aus dem Verzichte auf die freie 
Preisbildung folgt, daß die Auswahl der Käufer sich nun nicht 
mehr nach Maßgabe einer Geltendmachung ihrer Kaufkraft 
vollziehen kann, sondern unter Berücksichtigung anderer Mo- 
mente (alter Beziehungen, Reihenfolge des Auftretens auf dem 
Markt usf.) ®). Durch die Festsetzung der Höchstpreise wird 
freilich das die Preissteigerung zunächst veranlassende Moment 
— das Mißverhältnis zwischen Nachfrage und Angebot — nicht 
berührt; es wird gleichzeitig jenes Element automatischer Be- 
darfsbeschränkung ausgeschaltet, das in der Preissteigerung 
selbst gelegen ist; die Tendenz zur unwirtschaftlichen Verwen- 
dung der Güter, zur Anhäufung von Vorräten usw. wird daher 
verschärft, ohne daß gleichzeitig dem Zurückhalten der Ware 
durch die Produzenten (zur Deckung des Eigenbedarfs) oder 
durch die Verkäufer ein Riegel vorgeschoben wird. Anderseits 
wird vom Verkehre jede Gelegenheit, unter Umgehung des be- 
hördlichen Zwangs zu der alten Ordnung der Preisbildung zurück- 
zukehren, mit Eifer gesucht; daher die Verdrängung der Waren 
von den Märkten mit Höchstpreisen, das Streben nach Verän- 
derung der Qualität der Ware, die einer Preisbegrenzung unter- 
liegt, der Versuch, durch Aenderung der Verkaufsusancen auf 


2) Vgl. meinen Vortrag über Preisbildung und Recht in der Ocsterr. Zeıt- 
schrift für Strafrecht. VII. Jahrg. 1916, S. 199 fg. 

s) Vgl. Zizek, Theoret. Bemerkungen zur gegenwärtigen Teuerungsfrage 
in der Zeitschr. für Volkswirtschaft, Sozialpolitik usf. S. 417. 

Archiv f. Bozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 3. (Krieg u. Wirtschaft VI.) 50 
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einem Umwege neuerliche Preisveränderungen zu erzielen. Für 
all diese und ähnliche Formen eines stillen, aber sehr häufig 
erfolgreichen Kampfes des Marktverkehrs gegen die behördliche 
Höchstpreispolitik ließen sich zahlreiche Beispiele anführen; 
ebenso ließe sich schrittweise verfolgen, wie die Regierung, durch 
die Auswege des Marktverkehrs immer von neuem über die 
Lücken ihres Netzes von Höchstpreisen belehrt, dessen Maschen 
enger und enger zu ziehen suchte, ohne doch jemals auf diesem 
im Grunde naiven, die Grundlagen unserer wirtschaftlichen Or- 
ganisation verkennenden Wege einen entscheidenden Erfolg zu 
erzielen ®). 

Den Aufgaben einer statistischen Beobachtung der Preise 
tut jede Festsetzung von Höchstpreisen nach doppelter Rich- 
tung Abbruch. Die Preise des freien Verkehrs bringen in ihrer 
Bewegung jeweils das aus Angebot und Nachfrage resultierende 
Verhältnis der wirtschaftlichen Kräfte ziemlich scharf zum Aus- 
drucke und bieten so ein nicht unwichtiges Symptom der Ver- 
änderungen des Wirtschaftslebens. Diese Beeinflussung der Preise 
durch die Kräfte des Marktverkehrs schneidet die Höchstpreis- 
vorschrift mit: vollem Bewußtsein ab. Die Reihe der Preise des 
freien Verkehrs ist, genau genommen, mit jener der behördlich 
festgesetzten gar nicht vergleichbar, weil die bestimmenden 
Momente dort ganz andere sind als hier. Dort die in jedem ein- 
zelnen Wirtschaftssubjekte dauernd tätigen Kräfte, die Maß und 
Richtung durch das Zusammenwirken aller jener Momente er- 
halten, die wir in den inhaltsreichen Worten Angebot und Nach- 
frage zusammenfassen; hier ein auf Grund behördlicher Einsicht 
in ein vorhandenes Kräfteverhältnis gefälltes Urteil, dem selbst 
dann, wenn der Höchstpreis für den Augenblick dieses Verhält- 
nis richtig zum Ausdruck bringt, doch jede Fähigkeit und auch 
jede Absicht fehlt, einem Wechsel dieses Kräfteverhältnisses zu 
folgen. Denn dieser in der Richtung einer Preissteigerung wir- 
kende Wechsel ist ja gerade, was vermieden werden soll. Der 
einmal festgesetzte Höchstpreis bleibt daher regelmäßig durch 
lange Zeit starr und unverändert, ohne Rücksicht auf die in- 

t) Dagegen vertritt Kulemann ernsthaft die Meinung, das Ziel der Fest- 
setzung von Höchstpreisen müsse sein, bei allen Waren, bei denen wir aut 
die Zufuhr des Auslandes angewiesen sind, grundsätzlich die Preishöhe, wie 
sie vor dem Kriege bestand oder ohne dessen Einfluß heute sein würde, auf- 


recht zu erhalten oder wieder herzustellen. (Die prinzip. Berechtigung der 
Höchstpreise, In diesem Archıv Bd. 40, S. 789.) 
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zwischen eingetretenen Verschiebungen jener Kräfte. Ob diese 
Kräfte nicht endlich doch stark genug sind, um unter ständiger 
Verletzung der behördlichen Vorschrift einen höheren als den 
Höchstpreis zu erzwingen, ob sie anderseits, was allerdings nur 
sehr selten vorkommen dürfte, eine Preisbildung unter dieser 
Grenze auswirken, darüber sagt regelmäßig die amtliche Preis- 
notierung nichts aus, die mit der Beobachtung der tatsächlichen 
Preisgestaltung regelmäßig aufhört, wenn das Regime der Höchst- 
preisvorschriften einsetzt. Und doch sind namentlich in der 
ersten Periode der staatlichen Preispolitik, da es an einer ent- 
sprechenden Ueberwachung des Verkehrs noch fast völlig fehlte ®), 
die Preise des Verkehrs und die Höchstpreise kaum in Ueber- 
einstimmung gestanden, die Statistik aber bleibt auf die Höchst- 
-preise beschränkt. Der Preis des freien Verkehrs ist mithin grund- 
sätzlich ein anderes Gebilde als der autoritativ bestimmte Höchst- 
preis. Dazu kommt ein zweites: daß die erwähnte Tendenz des 
Verkehrs, die freie Preisbildung auf Umwegen nach Möglichkeit 
wieder zu erreichen, selbst dann, wenn der Höchstpreis nicht 
schlankweg überschritten wird, doch in der Art der Preisbe- 
stimmung Methoden genug erfindet, um. scheinbar ohne Ver- 
letzung des obrigkeitlichen Befehls doch das gewünschte Ziel 
zu erreichen. Ist es die oberste Maxime jeder Preisstatistik, 
daß sie möglichst genau Notierungsart und Qualität der Ware 
feststelle und beibehalte, so ergibt sich aus jeder Höchstpreis- 
bestimmung die Gefahr, daß in beiden Richtungen Aenderungen 
eintreten, die selbst bei formaler Beobachtung der Preisvor- 
schrift ihren‘ inneren Sinn verändern ©). Nur bei’ den nach be- 

5) So bemerkt Lederer (Zur Regelung der Lebensmittelversorgung wäh- 
rend des Krieges in Deutschland. Archiv Bd. 40, S. 761), daß sich aus der Fest- 
setzung von Höchstpreisen für den Detailhandel ohne Regelung der Großhan- 
delspreise »Störungen in der Versorgung ergaben, die vielfach mit einer Ücber- 
schreitung der lokalen Höchstpreise geendigt haben dürftene Für Oesterreich 
stellt Gruntzel fest, daß der Getreideverkehr nach Erlassung der Höchstpreis- 
vorschriften in die Winkelbörsen gedrängt wurde; durch Gewährung von Pro- 
visionen wurden die Höchstpreisvorschriften umgangen. (Oesterreichs Volks- 
wirtsch. im Kriege. Weltwirtsch. Archiv Bd. 5, 1915, S. 326.) Daß die amtliche 
Preisstatistik für den Getreidehandel in Deutschland während der Kriegszeit 
den tatsächlichen Verhältnissen nicht entsprach, scheint daraus hervorzugehen, 
daß die sanscheinend zuverlässigeren« Feststellungen der Aeltesten der Ber- 
liner Kaufmannschatt von den amtlichen Notierungen stark abweichen. (Vgl. 
Günther, Lebenskosten und Lebenshaltung in Schmollers Jahrb. für Gesetz- 
gebung. Jahrg. 40, 1916, S. 223.) 

°, Ein charakteristisches Beispiel bietet die Geschichte des Großhbandels 


mit Schweinefleisch nach Erlassung der Höchstpreisvorschriften im Deutschen 
50* 
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stimmten Typen und Usancen gehandelten Waren ist es mög- 
lich, durch genaue Vorschriften dieser Gefahr zu begegnen. 
Das allgemeine Urteil über die Ergebnisse der Höchstpreis- 
politik im Kriege bestätigt die Lehren der Theorie ganz ebenso 
wie die seit den Tagen der Diokletianischen Preissatzungen mit 
ähnlichen Versuchen gewonnenen Erfahrungen. Auf dem engen 
Gebiete eines geschlossenen Marktes mit unveränderten Beziehun- 
gen zwischen Angebot und Nachfrage zur Verhütung einzelner 
Fälle der Preisüberschreitung wirksam, müssen auf die Dauer 
im lebendigen Strome eines stark bewegten Wirtschaftslebens 
alle Anordnungen versagen, die nicht die preisbildenden Kräfte 
selbst beeinflussen 7). Grundsätzlich anders sind daher jene Maß- 
nahmen zu beurteilen, welche die Preisbestimmung auf eine 
Verbrauchsregelung basieren. Ihnen liegt der gleiche 
Gedanke zugrunde wie der Kartellpolitik, nur daß das Ziel das 
entgegengesetzte ist und das Mittel daher nicht in einer Kon- 
tingentierung des Angebots, sondern in einer Begrenzung des Ver- 
brauchs besteht. Man könnte sich eine derart exakt bestimmte 
Beschränkung des Verbrauchs vorstellen, daß sie, bei vollstän- 
digem Gleichgewichte "mit dem Anbote, und bei unverändertem 
Stand der allgemeinen Kaufkraft die Preise auf einer gewollten 
Höhe hielte, ohne daß eine besondere Fixierung dieser Preise 
erforderlich wäre. Da in der Praxis keine der beiden Bedingun- 
gen erfüllbar ist — am allerwenigsten in der Not der Kriegs- 
zeit, so muß die Verbrauchskontingentierung mit der Festsetzung 
von Höchstpreisen verbunden werden. Der Charakter der letz- 
teren ist freilich ein andrer als jener der oben erwähnten Höchst- 
preise ohne Regulierung des Konsums. Denn hier verliert, 
vorausgesetzt, daß die Aufteilung richtig berechnet wurde und 
der Verteilungsapparat befriedigend funktioniert, das Ueber- 
bieten auf seiten der Käufer jeden Sinn, da Keiner mehr erhalten 
kann als das ihm zugemessene Quantum; es entfällt daher das 
entscheidende Motiv für eine Preissteigerung. Der Parallelismus 


Reiche, die den Höchstpreis für Schweinefleisch mit 140% über den Schweine- 
preisen festgesetzt hatten. Fast alles Schweinefleisch wurde nun zur Wurst- 
fabrikation verwendet, deren Erzeugnisse keiner Preisbeschränkung unter- 
lagen; daraus entstand ein so fühlbarer Mangel an Schweinefleisch, daß die 
Preissatzung fast belanglos wurde. (Vgl. Tyszka, Teuerung und Krieg. Zeit- 
spiegel Heft 11, Berlin 1916, S. 32.) 

1) Vgl. auch Mannstaedt, Preisbildung und Preispolitik im Frieden und im 
Kriege. Jena 1916, S. 28 und passim. 


Zur Entwicklung der Lebensmittelpreise in der Kriegszeit. 779 


mit der Kartellpolitik tritt um so schärfer hervor, je mehr die 
Konzentrierung des gesamten Angebots in einer Hand gelingt 
(Rohstoffzentralen usf.). 

Es ist sehr interessant zu beobachten, wie die, aus rein indi- 

vidualistischen Motiven — Erzielung eines größtmöglichen Ge- 
winns — hervorgewachsenen Organisationen des Wirtschafts- 
lebens zur Beeinflussung der Preise dem Staate nicht nur das 
Vorbild für seine im volkswirtschaftlichen Interesse zur Kriegs- 
zeit ergriffenen Maßnahmen gegeben haben, sondern vielfach 
unmittelbar die natürliche, schon vorhandene Grundlage für 
eine Zusammenfassung des Angebots und eine Verteilung der 
Vorräte boten. So lieferte der Individualismus auf den höheren 
Stufen seiner Entwicklung der Staatsgewalt die Werkzeuge für 
seine Bekämpfung im Zeitpunkt der Not. 
Werden bei dieser Art der Regelung des Verkehrs — die 
vielfach nicht ausschließlich und auch gar nicht in erster Linie 
den Zweck einer Preisbegrenzung verfolgt, sondern die Sicher- 
stellung der Bedarfsdeckung durch Verteilung des gegebenen 
Vorrats auf eine längere Zeit verbürgen soll — die preisbildenden 
Kräfte selbst beeinflußt, so wird der vom Verkehre beobachtete 
Preis mit dem ihm vorgeschriebenen übereinstimmen. Mit der 
Hemmung der preisbildenden' Kräfte wird freilich jene Beweg- 
lichkeit des Preises gelähmt, die ihn im Zustande des freien, 
ungebundenen Verkehrs gerade zu dem wertvollsten Symptom 
aller Veränderungen des Wirtschaftslebens macht. Der gewalt- 
same Versuch, das ewig wechselnde Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage zu stabilisieren, wird allerdings immer nur für einen 
bestimmten Zeitraum gelingen; die Uebergänge werden dann 
um so unvermittelter, heftiger sein. 

Bei der Beurteilung jener Preisbestimmung, die nach er- 
folgter Beschlagnahme des gesamten Vorrats erfolgt, ist endlich 
noch zu beachten, daß hiebei vielfach Erwägungen maßgebend 
sind, die der freie Verkehr nicht kennt. Die amtliche Verteilungs- 
stelle wird in dem Bestreben, die Bevölkerung mit den erforder- 
lichen Lebensmitteln zu möglichst billigen Preisen zu versorgen, 
vielfach zu einer Preispolitik genötigt sein, die auf die Erzielung 
einer vollen Rentabilität verzichtet. Der Gebahrungsabgang 
muß entweder aus dem Erlöse anderer Artikel oder aus allge- 
meinen Mitteln (Staatszuschuß) gedeckt werden. 

Neben diese, auf bewußte und gewollte Beeinflussung der 
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Preisbildung abzielenden Erscheinungen treten aber in der Kriegs- 
zeit — und das Gleiche gilt von jeder anderen revolutionären 
Umgestaltung des Wirtschaftslebens — noch andere, unbeab- 
sichtigte Tatsachen, die einen unmittelbaren Vergleich der Preis- 
reihen mit jenen der Friedenszeit sehr erschweren. Vor allem 
zwei Momente kommen hier in Betracht: die Veränderung 
in der Qualität der Waren und die Verschie- 
bungen in der Bedeutung der Güter für den 
Verbrauch. Beide Erscheinungen sind natürlich nichts der 
Kriegszeit ausschließlich eigentümliches; sie sind immer und 
überall wirksam, in Gebieten mit stark konservativen, traditionell 
gebundenen Lebensformen setzen sich Qualitätsverschiebungen 
wie Verbrauchswechsel nur sehr langsam und allmählich durch, 
in den Großstädten mit rascher pulsierendem Leben und starker 
Anpassungsfähigkeit an geänderte Produktions- und Verkehrs- 
verhältnisse vollziehen sich derartige Uebergänge oft in wenigen 
Jahren. Aber immer sind sie allmählich, nur bei genauer Be- 
obachtung wahrnehmbar; sie werden meist erst nach längeren 
Zeiträumen festgestellt 8).. In der Kriegszeit aber erzwingt die 
Knappheit der Güter häufig genug eine Verschlechterung ihrer 
verkehrsüblichen Qualität, welche die Preissteigerung verschärft, 
ohne äußerlich erkennbar zu sein; die starke Preiserhöhung des 
einen Artikels des dringenden Lebensbedarfs lenkt den Konsum 
gleichzeitig auf einen anderen in erhöhtem Maße hin, so daß sich von 
hier aus strahlenförmig immer neue Anstöße zu immer weiter- 
gehenden Preissteigerungen und Bedarfsverschiebungen ergeben. 
Vor allem das Brot der Kriegszeit ist an Qualität nicht mit 
jenem der friedlichen Wirtschaftszustände vergleichbar 9); das 
Gleiche gilt vielfach vom Fleisch infolge der verschlechterten 
Ernährungsbedingungen des Viehs. 

Es erübrigt sich, Beispiele für die Verbrauchsverschiebungen 
anzuführen, die vor allem durch die Verdrängung des Fleisch- 

°) Vgl. dazu u. a. Grotjahn, Ueber Wandlungen in der Volksernährung 
in Schmollers staats- und sozialwiss. Forschungen Bd. 20, Heft 2 (1902). 

®) Schon für die ersten Kriegsmonate beobachtete der Direktor des statisti- 
schen Amtes zu Frankfurt, Busch, daß in einer Reihe von Städten die zulässige 
Gewichtsdifferenz zwischen dem für einen Laib Brot festgesetzten Höchstge- 
wicht und dem Gewicht nach dem Ausbacken gemildert wurde, in anderen 
wurde die Zusammensetzung des Brotes geändert. (Einige Bemerkungen zur 
Lebensmittel-Preisstatistik in der Kriegszeit. Allg. statist. Archiv Bd. VIII 


(1914) S. 614.) Später sind derartige Modifikationen auf gesetzlichem Wege in 
großem Umfange erfolgt. 
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und Fettgenusses bei gleichzeitig erfolgender Beschränkung aller 
Konsumquantitäten charakterisiert sind. Dieser Prozeß vollzog 
sich zunächst als automatische Folge der Preissteigerungen, 
später im Wege einer bewußten Regulierung des Verbrauchs 
der wichtigsten Lebensmittel. 

Es ist an sich durchaus möglich, daß eine sehr intensive, 
plötzlich einsetzende Erhöhung des Preises einzelner für die 
Lebenshaltung besonders wichtiger Artikel (Brot, Kartoffel, 
Gemüse) zunächst konsumbeschränkend auf andere Güter wirkt 
(Fleisch) und damit durch Verringerung der Nachfrage hemmend 
auf die Entwicklung ihrer Preise. Allein angesichts der alsbald 
eintretenden allgemeinen Knappheit der Güter und der Ver- 
teuerung der Produktionsfaktoren können derartige retardierende 
Momente, wenn überhaupt, so nur vorübergehend in Erschei- 
nung treten 19). 

Für die Preisstatistik ergeben sich aus den er- 
wähnten Erscheinungen Schwierigkeiten der mannigfachsten 
Art. Die Aufstellung von Höchstpreisen unterbricht die Preis- 
reihen des freien Verkehrs, die mit ihren Bewegungen die Wech- 
selfälle des Wirtschaftslebens getreulich widerspiegelten. Die 
qualitative Veränderung der notierten Waren birgt ein wich- 
tiges Element der Preisbildung in sich, das gleichwohl in den 
Preisen selbst nicht zum Ausdruck kommt. 

Der Durchschnitt, der daher bei einer Zusammenfassung 
der Preise verschiedener Artikel zu einem einheitlichen Ausdruck 
gewonnen wird, wie dies in den Systemen der Indexziffern üb- 
lich ist, vermag jetzt die Veränderungen des Geldwertes noch 
weit weniger zutreffend zu kennzeichnen, als in Zeiten ruhigen 
Wirtschaftslebens. Immerhin sind: derartige Berechnungen sehr 
wichtig, um eine allgemeine Uebersicht über das Maß der Preis- 
bewegung zu gewinnen, eine Uebersicht, die sich in wenigen 
Daten zusammenfassen läßt. 

Noch weit mehr Bedenken erheben sich selbstverständlich 
gegen die vielfach gebräuchliche Methode einer Verwertung der 
Daten der Preisstatistik für eine fortlaufend vergleichende 
Beurteilung der Kosten der Lebenshaltung. Der 
den Verhältnissen der Friedenszeit entstammende, ihnen unge- 
fähr entsprechende Typus der normalen Verbrauchswirtschaft 


16) Vgl. dazu auch Schlesinger, Vorbemerkungen zur Geschichte der zen- 
traleurop. Kriegswirtschaft. Weltwirtsch. Archiv Bd. VI, Heft 1, S. 15. 
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hat seinen typischen Charakter längst verloren durch die um- 
stürzenden Veränderungen aller Konsumquantitäten, ja der 
Bedeutung der einzelnen Artikel für die Lebenshaltung. Das 
Gewicht, mit welchem während der Kriegszeit Eier, Butter, 
Milch, von Fleisch und Fett gar nicht zu reden, für die Ernäh- 
rung der breiten Volksmassen zu veranschlagen sind, ist ein 
ganz anderes als früher. Eine Berechnung, die, um die Konti- 
nuität herzustellen, an den altgewohnten Quantitäten festhält, 
ist daher als Maßstab für den tatsächlichen Wechsel der Lebens- 
kosten längst nicht mehr zu verwenden, sie vermag höchstens 
ein in einem Gesamtausdrucke zusammengefaßtes Bild der ob- 
jektiv erfaBbaren Preisverschiebungen zu liefern. Anderseits 
wird uns gerade die Wahl eines für eine längere Zeitperiode be- 
rechneten Durchschnittsausdruckes dieser Art, 
der fortlaufend auch für die Kriegszeit ermittelt wurde, am 
raschesten und besten ein Bild von dem Ausmaße der allge- 
meinen Preisveränderung geben können. 

Die zahlreichen Untersuchungen über die Kosten und Z::- 
sammensetzung der Lebenshaltung, an denen die wirtschafts- 
statistische Literatur Deutschlands in den letzten Jahren so 
reich ist, haben eine Reihe von Verbrauchsberechnungen ange- 
stellt, vor allem für die Arbeiterklasse. Es ist indes bisher zu 
einer zusammenfassenden Behandlung dieser Untersuchungen 
nicht gekommen; für die Zwecke der Preisvergleichung wird 
mit Vorliebe jenes Schema verwendet, das in den Vorschriften 
über die Ernährung des deutschen Marinesoldaten 
in Friedenszeiten enthalten ist !). Dieses Schema legt auch das 
wirtschaftsstatistische Bureau von Richard Calwer seinen »Monat- 
lichen Uebersichten über Lebensmittelpreise« zugrunde. Schon 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit empfiehlt es sich, die Ergeb- 
nisse dieser umfangreichen Berechnungen für eine Uebersicht 
über die Preisentwicklung zu verwenden. Die erwähnte Ver- 
pflegsration setzt sich für jede Woche aus den nachstehenden 
Nahrungs- und Genußmitteln in den angegebenen Mengen zu- 
sammen: 


1n) Vgl. z. B. Eulenburg, Die Bewegung der Warenpreise während des 
Krieges im »Weltwirtschaftlichen Archive Bd. VI, Heft ı, S. 207. 
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800 g Rindfleisch r 3000 g Kartoffeln 
750 g Schweinefleisch 5250 g Brot 

800 g Hammelfleisch 455 g Butter 
150 g Reis 340 g Zucker 
300 g Bohnen 106 g Salz 

300 g Erbsen 105 g Kaffee 
500 g Weizenmehl 21 g Tee 

200 g Backpflaumen 0,1ı l Essig 


Aus diesen Angaben berechnen die Calwerschen Berichte 
den Nahrungsmittelaufwand für eine Familie in einer Woche, 
unter der Annahme, daß die Familie aus 3 vollverköstigten Per- 
sonen besteht (Mann, Frau und 2 Kinder, welch letztere zusammen 
als eine Verpflegseinheit gezählt werden). Diese Berechnung 
wird für rund 200 Orte des Deutschen Reiches durchgeführt, 
und gibt die Grundlage für die Ermittlung von Durchschnitts- 
kosten der Lebenshaltung (die Calwerschen Berichte bezeichnen 
sie wenig genau als »Indexziffern«) für die einzelnen Landesteile 
wie für das Reich. Stellen wir diese für das Reich gewonnenen 
Daten, soweit die Calwerschen Berichte eine rückschauende 
Betrachtung ermöglichen, in einer von Monat zu Monat fort- 
schreitenden Uebersicht zusarnmen, so ergibt sich ein Bild der 
Preisbewegung seit Anfarg 191r. Es betrugen die für den Reichs- 
durchschnitt auf Grund der obenangeführten Verbrauchsmengen 
errechneten Kosten der Lebenshaliung einer Familie in Mark: 


Monate IgII 1912 1913 1914 1915 1916 
Januar ...... 23.50 24.69 26.01 25.57 29.65 41.26 
Februar ..... 23.61 24.83 25.86 25.29 31.49 43.40 
März e e 3.00 3 23.60 2518 25.83 25.08 32.90 48.40 
APrilo e aop u. 23.80 25.74 25.01 24.69 34.41 51.95 
Mai 2. 4% 23.72 25.552 25.43 24.70 36.49 52.25 
Juni. + 2. &» 23.97 25.85 25.35 24.73 37.36 52.61 
Juli: 4.2.4 4 24.37 26.10 25.88 2512 3816 53.47 
August . . .... 24.65 206.66 25.83 20.44 39.13 53.53 
September . . . . 24.77 26.63 25.78 20.14 39.03 
Oktober . .... 24.88 26.26 25.73 27.09 41.90 
November . . . . 24.64 26.08 25.58 27.8060 38.806 
Dezember .. . 24.60 26.06 25.46 28.74 39.33 


Jahresdurchschnitt 24.18 25.80 25.69 25.97 36.65 


Die Periode sinkender Lebensmittelpreise, die seit Beginn 
des Jahres 1913, deutlich erkennbar, eingetreten war, ist seit 
Kriegsausbruch einer zunehmenden Steigerung gewichen, die 
nach Ablauf der ersten zwei Kriegsjahre eine Erhöhung des der 
Berechnung zugrundegelegten Lebensstandards auf etwa das 
Doppelte der Friedenszeit zur Folge gehabt hat. 
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Setzen wir die für den letzten Friedensmonat — Juli 1914 — 
berechnete Ziffer gleich ıoo und reduzieren wir die sämtlichen 
Daten der Jahre 1914—1916 auf diesen gemeinsamen Nenner, 
so ergeben sich folgende Indexzahlen: 


Monate IQII 1912 1913 1914 I9I5 1916 
Januar ...... 93.55 98.29 103.54 101.79 118.03 164.25 
Februar ..... 93.99 98.85 102.95 100.68 125.36 172.77 
März... 2: a os 93.95 100.24 102.83 99.84 130.97 192.68 
April... + sneis a 94.75 102.47 101.95 99.36 136.98 206.81 
Mäi 2: 2%... % 94.43 101.59 101.23 98.33 145.26 208.00 
Juni. ...... 95.42 102.91 100.92 098.45 148.73 209.43 
Full’ 2 5.22: 38. 2 97.01 103.90 103.03 100.00 151.91 212.86 
August . . .... 98.13 106.13 102.83 105.25 155.77 213.10 
September . . . . 98.61 106.01 102.63 104.06 158.96 
Oktober... . . 99.04 104.54 102.43 107.84 166.80 
November . . . . 98.09 103.82 101.83 IIO.9I 154.70 
Dezember . . . .: 97.93 103.74 IOI.35 II4.4I 156.57 


Bevor wir in eine Erörterung der in diesem Bilde sich aus- 
drückenden Preisbewegung eintreten, sei dieser Berechnung 
eine andere gegenübergestellt, die, auf einer durchaus anderen 
Auswahl und Rationierung von Lebens- und Genußmitteln 
beruhend, einerseits einer Kontrolle der Calwerschen Daten 
dienen mag, anderseits aber auch einen Vergleich mit der ana- 
logen Preisentwicklung in Oesterreich ermöglichen soll. Tech- 
nische Gründe gestatten es nicht, diese Rechnung durch alle 
Monate der Kriegszeit durchzuführen; sie sei daher auf einige 
Stichdaten beschränkt. 

Als Grundlage wird die v»Verpflegsportion« des 
österreichischen Soldaten gewählt, deren Ausmaß 
kurz vor Kriegsausbruch in Abänderung älterer Vorschriften 
neu bestimmt wurde 12). Ihr Schema ist viel einfacher als jenes, 
dessen sich die Ernährung des deutschen Marinesoldaten erfreut. 
Es ist übrigens insofern mit dem gleichen Mangel behaftet, als 
das Fleisch eine überragende, Milch und Molkereiprodukte, Eier, 
die für den Familienhaushalt von großer Bedeutung sind, gar 
keine Rolle spielen. Noch weit schwerer fällt freilich ins Gewicht, 
daß die Kartoffel, das weitestverbreitete Volksnahrungsmittel 
Oesterreichs wie Deutschlands keine ausdrückliche Aufnahme 
in diese Tagesportion gefunden hat. Um diesen bedenklichen 
Mangel zu beheben, wurden die 140 g Gemüse, welche die Tages- 


12) Verordnung des österr. Minister. für Landesverteidigung vom 25. Juli 
1914, RGBl. Nr. 171. 
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portion enthält, derart aufgeteilt, daß davon 100 g auf Kartoffel 
40 g auf Bohnen gerechnet werden. Der Vereinfachung halber 
wurden einige wenig belangreiche, nur in geringen Quantitäten 
verwendete Bestandteile dieser militärischen Tagesportion (0,5 g 
Pfeffer, 20 g Suppengrün, 2 Zentiliter Essig, 5 g Zwiebel), die 
keinen Einfluß auf die Bestimmung des Durchschnittspreises 
der Ration zu üben vermögen, weggelassen. Endlich wurde 
auf die Anrechnung geistiger Getränke (nach der Verordnung 
50 Zentiliter Wein oder % 1 Bier) verzichtet, schon aus dem 
äußerlichen Grunde eines Fehlens der erforderlichen Preis- 
notierungen. 

Die mit den erwähnten Modifikationen zur Grundlage ge- 
nommene Tagesportion des österreichischen Soldaten wurde nun 
einerseits für Wien und den Durchschnitt der österreichischen 
Hauptstädte, anderseits für Berlin und den Durchschnitt jener 
preußischen Städte berechnet, für welche die vom Kgl. Sta- 
tistischen Landesamte in Berlin herausgegebenen Preisberichte 
zur Statistischen Korrespondenz die Preisdaten wichtiger Ar- 
tikel im Kleinhandel allmonatlich zu einem Durchschnitte ver- 
einigen; nur für das Fleisch mußte der Durchschnitt besonders 
gerechnet werden, auf Grund der Angaben für Kochfleisch von 
Bauch, Dünnung, Hals, was ungefähr mit der für Oesterreich 
gewählten Qualität »vorderes Rindfleisch« übereinstimmt. Es 
fehlte leider an dem erforderlichen Material, um diese Rechnung 
für einen Durchschnitt des deutschen Reiches durchzuführen. 
Die Berechnung der Daten für Oesterreich fußt auf den allmonat- 
lich in den »Warenpreisberichten« !3) veröffentlichten Notierungen. 
Die Preisentwicklung zeigt für die gewählten Stichmonate fol- 
gendes Bild: 

Siehe nächste Seite. 


18) Herausgegeben von den Minsterien für Handel und Ackerbau und der 
statistischen Zentralkommission. 
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Wien | Durchschnitt der österreich. Städte 

Juli i | Dez. Juli li | Dez. | Juli | Juli | Jali 

1914 | 1914 | 1915 | 1915 | 1916 | 1914 191 Mer 1915 71916: 
in Hellern 


U a 


in Hellern u 
| 


700 g Brot 
40 g gebrannter 
Kaffee 
5o g Zucker 
400 g Rindfleisch 
100 g Kartoffel 
40 g Bohnen 
30 g Salz 
20 g Schweine- 
fett 





Zusammen 126 152 248 | 297 | 491 123 145 | 240 251 | 











Verhältniszahlen 
(Juli 1914 = 100) | 100 | 120.63 196.83] 235.71) 389.68! 100 | 117.89| 195.12| 204.07, 287.80 


Die entsprechenden Verhältniszahlen sind daher: 


Juli Dez. Juli Dez. Juli 
1914 1914 1915 1915 1916 
Für den Calwerschen Reichsdurch- 
schnitt a è ite wre ii 100 114.41 151.91 150.57 212.86 
Für den auf Grund der österr. 
 Tagesportion berechnetenDurch- 
schnitt der preußischen Städte Ioo 109.62 144.23 150.96 243.27 

Die auf Grund der Calwerschen Berechnung bestimmten 
Verhältniszahlen und jene, die unsere Verbrauchsrechnung, 
allerdings für die preußischen Städte, und nicht für das Reich, 
ergeben hat, zeigen für die Stichdaten bis einschließlich Dezem- 
ber 1915 eine sehr weitgehende Uebereinstimmung. Wenn die 
für Juli 1916 errechneten Verhältniszahlen stärker voneinander 
abweichen (um etwa 12 %), so dürfte sich dies damit erklären 
lassen, daß die Fleischpreise, denen ja in der österreichischen 
Verbrauchsportion eine überragende Bedeutung zukommt, in » 
Preußen im ersten Halbjahre 1916 etwas stärker gestiegen sein 
dürften als im Durchschnitte des Reiches. 

Die unvergleichlich intensivere Steigerung der Lebensmittel- 
preise in Oesterreich tritt in dieser einen unmittelbaren Ver- 
gleich gestattenden Zusammenstellung sehr scharf hervor. 

Der regelmäßige Ablauf der Preisgestal- 
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Berlin Durchschnitt der preußischen Städte 
Dez. Juli Dez. Juli Juli Dez. Juli Dez. Juli 
1914 1914 1915 1915 1916 1914 1914 1915 1915 1916 









in Pfennigen in Pfennigen 





116 


154 | 173 114 | 150 | 157 
































114.85 | 152.48 | 171.29 | 240.59 100 | 109.62 | 144.23 | 150.96 
tung in Friedenszeiten läßt sich an Hand der Calwerschen 
Daten dahin charakterisieren, daß, auch in Perioden einer im 
allgemeinen ansteigenden Preiswelle unter dem Einflusse der 
Ernte in den Monaten August bis Oktober eine rückläufige Be- 
wegung einsetzt, die ungefähr bis Januar oder Februar anzu- 
halten pflegt, so daß neben der im allgemeinen wirkenden Preis- 
tendenz eine zweite, sie durchkreuzende, der Ebbe und Flut 
vergleichbar, zu beobachten ist. Die dem Ausbruche des Krieges 
unmitteibar folgenden Monate waren gerade jene der ebbenden 
Periode; die gewaltige Verengerung des Marktes überwindet 
diese Tendenz und gibt ihr die entgegengesetzte Richtung. Dies 
mu® bei einer Deutung der Bewegung beachtet werden; die 
relativ schärfere Preissteigerung der Monate seit Beginn des 
Jahres 1915 findet ihre Erklärung zu einem gewissen Teile in 
dem Wirken der auch sonst in normalen Zeiten vorhandenen 
in der gleichen Richtung gehenden Tendenz. Im Wirtschafts- 
jahre 1915/16 ist die Beruhigung des Marktes soweit eingetreten, 
daß trotz der im allgemeinen wenig günstigen Ernte die Monate 
Oktober bis Dezember den üblichen Preisrückgang zeigen; im 
Januar ist das Niveau des Oktober wieder erreicht; die sich ver- 
schärfende Ungunst der Marktverhältnisse kommt darin zum 


Ausdrucke, daß die Preissteigerung in den Monaten Januar bis 


243.27 
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Juli ungefähr die gleiche Intensität zeigt wie sie im Vorjahre 
während der ganzen Wirtschaftsperiode in allmählicher Stei- 
gerung bemerkbar ist. Alle Versuche einer Preishemmung durch 
Erlassung von Höchstpreisvorschriften vermögen dieser Be- 
wegung keinen Einhalt zu tun. Im Juli 1916 ist das allgemeine 
Preisniveau doppelt so hoch wie im letzten Friedensmonate. 

Ist es bloß das steigende Mißverhältnis zwischen Angebot 
und Bedarf, das die Verteuerung der Lebenskosten mit so raschen 
Sprüngen sich durchsetzen läßt, wirken nicht vielmehr in der 
gleichen Richtung auch inflationistische Momente ? Der Staat, 
der gerade auf dem Lebensmittelmarkte als Käufer mit einer 
außerordentlichen Intensität der Nachfrage auftritt, läßt auf 
diesem Wege nicht nur unmittelbar stets neue Geldmengen in 
den Verkehr strömen; in dem Solde, den er den Truppen zahlt, 
in den Unterhaltsgeldern, die den Familien der Dienstpflichtigen 
gewährt werden, fließen stets neue Quellen an Zahlungsmitteln, 
die in erster Linie in die Kanäle des Lebensmittelmarktes münden. 
Neben die Vermehrung der Umlaufsmittel und die Verringerung 
des Angebots tritt eine allgemeine Bedarfsverschiebung. Für 
viele Privatwirtschaften konzentriert der Krieg infolge der all- 
gemeinen starken Bedarfsverengerung, die er vor allem für die 
Mittelklasse bringt, die Nachfrage großenteils auf dem Lebens- 
mittelmarkte. Die Sorge, den dringendsten Lebensbedarf nicht 
decken zu können, macht die Konsumenten wehrlos gegen Preis- 
steigerungen; hat der Markt aber einmal seine strenge Orien- 
tierung an den traditionellen Preisen verloren, ist das Stadium 
sprunghafter Veränderung der Preise eingetreten, dann wirkt 
die zunächst von gewissen Gruppen der Verkäufer ausgehende 
Preissteigerung verallgemeinernd weiter 14). In jedem neuen 
Kriegsjahre beginnt, wenn sich die Enge des Marktes von neuem 
fühlbar macht, also nach Ueberwindung der nach der Ernte 
eintretenden allgemeinen preissenkenden Tendenz die Preis- 
bewegung von neuem auf einer höheren Stufe einer nach auf- 
wärts gerichteten Spirale. 

Die wenigen für Oesterreich berechneten Stichdaten 
lassen erkennen, daß hier die gleiche Entwicklung, nur noch 


14) Vgl. Zizek, Theoret. Bemerkungen zur gegenwärtigen Teuerungs- und 
Approv.-Frage. Zeitschr. für Volkswirtschaft, Sozialpol. und Verw. 1915, S. 392 
der das von Mises aufgestellte Schema des Vorganges rascher Preissteigerungen 
auf die Erscheinungen der Kriegszeit anwendet. (Vgl. auch Mises, Die allgem- 
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unvergleichlich stärker akzentuiert, sich vollzieht. Drei Momente 
sind es, die in erster Linie als Ursache der weit intensiveren 
Teuerung in Oesterreich in Betracht kommen: der Verlust eines 
großen Teiles der heimischen Ernte, als Folgewirkung einer Be- 
setzung bzw. Zerstörung wichtiger, Lebensmittel produzierender 
Gebiete durch die feindliche Invasion (Galizien), der höhere 
Grad inflationistischer Einflüsse, deren Ausmaß sich freilich auch 
nicht annähernd bestimmen läßt, da seit Kriegsbeginn kein Aus- 
weis über die Menge des zirkulierenden Papiergeldes vorliegt, 
endlich last not least der unvergleichlich schwächere Grad der 
Organisation des Lebensmittelmarktes; die Organisierung er- 
streckt sich weder auf so zahlreiche Artikel wie im Deutschen 
Reiche, noch ist die Handhabung der Vorschriften so energisch 
und erfolgreich wie dort. Freilich hat die österreichische Ver- 
waltung hier mit außerordentlichen Schwierigkeiten zu kämpfen, 
die sich vor allem aus dem Verhältnisse zu Ungarn ergeben. 
Der im Kriege auf das schärfste hervortretende wirtschaftliche 
Gegensatz der beiden Teile der Monarchie hat für Oesterreich 
sehr bedenkliche Formen angenommen. Ihre politische Selb- 
ständigkeit hat es der ungarischen Regierung ermöglicht, das 
vor dem Kriege einheitliche Wirtschaftsgebiet der beiden Staaten 
durch verkehrshemmende Verfügungen aller Art in zwei Gebiete 
zu trennen und so kraft der wirtschaftlichen Ueberlegenheit 
Ungarns, das Oesterreich einen großen Teil seines Lebensmittel- 
bedarfes liefert, eine Preisbildung für die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse zu erzwingen, die von den Interessen der ungari- 
schen Landwirtschaft diktiert ist 15). 

Da uns, wie erwähnt, für eine von Monat zu Monat fort- 
schreitende Verfolgung der Lebensmittelpreise in Oesterreich 
ein einheitliches Maß in Form eines gewogenen Mittels nach Art 
der Calwerschen Zahlen nicht zur Verfügung steht, so müssen 
wir ein ungewogenes ergänzend heranziehen. Ist die Zahl der 
Artikel eine entsprechend große, so gleichen sich erfahrungs- 
gemäß regelmäßig die Unterschiede zwischen gewogenen und 
ungewogenen Mitteln in weitgehendem Maße aus. Es liegen 
nun für Oesterreich jene Großbezugspreise vor, die allmonatlich 
Teuerung im Lichte der theoret. Nationalökon. Archiv für Sozialwiss. Bd. 37 
(1913) S. 563.) 

15) Vgl. z. B. die Bemerkungen in der Denkschrift der von der k. k. Regie- 
rung aus Anlaß des Krieges getroffenen Maßnahmen. I. Teil. Wien 1915, S. 69 
und 50, 77 und passim. II, Teil. Wien 1916, S. 36, 48. 
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für die Zwecke der Heeresverwaltung gesammelt werden 19), 
und die zur Berechnung von Reichsindexziffern verwendet wur- 
den. Mannigfache Mängel haften dieser Preisreihe an; Sie bietet 
nicht Detailpreise, sondern zum guten Teil Großbezugspreise, 
der Vergleich mit der Calwerschen Preisreihe ist daher erschwert; 
sie beginnt, da die Erhebungen erst mit Kriegsausbruch ein- 
setzten, mit dem August des Jahres 1914; die Grundlage, auf 
welche die übrigen Ziffern bezogen werden, ist schon einer Periode 
der durch den Krieg gesteigerten Preise entnommen; der Durch- 
schnitt enthält einige, allerdings nur wenige, Beleuchtungs- und 
Beheizungsmaterialien; es fehlen endlich manche für den Haus- 
halt wichtige, für die Heeresverwaltung belanglose Lebensmittel 
(Eier, Milch), es fehlt auch Mehl, das der Höchstpreissatzung 
unterliegt, und daher in die Erhebung nicht einbezogen wurde. 
In Ermanglung anderer, besserer Daten müssen wir uns indes 
mit ihnen begnügen; sie bringen doch für jeden Monat die Ge- 
samtlage des Marktes in einer einzigen Ziffer scharf zum Aus- 
drucke, und reichen vor allem für jenen Zweck vollauf hin, den 
wir hier verfolgen: die Tendenz der Preisbewegung und ihr Aus- 
maß festzustellen. 

Die Artikel, deren Preise zur Bildung eines Durchschnittes 
verwendet wurden, sind die folgenden 17): Kartoffel, Kaffee, 
Tee, Kakao, Hutzucker, Pfeffer, Paprika, Kümmel, Zwiebel, 
Knoblauch, Kornbranntwein, Rum, Kognak, Essig, Rindfleisch, 
Kalbfleisch, Schweinefleisch, Schweineschmalz, Salami, EB- 
butter, Käse, Brennholz, Steinkohle, Koks, Petroleum. Die 
Ermittlung der Indexzahlen erfolgte in der Art, daß die von 
den Handelskammern und Städten aus den verschiedenen Ge- 
bieten Oesterreichs für jeden Artikel monatlich gelieferten Preis- 
daten zunächst zu Monatsdurchschnitten vereinigt wurden. Für 
jeden Artikel wurde der Durchschnittspreis für August 1914 
gleich Ioo gesetzt, und hierauf aus den für die einzelnen Artikel 
berechneten Monats-Indexzahlen ein Durchschnitts-Monats-Mittel 
als einheitlicher Preisausdruck bestimmt. 





16) Vgl. meinen Aufsatz über die Entwicklung der Lebensmittelpreise in 
Oesterreich im Februar-März-Heft der Statist. Monatsschrift 1916, S. 141 fg. 

17) Vgl. die Tabelle auf S. 142 fg meines eben zitierten Aufsatzes; Reis und 
Hülsenfrüchte, die dort in die Berechnung des Durchschnittes einbezogen wur- 
den, sind hier weggelassen worden, weil die Nctierung ihrer Preise während der 
späteren Kriegsmonate vielfach ganz aufhört. 
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Die Reihe dieser Generalindizes ergibt folgendes Bild: 


I19I14/I5 1915/16 


August . . 2... 100 167.57 
September. . . . . 104.17 176.41 
Oktober . . . .. . 106.80 188.59 
November . . . . . 110.94 198.31 
Dezember . . . . . 117.29 207.39 
Januar ...... 117.68 214.06 
Februar. ..... 128.74 231.09 
März . .....n 141.81 254.83 
April ...... 148.3; 281.55 z 
Mai....:.... 161.08 303.27 
Juni. > 2%. %% 171.43 302.79 
i Julia. 2-2. e 200: 2 si 175 67 


Auch hier ist der Einfluß der Ernte auf die Preisbewegung 
festzustellen, wenn auch weit weniger klar als auf Grund der 
entsprechenden, für das Deutsche Reich nach den Calwerschen 
Daten berechneten Maßzahlen: ein gelinder Preisrückgang bzw. 
Preisstillstand setzt im Juli 1915 ein, um allerdings schon im 
Oktober einer scharfen Aufwärtsbewegung des Preisniveaus zu 
weichen. Im Jahre 1916 beginnt das Ebben der Preise schon 
"im Mai. Im Juli 1916 ist das Dreifache jener Preishöhe erreicht, 
die uns der als Basis angenommene erste Kriegsmonat ‘zeigte. 

Vergleichen wir die früher auf Grund der Tagesportion 
des Soldaten für Oesterreich aus den Preisen des Kleinhandels 
errechneten Verhältniszahlen mit den entsprechenden Stichdaten 
der oben gewonnenen Maßzahlen, soergibt sich eine klare Ueberein- 
stimmung trotz der grundverschiedenen Methoden die den beiden 
Berechnungen zugrundeliegen !#), wobei freilich zu beachten ist, daß 
die Indizes der zweitgenannten Art ein wenig erhöht werden 
müssen, da schon die Preise ihrer Basis (August 1914) eine ge- 
wisse Steigerung gegenüber dem im ersteren Falle gewählten 
Ausgangsmonat (Juli 1914) erfahren haben dürften. 


18) Die Verschiedenheit der Methoden besteht nicht nur in der Wahl völlig 
- anderer Artikel, anderer Notierungsorte und anderer Handelswerte (in dem einen 
Falle Kleinhandelspreise, im anderen überwiegend Großbezugspreise), in der 
Verschiedenheit der Art des Durchschnittes (gewogenes bzw. ungewugenes 
Mittel) sondern auch in der Methudc der Berechnung selbst, die im ersteren Falle 
aus sämtlichen Preisen einen Durchschnitt bestimmt, und diesen der Gewin- 

nung der Maßzahl zugrunde legt, während im letzteren Falle der Generalinde“ 
aus den Indizes der einzelnen Artikel gewonnen ist. 

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 3. (Krieg u. Wirtschaft VI.) Sı 
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= Maßzahlen berechnet für 
die österr. Städte. 





auf Grund | aus den 
d. Tagesport. Großbezugs- 
des Soldaten | preisen 
Juli (August) 1914 100 | 100 
Dezember 1914 117.89 | 117.29 
Juli Ig15 195.12 | 175.67 
Dezember 1915 204.07 207.39 
Juli (Juni) 1916 | 287.80 | 302.79 


Etwas größere Abweichungen sind daher nur für den Juli 
1915 und Juli 1916 erkennbar. Das oben gewonnene Bild scheint 
mithin die Preisbewegung im großen ganzen zutreffend wider- 
zuspiegeln. Es ergibt nach Ablauf des zweiten Kriegsjahres 
eine Erhebung des allgemeinen Preisniveaus auf dem Lebens- 
mittelmarkte auf reichlich das dreifache der vor Beginn des 
Krieges festgestellten Höhe. 

Der Vergleich zwischen den in Deutschland und Oester- 
reich beobachteten Preissteigerungen gewinnt an Schärfe, wenn 
wir ihn für einige der wichtigsten Lebens- 
mittel verfolgen, wobei wir uns freilich auf Stichdaten be- 
schränken müssen. Wir greifen zu diesem Zweck die Detail- 
preise jener Artikel heraus, die sich sowohl für die österreichi- 
schen wie für eine größere Gruppe reichsdeutscher Städte zu 
einem Durchschnitte vereinigen lassen. Es mangelt leider an 
vergleichbaren Großhandelspreisen; da es sich aber lediglich um 
die Feststellung eines im übrigen sehr deutlich sichtbaren Ganges 
der Bewegung handelt, so vermögen auch Kleinhandelspreise 
den beabsichtigten Zweck vollkommen zu erfüllen. Nach den 
amtlichen Preisberichten zur Statistischen Korrespondenz be- 
trugen im Durchschnitte von 51 preußischen Städten die Preise 
der nachbenannten Artikel in Pfennig: 
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Juli 1914| 45.3 | 13.4 | 28.8 | 308.3 
Juli ıgı5| 131.7 | 22.6 | 40.0 | 338.4 
Juli ıgzt| 100.6 | 24.0 | 39.1 | 722.8 


50.2 | 138.4 153.8 | 20.9 as 
62.1 331.6 | 222.0 | 24.6 14° H 
66 3 | 638.3 | 434.3 | 29.9 | 26.0 





Für Baden !äßt sich auf Grund der in den an 
Mitteilungen über das Großherzogtum Baden« allmonatlich ver- 
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öffentlichten »Landesdurchschnitte aus den häufigsten Preisen 
beim Kleinhandels (130 Erhebungsorte) für die gleichen Artikel 
und Stichtermine folgende Preissteigerung feststellen (die Preise 























Juli 1914 45 12.4 | 29 | 327 5sı | 183 182 | 21 
Juli 1915 III 18.4 40 344 64 309 240 | 22 14.6 
Juli 1916 93 20.2 39 617 | 64 462 į 360 24 19.4 


Für Oesterreich wurden aus den in den »Warenpreisberichten« 
ebenfalls allmonatlich mitgeteilten Kleinhandelspreisen von un- 
gefähr 60 Berichtsorten für die gleichen Artikel die entsprechen- 
den Durchschnittszahlen berechnet (in Hellern): 
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Juii 1914 363 86 
Juli 1915 62 445 92 516 | 392 35 16 
Juli 1916 54 | 1145 103 864 | 594 4I 22 








Setzen wir die Preise für den Juli 1914 gleich 100 und be- 
stimmen wir auf dieser Basis für die einzelnen Artikel die Index- 
ziffern für die Julipreise der beiden Kriegsjahre, so zeigt sich 
zunächst für den Juli 1915, daß, bei aller Verschiedenheit im 
Maße der Steigerung, die Reihenfolge der Artikel in der Skala 
der Steigerung die gleiche ist. Nach ihrer Höhe geordnet, sind 
diese Indexziffern für den Juli 1915: 


Preubiscuer bauıscher österreich. 


Durchschnitt Durchschnitt | Durchschnitt 
Speisebohnen . .... 290 247 270 
Schweineschmalz . . .. 239 187 256 
Eier. se w auaa 189 178 200 
Kartoffel ....... 168 148 170 
Rindfleisch . ..... 144 132 228 
Bot. 8 wi ar 142. 138 163 
Zucker . . 2.2220. 123 125 107 
Milch: We rar ae 117 105 140 
Kaffee ... 20.0. % 109 105 122 


5ı* 
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Für die Durchschnittspreise Preußens und Badens ist die 
Reihenfolge der Artikel durchaus die gleiche; die österfeichischen 
Durchschnitte zeigen Abweichungen bloß bei Rindfleisch und 
Zucker — bei beiden Artikeln spielen behördliche Maßnahmen 
in der Preisbildung eine große Rolle. Für den Juli 1916 ändert 
sich die Reihenfolge der Preissteigerung, und wir erhalten fol- 
gende Anordnung der Indexziffern: 


0000 || preußischer | badischer : österreich. 
Durchschnitt | Durchschnitt Durchschnitt 








Schweineschmalz . . . 252 | 

Eier 22-4. 2 a‘ a‘‘’ 337 236 275 
Rindfleisch . ..... 282 198 345 
Kaffe . . 2...2... 234 188 315 
Speisebobnen . .... 222 (206) 334 
Kartoftel . . . .... 179 163 200 
Milch 2 =. = - & .% 143 (114) 164 
Brot nn a ei 135 134 142 
Zucker“ u: #8 ww 132 125 120 


Für den badischen Durchschnitt ist bei den Speisebohnen 
und der Milch eine Abweichung von der Skala der Preissteige- 
rung Preußens zu beobachten; dabei ist zu berücksichtigen, daß 
die Durchschnittsziffer Badens, aus den Berichten von 130 Er- 
hebungsorten stammend, auch die Preisbildung in stark länd- 
lichen Gebieten mit in Rechnung zieht, was insbesondere bei 
der Entwicklung des Milchpreises von Bedeutung sein dürfte. 
Ein Vergleich der preußischen mit der österreichischen Skala 
zeigt dagegen, daß es — bei aller Verschiedenheit im Ausmaße 
der Steigerung — eigentlich nur die Eier sind, die in Preußen 
einen andern Platz einnehmen als in Oesterreich; vielleicht ist 
hierbei der Umstand maßgebend, daß dieser Artikel, der in Deutsch- 
land in hohem Maße ein Gegenstand der Einfuhr ist, mit seinem 
Preise sehr stark unter dem Einflusse des Disagios der deutschen 
Währung steht. Im übrigen hat sich die Skala für Deutschland 
und Oesterreich ganz parallel verschoben. Schweineschmalz 
und Rindfleisch sind noch mehr in den Vordergrund der Preis- 
erhöhung getreten; in ihre Nähe ist der Kaffee gerückt. Die 
Speisebohnen, denen im Juli 1915 der erste Rang gebührte, 
sind in Preußen und Oesterreich an die fünfte, in Baden an die 
dritte Stelle verschoben worden. Dieser Parallelismus in der 
relativen Höhe der Preisverschiebungen berechtigt wohl zu dem 
Schlusse, daß in Oesterreich wie in Deutschland im wesentlichen 
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die gleichen Momente die Preisbildung der einzelnen Artikel 
beeinflussen, nur daß sie in Oesterreich regelmäßig eine weit 
intensivere Preissteigerung veranlassen. Die Vermutung liegt 
nahe, die Gründe dieser verschiedenartigen Wirkung analoger 
Faktoren vor allem auf der Geldseite zu suchen; um so mehr, 
als die Knappheit an Lebensmitteln in Deutschland eher noch 
eine größere Intensität erreicht haben dürfte als in Oesterreich, 
das vor dem Kriege in weit höherem Maße den Bedarf seiner 
Bevölkerung aus den eigenen Erzeugnissen zu decken imstande 
war. Der Einwand, daß bei der Preisgestaltung den obrigkeit- 
lich festgesetzten Höchstpreisen wie der Verbrauchsregelung 
ein maßgebender Einfluß beizumessen ist, derart, daß die Ver- 
schiebung in der Reihenfolge der Artikel, d. h. das Maß ihrer 
Preissteigerung nicht rein als Ergebnis der freien, in der Volks- 
wirtschaft wirkenden Kräfte aufgefaßt werden darf, hat denn 
doch nur eine bedingte Geltung. Denn auch die behördliche 
Preisfestsetzung kann nur innerhalb bestimmter Grenzen wirk- 
sarn werden; sie empfängt ihr Maß von der in der Volkswirt- 
schaft sich vollziehenden Preisbildung, deren unwiderstehlichen 
Forderungen sie schließlich doch folgen muß. 

Lassen wir zum Vergleiche die für Großbritannien 
auf Grund einer-Erhebung des Board of Trade zur Bestimmung 
der Steigerung der Lebenskosten ermittelten Daten folgen ?9). 
Das Material für diese Berechnung wurde durch Befragung 
von Detailhändlern aller Städte des Vereinigten Königreichs 
mit einer Bevölkerung von mehr als 50 000 Einwohnern ge- 
sammelt; die Preise wurden mit jenen Mengeneinheiten an 
Nahrungsmitteln kombiniert, die vor Ausbruch des Krieges 
etwa dem Verbrauche einer Arbeiterfamilie entsprachen; die 
Daten stellen also ein gewogenes Mittel dar. Werden die Lebens- 
kosten im Juli 1914 gleich Ioo gesetzt, so ergeben sich folgende 
Indexziffern: 


1914/15 ` 1915/16 
August . ..... — 136 
September. .... III 137 
Oktober . ..... 113 142 
November ..... 113 143 
Dezember ..... 117 146 
Januar ...... 119 148 
Februar . . .... 123 149 
März: o a oe 004.4 123 I51 


19) The Economist vom 12. VIII. 1916, S. 282. 
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1914/15 ıg15/16 
AP 2.00.08 2.10% 126 153 
Mai .....2.. 128 159 
Juni on 135 162 
Jhe u 2 8 a 135 165 


Hier schreitet die Preisreihe, ohne einen vorübergehend 
hemmenden Einfluß der Ernte erkennen zu lassen, unaufhalt- 
sam fort, von Monat zu Monat, mit meist relativ kleinen Er- 
höhungen. Schärfer ist dagegen die Preissteigerung akzen- 
tuiertt — bei gleichzeitig bemerkbaren Ebbeperioden in den 
Herbstmonaten, wenn wir die Indexziffern des Economist für 
die Gruppe »Getreide und Fleisch« überblicken ?9%); der leich- 
teren Vergleichbarkeit halber sei auch hier die Reduktion auf 
Juli 1974 = Ioo vorgenommen: 


_ 1914/15 1915/16 

August 2... 110.8 145.3 
September. . .. . III.5 i 139.8 
Oktober ...... 113.5 144.1 
November. . ... 117.9 150.5 
Dezember . .... 123.3 154.9 
Januar ...... 135.7 163.5 
Februar . ..... 145.9 169.7 
März u ne. 145.1 164.0 
‚April ....22.%. 146.3 167.6 
Mal a a 154.2 176.9 
Juni. 8 2.4 %:% 141.3 170.8 
LINE. en ac 144.8 166.0 


Versuchen wir, auch für Großbritannien die Reihenfolge 
einiger wichtiger Artikel des Lebensmittelmarktes nach Maß- 
gabe ihrer Preissteigerung festzustellen, so zeigt sich, daß unter 
dem Einflusse der Welthandelsbeziehungen hier diese Reihen- 
folge eine ganz andere ist, daß sich aber, soweit das geringe zur 
Verfügung stehende Material einen Schluß gestattet, keine Ten- 
denz zur Verschiebung zeigt. Auf Grund der im Kleinhandel 
gezahlten Durchschnittspreise in englischen Städten mit über 
50 000 Einwohnern läßt sich, wenn wir die Preise für Juli 1914 
mit Ioo ansetzen, folgende Reihenfolge der Preissteigerung 
aufstellen 22): 


20) Vgl. The Economist vom 5. VIII. 1916, S. 231. 

31) Vgl. die Tabelle V in der erwähnten »Darstellung der Preisentwicklunge« 
des Kgl. Bayr. Landesamtes (S. 260), die auf Feststellungen des englischen 
Handelsamtes beruht, 
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Okt. 1914 Okt. 1915 
Zucker. somos So Wa a 182 194 
Et sesa 2. uane a 121 165 
Tee gea are wre e 100 150 
Rindfleisch gefroren, Rippen 116 150 
Rindfleisch engl. frisch . . . 106 135 
Brot. 2.8 Bea ee 108 137 
Milch: 2 eo 2 282% 100 113 
Kartoffel . .. 304.4, 8 % 89 100 


Nur der Tee hat hier in der Beobachtungszeit eine deutlich 
betonte Aenderung seiner Stellung erfahren. Leider fehlt es an 
den analogen Daten für 1916. 

Für die Schweiz liefert uns die Preisstatistik des Ver- 
bandes schweizerischer Konsumvereine ein interessantes Ver- 
gleichsmaterial. Das Ergebnis dieser Statistik *) beruht auf 
den geometrisch, nach Maßgabe der Mitgliederzahl der einzelnen 
Vereine berechneten Durchschnittspreisen der einzelnen Ver- 
brauchsartikel, die unter Berücksichtigung ihres Verbrauchs- 
quantums in einer Normalfamilie (2 Erwachsene und 3 Kinder 
unter Io Jahren) zu einem gewogenen, Mittel des Jahresauf- 
wandes vereinigt werden. Auf Grund dieser Berechnung wurden 
die typischen Kosten der Lebenshaltung einer Familie bestimmt: 


absolut in Indexzahlen 
fr. Juni 1914 = 
1co 
I. Juni 1914 1 043.63 100 
I. September 1914 I 071.12 102.6 
I. Dezember 1914 - Y 120.13 107.3 
I. März 1915 I 189.36 114.0 
I. Juni 1915 I 237.10 118.6 
I. September 1915 I 255.55 120.3 
I1. Dezember 1915 1 315.17 126.0 
I. März 1916 I 350.02 129.4 
I. Juni 1916 1 455.92 139.5 
ı. September 1916 1 500.48 143.8 


Ein Einfluß der Ernte auf die Preisentwicklung läßt sich 
vielleicht nur insofern wahrnehmen, als die Preissteigerung 
zwischen Juni und September regelmäßig ein etwas geringeres 
Ausmaß zeigt als zwischen den Grenzmonaten der anderen 
Vierteljahre. Beachtenswert ist, daß, ähnlich wie in England, 
der Gesamtbetrag der Steigerung während der beiden beobach- 


2) Bearbeitet im Wirtschaftsstatist. Bureau der Schweiz. Liga für die 
Verbilligung der Lebenshaltung. 
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teten Kriegsjahre ungefähr doppelt so groß ist als die Höhe der 
Steigerung nach Beendigung des ersten Jahres. 

Auch diese Preisstatistik gestattet uns, die gleichen Artikel 
wie für Deutschland und Oesterreich auf den Grad ihrer Preis- 
erhöhung zu untersuchen. Wird der Preis für Juni 1914 gleich 
Ioo gesetzt, so ergibt sich, wenn wir die Artikel nach dem Grade 
ihrer Preissteigerung im Juni 1915 anordnen, folgende Reihe 
von Indexziffern: 


Juni 1915 ?®) Juni 1916 
Bohnen . ..... 198 ZII 
Eier w 22.8826 0 140 180 
Brot so aa 134 151 
Zucker. s 7 4.04% 125 202 
Schweinefett . . . . 122 163 
Rindfleisch... . 116 143 
Kaffe ...... 105 109 i 
Milch .. 5 4 & 104 113 
Kartoffel . .... 90 105 


Es ist eigentlich nur der Zucker, der seinen Platz in der 
Skala im Juli 1916 stark verändert hat; ein Artikel, der für 
die Schweiz Importgut ist; an der Spitze der Reihe der Preis- 
steigerungen stehen im übrigen, ähnlich wie in Deutschland und 
Oesterreich Bohnen, Eier und Schweinefett. a 

Endlich sei, um noch für ein zweites neutrales Land’ die 
Preisentwicklung zum Vergleiche heranzuziehen, für Schwe- 
den eine Indexziffernberechnung mitgeteilt, die aus den Detail- 
preisen von 5I Artikeln gewonnen ist ®). Sie geht von der An- 
nahme aus, daß der Durchschnitt dieser Preise für Juli 1914 
gleich 100 gesetzt ist, und zeigt folgendes Bild: 


1914 1915 1916 
I. Quartal 114 143 
2. > 121° 148 
3. >., 103 129 
4. ? 108 138 


pæ 


‚ Das Gesamtausmaß der im Beobachtungszeitraum festge- 
stellten Preissteigerung ist beträchtlich höher als jenes, das für 
die Schweiz ermittelt wurde. Inflationistische Momente mögen 


33) Diese Indexziffern sind auf Grund der absoluten Zahlen im Statist. 
Jahrb. der Schweiz 1915, S. 194 berechnet. 

34) Soziale Meddelanden, Stockholm 1916, Nr. 7, S. 819; die Artikel der 
Preisstatistik werden nach sechs Gruppen unterschieden; Meiereiprodukte 
(ro Produkte), Brot, Mehl (11 Produkte), Fleisch (8 Produkte), Fische (9 Pro- 
dukte), sonstige Lebensmittel (6 Produkte), Beleuchtungs- und Brennmaterialien 
(7 Produkte). 
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in den skandinavischen Staaten während der Kriegszeit eine 
besonders große Rolle spielen. Ein für eine Stockholmer Fa- 
milie berechnetes gewogenes Mittel ergibt für Juni 1915 gegen- 
über einer aus den Preisen von Januar bis Juli 1914 bestimmten 
Basis eine Steigerung der Kosten der Lebenshaltung um 26.9 %, 
für Juni 1916 eine Steigerung um 39.4 %. 

Kehren wir zur Betrachtung der Preisentwicklung 
in Deutschland und Oesterreich zurück, und 
suchen wir festzustellen, inwieweit sich während der Kriegszeit 
Erscheinungen zeigen, die deutliche Abweichungen von 
der Preisgestaltung im Friedenszustande 
erkennen lassen, so ist insbesondere ein charakteristisches Ver- 
halten des revolutionierten Marktes wahrzunehmen, dessen Be- 
obachtung gleichzeitig Anlaß gibt, für einige wichtige Lebens- 
mittel die Preisbildung näher zu verfolgen: es ist die Erscheinung 
der vergleichsweise weitgehenden Differenzierung der 
untereinander im Zusammenhange stehen- 
den Preise. Diese Differenzierung zeigt sich . einerseits 
räumlich: die Spannungen zwischen den einzelnen Teil- 
märkten wachsen. Sie zeigt sich aber auch in der Preisbildung 
von Rohprodukt, Halbfabrikat und konsum- 
reifem Gut, wie in dem Auseinandergehen der Preise eines 
und desselben Artikels je nach den verschiedenen Handels- 
formen. 

Betrachten wir zunächst die Tendenz zur räumlichen 
Differenzierung der Lebensmittelpreise innerhalb der 
durch den Krieg in geschlossene Gebiete verwandelten Volks- 
wirtschaften. Indem der Krieg den freien Warenverkehr infolge 
der mannigfaltigen Transportschwierigkeiten stört, indem er 
die Versorgung mit Lebensmitteln erschwert und einen lokal 
oder territorial vorhandenen Egoismus zu Absperrungsmaß- 
regeln veranlaßt, hemmt er den Ausgleich der Produkte zwischen 
den verschiedenen Teilen des politisch einheitlichen Wirtschafts- 
gebietes und damit auch den Ausgleich der Preise. Die Zentrali- 
sierung aller Lebensmittelpolitik in einem Reichsamte bedeutet 
einen praktischen Versuch, diese Tendenzen zu einer provin- 
ziellen Differenzierung der Versorgung und damit auch der 
Preise durch Herstellung eines möglichst einheitlichen Marktes 
zu überwinden. An Hand der vom Calwer’schen wirtschafts- 
statistischen Bureau herausgegebenen monatlichen Uebersichten 
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über Lebensmittelpreise läßt sich leicht zeigen, daß die Preis- 
verschiebung — und die Preise sind hier ein deutliches Symptom 
des allgemeinen Maßes der Versorgung — zugunsten jener Ge- 
biete erfolgte, we'che über eine eigene landwirtschaftliche Pro- 
duktion verfügen; die Erhöhung der Transportkosten reicht 
nicht aus, um den von Monat zu Monat steigenden Unterschied 
zwischen dem Preisniveau der überwiegend agrarischen und der 
überwiegend industriellen Gebiete zu erklären. Die Kosten der 
Lebenshaltung der Normalfamilie belaufen sich für den Durch- 
schnitt der Monate Januar bis Juli 1914 in dem teuersten der 
beobachteten Gebiete — Elsaß-Lothringen — auf 26.64 M., 
in dem billigsten — Ostpreußen — auf 23.76 M.; die Differenz 
beträgt daher 2.88 M. oder %, des niedrigsten Standards; im 
Dezember 1914 ist sie auf 4.28 gleich ‚' des billigsten Niveaus 
der Lebenskosten (Bayern 27.27) gestiegen; im Dezember 1915 
— dem letzten Monate, für den Detaildaten vorliegen — ist sie 
auf rund 6 M. gestiegen, gleich !/, des niedrigsten Standards 
(Westpreußen 36.09 M.). Während die Gruppierung der Ver- 
waltungsgebiete nach der Höhe der Lebenskosten in Friedens- 
zeiten keinen unmittelbaren Einfluß der wirtschaftlichen Struk- 
tur des betreffenden Gebiets erkennen ließ, ist unter dem Ein- 
flusse des Krieges eine Verschiebung in dem Sinne eingetreten, 
daß im allgemeinen die Gebiete vorwiegend agrarischen Cha- 
rakters die geringsten, die Gebiete vorwiegend industriellen Cha- 
rakters die höchsten Lebenskosten zeigen. Stellen wir die teu- 
ersten und die billigsten Gebiete der Kriegszeit zusammen, so 
sind die ersteren jene mit dem geringsten, die letzteren jene 
mit dem höchsten Anteil der landwirtschaftlichen Bevölkerung, 
soweit nicht die Nähe des Kriegsgebietes das Bild trübt. 
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Lebenskosten 
Lebenskosten a im Durchschn 
. Land- 
Erhebungsgebiet im Dez. 1915 es a: in % der Monate 
Jan.- Juli 1914 
d.Bevölkerung Mm. 


I:lsaß-Lothringen . 


Berlin und Vororte 24.36 
Rheinland . ..... 26.19 
Schleswig-Holstein . . 24.92 
Kgr. Sachsen . 24.85 
Posen . . 2... 2... 24.24 
Mecklenburg-Schwerin 23-99 
Bayern .. saaa’ 25.30 
Württemberg 24.59 


Westpreußen .... | 36.09 | 49-9 | 24.07 


Zur Entwicklung der Lebensmittelpreise in der Kriegszeit. 801 


Bayern mit seiner starken Quote agrarischer Bevölkerung | 
zeigte in der Friedenszeit ein höheres Preisniveau als Berlin 
und das Königreich Sachsen; der Unterschied zwischen Berlin 
und Westpreußen, der früher sehr gering war, ist jetzt zu Un- 
gunsten Berlins sehr verschärft. 

Für Oesterreich läßt sich ein Zusammenhang zwischen der 
wirtschaftlichen Struktur der einzelnen Verwaltungsgebiete und 
ihrer Preisentwicklung nicht zeigen, da es an den erforderlichen 
Daten fehlt. Wir müssen uns auf die für die Landeshauptstädte 
mitgeteilten Ergebnisse beschränken; verschiedenartige lokale 
Momente bringen es vielfach mit sich, daß die Preisbildung der 
Hauptstadt keineswegs typisch für die Preisentwicklung des 
betreffenden Landes ist; dazu kommt, daß in Oesterreich der 
Krieg, der das Land weit mehr unmittelbar in Mitleidenschaft 
zog, durch die Nähe oder Entfernung seines Schauplatzes die 
Preisbldung in den einzelnen Ländern sehr stark beeinflußt 
hat. Eine in den statistischen Nachrichten aus dem Gebiete 
der Landwirtschaft 25) mitgeteilte Tabelle zeigt die Preisstei- 
gerung in den Landeshauptstädten Oesterreichs auf Grund eines 
ungewogenen Mittels aus den Preisen von Rindfleisch, Schweine- 
schmalz, Milch, Eßbutter, Eier, Kartoffel, Zucker, Petroleum, 
Steinkohle. Die Preissteigerung ist hier sehr differenziert; 
nimmt man den Durchschnitt der Preise im Juni 1914 als Basis, 
so beträgt im Juni 1916 die Erhöhung in Prozenten jenes Aus- 


gangspreises: . 


Bregenz 85 Krakau 116) 
Linz 89 Troppau 126 
Klagenfurt ‚105 Görz 138 
Laibach ,1o5 Triest 148 
Innsbruck 107 Wien 154 
Salzburg 108 Prag 182 
Graz 112 Brünn 186 


Aus diesem Bilde ist wohl nur soviel zu entnehmen, daß 
die Preissteigerung in den Industriestädten die höchste Inten- 
sität erreicht hat, daß in den im Alpengebiete gelegenen Städten 
mit geringerer Bevölkerung dagegen ein geringeres Maß der 
Steigerung festzustellen ist — Ergebnisse, die von vornherein 
zu erwarten waren. 

Die revolutionäre Preisgestaltung der Kriegszeit bildet, 
wie erwähnt, nicht nur die Differenzierung der räumlich ge- 

35) 18. Jahrg. (1916), Nr. 2, S. 34. 
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trennten Teilmärkte weit schärfer aus, sie zeigt auch eine be- 
merkenswerte Tendenz zur Störung des funktionel- 
len Zusammenhangs zwischen innerlich ver- 
bundenen Gliedern des Preisbildungspro- 
gesses. Man kann sich den Vorgang etwa derart vorstellen, 
daß die preisverschiebenden Momente — Verringerung des Vor- 
rats bei etwa steigender Nachfrage usw. — an jenen Stellen des 
Marktes zuerst mit der größten Intensität ihre Wirkungen üben 
können, wo sie mit der größten Stärke sich geltend machen lassen, 
und anderseits den geringsten Widerstand finden. 

Ein auffallendes Beispiel dieser Art bietet zunächst die Ent- 
wicklung der Mehlpreise im Vergleiche mit jener der G e- 
treidepreise in der Zeit des von den behördlichen Vor- 
schriften noch unberührten Verkehrs. Die Mehlpreise nehmen 
eine von der Gestaltung der Getreidepreise stark unabhängige 
Bewegung an, die das unsichere Tasten eines aus dem Gleich- 
gewichte gebrachten Marktes erkennen läßt, des fruchtbaren 
Bodens für die Erzielung ungewöhnlich hoher Konjunktur- 
gewinnste. Die Gestaltung der Getreide- und Mehlpreise an der 
Berliner Produktenbörse zeigte in den ersten Kriegsmonaten 
folgendes Bild: 


Preise für 1000 kg in Mark °’). 




























Der Mehlpreis Der Mehlpreis 

Wei ist höher als ist höher als 

— der Weizenpr aer Roggenpr. 
abso- abso- o 

lut [um X lut | % 








168 224 56 33 
174 229 55 32 


April bis Juni 1914 
Juli. a %24.% 


August 194 294 ı00 | 52 
September 212 294 82 39 
Oktober... . . 227 308 81 36 
November. . . . 220?”)| 301 81 37 
Dezember . .. . 220 316 96 44 
Januar 1915 222 352 130 58 
Februar. .... 225 434 209 93 
Mārz ...... 228 428 | 200 87 
April . 2.2... 231 360°8)} 129 56 
Mai. a... Wire, 234 335 IOI | 30 


26) Nach den Wochenberichten der Preisberichtstelle des deutschen Land- 
wirtschaftsrates. 

37) Von hier ab Höchstpreis. 

3) Von hier ab Preise der Kriegsgetreidegesellschaft. 
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Bei Kriegsbeginn setzt eine selbständige Bewegung "der 
Mehlpreise ein, welche die Preisspannung gegen die entsprechen- 
den Getreidepreise auf rund die doppelte Höhe der Friedens- 

®yeit steigert; der Ausgleich, der sic durch ein relativ stärkeres 

Steigen der Getreidepreise seit Oktober vollzieht, wird durch 
die Festsetzung von Höchstpreisen für das Getreide jäh unter- 
brochen, die den zunächst keiner unmittelbaren Regulierung 
unterworfenen Mehlpreisen wieder eine gewaltige Erweiterung 
der Spannung gestatten. Weder die erhöhten Mahlkosten, noch 
die vielerörterte Knappheit an Mehlsäcken vermögen die Steige- 
rung des Zuschlags zu den Getreidepreisen zu rechtfertigen, 
der sich für die Mehlhändler ergab 39). 

Dagegen folgt das Enderzeugnis, das Brot, der Preis- 
steigerung nur sehr langsam, derart, daß sich die Spannung 
zwischen Brot- und Mehlpreisen gegenüber der Friedenszeit 
mit Kriegsbeginn stark vermindert. Eine von Adolf Günther ?°) 
nach Guradze mitgeteilte Uebersicht über Getreide-, Mehl- und 
Brotpreise in Berlin läßt dies sehr scharf erkennen; wir verwen- 
den diese Tabelle zur Berechnung der Spannungen zwischen 
den Preisen der drei Warengattungen für je I0oo kg in Mark: 





Spannung zwischen den Preisen von: 
Weizen | Weizen- 

und mehl u. 
Weizen- | Weizen- 

mehl brot 


Roggen |Roggenmehl 
und Rog-| u. Roggen- 
genmehl brut 











Juni 1914... .... 4.78 2.77 4.82 5.76 
Juli 1914 . . ..... 5.57 2.80 5.08 7.20 
August I9I4. . .... II.40 0.10 9.20 4.35 
September 1914 8.76 | 1.30 8.02 2.99 
Oktober 1914 ..... 7.88 1.20 7.44 2.59 
November 1914 : 8.86 | 1.64 8.23 3.22 
Dezember 1914. . . . . 12.96 ı —96 | 9.78 2.75 


An der Wiener Börse, deren Mehlpreise in den Monaten 
vor Ausbruch des Krieges ungewöhnlich hohe waren, ist eine 
ähnliche Erscheinung zu beobachten, nur, daß die Preise hier 
in weit rascherem Tempo stiegen, was zum Teile mit der Ab- 


#) Vgl. Eulenburg, Die Bewegung der Warenpreise während des Krieges. 
Archiv f. Weltwirtschaft Juli 1915 S. 193. 

30) Lebenskasten und Lebenshaltung inSchmollers Jahrbuch 1916 (40. Jahrg.) 
S. 223. Die Mehlpreise beruhen auf der sstark von der amtlichen Statistik ab- 
weichenden, auscheinend zuverlässigsren Feststellung der Aslitesten„der Kauf- 
mannschafte. 
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hängigkeit von Ungarn, sum Teile mit dem Verluste Ostgaliziens 
zusammenhing; auch inflationistische Momente mögen nicht 
ganz ohne Einfluß geblieben sein. 
























Slowa- |; Der Mehlpreis || Slowa- Rog Der Mehlpreis 
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Aprıl bis Juni 1914 





Juli » =... % » 276 || 446 170 | 62 199 306 | 107 | 54 
August . .. . 317 532 215 | 68 230 343 ı13| 49 
Sep.ember 340 546 206 | 61 259 382 123 | 47 
Oktober. . . . 389 || 598 || 209 | 54 320 466 || 146 36 


Dezember . . . 436 685 249 | 57 352 515 163 46 


è 
è 
$ 

November. . . > 425 640 215 | 5I 347 502 155] 45 
> 

Höchstpreis . . » 405 || 678 || 273 167.5 || 335 | (453) | 118 | (35.3) 





Getreide- und Mehlpreis wurden hier gleichzeitig der Höchst- 
preisfestsetzung unterzogen; auffallend ist die große Spannung, 
die zwischen den beiden Preisen beim Weizen gesetzlich fest- 
gelegt wurde. Dagegen ist die Höchstpreistype des Roggenmehls 
mit den Börsentypen nicht vergleichbar. Leider hat hier die 
Preisregulierung die Bewegung unterbrochen. 


Die gleiche Erscheinung einer selbständigen Entwicklung 
innerlich zusammenhängender Preise läßt sich auf dem V i eh- 
und Fleischmarkte verfolgen. Es ist eine bekannte 
Tatsache, daß die Kleinhandelspreise, die sich an ein Pu- 
blikum mit bestimmten schwer abänderlichen Konsumgewohn- 
heiten wenden, eine weit geringere Beweglichkeit besitzen als 
die Großhandelspreise, die jede Konjunktur des Marktes nach 
Kräften auszunützen bestrebt sind. Die Eigenschaft der Träg- 
heit haben die Kleinhandelspreise auch bei all jenen Revolutionen 
des Verkehrs, welche die Kriegszeit brachte, nicht völlig ver- 
loren. Es ließ sich daher von vornherein vermuten, daß die 
Spannung zwischen Groß- und Kleinhandelspreisen sich zu- 
nächst vermindert, sobald die Preise emporschnellen — wie 
anderseits jede Senkung der Großhandelspreise regelmäßig eine 
Vergrößerung der Spannung, mithin eine Steigerung des Ge- 
” winnes für den Kleinhandel mit sich bringt. Das Auffallende 
der Preisbewegung besteht hier darin, daß auch die Spannung 
zwischen den Viehpreisen und den Großhandelspreisen eine 


32) Arithmetisches Mittel aus sämtlichen in deim betreffenden Monate 
notierten Börsenpreisen. Vgl. dazu meinen oben angeführten Aufsatz im Fe- 
bruar-März Hefte der Statist. Monatsschrift 1916, S. ıc8 fg. 


ia 
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Tendenz zur Erweiterung zeigt, daß also der Großschlächter 
in der Lage ist, in dem Preise, den er von dem Ladenfleischhauer 
fordert, mehr als den üblichen Zuschlag zu dem Viehpreise in 
Anspruch zu nehmen. Diese Mehrforderung ist so hoch, und 
setzt überdies so unvermittelt zu Ausbruch des Krieges ein, 
daß sie aus gesteigerten Geschäftsunkosten kaum erklärt werden 
kann. Dagegen ist eine Erweiterung der Spannung zwischen 
Groß- und Kleinhardelspreisen erst in einem späteren Zeit- 
punkte zu beobachten, da mit dem Umsichgreifen der Preis- 
revolution einerseits die Gestehungskosten des Ladenfleischers 
steigen (Erhöhung der Löhne, der eigenen Lebenskosten), da 
mit Verengerung des Marktes sein Umsatz sinkt, und er daher 
am einzelnen Stück einen höheren Gewinn erzielen muß, um 
nur die gleichbleibende Regie zu decken, da endlich das Publikum 
unter dem Eindrucke der überall sprunghaft sich vollziehenden 
Preissteigerungen widerstandloser wird gegen die Haussetendenzen 
jeder Art, und bereit ist, seine Kaufkraft aufs äußerste anzu- 
spannen, um nur angesichts des geschmälerten Angebots nicht 
leer auszugehen. 

Stellen wir die Uebersicht über die Gestaltung der Spannung 
zwischen den Viehpreisen einerseits, den Großhandels- und 
Kleinha:.delspreisen anderseits auf dem Berliner Markte zusam- 
men, so ergeben sich folgende Daten 3?) (in Mark bzw. Pfennig): 


(Siche Tabelle nächste Seite.) 


Der Zuschlag, den der Großschlächter zu den Preisen des 
Viehha-dels vornimmt, zeigt bei allen Fleischkategorien gleich 
zu Beginn des Krieges eine ansehnliche Steigerung, beim Ochsen- 
urd Schaffleisch rund % bzw. 1⁄4, beim Schweinefleisch etwa 
100 %, ohne daß dieser Erhöhung der Spannung eine erkenn- 
bare Steigerung der Kosten des Großfleischhändlers entsprechen 
würde 33). Parallel mit der fortschreitenden Steigerung der Vieh- 
preise nimmt auch diese Spannung zu, und erreicht beim Ochsen- 
und Schaffleisch etwa das Doppelte, beim Schweinefleisch das 
Vier- bis Fünffache der entsprechenden Differenz zu Friedens- 

32) Die der Berechnung zugrundeliegenden Vieh- und Kleinhandelspreise sind 
den Wochenberichten der Preisberichtstelle des deutschen Landwiıtsch afts- 
rates, die Grcßhandelspreise den amtlichen Pieisberichten zur statistischen 
Korrespondenz entnommen. 

33) Vgl. auch Tyszka, Teuerung und Krieg. Zaitspiegel Heft 11, Berlin 1916, 


S. 30, der allerdings der Ansicht ist, daß der Verdienst des Großschlächters nur 
in einem belanglosen Maße zugenommen habe. 
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Spannung zwischen den Preiser von 














T na Y == E: ul! a 
2382933 „298%, 3.323.902 
Fe als - ‚? 1238 805° Goong W Taat 
3 oala asing aaau 5525455 
m =32ajgo ovon IS EI - Ua Lal2 95285 
U m~ Q GI U u m sie — ea l] a 2 O| Bun = 
n YA O|ADO A gadig uono 398 BAR SOMS 
33865[$% 25825 7982235%30|8 2 
ASLE -T dl 5 |82? Ag 
Jul Tora’ eo 24.25 | 5.5 39.25 | 850 | 10.67 15.50 
August 1914 . 31.12 | I 49.70 9.00 20.00 9 
September 1914| 30.38 2 47:60 6.50 16.50 13.50 
Oktober 1914. 30.20 2.5 38.67 10.50 19.67 8 
November 1914 30.50 3 30.83 13.50 16.31 12.50 
Dezember 1914 30.67 | 98 | 26.88 14.50 | 14.37 „13.00 
Juli iors ;-. 33.30 17 | 57.90 16.50 25.56 15.50 
August 1915 . 37.50 | 13.5 63.12 13.00 | 27.87 7.50 
September 1915| 41.87 | 15.5 | 62.25 18.00 | 32.44 10.00 
Oktober 1915 41.00 17 | 68.80 11.50 | 38.89 12.50 
November 1915 37.87 | 16 + Gr: co 15.50 | 50,00 3.00 
Dezember 1915} |: 52.40 5 7!- 20° 14.00 | (25.50) | 14.50 


zeiten. Dagegen hat die Spannung zwischen Groß- und Klein- 
handels- (Laden-) Preis zu Beginn der allgemeinen Preissteige- 
rung die Tendenz, sich zu vermindern, und versucht erst später, 
das Versäumte nachzuholen. 

Noch auffallender tritt die gleiche Erscheinung auf dem 
Wiener Markte hervor, dessen Entwicklung, wenn wir vielleicht 
von den Schweinen absehen, einen weit stürmischeren Verlauf 
zeigt als jene des Berliner Marktes. 


Spannung in Hellern zwischen den Preisen 
für je ı kg #9. 











3:3 | 3:3| 333335, 
ss | 3483| 2532758 
= 22a sgoe 
32 | 3553| 232 |3226 
5 .® sS x S: N 2 Nns F mi 
O s "i: Z j9 2er 
Fns e 46 46 57 58 
August FOTA de rae 72 Io 60 52 
September 1914 . . . 77 — 60 52 
Oktober tgi = 257% 73 3 5I 39 
November 1914 ... 74 15 68 47 
Dezember 1914 ... 78 Io 70 44 
Toll 2816-5 5.0.0. % 128 79 112 90 
August 2018 5 =. ona 130 67 113 89 
September 1915 . . . 151 61 124 92 
Oktober 1915... ..’» 144 77 IIQ 30 
November 1915 ... 149 35 140 5 
Dezember 1915 ... 150 7I 142 34 
31) Juage, fleischige, nicht ausgemästete und ältere ausgemästete. 
35) Bauchfleisch. 3) Aeltere Stellmastschafe, Masthammel usw. 


37) Hammelfleisch (Brust, Bauch). 3?) Vollfleischige Schweine 160—209 Pf. 
39%) Schulterblatt, Bauch. 
t0) Die dieser Tabelle zugrunde liegenden Daten sind gewogene Mittel aus 
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Schon für die Friedenszeit hatten Fachmänner auf die 
Kraft des Großfleischers aufmerksam gemacht, jede vorhandene 
Tendenz zur Preissteigerung zu einer Ueberhöhurg der von 
ihm geforderten Zuschläge auszunützen !!). 

Aus derartigen Erscheinungen folgt die einfache, aber von 
der behördlichen Preispolitik in Kriegszeiten sehr häufig ver- 
nachlässigte Betrachtung, daß jeder Versuch einer Preisregelung, 
wenn er den Keim des Mißlingens nicht in sich tragen soll, sich 
nicht auf irgend ein beliebiges Glied des Marktverkehrs (z. B. 
den Detailhandel) beschränken darf, daß er vielmehr systematisch 
alle Glieder des Preisbildungsprozesses ergreifen, die Spannungen 
genau regeln muß. 

Es mangelt leider an ausreichend exaktem Ziffermaterial, 
um die gleiche Erscheinung auch für andere Lebensmittel zu 
verfolgen, da zumeist nur die Kleinhandelspreise notiert werden. 

Es wird die Aufgabe späterer Detailuntersuchungen sein, 
die Preisentwicklung der einzelnen Artikel zu erforschen und 
die jeweils bestimmenden Momente genauer festzustellen. Eine 
Beurteilung der von der Geldseite her wirkenden Einflüsse wird 
erst möglich sein, bis auch die Preisreihen anderer Artikel, 
als der Lebensmittel, vor allem der gewerblichen Rohstoffe, 
verarbeitet vorliegen werden. 


den Preisen für sämtliche Qualitäten; sie werden vom Wiener Magistrat mit 
großer Sorgfalt berechnet und in den »Warenpreisberichten« veröffentlicht. 
Die Kleinhandelspreise für Rindfleisch sind nach den Berichten der Statist. Abt. 
des Wiener Magistrats berechnet; für Kalb- und Schweinefleisch im Klein- 
handel fehlen ähnliche exakte Notierungen (vgl. meinen zit. Aufsatz in der Statist. 
Monatsschrift 1916, S. 132). 

4) Vgl. J. Ullrich Müller, Fleischeinfuhr ? Berlin 1912, S. 35: »Von vorn- 
herein aber ist zum Verständnis der ganzen Vorgänge darauf hinzuweisen, daß 
zwischen dem Einkauf des Schlachtviehs auf dem Schlachtviehmarkt und dem 
Kleinverkauf im Laden noch eine ganze Reihe von Zwischeninstanzen ... 
eingeschaltet sind. Vor allem tritt dabei die wichtige Funktion des Großschläch- 
ters, der sonst dem Produzenten wie dem Konsumenten verborgen bleibt, in 
Erscheinung . . .e Ueber die Zustände des Wiener Fleischmarktes vgl. Schwarz, 
Die Versorgung Wiens mit Vieh und Fleisch. S.A. aus der österr. Agrarzeitung V, 


Wien 1914 und Hans Meßner in den Schriften des Ver. f. Sozialpolitik Bd. 155, 
J. Teil, S. 317. 
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Städtische Wohnungs- und Bodenfragen im Kriege. 
: Von 
PAUL HIRSCH. 


Die ungünstige Lage des städtischen Haus- und Grundbe- 
sitzes, die zunehmende Verschuldung, die immer schwierigere 
Befriedigung des Kreditbedürfnisses hatte schon vor dem Kriege 
die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich gelenkt und die Reichs- 
regierung zur Berufung einer Immobilar-Kreditkommission ver- 
anlaßt, deren Mitglieder über die einschlägigen Fragen wertvolle 
Gutachten erstattet haben, die aber ihre Arbeiten infolge Aus- 
bruchs des Krieges noch nicht hat beenden können. In den seither 
verflossenen drei Jahren haben sich die Zustände immer mehr zu- 
gespitzt, und wir haben, wenn nicht beizeiten eingegriffen wird, 
mit einer schweren Krisis für den Hausbesitz zu rechnen, einer 
Krisis, die möglicherweise unser gesamtes Wirtschaftsleben 
erschüttern und nicht zuletzt auch für die Wohnungsmieter 
verhängnisvoll werden kann. Zwischen Verschuldung und Miet- 
preis läßt sich ein unmittelbarer Zusammenhang nachweisen, 
je höher ein Mietshaus mit Hypotheken belastet ist, desto mehr ist 
der Eigentümer gezwungen herauszuwirtschaften, desto mehr 
wird er bestrebt sein, die Mieten zu steigern, um die auf dem Grund- 
stück ruhenden Lasten decken zu können, und er wird sein Ziel 
um so leichter erreichen, je geringer der Vorrat an leerstehenden 
Wohnungen, je größer also die Wohnungsnot ist. 

Nun weist aber die Produktion an Wohnungen seit Jahren 
einen rückläufigen Charakter auf, und wenn nicht alle Zeichen 
trügen, so haben wir uns nach dem Kriege auf eine Wohnungsnot 
gefaßt zu machen, die falls nicht rechtzeitig Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden, ähnliche Zustände heraufbeschwören kann, wie 
wir sie nach 1870/71 in einer Reihe von Großstädten, besonders 


De 
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in Berlin erlebt haben. So stellt u.a. das Reichsarbeitsblatt in 
seinem Bericht über Bautätigkeit und Wohnungsmarkt im Jahre 
1914!) als Gesamtergebnis des Jahres 1914 eine weitere Verschlech- 
terung gegenüber 1913 fest. Bereits im Jahre 1913 war der Zugang 
an Wohngebäuden nur in 23 Städten größer gewesen als 1912 und 
in einer Stadt ebenso groß wie in diesem Jahre, dagegen in 46 
Städten geringer als im Vorjahre. Im Jahre 1914 hat sich der 
Rückgang weiter fortgesetzt. Der Zugang an Wohngebäu- 
den war in 47 Städten geringer und nur in 23 Städten größer 
als 1913. In allen 72 Städten, welche Angaben für die beiden 
Jahre 1913 und 1914 gemacht haben, war insgesamt der Zugang 
im Jahre 1914 mit 9255 Gebäuden um 1963 Gebäude kleiner 
als im Jahre 1913 mit ıı 218 Gebäuden. Der Rückgang der Bau- 
tätigkeit kommt auch in einem verminderten Absatz von Bau- 
stoffen zum Ausdruck. Die Berliner Mörtelwerke haben aus 
dem Mörtelabsatz unter Zugrundelegung von Erfahrungssätzen 
über das Verhältnis des Mörtelverbrauchs zum Ziegelverbrauch 
den Absatz an Mauerziegeln in Großberlin berechnet. Sie kommen 
zu folgendem Ergebnis: 
1855 Millionen Ziegel im Jahre 1910 


1730 > » > > 19 
1134 > >» > è 1912 
673 > » > » 1913 
541 » >» >» » 1914 


Darüber, daß nach Friedensschluß eine große Wohnungsnot 
zu erwarten ist, dürften kaum Meinungsverschiedenheiten herr- 
schen. Genau so wie der Hauptausschuß des deutschen Ver- 
eins für Wohnungsreform im Juli 1915 seiner über- 
einstimmenden Ansicht dahin Ausdruck gab, daß ernsthaft mit 
der Gefahr einer Kleinwohnungsnot in vielen Teilen des Reiches, 
mit wesentlichen Mietssteigerungen und großen spekulativen 
Ausschreitungen auf dem Grundstücks- und Wohnungsmarkte 
nach Beendigung des Krieges gerechnet werden müsse, erklärte der 
Schutzverband für deutschen Grundbesitz 
im Juni 1915 in einer Eingabe an beide Häuser. des preußischen 
Landtages, daß die Bautätigkeit im Deutschen Reiche, die schon 
vor dem Kriege infolge der mißlichen Verhältnisse auf dem Hypo- 
thekenmarkt in sehr starkem Maße zurückgegangen war, während 
des Krieges nahezu voslitändig geruht, daß besonders der Bau 


1) Sonderbeilage Nr. 7, Juli 1915. A 
52 
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von Kleinwohnungen soviel wie gar nicht stattgefunden hat und 
daß deshalb die große Gefahr besteht, daß nach dem Kriege ein 
sehr starker Mangel an Kleinwohnungen entstehe, der verhäng- 
nisvolle Folgen für Mieter wie für Vermieter mit sich führen kann. 
Zu dem gleichen Ergebnis kommt Beuster?): 


Bei der zu erwartenden starken Inanspruchnahme des Kapital- 
markts durch die öffentlichen und Industriebedüärfnisse wird Geld 
nach dem Kriege zunächst für den Baumarkt nur zu unerträglich 
hohen Sätzen, mithin für den Kleinwohnungsmarkt praktisch über- 
haupt wohl kaum zur Verfügung stehen. Betrugen doch vor dem Kriege 
in Berliner Vororten für gute Wohnhäuser die Zinssätze für Baugeld 
6 bis 7% %, für erste Hypotheken 4% bis 47/,, für zweite 5 bis 6 %, 
bei hoher Abschlußprovision und Damnum. Zieht man ferner die 
Wahrscheinlichkeit in Betracht, daß nach dem Kriege mit erheblich 
höheren Materialpreisen und Löhnen zu rechnen sein wird, so wird 
man kaum zu schwarz sehen, wenn man vielerorts mit einem vor- 
läufigen Versagen der Privatunternehmung 
auf dem Kleinwohnungsmarkt rechnet. 

Andererseits haben wir keine stichhaltigen Gründe, anzunehmen, 
daß etwa eine Rückwanderung von den Großstädten auf das Land 
nach dem Kriege in einem solchen Umfang einsetzen wird, daß da- 
durch der großstädtische Kleinwohnungsmarkt eine nennenswerte 
Entlastung erfährt. Im Gegenteil sprechen eine Reihe von Gründen 
dafür, daß wir nach dem Kriege mit einer verstärkten Nachfrage 
nach Kleinwohnungen in den Großstädten zu rechnen haben werden: 
Die allgemeine wirtschaftliche Schwächung drängt in die Kleinwoh- 
nungen, ein Anschwellen der Zahl der Eheschließungen ist erfahrungs- 
mäßig nach dem Kriege zu erwarten, der Zustrom aus den bedrohten 
Grenzprovinzen, zurückkehrender Auslandsdeutscher und entlassener 
Krieger geht in erster Linie in die Großstädte. 

Wenn daher nicht auf neuen Wegen eine kräftige Vermehrung 
der Kleinwohnungen mit größter Schnelligkeit herbeigeführt wird, 
so werden wir nach menschlicher Voraussicht, wie nach dem Kriege 
1870 /71, so auch nach diesem Kriege mit einer heftigen Klein- 
wohnungsnot zu rechnen haben, mit all ihrem Wohnungselend 
infolge Ueberfüllung der Wohnungen und Zusammendrängung auch 
inungesündesten Quartieren. Wenn wir nicht wollen, daß unsere Krieger 
in überfüllte und überteuerte Wohnungen zurückkehren sollen, dann 
müssen wir uns zu einer schnellen und durchgreifenden Aktion ent- 
schließen. 


Auch die preußische Regierung betont in den 
Motiven zu dem neuen Wohnungsgesetzentwurf, daß bereits 
in den letzten Jahren vor Ausbruch des Krieges, wie u. 3. auch 


2) Fritz Buster, Städtische Siedelungspalitik nach dem Kriege. Berlin, 
Karl Heymanns Verlag. 1915. 
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die verminderte Ausgabe von Hypothekenpfandbriefen durch 
die Hypothekenbanken und die geringere Hergebe von Hypo- 
theken durch die preußischen Sparkassen zeigt, die Herstellung 
von Wohnungen allgemein sehr erheblich nachgelassen, und daß 
sie während des Krieges so gut wie völlig geruht hat. Hinsichtlich 
der Nachfrage nach Wohnungen werde allerdings als Folge 
des Krieges in vielen Fällen mit der Auflösung des Familien- 
haushalts zu rechnen sein. Allein in den weitaus meisten Fällen, 
in denen das Familienhaupt gestorben ist, dürfte nicht sowohl 
die Aufgabe der Femilienwohnung überhaupt, als die Abwande- 
rung der Hinterbliebenen in eine kleinere Wohnung die Folge 
sein, wodurch die Nachfrage nach Kleinwohnungen noch weiter 
gesteigert werde. Nach der gleichen Richtung hin dürften sich 
die durch den Krieg hervorgerufenen Veränderungen des Zins- 
fußes geltend machen. Auch die aus dem Kriege zurückkehrenden 
Kriegsgetrauten würden ihrer weit überwiegenden Mehrzahl 
nach zur Begründung ihres Haushalts Kleinwohnungen suchen. 
Soweit sich die Verhältnisse zur Zeit übersehen lassen, werde da- 
her dasMißverhältnis zwischen dem Angebot und der Nachfrage 
nach Kleinwohnungen und der Mangel an solchen nach dem Kriege 
eher noch stärker als bisher fortdauern und damit die Gefahr ge- 
geben sein, daß die bisherigen Mißstände im Wohnwesen, anstatt 
gebessert zu werden, sich noch weiter verschlimmern. 

Auf einem ähnlichen Standpunkt steht das bayerische 
Ministerium des Innern, das in einem Erlaß vom 
I0. September 1916 zu dem Ergebnis kommt, daß die von den 
Regierungen eingeforderten Berichte im Einklang mit den Wahr- 
nehmungen des Zentralwohnungsinspektors zeigen, daß im Kriege 
auf dem Wohnungs- und Baumarkt der einzelnen Gemeinden 
zwar erhebliche Schwankungen eingetreten sind, daB aber zweifel- 
los in einer Reihe von Städten der Bau neuer Wohnungen nun 
schon zwei Jahre andauernd zurückgeht und gleichzeitig nur eine 
unternormale Zahl leerer Wohnungen bzw. Kleinwohnungen 
bereit steht. In München und Nürnberg z. B. sei die Errichtung 
neuer Kleinwohnungen fast ganz ins Stocken geraten, während 
die Kriegstrauungen und in künftigen Friedenszeiten die Zuwan- 
derung von außen ungewöhnliche Wirkungen auf den Wohnungs- 
markt ausüben werden. »Wenn angenommen werden kann, daß 
bei Trauungen, die im Laufe des Krieges geschlossen wurden, 
in der Regel eine Haushaltungsneugründung erst nach Abschluß 


812 PaulHirsch, 


der Kriegshandlungen erfolgt und daß dann eine Wohnung — 
in der Regel in dem Orte der Eheschließung — notwendig wird, 
und wenn ferner für */, aller Kriegsgetrauten aus natürlichen wie 
wirtschaftlichen Gründen nur eine Kleinwohnung in Frage kommt, 
so stehen z. B. in München den im Spätherbst gezählten leeren 
3753 Kleinwohnungen schon jetzt 7668 Kriegstrauungen, also 
4/; d. s. 6132 künftige Kleinwohnungssuchende gegenüber. Auch 
in Nürnberg sinkt der Vorrat an Kleinwohnungen mit der Dauer 
des Krieges, während die Zahl der im Kriege Getrauten ständig 
steigt. Es ist diese Erscheinung um so bemerkenswerter als dabei 
die Qualität der jetzt leerstehenden Kleinwohnungen und die 
dem einzelnen Wohnungssuchenden noch erschwingliche Miet- 
preishöhe nicht berücksichtigt sind.« 

Schließlich sei noch hingewiesen auf die vom Vorstand des 
Deutschen Städtetages in seiner Sitzung vom I5. 
Januar 1916 beschlossenen Richtlinien zur Realkreditfrage, 
worin er gleichfalls der Meinung Ausdruck gibt, daß in vielen 
Teilen des Reichs mit einer Kleinwohnungsnot unmittelbar nach 
dem Kriege gerechnet werden muß. 

An solchen Erscheinungen können die gesetzgebenden 
Körperschaften um so weniger achtlos vorübergehen, als, wie 
die Begründung des preußischen Wohnungsgesetzentwurfs her- 
vorhebt, die Wohnungsfrage von hoher Bedeutung für das leibliche 
und sittliche Wohl der Bevölkerung, zumal der heranwachsenden 
Jugend ist, deren geistig und körperlich gesunder Entwicklung 
künftig noch erhöhte Sorgfalt zu widmen sein wird. In der Tat 
wird derjenige, dem es ernst ist mit der gesundheitlichen Hebung 
der Bevölkerung, der die Notwendigkeit erkannt hat, daß nach 
dem Kriege erst recht eine zielbewußte Bevölkerungspolitik 
getrieben Werden muß, bei der Wohnungsfrage den Hebel an- 
setzen müssen. Es gilt nicht nur die Wohnungsverhältnisse 
zu bessern und dem Mietskasernentum zu Leibe zu gehen, sondern 
vor allem eine ausreichende Zahl gesunder und preiswerter Klein- 
wohnungen zu schaffen. Ein wie enger Zusammenhang zwischen 
Abnahme der Geburtenhäufigkeit und Zunahme der Sterblichkeit 
auf der einen, und den Mißständen im Gebiet des Wohnungs- 
wesens auf der anderen Seite besteht, das erhellt aus einer Ein- 
gabe des Großberliner Vereins für Kleinwohnungswesen an den 
preußischen Landwirtschaftsminister, die davon ausgeht, daß der 
Staat der steten und andauernden Unterhöhlung der Volksver- 
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mehrung und Volkskraft, die sich gerade in Großberlin unter 
der Maske des äußeren Wachstums vollzieht, bislang eine allzu 
geringe Bedeutung geschenkt hat. In der Tat bedeutet es eine 
ernste Gefahr, daß in Berlin der vierte Teil der Ehen kinderlos 
ist, und daß die Zahl der Geburten einen ständigen Rückgang 
aufweist. Haben doch in den Jahren ı8g0 bis ıgIo die Erstge- 
burten in der Reichshauptstadt abgenommen um 20 %, die 
Zweitgeburten um 42, die Drittgeburten um 63 und die Viert- 
und folgenden Geburten sogar um 70 % und starben doch von 
10 000 Einwohnern an Tuberkulose 20, während sich nach dem 
statistischen Jahrbuch des preußischen Staates die Zahl der Todes- 
fälle an Tuberkulose in der Provinz Brandenburg nur avf 13,4, 
in Ostpreußen nur auf 11,9 belief. Gewiß wird man dies ungün- 
stige Verhältnis nicht auf die Wohnungszustände allein zurück- 
führen können, es spielen hierbei auch eine Reihe anderer Momente 
mit, aber wenn man weiterin Betracht zieht, daß im Jahre 1913 
in Berlin bei einer Behausungsziffer von 77,5 Bewohner auf ein 
Grundstück 42 % Militärtaugliche entfielen, in Düsseldorf bei 
einer Behausungsziffer von 20,7 dagegen 65,8 %, so wird man den 
Einfluß des großstädtischen Mietkasernenwesens ermessen können. 
Zu der, man möchte sagen, chronischen Not des Haus- und 
Grundbesitzes, die schon jahrelang vorhanden ist, hat sich nun 
durch den Krieg eine akute Not gesellt. Die Stockungen und Stö- 
rungen, welche der Kriegszustand für das gesamte Wirtschafts- 
leben mit sich bringt, treffen in ganz besonderem Maße den städti- 
schen Haus- und Grundbesitz. Einberufungen zum Heere, Arbeits- 
losigkeit oder verminderte Erwerbsmöglichkeit sowie Unein- 
ziehbarkeit ausstehender Forderungen hindern große Kreise 
von Mietern an der Erfüllung ihrer Mietzinsverpflichtungen. 
Andere suchen sich unter Hinweis auf den Kriegszustand der 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen ganz oder teilweise zu entziehen. 
Außerdem wird für den Vermieter die Einziehung rückständiger 
Mietzinsen und die Exmission säumiger Mieter zum Zwecke 
anderweitiger Verwertung der vermieteten Räumlichkeiten durch 
die Kriegsgesetze °) vielfach ausgeschlossen oder wenigstens er- 
3) Gesetz betreffend den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung 
ihrer Rechte behinderten Personen. Vom 4. 8. 1914. Bekanntmachung über 
die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfristen. Vom 7. 8. 1914. Bekannt- 
machung über die Folgen daı nichtrechtzeitigen Zahlung einer Geldtorderung. 


Vom 18.8. 1914. Bekanntmachung betreffend Einigungsämter. Vom 15.12.1914. 
B:kanntmachung betreffend die Bewilligung von Zahlungsfristen bei Hypotheken 
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schwert. Die Folge davon ist, daß es vielen Hausbesitzern wäh- 
rend des Kriegszustandes nicht möglich ist, aus eigenen Mitt.In 
die auf ihrem Grundbesitz lastenden Verpflichtungen zu erfüllen, 
namentlich können sie die Hypothekenzinsen nicht bezahlen. 
Das gilt besonders für den großstädtischen Hausbesitz, der be- 
kanntlich im allgemeinen hypothekarisch hoch belastet und daher 
zur Erfüllung seiner Schuldverbindlichkeiten auf pünktlichen 
und vollständigen Eingang der Mieten angewiesen ist. 

Unter diesen Umständen ist es menschlich erklärlich, wenn 
schon bald nach Beginn des Krieges die Vertreter des organisierten 
Haus- und Grundbesitzes mit Vorschlägen zur Besserung ihrer 
Lage auf den Plan getreten sind. Teilweise handelt es sich dabei 
allerdings um ganz abenteuerliche Vorschläge, deren Verwirk- 
lichung in der Praxis auf unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen 
würde. Das gilt z.B. für den Gedanken, zwar von einem allge- 
meinen Moratorium abzusehen, aber doch wenigstens für die 
Zahlung der Mieten und der Hypothekenzinsen ein Moratorium 
zu schaffen, sowie von dem von dem Bund der Haus- und Grund- 
besitzervereine Großberlins ausgegangenen Vorschlag, der sich 
zu einer Eingabe an den Bundesrat verdichtet hat, die Hypothe- 
kenzinsen oder Grundschulden städtischer Mietgrundstücke, die 
für die Dauer des Krieges zu entrichten sind, in dem gleichen Ver- 
hältnis zwangsweise herabzusetzen, wie die dem Vermieter zu- 
stehenden Mietzinsen tatsächlich infolge des Krieges nicht ein- 
gehen. Die Verwirklichung dieses Vorschlages würde bedeuten, 
daß die gesamte Last den Hypothekengläubigern aufgebürdet 
und daß der wirtschaftliche Kreislauf in weitem Umfange ge- 
stört würde. Bei der außerordentlichen Entwicklung unseres 
Hypothekenwesens und bei der Bedeutung des Hypothekenkre- 
dits für das gesamte deutsche Wirtschaftsleben würde jede Stok- 
und Grundschulden. Vom 22. 12. 1914. Bekanntmachung über die Vertretung 
der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Vom 14. 1. 1915. Be- 
kanntmachung betreffend die Erfüllung von Ansprüchen im Falle zwangsweiser 
Verwaltung von Grundstücken. Vom 26. 3. 1915. Bekanntmachung über die Ein- 
schränkung der Pfändbarkeit von Lohn-, Gehalts- und ähnlichen Ansprüchen. 
Vom 17. 5. 1915. Aenderung der Verordnungen vom 7. 8. 1914., 18. 8. 1914 und 
22. 12. 19I4. Vom 20. 5. 1915. Gesetz zur Einschränkung der Verfügung über 
Miet- und Pachtzinsforderungen. Vom 6. 6. 1915. Bekanntmachung über das 
Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern. Vom 7. 10. 1915. 
Bekanntmachung zum Schutze von Angehörigen immobiler Truppenteile. Vom 
20.1.1916. Bekanntmachung über die Bewilligung von Zahlungsfristen an Kriegs- 


teilnehmer. Vom 8. 6. 1916. Bekanntmachung über Geltendmachung von Hypo- 
theken, Grundschulden und Rentenschulden. Vom 8. 6. 1916. 
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kung der Zinsenzablung weitgehende Konsequenzen nach sich 
ziehen und insbesondere dem Drängen nach einem allgemeinea 
Moratorium neue Nahrung zuführen. Die Aeltesten der Kauffnann- 
schaft von Berlin haben denn auch zu der Eingabe in einer aus- 
führlichen Gegeneingabe Stellung genommen, worin ausgeführt 
wird: 


Ein solcher Zahlungserlaß müßte die Grundlagen des gesamten 
wirtschaftlichen Lebens erschüttern. Nicht einmal in den ausländischen 
Staaten, die zu einem allgemeinen Moratorium, das heißt einem Zah- 
lungsaufschub sich entschlossen haben, sei ein solcher Gedanke des 
völligen Zahlungserlasses aufgetaucht. Aus der gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Lage ließe sich eine derartige Maßregel keineswegs recht- 
fertigen. Die Eigentümer von Häusern mit mittleren und kleineren 
Wohnungen, die infolge des Ausbleibens der Mieten in der Tat in be- 
drängte Verhältnisse kommen könnten, dürften in diesem Falle auf 
weitestgehendes Entgegenkommen von seiten ihrer Gläubiger, be- 
sonders der Hypothekenbanken, rechnen, die sicher in ihrem eigenen 
Interesse jedes rigorose Vorgehen vermeiden würden. Es hieße aber 
die böswilligen Schuldner ermutigen, wenn man die Hypothekenzinsen 
herabsetzen wollte. Die unausbleibliche Folge wäre dann ein Stocken 
oder gänzliches Versiegen der Hypothekenzinszahlungen. Dem ge- 
setzlichen Erlaß der Hypothekenzinsen würde dann in Kürze die ge- 
setzliche Herabsetzung der Pfandbriefzinsen der Hypothekenbanken 
und der Einlagezinsen der Sparkassen folgen müssen. Damit würden 
die Grundlagen unseres privatwirtschaftlichen Lebens erschüttert 
werden. Mit einer zinsfreien Stundung der aus wirklicher Kriegsnot 
schuldig gebliebenen Hypothekenzinsen würde zunächst allen berech- 
tigten Wünschen der Hauseigentümer Rechnung getragen werden. 


Uebrigens hat auch der Zentralverband der Haus- und Grund- 
besitzervereine Deutschlands erklärt, daß er der Eingabe des. 
Bundes nicht nur fernstehe, sondern sie auf das schärfste miß- 
billige. 

Mehr Beachtung in der Oeffentlichkeit hat ein Vorschlag 
des Schutzverbandes für deutschen Grundbesitz gefunden, der 
darauf hinausläuft, daß den Kommunen von Gesetzes wegen die 
Pflicht zur Gewährung von Mietunterstützungen auferlegt wer- 
den soll, und zwar in einem Umfang von 31, bis 4 pro mille des 
Gesamtgrundstückswerts der einzelnen Gemeinden. Die Mittel 
sollen in folgender Weise aufgebracht werden: 


I. Die Gemeinden sind berechtigt, eine einmalige Kriegssteuer 
von I Promille vom gesamten Grundbesitz zu erheben. 

2. Die Gemeinden sind berechtigt, von sämtlichen Hypotheken- 
gläubigern, die auf den im Weichbild der Gemeinde belegenen Grund- 
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besitz Hypotheken eingetragen haben, eine einmalige Kriegssteuer 
von % Promille zu erheben. 

3 Die Gemeinde hat ihrerseits einen Betrag, welchen sie im 
Wege einer mit mindestens 3 Prozent zu amortisierenden Anleihe auf- 
zunehmen berechtigt ist, zur Verfügung zu stellen, welcher einem 
ferneren ı—ı% Promille des Grundstückwerts entspricht. 

4. Der Staat gewährt seinerseits einen Gesamtzuschuß von I Pro- 
mille des Grundstückswerts, welcher im Königreich Preußen in Ge- 
meinden von über 5000 Einwohnern vorhanden ist. 

Weiter sollen, um diejenigen Kreise, die tatsächlich nicht in der 
Lage sind, ihren Mietverpflichtungen ganz oder teilweise gerecht zu 
werden, von denjenigen zu scheiden, die aus den Schutzmaßnahmen 
für die Bedürftigen in unberechtigter Weise Vorteil ziehen, von Gesetzes 
wegen sämtliche Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern verpflichtet 
werden, Mieteinigungsämter einzurichten. Im Interesse der minderbe- 
mittelten Bevölkerung soll hierbei die Bestimmung vorgesehen werden, 
daß die Mietunterstützung bei Wohnungen unter 500 Mark jährlichem 
Mietwert mit der Maßnahme gewährt wird, daß sie höchstens 75 Pro- 
zent der Miete beträgt und daß der Hausbesitzer in den Fällen, in denen 
die vollen 75 Prozent von den Aemtern gezahlt werden, auf 25 Prozent 
der Miete Verzicht leistet. 


Gegen diesen Plan hat sich der Vorstand des Deutschen 
Städtetages grundsätzlich ausgesprochen und seinem Standpunkt 
in folgender Resolution Ausdruck verliehen: 


Trotz der fast unübersehbaren Fülle von Ausgaben und Belastun- 
gen, die der Krieg den Gemeinden gebracht hat, haben die Gemeinden 
ein besonderes Interesse für die Frage der Mietzahlung an den Tag 
gelegt und je nach den örtlichen Verhältnissen durch organisatorische 
Maßnahmen, zum Beispiel durch Einrichtung von Mieteinigungsämtern 
und durch Kreditfürsorge, tatkräftig gewirkt. Nachdrücklich zugunsten 
der Hausbesitzer wirken auch die Beschlüsse der Gemeinden, wonach 
vielfach besondere Mietzuschüsse für die Kriegerfamilien vorgesehen 
oder die allgemeinen Zuschüsse der Gemeinden zu den Reichsmindest- 
sätzen reichlicher bemessen werden, damit daraus ein Teil der Miete 
gewährleistet werden kann. Die Gemeinden haben die in diesen Miet- 
unterstützungen liegenden großen Opfer im vaterländischen Interesse 
gern auf sich genommen, obwohl die Fürsorge für die Kriegerfamilien 
grundsätzlich und jedenfalls im Rahmen des Notwendigsten Ange- 
legenheit des Reiches ist und deshalb umfassend nur durch Eintreten 
des Reiches geregelt werden kann. Diesen Leistungen der Gemeinden 
gegenüber entbehrt die vom Schutzverband für deutschen Grundbe- 
sitz in breiter Oeffentlichkeit vertretene Ansicht, die Gemeinden täten 
in der Mietfrage nicht, was ihnen obliegt, jeder Berechtigung. Trotz 
aller Anstürm: gegen die Gemeinden hält der Vorstand des Deutschen 
Städtetags daran fest, daß die Grenzen für die Verwendung der Ge- 
meindemittel auch in Kriegszeiten und besonders in Kriegszeiten 
ausschließlich durch das Interesse der Allgemeinheit bestimmt werden 
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und daß selbst zugunsten des den Gemeinden so eng verknüpften 
Hausbesitzerstandes eine Hilfsaktion, die anderen Ständen versagt 
bleibt, aus öffentlichen Mitteln nicht zulässig ist. Die vom Schutz- 
verband für deutschen Grundbesitz vorgeschlagene Aktion würde 
obendrein die finanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinden und damit 
auch die Grundlagen des Hausbesitzes zerstören. 


In einer Eingabe an den Bundesrat begründet der Vorstand 
des Deutschen Städtetages des Näheren seine ablehnende Stel- 
lungnahme. Er bezeichnet den Plan des Schutzverbandes als 
eine Sondermaßregel zugunsten eines einzelnen Standes, durch 
den sich andere Stände beschwert fühlen müßten, der in den 
verschiedenen Gemeinden ganz verschieden wirken würde und der 
auch nur der Form nach eine einmalize Aktion, in der Sache 
jedoch den ersten Schritt zur wirtschaftlichen Gewährleistung 
des Wertes von Grund- und Hausbesitz während des Krieges 
bedeuten würde. Deshalb würde der Wert des Grundbesitzes 
steigen, während die in anderen Gewerben angelegten wirtschaft- 
lichen Werte sinken würden. 

Von sonstigen Vorschlägen sei ein den Kreisen der Boden- 
reformer entstammender genannt. Hiernach soll das Reich eine 
Bodenkasse gründen, die verpflichtet sein soll, die Grund- 
stücke und Häuser der wirtschaftlich gefährdeten Besitzer zu dem 
zuletzt versteuerten oder einem sonst zu bestimmenden Werte 
zu kaufen. > 


“ Der Kaufpreis wird in Bodenscheinen ehe und zwar, 
soweit die Summe nicht durch Hypothekenzinsen absorbiert wird, 
an den bisherigen Eigentümer. Die Bodenscheine sind ähnlich den 
Darlehenskassenscheinen Umlaufmittel. Sie sollen aber nicht an die 
abzufindenden privaten Eigentümer und Hypothekengläubiger selbst 
gegeben werden, sondern an das Reich und andere öffentliche Körper- 
schaften, die dafür an die beteiligten Privaten Kriegsanleihe oder 
sonstige verzinsliche, aber nicht umlauffähige Papiere ausgeben, wäh- 
rend sie selbst mit den Bodenscheinen ihre Lieferer und sonstigen 
Gläubiger bezahlen. Der veräußernde Eigentümer überträgt sein 
Eigentum an die Bodenkasse und ist daher von dem Kauf an bloßer 
»Besitzer«e. Der »Besitzere hat an den »Eigentümer« (Bodenkasse) 
eine bestimmte jährliche Summe zu zahlen, die sich aus folgenden 
drei Teilen zusammensetzt: I. Miete, wenn er im Hause wohnt; 2. Til- 
gungsbetrag für den Gebäudewert, und zwar in Höhe von mindestens 
% Prozent jährlich; 3. Bodenrente, die dauernd an die Bodenkasse 
zu zahlen ist und deren Höhe mit jedem Basitzwechsel unter Mitwirkung 
geeigneter Stellen festgesetzt wird; die beiden letzteren Teile dürfen 
zusammen 5 Prozent des gesamten Grundstückwerts nicht übersteigen. 
Da die Bodenscheine unverzinslich sind, hat die Bodenkasse aus den 
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einkommenden Mieten außer den Zinsen für die Hypotheken bis zu 
ihrer Ablösung nur die Verwaltungskosten zu zahlen. Sie kann des- 
halb in weitgehendem Maße Mieterleichterungen oder im Bedürfnis- 
fall völligen Erlaß der Miete gewähren. Mit den sich ergebenden 
riesigen Ueberschüssen werden die ausgegebenen Bodenscheine nach 
und nach aus dem Verkehr gezogen. Die Organisation der Boden- 
kasse ist so gedacht, daß sie ähnlich der Reichsbank ein privates 
Unternehmen ist, das aber völlig und möglichst in noch höherem Maße 
als die Reichsbank der Reichsaufsicht untersteht. Nach Tilgung der 
Bodenscheine usw. werden alle Rechte und Pflichten der Bodenkasse 
in geeigneter Form gemeinsam von den Gemeinden, den Bundesstaaten 
und dem Reich übernommen. 

Diesem Vorschlage stellt Plenge®, da er solche Maß- 
regeln für zu neu und zu wenig innerlich ausgereift hält, sodaß sie 
beiihrer plötzlichen Durchführung mehr Beunruhigung als Beruhig- 
ung schaffen würden, folgenden Gedanken gegenüber: Die einzige, 
jetzt schon spruchreife Frage sei die, wie es trotz der Ausfälle von 
Mieten möglich sei, die Zinszahlung für die Hypotheken zusichern. 
Er will die während der Kriegszeit fälligen Zinsen durch Vorschüsse 
decken, die einen Vorrang vor allen Hypotheken bekommen würden. 
Solche Vorhypotheken, die außerhalb der gewöhnlichen Hypo- 
thek ständen, würden den Boden mit etwa 4 bis 8% neu be- 
lasten und müßten in der Weise geregelt werden, daß eine Amor- 
tisation in etwa 5 Jahren die Vorbedingung für die Eintragung 
sei. Eine Form für die Realisierung dieser Vorhypotheken in Geld- 
scheinen irgendwelcher Art sei ohne Schwierigkeiten möglich, 
zumal diese Geldscheine auf unbedingt sicheren Unterlagen 
ruhen. Die Sicherheit der ersten Hypothek würde in keiner Weise 
gefährdet und die kleine Verschlechterung nur auf eine kurze 
Zeit beschränkt. 

Daß die Verhältnisse der Hausbesitzer durch den Kriegs- 
zustand besonders in Mitleidenschaft gezogen sind, erkennt auch 
die Reichsregierung an. Bereits in ihrer ersten Denkschrift über 
die wirtschaftlichen Maßnahmen aus Anlaß des Krieges führt 
sie aus. daß sich bei den Hausbesitzern, soweit sie Vermieter 
und Gläubiger sind, die Folgen bemerkbar machen, die aus dem 
wirtschaftlichen Unvermögen ihrer Mietschuldner entspringen, 
und daß sie als Hypothekenschuldner einen über die allgemein 
getroffenen Maßregeln hinausgehenden Schutz gegenüber den 
dinglichen Gläubigern für erforderlich erklären, für deren unbe- 
dingte Sicherung wiederum erhebliche Gründe des öffentlichen 
4) Soziale Praxis, Jahrgang 1914/15, Nr. ọ. 
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Interesses angeführt werden. Im großen Ganzen stellt sich die 
Regierung auf den Boden des Vorstandes des Deutschen Städte- 
tages, dessen gegen die Vorschläge des Schutzverbandes für deut- 
schen Grundbesitz gemachte Einwendungen sie durchweg über- 
zeugend nennt. Insonderheit stimmt sie dem Städtetag darin 
zu, daß die Wirtschaftslage der Gemeinden durch die in ihrer end- 
gültigen Wirkung unabsehbare Maßregel in erheblichem Umfang 
bedroht werden würde. Auch die übrigen von anderer Seite zur 
Gesunderhaltung des städtischen Haus- und Grundbesitzes ge- 
machten Vorschläge, namentlich die Gründung einer Reichsboden- 
kasse, erscheinen ihr undurchführbar; sie glaubt, daß für die 
Ergreifung weiterer Maßnahmen um so weniger ein Bedürfnis 
vorliege, als nicht nur der Oktobertermin 1914, sondern auch der 
Januartermin 1915 inbezug auf die Abwicklung der Mietver- 
pflichtungen und des Hypothekendienstes ohne allgemeine Stö- 
rung vorübergegangen ist. »Diese erfreuliche Tatsache ist in 
erster Linie eine Folge der gesunden Wirtschaftsverhältnisse 
fast in allen Gegenden und nahezu in allen Erwerbszweigen der 
Bevölkerung, im weiteren aber auch ein Beweis dafür, daß alle 
Kreise, namentlich auch die Hypothekenschuldner, wirklich 
ernstlich bemüht sind, ihren Verpflichtungen gerecht zu werden. « 

Trotz der durch den Bundesrat getroffenen Maßnahmen und 
trotz der in weitem Umfange von den Gemeinden gewährten 
Mietbeihilfen für Kriegerfamilien und für Erwerbslose sind den 
Hausbesitzern Mietverluste nicht erspart geblieben. Aber es fragt 
sich, ob irgend ein Grund dafür vorliegt, für den Hausbesitz ein 
neues Monopol von Gesetzes wegen zu schaffen. Viel gesünder 
ist der Gedanke der Selbsthilfe und der Förderung der Kredit- 
organisationen zugunsten des Hausbesitzes und der Hypotheken- 
gläubiger, wie ihn eine Anzahl von Bundesstaaten und Gemeinden 
in die Tat umgesetzt haben. Wir heben besonders diein Dres- 
den geschaffene Mietsdarlehenskasse hervor, eine 
unter städtischer Aufsicht und staatlicher Oberaufsicht stehende 
Aktiengesellschaft, die Kredithilfe in Form des Diskont- oder 
Akzeptkredits gewährt, und die ı. den Hausbesitzern, die ihr 
Grundstück ganz oder teilweise zu Wohn- oder Geschäftszwecken 
vermietet haben, im Bedarfsfall die erforderlichen Mittel zur Bezah- 
lung der Hypothekenzinsen und sonstigen auf dem Grundstück 
haftenden wiederkehrenden Leistungen ermöglicht, 2. den Mietern 
die Möglichkeit zur ratenweisen Bezahlung fälliger, für einen 
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längeren Zeitraum als einen Monat zu bezahlender Mietzinsteile 
verschafft, 3. für die Grundstückgläubiger die pünktliche Ent- 
richtung ihrer laufenden Forderungen sicherstellt. Das Dar- 
lehen kann gewährt werden in einer Höhe von mindestens 60 % 
der vom Hausbesitzer abgetretenen Mietzinsfosderungen, in 
günstigsten Fällen bis zu 75 % und selbst bis zur vollen Höhe der 
Mietzinsforderungen. 

Was die Kreditorganisation betrifft, so sehen die Darlehens- 
kassen eine Lombardierung von Hypotheken nicht vor, eine 
solche Lombardierung konnte auch nicht in Betracht kommen, 
weil die Hypotheken hinsichtlich der Feststellbarkeit ihres wahren 
Wertes und der leichten Realisierbarkeit den Ansprüchen nicht 
genügen, welche an die Unterpfänder der Darlehenskassen ge- 
stellt werden müssen, denn die Darlehenskassenscheine sollen 
dem Verkehr als Geld dienen und ein Deckungsmittel für 
Reichsbanknoten darstellen. Es mußten deshalb andere Wege 
beschritten werden. Im Anschluß an eine am 8. August 1914 im 
Reichsamt des Innern abgehaltene Besprechung haben zunächst 
Hamburg und Lübeck durch Gesetze besondere mit 
Staatsmitteln ausgestattete Beleihungskassen für 
Hypotheken ins Leben gerufen. Für Preußen sind 
in einem Runderlaß des Ministers des Innern vom 16. August 1914 
Anweisungen über die Art und den Umfang eines hilfsweisen 
Eingreifens der Gemeinden oder ihrer Sparkassen erteilt und, 
soweit dazu noch Statutenänderungen oder aufsichtliche Geneh- 
migungen erforderlich, Erleichterung bewilligt worden. Nach 
den »Grundsätzen für die Beleihung von Hypotheken und die 
Gewährung von Personalkredit seitens der öffentlichen Sparkas- 
sen, bzw. seitens der Kommunen aus Mitteln der Sparkasse 
oder sonstigen bereiten Mitteln« erscheint es, soweit die Satzun- 
gen der öffentlichen Sparkassen nicht bereits weitergehende 
Vorschriften enthalten, unbedenklich, die Kreditgewährung 
seitens der Öffentlichen Sparkassen auszudehnen u. a. auf die 
Gewäbrung von Darlehen auf Schuldschein oder Wechsel gegen 
Verpfändung erststelliger Hypotheken in der Regel nicht über 
Io % des Hypothekenkapitals.. Die zu verpfändenden Hypo- 
theken müssen den Bestimmungen entsprechen, welche satzungs- 
mäßig für den Erwerb eigener Hypotheken durch die Sparkasse 
gelten. Soweit die zu verpfändenden Hypotheken die gesetzliche 
Grenze der Mündelsicherheit überschreiten, ist das Darlehen 
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nach demjenigen Betrag der Hypothek zu bemessen, der inner- 
halb der Grenze der Mündelsicherheit liegt. Soweit die Satzungen 
der Sparkassen entsprechende Vorschriften nicht enthalten 
und eine Ergänzung der Sparkassensatzung nicht angezeigt 
erscheint, ist es den Gemeinden gestattet, aus bereiten Mit- 
teln oder im Wege einer Anleihe bei ihrer Sparkasse bis zu 
5% des Einlagebestandes durch Beschluß der kommunalen 
Körperschaften unmittelbar den Betrieb dieses Geschäftes auf- 
zunehmen. Auch das badische Ministerium macht 
darauf aufmerksam, daß für die Beleihung erster Hypotheken 
die Sparkassen in Betracht kommen. In den Satzungen zahl- 
reicher badischer Sparkassen war bereits vorgesehen, daß Kapi- 
talanlagen auch in Darlehen gegen pfandrechtliche Sicherung 
durch solche Forderungen erfolgen können, in welchen satzungs- 
gemäß das Vermögen der Sparkasse unmittelbar angelegt werden 
darf. Mit Rücksicht auf das durch den Kriegszustand gestei- 
gerte Kreditbedürfnis namentlich derjenigen Kreise, welchen die 
Sparkassen in erster Linie ihre Unterstützung zu leihen berufen 
sind, hat das Ministerium des Innern durch Erlaß vom 17. August 
1914 die Bezirksämter darauf aufmerksam gemacht, daß durch 
eine derartige Satzungsbestimmung auch die Möglichkeit ge- 
boten wird, solche Forderungen zu beleihen, welche durch Hy- 
pothek an erster Stelle gesichert und durch den Wert der ver- 
pfändeten Grundstücke in satzungsgemäßer Höhe gedeckt sind. 
Der Erlaß bezeichnet es als erwünscht, daß die Sparkassen von 
dieser durch die Satzungen ihnen eröffneten Möglichkeit so- 
weit tunlichst in entgegenkommender Weise Gebrauch machen 
und er empfiehlt, die Satzungen von Sparkassen, die die erwähnte 
Art der Anlage von Sparkassenge!dern nicht zulassen, ent- 
sprechend zu ergänzen. 

Vereinzelt ist es unter tatkräftiger Mitwirkung der Gemein- 
den gelungen, auch der Lombardierung nachstel- 
liger Hypotheken die Wege zu ebnen. Die Stadt Ber- 
lin hat mit Unterstützung der Grundbesitzerverbände die 
Berliner Kriegsbeleihungskasse für nach- 
stellige Hypotheken« als Aktienbank gegründet, 
welche auf zweite Hypotheken, die innerhalb 75 % des fest- 
gesetzten Beleihungswertes liegen, einen mäßigen Kredit gibt. 
Hamburg hat versucht, durch den Krieg ohne Verschulden 
des Besitzers notleidend gewordener Hausgrundstücke, die etwa 


822 PaulHirsch, 


bis zur üblichen Beleihungsgrenze belastet sind und daher eine 
Unterlage für eine Kreditgewährung durch die staatliche Be- 
leihungskasse für Hypotheken nicht bieten, durch Einrichtung 
einer auf Uebereinkommen beruhenden ehrenamtlichen Verwal- 
tung beleihungsfähig zu machen und dem Eigentümer zu er- 
halten. Zu diesem Zweck ist eine besondere, als Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung gestaltete sGrundstücksver- 
waltungskasse« hauptsächlich unter Beteiligung von 
Hausmaklern, gegründet worden, welche der Beleihungskasse 
für das erforderliche Darlehen unter Beschaffung entsprechender 
Gewährleistungserklärungen von dritter Seite gut sagt. Vor- 
aussetzung einer Beleihung ist ı. daß das Grundstück nicht 
überschuldet oder verwahrlost ist, daß weder Zinsen noch Steuern 
für mehr als 6 Monate rückständig und daß die Mieten nicht 
verpfändet, gepfändet oder abgetreten sind, 2. daß nach dem 
Zeugnis des Vorstandes der Verwaltungskasse nur ein vorüber- 
gehendes Unvermögen des Eigentümers zur Erfüllung seiner 
Verpflichtungen vorhanden und die Rückzahlung bei geord- 
neter Verwaltung spätestens binnen drei Jahren nach Beendi- 
gung des Krieges möglich ist, 3. daß die Kasse das Grundstück 
unter Verwaltung genommen hat. Die Verwaltung wird nach 
Prüfung der Verhältnisse eingeleitet, falls der Eigentümer sie 
beantragt, der Verwaltungskasse die erforderliche Vollmacht 
ausstellt und den Anspruch auf alle Mieten abtritt. 

Im großen Ganzen kann man der Reichsregierung, den 
Regierungen der Einzelstaaten, ganz besonders aber den Ge- 
meindebehörden die Anerkennung nicht versagen, daß sie 
soviel in ihren Kräften steht, den berechtigten Forderungen 
des Grundbesitzes nachzukommen sich bemüht haben. Häufig 
genug haben sie in einer übertriebenen Sorge um den Grundbe- 
sitz darüber sogar die Interessen der Mieter vernachlässigt. 

Aber all das sind nur kleine Mittel. Worauf es vor allem 
ankommt, ist das Zutrauen des Kapitals zum städtischen Haus- 
und Grundbesitz zu stärken, und wenn die Vorbedingungen 
hierfür erfüllt sind, Mittel für den Wohnungsbau flüssig zu ma- 
chen und dem Wohnungsbau, in erster Linie dem Kleinwohnungs- 
bau, die nötige Förderung zuteil werden zu lassen. In dieser 
Beziehung hat die preußische Regierung den richtigen Weg 
eingeschlagen durchden Entwurfeines Schätzungs- 
amtsgesetzes, der nach jahrelanger Vorarbeit im Mini- 
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sterium dem Landtage im Frühjahr 1916 zugegangen ist und 
inzwischen in seinen Grundzügen bereits die Zustimmung des 
Abgeordnetenhauses gefunden hat. Der Entwurf geht davon 
aus, daß sich durch das Vorherrschen der freien privaten Schät- 
zertätigkeit im Schätzungswesen und damit im Beleihungswesen 
erhebliche Mißstände entwickelt haben. Bei Beleihungen sei 
es häufig aufgefallen, daß die von den Darlehenssuchern beige- 
brachte Schätzung genau auf die zur Erlangung des gewünschten 
Darlehensbetrages erforderliche Höhe festgesetzt ist; ferner seien 
bei solchen Schätzungen oft außerordentliche Wertüberschrei- 
tungen beobachtet worden. Daneben sei eine tatsächliche Ueber- 
schätzung der Grundstückswerte, insbesondere der städtischen, 
fast zur typischen Erscheinung geworden. Die innere Ursache 
hierfür erblickt die Regierung hauptsächlich darin, daß die 
Schätzung sich nicht stets auf die ausschließliche Erfassung 
des Gegenwartswertes beschränkt, sondern — namentlich für 
den Grund und Boden — den Zukunftswert oft in weitgehend- 
ster Weise berücksichtigt. Dadurch werden Grundstückswerte 
geschaffen, die nicht dem wirklichen Wert entsprechen, sondern 
Spekulationswerte darstellen. Es ist nicht zu leugnen, daß diese 
Mißstände in das Schätzungswesen eine allgemeine Unsicher- 
heit gebracht und auf verschiedenen Wirtschaftsgebieten schwere 
Schädigungen bewirkt haben. Auch darin wird man der Re- 
gierung beipflichten müssen, daß ohne ein geordnetes und 
zuverlässiges Schätzungswesen eine gesunde Entwicklung des 
Grundstücks- und des Grundkreditwesens sowie des Wohnungs- 
wesens nicht möglich ist. »Deshalb«, so heißt es weiter in der 
Begründung, »ist die systematische, die Bildung von Speku- 
lationswerten begünstigende Ueberschätzung der Grundstücks- 
werte, besonders in größeren Städten, eine der Hauptursachen, 
durch die das Bauland in übertriebener Weise verteuert und die 
ungesunde Grundstücksspekulation gefördert wird. Die Ver- 
hältnisse im Hypothekarkredit hat sie völlig verschoben. Denn 
die Ueberschätzung hat eine tatsächliche Erweiterung der für 
die erststelligen Hypotheken üblichen Beleihungsgrenze er- 
möglicht. Die sogenannte erste Hypothek umfaßt jetzt meist 
einen Teil der früher von der sogenannten zweiten Hypothek 
eingenommenen Stelle... In besonders hohem Grade sind 
durch die Ueberschätzungen die zweitstelligen Hypotheken 
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setzt. Die häufigen und großen Verluste, die dem Privatkapital 
bei zweitstelligen Beleihungen zugefügt worden sind, haben 
diesem das Vertrauen zu dem heutigen Schätzersystem genommen 
und dadurch die Neigung, an der Befriedigung des zweitstelligen 
Hyopthekarkredits mitzuwirken, beeinträchtigt. Da das nicht 
gewerbsmäßige Privatkapital die hauptsächliche Geldquelle 
für zweitstellige Hypotheken bildet und auch in Zukunft 
bilden wird, ist die »Not der zweiten Hypothek« wesentlich mit 
durch die Unzuverlässigkeit der Grundstücksschätzungen ent- 
standen. Die Frage der zweiten Hypothek ist gleichzeitig eine 
Frage der Regelung des Schätzungswesens geworden. Die über- 
triebenen Schätzungswerte begünstigen ferner eine ungesunde 
Steigerung der Mietpreise, und zwar nicht nur infolge der Ver- 
teverung des Baulandes, sondern auch infolge der Ueberspan- 
nung der Beleihungen; denn die verhältnismäßig hohen Jahres- 
leistungen für die zweitstelligen Hypotheken müssen durch den 
Mietpreis aufgebracht werden.« Da die Unsicherheit im Schät- 
zungswesen sich überall in Stadt und Land findet und nicht etwa 
auf größere Städte und städlisch entwickelte Landgemeinden 
beschränkt ist, haben die gesetzgebenden Körperschaften eine 
allgemeine gesetzliche Neuregelung des Schätzungswesens für 
Grundstücke für erforderlich erklärt. Diesem Zwecke sollen 
die nach näherer Maßgabe des Gesetzes überall zu errichtenden 
kollegialen Schätzungsämter mit behördlicher Eigenschaft dienen. 
Allerdings ist anzunehmen, daß amtliche, ausschließlich auf die 
Feststellung des objektiven Wertes gerichtete und auf Grund zu- 
verlässiger Unterlagen abgegebene Schätzungen vielfach niedri- 
ger ausfallen werden als die jetzigen an einer systematischen Ue- 
berbewertung der Grundstücke leidenden Privatschätzungen. 
Aber es wäre ein Vorteil, wenn dadurch die ungesunde Ueber- 
spannung des Grundkredits allmählich beschränkt und der 
Bildung von Spekulationswerten vorgebeugt werden würde. 
Die Regierung geht davon aus, daß soweit durch die amtlichen 
Schätzungen die tatsächliche Beleihungshöhe bei erststelligen 
Hypotheken herabgedrückt werden sollte, eine im Verhältnis 
zu der jetzt üblichen Beleihungshöhe etwa eintretende Lücke 
durch eine entsprechende Anpassung der Nachhypotheken 
ausgeglichen, daß die sogenannte zweite Hypothek an Sicher- 
heit gewinnen und daß das Privatkapital geneigt sein werde, 
zweitstelligen Kredit nicht nur in größerem Umfange als jetzt. 
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bereit zu stellen, sondern ihn auch wieder zu wohlfeileren Be- 
dingungen zu gewähren. Mit Rücksicht darauf, daß ähnliche Ein- 
richtungen in Hessen, Baden und Württemberg sich im großen 
ganzen bewährt haben, darf man wohl annehmen, daß die Hoff- 
nung der preußischen Regierung in Erfüllung geht. 

In Verbindung mit dem Schätzungsamtsgesetz steht das 
Gesetz zur Förderung der Stadtschaften, des- 
sen Verabschiedung gleichfalls in Kürze zu erwarten ist und 
das in seiner Tendenz auf die Einleitung von Maßnahmen hinaus- 
läuft, die geeignet sind, den städtischen Grundbesitz allmählich 
zu festigen und für die Zukunft einer Wiederkehr der sonst 
bei Geldstockungen für ihn unvermeidlichen Schwierigkeiten 
vorzubeugen. Das soll hauptsächlich durch eine nachhaltige 
Verbreitung der Tilgungshypothek, insbesondere der seitens 
des Gläubigers grundsätzlich unkündbaren geschehen. Durch 
diese Kreditform wird dem Hausbesitz eine Schuldabbürdung 
ermöglicht und auch zu Zeiten einer Geldstockung die Belas- 
sung der Hypothek zu gleichmäßigem Zinsfuß gesichert. Obwohl 
an der Forderung der städtischen Tilgungshypothek zunächst die 
bereits bestehenden Grundkreditanstalten, namentlich die Hypo- 
thekenbanken mitzuwirken haben werden, sind doch nach Ansicht 
der Regierung daneben zur Erreichung dieses Ziels besondere 
Anstalten nicht zu entbehren, deren ausschließlicher Zweck 
in der gemeinnützigen Pflege des Tilgungskredits für den Haus- 
besitz besteht. Solche Einrichtungen sind die Pfandbriefanstal- 
ten für Hausgrundstücke auf landschaftsähnlicher Grundlage, 
die sogenannten Stadtschaften, die durch Vereini- 
gung von Eigentümern von Hausgrundstücken gebildet werden 
und durch staatliche Verleihung Rechtsfähigkeit sowie öffent- 
lich-rechtliche Eigenschaft erlangen können. Um die Errich- 
tung von Stadtschaften erfolgreich zu fördern, will ihnen der 
Staat die Beschaffung der Betriebsmittel durch Gewährung 
von Darlehen zu günstigen Verzinsungs- und Rückzahlungsbe- 
dingungen erleichtern und hierfür ro Millionen bereitstellen. 

Neu ist dieser Gedanke nicht. Schon seit Jahren, teils 
schon seit Jahrzehnten, bestehen in Preußen auf privatrecht- 
licher Grundlage aufgebaute Stadtschaften neben öffentlich- 
rechtlichen Pfandbriefanstalten. Zu der ersteren Gruppe gehört 
der 1868 gegründete Danziger Hypothekenverein 
mit einem Pfandbriefumlauf, der sich Ende 1915 auf 18,8 Mil- 
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lionen Mark belief, dass Schlesische Pfandbrief- 
Institut und das Ostpreußische Pfandbrief- 
Institut für städtische Hausgrundstücke. Das schlesische 
hat keine nennenswerte Entwicklung genommen, während das 
ostpreußische seinen Betrieb gar nicht erst eröffnet hat. Der 
Grund für diese Mißerfolge liegt in dem Fehlen der Mündelsicher- 
heit für die Pfandbriefe, die vom Bundesrat nicht erwirkt werden 
konnte, da die Anstalten keinen finanziellen Rückhalt an einem 
leistungsfähigen öffentlich-rechtlichen Verband haben. In gün- 
stigerer Lage befinden sich de Hypothekenbankver- 
eine von Berlin-Schöneberg und Charlotten- 
burg, die zwar auch Pfandbriefe ausgeben, denen keine Mün- 
delsicherheit beiwohnt, die aber trotzdem einen Markt für sich 
zu gewinnen hoffen, weil die Stadtgemeinden für die Sicherheit 
der Pfandbriefe ersatzweise Kaften. Unter den öffentlich-recht- 
lichen Pfandbriefanstalten ist die älteste dass Berliner 
Pfandbrief-Institut, das im Jahre 1868 ins Leben 
gerufen ist und dessen Pfandbriefumlauf Ende 1914 290,4 Mil- 
lionen Mark betrug. Das Institut ist keine Kommunalanstalt, es 
untersteht aber der Aufsicht des Berliner Magistrats, di: durch 
einen besonderen Magistratskommissar laufend ausgeübt wird. 
Hierzu kommt dass Brandenburgische Pfand- 
briefamt für Hausgrundstücke mit einem Pfandbriefumlauf 
Ende r915 von 29,3 Millionen Mark, dass Westfälische 
Pfandbriefamt, dessen Betrieb noch nicht eröffnet ist, 
das ıgıı gegründete Pfandbriefamt der Stadt 
Magdeburg, das keine Stadtschaft, also keine Vereinigung 
von Hausbesitzern, sondern eine kommunale Anstalt der Stadt- 
gemeinde bildet, und endlich die deutsche Pfandbricef- 
anstalt für Posen und Westpreußen, die 
sich insofern von den öÖffentlich-rechtlichen Anstalten unter- 
scheidet, als sie die Darlehen nicht in Pfandbriefen, sondern 
in bar gewährt und als sie nationalpolitischen Aufgaben dient. 
Vom Staat ist ihr ein Kapital von 6 Millionen Mark bereit ge- 
stellt worden, ihr Pfandbriefumlauf betrug Ende 1915 21,2 Mil- 
lionen Mark. Besonders viel ist es also nicht, was auf diesem 
Gebiet bisher geschehen ist. Ja, obwohl die Regierung bereits 
vor Kriegsausbruch auf die Provinzialverwaltungen einzuwir- 
ken gesucht hat, damit sie an der Gründung von Stadtschaften 
durch Uebernahme einer angemessenen Haftung und durch Ge- 
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währung der eıforderlichen Vorschüsse mitwirken, haben die Ver- 
waltungen, abgesehen von Ostpreußen, dessen Provinziallandtag 
kürzlich die Gründung einer Stadtschaft für erststellige Hypo- 
theken beschlossen hat, im allgemeinen keine Neigung gezeigt, 
jetzt der Gründung von Stadtschaften näherzuireten. Aehn- 
lich wie in Preußen sieht es in dieser Hinsicht im übrigen Deutsch- 
land aus. 

Wichtiger noch als die Maßnahmen zur allmählichen Ent- 
schuldung des Grund und Bodens erscheint uns die direkte 
Förderung der Bautätigkeit und die Erstel- 
lung von Kleinwohnungen. Die Fürsorge für diesen 
Zweig des Wohnungswesens haben die Regierungen bisher im 
großen ganzen den Gemeinden überlassen, deren Maßnahmen zwar 
nicht ausreichend, aber doch beachtenswert sind. Nach den Mit- 
teilungen der Zentralstelle des Deutschen Städteiages ®) hatten 
im Jahre 1914 von den Mitgliedsstädten allerdings erst vier (Dres- 
den, Düsseldorf, Magdeburg, Neukölln) Anstalten für erste 
-~ Hypotheken errichtet, von denen die ältesten, die in Diesden 
und Düsseldorf, seit 1900 88,4. bzw. 59,1 Millionen Mark Hypo- 
thekendarlehen gegeben hatten. Einen größeren Umfang hatten 
die Anstalten für zweite Hypotheken angenommen, und zwar 
müssen wir hier unterscheiden zwischen Anstalten zur Hergabe 
von zweiten Hypotheken, zwischen Anstalten zur Vermittlung 
zweiter Hypotheken unter Bürgschaftsüberaahme und zwischen 
der Unterstützung privater Anstalten für zweite Hypotheken. 
Die Anstalten zur Hergabe für zweite Hypotheken sind durch- 
weg aus städtischen Mitteln fundiert, die Beschaffung geschieht 
fast überall im Anleihewege, nur einige wenige Städte haben 
eigene Mittel der Fondsverwaltung bzw. Stadtkasse zur Verfü- 
gung gehabt. Von den Anstalten zur Vermittlung zweiter Hypo- 
theken plant Görlitz die Beschaffung des Kapitals durch 
Einzahlung privater Gelder, die Stadt legt die Gelder in zweiten 
Hypotheken an und übernimmt die selbstschuldnerische Bürg- 
schaft für die Anlage. In Frankfurt a. M. hat das Hypo- 
thekenamt u. a. auch die Aufgabe der Geldbeschaffung für zweite 
Hypotheken übernommen, und zwar stellt die Frankfurter Hypo- 
thekenbank jährlich 2 Millionen Mark für solche zweite Hypo- 
theken zur Verfügung, für welche die Stadt die Bürgschaft über- 
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nimmt. Diese Bürgschaft setzt die Bank in den Stand, sich die 
Mittel dazu durch Ausgabe sogenannter Kommunalobligationen 
zu verschaffen. Die Stadt ist ihrerseits wieder durch Rückver- 
sicherung gedeckt. Die Unterstützung privater Anstalten für 
zweite Hypotheken endlich erfolgt durch Unterstützung von 
Hypothekenbankvereinen auf privatrechtlicher genossenschaft- 
licher Grundlage durch Garantieübernahme für die Pfandbriefe, 
die dadurch Markt- und Börsenfähigkeit bekommen. Dafür haben 
sich die Städte weitgehende Mitverwaltungs- und Aufsichts- 
rechte vorbehalten, es handelt sich also um gemischtwirtschaft- 
liche Unternehmungen. Ueber die hauptsächlichsten Belei- 
hungsbedingungen im einzelnen ist zu sagen, daß soweit der Kreis 
der Beleihungsobjekte in Frage kommt, unbegrenzt die Hergabe 
nur in wenigen Städten ist. In den meisten Städten werden die 
Darlehen ausdrücklich zur Förderung des Kleinwohnungswesens 
gegeben, vereinzelt sind Größenmasse, Raumzahl usw. vorge- 
schrieben. Teilweise findet sich auch noch eine weitere Beschrän- 
kung auf mittlere und kleine Häuser. Einige Städte geben ausdruck- 
liche Vorschriften über die Art und Benutzung von Wohnungen. 
Der Kreis der Darlehensempfänger ist fast überall auf ortsan- 
sässige Einwohner beschränkt, Grundstücksgesellschaften sind 
vielfach ausgeschlossen, dagegen sind ortsansässige Bauunter- 
nehmer sowie Bauvereine in einer Reihe von Städten den Eigen- 
tümern gleichgestellt. Neben den Anstalten für erste und weite 
Hypotheken begegnen wir Grundrentenanstalten und Darlehens- 
kassen und sonstigen Einrichtungen, welche diejenigen Hypo- 
thekendarlehen eıfassen, die nicht von einer städtischen Hypo- 
theken- oder Grundrentenanstalt verausgabt sind. Vielfach han- 
delt es sich bei dieser Art von Kreditgewährung um Einzelfälle, 
gelegentlich ist aber auch ein besonderer dauernder Fonds dafür 
geschaffen, so insbesondere die Erbbaudarlehenskasse 
in Frankfurt a.M. und der Realkreditfonds in 
Stettin. Dazu kommt in 62 Städten die Bürgschaftsübernahme 
für Hypothekendarlehen Dritten gegenüber, und endlich die Un- 
terstützung von Hausbesitzergenossenschaften in Gestalt der ge- 
nossenschaftlichen Hypothekengarantie bzw. Vermittlung. 
Einen vollständigen Ueberblick über die städtische Woh- 
nungsfürsorge, wenigstens soweit die preußischen Städte mit 
mehr als 25 ooo Einwohnern in Betracht kommen, bietet das im 
Auftrage des Vorstandes des Städtetages von dem Direktor 
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des Statistischen Amtes der Stadt Berlin-Schöneberg Dr. R. 
Kuczynski®) bearbeitete Werk über das W oh n ung s- 
wesen und die Gemeinden in Preußen, von 
dem bisher der zweite, die städtische Wohnungsfürsorge behan- 
delnde Teil vorliegt. Leiderhatder Eigenbau für dieAll- 
gemeinheit durch die Gemeinden bisher in Preußen im Gegen- 
satz zu einigen süddeutschen Städten erst einen recht geringen 
Umfang angenommen. Und doch ist zweifellos die Herstellung 
kleiner Wohnungen durch die Gemeinde die weitestgehendste 
Maßnahme städtischer Wohnungsfürsorge, sie bietet die unmittel- 
barste und in vielen Fällen auch die wirksamste Hilfe zur Behe- 
bung örtlicher Wohnungsnot und örtlichen Wohnungselends, 
findet jedoch nach Kuczynski ihre Grenze in der Höhe der 
Mittel und in dem Risiko, das der Stadt als Hausbesitzerin durch 
den Ausfall von Mieten usw. erwächst. Sie widerspricht über- 
dies auch der noch weit verbreiteten Anschauung, daß die Städte 
möglichst wenig in Konkurrenz mit ihren eigenen Bürgern treten 
sollen. Im großen ganzen herrscht heute die Ansicht vor, daß 
der Eigenba:ı von Wohnhäusern als allgemeine Maßnahme 
städtischer Wohnungsfürsorge nicht in Frage komme, daß er 
aber im einzelnen gerechtfertigt erscheine, insbesondere um einer 
Wohnungsnot zu begegnen, deren Beseitigung das private Bau- 
unternehmertum nicht gewachsen oder nicht geneigt ist, oder um 
vorbildlich und durch das Beispiel anregend und fördernd auf 
den Bau einwandfreier Arbeiterwohnungen zu wirken. Die Er- 
hebung beweist, daB der Eigenbau von Mietwohnungen auch in 
der Pıaxis stets nur den Charakter einer Sondermaßnahme ge- 
tragen bat. Unter den 123 Städten, die die Statistik umfaßt, 
sind im ganzen nur I6 ermittelt, die im Eigenbau Häuser und Woh- 
nungen für die Allgemeinheit geschaffen haben. Die Mietpreise 
in den städtischen Wohnhäusern sind, da die Gemeinden sich 
im allgemeinen von dem Grundsatz leiten lassen, daß unter Ver- 
zicht auf Gewinn die Selbstkosten gedeckt werden sollen, im großen 
ganzen niedriger als für gieichwertige, zum Zwecke des Erwerbs 
von Privaten vermietete Wohnungen, und sie unterliegen auch 
seltener einer Steigerung. Verbreiteter als der Eigenbau ist die 
Vergebung von Baugelände inErbbaurecht 


% Dr. R. Kuczynski, Das Wohnungswesen und die Gemeinden in Preußen. 
Zweiter Teil. Stältische Wohnungsfürsorge. Schriften des Verbandes; deutscher 
Stältestatistiker, Heft 4, Breslau 1916. Wilhelm Gottlieb Korn. 
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oder der Verkauf von Gelände für Kleinwoh- 
nungshäuser durch die Gemeinden, wobei dem Käufer in 
der Regel gewisse Verkaufsbeschränkungen auferlegt werden, 
um die zur Förderung des Kleinwohnungswesens verkauften 
städtischen Grundstücke dauernd ihrem Zweck zu erhalten. Eine 
dritte Aktion der Städte bildet die Erleichterung des 
Realkredits. In neuerer Zeit ist auch die Beteiligung 
von Kommunen an gemeinnützigen Bauge- 
sellschaften und Vereinen durch Uebernahme von An- 
teilscheinen oder Aktien immer mehr in Aufnahme gekommen, 
und endlich haben sich eine Reihe von Städten zu Vergün- 
stigungen für Beiträge, Gebühren und Steu- 
ern im Interesse des Kleinwohnungsbaues oder zur Förderung 
von Ledigenheimen entschlossen, um auf diese Weise 
die Wohnungsverhältnisse der alleinstehenden männlichen und 
weiblichen ledigen Arbeiter, Gesellen, Angestellten usw. zu heben 
und den mancherlei Mißständen entgegenzuwirken, die mit dem 
Schlaf- und Kostgängerwesen in Privatlogis häufig verbunden 
sind. 

' Erheblich später als die Stadtverwaltungen haben sich auch 
die Staatsregierungen auf ihre Pflicht besonnen. Daß die preußi- 
sche Regierung durch den neuen Wohnungsgesetzentwurf zur 
Förderung gemeinnütziger Bautätigkeit einen Betrag von 20 Mil- 
lionen Mark verlangt, derzur Beteiligung des Staates 
mit Stammeinlagenbeigemeinnützigen Bau- 
vereinigungen verwendet werden soll, und daß sie in 
dem Entwurf eines Gesetzes über die staatliche Verbürgung 


zweiter Hypotheken, dem sogenannten Bürgschaftssicherungs- 


_ gesetz, weitere Io Millionen Mark fordert, um zwecks Förderung 
der Herstellung gesunder Kleinwohnungen die Bürgschaft 
für zweite Hypotheken namens des Staates 
zu übernehmen, bedeutet einen Bruch mit der Vergangenheit, 
der um so bemerkenswerter ist, als sie noch bei der Beratung des 
Wohnungsgesetzentwurfs vom Jahre 1914 gegen einen aus der 
Mitte der Kommission gestellten die gleiche Tendenz verfol- 
genden Antrag Bedenken grundsätzlicher, finanzieller und prak- 
tischer Natur vorgebracht hat. Grundsätzlich, erklärte sie da- 
mals, könne die Befriedigung des Wohnungsbedürfnisses nicht 
als Aufgabe des Staates angesehen werden; soweit dieser Woh- 
nungsfürsorge betätige, habe er sich ebenso wie das Reich streng 
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im Rahmen seines eigenen Hauses gehalten. Er habe die Bereit- 
stellung von Kleinwohnungen gefördert nur für seine eigenen 
gering besoldeten Beamten und für Arbeiter, die in staatlichen 
Betrieben beschäftigt sind. Der vorliegende Antrag gehe weit 
über dies Gebiet hinaus, er bezwecke staatliche Wohnungsfür- 
sorge für die Allgemeinheit, wenigstens deren unbemittelten Teil. 
Ja er gehe noch darüber hinaus, indem er staatliche Mittel auch 
für Kindergärten, Spiel- und Erholungsplätze, Lesehallen, Ar- 
beiterkasinos, Ledigenheime verlange. Damit würde ein Gebiet 
staatssozialistischer Betätigung betreten werden, das an sich sehr 
weiter Ausdehnung fähig sei, und dem verwandte Gebiete mit 
Leichtigkeit an die Seite gestellt werden könnten. Die Ueber- 
nahme solcher Aufgaben auf den Staat würde zu ganz unabseh- 
baren Konsequenzen führen. Noch schärfer wandte sich ein 
Kommissar des Finanzministeriums gegen ähnliche zur zweiten 
Lesung in der Kommission gestellte Resolutionen. Wenn auch die 
Finanzverwaltung sich der Erkenntnis nicht verschließe, daß 
die von den Antragstellern dargelegten Ziele durchaus erstrebens- 
wert seien und wohl auf die eine oder andere Weise früher oder 
später würden gelöst werden müssen, so könne es doch nicht Auf- 
gabe des Staates sein, finanzielle Beihilfen dafür zu geben. Die 
Förderung des Wohnungswesens sei, wie die Dinge zurzeit lägen, 


- ausschließlich Sache der Gemeinden und werde es aus sachlichen 


Gründen wohl auch bleiben. Wenn der Staat sich mit diesem Ge- 
biet befassen wollte, so würde das wegen der alsdann unvermeid- 
lichen bürokratischen Bevormundung zu Konsequenzen führen, 
die nicht zu ertragen wären. Abgesehen von der finanziellen 
Tragweite eines solchen Schrittes, die nicht hoch genug einge- 
schätzt werden dürfe, da es sich um Milliarden handeln könne, 
müßten auch die Folgen auf politischem Gebiet zu den lebhafte- 
sten Bedenken Anlaß geben. Denn ein solches Vorgehen würde 
den Staat mehr als ihm lieb sein könne, auf sozialistische Bahnen 
drängen. Und ergänzend fügte der Handelsminister hinzu, daß 
nach Auffassung der Staatsregierung die unmittelbare Hergabe 
von Staatsmitteln und die Uebernahme von Bürgschaften für 
den Bau von Kleinwohnungen nicht Aufgabe des Staates sei, 
sondern Aufgabe der Gemeinden bleiben müsse. Ausgenommen 
hiervon seien die Wohnungen für die in staatlichen Betrieben 
beschäftigten Personen. Die Hergabe von staatlichen Mitteln 
zur Förderung des Kleinwohnungsbaues im allgemeinen müsse 
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die Staatsregierung ablehnen, gleichwie die Uebernahme von 
Bürgschaften 7). 

So 1914. Aber der Krieg, der so vieles umstürzt, hat auch 
diese Grundsätze der preußischen Staatsregierung über den Hau- 
fen gerannt. Jetzt nach den schweren Verlusten, die der Krieg 
unserem Volke gebracht hat, erkennt die Regierung es als ihre 
Aufgabe an, die Erstellung von Kleinwohnungen allgemein und 
ohne Begrenzung auf einen bestimmten Personenkreis zu fördern. 
Die Beschränkung der staatlichen Wohnungsfürsorge auf einen 
bestimmten Personenkreis wird, wie in der Begründung zum Bürg- 
schaftssicherungsgesetz zu lesen ist, nicht mehr der Bedeutung 
gerecht, die das Wohnungswesen für die Gesundheit der Nation 
nach den schweren Verlusten der Krieges gewonnen hat. »Es 
muß jetzt alles daran gesetzt werden, daß unser Volk die unge- 
heure Einbuße an Kräften möglichst rasch wieder wettmacht. 
Dies geschieht u. a. dadurch, daß auch der Staat die unmittel- 
bare Fürsorge für das Kleinwohnungswesen als seine Aufgabe aner- 
kennt und für sie im Rahmen der zurzeit verfügbaren Kräfte 
Mittel bereit stellt. Konnte vor dem Kriege die Fürsorge für das 
Wohnungswesen mit Recht im wesentlichen den Kommunal- 
verbänden überlassen bleiben, so ist die Frage jetzt vielfach über 
den Bereich der kommunalen Bürgschaft hinausgewachsen. Da- 
mit soll nicht gesagt sein, daß der Staat an die Stelle der Kom- 
munalverbände treten will; davon kann weder organisatorisch 
noch wirtschaftlich die Rede sein. Es wird vielmehr anzustreben 
sein, daß Staat und Gemeinden zusammen an dem großen Werk 
arbeiten.« Also eine völlige Wandlung der Anschauungen der 
preußischen Staatsregierung! 

Das Alte stürzt, es ändert sich die Zeit, 
Und neues Leben blüht aus den Ruinen. 

Angesichts einer so völligen Wandlung der Anschauungen 
darf man sich wohl der Hoffnung hingeben, daß die Regierungen 
— nicht minder die des Reiches als die der Einze'staaten —- auch 
in anderer Beziehung den Bedürfnissen der Zeit auf dem Gebiete 
des Wohnungswesens gerecht werden und Mittel bereit ste'len, 
um Gemeinden Hilfeleistungen zu ermög\ichen, einmal für durch 
den Krieg und Kriegsmaßnahmen in Not geratene Hausbesitzer 
in Form der Zahlung rückständiger Hypothekenzinsen, Steuern 


7) Drucksachen des preußischen Abgeordnetenhauses Nr. 634 A. Session 
1914 /15. 
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usw. und zweitens für Kriegsteilnehmer oder deren Hinterblie- 
bene und sonstige durch den Krieg und Kriegsmaßnahmen in 
Not geratene Personen zwecks Abbürdung ihrer während des 
Krieges entstandenen Mietsschulden. Wir verkennen nicht, 
daß sowohl die Reichsregierung als auch die Regierungen einer 
Reihe von Bundesstaaten während des Krieges den Gemeinden 
in weitgehender Weise finanzielle Unterstützungen haben zuteil 
werden lassen und sie dadurch in den Stand gesetzt haben, in 
erheblichem Umfange Mietbeihilfen zu gewähren, Steuern zu 
stunden und ähnliche Maßnahmen zu treffen, die in gleicher 
Weise dem Wohnungsmieter wie dem Vermieter zum Vorteil 
gereichen, aber in der Hauptsache haben bisher die Gemeinden 
allein diese Aufgabe zu lösen versucht, sie haben aus eigener 
Kraft recht erhebliches geleistet, um den Familien der Kriegs- 
teilnehmer ihre Wohnungen zu erhalten und auf der anderen 
Seite den Hausbesitzern den Eingang des größten Teils ihrer 
Mieten zu sichern. Man wird es deshalb nur begrüßen können, 
wenn am 2I. Dezember 1915 im Wohnungsausschuß des Reichs- 
tages seitens der Unterkommission ein Antrag eingebracht ist, 
der neben der Errichtung von Kriegerheimstätten, der praktischen 
Ausgestaltung des Erbbaurechts, der Schaffung städtischer 
: Pfandbriefanstalten für zweite Hypotheken als gemeinnützige 
Anstalten mit Gemeinbürgschaft aller Hausbesitzer und der 
Einführung der unkündbaren Tilgungshypothek für städtischen 
Bodenkredit an erster und zweiter Stelle mit selbsttätiger Vorrük- 
kung der zweiten Hypothek in die getilgten Beträge der ersten 
eine Sicherheit der Hausbesitzerund Micter 
gegen die Folgen des Krieges fordert, und zwar soll 
diese Sicherheit im einzelnen gewährleistet werden durch a) Ver- 
bot der Kündigung der Hypotheken auf zwei Jahre nach dem 
Friedensschluß, mit allenfalls durch besondere Umstände begrün- 
deten Ausnahmen; b) Verbot der Steigerung der Mieten für 
Wohnungen unter 1200 Mark und Geschäftsräume unter 2000Mk. 
über die Preise vor dem Kriege hinaus, auf zwei Jahre nach dem 
Friedensschluß (soweit nicht besondere Umstände Ausnahmen er- 
heischen); c) Reichsunterstützung für jene Gemeinden, welche 
den Kriegsteilnehmern bzw. den betreffenden Hausbesitzern Miet- 
beiträge gewährt haben und weiter gewähren, d) Reichshilfe für 
die Abbürdung der während des Krieges gestundeten Mieten 
bzw. Hypothekenzinsen der heimkehrenden, bedürftigen oder 
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schwach bemittelten Krieger, unter Mitwirkung der Gemeinde. 
Eine ganz ähnliche Entschließung hat das preußische Abgeord- 
netenhaus einstimmig zum Entwurf des Schätzungsamtsge- 
setzes angenommen — ein Beweis dafür, wie dıingend das Be- 
dürfnis in allen Schichten der Bevölkerung empfunden wird. 

Wenn es auch unmöglich ist, das große Gebiet der Wohnungs- 
frage an dieser Stelle eıschöpfend zu behandeln, so dürfen wir 
doch nicht vorübergehen an den aus der Not des Krieges heraus 
geborenen Bestrebungen auf Schaffung von Kriegerheim- 
stätten, Bestrebungen, die nicht nur der Fürsorge für unsere 
zurückkehrenden Kriegsteilnehmer, sondern bis zu einem gewissen 
Grade auch der Fürsorge für die Befriedigung des Wohnungs- 
bedürfnisses im allgemeinen dienen. Der Hauptausschuß für 
Kriegerheimstätten hat im November 1915 die Grundsätze für 
ein Kriegerheimstättengesetz entworfen, das auch bereits den 
Wohnungsausschuß des Reichstages beschäftigt hat. Nach diesem 
Entwurf soll das Reich den Bundesstaaten die Mittel zur Errich- 
tung von Familienheimstätten für die deutschen Kriegsteilneh- 
mer oder ihre kriegsversorgungsberechtigten Hinterbliebenen 
unter bestimmten Voraussetzungen gewähren, auf die im einzelnen 
einzugehen zu weit führen würde. Für die Bebauung soll das 
Reich die Beleihung bis zu go % der reinen Baukosten hergeben, 
die als nötig und zweckmäßig vom Heimstättenausgeber aner- 
kannt sind. Während des Krieges und zwei Jahre danach soll 
eine Beleihung durch die Darlehenskassen eintreten, die unter 
entsprechendem Ausbau ihrer Beleihung bis zu 500 Millionen Mark 
Darlehenskassenscheine dafür ausgeben dürfen. Diese Beleihung 
ist mit 4 % zu verzinsen. Die gesamte Einnahme dient zur Ein- 
lösung der zu diesem Zwecke verausgabten Darlehenskassen- 
scheine. Innerhalb der genannten Frist hat eine endgültige ge- 
setzliche Regelung die öffentlichen oder öffentlich beaufsich- 
tigten Spargeldsammelstellen (Sozialversicherungen, Privatver- 
sicherungen, Sparkassen u. a.) mit einem Teil ihrer Jahresan'agen 
der Heimstättenbildung dienstbar zu machen. Für Darlehen 
anderer öffentlicher Geldgeber für die Kriegerheimstätten über- 
nimmt das Reich die Bürgschaft bis zu go % der reinen Bau- 
kosten. 

Die Ansichten darüber, ob sich die Schaffung besonderer 
Kriegerheimstätten empfiehit, sind geteilt. Heute, wo jeder 
einzelne von dem Gefühl des Dankes gegen die Krieger beseelt 


ad 
. 
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ist, findet der Gedanke in allen Schichten des Volkes Anklang, 
aber wenn es später gilt, ihn in die Tat umzusetzen, dann werden 
sich praktische Schwierigkeiten mannigfacher Art ergeben. Leich- 
ter durchführbar ist das Kapitalabfindungsgesetz, 
das den Kriegsteilnehmern und ihren Witwen die Möglichkeit 
geben soll, mit Hilfe eines Kapitals sich auf eigener Scholle an- 
sässig zu machen oder vorhandenes Besitztum zu erhalten. ‘In 
der gleichen Richtung bewegen sich das preußische Ge- 
setz zur Förderung der Ansiedelungen und 
das sächsische Gesetz über die Ansiedelung 
von Kriegsteilnehmern. Während sich die Begrün- 
dung zum preußischen Gesetzentwurf ganz allgemein darauf 
beschränkt, die Ansiedelung von Kriegsinvaliden, sei es in rein 
landwirtschaftlichen Verhältnissen, sei es in gartenmäßigen Be- 
trieben in der nächsten Umgebung der Städte als eine der geeig- 
netsten Maßnahmen zu bezeichnen, um ihre verminderte Arbeits- 
fähigkeit für sie selbst und für die Allgemeinheit nutzbringend zu 
verwerten, geht die Begründung des sächsischen Entwurfs des 
näheren auf die Bedeutung der Ansiedelung von Kriegsteilnehmern 
auch inbezug auf die Lösung der Wohnungsfrage ein. Die Regie- 
rung bezeichnet die Ansiedelung von Teilnehmern an dem gegen- 
wärtigen Kriege, insbesondere von Kriegsbeschädigten, auch für 
Sachsen, als eine bedeutsame Aufgabe. »Dem, der sein Leben 
eingesetzt hat für den Schutz der Heimat, sollte die Gelegen- 
heit gegeben werden, ein Stück dieses Heimatbodens sein eigen 
zu nennen und als Nahrungsquelle für sich und seine Familie 
zu nützen. Dabei wird es allgemein als nicht erstrebenswert ange- 
sehen, Kriegsbeschädigte in größerer Zahl dicht beieinander anzu- 
siedeln und so Invalidenkolonien zu schaffen. Auch kommt es 
bei der verhältnismäßig günstigen Zusammensetzung des länd- 
lichen Grundbesitzes nach der Größe des einzelnen Besitztums 
für Sachsen weniger in Betracht, neue Bauerngüter auf dem Wege 
der Zergliederung zu bilden, wenn schon auch dies nicht ausge- 
schlossen sein soll. Vielmehr gilt es, über Städte und Dörfer zer- 
streut, ländliche Handwerker und Arbeiterstellen zu schaffen 
mit einem Stück Nutzland, das gerade groß genug ist, den eigenen 
Bedarf des Besitzers und seiner Familie an Gemüse und Kartoffeln 
zu decken und etwas Kleinvieh darauf zu halten. Wird die länd- 
liche Kleinsiedelung — so verstanden — in größerem Umfange 
durchgeführt, so wird sie der Volksernährung und Volksgesund- 
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heit, der Volksvermehrung und Wehrkraft wichtige Dienste leisten, 
auch dazu beitragen können, daß der Landwirtschaft der nach dem 
Kriege voraussichtlich sehr empfindliche Mangel an Arbeits- 
kräften einigermaßen ersetzt wird. Der Besitzer einer solchen 
Stelle wird seinen Hauptberuf als landwirtschaftlicher oder indu- 
strieller Arbeiter, als Dorfhandwerker, Kleinhändler, Gemeindebe- 
diensteter, Krankenkassen- oder Genossenschaftsbeamier oder 
dergleichen zu finden haben. Für die Ansiedelung in diesem Sinne 
wird nur ausnahmsweise eine örtliche Bau- oder Siedelungsgesell- 
schaft als Unternehmerin in Betracht kommen. In der Regel wird 
die Gemeinde berufen und in der Lage sein, die Ansiedelung — 
zunächst Beschaffung von Land — in die Wege zu leiten. Zur 
Durchführung aber macht sich eine Mitwirkung von anderer 
Seite in doppelter Richtung notwendig, einmal eine zentrale, 
die vornehmlich darin zu bestehen haben wird, die in Frage kom- 
menden Grundstücke, nachdem sie auf ihre Eignung geprüft 
sind, den Ansiedelungserwerbern nachzuweisen, und diese zu 
sichern, sodann eine den örtlichen Verhältnissen näherstehende, 
die hauptsächlich der Grundstücksbeschaffung, Kreditvermitt- 
lung und Beratung zu dienen haben wird.« 

So erstrebenswert auch das Ziel ist, das die genannten Gesetze 
sich gesteckt haben, so darf man doch nicht vergessen, daß sie 
für die Wohnungsfrage nur eine untergeordnete Rolle spielen. 
Wir pflichten F u c hs 8) bei, daß auch bei möglichst weiter Aus- 
dehnung dieser Ansiedelung doch immer nur eine mehr oder weni- 
ger kleine Minderheit der Zurückkehrenden — insbesondere die 
Kriegsinva'iden und Hinterb iebenen Gefallener — von ihr, 
auch in der mehr städtischen Form der »Wohnheimstätten« 
werden Gebrauch machen können und vor allem auch wollen. 
Ihre Ausdehnung auf alle Kriegsteilnehmer und, wie dann nur 
billig wäre, auch auf alle entsprechenden Nichtkriegerfamilien 
bezeichnet Fuchs, so schön sie wäre, als eine Utopie. »Wir 
können die großen Städte mit ihren Riesenwerten auch wenn wir 
es gerne möchten, nicht einfach vom Erdboden vertilgen, also 
auch nicht plötzlich leerstehen lassen! Was wir vernünftiger- 
weise anstreben können, ist nur — und das ist schon wieder schwie- 
rig genug —, daß sie nicht in der bisherigen fehlerhaften Weise 
sich weiter ausdehnen, daß die künftige Siedelung und Bebauung 
auf dem bisher unbebauten Land besser wird.« 


© $) Karl Johannes Fuchs, Die Aufgaben der Wohnungspolitik in und nach 
dem Kriege. — Annalen für Soziale Politik und Gesetzgebung, Band V, Heft r.. 
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Worauf es in der Hauptsache ankommt, das ist die Be- 
kämpfung des Mietskasernentums mit seinen 
gesundheitlichen und sittlichen Gefahren und seiner Tendenz, 
den Preis des Grund und Bodens zu verteuern und dadurch die 
Mieten künstlich zu steigern. Dieser Kampf kann aber nicht allein 
geführt werden durch entsprecherde Aenderungen der Bau- 
ordnungen, noch dazu wenn sie, wie es bei dem preußischen 
Wohnungsgesetzentwurf der Fall ist, Hand in Hand gehen mit 
einschneidenden Eingriffen in das Selbstverwaltungsrecht der 
Gemeinden, sondern dazu bedarf es anderer weiteı ausschauer.der 
Mittel. Ein großzügiges Reformprogramm in dieser Hinsicht, 
das der weitesten Beachtung wert ist, hat Beuster?°) ent- 
worfen. Er empfiehlt r. Schaffung einer leistungs- 
fähigen Verwaltungsorganisation für das 
Siedelungswesen, welche Gewähr dafür bietet, daß 
eine einheitliche, zielbewußte Siedelungspolitik mit tiefster Sach- 
kunde und unter planvoller Zusammenfassung der anzuwenden- 
den technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Mittel betrieben 
wird, und zur Vermeidung der besonders für das Siedelungsge- 
werbe schädlichen Instanzenhäufung dasSchwergewicht der öffent- 
lichen Verwaltungsarbeit in die Lokalstelle verlegt, 2. Bereit- 
stellung von Finanzmitteln gemeinsam durch 
Reich, Staat und Kommune, einesteils im Inter- 
esse der Dezentralisation für den Ausbau des Kleinbahnnetzes 
und die Erschließung Öffentlichen Geländes ais billiges Babland, 
anderenteils für die Eröffnung billiger und ergiebiger Kredit- 
quellen für das Kleinwohnungs- und Kleinhauswesen durch 
Uebernahme der öffentlichen Bürgschaft in fest begrenztem Rah- 
men, für beide Zwecke auf streng wirtschaftlicher Basis, und 3. 
neben anderen gesetzgeberischen Maßnahmen die Schaffung 
eines Reichssiedelungsgesetzes, das die Grund- 
züge der Reform in den Hauptlinien festlegt, die zu ihrer Durch- 
führung erforderlichen Verwaltungseinrichtungen und Rechts- 
institute schafft und ein klarumrissenes Baurecht dem Grundei- 
gentümer gewährt. 

Eine große Rolle spielen die Bestrebungen, die daravf hinaus- 
laufen, de Erhaltung von unbeweglichem Eigen- 


. tum in derselben Hand zu erleichtern und 


die Gläubiger dinglich gesicherter Forde- 
®) l.c. Seite 30/31. 
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rungen zu schützen. Die zahlreichen Vorschläge, die 
in den Parlamenten und in der Literatur in dies:r Hinsicht ge- 
macht sind, haben sich zu einer Entschließung des preußischen 
Abgeordnetenhauses verdichtet, durch die eine Reihe von reichs- 
und staatsgesetzgeberischen Maßnahmen ang.regt werden. Die 
Entschließung, zu der sich die Regierung zustimmend geäußert 
hat, wünscht eine allmähliche Abtragung erst- 
stelliger Beleihungen, insoweit diese im Verhältnis 
zum Zeitwert des Grundstücks die übliche Höhe übersteigen. 
Dies soll insbesondere dadurch gefördert werden, daß ı. ein Ver- 
fahren geschaffen wird, durch welches auf Antrag eines der Be- 
teiligten im Wege der Einwirkung von Einigungsämtern oder an- 
deren Behörden eine Vereinbarung von Gläubigern und Schuldnern 
unter billiger Berücksichtigung der beiderseitigen wirtschaft- 
lichen Lage über das Fortbestehen des zeitigen Schuldverhält- 
nisses in und unmittelbar nach der Kriegszeit ermöglicht wird, 
2. im Falle des Zustandekommens einer Vereinbarung diese sowie 
die nachfolgende Eintragung im Grundbuch gebühren- und 
stempelfrei erfolgt, 3. im Falle der Uebertragung einer Hypo- 
thek das Vorrücken der nachstehenden Hypotheken in die getilg- 
ten Beträge durch Beschränkung der Eigentümerhypothek ge- 
fördert wird, 4. die Bestimmungen des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes über die Versteigerungsbedingungen derart geändert 
werden, daß den im Grundbuch eingetragenen zweitstelligen und 
nachstelligen Gläubigern das Herausbieten ihrer Forderungen 
erleichtert und nachteiligen Vereinbarungen zwischen dem vor- 
eingetragenen Gläubiger und einem unbeteiligten Dritten (Schie- 
ber) vorgebeugt wird, 5. die Wirksamkeit der Bundesratsverord- 
nungen betreffend die Bewilligung von Zahlungsfristen bei 
Hypothekenschulden in solchen Fällen über die Kriegszeit hinaus 
ausgedehnt wird, in denen es nach der angestellten Prüfung 
durch die besonderen Verhältnisse der Beteiligten geboten er- 
scheint, 6. ein nachstehender Hypothekengläubiger, welcher seit 
mindestens zwei Jahren als Gläubiger im Grundbuch eingetragen 
war und im Zwangsversteigerungsverfahren durch Ausgebot 
seiner Forderung Ersteher eines Grundstücks wird, von der Reichs- 
abgabe, dem Staatsst_mpel, dem Umsatzstempel und der Hälfte 
der durch die Zwangsveısteigerung entstehenden Gerichtskosten 
befreit wird, 7. diese Vergünstigung auch jedem Rechtsnachfolger 
des Inhabers einer solchen Forderung als Ersteher im Zwangsver- 
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steigerungsverfahren zusteht, welcher bei deren Erwerb nachge- 
wiesenermaßen den vollen Betrag bis zur Höhe von Io 000 Mark 
und von dem überschießenden Betrag mindestens die Hälfte 
bezahlt hat, auch wenn er zur Zeit der Versteigerung noch nicht 
zwei Jahre grundbuchlich eingetragener Inhaber der Forderung 
war, 8. der Erlaß nicht stattfindet, wenn der Gläubiger bei dem 
Erwerbe der Hypothek für diese keinen Gegenwert geleistet hat 
oder die Gegenleistung eine derartig geringe war, daß durch den 
Erlaß ein unbilliger Vorteil entsteht. 

Wir begnügen uns mit der Wiedergabe dieser Vorschläge, 
ohne sie im einzelnen einer Würdigung zu unterziehen. Jedenfalls 
ergibt sich schon allein daraus, eine wie gewaltige gesetzgeberische 
Arbeit bevorsteht, eine Arbeit, die nicht früh genug in Angriff 
genommen werden kann, wenn anders das weitverzweigte Pro- 
blem der städtischen Boden- und Wohnungsfragen seiner Lösung 
entgegengeführt werden soll. | 

Schließlich wäre noch kurz die in jüngster Zeit in Verbindung 
mit der Wohnungsfrage wiederaufgeworfene Frage zu streifen, 
ob es sich empfiehlt, dem zweiten Teil des Gesetzes über die 
Sicherung von Bauforderungen vom Jahre 
1909, der den Forderungen der Bauhandwerker einen Vorrang 
gewähren will, jetzt in Kraft treten zu lassen. Man wird nicht in 
Abrede stellen können, daß mit den Verlusten der Bauhand werker 
und anderer Nachhypothekare die Not der zweiten Hypothek 
“ zusammenhängt, die schon vor dem Kriege so groß geworden war, 
daß es immer schwerer hielt, auch bei hohen Zinssätzen 
überhaupt zweite Hypotheken zu erhalten. Aber andererseits 
wird man sich der Eıwägung nicht verschließen können, daß die 
Einführung des zweiten Teils des Gesetzes das Bauen verteuern 
wird und daß nach der Erklärung der Vertreter der Hypothekenban- 
ken, sie würden, wenn diese Vorschriften in Kraft treten, keine 
Baugelder mehr geben können, sondern Hypstheken erst nach Fer- 
tigstellung des Baues und nach Ablauf der Eintragungsfrist für die 
Baugläubiger gewähren, der Wohnungsbau leiden, die Wohnungs- 
not also zunehmen würde. Aus diesen Gründen wird m:n bei 
allem Mitleid mit den geschädigten Bauhandwerkern und bei 
noch so scharfer Verurteilung des Bauschwindels den Bestrebun- 
gen auf Einführung des zweiten Teils des Gesetzes doch mit einer 
gewissen Skespis gegenüberstehen müssen. 

Große Aufgaben harren ihrer Lösung nach dem Kriege. 
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Nicht daß der Krieg alle diese Probleme erst aufgerollt hätte. 
Nein, sie haben schon lange vorher bestanden, nur sind sie durch 
den Krieg mehr und mehr in den Vordergrund des allgemeinen 
Interesses gerückt, die Erfahrungen des Krieges haben auch 
solche Kreise, die sich bisher gleichgültig beiseite stellten, von der 
Notwendigkeit eines gesetzgeberischen Eingreifens auf einem der 
wichtigsten Gebiete überzeugt. Soll es wieder dahin kommen, 
wie nach 1870/71, wo man allein in Berlin zu dem auf den Friedens- 
schluß folgenden Umzugstermin mit mehr als IO 000 obdachlosen 
Familien, darunter auch zahlreichen Kriegerfamilien, zu rechnen 
hatte? Sollen weiter Millionen unserer Kinder im zartesten Alter 
in gesundheitsschädlichen Räumen dahinsiechen ? Sollen alle 
Opfer zur Bekämpfung der Tuberkulose vergebens gebracht sein, 
weil die aus den Lungenheilstätten Entlassenen wieder in luft- 
und lichtleere Räume zurückkehren müssen ? Soll die drohende 
Krisis auf dem Grundstücksmarkt, die weiteste Kreise ziehen 
und unser gesamtes Wirtschaftsleben in völlige Unordnung brin- 
gen würde, zum Ausbruch kommen, soll Arbeitslosigkeit stärksten 
Grades im Baugewerbe nach dem Kriege weiterbestehen, sollen 
tausende und abertausende Existenzen wirtschaftlich zusammen- 
brechen oder soll nicht vielmehr alles geschehen, um das schon 
schwer genug geschädigte Wirtschaftsleben vor weiteren Er- 
schütterungen zu bewahren ? Das ist die Kernfrage, eine Frage, 
an deren Lösung alle Schichten des Volkes, gleichviel auf welchem 
politischen Standpunkt sie stehen, in gleicher Weise interessiert 
sind. 
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Die Veränderungen in der Lebenshaltung städtischer 
Familien im Kriege. 
Von 


CARL von TYSZKA. 


Untersuchungen über die Lebenshaltung haben ihre be- 
sonderen Schwierigkeiten, denn das, was man mit Lebenshal- 
tung bezeichnet, ist innerhalb eines Volksganzen durchaus nichts 
einheitliches, sondern fast so vielgestaltig, als es Wirtschafts- 
einheiten überhaupt gibt. Streng genommen hat ja jede ein- 
zelne Wirtschaftseinheit eine von anderen abweichende Lebens- 
führung und Lebenshaltung, und man ist zur Erforschung der 
durchschnittlichen Lebenshaltung eines Volkes — und darauf 
kommt es uns an — immer nur auf eine — größere oder gerin- 
gere — Zahl von Haushaltungen, die sich uns für die Zwecke 
der Untersuchung darbieten, angewiesen, um aus deren Lebens- 
führung Schlüsse auf die Lebenshaltung des ganzen Volkes zu 
ziehen. Dadurch ist man stets der Gefahr ausgesetzt, Beson- 
derheiten der sich uns darbietenden Familien zu verallgemeinern. 
Die Fehlerquellen, die hieraus entstehen, werden sich nie ganz 
vermeiden lassen, wenn sie auch mit der Erweiterung des Kreises 
der Haushalte, die uns zur Verfügung stehen, abnehmen. Immer 
aber wird auch in dieser Beziehung eine kritische Prüfung und 
Sichtung der Haushaltsrechnungen geboten sein. 

Diese Vielgestaltigkeit der Lebenshaltung eines Volkes 
offenbart sich uns ganz besonders in der großen Unter- 
schiedlichkeit der Lebensweise in Stadt 
und Land, bei armen und reich bemittelten 
Familien, bei kinderlosen und solchen, die aus 
zahlreichen Köpfen bestehen. Den beiden letzteren 


Unterschiedlichkeiten kann durch Gliederung der Haushalte 
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nach Wohlhabenheitsstufen und Familiengrößen zweckent- 
sprechende Rechnung getragen werden. Der Verschiedenheit 
in der Lebensführung in Stadt und Land ist man zumeist da- 
durch aus dern Wege gegangen, daß man die Erhebungen auf 
städtische Haushalte beschränkte, und das platte Land ganz 
oder fast ganz unberücksichtigt ließ; und der Sprachgebrauch 
versteht auch unter Lebenshaltung schlechtweg die des Städters. 
Das ist nur die natürliche Folge der in den letzten Jahrzehnten 
in zunehmendem Maße eingetretenen Verstädtigung unseres 
ganzen Wirtschafts- und Kulturlebens, der Verschiebung des 
Schwerpunkts des völkischen Daseins vom Lande nach der 
Stadt. Die Beschränkung der Erhebungen über Lebenshaltung 
auf städtische Familien allein ist aber ferner auch begründet 
in der weit größeren Schwierigkeit, die sich solchen Erhebungen 
auf dem Lande als in der Stadt entgegenstellen. Abgesehen 
` davon, daß die ländliche unbemittelte Bevölkerung in der Mehr- 
zahl zur Führung von ordnungsmäßigen Haushaltsrechnungen 
wohl kaum fähig wäre, würde auch der vielfache Bezug von 
Naturalien, die sich nur schwer oder gar nicht in Geldwert aus- 
drücken lassen, eine Aufstellung von Haushaltsausgaben illu- 
sorisch machen. Die Ergebnisse der bislang veranstalteten 
Erhebungen über Lebenshaltung landwirtschaftlicher Arbeiter 
waren dementsprechend auch nur recht dürftig !). Unver- 
gleichlich höher standen demgegenüber die Ergebnisse der Unter- 
suchungen städtischer Haushalte. Besonders zwei Erhebungen 
der letzten Jahre sind hier zu nennen, auf die wir für unsere 
Zwecke fußen können: einmal die Erhebung von »Wirt- 
schaftsrechnungen minderbemittelter Fa- 
milien im Deutschen Reiche, bearbeitet im K ai- 
serlich Statistischen Amt, und ferner die »320 
Haushaltsrechnungenvon Metallarbeiterms, 
bearbeitet und herausgegeben vom Deutschen Metall- 
arbeiterverband. 

Gerade die Hervorhebung der Unterschiedlichkeit in der 
Lebensweise und Lebenshaltung des Städters vom Landbe- 
wohner ist aber für unsere Zwecke, für die Erkenntnis der Ver- 
änderung in der Lebenshaltung im Kriege, besonders wichtig. 

4) So vor allem die Erhebung des preußischen Landesökonomiekollegiums von 


1848, und die vom Kongreß deutscher Landwirte 1873 veranstaltete. Ein besseres Er- 
gebnis lieferte die Erhebung ländlicher Arbeiterhaushalte in der ProvinzPosen 1883. 
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Schon vor dem Kriege wohnte der zunehmenden Industrie- 
alisierung und Verstädtigung der deutschen Bevölkerung die 
Tendenz inne, den Abstand in der Lebensführung in Stadt und 
Land ständig zu vergrößern; diese Tendenz ist durch den Krieg 
in einer ganz eigenartigen Weise geändert worden, denn die 
Ernährungsweise, die vor dem Krieg in den Städten immer 
mehr eine animalische und fettreiche wurde, auf dem Land da- 
gegen eine mehr vegetabilische blieb, gestaltete sich in den Städten 
während des Krieges in zunehmendem Maße fleisch- und fett- 
arm, auf dem Lande blieb sie zum mindesten die alte, wenn sie 
nicht noch fleisch- und fettreicher wurde. Leider liegen über 
die Veränderungen der Lebensweise auf dem platten Lande 
während des Krieges keine Daten vor, nur die Veränderungen 
in dem Haushalt des Städters ließen sich einwandfrei erfassen. 
Daß aber die außerordentliche Verschlechterung und Erschwe- 
rung in der Lebensführung, die in der großen Knappheit an den 
wichtigsten Lebensmitteln, wie nicht minder in der dadurch 
hervorgerufenen enormen Verteuerung wurzelte, ausschließlich auf 
die Städte, insonderheit Großstädte, beschränkt war, und das platte 
Land kaum berührte, geht aus vielen sicheren Zeichen hervor. 
Gehen wir zur Darstellung der Veränderungen der städti- 
schen Lebensweise im Kriege von den beiden oben erwähnten 
großen Friedenserhebungenaus. WiewardieLebenshaltung 
minder begüterter Familien vor dem Kriege? 
Nach den Ermittlungen des Kaiserlich Statistischen Amts vom 
Jahre 1907/08, die sich über 852 Familien ?2) mit 3952 Personen er- 
streckte, stellten sich die Ausgaben für den täglichen Lebensbedarf, 
gegliedert nach Familiengrößen (Kopfstärken) folgendermaßen: 


Tabelle I. 
Die durchschnittlichen jährlichen Ausgaben betrugen: 









.| bei 317 Fam. 
zu 5—6 Pers. 


bei 114 Fam. | bei 852 Fam. 
über 6 Pers. überhaupt 


M. Proz. M. | Proz. 

















M. |Proz. 





mittel. ..... : 1084.56 46,0 













49,5| 1017.52| 45,5 
Kleidung, Wäsche 303.46) I2,9 13,6| 282.44| 12,6 
Wohnung, Haushalt.| 404.04| 19,4| 406.44| 17,2 I5,4| 401.27| 78,0 
Heizung, Belcuchtg.| 86.00 | 95.00) 4,0 4,0} 90.83| 41I 
Sonstiges .. ... 428.10) 20,5| 467.27| 19,9 17,2| 441.96| 19,8) 








s) Davon 701 Haushaltungen in Großstädten, 8ı in Mittelstädten, 34 in 
Kleinstädten, 16 in Landstädten, 20 auf dem platten Lande. 
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Die Ausgaben für die Ernährung beanspruchten bei diesen 
Familien — deren Gesamtausgaben zwischen 1500 und 2500 M. 
schwankten und deren Einnahmen zwischen 1500 und 3500 M. 
lagen — etwa 44—50 % der Gesamtausgaben; für Wohnung 
und Haushalt mußten 15—19 %, für Kleidung und Wäsche 
ı2—13 % und für Heizung und Beleuchtung rund 4 % auf- 
gewendet werden, so daß für ssonstige Bedürfnissee knapp noch 
20 %, zur Verfügung standen. Eine Lebensweise also, die man 
in diesen Einkommensstufen als recht zufriedenstellend wird 
bezeichnen können. 


Von besonderem Interesse ist für uns die Gliederung der 
Ausgaben für Nahrungs- und Genußmittel, die im folgenden 
gegeben sei. 


Tabelle II. 
Die durchschnittlichen Ausgaben für Ernährung betrugen: 





bei 421 Fam. | bei 317 Fam. || bei ıı4 Fam. 
zu 2—4 Pers. | zu 5—6 Pers. | über 6 Pers. 


Prz. v. Prz. v. Prz. v. 
Ernāh.| M. Ernåh,' M. Ernåk. 


T00 1084.96 | roo 1218.29 | 100 


Ausgaben für 

































Insges. für Ernährung . . . 


Fleisch, Schinken . .. . . 19,6 18,3 || 212.08 | 17,4 
Wurst 47 22: 0 8:4 % 6,2 5,7 60.34 | 5,0 
Fische, auch geräuch. . . . I,7 I,5 18.22 I,5 
Butter... .. 0.00% 8,6 9,0 || 109.48 | 9,0 
Schmalz, Margarine . 3,1 4,0 63.52 | 5,2 
Käse . 2.22 2220200 A I,7 1,6 17.50 I.4 
Ete a 3 2 na: ae 3,3 3,I 28.09 2,3 
Kartoffeln . . . .... n 3,0 3,4 76.59 3,8 
Grünwaren . . .....» 2,7 2,6 26.19 2,1 
Salz, Gewürz, Oel . .. . 0,9 I,o 12.82 I,o 
Zucker, Sirup, Honig . . . 2,4 2,7 37.20| 3. 
Mehl, Reis, Hülsenfrüchte . 2,7 3,0 39.70 3,3 
Obst, Südfrüchte . . ... 3,1 2,9 26.63 | 2,2 
Brot, Backwaren . ... . 13,7 16,9 262.62| 21,6 
Kaffee und Kaffeersatz 2,6 2,6 32.09 | 2,6 
Tee, Kakao ....... 0,9 0,9 9.44 0,8 
Milch u: 3.0: 0: ae 20 20,1 70,3 | 114.45 | 9,4 
Uebrige Getränke... . . 3:9 3,2 28.75 | 2,4 
Sonstiges ap u a aoa 0,2 0,2 5.29 0,4 
Tabak... 2.0. 3: 3 30 4% 2,4 I,9 17.51 I,4 
In Wirtschaften... ... 7,2 | 52 | 4978| MI 





t 
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Die »sonstigen« Ausgaben gliederten sich folgendermaßen: 


Tabelle III. 
An sonstigen Ausgaben entfielen: 





bei 421 Fam. bei 317 Fam. | bei 114 Fam. 
mit 2—4 Pers. || mit 5—6 Pers. || mit über 6 Pers. 
Sonstige Ausgaben |Prz. v. Prz. v. Prz. v. 
M. Ges.- M. Ges.- || 


ES EIN E anısp. 


Gesundheit, Körperpflege 
Unterricht, Schulgeld 
Geistige u. gesellige Bedürf- 





Staat, Gemeinde . . . . . 
Versicherungen . . .... 
Verkehrsmittel . . . .. . 
Pers. Bedienung . . ... 
Geldgeschenke . . .... 
Schulden, Zinsen . . . . . 
Erwerbskosten . ..... 
Sonstige Ausgaben 
Nicht verteilte Naturalien . 
Ersparnisse . . . 2.2... 





Diese Zahlen der Friedenserhebung — die noch durch Daten 
aus anderen Erhebungen vervollständigt werden sollen — 
bilden die Grundlage, auf der wir fußen müssen, wollen wir die 
Veränderungen, die der Krieg im Gefolge hatte, einwandfrei 
erfassen. Sehen wir sie uns daher zunächst etwas näher an. 

Unter den Ausgaben für die Ernährung sind die beiden 
größten Posten die für Fleisch und Fleischwaren und die für 
Brot und Backwaren. Erstere beanspruchten rund 22—25 %, 
letztere 13—2ı % der Ausgaben für Ernährung überhaupt, und 
zwar gingen mit wachsender Familiengröße die Ausgaben für 
Fleisch zurück, während die für Brot stiegen. An dritter Stelle 
standen die Ausgaben für Butter und Fette mit Ir —I4 %, an 
vierter die für Milch mit rund Io %. Die Ausgaben für die 
übrigen Lebensmittel blieben anteilig weit dahinter zurück. 
Außerordentlich gering waren die anteiligen Ausgaben für Fische 
und Käse, und standen die anteiligen Beträge, die für diese 
Nahrungsmittel verwandt wurden, hinter den Aufwendungen 
für Genußmittel wie Kaffee und Getränke (Alkohol) zurück. 
Fleisch, Fette (einschl. Butter), Brot, Milch 
standen somit den Ausgaben nach im Vor- 
dergrunde: für diese zusammen wurden rund 60 % der 
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Gesamtausgaben für Nahrungs- und Genußmittel aufgewendet. 

Die Betrachtung der Gliederung der ssonstigen« Aus- 
gaben zeigt die bemerkenswerte Tatsache, daß die Ausgaben 
für »geistige und gesellige Bedürfnisse, — wozu die für Bücher, 
Zeitungen, Vereine und Vergnügungen gehören, — an erster 
Stelle standen, und rund 4 % sämtlicher Ausgaben ausmachten. 
An zweiter Stelle standen die Ausgaben für Versicherungen, an 
dritter die für Gesundheit und Körperpflege, wobei aber zu be- 
merken, daß die Ausgaben für Versicherung (da Krankenkasse 
einbegriffen) einen Teil der hier einschlägigen Ausgaben schon 
enthalten. Ersparnisse betrugen rund 1%. Faßt man die Aus- 
gaben für geistige und gesellige Bedürfnisse, Unterricht, Gesund- 
heit, Versicherung, persönliche Bedienung und die Ersparnisse 
als Ausgaben für Kulturbedürfnisse zusammen, so 
zeigt sich die erfreuliche Tatsache, daß diese rund 12—14% 
der Gesamtausgaben betrugen. 

Vervollständigen wir das Bild noch durch Darstellung der 
Ausgaben, gegliedert nach Wohlhabenheitsstufen, 
die in folgender Tabelle zusammengefaßt sind. 


(Siehe Tabelle IV, Seite 847.) 


Mehrere interessante Tatsachen offenbart diese Tabelle. 
Zunächst die bekannte Erscheinung, daß mit zunehmendem 
Wohlstand der Anteil der Ausgaben für die notwendigen Lebens- 
bedürfnisse ab-, der für die Kulturbedürfnisse dagegen zunimmt. 
Die Ausgaben für die Ernährung gingen anteilig von 52,3% 
in der niedersten Einkommensstufe (unter 2000 M.) auf 36,2% 
in der höchsten (über 3000 M.) zurück; dagegen stieg_n die Aus- 
gaben für »Sonstiges« von 14,6 % auf 27,5%, darunter die für 
geistige und gesellige Bedürfnisse von 3,6% auf 4,5 %, die für 
Unterricht, Schulgeld von 0,5 % auf 3%, für Versicherungen 
von 3,1% auf 3,9%, für Körperpflege von 1,4% auf 3,7 % 
für persönliche Bedienung von 0,1 % auf 1,3%. Auch die Auf- 
wendungen für Kleidung und Wäsche nahmen mit zunehmendem 
Wohlstand anteilig zu, während die für Heizung und Beleuch- 
tung prozentual zurückgingen. 

Ganz besonders interessant und zur Beurteilung der durch 
den Krieg verursachten Veränderungen in der Lebensweise 
wichtig ist die anteilige Verschiebung der Ausgaben für die ein- 
zelnen Lebensmittel bei zunehmender Wohlhabenheit. Mit zu- 
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Tabelle IV. 


Gliederung der Ausgaben nach Wohlhabenheitsstufen. 


Ausgaben für 


Nahrungs- u. Genußmittel . 
kalas Davon ®) 

Fleisch, Schinken „ .,.. 

Wurst . 

Fische, auch geräuchert . . 

Butter . 


Käse... sarah a 


Salz, Gewürz, Oel .... 
Zucker, Sirup, Honig 
Mehl, Reis, Hülsenfrüchte . 
Obst, Südfrüchte 
Brot, Backwaren . .... 
Kaffee u. Kaffeersatz . . . 
Thee, Kakao ....... 
Uebrige Getränke . . . 
Milh ur u: 1 aa. ae 
Sonstige Nahrungsmittel 
Tabak ... 2.4 2% # 
In Wirtschaften 


Kleidung, Wäsche. . . . . 
Wohnung, Haushalt. . . . 
Heizung, Beleuchtung . . . 
Sonstiges... 2... 
Davon: Körperpflege 
Unterricht, Schulgeld 


Geistige u. gesellige Bedürf- 


nisse 
Staat, Gemeinde 
Versicherungen 
Verkehrsmittel . . . . . . 
Persönl. Bedienung 
Geldgeschenke 
Schulden, Zinsen 
Erwerbskosten . ..... 
Sonstige Ausgaben 

Nicht verteilte Naturalien 


e e o 0 0 8 o 8 ē % o o 4 


. >% o oò eo 


. ee ò> 8 ọọ >o 


| 418 Fam. mit | 





t emee 





weniger als 
2000 M. 
M. | Proz. 
853.07 
149.40 | 17,5? 
54.27 | 6,4 
13.16 I,5 
67.97 8,0 
39.04 | 46 
14.78 | 1,7 
24.45 2,9 
30.39 3,6 
19.75 2,3 
8.36 T,o 
23.14 2,7 
26.87 3,1 
20.36 2,4 
147.72 | 17:3 
22.79 2,7 
6.17 0,7 
28.97 3,4 
90.45 | 10,6 
1.46 0,2 
15.48 I,8 
48.08 5,6 
174.95 | 10,7 
289.03 | 17,7 
75:57 | 46 
237.50 | 14.6 
22.85 1,4 
7.88 0,5 
57.84 | 3,6 
19.30 I,2 
50.88 3,I 
19.87 I,2 
2.03 O,I 
5.35 0,3 
5.88 0,4 
6.38 0,4 
25.78 I,6 
1.88 0,I 
11.58 0,7 











293 Fam. mit 
2000—3000 M. 


M. 


1096.97 


210.32 
60.98 
16.61 
98.33 
41.17 
18.35 
34-39 
35.96 
28.09 
10.53 
27-94 
30.47 
31.03 

174.48 
29.18 

9.56 
38.06 
106.18 
2.51 
22.53 
70.30 

317.13 

424.50 
94.60 

455.64 
49.00 
25.69 


96.00 
30.69 
78.39 


| 34.12 
| 13.41 


13.02 


| 27.27 


8.21 
49.69 
1.24 
28.91 







| Proz. 


847 


ı4ı Fam. mit 
über 3000 M. 


M. 


45,9 || 1339.95 


(100) 

19,2 ‘|| 271.67 
5,6 67.96 
I,5 22.84 
9,0 || 136.79 
3:7 31.31 
I,7 | 18.86 
37 45.33 
3,3 | 35.87 
2,6 41.58 
0,9 11.44 
2,5 33.63 
2,8 | 36.63 
2,8 53.07 
75,9 197.55 
2,7 31.45 
0,9 15.59 
3,5 | 41.87 
9,7 132.39 

0,2 5.85 
2,0 32.08 
6,4 76.19 

13,3 || 529.06 
17,8 || 685.71 
4,0 || 128.26 
19,0 || 1019.63 
2,0 || 137.78 
ie 110.09 
4,0 || 165.53 
I,3 72.19 
3,3 || 144.83 
1,4 45-09 
0,6 48.70 
0,5 37.67 
I,I 66.08 
0,3 17.06 
2,1 112.00 
0,1 1.28 
I,2 60.73 


| Pyas. 


36,2 
(100) 
20,3?) 
5I 
I,7 
Io,2 
2,3 
I,4 
3,4 
2,7 
31 
0,9 
2,5 
2,7 
4,0 
14.7 
2,3 
I,2 
3,I 
9,9 
0,4 
2,4 
5,7 
14,3 
18,5 
3:5. 
27,5 
3:7 
3,0 


4:5 
2,0 
3:9 
I,2 
1,3 
I,0 
I,8 
0,5 
3,0 
0,0 
I,6 


3) Die Prozentsätze der einzelnen Nahrungsmittel sind von den Gesamt- 
ausgaben für Ernährung berechnet. 
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nehmender materieller Besserstellung stiegen die Ausgaben für 
Fleisch und Schinken (nicht dagegen für Wurst), ferner für 
Butter (nicht dagegen für Schmalz und Margarine), und zwar 
nicht nur absolut, sondern auch stark prozentual. Desgleichen 
stiegen die Ausgaben für Eier, absolut wie relativ. Dagegen 
sanken anteilig die Ausgaben für Brot und Backwaren und ganz 
besonders die für Kartoffeln, wiederum stiegen anteilig, wenn 
auch nur geringfügig, die Ausgaben für Grünwaren (Gemüse); 
während der Anteil der Ausgaben für Milch, Käse und Fische 
im ganzen ziemlich stabil blieb. Faßt man die Ausgaben für 
die einzelnen Nahrungsmittel in größeren Gruppen zusammen, 
so ergibt sich folgendes Bild: 


Einkommenstufen: unter 2000 M. 2000—3000 M. über 3000 M. 
tierische Nährmittel 53,2 % 53,5 % 54:3 % 
pflanzliche Nährmittel 31,4% 29,6 % 29,7% 
sonstige Nährmittel 15,4% 16,6 % 16,0 % 


Es offenbart sich also ganzdeutlicheine ausgesproche- 
ne Vorliebe für die Fleisch-und Fett-Nah- 
rung, die — natürlich bis zu gewissen Grenzen — vor allen 
anderen Nahrungsmitteln bevorzugt wird, und auf die, sobald es 
die Vermögensverhältnisse gestatten, unter Zurücksetzung der 
Kartoffel-, aber auch Brot- und Backwaren-Nahrung, mehr 
verausgabt wird ). | 

Zu ganz ähnlichen Ergebnissen führt auch eine Betrachtung 
der »320 Haushaltrechnungen von Metallarbeiterne. Nach diesen 
Budgets — die Familien mit niederen Einkommen, als sie die 
Erhebung des Kais. Statistischen Amts aufweist, umfassen — 
entfielen von den Gesamtausgaben 53,4 % auf Nahrungs- und 
Genußmittel, 14,5 % auf Wohnung, 12,9 % auf Kleidung, 4,3 % 
auf Heizung und Beleuchtung, 14,9 % auf »sonstigee Ausgaben. 
Von den einzelnen Nahrungsmitteln entfielen 25 % auf Fleisch 
und Wurst, 12,1 % auf Butter und Fette, 17,9 % auf Brot, 
8,9% auf Milch, 3,5 % auf Kartoffeln und 1,1 % auf Fische. 
9 Vgl. auch W. Gerloff, »Wirtschaftsführung und Haushaltsaufwand 
deutscher Volksschullehrer«, Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 
Bd. XXX, Heft 2, der zu dem gleichen Ergebnis kommt: »daß bei steigendem 
Haushaltsaufwand die Ausgabenquote für pflanzliche Nahrung schneller als 
jene für tierische Nahrung fällt. Von den Ausgabenquoten für tierische Nab- 
rung aber sinkt die für sonstige tierische Nahrung verwandte Quote der Ge- 
 samtausgaben schneller als das Ausgabenprozent für Fleisch. — Je geringer 


der Haushaltsaufwand überhaupt ist, desto größer ist die für pflanzliche Nah- 
rung verwandte Ausgabenquote« (S. 418). 
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Fassen wir zusammen: Der Schwerpunkt 
in der Ernährung des Städters lag in den 
letzten Jahrzehnten vor dem Kriegeinden 
animalischen Lebensmitteln; insbesondere 
wurde bevorzugt die Fleisch-, Fett-, Butter-, 
Eier- und Milch-Nahrung, für die allein 
rund 50% der Ausgaben für die Ernährung 
aufgewendet wurden; und deutlich war das 
Streben erkennbar, mit zunehmendem Wohl- 
stand die Aufwendungen für diese Nah- 
rungsmittel auf Kosten der Brot-, vor allem 
der Kartoffel-Nahrung zu vergrößern. 

Im Gegensatz hierzu stand die Lebensweise der 
Landbevölkerung. Freilich hatte auch der Bewohner 
des platten Landes in den letzten Jahrzehnten eine Zunahme 
der Fleisch- und eine Abnahme der vegetabilischen Nahrung zu 
verzeichnen®), das Streben nach Verbesserung der N ahrung 
war nicht allein dem Städter eigen. Aber einmal beansprucht 
die nervenaufbrauchendere Tätigkeit des Städters in Industrie, 
Handel-, Kaufmannschaft und Wissenschaft eine weit stärkere 
'eiweishaltige Nahrung als die ruhige, gemächliche Arbeit des 
Landmannes. Und diesem Bedürfnis des Städters wird am besten 
und leichtesten eine vorwiegende Fleischnahrung gerecht. So- 
dann aber spielt auch das Herkommen auf dem Lande eine viel 
größere Rolle als in der Stadt, die einmal angenommene Lebens- 
weise wird viel langsamer und schwerer geändert. Beides dürfte 
das Ueberwiegen der Fleisch- und Fettnahrung in den Städten, 
der mehr vegetabilischen Kost auf dem platten Lande aus- 
reichend erklären. Fest steht jedenfalls, daß in den letzten Jahr- 
zehnten vor dem Kriege in den Städten die animalische, auf 
dem Lande die vegetabilische Nahrung an erster Stelle stand ®). 

Welche Verschiebungen brachte der Krieg 
indergeschildertenLebensweise des Städters? — 

Der Kriegsausschuß für Konsumenten- 
interessen hat sich der verdienstvollen Aufgabe unter- 
zogen, durch Umfrage vermittels Fragebogen im Monat April 


5 Lichtenfelt, Geschichte der Ernährung, 1913, S. 207 und 258 ff. 
% Vgl. Brentano, Die deutschen Getreidezölle, II. Aufl. 1911, S. 12 
und die dort angezogene Literatur: ferner J. König, Chemie der Nahrungs- 
und Genußmittel, 1904, sowie M. Blok, Statistique agricole de la France, 1897. 
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1916 eine Erhebung über die Lebenshaltung städtischer Familien 
im Kriege (April 1916) zu veranstalten, auf Grund deren ein 
Bild zu gewinnen ist von den Veränderungen und Verschiebun- 
gen, die der Krieg mit seiner im Gefolge stehenden Teurung und 
Knappheit an Lebensmitteln im Haushalt des Städters hervır- 
gerufen hat. 

Die Fragebogen, die von den einzelnen Bezirks- und 
Ortsausschüssen in den einzelnen Städten an die Haushaltungen, 
die sich zur Teilnahme an der Erhebung bereit erklärt hatten, 
verschickt wurden, forderten Angaben über die Größe der 
Familien (Zahl der Erwachsenen, der Kinder von ıı—ı6, der 
von I—ıo Jahren und der Säuglinge), den Beruf des Haushal- 
tungsvorstands, des Gesamtarbeitsverdienstes im April, und 
die Ausgaben in diesem Monat, genau spezialisiert nach ähnlichen 
Rubriken, wie sie das Kais. Statistische Amt bei seiner Erhe- 
bung vom Jahre 1908 vorgesehen hatte. Besonders eingehend 
wurden die Ausgaben für die einzelnen Nahrungs- und Genuß- 
mittelerfragt. Neben den Ausgaben wurde auch noch der Ver- 
brauch anden einzelnen Nahrungsmitteln, soweit er sich in 
Gewichtsmengen feststellen ließ, erforscht. 

Von den versandten Fragebogen kamen rund 900 ausge- 
füllt zurück, von denen 858 gut brauchbar waren. Damit ist 
diese Erhebung zu einer der umfangreichsten dieser Art gewor- 
den, aus der sich sehr wohl ein Bild von der Lebenshaltung städti- 
scher Familien während des Krieges gewinnen läßt. Von diesen 
858 Familien entstammten 472 Großstädten, 279 Mittel- und 
107 Kleinstädten. Die Zahl der Familienmitglieder betrug 
4079 Personen insgesamt, davon 2261 Erwachsene, 758 Kind.r 
von ıı—I6 und 986 Kinder von I—Io Jahren, außerdem 74 
Säuglinge. | | 

Die Bearbeitung erstreckte sich vornehmlich auf die Er- 
fassung der durchschnittlichen Ausgaben und des durchschnitt- 
lichen Verbrauchs pro Kopf einer vollkonsumierenden Person, 
gegliedert nach Wohlhabenheitsstufen. Zur Herbeiführung einer 
solchen Konsumtionseinheit wurden Kinder unter 11 Jahren 
als nur halb konsumierend gezählt. Es ist diese Methode freilich 
eine wesentlich weniger vollkommene als die von Engel seiner- 
zeit vorgeschlagene » Quet«-Berechnung, die die Alters- und Ge- 
schlechts-Gliederung eingehend berücksichtigt. Allein man war 
hier angesichts der vorliegenden Fragebogen, die nur Kinder 
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im Alter von ı—ıo Jahren und solchen im Alter von ıır—ı6 
unterschieden, in einer gewissen Zwangslage. Für die Zwecke 
der vorliegenden Untersuchung, bei der es auf die Erfassung 
einer vollkonsumierenden Person ankam, dürfte die angewandte 
Methode der Berechnung der Kinder unter ıı Jahren als nur 
halbkonsumierend auch vollauf genügen. Eine jede Methode 
zur Herbeiführung von Konsumtionseinheiten und sei es auch 
die denkbar vollkommenste, schließt Fehlerquellen in sich. 

Die Einteilung nachWohlhabenheitsstufen zeigte 
folgendes Ergebnis: Ein Einkommen unter Ioo M. monatlich 
hatten 25 Familien mit 65 Köpfen, I00—200 M. 319 Familien 
mit 1249 Köpfen, 200—300 M. 27I Familien mit 1251 Köpfen, 
300—400 M. 139 Familien mit 685 Köpfen, 400—500 M. 37 Fa- 
milien mit 167 Köpfen, über 500 M. 32 Familien mit 184 Köpfen, 
nicht zu ermitteln war das Einkommen bei 35 Familien mit 
132 Köpfen, insgesamt 858 Familien mit 3733 Köpfen (Kinder 
unter II Jahren, wie erwähnt, halb gezählt). Die Mehrzahl der 
Familien gehörte somit dem bürgerlichen Mittelstand an, was 
auch eine Gliederung nach Berufen zeigte: höhere Beamte 
waren mit 48, mittlere Beamte mit 114, Unterbeamte mit 63 
vertreten. Angestellte in privaten Betrieben 166, Arbeiter 
(meist gelernte) 183, freie Berufe 22, alleinstehende, Krieger- 
frauen 31. Bei 231 Familien war der Beruf nicht angegeben. 
Eine Kombination der Wohlhabenheitsstufen mit den Berufen 
der Haushaltungsvorstände ergibt folgendes Bild. 






Wonulhabenheitsstufen. 
über 






























Berufe unter 






100 bis|200 bis|300 bis| 400 bis Uner- | Insge- 























100 M.|200 M.|2300 M.|400 M.|soo M.|500 M. |mittelt| samt 
Höhere Beamte — — | — 2I 7 17 ! 3 48 
Mittlere Beamte — 9 55 35 9 3 3 II4 
Unterbeamte I 53 | 9 — — | — — 63 
Angestellte I 4 ı 73 | 32 Io 5 I 166 
Arbeiter 2 105 | 59 17 — — — 183 
Kriegerfrauen II 19 | — — — | — I 31 
Freie Berufe — 2.3 — 4 | 3 | 8 22 
Unermittelte 10 85 | 72 34 7 4 19 | 231 
Zusammen | 25 | 319 | 271 | 139 | 37 | 32 | 35 | 858 


Die Gruppierung der Ausgaben. geglie- 
dertnach Wohlhabenheitsstufen, zeigt folgende 
Tabelle: 

Im Monat April 1916 stellten sich die durchschnittlichen 
Ausgaben, auf den Kopf berechnet, wie folgt: 
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bei 25 Fam. | bei 319 Fam. | bei 271 Fam. 
unter 100 M. | mit 100-200 M. | mit 200-300 M. 
Einkommen Einkommen Einkommen 


M. Pros. M. Pros. M. Pros. 


Ausgaben für 








Nahrungs- u. Genußmittel . . 37.82 | 55,23 
Miete .. u: vu u er a 7.25 | I0,57 
Kleidung, Wäsche. .... .f 6.71 9,78 
Heizung, Beleuchtung . . . . 2.43 3,54 
Sonstiges wo En nn 14.38 | 20,97 
Insgesamt ... .. 2.22... 63.41 | I00,00 | 58.54 | I00,00 | 68.59 | 100,0 


Die Ausgaben für die Ernährung beanspruchten demgemäß 
rund 42—59 % der Gesamtausgaben überhaupt, im Mittel: 52,1%, 
Miete 10—15 %, Kleidung und Wäsche 7—ıo %, Heizung und 
Beleuchtung rund 4 % und die Ausgaben für »Sonstigese 17—30 %. 
Schon an sich ist der hohe Anteil der Ausgaben für die Ernährung 
auffallend. Das ganze Bild wirdabererstdurcheinen Vergleich 
mit den Ergebnissen der Erhebung des Kai- 
serlich Statistischen Amts vom Jahre 1907/08 in 
das rchtige Licht gesetzt. Dieser Vergleich ist in der folgenden 
Tabelle gegeben, in dem die sich ungefähr entsprechenden Ein- 
kommensstufen der beiden Erhebungen einander gegenüber- 
gestellt wurden, nämlich: die Einkommenstufe unter 2000 M. 
jährlich des Kais. Stat. Amts zusammen mit der Monatsver- 
dienststufe I00—200 M. der Kriegserhebung, die Einkommens- 
stufe 2000—3000 M. jährlich mit der Mocnatsverdienststufe 
200—300 M. und die höchste Wohlhabenheitsstufe des Kais. 
Stat. Amts (über 3000 M.) mit der Monatseinkommensstufe 
von 300—400 M. Auf diese Weise ließ sich eine recht gute Ver- 
gleichbarkeit der Wohlhabenheitsklassen der beiden Erhebungen 
erzielen. 

(Siehe Tabelle VI, nächste Seite.) 


Auf den ersten Blick erhellt der erheblich größere 
Anteil der Ausgaben, der im Kriege auf Nahrungs- 
und Genußmittel verwandt werden mußte. Trotzdem 
die Familien der Kriegserhebung fast durchweg höheren Ein- 
kommensstufen angehören, als die des Kais. Stat. Amts — 
welcher Tatsache bei Anstellung von Vergleichen stets Rechnung 
getragen werden muß —, war selbst im Durchschnitt aller Fa- 
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bei 139 Fam. | bei 37 Fam. bei 32 Fam. | bei 35 Fam. bei 
mit 3—400 M.| mit4—500oM. | über 500 M. | Einkommen | sämtlichen 
Einkommen | Einkommen Einkommen | unermittelt 858 Fam. 


M. | Pros.| M. | Pros. | M. | Pros.| M. | Pros. | M. | Pros. 












49.29 | 46,81 
12.20 | II,59 
10.92 | 10,37. 

3.65 | 3,47 
29.23 | 27.75 


48.83 | 41,74 
17.58 | 15,03 
10.94 9,35 

4.48 | 3,83 
25.12 | 70.04 















41.67 | 49,87 
8.63 | 10,33 
8.34 | 9,98 
2.86 3,42 

22.05 | 26.40 


51.61 | 46,28 | 39.04 | 52,14 
14.37 | 12,89 | 7.99 | 10,67 
8.12 | 7,28 | 7.14 | 9,53 
4-92 | 441 | 2.70| 3,61 
32.49 | 239,14 | 18.00 | 24,05 


111.51 | r00,00 74.87 |I00,00 


















83.55 | 100,00 | 105.29 I00,00 116.96] I00,00 


Tabelle VI. 


Gegenüberstellung der anteiligen Ausgaben-Quoten nach der Erhebung des 
Kais. Stat. Amts v. J. 1907/08 und der Erhebung des Kriegsaussch. f. Konsum.- 
Int. v. April 1916. 










unter 2000 M | 2000-3000 M. | ıber 3000 M 
jährl. bzw. | jährl. bzw. | jährl. bzw. 


Von 100 der 100—200 M. | 200—300 M. | 300—400 M. Insgesamt 
Gesamtausgaben monatlich monatlich monatlich 

entfielen auf: Kais. | Krgs.- jais. | Krgs.- f Kais. | Krgs.-| Kais. | Krgs. 

Stat. | Aus- fotat. | Aus- Į|5tat.| Aus- |Stat. | Aus- 

Amt |schuß Amt |schuß JAmt | schuß [Amt |schuß 



















Nahrungs- u. Genuß- 


| | 





| 
mittel. ... . 52,3 ı 59,0 | 45,9 | 55,1 136,2 | 49,9 |45,5 | 521 
Wohnung, Haushalt] 17,17 | 10,2!) | 17,8 | 10,6 })| 18,5 | 10,3 !)| 18,0 ! 10,7!) 
Kleidung, Wäsche 10,7 9,9 | 13,3 | 9,8 114,3 | 10,0 | 12,6 9,5 
Heizung, Beleuchtg.| 4,6 | 39 | 40 | 3,5 | 35! 3,4 | 41 | 3,6 
Sonstiges . . . . 14,6 | 17,0 | 19,0 | 21,0 |27,5 | 26,4 | 19,8 | 24,1 


milien der Prozentsatz der Ausgaben für die Emährung im 
Kriege bedeutend höher (52,1 % gegen 45,5 %). Ganz besonders 
augenfällig wird diese Tatsache aber durch Betrachtung der 
einzelnen Wohlhabenheitsstufen. Hier ergab sich die außer- 
ordentlich interessante Erscheinung, daß der Abstand in den 
anteiligen Aufwendungen für die Ernährung im Frieden und 
im Kriege sich mit zunehmender Wohlhabenheitsstufe ver- 
größerte. — (In der niedersten Einkommensstufe 52,3 gegenüber 
59,0 %, in der mittleren 45,9 gegen 55,1 %, in der höchsten 
aber 36,2 gegen 49,9 %.) Der Krieg hat somit nicht allein den 
Anteil der Ausgaben, der für die Ernährung aufgewendet werden 
mußte, erheblich vergrößert, er hat auch sehr wesentlich die 
Tendenz, mit zunehmender Wohlhabenheit den Anteil der Aus- 
gaben für die physiologisch notwendigen Bedürfnisse zugunsten 


1) Nur Miete, ein Vergleich also unzulässig. 
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des Anteils der Ausgaben für Kulturbedürfnisse zu verringern, die 
ein erfreuliches Zeichen des Kulturfortschritts ist, abgeschwächt. 
Diese Tatsache erhellt auch aus einer Betrachtung der Aus- 
gaben für »Sonstigese. Im Frieden zeigten die Ausgaben hier- 
für mit zunehmendem Wohlstand eine starke Erhöhung, sie 
stiegen von I4,6 % in der niedersten Einkonımensstufe auf 
27,5 % in der höchsten. Im Kriege zeigte sich dagegen nur eine 
sehr mäßige Erhöhung des Anteils der sonstigen Ausgaben mit 
zunehmender materieller Besserstellung: von 17,0 % auf 26,4 %, 
der Anteil war damit in der höchsten Einkommensstufe sogar 
geringer als im Frieden. Der Krieg hat somit zu 
einersehr bedauerlichen Vergrößerung des 
Anteils der Ausgaben für die physiologisch 
notwendigen Bedürfnisse auf Kosten des 
Anteils der Ausgaben für Kulturbedürf- 
nisse, ganz besonders bei den etwas besserge- 
stellten Schichten, dem Mittelstand, geführt. 

Zur Verdeutlichung dieser Tatsache sehen wir uns die Aus- 
gaben für »Sonstigese etwas näher an. Die folgende Tabelle 
bringt die Gegenüberstellung der anteiligen Ausgabe-Quoten 
für ssonstige Bedürfnisse nach der Erhebung des Kais. Stat. 
Amts im Frieden und der Erhebung im Kriege. 


Tabelle VII. 
Gegenüberstelluung der anteiligen Ausgaben-Quoten 
für »sonstige Bedürfnisse« nach der Erhebung des Kais. Stat. Amts v. J. 1907/08 
und der Kriegserhebung des Konsumentenausschusses vom April 1916. 





unter 2000M.| 2000-3000 M.| über 3000 M. 

jährlich bzw. | jährl. bzw. | jährl. bzw. 

Von 100 der 100—200M, | 200—300 M. | 300—400 M. 

Gesamtausgaben monatlich monatlich monatlich 
entfielen auf: Ixais. |Krgs.- |Kais. |Krgs.- | Kais. |Krgs.- | Kais. |Krgs.- 

Stat. | Erhe- | Stat. | Erhe- | Stat. | Erhe- [ Stat. | Erhe- 

Amt | bung | Amt | bung | Amt | bung | Amt | bung 


Insgesamt 





Geistige u. gesellige 
Bedürfnise . . .| 3,6 | 3,5 


4,0 3:7 
Gesundheit, Körper- 
pilege. ..... 14 | 1,8 2,3 | 2,0 
Steuern (Staat, Ge- 
meinde) . . .. . 1,2 1,9 I,4 3,1 
Versicherungen . .| 3,1 2,4 3,4 3,0 
Verkehrsmittel . . .| 1,2 1,3 1,3 1,6 
Pers. Bedienung . .| 0,1 1,4 ~» 0,6 3,0 
Geschenke. .... 0,3 2,1 0,6 2,6 
Sonstiges . .... 3,2 1,7 6,2 4,4 
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Die Ausgaben für geistige und gesellige Be- 
dürfnisse, wozu die für Zeitungen, Bücher, Vereine, Ver- 
gnügen und Sport gerechnet sind, stiegen im Frieden anteils- 
mäßig mit steigendem Wohlstand von 3,6 % in der niedersten 
Einkommensstufe auf 4,5 % in der höchsten. Im Kriege dagegen 
blieb in den beiden höheren Wohlhabenheitsstufen der Anteil 
dieser Ausgaben recht erheblich hinter dem Friedensanteil 
zurück; die anteilige Steigerung dieser Ausgaben war mit zu- 
nehmender materiellet Besserstellung im Kriege nur eine ganz 
unwesentliche. Das gleiche Bild zeigt eine Betrachtung der 
Ausgaben für Gesundheit und Körperpflege, auch die Ausgaben 
für persönliche Bedienung zeigten im Kriege eine schwächere 
anteilsmäßig Steigerung als im Frieden. Nur allein die Ausgaben 
für Geschenke standen im Kriege prozentual bedeutend höher 
als im Frieden, was durch die Aufwendungen für Feldpost- 
sendungen an Angehörige im Felde erklärlich ist. Faßt man 
als Ausgaben für Kulturbedürfnisse die für geistige 
und gesellige Bedürfnisse, für Gesundheit, Körperpflege, Ver- 
sicherungen und für persönliche Bedienung zusammen, so be- 
trug der Anteil dieser in der niedersten Einkommensstufe im 
Frieden 8,2 %, im Kriege 9,1 %, dagegen in der höchsten Wohl- 
habenheitsstufe im Frieden 13,4 %, im Kriege nur 12,0 %. 
Die außerordentliche Belastung, die der Krieg gerade dem Mittel- 
stand gebracht hat, und die hier zu einer starken Einschränkung 
der Ausgaben für Kulturbedürfnisse gegenüber dem Frieden 
gezwungen hat, tritt hier deutlich in Erscheinung. 

Betrachten wir jetzt de Ausgaben für Ernäh- 
rung, spezialisiert nach den einzelnen Lebensmitteln, während 
des Krieges, im Monat April 1916 (Tabelle VIII). 


(Siehe nächste Seite) 


Von den gesamten Ausgaben für Nahrungs- und Genuß- 
mitteln im Hause beanspruchten die meisten Aufwendungen die 
für die Fleischnahrung mit im Monatsdurchschnitt pro Kopf 
7,33 M. = 21,8 %; schon hierbei fällt der recht hohe Prozent- 
satz, der im, Kriege für Fleischkonserven ausgegeben werden 
mußte (3,3 %, also rund !/, der Ausgaben für Fleisch) auf, ein 
deutliches Zeichen des Mangels an frischem Fleisch, der im 
April anfing einzutreten und in den folgenden Monaten noch 


weit größer wurde. An zweiter Stelle standen die Ausgaben 
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Tabelle 
Die durchschnittlichen Ausgaben für die Ernährung 
Es entfielen an Ausgaben 
Wohlhabenbeits- 


200—300 M. 
27ı Fam. 
1251 K., durch- 



















unter 100 M. | 100—200 M. 
25 Fam. 319 Fam. 
65 K., durch- |1249 K., durch- 
schnittl. Fam.-Ischnittl. Fam.-Ischnittl. Fam.- 
Gr. 2,6 Köpfe I Gr. 3,9 Köpfe | Gr. 4,6 Köpfe 


1. Nahrungsmittel im Hause: | M. | Proz. | M. | Proz. | M. 


ı Brot, Semmel usw. . . . | 3.38 | ız,2r | 3.48 | zı12,or | 3.45 | 10,00 
2 Sonstige Backware: Kuchen 


Ausgaben 










Keks usw. .. 2...» 0.97 3,221 0.73 2,31 | 0.84 2,43 
3 Mehl, Grütze, Teigwaren, 

Graupen usw. . . 2... 0.99 3,281 1.35 4qIIl 1.42 4,12 
4 Kartoffeln... . 2... 1.90 6,30 | 2.14 6,771 2.08 | 6,03 
5 Butter, Fett, Margarine, 

Oel, Schmalz . . .... 3.39 | 11,24 | 4.02 | 12,71 | 4.08| 11,83 
6 Fleisch, Wurst, Schinken 

USW. ur s sno soo 3-34 | II,07 | 4.97 | 15,72 6.25| 18,12 
7 Fleischkonserven . . . . - 2.15 7,13 | 1.04 3,29 | 1.39 4,03 
8 Fische, Räucherwaren, Krab- 

DEN 5. 207 4 3 l I.OI 3,35] 1.03 3,26 | 1.00 2,90 
9 Fischkonserven . ... . 0.48 2,591 0.37 7,17 | 0.44 I,28 
10: Eier a arte ae 1.28 424 | 2.07 6,55 | 2.31 6,70 
ir Milch: . ..: - = 2... #« 2.56 8,49 | 2.21 6,99 | 2.13 6,17 
12 Milchkonserven . . .. . 0.55 2,82 | 0.48 1,52 | 0.55 I,59 
13 Käse, Quark . ..... 0.64 2,12 į 0.88 2,78 | 0.97 2,81 


ı4 Gemüse, Obst, Dörrgemüse | 0.81 2,69 | 0.98 3,10| 1.16 3,36 
ı5 Gemüse- u. Obst-Konserven | 1.07 3,55 | 0.50 1,58 | 0.66 I,9I 
16 Obstmus, Marmelade, Kunst- 
































honig usw. . 2... .... 1.02 3,38 | 0.90 2,85 | 0.96 2,78 
17 Zucker . . 222000. 0.75 2,49 | 0.77 2,44 | 0.75 2,17 
ı8 Kakao, Schokolade, Süßig- | 

keiten . . 2 220000 0.67 2,22 | 0.54, 1,70| 0.57 1,65 
19 Gewürz, Salz, Essig, Zitro- | | 

nen usw. „2 2 2000. 0.42 I,39 | 0.51 1,601 0.57 1,65 
20 Bohnenkaffee, rein und in 

Mischungen . . x. ... 0.86 2,85 | 1.02 3,23 1.01 2,93 
21 Malz-, Korn-, Eichelkaffee, 

Zichorie usw. . 2.2.2... 0.50 1,66 | 0.44 1,39 | 0.40 1,15 
22 Getränke (alkoholfreie) 

Tee, Saft usw... .... 0.51 1,69 | 0.26 0,82 | 0.46 I,33 
23 Künstl. Lebensmittel, Er- 

satzstoffe . . . x 20.0. 0.30 0,99 | 0.35 I,II | 0.33 0,96 
24 Sonst. Nähr- u. Genußmittel | 0.61 2,02 | 0.63 1,991 0.72 2,09 
Nahrungsmittel zus. . . .. . 30.16 | 100 00 | 31.62 | 100 00 | 34.50 | 700 00 
II. Alkohol, Tabak, Zigarren | 0.99 | "2,83| 1.30| 3,76| 1.43 3,78 

Zusammen . . . . |3115} — [32.9 | — 


III. Ausgaben für Speisen u. 
Getränke außer dem Hause 


Ausgaben für Nahrungs- u. Ge- 
nußmittel in u. außer dem 
Hause zusammen . .... 





3.87 | II,05 
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VII. 

im April 1916, gegliedert nach Wohlhabenheitsstufen. 

für Ernährung pro Kopf: 





stufen 
300—400 M. 400—500 M. | über 500 M. | Unermittelt Insgesamt 
139 Fam. 37 Fam. 32 Fam. 35 Fam. 858 Fam. 


635 K., durch- |167 K., durch-| 184 K., durch-| 132 K., durch-| 3733 K., durch- 
schnittl. Fam.- |schnittl. Fam.-| schnittl. Fam.-] schnittl. Fam.-| schnittl. Fam.- 
Gr. 4,9 Köpfe | Gr. 4,5 Köpfe | Gr. 5,7 Köpfe | Gr. 3,7 Köpfe | Gr. 4,3 Köpfe 


M. | Proz. | M. | Proz.| M. | Proz. | M. | Proz. | M. | Proz. 
3.37 8,86 | 3.45 7:83 | 3.28 7:44 | 3-47 | 7,80 | 3-44 9,69 


o.8o | 2,2701 1.38| 3,3] 1.19| 2701| 0.97 2,18 | 0.85 | 2,39 


1.57 4,13] 1.84 4,18 | 1.97 4,47 | 1.87 4,20 | 1.48 4,17 
2.11 5,541 1.81 4,II | 1.63 3,701 1.81 4,07 | 206 5,80 


4.52 | II,89 | 4.32 9,80 | 4.27 9,70 | 4.48 | 120,07 | 4.16 | 11,72 


7.70 | 20,25 | 9.87 | 22,40 | 10.62 | 24,72 | 9.62 | 21,63 | 6.55 | 18,46 
1.20 3,16 | 0.84 I,9I| 0.73 1,66 | 1.67 3,75 | 1.18 3,32 


1.24 3,261 1.35 3,06 | 1.73 4,04 | 1.50 3,37 | 1.14 3,2I 
0.49 I,29 | 0.72 1,631 0.47 I,07 | 0.46 1,03 | 0.46 1,30 
2.67 7,021 3.17 7,19 | 2.66 6,03 | 2.93 6,59 | 2.36 6,65 
2.12 5.57 | 2.40 5:45 | 2.53 5:74 | 3.10 6,97 | 2.23 6,28 
0.49| 229 | 0.90 | 204| 0.65 | 24:8] 0.38| 0851| 0.55) 2,55 
1.08 2,84] 1.21 2,751 1.42 3,22 | 1.57 3,53 | 1.01 2,84 
1.65 | 434| 219| 9497| 2.471 5612| 2.42| 5,44] 1.35 | 3,80 
0.81 2,13 | 1.07 2,431 1.24 2,82 | 1.22 2,74 | 0.73 2,06 


1.10 2,89 | 1.44 3,271 1.38 3,131 1.15 2,59 | 1.02 2,87 
0.76 2,00 | 0.83 I,88 | 0.81 I,84 | 0.86 2,931 0.77 2,17 


0.78 2,05 | 1.00 2,27 | 1.11 2,52 | 1.09 2,45 | 0.70 I,97 
0.62 1,631 0.79 I,79 | 0.80 I,82 | 0.51 I,I5| 0.57 I,6I 
1.16 3,05 | 1.51 3,431 1.04 2,361 0.92.| 2,07 | 1.06 2,99 
0.37 0,97 | 0.38 0,861 0.27 0,61 | 0.41 0,92 | 0.40 1,13 
0.45 I,ı8l 0.68 12,54 | 0.58 I,32 | 0.77 I,73 | 0.42 1,18 


0.28 0,741 0.42 0,95 | 0.34 0,77 | 0.67 I.52 | 0.34 |. 0,96 . 
0.69 I,8I | 0.49 I,ı2 | 0.80 1,82 | 0.63 I,42 | 0.67 I,88 

















38.03 | 100,00 rn 100,00 | 44.04 | 100,00 | 44.48 | 700,00 | 35.50 | 700,00 
1.70 4,08 | 2.63 5,34 | 1.85 3:79 | 2.55 4:94 | 1.53 3,92 
3973| — 146.69| — 37.03 | — 


1.94 | 4,66 | 2.60 5,27 a 5,14 














41.67 | — 
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für Butter und Fette mit 11,7 %, an dritter die für Brot, die 
aber zusammen mit anderem Backwerk (Keks, Kuchen usw.) 
die für Butter und Fette noch übertreffen. Eine weitere Be- 
trachtung zeigt die starken anteiligen Aufwendungen für Fische 
und Fischkonserven (zusammen 4,5 %, davon Fischkonserven 
1,3 %), für Marmeladen und Kunsthonig 2,9 %, und für Milch- 
konserven 1,5 %, die deutliche Zeichen der Kriegswirtschaft 
sind; des Knapperwerdens von frischen echten Nahrungsmitteln, 
an deren Stelle Ersatzstoffe treten. Ausgaben für solche Ersatz- 
stoffe ohne nähere Angaben finden wir mit fast ı % verzeichnet. 
e Eine Betrachtung innerhalb der einzelnen Einkommens- 
stufen zeigt die uns schon bekannte Erscheinung der Abnahme 
des Anteils der Ausgaben für Brot, sowie für Kartoffeln, der 
Zunahme des Anteils der Aufwendungen für Fleisch- und Fleisch- 
waren wie für Eier bei zunehmender Wohlhabenheit. Auf- 
fallend ist dagegen die Abnahme des Anteils der Ausgaben für 
Butter und Fette mit zunehmender materieller Besserstellung, 
die im Gegensatz zu der Friedenserhebung steht, und in der 
zunehmenden Knappheit an Butter, die inmer mehr durch 
Margarine ersetzt werden mußte — ‘deren Ausgabenanteil, wie 
oben festgestellt, mit zunehmendem Wohlstand abnimmt — 
begründet ist. Recht bemerkenswert ist ferner, daß die Aus- 
gaben für Fleischkonserven mit zunehmendem Wohlstand ab- 
solut wie relativ zurückgehen, ein Zeichen, daß die ärmere Be- 
völkerung statt des stark verteuerten frischen Fleisches sich 
immer mehr mit den billigeren aber miinderwertigen Konserven 
begnügen mußte. Ein etwas anderes Bild zeigen die Ausgaben 
für Gemüsekonserven, die mit steigender Einkommensstufe sich 
vergrößern. Die Unterscheidung der Ausgaben für Bohnen- 
kaffee und Kaffee-Ersatz zeigt, wie mit zunehmendem Wohl- 
stand die Ausgaben für ersteres wachsen, für letzteres zurück- 
gehen. Die Ausgaben für Schokolade, Kakao, Süßigkeiten 
zeigten mit zunehmenden Einnahmen eine Vergrößerung, die 
für Zucker dagegen eine Verringerung. 

Aber erst eine Gegenüberstellung mit den an- 
teiligen Ausgabenquoten im Frieden, die 
in Tabelle IX versucht ist, zeigt uns die bedeutenden Verschie- 
bungen in den anteiligen Ausgaben für die Ernährung, die der 
Krieg im Gefolge gehabt hat. 
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“ Tabelle IX. 


Gegenüberstellung der anteiligen Ausgabequoten für Ernährung nach der 
Erhebung des Kais. Statistischen Amts vom Jahre 1907/08 und der Kriegser- 
hebung des Konsumentenausschusses vom April 1916. 








unter 2000 M. | 2000—3000 M. 
jährlich bzw. | jährlich bzw. 
100—200 M. 200—300 M. 


über 3000 M. 
jährlich bzw. 
300—400 M. 






Von 100 der Ausgaben für 








Ernährung entfielen auf; monatlich monatlich monatlich 
| Kais. | Krgs.- 
Stat. | Erhe- 
Amt | bung 





Brot u. Backwaren ... . 17,3 | 13,3 | 15,9 12,4 14,7 11,0 
Mehl, Grütze... .... 3,1 4I 2,8 4,1 2,7 4,1 
Kartoffeln . . ». 2... 3,6 6,8 3,3 6,0 2,7 5,5 
Butter, Fette. ...... 12,6 12,7 | 12,7 11,8 12,5 | 11,9 
Fleisch, Fleischwaren . . . 123,9 19,0 | 24,8 22,1 25,4 | 23,4 
Fische, Räucherwaren . . . 1,5 44 1,5 4,2 1,7 4,5 
Bier. u ee ee 2,9 6,5 3,1 6,7 3,4 7,2 
Milch aie re wen 10,6 8,5 9,7 7,8 9,9 6,9 
Käse, Quark . ...... 1,7 2,8 1,7 2,8 1,4 2,8 
Zucker, Sirup, Honig . . . | 27 | 53 | 25 | 49 | 25 | 49 
Gemüse und Obst . . . . 4,7 4:7 5:4 5,3 7,1 6,5 
Gewürze usw. . 2 22 .. 1,0 1,6 0,9 1,6 0,9 1,6 
Schokolade, Kakao . . . . 0,7 1,7 0,9 1,6 I,2 2,0 
Kaffee und Kaffeersatz . . 2,7 4,6 2,7 4,1 2,3 4,0 
Tabak, (Alkohol) .... . 1,81) 3,8 2,0!) 3,8 241) 41 
In Gastwirtschaften . . . . 5,6 4,7 6,4 5,0 5,7 4,7 


Auf den ersten Blick fällt die anteilige Verminderung der 
Ausgaben für Brot und Backwaren, Fette und Butter, Fleisch 
und Fleischwaren sowie für Milch im Kriege gegenüber dem 
Frieden auf. In der mittleren Einkommensstufe ging der An- 
teil der Ausgaben für Brot und Backwaren von 15,9 % im Frie- 
den auf 12,4 % im Kriege zurück, der für Butter und Fette 
minderte sich von 12,7 % auf 11,8 %, der für Fleisch und Fleisch- 
waren von 24,8 % auf 22,1 %, — wobei noch zu berücksich- 
tigen, daß von diesen 22,1 %, 3,2 % Ausgaben für Fleischkon- 
serven sind. — Der Anteil der Ausgaben für Milch sank von 
9,7 % auf 7,8 %. Diese Nahrungsmittel, vor allem Fleisch, Fett, 
Butter sind aber, wie wir oben feststellen konnten, die für die 
Ernährung des Städters wichtigsten, in denen der Schwerpunkt 
in der städtischen Lebensweise liegt, und die Vergrößerung der 
Aufwendungen dafür mit steigender materieller Besserstellung 
~ 1) Nur Tabak. 
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war deutlich erkennbar. Der Krieg brachte somit 
eine starke Einschränkung in der antei- 
ligen Aufwendung für diese wertvollsten 
Lebensmittel, dagegen eine Vergrößerung 
der Anteils der Ausgaben für die Nahrungs- 
mittel, die — zumeist infolge ihrer physio- 
logischen Minderwertigkeit — im Frieden 
erst an zweiter Stelle standen, besonders bei gu- 
nehmendem Wohlstand in den Hintergrund traten, und mehr 
der Ernährung der geringbemittelten Schichten dienten: vor 
allem der Kartoffel. Der Anteil der Ausgaben für dieses 
Nahrungsmittel vergrößerte sich in der niedersten Einkommens- 
stufe von 3,6 % im Frieden auf 6,8 %, im Kriege, in der mitt- 
leren Wohlhabenheitsstufe stieg der Anteil von 3,3 % auf 6,0 % 
und in der höchsten von 2,7 % auf 5,5 %, also eine sehr beträcht- 
liche Erhöhung in allen drei Einkommensstufen, fast eine Ver- 
doppelung der anteiligen Aufwendungen dafür. Außerordent- 
lich vermehrten sich sodann die anteiligen Ausgaben für Fische 
und Räucherwaren, ein Nahrungsmittel, von dem das deutsche 
Volk im Frieden — im Gegensatz zur holländischen, dänischen 
und englischen Bevölkerung — nur spärlich Gebrauch machte, 
das aber jetzt die stark verteuerte und sehr knappe Fleisch- 
nahrung ersetzen mußte. Die anteiligen Ausgaben für Fische 
usw. erhöhten sich in der niedersten Einkommensstufe von 
1,5 % auf 4,4 %, in der höchsten von 1,7 % auf 4,5 %. Eine 
sehr bedeutende Vermehrung zeigten sodann die anteiligen Auf- 
wendungen für Eier, von 3,1 % auf 6,7 % in der mittleren Wohl- 
habenheitsstufe, in erster Linie eine Folge der außerordentlichen 
Preissteigerung, denn der Konsum von Eiern steigerte sich nur 
gering. Ferner vergrößerten sich die anteiligen Ausgaben für 
Zucker, Sirup (hierunter fällt auch Marmelade), Honig: in der 
mittleren Einkommensstufe von 2,5 % auf 4,9%; der stark 
gestiegene Verbrauch von Marmelade — die an Stelle der ver- 
teuerten und sehr knapp gewordenen Butter trat — dürfte hier 
die Ursache der Vermehrung der Ausgaben sein. Weiter erfuhren 
eine Erhöhung die anteiligen Ausgaben für Käse von 1,7 % auf 
2,8 %, (Käse trat an Stelle der knapp gewordenen Milch und 
Butter), desgleichen die Aufwendungen für Schokolade, Kakao, 
Kaffee und Kaffee-Ersatz, beides eine Folge der enorm gestie- 
genen Preise dafür. Die Verminderung der anteiligen Ausgaben 
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für Gemüse und Obst dürfte auf die Jahreszeit der Aufnahme der 
Kriegserhebung (April, in dem es wenig Gemüse und Obst gibt) 
zurückzuführen sein. 

Der Krieg hat somit in die Lebensweise 
des Städters — von der Ausgabenseite aus 
betrachtet — tief eingeschnitten, und sie 
in vieler Beziehung durchgreifend geän- 
dert. Er brachte einmal eine Vermehrung 
der anteiligen Ausgaben für die notwen- 
digsten Bedürfnisse auf Kosten der Auf- 
wendungen für Kulturbedürfnisse, beson- 
ders auch in den materiell etwas besser 
gestellten Schichten, dem Mittelstand. In 
der Ernährungsweise hatte er einen recht 
beträchtlichen anteiligen Rückgangin den 
Aufwendungen für die infolge ihres Nähr- 
wertes bevorzugten und mitsteigender Kul- 
turstufe auch mehr konsumierten Nahrungs- 
mittel: vor allem für Fleisch, Fette, But- 
ter, Milch; dagegen eineanteilige Vergröße- 
rung der Ausgaben für die minderwertigen 
Nahrungsmittel, besonders für Kartoffel, 
aber auch für Fische zu Folge. 


Wir haben bisher nur die Veränderungen und Verschiebun- 
gen, die der Krieg innerhalb der Gesamtausgaben gebracht hat, 
das heißt die Verschiebung der anteiligen Ausgaben betrachtet. 
Versuchen wir jetzt ein Bild zu gewinnen von den tatsäch- 
lichen Mehr- bzw. Minderausgaben für die ein- 
zelnen Nahrungsmittel im Kriege gegenüber dem Frieden, d. h. 
die tatsächlichen Veränderungen und Verschiebungen festzu- 
stellen. 

Dieser Versuch ist in Tabelle X und XI gemacht. In den 
beiden Tabellen sind die auf den Kopf entfallenden monatlichen 
Ausgaben nach der Erhebung des Kais. Stat. Amts vom Jahre 
1907/08 und der der vorliegenden Kriegserhebung vom April 1916 
gegenübergestellt. Es war dazu notwendig, die Ausgaben des 
Kais. Stat. Amts in derselben Weise wie die der Kriegserhebung 
pro Kopf umzurechnen, das heißt beidemal innerhalb der ein- 
zelnen Familien die Kinder unter ıı Jahren halb zu zählen, 
um vergleichbare Resultate zu erzielen, beide Ausgaben gleich- 
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sam auf einen einheitlichen Nenner zu bringen: eine vollkon- 
sumierende Person. Die auf den Kopf entfallenden durchschnitt- 
lichen monatlichen Ausgaben beziehen sich beim Kais. Stat. 
Amt auf 852 Familien mit 3298 Köpfen, bei der Kriegserhebung 
auf 858 Familien mit 3733 Köpfen. 


Tabelle X. 


Gegenüberstellung der auf den Kopf entfallenden monatlichen Ausgaben 
nach der Erhebung des Kais. Statistischen Amtes vom Jahre 1907/08 und der 
Erhebung des Kriegsausschusses für Konsumenteninteressen im April 1916. 


Kais. Stat. Amt: 852 Haushalte mit 3298 a Kinder unter 11 J. 
















Kr.-Aussch. f. Kons.-Int. 858 Haushalte mit 3733 Köpfen halb gezählt. 
Kais. Stat. Kriegs-Aussch. | Mehrausgaben 

Amt für Kons.-Int.]| im Kriege 
Ausgaben M. | Proz. M. Pros. M. | Pros. 

Anteil Anteil | 

Nahrungs- u. Genußmittel . [21.90 | 45,57 | 39.04 53,14 | 17.14 | 78,26 
Wohnung, Haushalt. . . . 1 8.63) 17,97] 8.47 | z1,31 |— 0.16 |— 0,18 
Kleidung, Wäsche. . ... 6.08 | 12,65 | 7.14 9,53 1.06 | 17,43 
Heizung, Beleuchtung . . . | 1.95 4,06 2.70 3,61 0.75 | 38,46 
Steuern . oa ses esa 0.68 I,43 | 2.32 3,70 1.64 | 241,17 
Geistige u. gesell. Bedürfnisse | 1.91 3,98 3.50 4,68 1.59| 83,25 
Versicherungen . ..... 1.63 3,39 2.25 3,01 0.62 | 38,04 
Verkehrsmittel . . ....» 0.62 I,29 | 1.17 I,56 0.55 | 88,71 
Pers. Bedienung ..... 0.29 0,60 | 2.27 3,03 1.98 | 682,75 
Geschenke . .. 2.2... 0.29 0,60 1.94 2,59 1.65 | 568,96 
Körperpflege . ...... 1.10 2,29 1.48 I,98 0.38 | 34,55 
Sonstiges. . . 2 2 220% 2.97 6,17 2.59 3,46 | —0.38 |—12,79 
Zusammen . . . .| 48.05 | 200,00 | 74.87 | 200,00 | 26.82 | 55,81 


(Siehe Tabelle XI nächste Seite.) 


Bei einem Vergleich der Ergebnisse beider Erhebungen, wie 
er in den Tabellen X und XI zur Darstellung gelangt, wird zu- 
nächst zu berücksichtigen sein, daß die Familien der Kriegs- 
erhebung im Durchschnitt höheren Einkommensstufen ange- 
hören als die des Kais. Stat. Amts, die Mehrausgaben also zu 
einem Teil auf die materielle Besserstellung jener Familien zu- 
rückzuführen sind. Man wird vor allem die Zunahme der Ge- 
samtausgaben, die 55,8 % beträgt, nicht allein’ auf die Ver- 
teurung der Lebenshaltung im Krieg schieben können. Auch 
die Zunahme der Ausgaben für geistige und gesellige Bedürf- 
nisse, für Versicherungen und persönliche Bedienung gibt von 
den Verschiebungen, die der Krieg in diesen Ausgaben gebracht 
hat, kein wahrheitsgetreues Bild. Bei einem Vergleich der 
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Tabelle XI, 
Gegenüberstellung der auf den Kopf entfallenden monatlichen Ausgaben 


für die Ernährung nach der Erhebung der Kais. Stat. Amt. v. J. 1907/08 und 
der Erhebung des Kriegsausschuss f. Konsumenteninteressen v. April 1916. 


Kais. Stat. Amt. 852 Haushalte mit 3298 a Kinder unter 
Kriegs. Aussch. f. Kons.-Int. 858 Haushalte mit 3733 Köpfen] ıı J. halb gez. 











Kais. Stat. Kriegs-Aussch. | Mehrausgaben 
Ausgaben für die Amt f. Kons.-Int. im Kriege 
Ernährung M. | Pros. M. Proz. M. Proz. 
Anteil Anteil | 

Brot und Backwaren .. 3.56 | 17,661 4.29 | 12,08 | 0.73 | 20,50 
Mehl, Grütze . . .... 0.64 3,17 1.48 4,17 0.84 | 131,25 
Kartoffeln . . . .... 0.72 3,57 2.06 5,80 1.34 | 186,II 
Butter, Fette. ..... 2.76 | 13,69| 4.16 | 11,72 1.40 | 50,73 
Fleisch, Fleischwaren . . 5.37 | 26,64 7.73 | 21,78 2.36 | 43,94 
Fische, Räucherwaren . . 0.34 I,68 1.60 4,5I 1.26 | 370,58 
Eier, 0.2 5:0 8 ee 0.67 3,32 | 2.36 6,65 1.69 | 2532,23 
Milch =... =... =. 6% 2.21 10,96 | 2.78 7,83 0.57 | 25,79 
Käse, Quark ...... 0.36 1,78| 1.01 2,84 0.65 | 180,55 
Zucker, Sirup, Honig . . 0.57 2,83 1.79 5,04 1.22 | 214,03 
Gemüse und Obst . . . 1.20 5,95 2.08 5,86 1.88 | 156,66 
Gewürze usw. . 2...» 0.21 I,04| 0.57 I,6I 0.36 |I7I,42 
Schokolade, Kakao .. . 0.19 0,95 | 0.70 I,97 0.51 | 268,42 


Kaffee und Kaffe-Ersatz 0.56 2,78 1.46 4,12 0.90 | 160,71 
Sonstige Nahrungsmittel . | 0.80 3,981 1.43 4,03 0.63 | 78,75 
Nahrungsmittel im Hause !20.16 i 100,00 | 35.50 | 100,00 | 15.34 | 76,09 
Tabak (Alkohol) ... . 0.43 } 1.96] 1.53 3,91 1.10 | 255,81 
In Gastwirtschaften . . . I.30 5,941 2.01 5,14 0.71 | 54,61 


Insgesamt . . . . |21.89 | — | 39.04 | — | 17.5 | 78,34 


tatsächlichen Mehr- bzw. Minderausgaben in zwei verschiedenen 
Erhebungen wird immer eine gewisse Vorsicht geboten sein, 
während einer Betrachtung der anteiligen Ausgaben, die im vor- 
hergehenden versucht wurde, weniger Bedenken gegenüberstehen. 

Dies eben Gesagte gilt nicht in gleicher Weise für einen 
Vergleich der tatsächlichen Mehr- bzw. Minder-Ausgaben für 
Nahrungsmittel. Hierbei spielen Unterschiede in der 
Wohlhabenheit, — wenn sie auch natürlich zu berücksichtigen 
sind, — im Durchschnitt genommen nicht die gleichgroße Rolle 
wie bei den Ausgaben für ssonstige Bedürfnisse «. 

Wie nach allem vorher Erörterten zu erwarten, zeigten 
die Ausgaben für die Ernährung insgesamt eine 
ganz außerordentliche Erhöhung, um über 75 % 
(78,3). Von den im Hause konsumierten Nahrungsmitteln zeigten 


21) Nur Tabak. 
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die Ausgaben für Fische und Räucherwaren die weitaus größte 
Steigerung mit über 370 %, diese ist einmal zurückzuführen 
auf den unzweifelhaften Mehrverbrauch von Fischen aller Art, 
frischen See- und Flußfischen, besonders aber geräucherten 
Fischen, Heringen, zum andern aber auf die stark gestiegenen 
Preise für alle Sorten Fische. Von den Nahrungsmitteln im 
engeren Sinne wurden demnächst am meisten aufgewendet für 
Eier (252 % mehr), die Ursache war hier in erster Linie die 
außerordentlich starke Steigerung der Eierpreise, wenn auch 
ein geringer Mehrkonsum an Eiern im Monat April stattgefun- 
den hat. An dritter Stelle stand bezüglich der Mehraufwendun- 
gen die Kartoffel (186 %, Mehrausgabe). Hier war wiederum, 
wie bei der Fischnahrung, der Grund ein erheblicher Mehr- 
verbrauch bei gestiegenen Preisen. Sehr erheblich waren auch 
die Mehrausgaben für Käse und Quark (ebenfalls Mehrver- 
brauch bei gestiegenen Preisen), Zucker, Sirup und Honig (auch 
Kunsthonig und Marmelade fällt darunter), und Gemüse und 
Obst, alles dies dürfte in der Hauptsache auf die gestiegenen 
Preise für diese Nahrungsmittel zurückzuführen sein, außer- 
dem hat aber auch sicher ein Mehrverbrauch von Käse, Mar- 
melade und Kunsthonig stattgefunden. 

Von besonderer Bedeutung sind für uns die Verschie- 
bungen in den Ausgaben für die physiologisch wert- 
vollsten Nahrungsmittel, vor allem Fleisch, Fette, 
Milch, Eier, aber auch Brot und Bzeckwaren. 
Auf die Mehrausgaben für Eier wurde schon hingewiesen, sie 
war wie erwähnt ganz außerordentlich; weit geringer waren 
die Mehraufwendungen für Fleisch, Fleischwaren, Butter, Fette 
und Milch. Bei den äußerst stark gestiegenen Preisen für die 
ersteren beiden Lebensmittel (Fleisch und Fette einschließlich 
Butter) wird die verhältnismäßig nur geringere Mehraufwendung 
dafür mit Recht auf eine sehr erhebliche Bedarfs- 
einschränkung an diesen wertvollsten Nahrungsmitteln 
schließen lassen, und somit unser oben erwähntes, aus der Be- 
trachtung der anteiligen Ausgaben gewonnenes Ergebnis, nur 
bestätigen. Das gleiche dürfte für Milch, mit dem Unterschiede, 
daß hier die Preissteigerung weniger erheblich war, die Mehr- 
ausgabe dementsprechend geringer, gelten. Auch die Ausgaben 
für Brot- und Backwaren zeigen trotz der schon im April 1916 
bestandenen zwangsweisen Bedarfseinschränkung durch die 
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Brotkarte eine Mehrausgabe daran, die wohl vor allem durch 
größeren Verbrauch von markenfreiem teurem Backwerk (Keks, 
Kuchen) verursacht sein dürfte. Sehr bedeutend war auch die 
Ausgaben-Erhöhung für Mehl, Grütze, Teigwaren. Beinerkens- 
wert ist noch die außerordentliche Erhöhung der Ausgaben für 
Schokolade, Kakao, Kaffee und Kaffee-Ersatz infolge der stark 
gestiegenen Preise. Die Ausgaben für Tabak (Alkohol) lassen 
keinen Vergleich zu, da das Kais. Stat. Amt nur die Ausgaben 
für Tabak in dieser Rubrik aufführt, die für Alkohol gesondert 
in einer anderen Rubrik mit andern Nahrungsmitteln zusammen. 
Gestiegen sind ferner die Ausgaben für Speisen in Gastwirt- 
schaften; in wie weit hier die tatsächlich große Steigerung der 
Preise in den Gasthäusern allein als Ursache in Frage kommt, 
läßt sich nicht entscheiden. 

Im ganzen bestätigt auch diese Untersuchung unser oben 
gewonnenes Resultat und erweitert dies noch dahin: Im 
Kriege sind die Ausgaben für sämtliche 
Lebensmittel mehr oder weniger erheblich 
gestiegen, besonders stark waren die Mehr- 
aufwendungen für Fische, Eier, Kartoffeln, 
Käse, ferner für Marmelade, Kakao, Scho- 
kolade, Kaffee und Kaffeeersatz, Nahrungs- 
mittel, die mit Ausnahme von Eiern als Ersatz für die 
knapp gewordenen und stark verteuerten physiologisch 
wertvollsten Lebensmittel: für Fleisch, Fette, 
Milch dienten. Die Mehraufwendungen für diese letzteren 
Lebensmittel hielten sich daher auch in engeren Grenzen, was 
in Verbindung mit den außerordentlich gestiegenen Preisen 
hierfür auf einen sehr bedeutenden Rückgang 
im Verbrauch daran schließen läßt. 


Bisher sind die Veränderungen der städtischen Lebens- 
insbesondere Ernährungsweise, die der Krieg gebracht hat, 
allein von der Ausgabenseite aus betrachtet worden. Ueber 
die den Veränderungen zugrunde liegenden Ursachen sagen 
aber die Verschiebungen in den Ausgaben zunächst noch nichts. 
Denn die Ausgabe ist die Resultante von Preis und Verbrauch. 
Eine Erhöhung der Ausgaben kann einmal begründet sein in 
einer Steigerung der Preise der betreffenden Ware, sodann aber 
auch in einer Vergrößerung des Konsums. Das gewöhnliche 
und nächstliegende ist die Erhöhung der Ausgaben infolge Stei- 
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gerung der Preise. (Daher auch die so häufige Verwechselung 
von Ausgaben- und Preis-Steigerung.) Denn Preise ändern sich 
leicht, sind. fortgesetzt Steigerungen oder Senkungen unter- 
worfen. Der Verbrauch dagegen, dessen Verschiebungen eben- 
falls Veränderungen in den Ausgaben bedingen, ist im allge- 
meinen etwas konstantes. Er wurzelt im Herkommen, ist diesem 
unterworfen, und es bedarf schon außerordentlicher Verschie- 
bungen im Wirtschaftsleben, um eine Veränderung im Ver- 
brauch, — wenigstens in einer kurzen Zeit, — herbeizuführen. 
Verschiebungen im Konsum gebrauchen in normalen Zeiten 
stets sehr langer Dauer. 

Nun konnten wir schon oben aus den sehr starken Ver- 
änderungen der Ausgaben unter Berücksichtigung der Preis- 
v.ıschiebungen auf eine recht erhebliche Aenderung in den 
Konsumtionsverhältnissen schließen. Wir kamen zu dem Er- 
gebnis, daß die ganz enorme Steigerung der Ausgaben für Kar- 
toffeln, Fische, Käse, Marmelade, Kakao, Kaffee bzw. Kaffee- 
ersatz auf einen Mehrverbrauch an diesen Nahrungsmitteln bei 
stark gestiegenen Preisen zurückzuführen sei, daß dagegen die 
verhältnismäßig geringere Erhöhung der Aufwendungen für 
Fleisch- und Fleischwaren Butter, und Fette, die im Preise 
zum mindesten ebenso, wenn nicht mehr gestiegen sind wie die 
erstgenannten‘ Lebensmittel, auf einen sehr bedeutenden Rück- 
gang im Verbrauch an diesen wertvollsten Nahrungsmitteln 
schließen läßt. 

Wird dies Ergebnis durch eine Untersuchung 
der Verbrauchsmengen im Kriege und ihre 
Gegenüberstellung mit dem Friedensverbrauch an den wich- 
tigsten Nahrungsmitteln bestätigt ? 

In Tabelle XII ist der durchschnittliche Verbrauch pro 
Kopf im Kriegsmonat April 1916, gegliedert nach Wohlhaben- 
heitsstufen, gegeben. 


(Siehe Tabelle XII nächste Seite.) 


Es darf nicht unerwähnt. bleiben, daß sich. Verbrauchs- 
berechnungen große Schwierigkeiten gegenüberstellen; ist es 
schon nicht leicht, einwandfreie Angaben über Geldbeträge, die 
für Nahrungsmittel verausgabt sind, zu erlangen, und ist schon 
hierbei eine genaue Prüfung der Richtigkeit, zum mindesten 
der Wahrscheinlichkeit der gemachten Angaben erforderlich, 


867 


Die Veränderungen in der Lebenshaltung städtischer Familien im Kriege. 


SpE 


gzz 
EES 
zbı 
ygıı 
068 


olg 
£oL I 
£9E 
olz 


ZI 
651 
869 
LLE 
vzSı 
298 
£64 91 
Stp 7 


99% 
ÞoE g 


yu 


"we, 858 
ywesodsuj 


6gE 


IQI 
tgr 
EPE r 
tz6 


6/+ ı 
zło € 
LEE 
tz 

II 

ZI 
Sze 
olg 
025 
1gE z 
£68 
016 ZI 
ıgL ı 


oIz 


£69 Z 


osz 


IgI 
pgI 
tof r 
ttr 


LSE I 
ofo z 
LLE 
Elz 
ti 

€I 
SII 
E56 
cız 
Lbz zZ 
006 
oLo SI 
zss I 


zL 


GlgL 


6Lz 
S1€ 


geı 
SQI I 
850 ı 


260 I 
Ser z 
toE 
zot 


gI 
zzI 
99 
Cof 
Ltoz 
618 
gretrı 


g6f ı 
978 


66L 2 


867 
zlz 


pEr 
ECI I 


tog 
858 I 
oot 
+61 


SI 

LSI 
‘eg 
tor 
v6L ı 
S88 
L16 91 
geh ı 


99 


9L6 L 





ISE LLE 
zoz I€z 
— EES 
IOI gI 
IÞI I LIZI 
608 t88 
ot 009 
z/y I ogł I 
EoE osSE 
LSE Ezz 
4 8 
II ZI 
#Sı vlı 
Io SSo 
ISt ocE 
6€ I IIZI 
158 Egg 
66€ gı goz gI 
6€ r ogb ı 
zgr Sot 
ZHE g SLS g 


uapn3ssyroqusgeuryoM 


IIX mq 


6LS 


LLI 


LLI 
PSI 
tzo ı 


000 Z 
oLS I 
SSz 





eeo ooo ooo ASR 
sLLoysrz RE “01037 ‘-ZJe 17 
uadunyastw ur 'n urı opeguauyog oz 
"MEN UIUOAILZ ‘Bss ‘zes ‘zınman) 61 
e UƏPAAŽIJNS ‘IPLJOJOQIS ‘OEJEY gl 
EA e nee a n Li 
Pa ER a Br Br BE Er SE o YA 
Ztuoyjsuny ‘“pepunemy ‘snwjIsqQo 9I 
* > * UIAIISSUONFSIO pun -asnwan) SI 
i Psy ‘sqo 'ssnusn +I 
e.. e.e. yn ‘sey EI 
nn t t UOAISSUONUITTM ZI 
o.. soo oo‘ť - (33371 un) YNN II 
e e e e oo . o (1003S ur) ıary oI 
OD . . . . . . . e UIAIISUONYISI I 6 
* wagqeıy ‘UIIVMIIYINEY ‘IYS 8 
e . o ooo e o USAISSUOHYISIOLT L 
* * 'MSN UWIJWMYIS JEINMM YY 9 
Prenos PO “aurseäiew ‘PA “gmg S 
e.. o e o myope p 
usdneıs ‘usıemsta] ‘zymuoy ‘yə € 
stay ‘uayany ILMA IBIJSUOS Z 
e.. eee ‘MSN PpWWw ‘oig I 


pepyrus3unyeN 


a mn, nme a e nnnaihnsarereeer 


'UIJNIsL gu qero M yIsu 10pon393 ‘916r pudy xwuow un zjdoy osd yansıqıay yp puqsqgpymqa 2A 


868 Carl von Tyszka, 


so gilt dies in erhöhtem Maße für Verbrauchsangaben, denn es 
wird für die einzelnen Familien sehr schwer sein, genau dem 
Gewicht nach anzugeben, wie viel Nahrungsmittel jeweils ein- 
gekauft wurden. Daher sind auch in den Friedenserhebungen 
Mitteilungen über den Verbrauch nur sehr spärlich vorhanden. 
Im Kriege, in dem eine große Anzahl Nahrungsmittel rationiert 
ist, in dem ferner infolge der großen Knappheit an sämtlichen 
Lebensmitteln beim Einkauf viel genauer auf das Gewicht ge- 
sehen wurde, ließ sich eine Verbrauchserhebung weit besser 
durchführen. Auf die genaue Ermittlung des Verbrauchs wurde 
auch großes Gewicht gelegt und durch sehr eingehende Nach- 
prüfung der einzelnen Posten ist erreicht worden, daß die in der 
Tabelle XII niedergelegten Gewichtsangaben im allgemeinen 
auch der Wirklichkeit entsprechen. 

Betrachten wir zunächst den Verbrauch im Gesamtdurch- 
schnitt, so zeigt sich, daß dem Gewicht nach am meisten ver- 
braucht wurden Kartoffeln mit 16,79 kg, an zweiter Stelle 
stand dem Gewicht nach — in Gramm umgerechnet — der Kon- 
sum an Milch einschl. Milchkonserven mit 9,87 kg, dann folgte 
der Verbrauch von Brot und Semmeln, der mit 8,30 kg 
etwa die Hälfte des Kartoffelverbrauchs erreichte, — zusammen 
mit anderer Backware erhöhte sich der Verbrauch an Brot und 
Backware auf 8,77 kg; — weit dahinter zurück standen im Ver- 
brauch die übrigen Nahrungsmittel! Gemüse und Obst 
1,70 kg, (einschließlich Gemüsekonserven 2,57 kg); Fleisch 
und Fleischwaren 1,52 kg, (einschließlich Konserven 
1,90 kg), Mehl, Teigwaren, Grütze 1,44 kg, Zucker 1,18 kg, 
Butter und Fette 862 gr, Marmelade und Kunst- 
honig 890 gr, Fische 698 gr einschl. Konserven 857 gr. 

Eine Betrachtung der Gliederung der Ausgaben nach. Wohl- 
habenheitsstufen zeigt die uns schon von der Betrachtung der 
Ausgaben her bekannte Tatsache, daß mit zunehmendem Wohl- 
stand der Verbrauch der animalischen Lebensmittel, besonders 
der von Fleisch, Fett, Butter, Eier zu- der vegetabilischen Nah- 
rungsmittel, der Kartoffel, Brot und Backwaren abnimmt. Der 
Verbrauch an Fleisch und Fleischwaren (ohne Konserven) stieg 
von 12II gr in der Einkommensstufe von Ioo—200 M. auf 
2047 gr in der Einkommensstufe von 400—500 M., dagegen 
senkte sich im allgemeinen mit zunehmendem Einkommen der 
Verbrauch von Fleischkonserven (451 gr in der Einkommens- 
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stufe von 200—300 M., 215 gr in der über 500 M.). Auch der 
Verbrauch von Butter und Fetten nahm mit zunehmendem 
Wohlstand, wenn auch nicht in dem gleichen Maße wie der von 
Fleisch zu. Desgleichen der Konsum von Eiern. Dagegen zeigte 
der Verbrauch von Kartoffeln und der von Brot und Semmeln 
einen sehr bedeutenden Rückgang in den höheren Einkommens- 
stufen. Der Verbrauch von Fischen hielt sich ziemlich stabil, 
der von Fischkonserven ermäßigte sich ein wenig mit steigen- 
den Einnahmen. Recht bemerkenswert ist die Zunahme des 
Konsums von Gemüse und Obst in den höheren Einkommens- 
schichten, auch der von Gemüsekonserven stieg, zusammen 
betrug der Verbrauch davon in der Stufe I00—200 M. 2080 gr, 
dagegen in der 400—500 M. 3327 gr. Desgleichen erfuhr der 
Verbrauch an Zucker, Schokolade, Kakao eine Erhöhung. 

Das schon für die Friedenswirtschaft entworfene Bild zeigt 
sich somit in den allgemeinen großen Zügen auch im Kriege: 
Mit zunehmendem Wohlstand nimmt der Verbrauch an den 
physiologisch wertvollen Nahrungsmitteln, sowie der Verbrauch 
an den entbehrlichen, dem Luxus dienenden Lebensmitteln 
(Schokolade, Süßigkeiten) zu, der Konsum an Vegetabilien, 
vor allem der der Kartoffel ab. Als ein Zeichen des Kulturfort- 
schrittes in der Ernährungsweise wird man somit die Zunahme 
des Verbrauchs an Fleisch, Fleischwaren, Butter, Fetten auf 
Kosten des Konsums an mehr vegetabilischen Nahrungsmitteln 
ansehen können. 

Der Krieg hat aber gerade in der entgegengesetzten Rich- 
tung gewirkt, er hat, wie schon aus der Gegenüberstellung der 
Ausgaben im Frieden und Krieg hervorging, den Verbrauch 
an Vegetabilien auf Kosten der physiolo- 
gisch wertvollen animalischen und fett- 
reichen Nahrung wachsen lassen. Dieses unser 
Ergebnis wird vollauf bestätigt durch eine Gegenüberstellung 
des Verbrauchs an den wichtigsten Nahrungsmitteln im Frieden 
und im Kriege (Tabelle XIII). 

(Siehe Tabelle XIII nächste Seite.) 

In Tabelle XIII ist dem Verbrauch nach. der 

Kriegserhebung einmal gegenübergestellt der 


nach der Erhebung des Kais. Stat. Amts und 
zwar gesondert für Arbeiter- und Beamten-Familien, ferner die 


= 
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Der durchschnittliche monatliche Verbrauch an den wichtigsten Nahrungs- 
mitteln im Frieden und im Kriege. 
Auf den Kopf entfielen in Gramm: 


| Im Frieden | Im Kriege 
Erhebung d. Kais. Stat.) 320 Haus- Idurchschtl.| Kriegs- 
vom Jahre 1907/08 | haltsrechg.| Verbrauch | erhebung 
Nahrungsmittel | Arbeiter- | Beamten- | v. Metall- | einer erw. vom 
familien | familien | arb. 1908 | Person jApril 1916 
` 1912/13 










Brot u. Backwaren — — 13 155 8 770 
Mehl... .... — — I IIO hr 239 I 445)) 
Kartoffeln .... 7 666 8 400 10 590 16 380 16 793 
Butter, Fette . . . I 116 1175 525 9) 750 *) 862 
Fleisch, Fleischwa- 

ren, Konserven . 2 29I 2 808 2 064 °) 4 020 ’) 1 901 
Fische, Räucherwa- 

ren, Konserven . — — — 690 857 
Eier a cr 340 520 425 510 600 
Milch, Milchkonserv.| 10 560 13 8004 I ı16 13 813 9 870 
Käse... esae’ 316 225 — 360 363 
Gemüse, Obst, Obst- 

konserven ... — — — I0 740 2 573 
Zucker o a 2.2.0. — — — | I410 I 184 


Konsumermittelung des Metallarbeiterver- 
bandes, die sich auf geringbemittelte Arbeiterfamilien be- 
zieht, und schließlich der durchschnittliche monat- 
liche Verbrauch einer erwachsenen Person im letzten 
Friedensjahr 1912/13 nach den Berechnungen von Kuczynski 
und Zun tz). Diese Verbrauchsmengen sind gewonnen durch 
‘Ermittlung der vorhandenen Nahrungsmengen — (inländische 
Produktion einschließlich Zuschuß vom Ausland) — dividiert 
durch die Zahl der im deutschen Reich wohnenden Personen 
unter Berücksichtigung der Alters- und Geschlechtsgliederung. 

Ein Vergleich mit den beiden aus Haushalts- 
rechnungen gewonnenen Verbrauchsmengen zeigt zu- 
nächst einmal eine sehr bedeutende Abnahme des Konsums von 


1) Einschließlich Grütze, Teigwaren, Graupen. 

23) Nur Butter. 

3) Nur Fleisch, keine Wurst. 

4) Nur Butter und pflanzliche Fette (keine tierischen Fette). 

5) Einschließlich tierischer Fette. 

*) »Deutschlands Nahrungs- und Futtermittels, Allgemeines Statistisches 
Archiv, Bd. 9, Heft ı. 
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Fleisch, Fleischwaren, Fetten und Butter. Gegenüber dem Ver- 
brauch von Beamtenfamilien des Kais. Stat. Amts war ein Rück- 
gang im Fleischverbrauch im Monat April gegenüber dem monat- 
lichen Durchschnittsverbrauch um 907 gr gleich 32,2 % fest- 
zustellen; gegenüber dem Verbrauch von Arbeiterfamilien der 
gleichen Erhebung ging der Fleisch- und Fleischwaren-Konsum 
im Kriege um 390 gr gleich 17 % zurück. Selbst der Fleisch- 
verbrauch der 320 Haushalte von Metallarbeitern, die sehr 
niederen Einkommensstufen angehörten, und der den Konsum 
an Fleischwaren, Wurst usw. nicht umfaßte, war noch höher 
als bei den weit bemittelteren Familien der Kriegserhebung 
(einschließlich Fleischwaren und -Konserven). Einen fast gleich 
starken Rückgang zeigte im Kriege (im Monat April) auch der 
Verbrauch an Fetten und Butter mit — gegenüber der Erhebung 
des Kais. Stat. Amts — rund 300 gr gleich 25 %. Desgleichen 
zeigte der Milchverbrauch eine starke Abnahme um rund 30 %. 
Eine bedeutende Verringerung zeigte ferner der Brotverbrauch 
infolge der Rationierung durch Einführung der Brotkarte. 
Dagegen zeigte der Verbrauch an Kartoffeln eine außer- 
ordentliche Zunahme. Gegenüber dem Konsum nach den Er- 
hebungen des Kais. Stat. Amts trat eine reichliche Verdoppelung 
im Kartoffelverbrauch ein; gegenüber den Verbrauchsberech- 
nungen des Metallarbeiterverbandes ergab sich eine Erhöhung 
des Konsums an Kartoffeln um rund 60 %. Eine Zunahme 
zeigte auch im April, in welchem Monat Eier noch reichlich, 
wenn auch zu stark erhöhten Preisen zu erlangen waren, der 
Verbrauch an diesem Nahrungsmittel, durch dessen Mehrkon- 
sum die Einschränkung im Verbrauch von Fleisch und Fetten 
ausgeglichen werden sollte. Das dürfte für die späteren Monate 
nicht mehr zutreffen, denn in den folgenden Monaten verschwan- 
den die Eier vom städtischen Markt immer mehr. Das gleiche 
gilt von der Käsenahrung; die beträchtliche Zunahme gegen- 
über dem Friedensverbrauch, die noch der April zeigte, dürfte 
in den folgenden Monaten sich in das Gegenteil verkehrt haben. 
Als Ersatz für die immer größere Einschränkung im Fleisch- 
und Fett-Verbrauch dürfte dann nur die Kartoffel, eine Zeit» 
lang Marmelade und der Fisch zur Verfügung gestanden haben. 
Einen weit größeren Friedensverbrauch als die aus Haus- 
haltsrechnungen gewonnenen Angaben zeigen die von Kuc- 


zinsky und Zuntz angestellten durchschnittlichen 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 3. (Krieg u. Wirtschaft. VI.) 56 


872 Carl von Tysaka, 


Verbrauchsberechnungen einer erwachsenen Per- 
son im letzten Friedensjahr 1912/13. Besonders erheblich ist 
danach der Fleischverbrauch, in dem auch der von tierischen 
Fetten enthalten ist, dagegen gering der Fettkonsum. Man wird 
daher sum Vergleich mit dem Kriegsverbrauch an diesen Nah- 
rungsmitteln den Konsum an Fleisch und Fetten beiderseits 
zusammen addieren müssen. Dann stellt sich einem durch- 
schnittlichen Verbrauch an Fleisch und Fetten im Frieden mit 
4770 gr ein solcher im Kriege von 2763 gr gegenüber, das ist 
ein Minderkonsum an diesen physiologisch wertvollsten Nah- 
rungsmitteln von 2007 gr gleich 42,1 %. Eine erhebliche Zu- 
nahme zeigte dagegen, — wie schon aus der Betrachtung der 
Veränderungen in den Ausgaben im Kriege gegenüber dem Frie- 
den hervorging, — der Verbrauch an Fischen. Dieser stellte 
sich im Monatsdurchschnitt 1912/13 auf 690 gr, dagegen im 
April 1916 auf 857 gr, zeigte somit eine Zunahme von 167 gr 
gleich rund 25 %. Der Minderverbrauch an Gemüse und Obst 
im Kriege gegenüber dem errechneten durchschnittlichen Frie- 
densverbrauch dürfte, wie schon oben erwähnt, auf die Jahres- 
zeit (April, in dem Gemüse und Obst rar ist) zurückzuführen 
sein. 

Das ist das Bild, das wir auf Grund unserer Erhebung von 
der Lebenshaltung des Städters im Kriege, und zwar im Früh- 
jahr des zweiten Kriegsjahres, April 1916, entwerfen konnten. 
Es blieb in der Folgezeit durchaus nicht das gleiche, sondern 
die Lebenshaltung des Städters verschlech- 
terte sich in den späteren Monaten in su- 
nehmendem Maße. Die im April 1916 bestehende außer- 
ordentliche Fleisch- und Fett- (einschl. Butter-) Knappheit 
nahm von Monat zu Monat noch beträchtlich zu. Außer Brot 
und Mehl mußten auch die anderen wichtigen Nahrungsmittel, 
Fleisch, Fette, Butter, Kartoffeln, Zucker, Eier, Milch, rationiert 
werden. Die Reichsfleischkarte begrenzte den Verbrauch an 
Fleisch auf 250 gr pro Kopf und Woche, aber in vielen Städten 
konnte noch nicht einmal diese kleine Ration gewährt werden, 
in manchen Städten, wie in den sächsischen Großstädten, gar 
nur die Hälfte. Der rationierte Fett- und Butterverbrauch be- 
trug in den meisten Städten nur 60—ı20 gr pro Kopf und Woche, 
die Kartoffelration 7 Pfd., Eier verschwanden vom städtischen 
Markt fast vollständig, pro Kopf und Woche wurde höchstens 
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ein Ei gewährt. An die Stelle des Zuckers trat der nährwertlose 
Ersatzstoff Saccharin. Vollmilch durfte nur an Kranke und 
Kinder abgegeben werden, erwachsene gesunde Personen er- 
hielten kaum noch Magermilch. 

Gegenüber dem Verbrauch im April 1916 bedeutete dies 
eine weitere sehr starke Einschränkung des Konsums. Stellt 
man die seit April rationierten Nahrungsmittel mit den Ver- 
brauchsmengen im Frieden und im April 1916 zusammen, so 
erhält man folgendes Bild. 

Durchschnittlicher monatlicher Verbrauch pro Kopf in Gramm. 


Im Kriege 
April |November 
1916 1916 














Nahrungsmittel-Verbrauch: | nach Haus- |durchschn. 


haltsrech. | Verbrauch 










EEE Er 400 
Fleisch, Fleischwaren . . . I 000 
Eier u e eni ee een 1 200 
Milch ccs ao #0 % 13 800 13 813 — 


Gegenüber dem Friedensverbrauch (nach Haushaltrech- 
nungen) stellte sich der Fleischverbrauch im Herbst 1916 um 
1808 gr gleich 64,3 % niedriger, der Fett- und Butterverbrauch 
minderte sich um 775 gr gleich 65,9 %. Gegenüber dem errech- 
neten Durchschnittsverbrauch im letzten Friedensjahr zeigte 
sich ein Rückgang im Verbrauch an Fleisch, Fetten und Butter 
von 3370 gr gleich 70,6 %. Auch der Kartoffelkonsum zeigte 
gegenüber dem errechneten Durchschnittsverbrauch im Frieden 
einen Rückgang, und stand nur noch um 341 gr gleich 32,2 % 
über dem aus Haushaltsrechnungen ermittelten. Der Verbrauch 
an Eiern ging um weit mehr als die Hälfte, gegenüber dem April- 
konsum um ®%, zurück. Dabei sind bei dieser Berechnung be- 
züglich der rationierten Zuteilung noch recht günstige Verhält- 
nisse angenommen, in sehr vielen Städten konnte die hier zu- 
grundegelegte Höchstration nicht gewährt werden. 

Aus der fleisch- und fett-reichen Nah- 
rung, diedem Bedürfnis des Städters nach 
stark eiweißhaltiger Kost, — eine Folge 
seiner wesentlich intensiveren und nerven- 
verbrauchenden Tätigkeitals der des Land- 
bewohners, — angepaßt ist, wurde durch 
den Krieg in zunehmendem Maße eine 


fleisch- und fett-arme. Und als Ersatz konnte nur 
56” 
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eine kurze Zeit eine stärkere Ernährung durch Eier dienen. 
Vom Sommer 1916 an war es nur noch möglich, die stark ein- 
geschränkte Fleisch- und Fett-Nahrung durch einen Mehrgenuß 
von Kartoffeln und Fischen auszugleichen. 

Damit wurde der bis zum Krieg bestandene Unter- 
schied in der Ernährungsweise zwischen 
Stadt und Land gerade in sein Gegenteil 
verkehrt. War bis zum Krieg die Ernährung des Städters 
eine mehr animalische, die Kost des Landbewohners eine vege- 
tabilische gewesen, so kehrte sich das Verhältnis infolge des in 
den Städten eingetretenen Fleisch-, Fett- Eier-, Milch- und 
Butter-Mangels während des Krieges gerade um. Denn auf dem 
Lande blieb — wenigstens im zweiten Kriegsjahr — die Er- 
nährung ziemlich unverändert bestehen. Das geht außer aus 
den vielfachen Nachrichten in der Presse usw. über die auf dem 
Lande während des’ Krieges bestehenden Ernährungsverhält- 
nisse, den notorisch bekannt gewordenen Aufspeicherungen von 
Schinken, Speck, Würsten, Eiernin den Häusern und Kellern auf 
dem platten Lande, auch aus den Zahlen der Handelssta- 
tistik, aus einer Betrachtung des Verhältnisses des Zu- 
schusses vom Ausland zum inländischen Verbrauch bei den 
wichtigsten Nahrungs- und Futtermitteln im letzten Friedens- 
erntejahr 1912/13 hervor (vgl. Tabelle XIV nächste Seite). 

Ganz besonders unbegründet erscheint danach die außer- 
ordentlich große Einschränkung des Städters im Milch- und Eier- 
Verbrauch. Der Zuschuß des Auslandes an dem Gesamtver- 
brauch an milchwirtschaftlichen Erzeugnissen (Kraftfuttermittel 
in Milch umgerechnet) betrug 60 %, noch nicht %,. In den 
Städten ist aber der Verbrauch an Milch, Butter, Käse um gut 
%/)o eingeschränkt worden. Ebenso steht es mit Eiern. Der 
Zuschuß vom Auslande an dem Gesamtverbrauch an Eiern, 
einschließlich Eigelb und eingeschlagene Eier betrug 40,3 %, in 
den Städten aber verschwanden vom Spätsommer 1916 an die 
Eier fast vollständig vom Markt. Eine Erklärung für diese Tat- 
sachen ist nur darin zu finden, daß gerade diese wertvollsten 
Nahrungsmittel in erhöhtem Maße auf dem Lande verzehrt 
wurden, zum Teil vielleicht auch auf nicht legitimen Wegen, 
und dann zu exorbitant hohen Preisen in den Handel kamen. 
Ist es doch offenes Geheimnis, daß auch jetzt noch sämtliche 
Nahrungsmittel in beliebiger Menge zu erhalten sind, man muß 
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Tabelle XIV. 
Das Verhältnis des Zuschusses vom Ausland zum inländischen Verbrauch 


bei den wichtigsten Nahrungs- und Futtermitteln im letzten 
Friedensjahre 1912/13 '). 


























Ver- Auslands- | Ver- | Auslands- 
A. Nabhrungsmitt.| brauch Zuschuß '| B. Futtermittel! brauch Zuschuß 
in Milliarden in Milliarden 
Kalorien | Proz. Kalorien Biss: 
Weizen (Mehl 
usw.) . . . ..113 88714 457 | 32,09 ||Serste . . . l 10 565 |7 380| 69,85 
Gerste(Mehiusw.)| 1 373] 415 | 30,20|Mais . . . . .| 2770 |2 770! I00,00 
Buchweizen . 116 62 | 53,44 |jtoggenkleie . .| 5 264 |I I9I| 22,62 
Hirse . . 54 |700,00||\Veizen (Spelz) 
Mais BE 54 |roo,oo |Klee . . 3784 |2 195| 58,04 
Reis. . el 706 |100,0: ||Gerstenkleie . . 587 | 214 | 36,45 
Erbsen I 2 600 | 53,05 ||Buchweizenkleie 
Linsen. . . . 102 75 | 73.53 ||Hirsenkleie l 30 #2 1.0000 
Bohnen .... 109 84 | 77,6 ||Maisabfälle . 12 12| 700,00 
Eier u. Eierteile .| 608 | 245 | 40,29 ||Reisabfälle : 674 674| 100,00 
Milch . . . . .| 7219]ļ|6 418?)| 88,90 ||[reber ... 1364 | 425 | 31,15 
Käse ... . .| 964 84 8,72 ||Ocelkuchen und 
Butter ..... 3450| 715 | 72,02|| ähnliches . 4 261 |4 141| 97,18 
Fische... ... 490| 346 | 70,01 |saubohnen . | 580 57 9,82 
Lupinen .... 235! 27 | 11,49 
Fleisch u. Fette |14 216|4 187 | 29,45 ||Wicken, Misch- | 
frucht usw. 892 ; 57 6,39 
| | | Kartoffelschlcmp| 407 | 941 20,12 





nur die Quellen wissen und die Preise bezahlen können. Auch 
ein derartiger Fleischmangel in den Städten wäre bei einer ge- 
rechteren Verteilung der Nahrungsmittel in Stadt und Land 
ausgeschlossen gewesen. 

Es soll nicht verkannt werden, daß sich einer in diesem Sinne 
gerechten Verteilung ungeheure Schwierigkeiten entgegenstellen, 
denn dies erforderte ein sehr energisches Vorgehen und einen 
starken Druck auf die Produzenten, die trotzdem immer Mittel 
und Wege finden werden, sich allen solchen sozialen Maßnahmen 
bis zu einem gewissen Grade zu entziehen. Daß überhaupt eine 
Rationierung der Lebensmittel zugunsten der Minderbemittelten 


1) Berechnet aus Kuczynski und Zuntz, »Deutschlands Nahrungs- und 
Futtermittel« im Allgemeinen Statistischen Archiv, Bd. 9, Heft ı. 

2) Einschließlich der eingeführten Kraftfuttermittel in Milch E 
70 g Rohprotein in den Kraftfuttermitteln gleich ı kg Milch. Von den einge- 
führten Kraftfuttermitteln, die hier allein bei Milch verzeichnet sind, wird aber 
ein Teil auch zur Gewinnung von Butter und Käse verbraucht. Von dem Ge- 
samtverbrauch an milchwirtschaftlichen Erzeugnissen entfallen rund 60% 
» Kalorien auf den Zuschuß vom Auslande. 
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in den Städten eingeführt werden konnte, ist angesichts der bis 
sum Kriege bestandenen einseitigen Bevorzugung der landwirt- 
schaftlichen Produsenten schon sehr viel. Es war allerdings ein 
Gebot der Notwendigkeit, wollte man den Krieg bis zum sieg- 
reichen Ende durchhalten, ohne die minderbemittelte Bevöl- 
kerung, sowie auch den Mittelstand in den Städten völlig auf- 
zureiben. Denn, — das hat die vorliegende Untersuchung dar- 
getan, — nicht nur die minderbemittelten Schichten, die arme 
und ärmere Bevölkerung, sondern in sehr erheblichem Maße 
auch der Mittelstand, ist durch den Krieg herabgedrückt worden. 
Die Verschiebun, der Ausgaben im mittelständischen Haushalt 
in der Richtung der Vermehrung der Aufwendungen für die 
physiologisch notwendigsten Bedürfnisse auf Kosten der Kul- 
turbedürfnisse, die wir oben feststellen mußten, ist ein sehr be- 
trübliches Zeichen in dieser Hinsicht, und gemahnt die Herr- 
schenden schon während des Krieges, aber auch nach dem 
Kriege in wirtschafts- und steuerpolitischer Hinsicht alles zu 
tun, um einer Zerreibung des Mittelstandes vorzubeugen, und 
damit das Aufkommen einer »barbarischen« Wirtschaft, in der 
es nur »Reiche« und »Arme« gibt, zu verhindern. 
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Die Grenzen der Organisation. 
Von 


% r * 

Mit Recht bildet das Organisationsgenie des deutschen Vol- 
kes, die Bewährung des Rationalismus in der Sphäre des prak- 
tischen Lebens, den Gegenstand der Bewunderung und des Neides 
der ganzen übrigen Welt. Der Krieg und die durch ihn geschaffene 
Notlage bot dieser Idee den weitesten Spielraum und beseitigte 
alle Hindernisse für ihre Verwirklichung. Die Initiative lag wie 
bekannt beim Staate selbst, und alle übrigen Obrigkeiten sekun- 
dierten ihm. Der geschichtlichen Tradition und vielleicht der 
deutschen Mentalität entsprechend, im konkreten Obrigkeits- 
staate die oberste Instanz für die Regelung möglichst vieler An- 
gelegenheiten zu erblicken, hat dieser Organisation die eigen- 
tümlich deutsche Form, einer militärisch-bürokratischen, auf- 
geprägt. Wir verstehen darunter, insbesondere auf dem Gebiete 
der Wirtschaft, die Ersetzung der privaten (privatwirtschaft- 
lichen) Tätigkeit durch eine obrigkeitliche, die im Dienste eines 
ihr vorgeschriebenen Zweckes arbeitet. An Stelle des Kaufmanns 
tritt der Beamte. Organisation, wie sie sich im Kriege ausgebildet 
hat, besteht in der Verstaatlichung und Verbeamtung irgend- 
welcher anderwärts von Privatpersonen gehandhabten Tätig- 
keiten, in der Ein- und Unterordnung der leitenden und auszu- 
führenden Wirtschaftssubjekte unter einen obrigkeitlichen Zweck 
und Willen. Was eine volkswirtschaftliche Schule als Ideal- 
zustand und als die Moral der wirtschaftlichen Betätigung der 
einzelnen proklamiert hat: daß jeder einzelne seine Funktion 
als eine für das Ganze geleistete Pflicht, sich selbst als Mandatar 
eines auf das Gemeinwohl gerichteten Gesamtwillens betrachte — 
das ist bis zu einem hohen Grade durch den Krieg verwirklicht 
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worden. Der Staatsgedanke ist dadurch ungemein erstarkt und 
die Sozialisierung der Wirtschaft, ein lange gefürchtetes und 
heftig bekämpftes Schreckgespenst, ist als Kriegsmaßregel auf 
friedlichem Wege vollzogen: der Staat hat zunächst für den 
Kriegszweck (nicht mit Ausschaltung, wie der antike, sondern 
mit höchster Anspannung aller einzelnen Kräfte) die wirtschaft- 
liche Fürsorge für das Ganze übernommen, er bestimmt den Wirt- 
schaftsplan, ıegelt die Produktion, Verteilung, Umsatz, Kon- 
sumtion und das Volk hat ihm freudig seine Zustimmung erteilt. 

Daß diese friedliche Revolution so glänzend gelungen ist, 
bleibt ein Ruhmestitel sowohl für die verwaltende Kunst als auch 
für den schöpferischen Staatswillen der deutschen Nation auch 
dann, wenn nicht alle überschwenglichen Hoffnungen in Erfüllung 
gehen. Sie ist ein Gradmesser nicht so sehr für die wirtschaft- 
liche Leistungsfähigkeit — denn sie ist geboren als Hilfe gegen 
einen wirtschaftlichen Notstand — als vielmehr für die politische 
Zucht und das Solidaritätseefühl der Gesellschaft im deutschen 
Reiche. | 

Man darf jedoch nicht übersehen, daß die Organisation der 
Gesamtwirtschaft nur gelang, weil sie die Organisationsformen 
welche schon im Frieden vorhanden waren, benutzen konnte: 
der Staat brauchte nur in diese Formen einzuschlüpfen und sie 
einem einheitlichen Zwecke zu widmen: ohne Gewerkvereine, 
ohne Industrieverbände, ohne Beamtenorganisationen, ohne 
Konsum- und andere Genossenschaften, ohne Parteiorganisation 
usf. war auch die Kriegsorganisation der Wirtschaft nicht 
möglich. Das deutsche Volk hat sich in jahrelanger Schulung zu 
seiner organisatorischen Befähigung erzogen und hat darin diesen 
Abbruch an Freiheit, den die Organisation bedeutet, nicht nur 
ohne Widerstand, sondern mit einem gewissen Ueberschwang an 
Freude ertragen. Dadurch bat Deutschland sicher einen Vor- 
sprung vor anderen Nationen. ° 

Nun aber birgt jede solche radikale Veränderung in der 
staatlichen Struktur auch wenn sie sich friedlich durchsetzt, 
gewisse Schwierigkeiten, die — abgesehen von den unvermeid- 
lichen Reibungen im Innern — aus den Beziehungen eines Staates 
zu anderen und seiner Verflechtung in einen Kreis andersartiger 
und verschieden orientierter Nationen entspringen. Es wäre ein 
verhängnisvoller Irrtum, ein und dasselbe Organisationsschema 
für allgemein anwendbar und allgemein übertragbar zu halten, 
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seine Grenzen und Voraussetzungen zu übersehen und zu wähnen, 
daß eine Kunst, die im eigenen Lande gleichsam mechanisch 
geübt wird, ebendeshalb ein Mechanismus sei, der überall gleich 
gut funktionieren müsse. Diese Grenzen liegen — allgemein ge- 
sprochen — da, wo der wirtschaftliche Vorteil aus der Organi- 
sation überboten wird durch politische Nachteile, die sie nach- 
ziehen kann, oder anders ausgedrückt: wo Gegenwartswerte und 
Zukunftswerte im labilen Gleichgewicht sind. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt betrachtet scheint es mir, als ob die Grenzen, und 
damit die maximale Leistungsfähigkeit der Kriegswirtschaits- 
organisation wenigstens in einer Hinsicht schon überschritten 
seien. 

Das Gelingen des staatlichen Organisationswerkes ist, wie 
erwähnt worden, an eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft, 
die keineswegs selbstverständlich und nicht überall gegeben sind: 
an das Vorhandensein eines geschulten, ehrlichen Beamten- 
apparats, einer Unmenge größerer und kleinerer Organisations- 
formen, die den Organisationsgedanken traditionell pflegen und 
als Kristallisationspunkte für die umfassende staatliche Orga- 
nisation dienen, und nicht zuletzt an das Vorhandensein eines 
einheitlichen Staatsgedankens und das Bewußtsein einer ein- 
heitlichen nationalen Wirtschaft. Wo kein Volk ist und keine 
Volkswirtschaft, da ist auch keine »volkswirtschaftliche« Orga- 
nisation möglich. Dieser Voraussetzungen scheint man sich nun 
in Deutschland nicht inne geworden zu sein; unbedenklich ist 
man mit seiner Organisation wie mit einem Wanderzirkus in 
Länder gegangen, die dafür gar nicht geeignet sind. Nicht überall 
findet der gleiche Witz ein lachbereites Publikum. — Ich denke 
an die deutschen Einkaufsorganisationen in der Türkei. Man hat 
in der Türkei unter unsäglichen Mühen einen kunstvollen Apparat 
für den Rohstoffeinkauf und -export organisiert ohne jede, oder 
wenigstens ohne genügende Rücksichtnahme auf die oben be- 
rührten Voraussetzungen und die besonderen Eigenarten des 
Landes. Wie hätte man auch mit unserer Organisation Ver- 
ständnis finden sollen in einem Lande, dessen Bevölkerung aus 
dem ökonomischen Mittelalter noch nicht heraus und in die neue 
Zeit noch nicht hineingewachsen ist, in einem Reiche, das zwar 
rechtlich eine Einheit, in Wirklichkeit aber eine Vielheit von 
Staaten und staatenähnlichen Gebilden ist, das zwar eine Menge 
von nationalen und lokalen Wirtschaftsgemeinschaften, aber noch 
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keine Nationalwirtschaft hat? Ja, wenn man die aus uralter 
Zeit stammenden nationalen Organisationsformen und korporati- 
ven Gemeinsch: ften mit einem neuen zeitgemäßen Geist hätte 
erfüllen und dem gemeinsamen Zwecke dienstbar machen können! 
Aber dazu fehlte wohl auf beiden Seiten der Wille und das Ver- 
ständnis. So hat man diesen fremden Impfstoff der deutschen 
Organisation einem Körper eingeimpft, der ihn nicht verträgt 
und ihm nicht angepaßt ist. Was wir als Geschlossenheit eller 
Berufe und Stände unter Führung des Staates empfinden und 
bewundern, empfindet das Ausland als illoyale Konkurrens, als 
Verschleiß des Staates an partikulare Zwecke, die außerhalb 
seiner Obliegenheiten stehen, weil er nämlich seine Machtbefug- 
nisse herleiht zu Zwecken, die sonst in den Tätigkeitsbereich der 
Erwerbsschichten eines Volkes gehören, mit anderen Worten: 
weil er das Wirtschaftsleben militarisiertt und bürokratisiert. 
Für uns ist es selbstverständlich, daß der Kaufmann den Weg- 
spuren des Soldaten folgt, aber für die fremde Nation ist es 
durchaus nicht verständlich, daß der frühere Kaufmann nun auch 
in den Herresverband einbezogen wird und gleichsam militäri- 
schen Schutz genießt. Bisher hatten die Kaufleute direkt mit 
einander verkehrt, nun aber soll der fremde Kaufmann oder Pro- 
duzent mit einer ihm überlegenen staatlichen Organisation ver- 
kehren. | 

Die Folge davon ist aber, daß man einem im besten Falle 
geringfügigen wirtschaftlichen Vorteile zuliebe einen großen po- 
litischen Zukunftswert aufs Spiel gesetz1 naar Dies soll nunmehr 
näher begründet werden. 

Um eine Anzahl dringend benötigter Rohstoffe in ausrei- 
chender Menge sicherzustellen und durch Ausschaltung des Zwi- 
schenhandels die Preise günstig zu beeinflussen, hat man in der 
Türkei eine weitverzweigte, aus verschiedenen Gesellschaften 
bestehende Einkaufsorganisation errichtet und ihr das ausschließ- 
liche Recht, diese Rohstofie einzukaufen und abzutraasportieren, 
verliehen. Der Levantehandel ist also für die Einkaufsorganisa- 
tion monopolisiertt. Angenommen, aber keineswegs zugegeben, 
es wäre gelungen, den beabsichtigten Zweck zu erreichen: nämlich 
die gewünschten Rohstoffe zu kaufen, sie glatt nach ihrem Be- 
stimmungsort zu bringen und preisregulierend auf dem Orient- 
markt zu wirken; angenommen selbst, es wäre darüber hinaus 
noch der Erfolg erzielt worden, durch entsprechende Finans- 
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operationen den Wert der Valuta günstig zu beeinflussen. Was 
wäre erreicht worden ? Eben dasjenige, was ich oben andeutete: 
der Gewinn eines momentanen wirtschaftlichen Vorteils auf 
Kosten eines politischen Gegenwarts- und noch größeren Zu- 
kunftswertes. Durch Ausschaltung des levantischen Privat- 
handels hätte man die wirtschaftlich beweglichsten und politisch 
keineswegs einflußlosen Kreise ernstlich verstimmt und mit ihren 
Sympathien ins gegnerische Lager getrieben. Dies ist aber nicht 
gleichgültig für die orientalisch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen 
nach dem Kriege. Nun ist aber das letztere wirklich eingetreten 
ohne daß jener erstere Zweck erreicht worden wäre. Für die 
levantinische Kaufmannschaft ist heute Deutschland der Staat, 
der den Handel und Verkehr, die Erwerbschancen dieser Kreise 
gelähmt und unterbunden hat. Deutschland hat das Geschäfts- 
leben militarisiert und man wird dies künftig durch Boykottierung 
deutscher Waren heimzahlen. 

Schließlich könnte man sich ja damit trösten, daß wenn schon 
nicht das Volk, so doch die Regierung, die Staatsmacht, dieser 
fremden Organisation Verständnis entgegenbringt. Deutschland 
hätte auf Grund seiner enormen Leistungen für die Türkei er- 
warten dürfen, daß die türkische Regierung bei der Ausfuhr der 
Rohstoffe für den Kriegsbedarf ein weitgehendes Entgegenkom- 
men beweisen würde. Aber das ist mit nichten der Fall: Die 
Regierung hat die Einkaufsorganisation keineswegs mit Wohl- 
wollen behandelt, sondern ihr alle möglichen Hindernisse bereitet. 
Nehmen wir an, daß sie sich dabei von einem zwar irrigen, aber 
anständigen Motiv leiten ließ und die Ausplünderung des Landes 
durch Massenausfuhr vor auch in der Türkei benötigten Gütern 
zu allzu niedrigen Preisen befürchtete. Jedenfalls hat sie die 
Kompensationsirage aufgeworfen und Gegenmaßregeln gegen die 
deutsche Einkaufsorganisation ergriffen. 

Dadurch aber wurde der preisregulierende Einfluß, den 
die Einkaufsorganisalion eventuell hätte ausüben können, konter- 
karriert. Denn die Ueberwindung all dieser Ausfuhrverbote und 
Ausfuhrerschwernisse kostet Geld, viel Geld. Dadurch aber 
verteuern sich die eventueil günstig gekauften Waren; die Diffe- 
renz zwischen dem Einkaufspreis und dem Ausfuhrpreis kommt 
nicht dem Verkäufer, sondern dem »Staatsschaiz« zugute. Noch 
andere Umstände wirkten preisverteuernd und machten den 
ersten Zweck der Einkaufsorganisation, die Preise zu regulieren, 
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jllusorisch. Es war der Einkaufsorganisation gar nicht möglich, 
ihren Bedarf aus erster Hand zu kaufen; sie mußte ihn aus der 
zweiten und dritten Hand decken. Bei der Zersplitterung der 
Produktionsstätten, bei den mangelhaften Verkehrseinrichtungen 
und den landesüblichen Handelssitten war der Zwischenhandel 
gar nicht zu entbehren. Je ernster aber die Organisation ibre 
Autgabe nahm, um so mehr wuchs ihr eigener Apparat, wuchsen 
die Kosten für Verwaltung und verteuerten sich die Waren. Im 
gl.ichen Sinne wirkten dann weiter die amtliche Spedition, die 
auch nicht gerade billig arbeitet: was Wunder, daß eine Ware, 
die man am Produktionsorte billig eingekauft hatte, am Ver- 
brauchs- oder Verteilungsorte mit einem enormen Aufschlage 
verkauft werden mußte, zu Preisen, die das Mißbehagen der wahr- 
lich nicht kenntnislosen oder dummen türkischen Regierungsleute 
— einstiger Kaufherren von Saloniki — erregten und zu Gegen- 
maßnahmen geradezu herausforderten! Der deutschen Einkaufs- 
organisation trat eine türkische Ausfuhrorganisation gegenüber ; 
wie jene die Einfuhr nach Deutschland monopolisierte, so diese 
die Ausfuhr aus der Türkei. Wollte die Einkaufsorganisation 
ihre Tätigkeit nicht einstellen, so mußte sie sich wohl oder übel 
dazu verstehen, sich mit der Gegenorganisation zu verständigen. 
Zunächst hatte die Gegenorganisation nur halboffiziellen Cha- 
rakter. Es wurde die Societe Anonyme Ottomane des produits 
nationaux d’Anatolie gegründet und dieser aus Anhängern des 
herrschenden Regimes gebildeten Handelsgesellschaft für gewisse 
Rohstoffe das ausschließliche Recht der Ausfuhr erteilt, welcher 
zusammen mit dem Requisitionsrecht des der Gesellschaft näher 
stehenden Generalintendanten dieser ein wirksames Ausfuhr- 
monopol gewährt. Dadurch allein schon war eine Betätigung 
aer Einkaufsorganisatıon unmöglich. Es blieb nur übrig, die 
Frage auf diplomatischem Wege zu lösen, oder aber sich mit dieser 
türkischen Gesellschaft zu verständigen. Man wählte das letztere 
und die deutsche Einkaufsorganisation trat mit der türkischen 
Gegenorganisation in den »ausschließlichen Verbandsverkehre; 
sie verpflichtete sich, gewisse Waren ausschließlich von der tür- 
kischen Monop.lIgesellschaft zu kaufen und zwar samt Ausfuhr- 
bewilligung« m. a. W.: die Einkaufsorganisation verkaufte die 
schon gekauften und transportbereiten Waren an die türkische 
Gesellschaft und kaufte sie von dieser mit Ausfuhrbewilligung 
(natürlich mit einem gebührlichen Aufschlag) zurück. Der Rein- 
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gewinn dieser Gesellschaft soll nationalpolitischen Zwecken zugute 
kommen und vielleicht zur Gründung einer türkischen National- 
bank dienen. 

Man ist dabei jedoch nicht stehen geblieben und auf den 
ersten Schritt folgte ein viel radikalerer zweiter. Durch ein Gesetz 
— die Tageszeitungen haben es berichtet — wurde eine dem 
Handelsminister unterstehende und aus Beamten und Kaufleuten 
zusammengesetzte Zentralausfuhrkommission (mit Ausschüssen 
in allen Wilajets) eingesetzt, welcher das ausschließliche Recht 
zusteht, die Ausfuhr der Waren zu genehmigen oder zu verbieten 
und die Preise zu normieren, zu denen eine jede Ware ins Ausland 
verkauft werden darf. Sie kann auch dem Verkäufer die Ver- 
pflichtung auferlegen, innerhalb einer bestimmten Zeit eine be- 
stimmte Menge ausländischer Waren in die Türkei einzuführen 
und die Ausfuhrerlaubnis von der Einhaltung dieser Verpflichtung 
abhängig machen. Der Motivenbericht zu diesem Gesetze läßt 
gar keinen Zweifel, daß es sich hiebei um die staatliche Gegen- 
organisation gegen die rein deutsche Einkaufsorganisation han- 
delt, aber die Türken waren so klug, sich der Mitwirkung der 
levantinischen Kaufleute bei ihrer Organisation zu vergewissern, 
während die deutsche Einkaufsorganisation auf die Mitwirkung 
levantischer Elemente von vorhinein verzichtete. Zwei Punkte 
sind für die Verstaatlichung der Warenausfuhr besonders cha- 
rakteristisch: die Preisnormierung und die Kompensationen, 
d. h. die Aufhebung des freien Marktes und die Rückkehr zu pri- 
mitiven Formen des Tauschverkehrs. 

Nehmen wir einmal an, es bestünde die Absicht, diese Orga- 
nisationen, so wie sie jetzt bestehen, oder noch weiter ausgebaut 
werden, zu stabilisieren; setzen wir alsoin Gedanken an Stelle 
des Provisoriums der Kriegsorganisation einen Dauerzustand, 
welche Perspektiven eröffnen sich dann für die Zukunft’? 

Der Staat hat sich mit der Sorge für den Wirtschaftsbedarf 
seiner Bevölkerung belastet und zu diesem Zwecke die ihm nötigen 
und angemessenen Einrichtungen geschaffen. Er wird, schon 
um seinen finanziellen Verpflichtungen zu genügen, auf dieer 
Bahn weiter gehen müssen und sich an allen Unternehmungen 
und Geschäften irgendwelcher Art als Teilhaber in irgendeiner 
Form einkaufen. Dadurch wird er zum größten Unternehmer, 
die Volkswirtschaft zur Staatswirtschaft. Ganz natürlich hat er 
ein Interesse, diese Geschäfte möglichst gewinnbringend zu ge- 
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stalten. Die rationelle Betriebsführung und die Notwendigkeit, 
sich Einnahmen zu schaffen, fordern das. Dies alles kann man 
im eigenen Lande durchführen. Aber kein Staat ist allein auf der 
Welt, keiner auch kann den Handelsverkehr mit anderen Staaten 
entbehren. Die staatliche Organisation der Wirtschaft wird auf 
staatliche Gegenorganisation der anderen Länder stoßen; Orga- 
nisation gegen Organisation oder Staat gegen Staat. Hier liegt 
der kritische Punkt. Bisher haben langfristige Handelsverträge 
die generellen Bedingungen für den Handelsverkehr der Sta: ten 
geregelt und unter diesen Bedingungen vollaog sich der friedliche 
Wettbewerb von Staat zu Staat auf mehr oder minder freiem 
Markte nach den Gesetzen der individualistischen Wirtschaft. 
Dieser Zustand beendete die Zeiten der Handelskriege, der Pri- 
vilegienwirtschaft und des Raubes. — Gehen nun aber die Staaten 
dazu über, selbst Handel zu treiben und müssen sie sich in jedem 
Falle über die Kompensationen verständigen, wird der freie Markt 
auf dem die Preise sum beiderseitigen Vorteil sich bilden, auf- 
gehoben, die Transportmittel monopolisiert, so sehe ich voraus 
eine ungemeine Verbreitung der Reibungsflächen, der Korflikts- 
möglichkeiten zwischen den Staaten, einen Zustand der Unsicher- 
heit und chronischer Spannung der wirtschaftlichen und poli- 
tischen Beziehungen. Die schwüle Atmosphäre vor dem Kriege, 
die das internationale Wirtschaftsleben vergiftete, wurde nicht 
gereinigt, sondern noch mehr verdorben. Möge daher der Staat 
im eigenen Lande die Wirtschaft formen und organisieren nach 
seinen nationalen Bedürfnissen und Zwecken: um der politischen 
' und wirtschaftlichen Beziehungen zu anderen Staaten willen 
muß das Programm für die nächste Zukunft sein: Abbau der 
Wirtschaftsorganisation im Auslande! 
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Die Arbeitsvermittelung nach dem Kriege. 
Von 


C. LEGIEN. 


Während der Kriegszeit sind Organisationen und Einrich- 
tungen entstanden, deren Wert und Erfolg davon abhängt, daß 
die zwischen den wirtschaftlichen Organisationen der Unter- 
nehmer und der Arbeiter bestehenden Gegensätze vorübergehend 
zum Ausgleich kamen, oder deren Austragung zurückgestellt 
wurde. So kam es zu Beginn des Krieges zur Gründung von Ar- 
beitsgemeinschaften zu dem Zweck, eine organisierte Verteilung 
der vorhandenen Arbeit herbeizuführen, damit möglichst alle 
Berufsangehörigen Arbeitsgelegenheit erhielten. Sie sollten ferner 
verhindern, daß durch Verletzung der Tarifvertragsbestimmungen 
eine Verschlechterung der Lohn- und Arbeitsbedingungen her- 
beigeführt wurde. Es entstanden im weiteren Verlauf des Krieges 
die Arbeitsgemeinschaflen sur Fürsorge für die Kriegsbeschä- 
digten. 

Auf anderen Gebieten kam es zur Einigung und Zusammen- 
arbeit durch die Verordnungen des Bundesrates. Immer, wenn 
die amtlichen Stellen energisch an die Lösung der gestellten Auf- 
gabe herantraten, gelang es, die beteiligten Organisationen zur 
Mitarbeit zu bewegen, sie zu veranlassen, das sie Trennende 
zurückzustellen. 

Nur eine wichtige Aufgabe, die Regelung der Arbeitsvermit- 
telung, hat eine auch nur annähernd befriedigende Lösung bisher 
nicht gefunden und scheint sie auch während des Krieges nicht 
finden zu sollen. Die Regelung der Arbeitsvermittelung muß als 
eine der bedeutungsvollsten Angelegenheiten bezeichnet werden. 
Erfolgt sie nicht in ausreichendem Maße bis zum Schluß des Krie- 
ges, so droht unserm Wirtschaftsleben nicht nur eine schwere 
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Gefahr, sondern es muß eine Mißstimmung in den weitesten 
Schichten der Arbeiterbevölkerung, wie auch in den Kreisen 
der Angestellten hervorgerufen werden. Diese wird sich in einer 
Weise geltend machen, die besonders den Kreisen recht unange- 
nehm sein wird, die meinen, daß alle Dinge sich zur gegebenen Zeit 
regeln werden, auch wenn ausreichende Vorsorge für einen glatten 
Verlauf nicht getroffen wurde. Während des Krieges haben jene 
Schichten des Volkes, die von seinem Druck am stärksten belastet 
wurden, sich den Kriegsnotwendigkeiten gefügt, vieles ertragen, 
was in normalen Zeiten als unerträglich angesehen worden wäre. 
Sind diese Notwendigkeiten nicht mehr gegeben, so wird all der 
aufgespeicherte Groll sich in verstärktem Maße äußern, wenn er- 
kannt wird, daß nicht unabwendbarer Zwang, sondern ungenü- 
gende Vorsorge die Ursache der Notlage ist. 

In den ersten Monaten nach Kriegsschluß wird, auch wenn der 
Krieg so ausgeht, daß mit einem großen wirtschaftlichen Auf- 
schwung zu rechnen ist, eine Ueberlastung des Arbeitsmarktes 
eintreten. Die Kriegsindustrien werden den Betrieb einstellen 
oder doch gewaltig einschränken. Die anderen Industrien werden 
infolge Mangel an Rohstoffen den Betrieb nur zum Teil und in 
beschränktem Umfange aufnehmen können. Das unvermeid- 
liche Ergebnis muß sein, daß ein großer Teil der heute Beschäf- 
tigten arbeitslos wird. Dazu treten die Millionen Arbeitshände. 
der aus dem Felde Zurückkehrenden. Eine umfangreiche Arbeits- 
losenfürsorge wird dann einsetzen müssen. Diese ist nur durch- 
führbar, wenn eine einheitliche und bis ins kleinste geregelte 
Organisation des Arbeitsnachweises vorhanden ist. Nicht nur um 
den Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt herbeizuführen, sondern auch 
die Kontrolle der Arbeitslosen zu übernehmen und diese davor 
zu schützen, daß sie sich das Recht auf Gewährung der Arbeits- 
losenunterstützung erkämpfen müssen. 

Von allen Einsichtigen wird anerkannt, daß die Dinge sich, 
nach menschlicher Voraussicht, so gestalten werden. Es fehlt 
deshalb auch nicht an Vorschlägen für die Regelung des Arbeits- 
nachweises und an Mahnungen, diese bis zum Schluß des Krieges 
herbeizuführen. Der Erfolg dieser Bemühungen ist äußerst ge- 
ring. Nach wie vor ist das Gebiet der Arbeitsvermittelung dem 
freien Spiel der Kräfte überlassen. Durch Gesetz sind nur die 
gröbsten Auswüchse der gewerbsmäßigen Stellenvermittelung 
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eingedämmt. Auf die Organisation des Arbeitsnachweises einzu- 
wirken, ist durch die Gesetzgebung noch nicht versucht worden. 

Das wüste Durcheinander im Arbeitsnachweiswesen steht 
im umgekehrten Verhältnis zu seiner volkswirtschaftlichen Bedeu- 
tung. Da gibt es öffentliche, paritätisch geleitete Arbeitsnachweise, 
öffentliche Arbeitsnachweise mit bureaukratischer Verwaltung, Ar- 
beitsnachweise von Wohlfahrtsvereinen eingerichtet und verwaltet, 
solche, die von Vereinigungen der Unternehmer und Arbeiter 
gemeinsam errichtet und verwaltet werden, dann Nachweise der 
Unternehmerorganisationen und solche der Gewerkschaften, 
Nachweise von Vereinen, die zum Zweck der Arbeitsvermittelung 
gegründet wurden und nur wenig über der gewerbsmäßigen Stel- 
lenvermittelung stehen. Hinter dieser folgen dann noch die »See- 
lenverkäufer«, die bei Konflikten zwischen Unternehmern und 
Arbeitern Streikbrecher aus allen Teilen der Welt heranholen 
und pro Stück ihrer »Ware« Bezahlung erhalten. Welche Bedeu- 
tung dann noch die Stellenvermittelung durch den Inseratenteil 
der Zeitungen hat, kann man an den Ausgabestellen der Inseraten- 
blätter täglich beobachten. Von geordnetem Ausgleich zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt kann unter diesen 
Umständen keine Rede sein. Dieser wird durch die öffentlichen 
gemeinnützigen Arbeitsnachweise versucht, jedoch ist deren Ein- 
fluß verhältnismäßig noch sehr gering. Die ersten dieser Nach- 
weise wurden zu einer Zeit ins Leben gerufen, als der Kampf 
um den Arbeitsnachweis zwischen Unternehmern und Arbeitern 
die schärfsten Formen angenommen hatte. Die Arbeiter, deren 
gewerkschaftliche Organisationen nech schwach entwickelt waren, 
versuchten durch den Arbeitsnachweis die Lohn- und Arbeits- 
bedingungen günstig zu gestalten. Sie forderten, daß ihnen die 
Arbeitsvermittelung überlassen werden müsse. Diese Forderung 
wurde damit begründet, daß die Arbeiter als Verkäufer der Ware 
Arbeitskraft auch die Art des Verkaufes zu regeln haben. Ferner 
mit dem Hinweis darauf, daß die Arbeiter seit Jahrhunderten 
das Recht erkämpft und erworben hätten, die Arbeitskräfte zu 
vermitteln. Die Unternehmer versuchten durch ihre Arbeits- 
nachweise die gewerkschaftlichen Organisationen zu beseitigen 
oder wenigstens ihre Entwicklung zu hemmen. Die Arbeiter, 
die für die Gewerkschaften wirkten, sollten durch die Arbeits- 
nachweise von den Betrieben ferngehalten werden. 
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weder bei den Arbeiterorganisationen noch bei denen der Unter- 
nehmer Sympathie erweckten, ist erklärlich. Beiden ersteren hat 
sich die Auffassung in den letzten zwei Jahrzehnten geändert. 
Die starke Aufwärtsentwickelung der Gewerkschaften von 
329 230 Mitgliedern im Jahre 1896 auf 2 548 763 im Jahre 1913 
ermöglichte eine Einwirkung auf die Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen ohne Zuhilfenahme des Arbeitsnachweises. Die Unter- 
nehmer hatten zwar mit ihren Nachweisen den beabsichtigten 
Zweck nicht erreicht. Diese dienen ihnen aber immer noch als 
Kontroll- und Maßregelungsinstitute gegenüber den Arbeitern. 
Deswegen wollen die Unternehmerorganisationen sich auch heute 
noch nicht zu den öffentlichen Arbeitsnachweisen bekennen. 
Sie sind im Gegenteil bestrebt, ein völlig geschlossenes Netz 
von Arbeitgebernachweisen herzustellen. Für einzelne Industrien 
ist ihnen das gelungen. Schwer empfinden die Arbeiter die Wir- 
kungen dieser Organisationen, besonders in den Zeiten der wirt- 
schaftlichen Krisen. An dem Widerstand der Unternehmeror- 
ganisationen scheiterte bisher die einheitliche Regelung des Ar- 
beitsnachweiswesens. 

In den ersten Kriegswochen zeigten sich dieschweren Schäden, 
die durch eine solche Unordnung auf einem der wichtigsten volks- 
wirtschaftlichen Gebiete in kritischen Zeiten eintreten müssen. Nur 
die massenhafte Einziehung zum Heeresdienst und die durch Maß- 
nahmen der Militärbehörden beschleunigte Einstellung der Indu- 
strie für den Kriegsbedarf bewahrte die Arbeiterschaft und kann 
wohl gesagt werden auch die Volkswirtschaft Deutschlands vor 
einer schweren Katastrophe.: Die Errichtung der Reichszentrale 
für Arbeitsvermittelung und die Herausgabe des Arbeitsmarkt- 
anzeigers hätten diese nicht verhindern können. Sie bildeten 
zwar den ersten ernsthaften Versuch, von Reichs wegen regelnd 
in die Arbeitsvermittelung einzugreifen. Diesem Versuch mußte 
aber der Erfolg versagt bleiben. Für diesen fehlte die Vorausset- 
zung, der organische Aufbau der Arbeitsnachweise. 

Die trüben Erfahrungen, die mit dem heutigen System der 
Arbeitsvermittelung bei Kriegsausbruch gemacht wurden, sollten 
ausreichen, um alles zu tun, was geeignet ist, das deutsche Volk 
vor den gleichen Gefahren zu schützen, die bei Kriegsschluß dro- 
hen, wenn bis dahin die Dinge so bleiben, wie sie bisher waren. 

Die gewerkschaftlichen Organisationen aller Richtungen 
gaben gemeinsam die Anregung, durch ein Reichsgesetz eine Re- 
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gelung des Arbeitsnachweiswesens herbeizuführen. So bitter diese 
Organisationen sich bis zum Kriegsausbruch gegenseitig bekämpf- 
ten, so einmütig arbeiteten sie zusammen, als es galt, dem all- 
gemeinen Interesse zu dienen. Vor diesem treten alle Sonderinter- 
essen in den Hintergrund. Am I0. Februar 1915 tagten in Berlin 
die Vertreter der gewerkschaftlichen Organisationen. Sie berieten 
über die gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises. Nachdem 
eine Einigung über die allgemeinen Grundsätze erzielt war, wur- 
den von einer Kommission die Leitsätze aufgestellt, die dem 
deutschen Reichstage in einer Eingabe unterbreitet wurden. 
Der Wortlaut dieser Leitsätze, die in dem Haushaltsausschuß 
des Reichstages zu einem Antrage umgestaltet wurden, ist am 
Schluß dieses Artikels wiedergegeben. Zur Begründung der Not- 
wendigkeit der gesetzlichen Regelung des Arbeitsnachweises 
mit Rücksicht auf die Zeit nach Kriegsbeendigung wurde in der 
Eingabe angeführt: 

»In ganz besonderem Maße aber wird sich diese Ueberfül- 
lung des Arbeitsmarktes wieder geltend machen, wenn nach der 
Beendigung des Krieges die Millionen von Teilneh- 
mern unserer Heere und Flotte in das Erwerbsleben zurück- 
strömen. Nur ein kleiner Teil wird wieder in die vor dem Kriege 
innegehabten Stellen eintreten können. Der weitaus größte Teil 
muß sich nach neuer Arbeitsgelegenheit umschauen und will 
in möglichster Nähe seines bisherigen Berufes und Wohnortes 
Arbeit finden. Auch für Industrie und Gewerbe wird eine Neuan- 
passung an die neuen Erwerbsbedingungen nicht zu umgehen sein, 
wodurch erhebliche Zeit- und Lohnverluste für die Arbeitslosen 
entstehen. Die Anarchie in der Arbeitsvermittelung würde in 
dieser Periode des Ansturms auf den Arbeitsmarkt die unheil- 
vollsten Wirkungen auslösen. Sie würde die Arbeitslosen allen 
Zufälligkeiten ausliefern und schließlich die von seiten der Ar- 
beitgeber- und Arbeiterorganisationen in langjähriger Arbeit ge- 
schaffene Ordnung der gewerblichen Arbeitsverhältnisse, nachdem 
sie eben im Kriege sich im allgemeinen so glänzend bewährte, 
aufs äußerste gefährden. Es wird aber sicherlich ebenso der 
feste Wille der verbündeten Regierungen wie auch des Reichs- 
tages sein, unseren heimkehrenden Kriegsteilnehmern die Rück- 
kehr ins alte Erwerbsleben möglichst ohne Verluste zu 
gewährleisten und nichts zu unterlassen, was diese Verluste 
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Eine gute Arbeitsvermittlung, von gemeinnützigen Gesichts- 

punkten geleitet, ist allein imstande, auf das Massenangebot von 
Arbeitskräften und auf die Nachfrage nach solchen regelnd und 
ausgleichend einzuwirken. Sie hat zur Voraussetzung eine ein- 
heitlich aufgebaute Organisation, die den gesamten Arbeitsmarkt 
übersichtlich beherrscht und den Ausgleich von Nachfrage und 
Angebot von Beruf zu Beruf und von Ort zu Ort und Bezirk zu 
Bezirk in die Wege leitet.« 
cH - Die von den Gewerkschaften aufgestellten Leitsätze wurden 
von dem Zentrum und den Sozialdemokraten im Haushaltsaus- 
schuß des Reichstages als Antrag vorgelegt und von diesem mit 
großer Mehrheit angenommen. Der Reichstag beschäftigte sich 
am Ig. März 1915 mit diesem Antrag und nahm ihn am 20. März 
mit großer Mehrheit an. Die Vertreter der Parteien, die bei der 
Beratung zum Wort kamen, empfahlen die Annahme des An- 
trages. So sagte der Abgeordnete Bassermann: 
z: Wir werden sorgen müssen, daß für die noch schwierigen 
Aufgaben nach Wiederherstellung des Friedens, für die Zeit, in 
der Millionen zu den heimischen Arbeitsstätten zurückströmen, 
der Staat und die bürgerliche Gesellschaft nicht unvorbereitet 
solchen schweren und großen Aufgaben gegenüberstehen. Des- 
wegen begrüße ich es, daß man im Parlament — in der Budget- 
kommission und heute hier im Plenum — diesen großen Fragen 
der Organisation der gewerblichen Arbeitsvermittelung offen ins 
Auge sieht. Den Beschlüssen des Reichstages in der Budgetkom- 
mission liegen die Leitsätze zugrunde, die von den großen Arbeiter- 
organisationen — von der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands, dem Gesamtverband der christlichen Gewerkschaf- 
ten Deutschlands, dem Verband der deutschen Gewerkvereine und 
der polnischen Berufsvereinigung — aufgestellt sind. Den organi- 
satorischen Gedanken, der diesen Leitsätzen zugrunde liegt, möchte 
ich für meine Freunde akzeptieren. Er baut auf in Arbeits- 
ämtern, faßt diese Arbeitsämter dann zusammen in Bezirksarbeits- 
ämtern und stellt darüber eine Reichsinstanz, das Reichsarbeits- 
amt, und diese ganze Organisation, die Bildung dieser Aemter, 
vollzieht sich paritätisch unter Heranziehung der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer auf Grund einer Verhältniswahl. Durch eine 
solche Organisation ist es möglich, den Ausgleich herzustellen 
zwischen den Orten, wo ein starkes Angebot, und anderen, wo 
Nachfrage nach Arbeitern vorhanden ist.« 
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Es folgten dann einige Ausführungen des Redners über den 
Wert der Arbeitgebernachweise, die den Abgeordneten Bauer 
(Breslau) zu folgenden Erwiderungen veranlaßten: »Der Herr 
Abgeordnete Bassermann hat zum Ausdruck gebracht, daß die 
Arbeitsnachweise der Unternehmer sich um die Arbeitsvermitte- 
lung besonders verdient gemacht hätten. Ich muß dem wider- 
sprechen. Die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter haben 
andere Erfahrungen gemacht und denken über die Wirkung und 
Tätigkeit der Unternehmernachweise ganz anders als der Herr 
Abgeordnete Bassermann, und es wird Ihnen allen bekannt sein, 
daß auch ungeheuer viele Beschwerden über die Tätigkeit dieser 
Unternehmernachweise bereits dem Reichstag und der Reichs- 
regierung unterbreitet worden sind. Die Unternehmernachweise 
sind in der Hauptsache Kontroll- und Maßregelungsbureaus 
gegenüber den Arbeitern. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo- 
kraten.) Für sie ist nicht die Hauptaufgabe, eine Arbeitsvermitte- 
lung zu betreiben, sondern eine Kontrolle über die Arbeiter zu 
führen’ und unbequeme Elemente zu maßregeln (Sehr richtig! 
bei den Sozialdemokraten), und diese Erscheinungen haben 
ja häufig zu schweren wirtschaftlichen Kämpfen, zu großen 
Erschütterungen des wirtschaftlichen Lebens geführt. Es sind 
gewerkschaftliche Kämpfe wegen des Arbeitsnachweises geführt 
worden mit großer Erbitterung, Streiks mit einer Dauer von 26 
und mehr Wochen, die ganze Industrien lahmgelegt haben. Ich 
erinnere besonders an die Kämpfe in der Holzindustrie, wo die 
Unternehmer einseitige Arbeitsnachweise einführen wollten. 
Die Arbeiter verlangten paritätische Arbeitsnachweise, bei denen 
sie gleichzeitig ein Recht der Mitwirkung hatten. Sie mußten, 
um die Einrichtung der einseitigen Unternehmerarbeitsnachweise 
zu verhindern und endlich die paritätischen Arbeitsnachweise 
zu erreichen, erbitterte Kämpfe führen, die große wirtschaftliche 
Schädigungen hervorgerufen haben. Gerade angesichts dieser 
Tatsachen bedauere ich um so mehr, daß der Herr Staatssekretär 
sich auf den Standpunkt stellt: die Arbeitsnachweise sind einmal 
da, jetzt können wir nicht daran rütteln, wir müssen aufbauen 
auf dem Althergebrachten und sollen nicht dazu übergehen, Neues 
aufzubauen. Nein, das ist durchaus falsch. Wenn wir den Arbeits- 
nachweis den wirtschaftlichen und politischen Kämpfen entziehen 
wollen, wie es der Herr Kollege Giesberts bereits ausgedrückt 
hat, ein Wunsch, der von allen Gewerkschaftsrichtungen vertreten 
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wird, gerade mit Rücksicht auf das Gemeinwohl, dann muß neu 
aufgebaut werden. « 

Der Staatssekretär des Innern Dr. Delbrück sprach gegen den 
Antrag. Er hielt eine gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises 
nicht für geboten. Als Gründe führte er an: »Die Hauptschwie- 
rigkeit liegt darin, daß wir nicht wissen, wie lange der Krieg dauert, 
daß wir nicht wissen können, wieviel Zeit wir brauchen, um neue 
Organisationen an Stelle der alten Organisationen zu setzen. 
Die Erfahrung, die ich in den acht Kriegsmonaten gemacht habe, 
geht dahin, daß alle Aufgaben leichter gelöst werden, wenn man 
dazu bestehende Organisationen benutzt, als wenn man voll- 
ständig neue Organisationen ins Leben ruft. Aus diesem Grunde - 
bin ich der Ansicht, daß wir jetzt darauf verzichten sollten, 
auf dauernde Wirkung berechnete und durchgreifende gesetzliche 
organisatorische Maßnahmen einzuleiten, sondern daß wir uns 
bemühen sollten, mit den vorhandenen Mitteln die nächstliegende, 
allerdings, wie ich zugebe, nicht leichte Aufgabe zu lösen. 

Ich habe in der Kommission gesagt, daß ich mich bereits mit 
der Frage beschäftigt habe, wie dies alles geschehen könne, daß 
es in meiner Absicht liege, zunächst die Bestimmungen des Stellen- 
vermittlungsgesetzes in dem Sinne anzuwenden, daß sämtlichen 
nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweisen eine Anzeigepflicht 
auferlegt wird, daß ich den Arbeitsmarktanzeiger, welcher jetzt 
vom Statistischen Amt herausgegeben wird, vollständig ausge- 
stalten will, daß ich bereit bin, mit den beteiligten Organisationen 
der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber und auch mit der Militär- 
verwaltung in Verhandlung zu treten, um die Ueberleitung des 
Arbeitsmarktes aus dem Kriegsfuß in das Friedensverhältnis 
nach Möglichkeit vorzubereiten. Ich habe vorbereitende Schritte 
bei den Bundesregierungen bereits getan. Ich habe bereits mit 
einem Teil der Organisationen der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer verhandelt. Ich werde diese Verhandlungen fortsetzen 
und hoffe, daß es mir gelingt, hier zu dem gewünschten Ergebnis 
zu kommen. Sollte das nicht gelingen, würde ich immer in der 
Lage sein, ad interim zur Regelung der Arbeitsvermittlung für 
die Ueberleitung der Industrie in den Friedenszustand das Er- 
mächtigungsgesetz vom 4. August vorigen Jahres zu benutzen, 
um provisorische Anordnungen herbeizuführen, welche die Durch- 
führung dieser Aufgaben ermöglichen.« 

Die Bemerkungen des Abgeordneten Bauer (Breslau) über 
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die Unternehmernachweise hält der Staatssekretär für geeignete 
Gründe, die gegen die gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises 
sprechen. Er sagte: »Gerade die Ausführungen, mit denen der 
Herr Abgeordnete Bauer soeben begann, beweisen, wie begründet 


“ die Scheu ist, die ich habe, jetzt in eine grundsätzliche Regelung 


dieser Dinge einzutreten, die über den Krieg hinausreicht. Herr 
Bauer begann seine Ausführungen damit, daß er ausdrücklich 
feststellte, er sei über die Bedeutung der Arbeitgebernachweise 
anderer Meinung als Herr Bassermann. Ja, meine Herren, das ist 
eine von den zahllosen Fragen, die in dem Augenblick auftauchen, 
wo ich an die Sache herangehe und versuche, ein Gesetz zustande 
zu bringen, das alle die Situationen zu passieren hat, die ein Gesetz 
bei uns in Deutschland nun einmal passieren muß. Aber über alle 
diese Schwierigkeiten komme ich hinweg, wenn ich unter dem 
Druck der Not des Krieges und unter den besonderen Verhält- 
nissen, wie sie nun einmal bestehen, diese Aufgabe provisorisch 
zu lösen versuche. Da kann ich alle bestehenden Einrichtungen 
für diese provisorische Aufgabe zusammenfassen. Da bin ich in 
der Lage, weil alle Beteiligten ein gleich großes Interesse an der 
Lösung dieser Aufgabe haben, unter Beiseiteschiebung grund- 


“ sätzlicher Schwierigkeiten das praktische Ziel in den Vordergrund 


zu schieben. Das ist die Ursache, meine Herren, weshalb ich 
glaube, daß ich das Ziel auf dem Wege einer kriegsmäßigen Lö- 
sung, wenn ich mich so ausdrücken darf, ehererreiche, als wenn 
ich diese an sich schon schwierige Maßnahme mit einer Reihe von 
grundsätzlichen Fragen belaste, dienach meiner Kenntnis der Mate- 
rie —unddie ist doch auch eine ziemlich ausgiebige — in dem Augen- 
blick hervortreten, wo man versucht, eine für die Dauer bestimmte 
Einrichtungunter dem Druck der Verhältnisse einzuführen. « 
Das Reichsamt des Innern wollte sich auch in diesem Fall 
mit halben Maßnahmen begnügen, wo ganze und durchgreifende 
unbedingt erforderlich waren. Dementsprechend ist auch das 
Ergebnis der Bemühungen ausgefallen. Am 30. April 1915 berief 
das Reichsamt des Innern eine Konferenz zur Beratung der fol- 
genden Fragen: 
I. Maßnahmen der Arbeitsnachweisverbände. 
a) Herausgabe von Adressenverzeichnissen der sämtlichen 
nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise des Bezirkes. 
b) Anregung zur Errichtung und zum Ausbau öffentlicher 
Arbeitsnachweise an geeigneten Orten. 
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c) Ausgleich der Arbeitsgesuche und Angebote im inter- 
lokalen Verkehr. Ausnutzung des weiter auszugestalten- 
den Arbeitsmarktanzeigers. 

2. Maßnahmen der Arbeitsnachweise. 

a) Zusammenarbeiten aller an einem Ort befindlichen Arbeits- 
nachweise (Zentralauskunttsstellen).. Enge Fühlung mit 
Behörden, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden, Be- 
nutzung des Arbeitsmarktanzeigers. 

b) Besondere Arbeitsvermittelung für Kriegsbeschädigte (wird 
besonders verfolgt). 

3. Maßnahmen der Arbeitgeber. 

a) Meldung der offenen Stellen an organisierte Arbeitsnach- 
weise aller Art. 

b) Wiedereinstellung früherer Arbeiter. 

c) Beachtung des Beschäftigungsbedürfnisses der etwa zu ent- 
lassenden Ersatzkräfte. 

4. Wünsche in bezug auf Verwaltungsmaßnahmen der Reichs-, 
Staats- und Kommunalbehörden, insbesondere der Heeres- 
und Marineverwaltung. l 

Auf der Konferenz waren u. a. vertreten: Deutscher Städte- 
tag, Deutscher Handelstag, Landwirtschaftsrat, Hansabund, 
Zentralverband Deutscher Industrieller, Bund der Industriellen, 
Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, die General- 
kommission der Gewerkschaften Deutschlands, die christlichen 
und Hirsch-Dunkerschen Gewerkvereine, die kaufmännischen 
Verbände usw. 

Das Ergebnis der Beratung entsprach den Vorschlägen, die 
vom Reichsamt des Innern gemacht waren. Ein Teil dieser Vor- 
schläge fand die Zustimmung aller beteiligten Kreise, Da jedoch 
die Durchführung aller Maßnahmen von dem guten Willen 
der in Betracht kommenden Organisationen abhing, so war eine 
durchgreifende Besserung der unhaltbaren Zustärde auch nach 
dieser Konferenz nicht zu erwarten. Als Erfolg dieser Verhand- 
lungen und der des Reichstages kann höchstens eine Bundesrats- 
verordnung und ein Erlaß des preußischen Ministers für Handel 
und Gewerbe bezeichnet werden. Die erstere verpflichtete alle 
Arbeitsnachweise, an das Statistische Amt des Reiches Berichte 
über den Stand des Arbeitsmarktes einzuliefern. Sie lautete: 

I. »Die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweise 
haben dem Kaiserlichen Statistischen Amt, Abteilung für Arbei- 
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terstatistik, in Berlin bis zum ı. Juli 1915 eine Anzeige folgenden 
Inhalts zu erstatten: Bezeichnung des Arbeitsnachweises, Angabe 
der Personen oder Körperschaften, die ihn unterhalten, Betriebs- 
stätte, Name des Geschäftsleiters, Fernsprechnummer und Ge- 
schäftsstunden. Jede hierin sich ergebende Veränderung sowie 
die Eröffnung eines neuen nicht gewerbsmäßig betriebenen Ar- 
beitsnachweises ist binnen drei Tagen in gleicher Weise anzuzeigen. 

2. Die nicht gewerbsmäßig betriebenen Arbeitsnachweise, 
mit Ausnahme der Arbeitsnachweise für kaufmännische, tech- 
nische und Bureauangestellte, haben an zwei Stichtagen in der 
Woche (tunlichst Mittwoch und Sonnabend) die Zahl derjenigen 
Arbeitsgesuche und offenen Stellen, die bis zum Zeitpunkte der 
Meldung nicht erledigt werden konnten, und voraussichtlich bis 
zum Erscheinen des Arbeitsmarktanzeigers nicht erledigt werden 
können, mit genauer Angabe der Berufsart (Spezialberufe) un- 
mittelbar an das Kaiserliche Statistische Amt, Abteilung für 
Arbeiterstatistik, zu melden, das die Vordrucke hierzu kostenlos 
zur Verfügung stellt. Die Meldekarten (Postkarten) sind so recht- 
zeitig einzusenden, daß sie beim Koiserlichen Statistischen Amte 
jeden Donnerstag und Montag mit der ersten Post eintreffen. 
Die Meldekarten müssen erstmalig am Montag, den 2. August 
1915, bei dem Kaiserlichen Statistischen Amt einlaufen.« 

Des weiteren führt die Verordnung die Ausnahmen von dieser 
Verpflichtung an, die von den Regierungspräsidenten zugelassen 
werden dürfen und schreibt vor, daß jeder Arbeitsnachweis einen 
Geschäftsführer zu bestellen hat. Für die Arbeitsmarktstatistik 
kann die genaue Durchführung dieser Verordnung von Wert 
sein, für den Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt ist sie ohne Be- 
deutung. Das Ergebnis der Berichterstattung wird im »Reichs- 
arbeitsblatt« veröffentlicht. Aus dem umfangreichen Material, 
das die letzte Veröffentlichung bringt, sollen nur die folgenden 
Ziffern für November 1916 hier angeführt werden. Es berichteten: 


Art der Arbeitsnachweise Zahl der Ar-  Vermittelte Stellen 
beitsnachweise männl. weibl, 
Gemeindliche und gemeindlich unter- : 
stützte 560 70 647 80 020 
Andere allgemeine oder gemein- 
nützige 133 1847 3 622 
Paritätische Facharbeitsnachweise 57 6814 1217 
Arbeitgebernachweise 134 40 312 10 646 
Innungsnachweise 137 5325 999 
Arbeitnehmernachweise ` 312 JI 238 2 334 


Zusammen: 1333 136 183 98 838 
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Die Zahl der vermittelten Stellen kann bei den gegenwärtigen 
abnormalen Verhältnissen nicht einer Beurteilung unterliegen. 
Dagegen muß die Zahl der Arbeitsnachweise das Interesse der 
weitesten Kreise erwecken. Das »Reichsarbeitsblati« teilt mit, 
daß außer den vorgenannten 1333 Arbeitsnachweisen noch 158 
Fehlanzeigen gemacht, das heißt mitgeteilt haben, daß sie keine 
Stellen vermittelten. Es haben sonach 149r Arbeilsnachweise 
Berichte geliefert. Nach einer dem Reichstage am 27. November 
1915 zugegangenen Denkschrift der Regierung sollen jedoch 
2817 nicht gewerbsmäßig betriebeneneArbeitsnachweise vorhanden 
gewesen sein. Es hätte somit im November 1916 nur die Hälfte 
der vorhandenen Nachweise einen Bericht an das Statistische 
Amt eingesandt. Es mag eingewandt werden, daß dies nur ein 
statistischer Mangel ist. Jedoch ist der Einwand berechtigter, 
daß ein schwerer Mangel in der Organisation des Arbeitsnach- 
weises vorliegt. Dieser tritt noch deutlicher hervor, wenn man 
die Verteilung der Arbeitsnachweise nach den Größenklassen 
der Gemeinden und nach den Bundesstaaten in Berücksichtigung 
zieht, wie sie nach der erwähnten Denkschrift und den Veröffent- 
lichungen im »Reichsarbeitsblatt« sich darstellt. Die Bundesrats- 
verordnung über die Berichterstattungspflicht der Arbeitsnach- 
weise hat zur Folge, daß nunmehr der Beweis dafür vorliegt, daß 
die Organisation der Arbeitsvermittelung völlig unzureichend ist. 

Die Verordnung des Ministers für Handel und Gewerbe in 
Preußen vom 21. Mai 1915 empfahl die Errichtung von Zentral- 
ausgleichsstellen für die Arbeitsnachweise eines größeren Gebietes, 
Eine solche Ausgleichsstelle ist im Juli x915 für Berlin und die 
Provinz Brandenburg eingerichtet worden. Aus ihrer Geschäfts- 
ordnung seien hier die folgenden zwei Paragraphen angeführt, 
die Zweck und Zusammensetzung der Organisation darstellen. 

$ 3. Zweck der Zentralstelle ist für die Dauer des Krieges 
und die nächste Zeit nach Abschluß des Friedens die gegenseitige 
Unterstützung und Förderung bei der Arbeitsvermittlung, ins- 
besondere die Herbeiführung eines Ausgleichs zwischen Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt. 

Die Zentralstelle wird bestrebt sein, mit allen nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsnachweisen des Bezirks der Zentralstelle in eine 
Arbeitsgemeinschaft zu treten. 

§ 5. Die Beaufsichtigung der Zentralausgleichsstelle geschieht 
durch den Beirat. 
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Dem Beirat gehören an: 
I. ein Vertreter des Oberpräsidiums, 
2. je ein Vertreter der Provinz Brandenburg und der Stadt 

Berlin. | 

3. der Vorsitzende des Verbandes Märkischer Arbeitsnachweise, 

4. zwei Vertreter der GroßB-Berliner Stadtkreise, drei Vertreter 
der Stadt- und Landkreise der übrigen Provinz. 

6. vier Vertreter der Arbeitnehmervereinigungen. 

Wenn solche 'Zentralausgleichsstellen auch nicht ein Arbeits- 
amt ersetzen können, werden sie doch bei dem Ausgleich der 
Arbeitskräfte in ihrem Gebiet Wertvolles leisten. Da ihre Ein- 
richtung jedoch wiederum den beteiligten Kreisen überlassen 
bleibt, so fehlt die Voraussetzung für ihre einheitliche, sachge- 
mäße und wirkungsvolle Organisation. Inwieweit dem Beispiel, 
das Berlin und die Provinz Brandenburg gegeben haben, in ande- 
ren Teilen des Reiches Folge geleistet wurde, ist bisher nicht 
bekannt geworden. 

Jedenfalls war das, was im Jahre 1915 in bezug auf die Or- 
ganisation der Arbeitsvermittelung geleistet worden ist, völlig 
unzureichend. Deshalb wandten sich die gewerkschaftlichen 
Organisationen in Gemeinschaft mit dem Bureau für Sozialpoli- 
tik am 15. April 1916 an die Landeszentralbehörden mit dem Er- 
suchen, daß diese ihrerseits die notwendigen Maßnahmen zur 
Regelung des Arbeitsnachweises treffen. Diese Eingabe hatte 
folgenden Wortlaut: 

Die Generalkommission der Gewerkschaften Deutsch- 
lands, der Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften, 
der Verband der Deutschen Gewerkvereine, die Polnische 
Berufsvereinigung sowie das Bureau für Sozialpolitik halten 
grundsätzlich an ihrer gemeinsamen Forderung einer reichsgesetz- 
lichen Regelung des Arbeitsnachweiswesens fest. Sie erachten 
diese nicht für ersetzbar durch ein Vorgehen der Landeszentral- 
behörden im Verwaltungswege. 

Nachdem sich indessen die Reichsregierung und ihr fol- 
gend die Landesregierungen bis in die letzten Wochen hinein 
gegen eine reichsgesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises 
während des Krieges ausgesprochen haben, legen die ganannten 
Körperschaften Wert darauf, daß im Verwaltungswege keine die 
später durchzusetzende reichsgesetzliche Regelung erschwerende 
tiefgreifende einzelstaatliche Ungleichheit auf diesem Gebiete 
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geschaffen wird. Auch wollen sie der Gefahr begegnen, daß die 
ganze verwaltungsmäßige Regelung an der Oberfläche bleibt, für 
die bevorstehenden schweren Aufgaben der Arbeitsvermittelung 
aber keinen wesentlichen Nutzen bringt. Daher erheben sie gemein- 
sam die folgenden Mindestforderungen an eine vorläufige Regelung 
des Arbeitsnachweiswesens durch Zusammenwirken der Behörden 
mit den sozialen Selbstverwaltungskörpern und werden diese 
unbeschadet ihrer weitergehenden Wünsche öffentlich in den 
Vordergrund stellen. 

I. Die Landeszentralbehörden der einzelnen Bundesstaaten 
sollen unverzüglich dahin wirken, daß ein gemeindlicher Arbeits- 
nachweis für alle gewerbereichen Orte, zumindest in den Ge- 
meinden mit über Io ooo Einwohnern, errichtet wird. Die Lan- 
deszentralbehörden können nach Anhörung von Vertretern der 
Gemeinde, der Arbeitgeber und der Arbeiter von Fall zu Fall 
einen gemeindlich unterstützten Arbeitsnachweis als ausreichend 
erklären, falls dieser paritätisch verwaltet wird. 

2. Dem gemeindlichen oder ihm nach I gleichgestellten 
Arbeitsnachweis wird, auf Grund des $ 15 StrVG. die Errichtung 
von Fachabteilungen für die wichtigsten Berufszweige und die 
Bildung besonderer Männer- und ‚Frauenabteilungen nach MaB- 
gabe des voraussichtlichen Geschäftsumfanges aufgegeben. 

3. Dem gemeindlichen oder ihm gleichgestellten Arbeits- 
nachweis ist (im Aufsichtswege oder unter Zuhilfenahme der: 
$$ 2 II 2 und 15 StrVG.) die Errichtung eines paritätischen 
Verwaltungsausschusses aufzuerlegen. 

4. Dem paritätischen Verwaltungsausschuß liegt die Fest- 
setzung der Vermittelungsgrundsätze, die Anstellung mit den 
Berufsverhältnissen vertrauteı Arbeitsvermittler, die Entschei- 
dung über Beschwerden gegen dieGeschäftsführung des Nachweises 
und die Ausgestaltung des Nachweises ob. 

5. Der gemeindliche Nachweis kann nach Verständigung 
mit den am Orte befindlichen anderen nichtgewerbsmäßigen 
Nachweisen die Aufgaben einer örtlichen Zentralauskunftsstelle 
übernehmen. 

6. Die höheren Verwaltungsbehörden sind anzubalten, für 
größere Gebiete Zentralauskunftsstellen zu schaffen nach Maßgabe 
der vom Reichsamt des Innern herbeigeführten Besprechung vom 
30. April 1915 und des preußischen Ministerialerlasses vom 21. 
Mai 1915 (Ausgleichsstellen, von UeberschußB von Mangel auf 
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dem Arbeitsmarkt auf Grund regelmäßiger Zusammenarbeit 
aller nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise). Den nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsnachweisen ist durch Wahl eines Beirats und Vor- 
standes, in dem alle Arbeitsnachweisgruppen : gleichmäßig Ver- 
treten sind, entscheidender Einfluß auf die Geschäftsführung 
der Zentralauskunfisstelle zu gewähren. 

7. Für die Durchführung dieser Bestimmungen errichtet 
jeder Bundesstaat oder zu diesem Zwecke von mehreren Staaten 
begründete Verband eine Landeszentrale für Arbeitsvermitte- 
lung. Diese hat für die nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise 
jede mögliche Erleichterung ihres Geschäftsverkehrs, besonders 
eine Verbilligung des zwischenörtlichen Verkehrs, und für die 
Arbeitsuchenden eine Verbilligung notwendiger Reis.n zu veran- 
lassen. : 

8. Die Landeszentralen haben der »Reichszentrale der Ar- 
beitsnachweise« regelmäßig Bericht zu erstatten, um diese in den 
Stand zu setzen, durch Hinweise und Vorschläge ein einheitliches 
und wirksames Arbeiten der Arbeitsnachweise im ganzen Reiche 
herbeizuführen. 

Die fünf oben genannten Körperschaften halten-eine Rege- 
lung der Arbeitsvermittelung in der bezeichneten Weise für um so 
notwendiger, als die Ueberleitung der Kriegswirtschaft in den 
Friedenszustand das Arbeitsnachweiswesen vor ganz neue und 
besonders geartete Aufgaben stellen wird, die nur durch ein Zu- 
sammenarbeiten der Reichs-, Staats- und Gemeindebehörden sowie 
der militärischen Stellen untereinander und mit den Organen 
der Arbeitgeber- und der Arbeiterschaft gelöst werden können. 

Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands. 

°C. Legien, M. d. R. 
Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften Deutschlands. 
M. Schiffer, M. d. R. 
Verband der Deutschen Gewerkverine (H.-D.). 
G. Hartmann. 
Polnische Berufsvereinigung. 
A. Gwidzek. 
Bureau für Sozialpolitik. 
Prof. Dr. E. Francke. 

Die Gesellschaft für Soziale Reform tritt den Grundgedanken 
und Zielen der vorstehenden Forderungen der genannten Organi- 
sationen bei und spricht die dringende Erwartung aus, daß vor 
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Beendigung des Krieges der Arbeitsnachweis so gerüstet dastehe, 
daß er allen Ansprüchen gerecht werden kann. 
Gesellschaft für Soziale Reform. 
Staatsminister Dr. Frhr. v. Berlepsch. 

Alle die Kreise, die für die Propagierung der hier aufgestellten 
Forderungen in Betracht kamen, wurden in Bewegung gesetzt. 
Dies dürfte dazu beigetragen haben, daß auch der Bundesrat 
einen Schritt weiter ging. Am 14. Juni 1916 erließ er die nach- 
stehende Verordnung: 

$ I. Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bezeich- 
neten Behörden können Gemeinden oder Gemeindeverbände 
verpflichten, öffentliche unparteiische Arbeitsnachweise zu er- 
richten und auszubauen, sowie zu den Kosten solcher von anderen 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden errichteten Arbeitsnach- 
weise beizutragen; sie können Anordnungen über die Einrichtung 
und den Betrieb solcher Arbeitsnachweise treffen. 

$ 2. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung 
in Kraft. Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außer- 
krafttretens. 

Es folgte am 25. Juli 1916 ein Rundschreiben des Ministers 
des Innern und des für Handel und Gewerbe in Preußen an die 
Regierungspräsidenten, in dem die Errichtung öffentlicher Ar- 
beitsnachweise empfohlen wurde. Dieses Rundschreiben, das weit 
umfangreicher ist, als ein Gesetz über die Regelung des Arbeits- 
nachweises einschließlich Begründung sein müßte, hat in den für 
die Sache entscheidenden Stellen diesen Wortlaut: 

»Um die hiernach erforderliche Organisation des öffentlichen 
Arbeitsnachweiswesens bis zum Friedensschluß nach Möglickheii 
zum Abschluß bringen, hat der Bundesrat durch die Bekannt- 
machung über Arbeitsnachweise vom 14. Junid. J. (RGBl. S. 519) 
bestimmt, daß die Landeszentralbehörden oder die von ihnen 
bezeichneten Behörden Gemeinden oder Gemeindeverbände 
verpflichten können, öffentliche unparteiische Arbeitsnachweise 
zu errichten und auszubauen, sowie zu den Kosten solcher von 
anderen Gemeinden oder Gemeindeverbänden errichteten Ar- 
beitsnachweise beizutragen, und daß sie Anordnungen über die 
Einrichtung und den Betrieb solcher Arbeitsnachweise treffen 
können. 

Auf Grund dieser Vorschrift ermächtigen wir die Regierungs- 
präsidenten, Gemeinden oder Kreise entsprechend zu verpflichten, 
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sowie die bezeichneten Anordnungen zu treffen, sofern ein Be- 
dürfnis vorliegt, dem zu genügen die Gemeinden oder Kreise sich 
weigern. Wir glauben dabei annehmen zu dürfen, daß schon die 
Möglichkeit eines zwangsweisen Einschreitens in den meisten 
Fällen genügen wird, um Gemeinden oder Kreise, die sich bisher 
zur Errichtung eines öffentlichen Arbeitsnachweises trotz eines 
vorhandenen Bedürfnisses nicht haben entschließen können, zu 
einem solchen Entschlusse zu bewegen, und die Anwendung des 
Zwanges nur in seltenen Fällen notwendig werden wird. 

Im übrigen bemerken wir noch folgendes: 

I. Ueber die Frage, ob und inwieweit noch ein Bedürfnis 
für die Errichtung oder den Ausbau eines öffentlichen Arbeits- 
nachweises vorliegt, haben sich die Regierungspräsidenten zu- 
nächst mit dem Arbeitsnachweisverband ins Benehmen zu setzen, 
dessen Aeußerung in dieser Angelegenheit wir bereits durch den 
Herrn Oberpräsidenten eingefordert haben. Gleichzeitig ist den 
stellvertretenden Generalkommandos Gelegenheit zur Aeußerung 
von Wünschen und Vorschlägen zu geben. Ergeben sich in der 
Beurteilung der Bedürfnisfrage Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen dem Regierungspräsidenten und dem Arbeitsnachweisver- 
bande, die sich durch gegenseitiges Benehmen nicht lösen lassen, 
so ist an uns zu Händen des Ministers für Handel und Gewerbe 
zu berichten. Insoweit in der Beurteilung des Einzelfalls Ueber- 
einstimmung zwischen dem Regierungspräsidenten und dem Ar- 
beitsnachweisverbande besteht, sind die erforderlichen Verhand- 
lungen mit den Gemeinden oder Kreisen alsbald einzuleiten und 
nach Möglichkeit zu beschleunigen. Zu mündlichen Verhandlun- 
gen wird zweckmäßig in der Regel der Vertreter des Arbeitsnach- 
weisverbandes hinzuzuziehen sein. Dies erscheint insbesondere 
dann angezeigt, wenn nach Lage der Verhältnisse ein Zuschuß 
des Arbeitsnachweisverbandes zu den Unterhaltungskosten des 
Arbeitsnachweises in Frage kommt. 

2. Im Wege der Anordnung über die Einrichtung des Nach- 
weises können insbesondere auch die Zuziehung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zur Teilnahme an der Verwaltung dort, wo 
sich hierfür ein Bedürfnis ergibt, und die Art der Bestellung des 
Arbeitsvermittlers geregelt werden. Hinsichtlich der Zuziehung 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern verweisen wir im allge- 
meinen auf die Ausführungen des Erlasses vom 31. Juli 1894 
und unseres an die Herren Oberpräsidenten gerichteten Erlasses 
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vom Io. Februar dieses Jahres (M. f. H. III. 504. M. d. J. II e 179), 
die, wie wir annehmen, Ihnen zugegangen sein werden. Die An- 
stellung der Arbeitsvermittler wird im Interesse einer unpartei- 
ischen Handhabung ihrer Obliegenheiten dem Träger des öffent- 
lichen Arbeitsnachweises vorbehalten bleiben müssen. Für die 
Ausbildung geeigneter Arbeitsvermittler werden die Arbeitsnach- 
weisverbände Sorge tragen. 

3. Durch eine Anordnung über den Betrieb der Nachweise 
wird auch ein Verbot, ausländische Arbeiter zu vermitteln, er- 
lassen werden können. Ein solches Verbot wird sich, wo sich ein 
Anlaß dazu zeigt, zum mindesten für die Anwerbung von Arbeitern 
im Auslande empfehlen, und zwar in Ausdehnung auf die bereits 
bestehenden öffentlichen Arbeitsnachweise.« 

Während die bis dahin getroffenen MaBnahmen der Regie- 
rungsstellen sich darauf beschränkten, die Durchführung des Er- 
forderlichen anzuregen, diese aber dem freien Willen der in Betracht 
kommenden Kreise überließen, wird hier, in der Bundesratsver- 
ordnung und in dem Runderlaß der preußischen Minister die 
Verpflichtung der nach geordneten Behörden zur Errichtung 
öffentlicher unparteiischer Arbeitsnachweise ausgesprochen. Es 
wäre verfehlt, den Erfolg dieses Vorgehens an dem Ergebnis 
der Berichterstattung der Arbeitsnachweise für November 1916 
beurteilen zu wollen. Jedoch wenn auch diese Verordnungen 
einen vollen Erfolg haben sollten, würde damit die gesetzliche 
Regelung der Arbeitsvermittelung nicht ersetzt werden. Die Zahl 
der Öffentlichen unparteiischen Arbeitsnachweise kann wesent- 
lich erhöht werden. Daneben bestehen jedoch alle die anderen 
Arten der Arbeitsvermittelung. Es fehlt die Möglichkeit, diese 
zu einheitlichem Wirken zusammenzufassen. Nur wenn diese 
gegeben ist, werden die Schwierigkeiten, die sich bei Kriegs- 
schluß ergeben müssen, überwunden werden können. 

Der Reichstag hat sich in seiner übergroßen Mehrheit für 
die gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises ausgesprochen, 
nachdem die gewerkschaftlichen Organisationen unter Hintenan- 
setzung aller trennenden Momente die Anregung hierzu gegeben 
haben. Die Regierung anerkennt die Notwendigkeit einer solchen 
Maßnahme, weigert sich aber, sie zu vollziehen. Sie begnügt 
sich mit Verordnungen und Erlassen, die auch bei gewissenhafte- 
ster Durchführung den Zweck nicht erreichen können, der not- 
wendigerweise erreicht werden muß. Man fragt sich, warum diese 
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unzureichenden Maßnahmen, die viel Schreibwerk erfordern, 
getroffen werden, statt einfach den Weg der Reichsgesetzgebung 
zu beschreiten, für den der Reichstag sich im März 1915 ausgespro- 
chen hat. Es kann nur eine Erklärung hierfür geben. Der Wider- 
stand der Unternehmerorganisationen, die ihre Art der Arbeits- 
vermittelung nicht nur aufrecht erhalten, sondern noch weiter 
ausbauen wollen, ist zu groß, als daß dieRegierung den vom Reichs- 
tage empfohlenen Weg gehen könnte. 

Da ist jedoch die andere Frage am Platze, ob dieser Wider- 
stand eine Berechtigung dadurch hat, daß die Unternehmernach- 
weise ein geeignetes Mittel zur Regelung des Arbeitsmarktes 
sind. Diese Frage muß nicht nur vom Standpunkt der Arbeiter, 
sondern von dem aller ernst zu nehmenden Volkswirtschaftler 
aus, mit einem nackten »Nein« beantwortet werden. Der Zweck, 
den die Unternehmernachweise verfolgen, ist bereits angedeutet 
und vom Abgeordneten Bauer (Breslau) am 19. März 1915 im 
Reichstage näher dargestellt. Es handelt sich hier nicht um Be- 
hauptungen, die ohne Beweis aufgestellt werden. Den Beweis lie- 
fern die Wortführer der Unternehmerorganisationen selbst. Ein 
Vertreter des »Hamburger Systems« der Arbeitsvermittielung 
sagteam 5. Juli 1903: »Von besonderer Wichtigkeit ist bei alledem 
eine genaue Kontrolle der Arbeiter, die es ermöglicht, berufs- 
mäßige Hetzer, wie sie in Gestalt der sogenannten Werkstatt- 
` delegierten beziehungsweise Baudelegierten, Groschenbeamten 
usw. die Werkstätten beziehungsweise Bauplätze unsicher machen, 
von diesen fernzuhalten. Dies ist am wirksamsten durch die 
Einrichtung von Arbeitgeb:rnachweisen nach dem Hamburger 
System zu erreichen.« 

Diese »berufsmäßigen Hetzer« sind die Leute, die ihre Kraft 
für die gewerkschaftlichen Organisationen einsetzen. Für die 
Organisationen, denen heute von den ersten Stellen des Reiches 
Dank und Anerkennung dafür ausgesprochen wird, daß sie wesent- 
lich dazu beigetragen haben, die Schwierigkeiten in den ersten 
Kriegsmonaten zu überwinden. Den Organisationen, denen von 
maßgebendster Stelle das Zeugnis ausgestellt wurde, daß nur 
durch ihre Mitwirkung die Durchführung des Gesetzes betreffend 
den vaterländischrn Hilfsdienst gesichert ist. 

Dieses »Hamburger System«! Es ist ein raffiniert ausge- 
klügeltes Mittel, alle Arbsiter, die im »Schwarzen Buch« stehen 


(+V. d. M.« wird es bzi dem Unternehmernachweis in Mannheim- 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 3. (Krieg u. Wirtschaft VI.) 55 
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Ludwigshafen bezeichnet), von den Arbeitsstellen fern zu halten, 
ohne daß sie den Grund erfahren, warum sie an der »Ausübung frei- 
williger Arbeit behindert« werden. Ein Familienvater läuft wochen- 
lang zum Unternehmernachweis, ohne zu erfahren, warum man 
sihn« von der Arbeit ausschließt. Wüßte er, daß seine Bemü- 
hungen,- trotz überreicher Arbeitsgelegenheit im Bezirk des 
Nachweises, vergeblich bleiben, so hätte er seine letzten Groschen 
verwenden können, um mit seiner Familie aus diesem Bezirk aus- 
zuwandern. Doch, es ist hier nicht der Platz, jenes bittere und 
verhetzende Gefühl zum Ausdruck zu bringen, das bei den Ar- 
beitern erweckt werden muß, wenn ihnen bekannt wird, worauf 
es zurückzuführen ist, daß ihr Bemühen, eine Arbeitsstelle zu 
erhalten, vergeblich war. Es soll auch nicht im einzelnen geschil- 
dert werden, in welcher Weise die Kennzeichnung der Arbeiter 
in diesen Arbeitsnachweisen der Unternehmer erfolgt. Wer 
näheres darüber wissen will, lese die Schrift »Aus der Geheim- 
praxis eines Unternehmer-Arbeitsnachweisese!). Es wäre ein 
Irrtum, anzunehmen, daß die Bestrebungen, Arbeitsnachweise 
dieser Art zu gründen und zu erhalten nur vor der Kriegszeit 
sich geltend machten. Nach dem Verhandlungsbericht der Vor- 
standssitzung des Arbeitgeberverbandes der deutschen Textil- 
industrie vom 23. März 1916 berichtet der Vorsitzende bei dem 
Punkt: »Denkschrift der Regierung über die Arbeitsnachweise _ 
und die Bestrebungen auf gesetzliche Regelung des Arbeitsnach- 
weiswesens, daß die Vereinigung der deutschen Arbeitgeberver- 
bände die ihr angeschlossenen Verbände erneut auf die Zweck- 
mäßigkeit der Gründung von Arbeitsnachweisen hingewiesen hat. 
Falls eine gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweiswesens 
erfolgt, werden voraussichtlich die eingerichteten Arbeitgeber- 
nachweise, auch die während der Kriegszeit entstandenen, weiter 
bestehen bleiben, während die Arbeitgeber, die einem solchen Nach- 
weis nicht angeschlossen sind, den allgemeinen Kommunalnach- 
weis benützen müssen.« In derselben Sitzung wurde übrigens 
der »Bewilligung eines Beitrages anden Hauptausschuß 
nationaler Arbeiter- und Berufsverbände 
zugestimmt, weil sman sich doch für die Unterstützung der 
im Interesse der Arbeitgeber liegenden 
Bewegung aussprechen könne.« 

Es ist das gute Recht der Unternehmerorganisationen, ihre 
3 Köln 1909. Christlicher Gewerkschaftsverlag, Palmstr. 14. 
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Interessen so zu vertreten, wie sie es für ‚richtig halten. 
Auch die Gewerkschaften werden ihre Interessen zu schützen 
wissen. Die Regierung darf aber nicht aus Rücksicht auf die 
Unternehmerinteressen eine gesetzliche Maßnahme unterlassen, 
deren Notwendigkeit sie selbst anerkennt. 

Der Gefahr muß vorgebeugt werden, daß auf dem Arbeits- 
markt am Kriegsschluß noch schlimmere Verhältnisse eintreten, 
als sie bei Kriegsbeginn sich zeigten. Die Mittel, die in den ersten 
Kriegsmonaten die Schädigungen, die der Gesamtheit drohten, 
verhinderten, können am Kriegsschluß nicht angewandt werden. 
Ein sicheres, wenn auch nicht das alleinige Mittel, ist die gesetz- 
liche Regelung des Arbeitsnachweises nach den Vorschlägen 
der Gewerkschaften, die vom Reichstage am 20. März 1915 in 
einem Antrag angenommen wurden, der lautet: »Der Reichstag 
wolle beschließen: die verbündeten Regierungen zu ersuchen, 
I. dem Reichstag einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den die 
Arbeitsnachweise eine gesetzliche Regelung erfahren, die folgende 
Grundsätze beachtet: 
=" I. Im ganzen Reiche ist für jede größere Gemeinde mit ihren 
Vororten sowie für je einen Bezirk von kleineren Gemeinden ein 
Arbeitsamt zu errichten. Die Arbeitsämter sind für bestimmte 
Landesteile bzw. Einzelstaaten zu Verbänden (Landes- resp. Be- 
sirksarbeitsämtern) zusammenzufassen. Die Zentrale bildet das 
Reichsarbeitsamt. 

2. Dem Arbeitsamt sind alle Arbeitsnachweise in seinem Be- 

zirk zu unterstellen. 
: . 3. Das Arbeitsamt wird zu gleichen Teilen zusammengesetzt 
aus Vertretern der Unternehmer und Arbeiter auf Grund einer 
Verhältniswahl. Die Grundsätze der Wahlordnung sind durch 
Gesetz festzulegen. Das Arbeitsamt steht unter Leitung eines 
unparteiischen Vorsitzenden. 

4. Die gleiche Vorschrift in bezug auf Zusammensetzung, 
Wahlordnung und Leitung gilt auch für die Verwaltung der Lan- 
des- resp. Bezirksämter und für das Reichsarbeitsamt, mit der 
Maßgabe, daß die Verwaltungsmitglieder der örtlichen Arbeits- 
nachweise die Arbeitgeber- und Arbeitervertreter zu den Landes- 
resp. Bezirksämtern, und diese wiederum die Vertreter zum Reichs- 
arbeitsamt zu wählen haben. 


5. Dem Arbeitsamt sind alle An- und Abmeldungen über 
58, 
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Eintritt und Austritt aus dem Arbeitsverhältnis zu melden, es 
dient zugleich als Meldestelle für die Krankenversicherung. 

Dem Arbeitsamt sind für die vom Reichsarbeitsamt geführte 
Statistik der Arbeitsvermittelung und Arbeitslosigkeit durch die Ar- 
beitsnachweise des Bezirks die geforderten Angaben zu übermitteln. 

Dem Arbeitsamt sind alle im Bezirk von den Arbeitsnach- 
weisen nicht erledigten Anforderungen an Arbeitskräften oder 
Ueberangebote zu melden, um, wenn möglich, einen Ausgleich in 
anderen Bezirken herbeizuführen. 

6. Im Bezirk des Arbeitsamts sind öffentliche Arbeitsnach- 
weise möglichst mit beruflicher Gliederung zu errichten und von 
den Gemeinden zu erhalten. 

Ihre Verwaltung wird aus Vertretern der Unternehmer und 
der Arbeiter zu gleichen Teilen gebildet, die durch Verhältniswahl 
bestimmt werden. 

Für die Berufsabteilungen sind besondere Fachausschüsse 
in gleicher Weise zu bilden. 

7. Die Arbeitsvermittler werden von der Verwaltung des 
Arbeitsnachweises gewählt. Sie müssen, soweit die Facharbeits- 
nachweise und die Berufsabteilungen des öffentlichen Nach- 
weises in Frage kommen, mit den Verhältnissen des Berufes veı- 
traut sein, für den der Arbeitsnachweis errichtet ist. 

8. Die Arbeitsvermittelung hat unentgeltlich zu geschehen. 
Ausländische, Arbeitskräfte dürfen nur herangezogen werden, 
wenn keine einheimischen auf dem Arbeitsmarkt vorhanden sind. 

9. Sind für ein bestimmtes Gewerbe Tarifverträge abge- 
schlossen, so kann durch Beschluß der Verwaltung bestimmt wer- 
den, daß die Arbeitsvermittelung nur zu den tariflichen Arbeits- 
bedingungen erfolgt. 

Für Arbeitsnachweise, die für Tarifgemeinschaften ins Leben 
gerufen und verwaltet werden, gelten im übrigen die von der 
Tarifgemeinschaft getroffenen Bestimmungen, die jedoch, so- 
weit sie den Arbeitsnachweis betreffen, der Genehmigung des 
Reichsarbeitsamtes bedürfen. 

10. Dem Arbeitsamt obliegt die Beaufsichtigung aller Ar- 
beitsnachweise ohne jede Ausnahme. Es sind hierüber entspre- 
chende Vorschriften durch Gesetz zu erlassen. Ebenso sind Maß- 
nahmen zu treffen, um zu verhindern, daß der Arbeitsnachweis 
seinem eigentlichen Zweck, der Arbeitsvermittelung, entfremdet 
wird. Insbesondere darf der Arbeitsnachweis nicht dazu benutzt 
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werden, die Organisationsfreiheit des einzelnen Arbeitgebers 
und Arbeiters zu beschränken; 

II. unverzüglich, nötigenfalls durch ein Notgesetz, für die 
Arbeitsvermittelung zugunsten der nach dem Friedensschluß heim- 
kehrenden Krieger zu sorgen.« 

Hier ist die Organisation mit allen Zwischengliedern ge- 
geben, die nach menschlicher Voraussicht am Kriegsschluß den 
Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt herbeiführen kann. Weiter- 
gehende Wünsche der einzelnen gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen sind dabei zurückgestellt. Die Arbeitsnachweise der Unter- 
nehmer werden in ihrer Tätigkeit nicht behindert, sofern diese 
sich ausschließlich auf die Vermittelung geeigneter Arbeitskräfte 
für die einzelnen Industriezweige und Betriebe erstreckt. Der Ar- 
beitsnachweis soll nicht mehr ein Kampfesobjekt dereinzelnenInter- 
essentengruppen, sondern eine gemeinnützige Einrichtung sein, an 
der alle beteiligt werden, die unmittelbar an ihr interessiert sind. 

Am 19. März 1915 sagte der Staatssekretär des Innern, Dr. 
Delbrück: »Die Hauptschwierigkeit liegt darin, daß wir nicht 
wissen, wie lange der Krieg dauert, daß wir nicht wissen können, 
wieviel Zeit wir brauchen, um neue Organisationen an Stelle 
der alten Organisationen zu setzen.« Seitdem sind fast zwei Jahre 
vergangen. Zeit genug, um eine neue Organisation für die Arbeits- 
vermittelung schaffen zu können. Auch heute wissen wir nicht, 
wie lange der Krieg noch dauert. Wir wissen aber, daß je 
länger er dauert, um so gefährlicher der Zustand wird, wenn 
am Kriegsende die Organisation für die Arbeitsvermittelung 
nicht vorhanden ist. In einem Lande, in dem ein Gesetz wie 
das über den vaterländischen Hiifsdienst in wenigen Wochen 
zustande kommt und durchgeführt wird, kann man ein viel weniger 
einschneidendes Gesetz, wie das über die Arbeitsvermittelung es 
ist, ebenso schnell schaffen, wenn der gute Wille vorhanden ist. 
Haben die Bundesratsverordnungen und die Ministerialerlasse 
Beachtung gefunden, so ist die Durchführung eines solchen Ge- 
setzes um so leichter. Vielleicht nimmt das Kriegsamt sich der 
Sache an, wenn das Reichsamt des Innern seine Scheu vor einer 
derartigen Gesetzgebung nicht überwinden kann. Es handelt 
sich um ein Gesetz, das dem Wohle der Allgemeinheit, der mög- 
lichsi glatten Ueberführung der Kriegs- in die Friedenswirtschaft 
dient. Die Vertretung von Sonderinteressen ist hierbei mit ge- 
"bührender Rücksichtslosigkeit abzuweisen. 


Deutsch-Oesterreichisch-ungarischer 
Wirtschaftsbund. | 


(Schluß.) 


Von 
GUSTAV STOLPER. 


Im vorletzten Heft dieser Zeitschrift habe ich die Tatsachen 
skizziert, die mir mit unausweichlicher Notwendigkeit zum 
wirtschaftlichen Zusammenschluß der verbündeten Mittelmächte 
zu führen scheinen !). Die folgenden Ausführungen sollen sich 
kurz mit den wichtigsten Einwänden befassen, die bisher 
gegen den mitteleuropäischen Wirtschaftsbund vorgebracht 
worden sind 2). Dabei muß vorweg bemerkt werden, daß sich 
gewisse Argumente gegen den Wirtschaftsbund heute in der 
Oeffentlichkeit nicht besprechen lassen, so daß das starke Ueber- 
wiegen der sannäherungsfreundlichen« Stimmen in der Literatur 
wenig für die Kraft und Verbreitung des Gedankens eines mittel- 
europäischen Wirtschaftsbundes beweist. Ein viel deutlicheres 
Bild von der tatsächlichen Auffassung des Problems in Deutsch- 
land vermittelt die Aussprache, die der »Verein für So 
zialpolitik« in seiner Ausschuß-Sitzung vom 6. April über 
die Frage veranstaltet hat und die er als dritten Teil seiner Schrif- 
ten Ueber die wirtschaftliche Annäherung« ?) herausgibt. Diese 
Aussprache scheint mir wegen ihres polemischen Charakters 
wesentlich eindrucksvoller als die beiden ersten Bände, weil dort 

"ah Vgl. dieses Archive Bd. 43, ı. Heft. Aiid id: sa 
43d 3) Eine dankenswerte S EN der sn a bie- 
tet Dr. KarlLandaue r, »Literatur zur Frage der deutsch-österr.-ung. Wirt- 
schaftsannäherungs, Gustav Fischer, Jena 1916. 
3) Duncker & Humblot, München und Leipzig 1916. Im folgenden sind die 


einzelnen Bände der Publikation des Vereins f. Sozialpolitik mit V. £f. S. I, II 
und III zitiert. 





Deutsch-Oesterreichisch-ungarischer Wirtschaftsbund. 909 


Argument gegen Argument gestanden und so eine einheitliche 
Behandlung der Frage möglich geworden ist, während die einzel- 
nen Beiträge zu den beiden ersten Bänden ohne inneren Zusam- 
menhang nebeneinander gestellt sind und daher nicht nur zahl- 
reiche Widersprüche aufweisen, sondern auch viele Antworten 
auf wichtige darin aufgeworfene Fragen schuldig bleiben. Da 
in jener Ausschuß-Sitzung Oesterreich — abgesehen von Pro- 
fessor Spann —nur durch LudoM. Hartmann, der nicht 
Nationalökonom ist, vertreten war und die beiden Nachschriften 
von Michael Hainisch und Prof. Spiethoff von grund- 
sätzlich anderen Voraussetzungen ausgehen, so möchte ich, da 
mir hier die Aufgabe gestellt ist, die Frage vom österreichischen 
Standpunkt zu behandeln, die Gelegenheit wahrnehmen, mich 
vor allem mit den Gründen und Gegengründen auseinanderzu- 
setzen, die im Ausschuß des »Vereins für Sozialpolitik« vorge- 
b:acht wurden, und sie unter den Gesichtspunkten zu prüfen, 
unter denen m. E. — nach den Darlegungen meines ersten Auf- 
satzes — allein eine fruchtbare Erörterung unseres Problems 
möglich ist. Der knappe Raum, der mir dazu verfügbar ist, ver- 
bietet es mir auf wichtige Punkte mehr als andeutungsweise 
einzugehen. Eine grundlegende Darstellung versucht das dem- 
nächst erscheinende Buch des Verfassers »Das mittel- 
europäische Wirtschaftsproblem« $), auf welches ich von vor- 
neherein bezüglich aller Fragen verweisen möchte, die hier all- 
zu flüchtig behandelt zu sein scheinen, und wo ich vor allem. 
die Voraussetzungen klarzustellen versuche, unter denen nach 
mehr als zwei Kriegsjahren die Lösung des mitteleuropäischen 
Problems — und daher vorher schon seine theoretische Be- 
handlung — vor sich gehen muß. 

Die Widerstände gegen den Zusammenschluß dürfen in ihrer 
Bedeutung gewiß nicht unterschätzt werden. Sie vermögen 
indes, wie ich glaube, es nur zu verzögern, daß die wirtschafts- 
politischen Konsequenzen aus bestimmten Tatsachen gezogen 
werden, weil die Tatsachen selbst vorläufig durch hergebrachte 
Vorurteile der Erkenntnis entzogen sind. Dagegen scheint es mir 
unmöglich, daß der Zusammenschluß an der mißverständlichen 
Auffassung seiner Grundlagen und Ziele scheitert, wenn sich 
die wirtschaftspolitischen Bedürfnisse — die ich in meinem 


t) Verlag F. Deuticke, ‚Wien-Leipzig. 
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ersten Aufsatg kurz zu entwickeln unternommen habe — mit 
elementarer Gewalt zur Geltung bringen. 

Die Einwendungen, die gegen den Wirtschaftsbund erhoben 
werden, können in absolute und relative unterschieden werden. 
Die absoluten verwerfen den Wirtschaftsbund in jeder Form 
und unter allen Umständen, die relativen nur unter bestimmten 
Bedingungen. Eine scharfe Grenze zwischen beiden ist darum 
nicht zu ziehen, weil viele von vorneherein ihre Argumentation 
so anlegen, daß sie nur eine bestimmte Form des Zusammen- 
schlusses für möglich erklären und dann gegen diese ihre Argu- 
mente richten. So wird von Vertretern der sogenannten Konsu- 
menteninteressen und radikalen Freihändlern (insbesondere so- 
zialistischer Färbung) der Wirtschaftsburd als notwendigerweise 
hochschutzzöllnerisches Gebilde verworfen. Andere wieder (wie 
z. B. Diehl) bekämpfen ausschließlich die reine Zollunion und 
ignorieren die Zwischenformen usw. Daraus ergeben sich bei 
der Bekämpfung des mitteleuropäischen Wirtschaftsbundes die 
seltsamsten Koalitionen. Imperialisten verwerfen ihn, weil er 
die koloniale Ausbreitung des Deutschen Reiches erschwere, 
Pazifizisten, weil sie von ihm die Petrifizierung der heutigen 
 Mächtegruppierung befürchten; Freihändler, weil sie die Meist- 
begünstigung gefährdet sehen, und Schutzzöllner, weil sie auch 
einem teilweisen’ Abbau der Zollmauer (zwischen den Verbün- 
deten) widerstreben; Konservative, weil sie die politische Selb- 
` ständigkeit und Bewegungsfreiheit der Glieder des mitteleuro- 
päischen Bundes nicht beengen lassen wollen, und Sozialdemo- 
kraten, weil sie die Verbindung mit dem Westen der mit dem 
Südosten vorziehen; Agrarier, weil sie sich die Konkurrenz des 
Balkan fernhalten wollen, und Industrielle in Deutschland, weil 
»Mitteleuropa« ihnen den überseeischen Markt nicht ersetzen 
könne (was niemand behauptet oder anstrebt, der »Mitteleuropa*® 
will) und in Oesterreich, weil man sich die industrielle Konkur- 
renz Deutschlands vom Leib halten möchte. Derartige Wider- 
sprüche lassen sich offenbar nur so erklären, daß die angelegten 
‘Maßstäbe sich nirgends mit den Tatsachen decken. So hat die 
wissenschaftliche Diskussion meist nicht zu einer vorurteilslosen 
Erforschung der Tatsachen, sondern zu einem Streit um die 
Maßstäbe geführt. 
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Zunächst scheint es nötig, das Verhältnis zwischen Poli- 
tik und Wirtschaft in bezug auf unsere Frage klarzu- 
stellen. Dazu erschwert man sich die richtige Einstellung, wenn 
man die gegenwärtigen Bemühungen um den wirtschaftlichen 
Zusammenschluß der Mittelmächte als Fortsetzung der alten 
Zollvereinsgeschichte auffaßt 5). Das sind sie in den ersten 
Kriegswochen ohne Zweifel gewesen. Damals waren es vor allem 
deutschnationale Kreise, welche die geschichtliche Gelegenheit 
gekommen sahen, nun den Spalt zu schließen, der 1866 die Deut- 
schen in Oesterreich vom Reich abgetrennt und den 1879 das 
Bündnis nur schmäler gemacht aber nicht geschlossen hatte. 
Vielleicht hat nichts in Oesterreich und noch mehr in Ungarn 
dem wirtschaftlichen Bündnisgedanken mehr geschadet als seine 
nationale Begründung und: ich halte es noch heute für einen 
schweren Fehler, dieses Motiv allzusehr in den Vordergrund zu 
rücken 6). Nicht nur und nicht vor allem aus taktischen Gründen, 
sondern weil dieses Motiv neben den anderen staatspolitischen 
und wirtschaftlichen längst kaum mehr ins Gewicht fällt. Wer 
heute noch die Anknüpfung an den alten Zollverein sucht, erweist 
der Sache nicht nur politisch keinen Dienst, sondern begeht auch 
einen wissenschaftlichen Irrtum, weil die Grundlagen und Ziele 
des Wirtschaftsbundes heute politisch, staatsrechtlich und wirt- 
schaftlich ganz andere sind als bei allen Zollvereinsbestrebungen 
bis zum Krieg. Und wäre der Krieg nach wenigen Monaten zu 
Ende gewesen, hätte er nicht durch seine lange Dauer die Struktur 
der mitteleuropäischen Wirtschaft von Grund auf geändert und 
wirtschaftliche Friedensaufgaben von so ungeheuerlichen Di- 
mensionen geschaffen, dann wäre die ganze Bewegung ebenso 
im Sand verlaufen wie alle ähnlichen Bewegungen vorher. Wenn 
heute der Gedanke des Wirtschaftsbundes so gebieterisch auf- 
tritt — wie niemals zuvor in der Vergangenheit — so verdankt 
er das nicht einer vertieften Betonung des Gefühlsmäßigen in der 
Politik (wovon namentlich auf reichsdeutscher Seite nicht viel ` 
zu merken ist), sondern dem Umstand, daß er seinen Charakter 
völlig verändert hat. Heute ist das Interesse aller nichtdeutschen 
Völker in Oesterreich und Ungarn an dem Wirtschaftsbund mit 
dem Deutschen Reich ebenso groß wie das der Deutschen, weil 


5) So insbesondere Schmoller, Jahrbuch Bd. 40, 2. Heft. 
©) Wie es alle österreichischen Ausschußmitglieder im Verein für Sozia! 
politik getan haben. 
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sie, um die Aufgaben dieses Krieges zu bewältigen, dieselben 
wirtschaftlichen Bedürfnisse haben, wie anderseits die Deutschen 
in Oesterreich, solange sie die Monarchie nicht preisgeben, ebenso 
wie die Nichtdeutschen gezwungen würden, das Verhältnis zu 
Deutschland mit anderen Augen zu betrachten als bisher, wenn 
der Wirtschaftsbund nicht zustandekäme und wirtschaftliche 
Annäherung an die Westmächte gesucht werden müßte. 

Ich habe es in meinem ersten Aufsatz vermieden, die poli- 
tischen Voraussetzungen des wirtschaftlichen Bündnisgedankens 
näher zu erörtern, weil sie mir bis in die letzten Konsequenzen 
als selbstverständlich erschienen. Die politische Entwicklung, 
die in Deutschland während der letzten Monate zu beobachten 
ist, belehrt mich eines anderen, weshalb mir an dieser Stelle einige 
Bemerkungen dazu angebracht erscheinen. 

In der deutschen Politik ringen mit wachsender Heftigkeit 
zwei Anschauungen um die Oberhand, die man als die maritime 
und die kontinentale bezeichnen könnte. Jene sieht Deutsch- 
lands Zukunft in der Seegeltung und strebt daher als Ergebnis 
dieses Krieges vor allem die Niederwerfung Englands und eine 
entsprechende Erweiterung der deutschen Küste an der Nordsee 
an. Es ist im wesentlichen die gleiche Strömung, die für den 
verschärften U-Bootkrieg eintritt und heute bereits eine künftige 
Koalition mit Rußland vorzubereiten sucht. In letzter Linie 
strebt diese Strömung einer Machtverteilung in Europa in der Art 
zu, daß Deutschland die führende Seemacht ‚werde, während 
Rußland die führende Kontinentalmacht namentlich gegenüber 
dem Osten wird. Den Vertretern dieser Anschauung erscheinen 
daher insbesondere die Orientinteressen von verhältnismäßig 
geringer Bedeutung, die Deutschland in den letzten zwei Jahr- 
zehnten und vor allem durch die Entwicklung dieses Krieges 
gewonnen hat, da die Preisgabe dieser Interessen allein eine 
dauernde Verständigung mit Rußland ermöglichen würde. Sie 
verzichten unter Umständen auf Deutschlands Geltung im 
Südosten Europas und Vorderasiens, wenn es auf Kosten der 
Westmächte eine entsprechende Erweiterung seiner Kolonial- 
macht durchzusetzen vermag. Von ihnen geht daher eine oft 
mehr instinktive als klar bewußte Gegnerschaft gegen ein poli- 
tisches ‚Gebilde wie »Mitteleuropa« aus, das Deutschland 
unlösbar mit seinen Orientinteressen verknüpfen und dadurch 
Rußland zum unversöhnlichen Gegner machen könnte. Dieser 
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Anschauung steht die sogenannte kontinentale Anschauung 
gegenüber, die ohne seine maritimen Interessen zu vernach- 
lässigen,.das Hauptgewicht doch auf Deutschlands Machtstellung 
in Europa legt und daher seine Politik nicht in erster Linie seinen 
Seeinteressen unterzuordnen wünscht. Die Vertreter dieser An- 
schauung sehen in der Betätigung Deutschlands in der Türkei 
und Vorderasien mit dem weiteren Ausblick auf ein dem konti- 
nentalen Machtbereich Deutschlands nahegerücktes Aegypten 
und Indien das verlockendste Ziel der deutschen Politik und sie 
sehen den Weg zu diesem Ziel von den russischen Plänen der 
Erwerbung Konstantinopels und der Herrschaft über die Dar- 
danellen gekreuzt. Dieser Zwiespalt, der mit wachsender Schärfe 
das politische Leben in Deutschland durchzieht, stellt die letzte 
Frage, welche über die Notwendigkeit oder Entbehrlichkeit _ 
des deutsch-österreichisch-ungarischen Wirtschaftsbundes für 
Deutschlands Zukunft entscheidet. Sie ist, wie wir in unserem 
ersten Aufsatz gezeigt haben, nichts anderes als die Frage nach 
der politischen Voraussetzung des mitteleuropäischen Wirt- 
schaftsbundes, die Frage nach der dauernden Zu- 
sammengehörigkeit Deutschlands und Oe- 
sterreich-Ungarns. Es ist nicht Sache dieses Aufsatzes, 
jene Alternative von verschiedenen Seiten her auf ihre letzten 
Konsequenzen zu untersuchen. Sie ist in der überreichen poli- 
tischen Literatur der zwei Kriegsjahre oft behandelt worden. 
Nur aus dem Gesichtspunkt des Verhältnisses zur verbündeten 
Donaumonarchie habe ich sie noch nirgends — sei es auch nur 
in Parenthese — erörtert gefunden. Und doch geht aus der 
Fragestellung selbst hervor, daß die Vertreter der beiden ent- 
gegengesetzten Anschauungen auch in verschiedenem Verhältnis 
zur verbündeten österreichisch-ungarischen Monarchie stehen. Wer 
bereit ist, auf Deutschlands Orientinteressen zu verzichten und 
vor allem Deutschlands maritime Geltung zu stärken, ist leicht 
geneigt zu übersehen, daß die verbündete Monarchie nicht den 
gleichen Verzicht leisten kann, weil sie nicht vor dem gleichen 
Dilemma steht. Für die österreichisch-ungarische Außenpolitik 
gibt es im wesentlichen nur Orientinteressen. Der Interessen- 
gegensatz zwischen Oesterreich-Ungarn und Rußland ist deshalb 
viel unmittelbarer als der zwischen Deutschland und Rußland. 
Denn wenn man wegen der Betätigung Deutschlands in Vorder- 
asien den deutsch-russischen Gegensatz in den Vordergrund 
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rückt, so übersieht man dabei, daß es der österreichisch-russische 
Gegensatz gewesen ist, welcher in Serbien den Weltkrieg zum 
Ausbruch brachte, und daß Oesterreich-Ungarn unbesiegt keinen 
Frieden schließen kann, der es nicht von der lähmenden Rivalität 
Rußlands im Südosten Europas befreit. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit der polnischen Frage, 
deren ungeheure Bedeutung für den Wirtschaftsbund Max Weber 
mit allem Nachdruck hervorgehoben hat 7). Auch auf ihre 
Lösung könnte Deutschland unter Umständen verzichten, Oester- 
reich-Ungarn niemals, weil es mit seiner größten und volkreich- 
sten, geograptisch am stärksten exponierten Provinz schon vor 
dem Krieg den russischen Wühlereien ausgesetzt war und dies bei 
dem Fortbestand der russischen Herrschaft über Kongreßpolen 
die Behauptung Galiziens zu einer unerträglichen ständigen 
Belastungsprobe der Monarchie machen würde ®). 

In Wahrheit handelt es sich somit um die letzten Ziele der 
deutschen Zukunft und um das Schicksal der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie, wenn mit einer naiven Ueberschätzung der 
kaufmännischen Interessen Deutschlands Außenhandel nach 
Uebersee seinem Außenhandel mit Oesterreich-Ungarn und dem 
Südosten entgegengestellt wird. Die Wahlfreiheit zwischen 
Osten urd Westen, die manche Wortführer der politischen Lite- 
ratur in Deutschland als gegeben annehmen, erscheint so durch 
die Existenz der Donaumonarchie als aufgehoben. 

Hat man aber diese untrennbare Schicksalsgemeinschaft 
und Interesseneinheit einmal klar erfaßt, so folgt daraus, daß 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn auch die wirtschaftlichen 
Konsequenzen aus diesem Krieg gemeinsam ziehen müssen. 
Damit meine ich nicht — wie es vielfach behauptet worden ist 
— daß ein politisches Bündnis immer durch ein wirtschaftliches 
Bündnis ergänzt und »vertieft« werden wird, sondern daß für 
Deutschland die Erhaltung der österreichisch-ungarischen Groß- 
machtstellung eigenes Lebensinteresse ist und daßesdeshalb 
bei der Bewältigung der wirtschaftlichen Aufgaben mitwirken 
muß, die Oesterreich-Ungarn nach dem Krieg zu lösen hat. Ob 
diese Mitwirkung Deutschland erwünscht ist oder nicht, kommt 
gar nicht in Frage, solange feststeht, daß sie notwendig ist. 


1) V. f. S. III, S. 28 ff. 
°) Diese Zeilen waren vor der Kundmachung der polnischen Proklamation 
geschrieben, 
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Von dieser Voraussetzung habe ich in meinem ersten Aufsatz 
die Frage des deutsch-österreichisch-ungarischen Wirtschafts- 
bundes zu beantworten versucht, wobei nur nachzutragen ist, 
daß das Geschäft nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich 
betrachtet kein einseitiges ist °). 

Den Besorgnissen des maritimen kolonialen Imperialismus 
entgegengesetzt sind die Besorgnisse der pazifistischen 
Gruppe, die die »Schützengrabengemeinschaft« Naumanns er- 
schreckt, weil sie durch sie die Welt dauernd in zwei feindliche 
Lager zerfallen sehen. Auch das ist ein politisches, nicht ein 
wirtschaftliches Argument gegen Mitteleuropa. Soweit es sich 
dabei um eine Bedrohung der pazifistischen Ideale überhaupt 
handelt, brauchen wir uns an dieser Stelle damit nicht zu be- 
fassen. Ob die Atomisierung der Welt in einzelne miteinander 
in gleich naher oder gleich ferner Beziehung stehende Staaten 
dem Ideal des Friedens näher bringt als die Bündnispolitik und 
das Prinzip des Gleichgewichts, ist jedenfalls, solange die ein- 
zelnen Staaten Lebensinteressen haben oder vorgeben, die bei 
der durch den Friedensschluß geschaffenen Weltlage nicht er- 
füllt sind, keine Frage aktueller Politik, sondern im günstigsten 
Fall das erstrebenswerte Ergebnis eines Erziehungsprozesses, 
dem unser ganzes politisches Denken zu unterwerfen wäre und 
der deshalb frühestens nach einigen Jahrzehnten praktisch poli- 
tische Wirkung zu üben vermöchte. Wer aber die »Schützen- 
grabengemeinschaft« vom Politischen ins Wirtschaftliche um- 
deutet und sie so versteht, daß sie den feindseligen Abschluß der 
mitteleuropäischen Wirtschaft gegen die Wirtschaft der euro- 
päischen Randmächte und überseeischen Staaten bewirkt, der 
verkennt die Grundlagen und notwendigen Ziele der mitteleuro- 
päischen Wirtschaftspolitik, wie ich sie in meinem ersten Artikel 
zu umschreiben versucht habe. In dieser Umdeutung trifft sich 
das pazifistische Argument gegen Mitteleuropa mit dem frei- 
händlerischen das in Mitteleuropa eine Bedrohung der M eis t- 
begünstigung erblickt. Die irrtümliche Beziehung, in die 


: 9) Wer unser Problem nicht von vorneherein in dieser seiner ganzen uner- 
meßlichen Tragweite erfaßt, mit dem ist eine Auseinandersetzung aussichtslos. 
Gerade dieser Mangel an Verständnis für die politischen Folgen einer 
Ablehnung des Wirtschaftspunktes ist es aber, der bei den meisten grundsätz- 
lichen Gegnern des Wirtschaftsbundes wahrzunehmen ist. So sagt es Diehl 
gerade heraus »mit deutsch-österreichischer Freundszhaft habe das Problem 
des Zollbundes gar nichts zu tune. (V. f. S. III, S. 16.) 
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das mitteleuropäische Problem zur Frage der Meistbegünstigung 
dadurch gesetzt wurd:, daß die Diskussion sich statt mit den 
tatsächlichen Grundlagen mit den formalen Schwierigkeiten des 
Problems befaßte, hat die Unbefangenheit des Urteils über den 
Fragenkomplex, soweit wirtschaftliche Momente in Betracht 
kommen, in Mitteleuropa selbst wie im neutralen und feindlichen 
Ausland am meisten verwirrt. Die Meistbegünstigung und der 
mitteleuropäische Wirtschaftsbund sind als einander ausschließ- 
ende handelspolitische Postulate hingestellt worden. Die Grund- 
lage für diese Anschauung bilden die herkömmlichen Auffassun- 
gen von dem Verhältnis der Meistbegünstigung zu den Zoll- 
bündnissen in verschiedener Form. Man ist übereingekommen, 
daß die Meistbegünstigung sich nicht erstrecke auf die Begün- 
stigungen, die zollunierte Staaten einander einräumen; eine 
Auffassung, die ihre Stütze vor allem in der ausdrücklichen Be- 
stimmung zahlreicher Handelsverträge sucht. Wie und aus wel- 
chen Gründen die Zollunionsklausel in die Handelsverträge Ein- 
gang gefunden haben, ist unseres Wissens bisher noch nicht hin- 
reichend klargestellt worden. Praktische Bedeutung ist ihr bei 
dem Abschluß der modernen Handelsverträge kaum von irgend 
einer Seite beigemessen worden. Daraus wird e contrario ge- 
schlossen, daß alle Begünstigungen anderer Art als einer reinen 
Zollunion mit der Meistbegünstigung in Widerspruch stehen. 
Es ist unmöglich, im Rahmen dieses Aufsatzes auf die schon 
früher außerordentlich große und im Krieg ungeheuer angeschwol- 
lene Meistbegünstigungsliteratur einzugehen, nur soviel möchte 
ich betonen, daß die Frage des Verhältnisses zwischen Meist- 
begünstigung und handelspolitischen Sonderverhältnissen ein- 
zelnen Staaten unmöglich nach formal-juristischen Gesichts- 
punkten beantwortet werden kann. Das Verhalten dritter 
Staaten zu einer derartigen Sonderbegünstigung wird sich nie- 
mals dadurch bestimmen lassen, daß die herkömmliche oder 
allgemein gültige Auffassung dem Einspruch gegen eine solche 
Sonderbegünstigung keine genügende juristische Grundlage bie- 
tet. Der Einspruch wird regelmäßig dann erfolgen, wenn w e- 
sentliche Interessen dritter Staaten durch die Son- 
derbegünstigung gefährdet sind und man imstande zu sein glaubt, 
durch Einspruch diese Sonderbegünstigung zu beseitigen. Es 
scheint mir deshalb absurd anzunehmen, daß etwa die Entente- 
mächte oder Amerika eine volle Zollunion zwischen Deutschland 
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und Oesterreich-Ungarn ohne Einspruch dulden würden, weil 
nach den internationalen juristischen Anschauungen die Zollunion 
mit der Meistbegünstigung nicht im Widerspruch stehe, während 
sie gegen Vorzugszölle zwischen den Verbündeten als mit der 
Meistbegünstigung unvereinbar ankämpfen würden. Und noch 
weniger verständlich erscheint mir der Streit, ob gar eine Zoll- 
union mit Zwischenzöllen der herkömmlichen Auffassung der 
Meistbegünstigung weniger widerspricht als Vorzugszölle oder 
umgekehrt; da offenbar die materielle Benachteiligung dritter 
Staaten in beiden Fällen gleich groß oder gleich gering ist. In 
einem Teil der Literatur hat diese Erwägung dahin ausgemündet, 
daß es eine Machtfrage sei, ob die verbündeten Mittelmächte 
ihr Sonderverhältnis durchzusetzen vermöchten oder nicht und 
daß also darüber erst der Friedensschluß entscheide. Soweit diese 
Auffassung das Gewicht der tatsächlichen Verhältnisse stärker 
betont als formal-juristische Argumente, ist sie ohne weiteres 
im Recht. Doch scheint auch sie mir darin irre zu gehen, daß 
sie von vorneherein eine Gefährdung oder Schädigung der Inter- 
essen aller anderen Mächte als durch den Wirtschaftsbund der 
Mittelmächte gegeben annimmt. Wie steht es aber damit ange- 
sichts der Ziele, die die wirtschaftlichen Veränderungen von 
mehr als zwei Kriegsjahren der Wirtschaftspolitik der Mittel- 
mächte weisen? Es ist in der Literatur oft darauf hingewiesen 
worden, welch überragende Stellung Deutschland vor dem Krieg 
im Außenhandel Oesterreich-Ungarns spielte. Von seiner Gesamt- 
einfuhr von 3,4 Milliarden bestritt Deutschland allein 1,37 Mil- 
liarden oder 40%. In weitem Abstand folgten die Vereinigten 
Staaten mit 323, Großbritannien mit 217, Britisch-Indien mit 
233, Rußland mit 201, Italien mit 169 und Frankreich mit 113 
Mill. K. Der Absatz aller übrigen Staaten bewegte sich in Ziffern 
unter Ioo Mill. K. Um den Kampf gegen ein Gebilde wie den 
mitteleuropäischen Wirtschaftsbund aus wirtschaftlichen Grün- 
den aufzunehmen, in Entwicklungsnotwendigkeiten fremder 
Staaten gewaltsam einzugreifen, dazu wird es nach diesem Krieg 
mehr als früher ernsthafter Motive bedürfen. Ob die feindlichen 
‘Mächte nicht den W ir t sch a f t s bund zum Vorwand nehmen, 
um mit ihm das politische Bündnis zwischen den Mittel- 
mächten zu sprengen, steht hier nicht zur Frage. Ein solcher 
Versuch kann auch nicht dadurch vereitelt werden, daß man auf 
den aus Lebensnotwendigkeiten der beteiligten Reiche hervor- 
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gehenden Wirtschaftsbund verzichtet. Das hätte für die oppo- 
nierenden Staaten nicht mehr als die Unbequemlichkeit zur Folge, 
einen anderen Vorwand zu ersinnen, was in der Politik bekannt- 
lich nie sehr schwer fällt. Hier ist nur kurz die Frage zu stellen, 
wie weit durch den Wirtschaftsbund wirtschaftliche lIn- 
teressen der außerhalb des Bundes stehenden Staaten beein- 
trächtigt werden können. Von der Ausfuhr der Vereinigten Staa- 
ten nach Oesterreich-Ungarn entfallen nicht weniger als 200 
Millionen auf Baumwolle, 43 Mill. auf Kupfer, 3 Mill. auf Stein- 
kohle, 3,3 Mill. K. auf Rohphosphate, 3,6 Mill. K. auf Asbest, 
3,ı Mill. K. auf Tabak usw. Das heißt: der weitaus größte Teil 
der amerikanischen Einfuhr besteht in Rohstoffen, die zollpoli- 
tisch überhaupt nicht zu treffen sind und daher auch durch einen 
deutsch-österreichisch-ungarischen Wirtschaftsbund nicht berührt 
würden. Was aber die Fabrikateneinfuhr betrifft, die nur bei 
Maschinen und Apparaten und gewissen Instrumenten Millionen- 
ziffern erreicht, so handelt es sich ausschließlich um amerikanische 
Spezialartikel (so vor allem Ernte- und Mähmaschinen sowie 
Schreibmaschinen), die auch Deutschland aus Amerika bezieht, 
die es also nicht vom österreichisch-ungarischen Markt zu ver- 
drängen vermag. Ein ähnliches Bild zeigt sich in dem Verhält- 
nis der Vereinigten Staaten zu Deutschland. Von der Aw- 
fuhr der Vereinigten Staaten nach dem Deutschen Reich 
per 1711 Mill. Mark entfielen 1913 462 Mill. — auf Baum- 
wolle, 294 Mill. M. auf Kupfer, 67 Mill. M. auf Rohfelle zu 
Pelzwerken. Von größeren Ausfuhrposten, in denen Oesterreich- 
Ungarn möglicherweise die Vereinigten Staaten verdrängen 
könnte, kommen hauptsächlich Weizen mit 164 Mill. (1910 erst 
28 Mill.) Schweineschmalz und andere Fette, ferner Petroleum 
und Nebenprodukte der Erdölindustrie in Betracht. Daß nach 
den Erfahrungen dieses Krieges Deutschland sich in seiner Er- 
nährung dauernd von überseeischen Zufuhren abhängig halten 
könnte, darf wohl als ausgeschlossen gelten. Die Abhängigkeit 
von der amerikanischen Petroleumzufuhr dürfte kaum zu lösen 
sein. Aber selbst wenn man den Teil der amerikanischen Einfuhr, 
der möglicherweise von Ossterreich-Ungarn verdrängt werden 
könnte — sehr optimistisch —, mit 300 Mill. M. veranschlagt, 
so erscheint damit erst ein Bruchteil des normalen amerikanischen 
Handelsaktivums gegen Deutschland bedroht, das vor dem Krieg 
nicht weniger als eine Milliarde betragen hat (Einfuhr Deutsch- 
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lands aus den Vereinigten Staaten 1711 Mill. gegenüber einer Aus- 
fuhr von 713 Mill.). Ein ähnliches Ergebnis liefert die Analyse 
des Handelsverkehrs mit England. Soweit England als Kohle- 
und Rohstofflieferant in Betracht kommt, ist es durch einen wirt- 
schaftlichen Zusammenschluß der Mittelmächte zollpolitisch 
nicht auszuschließen, ebenso nicht mit denjenigen seiner Indu- 
strieerzeugnisse, die Spezialitäten seiner Industrie {bilden "und 
in denen es der deutschen Industrie selbst auf dem deutschen 
Markt erfolgreiche Konkurrenz bereitet. Der Rest, der durch 
zollpolitische Bevorzugung Deutschlands auf dem österreichisch- 
ungarischen Markt verloren gehen könnte, ist — nach friedlichen 
Verhältnissen gerechnet — mit höchstens 50 bis roo Mill. K. 
zu veranschlagen d. i. kaum 0,5% der englischen Gesamtausfuhr. 
Nicht anders steht es wieder mit einem englisch-österreichischen 
- Wettbewerb auf dem deutschen Markt. Von den englischen 
Kolonien gilt das natürlich in noch höherem Maß. Ueber die 
Schwäche der russischen Handelspolitik nach dem Krieg be- 
steht kaum eine Meinungsverschiedenheit. Rußland kann Deutsch- 
land als Markt nicht entbehren und wird sich wohl hüten, es auf 
einen Konflikt ankommen zu lassen, bei dem es unter allen Um- 
ständen den kürzeren ziehen muß. Im übrigen scheint aber für 
absehbare Zeit auch der russische Absatz in Deutschland nicht 
bedroht, da geraume Zeit vergehen muß, bis die österreichisch- 
ungarische Landwirtschaft nicht nur die Kriegsschäden wettge- 
macht hat, sondern darüber hinaus eine ausgiebige Produktions- 
steigerung zu erzielen vermag. Aber selbst das scheint mir unsere 
Frage noch nicht zu entscheiden. Wer — wie ich es in meinem 
ersten Aufsatz zu zeigen versucht habe — im wirtschaftlichen 
Zusammenschluß der Mittelmächte den einzigen Weg zur Inten- 
sivierung ihrer Wirtschaft sieht, gerade weil sie durch zoll- 
politische Abschließung gegen dritte Staaten nicht zu erzielen 
ist, erkennt leicht, daß dieser Zusammenschluß den wirtschaft- 
lichen Interessen der anderen Staaten selbst nicht nur nicht 
zuwiderläuft, sondern im höchsten Maß zugutekommt. In dem 
Maß, als Oesterreich-Ungarn sich wirtschaftlich hebt, wird es 
selbstverständlich auch für die Waren der außerhalb des Wirt- 
schaftsbundes stehenden Mächte ein besserer, kaufkräftigerer 
Abnehmer, wie der Absatz englischer Ware in Deutschland im 
selben Maß gestiegen ist, in dem die deutsche Wirtschaftskraft 
gewachsen ist. Die Hebung der Aufnahmsfähigkeit des mittel- 
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europäischen Marktes, die ohne den Zusammenschluß wenigstens 
in Oesterreich-Ungarn unterbunden erscheint, kommt den außen- 
stehenden Staaten kaum in geringerem Maß zugute als den Ver- 
bündeten selbst. Daß dabei im einzelnen manche Bedarfsver- 
schiebung und damit eine Benachteiligung einzelner Zweige der 
fremden Einfuhr verbunden ist, läßt sich dabei so wenig ver- 
meiden, wie bei jeder Aenderung des Zolltarifes, bei jedem neuen 
Handelsvertrag, ja jeder technischen Entwicklung, die sich der 
zollpolitischen Einwirkung entzieht. Daß solche Verschiebungen 
nach einer Unterbindung des mitteleuropäischen Welthandels 
durch mehr als drei Jahre mit ihren ungeheuren Wirkungen im 
internationalen Handelsverkehr überhaupt nicht auf ihre Ursache 
nachzuprüfen sind, darüber ist wohl kaum ein Wort zu verlieren. 


x% 


Im Mittelpunkt der Diskussion über den Wirtschaftsbund 
— auch in der Ausschußberatung des Vereins für Sozialpolitik — 
steht das Argument der Rückständigkeit und geringen 
Leistungsfähigkeit der österreichischen Wirtschaft, welche den 
Abbau der Zölle zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
unmöglich machen und einem Wirtschaftsbund einen hoch- 
schutzzöllnerischen Charakter aufzwingen würde. Die wirk- 
samste Vertretung hat dieses Argument durch Eulenburg 
gefunden, obwohl fast alle, die in der Literatur und in der Aus- 
schuß-Sitzung des V. f. S. zu Wort gekommen sind, von diesem 
Argument mehr oder weniger weitgchenden Gebrauch gemacht 
haben. Dabei wird die wirtschaftliche Verfassung Oesterreich- 
Ungarns als etwas Bekanntes und Feststehendes vorausgesetzt, 
während alle Veränderungen, welche sie im Krieg und durch den 
Krieg durchgemacht hat, entweder — und das ist die Regel — 
völlig übersehen oder wie etwas Nebensächliches abgetan werden. 
Charakteristisch in dieser Hinsicht ist dieser Ausspruch von 
Eulenburg, »der größere Markt an sich gebe doch der einzelnen 
Industrie ceteris paribus, wenn alles übrige 
gleichbleibe, und keine kaufkräftige, bisher unbefriedigte 
Nachfrage hinzukommt, nicht ein Jota von Gelegenheit, sich 
weiter auszudehnen und zu spezialisieren«. Dieses »ceteris pari- 
bus« ist die Quelle alles Mißverständnisses in der »mitteleuropä- 
ischen« Diskussion. Eulenburg nenne eine cinzige wesent- 
liche Voraussetzung der Wirtschaft, welche im Krieg unverändert 
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geblieben ist, wenn man von den geographischen Tatsachen absieht | 
Aber selbst deren Bedeutung hat sich durch die Teilnahme 
der Balkanstaaten am Kriege verändert. Dieser eine funda- 
mentale Irrtum findet seine Ergänzung in dem andern, Produk- 
tionsmenge und Konsumbedarf als feststehende Größen zu be- 
handeln, und doch ist das eine Argumentation, von der man an- 
nehmen sollte, daß sie durch die volkswirtschaftliche Theorie 
längst widerlegt ist, ebenso wie die Frage nach der Bedeutung 
des großen Absatzgebietes für die Spezialisierung und den Grenzen 
des Wertes der Spezialisierung theoretisch keineswegs so unge- 
klärt ist, daß sie in der Wissenschaft noch den Gegenstand einer 
uferlosen Diskussion bilden müßte. Eine grundlegende Aus- 
einandersetzung dieser Frage ist natürlich hier ebenso unmöglich 
wie der Veränderungen, welche die Bedingungen der Wirtschaft 
(im weitesten Sinn) durch den Krieg erfahren haben. Bezüglich 
jener sei auf Schüllers »Schutzzoll und Freihandel« 1°) 
verwiesen, die Veränderungen in den Grundlagen der Wirtschaft 
durch den Krieg habe ich in meinem oben angekündigten 
Buch über »das mitteleuropäische Wirtschaftsproblem« darzu- 
stellen versucht und in meinem ersten Aufsatz im vorletzten 
Heft dieses »Archivs« kurz skizziert. | 

Es gibt keine Volkswirtschaft, in der die vorhandenen Pro- 
duktionsmöglichkeiten auch nur annähernd ausgenützt sind, 
und vor allem gilt das von der Volkswirtschaft Oesterreich- 
Ungarns, deren Rückständigkeit gerade von denen immer wieder 
hervorgehoben wird, die in einem ihre Entwicklungsmöglich- 
keiten verneinen. Wären Produktion und Nachfrage feste Größen, 
mit denen sich so operieren ließe, daß jede ausländische Zufuhr 
die inländische Produktion schädigt, wie jede Erhöhung der in- 
ländischen Produktion die Exportmöglichkeiten des Auslandes 
verringert, so wäre eine Entwicklung überhaupt ausg schlossen. 
Nun dürfte auch Eulenburg nur eine relative Unveränderlichkeit 
d. h. eine Unveränderlichkeit in kurzen Zeiträumen annehmen, 
da Hebung der Schulbildung, Wachstum der Städte, Berufs- 
verschiebungen in der Bevölkerung u. dgl. erst nach langer Zeit 
ihre Wirkung auf die Aufnahmefähigkeit der Bevölkerung zu 


10) Es ist auftalleıd und vielleicht in gewissem Sinn b.zeichnend, mıt wel- 
cher Beharrlichkeit die deutsche handelspolitische WissenschaftanSchüllers 
»Schutzzoll und Freihandel« vorübergeht, obwohl Philippovich in seinem »Grund- 
riBe diesem Werk, einer der fruchtbarsten Leistungen der österreichischen Schule, 
die gebührende Stellung anweist. Ä 
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üben"vermögen. Aber auch diese Annahme steht mit den Tat- 
sachen in Widerspruch, daß nicht nur die deutsche, sondern auch 
die österreichische, ungarische, russische Volkswirtschaft — 
um von den außereuropäischen Ländern nicht zu reden — inner- 
halb so kurzer Zeiträume wie eines Jahrzehnts wirtschaftliche 
Entwicklungen aufweisen, die das Dogma von der Konstanz der 
Produktion und der Aufnahmsfähigkeit ohne nähere theoretische 
Erwägungen als unhaltbar erscheinen lassen #). Da nicht gerade 
in dem Jahrzehnt vor dem Ausbruch des Krieges die letzten 
Produktionsmöglichkeiten in Oesterreich-Ungarn ausgeschöpft 
worden sein dürften, so ist aus dem Tempo der Entwicklung bei 
Fortbestand der zahllosen Hemmungen, die sich in Oesterreich- 
Ungarn (zumal in einem Jahrzehnt ständiger politischer Beun- 
ruhigung) jedem wirtschaftlichen Fortschritt entgegengestellt 
haben, wohl eher auf eine Unsumme von ungenützten Produk- 
tionsmöglichkeiten zu schließen. Es ist irrig (ein überraschender 
Rest physiokratischer Anschauung, wie jenes Urteil über das 
Verhältnis zwischen nationaler Erzeugung und Außenhandel 
auf merkantilistische Ideen hinweist 1%), die ungenützten Pro- 


11) Für die Entwicklung Oesterreichs habe ich in meinem ersten Aufsatz 
die Erhöhung der Arbeiterzahl in den wichtigsten österreichischen Industrien 
in dem achtjährigen Zeitraum von 1904 bis 1912 angeführt. Einige andere Ziffern 
mögen die Vorstellung von dem Tempo der industriellen Entwicklung unter den 
schwierigen Bedingungen der Zeit vor dem Krieg ergänzen: Es betrug die Erzeugung 
voa Portlandzement in Oesterreich 1905: 5,11; 1912: 13,38 Mill. q, Bilanzsumme 
.der österreichischen Biugesellschaften 1905: 67,1; 1912: 127,2 Mill. K., der un- 
garischen Baugesellschaften 1905; 9,9, 1912: 49,4 (!) Mill. K., Roheisenerzeugung 
Oesterreich-Ungarns 1904: 14,24; 1912: 23,36; Schienenerzeugung Oesterreich- 
Ungarn 1904: 1,10; 1912: 2,18 Mill. q, Stahlproduktion Oesterreich-Ungarn 
1904: I4,42; 1912: 27,85 Mill. q, Verbrauch von Rohblei Oesterreich-Ungarn 
1904: 20 600; 1912: 37 80oot, von Rohkupfer 1904: 23 00; 1912: 48000t, von 
Nickel 1904: 4 024;:1912: 25075 q, von Rohzink 1904; 25 300, 1912; 46 800, 
Einfuhr Oesterreich-Ungarns von Maschinen und Apparaten 1904; 50I 000 q 
im Wert von 53,7 Mill., 1912: 1,48 Mill. q im Wert von 215,1 Mill. K., Ungarns 
Einfuhr an Maschinen und Apparaten (einschließlich der Einfuhr aus Oester- 
reich) 1904: 440 ooo qim Wert von 50.4 Mill. K., 1912: 1,16 Mill. qim Wert von 
120,7 Mill. K. Für die gleichzeitige Entwicklung der österreichischen Maschinen- 
industrie stehen mir als charakteristische Ziffern nur die Bilanzstatistiken der 
österreichischen Maschinenfabriks-A.-G. zur Verfügung. Ihre durchschnitt- 
liche Bilanzsumme betrug 1904: 6,02; 1912: 10,03 Mill. K, die durchschnittliche 
Bilanzsumme der Oesterreichischen Elektrizitätsgesellschaften 1904: 7,4; 1912: 
12,1 Mill. K. 

12) Ebenso trägt übrigens auch die Theorie von der Bindung industrieller 
Entwicklungsmöglichkeiten an das Vorhandensein und die günstige Lage großer 
Eisen- und Kohlenvorkommen unverkennbar physiokratische Züge. Siehe dazu 
den treffenden Hinweis Spanns auf den hohen Stand der Schweizer Indu- 
stric, die weder Kohlen noch Eisen hat. Aehnliches gilt übrigens von der 
hrchentwickelten oberitalienischen Industrie. = 
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duktionsmöglichkeiten ausschließlich oder auch nur in erster 
Linie in der Landwirtschaft zu suchen, weil deren Rückständig- 
keit statistisch am leichtesten zu fassen und technisch am leich- 
testen behebbar scheint. In Wirklichkeit ist in Oesterreich und 
Ungarn die Entwicklung der Industrie weit stärker und rascher 
gewesen, als die der landwirtschaftlichen Produktion. 

Da die Rückständigkeit der österreichischen Industrie als 
axiomatisch angenommen wird, so wird daraus ohne weiteres 
auf die verschiedene Schutzbedürftigkeit der deutschen und 
österreichischen Industrie geschlossen, wie anderseits bei der 
Beseitigung der Zollmauer zwischen Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn die Vernichtung der österreichischen und unga- 
rischen Industrie durch die deutsche als selbstverständlich ange- 
nommen wird. Dabei wird vor allem völlig die Tatsache über- 
sehen, daß von durchschnittlichen Gestehungskosten eines be- 
stimmten Industriezweiges innerhalb einer Volkswirtschaft über- 
haupt kaum gesprochen werden kann, daß innerhalb der meisten 
Industrien einer Volkswirtschaft die Gestehungskosten weit mehr 
voneinander abweichen als ein durch Zoll auszugleichender 
Durchschnitt zwischen zwei Volkswirtschaften anzeigt und daß 
trotzdem die ungünstiger produzierenden sich neben den gün- 
stiger produzierenden zu halten vermögen. Die Gründe dafür 
sind mannigfach 1%). Die rationelle Vergrößerung eines Betriebes 
ist nur innerhalb gewisser Grenzen möglich. Wird diese über- 
schritten, so wird die zusätzliche Produktion meist unter un- 
günstigeren Bedingungen erzeugt als die ersten Teilquantitäten. 
Zementfabriken, die über Materiallager von bestimmter Dichtig- 
keit verfügen, werden ihre Erzeugung nur soweit günstig aus- 
dehnen können, als sie nicht gezwungen werden, ungünstiger 
gelegene Lager von schlechterer Qualität heranzuziehen. Wenn 
ein Industriebezirk infolge historischer Gründe über besonders 
geschulte Arbeiter verfügt, so wird die Ausdehnung dieser spe- 
ziellen Industrie an die Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte ge- 
bunden sein. Eine Fabrik, der eine nahegelegene Wasserkraft 
billigen motorischen Antrieb liefert, wird ihre Erzeugung soweit 
ausdehnen können, als die Zahl der gegebenen Pferdekräfte zu- 
läßt, darüber hinaus wird sie etwa zur teureren Kohlenfeuerung 
übergehen müssen. Ein Unternehmen, das über einen besonders 
tüchtigen Fabriksleiter, Werkführer, Verkaufsorganisator verfügt, 


12) Schüller a. a. O. S. 15. 
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wird sich soweit ausdehnen, als es der betreffende Fabriksleiter, 
Werkführer usw. zu leisten vermag, bei einer darüber hinaus- 
gehenden Erweiterung wird ein zweiter Fabriksleiter usw. ein- 
gestellt werden müssen, was die Kosten sofort nicht nur absolut, 
sondern auch relativ verteuert. Die Abstufung innerhalb der 
Produktionskosten in der Industrie dürfte erheblich weiter gehen 
und die Begrenzung der verschiedenen »besten« Produktions- 
möglichkeiten ebenso gegeben sein wie in der Landwirtschaft, 
die in den Ländern alter Kultur immer nur eine beschränkte 
Bodenfläche von bestimmter Qualität der Bebauung ‚unterziehen 
kann. Daß überdies in keinem Land auch die günstigsten Pro- 
duktionsbedingungen bis an die Grenze des Möglichen ausgenützt 
sind, wird schon durch die zufälligen persönlichen Momente, 
die dabei im Spiel sind, bewirkt. Im allgemeinen wird daher die 
Ausdehnung eines Produktionszweiges im ganzen meist die Ten- 
denz haben, die Durchschnittskosten wie in der Landwirtschaft 
zu erhöhen, eine Tendenz, der freilich in längeren Zeiträumen 
vor allem die technischen Fortschritte entgegenwirken. Die 
Schranke für ihre Ausdehnung ist — von den natürlichen Schran- 
ken abgesehen — der für das Erzeugnis jeweils erzielbare Preis. 
Die Preisgestaltung nach dem Krieg ist nun freilich höchst 
ungewiß. Allerdings sind höhere Preise überaus wahrscheinlich, 
dagegen sind die Grundzüge der künftigen Steuerpolitik und 
andere wichtige Produktionselemente noch viel zu unsicher, 
um zu beurteilen, wie weit die höheren Preise die Erhö!.ung der 
Gestehungskosten werden ausgleichen können. Wenn man je- 
doch annimmt, daß die durch den Krieg geschaffene Waren- 
knappheit namentlich in den Uebergangsjahren günstige Absatz- 
bedingungen schafft, so ist, wenigstens für ganz Mitteleuropa 
aus der Verschiebung des durchschnittlichen Preisniveaus vor- 
erst eine Anregung der Produktion zu erwarten, die bereits jetzt 
in zahllosen Projekten, Fusionen, Kapitalstransaktionen usw. 
sichtbar wird. Schon das zeigt die theoretische Unhaltbarkeit 
der Vorstellung des »Niederrennens« der österreichischen durch 
die deutsche Industrie. Immer werden die besseren Unternehmer 
und die besseren Betriebe — wenn auch unter Schmälerung ihrer 
Rente — den Wettbewerb bestehen können, während die schwä- 
cheren Betriebe in der gleichen Industrie bereits mit Verlust 
arbeiten und unmittelbar in ihrem Bestand bedroht sind. Nun 
habe ich bereits in meinem ersten Aufsatz den »zweifachen Aus- 
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leseprozeB« angedeutet, der sich im Krieg in der österreichischen 
Industrie vollzieht, der den Qualitätsdurchschnitt der österrei- 
chischen Unternehmer und die durchschnittlichen Bedingungen 
der Erzeugung in der österreichischen Industrie wesentlich ge- 
hoben hat. | 

Und alle derartigen Ueberlegungen vergleichen zwei Volks- 
wirtschaften mit kontinuierlicher Entwicklung, während tat- 
sächlich zwei Wirtschaften gegeben sind, die — und das gilt 
allerdings von der österreichischen und ungarischen Wirtschaft 
noch in weit höherem Maße als von der deutschen — einen völ- 
ligen Neubau vorzunehmen haben, in denen mehr als zwei Kriegs- 
jahre alle Grundlagen verschoben haben und die sich erst neue 
Grundlagen schaffen müssen für eine Erzeugung und einen Ab- 
satz, deren Möglichkeiten eben der Wirtschaftsbund, soweit es 
Mitteleuropa betrifft, bestimmen soll. Wenn z.B.Spann (V. f. 
S. III. S. 7) auf die nordmährische Hut-Industrie hinweist, die 
vor dem Krieg nebeneinander etwa Velourhüte und steife Filz- 
hüte hergestellt habe und die nach dem Krieg nur das eine oder 
das andere herstellen würde, wenn sie sich auf dem großen Markt 
spezialisieren könnte, so ist darauf zu antworten, daß jene Fa- 
briken im Krieg wahrscheinlich weder das eine noch das andere 
herstellen, sondern vielleicht Schlafsäcke, Filzschuhe u. dgl. 
‚und daß sie nach einer dreijährigen Unterbrechung ihrer früheren 
Tätigkeit — gerüstet mit neuen technischen und kommerziellen Er- 
fahrungen — überhaupt erst vor die Ueberlegung gestellt sind, ob 
sie ihre frühere Erzeugung wieder aufnehmen oder zu einer ganz 
neuen übergehen sollen. (Ich habe auch diese Tatsache in ihrer 
Folgewirkung bereits angedeutet. Wer darüber Material sucht, 
sei auf die — leider sehr zurückhaltenden — Berichte der öster- 
reichischen Handels- und Gewerbekammern verwiesen.) Daß 
dieserNeuaufbau der österreichischenWirt- 
schaft sich nicht in den alten Formen, son- 
dern sofort in Anpassung an die großen 
Dimensionen der deutschen Wirtschaft und 
des deutschen Marktes vollziehe — das 
macht den sofortigen Zusammenschluß zur 
wirtschaftlichen Lebensfrage für die Mon- 
archie. Jetzt oder nie ist die Spezialisierung möglich, welche 
die österreichische Industrie aus der Enge ihrer Entwicklung 
herausführen soll, welche es ihr gestatten soll, die ungeheure fi- 
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nanzielle Last zu tragen, welche die Staatswirtschaft nach dem 
Krieg ihr aufbürden muß. Daß eine Arbeitsteilung zwischen 
Deutschland und Oesterreich-Ungarn möglich ist, zeigen — 
trotz Eulenburg — die Handelsstatistiken vor dem Krieg, wenn 
man diese nicht vom deutschen, sondern vom österreichisch- 
ungarischen Standpunkt analysiert d. h. nicht auf die Frage hin 
prüft, was die deutsche Industrie bei einem Abbau der Zölle zu 
gewinnen hat, sondern wie es innerhalb der einzelnen Industrie- 
gruppen möglich wird, daßgleichzeitig mit einer deutschen Ausfuhr 
nach Oesterreich-Ungarn eine Ausfuhr Oesterreich-Ungarns nach 
Deutschland in verwandten Artikeln stattfindet 14). 

Den Weg zur Arbeitsteilung zwischen der deutschen und 
österreichisch-ungarischen Wirtschaft eröffnet die mit der Aus- 
dehnung der Produktion verbundene Spezialisierung. 
Sie ist nicht einfach eine Funktion der Größe des inneren Marktes, 
sondern wirkt selbst wieder nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen und mit bestimmten Einschränkungen kostensparend. 
Für Oesterreich-Ungarn aber sind die Voraussetzungen, unter 
denen die Spezialisierung wirksam wird, in höchstem Maß 
gegeben. Wo die Größe des inneren Marktes vor allem in Be- 
tracht kommt, das ist fast die ganze Luxuswarenindustrie, so- 
weit sie auf maschinellem Betrieb beruht. Daß die Luxuswaren- 
erzeugung nicht die Grundlage eines ausgedehnten Außen- 
handels bilden könne, worauf Eulenburg immer wieder hinweist, 
"ist unrichtig. Bildet sie doch das Rückgrat der französischen 
Ausfuhr, die vor dem Krieg nahezu zweieinhalbmal so groß war 
als die Oesterreich-Ungarns und mehr als die Hälfte der deutschen 
Ausfuhr betrug 15). Daß Frankreich darin eine solche Ueber- 
legenheit der Ausfuhr erzielen konnte, dankt es neben der gün- 
stigen Veranlagung der Bevölkerung in erster Linie dem reichen 
und kaufkräftigen inneren Markt, den Oesterreich-Ungarn nicht 
in sich zu schaffen imstande ist und den es in dem weit reicheren 


14) Eine derartige Analyse ist im Anhang zu dem Buch des Verfassers 
»Das mitteleuropäische Wirtschaftsprobleme versucht. Bei der Umwälzung 
aller Wirtschaftsbedingungen durch den Krieg ist jenen Ziffern nur illustrative 
Bedeutung beizulegen. 

15) An der französischen Ausfuhr nahmen 1912 teil (die Ziffern für 1913 stehen 
mir nicht zur Verfügung) Seide mit 120, Seidenwaren mit 167, Schmuckfedern 
mit 44, Kürschnerwaren mit 127, Luxusautomobile u. a. Luxuswagen mit 171, 
Spitzen und Tülle mit 65, Parfümerien mit 23, Fayence und Porzellan- und Glas- 
waren mit 39 Mill. M. Diese paar Ausfuhrposten ergeben nicht weniger als 3⁄4 
Milliarden M., % der gesamten Ausfuhr Oesterreich-Ungarns vor dem Krieg! 
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Deutschland sucht. Ganz wie in Frankreich wird übrigens die 
Luxuswarenausfuhr Oesterreich-Ungarns ergänzt durch die Aus- 
fuhr von Massengütern überwiegend landwirtschaftlicher Erzeu- 
gung (Zucker, Gerste, Holz, ferner Bier, Petroleum u. a.). 

Eine ähnliche Bedeutung hat die Spezialisierung für die 
Maschinenindustrie. Ihrer Stellung zum Zollbund 
widmet Eulenburg eine besonders eingehende Untersuchung. 
Er geht von der Tatsache aus, daß die Entwicklung der deutschen 
Maschinenausfuhr nach Oesterreich-Ungarn seit dem neuen 
Handelsvertrag hervorragend glänzend gewesen sei, weshalb 
natürlich. die gesamte Maschinenindustrie Deutschlands auf 
Oesterreich-Ungarn als Absatzmarkt besonderes Gewicht lege 
und künftig eine weitere Zunahme erwarte. Eulenburg sieht 
darin ausschließlich einen Beweis für die Ueberlegenheit der 
deutschen Maschinenindustrie. Den tieferen Gründen des unge- 
heuren Wachstums der deutschen Maschineneinfuhr nach Oester- 
reich-Ungarn geht er nicht nach. Ich habe sie in meinem ersten 
Aufsatz angedeutet: sie liegen vor allem in der raschen Umge- 
staltung, welche die österreichische und die ungarische Volks- 
wirtschaft im letzten Jahrzehnt vor dem Krieg erfahren hat. 
Die Steigerung der deutschen Maschineneinfuhr fällt in eine 
Zeit der Hochkonjunktur der ganzen österreichischen und unga- 
rischen Maschinenindustrie, die der deutschen Ausfuhr nicht nur 
nicht erlegen ist, sondern gleichzeitig eine gewaltige innere 
Kräftigung und Ausdehnung erfahren hat !%). Von vorneherein 
ist also die Ueberlegenheit der deutschen Maschinenindustrie aus 
den Ziffern der Ausfuhrsteigerung nach Oesterreich-Ungarn nicht 
abzulesen. 

Die besonders ungünstigen Produktionsbedingungen der 
österreichischen Eisenindustrie sieht Eulenburg erstens in den 
hohen Materialkosten. Um das zu beweisen, geht Eulenburg 
von einer sehr erstaunlichen Voraussetzung aus: »Oesterreich 
und Ungarn erzeugen die Halbfabrikate der Eisenindustrie nur 
in geringem Umfang selbst: es fehlt vor allem an Kohle. 
Die Materialkosten sind darum dort sehr hoch. Rohmaterial 
und Halbfabrikate, die bei uns selbst erzeugt werden, müssen 
eben eingeführt werden und unterliegen einem Zoll, wodurch sie 
noch teurer werden« 17). Woher Eulenburg zu dieser Behauptung 


16) S. auch Fußnote 11. 
17) V, f. S. II S. 27. 
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kommt, ist unverständlich. In Wirklichkeit hatte Oesterreich- 
Ungarn im fünfjährigen Durchschnitt I909—ı913 eine Netto- 
einfuhr von Roheisen (Einfuhr minus Ausfuhr) von 996 600 q 
bei einer Eigenproduktion von 21 86 Mill. q, der Einfuhrüber- 
schuß betrug somit 4,5% der Eigenproduktion! In den übrigen 
Halbfabrikaten der Eisenhüttenindustrie (Luppeneisen, Ingots, 
Stabeisen) überstieg sogar die Ausfuhr die Einfuhr beträchtlich. 
Eine Einfuhr von Grobblechen fand in nennenswerter Menge über- 
haupt nicht statt. Dazu kommt, daß die Zentren der öster- 
reichischen Maschinenindustrie in Böhmen und Mähren, somit 
in nächster Nähe gerade derjenigen großen Eisenwerke (Kladno, 
Witkowitz, Teschen) liegen, die zwar über geringe Erzvorkommen, 
aber über reichliche Kohlenlager verfügen und überdies den ober- 
schlesischen Gruben frachtlich günstig gelegen sind. Der Kohlen- 
mangel kann also die von Eulenburg vermutete Bedeutung nicht 
haben. Der Halbfabrikatzoll wirkt tatsächlich nicht durch eine 
Verteuerung der eingeführten Materialien, sondern bietet 
nur die Möglichkeit der Ausnützung eines übermäßigen Zoll- 
schutzes durch eine straff kartellierte inländische Eisenindustrie, 
die technisch der ihr nahestehenden oberschlesischen Eisen- 
industrie mindestens ebenbürtig ist. So sonderbar sich somit 
diese Verwirrung der Tatsachen durch Eulenburg ausnimmt, so 
treffend ist aber sein Hinweis auf die höheren Generalunkosten, 
weil Umfang und Absatz gering sind 1%). (Die Bedeutung der 
steuerlichen Belastung wird noch zu erwähnen sein.) Das hindert 
aber Eulenburg nicht, in einem auf die Wichtigkeit des inneren 
Marktes für die deutsche Maschinenindustrie hinzuweisen als 
Grundlage ihres ausgedehnten Exports. Daß die österreichische 
Maschinenindustrie durch eine Vereinigung ihres Innenmarktes 
mit dem deutschen in den Genuß ihrer Vorzüge treten könnte, 
schließt Eulenburg offenbar darum aus, weil er die Aufnahms- 
fähigkeit des Innenmarktes für eine exakte Größe hält. Ebenso 
unhaltbar ist, was Eulenburg über die Wirkung der Maschinen- 
zölle selbst vorbringt. Ueber die Höhe der österreichischen Ma- 
schinenzölle ist ein einheitliches Urteil kaum möglich. Zum Teil 
sind sie gewiß recht hoch, wobei aber immer die Beziehung zum 


18) Dem haben vor einigen Jahren die Skoldawerke dadurch entgegenwirken 
wollen, daß sie mit einer Anzahl anderer Maschinenfakriken gemeinsame Kon- 
struktionsbureaus errichten wollten. Der Versuch ist bald gescheitert, ebenso 
ein österreichisches Maschinenkartell im wesentlichen wegen der Enge des Marktes 
und der geringen Möglichkeit der Spezialisierung. 
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enormen Halbfabrikatzoll zu berücksichtigen ist, ebenso, daß 
das Schutzbedürfnis eben aus den Verhältnissen vor dem Krieg 
(kleiner Markt, geringe Spezialisierung) herrührte und daß schließ- 
lich vielfach Maschinenzölle bestehen, denen überhaupt keine 
inländische Erzeugung entspricht (z. B. auf Schreibmaschinen!). 
Im allgemeinen können jedoch die österreichischen Maschinen- 
zölle als mäßig gelten, wenn man nicht mit Eulenburg (S. 40) 
einen Zoll von 10% des Wertes (bei den gegebenen Halbfabrikat- 
zöllen!) als ssehr hoch« bezeichnen will. Ihre Schutzwirkung 
wird gerade in der Maschinenindustrie nicht überschätzt werden 
dürfen, wo die Produktionsbedingungen von Fabrik zu Fabrik 
vielleicht die stärkste Abweichung aufweisen. 

Ist also schon die Charakterisierung der österreichischen 
Maschinenzölle unrichtig, so bleibt die Behauptung Eulenburgs 
ohne Beweis, daß die ganze Maschinenindustrie Oesterreich- 
Ungarns trotz der beträchtlichen Zölle keinen bedeutenden Auf- 
schwung genommen habe. In Wirklichkeit ist in der Maschinen- 
Werkzeug- und Apparat-Industrie in dem Zeitraum 1904 bis 1912 
(Daten der Unfallversicherung) die Zahl der Betriebe von 1143 
auf 1822, somit um rund 60%, die Arbeiterzahl von 5870 auf 
91 794, somit gleichfalls um rund 60%, ihre Lohnsumme von 
65,13 auf 117,42 Mill K., somit um rund 80% gestiegen! Und 
das in einer Zeit wachsender öffentlicher Finanzschwierigkeiten 
und daher abnehmender Investitionstätigkeit der Behörden. 
Wenn das kein bedeutender Aufschwung ist, dann möge Eulen- 
burg ein Beispiel industrieller Entwicklung nennen, das seiner 
Ansicht nach diese Bezeichnung eher verdient. Dabei habe ich 
als Vergleichsjahr 1904 und nicht 1906, das Jahr des Inkraft- 
tretens des neuen Handelsvertrages angenommen, weil tatsäch- 
lich der Beginn der Entwicklung — wie ich im ersten Aufsatz 
gezeigt habe — bereits in das Jahr 1904 fällt und der Einfluß der 
Handelsverträge hier so wenig in Erscheinung tritt, wie in den 
Ziffern des Außenhandels der Maschinenindustrie. Eulenburg, 
der übrigens merkwürdigerweise selbst auf der nächsten Seite 
die beträchtliche Zunahme der Maschinenfabriken erwähnt, 
hilft sich mit der weiter durch nichts begründeten Vermutung, 
daß sich »unter den Neugründungen wohl auch eine beträchtliche 
Anzahl deutscher Firmen befinden werde«. Daß es sich dabei 
überwiegend um kleine Betriebe handelt, ist zuzugeben. Aber 
das beweist ja gerade die Unmöglichkeit, die Erstarkung der öster- 
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reichischen Wirtschaft anders herbeizuführen als durch den 
zollpolitischen Zusammenschluß mit dem deutschen Markt. Die 
angeführten Ziffern zeigen, daß auch die stärkste Entwicklung, 
die sich unter den ungeheuren Schwierigkeiten des zersplitterten 
engen Inlandmarktes vollziehen mußte, nichts an der Kleinheit 
der Wirtschaftsdimensionen zu ändern vermocht hat. Darum 
ist auch das landläufige ungünstige Urteil über die Entwicklung 
der österreichischen Maschinenindustrie begründet und darin 
ist allein Wandel zu schaffen durch die Herstellung des großen 
Innenmarktes. Bis zu einem gewissen Grad ähnlich liegen die 
Verhältnisse in den wichtigsten Zweigen der Textilindu- 
strie. Auch sie hat trotz der kolossalen Ausdehnung, die sie 
im letzten Jahrzehnt vor dem Krieg genommen hat, in der Rich- 
tung der Spezialisierung nur sehr geringe Fortschritte gemacht. 
Nach wie vor erzeugten alle Spinnereien — bis zum Krieg — 
eine Unzahl von Garnnummern, teils infolge der bestehenden 
Einrichtungen (Verhältnis der Vorricht- zu den Spinnmaschinen), 
teils infolge kommerzieller Gewohnheiten, weil bis zum Krieg 
jede Weberei Gewicht darauf legte, bei ihrer Spinnerei alle 
von ihr gebrauchten Nummern zu erhalten und ihre Aufträge 
erst innerhalb der Lieferfrist zu spezifizieren. 

Ist somit aus einer einfachen Analyse der Außenhandels- 
ziffern sehr wenig für die Klärung unseres Problems zu gewinnen, 
außer etwa (worin ich mit Eulenburg und den anderen Gegnern 
des Wirtschaftsbundes übereinstimme) daß durch die Herstel- 
lung eines bloßen Vorzugsverhältnisses zwischen Deutschland 
und Oesterreich-Ungarn für die deutsche Industrie nicht viel zu 
_ gewinnen ist, so besagt eine Gegenüberstellung der deutschen 
und österreichischen Erzeugungs- und Verbrauchsziffern noch 
weniger über die Durchführbarkeit des als notwendig erkannten 
wirtschaftlichen Zusammenschlusses der beiden Verbündeten. 
Mit einem Vergleich der Produktionsbedingungen zweier fremder 
Volkswirtschaften läßt sich der Gedanke eines zollpolitischen 
Bündnisses für jeden Fall ad absurdum führen. Denn entweder 
die beiden zu vereinigenden Wirtschaften stehen auf gleicher 
industrieller Höhe, dann brauchen sie offenbar den Zusammen- 
schluß nicht, da es undenkbar ist, daß sich zwischen zwei Indu- 
striestaaten, die vorher durch Zölle getrennt waren, eine weit- 
gehende Arbeitsteilung herausgebildet haben sollte. Oder aber 
der eine Staat ist gegen den anderen rückständig, dann ist der 
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Zusammenschluß unmöglich, weil ihn der rückständige nicht 
verträgt. Der Zusammenschluß eines Industriestaates mit einem 
Agrarstaat müßte daran scheitern, daß das Agrarland sich doch 
bestreben wird (wie es Eulenburg von Ungarn behauptet), um 
jeden Preis eine eigene Industrie sich zu schaffen, und daher von 
Hochzöllen nicht abgehen kann. Und der Zusammenschluß eines 
Industriestaates mit einem Rohstoffland ist zwecklos, weil indu- 
strielle Rohstoffe ohnehin zollfrei eingehen und das Rohstoffland 
selbst in der Regel mäßige Fabrikzölle haben wird. Auf dieser 
Grundlage ist eine fruchtbare Erörterung unseres Problems un- 
denkbar. Die entscheidende Frage bei der Untersuchung eines 
deutsch-österreichisch-ungarischen Zusammenschlussess — und 
gerade sie erscheint in der ganzen »mitteleuropäischen« Literatur 
nicht gestellt — ist offenbar, ob und inwieweit der Krieg die 
Ueberführung der österreichischen und ungarischen Wirtschaft 
auf die Methoden und Dimensionen der deutschen möglich ge- 
macht hat. Denn das ist, wie wir gesehen haben, der wirt- 
schaftliche Sinn des Bündnisgedankens. 


+ 


Die tiefsten Veränderungen wird der Krieg gerade in den 
politischen und gesellschaftlichen Bedingungen der Wirt- 
schaft zurücklassen, die man früher mit Recht als relativ am 
wenigsten veränderlich angesehen hat. Denn von ihren histo- 
rischen Bedingungen ist nicht viel übrig geblieben. Das Wachs- 
tum der Bevölkerung wird dem bisher nicht abzuschätzenden 
Einfluß der ungeheuren Menschenverluste durch den Krieg 
unterliegen. Niemand weiß, wie sich Tod, Krankheit’ und Ver- 
wundung in der ganzen zeugungsfähigen Generation auf die 
künftigen Geburtenzahlen und Sterblichkeit geltend machen 
werden. In Oesterreich insbesondere ist bisher noch nicht zu 
erkennen, in welchem Verhältnis sich die Verluste auf die ein- 
zelnen Nationen verteilen. Der Wohlstand der Bevölkerung ist 
durch die revolutionäre Geldw:rtveränderung eine mit der Zeit vor 
dem Krieg völlig unvergleichbare Größe geworden. Was sollen 
Hinweise auf den Wohlstand einer Bevölkerung vor dem Krieg, 
angesichts einer Kriegsschuld von einigen Dutzend Milliarden, 
unermeBlicher Materialverwüstungen und Menschenverlusten, 
die erst Jahrzehnte zu ersetzen vermögen. Es ist hier nicht der 
Ort, die sozialen Wirkungen dieser Tatsachen auch nur anzu- 
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deuten, geschweige denn näher zu umschreiben. Aber der bloße 
Hinweis auf sie genügt, um die Folgen einer Beweisführung 
erkennen zu lassen, die diese Tatsachen einfach ignoriert. Ge- 
rade unfaßbar wird das, wenn als Argument gegen den wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß die Verschiedenheit der Steuer- 
systeme angeführt wird (Eulenburg, Diehl, Gothein)! Wenn 
der Krieg noch einige Monate dauert, wird Oesterreich-Ungarn 
(ebenso wie Deutschland) seine Steuereinnahmen zur Deckung 
der Kriegskosten und der Invaliden- und Hinterbliebenenver- 
sorgung ungefähr verdreifachen müssen. Jedes Kind weiß, daß 
das nur möglich wird, wenn von dem bisherigen Steuersystem 
nicht ein Stein auf dem andern bleibt, daß alles, was vor dem 
Krieg an Steuer geleistet worden ist, an Bedeutung verschwin- 
den wird neben dem, was nach dem Krieg kommt. Das hindert 
aber nicht, daß noch immer mit erstaunlicher Gleichmäßigkeit 
auf die Höhe der österreichischen Aktiensteuer hingewiesen 
wird, die vor dem Krieg ganze 8o—go Mill. K. getragen hat! 
Meint jemand im Ernst, daß der wirtschaftliche Zusammen- 
schluß Deutschlands und Oesterreich-Ungams daran scheitern 
muß, daß man der österreichischen Finanzverwaltung zumutet, 
von diesen 80—90 Mill. K. etwa 20—30 Mill. K. preiszugeben, 
wenn sie vor der Aufgabe steht, 3 bis 3 1, Milliarden Kronen 
an neuen Einnahmen aufzubringen 9). 

Dabei wird die ganze Wichtigkeit der Aktiensteuer — wie 
Spiethoff 2%) ganz richtig hervorhebt — maßBlos überschätzt, 
wenn ich die Steuer an sich auch nicht so milde beurteilen möchte, 
wie es Spiethoff tut. Im übrigen ist gerade jetzt im Krieg ein 
starker Schritt zur Angleichung der aktiengesellschaftlichen 
Steuer an die Erwerbssteuer der großen Privatunternehmungen 
gemacht worden, indem die Kriegszuschläge zur Erwerbsteuer 
bei diese: mit 100°, bei den Aktiengesellschaften nur mit 20% 
festgesetzt wurden. In die gleiche Kategorie von Einwänden 

24) Wie soll man eine Kritik bezeichnen, die vor solchen Finanzaufgaben 
sich zu dem Ausspruch entschließt (Eulenburg, V. f. S. II, S. 74): »Eine Aen- 
derung hierin (der Aktiensteuer) ist nicht so leicht m glich. Sie würde die Er- 
schließung anderer Steuerquellen nötig machen, die sich kaum leicht 
auftreiben ließen.«a Hübsche Aussichten für die Finanzwirtschaft eines Staates, 
dem Eulenburg die Milliarden deutschen Kapitals zuführen willl Daß die Steuer- 
systeme Oestcrreichs und Ungarns mindestens gleich große, wenn nicht größere 
Unterschiede aufweisen wie die Deutschlands und Oesterr ichs, ohne doch die 
beiden Länder an der Aufrechthaltung der Zollgemeinschaft zu hindern, finde 


ich nirgends bedacht. 
20). V 2. S Il, 8. 117; 
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gehört die Schwierigkeit der Aufteilung der Zolleinnah- 
men, die insbesondere Gothein immer wieder hervorhebt. 
Natürlich lassen sich hundert plausible Vorschläge zur Teilung 
der Zolleinnahmen machen. Ob man sie nach der Kopfzahl der 
Bevölkerung, nach dem Verhältnis der Zolleinnahmen vor dem 
Krieg, aufteilt, ob man einfach jeden Staat die an seinen Gren- 
zen eingehobenen Zolleinnahmen verrechnen läßt oder die Ge- 
samtzolleinnahmen — nach einem besonders beachtenswerten 
Vorschlag — im Verhältnis der Wehrauslagen der beiden Reiche 
aufteilt — jede Lösung wird unter irgend einem Gesichtspunkt 
als ebenso gerecht erscheinen, wie ihre finanzielle Bedeutung an- 
gesichts der finanziellen Aufgaben nach dem Krieg und der wirt- 
schaftlichen Zwecke, die mit dem Zusammenschluß erstrebt 
werden, gering wird. Noch mehr gilt dies natürlich von der Ein- 
buße an Zolleinnahmen, die durch die Aufhebung der Zoll-Linie 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn beide Reiche 
erleiden würden. Keller?!) gibt die Einnahmen Deutsch- 
lands aus der Einfuhr Oesterreich-Ungarns mit 50, die Einnahmen 
Oesterreich-Urgarns aus Deutschland mit 68 Mill. Mark an. 
Reci net man davon das Erträgnis der echten Finanzzölle, sowie 
die Zölle auf diejenigen Artikel ab, die im Inland einer Verbrauchs- 
steuer unterliegen und die auch bei dem wirtschaftlichen Zu- 
sammenschluß, ohne dessen Wesen zu berühren, aufrecht bleiben 
können, so vermindert sich der mögliche Ausfall auf den Bruch- 
teil eines Prozents der künftigen Staatseinnahmen 22), 

» Viel kommt sodann auf den ganzen Geist der Verwaltung, 
auf das Maß der staatlichen Bevormundung, auf das Verhältnis 
der bürgerlichen Initiative zur Staatsleitung an. Wenn in Oester- 
reich jahrhundertelang das Gewerbe eine staatliche Regelung 
und Beschützung erfahren hat, so fehlt natürlich die eigene Ini- 
tiative mehr als arderwärts, wo das nicht der Fall ist« 2). In 
Oesterreich ist die Gewerbefreiheit 1859, in Preußen 1869 einge- 
E #1) Scamoller, Janrbuch 39, 2. S. 30. 

22) Wer die Schwierigkeiten dieser Frage durch den Hinweis auf die Schwie- 
rigkeiten der Quotenfestsctzung zu den gemei samen Aufgaben zwischen Oester- 
reich und Ungarn beleuchten will, beweist damit n r, daß er erstens das Ver- 
hältnis zwischen Oesterreich und Ungarn schief beurteilt und zweitens die Größe 
des Problems nicht einmal ahnt, das unter dem Schlagwort der swirtschaft- 
lichen Annäherung«e zwischen Deutschland und Oecsterreich-Ungar : zur Er- 
örterung steht. Wenn der Quotenstreit zwischen Oesterreich und Ungarn be- 
sonders viel Lärm gemacht hat, so liegt das daran, daß man, wo es sich um feste 
Ziffern handelt, natürlich gern auch um die kleinste Summe streitet. 

33) Eulenlurg V. f. S II, S. 73. 
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führt worden. Der merkantilistische Geist unter Maria Theresia 
und Josef II. ist nicht engherziger oder liberaler gewesen als in 
den anderen europäischen Ländern jener Zeit. Wenn man also 
etwa die Metternichsche Aera ausnimmt, ist geschichtlich eine 
stärkere Bevormundung der österreichischen Bevölkerung als 
der anderer Staaten kaum nachzuweisen. So wie die anderen 
Industriestaaten hat Oesterreich seine Ausschreitungen des Li- 
beralismus erlebt. Richtig ist allerdings, daß die letzten zwei 
Jahrzehnte, vor allem die Novelle von 1907 die Gewerbegesetz- 
gebung stärker mit zünftlerischen Geist durchsetzt haben. Wie- 
vielkann und wird davon diesen Krieg überleben? Was 
soll man überhaupt mit dem Begriff der »staatlichen Bevor- 
mundung« anfangen angesichts der Notwendigkeit einer durch- 
greifenden Organisation der Wirtschaft, die allen individualisti- 
schen Tendenzen zum Trotz das Verhältnis zwischen Individuum 
und Staat überall, vor allem aber in Mitteleuropa von Grund auf 
verändern wird? Dagegen lehnt man sich in Oesterreich heute 
bereits gerade so auf wie im Deutschen Reich und die österrei- 
chischen Unternehmer lassen es an Nachdruck so wenig fehlen 
wie die deutschen, ihre Abneigung gegen eine staatliche Leitung 
der notwendigen Wirtschaftsorganisationen darzutun. 

Die letzte Frage gilt natürlich den Veränderungen, welche 
der Charakter der Bevölkerung selbst durch den Krieg erleidet. 
Glaubt jemand ernstlich, daß die Lebenserfahrung der gesamten 
rüstigen männlichen Bevölkerung eines Reiches in mehr als zwei 
Kriegsjahren einen unbeachtlichen Faktor in der geistigen Ent- 
wicklung darstellt? Die Millionen Männer, die aus der Enge ihrer 
heimatlichen Verhältnisse herausgerissen, die früher Analpha- 
beten jetzt täglich mit den letzten Errungenschaften der mo- 
dernen Technik in Berührung kommen, an deren Findigkeit, 
Anpassungsfähigkeit, Geschicklichkeit, Kraft und Ausdauer 
täglich die größten Anforderungen gestellt werden — diese Milli- 
onen Männer sollen nicht imstande sein, eine geistige Tradition 
zu brechen, die darauf beruht, daß die Welt, in der sie herrscht, 
an der Gemarkung des nächsten Dorfes zu enden schien? Der 
Ruthene, der an den Isonzo oder nach Südtirol, der Kroate, der 
in die galizischen Karpathen, der Tscheche und Pole, der nach 
Serbien und Albanien geworfen wird — der soll nicht den Ge- 
samtcharakter der Bevölkerung verändern können, nicht im- 
stande sein, sie zu einer Mehrleistung zu befähigen, der sie vor 
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dem Krieg nicht gewachsen war? Wer je gehört hat, was ein 
halbes Dutzend amerikanischer Rückwanderer in Ostgalizien 
oder Dalmatien aus einem ganzen Dorf zu machen vermag, der 
wird jedenfalls von diesen Möglichkeiten eine andere Vorstellung 
sich zu bilden vermögen, als wer unter Vernachlässigung der in 
jeder Hinsicht ungeheuren Folgen dieses Krieges sein Urteil über 
Oesterreich und Ungarn allein aus einer Literatur holt, die sich 
schon vor dem Krieg meist nicht auf Anschauung, sondern auf 
abgegriffene Klisches gegründet hat 2%). 

Die Schwäche der Beweisführung der Zollbundgänger, die 
. für eine »Annäherung« außerhalb des Gebietes der Zollpolitik 
eintreten, offenbart sich in ihren positiven Vorschlägen, worin 
eine solche »Annäherung« zu bestehen hätte. Eulenburg 
empfiehlt: I. Ausbildung des landwirtschaftlichen Kreditwesens, 
das sehr im Argen liege; 2. stärkere Einrichtung von Kredit- 
banken, um die österreichischen Zahlungsverhältnisse zu heben; 
3. Verbesserung der Transportwege, Verbesserung vor allem der 
Donauschiffahrt — dazu gehöre die Herabsetzung der Frachten, 
die in Oesterreich höher seien als in Deutschland —, Ausbau des 


4) Was Eulenburg mit seiner Behauptung meint, daß die »politi- 
schen Herrschaftsverhältnisse in Oesterreich-Ungarn die historischen im Sinn 
des Beharrens stärken« ist nicht klar. Der Hinweis darauf, daß die Mehrheit 
des Reichsrates aus Nicht-Deutschen besteht, besagt gar nichts. Denn der 
zünftlerische und agrarische Geist hat seine tiefsten Wurzeln gerade bei den 
Deutschen, während die slavischen Völker, vor allem die Tschechen, immer 
bereit sind zur Stärkung ihrer jungen und rasch aufstrebenden Industrie und 
Kapitalsmacht beizutragen. Darnach sind die Zweifel Eulenburgs zu beant- 
worten, ob es swahrscheinlich ist, daß die Parteien in Oesterreich für eine groß- 
zügige Industriepolitik, für die Beseitirung der verkehrten Aktiengesetzgebung 
— Eulenburg möge die Verhandlungen des letzten deutschen Juristentages 
nachlesen! — für eine Beseitigung der verkehrten Steuergesetzgebung, für die 
Hebung der Schulbildung, für eine Hebung der Transportverhältnisse eintreten«. 
Das ist nicht nur wahrscheinlich, sondern sicher, wofern man überhaupt an 
einen Willen zum Leben in Oesterreich glaubt — weil alle Parteien und alle 
Nationen in Oesterreich nach dem Krieg vor der Aufgabe stechen werden, die 
ungeheuren wirtschaftlichen Lasten zu crleichtern, die dieser Krieg hinterläßt. 
Was soll da der Hinweis auf das »Ueberwiegen der christlich-sozialen Partei auf 
der einen und des feudalen Großgrundbesitzes auf der anderen Seite«? Die 
Christlichsozialen in Wien haben es bei den letzten Reichsratswahlen auf ganze 
vier Mandate : ebracht, spielen also im Reichsrat keine Rolle, und die christlich- 
soziale Wiener Stadtverwaltung hat auf dem Gebiet der Gemeindebetriebe 
Leistungen vollbracht, die — auch wenn man ihnen nicht vorbildliche Bedeu- 
tung beilegen will — durchaus von modernem Geist erfüllt sind. Mit partei- 
mäßigen Schlagworten ist da wenig auszurichten. Nebenbei bemerkt, berührt 
es sonderbar, wie gerade Gelehrte, die im politischen Leben weit links stehen, 
in der Auffassung der geschichtlichen Entwicklung einem Konservativismus 
huldigen, der an Starrheit kaum zu überbieten ist. 

Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43. 3. (Krieg u. Wirtschaft, VL.) 60 
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Eisenbahnsystems, das einstweilen noch sehr damiederliege, 
4. stärkere Investierung von Kapital in Landwirtschaft und 
Industrie, eventuell eine umfassende innere Kolonisation. Was 
Eulenburg mit diesen Vorschlägen meint, ist mir — vom dritten 
abgesehen — völlig unverständlich. Daß Oesterreich einen Ausbau 
seines Eisenbahnsystems braucht, hat der Krieg auch dem be- 
wiesen, der es vorher nicht gewußt hat. Was hat das mit der 
deutsch-österreichischen »Annäherung« zu tun? Die Behauptung 
von den teuren Frachtraten stimmt schon nicht mehr ganz. Sie 
sind auf weite Entfernungen in Oesterreich billiger als in 
Deutschland, nur auf nahe Entfernungen verhältnismäßig 
teuer 2). Wie sich die Frachten unter dem Druck des finan- 
ziellen Erfordernisses in Deutschland und Oesterreich nach dem 
Krieg stellen werden, kann heute kein Mensch sagen. Die Ver- 
besserung der Donauschiffahrt ist im Krieg zur Bewältigung 
der rumänischen Getreidezufuhren in sehr bedeutendem Umfang 
bereits durchgeführt worden. Der Ausbau des Donauweges 
wird in dem Maß fortgesetzt werden, in dem der Handelsverkehr 
mit dem Balkan es erfordern wird. Die Rechtsverhältnisse an 
der Donau werden sich nach den Ergebnissen des Krieges rich- 
ten. Was hat das wieder mit der deutsch-österreichischen »An- 
näherung« zu tun? Die stärkere Invgstierung von Kapital in 
Landwirtschaft und Industrie — was stellt sich Eulenburg 
darunter vor? In der Landwirtschaft ist die Intensivierung — 
neben anderem — in erster Linie eine Preisfrage. Die Landwirt- 
schaft braucht gerade, um teure Kapitalinvestitionen vorzuneh- 
men, den größeren inneren Markt, da sie sonst bei stärkerer 
Steigerung ihrer Produktion entweder die Inlandpreise drückt 
oder genötigt ist zu Weltmarktpreisen zu exportieren, was be- 
kanntlich wieder nur Agrarländern mit extensiver Kultur möglich 
ist. Da rührt der Vorschlag Eulenburgs wieder an die Zollfrage. 
Aber die Investierung von Kapital in der Industrie — was soll 
sie bedeuten? Anschaffung neuer kostensparender Maschinen, 
Ausdehnung des Betriebes, Spezialisierung der Erzeugung — 
aber wir haben doch gesehen und Eulenburg selbst hat mitge- 
holfen, den Nachweis zu führen, daß dies gerade unter den ge- 
gebenen Verhältnissen nicht möglich ist, daß die stärkste In- 
vestierung von Kapital (siehe die oben angeführten Ziffern) 
nicht die kleinen Dimensionen sprengt, in welche die Enge des 


25) v. d. Lesen, V. f. S. II, S. 94. 
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inneren Marktes die österreichische Industrie zwingt. Daß das 
landwirtschaftliche Kreditwesen in Oesterreich besonders im 
Argen liegt, erfährt man wohl zum erstenmal. In Oesterreich 
gab es Ende I9I2 12 123 Kreditgenossenschaften (davon 8311 
Raiffeisenkassen), in Deutschland Ende 1913 19 203 (davon 1670 
mit unbeschränkter Haftung), Sparkassen in Oesterreich 1912 
684 mit 4,4 Millionen Sparbüchern, in Deutschland 1913 2917 
Kassen mit 22 Millionen Sparbüchern (bei einer Gesamtbevöl- 
kerung von 28 Millionen in Oesterreich und 67 Millionen in 
Deutschland), wobei gerade zur Beurteilung ihrer Wichtigkeit 
für das landwirtschaftliche Kreditwesen der hohe Anteil der 
städtischen Sparkassen und der Einlegerschaft in Deutschland 
zu beachten ist. Außerdem leisten in Oesterreich die von fast 
allen Kronländern errichteten Landes-Hypothekaranstalten (auf 
gemeinnütziger Grundlage) für den landwirtschaftlichen Kredit 
sehr Bedeutendes. Aber selbst wenn es um das landwirtschaft- 
liche Kreditwesen schlechter bestellt wäre, als es tatsächlich der 
Fall ist, was hat das mit der deutsch-österreichischen »An- 
näherung« zu tun? 

Ein besonders böser Lapsus aber ist Eulenburg mit seiner 
zweiten Forderung, einer stärkeren Einrichtung von Kreditban- 
ken, um die österreichischen Zahlungsverhältnisse zu heben, 
unterlaufen. Zunächst: was es an Klagen über die österreichi- 
schen Zahlungsverhältnisse gegeben hat, ist im Krieg gegen- 
standslos geworden. Denn der Krieg hat (anfangs infolge des 
Moratoriums, später infolge der übermäßigen Geldflüssigkeit) 
überall Barzahlung eingebürgert. Daß nach dem Krieg wieder 
die früheren Mißstände einreißen müssen, ist durch nichts er- 
wiesen. Entweder die durch den Krieg bewirkte Inflation dauert 
fort, dann wird kaum ein Bedürfnis nach langfristigem Waren- 
kredit bestehen, oder aber es kommt bald zu einer Einziehung 
des überschüssigen Notenumlaufes, dann wird die Anspannung 
aller Kreditquellen für die Öffentlichen und die dringendsten 
Investitionsbedürfnisse die Gewährung langfristiger Konsum- 
kredite (und nur diese sind verwerflich) unmöglich machen. Was 
soll da eine stärkere Einrichtung von Kreditbanken ? Der Be- 
trieb der österreichischen Banken hat sich seit ungefähr einem 
Jahrzehnt in einem Maß intensiviert, daß Fortschritte nach 
dieser Richtung überhaupt ausgeschlossen sind. In jedem Pro- 


vinznest hat neben der Gemeindesparkasse und der Genossen- 
Go * 
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schaft mindestens eine Bank ihre Niederlassung, an größeren 
Industrieorten oft ein viertel bis ein halbes Dutzend zugleich. 
Die Zahl der Bankfilialen und Exposituren ist allein von 1907 
bis 1912 von 150 auf 357 gestiegen (ohne Wechselstuben!) bei 
insgesamt 405 Städten über 5000 Einwohnern! Das eigene Kapital 
der österreichischen Aktienbanken ist von 1904 bis 1912 von 837 auf 
1848 Mill. K.gestiegen, ihre Bilanzsumme von 4141 auf 9378 Mill. K. 
Die österreichischen Großbanken sind Riesenbetriebe, die keiner 
ausländischen Unterstützung bedürftig sind, soweit es sich nicht 
um das internationale Finanzgeschäft handelt. Gerade das aber 
berührt Eulenburg mit keinem Wort. Ebensowenig ist zu er- 
kennen, wie Eulenburg und andere sich ohne zollpolitischen 
Zusammenschluß eine stärkere Abwanderung deutschen Kapi- 
tals nach Oesterreich und Ungarn denken. (Denn daß die Auf- 
rechterhaltung des Zolles die Vorbedingung einer Errichtung 
von reichsdeutschen Filialfabriken ist, ist doch nur ein Schein- 
argument. Von diesen Filialfabriken, die in völliger wirtschaft- 
licher Abhängigkeit von ihrer Mutterfabrik bleiben und das Halb- 
fabrikat überwiegend von dieser oder durch diese beziehen, hat 
die österreichische Volkswirtschaft sehr wenig.) Eulenburg 
bemerkt sehr richtig, daß das Kapital nach dem Sitz des höch- 
sten Profits gehe. Daß dieser aber in Oesterreich-Ungarn nicht 
gegeben ist, liegt nicht, wie Eulenburg behauptet, an den un- 
sichtbaren inneren Hemmnissen, die die österreichisch-ungarische 
Volkswirtschaft zu überstehen hat, sondern einfach daran, daß 
Oesterreich-Ungarn nicht Kolonialland ist, sondern als Land 
mit hochentwickelter Wirtschaft und relativ hohem Kapitals- 
reichtum nicht eine Kapitalsverzinsung bieten kann wie etwa 
Südamerika oder Ostasien. Daran werden natürlich Reformen 
im Eulenburgschen Sinn nichts ändern, wenn sie nicht gar die 
Spannung zwischen den deutschen und österreichischen Profit- 
sätzen und damit den Anreiz der österreichischen Wirtschaft 
für das deutsche Kapital mindern helfen. 


%* 


Die größte Unklarheit in der mitteleuropäischen Diskussion 
scheinen mir aber diejenigen Teile aufzuweisen, die die Stellung 
Ungarns zum mitteleuropäischen Zusammenschluß erörtern. 
Die Stellung Ungarns zum wirtschaftlichen Zusammenschluß 
hat ihre politische und wirtschaftliche Seite. Auf die ungarische 
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Frage gehe ich nur soweit ein, als es nötig scheint, um das Miß- 
verständnis zu widerlegen, daß zwischen Oesterreich und Ungarn 
unversöbnliche politische und wirtschaftliche Interessengegen- 
sätze bestehen, was eine weitverbreitete Meinung in Deutsch- 
land, irregeleitet durch täuschende Formen des politischen 
Kampfes in der Monarchie, offenbar annimmt. Denn wird schon 
das österreichische Nationalitätenproblem in Deutschland fast 
regelmäßig schief beurteilt, so stößt man auch in staatswissen- 
schaftlichen Kreisen manchmal in österreichisch-ungarischen 
Angelegenheiten auf eine Unkenntnis einfachster Grundtatsachen, 
deren Kenntnis die Voraussetzung jeder vernünftigen Diskussion 
dieser Angelegenheiten bilden müßte 2%). Dabei muß ich es mir 
versagen, im gegenwärtigen Zeitpunkt das politische Problem 
des Dualismus und der Aufgaben des Ungartums aufzurollen. 
Denn es müßten dabei so heikle Fragen der inneren Politik 
Oesterreich-Ungarns berührt werden, daß eine offene Aussprache 
der Krieg verwehrt und Anspielungen nur neue Mißverständnisse 
hervorrufen würden, ohne wesentlich zur Klärung der Frage 
beizutragen. Die Auffassung, die der überwiegende Teil des 
Ungartums innerlich von Deutschland und Deutschtum haf, ist 
von Josef Szterenyi im vorletzten Heft dieses »Archivs« 
dargestellt worden. Szterenyi hat es dabei unterlassen, auf das 
Verhältnis Ungarns zu Oesterreich anders einzugehen, als indem 


36) Was soll man dazu sagen, daß mir Landauer a.a.O.S. 55, auf meine 
Bemerkung, daß Oesterreich und Ungarn in einer vollständigen Zollunion leben 
und dabei doch ohne gemeinsame Gesetrgebungsorgane auskommen, folgende 
Belehrung zuteil werden läßt: »Dazu ist rein tatsächlich zu bemer- 
ken, daß die Delegationen zwar formell-staatsrechtlich durchaus nicht den Cha- 
rakter eines Parlaments tragen und regelmäßig nur getrennte Sitzungen 
abhalten, daß sie in Wırklichkeit aber doch in vieler Bezichung ähnlich 
wie ein Zollparlament funktionieren und deshalb doch wohl wenigstens als ein 
starker Ansatz zu einem solchen betrachtet werden müssen.e In Wirklichkeit 
hält die Delegation nicht nur regelmäßig, sondern auf Grund des Gesetzes unter 
allen Umständen getrennte Sitzungen ab (lediglich gemeinsame Abstimmungen 
sind unter ganz bestimmten Voraussetzungen zulässig). Von einem Ansatz zu 
einem Zollparlament aber wäre auch bei gemeinsamer Beratung keine Rede, 
“weil die Delegationen mit wirtschaftlichen Angelegenheiten sich überhaupt 
nicht zu befassen haben. In ihre Kompetenz fällt lediglich die Beschlußfassung 
über die für die gemeinsamen Angelegenheiten (Heer, Marine, Bosnien und 
auswärtige Vertretung) notwendigen Ausgaben (die dann wieder in den Budgets 
der beiden Staaten erscheinen) sowie die Kontrolle der äußeren Politik. Da- 
gegen haben die Delegationen mit Handelsverträgen, indirekten Abgaben, 
Quoten u. dgl. überhaupt nichts zu tun, können sich damit gar nicht befassen, 
weil die dafür kompetenten Ressortminister nicht vor den Delegationen er- 
scheinen können. Vielmehr werden diese Angelegenheiten immer ausschließlich 
in den beiden \Vollparlamenten beraten und beschlossen. 
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er vom Parallelismus der magyarischen Interessen in Ungarn und 
der Deutschen in Oesterreich sprach — eine These, die sich auch 
in Oesterreich großer Beliebtheit erfreut, aber meines Erachtens 
unhistorisch und dem Gedanken des Zusammenschlusses mit 
Deutschland geradezu schädlich ist. Aber jedenfalls hat Szterenyi 
die Untrennbarkeit der Monarchie als ganz axiomatisch behan- 
delt. Die Forderung der Zolltrennung von Oesterreich gilt tat- 
sächlich innerhalb der Monarchie als erledigt, mag sie auch noch 
weiter einen wichtigen Programmpunkt der Unabhängigkeits- 
parteien beider Schattierungen bilden. Und ich verrate kein 
Geheimnis, wenn ich mitteile, daß in den schwebenden Aus- 
gleichsverhandlungen zwischen Oesterreich und Ungarn dieser 
Forderung auch nicht andeutungsweise mehr gedacht worden ist. 
Nur in Deutschland glaubt man vielfach noch an das Gespenst 
der ungarischen Zolltrennung, die schon vor dem Krieg tatsäch- 
lich unrealisierbar gewesen ist und nach dem Krieg den nackten 
Selbstmord der ungarischen Volkswirtschaft bedeuten würde ?7). 

Mit den weit ernster zu nehmenden staatsrecht- 
lichen Bedenken Ungarns habe ich mich hier nicht ausein- 
anderzusetzen. Sie können sich natürlich nur gegen bestimm- 
te Formen des Zusammenschlusses mit Deutschland richten, 
nicht gegen den Zusammenschluß als solchen. Wirtschaft- 
lich ist Ungarn an dem Zusammenschluß noch in höherem 
Grad interessiert als Oesterreich, erstens weil seine überwiegend 
agrarische Wirtschaft den großen Innenmarkt braucht, der 
ohne Preisdruck die Ueberschüsse der Produktion aufnimmt, 
und zweitens weil die Zahlungsbilanz Ungarns für sich weit 
schlechter ist als die der Gesamtmonarchie, da Oesterreich für 
sich vor dem Krieg aktiv gewesen sein dürfte, Ungarn daher 
finanziell relativ weit stärkere Ansprüche an die deutsche Mit- 
arbeit zu stellen haben wird als die österreichische Reichshältte. 
Dem stellt nun vor allem Eulenburg die These entgegen, 
daß Ungarn, um den großen finanziellen Aufgaben nach dem 
Krieg gewachsen zu sein, ein Industriestaat werden müsse. 
Dabei geht Eulenburg von der durch nichts weiter begründeten 
Behauptung” aus, daß eine Intensivierung der Landwirtschaft 
nur in einem Industriereich möglich ist. Ich finde im ganzen 


271) Nur wer die Verhältnisse nicht aus der Literatur, sondern aus eigener 
miterlebender Anschauung kennt, weiß, daß dies die Meinung auch vieler un- 
garischer Politiker und Volkswirte ist, die nach außen noch immer für das selb- 
ständige Zollgebiet demonstrieren. 
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Bereich der volkswirtschaftlichen Theorie keine Ueberlegung, 
die diese mit solcher Selbstverständlichkeit vorgetragene These 
zu stützen vermöchte. Natürlich sind gewisse Zweige der land- 
wirtschaftlichen Produktion an die Nähe größerer Verbrauchs- 
zentren gebunden. Aber selbst diese Abhängigkeit ist mit 
dem Ausbau der Verkehrswege, mit dem Fortschritt der Kon- 
servierungsmethoden usw. in den letzten Jahrzehnten nahezu 
vollständig geschwunden. Vor allem aber ist nicht einzusehen, 
wie Getreidebau und Viehzucht von dem Vorhandensein einer 
starken industriell-städtischen Bevölkerung abhängig sein soll- 
ten. Und um diese handelt es sich in Ungarn für alle absehbare 
Zeit. DaB Ungarn seine Landwirtschaft in der Form intensiviere, 
wie etwa Dänemark, Holland oder die Schweiz, steht zunächst nicht 
in Frage. Aber daß es den Holzpflug durch den Eisenpflug er- 
setze, reichlicheren und zweckmäßigeren Dünger verwende, sorg- 
fältiger anbaue, rationellere Viehwirtschaft betreibe usw. — 
das alles hat mit der Nähe einheimischer Verbrauchsstätten 
nichts zu tun. Im Gegenteil, Ungarn muß seine Erzeugung gerade 
für den Auslandsmarkt, nicht für den einheimischen Verbrauch 
intensivieren, um nicht nur seinen Bedarf an Industrieprodukten, 
sondern auch die Rohstoffe seiner Industrie, die Zinsen seiner 
alten Auslandsschuld und die Zinsen und die Tilgung derjenigen 
Kapitalien zu bestreiten, die es zur Intensivierung seiner Land- 
wirtschaft aufnehmen muß. Die starke Auswanderung 2), die 
Ungarn vor dem Krieg hatte — ob sie nach dem Menschen- 
verlust dieses Krieges überhaupt in Betracht zu ziehen ist, 
brauchen wir hier gar nicht zu entscheiden — hat mit der indu- 
striellen Rückständigkeit Ungarns nichts zu tun. Die Auswan- 
derung hat zur gleichen Zeit stattgefunden, in der die unga- 
rische Industrie zeitweilig über die stärkste Leutenot klagen 
mußte. Da wirken Momente zusammen, deren Verständnis eine 
weit eingehendere Kenntnis der ungeheuer komplizierten poli- 
tischen, nationalen und sozialen Verhältnisse des ungarischen 
Staates erforderte, als dem oberflächlich unterrichteten Aus- 
länder in der Regel eigen ist. Denn die innere Struktur Ungarns 
ist in ihrer Art nicht weniger schwierig als die Oesterreichs, was 
dem Fernerstehenden hauptsächlich durch die scheinbare Homo- 
genität des ungarischen Parlaments verdeckt wird, wo die nicht 
magyarische Bevölkerung, die die Hälfte der Gesamtbevölkerung 
28) S, Eulenburg V. f. S. III, S. 53. 
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ausmacht, ebenso wie das industrielle und landwirtschaftliche 
Proletariat nahezu überhaupt nicht vertreten sind. In Wahrheit 
ist die ungarische Auswanderung nur durch eine Intensivierung 
der Landwirtschaft, nicht durch die künstliche Züchtung einer 
Industrie zu unterbinden ®). 

Damit hängt schließlich die — von Eulenburg gar nicht auf- 
geworfene — Frage zusammen, wie weit sich eine ungarische 
Großindustrie überhaupt schaffen läßt. Auch ich bin der Mei- 
nung, daß sich die ungarische Industrie nicht einfach — wie es 
oft geschieht — als Treibhauspflanze abtun läßt. Aber darum 
darf auch die Bedeutung der sogenannten Öffentlichen 
Industrieförderung für die industrielle Entwicklung Ungarns 
nicht überschätzt werden. Der weitaus größte Teil der unga- 
rischen Industrie beruht auf durchaus gesunder Grundlage, 
nur sind ihre Entwicklungsmöglichkeiten beschränkt 30). Vor 
allem ist der Kreis der Industrien, welche land- und forstwirt- 
schaftliche Erzeugnisse verarbeiten, ungemein groß und heute 
von der ungarischen Industrie — wenn man etwa von der Müh- 
lenindustrie absieht — bei weitem noch nicht vollständig besetzt. 
Mühlen-, Papier-, Holz-, Sägewaren-, Möbel-, Zuckerfabriken, 
Brauereien und Spiritusbrennereien, Konservenfabriken u. v. a. 
bieten der Entwicklung noch einen weiten Spielraum, der sich 
in dem Maß erweitert, als die Intensivierung der Landwirtschaft 
fortschreitet. Dazu kommt für viele Industrien, auf deren Kon- 
kurtenzfähigkeit die Frachtkosten einen erheblichen Einfluß 
üben, die geographische Nähe zum Orient, die billigen Donaufrach- 
ten und enge Vertrautheit mit den Geschmacksrichtungen der 
balkanischen Bevölkerung. Was Ungarn unter der Gunst dieser 
Verhältnisse in den letzten Jahrzehnten auch tatsächlich erreicht 
hat, ist nicht wenig und es hat es ohne Zollschutz gegen eine 
Industrie erreicht, die seit Jahrhunderten die nahezu unbe- 


29) In sehr vielen Industriegegenden Ungarns sind die Unternehmungen 
regelmäßig der Gefahr ausgesetzt, daß ihre Arbeiter ihnen während der Ernte- 
zeit einfach überhaupt ausbleiben und auf das Land hinausgehen, um mitzu- 
helfen. Ob sich in einem Land, wo jede industrielle Tradition fehlt, dagegen 
wirksam ankämpfen läßt, dafür fehlt jede Erfahrung. Jedenfalls ist einer solchen 
Erscheinung mit einem noch s> hohen Zollschutz nicht beizukommen. 

30) Es ist doch einigermaßen überraschend, daß etwa Eulenburg auf 
der einen Seite Oesterreich die industrielle Entwicklungsfähigkeit abspricht, 
weil ibm die natürlichen Voraussetzungen, vor allem die Kohle fehlt (was für 
Oesterreich allein gar nicht zutrifft), während er in einem für Ungarn nur von 
der Industrialisierung das Heil erwartet. 
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schränkte Herrschaft über seinen Innenmarkt gehabt hatte und 
die erst verdrängt werden mußte, was eine ganz andere, unver- 
gleichlich schwierigere Aufgabe ist als eine bisher fremde Indu- 
strie wie die deutsche an der Eroberung des heimischen Marktes 
zu hindern. Aber wegen der natürlichen Begrenztheit der Ent- 
wicklungsmöglichkeiten einer ungarischen Industrie würde in 
ihrer forcierten Ausdehnung über die natürlichen Grenzen hinaus 
eine Gefahr liegen, der sich die ungarische Volkswirtschaft nach 
dem Krieg — aus den auch von Eulenburg so hoch veranschlagten 
staatsfinanziellen Gründen — nicht aussetzen kann. Sie würden 
nicht nur eine Belastung des ungarischen Verbrauches mit sich 
bringen, die dieser schlechterdings nicht ertragen könnte, sondern 
auch, da sich der bisherige Zollschutz als ungenügend erwiesen 
hat, um die Industrialisierung Ungarns zu ermöglichen, zu einer 
Erhöhung der Zollmauer zwingen, die Ungarn die letzten Mög- 
lichkeiten einer starken Ausfuhrsteigerung und damit der Be- 
gleichung seiner Auslandsschuld (für Rohstoffeergänzung und 
Effektenzinsen) benehmen würde 31). 


Das Argument, welches sicherlich das Widerstreben deut- 
scher Kreise gegen den Wirtschaftsbund weit verständlicher 
macht als ihre Sorge um die Verschiedenheit der wirtschaftlichen 
Verhältnisse, ist die Valutafrage. Auf sie hat vor allem 
Diehl mit Nachdruck hingewiesen, allerdings in einem Sinn, 
der von seiner ganzen Auffassung des deutsch-österreichischen 
Verhältnisses bestimmt ist. Diehl meint, nach dem Krieg werde 
es die allerschwierigste Aufgabe Deutschlands sein, die tiefge- 
sunkene Valuta Deutschlands wieder in die Höhe zu bringen °2). 
Wenn dies nun noch dadurch erschwert würde, daß Deutsch- 
land das gemeinsam mit Oesterreich-Ungarn mache, dann könne 
unter Umständen die Reorganisation der deutschen Volkswirt- 
schaft auf Schwierigkeiten stoßen. Es ist bedauerlich, daß neben 
den Wirkungen der staatsfinanziellen Umwälzung, welche dieser 
Krieg herbeiführen muß, nichts in der Diskussion unseres Pro- 


31) Daß Ungarn — mit Recht — zur Erhaltung seiner bestehenden Indu- 
strie die Mittel seiner autonomen Wirtschaftspolitik für ausreichend hält, hat 
such Szterenyi (a.a. O.) deutlich genug erkennen lassen. Auf die Fragen 
der ungarischen Industrieentwicklung hier näher einzugehen, alses die obigen 
mehr aphoristischen Bemerkungen tun, verbietet der mir zur Verfügung 
stehende knappe Raum und würde den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen. 

3) V. f. S. III, S. 17: 
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blems mehr vernachlässigt worden ist als die Valutafrage. Das 
mag damit zusammenhängen, daß man darüber nicht gern vor 
dem feindlichen Ausland spricht. Das hat aber zur Folge gehabt, 
daß tatsächlich diese Frage meist als eine von untergeordneter 
Wichtigkeit abgetan wird, während sie in Wahrheit für das künf- 
tige wirtschaftliche Verhältnis zwischen Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn mit in erster Reihe entscheidend wird. Aber was 
sie für Diehl und die zahlreichen Anhänger seines Standpunktes 
zu einem Argument gegen den wirtschaftlichen Zusammen- 
schluß der Mittelmächte macht, läßt sie für die, welche aus an- 
deren Gründen — politischen und wirtschaftlichen — den Wirt- 
schaftsbund für notwendig halten, zum mächtigsten Hebel für 
den Zusammenschluß werden. 

Zunächst muß man sich wieder klar werden, um was es sich 
eigentlich handelt. Oesterreich-Ungarn ist im Krieg mit Deutsch- 
land vom Weltmarkt ausgesperrt worden. Durch die Lücken, 
welche die englische Blockade offen lassen mußte, und im Ver- 
kehr mit den neutralen Nachbarn auf dem Kontinent sind trotz- 
dem erhebliche ausländische Einfuhren bewerkstelligt worden. 
Vor allem aber dürfte Oesterreich-Ungarn auch aus Deutsch- 
land namhafte Warenmengen, insbesondere an Kriegsmaterial 
erhalten haben. Demgegenüber ist die Ausfuhr auf ein Minimum 
gesunken. Erstens weil die Ausfuhrwege verlegt sind, noch mehr 
aber weil es an exportfähigen Gütern fehlt, da man die Ausfuhr 
aller Waren, zu denen ausländische Rohstoffe verarbeitet sind, 
untersagen mußte, und große Warenmengen aus inländischem 
Material für die Ausfuhr nicht verfügbar waren. Zur Aufrecht- 
erhaltung einer bedeutenden Holzausfuhr, die im Frieden eine 
so große Rolle spielte, fehlt es an Menschen für den Holzschlag, 
an Zugtieren für die Wegbringung aus den Wäldern. Ist doch 
zumal bei dem ungeheuren Holzbedarf der Armee selbst im In- 
land für die bürgerlichen Zwecke Holz nur schwer zu beschaffen. 
Die Zuckerausfuhr ist bald, nachdem man den Stand der Nah- 
rungsmittelvorräte erkannt hatte, eingeschränkt und später 
überhaupt untersagt worden und dieses Verbot sogar auf die 
Zuckermengen ausgedehnt worden, die im Kompensationsweg 
bereits verkauft waren. Aehnliches gilt von Gerste, die ganz 
der inländischen Ernährung und Verfütterung vorbehalten 
werden mußte. Die Eisen-, Eisenwaren-, Kohlen- und Maschinen- 
Erzeugung kommt kaum dem inländischen Bedarf nach, sie steht 
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bis zur Grenze ihrer Leistungsfähigkeit im Dienst der Krieg- 
führung. Konnten also die notwendigen ausländischen Zufuhren 
nicht durch entsprechende Warenexporte bezahlt werden, so 
mußten dazu andere Mittel gefunden werden. Es ist dasselbe 
Problem gewesen, das — mit mehr oder weniger unerheblichen 
Abweichungen — in allen kriegführenden Staaten (England ein- 
geschlossen) gegeben ist, dessen Lösung aber den Ententeländern 
darum leichter werden mag als den Mittelmächten, weil sie auch 
im Krieg den Zusammenhang mit dem Weltmarkt nicht verloren 
haben und in der Lage sind, ihre Warenbezüge in der Form von 
Anleihen zum Teil durch die neutralen Länder insbesondere 
durch die Vereinigten Staaten finanzieren zu lassen. Den Weg 
der Begebung von Anleihen im feindlichen und neutralen Aus- 
land haben Deutschland und Oesterreich-Ungarn bisher in be- 
deutendem Umfang nicht beschritten 33). Sie haben daher zur 
Deckung des Passivsaldos ihrer Zahlungsbilanz nur drei Möglich- 
keiten gehabt: Goldausfuhr, Effektenausfuhr und Aufnahme 
schwebender Schulden bei den Warenlieferanten (bezw. deren 
Bankverbindung). Mit welchen Beträgen von diesen drei Mög- 
lichkeiten Gebrauch gemacht worden ist, ist nicht bekannt. Aber 
jede hat in Oesterreich-Ungarn unter anderen Voraussetzungen 
benutzt werden und andere Wirkungen hervorrufen müssen als 
im Deutschen Reich. Die Goldabgaben Deutschlands an das 
neutrale Ausland sind im wesentlichen aus den Beständen ge- 
leistet worden, die vorher im Verkehr waren und im Krieg der 
Reichsbank zugeführt wurden. So ist es ihr gelungen, im Krieg 
ihre Metallbestände um 800 Mill. Mark zu erhöhen. Seit geraumer 
Zeit verfolgt die Reichsbank die Politik, weitere Goldabgaben 
nur aus den neuen Zuflüssen aus dem Verkehr zu leisten, so daß 
der Goldbestand sich auf wenig veränderter Höhe hält. Ob diese 
Politik richtig ist, ob größere Zurückhaltung oder geringere 
Rücksicht auf den Metallschatz bei der Bemessung der Abgaben 
an das Ausland zweckmäßiger wären, steht hier nicht zur Er- 
örterung. Sicher ist nur, daß im Verhältnis zur Reichsbank 
die Goldpolitik der österreichisch-ungarischen Bank dadurch 
ungeheuer erschwert ist, daß sie nicht über Goldreserven aus dem 
Verkehr verfügt, weil der Verkehr in Oesterreich-Ungarn immer 


3) Anläßlich des jüngsten Deutsch-Schweizer Handelsabkommens soll 
eine deutsche Valutaanleihe in der Schweiz zustandegekymmen sein, die Schweizer 
Blätter mit 5o Mill. Frcs. bezifferten. Auch Oesterreich-Ungarn dürfte im 
Lauf des Krieges das eine oder andere kleine Schatzscheinanlehen im neutra- 
len Ausland aufgenommen haben, 
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dem Versuch der Notenbank, Gold in ihn hineinzupumpen, Wider- 
stand entgegengesetzt hat. Der Goldpolitik der Bank waren 
daher recht enge Schranken gesetzt, sie konnte, wenn sie nicht 
ihren Metallschatz überhaupt preisgeben wollte, angesichts der 
Größe des Bedarfes nach ausländischen Zahlungsmitteln auf die 
Devisenkurse nur wenig regulierend einwirken, und mußte ins- 
besondere die private Nachfrage unbefriedigt lassen und sich 
auf die Begleichung staatlicher Verbindlichkeiten an das Ausland 
beschränken. Die private Nachfrage half sich teils durch Aus- 
bietung von Kronen im Ausland, teils durch die Aufnahme schwe- 
bender Kredite, die nach Friedensschluß die Neuordnung der 
Valutaverhältnisse sicherlich erschweren werden. Im übrigen 
stehen nur die Gegenwerte für das geringe Exportquantum und 
der Erlös der Beteiligung des neutralen Auslandes an österrei- 
chischen und ungarischen Kriegsanleihen zur Verfügung. Nen- 
nenswerte finanzielle Hilfe wurde der Monarchie nur in Deutsch- 
land zuteil, einmal durch die Zeichnung namhafter Beträge 
von Kriegsanleihe, vor allem aber durch Schatz- 
wechselanleihen, die bis Ende 1915 zusammen rund 800 Mill. 
Mark betragen hatten und ihre Verwendung größtenteils im 
Zinsendienst älterer Anleihen in Deutschland und für Kriegs- 
erfordernisse fanden. Aber auch was die Effektenausfuhr be- 
trifft, so ist die Monarchie wesentlich schlechter daran als Deutsch- 
land. Allerdings darf der Besitz österreichischer Kapitalisten 
an amerikanischen Papieren nicht unterschätat werden, aber 
sie liegen zum sehr großen Teil in London, sind also während des 
Krieges nicht realisierbar, teils bereits zwangsweise realisiert. 
Und was schließlich die Aufnahme schwebender Schulden bei den 
Warenlieferanten betrifft, so fällt ihr nur im Warenverkehr mit 
Deutschland eine große Bedeutung zu, während die alten Kredit- 
beziehungen Oesterreich-Ungarns zum neutralen Ausland, na- 
mentlich zu den nordischen Staaten von früher sehr spärlich 
sind, jedenfalls viel spärlicher als die Deutschlands und neue 
Kreditbeziehungen im Krieg nicht leicht anzuknüpfen sind. 
Das sind die wesentlichen Gründe für die Schwäche des 
österreichischen Devisenmarktes im Krieg. Wie aber Diehl zu 
der Behauptung kommt, daß Oesterreich-Ungarn seit 15 oder 
20 Jahren bereits mit Valutaschwierigkeiten zu kämpfen habe 34), 
ist unbegreiflich. Richtig ist, daß die österreichische Valuta 
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wenigstens bis IgII so konsolidiert gewesen ist wie eine. Es ist 
daran zu erinnern, daß trotz des bereits fünf Jahre vorher einge- 
_ tretenen Passivums der Handelsbilanz die Oesterreichisch-unga- 
rische Bank noch 1909 ihren Goldbestand von durchschnittlich 
1136 auf 1320 erhöhen konnte, daß die metallische Bedeckung 
der Banknoten erst IgIo unter 70% gesunken ist und daß der 
Stand der Devisenkurse der Oesterreichisch-ungarischen Bank 
bis ıgıI einen niedrigeren Durchschnittszinsfuß gestattet hat 
als Berlin, daß insbesondere in der Zeit der großen amerikanischen 
Finanzkrise, als die Bank von England ihren Zinsfuß auf 6 und 7, 
die Deutsche Reichsbank auf 6% und 715% hinaufsetzen mußte, 
die Oesterreichisch-ungarische Bank mit 5 und 6% durchhalten 
konnte. Warum sich das seit ıgıı geändert hat, habe ich in 
meinem ersten Artikel angedeutet. Diese Tatsachen scheinen 
Diehl völlig unbekannt zu sein. Wenn er sich dagegen darauf 
beruft, daß die Monarchie noch immer nicht die Einlösungspflicht 
der Banknoten hat, so ist das namentlich im Krieg ein erstaun- 
liches Argument. Hätte Diehl 1908 bis 1910, als in Oesterreich 
und Ungarn die Aufnahme der Barzahlungen auf der Tages- 
‚ ordnung stand, die damalige Diskussion verfolgt, so hätte er 
gefunden, daß an der Fähigkeit der Bank, die Barzahlung, die 
sie so wie alle anderen Notenbanken Europas tatsächlich bereits 
übte, auch als formelle Pflicht zu erfüllen, überhaupt von keiner 
Seite auch nur der leiseste Zweifel geäußert worden ist, daß im 
Gegenteil Ungarn seine Forderung gerade darauf stützte, daß 
eine Aenderung der Praxis damit ohnehin nicht verbunden wäre. 
Was die ernsthaften Gegner der Barzahlung damals vorbrach- 
ten, war lediglich der Hinweis auf eine Erschwerung der be- 
währten Devisenpolitik der Bank durch eine solche Verpflich- 
tung und noch mehr der Hinweis auf eine Situation, die die 
Einstellung der Barzahlungen notwendig machen würde, wovon 
man eine größere Schädigung des Ansehens der österreichischen 
Währung besorgte als von der weiteren Suspension der Bar- 
zahlungspflicht. Diese Situation ist nun tatsächlich eingetreten 
und sie hat nicht nur in Oesterreich-Ungarn, sondern in der gan- 
zen kriegführenden Welt zur Einstellung a Einlösung der Bank- 
noten geführt. 

Mit Friedensschluß ergeben sich für Oesterreich-Ungarn 
zwei Aufgaben, die das Gebiet der Valutapolitik betreffen. Die 
eine ist die Ergänzung seines Metallschatzes, um ein den herr- 
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schenden Anschauungen entsprechendes Verhältnis zwischen 
Metalldeckung und Notenumlauf wiederherzustellen. Dazu wer- 
den wenige hundert Millionen erforderlich sein. Die zweite, ver- _ 
gleichsweise weit schwierigere, wird die Finanzierung der Roh- 
stoffbezüge und die Deckung des sonstigen Passivsaldos der 
österreichischen Zahlungsbilanz sein, bis zu dem Zeitpunkt, da 
wieder erhebliche Exportüberschüsse erzielt werden. Dieser 
Zwang, die ganze Wirtschaftspolitik so einzurichten, daß sie dazu 
befähigt wird, möglichst bald die Warenausfuhr im großen Stil 
aufzunehmen, um die notwendigen Warenbezüge zu bezahlen 
und die ungeheuer angewachsene Auslandsschuld abzutragen, 
ist ja, wie immer wieder hervorgehoben werden muß, gerade das 
stärkste Motiv für den wirtschaftlichen Zusammenschluß. Denn 
die finanzielle Unterstützung bei der Rohstoffergänzung muß 
Oesterreich-Ungarn in erster Linie — aus politischen Gründen — 
in Deutschland finden und dieser Verpflichtung kann sich Deutsch- 
land nicht entziehen, mögen nun die Handelsbeziehungen zwischen 
den verbündeten Reichen durch einen Handelsvertrag oder durch 
ein enges Zollbündnis geregelt werden. Darüber kommt Deutsch- 
land nicht hinweg, weil es schon aus militärischen Gründen 
wollen muß, daß die Rohstoffergänzung in Oesterreich-Ungarn 
möglichst rasch vor sich gehe. Daß Deutschlands eigene Auf- 
gabe dadurch nicht gerade erleichtert wird, übersieht natürlich 
auch in Oesterreich-Ungarn niemand und man kann es verstehen, 
daß Deutschland gerade an diesen Teil seiner Aufgabe wider- 
strebend geht. Nur darf man sich durch die Höhe der in Be- 
tracht kommenden Summe nicht schrecken lassen und den Gegen- 
wert übersehen, den Oesterreich-Ungam zu bieten vermag. 
Gerade die so vielfach betonte wirtschaftliche und kulturelle 
Rückständigkeit der Massen in Oesterreich-Ungarn erleichtert 
die Aufgabe der Retablierung dadurch ungeheuer, daß der öster- 
reichisch-ungarische Rohstoffbedarf nur einen kleinen Teil des 
deutschen ausmacht (ich möchte ihn etwa mit einem Viertel 
des deutschen annehmen). Nun entfällt der größere Teil der 
bisherigen Auslandschuld Oesterreich-Ungarns bereits auf Deutsch- 
land, deren Gegenwert in den letzten Jahren eine wachsende Aus- 
fuhr Deutschlands nach Oesterreich-Ungarn gewesen ist, und die 
weitere Verschuldung wird sich gleichfalls zum Teil durch Liefe- 
rung deutscher Waren ergeben. Deutschland wird zu erwägen 
haben, ob es diese finanzielle Verbindung mit einem Staat ein- 
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gehen will und kann, der mit dem deutschen Reich nur durch 
einen einfachen Handelsvertrag verbunden ist, dessen Wirt- 
schaft ihm fremd bleibt wie bis zum Krieg — und dessen Wirt- 
schaftsdimensionen und Wirtschaftsgeist erst die Wandlung er- 
fahren müssen, die ihn überhaupt erst zur Tragung der Kriegs- 
lasten und daher auch zur Partnerschaft — die nun einmal wie 
gesagt nicht zu vermeiden ist — befähigt 35). 

In welcher Form dieses finanzielle Zusammenwirken der 
Mittelmächte sich vollziehen wird, läßt sich heute natürlich 
nicht sagen. Eine Münzunion u. dgl. ist der Weg dazu nicht, 
aber ebensowenig ist — wenigstens für absehbare Zeit — an 
eine einheitlich geleitete gemeinsame Notenbank Deutschlands 
und Oesterreich-Ungarns zu denken, was Max Weber ange- 
deutet hat 3$. Dabei hat Weber ganz richtig selbst hervor- 
gehoben, daß es dunkel sei, wie eine solche Gemeinsamkeit zwi- 
schen zwei souveränen Staaten mit völlig getrennten Organen, 
bei denen aber die gemeinsame Bank alle Fehler, die der eine in 
seiner Wirtschaft und Gesetzgebung macht, fühlen und auf den 
oder die anderen beteiligten Staaten zurückwirken lassen müßte, 
funktionieren würde. Damit ist völlig zutreffend der unlösbare 
Zusammenhang zwischen finanzieller Kooperation und handels- 
politischem Zusammenschluß aufgezeigt 3°). Nur darf man solche 
Fragen nicht schematisch formulieren, wenn man eine befrie- 
digende Lösung auffinden will. Zwischen der Bankgemeinschaft 
und dem Zustand der völligen Banktrennung gibt es eine Un- 
zahl von praktischen Möglichkeiten, die die Gegensätze über- 
brücken und doch den wichtigsten Interessen auf beiden Seiten 
gerecht werden. Worauf es bei einer solchen Kooperation an- 
kommt, ist einverständliche Devisenpolitik und eine gewisse 
Gleichmäßigkeit der Geschäftsprinzipien bei der Kreditgewährfung 
beider Notenbanken. Ob mit Zinsfußpolitik nach dem Kriege 
viel auszurichten sein wird, solange die Milliarden von Kriegs- 
anleihen auf den Markt drücken, scheint zweifelhaft. Immerhin 

35) Ist es nötig, eine so weitverbreitete Gedankenrichtung wie die Diehls 
von ihrer Gleichgültigkeit gegenüber den wirtschaftlichen Aufgaben des Ver- 
bündeten durch den Hinweis abzulenken, welchen Umfang im Krieg etwa die 
finanzielle Unterstützung, die Rußland bei den Westmächten findet, im Ver- 
hältnis zur wirtschaftlichen Inanspruchnahme Deutschlands durch Oesterreich- 
Ungarn angenommen hat? 

3) V, f. S. III, S. 29. 


87) Dagegen ist Weber im Irrtum, wenn er diesen Zusammenhang nur auf 
dem Umweg über die polnische Frage gegeben sieht. 
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könnte auch darin unschwer ein gleichmäßiges Vorgehen ge- 
sichert werden. Was die einverständliche Devisenpolitik be- 
trifft, so ist sie vor allem durch ein engeres Zusammenwirken 
der Devisenzentralen zu erreichen, das leider im Krieg bisher 
kaum versucht worden ist. Es ist keine Schwierigkeit zu sehen, 
daß die Deutsche Reichsbank in der österreichisch-ungarischen 
Devisenzentrale und die Oesterreichisch-ungarische Bank in der 
deutschen vertreten sei. Aehnlich wäre gleichmäßiges Vorgehen 
bei der Kreditgewährung und Zinsfußpolitik dadurch zu sichern, 
daß die beiden Notenbanken gegenseitig in ihre Geschäftsleitung 
Delegierte mit bestimmten Vollmachten entsenden. Im allge- 
meinen hat sich die Geschäftspolitik der beiden Notenbanken 
auch vor dem Krieg nicht in sehr weit voneinander abzuführen- 
den Bahnen bewegt und in Zukunft werden sich gemeinsame 
geschäftspolitische Richtlinien schon aus der Parallelität der 
Aufgaben ergeben, zumal manche alten Ziele der Notenbank- 
politik, vor allem die Sorge um die Liquidität der Wirtschaft 
auf Grund der Kriegserfahrungen einer Revision auf ihren theo- 
retischen und praktischen Gehalt zu unterziehen sein werden. 

Alle diese Fragen können im Rahmen dieses Aufsatzes na- 
türlich kaum gestreift werden, zumal sie durch tausend Fäden 
mit der ganzen politischen und wirtschaftlichen Zukunft der 
beiden Reiche unlösbar verknüpft sind 38). Vor allem kann hier 
nicht die Frage der Finanzierung der Rohstoffbezüge nach dem 
Krieg erörtert werden, insbesondere nicht ob Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn die Finanzierung auch formell gemeinsam 
organisieren, oder ob — was weniger zweckmäßig erscheint — 
formell nur Deutschland die kreditpolitischen Verhandlungen 
mit dem neutralen Ausland führt, während Oesterreich-Ungarn 
seimen Bedarf an ausländischen Zahlungsmitteln in Berlin deckt. 
Aber wie dem auch sei, immer wird Oesterreich-Ungarn wäh- 
rungspolitisch prinzipiell vor denselben Aufgab_n stehen wie 
Deutschland und das gleiche Interesse an ihrer raschesten Be- 
wältigung haben. Und es ist deshalb völlig unverständlich, was 
Diehl mit der Behaı ptung meint, daß »auch die deutsch-öster- 
reichisch-ungarischen Interessen verletzt werden können, wenn 
vielleicht Oesterreich-Ungarn zu Maßregeln der Valutaregu- 


38) Die Notwendigkeit und insbesondere die handelspolitische Aufgabe der 
Devisenzentrale in der Uebergangszeit versucht das oben angekündigte Buch 
des Verfassers über »Das mitteleuropäische Wirtschaftsprobleme zu 
entwickeln. 
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lierung gezwungen wird, zu denen es finanziell und wirtschaft- 
lich nicht die nötigen Grundlagen hate). Diese Grundlagen 
müssen eben geschaffen werden, weil die Rohstoffergänzung nach 
dem Krieg keine Luxus-, sondern eine Lebensfrage ist und sie 
können nur geschaffen werden durch den engsten wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß zwischen Deutschland und Oesterreich- 
Ungarn, dem Diehl gerade ausweichen will. 


Nur mit wenigen Worten seien noch die positiven Vorteile 
gestreift, die Deutschland aus dem wirtschaftlichen Zusammen- 
schluß mit Oesterreich-Ungarn zu erwarten hat. Der eine ist 
die dauernde Sicherstellung seiner Ernährung“*%. Diese 
Sicherung wird von manchen mit der Begründung geleugnet, daß 
Oesterreich-Ungarn im Krieg selbst mit Ernährungsschwierig- 
keiten zu kämpfen hat. Auf ihre Ursachen und insbesondere 
auf den Anteil, den Organisationsmängel an diesen Schwierig- 
keiten haben, ist hier nicht einzugehen. Aber die Frage ist na- 
türlich nicht nach dem Stand der österieichischen und unga- 
rischen Landwirtschaft von heute, sondern von ihren Entwick- 
lungsmöglichkeiten aus zu beantworten. Daß diese groß genug 
sind, um auch bei einer nur teilweisen Verwirklichung den Nah- 
rungsmittelbedarf der verbündeten Mittelmächte zu decken, 
scheint durch nahezu alle objektiven Untersuchungen außer 
Zweifel gestellt. Fraglich kann demnach nur sein, auf welchem 
Weg Deutschland direkt oder indirekt entsprechenden Ein- 
fluß auf die tatsächliche Hebung des Bodenertrages der Mon- 
archie gewinnt. Ebenso scheint außer Zweifel gestellt, daß die 
deutsche Landwirtschaft praktisch der Grenze ihrer Entwick- 
lung bereits nahe gekommen ist, daß die Selbstversorgung Deutsch- 
lands aus dem eigenen Boden zuinindest durch kein Mittel der Zoll- 
politik aufrecht zu erhalten ist. Der Zusammenschluß mit Oes- 
terreich-Ungarn würde daher das billige Kompromiß zwischen 
dem Standpunkt der Agrarier und dem der grundsätzlichen 
Freihändler darstellen. Die deutschen Agrarier wären gegen 
eine Ueberschwemmung ihrer Märkte gesichert, die sie von einer 
Beseitigung des Zollschutzes für Agrarprodukte besorgen, und 
die deutschen Verbraucher hätten die Aussicht auf reichlichere 
und billigere Versorgung von der allmählichen Intensivierung 


3») V. í. S. III, S. 17. 
40) Dieses Moment hat z. B. Lotz in der Aussprache des V. f. S. in den 
Vordergrund der Argumentation zu stellen versucht. 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43.3. (Krieg u. Wirtschaft V1.) 61 


952 Gustav Stolper, 


der mitteleuropäischen Landwirtschaft. Die Möglichkeit gleich- 
seitiger Mißernten in Deutschland und Oesterreich-Ungarı, 
auf die Lotz verweist, bleibt natürlich gegeben, dagegen 
schützt — wie das Beispiel Rußlands zeigt — keine noch so 
weite agrarische Basis. Im übrigen aber braucht der Zusammen- 
schluß der Mittelmächte nicht zu einer Erhöhung des Zollschutzes 
gegen dritte Staaten zu führen. 

Der zweite Vorteil der deutschen Wirtschaft — und ihm 
dürfte noch weit größeres Gewicht beizulegen sein — ist die 
ungeheure Erweiterung seines Innenmarktes für die deutsche 
Industrie. Was es bedeutet, den inneren Markt um 53 Millionen 
Menschen Verbraucher zu erweitern, deren Verbrauchsfähig- 
keit — sei es in kürzerer oder längerer Zeit — gegen ihren heu- 
‚tigen Tiefstand einer so gewaltigen Steigerung fähig ist, davon 
versucht sich, soviel ich sehe, kein einziger Gegner eines mittel- 
europäischen Zusammenschlusses ein halbwegs zutreffendes Bild 
zu machen. Dabei besteht über die Wichtigkeit des stärkeren 
Innenmarktes für die weltwirtschaftliche Stellung Deutsch- 
lands überhaupt kein Meinungsunterschied ?!). Die Basis des inne- 
ren Marktes ist für den ungeheuren Ueberbau des deutschen 
Welthandels bereits vor dem Krieg allmählich bedenklich schmal 
geworden. Nach dem Krieg wächst diese Gefahr in dem Maß, 
als die finanzielle Last eines länger dauernden Krieges die Ver- 
brauchsfähigkeit der Massen auch in Deutschland schwächt 
und die Rückeroberung der alten Stellung auf dem Weltmarkt 
schwerere Opfer fordert und größeren Widerstand zu überwin- 
den hat, während anderseits gerade der gewaltige Aufschwung 
der deutschen Wirtschaft in den letzten Jahrzehnten die unge- 
nützten Produktionsreserven stark verringert hat. Was die 
österreichisch-ungarische Monarchie durch die Oeffnung ihres 
inneren Marktes für die deutsche Produktion und die Tätigkeit 
des deutschen Kapitals zu bieten hat, das ist so unermeßlich 
viel, daß es die Anforderungen, die Oesterreich-Ungarn für die 
erste Zeit an die deutsche Wirtschaftskraft stellen muß, reichlich 
aufwiegt. Und jedenfalls unendlich viel mehr, als die deutsche 
Wirtschaft selbst dann zu gewinnen hätte, wenn alle ihre kolonial- 
politischen Blütenträume reifen sollten. Darin freilich stimme 


4) »Der innere Markt wird auch künftig die Grundlage unserer Stellung 
in der Weltwirtschaft bleiben, wie er es bisher gewesen ist, er ist das Reservoir, 
aus dem alles andere entstammt. Diese Basis muß kaufkräftig und stark sein. 
Eulenburg, Neue Rundschau, Oktoberheft 1916, S. 1326. 
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ich mit den Gegnern des Wirtschaftsbundes überein, daß mit 
bloßer Vorzugsbehandlung und einer hohen zumal beiderseiti- 
gen Zwischenzollinie dieses Ziel nicht zu erreichen ist. Aber dar- 
aus scheint nur zu folgen, daß den völligen Zusammen- 
schluß verlangen muß, wer erkannt hat, daß die wirtschafts- 
politischen Ziele, denen beide Staaten mit unentrinnbarer Not- 
wendigkeit zustreben müssen, auf anderem Wege nicht zu er- 
reichen sind. 
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Die Finanz- und Wirtschaftslage Frankreichs 
im Kriege *). 


Von 


EUGEN KAUFMANN. 


Soweit sich auf Gıund des zugänglichen Tatsachenmaterials 
eısehen läßt, ist in Frankreichdie Anpassung der Wirt- 
schaft an den Kriegszustand sehr langsam und ungleich 
weniger vollkommen als in Deutschland vor sich gegangen. Dies ist, 
abgesehen von der geringeren Entwicklung der Industrie und 
der geringeren Organisationskunst des französischen Unter- 
nehmers, vor allem dadurch bedingt, daB das weitaus be- 
deutendste und den größten Teil der heimischen Kohle 
und Eisenerze liefernde Industrierevier des Landes nach wie 
vor von unseren Truppen besetzt ist oder in der Kriegszone 
liegt!) und deshalb ausgeschaltet ist. Zugleich sind die der pro- 
duktiven Tätigkeit entzogenen Aıbeitskräfte infolge der geringeren 
Anpassungsfähigkeit des französischen Aıbeiters und, weil ein 
größerer Teil der männlichen Bevölkerung unter den Waffen 
steht, weniger leicht ersetzbar. In zahlreichen Fällen war eine 
Umstellung der Betriebe auf den Krieg aus technischen Gründen 
nicht oder nur in sehr beschränktem Umfang möglich (Luxus- 


+) Siehe die Abhandlungen in Band 40 Heft 2 (S. 431) und 3 (S. 726) dieser 
Zeitschrift. Die vorliegende Abhandlung wurde bereits im April 1916 abge- 
schlossen, und kann infolge fortgesetzten Raummangels erst jetzt zum Ab- 
druck gelangen. Ueber die neuen Tatsachen wird in einem besonderen Nach- 
trag am Schluß des Heftes von anderer Seite berichtet. (A. d. R.) 

2) Nach einer von Schrödter (in »Eisen u. Stahle 1915 S. 7) auf Grund der Zahl 
der Dampfkessel und P. S. der einzelnen Industriezweige angestellten Berechnung 
entfielen vor Kriegsausbruch 60,5 % der Förderung der Bergwerke und Stein- 
brüche, 54,1 % der Eisenerzeugung und -verarbeitung, 68,7 %, der Produktion 
per fabrikmäßigen Textilindustrie und mehr als 40 % der gesamten, der Dampf- 
kraft sich bedienenden gewerblichen Tätigkeit Frankseichs auf die in der Kriegs- 
zone liegenden Departements. 
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und Fremdenindustrie usw.), in anderen wurde sie gehemmt 
durch den Mangel an Initiative und Wagemut, den »esprit de 
prudence« des typischen iranzösischen Unternehmers 2), welch 
“letzterer sich nur schwer auf Gıund einer vorübergehenden 
Konjunktur zu einer Erweiterung bzw. Umänderung seiner 
industriellen Anlagen entschließen kann. Ueberdies erforderte 
die Beschaffung und der Aufbau neuer Maschinerie außerordent- 
lich viel Zeit. Denn die vielfach mit veralteten Anlagen sich 
behelfende französische Maschinenindustrie konnte nur lang- 
sam ihre Produktion an leistungsfähigen Kraft- und Arbeits- 
maschinen in genügendem Umfang erweiteın, die Heranschaf- 
fung der von ihr benötigten Roh- und Hilfsstoffe wurde aber 
sehr erschwert durch die desolaten Transportverhält- 
nisse, unter denen das gesamte Wirtschaftsleben leidet. 

Die prompte Versorgung zur See, auf welchen Weg die 
Einfuhr während des Krieges fast ganz angewiesen ist °), wird 
behindert durch das allgemeine, fortwährend noch sich verschär- 
fende Frachtraum-Problem und die Ueberfüllung 
der auf einen intensiven Umschlagsverkehr von Massengütern 
(Kohle) nicht eingerichteten und zu einem namhaften Teil 
von der Admiralität mit Beschlag belegten französischen Häfen. 
Die Löschung mit Abfertigung der Güter wird oft um Wochen, 
zuweilen um Monate verzögert $). Ungleich mehr als hieıdurch 
werden die Produktions- und Nahrungsmittel, auf deren Bezug 
zur See Frankreich angewiesen ist, verteuert durch die ins 
Ungeheuerliche gestiegenen Frachten. Die Durchschnittsfracht 
ist von Frs. 13.10 in 1913 auf Frs. 117 in I9I5 emporgeschnellt ®), 
was einer Mehrausgabe von 2487 Millionen Frs. auf die in 1915 
auf dem Seeweg bezogenen Waren entspricht ®). Deı heimischen 
Reederei, die freilich z. T. Riesengewinne erzielt, kommt dies 
nur in beschränktem Ausmaß zugut — ihr sind nur 645 Millionen 
Frs. von jener Mehrausgabe zugeflossen $) —, weil sie wegen 

8) sL’esprit de prudence domine l’esprit d’entreprise«, charakterisierte 
Yves Guyot im Frühjahr r913 den französischen Unternehmer im Gegensatz 
zum deutschen und amerikanischen (sFinance-Univers« April 1913 S. 5). 

s) Von der französischen Einfuhr von 32 Mill. t entfielen in 1915 3I (1913 
von 48 nur 30) Mill. t auf den Seeweg (sTemps« 26. III. 1916). 

4) Ueber die Zustände im Hafen von Havre siehe Cambon im »Echo de 
Parise 17. II. 1916. 

5) Théry im »Economiste Europeen« r8. VI. 1916. — Seitdem sind die 
Frachten beträchtlich weiter gestiegen. Im März 1916 stellte sich die Fracht 


New York-Havre auf etwa 150 (vor dem Krieg 12,50), die Kohlenfracht Cardiff- 
Havre bzw. Cardiff-Marseille auf 42 bzw. 125 (vor dem Krieg 5,25 bzw. 11) Francs. 
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der militärischen Requisitionen nur etwa 50% ihres Schiffsraums 
und nicht genügend Personal zur Bemannung der Schiffe hat, die 
ausfahrenden Schiffe zudem großenteils in Ballast gehen müssen. 

Die Eisenbahnwagen-Kıise hat sich im Laufe des 
Jahres 1915 anscheinend verschlimmert. Die Besetzung Nordfrank- 
reichs hatte dem Verkehr etwa 55 000 Wagen entzogen, annähernd 
40 000 sollen von den Militärbehörden beschlagnahmt, zahlreiche 
anderen von den englischen Truppen für deren Transporte in 
Anspruch genommen sein; da neue Wagen nicht eingestellt 
wurden, sollen nur noch etwa 330 000 verfügbar und die Lei- 
stungsfähigkeit dieser durch die lange Rollzeit (20—25 gegen 
früher 5—7 Tage) wesentlich vermindert sein ê). Aehnlich ver- 
fahren sind die Zustände auf den Binnenkanälen, wo die Trans- 
portmittel ebenfalls zu gutem Teil von den Militärbehörden mit 
Beschlag belegt sind. 

Die ungünstigen Transportverhältnisse machen sich natür- 
lich besonders empfindlich geltend in der Versorgung 
mit Kohle, obwohl die heimische Kohlenförderung seit 
Wiederinbetriebsetzung einiger Gruben der nördlichen Depar- 
tements (Frühjahr 1915) und Vermehrung der Belegschaften 
sich wieder ein wenig erhoben hat (Förderung in 1913 40,84, 
II. Sem. 1914 9,35, im Herbst 1915 monatlich etwa 1,7 Mil- 
lionen t). In Rouen, dem heute bedeutendsten Kohlenhafen 
Frankreichs, sind von August 1915 auf Januar 1916 gegenüber 
einem zunehmenden Bedarf die Kohlenankünfte von 590 000 
auf 498 000, die Gesamtverladungen auf Bahn und Wasserweg 
von 700 000 auf 460 ooo t gefallen 7), ohne daß eine Wiederkehr 
normaler Verhältnisse zunächst in Aussicht stehen soll?). Ein 
Ausgleich zwischen der billigeren französischen Kohle (Preis 
ab Grube Pas de Calais im Dezember 1915 28—34 Frs., vor Krieg 
1ı8—20 Frs.) und der durch die Fracht maßlos verteuerten 
Importkohle (Preis der englischen Kohle frei Hafen Bordeaux 
im Februar 1916 107—113 Frs.?) soll neuerdings, nachdem be- 
reits im November 1915 die amtliche Festsetzung von Preisen 
angestrebt wurde 8), durch ein, wie es scheint, bereits in Kraft 

- ©) »L’Information« 26. I. 1916 und »Le Bulletin« ı. I. 1916 laut »Wirtschaftl. 
Nachrichtendienst der Ges. f. wirtschaftl. Ausbildung, Frankfurt a. M.e (künftig 
zitiert als »W. N. F.e) Nr. 136. 

N) »Petite Gironde« 13. II. 1916 und »L’Information«e 18. II. 1916 laut 


W. N. F.« Nr. 136. 
°) Text des Entwurfs s. »Econ. Frang.« 13. XI. 1915 S. 637 ff. 
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getretenes Preisregulierungsgesetz geschaffen werden, dessen 
Einzelheiten mir nicht zur Kenntnis gelangt sind ?). Die Zentrali- 
sierung der Importkohle erfolgt oder erfolgte bis Anfangs 1916 
durch die französische Staatsbahnverwaltung. Diese gibt (oder 
gab) die in den Häfen aufgestapelten Vorräte an Industrie- 
unternehmungen, Gas- und Elektrizitätsgesellschaften °), sowie 
an die Kommunen ab, welch letztere seit Sommer 1915 überall 
die Versorgung der Bevölkerung mit Hausbrandkohle in die 
Hand genommen haben. 

Auch sonst haben es die Regierung und die anderen maß- 
gebenden Faktoren nicht an Anstrengungen fehlen lassen, durch 
organisatorische Maßnahmen, in geringerem Umfang durch Zah- 
lung von Subsidien u. dgl. m., die wirtschaftlichen Kräfte 
des Landes zur Vermehrung der Produktion auszunützen und 
die Abhängigkeit vom Ausland zu verringern. U. a. wurden im 
Herbst 1915 lokale Ausschüsse (»Comites consultatifs regionaux 
d'action €economique«), aus Offizieren, Staatsbeamten und Ver- 
tretern von Landwirtschaft, Handel und Industrie bestehend, 
ins Leben gerufen, um, eventuell unter zeitweiser Verwendung 
von Militär, die landwirtschaftliche, kommerzielle und indu- 
strielle Tätigkeit zu fördern. Neuerdings wurde im Handels- 
ministerium ein besonderer technischer Dienst eingerichtet, 
um Fragen der Versorgung und des Betriebs der nicht aus- 
schließlich für Kriegszwecke arbeitenden Industrien zu regeln 19). 
Dem Mangel an Arbeitskräften wird außer durch militärische 
Beurlaubungen, ausgiebige Verwendung von Frauen, der bel- 
gischen Flüchtlinge, der Kriegsgefangenen, durch Heranziehung 
von Ausländern (aus dem neutralen Ausland, Nordafrika, neuer- 
dings anscheinend sogar aus Italien) und Farbigen aus den afri- 
kanischen und ostasiatischen Kolonien und Protektoraten, sowie 
durch zeitweilige Außerkraftsetzung des Verbots der Kinder- 
arbeit abzuhelfen gesucht. In der Metallindustrie sollen Kinder 
(bis zu dreizehn Jahren) sogar bei Nacht und selbst zu gefähr- 
lichen Arbeiten (Munitionsherstellung) vielfach Verwendung 
finden !!), wie auch in den Kriegsmaterial herstellenden Fabriken 

‚°) Die Elektrizitäts-, vor allem aber die Gasgesellschaften (private Erwerbs- 
unternehmungen) sind durch die Kohlenteucrung in eine besonders üble Lage 
gebracht, weil sie mit den Kommunen größtenteils langfristige Lieferungsver- 
träge zu festen Sätzen eingegangen sind, über deren Auflösbarkeit von der 
obersten Rechtsinstanz noch nicht entschieden ist. 

10) »Frankf. Zeitunge 5. IV. 1916, II. Morg. 


11) Aussage des Sekretärs der französischen Metallarbeitergewerkschaften 
laut »Labour Leader« London, zitiert von »Frankf. Zeitg.« 7. II. 1916 Abendbl. 
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die der Militärgewalt der Regierung unterstellten Arbeiter der 
Ausbeutung durch die Interessenten preisgegeben zu sein 
scheinen !}). 

Auf kreditpolitischem Gebiet ist der Großindustrie und dem 
Großhandel durch den herbeigeführten Verzicht der Banken 
auf die Vergünstigungen des Moratoriums und durch die unten 
besprochenen Maßnahmen zur Förderung des Kapitalumlaufs 
und zur Finanzierung der großen ausländischen Bezüge die 
Aufnahme der nötigen Kredite erleichtert worden, während die 
Banken gegenüber der Finanzierung von Kleinhandel und 
Kleinindustrie 12) sich nach wie vor ablehnend verhalten. 

Der französischen Industrie neue Absatzgebietezu erschließen, 
außer durch andere Mittel namentlich auch durch eine Organi- 
sation des langfristigen Exportkredits, wie sie seit vielen Jahren 
vergeblich, und wie von kompetenten Beurteilern anerkannt 
wird, unnützerweise geplant wird !?), strebt eine im Dezember 
1915 konstituierte »Association nationale d’expansion &cono- 
mique« an, welche die großen Verbände und sämtliche Handels- 
kammern umfaßt !). Die gegenwärtig ausgeschaltete deutsche 
Konkurrenz auf den neutralen Märkten zu verdrängen, bemüht 
sich planmäßig in erster Linie das »Comite des conseillers du 
commerce exterieur«. Alle diese Bestrebungen haben aus nahe- 
liegenden, z. T. oben angedeuteten Gründen bisher offenbar 
keine greifbaren Erfolge gezeitigt !5). 

Durch im einzelnen noch zu erwähnende organisatorische 
Maßnahmen der Vorratssicherung, Preisregulierung und Ver- 
teilung, die begreiflicherweise nicht so weit wie in Deutschland 
zu gehen brauchten, aber infolge des hartnäckigen Wider- 
standes des, solchen Eingriffen abholden, die Interessen der 
Bourgeoisie vertretenden Senats hinter den Absichten der Re- 
gierung und der Kammer sowie der Interessen des Landes mit- 


12) Neuere, im Sept. 1915 dem Parlament vorgelegte Projekte, die seit Jahren 
angestrebte Organisation des Kredits für Kleinhandel und Kleinindustrie auf 
genossenschaftlicher Basis unter Beanspruchung des Diskontkredits der Noten- 
bank durchzuführen, sind gescheitert. 

12) »Avant d’organiser le credit à long terme et de fonder des banques 
d’exportation, il faut rendre possible le développement de nos exportations .. .« 
Ce qu’il faut c'est changer la mentalité de l'industriel français . . .« (Zolla bzw. 
Morel in Sitzung der Soc. d’Economie Politique v. 5. VI. 1915, lt. »Econ. Franç. e 
26. VI. 1015.) 

14) Näheres über diese siehe »Temps« 16. XII. 1915. 

15) Es betrug (in Mill. Frs.) in 1915 (1914) der Export nach: Spanien ıoß1, 
(112,2), Argentinien 80,8 (93,3), Brasilien 41,9 (44,7). (»Econ. Frang.+ 4. III. 1916.) 
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unter zurückblieben, wurde die Versorgung der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln und anderen unentbehrlichen Verbrauchsgegen- 
ständen, soweit der heimische Boden sie nicht in genügendem 
Ausmaß zur Verfügung stellte, sicherzustellen gesucht. 

Die französische Landwirtschafterzieltein 1915, da die 
Felder bis zur Feuerlinie bestellt werden konnten, ein in An- 
betracht der Verhältnisse nicht allzu ungünstiges Ernteerträg- 
nis, ausgenommen an Zuckerrüben, deren Hauptanbaugebiet 
von uns besetzt ist, und an Wein, welcher infolge starken 
Auftretens der Peronospera, die aus Mangel an Arbeitskräften 
nicht energisch bekämpft werden konnte, völlig mißraten ist. 
Dank der allgemeinen Preissteigerung erzielten die Landwirte 
z. T. durch intensiven Anbau guten Nutzen. Es betrug !®): 

das Ernteertiägnis (in 1000 t) für 


der Durchschnittspreis 
pro 100 kg in Frs. 








isi im Durchschnitt | Ende Jan. 
915 1903/1912 1916 1903/1912 
Weizen 6472 8902 - 30 ®) 23,56 
Roggen 993 1330 27 17,67 
Gerste 786 968 38 18,13 
Hafer | 3746 4841 33 19,18 
Kartoffeln | 9057 13222 15 5,25 
Zuckerrüben | 1509 5834 — — 
Destill. Rüben 654 1834 — — 
Futterrüben | 14323 | 18616 — — 
Wein | 18 | 52 60 21,21 


®) Höchstpreis 
Der Viehbestand hat unter Einwirkung der deutschen 
Invasion und der Requisitionen der französischen Regierung 
eine nicht unwesentliche Abnahme erfahren. So ergab sich nach 
den Daten der letzten Viehzählungen !”) eine Abnahme (—) bzw. 
Zunahme (+) des Bestandes an: | 


von Aug.—Dez. 1914 von Jan. — Juni von Juli—Dez. 1915 


Rindvieb — 11,26% — 5,48% + 185% 
Schafen — 10,00% — 7,62% — 819% 
Schweinen — 11,35 % — 9,98% — 10,49% 


Zugleich ist infolge Abschlachtens vieler Milchkühe und 
anderer jungen Tiere eine Verschlechterung der Qualität ein- 
getreten; cas Durchschnittsgewicht der geschlachteten Tiere 





16) „Economiste Europ&en«24. III. 1916, und »Econ. Française 5. II. 1916. 
17) sEcon. Europ.+ 17. XI. 1915 und »Econ. Frang.« 5. II. 1916. 
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ist während des Krieges von 303 auf weniger als 250 Kilogramm 
zurückgegangen 18). 

Der Mangel an Zugvieh und Fuhrwerken, die weitere Ver- 
knappung der Arbeitskräfte als Folge der neuen Einberufungen 
im Herbst ıgı5 und andererseits die hohen Viehpreise haben 
die kleinen Landwirte vielfach zum Verkauf ihres Viehs, die in 
den Städten erhältlichen hohen Löhne und Unterstützungen 
haben nicht wenige Pachtbauern und Feldarbeiter zur Ueber- 
siedlung dorthin veranlaßt 1%). So liegen viele Felder und son- 
stige Ländereien brach. Zu deren nachträglicher Bewirtschaf- 
tung sind die Kommunalbehörden gesetzlich verpflichtet wor- 
den 2°). Der weitere Rückgang der Anbaufläche (für Winter- 
getreide mit etwa Io %, festgestellt), schlechtere Bestellung der 
Felder (enorme Preissteigerung für Phosphate und andere Dünger) 
und Beeinträchtigung der Wintersaaten durch ungünstige Witte- 
rung lassen für 1916 bis jetzt ein ungünstigeres Ernteerträgnis 
erwarten, obwohl die Regierung durch umfangreiche Beurlau- 
bungen und Zur-Verfügung-Stellung von Manitoba-Frühjahrs- 
weizen zur Aussaat den Anbau zu heben bestrebt ist 21). Auch 
die Gemüsezucht, die angesicht des großen Verbrauchs Frank- 
reichs an Fischen und Gemüsen von erheblicher Bedeutung ist, 
hat infolge der Knappheit an Arbeitskräften, Wagen, Dunge- 
mitteln und Samen stark gelitten. 

Trotz des Mankos der Getreideernte hielt sich der Weizen- 
preis, da die Regierung große Mengen Weizen und Mehl zur 
Deckung des Heeresbedarfs im Ausland aufkaufte, auf erträg- 
licher Höhe (im Mai 1915 je nach Qualität 31, —35 Frs. pro q 
bis Herbst Rückgang auf 29%—31 Frs.). Bereits im Mai I9I5 
war die Regierung zur Beschlagnahme der Weizen- und Mehl- 
vorräte und zur Festsetzung von Höchstpreisen entschlossen, 
aber der von der Kammer genehmigte Gesetzentwurf ”) 
wurde vom Senat verworfen. Im Oktober r915 wurde endlich 
ein Höchstpreis von 30 Frs. (bei Gewicht von 77 Kilogramm 
pro hl) unter Uebertragung von Requisitionsbefugnissen an die 
Präfekten bzw. ihre Delegierten festgesetzt und durch Wieder- 
einführung der am 31. VII. 1914 suspendierten Weizen-, Mehl- 





18) Deutsche Tageszeitung« 6. I. I916. 

19) Amandru in sL’Information« 21. II. 1916 laut »W. N. F.« Nr. 131. 
20) Text des Gesetzentwurfs s. »Econ. Frang.« 5. II. 1916 S. 176. 

21) sFrankf. Zeitung« 7. IV. 1916, I. Morg. 

23) Text s. »Economiste Frangais«e 22. V. 1915 S. 666. 
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usw. Zölle auch nach unten stabilisiert 238). Dieser Preis, der den 
in den Jahren vor dem Krieg üblichen nicht allzu sehr über- 
stieg, deckte kaum die Selbstkosten der Landwirte. Er wurde 
deshalb für die ıgı6er Frühlingsernte, die in ihrer Gesamtheit 
für die Militärbehörden beschlagnahmt ist, auf 33 Frs. erhöht 24). 
Für Hafer, dessen Notierung an der Pariser Börse im Februar 
1916 auf über 40 (vor Krieg 17—20) Francs pro q gestiegen ist, 
tritt die längst geplante Höchstpreis-Festsetzung von 29 
Francs pro q demnächst (anfang Mai) endlich in Kraft. 

Im Gegensatz zu Brot, das nur um ein Geringes teurer als 
in Friedenszeiten ist(in Paris 42,62 cts. pro Kilogramm), sind die an- 
deren wichtigsten Lebensmittel, deren Herbeischaffung 
in zur Versorgung der Bevölkerung genügender Menge zudem 
wegen der Tra .sportmittelkrise wachsende Schwierigkeiten be- 
reitet, z. T wesentlich weiter im Preis gestiegen. In erster 
Linie Zucker, der wegen des gewaltigen Einfuhrbedürfnisses 
von annähernd 60 % des Konsums %) im Großhandel bis auf 
(Ende Dezember 1915) 81—82 Frs. (exkl. Verbrauchssteuer 
getrieben wurde. Seitdem sind Höchstpreise für Zuckerrüben 
und für Verbrauchszucker im Großhandel (75 Frs. unversteuert 
für 100 Kilogramm Nr. 3) festgesetzt worden 2%) ?7), und hat sich 
die Regierung, die auch die Beschlagnahme der Vorräte beab- 
sichtigen soll 28), die Zuckereinfuhr vorbehalten. Die durch- 
schnittliche Preissteigerung der Lebensmittel hatte im Herbst 
1915 im Großhandel etwa 30 % (für Kartoffeln 8°—ı00 %, Eier 
80 %, Fische durchschnittlich etwa Ioo %, Butter 30 %, Camem- 
bert-Käse 50 %, Fleisch 25 %, gesalzenes Schweinefleisch 40 %), 
im Kleinhandel etwas mehr betragen 2°). Im Verlauf des Winters 


23) Gesetz vom 16. X. 1915 (Text »Econ. Frang.« 23. X. 1915). Zur Streckung 
der Vorräte sind einheitliche Mahlvorschriften (74 % Ausmahlung) erlassen. 

st) Dekret vom 14. III. 1916 (sEcon. Frang.« 24. III. 1916). 

s5) Zu deckender Inlandskonsum plus nötiger Reserve und Bedarf in den 
Kolonien 7,94 Mill. q, Erzeugung 1915/16 einschließlich ı Mill. q geschätzter 
Einfuhr aus den Kolonien 3,325 Mill. q (sEcon. Frang.« 25. XII. 1915). 

se) Bis zum 31. III. 1917 garantiert der Staat den Fabrikanten einen Min- 
destpreis von 70 Frs., unter welchem auch ausländischer Konsumzucker nicht 
verkauft werden darf (»Temps« 19. II. 1916). 

#7) Dekret vom 2. III. 1916 laut »Econ. Franç.e rr. III. 1916. 

238) Le Journale laut »Frankf. Zeitg.« 3. IV. 1916 Ab. 

239) Communiqué der »Union synd. des Restaurateurs de Paris etc.e vom 
16. X. 1915 und »Journal officiele (amtliche Erhebungen) vom 29. XI. 1915 
laut s»Econ. Franc.e 23. X. und 25. IX. 1915. Betr. Pariser Großhandelspreise 
der einzelnen Lebensmittel im Okt. 1915 und Okt. 1913 siehe »Temps 4.u. 5. 
XII. 1915. 
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hat sie, wie allenthalben, weiter zugenommen ?°), u. a. nament- 
lich für Fleisch und Wein 3°). Preisverteuenmd wirken neben 
anderen Faktoren (Transportverhältnisse!) spekulative Pereis- 
treibereien und das immer noch bestehende System der städtischen 
Oktrois, das einer rationellen Verteilung der Lebensmittel usw. 
hinderlich ist. 

Von anderen wichtigen Konsumgütern sind außer Haus- 
brandkohlen (Großhandelspreis im März 1916 durchschnittlich 
120 Frs. gegenüber 50—60 Frs. pro t in Friedenszeiten) nament- 
lich Leder und Schuhwerk (um etwa 75 bzw. 50 %) ?!), sonstige 
Bekleidungsgegenstände, Petroleum (um 40—50 %) 32), Holz 
im Preis gestiegen. Nach einer Aussage des Sekretärs der fran- 
zösischen Metallarbeitergewerkschaften waren die Kosten des 
Lebensunterhalts einer Arbeiterfamilie zu bereits Anfang 1916 
um 40—6o % höher als vor dem Krieg 3’). 
> Die gegen die Teuerung ergriffenen Mab- 
nahmen der Regierung beschränkten sich, abgesehen von der 
Herabsetzung oder Aufhebung gewisser Einfuhrzölle und von 
den erwähnten Verfügungen zur Sicherung des Brotgetreide-, 
Zucker-, Kohlen- usw. Bedarfs, sowie vom Import von Gefrier- 
fleisch 34), die längste Zeit hindurch auf Exportverbote für die 
meisten Lebensmittel und auf die Beaufsichtigung des Marktes. 


20) Pariser Grolshandelspreise am 22. bzw. 23. III. 1916: 


Kartoffeln (gewöhnliche) Frs. 10— 20 pro 100 kg 

Butter „ „ 5,20— 5,60 „ I, 

Inländ. Schweizerkäse » 370 1 mo 

Eier (mittlere, inländische) 150— 160 

Kristallzucker „ AII15—115,50 ,„ IOO ,„ 
Würfelzucker „ 126—126,50 „ un 
Getrocknete weiße Bohnen » 96—100 » em 
Gespaltene Erbsen » 150—160 no» 
Rindfleisch Ia „ 2,52 (Januar 1915 2,05) es Do 
Hammelfleisch Ia » 350( „ » 2,44) 225 
Schweinefleisch Ia » 314 ( » » 164) Bir 
Kalbfleisch Ia » 3,20 (Durchsch.ıgı5 2,73)? ° 7 
Tischwein (Jan. 1916) » Frs. 135—140 pro hl. 


»Journal officiele 27. III. 1916 laut >W. N. F.« No 137 und »Matin« 20. I. 1916. 

31) Ende Dez. 1915. Beschlagnahme der Rohhäutevorräte und -eingäng® 
zwecks Sicherung des Heeresbedarfs und Festsetzung von Höchstpreisen Vef- 
fügt (sTemps« 3. I. 1916). 

31) Seit 1916 Höchstpreis im Großhandel festgesetzt mit Frs. 36 für 50 I 
ab Raffinerie (Preis Juli 1914 Frs. 25). sTemps« 14. II. 1916. 

33) Labour Leader« 2. III. 1916 laut »W. N. F.« Nr. 138. 

“) Dieses wird in Paris etwa 20% billiger als frisches Fleisch verkauft- 
Seit Febr. 1916 sollen allein für die französischen Truppen monatlich 20 000 t 
bezogen werden (sNordd. Allg. Zeitg.« 22. XII. 1915 und 23. II. 1916). - 
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Erst im November 1915 brachte sie einen Gesetzentwurf ein, 
der die Preisregelung (Taxierung durch die Bürgermeister bzw. 
Präfekten, Enteignungsmöglichkeiten, Bestrafung des Preis- 
wuchers) der notwendigen Lebensmittel und aller für die Hei- 
zung und Beleuchtung erforderlichen Gegenstände vorsieht 3). 
Er fand die Genehmigung der Kammer, aber nicht die des Senats. 
Gleichwohl suchten seit November 1915 eine Anzahl von Polizei- 
behörden und Kommunen, in erster Linie die Stadt Paris, auf 
Grund ausgegrabener und z. T. ziemlich eigenwillig ausgelegter 
Bestimmungen durch Festsetzung von Höchstpreisen, Preis- 
anschläge in den Verkaufsläden usw., daneben durch öffent- 
lichen Verkauf oder Gewährung von Zuschüssen in die Preis- 
bildung der gangbarsten Lebensmittel einzugreifen. Seitdem 
sind in den angeführten Fällen Höchstpreise von Staats wegen 
dekretiert worden. Vor wenigen Tagen hat endlich die Senats- 
kommission zum Studium von Höchstpreisen einen Antrag ange- 
nommen, der die Regierung im Prinzip zur Festsetzung von 
Höchstpreisen für eine größere Anzahl wichtiger Konsumartikel 
für die Kriegsdauer und für die Zeit von drei Monaten nach dem 
Krieg ermächtigt 38). Einschneidenderer Maßnahmen hat es 
bisher, da die überseeische Zufuhr nicht unterbrochen war, 
für die Sicherstellung des Konsumbedarfs ebensowenig wie für 
die der industriellen Rohstoffversorgung bedurft. 

Die Mobilisierung der Industrie hat nach Ablauf der 
ersten 6 Kriegsmonate namhafte Fortschritte gemacht. Im Laufe 
des Frühjahrs und Sommers 1915 sind die meisten Waffen- und 
Munitionsfabriken des Landes wieder in Gang gesetzt, die ge- 
samte Metallindustrie für Kriegslieferungen organisiert, eine 
Anzahl von Hochöfen, Eisen- und Stahlwerken,Gießereien usw. neu 
errichtet worden. Neben den elektrochemischen und elektro- 
metallurgischen Unternehmungen sind die verschiedensten ge- 
werblichen Betriebe, insbesondere in der Alpengegend, wo auf 
Wasserkraft basierte elektrische Kraftwerke zur Verfügung 
standen, in Erzeugungsstätten für Kriegsmaterial umgestaltet 
worden. Papierfabriken, Zementwerke, Sägemühlen, Spinnereien 
usw., die aus Personalmangel oder wegen fehlender Absatz- 


3) Text s. »Econ. Frang.e 13. XI. 1915 S. 637 ff. 

3), Höchstpreise sollen festgesetzt werden können für Zucker, Kaffee, 
Petroleum, Brennholz, Brennspiritus, Kartoffeln, Eier, Milch, Butter, Käse, 
gewisse grüne Gemüse, Dörrgemüse, Wein, Obstwein, Margarine, Speisefette, 
Speiseöle (W. T. B. laut »Berliner Tageblatt« 14. IV. 1916). 
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möglichkeiten zur Stillegung ihrer Betriebe hätten schreiten 
müssen, verlegten sich z. T. auf die Granatenherstellung, wodurch 
der Ausbau der, erst überaus mangelhaft ausgenützten Wasser- 
kräfte, z. T. unter Inanspruchnahme staatlicher Mittel, ge- 
fördert wurde ?7) 38). Lyon ist das Zentrum der Kriegsindustrie 
geworden. 

Auch sonst haben manche damiederliegende Industrie- 
zweige durch Produktionsumstellung Ersatz für den Ausfall 
in der eigenen Erzeugung gefunden. So werden z.B. in Lyon 
auf 8000—ı0 000 Webstühlen, die infolge mangelnder Nachfrage 
nach Muslins und leichten Seidengeweben freigeworden sind, leichte 
wollene Kleidertuche hergestellt 3°). Im übrigen ist gerade der 
Wolleweberei und — Wirkerei die Verlegung ihrer Betriebe aus 
den besetzten Gebieten nach dem Süden schlecht gelungen 
wegen der Schwierigkeit, die passenden Arbeitskräfte, nament- 
lich aber die nötigen Rohstoffe sich zu beschaffen 4%). Die Her- 


37) „Frankf. Zeitg.« 7. I. 1916, I. Morg. 

38) Die bisher noch brach liegenden Wasserkräfte der Alpenregion, der 
Pyrenäen und der anderen Gebirge, werden auf mehrere — an der zuletzt 
zitierten Stelle vielleicht etwas allzuhoch auf 4,6 — Millionen P.S. geschätzt, 
gegenüber ca. 700 000 P.S. nutzbar gemachter. Ihre Erschließung würde 
nach Lescure (sFinance-Universe Mai 1913) allerdings einen Kapitalaufwand 
von etwa 7 Milliarden Francs erfordern. 

39%) >B. of Tr. Jourm.e 24. II. 1916 laut »W. N. F.« Nr. 136. 

40) Nach der offiziellen Statistik betrug: -= 





die Menge der Wert 

in 1000 t | in Mill. Frs. 

1915 | 1913 1915 | 1913 

Rohbwolle Einfuhr 68 256 107 702 
Ausfuhr 5 81 20 310° 
Baumwolle Einfuhr 233 930 397 578 
Ausfuhr 9 6I 13 102 

Seide und Abfallseide Einfuhr 9 20 210 361 
Ausfuhr 5 9 125 179 

Hanf und Flachs Einfuhr II 143 I0 144 
Garne aus Wolle Einfuhr 5 I 32 6 
Ausfuhr — 15 o® 102 

»  »„ Baumwolle Einfuhr 22 3 234 33 
Ausfuhr I 8 3’ 24 

Gewebe aus Wolle Einfuhr 33 4 381 51 
Ausfuhr I 23 13 en 

S „ Baumwolle Einfuhr 67 5 372 5 
Ausfuhr 20 55 152 385 

> „ Seide Einfuhr — — 22 49 
Ausfuhr 6 6 329 386 

Konfektion Ausfuhr x 183 


4 95 
(»Documents Statist. sur le Commerce de Françes laut »W. N. F.« Nr. 14.) 
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stellung von Wollgeweben ist auf 4, der Friedensproduktion 
gesunken und beschränkt sich fast ausschließlich auf die Deckung 
des Heeresbedarfs, während die Zivilbevölkerung auf die Ein- 
fuhr ausländischer Wollstoffe angewiesen ist *!). Heutige Woll- 
zentren sind Elboeuf (monatliche Tuchproduktion von Oktober 
1914 bis September 1915 von 147 000 auf 552 000 m gestiegen), 
Vienne, Castres, Lavelanet 41). Die unter den Textilindustrien 
relativ am günstigsten arbeitende Baumwollindustrie 4%) be- 
schränkt sich fast ganz auf die Herstellung gröberer Waren und 
leidet trotz des großen Bedarfs an solchen unter den hohen Preisen 
für den Rohstoff und namentlich für Farbstoffe und Chemika- 
lien 4). Die Leinenindustrie ruht so gut wie vollständig, so 
daß der Bedarf an Leinenwaren ganz von England gedeckt werden 
muß #). Das Darniederliegen der wichtigen Textilindustrie 
wird durch die Verschiebungen in der Ein- und Ausfuhr von 
Rohmaterial, Garnen und Geweben gut illustriert 40). 

Die Mode- und Luxusindustrien, die einen großen Teil ihres 
Materials aus den besetzten Gebieten bezogen hatten, liegen, 
soweit sie ihre Betriebe nicht umstellen konnten, gleich der 
auf die Fremden angewiesenen Hotelindustrie großenteils nach 
wie vor brach. Die meisten Modefirmen, die im Frühjahr 1915 
ihre bei Kriegsausbruch geschlossenen Ateliers wieder öffneten, 
sollen nach kurzer Zeit wegen der Geringfügigkeit der Export- 
nachfrage und des heimischen Bedarfs sich zur Schließung oder 
doch zur Einschränkung des Betriebs auf ein Minimum genötigt 
gesehen haben $$). In der Lyoner Seidentabrikation, die im 
ersten Kriegshalbjahr um 60 % zurückgegangen war, hat aller- 
dings — z. T. dank steigender Nachfrage der Vereinigten Staaten, 
die inzwischen auch den anderen Mode- und Luxusindustrieen 
etwas zugut gekommen sein dürfte — eine sehr erhebliche Besse- 
rung platzgegriffen; es sollen im Frühjahr 1916 mehr Aufträge 
vorliegen, als ausgeführt werden können 45). 

Nach den letzten Erhebungen des Arbeitsministeriums über 
den Beschäftigungsgrad der Industrie und 
die Lage des Arbeitsmarktes, die 43794 Unter- 
nehmungen mit (vor Kriegsausbruch) 1 541 772 Arbeitern um- 

4) »L’Information« 10. III. 1916. 

43) »Frankfurter Zeitunge 29. III. 1916, II. Morg. 

“) „Frankfurter Zeitunge 29. III. 1916, II. Morg. 


4) „Neue Züricher Zeitunge 28. VIII. 1915. 
18) »Frankf. Zeitg.« 23. III. 1916, II. Morg. 
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faßte, betrug der Prozentsatz ı. der in Betrieb befindlichen 
Unternehmungen, 2. der beschäftigten, 3. der arbeitslosen Arbeiter 
(Prozentsatz der einberufenen Arbeiter durchgängig 24): 


Aug. 1914 Jan. April Juli Oktober 1915 
I. 43 65 72 77 8r 
2. 34 57 63 69 74 
3. 42 19 13 7 240) 


EinegewiseKonsolidierung desWirtschafts- 
lebens ist auch aus den noch zu besprechenden Fortschritten 
in der Abtragung der vor dem Krieg gemachten Schulden, der 
Wiederaufnahme des Obligationendienstes und zu einem nam- 
haften Teil der Dividendenausschüttungen seitens der industriel- 
len Aktiengesellschaften, endlich der Zunahme der Betriebs- 
einnahmen der vier großen, außerhalb der Kriegszone liegenden 
Eisenbahnnetze (Staatsbahn, Paris-Lyon-M., Orleans-, Süd- 
bahn) ersichtlich, die sich, die Transporte der Militärverwaltung 
nicht inbegriften, im I., II., III. Quartal 1915 auf 239, 266, 288 
Millionen Francs beliefen *%). Die Steigerung der Einnahmen 
aus indirekten Steuern und Monopolen läßt Schlüsse auf das 
Wirtschaftsleben nicht ‘ohne weiteres zu, weil den namhaften 
Ausfällen aus den von der werbenden Bevölkerung gespeisten 
Einnahmen erhöhte Eingänge aus den im Jahre 1914 hinauf- 
gesetzten Gebühren und Stempelabgaben, sowie aus Zöllen 
auf die stark gesteigerte Einfuhr und aus Zuckersteuer 
gegenüberstehen. 


In den seit Januar 1915 wieder regelmäßig veröffentlich- 
ten Ausweisen der Außenhandelsbilanz spiegelt sich 
die eingetretene leichte Besserung der Wirtschaftslage insofern, 
als die Ausfuhr sowohl von Fertigfabrikaten wie von ge- 
werblichen Rohstoffen und Nahrungsmitteln, wie die Tabelle 
Seite 968 zeigt, sich von dem gewaltigen Rückgang im ersten 
Kriegshalbjahr etwas erholt hat 28), so daß die (sichtbare) Ge- 


4) „Bulletin du Travail« Nov./Dez. laut »W. N. F.« Nr. 138. 

47) »Economiste Eu.op£6en« 5. XI. 1915. 

48) Betr. Ausfuhr von Textilien in 1915 im Vergleich zu 1913 s$. S. 964 Anm. 40. 
Nach der dort angegebenen Quelle wurden in 1915 (1913) u. a. ausgeführt: 





Maschinen 15 500 (82 300) t im Wert von 28,2 (123,2) Mill. Frs. 
Werkzeuge, Metall- 
waren 28 100 (144 800) ,, „ ” „32,2 (120,9) , 


Automobile 6 100 ( ? ) 35 j j3 51,6 (227,4) „ » 
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samtausfuhr im dritten Kriegshalbjahr gegenüber der im eısten 
eine Zunahme von 361, in den 2 ersten Monaten 1916 gegenüber 
der gleichen Zeit 1915 eine solche von Iro Millionen Francs 
aufweist. Namentlich ist die Fabrikatenausfuhr von Monat zu 
Monat fast ununterbrochen angestiegen, von 78 Millionen Francs 
im Januar 1915 auf 171 Millionen Francs im Februar 1916. 
Im Vergleich zur tatsächlichen Ausfuhr in Friedenszeiten ist 
der Rückgang freilich noch beträchtlich größer als die Ausweise 
erkennen lassen, weil letztere nicht die, nun größtenteils weg- 
gefallenen Einkäufe umfassen, die bis zum Kriegsausbruch 
von Ausländern in Paris usw. vorgenommen zu werden pflegten 
und die nach Leroy-Beaulieu etwa eine Milliarde Francs pro 
Jahr erreicht haben dürften 49). 

Der geringfügigen Zunahme der Ausfuhr steht ein enormes 
Anwachsen der Einfuhr gegenüber. Es ist weitüberwiegend 
natürlich auf den gewaltigen Einfuhrbedarf an Kriegsmaterial 
zurückzuführen. Sodann auf den Mehrbedarf an Nahrungsmitteln 
usw. zur Verproviantierung der Bevölkerung 5%), sowie an in- 
dustriellen Rohstoffen und solchen Halb- und Ganzfabrikaten, 
die z. Z. vom heimischen Gewerbe nicht hergestellt werden 
können 5°). Der stark gesteigerte Verbrauch für Heereszwecke 
wird nicht wie in Mitteleuropa durch Ersparnisse des bürgerlichen 
Konsums wettgemacht, weil auf die Bevölkerung nicht der Zwang 
zur Aenderung der Lebensgewohnheiten wirkt. 

Die Handelsausweise, welche die Wertziffern der Einfuhr 
(s. Tab. S. 968) im II. Kriegssemester um 2025, im III. um 
weitere 596 Millionen Frs. höher als im jeweils vorangegangenen 


49 L.-B. in Sitzung der »Soc. d’Econ. Pol.« v. 5. VI. 1915 laut »Econ, 
Frang.« 26. VI. 1915. 


6%) Nach der amtlichen Statistik wurden mehr eingeführt als ausgeführt: 





“ Menge in 1000 t | Wertin Mill. Frs, 


1915 | 1913 | 1915 1913 
Körnerfrüchte und Mehl 3105 | 2890 745 555 
Weine 874 694 157 72 
Zucker 422 —84 174 —30 
Fleisch (inkl. Gefrierfleisch) 219 I 393 2 
Vieh # 1267 #1241 86 | 35 
Pferde * 239 *_-19 324 —28 
Felle und Häute I2 I 84 — 5 
Lederwaren Io — 2 98 | —47 

* 1000 Stück 


»Documents Statistiques sur le Commerce de la Frances laut +W. N. F.+ Nr. 148. 
Siehe auch S. 964 Anm. 40, 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43.3. (Krieg u, Wirtschaft VI.) 62 
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angeben, lassen diese — übrigens auch die Wertziffern der Ausfuhr 
— viel zu niedrig erscheinen, weil sie den Wert der Waren auf 
Grundlage der Preise von 1914 berechnen. Der Jahresbericht 
der Bank von Frankreich pro 1915 hatte den ausgewiesenen 
Passivsaldo der Handelsbilanz für 1915 — 
5052 Millionen Francs gegenüber 1521 bzw. 154I Millionen 
Francs in 1914 bzw. 1913 — als um mindestens 4, Milliarde 
zu günstig bezeichnet. Nach einer Angabe Ribots im Senat am 30. 
III. 1916 sollen die der Statistik von 1915 zugrunde gelegten Preise 
sogar um 75 % für die Einfuhr und um 50 % für die Ausfuhr 
hinter den Preisen von Ende März 1916 zurückbleiben 51). Dar- 
nach dürfte das Passivum der Handelsbilanz sogar um mehrere 
Milliarden größer sein als die Ausweise erkennen lassen. 


Französische Außenhandelsziffern seit Kriegsausbruch 


in Millionen Francs. (Nach dem »Economiste Frangais«.) 
a 












= Zu- 
nahme 


; = Zu- 
ı. VIIL| nahme | ,, II. nahme r. VIIL! 
1914 (+) bzw. 1915 (+) bzw. 
















bis nah- | pis | Abnah- N a 
e (—) me (—) me (—) 

31.1. | gegen- [30. VIL] gegen- 1916 | Segen- 

1915 | über | 1915 | über über 









Vorjahr Vorjahr 


Einfuhr | u 


Nahrungs- und Genuß- 




















mittel 752 15| 1057 125 
Gewerbl. Rohstoffe 787 t 1683| 1575 ai 905 
Fertigfabrikate 263 |+ 198| 1195 | + 366 

Totale | 1802 |— 1470| 3827 
Ausfuhr 

Nahrungs- und Genuß- l 
` mittel 248 |— 173| 284 |— 89 252 4 69 | — 8 
Gewerbl. Rohstoffe 2422 — 68i] 316 |— 673| 327 85 | 115 29 
Fertigfabrikate 630 i— 1119| 786 |— 1022| 885 255 | 277 81 
Postpakete 46 118 | — 17 36 8 








Totale | 1166 |— 2309| 1504 |— 1841 | 1527 | + 361 | 497 | + 110 
Einfuhrüberschuß 636 + 839] 2323 u 1427| 2894 + Zu 812| 4 346 








Noch erheblicher als die Handelsbilanz, bei welcher zudem 
noch der statistisch nicht erfaßbare Ausfall in der Luxus- usw. 
Warenausfuhr der Fremden zu berücksichtigen ist, hat sich die 


2) »Frankfurter Zeitung« 7. IV. 1916, Ab. 
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Zahlungsbilanz Frankreichs verschlechtert, die vor 
Kriegsausbruch lange Jahre hindurch stets aktiv gewesen war. 
Die Forderungen des Auslandes für in 1915 geleistete Seefracht- 
führerdienste sind, wie oben angeführt, um etwa 1,84 Milliarden 
gestiegen und in’ neuerlicher Zunahme begriffen, der einträg- 
liche Fremdenverkehr ist größtenteils in Wegfall gekommen, 
die Rimessen zur Einlösung der russischen, türkischen, öster- 
reichisch-ungarischen, serbischen, mexikanischen usw. Coupons 
sind ausgeblieben. 

Mit großer Energie und vielem Geschick hat die Bank von 
Frankreich die Landesvaluta vor einer allzu starken Entwertung 
und großen Kursschwankungen zu bewahren gestrebt. 

Bis in den Februar 1915 hinein hatte das Passivum der 
Handelsbilanz im wesentlichen gedeckt werden können durch 
die Zinsen und Dividendeneingänge aus dem Ausland und die 
alten Guthaben, durch mäßige Abgaben der Zentralnotenbank 
aus ihrem Besitz an Gold und an allmählich angesammelten 
Auslandsguthaben — erst seit März 1915 trat das Institut zwecks 
Stabilisierung der Wechselkurse als Verkäufer am offenen Markte 
auf 5) — sowie durch solche der privaten Banken 5?). Die De- 
visenkurse hielten sich deshalb annähernd auf dem Paristand, 
notierten sogar anfangs noch zugunsten Frankreichs 5$) 55), 

Mit dem rapiden Anwachsen der Verpflichtungen an das 
Ausland setzte eine stärkere Aufwärtsbewegung der Devisenkurse 
ein 5%), zu deren Bekämpfung Goldversendungen in dem zu einer 
wirksamen Beeinflussung nötigen Umfang nicht vorgenommen 
werden konnten. Die am 30. IV. 1915 erfolgte Gewährung eines 
(bis ein Jahr nach Friedensschluß erneuerbaren) Schatzwechsel- 
- Diskontkredits zur Regulierung von 62 Millionen £ Bezügen aus 
England, Vereinigte Staaten und Kanada machte das englische 
Schatzamt von der Uebergabe von 500 Millionen Francs Gold aus 
den Beständen der Bank von Frankreich abhängig. Die hierdurch 
und durch die zunehmende staatliche Inanspruchnahme der 
Bank von Frankreich verursachte Verschlechterung von deren 


ss) Jahresbericht der Bank von Frankreich a. a. O. 

58) Diese bis zum Ablauf des ersten Kriegsjahres auf etwa 4, Milliarde 
Francs geschätzt. 

51) S. Tabelle I S. 973. 

$) Das frühzeitige Anziehen der Devise Spanien wird z. T. der Zurück- 
ziehung der Guthaben großer spanischer Vermögensverwaltungen aus Pariser 
Banken zugeschrieben. 

62* 


970 Eugen Kaufmann, 


Notendeckungsverhältnis 58) konnte nicht ohne Einfluß auf die 
Einschätzung der französischen Valuta im Ausland bleiben. 
Sie löste aber bald eine Bewegung zur Einlieferung eines Teils — 
insgesamt vom 27. V.bis 16. XII. 1915 mehr als 1300 Millionen 
Francs 5) — der thesauriert gehaltenen Goldmünzen 58) an die 
Zentralnotenbank aus, wodurch das Notendeckungsverhältnis 
wesentlich gebessert wurde 5°); ferner ein generelles Goldaus- 
fuhrverbot für Private ohne zuvor besonders eingeholte Genehmi- 
gung der Bank von Frankreich nebst Strafandrohungen für den 
Ankauf von Goldmünzen (Dekret vom 3. VII. 1915). 

Zur Finanzierung weiterer ausländischer Bezüge wurden 
einerseits (zur Beschaffung der Valuta für Ankäufe des Staates) 
Tresorbons nach London und New York plaziert — einschließlich 
der früher erwähnten 5°) insgesamt 1165 Millionen Francs —, 
andererseits eine Anzahl größerer Kreditoperationen im Aus- 
land abgeschlossen, gutenteils unter der Mitwirkung der Zentral- 
notenbank, die zum Teil Wechselkursgarantien zu übernehmen 
oder für die Abwicklung durch Goldüberweisung zu bürgen 
hatte 5). An solchen größeren Kreditoperationen sind vom 
I. I. 1915—15. IV. 1916 folgende zur allgemeinen Kenntnis 
gelangt: | 

I. Gegen Hinterlegung französischer Schatzscheine einer 
französischen Bankengruppe in London gewährter Akzeptkredit, 
bis Mitte Oktober 1915 mit 230 Millionen Francs in Anspruch 
genommen 9), | 

2. (Juni 1915) Seitens des französischen Schatzamtes gegen 
Verpfändung amerikanischer Eisenbahn-Obligationen, die €s 
auf dem Pariser Markt gegen Nationalverteidigungsbons auf- 
gekauft hatte, durch Vermittlung von Rothschild bei Morgan- 
New York auf ein Jahr aufgenommenes Darlehen von 225 Mil- 
lionen Francs (43 Millionen $) mit Abwicklungsgarantie der Bank 
von Frankreich. Von den lombardierten Bonds ist ein Teil nach 
New York verkauft worden. Seitdem hat das Schatzamt auf Grund 
weiterer Ankäufe amerikanischer Werte im französischen Markte, 


56) S, Tabelle S. 987. 

#7) Jahresbericht der Bank von Frankreich a. a. O. 

ss) Nach Berechnungen von de Foville und Théry sollen bei Kriegsausbruch 
nahezu 4 Milliarden Frs. gemünzten Goldes bei Publikum und Banken /exkl. 
Notenbank) gewesen sein. 

59) S. Band 40 Heft 3 S. 728. 

*0) »Temps« 20. X. 1915. 
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die teilweise direkt von den amerikanischen Gesellschaften 
zurückgekauft wurden, nochmals für ungefähr 275 Millionen 
Francs Kredite sich beschafft 9). 

3. (Ende juni 1915) 5 Millionen £ einjähriger Akzeptkredit 
von Londoner Bankiergruppe gewährt. 

4. (Sept. 1915) 20 Millionen $ | Wearenexportkredit von 

5. (Nov. 1915) 15 Millionen $ amerikanischer an fran- 

6. (Dez. 1915) 15 Millionen $ | zösische Bankengruppe. 

7. (Febr. 1916) 225 Millionen Frcs. Handelskredite durch 
englische Vermittlung in New York aufgenommen, gegen ein- 
jährige von der Bank von Frankreich ausgestellte, von allen 
Pariser Großbanken mitunterzeichnete Wechsel. 

Von den seit Kriegsausbruch in England aufgenommenen 
kurzfristigen Krediten wurden 482 Millionen Francs in 5 % 
Kriegsanleihe konsolidiert. Verhandlungen wegen Aufnahme 
von Lombardkrediten nach Art von Ziffer 2 wurden auch in 
neutralen Ländern Europas, namentlich in Spanien geführt und 
mögen in einzelnen Fällen zu kleineren Abschlüssen getührt 
haben. 

Alle diese Operationen vermochten das seit Mai 1915 rasch 
ansteigende Agio der ausländischen Wechselkurse ®2) nicht 
zurückzudämmen, trotzdem das Emporschnellen der Devise 
NewYork €) bald namhafte Verkäufe — gegen Ende März ıgı6 auf 
etwa 150 Millionen $ geschätzt ®) — aus dem französischen 
Besitz an amerikanischen Effekten (Industrie- und Bergwerks- 
aktien) auslöste, und obwohl die Bank von Frankreich allein 
bis Ende 1915 mehr als 800, im ersten Quartal r916 weitere 
soo Millionen Francs Auslandsrimessen aus ihren Beständen 
ablieferte 6), wobeisie seit Juni 1915 (ähnlich seit Juli die Privat- 
banken und Bankiers) zur Bekämpfung der spekulativen Nach- 
frage und der Einfuhr von Luxuswaren den Nachweis des 
kommerziellen Bedürfnisses verlangte %). Selbst der im Herbst 
1915 unter Mitwirkung des Noteninstituts erfolgte Abschluß 
einer fünfjährigen 5%igen anglo-französischen Einheitsanleihe 
in Höhe von 500 Millionen $ 5) mit Morgan-NewYork — der 


sı) Ribotim Senat am 30. III. 1916 laut »Berliner Börsencourier« 8. IV. 1916. 

62) S. Tabelle I S. 973. 

es) »Frankf. Zeitg.« 31. III. 1916, I. Morg. 

“) Jahresbericht der Bank von Frankreich (a. a. O.) und Ribot im Senat 
am 30. III. 1916. Hierzu wurde die Bank natürlich erst durch die seitens des 
Schatzamtes in England usw. aufgenommenen Kredite in Stand gesetzt. 

$) Nettoerlös der Anleihe 96% ; es waren 1000 Mill. £ nachgesucht worden. 





072 Eugen Kaufmann, 


Schein der Neutralität der Unionsregierung wurde dadurch 
gewahrt, daß eine anglo-französische Finanzgruppe die Anleihe 
übernahm und an die Morgangruppe weitergab —, für deren 
Verzinsung und Tilgung die beiden Staaten die Solidarhaftung 
übernahmen und an deren Erlös sie hälftig partizipierten, min- 
derte das Agio der Devise NewYork (Ende August 1915 151% %) 
nur vorübergehend um ein Geringes herab ®). Immer dring- 
licher wurde die Nachfrage nach ausländischen Zahlungsmitteln; 
ihr gegenüber mußte das stete Anschwellen des Notenumlaufs 
nach Unterbringung der »Siegesanleihe« und die durch dasselbe 
bedingte neuerliche Erhöhung der Emissionsgrenze und Ver- 
schlechterung der Notendeckung die Einschätzung der fran- 
zösischen Valuta im Ausland beeinflussen. So stieg die Devise 
London stetig weiter bis auf 14,6 % Agio, die Wechselkurse 
auf die neutralen Staaten z. T. noch wesentlich höher 68). 
(Siehe Tabelle I S. 973) 

Von dem vor Kriegsausbruch auf etwa 45 Milliarden ge 
schätzt gewcsenen ausländischen Effektenbesitz Frankreichs 
sind z. Z. die Wertpapiere des verbündeten Rußland und Serbien, 
des feindlichen Oesterreich-Ungaın, Bulgarien, Türkei und der 
zum Teil zahlungsunfähigen zentral- und südamerikanischen 
Staaten, sowie der meist minderwertige Restbestand an nord- 
amerikanischen Effekten nur in geringem Umfang ohne allzu 
große Opfer verkäuflich. Von den Beständen an Werten euro- 
päischer neutraler Staaten ist eine nicht geringe Quote 
bereits an das Heimatland (namentlich Spanien, Schweiz) 
abgestoßen worden, der Realisierung von Effekten an der 
Londoner Börse standschon das Verbot der englischen Regierung 
im Wege. Diese stimmte endlich im Februar 1916, nachdem 
die Auslandsguthaben der Bank von Frankreich trotz neuerlicher 
mehrfacher Goldexporte derselben (allein in 1915 beliefen 
sich diese insgesamt auf 566 Millionen Francs ®)) und trotz der 
Einzahlungen auf im Ausland plazierte Kriegsanleihe stark zurück- 
gegangen waren ®), einem Abkommen zu, das die Abstoßung 
von seit Kriegsausbruch ununterbrochen in französischen Be 
sitz befindlichen Effekten an der Londoner Börse insoweit ge- 
stattet, als der Erlös in England verbleibt und zur Regulierung 





e) S, Tabelle I S. 973. 
€) Jahresbericht der Bank von Frankreich a. a. O. 
ts) S. Tabelle S. 987. 
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englischer Forderungen aus französischen Bezügen verwendet 
wird €). Infolge des Mangels an Aufnahmefähigkeit des Londoner 
Marktes hat das Abkommen, das erst gegen Ende März zur Durch- 
führung gelangt ist, bisher anscheinend keinen praktischen Er- 
folg gehabt und das weitere Ansteigen der Devise London nicht 
aufgehalten ?°). 

Inzwischen mehren sich die Zahlungsverpflichtungen an 
das Ausland, die zunehmende Frachtenverteuerung läßt es 
nicht als unmöglich erscheinen, daß im laufenden Jahre 4—5 
Milliarden Francs allein für Frachten an das Ausland zu zahlen 
sein werden 7!). Demgegenüber scheint der seit vielen Monaten 
angestrebte Abschluß einer großen mehrjährigen Anleihe in 
Amerika 7?) auf Schwierigkeiten zu stoßen, die eigene Warenaus- 
fuhr läßt sich nennenswert nicht heben, die Einfuhr für die 
Bedarfsdeckung der Zivilbevölkerung trotz angestrebter Ein- 
schränkung der Luxuseinfuhr ”?) schwerlich wesentlich beschnei- 
den. Um das Defizit der Zahlungsbilanz zu decken und die 
Wechselkurse zu stabilisieren, wird die französische Regierung 
versuchen müssen, die noch im Besitz der Bevölkerung befind- 
lichen Effekten neutraler Staaten, gegen die man Zertifikate 
mit Umsatzfähigkeit an der Pariser Börse ausgeben könnte, 
leihweise, etwa auf einige Jahre fest oder mit Kaufoption zu 
höheren Kursen, an sich zu bringen, um sie als Unterlage für 
ihre Devisenoperationen und für in New York, London etc. zu 
erlangende Kredite zu verwenden. Die Engherzigkeit und das 
Mißtrauen der zahllosen, als Besitzer solcher Wertpapiere in 
Betracht kommenden kleineren Kapitalisten werden freilich 


69) Die Verkäufe müssen durch die beiden Zentralnotenbanken vermittelt 
werden. Der hohe französische Effektenstempel wird auf ungestempelte Stücke 
erlassen, die Bank von Frankreich, die das Geld zur Bezahlung der Verkäufer 
vorlegen muß, verzichtet auf Ersatz ihrer Versand- und Versicherungskosten, 
wie auf Vermittlungsprovision. Die sehr bedeutenden, in London liegenden 
Depots französischer Besitzer sind nach wie vor vom Verkauf ausgeschlossen. 

10) Nach Aussage Ribots im Senat am 30. III. 1916 schweben z. Z. aus- 
sichtsvolle Verhandlungen mit der Bank von England über eine großzügige 
Operation zur Verbesserung des Wechselkurses auf London. 

71) S. Verhandlungen in Deputiertenkammer vom 24. III. 1916 laut Frankf. 
Zeitg. 3. IV. 1916, Ab. 

73) Nach New Yorker Meldungen schweben z. Z. Unterhandlungen wegen 
Aufnahme einer 5%igen kurzfristigen Anleihe von 200 Millionen $ (»Statiste 
London, ı. IV. 1916). 

13) Eine in diesen Tagen von der Kammer angenommene Vorlage ermäch- 
tigt die Regierung, die Einfuhr von ausländischen Waren zu verbieten oder die 
Zölle zu erhöhen (»Frankf. Zeitg.« 13. III. 1916, Ab.). 
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nur schwer und nur durch Ge währung einer hohen Leihgebühr 
zu überwinden sein. 


Durch die ungeheure Verschlechterung seiner Zahlungs- 
bilanz und die stets weiter zunehmende kurzfristige Verschul- 
dung an das Ausland ist Frankreich in eine schwierige währungs- 
politische Lage geraten. Diese wird wesentlich verschärft durch 
die seit Januar 1915 noch weiter gestiegene Ausgabe metallisch 
nicht gedeckter Noten als Folge der Andauer der Störungen 
in der Kapitalszirkulation und der zunehmenden Bean- 
spruchung der Zentralnotenbank für die Finanzierung des 
Krieges. 

Es ist nicht möglich gewesen, das Moratorium für 
die alten Wechsel- und Warenschulden und für die Depositen- 
und sonstigen fremden Gelder der Sparkassen und Kreditinsti- 
tute aus der Zeit vor Kriegsausbruch aufzuheben. Es ist bei 
Ablauf der gesetzten Zahlungsfristen jeweils eine Verlängerung 
um 60 oder go Tage erfolgt 74), ausgenommen gegenüber Schuld- 
nern, die mittelbar oder unmittelbar Kriegslieferungen für den 
französischen Staat oder für die Verbündeten hatten. Hierdurch 
bleiben erhebliche Kapitalien festgelegt und das kaufmännische 
Kreditsystem unterbunden. Die alten Wechselschul- 
den haben allerdings eine sehr erhebliche Herabminderung 
erfahren. Der Bestand des Noteninstituts an Prämoratoriums- 
wechseln, der sich von seinem Höclistbetrag von 4476 Millionen 
Francs bis 28. I. 1915 bereits auf 3182 Millionen reduziert 
hatte, hat sich seitdem durch Einlösung seitens der Bezogenen 
bzw. der Diskonteure allmählich bis auf (13. IV. 1916) 1617 
Millionen Francs ermäßigt 75), die in der Hauptsache die be- 
setzten Gebiete betreffen dürften. Auf einen wesentlichen Rück- 
gang der Ausstände an gestundeten Wechseln läßt sich ferner 
aus den Ausweisen der Privatbanken schließen, von denen die 
Groß- und einige Mittel- und kleinere Banken auf die Vergün- 
stigungen des Moratoriums bezüglich ihrer fremden Gelder 
bereits seit ı. I. 1915 verzichtet haben 76). 

74) Zuletzt durch Dekret vom 19. III. 1916 bis Ende Juni 1916. Nach einer 
Mitteilung des Handelsministers soll das Moratorium, wenn vielleicht auch 
weiter abgeschwächt, bis über den Friedensschluß hinaus bestehen bleiben. 

15) S. Tabelle S. 987. 


1°) Die meisten anderen Kreditbanken, darunter durchaus solvente, hatən 
auf die Vergünstigungen des Moratoriums nicht verzichtet und sollen Ende 
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In abgeschwächter Form bestehen auch die teilweisen 
Moratorien für Miet- und Pachtzinse 7”) und für die Zahlungs- 
verpflichtungen (ausgenommen für Arbeitsunfälle) der Versiche- 
rungsgesellschaften ?”°) weiter. Ersteres wirkt demoralisierend, 
weil ein großer Teil des Publikums sich ans Nichtzahlen ge- 
wöhnt, und zwingt zahlreiche Hausbesitzer, ihre Hypotheken- 
zinsen schuldig zu bleiben. Bei dem »Credit Foncier«, der haupt- 
sächlich nur städtische Immobilien. beleiht, betrugen die rück- 
ständigen Hiypothekenzins- und Annuitätenzahlungen Ende 
1915 bereits 135 (gegenüber einem Gesamtengagement in den 
okkupierten Gebieten von nur 116) Millionen Francs. Für den 
städtischen Grundstücksmarkt droht hierdurch, sofern nicht 
etwa der Staat nach Aufhebung des Moratoriums für die Aus- 
fälle der Immobilienbesitzer aufkommt, um so mehr die Ge- 
fahr eines Zusammenbıuchs, als in den letzten Friedensjahren 
die Immobilienpreise in Paris und einigen anderen großen 
Städten stark gestiegen waren und eine üppige Bauspekula- 
tion emporgeschossen war. 

Bezeichnend für die immer noch bestehende Störung der 
Kapitalzirkulation ist die Tatsache, daß bei den Sparkas 
sen anders als in Deutschland und Oesterreich-Ungarn die 
Abhebungen auch weiterhin in jedem einzelnen Monat die Neu- 
einlagen überstiegen, insgesamt im Jahre 1915 ohne die zur 
Zeichnung von Kriegsanleihe gemachten Abhebungen 78) um 
Februar 1916 noch 50 % der alten Einlagen gegen 3 % Zinsvergütung zurück- 
behalten haben (Zuschrift im »Econ. Frang.« 4. III. 1916 S. 311). 

77%) Zuletzt geregelt durch Dekret vom 20. III. 1916. Ohne weiteres gestun- 
det sind die kleinen Pacht- und Mietzinse (in Paris bis inkl. 1000 Frs., in Städten 
von mindestens 100 000 Einwohner bis inkl. 600 Frs. usw.), sofern der Eigen- 
tümer nicht den Nachweis erbringt, daß der Mieter bzw. Pächter zahlen könnte. 
Das Hausmiete-Moratorium hat durch seine Kompliziertheit das Verhältnis zwi- 
schen Hausbesitzern und Mietern in eine heillose Verwirrung gebracht, die durch 
einen z. Z. der Kammer vorliegenden Gesetzentwurf geregelt werden soll. Letz- 
terer sieht für gewisse Kategorien von kleinen Mietern teils fakultatıve, teils 
obligatorische Befreiung von der Bezahlung des Mietzinses, für die betr. Haus- 
besitzer die Leistung einer Entschädigung durch vom Crédit Foncier (z. T. unter 
Ausfallgarantie des Staates) ihnen zu gewährende Darlehen vor. 

73) Für die (mit Wertpapieren stark belasteten) Lebensversicherungsgesell- 
schaften, die mit verschwindenden Ausnahmen seit Kriegsausbruch keine Divi- 
dende verteilt haben, ist die zu leistende Quote nach und nach bis auf 50 % des 
fälligen Kapitals bis zu 25 000 Frs., für Unfallversicherungsgeseilschaften auf 
75 % (bei Gegenseitigkeitsgesellschaften auf roo %) erhöht worden. 

38) Während die monatliche Abhebungsbefugnis im allgemeinen auf 100 Frs. 


pro Einleger beschränkt ist, durften die Einlagen für die Zeichnung von Kriegs- 
alsihe bis zur Hälfte des gezeichneten Betrages verwendet werden. Ein Dekret 
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135,32 Millionen und vom ı. I.—3ı. III. 1916 nochmals um 
35,62 Millionen Francs. 

Die Fortdauer .der Moratorien, die Unsicherheit der mili- 
tärischen Lage und nicht zum wenigsten wohl der Mangel an 
Vertrauen weiter Bevölkerungskreise zur Regierung und zu 
den Depositenbanken bewirkten, daß dieThesaurierung 
von’ Umlaufsmitteln mit wachsender Banknoten- 
ausgabe zunächst noch zunahm, weil die neu ausgegebenen 
Noten vielfach als gesicherter angesehen wurden als die National- 
verteidigungsbons und deshalb in großen Posten in Geldschrän- 
ken und Banktresors verschwanden. Nur zum Teil und zögernd 
hat die Bevölkerung sich von den aufgestapelten Zahlungs- 
mitteln getrennt. Um der Zentralnotenbank den oben erwähnten 
Bruchteil des thesaurierten Goldes zuzuführen, bedurfte es 
außer einer seit Ende Mai 1915 mit dem größten Eifer betrie- 
benen Propaganda, die vor wenigen Wochen von neuem ein- 
gesetzt hat, noch eines lebhaften Drucks der weltlichen und geist- 
lichen Behörden, sowie eines Appells an die Eitelkeit (die Ein- 
lieferer erhalten besondere Belobigungsatteste).. Die Knapp- 
heit an Silbergeld, Fünffranksstücken wie namentlich Scheide- 
münzen, ließ sich weder durch ein am 26. VIII. 1915 erlassenes 
und auch auf die Kolonien und Schutzgebiete (ausgenommen 
Tunis und Marokko) ausgedehntes Ausfuhr- und \Wiederaus- 
fuhrverbot 7°), noch durch die seit September 1915 verdoppelten 
Ausmünzungen beseitigen, weil das neugeprägte Hartgeld sofort 
nach Inverkehrsetzung, insbesondere seitens der Landbevölke- 
rung Mittel- und Südfrankreichs, thesauriert wurde. Um dem 
Mangel an Umlaufsmitteln zu begegnen, fuhren Handelskammern 
und andere Verbände, sogar manche Dörfer und Weiler, mit der 
Ausgabe von durch Banknoten oder Nationalverteidigungs- 
bons sichergestelltem Kleinpapiergeld zu 2, ı und 1, Franken 
fort. Im November 1915 hatten 70 Handelskammern für 43,57 
Millionen Francs solcher im betr. Departement zirkulierenden, 
vom 27. III. 1916 hat die Abhebungsbefugnis auf neue Einlagen aufgehoben 
und die unbeschränkte Verwendung der alten Guthaben zum Ankauf von Staats- 
anleihe gestattet, sofern die erworbenen Titres 6 Monate lang bei der Sparkasse 
deponiert bleiben. Der zulässige Höchstbetrag der Guthaben ist von 1500 auf 
3000 Francs erhöht worden. 

19) Reisende, die Frankreich verlassen, dürfen höchstens 50 Frs. Silbergeld 
mit sich führen. Es sollte u. a. der Ausnützung des Aufgeldes der Schweizer 


Valuta durch _Aufkaufen und Ueber-die-Grenze-schaffen von Talern ein Ende 
gemacht werden. 
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seit Herbst 1915 von der Notenbank in Zahlung genommenen 
Noten ausstehen 8°). Die Funktion von (verzinslichen) Um- 
laufsmitteln vermögen schließlich auch die im August 1915 
geschaffenen Nationalverteidigungsbons zu 5, Io und 20 Francs 
zu erfüllen, für welche halbmonatlich ı ctm Zinsen für je 5 Francs 
berechnet werden, und die bei neuen Emissionen zur Zeichnung 
wie Bargeld verwendbar sind. 

Die Banknoten-Thesaurierungen ®!) scheinen erst seit Mai, 
wenn nicht an Umfang, so mindestens an relativer Bedeutung 
gegenüber der nun stärker zunehmenden Notenemission abge- 
nommen zu haben. Die Emission der Kriegsanleihe lockte nur 
einen Teil der Noten aus ihren Verstecken hervor, wogegen die 
militärischen Mißerfolge seit Februar 1916 zu einer neuerlichen 
Zunahme der Notenaufstapelung geführt zu haben scheinen. 
Aehnlich wie bei uns machen sich Bestrebungen geltend, den 
Notenumlauf einzuschränken. Das Schatzamt zahlt seit längerer 
Zeit nur noch mit Ueberweisungen bei der Bank von Frankreich; 
neuerdings erfolgen dieZahlungen mit gekreuzten Schecks, um 
zu verhindern, daß das ausgegebene Papiergeld sofort wieder 
verschwindet 82). 

Die großen Kreditbanken haben unter den geschil- 
derten Verhältnissen nur einen unbedeutenden Bruchteil der 
ihnen unmittelbar vor Kriegsausbruch entzogenen Gelder ®) 
wieder an sich ziehen können $), der Rückgang Ende 1915 
erklärt sich aus der Emission der Kriegsanleihe. Die Abtragung 
der Debitoren und Vorschüsse, sowie der Akzeptverbindlich- 
keiten hat weitere Fortschritte gemacht 84), nachdem das früher 
erwähnte Abkommen der Bank von Frankreich mit der Russi- 
schen Staatsbank (Darlehen von 500 Millionen Francs zur Ab- 


80) »Econ. Frang.« 12. XI. 1915. 

81) Leroy-Beaulieu schätzte den Betrag der Ende Juni 1915 dem Verkehr 
entzogenen Noten auf eine Milliarde (sEcon. Frang.« ıo. VII. 1915), — wohl 
um ein Mehr- oder Vielfaches zu niedrig, denn in dem um sein wichtigstes In- 
dustrierevier verkleinerten Lande konnte trotz des im übrigen vermehrten 
Bedarfs (u. a. zur Entlohnung auch der britischen Truppen) nicht ein Bedürfnis 
nach ı2 Milliarden papierner Zahlungsmittel bestehen. 

83) Ribot im Senat am 30. III. 1916 (a. a. O.). 

83) In den der Mobilisierung vorangegangenen Wochen waren von den Gläu- 
bigern der 3 Großbanken, des Crédit Industriel und der Soc. Marseillaise etwa 
2400 Mill. Frs. abgehoben worden (sRapport adresse au Prés. de la R&publ. 
rélatif à la prorog. du morat. comm.« — Dekret vom 16. X. 1915 — laut »Econ. 
Frang.« 5. XI. 1915). 

8t) S. Tabelle II S. 17. 
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tragung der Schuldverpflichtungen russischer Banken an den 
französischen Markt) am 2. II. 1915 zum Abschluß und sofort zur 
Durchführung gelangt war ®). Das Anschwellen des Wechsel- 
portefeuilles 8), dessen auf Prämoratoriumswechsel entfallende 
Quote nicht bekannt ist, ist die Folge der unter dem Druck der 
Regierung geschehenen Uebernahme großer Beträge kurzfälli- 
ger Nationalverteidigungsbons; der Umlauf an Kommerzwechseln 
ist bei dem Vorherrschen des Barzahlungsverkehrs natürlich 
minimal. Während der Status der beiden anderen Großbanken 
seit langer Zeit wieder sehr liquid erscheint, erweist sich die 
»Societe Generalee,, die stärkst dezentralisierte Kreditbank, 
trotz stattgehabter wesentlicher Reduzierung der Engagements 
als völlig immobil ®). Nachdem für 1914 noch 4 % Dividende 
verteilt worden waren, gesteht die Bank jetzt endlich durch 
Vornahme von 87,7 Millionen Abschreibungen, die aber immer 
noch zu niedrig bemessen sein dürften, ihr auf grobe Mißwirt- 
schaft zurückzuführendes Sanierungsbedürfnis ein. 
(Tabelle II S. 973.) 

Die großen Emissionsinstitute haben trotz ihrer zu großen 
Abschreibungen zwingenden Immobilisierungen 8°), die im Laufe 
des Jahres 1915 z. T. verringert werden konnten, ihre Kreditoren 
schlank zu honorieren vermocht und die Krise, wie es scheint, 
überstanden. Dagegen werden einzelne stark verrannte Mittel- 
banken (Banque Privée, Credit Francais, Banque Adam u. Co. usw.) 
bei völligem Abbau des Moratoriums Rekonstruktionen schwer- 
lich vermeiden können. 

Ueber mangelhaftes Funktionieren des Geldmarktes 
war noch Ende Juni 1915 im Anschluß an die von Ribot gegen 
das Großkapital erhobenen Vorwürfe in Kammer und Presse 
lebhaft geklagt worden. Selbst im II. Semester 1915 scheinen die 
Banken nicht viel aus ihrer Zurückhaltung herausgetreten zu sein. 
Ueber ihre Tätigkeit ist der Finanzminister gelegentlich der 
Emission der Kriegsanleihe, im Gegensatz zu seinem steten 
Hervorheben der erfolgreichen Mitwirkung der Zentralbank, 
bezeichnenderweise mit Schweigen hinweggegangen. Da der 


85) Jahresbericht der Bank von Frankreich a. a. O. 

se), S. Tabelle II S. 973. 

er, Bei Paribas (für 1915 wieder 5% Div.) bzw. Union Parisienne betrugen 
Ende 1914 (Ende 1915) die Effekten und Beteiligungen 159 (150) bzw. 80 (80) 
Mill., die Abschreibungen 54 (o) bzw. 20 (1,37) Mill., bei Credit Mobilier bzw. 
Rouvier Bank die Abschreibungen am 30. VI. 1915 15,2 bzw. 11,8 Mill. 
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Barzahlungsverkehr vorherrscht und die kurstfristig verfüg- 
baren, den großen Banken nach wie vor fast zinsfrei überlassenen 
Geldkapitalien nicht in gleichem Umfang wie in Deutschland 
oder England dem staatlichem Finanzbedarf zur Verfügung 
gestellt werden, ist der Pariser offene Geldmarkt die ganze Zeit 
hindurch bei geringem Geschäft und niedrigen, außer im Re- 
portgeldverkehr nicht bekannt gegebenen Sätzen sehr flüssig 
gewesen 8). So brauchte das Zentralnoteninstitut, das seit An- 
fang Februar 1915 (erstmals per 28. I. 1915) wieder regelmäßig 
seine Ausweise veröffentlicht und seinen Diskontsatz unver- 
ändert auf 5 % (Lombardsatz 6 %) belassen hat, nur in sehr 
geringem Umfang zur Befriedigung der Kreditbedürfnisse von 
Handel und Industrie herangezogen zu werden. Sein Bestand 
an unverfallenen Wechseln vermehrte sich im wesentlichen 
erst seit Juni 1915 allmählich auf 439 Millionen Francs am 10. II. 
1916 (seitdem neuerlicher kleiner Rückgang) 8), seine Diskontie- 
rungen beliefen sich im Jahre ıgı5 insgesamt auf nur 2824 
(i. J. 1913 über 20 000) Millionen Francs °°). 

Die früheren Bestrebungen, die an der Effektenbörse 
in Report und Börsenlombards festgelegten Gelder in die Hände 
der Geldgeber (außer den Banken bedeutendere Aktiengesell- 
schaften, Fabrikanten, Notare, reiche Privatleute) zurückzu- 
führen, hatten nur geringen Erfolg. Anders als in Deutschland 
oder Oesterreich-Ungarn war aber zur Konsolidierung der schwe- 
benden Schulden duıch eine große Kriegsanleihe die Mitwirkung 
eines Börsenteıminmarktes kaum zu entbehren. Ehe dessen 
Wiedereröffnung erfolgen konnte, mußte die immer wieder ver- 
tagte Durchführung der Pariser Börsenliquidation per ultimo 
Juli 1914 in die Wege geleitet werden. Nach langen Verhand- 
lungen der in Betracht kommenden Faktoren wurde endlich 
ein Modus gefunden und Ende September 1915 in technischer 
Hinsicht mit Erfolg zur Ausführung gebracht. 

Die Bank von Frankreich stellte der Syndikatskammer 
der agents de change gegen Akzept und Effektenverpfändung 





88) Seit Wiedereröffnung des Börsenterminmarktes bedangen Report- 
gelder zwischen 4 und 61/,%. Um die letzte Quartalswende war tägliches Geld 
zu 3% erhältlich, kurzfristige Schatzwechsel waren zu 41⁄1% gesucht, Handels- 
papier und Finanztratten aus dem Verkehr verschwunden (sFrankf. Zeitg.« 
7. IV. 1915, Ab.). 

89) S. Tabelle S. 987. 

£) Jahresbericht der Bank von Frankreich a. a. O. 
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einen Kredit bis zu 250 Millionen Frs. zur Verfügung. Dieser 
brauchte indessen so gut wie gar nicht in Anspruch genommen zu 
werden °°), weil die großen Geldgeber ihre Report- und Börsen- 
lombardkredite, die nun freilich für den einzelnen Geldgeber, 
insoweit ein anderer ihn abzulösen bereit ist, mobilisierbar sind, 
. zumeist erneuerten. Das schwierigste und für die Regierung 
wichtigste Problem, die Liquidation des Marktes der 3 % fran- 
zösischen Rente, wurde derart gelöst, daß der Kompensations- 
kurs (zuletzt Ende Juni 1914 83,05) im Parquet zwar mit 66,50, 
in der Kulisse aber mit 79,85 (!) festgesetzt wurde, und daß alle 
schwebenden Verpflichtungen ex officio endgültig zu diesem 
Kurs abgewickelt wurden 9), während das flottante Renten- 
material von der staatlichen sCaisse des dépots et des consig- 
nations« übernommen wurde. Die Syndikatskammer der agents 
de change beschaffte sich einen Teil der zur Begleichung der 
aufgelaufenen Zinsen und fälligen Differenzen nötigen Mittel 
durch Ausgabe von 75 Millionen Frs. 6 % Schuldverschreibungen, 
die von den großen Geldgebern übernommen, und von deren 
Erlös dem Syndikat der Kulisse 35 (davon der Rentenkulisse 5) 
Millionen Frs. vorgeschossen wurden %). Ende November 1915 
sollen die von der Syndikatskammer des »Parquet«an agents 
de change für die Regulierung vorgeschossenen Gelder bereits 
bis auf 18 Millionen Frs. abgetragen gewesen sein °”). Das die 
Durchführung der Liquidation regelnde Dekret von 17. IX. 1915 
verpflichtet das Publikum, seine Differenzen in Io gleichen monat- 
lichen Raten abzutragen, schließt aber jede Inanspruchnahme 
der Gerichte bei Nichterfüllung der Verptlichtungen zunächst 
aus. Nach den vorliegenden Berichten sind die fälligen Raten 
schon aus Furcht vor Exekutierungen zu den niedrigen Kursen °’) 


sı) In einem dieserhalb angestrengten Prozeß wurde der Kläger vum Han- 
delsgericht unter Berufung auf das Börsenvermittlungsmonopol der agents de 
change abgewiesen. (sBerliner Tageblati« 29. II. 1916, Morg.) 

#) In Lyon strebt das Parquet die Durchführung der Börsenliquidation 
nach Pariser Muster an. 

#3) Neue Züricher Zeitunge 11. XII. 1915 u. 10. I. 1916. 

”) So betrugen z. B. die Kompensations-Kurse per Ulto Sept. ıgı5 (Ult. 
Juni 1914) für 


4% 1889er Brazil. 52,50 (72,20) Metropolitain 393 (492) 
4% ıIgoıer Russen 68,50 (85,25) Omnibus 420 (530) 
Crédit Foncier 629 (890) Thompson Houston 525 (675) 
Banque. de Paris 805 (1385) Suez 4000 (4840) 
Union Parisienne 530 (780) Azow-Don Bank 915 (1420) 
Crédit Lyonnais 905 (1555) KRusso-Asiatique 390 (642) 


Comptoir d’Escompte 655 (1015) Sosnovice 900 (1310) 
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zu einem namhaften Teil geleistet worden, und haben die alten 
Hausseengagements, die teils vom Komptant, teils von der 
internationalen Arbitrage aufgenommen wurden, eine namhafte 
Herabniindeiung erfahren; ihr Saldo wurde per Ende Dezember 
1915 noch auf 220 Millionen Frs. geschätzt ®) und dürfte sich 
seitdem noch weiter verringert haben. 

Wesentlich anders liegen die Verhältnisse in der Kulisse. 
Mangels einer Solidarität unter deren, zahreiche schwache Ele- 
mente enthaltenden und sich gegenseitig mißtrauenden Mit- 
gliedern hat auf diesem Markte, für den die Liquidation deshalb 
im wesentlichen nur eine erneute Aufstellung der unbezahlt 
geblieben Debetsalden bedeutete, die Aufhebung der Stundung 
praktisch nicht erfolgen können. Als Ende Oktober 1915 be- 
trächtliche Kursbesserungen der Kulissenwerte eintraten, ver- 
weigerten die reportierenden Banken, welche die alten Vorschüsse 
notgedrungen belassen müssen, die Festsetzung höherer Kom- 
pensationskurse, um so der Verpflichtung zur Herauszahlung 
von Differenzen zu entgehen ®). Seitdem scheinen die Kom- 
pensationskurse an den Stichtagen ohne Rücksicht auf die statt- 
gehabten Kursveränderungen festgesetzt zu werden. Die Havs- 
siers haben allmonatlich die aufgelaufenen Reportspesen zu 
zahlen und können Kursgewinne nur bei einem eventuellen 
Kassaverkauf einstreichen %). Immerhin dürften die stattge- 
habten Preissteigerungen zahlreicher Werte auch zu einer Her- 
abminderung der Engagements in der Kulisse geführt haben. 

Wie auf dem Kassamarkt im großen ganzen seit dessen 
Wiedereröffnung, so sind auf dem Terminmarkt die — mit 
vielen Einschränkungen umgebenen — Umsätze seither zu- 
meist sehr geringfügig °), die Kurse, insoweit Zeitnotierungen 
zustande kamen, häufig rein nominell gewesen. 

Wie allenthalben, hat sich in Kriegswerten zeitweise ein 
reges Geschäft bei steigender Tendenz 9) entwickelt, daneben 
haben wiederholt, zumal bei Emission deı Kriegsanleihe, größere 
Verkaufstransaktionen in Renten neutraler Staaten und son- 
stigen internationalen Papieren, die nach dem Ausland abge- 
schoben wurden, und sehr rege, an Boomzeiten erinnernde 

%) »Neue Züricher Zeitunge 5. XI. u. ıı. XII. r915. 

”“ So kamen z. B. am 7. IV. 1916 nur 7 Werte des Parquet und 5 Werte 
der Kulisse im Termingeschäft zur Notierung (Frankf. Zeitg.« 13. IV. 1916, Ab.). 


°) Auch andere Werte (einheim. Bankaktien!) sind z. T. stark in die Höhe 
getrieben. 
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Umsätze in reinen Spekulationspapieıen (Kupfer-, Kautschuk- 
aktien usw.) stattgefunden. Der Tagesspekulation wurden neuer- 

dings die Flügel beschnitten durch eine Verfügung, welche die 
- Notierung mehrerer Preise während einer Börse untersagt und 
die Umsätze auf einen Mittelkurs konzentriert °8). Die Rück- 
wanderung von Effekten nach Frankreich wird auf jede mög- 
liche Weise zu verhindern gesucht. Neuerdings werden Ver- 
kaufsaufträge sogar für Rechnung von im neutralen und ver- 
bündeten Ausland ansässigen Vollfranzosen (insoweit es sich nicht 
um nach dem ı. VIII. 1914 gezeichnete oder an der Pariser 
Börse gekaufte Effekten handelt) nur entgegengenommen, wenn 
diese den Nachweis erbringen, daß sie den Erlös dringend zum 
Lebensunterhalt benötigen 9). 

Für die heimischen Anlagepapiere, in erster Linie die 3 % 
Rente, mußte die rückläufige Bewegung nach längerem Still- 
stand sich wesentlich verschärfen, als die Schaffung eines 53⁄4 % 
Zinsen abwerfenden Staatsanleihetyps eine Umwertung aller 
mündelsicheren mobilen Werte und ein enormes Angebot an 
solchen herbeiführte. Der Kurs der 3 % ewigen Rente betrug am: 
31. XII. 14. 22. Il. 27. IX. 13. XI. 31. XII. 15. 27. I. 14. IV. 1916 


72,50 67,75  67.— 60990 63,75 61,— 61,80 
Eine — wohl auf Kursmanipulierungen zur Vorbereitung 
einer neuen Kriegsanleihe zurückzuführende — TROE auf 


63,25 im Frühjahr 1916 hielt nicht Stand. 


Durch die energische, zielbewußte Fortsetzung ihres in 
den ersten Kriegsmonaten inaugurierten Systems der schritt- 
weisen Vorwärtsbringung der Liquidierung der alten Engage- 
ments hat die Bank von Frankreich zugleich ihrer derzeit 
wichtigsten Funktion eines Kriegsfinanzierungsinstituts gedient. 

Ihre unmittelbare Inanspıuchnahme durch den Staat, 
die vom Io. XII. 14—28. I. 15 nur noch um 300 Millionen auf 
3900 Millionen Frs. zugenommen hatte, schwoll in den 5 folgenden 
Monaten durchschnittlich um fast 380 Millionen pro Monat auf 
(1. VII. 15) 6200 Millionen Frs. an 100) und erreichte, nachdem 
die Vorschußverpflichtung gegenüber dem Staate durch Dekret 
vom 4. V. 1915 auf g Milliarden erhöht worden war 201), ihr 


*3) »Frankf. Zeitg.e 7. IV. 1916 Ab. 

*) Anordnungen des Syndikus der agents de change vom 8. u. 13. I. 1916. 

100) S. Tabelle S. 987. 

101) » Journal officiele vom r1. VIII. 1915 laut »Econ. Franç.e 3r. VIII. 1915. 
Archiv f. Sozialwissenschaft u. Sozialpolitik. 43.3. (Krieg u, Wirtschaft VI.) 63 
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Maximum mit 7400 Millionen Frs. unmittelbar vor Ausgabe 
der Kriegsanleihe (25. XI.) 10), Nach einem vorübergehenden 
Rückgang um 2400 Millionen 100), sind die Vorschüsse neuerdings 
auf 7100 Millionen Frs. (13. IV. 1916) gestiegen 10%). Daneben 
hatte die Bank seit Mai 1915 an verbündete und befreundete 
Staaten, vornehmlich Rußland und Belgien, in zunehmendem 
Umfang Vorschüsse zu leisten, die aus formalen Gründen durch 
Schatzwechsel der französischen Regierung gedeckt wurden 
und sich am 13. IV. 1916 auf insgesamt 945 Millionen Frs. be- 
liefen 100%). Nach Auflegung der Kriegsanleihe mußte das Institut 
deren Unterbringung durch Erhöhung der Beleihungsquote für 
dieselbe von 50 auf 75 % 1%) und des Maximalbetrags der zu- 
lässigen Einzelbeleihung von 25 000 Frs. auf 300 000 Frs. unter- 
stützen. Der Betrag der ausstehenden Lombardvorschüsse, 
der gegenüber seinem Stand vor Kriegsausbruch sich nach und 
nach um 187 Millionen ermäßigt hatte !0%), vermehrte sich am 
ersten Einzahlungstermin der Kriegsanleihe um 580, seitdem bis 
zum 13. IV. 1916 um weitere 61 Millionen 100%), die wohl so 
gut wie ganz Beleihungen von Kriegsanleihe darstellen. Die 
durch die Kriegsfinanzierung verursachte sichtbare Belastung 
der Bank von Frankreich hat sich somit vom I. I. 1915 bis 
13. IV. 1916 um ecwa 4786 Millionen auf annähernd 8686 Milli- 
onen Frs. erhöht. 

“ Hierzu treten aber außer den angeführten Garantieleistun- 
gen für die Erfüllung von Goldverbindlichkeiten des Staates, 
die praktisch auf eine teilweise Verpfändung des Goldschatzes 
der Bank hinauslaufen, noch die S. 969 erwähnte Goldübergabe 
von 500 Millionen Fıs. an die Bank von England, soweit sie nicht 
zu Zahlungszwecken verwendet und dem Staat zuı Last geschrie- 
ben wird, sowie die Vorschüsse an die russische Staatsbank 
aus der übeınommenen Finanzierung der russischen Handels- 
schulden. Letztere beiden Posten zusammen dürften den größten 
Teil der, seit 28. I. 1915 gesondert ausgewiesenen »Guthaben im 
Ausland« 10%) ausmachen, auf welchem Konto u. a. wohl auch 
die sonstigen Guthabungen in London und New York aus den 
Kreditoperationen des französischen Schatzamtes figurieren. 
Auf frei verfügbares »Auslandsgold« dürfte nur noch ein sehr 
geringfügiger Teil der — vom ı. I.—ı3. IV. 1916 von 1056 auf 





102) Die Lombardierung der 5%, Nationalverteidigungs-Obl. erfolgt mit 809%. 
10) S. Tabelle S. 987. 
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781 Millionen Frs. zurückgegangenen — »Guthaben im Auslands 
entfallen. 

Der Banknotenumlauf ist aus den entwickelten Gründen 
bis zur Emission der Kriegsanleihe fast ununterbrochen, vom 
28. 1.25. XI. 1915 um rund 3800 Millionen Frs. 1%), und seit- 
dem nach einer vorübergehenden Herabminderung um ca. 802 
Millionen noch weiter bis auf (13. IV. 1916) 15 184 Millionen Fts. 
gestiegen 1%), nachdem die zulässige Emissionsgrenze am 4. Mai 
1915 auf 15, am 25. März IgI6 weiter auf 18 Milliarden erhöht 
worden war. Entsprechend hat sich das Golddeckungs- 
verhältnis der Noten bzw. der täglich fälligen Verbind- 
lichkeiten, trotz der Einlieferung thesaurierter Zahlungsmittel 
bzw. der Verwendung von Depositen zur Uebernahme von 
Kriegsanleihe, von (69,4 bzw. 56,6 % am 23. VII. 1914) 40,4 
bzw. 32,9 % am 28. I. 1915 weiter auf 32,2 bzw. 28,4 % am 13. 
IV. 1916 (Minimum im Juli 1915 ca. 32 bzw. 27 %) ver- 
schlechtert 1%) 106), 

Bei der Beurteilung des gegenwärtigen Status 
der Bank ist zu bedenken, daß die nicht durch den Barvorrat 
gedeckten Verbindlichkeiten größtenteils festgelegt sind, eine 
Abtragung der für die Kriegsfinanzierung geleisteten Vorschüsse 
und eine Einlösung der z. Z. noch ungetilgten Prämoratoriums- 
wechsel auf lange Jahre hinaus nicht, wohl aber zunächst eine 
weitere wesentliche Erhöhung jener (s. unten S. 995) in Aussicht zu 
nehmen ist. Die mutmaßliche Dauer des Zwangskurses hatte 
Leroy-Beaulieu im Hinblick auf diese Momente auf mindestens 
etwa ein Jahrzehnt geschätzt 19%). 

Die Massenausgabe ungedeckter Noten dürfte wegen der 
andauernden Einsperrung von Zahlungsmitteln, bzw. weil die 
gegen Einlieferung von Gold emittierten Noten, soweit sie nicht 
zum Kauf von Schatzbons und Kriegsanleihe verwendet wur- 
den, ihrerseits anscheinend größtenteils aufgespeichert warden, 
bisher eine stärkere Inflation der Währung kaum herbeigeführt 
haben. Dagegen besteht die Gefahr, daß die zunehmende Teue- 
rung eine Verwendung des thesaurierten Papier- (und Hart-) 
geldes als Zahlungsmittel erzwingen und damit die Kaufkraft 

1%) S. Tabelle S. 987. 
165) Die Einrechnung der Guthaben im Ausland« in den Goldbestand hs 
Feststellung des Golddeckungsverhältnisses empfiehlt sich aus den angeführten 


Gründen nicht oder höchstens mit einer geringen, wechselnden Quote. 
10%) B.-L. in »Econ. Frang.«e 17. VII. 1915 S. 76. 
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des französischen Geldes herabdrücken wird. Auch ist mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß nach dem Kriege die Zahlungs- 
bilanz Frankreichs, wenigstens vorübergehend während längerer 
Zeit, passiv sein wird (starker Rückgang der Zinserträgnisse 
aus ausländischen Kapitalanlagen!). Dies müßte die französische 
Währung, deren gegenwärtiges Disagio im zwischenstaatlichen 
Verkehr an und für sich so wenig als das unserer Valuta ein 
Symptom der Entwertung ist, im Hinblick auf die volle Zahl- 
kraft der silbernen Fünffrankenstücke besonders gefährden, 
und dies um so mehr, je größer der Notenumlauf bei Beendigung 
des Krieges sein wird. 
(Siehe Tabelle Seite 987.) 

Die Kriegskosten des französischen Staates sind 
seit Anfang 1915 infolge der Ausdehnung des Kriegsschauplatzes, 
der Einberufung zweier weiteren Jahrgänge, der stetigen Eı- 
höhung der Preise und damit der Heeresverpflegungs- und Aus- 
rüstungskosten, der Steigerung der Seefrachten und der Zunahme 
der für Kriegs- und Familienunterstützungen, für Entschädigungen 
an die vom Krieg heimgesuchten Arrondissements, für vermehrten 
Schuldendienst u. dgl. m. zu zahlenden Summen ungeheuer 
gestiegen 10). 

Bis 31. XII. 1915 hatten die direkten Kriegs- 
kosten (inkl. der dem normalen Friedensbedarf entsprechen- 
den Heeres- und Flottenkosten) bereits 21 274 Millionen Frs. 
erreicht, für das I. Semester 1916 wurden sie auf ıı 176 Millionen 
veranschlagt 1%). Rechnet man dazu die indirekten Kriegskosten, 
soweit sie feststellbar sind, als: 


101) Es betrugen durchschnittlich pro Monat rund in Millionen Frs.: 


nn ng 
die unmittelbaren | die Gesamt- |das Defizit der 
Kriegskosten Staatsaus- | Budget-Ein- 








gaben nahmen 
, (exkl. Mobilisations- u. Requisitionsausgaben) 
Aug.— Dez. 1914. 805 1365 1100 
I. Sem. 1915 1100 1665 1400 
1I. Sem. 1915 1470 2060 1700 
I. Quartal 1916 1750 2505 2200 
I. Sem. 1916 1865 2580 


(Voranschläge Ribots in "Kammersitzung vom 26. XI. 1915 u. 15. II. er laut 
»Econ. Frang.« 4. XII. 1915 u. 19. II. 1916.) 
108) Ibidem. , 
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bis 31. XII. 1915 Voranschlag 


I. Sem. 1916 
Anteil an den an verbündete oder befreundete 
* Regierungen geleisteten Vorschüssen 1) 1350 1080 
Ausgaben für soziale Fürsorge 3378 1673 
Durch den Krieg vermehrter Schuldendienst 900 890 
Mindereinnahme im ordentlichen Etat etwa 1400 ? 


ca. 7028 
so ergeben sich als Gesamtkosten der Kriegfüh- 
rung bis 3I. XII. 1915 etwa 28,3 und bis 30. VI. 1916 bereits 
mehr als 43 Milliarden Frs. 

Die Mindereinahme im ordentlichen Etat resultiert vor- 
nehmlich aus indirekten Steuern und Monopolen, die in 1015 
gegenüber 1913 (1914) trotz der durch das Finanzgesetz vom 
Juli 1914 erfolgten Steuerzuschläge, der Zolleingänge auf die 
eıhöhte Einfuhr und der Zuckersteuer 780 (140) Millionen Frs. 
weniger und im ersten Quartal 1916 105,55 Millionen mehr als 
im Vorjahr, aber 142 Millionen weniger als im Voranschlag ge- 
schätzt, erbrachten. In derZivilverwaltung waren nur geringfügige 
Ersparnisse möglich. 

Die Gesamtausgaben des Schatzamtes be- 
liefen sich vom ı. VIII. 1914 bis 29. II. 1916 auf 36 378 Mill. Frs. 
die budgetmäßigen Einnahmen auf 53733 » » 
so daß durch außergewöhnliche Einnahmen 31005 Mill. Frs. 
zu beschaffen waren. Dazu treten bis 30. VI. 

1916 vorgesehene Ausgaben 10403 » » 
41408 Mill. Frs. 
Falls die budgetmäßigen Einnahmen vom 1. III. 
- bis 30. VI. 1916 (was wohl um 100—200 Mil- 
lionen zu hoch gegriffen ist) wie in den 


gleichen Monaten 1915 1221 » >» 
erbringen würden, so würden insgesamt vom 
I. VIII. 1914—30. VI. 1916 40 187 Mill. Frs. 


durch außergewöhnliche Einnahmen zu decken sein 19, 
Durch Einführung von Kriegssteuern ansehnliche Mittel 

für die Kriegführung bereitzustellen, konnte wegen der Eigen- 

art des französischen Steuersystems, das überwiegend aus Kon- 


10) Nach getroffenen Abmachungen zu gleichen Teilen von England, 
Frankreich und Rußland zu tragen, wobei Rußlands Anteil je hälftig von Eng- 
land und Frankreich ausgelegt wird. 

110) Bericht des Budgetberichterstatters der Kommission vom 14. III. an 
laut »Econ. Frang.« 18. III. 1916. 


Pr 
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sum- und Verkehrsabgaben besteht, und des geradezu wütenden 
Widerstandes, den die Bourgeoisie einer Reform desselben 
entgegengesetzt, in Frankreich noch weniger als in anderen Län- 
dern in Betracht kommen. Aus dem zuletzt angeführten Grunde 
wurde selbst das Inkraftreten der vor dem Krieg beschlossenen 
speziellen Einkommensteuer, die einstweilen nur eine sehr be- 
schränkte Anzahl von Zensiten trifft 111), bis zum ı. IV. 1916 
hinausgeschoben 12), 

An neuen Steuern wird, um nicht die Stimmung des Vol- 
kes zu verderben, lediglich eine Kriegsgewinnsteuer eingeführt, 
die bis ein Jahr nach dem Friedensschluß in Kraft bleibend, einer- 
seits im Verhältnis zum normalen Ertrag festgestellt, anderer- 
seits nach dem ziffernmäßigen Mehreinkommen berechnet, alle 
während des Krieges erzielten Mehrgewinne mit 5—50 % tref- 
fen soll 113), 

Für die Deckung des Defizits der Budgeteinnahmen, das 
im monatlichen Durchschnitt des ersten Quartals 1916 nach dem 
Voranschlag bereits doppelt so hoch war als im monatlichen 
Durchschnitt August— Dezember 1914 11$), stand und steht so- 
mit so gut wie ausschließlich der Weg der Aufnahme von Anleihen 
offen. Auf ihn allein sind zur Deckung der Einnahmeausfälle 
und der durch den Krieg bedingten Aufwendungen auch die 
Kommunen angewiesen, deren Finanzen auf dem gleichen un- 
elastischen Steuersystem aufgebaut sind. Für die Stadt Paris, 
deren letzter Jahresetat ein durch Ausgabe von Munizipalbons 
zu deckendes, faktisches Defizit von 143 Millionen Frs. aufweist, 
wird das durch den Krieg verursachte und noch zu erwartende 
Defizit auf mindestens 400 Millionen Frs. geschätzt 115). 

Die Beschaffung der Geldmittel für die 
Kriegführung bzw. zur Deckung des Budgetdefizits er- 
folgte zunächst noch, abgesehen von der Inanspruchnahme der 
Notenpresse, ausschließlich durch permanente Ausgabe kurz- 

ıll) Steuerfrei ist das Einkommen eines Junggesellen bis 5000, eines ver- 
heirateten Mannes bis 7000 Frs., für jedes Kind tritt eine weitere Steuerbefrei- 
ung von 1000 Frs. ein. Der Zensit braucht nur die Gesamtsumme, nicht die 
Details seines Einkommens anzugeben (!). 


119) Dekret in »Journal officiele vom 31. XII. 1915 laut sEcon. Frang.« 
8. I. 1916 S. 37. 

112) Text s. »Econ. Frang.« 26. II. 1916 S. 259 (vom Senat noch nicht ge- 
nehmigt!). 

34) S. S. 986 Anm. 107. 

115) Bourgarel im »Econ. Europ.+ 7. I. 1916 S. 5/6. 
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fristiger (drei- und zwölfmonatlicher, zu 4 %, bzw. 5 % verzins- 
licher) Schatzscheine (»Bons de la défense nationale«, künftig 
als »Bons d. n.« bezeichnet). Als Vorbereitung späterer, in nicht 
zu langen Zeitintervallen sie konsolidierenden, festen Kriegs- 
anleihen — aber auch nur als solche — ist dieser Modus der Geld- 
beschaffung höchst praktisch, weil er die fortgesetzte Aufsaugung 
der Betriebsüberschüsse und Ersparnisse im Moment ihres Ent- 
stehens, sowie aller zeitweilig verfügbaren Geldkapitalien bei 
den großen Sammelstellen ermöglicht, auf deren Willen die 
Regierung mit den verschiedensten Mitteln einzuwirken vermag. 
Um selbst die kleinsten Spargelder heranzuziehen und zugleich 
einen weiteren Anreiz für die Goldablieferungen zu bieten, 
wurden seit August 1915 (Dekret vom 20. VIII.) einjährige Bons 
d. n. sogar in Abschnitten von 5, Io und 20 Frs. (s. S.978) — mit 
welchem Erfolge, ist nie bekannt gegeben worden — ausgegeben. 
Seit 25. II. 1915 wurde versucht, auch mehrjährige (5 %ige 
steuerfreie, von 1920 bis längstens 1925 al pari einlösbare) Schuld- 
verschreibungen, »Obligations de la défense nationale« genannt 
‚(künftig als »Obl. d. n.« bezeichnet), auf Basis einer Rentabilität 
von 5,4 % \!%) abzusetzen, gleich den Bons d. n. im Wege per- 
manenter Ausgabe. Bons d. n. durften al pari, die bis 31. I. 1915 
vollbezahlten Stücke der 31, % Anleihe von IgI4, von der etwa 
Nom. 770 Millionen eingereicht wurden, zu gı % an Zahlung 
gegeben werden; die Obl. d.n. selbst sollten von den Besitzern 
bei Auflegung von Staatsanleihen vor dem ı. I. 1918 zum Emis- 
sionskurs gegen Titel solcher umgetauscht werden können. Die 
kurzfristigen Bons d. n., deren zulässiger Höchstumlauf all- 
mählich bis (Mai 1915)aufg Milliarden erhöht wurde, übten indes- 
sen eine größere Anziehungskraft auf das Publikum, selbst auf 
die kleinen Sparer aus, als die länger fristigen Obligationen. 
£s wurden im Inland neu plaziert 47): 


Bons d. n. ObL d.n. Totale 
Umlauf Ende Dez. 1914 1619 — 1619 
` Januar— Februar 1915 1399 450 1849 
März— April 1915 . 1320 1274 2594 
Mai— Juni 1915 1255 714 1969 
Juli—August 1915 1384 670 2054 
September— Oktober: 1915 l 1556 551 2107 
November— Dezember 1915 658 165 f 823 
9īI9I 3824 13015 
Davon konvertiert in Siegesanleihe 2228 3192 5420 
Umlauf 31. Dez. 1915 _ -6963 632z 7595 


116) Emissionskurs 96,50 %, halbjährliche Zinsen pränumerando zahlbar. 
117) Daten nach dem sEcon. Europ.« und dem sEcon. Franç.e 
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Wie in allen kriegführenden Staaten, mußte, als bei zuneh- 
mendem Zahlungsmittelumlauf immer mehr Kapitalien die Form 
des Geldkapitals annahmen, der Absatz der beiden Anleihe- 
kategorien wesentlich steigen, wiewohl er infolge der Andauer 
der Thesaurierungen und des Mangels an Vertrauen des Kapi- 
talistentums bei weitem nicht die Höhe erreichte, die möglich 
gewesen wäre. Nur dreimal überstieg der monatliche Absatz 
eine Milliarde, insgesamt wurden im I. Semester bzw. im III. 
Quartal 1915 nur 6412 bzw. 3011 Millionen Frs. Bons und Obl. 
d. n. im Inland abgesetzt 18), also nicht einmal so viel, wie 
die jeweiligen unmittelbaren Kriegskosten betrugen. Bei der 
Beurteilung dieser Leistung ist freilich zu berücksichtigen, 
daß gleich gewaltige Summen wie in Deutschland nicht flüssig 
gemacht werden konnten bzw. können, weil keine so weitgehende 
Liquidierung der Vorräte erfolgt ist, und weil Frankreich über 
weit geringere Rohstoffschätze und, zumal nach Ausschaltung 
des bedeutendsten und reichsten Industriegebietes, nicht über 
so viele großen Industrien verfügt, die durch den Krieg ernährt 
werden und ihrerseits wieder den Krieg ernähren. 

Die oben erwähnten Geldaufnahmen im Ausland dienten 
natürlich überwiegend währungspolitischen Zwecken. 

Die seit Frühjahr 1915 zunehmende Schwierigkeit, die 
wachsenden Kriegskosten durch Ausgabe von Bons und Obl. 
d. n. aufzubringen, die dadurch bedingte Notwendigkeit einer 
immer stärkeren Belastung des Noteninstituts und die finanz- 
politisch höchst bedenkliche Aufhäufung kurzfälliger Verpflich- 
tungen drängten zur Aufnahme einer festen inneren Anleihe. 
Für eine solche wurde die Zeit nach der für Ende September 
1915 geplanten Offensive an der Westfront, von deren Ge- 
lingen man überzeugt war, gewählt. Die Erfolglosigkeit dieser 
und das Vordringen der Zentralmächte in Serbien zwangen dazu, 
die Emission noch um kurze Zeit hinauszuschieben. Die Bedin- 
gungen der Anleihe mußten entsprechend der ungünstigen poli- 
tischen, wirtschaftlichen und finanziellen Lage des Landes für 
französische Verhältnisse unerhört günstig gestellt werden. Für 
die, ven vornherein offiziell als sSiegesanleihe«s (»Em- 

118) Nur eine geringfügige Quote der Bons d. n. dürfte von Kriegslieferanten 
neutraler Länder an Zahlungsstatt akzeptiert worden sein. Im Herbst 1915 
sollen spanische Industrielle die Bank von Spanien und die katalonischen Kredit- 


institute um Bevorschussung von Bons d. n. angegangen haben. (»Neue Züricher 
Zeitg.« 4. XI. 1915, Ab.) _ 





992 Eugen Kaufmann, 


prunt de la victoire« oder auch semprunt pour la victoire«) be- 
zeichnete, vom 25. XIl.—ı5. XII. 1915 (in Wirklichkeit noch 
längere Zeit darüber hinaus) aufgelegte 5 % steuerfreie Anleihe 
ergibt sich auf der Basis des Emissionskurses 119) eine Rentabili- 
tät von 5,73 %, dies ungerechnet den Gewinn anläßlich der 
Rückzahlung, die bis I. I. 1931 ausgeschlossen ist. Außer Bons 
und Obl. d. n. sowie Stücken der 31, % Rente von 1914 
unbegrenzt zum Emissionskurs durfte, um das äußerliche Bild 
der Subskription aufzubessern und mehr Bargeld hereinzubringen, 
3% ewige Rente für 1 des gezeichneten Betrages zum Kurs 
von 66 % in Zahlung gegeben werden. Durch Aufbieten aller 
Reklamekünste im In- und im neutralen Auslande hoffte man 
zu erreichen, daß das Zeichnungsergebnis der »Siegesanleihe« das 
aller einzelnen Kriegsanleihen der anderen Staaten weit über- 
treffen werde. Gegenüber einem Notenumlauf von damals 
14,2 Milliarden 120) und einem Vorrat an gemünztem Gold außer- 
halb der Zentralntenbank von schwerlich viel weniger als 
2 Milliarden 1) erschien die Erwartung Leroy-Beaulieus, daß 
mindestens 7—8 Milliarden frischen Geldes von den französi- 
schen Zeichnern zu erwarten seien 121), sehr maßvoll, zumal die 
Einzahlungstermine (Io % Mindestanzahlung!) so gestreckt 
wurden, daß bis zur Vollzahlung bereits wieder ein großer Teil 
der eingezahlten Beträge als Kriegsausgaben seitens der Militär- 
verwaltung in Umlauf gebracht sein mußten. Trotzdem blieb 
das Ergebnis in dieser Hinsicht wie namentlich auch bezüglich 
der angestrebten Konsolidierung der Bons d. n. und der Beteili- 
gung. des Auslandes wesentlich hinter den Erwartungen zurück. 
Es wurden insgesamt 15130 Millionen mit einem Netto 
erlös von 13243 Millionen Frs. gezeichnet; von letzterem 
entfielen nur 5495 Millionen auf Barzeichnun- 
gen des Inlandes, 873 Millionen auf solche des Auslandes 
(vornehmlich Englands und der im Ausland wohnhaften Fran- 
zosen bzw. geführten französischen Vermögensverwaltungen 122), 


119) Der Emissionskurs betrug 88%, bei sofortiger Vollzahlung 87,25%. 
Für große Zeichner stellte er sich noch billiger, so für Subskribenten von min- 
destens ı Million angeblich auf 86,50. | 

120) S, S. 978 Anm. 8ı und S. 970 Anm. 58. l 

12.) L.-B. wiederholt im »Econ. Franç., zuletzt am 27. XI. 1915 S. 696. 

122) 602 Mill, Nom. wurden in England, deren Erlös (482 Mill.) daselbst 
zur Ablösung kurzfristiger Kredite verbleiben mußte, je 200 Mill. Nom. im neu- 
tralen Ausland und für Rechnung des Auslandes in Paris gezeichnet. 
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2228 Millionen auf die Konsolidierung von Bons d. n., der Rest 
auf die Konvertierung langfristiger bzw. ewiger Schulden 223), , 
die dem Staat keinen Vorteil brachte. 

Von Kriegsbeginn bis zum 29. II. 1916 
beliefen sich de Eingänge des Schatzamtes aus 
Finanzoperationen auf: 

Millionen Frs. 


Bons d. n. in Umlauf in Frankreich 8 570 
Obl. d. n. in Umlauf in Frankreich 632 
Eingegangen auf »Siegesanleihe« II 460 
Eingegangen auf anglo-französ. Anleihe I 250 
In England und Amerika plazierte Bons 1215 
Vorschuß der Bank von Frankreich g 800 

e 28927 1) 


Es sind somit bis 29. Il. 1916 unter Berücksichtigung der 
noch aussteherden Einzahlungen auf die Siegesanleihe (327 
Millionen): 

42,45 % durch langfristige Anleihen im Inland, 
4,27 % durch langfristige Anleihen im Ausland, 
4,15 % durch kurzfristige Anleihen im Ausland, 


29,30 % durch kurzfristige Anleihen im Inland, 
19,83 % durch Banknoten 


100,00 % aufgebracht worden. 

Auf die bis 30. Juni 1916 zu deckenden 40 187 Millionen 
Francs (s. S. 988) waren Ende Februar 1916, abgesehen von den 
noch ausstehender Einzahlungen auf die »Siegesanleihe«, noch 
annähernd 10,8 Milliarden zu beschaffen 121) Die Eingänge aus 
Bons d. n. und Obl. d. n. — letztere, deren Emission bei Auf- 
legung der Siegesanleihe sistiert wurde, gelangen seit o. III. 1916 
zum alten Kurs von 961, wieder zur Ausgabe — werden für die 
Zeit vom ı. III.—30. VI. 1916 auf 4—5 Milliarden veranschlagt, 
nachdem im Januar und Februar 1916 mehr als 1600 Millionen 
Bons d. n. plaziert worden sein sollen 1°). 

Die Steigerung der Kriegslasten, die absolut genommen 
zwar geringer, pro Kopf der Bevölkerung aber höher als bei 
uns sind, hält weiter an. Die täglichen Gesamtaus- 
gaben des Staates sind von Ribot in der Kammer- 
sitzung vom 17. III. 1916 (einschließlich 6 Millionen auf den 
französischen Anteil für Zuschüsse an Verbündete) bereits mit 

93 Millicnen Frs. angegeben worden. 


123) Auf Obl. d. n. 3192, auf 3% ewige Rente 1431, auf 31/,% amort. Rente 
24 Mill. Frs. 

3%) Bericht des Berichterstatters der Budgetkommission a. a. O. 

15) „Icon, Frang.e 25. III. 1916. 
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Vom 30. VI. 1916 an wird deshalb selbst bei einem Statio- 
närbleiben der Kriegslasten mit einem monatlichen Defizit der 
Budgeteinnahmen von mindestens 214, Milliarden Frs. zu rechnen 
sein, so daß unter dieser Voraussetzung ab Ende Februar 1916 
bei einer Andauer des Krieges bis 30. IX. 1916 etwa 19,7, bei 
einer Andauer bis 31. XII. 1916 etwa 27,2 Milliarden Frs. auf- 
zubringen sein würden. 

Die Frage, wie lange Frankreich den Krieg 
wird weiter finanzieren können, hängt eng 
zusammen mit dem Fortschreiten und den Erfolgen bzw. Miß- 
erfolgen der militärischen Operationen, mit der Entwicklung 
der innerpolitischen, wirtschaftlichen und staatsfinanziellen Ver- 
hältnisse, mit der Bereitschaft der Vereinigten Staaten, den 
Vierverband finanziell weiter zu unterstützen u. dgl. m. Die 
gegenwärtige Lage und die trüben Aussichten für die Zukunft 
sind wenig geeignet, das Mißtrauen des französischen Sparers, 
das durch die andauernden Thesaurierungen und die Weigerung 
die ausstehenden Bons d. n. in feste Anleihen umzutauschen, 
dokumentiert und durch das Anschwellen des Notenumlaufs 
und des Valutadisagios gesteigert wird, zubeheben. So erscheint 
es wenig wahrscheinlich, daß künftighin wesentlich größere 
Summen als in IgI5 beim inländischen Publikum aufbringlich 
sein werden. 

Die Konsolidierung der schwebenden Schulden und die 
Herausziehung von Noten und Münzen aus ihren Verstecken 
wird wohl im Laufe des Frühsommers oder Sommers durch 
Auflegung einer langfristigen Anleihe, vermutlich zu noch locken- 
deren Bedingungen als bei Ausgabe der Siegesanleihe, angestrebt 
werden. Sollte deren Emission mißlingen, sə wird die Regierung 
es sich ernstlich überlegen müssen, ob sie nicht zu einer 
Zwangsanleihe schreiten und damit zugleich die thesauriert 
gehaltenen Zahlungsmittel an sich ziehen soll. 

Bisher ist das Vertrauen der Bevölkerung in die Sicherheit 
der französischen Banknote anscheinend ziemlich intakt ge- 
blieben. Die steigende Inanspruchnahme der Zentralbank seitens 
des Staates und der Verbündeten, die bei einer Andauer des 
Krieges bis zum Jahresende sehr wohl 15 Milliarden Frs. erreichen 
oder sogar übersteigen mag, und das ungeheure Anschwellen 
des Notenumlaufs können aber um so eher zu einer Erschütterung 
dieses Vertrauens mit ihren verhängnisvollen Wirkungen auf die 
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Währung und die Finanzwirtschaft des Staates führen, als die 
Assignatenwirtschaft der Revolutionszeit durch mündliche Ueber- 
lieferung im Volke wach geblieben ist. 


Setzt man eine Kriegsdauer bis zum Jahresende und die 
Möglichkeit für den französischen Staat voraus, in I9I6 insge- 
samt ähnlich wie in 1915 etwa 14 Milliarden Frs. durch lang- 
fristige Anleihen aufzubringen, so werden nach Beendi- 
gung des Krieges zur Konsolidierung der 
Staatsfinanzen annähernd etwa 28 Milliarden Frs. 
schwebender Kriegsschulden (Schatzbons und Bankvorschüsse) 
in langfristige heimische Anleihen umzuwandeln sein. Daneben 
werden, von einer etwa zu zahlenden Kriegskontribution 
abgesehen, für mannigfache Zwecke, namentlich 

I. für die an Kommunen, Eisenbahnen und sonstige Transport- 
gesellschaften, Unternehmungen und Private für Beschädi- 
gung und Zerstörung von Eigentum zu leistenden Entschädi- 
gungen; 

2. für die Neubeschaffung von Kriegsmaterial usw.; 

3. zur Deckung der bereits vor Kriegsausbruch bewilligten 

1,2 Milliarden Kredite für Heeresreform usw. 
weitere bedeutende Summen, schwerlich wohl weniger als 
etwa 8—ıo Milliarden, auf dem Anleiheweg aufzubringen sein. 
Hierdurch würde die Staatsschuld, die in 1913 zirka 33 Milliarden 
betragen hatte, nach obigen Ausführungen mindestens auf etwa 
ıoo Milliarden Frs. anschwellen. 

Anders als nach dem Krieg von 1870 wird auf eine bedeu- 
tende unmittelbare Beteiligung des Auslandes an der Unter- 
bringung der Konsolidierungsanleihen, ausgenommen die Kon- 
solidierung der kurzfristigen Auslandskredite, nicht zu rechnen 
sein. Mittelbar wird eine Beteiligung freilich durch Uebernahme 
eines ansehnlichen Teils des gegenwärtig unrealisierbaren Be- 
sitzes an ausländischen Wertpapieren erfolgen, namentlich sei- 
tens der Vereinigten Staaten, welche vor allem in Südamerika, 
aber auch in Europa und im nahen Orient bedeutende finan- 
zielle Interessen Frankreichs ablösen dürften. 

Auch die (unproduktive) Schuldenlast der Kommunen 
und Departements, die in 1913 sich nur auf rund 5010 Millionen 
Francs belaufen hatte 126), wird infolge des Krieges eine namhafte 
Vermehrung erfahren. 

ee) Combat: »Les finances publiques et la guerre« Paris-Nancy 1915. 
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Auf Basis einer durchschnittlichen Verzinsung der Kriegs- 
anleihen zu 515%, werden, wenn selbst von einer Amortisation 
derselben vorderhand völlig Abstand genommen wird, allein 
zur Verzinsung der zusätzlichen Staatsanleihen unter obigen 
Voraussetzungen etwa 3,7, an Renten für die Kriegsbeschädigten 
und -hinterbliebenen !27) wohl mindestens ungefähr 2, zur Dek- 
kung des bereits imVoranschlag fürıgı4vorhanden gewesenen Fehl- 
betrags 0,4I, zusammen somit etwa 6,11 Milliarden jährlicher 
Mehrlasten aus dem Volksvermögen aufzubringen sein. 

Für das Etatjahr 1914 war der Gesamtertrag der direkten 
und indirekten Steuern inkl. Monopole mit 4,12 Milliarden ver- 
anschlagt worden. Da die seitdem neu eingeführten permanenten 
Steuern auf absehbare Zeit hinaus kaum den zu gewärtigenden 
Ausfall an älteren decken werden, so wird (immer unter der 
Voraussetzung einer Kriegsdauer bis Jahresende) für eine jährliche 
Erhöhung der Staatseinnahmen d.h. eine Steigerung der Steuer- 
usw. Erträge um nahezu I50 % zu sorgen sein. Da bisher die 
— pro Kopf der Bevölkerung sich etwa auf 98 Frs. belaufenden 
— Staatssteuern zu rund 75 % aus indirekten Abgaben be- 
stehen 122), so wird eine, die Leistungsfähigkeit der Zensiten 
besser berücksichtigende Aenderung des "gegenwärtigen Steuer- 
systems unerläßlich sein. 

Nun wird nach dem Kriege infolge der Vernichtung bzw. 
dauernden Schädigung von Kapitalgütern bzw. menschlicher 
Arbeitskraft, der Verteuerung der Lebenshaltung, der Störungen 
im internationalen Güteraustausch usw. das Volkseinkommen 
wie dessen Ersparnisquote (vor dem Kriege auf etwa 31 bzw. 
etwa 7 Milliarden Frs. veranschlagt) auf lange Jahre hinaus 
wesentlich niedriger als vor dem Kriege bleiben. Die letztere 
natürlich nicht um das ganze Mehr an Steueraufbringen nied- 
riger, aber wegen der starken Verringerung der Kapitalsanlage 
im Ausland bzw. der Zinsen- und Dividendeneingänge aus 
derselben doch um den größten Teil dieses Mehr, soweit nicht 
allmählich ein Ausgleich herbeigeführt wird durch Hebung der 
nationalen Produktivkräfte. 

Diese sind, zumal angesichts der Bedürfnislosigkeit der 

127) Es werden für Invaliden- und Hinterbliebenenrenten relativ größere 
Aufwendungen erforderlich sein als in Deutschland, wo ein wesentlich größerer 
Prozentsatz der Verwundeten geheilt wird. 


128) S, Köbner im »Bankarchivs« 1. V. 1915. Die Kommunalsteuern beliefen 
sich nach der gleichen Quelle auf etwa 26 Fıs. pro Kopf der Bevölkerung. 
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Bevölkerung !?°) noch überaus entwicklungsfähig. 
Die Ergiebigkeit der französischen Landwirtschaft läßt sich 
durch intensivere Bewirtschaftung außerordentlich steigern, 
so der Ertrag des Ackerbaus nach Ansicht eines französischen 
Autors um mehr als 30 % von durchschnittlich r9 auf 25 Mil- 
liarden Frs. 13%), Die Erschließung der abbaufähigen Wasser- 
kräfte 121) wird eine gewaltige Kraftquelle für die Industrie 
schaffen, deren Leistungsfähigkeit zudem durch Modernisierung 
der rückständigen Betriebseinrichtungen, durch Verbesserung 
des Schiffahrts- und Eisenbahnwesens, der Hafenanlagen usw., 
durch Erschließung der riesigen Erzlager Nordafrikas, durch 
großzügige Maßregeln der Sozialreform u. dgl. m. ganz bedeu- 
tend gehoben werden kann, wenn es gelingt, die Sinnesart des 
französischen Unternehmers zu modifizieren. 

Allein den gewaltigen Kapitalien und den ungeheuren Massen 
von Arbeitskräften, die zu einer vollen Entfaltung deı Produktiv- 
kräfte Frankreichs und Französisch-Nordafrikas erforderlich 
sein werden, werden auf lange hinaus nur relativ kleine eigene 
Jahresersparnisse gegenüberstehen und eine Arbeiterschaft, die 
vermindert sein wi:d um eine Million oder mehr der kräftigsten 
Männer und um die Hunderttausende von ausländischen Arbei- 
tern, die schon vor dem Krieg herangezogen werden mußten. 
Die einen wie die andere weıden zunächst voll und ganz in An- 
spruch genommen werden durch — richtiger gesagt, kaum genügen 
für — den Wiederaufbau Nordfrankreichs, die Ausbesserung der 
Kriegsschäden, die Wiederaufrichtung von Gebäuden und Fabri- 
ken, die Neuausrüstung der Betriebsanlagen, die Wiederher- 
stellung von Bahnen, Straßen usw. 

Die Rückbildung der Kriegs- zur Frie- 
denswirtschaft wird zwar durch diese Retablierungs- 
aıbeiten wesentlich erleichtert werden, dagegen werden eine 
Reihe von Faktoren hemmend wirken. So das geringe Anpas- 
sungsveımögen und Organisationstalent, der Individualismus 
des Franzosen, welche die Neuorganisation des Arbeitsmarktes 
und die Einführung neuer Arbeitsmethoden verzögern werden; 
die Eigenart der Kreditorganisation, die den kleineren Unter- 


13%) Der Durchschnittsfranzose lebt viel bescheidener und sparsamer wie 
ein Deutscher gleichen Einkommens und bedarf dank dem milderen Klima 
eines geringeren Nahrungsquantums. 

130) eL’Humanit&+ 21. u. 27. I. 1916 laut »W. N. F.« Nr. 126. 

131) S. S. 904 Anm. 38. 


998 Eugen Kaufmann, 


nehmern die Erlangung von Betriebs- und Anlagekredit, den 
Immobiliaıbesitzern die Aufnahme von Hypothekarkredit sehr 
erschwert; die Moratorien, deren Abbau nur sehr langsam und 
nicht ohne größere Verluste und besondere Maßnahmen zum 
Schutz des Immobiliarbesitzes und der kapitalschwachen Ele- 
mente vor sich gehen wird, u. dgl. m. 

Die Landwiıtschaft wird erst im Verlauf einiger 
Jahre vermöge sorgfältigerer Bebauung und Düngung die frü- 
heren Ernteerträge wieder erzielen und die Viehzucht auf ihren 
alten Stand bıingen. Einer raschen Ergänzung der stark zu- 
sammengeschmolzenen Rohstoffvorräte nach Friedens- 
schluß werden der Mangel an Schiffsraum und die hohen Fracht- 
raten im Wege stehen, weil die Demobilisieıung (Abtransport 
der Kolonialtruppen, der Orientarmee!) lange Zeit in Anspruch 
nehmen und der durch den Krieg verursachte Ausfall an Tonnage 
erst nach Jahren sich wieder einbringen lassen wird. Der G r o B- 
industrie wird es zwar zugut kommen, daß sie in den letzten 
Friedensjahren keine starke Expansionstendenz hatte und deshalb 
mit Fonds ausgestattet, kräftig wird einsetzen können. Dagegen 
wird auf Jahre hinaus die Luxusindustrie i. w. S., außer 
unter der Schwächung der inländischen Kaufkraft und der 
Störung des internationalen Güteraustauschs, unter der verringer- 
ten Aufnahmefähigkeit des Auslands leiden, ferner die Export- 
fähigkeit der Schwerindustrie unter dem Wegfall der Möglich- 
keit, die Warenausfuhr durch langfristige Verleihung über- 
schüssigen Geldkapitals an Schuldnerländer zu fördeın. 

Denn Frankreich wird für absehbare Zeit seine Finanzmacht 
nicht mehr, wie es übrigens seit Jahren zu seinem eigensten 
Nachteil getan hatte,als politischenFaktor verwerten können. Seine 
Stellung als »Gläubigerin der Welt« wird 
nach diesem Kriege wohl a us g es piel t sein, die relativ kleinen 
Jahresersparnisse werden im eigenen Lande gebraucht werden, 
um die unentbehrliche Hebung der Produktivität der Volks- 
wirtschaft herbeizuführen. 

An Kapitalien und an Menschen erschöpft 132), seine ge- 
samte Finanzwirtschaft in ihren Grundlagen erschüttert, bei 


— 





132) Die Volkskraft des menschenarmen Frankreich ist durch den Krieg 
wohl stärker geschwächt als die irgend einer anderen der kriegführenden Groß 
mächte. Nach d’Authouard (in »Soc. d’Econ. Pol.« v. 4. XII. 1915 laut »Econ. 
Frang.«e ı. I. 1916) betrug die Anzahl der 13—ı8Jährigen zuletzt nur 3 216 000. 
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viel längerer Kriegsdauer vielleicht auch mit zerrütteter Wäh- 
rung wird Frankreich in die Aera des Friedens eintreten. Trotz- 
dem besteht kein Grund zu zweifeln, daß es, wenn auch erst im 
Laufe vieler Jahrzehnte, sich wirtschaftlich und finanziell wieder 
erholen kann. 


Abgeschlossen am 15. April 1916. 
(Wegen Nachtrag siehe am Schluß dieses Heftes.) 
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Die Finanzierung des Krieges in England während 
der letzten zehn Monate *). 


Von 


L. GLIER. 
(Schluß) 
IV. Exchequer Bonds. 


A. Der Prospektvom 16. Dezember 1915. 


Die erste Ausgabe von Exchequer Bonds während des Krie- 
ges hat im März 1915 stattgefunden. Es wurden insgesamt 
50 Mill. Pfd. St., (etwa die Hälfte davon, so meldete der Daily 
Telegraph in seinem Artikel »Finance in IgIS« nahm die 
die Bank of England) mit nom. 3% Verzinsung und 5 jäh- 
riger Laufzeit begeben; und zwar wurden Angebote (Tenders) 
eingefordert. Im Durchschnitt wurden 95 Pfd. ı8s ıd erzielt, 
was auf etwas über 4% jährliche Rente hinauslief. 20 Mill. 
Pid. St. wurden zur Abtragung alter Verbindlichkeiten benutzt; 
der Rest mit nicht ganz 30 Mill. floß als neue Mittel in den 
Staatsschatz. 

Im Gegensatz dazu handelte es sich bei der Emission vom 
16. Dezember 1915 um 5% ige Bonds mit 5 jähriger Laufzeit. 
(Verfalltag: ı. Dezember 1920). Schon ob dieses Zinssatzes 
war die City erstaunt. Noch mehr darüber, daß sie aus- 
gegeben werden sollten ohne Begrenzung des Betrages. Am 
meisten jedoch darüber, daß sie nicht nur zur Mobilisierung der 
amerikanischen Wertpapiere benutzt und nicht nur an deren 
Inhaber, sondern an jeden, der sie zu erwerben wünschte, ge- 
geben werden sollten. 


*) Der Artikel reicht jetzt bis etwa Anfang Dezember 1916. Einige 
spätere Daten wurden bei der Korrektur noch nachgetragen. 


Die Finanzierung des Krieges in England während der letzten zehn Monate. 1001 


»Warum«, so fragte man in der Preße und in Kapitali- 
stenkreisen, »sollen die Titel nur Besitzern von Amerikaner- 
Werten angeboten werden? Warum nur im Austausch gegen 
Dollar Securities und nicht auch gegen Bar?« 

Mc. Kenna ließ diese Frage nicht ein zweites Mal stellen, 
sondern griff rasch zu. Vielleicht machte er mit dem neuen Titel 
einen großen Wurf; vielleicht konnte er damit um die dritte 
Kriegsanleihe herumkommen. 

Eines lag allerdings klar zutage; es handelte sich um etwas 
ganz Neues, das man den breiten Schichten des Anlegerpublikums 
überhaupt erst nahebringen mußte. Von Schatzscheinen wußte 
der kleine und mittlere Kapitalist gar nichts. Ihm war also die 
nötige Aufklärung zu geben, und das wurde besorgt in einer 
großzügigen Pressepropaganda. In halb- und ganzseitigen In- 
seraten wurden immer neue Vorzüge des Titels aufgezeigt. Daß 
der Erfolg trotz allem nur ein beschränkter geblieben ist, kann 
einzig und allein darauf zurückgeführt werden, daß viele Leute 
ihr Geld besser verwerten zu können glaubten. 

Einige Stichproben aus diesem amtlichen Werbefeldzug'! 

An investor cannot obtain 5 % for five nn with the same 
complete security in any other way. 

Abgesehen davon, daß sich Frankreich, welches eben für 
seine Siegesanleihe in England geworben und auch 5% geboten 
hatte, für ein solches Kompliment bedankt haben wird, galt 
der Satz nur so lange, bis die 6% igen Schatzwechsel zur Stelle 
waren. | 

In einem anderen Inserat wurden angegeben als 4 reasons 
why You should invest in Exchequer Bonds: 

I. Because you will be helping your country. 

2. Because it is a sound investment. 


3. Because it is one way in which you can fight. 
4. Because it is your duty. 


In einem dritten Inserat war u. a. zu lesen: 


Self-interest and Patriotism both urge you to invest in the new 
5 % Exchequer Bonds. They offer advantages not possessed by any 
other investment paying the same high interest...... Exchequer 
Bonds are the most patriotic investment that can be made at the mo- 
ment. Every sum invested in them will help to carry on the War and 
to ensure the success of your country. 


Ursprünglich war der Titel, wie schon erwähnt, zur Mobi- 
64 * 
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lisierung amerikanischer Wertpapiere bestimmt. In den In- 
seraten fiel dieser Zweck natürlich vollständig unter den Tisch; 
da ging man vom Anfang an darauf aus, das Papier durch Ver- 
kauf unter die Menge zu bringen. Es war eine dritte Kriegs- 
anleihe, der nur dieser Name fehlte. 

Um was für ein Wertpapier handelte es sich? Um einen 

I. mit 5% Verzinsung ausgestatteten und in 5 Jahren 
(zum I. Dezember 1920) tilgbaren Titel, der in Abschnitten von 
100 Pfd. St. an aufwärts und in unbegrenztem Betrage zu 100 %, 
(der Preis war in Einem zu entrichten) ausgegeben wurde; 

2. ein Umtauschrecht in neue Kriegsanleihe besaß und 

3. für den Ausländer steuerfrei war. 

Zu I1.: Für die Großkapitalisten bot weder der Zinssatz 
noch die Umlaufzeit einen besonderen Anreiz. Sie konnten 
Schatzwechsel kaufen, welche auch 5% (und mehr) brachten 
(der Bankdiskont wurde absichtlich hochgehalten), und bei wel- 
chen sie ihr Geld in einer viel kürzeren Zeit zurückerhielten. 
Für den kleinen Sparer aber -war die sonst bei Schatzscheinen 
übliche Stückelung (Iooo Pfd. St.) nicht geeignet. Deshalb ging 
man bis auf 100 Pfd. herunter. Schatzscheine zu Ioo Pfd. aber 
waren nach der bisherigen Auffassung eben keine Schatzscheine 
mehr, sondern nur ein anderer Name für eine kurzfristige dritte 
Kriegsanleihe. 

Noch mehr! »Das Important Announcement«, welches in den 
englischen Zeitungen am 17. Dezember 1915 erschien, tat kund 
und zu wissen, daß die Bonds auf Ioo £ und ein Vielfaches davon 
ausgestellt würden. Einige Wochen später aber konnte man in 
den das Papier anpreisenden Einrückungen lesen: There are 
also 5 £, 20 £ and 50 £ Bonds, full particulars of which can be 
obtained at any Post Office. Also Schatzscheine nicht nur zu 
1oo Pid. St., sondern zu — Ioo M.! 

Der eigentliche Zweck, ein Umtauschmittel für Amerikaner- 
Werte, die nur in Posten von 5000 £ aufwärts dem Schatzamt 
zum Kaufe angeboten werden durften, zu schaffen, war also 
vollständig in den Hintergrund getreten, der Nebenzweck Haupt- 
sache geworden. Der Schatzschein, sonst nur ein Papier für 
Großkapitalisten, wurde jetzt bezeichnet als almost an ideal 
security for the savings ofthe middle and lower middle 
class in a time like the present. 

Die Bonds wurden ausgegeben »bis auf Weiteres« (until 


Die Finanzierung des Krieges in England während der letzten zehn Monate. 1003 


further notice), d. h. der Betrag war nicht begrenzt. The issue 
of Five per Cent. Five-Year Exchequ:r Bonds for an un- 
limited amount marks a fresh stage in British finance, for 
we cannot recall any previous occasion when the sum offered 
has not been fixed (Daily Telegr.).. Das war, so sagte man, 
notwendig, weil man nicht wissen konnte, in welchem Umfange 
Dollarswerte umgetauscht werden würden. — Aber auch aus 
andern Gründen! Man verfolgte ja mit den Schatzscheinen 
einen doppelten Zweck; man wollte sie für den Erwerb von 
Dollar-Securities benutzen vnd mit ihnen auch eine fortlaufend 
auszugebende sdritte Kriegsanleihe« schaffen 1). Beide Zwecke 
verboten die Begrenzung des auszugebenden Betrages. 

Zu 2.: Der Titel wurde bei allen Kriegsanleihen zum vollen 
Ausgabepreis in Zahlung genommen. Das wollte besagen: Es 
hat gar keinen Wert, mit seinem Gelde zurückzuhalten, in 
der Hoffnung, so schnell eine bessere Anlage zu finden. Bei 
der nächsten »großen Gelegenheit« werden ja die Bonds als Bar- 
geld angenommen. Also ist es unklug, zu warten! Viele aber 
warteten doch; sie sind dabei auf ihre Rechnung gekommen. 

Zu 3.: Die Bonds waren in der Haupt- und Nebensache 
einkommensteuerfrei, wenn dem Schatzamt nach- 
gewiesen wurde, daß sie einer inEngland derzeit (und künftig) 
nicht wohnhaften Person gehörten. Ein solches Zugeständnis 
(another welcome novelty, which we hope is the first step towards 
a general reversion to the rules which used to prevail, meinte 
der Daily Telegraph) war noch bei keiner englischen Anleihe 
gemacht worden. Man wollte den in den Kolonien und im Aus- 
land lebenden Engländern (und Neutralen) etwas Besonderes 
bieten. Die Vergünstigung enthielt die stillschweigende Auf- 
forderung an alle außerhalb Englands lebenden Briten, ihre 
mit der vollen Einkommensteuer belasteten englischen Papiere 
zu verkaufen und dafür Exchequer Bonds zu erwerben, deren 
Zinsen ihnen ohne Abzug zugute kamen. Auch in Holland sollen 
sich Liebhaber für das Papier gefunden haben, wobei der Wechsel- 
kurs (12% zugunsten des Guldens) mitgesprochen haben mag. 

Im großen und ganzen aber scheint dieser Versuch, dem 
Exchequer Bond im Wege der Befreiung von der britischen Ein- 


1) A new form of Exchequer Bonds, which bids fair to become an i m por- 
tantsource of revenueand may possibly postpone the issue 
of afresh loan. (Financial Times vom 31. Dezember 1915 in ihrem Rück- 
blick auf das Finanzjahr 1915.) 
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kommensteuer Freunde außerhalb des Inselreichs zu werben, 
an der Haltung der ausführenden Behörden gescheitert zu sein. 
Die Vergünstigung .stand einer Person zu, who is neither domi- 
ciled, nor ordinarily resident, in the United Kingdom of Great 
Britain and Ireland. Als aber die Filialen der Londoner Banken 
in Indien, Burmah, Ostafrika, China usw. unter den dort sich 
aufhaltenden Engländern die Bonds mit besonderem Hinweis 
auf die Steuerfreiheit zu vertreiben begannen, forderte die 
Steuerbehörde von den ausländischen Erwerbern beim Antrag 
auf Freistellung von der Steuer nicht nur den Nachweis, daß sie 
presidents abroad« seien, sondern daß sie auch »definitely aban- 
doned any intention of returning to this country«. Die Plan- 
tagen-Besitzer und -Verwalter in Indien usw. konnten aber nur 
in den seltensten Fällen diesem Erfordernis gerecht werden; 
ihre Absicht, nicht wieder nach England zurückzukehren, konn- 
ten sie gewöhnlich nicht nachweisen; damit aber gingen sie auch 
des Anspruchs auf die Steuerfreiheit der Zinsen aus den Exche- 
quer Bonds bis auf weiteres verlustig. 

Wie stellte man sich zu dem neuen Werte? 

Die erste Folge war ein Kurssturz beider mit 100% be- 
gebenen zweiten Kriegsanleihe auf 97 und darunter. Sie 
brachte dem Zeichner 415% Zinsen, während jetzt der Staat 
ein mit 5% zu verzinsendes Papier zu pari ausgab. 

Die Banken waren nicht sehr erbaut. Der neue Wett- 
bewerber für die I. und 2. Kriegsanleihe und für Konsols wurde 
ordentlich angepriesen. Leute, welche jetzt eine Anlage-Gelegen- 
heit suchten, griffen nicht mehr nach den alten Kriegsanleihen. 
= Vielfach entschloß man sich sogar, diese abzustoßen und dafür - 
Exchequer Bonds zu kaufen ?). Die Banken blieben auf ihren 
alten Beständen sitzen und mußten sich auf große Abschrei- 
bungen gefaßt machen. 

Die Sparkassen sahen sich der Frage gegenübergestellt, 
ob sie nicht ihren Zinssatz jetzt heraufsetzen müßten ? 

Ganz besonders aber stieß der Schatzkanzler mit der Aus- 
gabe der Exchequer Bonds bei den Inhabern der stark 
entwerteten2. Kriegsanleihe an, welche, auf eine neue, höher 
verzinsliche Anleihe spekulierend, das Papier vielfach deshalb 
erworben hatten, weil es mit dem Recht auf Umtausch in jede 


2) The decline in the War Loan suggests that the Stock Exchange dealers 
think that the public may consider the desirability of selling the latter in order 
to effect an exchange. Generally,the marketsare on the dull side.(Börsenbericht.) 
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(günstigere Bedingungen bietende) neue lang fristige Anleihe 
ausgestattet war °). Dieses Recht ruhte aber bei der Ausgabe 
von kurzfristigen Anleihen, auch von Schatzscheinen, wie 
im Prospekt ausdrücklich vermerkt. Die spekulativen Inhaber 
konnten also in keiner Weise den Anspruch erheben, ihr 41, % iges 
Papier in das neue 5% ige umzutauschen. Und doch hielten sie 
sich für ventrechtet«, Die Exchequer Bonds, welche das Schatz- 
amt jetzt ausgab, waren eben etwas ganz anderes als die Ex- 
chequer Bonds, an welche die Leser des Prospektes für die 2. 
Kriegsanleihe und die Zeichner auf diese sowie spätere Käufer 
gedacht hatten. Was sind, so fragten sie, Exchequer Bonds in 
Abschnitten zu £Ioound zu £50,20 und 5anderes als eine neue, 
auf die breitesten Schichten berechnete (und mit aller Absicht 
auch in die Kreise der kleinsten Sparer hineingepumpte) dritte 
Kriegsanleihe? Wenn man nur Abschnitte von £ Iooo oder 
selbst von £ 500 ausgegeben hätte, so wäre das etwas anderes 
gewesen; aberso..... | Dazu die Ausgabe in einem unbegrenzten 
Betrag! Der Schatzschein sei, so wurde behauptet, unter der 
Hand etwas ganz anderes geworden; er:vertrete eben die dritte 
Kriegsanleihe, auf deren 5% ige Verzinsung hin man das Papier 
erworben hatte, und deren man nun nicht teilhaftig wurde. 
Begreiflich, daß dieses Verfahren »Herzweh unter den Zeichnern 
der 4⁄2% igen Kriegsanleihe erregte, und daß man das Ganze 
ansah als einen Versuch der Regierung, ihre Umtauschver- 
pflichtung zu umgehen«. (Times.) 

Immerhin hatten die Besitzer der 2. Kriegsanleihe kein 
formales Recht, sich über Zurücksetzung durch die Ausgabe 
der Exchequer Bonds zu beklagen. Alsbald aber drückte ihnen 
der Schatzkanzler ein solches Recht direkt in die Hand. Ende 
April 1916 gewährte er, um der Propaganda für die Bonds einen 
neuen Anstoß zu geben, einem auserlesenen Kreis ein Recht auf 
Konversion der 2. Kriegsanleihe in Exchequer Bonds, nämlich 
den Banken. Wenn diese 80 000 Pfd. St. Schatzscheine unter- 
9 The new issuehas depressed the priceofthe Four 
andaHalfperCent. War Loan, which closed this afternoon 3/16 
down at 97. There has recently been a demand for the War Loan by people 
who were confident they were buying, notafouranda 
half per cent. Loan, butone that was just about to become 
afivepercent.loan. The new Exchequer Bond issue for an unlimited 
amount has naturally upset such a calculation, though the option to exchange 


the Four and a Half per Cent. Stock at par into the next long dated War Loan 
still stands. (Fin. Times vom 17. Dezember 1915.) 
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brachten, so konnten sie (ihre bisherige Vergütung betrug 4%) 
20 000 Pfd. St. 2. Kriegsanleihe einreichen und dafür Schatz- 
scheine verlangen, wobei für ıoo Pfd. St. 2. Kriegsanleihe 987% 
Pfd. St. in Schatzscheinen gegeben wurden. (Die 2. Kriegs- 
anleihe stand damals etwas unter 97!) Was auf diese Weise 
aber den Banken recht war, das war den übrigen Inhabern der 
2. Kriegsanleihe nach Ansicht des Schatzkanzlers — nicht billig. 

Im Hinblick auf die Bedingungen bei der Zeichnung auf 
die zweite Kriegsanleihe, wo dieConsols nur dann zum Umtausch 
eingereicht werden konnten, wenn man sich mit dem gleichen 
Betrag auch an der Zeichnung auf die neue beteiligte, witterten 
viele Leute hinter der Zusage des Schatzamtes, daß die Exchequer 
Bonds in 3. Kriegsanleihe umgetauscht werden könnten, auch 
eine Falle. Wahrscheinlich würde man auch daan den Umtausch 
die Bedingung einer neuen Zeichnung in gleicher Höhe knüpfen. 
Sir John Lonsdale machte den Schatzkanzler aufdiese Anschau- 
ungen aufmerksam und bat ihn in der Sitzung des Unter- 
hauses vom Io. Mai 1916, seine Erklärung vom 24. Januar, daß 
die Besitzer von 2. Kriegsanleihe sowohl wie von Exchequer 
Bonds berechtigt wären, den Umtausch in neue Kriegsanleihe 
ohne jede Beteiligung an der Zeichnung auf letztere vorzu- 
nehmen. Der Schatzkanzler erwiderte darauf: Gemäß Prospekt 
wird die 415% ige Kriegsanleihe und der Bond als Bargeld 
bei der Zeichnung auf neue Kriegsanleihe ohne jede Ver- 
pflichtung zu einer neuen Zeichnung ange- 
nommen werden. 


B. Der Prospekt vom 27. Mai 1916. 


Am 4. Mai 1916 wurde dem Schatzkanzler im Unterhaus 
die Frage vorgelegt, ob er nicht auch Exchequer Bonds mit 
3-, 5-, 7- und Io jähriger Laufzeit ausgeben und so den (ander- 
wärts scharf bekämpften) Grundsatz des Day-to-Day Borrowing 
ausdehnen wolle? 

Ende Mai waren die 3- und (neuen) 5jährigen Exchequer 
Bonds Tatsache. 

Die Ankündigung der Bank von England vom 27. Mai 1916 
besagte, daß sie vom 2. Juni 1916 ab »bis auf weiteres« mit 5 v. H. 
zu verzinsende Exchequer Bonds in zwei Serien abgeben werde, 
fällig entweder am 5. Oktober IgIg oder am 5. Oktober 1921; 


Die Finanzierung desKrieges in England während der letzten zehn Monate. 1007 


daß die Abschnitte auf Ioo, 200, 500, 1000 und 5000 Pfd. lau- 
ten und die Zinsen halbjährlich bezahlt würden; daß sie in die 
nächste Kriegsanleihe umgetauscht werden könnten usw. Alles 
wie s. Z. gemäß Prospekt. vom 16. Dezember 1915. Dazu kam 
aber eine Neuerung: der Staat verzichtete auf 
die Kürzung des Zinsscheines um den Be- 
trag der Einkommensteuer Der Coupon 
wurde voll bezahlt. 

Die Ausgabe von im Jahre 1920 fälligen Bonds in Abschnit- 
ten von 100 Pfd. St. und mehr wurde eingestellt. Im Verkauf 
der kleinen Exchequer Bonds von 5, 20 und 50 Pfd. St. durch 
die Postanstalten änderte sich aber nichts; diese liefen weiter- 
hin bis I. Dezember 1920. 

Weshalb schuf man zwei neue Serien? 

Fast 200 Mill. Pfd. St. Schatzscheine wären schon, sagte man, 
begeben, die am ı. Dezember 1920 fällig würden. Das sei gerade 
genug für ein Jahr! Man wolle die künftig zu begebenden Schatz- 
scheine unter dem Gesichtspunkt ihrer Rückzahlung besser 
verteilen. 

Eher war wohl die Erwägung maßgebend, jene Leute, welche 
ihr Geld nicht bis r. Dezember 1920, sondern nur für eine k ür- 
zere Frist festlegen wollten, für die Exchequer Bonds zu 
begeistern und das Kapital von den Schatzwechseln weg und 
nach den Schatzscheinen hinüberzuziehen. Auch das Zugeständ- 
nis bezüglich der Entrichtung der Einkommensteuer zielte in 
dieser Richtung. In diesem Punkt wurden die Exchequer 
Bonds ihren Hauptwettbewerbern, den Treasury Bills, jetzt 
gleichgestellt. 

Die Steuerfreiheit des Zinsscheines wurde allerdings nur 
verliehen den registered Bonds; und zwar nicht nur den 
neu auszugebenden, sondern (aus Billigkeitsgründen; nicht mehr 
zur Förderung ihres Absatzes, der am 2. Juni sein Ende erreichte) 
auch den vom Dezember 1915 bis Ende Mai 1916 (mit Verfall 
für 1. Dezember 1920) bereits abgesetzten Scheinen $). 

Beim Bearer (Inhaber) Bond wurde die Einkommensteuer 
nach wie vor bei der Einreichung des Zinsscheines abgezogen. 


4) The dividends on registered Bonds of this issue and on regi- 
stered Bonds issued under the prospectus dated 16 th December 1915, will be 
paid without deduction of Income tax. The income derived from such dividends 
will be assessable to Income tax in the hands of the recipients at the rates of 
tax appropriate to their respective incomes. (Prospekt.) 
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Der Schatzkanzler wird sich nicht leichten Herzens ent- 
schlossen haben, dieses Zugeständnis zu machen. Wer bisher 
Zinsen aus Wertpapieren bezogen hatte, mußte im Augenblick 
ihrer Einkassierung auch schon die Einkommensteuer darauf 
entrichten; von dem auszuzahlenden Zinsbetrag wurde sofort 
die Steuer gekürzt. Jetzt bohrte man ein Loch in diesen Grund- 
satz. »Ob die Neuerung auch vom Standpunkt der Staatsein- 
nahmen ein Erfolg ist, erscheint zweifelhaft. Die Antwort hängt 
davon ab, ob die Mehrzahl der Steuerzahler gewissenhaft 
genug sein wird, beider Erklärung über ihr Einkommen 
auch den vo!len Ertrag ihres Besitzes an Exchequer Bonds an- 
zugeben«. Die Annahme, daß das Erinnerungsvermögen eines 
aus Exchequer Bonds Zinsen einnehmenden Engländers nicht 
immer ganz dicht sein könnte, stammt nicht von einem 
feindlichen Ausländer, sondern ist made in Great Britain und 
kann in den »Financial Times« vom 30. Mai 1916 nachgelesen 
werden. Namentlich wurden Zweifel geäußert, ob die kleinen 
Leute sich immer zur vollen staatsbürgerlichen Pflicht bezüg- 
lich der Wahrheit und Vollständigkeit ihrer Steuererklärung 
aufschwingen würden. Allzu scharf vorzugehen wäre da von 
Uebel. Mit Hilfe des bei der Bank von England geführten Re- 
gisters der Bonds könne man zwar jede Steuererklärung auf 
ihre Vollständigkeit bezüglich der Zinseinnahmen aus. Exchequer 
Bonds nachprüfen; aber das würde (bei der ohnehin schon sehr 
großen Ueberlastung des Inland Revenue Department) sehr 
viel Arbeit machen und für gewöhnlich zum Verzicht auf die 
Kontrolle führen. | 

Einer Bekanntmachung des National War Savings Com- 
mittee vom 28. Mai zufolge sollen auch die Zinsen auf alle hinter- 
legten Post Office Exchequer Bonds ohne Abzug ausgezahlt 
werden, so daß also auch hier die Einkommensteuer nach der 
»yappropriate rate« zu zahlen ist, wenn überhaupt Einkommen- 
steuerpflicht besteht. 

Hatte man nunmehr den Stein der Weisen gefunden, um 
von der »regulären« 3. Kriegsanleihe Abstand nehmen zu können ? 
Gewann man nunmehr genügend Mittel zum Kriegführen aus 
den Exchequer Bonds? Es gab von vornherein sehr viele Skep- 
tiker, welche diese Frage zu verneinen geneigt waren und mein- 
ten, die eigentliche 3. Kriegsanleihe müßte trotz allem bald 
kommen. Sie haben recht behalten; auch mit den neuen Schatz- 


® 
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scheinen war die Sache nicht zu machen. Trotz dem Steuer- 
(hinterziehungs)vorrecht zeigte der Absatz keine aufsteigende, 
sondern alsbald eine absteigende Tendenz. Er bezifferte sich?) in 


in der Woche, in Schatzscheinen fällig 
welche endigte mit überhaupt 1919 1920 1921 
i auf Mill. Pfd. St. 
27. Mai 6.48 Der Schatzamtsausweis hat den 
3. Juni 11.05 °) Absatz nach dem Gesichtspunkt 
10, > 15.98 °) der Fälligkeit zuerst nicht ge- 
schieden. 

17.» 12.93 °) 4.76 1.25 6.92 

24. >» 9.51 °) 3-47 0.65 5.39 

I. Juli 7.57 2.13 0.70 4:74 

8. >» 9.34 2:37 0.60 6.37 
15. 2 7.31 2.32 0.75 4.24 
22. > 5.80 1.23 0.92 3.65 
29. >» 4.59 0.88 0.65 3.06 

5. August 8.07 3.78 0.70 3.59 
12.» 3.40 0.67 0.60 2.13 
IQ. » 3.17 0.63 0.55 I.99 
26. » 2.86 0.48 0.45 1.93 

2. September 3.23 1.14 0.35 1.74 

9. > 2.52 0.49 0.35 1.68 
16. ’ 3.0I 0.54 0.40 2.07 
23. » 2.30 0.33 0.45 1.52 
30. > I.40 0.06 0.45 0.89 


Man griff also nach den langfristigeren Bonds; die im Jahre 
1919 fälligen hätte das Schatzamt alsbald wieder verschwinden 
lassen können; sie gingen gar nicht und scheinen schließlich 
nur als »Sammlerwerte« gekauft worden zu sein. Die im Jahre 
1920 fälligen Scheine konnten nurmehr durch die Post (in kleinen 
Abschnitten) erworben werden. Daß hier der Absatz keine 
großen Ziffern mehr aufwies, durfte nicht überraschen. 

Alles in allem aber war die Ausgabe der zweiten Serie von 
Schatzscheinen ein glatter Versager. Das Publikum kaufte, 
worüber später noch einige Einzelheiten gegeben werden sollen, 
andere Papiere, solche, welche vor allem große Tilgungs- 
chancen boten, bei denen man »in allen Ehren« an der 
Einkommensteuer verdienen konnte; mehr verdienen 
konnte, als wenn man sie bei den Exchequer Bonds unterschlug. 

Desgleichen enttäuschten die Amerikaner. Von denen hatte 
man schon bei der 2. Kriegsanleihe erwartet, daß sie große Be- 


6) Wegen des Absatzes bis Ende Mai 1916 wird auf die Angaben auf 
S. 689 dieses Bandes Bezug genommen; desgl. auf S. 698 dieses Bandes. 

©) Die Höhe des Absatzes wurde beeinflußt durch die Strafsteuer für Ame- 
rican Securities. S. ebenda. 
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träge zeichnen würden. Sie taten es nicht. Man hoffte, sie würden 
es tun, wenn man bei der nächsten Gelegenheit den Zinsschein 
steuerfrei ließe. Der war nun steuerfrei; trotzdem hat nichts 
davon veriautet, daß das amerikanische Kapital in größerem 
Umfang auf den Köder gebissen hätte; es fand anderswo besser 
seine Rechnung. 

Die Enttäuschung für den Schatzkanzler muß um so größer 
gewesen sein, a's das Zugeständnis, zu welchem er sich entschloß 
war sanimportant one, and will be very welcome to small investors« 
(Daily Telegraph 31. Mai 1916). Die Besitzer versteuerten von 
jetzt ab die Zinseinnahmen beim Einkommen im allgemeinen 
und hatten es nicht mehr nötig, von der Regierung sich den Be- 
trag zurückzahlen zu lassen, den man ihnen beim Zinsschein 
etwa zu viel einbehalten hatte. Von der grundsätzlichen Be- 
deutung dieses »Entgegenkommens« an die Gewissens-Dichtigkeit 
und -Tüchtigkeit des Rentenbeziehers ganz abgesehen, bekam 
der Schatzkanzler sofort die Folgen seiner Nachgiebigkeit zu 
spüren; er mußte natürlich die Wohltat außer den neu ausge- 
gebenen 2 Serien mit rückwirkender Kraft auch 
den auf Grund des Prospektes vom 16. Dezember 1915 ausge- 
gebenen alten Ecxhequer Bonds zuwenden und sah sich außerdem 
sofort vor die Frage gestellt, warum er nicht noch einen 
Schritt weitergehe und auch den registered Stock der 
2. Kriegsanleihe in seine gnädige Fürsorge einbeziehe ? 
Warum nicht auch der ersten Kriegsanleihe? Warum nicht auch 
der Conso!s? Der Schatzkanzler war dem »Ansturm der öffent- 
lichen Meinung« bei den neuen Exchequer Bonds erlegen; wo 
fard er jetzt noch einen Halt? Er wird zwischen den Schulden 
mindestens des englischen Staates keinen Unterschied mehr 
machen dürfen und schließlich einen der heiligsten Grundsätze 
der englischen Einkommensteuer-Gesetzgebung preisgeben müssen. 
Einstimmig hatte genau 10 Jahre zuvor das SelectCommittee on 
Income Tax die Einhebung der Steuer von der Lump Sum ab- 
gelehnt; es sollte bei der Stoppage at source sein Bewenden 
haben. Ein einziger Satz aus ihrem Bericht möge hier seinen 
Platz finden: ‚ 

»The importance of retaining a principle which is mainly respon- 
sible for the present development of the tax and the ease with which 


it is collected, and the extreme undesirability of doing anything which 
would reduce its efficiency, can scarcely be over-estimated.« 
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In dem Ausschuß, der einhellig so berichtete, saß auch der 
Mann, der jetzt die Finanzen des englischen Staates betreute — 
und den Grundsatz preisgab. Er mochte gedacht haben, 
das »Leihen von Tag zu Tag«, bisher trotz allem als Aushilfe 
betrachtet, zum Grundsatz der Finanzierung des Krieges er- 
heben und eine stark sprudelnde Quelle anzapfen zu können 
(sonst hätte er wohl das Opfer nicht gebracht!). Er mochte 
darauf gerechnet haben, mit den neuen, steuerbegünstigten 
Schatzscheinen die »regelrechte« 3. Kriegsanleihe auf die Zeit 
nach dem Kriege vertagt zu haben; der Pflicht zur Heraufkon- 
vertierung der 2. Kriegsanleihe entronnen zu sein. Er hatte 
wohl gehofft, daß die neuen Exchequer Bonds angesichts der 
ihnen zugewendeten Vergünstigungen weggehen würden »wie 
warme Semmeln« Der Käufer hatte die absolute Sicherheit, 
sein Papier in jede, bessere Bedingungen bietende, langfristige 
Kriegsanleihe umtauschen zu können; dazu volle Auszahlung 
des Zinsscheines mit einigen »Facilitäten«, die Steuererklärung 
niedrig zu halten. Und trotzdem zog der Wert je länger um 
so weniger! 

Wo waren die Gründe dafür zu suchen? 

Einmal in der Konkurrenz der Schatzwechsel, die besser 
rentierten als die Schatzscheine. (Näheres darüber im folgenden 
Abschnitt.) 

Sodann im Wettbewerb der (Kriegs-) Industrieaktien sowie 
der stark im Kurse gesunkenen englischen Eisenbahnpapiere; 
namentlich aber der Kolonialanleihen. Da waren 3%, ige Canadier, 
rückzahlbar 1938. Der Kurs stellte sich im Mai 1916 auf 69% 
(und später noch niedriger). Zu diesem Preis verzinste sich das 
Papier mit £ 4 7 s; abzüglich der Einkommensteuer von 5 s 
auf das Pfd. mit £ 3 12 s; und wenn der Eigentümer I s zurück- 
zuverlangen berechtigt war (d. h. wenn er von 501I—Iooo Pfd. 
Jahreseinkommen hatte) mit £ 3 15 s. In 22 Jahren aber wurde 
das Papier voll zurückgezahlt. Damit stieg die Verzinsung aut 
brutto £ 5 9 s 5 d; und abzüglich der Einkommensteuer von 
5 bzw. 4s vom Pfd. auf £ 4 14s 5d und £ 4 17s 5d. Hält man 
dem die Tatsache gegenüber, daß 5% ige Exchequer Bond: 
nach Abzug der Steuer nur 3 £ 15 s (oder 4 £) brachten, so be- 
greift man ohne weiteres, daß der Kapitalist die Hand nach 
Canadiern ausstreckte und nicht nach Schatzscheinen. K urs- 
und Tilgungschancen besitzen eben jetzt 
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in England aus steuerlichen Gründen für 
den Kapitalisten eine Bedeutung wie noch 
nie. Die Gelegenheit, an der Einkommensteuer, an ihrer 
Nichtzahlung, in allen Ehren zu »verdienen«, wird daher auch 
reichlich von allen, die rechnen können, wahrgenommen. 

Da war die 4% ige Provinzial-Anleihe von Quebec, rück- 
zahlbar 1934 und käuflich zu 79. Sie brachte über5,1%, Zinsen, 
von denen nur 4% steuerpflichtig waren, und besaß dazu 
eine sehr hohe Tilgungschance. 

Da war die 4% ige Anleihe der Provinz Saskatchewan, 
rückzahlbar 1923 und käuflich für 93. Sie brachte 4% % 
Zinsen, besaß dazu aber eine sehr hohe Tilgungschance; gab so 
I% jährlich Mehrzins, rentierte Alles in Allem mit 5 4, % und 
war nur für 4 % steuerpflichtig. 

Da war weiterhin die 31⁄4% ige Kapanleihe, rückzahlbar 
1929—49 und käuflich zu 7512. Sie brachte nur 434% Zinsen, 
besaß aber eine sehr hohe Tilgungschance, und war nur mit 
3⁄2% steuerpflichtig. 

Da waren 4% ige Südaustralier, rückzahlbar 1929 und 
käuflich zu 86. Sie brachten 433% Zinsen, besaßen eine sehr 
hohe Tilgungschance, rentierten mit nahezu 6%, und waren 
nur mit 4 % steuerpflichtig. 

Da war die 4% ige Anleihe von Sydney, rückzahlbar 1922 
und käuflich zu 911. Sie brachte 414% Zinsen, besaß eine sehr 
hohe Tilgungschance, rentierte mit nahezu 6% und war nur 
mit 4 % steuerpflichtig. 

Da war die 3% ige Transvaal-Anleihe, im Mai 1903 unter 
englischer Garantie zu pari zusgegeben und bis 102 getrieben. 
Sie war zwar rückzahlbar erst im Jahre 1953; aber es waren 
schon weit über 20% getilgt. Das Papier hatte im Jahre 1913 
auf 88 gestanden und war jetzt für 67 zu haben. Es verzinste 
sich mit fast 5% und war nur für 3 % steuerpflichtig. 

Da war die 5% ige Nigeria-Anleihe vom Juli 1916; rück- 
zahlbar 1920; ausgegeben zu 971%; käuflich zu Beginn September 
mit 9615. Selbst zu 97 verzinste sich das Papier mit £ 535; 
einschließlich der Rückzahlungsprämie mit £ 5 17 s 3 d. Wer 
sollte nach 5% igen Exchequer Bonds greifen, wenn man ein 
anderes goldgerändertes Papier haben konnte, welches fast 6% 
brachte! Von den Steuervorteilen ganz abgesehen! 

Von den Bengal Nagpur Railway Guaranteed Debentures 
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wurde im Sommer 1916 ein Teil bis 18. August 1918 verlängert. 
Sie wurden bei 5% iger Verzinsung zu 97⁄2% angeboten; ren- 
tierten also mit 634%; unterlagen aber mit nur 5% der Ein- 
kommensteuer. Begreiflich, daß man da die Exchequer Bonds 
links liegen ließ! 

Im übrigen hatte man nicht nötig, in die Ferne zu schweifen;; 
auch im Lande selbst lag das Gute so nahe. Als zu Beginn Juli 
1916 die Mindestpreise für eine Zahl englischer und indischer 
Werte aufgehoben wurden, ergab sich folgendes Bild: 


Mindest- Neuer Abschlag 
preis Preis 
Local Loans 3%, 7814 64 14⁄4 
Metropolitans 3% 821, 72 oh, 


Letztere standen bei nominell gleicher Verzinsung um 8% 
höher wie erstere. Warum? Weil sie von IgI4 an zurück- 
gezahlt wurden. An und für sich verzinsten sie sich zu 4,15%, 
also schlechter als die 3%,igen Exchequer Bonds. Und doch waren 
sie gesuchter wie diese; in 25 Jahren wuchsen eben bei ihnen 
nicht weniger als 28%, zu; 1% im Jahr, sodaß sie sich alles ia 
allem mit 51/, % verzinsten, während Einkommensteuer nur 
von 3% bezahlt wurde. Die steuerlichen Vorteile der nomi- 
nell niedrig verzinslichen, aber große Kursgewinne versprechen- 
den Werte schoben also eine ganze Reihe von Papieren in den 
Vordergrund, die an und für sich den Exchequer Bonds nom. im 
Zins nachstanden; die Ersparnisse bei der Einkommensteuer 
erhöhten aber allerwärts die Netto - Verzinsung derart, daß 
den Exchequer Bonds ein sehr unangenehmer Wettbewerb 
erwuchs. Dadurch sah sich, wie schon dargelegt, der Schatz- 
kanzler schließlich auch gezwungen, die Schatzscheine mit einem 
Steuer- (hinterziehungs)privileg auszustatten. 

Der dritte Grund für den bis auf den Nullpunkt gesunkenen 
Absatz der Exchequer Bonds war ihre eigene Entwertung. Es 
ließ sich auf die Dauer nicht mehr verheimlichen, daß man sie 
anderwärts billiger haben konnte als bei der Bank von England; 
daß sie aus der zweiten Hand preiswerter als aus der e rst en 
zu erwerben waren. 

Die Frankfurter Zeitung hatte schon am 17. Februar 1916 
gemeldet, daß fünfjährige Exchequer Bonds zu 99% an der 
Stock Exchange angeboten wurden. Am 18. August 1916 be- 
richtete der Daily Telegraph: Exchequer Bonds (1920) were 


U 
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down 1/16, at 99 5/16. Und in der Ausgabe vom 22. August IgI6 
war zu lesen: Five per Cent Exchequer Bonds due in 1920 were 
up 1/16 at 99 5/16. Das Papier ging also unter pafi weg, während 
man es bei der Bank zum vollen Nennwert bezahlen mußte.— 
Einen Monat zuvor hatte das gleiche Blatt den Titel als die 
einzige eines Vaterlandsfreundes würdige Anlage angepriesen ^). 

Nur jene Leute kauften sie noch bei der Bank von England 
für Ioo, die von nichts wußten. | 

Und da auch alle im Wege von Inseraten an die übersee- 
ischen Briten gerichteten Einladungen, ihr Geld für ihr Land 
kämpfen zu lassen, nichts nutzten — davon, daß Nichtbriten 
von dieser Einladung ausgeschlossen sein sollten, war natürlich 
nicht die Rede —, so wurde die Frage: Was tun? immer dring- 
licher. 


C.6prozentige Exchequer Bonds. 


Die Uebersicht über die mit 23. September 1916 ablaufende 
Schatzamtswoche zeigte einen Umlauf an Treasury Bills in der 
Höhe von 1.004 Mill. Pfd. St. Es scheint, daß diese Ziffer und 


‘die unablässigen Interpeliationen der Herren Henry, Banbury 


und Genossen über die verfehlte Methode der Finanzierung des 
Krieges mit kurzfristigen Verbindlichkeiten Eindruck auf Mc. 
Kenna gemacht und ihn bewogen haben, dem Kapital eine neue 
Richtung zu weisen. 

Am 27. September 1916 konzentrierte sich das ganze Inter- 
esse der Börse auf eine Mitteilung der Bank von England, daß 
der Diskont für die (12 monatlichen) Schatzwechsel von 6 auf 
51,% herabgesetzt sei, und daß binnen kurzem neue Bonds zur 
Ausgabe gelangten. Die erste Frage war: Würde nunmehr den 
Inhabern der 41,% igen 2. Kriegsanleihe die so sehnlich erwar- 
tete Gelegenheit zur Konvertierung ihres Papiers geboten werden? 
Und was für Bonds würden herauskommen? Man rechnete auf 
51⁄4% ige Bonds mit 7—ıo jähriger Umlaufszeit. Am Abend 
des gleichen Tages wurde dann bekannt, daß es sich um 6% ige 
Bonds mit dreijähriger Laufzeit handele. 

Die Titel gelangten vom 2. Oktober 1916 ab zur Ausgabe; 
in Abschnitten von 100—5000 Pfd. St.; rückzahlbar am 16. Fe- 

3) Of course, Exchequer Bonds should be the only medium at present 


for the employment of the Savings of the patriotic investor. (Daily Telegraph. 
4. VII. 1916.) 
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bruar 1920; mit Umtauschrecht in jede künftige Kriegsanleihe, 
sowie mit dem bekannten Steuerprivileg ausgestattet und dem 
weiteren, daß das Papier bei der Zahlung der Erbschaftssteuer 
zum vollen Wert angenommen wird, which məy prove an in- 
ducement to multi-millionaires. 

Der Verkauf der 5% igen Exchequer Bonds von 1921 durch 
die Bank von England und die Postanstalten wurde am 20. Ok- 
tober eingestellt. Der von Igıger Bonds hatte sich schon vor- 
her von selbst aufgehoben. 

Was der Schatzkanzler sich. als vorübergehendes Hilfs- 
mittel gedacht hatte, die Ausstattung von ein jährigen Schatz- 
wechseln mit 6% (richtiger 634%) Zinsen, hatte jetzt eine brei- 
tere Grundlage erhalten; der 6%, ige Zinsfuß war jetzt für ein 
englisches Staatspapier mit dreijähriger Umlaufszeit sank- 
tioniert worden. Um dem Vorwurf zu begegnen, daß er den Krieg 
mit kurzfristigen, einjährigen Verbindlichkeiten finanziere 
und dabei 6%, und darüber gewähre, griff der Schatzkanzler 
jetzt zu minder kurzfristigen Verbindlichkeiten und gewährte 
die 6% Zinsen auch einem dreijährigen Titel! — Kein Wun- 
der, daß man diesen Schritt heftig tadelte und die Wahl des 
Zinsfußes für die neuen Schatzscheine als schweren Fehler be- 
zeichnete! So sehr man die Absicht, das weitere Anwachsen 
des Schatzwechselumlaufes einzudämmen, begrüßte, so wenig 
konnte man sich mit dem dafür gewählten Mittel befreunden °). 
DaB man für einjährige Schatzwechsel 634% gewährt habe, 
sei noch verständlich gewesen; aber für d r e i jährige Exchequer 
Bonds 6%, — das wäre zu viel ®). Der militärischen Fortschritte, 
die man in Frankreich gemacht habe, sei sich das Schatzamt 
anscheinend gar nicht bewußt gewesen. Eine feste Anleihe hätte 
den Vorzug verdient. 

Die Bedingungen selbst bewiesen zweifelsfrei, daß der 


%) The object desired by the Government of reducing them (i. e. the out- 
standing Treasury bills) by providing a more attractive and longer dated security 
was heartily sympathised with by the City. Nevertheless, the City was by no 
means hearty in its reception of the measure taken. (The Economist, 30. Sep- 
tember 1916, S. 555.) 

®) Markets to-day have been ruffled by last night’s announcement of an 
impending issue of Six per Cent. Three-Years Exchequer Bonds. This news 
has taken the House by surprise, for it is contended that the offer of an interest 
rate of 6 per cent for three years must produce a much greater effect upon exi- 
sting securities than was the case while that high rate was confined to bills 
having a currency of only three to twelve months. (Fin. Times vom 29. Sep- 
tember 1916.) 
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Schatzkanzler immer noch auf die kurzfristige Finanzierung 
schwur. Er wollte auch jetzt von einer 3. längerfristigen Kriegs- 
anleihe nichts wissen; sei es (was unwahrscheinlich war), weil 
er der Auffassung huldigte, der Krieg würde doch nicht mehr 
recht lange dauern; er würde die 3. reguläre Kriegsanleihe noch 
hinausschieben dürfen und alsbald wesentlich billiger ankommen 
können 10); sei es, daß er sich vor der Konversion der 2. Kriegs- 
anleihe fürchtete. Er würde vermutlich die heiligsten Eide ge- 
schworen haben, daß die Absicht einer solchen Taschenspielerei 
(sTreasury Juggling«) nicht bestand 4); aber mithereingespielt 


hat sie ganz bestimmt. 

Die »Times« (28. September 1916) nannten’die unter »such 
surprisingly attractive terms« ausgegebenen neuen Titel kurz 
sa Six per Cent War Loan«. 

Das Vorgehen des Schatzkanzlers hat — trotzdem man 
bei dem zum Erliegen gekommenen Absatz an saltens Exchequer 
Bonds darauf gefaßt sein mußte — in Citykreisen die größte 
Bestürzung hervorgerufen und zu einer allgemeinen Entwertung 
der festverzinslichen Papiere geführt. Schon die Ueberschriften 


der einschlägigen Pressemitteilungen besagten da genug 22). 
Die 2⁄2% igen Konsols fielen binnen wenigen Tagen von 


10) Perhaps the favourable war news has helped to confirm bim in his 
belief that a more permanent debt consolidation can be Pony postponed. 
(Fin. Times vom 28. September 1916.) 

11) Further, the proposed issue pushes further into the background the 
prospect of holders of Four and a Half per Cent. War Loan being able to exer- 
cise their conversion option. The existence of the option has been a prime fac- 
tor in keeping up the price of the loan. (Fin. Times vom 29. September 1916.) 

12) „War Loan dull on the expected continuance of short term borrowing.+ 
»A disturbed Feeling. The Consol Market upset by the Exchequer Bond Anno- 
uncement. Sharp Fall in War Loan.e — »The 6 per cent Exchequer Bombshell. 
Further general decline in Prices.« 

An Aeußerungen zur Sache selbst seien nur 3 Stimmen angeführt: 

Another wave of depression passed over the stock market as a result of 
the proposed issue of Six per Cent Exchequer Bonds, which quite disorganised 
business in investment securities of all descriptions, and their weakness reacted 
upon others. (Daily Telegraph vom 30. September 1916.) 

Markets have continued to sutfer from tb unexpected intrusion of a Six 
per Cent Exchequer bond. It has caused a readjustment downwards of values 
all round the House, investment securities necessarily being most affected. 
(Fin. Times vom 30. September 1916.) 

| It need not be said that the announcement of a 6 per cent Exchequer Bonds 
issue had a very dispiriting effect on the whole market for Government secu- 
rities and effetively checked any enthusiasm that Stock Exchange prices might 
have displayed in view of the great military successes achieved by our Allies and 
by our own Army at the front (The Economist vom 30. September 1916, S. 555.) 
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etwa 60 auf 57%. Die 31⁄2% ige Kriegsanleihe, ausgegeben zu 
95%, sank auf 85; (ursprüngliche Verzinsung ohne Tilgungs- 
Prämie 3,68%; jetzt 4,12%; mit Tilgungs-Prämie früher 4%, 
jetzt 5,5%); die 2. Kriegsanleihe von 96 auf 94%, (worin IM% 
aufgelaufene Zinsen steckten, also eigentlich auf 93%; Avs- 
gabepreis 100); am 3. Oktober sogar zeitweise auf g924,. Daß 
sie nicht noch tiefer stürzte, verdankte sie nur der Intervention 
des Schatzamtes 13). 

Die 5% igen Exchequer Bonds von 1919 sanken auf 974,; 
(die von 1921 auf 96%) und brachten (mit Tilgungs-Prämie) 
5,95 %- 

3% ige Transvaal-Anleihe, rückzahlbar zum Nennwert, war 
zu 65 zu haben. 

Bei den Kolonialanleihen fanden Abschläge von ı, 1⁄4 und 
2% statt. 3% ige Südaustralier verloren mit einem Schlag 31%, %,. 

Mit welchen Gefühlen die Besitzer der 2. Kriegsanleihe die 
Entwicklung der Dinge betrachteten, kann man sich denken; 
laut rief die Presse (insbesondere die Daily Mail) nach einer Ent- 
schädigung für sie. 

Aber auch die bisherigen Abnehmer von Exchequer Bonds 
machten ein saures Gesicht. Damit, daß man Schatzscheine 
mit einer höheren Verzinsung als 5% ausgeben würde, hatten 
sie nicht gerechnet. Sie hatten zwar das Recht, ihre Bonds in 
langfristige Kriegsanleihe umzutauschen; aber nicht gegen 
besser verzinsliche Schatzscheine. 

Wer immer dem Staat für längere Zeit sein Geld anvertraut 
hatte, fühlte sich betrogen. 

Daß man den Banken und sonstigen Finanz-Gesellschaften, 
die infolge des Kurssturzes bei allen erstklassigen Werten hohe 
Verluste an ihren Beständen erlitten, mit der Ausgabe der neuen 
Schatzscheine einen besonderen Gefallen erwiesen hätte, ist auch 
nicht anzunehmen gewesen. | 

Zu diesen Schmerzensschreien der nach unten Gestoßenen 
gesellte sich das Entsetzen darüber, daß England jetzt im In- 
land ein reguläres 6% iges Papier ausgab; für 3 Jahre eine so 
hohe Verzinsung versprach; desgleichen die bange Frage, ob 
man sich damit nicht die Bahn zur Ausgabe einer 5 oder 5%, %igen 
regelrechten 3. Kriegsanleihe verrammelt habe. Wenn man aber 

13) The check to the fall was due to buying of an influential character. 


(Fin. Times vom 4. Oktober 1916.) 
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dennoch eine solche begeben wollte; welche Folgen würden sich 
da für den Markt in Kolonialanleihen, englischen Eisenbahn- 
werten usw. herausbilden ? 

Die allgemeine Auffassung war: Der Schatzkanzler hat 
seine Sache nicht gut gemacht. Selbst der ihm nahestehende 
»Economist« hielt mit dieser Ansicht nicht hinter dem Berge 1$). 

Den einen Trost allerdings wagten Optimisten sich zuzu- 
sprechen: Nun wird wohl auch alle Not vorbei sein! It is only 
to be hoped that investors will take advantage of the extra- 
ordinarily high interest which they are offered for three years, 
and that the required millions will pour in 
day by day (Daily Telegraph vom 30. September 1916). 

Es kann zweifelhaft sein, ob der Schatzkanzler selbst zu 
diesen Optimisten gehörte. Mit der Ausgabe der 6%, igen Ex- 
chequer Bonds bezweckte er erstens, fremdes Kapital an sich 
zu ziehen; er wollte mit dem Papier im Auslande zahlen; die 
Absicht der Besserung der Valuta hat erklärtermaßen mit im 
Vordergrund gestanden. Er rechnete darauf, daß die neuen 
Bonds für die Einfuhr von Lebensmitteln, Kriegsmaterial usw. 
würden weggegeben werden können und vielleicht auch im Aus- 
land freihändig erworben werden würden. Beides scheint auch 
= der Fall gewesen zu sein. Ob im erwarteten Umfang, bleibe 
dahingestellt. 

Sodann galt es, ein weiteres Auftürmen der Schatzwechsel- 
schuld in dem bisherigen Tempo zu vermeiden und an die Stelle 
von in 3—ı2 Monaten fälligen Verbindlichkeiten solche für 
3 Jahre zu setzen, die Dringlichkeit der Rückzahlungen etwas 
zu mildern. Es sollten mehr Schatzanweisungen als Schatz- 
wechsel gekauft werden. Um wenigstens eine teilweise »Fun- 
dierung« (wenn man es so nennen will) des auf rooo Mill. Pfd. St. 
sich beziffernden Umlaufes von Treasury Bills herbeizuführen, 
setzte er deren Diskont allgemein am 28. September 1916 von 
bisher 5%, für 6 und von 6% für 12 Monate auf 514% herab und 
suchte so das Kapital in die neue Richtung zu drängen. Die 
Aussicht, daß größere Beträge von Schatzwechseln jetzt nicht 
wieder erneuert und daß dafür Schatzscheine genommen würden, 
war damit als gegeben zu erachten, durfte aber nicht überschätzt 
werden. Es gab eben viele Leute, welche dem Staate zwar ihr 


1i) A 6 per cent. Exchequer bond issue seems to indicate that these resour- 
ces might have been more successfully handled. (Eco. vom 30. September 1916, 
S. 555.) 





Die Finanzierung des Krieges in England während der letzten zehn Monate. 1019 


Geld auf ı Jahr, aber nicht auf 3 Jahre leihen wollten, zumal 
der Unterschied beim Zins nicht so groß war, daß er einen stär- 
keren Wandel der Absichten hätte herbeiführen können. 

Mit dem Absatz der neuen Bonds während der ersten Woche 
konnte der Schatzkanzler zufrieden s.in 2); vielleicht auch mit 
dem in der zweiten. Im Unterhaus hat er gelegentlich einer 
Interpellation wegen der den neuen Schatzscheinen gewährten 
zu hohen Zinsvergütung mit »Befriedigung« festgestellt, daß 
er binnen 14 Tagen nahezu 37 Mill. Pfd. St. losgeworden wäre. 
Selbst wenn er aber damit wirklich zufrieden gewesen wäre, so 
mußte er mit Bedauern. verzeichnen, daß dieser Betrag in der 
Folgezeit entfernt nicht mehr erreicht worden ist. Der Absatz 
von 6%igen Exchequer Bonds (mit denen der englische Schatz- 
kanzler just zur selben Zeit herauskam, wo Frankreich seine 
zweite 5% ige Kriegsanleihe auch in England zur Zeichnung 
auflegte) bezifferte sich in der 


. Oktoberwoche auf 20.62 Mill. Pfd. St. - 


I 

2. > > 16.01 >» >» > 
3. > » 13.28 >» » > 
4- » > 14.23 >» >» >? 
I1. Novemberwoche » 12.47 >» >) > 
2. > » 12.73 >? » > 
3. > > 12.50 >» ». >» 
4 » > 10.19 >» > > 


Waren das befriedigende Ziffern? Wenn der Schatzkanzler 
jetzt täglich nur 5 Mill. Pfd. St. brauchte, in der Woche also 
35 Mill. Pfd. St., so mußte er bei einer durchschnittlichen Ein- 
nahme von Io Mill. Pfd. St. in Steuern usw. 25 Mill. Pfd. St. 
im Kreditwege aufbringen. Die Schatzscheine lieferten ihm 
aber schließlich im Durchschnitt der Woche nur 12 Mill. Pfd. St.; 
13 Mill. mußteer sich also noch auf andere Weise beschaffen. 

Auf welche? Neben Anleihen in den Ver. Staaten kam 
da in der Hauptsache wieder die Anzapfung jener Quelle in 
Betracht, die nicht mehr so stark wie bisher angezapft werden 
sollte: Schatzwechsel, deren Umlauf zu mindern einer der 
Gründe zur Ausgabe der 6 % igen Schatzscheine gewesen war; 
und deren Umlauf stieg in der 


— 





36) It is understood that considerable applications are being made for 
the new Six per Cent Exchequer Bonds, which, however, appeal mainly to inve- 
stors outside the money market proper. The Scotch peoplearesaid 
ot be subscribing for them freely. (Fin.Times vom 3. Oktober 1916.) 
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I. Oktoberwoche um 1.07 Mill. Pfd. St. 
2. > » 16.33 > > >» 
3. » > 23.00 > » > 
4. > > 29I >» >’ >» 
I1. Novemberwoche » 7.35 » >» >» 
2. > » 12.68 » > > 
3. > » 10.28 » > >» 
4. b » I1I7 > > >» 


Ganz so stürmisch wie früher stieg der Schatzwechsel- 
umlauf nicht mehr; aber er nahm auch nach der Ausgabe der 
6% igen Schatzscheine noch recht flott zu. Am 30. Septem- 
ber 1916 betrug er 1041 Mill. Pfd. St.; am 19. November 1.113 
Mill. Pfd. St., also 72 Mill. Pfd. St. mehr; wöchentliche Zunahme 
etwas über 1o Mill. An Schatzscheinen gingen wöchentlich 
etwa ı2 Mill. weg. Sie haben die Schatzwechsel keineswegs 
versetzte. 

Woher aber rührte die rapide Abnahme des Absatzes der 
neuen Schatzscheine ? Sie tragen 3 Jahre lang 6% und genießen noch 
Steuervorteile greifbarster Art dann, wenn der Besitzer vergeB- 
lich ist und nicht richtig addieren kann. Ist die Verzinsung 
noch nicht reichlich genug? Oder wankt etwa schon wieder 
der Ausgabekurs von 100%? Sind vielleicht kluge Kapitalisten 
erneut darauf gekommen, daß man sich den Titel unter der Hand 
billiger verschaffen könne als bei der Bank von England? Die 
6% igen Bonds sollen in der Tat bereits wiederholt für 991% 
an der Londoner Börse angeboten worden sein. Bei der Tat- 
sache, daß der auszugebende Betrag unbeschränkt ist, 
kein Wunder! Wenn jemand das Papier verkaufen will, muß 
er es billiger ablassen als zum Ausgabepreis. Der Jobber muß 
es für 9914 %, anzubieten in der Lage sein; sonst nimmt es ihm 
Niemand ab! | 

Wenn sich aber nun auch die Ausgabe der 6% igen Ex- 
chequer Bonds, dieses »regrettable incident«, nicht als der Stein 
der Weisen erweist, was dann? 

Die Westminster Gazette meinte, dann bliebe nithts anderes 
übrig, als Conscription as applied to the investor; d. h. eine 
Zwangsanleihe. Wird eine solche in England kommen? Nein! 
So weit ist England noch nicht. Solange Mc. Kenna Schatz- 
kanzler bleibt, kann eine Zwangsanleiheschon aus dem einfachen 
Grunde nicht begeben werden, weil Mc. Kenna, von der Erinne- 
rung an seine vor noch nicht 1, Jahr im Unterhaus gehaltene 
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Rede vollkommen im Stiche gelassen, nicht weiß, was eine 
Zwangsanleihe ist!). Dann kann er natürlich auch keine 
auflegen! 


V. Treasury Bills. 


Wie alle kriegführenden Staaten beschaffte sich .uch Eng- 
land die nötigen Mittel fürs erste durch Begebung von Schatz- 
wechseln. Den an die Großbanken ergehenden Aufforderungen, 
Angebote (Tenders) einzureichen, wurde immer im weilest- 
gehenden Umfange entsprochen, so daß nur Teilbeträge genom- 
men werden konnten. Es wurden Schatzwechsel begeben am 


im Betrag für mit einem Abzug von 


v. Mill. Monate £ 8 d 
19. August 1914 15 6 3 13 I 
26. » b 15 6 3 15 6 
16. Sept. » 7% 6 2 18 6 
16. > » 7r 12 3 8 3 
7. Oktob. >» 15 6 3 9 3 
2I. ? > 15 6 3 14 Io 
4. Novem. >» 15 6 3 13 6 


7.1 privatim untergebracht . 


Damit war der erste Kriegskredit (roo Mill. Pfd. St.) im 
wesentlichen erschöpft. Man hatte sich denselben auf der Basis 
von etwa 333% beschaffen können. 

Gegen Ende November 1914 wurde die erste Kriegsanleihe 
aufgelegt. Im Anschluß daran setzte für etwa 1⁄4 Jahr die Be- 
gebung von Schatzwechseln aus und begann erst wieder zu Ende 
Februar 1915. Es wurden begeben am 


Betrag für mit einem Abzuge von 
Mill. Monate £ s d 
23. Februar 1915 Io 6 I 12 3 
23. > i Io 12 2 17 I 
31. März i 15 6 2 13 II 
6. April 55 15 6 3 2 I 


Man kam also jetzt für 224 % an, um I% .billiger wie 
bei der ersten Serie. Diese Sätze muß man sich vor Augen halten, 





16) Im Unterhaus frug Mr. Outhwaite am ıo. Oktober 1916 den Schatz- 
kanzler: Has the right hon. gentleman considered the question of a forced loan 
at a reasonable rate of interest, so that the State may not be blackmailed by 
money lenders ? 

Und erhielt als Antwort die Gegenfrage: I should like a definition of a 
forced loan. 
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um die Tatsache würdigen zu können, daß England später 634%, 
bei Schatzwechseln geboten hat. 

In der Folge änderte man die Grundlage für die Emission 
von Schatzwechseln; an die Stelle der Einfordering von Ange- | 
boten trat jetzt dr Verkauf über den Ladentisch 
hinweg. Die Bank von England machte Tag für Tag be- | 
kannt, zu welchem Satz sie Schatzwechsel feilzubieten habe. | 
Zweck des Vorgehens war, aus Gründen der Valuta den Markt 
fest in die Hand zu bekommen. Als Diskont wurden gewährt 


vom vom vom vom | 
ı3. April 9. Aug. 27. Okt. 12. Nov. | 
1915 ab ab ab ab 
Prozent 
für 3 Mon. 2% 4% 4% 5 
für 6 » 3*/s 4% 4% 5 
für 9 u. ı2 Mon. 3% 44 5 5 
vom vom vom vom 
24. März 16. Juni 14. Juli 27. Sept. 
1916 ab ab ab ab 
Prozent 
für 3 Mon. 4% 5 51% Hi; 
für6 ® /ı 5 sih 5 
für 9 u. 12 Mon. 5 5 6 


Im Anfang wußte der Markt mit dem neuen Ausgabever- 
fahren anscheinend nichts Rechtes anzufangen (the market 
was at first a little shy, sagt The Economist); allmählich aber 
gewöhnte er sich daran 17). Man glaubte, daß der Markt wöchent- 
lich 15 Mill. Pfd. St. würde aufnehmen können. Der Zinsgenuß 
war verhältnismäßig hoch; die Möglichkeit, daß außer Banken, 
Versicherungen und Trustgesellschaften auch sonst Kapitalisten 
 Schatzwechsel nehmen würden, war in Verbindung mit der Folge 
größerer Abhebungen bei den Banken als gegeben zu erachten. 
Der Absatz hat den Schatzkanzler wohl auch befriedigt (Ziffern 
s. S. 1024). 

Als der Betrag der umlaufenden Schatzwechsel eine Höhe 
von rund 250 Mill. Pfd. St. erreicht hatte 18), hielt man die 


17) The introduction in the middle of April of a fixed price for Treasury 
Bills provided a profitable medium of investment for bankers and brokers t0 
fill the gaps created by the scarcity of ordinary bankpaper, and they are steadily 
growing in favour with the public, who are becoming educated to their useful- 
ness for the employment at good rates of sums which may be required from 
time to time without risk of capital depreciation. (Daily Telegraph in seinem 
Rückblick auf sFinance in 1915.6) 

189) Am 19. Juni 1915 waren im Verkehr Schatzwechsel 

freihändig verkauft 175.21 Mill. 
im Wege des Tenders begeben 72.50 > 
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Zeit für gekommen, eine feste Anleihe zu begeben. Wenn man 
bedenkt, zu welcher schwindelnden Höhe das Schatzamt letzthin 
die Begebung von Wechseln auflaufen ließ, ohne mit einer neuen 
Anleihe herauszukommen, so tut man gut, sich dessen zu er- 
innern, daß es im Juli 1915 schon den vierten Teil der jetzigen 
Zirkulation als hinreichenden Grund betrachtete, um von einer 
weiteren Begebung Abstand zu nehmen und zur Konsolidierung 
der schwebenden Schuld zu schreiten. Man kann dann ermessen, 
wie sehr sich der englische Schatzkanzler vor der 3. Kriegs- 
anleihe — fürchtete 19). 

Die Begebung der 2. Kriegsanleihe im Juli 1915 erzeugte 
wiederum einen Einschnitt in der Begebung von Schatzwechseln; 
aber nur für verhältnismäßig kurze Zeit. Schon in der ersten 
Avgustwoche 1915 wurde mit der Ausgabe neuer Bills begonnen; 
die Aufwendungen für den Krieg wuchsen dergestalt, daß man 
damit zu rechnen hatte, daß Mitte Oktober der Ertrag der An- 
leihe wohl schon wieder aufgebraucht sein würde. Es wurden 
jetzt 41⁄2% Diskont bewilligt; mit Aussicht auf eine noch höhere 
Verzinsung ?°) geboten durch das Bestreben, den Zinssatz an 


1°) Er führte in seiner Rede vom 21. Juni 1915 folgendes aus: We have 
already adopted that method (of the issue of Treasury Bills) to the extent of 
borrowing 235 millions. There are objections to an indefinite 
issueofthat kind of security. (Hear, hear!) Treasury bills have 
a habit of falling due, and by means of them we borrow bankers’ money and 
not public money. If the public bought Treasury bills and would be certain 
to renew them when they became due we should be willing to go on borrowing 
on Treasury bills throughout the War, but neither of those conditions exists. 
We want the public to lend the money, and we want the money lent in a 
way which will not oblige usto repay during the course of 
the war. These are the advantages which a loan offers. It does not fall due 
at a very early date, and if you borrow public money by means of a loan there® 
is a tendency to reduce expenditure and consumption because of the effort of 
the investor to pay for his holding by saving. Further, the issue of a large loan 
has the effect of assisting our foreign exchanges. For these reasons the Govern- 
ment decided upon the issue of a new loan. 

Also: Im Juni 1915 glaubte Mc. Kenna bei einem Schatzwechselumlauf 
von 235 Mill. Halt machen zu müssen; jetzt denkt er bei einem Umlauf von 
über 1000 Mill. noch nicht daran, Halt zu machen. Solches Grauen wandelt 
ihn vor der 3. Anleihe an! Er hat seine ganze Rede vom 21. Juni 1915 vergessen. 

Eines mag allerdings mit zu seiner Entschuldigung angeführt sein: er borgt 
jetzt mit Schatzwechseln nicht nur bankers money, sondern auch public money. 
Der Schatzwechsel ist in breiteste Kreise gedrungen. Leute, welche sich £rü- 
her nie um ein solches Papier gekümmert haben, nahmen es jetzt. Die Central- 
stelle der englischen Konsumvereine z. B. hatte zeitweise über ı Mill. Pfd. 
St. in Schatzwechseln liegen. 

20) Tbe raising of Treasury Bill rates serves as a warnıng, wbich is empha- 
sised by a fall in the NewYork exchange to 4.73 that still dearer money may 
have to be imposed (Economist vom 14. August 1915.) 
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und für sich nicht sinken zu lassen, um auf das fremde Kapital 
einen Anreiz zur Zuwanderung und zum Verbleib auszuüben. 
Die Valutaschwierigkeiten begannen immer fühlbarer zu 
werden. | 

Vom Oktober 1915 ab kam dann der Schatzwechsel wieder 
zu höchsten Ehren; er wurde jetzt für lange Zeit das finanzielle 
Instrument Englands zur Kriegsführung; auch die so reich 
fließenden Steuern während des letzten Finanz-Quartals 
1915/16 (Jan.-März ı916) haben daran nichts geändert. 
Zwar erhielt er im Dezember 1915 einen Wettbewerber im Ex- 
chequer Bond, der ihm nach den Wünschen des Schatzamtes 
den Rang ablaufen sollte, gegen den Schatzwechsel aber nicht 
recht aufkommen konnte. Mit diesem hat sich im Wesentlichen 
die englische Regierung seit Oktober 1915 die für die Kriegs- 
führung nötigen Mittel beschafft. Ueber den Ladentisch hinweg 
verkauft waren Schatzwechsel im Umlauf ?!) am 


26. April 1915 37.51 Mill. 5. Februar 1916 412.04 Mill. 
22. Mai > 120.43 >» ıı. März > 448.35 > 
19. Juni » 175.21 > 15. April » 598.66 » 
24. Juli ? 172.71 >? 6. Mai » 632.92 >» 
14. August » 165.42 > 3. Juni » 690.21 >» 
18. Septemb. » 182.27 >? 8. Juli » 797.04 >» 
9. Oktober > 210.49 > 5. August » 856.56 >» 
27. November » 283.81 » 9. Septemb. >» 959.27 >? 
25. Dezember » 370.38 » 7. Oktober > 1040.42 > 
4. November » 1090.15 > 
2. Dezember » 1147.89 > 


Nachdem in der Zeit vom ıı. März bis 15. April 1916 nicht 
weniger als 150 Mill. Pfd. St. in Umlauf gesetzt worden waren, 
„4. h. nicht ganz 5 Mill. Pfd. St. im Tage (die außerordentliche 
Höhe des Betrages erklärt Sich mit aus dem in diese Periode 
fallenden Schluß des Rechnungsjahres), wurden in den 35 Tagen 
vom 3. Juni bis 8. Juli 1916 (unter Erneuerung großer Beträge 
fällig gewordener Schatzwechsel) neu ausgegeben 107 Mill. 
Pfd. St. oder täglich etwas über 3 Mill. Pfd. St.; in den 28 Tagen 
zuvor 57 Mill. oder täglich 2 Mill. Pfd. St. 

Diesen Ziffern gegenüber erinnere man sich daran, daß 
täglich für Schatzscheine damals nur knapp ı4, Mill. Pfd. St. 
einkamen, und man wird dann ohne Weiteres gewahr, welche 
Rolle im Sommer 1916 der Schatzwechsel für die Finanzie- 
rung des Krieges in England gespielt hat. 

31) Der ganze «Absatz» ist also in den obigen Ziffern nicht enthalten; der 
Umtausch alter in neue Schatzwechsel kommt in ihnen nicht zum Ausdruck. 
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Zu Anfang April 1916 hieß es, daß der Diskont für Year- 
lings (5%) herabgesetzt werden würde; es geschah aber nicht. 
Man schuldete große Beträge für Javazucker an Holland, das 
7 Mill. Pfd. St. Schatzwechsel mit 5% Abschlag, aber nicht 
zu einem geringeren, zu nehmen bereit war. 

Der Gesichtspunkt der Beeinflussung der Wechselkurse 
ist in der Folgezeit bei der Diskont- und Goldschutzpolitik der 
Bank von England immer deutlicher in die Erscheinung ge- 
treten. Die Verschuldung ans Ausland wuchs; das Interesse, 
fremdes Geld bei sich zu behalten oder an sich zu ziehen ?3) 
oder englische Schatzwechsel außerhalb Englands anzubringeh, 
stieg. Zum Leidwesen des Schatzkanzlers, welcher, um noch 
im Markt zu bleiben, der Bank von England folgen und die Ver- 
gütung für seine Schatzwechsel reichlicher bemessen mußte. 
Sonst übten sie keinen Anreiz mehr auf das Kapital aus. Und 
gerade umgekehrt hatte er sich den Verlauf 
der Dinge gedacht. Er hatte, um das Kapital mehr 
nach der Richtung der Schatzscheine zu schieben, kurz zuvor 
erwogen, den Diskont herabzusetzen und so den Schatzscheinen 
den Vorteil des höheren Zinsgenusses zu sichern. An der Rück- 
sicht auf Amerika ging dieser Plan in die Brüche. 

Daneben wird auch noch ein anderer Gesichtspunkt her- 
eingespielt haben. Für die Valuta war ja auch anderwärts 
gesorgt worden. Hatte man nicht eben die Zwangsmobilisierung 
der Amerikawerte mit großem Erfolg in Szene gesetzt ? Gewann 
daraus die Regierung nicht die Mittel zur Regelung des Wechsel- 
kurses und zur Begleichung ihrer Verpflichtungen drüben ? 

Man geht wohl nicht fehl, wenn man annimmt, daß min- 
destens in dem gleichen Umfang wie die angegebene Ursachen, 
auch die Vorsorge für den Herbst?°?), und ein hochpolitischerGrund, 
die Entwicklung des Gegensatzes zwischen Mexiko 
und den Vereinigten Staaten die Hochhaltung 


22) The restoration of the 5 per cent rate for the shorter dated securities 
is part of a movement instituted by our banking leaders to screw up money 
values as a measure of precaution, in view of the lowness of the neutral exchanges. 
(Fın. Times vom 17. Juni 1916.) 

23) The importance of keeping rates up in order to stiffen the foreign exchan- 
ges is thoroughly recorgnised and the fact, that the American exchange is not 
more than steady and that the Bank of England is gaining but little gold on balance 
at a time when the stock shoula be increasing, in order to meet tbe usual 
autumn demand for crop payments indicate the desirability, if not urgency, 
of higher money rates here. (Daily Telegraph vom 16, Juni 1916.) 
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des Diskonts g.-boten erscheinen ließ. Dem Schatzami wird 
schwül zu Mute gewesen sein, als Carranza nicht klein beigeben 
wollte! Welchen Schaden erlitt es an seinen festgekaufien 
amerikanischen Werten, wenn die Kurse an der New Yorker 
Börse auf einen Krieg der Veı. Staaten mit Mexiko hin rasch 
wichen! Und wie stand es um die Darlehen, die man auf die 
geliehenen Securities in New York genommen hatte? 

Man kann sich leicht denken, daß den Engländern nichts 
ungelegener gekommen wäre als ein Krieg zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Mexiko, der die Zurückziehung großer 
amerikanischer Guthaben aus London und die Sperre des New 
Yorker Kapitalmarktes zur Folge gehabt haben würde! 

Die Bestrebungen Mc. Kennas, die Schatzscheine in den 
Vordergrund zu schieben, scheiterten erst recht, als (Mitte Juli 
1916) die Bank von England infolge der zeitweisen Versteifung 
des Geldmarktes in New York zum Schutze ihres Goldbestandes 
und zur Zurückhaltung der amerikanischen Guthaben in Eng- 
land ihren Diskontsatz von 5 auf 6% heraufsetzte. Der Sprung 
in den New Yorker Sätzen kam tür London um so überraschender, 
als man mit der Abgabe von Gold an New York nicht zurück- 
gehalten (vom ı. Mai bis Mitte Juli dürften 150 Mill. Doll. Gold 
nach drüben geschickt worden sein %) und so redlich dazu bei- 
getragen hatte, die Steigerung zu vermindern. Dadurch, daß 
Lombard Street ins Schlepptau von Wall Street geraten war, 
wurde natürlich das Schatzamt, wenn es den Zusammenhang mit 
dem Markt nicht verlieren und nicht vereinsamt dastehen wollte, ge- 
zwungen, den Diskont auch für seine Schatzwechsel zu erhöhen. Die 
Rate wurde festgesetzt für Dreimonatswechsel auf 51,, für Sechsmo- 
natswechsel auf 5%, und fürYearlings (Neunmonatswechsel wurden 
nicht mehr ausgegeben) auf 6%. Damit war der Vorsprung, den die 
Schatzwechsel vor den Schatzscheinen bei der Verzinsung ohne- 
hin schon hetten, noch größer geworden. Die Exchequer Bonds 
verzinsten sich nur mit 5% ; die Schatzwechsel aber mit 694% 33). 

34) Am 21. Juni 1916 hatte die Bank von England 59.40 Mill. Pfd. Gold 


, Am 13. Juni 61.71 >» > » 
Ausgang 2.31 > > > 

Rechnet man dazu den Eingang in der gleichen Zeit 2.79 >? > ’ 
so verlor sie binnen ı Woche 5.10 > > > 


die in der Hauptsache nach den Veręinigten Staaten gegangen sein dürften. 
This may help to an understanding of why the central authorities have 
taken protective measures. (Fin. Times vom 14. Juli 1916.) 
25) Der Diskont von 6%, wurde bei ihnen vorweg abgezogen: man gab 
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Unter solchen Umständen verzichteten die Besitzer größerer 
Mittel begreiflicherweise dankend auf den Erwerb der Schatz- 
scheine. Wer sich aber keine Schatzwechsel kaufen konnte 
(Mindestabschnitt xr000 Pfd.), der griff nach War Expen- 
diture Certificates, die schon in Abschnitten von Ioo Pfd. St. 
aufwärts zu haben waren und sich auch mit über 6% verzinsten. 

Das Unerwünschte wurde immer mehr Wirklichkeit: die 
kurzfristigsten Verbindlichkeiten des Schatzamtes wuchsen enorm 
an; das Verhältnis zwischen nichtfundierter und fundierter oder 
einigermaßen fundierter Schuld (Schatzscheine) verschob sich 
rapide zuungunsien der letzteren 29). 

Allerdings konnte der Schatzkanzler jetzt damit rechnen, 
daß er mit seinen 6% igen Schatzwechseln größere Zah- 
lungen im Ausland würde leisten können 2”). Desgleichen wurde 
die mit den Verhältnissen nicht recht zu vereinbarende Speku- 
lation an der Stock Exchange zurückgedrängt (wenn ein Um- 
satz von 3000—4000 Stück im Tag überhaupt als Zeichen einer 
die Bankmittel lebhafter in Anspruch nehmenden Spekulation 
hingestellt werden durfte). Endlich konnte er den Russen gegen- 
über, die um dieselbe Zeit sehr dringenden Bedarf in London 
anmeldeten, die Taschen etwas zuhalten mit der Erklärung, 
er selbst befände sich in arger Klemme. 

Die von vielen Seiten kritisierte Heraufsetzung des Dis- 
konts für Schatzwechsel hat bei der Heranziehung fremder 
Gelder Erfolg gehabt. Die Times vom 7. August Igı6 be- 
richtete von großen amerikanischen Uebertragungen nach 
94 £ hin und erhielt roo £ zurück. Es wurden also nicht 100 £, sondern 94 £ 


mit 6%, verzinst: man erzielte nicht 6%, sondern 6°? /,%. 
2°) Es liefen um 


Schatzwechsel Schatzscheine 
Mill. Pfd. St. 
am 17. Juni 1916 718.03 259.55 
I. Juli 1916 761.49 276.62 
Zunahme 43-40 17.07 


Vom r. Juli bis 12. Juli stieg weiterhin der Umlauf in 
Schatzwechseln um 50.17 Mill. Pfd. St. 
Schatzscheinen » 18.38 » >’ >» 
Desgleichen vom 12.—29. Juli um 30.72 Mill. bei den Schatzwechseln, und 
nur um 8.64 Mill. bei den Schatzscheinen. 
Das den Schatzscheinen zugewandte Steuer(hinterziehungs)privileg hat 
also ihren Absatz im Vergleich zum Schatzwechsel durchaus nicht gehoben. 
27) As things are it is imperative to offer such terms as may induce our 
foreign creditors temporarily to accept payment in bills or other securitics for 
the goods they are supplying. (D. Telegr. vom 14. Juli 1916.) 
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London; es wurde ein Betrag von 8 Mill. Pfd. genannt. Dabei 
bestand Aussicht auf noch mehr. 

Im übrigen renkten sich die Verhältnisse auf dem New 
Yorker Geldmarkt, an denen ein Fehlgriff des Washingtoner 
Schatzamtes schuld gewesen zu sein scheint, alsbald wieder ein. 
Zu Beginn August wurden nur 2—2 %% für Call Money 
vergütet. In London aber blieb es bei den 6%. Die von drüben 
gekommene Ursache der Heraufsetzung des englischen Diskonts 
war verschwunden; man beließ ihn aber herüben trotzdem auf 
der alten Höhe. 

Die Mittel, welche der Regierung in Form von Schatzwechseln 
zur Verfügung gestellt werden, stammen, abgesehen davon, daß 
auch immer breitere Kreise zu Schatzwechseln griffen, die sich 
früher nicht darum kümmerten, hauptsächlich aus zwei Quellen: 
einmal von der Börse, die ja seit Jahr und Tag nurmehr ein 
Schattendasein führt (dieses wurde noch schattenhafter dadurch, 
daß der Amerikanermarkt, seit Kriegsausbruch verhältnismäßig 
noch der lebhafteste Teil der Börse, durch die Zwangsmobili- 
sierung der Dollarwerte ziemlich verödet ist), und welche die 
von ihr sonst benötigten Kapitalien dank ihrer eingeschränkten 
Tätigkeit jetzt anderweit verwenden konnte; dann vom Außen- 
handel, der zu seiner Finanzierung nicht mehr entfernt die Mittel 
beansprucht wie früher. Der Hauptlieferant bei der Einfuhr, 
die Ver. Staaten, soll ja mit Wertpapieren besahlt werden. Dazu 
trat als dritte Quelle fremdes Kapital, welches wegen der hohen 
Zinsgewinne London sehr stark aufsuchen sollte und auf- 
gesucht hat. 

Wenn aber diese Rerservoire, die jetzt ablaufen, wieder 
aufgefüllt und im besonderen die aus der Fremde geborgten 
Beträge wieder zurückgezahlt werden müssen — was dann? 
Für die Zeit nach dem Krieg rechnen weite Kreise mit einer ganz 
außerordentlichen Inanspruchnahme des Kapitals durch Waren- 
erzeugung, Auffüllung der Lücken in den Handelsmarinen, 
durch infolge des Krieges zurückgestellte öffentliche Arbeiten 
aller Art usw. Daraus erklärt es sich, daß viele Großkapitalisten 
ihre Mittel nicht auf zu lange Zeit festlegen wollen; daß sie 
Schatzwechsel mit 3 und 6 und ı2 monatlicher Laufzeit, aber 
keine Exchequer Bonds kaufen; daß die Regierung zwar fürs 
erste an kürzestfristigen Mitteln in Gestalt von Schatzwechs«In 
erhielt, so viel sie wollte; daß aber neben ihr auch die Sorge einher- 
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schritt: was soll werden, wenn Frieden wird und man die 
Wechsel nicht mehr zur Erneuerung, sondern zur Einlösung 
vorlegt ..... Wird dann auch nur für die Hälfte der Schatz- 
wechsel Anleihe genommen werden ? Wenn im Handel dem Ka- 
pital ein ungewöhnlich hoher Ertrag winkt, wie viel wird der 
Staat dann bieten müssen, um die Wechsel erneuert zu erhalten 
oder die Mittel für ihre Einlösung zu bekommen ? 

So leicht das day-by-day borrowing fiel, so schwer drohte 
die Last in dem Augenblick zu werden, wo sie abgetragen werden 
mußte. Und wenn das nun gar in einer Zeit zu geschehen hatte, 
wo etwa eine Panik ausbrach ? 

Daß es vielen Leuten — schon vor einem halben Jahr und 
mehr — angesichts der sich türmenden kürzestfristigen Verbind- 
lichkeiten, nicht geheuer war, haben die Verhandlungen des eng- 
lischen Unterhauses bei mehreren Gelegenheiten bewiesen. 


Am 25. Mai 1916 z. B. hat S. Samuel der Regierung über 
diesen Punkt unverblümt »seine Meinung gesagt«e.. Die schwebende 
Schuld erfülle die Finanz- und Handelskreise mit Schrecken. Sie 
beziffere sich bereits auf 700 Mill. und werde alsbald auf ıooo Mill. 
gestiegen sein. Und diesen Betrag müsse die Regierung vielleicht 
bereitstellen in dem Augenblick, da ein Unglück geschehe. Die Re- 
gierung sei direkt unter die Spieler gegangen. Jeder entbehrliche 
Pfennig werde in die Bank von England geleitet; Vertreter der Re- 
gierung gingen bei den Joint Stock Banks herum und rieten (im Mai 
1916) kein Geld unter 4 % auszuleihen. Die gegenwärtige Finanz- 
politik koste dem Lande viele Millionen und laufe auf: Verschwendung 
hinaus. 

Noch ausgiebiger wurde die Sache in der Sitzung vom 29. Mai 
1916 behandelt. Der Abgeordnete S. Samuel stellte anschließend 
an die Bewilligung des neuen Kredits von 300 Mill. wiederum fest, 
daß die City mit wachsender Unruhe wahrnehme, wie das Land für 
die geliehenen Beträge unnötigerweise immer höhere Zinsen bezahlen 
müsse. Das Verfahren, den Krieg mit Schatzwechseln zu finanzieren, 
sei extravagant. Eine langfristige Anleihe sei unbedingt vorzuziehen. 
In Händelskreisen wende man sich auf das heftigste gegen eine Stei- 
gerung des Umlaufs in Schatzwechseln. Dem Einwurf des Schatz- 
kanzlers, aus dem Redner habe die City gesprochen, trat Mr. S. S a- 
muel scharf entgegen; er habe als Geschäftsmann gesprochen, 
der mit Finanzleuten oft zusammenkomme und deren Auffassung 
kenne. Der Schatzkanzler erwiderte, auch er habe die City gefragt; 
mit dem Gouverneur der Bank von England habe er die Leiter der 
großen Banken in London und in der Provinz zu Rate gezogen. 

Sir F. Banbury sprang S. Samuel bei. Es sei sehr be- 
denklich, eine derartig schwebende Schuld zu haben, die fällig werden 
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könnte in einem Zeitpunkt, daman sie zurückzuzahlen die größten 
Schwierigkeiten haben würde. 

Der gleichen Auffassung war Sir T. Whittaker. Dieschwe- 
bende Schuld sei viel zu groß. Seines Wissens sei ein größerer Be- 
trag in Schatzwechseln schon ins Ausland gegangen. Das steigere 
die Gefahr. 

Sir Joseph Walton hiebin die gleiche Kerbe. Wenn man 
zu den bereits in Umlauf befindlichen 650 Mill. hinzu den neuen 
Kredit auch im Wege von Schatzwechseln flüssig mache, so ergäbe 
das 950 Mill.; das wäre doch sehr bedenklich. 


Inzwischen sind es fast 1200 Mill. Pfd. St. Schatzwechsel 
geworden; und die 3. langfristige englische Kriegsanleihe ist 
noch nicht herausgekommen!..... Das unselige Konversions- 
versprechen! 

Es hat als ausgeschlossen zu gelten, daß der »Geldmarkt« 
diesen Betrag aufgebracht hat. Der englische Schatzwechsel ist 
vielmehr, wie schon angedeutet, in Kreise gedrungen, welche 
sich früher nie um ihn gekümmert haben. Im Inland sowohl 29) 
wie im Auslande, wo der Verkauf von englischen Schatzwechseln 
ebenfalls mit Hochdruck betrieben wird. »Der englische Schatz- 
wechsel, der gegenwärtig über 6% trägt und jederzeit rückdis- 
kontierbar ist, ersetzt in den überseeischen Bankportefeuillen 
mehr und mehr das fehlende Handelspapier.« (Frankfurter 
Zeitung vom 19. August 1916.) 

In Canada sollen im September 1916 bereits 200 Mill. Doll. 
englische Treasury Bills untergebracht gewesen sein. 

Wieviel werden in den Ver. Staaten herumschwimmen ? %) 

Auch die Regierung von Japan hat englische Schatzwechsel 
in großem Umfange erworben. Sie unterhält gewöhnlich große 
Guthaben im Ausland und ist von jeher einer der schärfsten 

38) In tbe case of Treasury bills a very much larger proportion is now held 
outside the limited circle of banks and finance houses to which this class of 
Government business had been almost exclusively confined formerly, (Fin. 
Times vom 2ı. Juli 1916.) 

The ordinary investor had liked the yearly Treasury bill better than any 
other security. . . . In present circumstances . . . the yearly bill offered a 
form of investment m ‚st satisfactory to the investor. (Mc. Kenna im Unter- 
haus, 10. August 1916.) 

Begreiflich: Schatzwechsel brachten damals 6°/),% Zinsen! 

Der Investor muß allerdings 1000 Pfund auf einmal anlegen können; denn 
das ist der kleinste Abschnitt für Schatzwechsel, nachdem die Erwägungen, 
auch Abschnitte zu 500 Pfd. St. auszugeben, nicht zum Ziele geführt haben. 


29) Letzthin wurde allerdings durch das Federal Reserve Board ein 
Riegel vorgeschoben. 
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Bieter auf englische Schatzwechsel gewesen. Nun bot sie Eng- 
land ihren Goldbestand in New York (roo Mill. Yen) an und 
erzielt 4% Zinsen, während sie sonst nur 114%, bezogen hat. 

Der Absatz von Schatzwechseln in den Kreisen der eng- 
lischen Kapitalisten (die ausländischen erhalten sie natürlich 
vorweg free of income-tax), mußte sich um so mehr heben ®0), 
je gleichgültiger das staatsbürgerliche Gewissen der Käufer und 
je schwächer das Auge der Finanzverwaltung ist. 

Wie man den Exchequer Bonds durch Steuer(hinterzienungs)- 
vorrechte auf die Beine zu helfen versuchte, ist schon mehrfach 
erwähnt worden. Bei den Schatzwechseln liegt dieses Privileg 
»in der Sache selbsi«.. Jedermann in England ist zwar mit der 
Tatsache vertraut, daß bei den Zinsscheinen die Einkommen- 
steuer (jetzt mit Ausnahme der registered Exchequer Bonds) 
sofort bei der Einlösung abgezogen wird; dafür aber, daß auch 
der Diskont von Schatzwechseln steuerpflichtig sei, hat der er- 
weiterte Kapitzlistenkreis, den man bei der Unterbringung 
der Schatzwechsel in Anspruch nahm, wenig Verständnis be- 
kundet. — »Wo ist denn bei den Treasury Bills der »Zinsschein «, 
der steuerpflichtig sein soll?« Man klammert sich an die Form, 
lehnt den für sie maßgebenden Gedanken ab und ist dann 
erstaunt, vom Steuereinnehmer behelligt zu werden. Wenn 
man gewußt hätte, daß das Diskont-Einkommen steuerpflichtig 
wäre, dann hätte man keine Schatzwechsel genommen, oder 
doch nur unter der Bedingung der Bewilligung eines höheren 
Abzugs ®1), 

Fast 1200 Mill. Pfd. St. kurzfristiger, zum Teil kürzest- 


30) Es wurden ausgegeben in der Zeit vom ı. Oktober bis 4. November 
1916. 


6% Schatzscheine für 76.62 Mill. Pfd. St. 
Schatzwechsel für 48.66 >» >’ > 
mehr Schatzscheine 27.96 » » > 


Die Begeisterung für die 6% igen Exchequer Bonds aber verflog alsbald. 
In Umlauf wurden gesetzt in der Zeit vom 5. November bis 26. November 1916 


Schatzscheine 35.42 Mill. Pfd. St. 

Schatzwechsel 34.12 >» vr >» 
TEE EEE EEE u, 

mehr Schatzscheine 1.30 >» .» 92 


») There seems t be a considerable soreness in some quarters over the 
belated discovery that the income derived from the holding of Treasury Bills 
is liable to incometax. Daß man sich darüber, meinte Fin. Times vom 27. Juni 
1916, im Zweifel befinde, sei nur zu erklären aus dem Umstand, sthat 
for a private person it is particularly easy to avoid disclosure of 
income so derived since it is practically impossible to tax it at source«. 
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fristiger Schatzwechsel! Gesetzt den für den Schatzkanzłer 
günstigsten Fall, — daß sie bei der nächsten Kriegsanleihe 
alle umgetauscht werden würden; daß weiterhin die ganze 2. 
Kriegsanleihe umgetauscht werden wollte; desgl. ein großer 
Teil der ebenfalls umtauschberechtigten Schatzscheine, so er- 
gibt das allin, von den Neuzeichnungen abgesehen, fast 2500 
Mill. Pfd. St. = 50 Milliarden M. Damit ist die 3. englische 
Kriegsanleihe vorweg eines Riesenerfolges — auf dem Papier — 
sicher; die Firma, die den Druckauftrag erhält, aber ein Gegen- 
stand des Neides für die gaaze Konkurrenz diesseits und jenseits 
des Ozeans! 

Fast 1200 Mill. Pfd. St. kurzfristiger, zum Teil kürzest- 
fristiger Schatzwechsel! Wer von der chilenischen Küste nach 
La Paz (13000 Fuß über dem Meeresspiegel) reist, lernt die 
Soroche (oder Puna) kenner. Je höher er steigt, desto dünner 
die Luft. Atembeschwerden und Herzklopfen stellen sich ein. 
Das Ohr beginnt zu sausen, die Nase zu bluten, der Kopf zu 
schmerzen. Mancher verträgt die Luft über Io ooo Fuß auf die 
Dauer überhaupt nicht; nach einigen Monaten muß er wieder 
tiefer gelegene Gegenden aufsuchen. 

Auch Mc. Kenna hat an einer solchen Höhenkrankheit zu 
leiden begonnen. Als er mit seiner Schatzwechselwirtschaft bei 
1000 Mill. Pfd. St. angekommen war (daß er so hoch kommen 
konnte, daß ihn seine Lungen so weit steigen ließen, war an und 
für sich eine Leistung! Wie viele seiner Kollegen brächten es 
fertig, über 20 Milliarden M. Schatzwechsel mit einer 3—12 
monatlichen Laufzeit auszugeben, ohne ohnmächtig zu werden!) 
da stellte sich bei ihm Uebelkeit und Atemnot ein, und 
so war er — wie der »Zugereiste« in Bolivien — gezwungen, sich 
etwas auszuruhen. Er zog sich wieder auf die Schatzscheine zurück, 
von denen Ende September 1916 nur rund 340 Mill. umliefen, 
die zudem auch erst in 3—5 Jahren fällig waren, und stattete 
die neue Emission zur Steigerung ihrer Anziehungskraft mit 
6% aus. 

Die erhoffte Behebung der Atemnot aber trat nur zum 
Teil ein. Mc. Kenna mußte wieder Schatzwechsel begeben; zeit- 
weilig wieder so viel wie Schatzscheine (S. Anmerkung 30). 
Er mußte wieder den Berg hinansteigen; noch höher als 
früher. Der Turm von Schatzwechseln erhielt von Woche zu 
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Woche wieder ein neues Stockwerk von rund Y, Milliarde M 
Das unselige Konversionsversprechen bei der 2. Anleihe! 

Daß Mc. Kenna mit diesem einen schweren Fehler begangen 
hat, liegt so klar zutage, daß er selbst kaum mehr daran 
zweifeln kann. Dabei mehren sich die Zeichen, daß er einen 
ebenso schweren zu begehen im Begriffe steht durch die mit 
allen Mitteln betriebene Hinauszögerung der 3. Anleihe. Er 
glaubt immer noch (oder gibt sich wenigstens diesen Anschein), 
für dieselbe günstigere Bedingungen erzielen zu können, wenn 
er zuwartet, als wenn er zugreift, bzw. schon zugegriffen hätte. 
Er sagt sich (immer noch sich? oder nurmehr Anderen?), es 
sei besser, vorübergehend, vielleicht für ı Jahr (seit Ausgabe 
der 2. Kriegsanleihe sind aber schon 11⁄4 Jahr verflossen !) höhere 
Zinsen zu zahlen, wenn man nachher mit einer langfristigen 
Anleihe um so billiger ankommen könne. Je länger der Krieg 
dauert, desto schiefer wird diese Rechnung. Sie wird um so schiefer, 
je größer die Schwierigkeiten bei der Valuta, je stärker der 
Zwang, die Leihsätze in London hochzuhalten. Und dem wird 
noch lange so sein. Auch nach dem Kriege wird es England 
nicht so schnell gengen, sich von New York wieder freizu- 
machen. 

Die finanziellen Peneiuagen a London und New 
York stellen ohne Zweifel das weitaus interessanteste Kapitel 
in der ganzen Finanzierung des Weltkrieges dar. Sie werden auch 
noch lange Zeit nach dem Kriege ihre Wirkung üben. Um sich 
drüben Zahlungsmittel z zu beschaffen, hat das englische Schatz- 
amt bisher 

a) auf eigenen Namen Anleihen aufgenommen; eine zu- 
sammen mit Frankreich (s. Abschnitt II.), seitdem für sich allein 
zwei durch besondere Bürgschaften gesicherte; mit einer drit- 
ten solchen im Anzug; | 

b) englische Städte veranlaßt, in New York Anleihen auf- 
zunehmen, deren Ertrag drüben natürlich dem englischen Schatz- 
amt zur Verfügung gestellt wird. 

c) Englische Banken haben sich Handelskredite beschafft, 
welche zum Teil wohl auch der Regierung zugute gekommen 
sein werden. Sodann ist zu gedenken der 

d) Mobilisation amerikanischer (s. Abschnitt III), jetzt 


auch neutraler Werte; 
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e) des Vertriebes von englischen Schatzscheinen und Schatz- 
wechseln in den Vereinigten Staaten; 
f) der Heranziehung amerikanischer Guthaben nach London; 


und endlich der 
' g) größten Goldverschiffungen, welche jemals die Welt 
gesehen hat 33). 

Es sollen von Beginn Mai bis Mitte September 1916 seitens 
des britischen Schatzamtes nahezu 300 Mill. Doll. — direkt 
und indirekt — in Gold nach New York geleitet worden sein. 

Die Verschuldung Englands an New York aber ist sehr 
kurzfristig. 

Es werden fällig am: 

ı. Februar 1918 roo Mill. Doll. (Anleihe vom Januar 1917) 

l. September 1918 250 >» » (Anleihe vom September 1916) 

ı. Februar 1919 150 > > (Anleihe vom Januar 1917) 

31. Oktober 1919 150 > » (Anleihe vom Oktober 1916) 

15. Oktober 1920 250» ®. (Engl. Anteil an der engl. französ. 
Anleihe vom Oktober 1915) 

31. Oktober 1921 150 >» . (Anleihe vom Oktober 1916) 


Die Regulierung der ungeheuren Verbindlichkeiten, die man 
bisher, im Laufe von 15 Monaten drüben einzugehen gezwungen 
war, wird auch nach dem Kriege immer akutester Art sein 
und dafür sorgen, daßMc. Kenna oder sein Amtsnachfolger nicht 
die günstigen Bedingungen für die Fundierung der schwebenden 
Schuld — wenn man sie wirklich bis zum Frieden hin: usschie- 
ben könnte! — voıfinden würde, von denen er früher geträumt 
haben mag. Wenn es nicht gelingt, diese Anleihen zu konver- 
tieren, so steht die Lösung der schwierigsten Partie der Valuta- 
frage für England noch aus. Dabei werden dann dem Schatz- 
amt die Aushilfsmittel, zu denen es jetzt greifen konnte, nicht 
mehr zu Gebote stehen. 


* + 
* 


32) Ein Beispiel, welche Opfer da die Bank von England zeitweilig ge- 
bracht hat, ist bereits in Anmerkung ®%) gegeben worden. Hier ein weiteres: 
Am 21. Juni hatte die Bank einen Goldbestand von 61.71 Mill. Pfd. 
Am 2. Aug. hatte die Bank einen Goldbestand von 54.88 >» > 
Rechnungsmäßige Abnahme 6.83 >» è 

Die »Eingänge«, über die jetzt überhaupt nicht mehr berichtet wird, über 
die auch früher nur ungenau berichtet wurde, hätten natürlich auch wieder als 
Ausgänge gebucht werden müssen. Sie sind dabei ebensowenig in Rechnung 
gestellt wie die Beträge, welche direkt von Südafrika nach Ottawa und von dort 
nach New York gegangen sind. 

Daß angesichts solcher Abzapfungen eine Zeitang die Ansicht verbreitet 
war, die Bank von England würde den Diskont noch über 6% hinaus erhöhen, 
ist begreiflich. i 
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Im Vorstehenden ist die »anleiheloser Periode der englischen 
Kriegsfinanzierung — vom Juli 1915 bis jetzt reichend ?%) — 
geschildert worden. Die Darstellung konnte aus raumökonomi- 
schen Gründen nicht erschöpfend gehalten werden. Manches 
fiel ganz unter den Tisch; es wurde z. B. nichts über War Savings 
Certificates, War Expenditure Certificates — kleine Behelfe, 
die alles in allem aber über 80 Mill. Pfd. St. eingebracht 
haben — und Post Office Exchequer Bonds gesagt; nichts über 
die 2. und 3. Anleihe in den Vereinigten Staaten; nichts über die 
japanische Anleihe; nichts über das vor kurzem ergangene Veto 
des Federal Reserve Board gegen weitere englische Anleihever- 
suche in den Vereinigten Staaten ®), Vielleicht bietet sich später 
die Gelegenheit, darauf zurückzukommen. Immerhin wird auch 
das Vorgebrachte genügen, um die Behauptung zu stützen, daß 
Mc. Kenna letzthin mit sehr großen Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatte, um sich die für die Fortführung des Krieges nötigen Mittel 
zu verschaffen. Als Ergebnis dieser seiner Anstrengungen breitet 
sich, wie schon im Eingang dieser Darlegungen erwähnt, im 
schroffen Gegensatz zu dem ermüdenden Einerlei der deutschen 
Kriegsanleihen vor dem Auge des Betrachters der englischen 
Kriegsfinanzen das denkbar buntscheckigste Gewebe aus. Der 
Schatzkanzler hat es wahrlich verstanden, für Abwechse- 
lung zu sorgen; er war bemüht, jeden Geschmack zu treffen; 
der Erfolg hat sich allerdings nicht immer eingestellt. Bonar 
Law mag von der Bestandaufnahme, die er bei seinem Amtsan- 
tritt vorgenommen haben wird, nicht sehr entzückt gewesen sein. 
Er wird erkannt haben, daß Mc. Kenna zwar ein tüchtiger Steuer- 
macher war, daß er sich aber sonst in der Beschaffung der zur 
Kriegsführung notwendigen finanziellen Mittel bös vergriffen 
hat 3%), 
ba 32°) Mit die erste parlamentarische Amtshandlung von Mc. Kennas Nach- 
folger galt der Einbringung eines Gesetzentwyrfes, welcher ihm Vollmacht zur 
Ausgabe der dritten sordentlichen« Kriegsanleihe gab. 

3) Ist es ernst gemeint gewesen? Bereut man vielleicht drüben schon, szu 
weite gegangen zu sein? Sind nicht schon wieder Annäherungsversuche im Gange ? 

Nachrichten aus New York sind, wie die Erfahrung beweist, in Deutsch- 
land sehr leicht Mißverständnissen ausgesetzt; wir können sie vielfach nicht 
recht lesen. Möglicherweise haben wir auch diese Warnung nicht ganz richtig 
u sein letztes Opus, die Ausgabe der dreijährigen 6 %igen Exchequer 
Bonds, ehrt den Meister nicht. Er gewann im Oktober durchschnittlich 16,04 


Mill. Pfd. St. pro Woche, im November 11.98 Mill. Pfd. St. und im Dezember 
9.49 Mill. Pfd. St. — 20.62 Mill. in der ersten Oktoberwoche und 6.25 Mill. Pfd, 
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Das Schlimmste aber ist noch nicht, daß der englische Staat 
schon’ seit längerem 6%, Zinsen gewähren muß, sondern daß das 
Vertrauen des englischen Puplikums zum 
Schatzamt vollkommen vor die Hunde ging. 
Mc. Kenna hat — den Kopf vor der Notwendigkeit einer dritten 
langfristigen Anleihe beharrlich in den Sand steckend — in 
meisterhaftester Weise gezeigt, wie man es nicht machen darf. 
Zuerst hat er die Inhaber der 2. Kriegsanleihe gegen sich aufge- 
bracht, als er — im Dezember 1915 — zur Ausgabe der 5%igen 
Schätzscheine schritt, denen gegenüber das Konversionsrecht 
der 2. Kriegsanleihe wertlos: war, weil sie nur in neue slang- 
fristige« Schuldverschreibungen umgetauscht werden kann. Es 
ist ihm ins Gesicht gesagt worden, daß er mit der Ausgabe dieser 
Exchequer Bonds die Zeichner und Käufer der 2. Kriegsanleihe 
um ihr wohlverbrieftes Recht zu prellen versucht habe. Der Vor- 
wurf ließ ihn kalt und hat ihn nicht im Mindesten abgehalten, 
das gleiche Verfahren alsbald zu wiederholen. Es hat den In- 
habern der seit Dezember 1915 ausgegebenen 5%igen Schatz- 
scheine ab Oktober 1916 die 6% igen Schatzscheine auf die Nase 
gesetzt und diese — und mit ihnen natürlich auch die Inhaber 
der.2. Kriegsanleihe, die sich wieder um ihr Umtauschrecht »be- 
trogen« sahen; von der Entwertung ihres Besitzes ganz abgesehen 
— erzürnt. Kein Wunder, daß das Vertrauen -zum Schatzamt 
unter solchen Umständen auf das Tiefste erschüttert ist und 
Jedermann sich sagt: Je mehr man sich beim Zeichnen »beherr- 
schen« kann, desto besser! Wer sein Geld bei der im November 
1914 ausgegebenen I. Kriegsanleihe (4 %) in der Tasche behielt, 
tat recht; denn bei der 2. Kriegsanleihe — Juli 1915 — bekam 
man 1, % mehr Zinsen. Daher das Umtauschrecht der I. in 
die 2. Kriegsanleihe. Man wollte den peinlichen Eindruck ver- 
wischen. Wer sich da drückte und bis Dezember ıgI5 auf die 
Emission der Exchequer Bonds wartete, bekam wieder 1%, % mehr. 
Und wer auch da noch »klug« war und sein Geld bis Oktober 1916 
auf der Bank stehen ließ, erzielte wieder einen Zinsgewinn um 
ein volles Prozent. 


in der letzten Dezemberwoche. — Solch ein Rückschlag war bei einer dreijährigen, 
mit 6% Zinsen bedachten Schuldverschreibung des englischen Staates 
möglich I 

Das ist der Punkt hinter der Tätigkeit Mc. Kennas als Schatzkanzler. Er 
hat den englischen Kapitalmarkt durch seine aus der Verstocktheit geborenen 
Maßnahmen in eine heillose Unordnung gebracht; und wie gering ist der Ertrag 
seines letzten verzweifelten Schrittes schließlich geworden! 
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Bonar Law wird einen schweren Stand haben, das Vertrauen 
des Kapitalisten-Publikums, das sich durch Mc. Kennas Maß- 
nahmen so schmählich betrogen fühlte, zurückzugewinnen. 

Und wie sah die Bestandaufnahme aus, die er bei seinem 
Amtsantritt vorgenommen hat? Er fand folgendes: 


A. 


England hatte vor dem Krieg eine konsolidierte 
Schuld und zwar 


21%, % Konsols 535.70 Mill. Pfd. St. 
21% % Annuitäten 29.80 » » p 
234 % » 3.80 » » 9» 


569.30 Mill. Pfd. St. 
Davon wurden umgetauscht in 2. Kriegs- 


anleihe 

2% % Konsols. 255.20 Mill. Pfd. St. 

2% % Annuitäten 8.20 » » > 

2% » 1.10 >? » » 264.50 >»? » b 
Es stehen also von der Vorkriegs- A 

schuld noch aus 304.80 Mill. Pfd. St.) 


p o B. 
An langfristigen Kriegsschulden 
sind vorhanden die 4% %ige 2. Kriegsanleihe 
vom Juli 1915, rückzahlbar zwischen 1925 /1945. 
Die neuen Zeichnungen 


brachten 587.20 Mill. Pfd. St. 
im Umtausch wurden 
weggegeben 313.63 » » » 900.83 Mill. Pfd. St. 36) 


Sodann die 31, %ige I. Kriegsanleihe vom 
November 1914 mit | 
ursprünglich 350.00 Mill. Pfd. St. 
davon umgetauscht in 
2. Kriegsanleihe 148.77 » » 9 
201.23 Mill. Pfd. St. ’ 
weitere Umwandlungen 138.45 7)» » » 62.78)» » 9» 


963.61 Mill. Pid. St. 


35) Zinserfordernis 7.63 Mill. Pfd. St. 

3) Zinserfordernis 40.51 Mill. Pfd. St. F 

3) Wann und auf weicher Grundlage umgetauscht wurde, steht nicht 
fest; sondern nur, daß umgetauscht wurde; wahrscheinlich in Schatzwechsel. 
Der englische Schatzkanzler hat sich mitten im Kriege entschlossen, große Be- 
träge niedrig verzinslicher und langfristigerSchulden in höher ver- 
zinsliche und k ur z fristige umzuwandeln. 

_ 39) Zinserfordernis 2.20 Mill. Pfd. St. 
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- Die gesamte fundierte langfristige Schuld 
Englands beziffert sich mithin jetzt auf 1.268.413°) Mill. Pfd. St. 


C 


Hieran schließen sich als sıkurzfristig 
konsolidierte«s Schulden: 
3 ige Schatzscheine, ausgegeben 1915, fällig 
1920 
ursprünglich 50.00 Mill. Pfd. St. 
getilgt durch Umtausch 28.34 » » » _21.66*% Mill. Pfd. St. 
ferner 
5 %ige Schatzscheine, fällig 1919/1921 334.17) >» >» >» 
6 %ige Schatzscheine fällig 1919 150.01) 9 » 9» 
505.84 Mill. Pfd. St, 


D. 


Daran reihen sich die Verpflichtungen im Ausland 
und zwar in den Vereinigten Staaten, 
die englisch-französische Anleihe, fällig 1920, eng- 


lischer Anteil I1.000 Mill. Doll. 
I. englische Anleihe, fällig 1917 /18 250 >»? ? 
2. englische Anleihe, fällig I9Ig /2I 300 >»? » 
1.550 Mill. Doll. 
= 310%) Mill. Pfd. St. 
Dazu Japan-Anleihe, fällig 1919 *) I0 » » 9 
320 Mill. Pfd. St. 
E. 
Dazu kommt noch der Umlauf an 3—12 monat- 
lichen Schatzwechseln im Betrage von 1.148.11 $8) 
War Expenditure Certificates 4) rund 30 00 


War Savings Certificates $47) rund 40 00 
1.218.11 


39) Zinserfordernis 50.34 Mill. Pfd. St. 4°) Zinserfordernis 0.65 Mill. Pfd. St. 

41) Zinserfordernis 16.71 Mill. Ptd. St. 

4) Zinserfordernis 9.00 Mill. Pfd. St. Die Ziffer gilt für die Zeit vom 2. Ok- 
tober bis 23. Dezember 1916. Inzwischen sind es ı61 Mill. geworden. Unmit- 
telbar von Ausgabe des Prospekts der neuen Anleihe wurde der Verkauf der 
6 % gen Schatzscheine sowie der Schatzwechsel eingestellt. 

43) Zinserfordernis der Anleihen an und für sich 15. 50 Mill. Pfd. St.; abgesehen 
von den Vergütungen für die Leihe der Wertpapiere, die man als Sicherheiten 
für die 1. und 2. englische Anleihe bestellt hat. 

Inzwischen (Januar 1917) ist eine dritte englische Anleihe in New York 
(250 Mill. Doll.) hinzugekommen. &) Zinserfordernis 0.6 Mill. Pfd. St. 

4) Stand am 23. Dezember 1916. Zinserfordernis zu durchschnittlich 5% % 
64.79 Mill. Pfd. St. 

46) Sie können als zweijährige Schatzwechsel gelten. 

1) Gegen Einzahlungen von 151, s wird nach 5 Jahren ı L. vergütet, 
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Ferner wäre noch zu gedenken eines Betrages in unbekannter 
Höhe, welchen man sich auf die in England geliehenen — und nicht 
für die oben unter D genannten Anleihen als Sicherheit hinterlegten — 
American Securities in New York verschaffte, der Currency Notes, 
auf die hier näher einzugehen zu weit führen wiirde, usw. 

Alles in allem wird England gehabt haben am ı. Januar 1917 
eine fundierte Vorkriegsschuld (Konsols) von 


rund ` 305 Mill. Pfd. St. 
eine fundierte Kriegsschuld (I. und 2. Kriegs- 

anleihe) von rund 964 3» » » 
Gesamte fundierte Schuld 1.269 Mill. Pfd. St. 
Schatzscheine, fällig 1919 /2I, rund 506 » b 9 
Amerik. und jap. Anleihen, fällig 1918/21 320 » » 9 
Schatzscheine usw. 1.218 » E > 
Gesamte »kurzfristige fundiertee und unfun- 

dierte Schuld 2.044 Mill. Pfd. St. 
dazu von oben (fundierte Schuld) 1.269 ® » 9 
Gesamtschuld 3.313%) Mill. Pfd. St. 
Vor dem Krieg (fundiert und unfundiert; 

3I. März 1914) 65I » u > 
Zunahme bis ı. Januar 1917 2.662 Mill. Pfd. St. 


Der Krieg hat also England einstweilen eine Erhöhung der 
Staatsschuld um 53 Milliarden Mark (auf über 66 Milliarden Mark) 
gebracht; die (nicht unbedeutende) englische 
Vorkriegsschuld wurde reichlich verfünf- 
facht. 

Bonar Law nun wird bis ı. April 1917 verhältnismäßig 
nicht entfernt soviel Schulden machen müssen, wie sein 
Amtsvorgänger in den ersten 9 Monaten des Finanzjahres, es 
sei denn, es stellen sich die ungebetenen fremdländischen 
Gäste mit noch mehr Appetit ein, als sie in der letzten Zeit ge- 
äußert haben. 

Er hat ja jetzt das vierte, das fette Quartal des Steuer- 
jahres vor sich; aus der Einkommensteuer allein wird er jetzt 
alsbald in der Woche 12 Millionen Pfd. St. gewinnen; dank den 
alle Anschläge weit überschreitenden Erträgen der Kriegsge- 
winnsteuer werden ihm demnächst Alles in Allem in der Woche 
ı8—2o Mill. Pfd. St. aus laufenden Einnahmen zufließen. Er 
sitzt also jetzt warm in der Steuerwolle und wird die Kredit- 

4) Gesamtzinserfordernis rund 160 Mill. Pfd. St. Im Finanzjahr 1906/7 
hatte die Gesamteinnahme des englischen Schatzamtesı55 Mill. Pfd. St. betragen. 
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fabrikation nicht mehr mit dem Hochdruck zu betreiben brauchen 
wie sein Amtsvorgänger. 

Erst wenn er zu Beginn April 1917 mit seinem Budget fürs 
nächste Finanzjahr vors Unterhaus treten muß, wird er wieder 
tief Atem zu holen und dem englischen Steuerzahler zu sagen haben, 
daß er dann in der Annahme der Fortdauer des Krieges bis I. 
April 1918 und unter Zugrundelegung einer täglichen Ausgabe von 
6 Mill. Pfd. St. (die Vorsicht wird ihm gebieten, vielleicht sogar 
von 61, und 61 Mill. zu sprechen) wohl mit einer Jahres- 
ausgabe von bis zu 2300 Mill. Pfd. St. zu rechnen hätte, und 
daß man bis zum ı. April 1918 wohl wieder (unter Anrech- 
nung der Erträge eines vierten Kriegssteuergesetzes) I700 Mill. 
neue Schulden machen müßte, d.h. daß die Staatsschuld Eng- 
lands sich dann 5000 Millionen Pfd. St. nähern wollte ..... 

= Und dann wird die Frage auftauchen: Dürfen wir es soweit 
kommen lassen? Wenn ja, müssen wir das Vermögen dann 
nicht erst beim Erbgang, sondern schon inter vivos mit einer 
Steuer erfassen ? o | 

. Möglicherweise aber findet er, zur Milderung des Schrecks 
des Steuerzahlers, einen Ausweg, indem er einen Morange nag 
nur für ein halbes Jahr aufstellt. _ 

. Oder — gar keinen! Dabei wird dann dem Engländer, der, 
wie seine festländischen Leidensgenossen das Bedürfnis verspüren 
mag, von der Kriegsrechnung möglichst wenig zu noren und zu 
sehen, am wohlsten zu Mute sein. 
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Die kriegswirtschaftliche Literatur, die wir hier zur Anzeige 
bringen, zeigt gegenüber den früheren’ Veröffentlichungen ein wesent- 
lich verändertes Gesicht. Während in der ersten Zeit die Gesinnungs- 
und Erbauungsschriften noch stark überwogen und auch in die wis- 
senschaftlichen Vorträge fast immer dieser Ton der Begeisterung 
hineingetragen wurde, ist das jetzt wesentlich anders geworden. Die 
Schriften zeichnen sich fast durchgehends durch eine große Sachlich- 
keit aus. Das Ermuntern, Anfeuern, Antreiben fehlt fast gänzlich. 
Es ist eben gegenüber der ersten Erschütterung aller Gemüter viel- 
mehr eine gewisse Ruhe und ein gewisses Sichgewöhnen über die 
Menschen gekommen. Allerdings verleugnet die Mehrzahl die Ent- 
stehung als Gelegenheitsschriften nicht ;essind in den meisten Fällen ent- 
weder erweiterte Reden oder zu bestimmtem Zwecke verfaßte Arbeiten. 
Daher ist ihr Umfang meist nur gering: wenige Schriften überschreiten 
100 Seiten. Es werden mannigfache Gebiete berührt. Dabei ist ein 
Hinlenken auf konkrete Probleme allenthalben wahrzunehmen und 
die allgemeinen Erörterungen treten zurück. Von den wissenschaft- 
lichen Fachzeitschriften hat dieses Archiv auf die ersten drei Kriegshefte 
noch drei weitere folgen lassen, die einen sehr vielseitigen Inhalt 
haben. Auch die anderen Fachzeitschriften bringen viele Beiträge 
zur Kriegswirtschaft; daneben sind die amtlichen Denkschriften 
eine weitere Quelle der Belehrung. Die volkswirtschaftliche Abteilung 
des Kriegsernährungsamtes veröffentlicht eigene »kriegswirtschaftliche 
Beiträge. Das Kieler »Institut für Weltwirtschaft und Seever- 
kehr« bringt außer Ergänzungsheften noch eigene kriegswirtschaft- 
liche Untersuchungen. Der Verfasser dieses Berichtes gibt zusammen 
mit Ferdinand Schmid und Wilhelm Stieda »Kriegswirtschaftliche 
Zeitfragen« heraus, von denen bisher Io Hefte verschiedenen Inhaltes 
erschienen sind. Wir fassen auch hier die zahlreichen Arbeiten wieder- 
um unter den folgenden fünf Kategorien zusammen: 

a) Prinzipielles zur Kriegswirtschaft, Theorie und Systematik 
(S. 1042); b) Deutsches Wirtschaftsleben im allgemeinen (S. 1054); 
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c) Einzelne Gebiete (S. 1064); d) Geldwesen und Finanzen (S.1072); 

e) Ausland (S. 1083). , 

a) Prinzipielles zur Kriegswirtschaft, Theo- 
rieund Systematik. 


Bulletin der Studiengesellschaft für soziale Folgen des Krieges: Nr. 2: 
Menschenverluste im Kriege. Kopenhagen 1916. — 24 S. 

Eberhard Gothein, Krieg und Wirtschaft. Akademische 
Rede. Heidelberg, J. Hörning, 1914. — 109 S. 

Joseph Gruntzel, Preistreiberei. Eine kritische Beleuchtung 
ihres Wesens und ihre Bekämpfung. Wien, Alfred Hölder, 
1916. — S. 24. 

Hans Köppe Kriegswirtschaft und Sozialismus. Marburg G. 
Elwert, 1915. — 38 S. 

Emil Lederer, Die Ueberleitung der Wirtschaft in den Frie- 
denzustand (Versuch einer Schematisierung des Zirkulationspro- 
zesses). Tübingen. J. C. B. Mohr. 1916. — 41 S. 

Heinrich Mannstädt. Preisbildung und Preispolitik im 

Frieden und im Kriege. Jena, Gustav Fischer, 1916. — 31. S. 

Berthold Otto, Kriegsrechenschaft als wirtschaftliche und 
finanzielle Kriegsrüstung. Berlin, Martin Warneck, 1916. — 169 S. 

Johann Plenge, Eine Kriegsvorlesung über die Volkswirtschaft 
Das Zeitalter der Volksgenossenschaft. Berlin, Julius Springer, 
I9I5. — 3I S. 

Ulrich Steindorff, Kriegstaschenbuch. Ein Handlexikon 
über den Weltkrieg mit fünf Karten. Berlin und Leipzig, B. G. 
Teubner, 1916. — 346 S. 

Oskar Stillich, Gehen wir einer Hochkonjunktur entgegen ? 
Eine Untersuchung über die Geschäftslage nach dem Kriege. 
Berlin, 1916. — 53 S. 

Andreas Voigt, Kriegssozialismus und Friedenssozialismus 
Eine Beurteilung der gegenwärtigen Kriegs-Wirtschaftspolitik. 
Leipzig, A. Deichert, 1916. — 31 S. 

An erster Stelle soll die Rektoratsrede von Eberhard Got- 
hein, Krieg und Wirtschaft, Beachtung finden. Es bleibt nur 
zu bedauern, daß sie an so verstecktem Orte erschienen ist; denn 
sie verdient nach Form und Inhalt gleicherweise weitere Verbrei- 
tung. Hatten wir über die Schrift von Wilhelm Jerusalem zur 
Soziologie des Krieges, in der ersten Literaturbesprechung ein sehr 
ungünstiges Urteil abgegeben, da dem Verfasser zum Soziologen un- 
gefähr alles — Fragestellung, Sachbeherrschung, Prinzip und Urteil — 
fehlt, so zeigt Gothein, wie man auch als Nationalökonom sozio- 
logische Gesichtspunkte sehr wohl heranziehen und fruchtbar machen 
kann. Die Methode, die er einschlägt, möchte ich als die vergleichend- 
historische bezeichnen d.h. er analysiert nicht, wie ich es in meinem, 
an dieser Stelle veröffentlichten Versuch zur Theorie der Kriegs- 
wirtschaft getan habe, einen bestimmten Zustand der Volkswirtschaft 
auf die Veränderung durch den Krieg. Vielmehr benutzt Gothein die 
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Erfahrungen und Beobachtungen aus verschiedenen Kriegen aller 
Zeiten, um so allgemeiner Betrachtungen über den Gegenstand anzu- 
stellen. Bei dieser Betrachtung ergibt sich nun allerdings die Schwierig- 
keit, daß manche Probleme wegen der Unbestimmtheit des realen 
Hintergrundes, auf dem siesich abspielen, sehr verwaschen und allge- 
mein gehalten erscheinen und daß beider Anwendung aufden modernen 
Krieg eine starke Modifizierung eintritt. Andererseits wird durch diese 
Methode das Anschauungsmaterial wesentlich erweitert und manche Er- 
scheinungen des modernen Krieges rücken in eine neue Beleuchtung. 
Dabei ist sich freilich Gothein im Gegensatz zu Neurath durchaus 
bewußt, daß auch die kriegswirtschaftlichen Erscheinungen mit der 
allgemeinen Veränderung der Umwelt und dem jeweiligen volkswirt- 
schaftlichen Zeitalter ebenfalls eine Entwicklung durchmachen und 
in dem Zeitalter des Kapitalismus unter besonderen Voraussetzungen 
stehen, die anderwärts nicht zutreffen. Jedenfalls erhalten wir auf 
diese Weise dank seiner reichen Kenntnis des Wirtschaftslebens der 
Vergangenheit sehr viele Anregungen und treffende Parallelen. Seine 
gedankenreiche Abhandlung zerfällt in drei Teile: I. Psycholo- 
gische Grundlagen, II. Kriegsbedarf, III. Wirkungen des 
Krieges auf die Volkswirtschaft. 

Im ersten Kapitel geht Gothein von den Verhältnissen des In- 
dividuums zur Masse aus: im Kriege werde alles Organisation, was 
bis dahin Freiheit war. Latente Kräfte werden lebendig; Energien 
unter der Voraussetzung einer nur vorübergehenden Dauer 
mit Macht ausgelöscht. Aber die Unterordnung des Ich unter die 
Gesamtheit sei noch lange kein Altruismus. Es gelte disziplinierbare 
und indisziplinierbare Eigenschaften zu unterscheiden. Dabei sei 
Disziplin und Organisation nicht dasselbe. Disziplin ist Zucht des 
Willens, Organisation Zusammenfassung vieler Willen zu einem Zwecke; 
wertlose Eigenschaften bilden die Unter- und Gegenströmungen. 
So versucht Gothein Soziologie auf historische Psychologie zurück- 
zuführen, indem er die einzelnen Eigenschaften wie Opfermut, Tapfer- 
keit, Ehrgeiz, Haß, Sympathie, Edelmut, religiöses Empfinden, 
Autorität, Gleichheit, Verantwortlichkeit, Phantasie, Eigennutz, Miß- 
trauen, Genußsucht in ihrer Wandelbarkeit und Bedeutung. für den 
Krieg untersucht. Mir scheinen diese Betrachtungen ganz besonders 
feinsinnig und anregend, ohne jemals trivial zu werden. So erinnert 
er (S. 15) an das Wort Jakob Burkhardts, daß die Völker Europas 
sich untereinander hassen mögen, aber zum Glücke einander nicht 
entbehren könnten. Oder er zeigt, wie der Krieg einerseits schon durch 
den Gedanken der Wehrpflicht die Gleichheit fördere, andererseits 
aber eine differenzierende Macht darstelle und wesentlich zur Aus- 
bildung des Adels beigetragen habe. Oder er setzt auseinander, daß 
der Krieg in Einem der größte aller Rationalisten ist, weil er alle 
Zwecksetzung auf ein Ziel darstelle und dabei sich ein Gesamtinteilekt 
durchsetze, aber zugleich auch wesentlich zur Mythenbildung bei- 
trage. Oder er bekennt gegenüber manchemVorurteil, daß der Eigennutz 
im Kriege bestehen bleibe und sogar mitverwertet werde. Hier 
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zeigt sich überall die kundige Hand des Soziologen, der seine Beob- 
achtungen und Erfahrungen vielseitig zu verwenden weiß. o 

Das zweite Kapitel über den Kriegsbedarf weist zunächst 
auf den engen Zusammenhang zwischen Krieg und Finanzen hin, wie 
er ja das Geldwesen des 15. Jahrhunderts mit hat entwickeln 
helfen. Er stelle eine große Einzelwirtschaft des Staates dar und ge- 
höre nach Sombarts Sprachgebrauch der Bedarfsdeckungswirtschaft 
an, da die Konsumtion des Heeres sich in derselben Wirtschaft voll- 
zieht. Jeder Krieg bedeute darum einen Rückfall in die Natural- 
wirtschaft: die Heereswirtschaft erscheint so als erweiterter Fronhof. 
In diesen Zusammenhang gehört sowohl der Eigenbetrieb des Staa- 
tes wie die Lieferungen des Privaten, das Verkehrsproblem wie die 
finanzielle Bereitschaft. Ueber die Kriegsanleihen meint Gothein, 
daß der Staat sich fürdie Zukunft belaste und infolgedessen 
auch seine Bürger, dagegen genieße und verbrauche er in der Gegen- 
wart. Die Volkswirtschaft belaste sich aber inder Gegenwart 
in Erwartung eines Gewinnes für die Zukunft. Zwar sei eine Anleihe 
an sich nicht produktiv, volkswirtschaftlich wirke sie aber doch 
dahin, die Produktion zu fördern. Der Staat erhalte durch sie eine 
erhöhte Verfügungsgewalt über die Güter und produktiven Kräfte 
der Gegenwart. Die englische Methode, Bank-, Privat- und Staats- 
kredit miteinander zu verquicken, habe ihre großen Vorzüge. Auch 
dieses zweite Kapitel ist reich an geistvollen Bemerkungen und feinen 
Beobachtungen. Das gelobte und wohl sonst unbekannte Werk des 
russischen Finanzministers Cancrin, »Militär-ODekonomiee, wollen wir 
uns für andere Gelegenheiten merken. 

Das dritte Kapitel behandelt de Wirkungen des Krie- 
ges auf die Volkswirtschaft. Sie stehen im Zusammen- 
hang mit den volkswirtschaftlichen Krisen, deren verschiedene Formen 
daraufhin betrachtet werden: Konsumtions-, Produktions-, Kredit-, 
Zahlmittelkrisen. Die letztere führt von selbst zu einer längeren 
Betrachtung über die Zahlungsmittel und Geldtheorien. Auch die 
klassische Geldlehre habe sich durchaus am Kriege orientiert. 
Das gelte von Riccardo, Peel, Nebenius, Bamberger, Lorenz v. Stein. 
Des letzteren Anschauung, wonach das Zahlungsrecht des Staates 
gegenüber dem Papiergelde dessen konstitutives Prinzip bedeute, sei 
damals ungehört verhallt. Aber jetzt komme sie wieder zur Geltung: 
Oesterreich habe gegenüber den Monometalisten Recht behalten 
und die Knappsche Theorie habe ihren Siegeslauf angetreten. Das 
Wesen des Geldes beruhe auf einem innerstaatlichen Verhältnis und 
Rechtsinstitut. Die Knappsche Theorie habe sich im Kriege bewährt (?) 
und. der Zwangskurs habe seinen Schrecken (auch seine Wirkungen ? ?) 
verloren. Gothein tritt dann für die Abtrennung eines besonderen Gold- 
fonds zur Begleichung der Wechselkurse ein. Auch bei der Preis- 
bildung bekennt der Verfasser deutlich Farbe und zwar. gegen die 
klassische Werttheorie. Vielmehr bewähre sich der Grenznutzen: 
die Bedürfnisskala verschiebe sich und trete in ihrer realistischen 
Nacktheit hervor. Der Grenznutzen der notwendigen Lebensbe- 
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dürfnisse steige; das Geld aber erhalte beim einzelnen einen sub- 
jektiven Grenznutzen (?S.92). Auch das Kapital steige durch den 
Krieg im Werte und damit sein Einfluß. Andererseits werde das 
Selbstbewußtsein der unteren Schichten durch den Appell an ihre Mit- 
wirkung wesentlich gehoben und verlange einen Ausgleich, wie das 
bisher in jedem Kriege der Fall gewesen sei. 

Doch ist es nicht möglich, in dieser Besprechung den reichen 
Inhalt der Arbeit auszuschöpfen. Es genüge, einige markante Stellen 
hervorzuheben und auf die Bedeutung dieser Schrift hingewiesen zu 
haben. Es scheint mir überflüssig, auf abweichende Meinungen, 
z.B. bezüglich der Naturalwirtschaft, der Geld- und Priestheorie 
näher einzugehen. Sie treten ganz zurück vor der Fülle von beleh- 
renden und anregenden Gesichtspunkten, die Gothein bietet. Ich stehe 
nicht an, sie für einen der bedeutungsvollsten Beiträge zur Wirtschaft 
und Soziologie des Krieges zu erklären. 

Prinzipielle Erörterungen über die Kriegswirtschaft knüpfen 
vor allem an die Frage an, wieweit diese als Sozialismus zu bezeichnen 
sei und wie weit nach dem Kriege überhaupt eine stärkere Betonung 
sozialistischer Gedanken stattfinden werde. Es war in der früheren 
Besprechung bereits ausführlich auf die Ausführungen von Jaffe einge- 
gangen worden, der in der Kriegswirtschaft einen neuen Geist und ein 
neues Wirtschaftsprinzip erblickt, das nach dem Kriege beizubehalten 
sei. Auch Plenge hatte in seiner Kriegsvorlesung über die Volks- 
genossenschaft die Frage allgemein berührt. Er sieht nach dem Kriege 
eine veränderte Wirtschaftswelt entstehen. Es beginne mit ihm eine 
neue weltgeschichtliche Periode: die Volkswirtschaft des Kapitalismus 
sei zu Ende und es werde nach dem Kriege das Zeitalter des Sozialis- 
mus beginnen, das Plenge das »Zeitalter der Volksgenossenschafte 
nennt. Kapitalismus sei das Wirtschaftsleben des ıg. Jahrhunderts 
gewesen, wobei Klein-, Mittel- und Hochkapitalismus zu unterscheiden 
seien. Während aber das Streben nach Geldgewinn das Charakteristikum 
des kapitalistischen Zeitalters war, sei durch den Krieg, so meint er 
ähnlich wie Jaffe, ein neuer Geist in das Wirtschaftsleben einge- 
zogen, der das ganze System umgestalten müsse. Dabei könnten äußer- 
lich Organe und Einrichtungen bestehen bleiben. Nur das innere Ver- 
hältnis zum Staat und zur Allgemeinheit werde ein anderes werden: 
nämlich nationaler Sozialismus und sozialer Patriotismus. Der Aufbau 
der Wirtschaft und der Aufbau des Staates werden ganz anders ver- 
standen werden müssen als bisher. Aber auch der Staat werde ein 
anderer sein. Der Volksgeist erlebe eine große Veränderung, dem sich 
der Staat nicht entziehen könne. Es sei die Zeit der großen Umbildung 
des europäischen Willens, die jetzt angebrochen sei. Damit wird auch 
das Programm der politischen Aufgaben notwendig ein anderes werden 
müssen. So bedeutet tatsächlich das Jahr 1914 einen großen Wende- 
punkt des Weltgeschehens. Vorher und nachher werde es tatsäch- 
lich verschiedene Epochen geben: das erste Zeitalter der Volks- 
genossenschaft werde beginnen. | 

Gegen die Anschauungen Jaffes und Plenges, die ja auch sonst 
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in der Oeffentlichkeit öfters vertreten werden, macht Andreas Voigt 
energisch Front. Die Wissenschaft habe sich ihrer Aufgabe nicht ge- 
wachsen gezeigt und die geistige Kriegsbereitschaft habe gefehlt. Eine 
planmäßige Bedarfsdeckung in diesem Umfange habe vorher nicht 
existiert. Aber nur dem Umfange, nicht dem Wesen nach, seien die 
Maßnahmen von den früheren beiBelagerung undBlockade verschieden. 
Der Krieg habe nirgends die Schwäche der bestehenden Wirtschaft 
offenbart. .Er habe vielmehr die Bedeutung und Unentbehrlichkeit 
der privatwirtschaftlichen Grundlage der Volkswirtschaft gezeigt. 
Es werde ja der Krieg mit den Mitteln des privaten Kapitals geführt, 
Im Gegensatz zu Jaffe und Plenge sieht Voigt in der Wirtschafts- 
geschichte einen dauernden Widerstreit von zwei entgegengesetzten 
Wirtschaftsprinzipien — das Prinzip des freien Verkehrs und das 
der obrigkeitlichen Beherrschung. Während ersteres in freien Ver- 
trägen besteht, beruhe dieses auf öffentlichem Recht. Es sei in Wirk- 
lichkeit niemals eines der beiden Prinzipien allein herrschend, sondern 
stets ein Kompromiß und eine Mischung beider. Das 19. Jahrhundert 
habe mit dem Zeitalter des wirtschaftlichen Liberalismus begonnen. 
Dann seien starke staatliche Einrichtungen eingetreten. Aber der 
Krieg sei kein Glied einer nationalen Entwicklung, sondern schaffe 
Ausnahmezustände und bedeute eine Unterbrechung der Entwicklung. 
Deutschlands Lage ähnele der einer belagerten Festung, und so seien 
Notmaßnahmen aus diesem besonderen Anlaß eingetreten, die ein 
besonders geduldiges Publikum sich gefallen lasse. Der Belagerungs- 
kommunismus sei nicht neu. Nur die Absicht ihn über denFrieden hinaus- 
zu übernehmen, sei etwas Neues, und diese sei offenbar irrig. Gewinn- 
streben sei auch unter dem Kriege nötig und allgemein vorteilhaft, weil 
nur dadurch das Gebot der Wirtschaftlichkeit gewahrt werden könne. 
Nur wo der Unternehmergewinn hinreichend hoch sei, könne auch der 
Arbeitslohn sich auf ein erwünscht hohes Niveau heben. Eine Ver- 
änderung der Menschennatur sei auf die Dauer kaum zu erwarten. 
Die Veränderung bestehe nur darin, Sinnen und Trachten auf ein ge- 
meinsames politisches Ziel zu richten. Ist das vorbei, so werde der 
alte Adam wieder zum Vorschein kommen. Ja die Menschen werden 
mit verdoppelter Energie das jetzt der Regierung Ueberlassene selbst 
in die Hand nehmen. So werde man nach dem Kriege, in dem das 
Wirtschaftsprinzip zugunsten des Kriegsabsolutismus verschoben sei, 
wieder auf die erprobte Mittelstellung zurückkehren. 

Auch Köppe geht von der Frage aus, ob wir es wirklich mit 
einer völligen Neuschöpfung für den Krieg zu tun haben und ob nachher 
das Solidaritätsprinzip gegenüber dem Individualitätsprinzip zur Gel- 
tung gelangen werde: ob nachdem ein Zeitalter des Sozialismus an- 
ehben möchte. Dabei geht Köppe von einer Fassung des Sozialismus 
aus, die sich an die Begriffsbildung Tugan-Baranowskis anschließt, 
wonach Sozialismus sdie Ausschließung der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen sei«. Mir scheint diese völlig negative Begriffs- 
bildung ganz unglücklich zu sein, weil sie gar keinen positiven Inhalt 
gegenüber den anderen Wirtschaftsordnungen enthält. Köppe be- 
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zweifelt, daß nach dem Kriege der Erwerbstrieb aufhöre;; einer solchen 
Annahme fehle jede psychologische Fundamentierung. Er untersucht, 
wieweit die Maßnahmen unserer Kriegswirtschaft, die sich ja wesent- 
lich von der Wirtschaftspolitik des Friedens abheben, den Charakter 
von sozialistischen hätten oder wenigstens von einer Annäherung an 
den Sozialismus gesprochen werden könne. Wenn auch das Gemein- . 
schaftsgefühl zugenommen habe, so bleibe doch das Privateigentum 
an Produktionsmitteln bestehen, ebenso das Eigentumsrecht von 
Gebrauchsgütern. Auch die Organisationen seien halb privaten und 
halb öffentlichen Charakters; der volkswirtschaftlich fruchtbare Han- 
del sei nicht ausgeschaltet und persönliches Erwerbsinteresse bleibe 
der Hebel. Wenn auch das inländische Brotgetreide in eigenartiger 
Weise monopolisiert sei, so stehe dies doch nicht auf gleicher Stufe 
mit einem staatlichen Handelsmonopol. Es handele sich vielmehr 
ebenso wie bei dem Brotkartensystem um eine staatliche Notstands- 
politik großen Stiles. Auch die Höchstpreise stützten sich auf die in- 
dividuellen Tauschwerte und richteten sich nach dem Stand der 
freien Marktbildung. Die Rohstoffbeschlagnahme und andere Maß- 
nahmen lassen das private Eigentum unangetastet. Ebensowenig 
trage das Reichsstickstoffmonopol schon einen sozialistischen Charak- 
ter. Alle diese Maßnahmen seien nur provisorisch. Der Kapitalis- 
mus habe Gewaltiges geleistet, gerade auch im Kriege: die Umwand- 
lung der Unternehmungen und die Einstellung auf die neuen Er- 
fordernisse des Krieges seien letzten Endes dem Erwerbsbetrieb ent- 
sprungen und daher echte Lebensbetätigung des individualistisch- 
kapitalistischen Wirtschaftssystemes. Die bestehende Wirtschafts- 
ordnung konsolidiere sich vielmehr unter dem Kriege: sie verstärke 
ihre Unterlagen, entfalte ihre Kraft und verjünge sich selbst. Nach 
dem Kriege vollends werde die individualistische Gestaltung notwendi- 
ger sein als je. Ein staatssozialistischer Bürokratismus sei für die 
neuen Aufgaben gar nicht geeignet. 

Bereits gelegentlich der Anzeige des Jaffeschen Vortrages war 
von dem Referenten betont worden, daß er in keiner Weise in der neuen 
Gestaltung der Dinge etwas Sozialistisches zu sehen vermöge, daß man 
im Gegenteil vielfach auf das alte Rüstzeug des Polizeistaates zurück- 
gehe. Auch Anzeichen von einer Aenderung der Wirtschaftsgesinnung 
und des Wirtschaftsprinzipes vermochte ich im Krieg nicht zu beob- 
achten. Insofern stimme ich den beiden letzten Verfassern durchaus 
bei. Inzwischen werden die Erfahrungen auf dem Gebiete der staat- 
lichen Regelung dieses System nicht gerade für die fernere Zukunft 
sehr empfohlen haben. Man kann vielleicht mit demselben Rechte 
sagen, daß wie der Krieg auf der einen Seite das Gemeinschaftsge- 
fühl für die allgemeine Sache gestärkt habe, so habe er auf der anderen 
Seite doch auch die egoistischen Triebe mit besonderer Lebhaftigkeit 
hervortreten lassen. Charakteristischerweise haben gerade liberale 
Wirtschaftspolitiker wie Brentano und Oppenheimer für den Ausnahme- 
zustand des, Krieges starkes staatliches Eingreifen "empfohlen. Aber 
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das ganze privatwirtschaftliche System hat im Prinzipe gar keine 
Aenderung erfahren. 

Rein theoretische Betrachtungen treten diesmal fast noch mehr 
zurück als früher. Aber sie fehlen doch nicht ganz. Wir nennen zuerst 
die Abhandlung von Stillich, der die Frage der Wirtschaftslage 
nach dem Kriege untersucht. Gegenüber der optimistischen Auffassung, 
die nach Analogie des deutsch-französischen Krieges eine Hochkon- 
junktur annimmt, verhält sich Stillich wesentlich pessimistisch ; jener 
Vorgang werde sich kaum wiederholen. Zunächst werde die Kaufkraft 
der Masse wesentlich geringer werden: die Leistungsfähigkeit der Ar- 
beiter werde sich verschlechtern, ebenso ihr Lohn. Zwar sei die Zahl 
der Arbeiter und Angestellten verringert; dafür aber bestehe eine 
Masse weiblicher Arbeitskräfte, die lohndrückend wirke. Vor allem 
werde das Kapital knapp sein. Daher sei eine ungünstige Beeinflus- 
sung der Kapitalknappheit auf den Lohn zu erwarten, indem die 
Nachfrage nach Arbeitern nachlassen müsse. Umgekehrt werde der 
Zins hoch sein. Der Wechselkurs werde durch die Handelsbilanz lange 
ungünstig bleiben, vor allem, da mit einem Minderabsatz unserer 
Ausfuhr nach England zu rechnen sei. Wenn aber das Gold abfließe, 
so müsse auch der Banknotenumlauf vermindert werden, mithin 
werde der Zinsfuß hoch sein und zwar sowohl für kurzfristiges Geld 
wie für langfristige Anlagen. Viele Hypotheken würden nach dem 
Krieg fällig werden, so daß ein Moratorium gewährt werden müsse. 
Die Warenpreise würden sinken, während die Rohstoffe sich verteuern 
und die Valuta sich verschlechtere. Stillich neigt dazu, die heutige 
Verschlechterung der Valuta teilweise auf die verstärkte Ausgabe 
von Banknoten zurückzuführen; denn die Verschlechterung des deut- 
schen Wechselkurses komme erst von der Zeit her, wo der Goldexport 
verboten wurde. Auch die ungeheure Vermehrung der Reichsschulden 
sei nicht ohne Einfluß, indem dadurch der Staatskredit leide, soweit eine 
Bewertung durch das neutrale nicht mit derartigen Schulden belastete 
Ausland geschehe! Der Wettbewerb Deutschlands werde dadurch 
stark geschwächt werden. Als Mittel zur Hebung der Valuta komme 
in Betracht: Steigerung der Ausfuhr, Verringerung der Einfuhr, 
Abstoßung fremder Wertpapiere, Aufnahme ausländischer Anleihen 
(vor allem in den Vereinigten Staaten), Kontrollierung des Devisen- 
handels durch die Reichsbank; dagegen sei eine Empfehlung zweierlei 
Arten von Banknoten, von denen die eine aus dem Golde, die andere 
aus Wechseln bestände, nicht zu raten, da das der erste Schritt des 
Uebergangs zur Papierwährung darstelle. Aufmerksame Beachtung 
verdienten auch die Exportschwierigkeiten infolge der feindlichen 
Maßnahmen des Auslandes: unser Exporthandel würde noch für lange 
darunter zu leiden haben. Das Ergebnis ist: Verminderte Kaufkraft 
der Massen, niedrige Löhne, Kapitalmangel, Einschränkung des Kredit, 
für die Waren teils niedrige, teils hohe Preise — mit einem Worte 
»Stagnation auf den Gebieten wirtschaftlicher Tätigkeit undVerschlech- 
terung der gesamten Lage im Verhältnis zur Zeit vor dem Krieg.« Dies 
ist das Ergebnis des Verfassers. Es ist möglich, daß er in dem einen oder 
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anderen Punkte zu schwarz sieht. Vor allem scheint er mir die star- 
ken Anregungen zu gering anzuschlagen, die von dem Hunger nach 
Waren und von dem Wiederaufbau der vernachlässigten Werte aus- 
gehen. Er übersieht wohlauch, daß die Landwirtschaft und die Kriegs- 
insdutrieen tatsächlich eine starke Nachfrage entfalten können. Aber 
im ganzen hat er darin recht, daß wir nicht mit so starkem Optimismus 
die erste Zeit nach dem Kriege betrachten dürfen. Vor allem hat er 
mit seiner Ansicht über die Anleihewirtschaft und ihre Wirkung auf 
das Ausland tatsächlich einen wunden Punkt berührt, den man nicht. 
totschweigen sollte. Jedenfalls haben wir in der Broschüre eine sehr 
anregende Studie erhalten. 

Den Uebergang der Kriegswirtschaft in den Friedenszustand sucht 
Lederer theoretisch in den Hauptlinien festzulegen. Er geht dabei 
von den Wirkungen der Napoleonischen Kriege auf England und des 
deutsch-französischen Krieges auf Frankreich aus. Allerdings war der 
Zustand der ganzen Volkswirtschaft vor 100 Jahren ein wesentlich 
anderer als gegenwärtig, — damals Agrarstaaten mit exter.siver, jetzt 
kapitalistische Industriestaaten mit intensiver Kriegführung. Trotz- 
dem finden sich genug Analogien, die zu beachten sind, so sind insbe- 
sondere die populären Anschauungen über die Kriegswirtschaft ähn- 
lich, z. B. über die Staatsschulden und das Geld; das auch damals 
sim Landes blieb. Im ganzen ist die englische Volkswirtschaft, wie 
Lederer in sehr interessanten und lehrreichen Ausführungen zeigt, 
durch den Krieg wesentlich gestärkt, das Land reicher geworden, schon 
dadurch, daß die anderen Staaten während dieser Zeit verarmten. 
Die Kriegskosten, die England aufbrachte, sind als Spesen für die 
Ausdehnung der englischen Industrie und die Gewinnung des Absatz- 
marktes anzusehen. Der deutsch-französische Krieg andererseits wird 
in seinen Wirkungen dadurch gekennzeichnet, daß die Kriegskosten 
seitens Frankreich nicht durch Warenexport liquidiert wurden, sondern 
durch Abstoßung französischer Kapitalanleihen an das Ausland. Das 
bedeutete eine Einkommensminderung der französischen Volkswirt- 
schaft, während umgekehrt Deutschland durch die Kriegsentschädigung 
ein Gläubigerland wurde. 

Der gegenwärtige Krieg ist dadurch charakterisiert, daß weniger 
Verbrauchsgüter in den Zirkulationsprozeß einströmen, mithin die 
Preise steigen müssen und dadurch von selbst eine Einschränkung des 
Konsum erfolgt. Andererseits werden auch wenig oder gar keine Pro- 
duktivmittel hergestellt. Es vermindern sich die Vorräte und die 
Produktivmittel werden direkt in Kriegsmaterialien verwandelt. Die 
Privateigentümer von Kapitalgütern setzen dann ihrerseits diese 
allmählich wieder in Geld um, das direkt oder indirekt in Kriegsanleihen 
übergeführt werden muß. Dabei bleibt der Wertausdruck der Volks- 
wirtschaft unverändert und die privaten Vermögen sind dem Geld- 
ausdruck nach durch den Krieg nicht vermindert, sondern z. T. sogar 
erhöht, während die Volkswirtschaft selbst in ihrer Produktivkraft 
wesentlich herabgesetzt ist. Dadurch erfahren aber die neutralen 
Wirtschaftsgebiete von selbst eine relative Werterhöhung. Mr 
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Für die Zeit nach dem Kriege kommt alles darauf an, diese Min- 
derung wieder zu ersetzen, d. i. die Vorprodukte wieder herzustellen 
und die Nachfrage nach flüssigem Kapital zu befriedigen. »Flüssiges 
Geld« wird das Losungswort nach dem Kriege sein. Dafür stehen meh- 
rere Wege zur Verfügung: Veräußerung fremder Wertpapiere, die durch 
die Valutadifferenz erleichtert wird, Unterbringung einheimischer 
Anleihen im Auslande, endlich Einschränkung des Verbrauches, 
sei es infolge der Preissteigerung, sei es durch besondere Art der Steuer. 
. Allerdings werden die beiden ersten Methoden auf Schwierigkeiten 
stoßen, da alle kriegführenden Länder sich in derselben Lage befinden 
und mithin das neutrale Ausland wenig aufnahmefähig sein dürfte. 
Die Folge wird eine notwendige Verlangsamung des weltwirtschaft- 
lichen Tempos im ganzen sein. Denn auch die Neutralen werden bei 
weiterer Dauer des Krieges in die Entkapitalisierung hineingezogen. 
Die Akkumulation des Kapitals muß durch Einschränkung des Luxus- 
konsums, der an sich jedenfalls im Zunehmen ist, gefördert werden. 
Das kann geschehen durch indirekte Steuern, andererseits aber durch 
hohe direkte Abgaben, die ebenfalls verbrauchseinschränkend wirken, 
falis der Zinsfuß hoch, mithin die Anlage der Ersparnisse lohnend ist. 
Endlich kommt Einschränkung der Einfuhr von Luxusartikeln, even- 
tuell auch Erzeugungs- bezügl. Verbrauchsverbote in Betracht. Das 
aber zeige deutlich, daß die Mitarbeit des Auslandes für den Wieder- 
aufbau der Volkswirtschaft nötig sei. Dem muß die künftige Handels- 
politik Rechnung tragen. Sie ist als Glied der Gesamtpolitik von dieser 
nicht zu trennen: Abnahme der Einfuhr, Zunahme der Ausfuhr wird 
das erwünschte Ziel sein. 

Die Ausführungen Lederers wollen eine Schematisierung des 
Zirkulationsprozesses darstellen. Sie berühren sich mehrfach mit den 
Ausführungen, die ich in diesem Archiv zur Theorie der Kriegswirt- 
schaft gegeben habe; insbesondere auch darin, daß sie versuchen, durch 
den Schleier des Geldes hindurch zu den dahinterliegenden Realvor- 
gängen zu gelangen. Abgesehen von der wertvollen historischen Ein- 
leitung bringen sie eine durchdachte, die wesentlichsten Momente 
hervorhebende Wiedergabe der Umstellung durch den Krieg und damit 
der neuen Aufgaben beim Wiederaufbau der Volkswirtschaft. Sie 
gipfeln in dem Nachweis der Notwendigkeit, das Volksvermögen nach 
der Beendigung des Krieges noch vor der Sorge für den Konsum wie- 
der. herzustellen. Lederer weist selbst auf die entgegenstehenden 
Schwierigkeiten hin. Sie scheinen mir darin zu bestehen, daß die 
Produktion, die für die Ausfuhr bestimmt ist, sich von dem inländischen 
Konsum kaum trennen läßt. Wenn wir hochwertige Waren ausführen, 
so brauchen wir einen Absatz solcher Produkte auch im Inlande, 
brauchen mithin eine gewisse Luxuskonsumtion: sonst ist jene nicht 
möglich. Denn die Betriebe müssen nun einmal auf beiderlei Absatz 
eingestellt sein, um bestehen zu können. Andererseits ist es aber nötig, 
daß die Kapitalbildung beschleunigt wird, damit uns flüssiges Kapital 
für all die neuen Aufgaben des Wiederaufbaues zur Verfügung steht. 
Es ist richtig, daß Konsumtion und Ersparnisse in einem gewissen 
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Gegensatze stehen, daß jene aufrecht erhalten werden muß, um der 
Produktion Aufträge zu geben, daß diese aber hingegen voranzugehen 
hat, um überhaupt die Produktion zu ermöglichen. Die Steuerpolitik 
allein dürfte hier kaum imstande sein, eine Regelung herbeizuführen,, 
da sie viel zu langsam und zu äußerlich arbeitet. Vielmehr kommen 
Versuche einer interimistischen staatlichen Regelung in Betracht: 
Jedenfalls sind die Richtlinien der künftigen Ingangsetzung der Volks- 
wirtschaft von Lederer richtig erkannt und in der Hauptsache scharf 
erfaßt worden, wenn auch natürlich die Maßnahmen nicht im einzel- 
nen angegeben werden konnten. | 
Einer einzelnen Frage der Theorie, nämlich der Preisbildung, 
sind mehrere Schriften gewidmet. Der Vortrag von Mannstädt 
untersucht zunächst die Preisbildung im Frieden. Das Preisproblem 
sei ein Gleichgewichtsproblem, bei dem alle Glieder sich gegenseitig 
bedingen. Entsprechend bestehe im Frieden das Ziel der Preispolitik 
darin, daß nur ein Preis bestehe und daß die Preise mit den Produk- 
tionskosten übereinstimmten. Die Mittel dazu könnten sowohl die freie 
Konkurrenz wie die Organisation sein. Wenn das Gleichgewicht ge- 
stört ist, dann treten Organisationen auf: Zunftgesetzgebung, Kartelle; 
Trusts, Preisverabredungen. Das wichtigste Mittel der Preispolitik 
sei die Forderung der weitgehenden Oeffentlichkeit der Preise jener 
Organisationen. Der Krieg mache eine ganz neue Preisbildung nötig; 
und zwar sowohl auf der Nachfrageseite wie auf der Angebotsseite, 
wo Mangel an Arbeitskräften, Knappheit an Rohstoffen und technischen 
Hilfsmitteln, sodann die Vermehrung des Papiergeldes Einfluß ge- 
wönnen, aber auch die Auslandspreise und die Valuta sich bemerkbar 
machten, während auf der Nachfrageseite der Angstbedarf der Masse 
sowie die Massennachfrage des Staates wirksam werden. Das Ziel der 
Preispolitik sei hier ein anderes,nämlich die Ermöglichung und Erleich- 
terung des Durchhaltens hinter der Front, also eine ganz bestimmte 
politische Aufgabe. Dem haben sich die Maßnahmen der Preispolitik 
anzupassen, indem man sowohl die Nachfrage wie das Angebot zu 
beeinflussen suche. Die Preise müßten so eingerichtet sein, ein stär- 
keres Angebot hervorzulocken und zur Erzeugung anzuregen. Dieses 
Moment müsse auch bei der Festsetzung von Höchstpreisen stets 
berücksichtigt werden. Sie hätten sich darum den neuen Kosten 
anzupassen, alle Stadien der Erzeugung zu treffen und zwar in ent- 
scheidendem Maße. Das bereite aber wegen der Konnexität der Preise 
große Schwierigkeiten. Darum bedeuteten bloße Höchstpreise einen 
inneren Widerspruch. Beschlagnahme, Bestandsaufnahme, Verteilung 
und Preisfestsetzung müßten vielmehr zusammenwirken und verdien- 
ten vor der bloßen Höchstpreispolitik den Vorzug: anstelle der An- 
passung der Nachfrage an das Angebot durch die Preishöhe trete 
vielmehr die Aufteilung der Vorräte durch die Beschlagnahmung, 
Kaufrechtsverteilung und Verkaufspreisfestsetung. Hier muß also 
der Staat eintreten, wenn ein umfangreicher Krieg die Versorgung 
in Frage stelle. 
Die Bestimmung der Preise im Kriege ist in der Arbeit des Re- 
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ferenten zur »Theorie der Kriegswirtschaft« in einer Reihe von Punkten 
anders bestimmt worden, wenn auch die vomVerfasser hervorgehobenen 
Momente für die speziell deutschen Verhältnisse im ganzen zutreffend 
sind. Bei der Preispolitik hat Mannstädt den springenden Punkt heraus- 
gefunden, daß nämlich eine Höchstpreispolitik, die Angebot und Nach- 
frage nicht zugleich erfaßt, ein Widerspruch in sich ist. Allerdings 
wird die andere Frage, ob denn durch die staatliche Versorgungs- 
politik das Maximum von Leistungsfähigkeit und von Versorgungs- 
möglichkeit erfüllt wird, damit noch keineswegs beantwortet. 
Und damit ist dieFrage noch keineswegs entschieden, ob nicht Calwer 
im Prinzipe doch recht behält, der die staatliche Preispolitik aus 
diesem Grunde bekämpft. 

Gruntzel erörtert das Problem der Preistreiberei, das von 
dem der Teuerung unterschieden sei. Anlaß dazu bieten die Urteile 
des obersten österreichischen Gerichtshofes. Dieser gehe dabei von 
der Theorie der Produktionskosten aus, die von ihm zugrunde gelegt 
werden. Aber diese entscheiden heute nicht mehr allein die Preise, 
sondern bilden nur ein Element in dem komplizierten System von 
Angebot und Nachfrage. Der wirkliche Marktpreis sei stets der Ausdruck 
der jeweiligen Marktlage; nur durch sie ändere sich auch jener. Be- 
hördliche Preisfestsetzung ohne Verfügungsgewalt über die Waren 
bleibe daher wirkungslos. Gerade die Festlegung von Höchstpreisen 
werde darum möglicherweise der Anlaß zu weiteren Verteaerungen. 
Nur durch die Verfügungsgewalt über die Waren erhält man auch 
die Macht über die Preise (hinzuzufügen wäre: sowie durch die Ver- 
fügungsgewalt bzw. Rationierung der Nachfrage auf der anderen 
Seite). Die Teuerung liege nicht an den Preistreibereien, sondern an 
den Marktstörungen, von denen manche auf der Nachfrageseite liegen. 
Die Kriegsgewinne, die man häufig als Ausdruck der Preistreiberei 
ansehe, hängen zum Teil mit von der abgegebenen Warenmenge ab. 
Wolle man die Gewinne berücksichtigen, so müßten die Verkäufer 
derselben Waren zur selben Zeit verschiedene Preise aufstellen. Maß- 
nahmen gegen die Preistreibereien beschränken sich auf gewisse Aus- 
wüchse im Kleinhandel. Die Preistreiberei bestehe nur in der sub- 
jektiven Ueberspannung des einzelnen Verkaufspreises, während die 
Teuerung eine allgemeine Erscheinung der Marktpreise bilde. Die 
Anschauung von bestimmten Selbstkosten, die der oberste österreichi- 
sche Gerichtshof zugrunde lege, beruhten auf einem theoretischen 
Irrtum und gäbe keinen objektiven Maßstab. Auch die Kriegsgewinne 
seien nicht die Ursache, sondern die Wirkung der Teuerung. — Die 
kleine Studie von Gruntzel kommt sehr gelegen, um weitverbreitete 
Irrtümer aufzuhellen, die nicht nur in Laienkreisen, sondern auch in 
denen der Rechtssprechung zu Hause sind. Es bedarf kaum des Hin- 
weises, daß dem Verfasser in allen wesentlichen Punkten durchaus zu- 
zustimmen ist. 

Genannt werden muß hier auch das Kriegstaschenbuch von 
Steindorff. Es ist tatsächlich ein Handbuch über den Welt- 
krieg, das über alle militärischen, technischen und wirtschaftlichen 
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Vorgänge und Ereignisse zuverlässige Nachrichten bringt. Wir haben 
eine Reihe von Stichproben auf verschiedenen Gebieten, vor allem 
auf den wirtschaftlichen vorgenommen und überall kurz zusammen- 
fassende und gut orientierende Mitteilungen gefunden. Die ver- 
schiedenen Rohstoffgesellschaften finden sich ebenso wie die Kriegs- 
kosten, Einfuhrerleichterungen wie Invalidenfürsorge; der Ertrag der 
deutschen Landwirtschaft ebenso wie Nachrichten über Walter 
Rathenau, Batocki und Havenstein; Mittelstandsküche und Baum- 
wollpreis, Schatzanweisungen, Zimmerwalder Konferenz, Diskont- 
bewegung, belgisches Wirtschaftsleben, Kriegsgewinnsteuer erfahren 
gleichermaßen sachgemäße Behandlung. Kurz, das Kriegstaschen- 
buch, hinter dem eine kolossale Arbeit und ein treffsicheres Zusammen- 
fassen und Ausscheiden steckt,bewährt sich tatsächlich als außerordent- 
lich brauchbarer Ratgeber und Wegweiser für die zahlreichen Fragen 
des Krieges. Wir könnens aufs wärmste empfehlen. 

Von andersartigen systematischen Darstellungen nennen wir das 
zweite Heft des Bulletins der dänischen Studiengesellschaft 
über die sozialen Folgen des Krieges, das der Frage der Menschenver- 
luste gewidmet ist. Es wird hier der Versuch gemacht, für sämtliche 
kriegführenden Länder die direkten und indirekten Menschenverluste 
festzustellen. Die Beschaffung des Materials stieß allenthalben auf 
große Schwierigkeiten, da die Mitteilungen außer in England meist 
lückenhaft waren und für jedes Land individuell gesichtet und inter- 
poliert werden mußten. Es wird nicht nur die Zahl der Gefallenen, 
sondern auch die der Verwundeten und Invaliden für jedes Land er- 
mittelt. Es werden auch Vergleiche mit den analogen Verhältnissen 
früherer Kriege gezogen. Soweit es geht, sind die besonderen Ver- 
luste der Offizeire und die Menge der Erkrankten mitgeteilt. Die Er- 
gebnisse für die beiden ersten Kriegsjahre sind außerordentlich lehr- 
reich. Die Zahl der Toten wird auf 4,6 Millionen (2,8 auf die Entente, 
1,8 auf die Zentralmächte), die der Verwundeten auf 11,2 Millionen 
(6,9 bzw. 4,3), die der Invaliden auf 3,4 (2,2 bzw. 1,2) bestimmt. Von 
den Verwundeten sterben in Deutschland 5—6 Prozent (nach deutschen 
Mitteilungen nur 2—3 Prozent!), während 20 Prozent als Invalide 
zu bezeichnen seien; in Rußland, wo die Ermittelung und Berech- 
nung besonders schwierig waren, sind die entsprechenden Ziffern 6 
bzw. 37 Prozent. Mir scheinen manche Berechnungen auf etwas will- 
kürlichen Annahmen zu beruhen. Doch war es wohl unmöglich, zu- 
verlässige Daten zu erhalten, da vor allem die Zahl der Vermißten 
nicht ermittelt werden konnte. Die objektive Arbeit der Studien- 
gesellschaft ist trotzdem wärmstens zu begrüssen. 

Daß das Ei des Kolumbus und der wirtschaftliche Stein der Weisen 
auch in diesem Krieg gefunden werden würde, ließ sich von vornherein 
erwarten. Diesmal heißt es »Kriegsrechenwirtschaft« als wirtschaft- 
liche und finanzielle Kriegsmaßnahme von Berthold Otto. Die 
Sache istimGrunde genommen furchtbareinfach :bargeldloserZahlungs- 
verkehr mit statistischen Aemtern und Rechnungsämtern! Niemand 
zahlt mehr mit Geld, sondern alle verrechnen untereinander. Es wird 


1054 Franz Eulenburg, 


der gesamte Gütervorrat der Nation aufgenommen und dauernd 
inventarisiert;; jeder Kauf und Verkauf findet außer in der Wirklichkeit 
buchmäßig noch einmal statt. Auf der anderen Seite stehen die Kon- 
sumenten mit ihren Ansprüchen, die wieder nicht in Geld erfolgen, 
sondern nur buchmäßig in ihrem Scheckbuch verzeichnet stehen. 
Der Lohn wird einfach rechnungsmäßig festgestellt; wo er für 
das Existenzminimum nicht ausreicht, wird er in der entsprechenden 
Höhe ergänzt. Auf den Warenvorrat der ganzen Volkswirtschaft 
hat jeder nach Maßgabe seines so ergänzten Einkommens Anspruch. 
Der Handel als solcher fällt zum Teil fort und beschränkt sich auf we- 
nige Glieder, die für dieVermittelung nötig sind. Auch die Preise werden 
von den Wirtschaftsräten festgesetzt, indem sie der Willkür der Ein- 
zelnen völlig entzogen werden. Dabei können die Kaufleute sehr 
wohl in den Rechnungsämtern die besten Dienste leisten. Auch das 
Aufbringen der Anleihen geschieht durch bloße Verrechnung des nicht- 
konsumierten Einkommens in viel einfacherer und zweckmäßigerer 
Weise als bisher. Kurz, die ganze Sache ist furchtbar einfach: die ganze 
Volkswirtschaft ist durchsichtig, wenn man durch den Schleier der 
Maja, das Geld, hindurchsieht. Nur 200 000 Beamte werden dazu 
gebraucht werden. Es ist der gute Wille der Menschen und die 
Einsicht in die Zweckmäßigkeit der Maßnahme nötig, um nicht nur 
den Krieg beliebig lange zu führen, sondern auch die beste Versorgung 
aller Mitglieder des Volkes sicherzustellen. Wer diesen schönen Plan 
näher kennen lernen will, tut gut, die Schrift des Verfassers selbst 
zu lesen, der in dem vorletzten Paragraphen den Lesern die Sache durch 
Ausmalung im einzelnen noch sehr erleichtert hat. Wir brauchen an 
dieser Stelle wohl nicht näher darauf einzugehen. 


B.DeutschlandsWirtschaftslebenimallgemeinen. 


Dr. Brandt - Düsseldorf, Wirtschaftsfragen im zweiten Kriegsjahr. 
München, R. Oldenburg, 1916. — 72 S. 

Gustaf Cassel, Deutschlands wirtschaftliche Widerstandskraft. 

- Berlin, Ullstein u. Comp., 1916. — 211 S. 

Karl Diehl, Deutschland als geschlossener Handelsstaat im Welt- 
kriege. Stuttgart und Berlin, Deutsche Verlagsanstalt, 1916. — 
38 S. 

Dresdner Bank, Die wirtschaftlichen Kräfte Deutschlands im 
Kriege. Berlin 1916. — 30 S. 

Artur Feiler, Handelspolitik und Krieg. Gespräche in Deutsch- 
land und Oesterreich. (Dringliche Wirtschaftsfragen, Heft 2.) 
Leipzig, Veit u. Co. — 71 S. 

Hermann Kranold, Studien über Krieg und Wirtschaft, r. Teil: 
Der Wirtschaftskrieg in Gegenwart und Zukunft. Augsburg 1916. 
— 106 S. 

Walter Rathenau, Deutschlands Rohstoffbeschaffung. Berlin, 
S. Fischer, 1916. — 52 S. 

D. Triesch, Deutschland, Tatsachen und Ziffern. Eine statisti- 
sche Herzstärkung. München, J. F. Lehmann, 1916. — 32 S. 
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Carl von Tyszka, (Teuerung und Krieg Zeitspiegel, herausgegeb, 
von H. Mühlbrecht) Heft rr, Berlin, Puttkammer und Mühl- 
brecht, 1916. — 5I S. 


Ueber Deutschland im allgemeinen unterrichten zunächst ein 
paar kleine Sammelwerke. Zuerst genannt sei das Büchlein, das von der 
Dresdner Bank herausgegeben wurde. Es gibt in knapper, meist 
statistischer Form Zusammenstellungen über Landwirtschaft (u. a. 
Kleinhandelspreise in Deutschland, Preissteigerung in Groß- 
britannien und Frankreich), Industrie (Kohlenförderung und Roh- 
eisenerzeugung), Finanzen, wo Staatsschulden, Kriegskosten, Steuer- 
reserven, Kriegsanleihen Darstellung finden; ferner Bankwesen 
(Status der Reichsbank, Deckung der Noten, Valuta der Kriegfüh- 
renden, Reichsdarlehenskassen, Bilanzen und Liquidität von 150 
Banken, Kriegskreditbanken), Börse (Kurse der Standardwerte). 
Soweit ich die Zahlen geprüft habe, sind sie durchaus zuverlässig 
und nach den neuesten Ergebnissen zusammengefaßt. Der anonyme . 
Verfasser hat auch entlegenere Quellen herangezogen, so die einer 
Abhandlung von mir entnommenen Ziffern über den Wert der indu- 
striellen Produktion Deutschlands. Den einzelnen Abschnitten ist 
sodann ein knapper erläuternder Text vorangeschickt, bei dem die 
Ausführungen über die Industrie besondere Erwähnung verdienen. 
Kurz, das kleine Schriftchen enthält auf knappstem Raum wirklich 
eine gedrängte Uebersicht über die wirtschaftlichen Kräfte Deutsch- 
lands, und zwar, was besonders betont werden muß, im Vergleich mit 
anderen Ländern. Ich habe eigentlich nur gegen die Bemerkung von 
der Unabhängigkeit der deutschen Nahrungsmittelversorgung Einwände 
zu machen. Das Büchlein darf weitesten Kreisen empfohlen werden. 

Auch das Heftchen von Triesch erfüllt seinen Zweck, Tat- 
sachen und Ziffern sprechen zu lassen, was Deutschland im Verhältnis 
zu England und Frankreich vermag. Die Auswahl der Daten ist eine 
beschränktere als bei der Dresdner Bank. Dafür werden einige weitere 
Punkte herangezogen: Verkehrswesen, Volkswohlstand, Kultur 
(Analphabeten, Universitätsbesuch, Büchererzeugung, Aufwendung 
für Schulwesen, Nobelpreise). Diese letztere Abteilung, die sonst in 
dieser gedrängten Zusammenfassung sich kaum findet, scheint mir 
besonders dankenswert. Auch die Angaben über den Bevölkerungs- 
stand und die Bevölkerungsbewegung sind nützlich, ebenso die Angaben 
über den Bergbau in den verglichenen Ländern. Die Methode ist so 
gehandhabt, daß allenthalben die Zahlen nicht nur nebeneinander- 
gestellt, sondern durch farbige graphische Darstellung anschaulich 
gemacht werden. Besonders instruktiv erscheint mir die Karte über 
die Außenhandelsverhältnisse innerhalb Europas. Es stellt sich heraus, 
daß ohne die Kolonien Deutschland im ganzen eine Ausfuhr im Werte 
von I0 Milliarden, England eine solche von 6,8, Frankreich von 4,7 
Milliarden Mark hat. Auch hier sind den Zahlen und Diagrammen 
erläuternde_ Bemerkungen hinzugefügt. Die Ziffern sind ebenfalls 
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zuverlässig; freilich bringt die Art der Veröffentlichung es mit sich, daß 
nur solche Dinge erfaßt wurden, bei denen Deutschland gut abschneidet. 
Wir haben jetzt eine sehr lesens- und beachtenswerte Gesamt- 
darstellung der deutschen Volkswirtschaft im Kriege aus der Feder 
eines Neutralen. Der schwedische Professor Cassel hat während 
des März 1916 Deutschland bereist, indem er durch Vermittelung 
der Regierung Zutritt zu vielen Stellen erhielt und Kenntnis von allen 
Verhältnissen nehmen konnte. Der geschulte, vor allem theoretisch 
gebildete Volkswirt sieht ja weit mehr als der bloße Praktiker und Poli- 
tiker. So erhält das Büchlein eine objektive vielseitige Darstellung, 
die allenthalben in die Tiefe zu dringen sucht. Er beginnt mit einer 
Darstellung der Arbeitskraft: nach anfänglich großer Arbeits- 
losigk:it ein Sammeln der Kräfte, die Beschäftigung finden und die 
Produktion wieder in Gang bringen: Heranziehung starker Reserven 
= durch weibliche Arbeitskräfte, durch Gefangene, durch Ausdehnung 
der Arbeitszeit und Heranziehung älterer Klassen. Dann die In- 
dustrie: Roheisenproduktion, Gußstahl, Kohlengewinnung;; An- 
passung der Rohwaren durch Umstellung des Verbrauches (Kupfer 
durch Zink) oder durch Einschränkung der Haushaltung (Bekleidung) 
oder durch neue Technik. Im ganzen volle Tätigkeit, soweit die Ar- 
beitskräfte es irgendwie zulassen. Dasselbe gilt von der Land- 
wirtschaft, deren Verhältnisse bzügl. Dünger und Futtermittel 
geschildert werden. Ueber die Versorgung mit Lebensmitteln urteilt 
Cassel sehr optimistisch, so bezl. der Brotmenge, die höher sei als in 
Schweden und bezl. Fleischverbrauch, wenn er auch die ernsten Schwie- 
rigkeiten der Fettzustellung nicht verkennt. Ein Besuch in einer Ber- 
liner Volksschule zeigte, daß die Kinder sowohl mit Schuhwerk ver- 
sehen, als auch nicht unterernährt waren. Andererseits beweise die er- 
höhte Arbeitsleistung der Bevölkerung, daß die Ernährung auskömm- 
lich sei; aber man müsse mit dem Urteile vorsichtig sein, vor allem, 
falls der Krieg länger dauern sollte. Trotzdem sei die Lage des deut- 
schen Lebensmittelproblems für die Zunkuft bedeutend günstiger 
als man annehmen könnte. Die Wandlung der deutschen Lebensmittel- 
politik, die nicht immer glücklich war, lasse ebenfalls auf in Durch- 
halten schließen. Das Bild der konsumierenden Allgemeinheit sei 
durchaus zufriedenstellend. Bettler und Arme sehe man auf den 
Straßen gar nicht. 
en Fortschrittskoeffizient des Jahreszuwachses an Einkommen 
und Vermögen schätzt Cassel auf 3 Prozent, Deutschlands jährliche 
Kapitalbildung auf 9 Milliarden, den totalen Jahreswert der produk- 
tiven Arbeit auf 50 Milliarden. Im Kriege würde sich letztere durch 
Verminderung der nationalen Produktion auf 40 Milliarden ermäßigen. 
Da 7 Milliarden für Staat und Gemeinde, 9 für Ersparungen zurück- 
zulegen sind, so würde nach Abzug der Mobilisierten noch 22 Milli- 
arden für die Zurückgebliebenen übrig bleiben. Es wird mithin im 
ganzen ein Betrag von jährlich 14 Milliarden für Anleihezwecke zur 
Verfügung stehen, wenn man den sehr interessanten Berechnungen 
Cassels in dieser Hinsicht folgen will. So hoch schätzt er aber auch den 
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Jahresbetrag der Kriegskosten: das entspricht bei der Verschlechterung 
der Valuta etwa 25% Milliarden jetziger Mark d.h. Deutschland 
könne nach dem jetzigen Werte der Valuta berechnet, 2 Milliarden 
monatlich für Kriegskosten ausgeben, wenn man annimmt, daß die 
Jahresproduktion %, der normalen betrage. Der Verbrauch der Vor- 
räte mache gewiß etwas aus, aber doch nur einen kleinen Teil. Auch 
die Verzinsung der neuen Verschuldung könne bei dem Reichtum des 
Landes an sich sehr wohl durch Aufbringung neuer Steuern getragen 
werden. Die Einschränkung des Konsumes führe ebenfalls dahin, die 
Oekonomie des Krieges weiter zu stärken. So erweise sich auch auf 
dem Gebiete der Finanzen die Widerstandskraft des Landes jedenfalls 
größer, als man vordem annahm. 

-4 War das Urteil in allen diesen Punkten sehr günstig, so wird es in 
einem anderen Punkte doch anders, d. i. bezl. der Valuta. Cassel nimmt 
für alle Länder eine Inflation des Geldes an und findet, daß sie in 
Schweden 146, England 159, Frankreich 177, Deutschland 207, Rußland 
251 gegenüber dem Friedenszustand, dieser gleich IO0 gesetzt, betrage. 
Die Inflation stehe in jedem Lande in engstem Zusammenhange mit 
der Vermehrung der zirkulierenden Zahlungsmittel. Cassel findet das 
Verhältnis auch für Deutschland bestätigt: die in den Wechselkursen 
sich ausdrückende Wertverringerung der deutschen Valuta stimme im 
wesentlichen mit der relativen Zirkulationsvermehrung während des 
Krieges überein. Die herrschende Meinung, daß die Verschlechterung 
der deutschen Valuta auf die erschwerte ausländische Zahlungsbilanz 
zurückzuführen sei, könne also nicht richtig sein. Die Folge der Valuta- 
verschlechterung sei erhöhter Zwang zur Sparsamkeit: der Verbrauch 
wird zur Einschränkung gezwungen und dadurch stehen wirkliche 
Nutzgegenstände der Kriegführung zur Verfügung (S. 147). Für die 
Zukunft hält Cassel ein dauerndes Sinken des Geldwertes in der Welt 
für wahrscheinlich. 

Das Büchlein von Cassel ist tatsächlich eine objektive Schil- 
derung von Deutschlands wirtschaftlicher Widerstandskraft und seiner 
Fähigkeit zum Durchhalten: ein Bild, geschaut von einem neutralen 
Fachmann, der mit Wohlwollen die Dinge betrachtet. Der Miterlebende, 
der die Schwierigkeiten selbst unmittelbarer. empfindet als der Zu- 
schauer, wird sogar manchen Punkt etwas zu günstig dargestellt 
finden, so bezl. der Konsumtion und der Landwirtschaft. Auch hat 
sich ja seit dem Besuche des Verfassers manches verändert. Nur in 
einem Punkte wird Cassel Widerspruch finden und hat ihn bereits 
gefunden: d. i. in seiner Anschauung über die Valuta. Mir scheint es 
ebenfalls gewiß, daß wir eine Uebersättigung des Marktes mit Papier- 
geld erleben. Die Methode, die Cassel zu ihrem Nachweise anwendet, 
ist zwar geistvoll erdacht, aber doch kaum richtig. Es ist z. B. 
nicht möglich, wie er es Seite 142 tut, die Gesamtheit der Edelmetalle, 
Kassen -und Bankscheine als Zirkulationsmittel zusammenzufassen, 
und derenBetrag dem Zustande vor dem Kriege gegenüberzustellen. Denn 
mindestens die Gold- und ein Teil der Silbermünzen befinden sich 
gar nicht in der Zirkulation, sondern werden, wenn sie noch im Inland 
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vorhanden sind, thesauriert. Ebenso erscheint es mir unmöglich, die 
Preissteigerung der englischen Indexziffern restlos auf die Inflation 
zurückzuführen und die Verteuerung seitens der Waren ganz zu ver- 
nachlässigen. Doch behalte ich mir ein Eingehen auf dieses Problem 
für die Fortsetzung der Studien über Theorie der Kriegswirtschaft vor. 
Auch diese Teile des Buches sind für den Theoretiker ebenso wie das, 
was er über das Aufbringen der Anleihen sagt, sehr anregend und gut 
durchdacht. Das ganze Büchlein von Cassel ist in jeder Hinsicht 
ein höchst erfreuliches Erzeugnis und ein offenes Bekenntnis eines 
Neutralen, das auch für später Beachtung behalten wird. 
Deutschlands geschlossenen Handelsstaat im Weltkriege behandelt 
Karl Diehl. Selten ist wohl Fichte so oft zitiert worden wie in diesem 
Kriege. Nicht nur soll er der Träger des heutigen Idealismus sein, 
picht nur soll er mit seinen Reden an die deutsche Nation auch uns 
heute noch aus der Seele gesprochen haben: sondern auch sein ge- 
schlossener Handelsstaat soll uns noch vielfach als Richtschnur für 
unser wirtschaftspolitisches Handeln dienen. Diehl prüft die Frage 
an derHand der Fichteschen Schrift selbst,von der er eine genaue knappe 
Darstellung gibt. Für Fichte sei die Aufgabe des Staates, jeden Bürger 
in sein Eigentum einzusetzen. Das schließe ein, daß er stets Arbeit oder 
Absatz für seine Waren finden könne. Zu diesem Zwecke müsse der 
Staat eine bestimmte Organisation der Arbeit vornehmen, die sich auf 
die drei Stände der Produzenten, Künstler und Kaufleute aufbaue. 
Natürlich müsse die Zahl der Gewerbetreibenden ebenso wie die Höhe 
der Preise festgesetzt werden. Aller Verkehr mit dem Ausland wird 
verboten. Der Wert der Waren wird auf Brotgetreide zurückgeführt, 
damit Wert der Waren und Geldwert in Einklang gehalten werde. Der 
Staat übernimmt den gesamten Auslandshandel. Aber die Auslands- 
ware soll überhaupt möglichst verdrängt werden. »Alles, was im In- 
lande gebraucht oder verkauft wird, ist in dem Lande erbaut oder ge- 
arbeitet, und umgekehrt, alles was im Lande erbaut oder gearbeitet 
wird, wird in demselben auch gekauft und verkauft.« Diehl untersucht 
nun die Wirklichkeit und zeigt, daß Deutschland sich gar nicht selbst 
genügen könne, weder in der Landwirtschaft, noch in der Inaustrie, 
während Fichtes Handelsstaat tatsächlich auf sich beschränkt sei, 
indem die ganze Produktion geregelt werde. Darum fehle auch 
den heutigen Maßnahmen die Eignung des Sozialistischen, die ihnen 
vielfach nachgesagt werde. Die Produktion sei bei uns gar nicht ge- 
regelt; den ganzen Maßnahmen gehe eben durchaus das Organische 
einer Reformaktion ab. Es seien Notstandsmaßregeln. Die vorhande- 
nen Vorräte würden nur verteilt, nicht geschaffen, auch die Kriegs- 
gründungen seien Privatgesellschaften. Ebenso sei unsere Papiergeld- 
wirtschaft keine solche im Fichteschen Sinne: nur die durch Reichs- 
wechsel ausgegebenen Noten könne man ungedecktes Papiergeld 
nennen. Vielmehr handelt es sich um Geldsurrogate, bei denen die 
metallistische Währung selbst erhalten bleibe. Daher werde auch nach 
dem Kriege kaum eine sozialistische Wirtschaftsordnung vorhanden 
sein. Denn der Krieg, der ein außerwirtschaftlich zufällig-politisches 
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Ereignis darstelle, könne eine derartige prinzipielle Umgestaltung 
niemals hervorrufen. Fichte sei auch für seine eigene Zeit ein schlechter 
Ratgeber gewesen. Denn ganz im Gegensatz zu seinen Ideen siegte da- 
mals der Individualismus. Unser Wirtschaftssystem sei eben überhaupt 
kein rein kapitalistisches oder individualistisches. Noch weniger sei 
aber eine Abschließung möglich. Auch der Satz: »Das Geld 
bleibt im Landes sei doch nur bedingt richtig und nicht immer ein 
Vorteil des Landes. Es komme vielmehr ganz auf dieHerstellungskosten 
dabei an. Wenn eine Produktion im Lande mehr Opfer kostet, als 
eine Beschaffung vom Auslande, so sei letztere natürlich das ökonomi- 
schere, und das Bleiben des Geldes im Lande bedeute dann ein großes 
Opfer für die Mehrheit des Volkes. Das alte merkantilistische Dogma 
sei auch heute so falsch wie seinerzeit. Die Selbstgenügsamkeit sei 
nicht einmal in Verbindung mit Mitteleuropa möglich. Es würde höchst 
bedenklich sein, Völker mit einem so verschiedenen Entwicklungs- 
stadium zusammenzuschweißen. Fichte könne uns in all diesen Dingen 
heute kein Führer mehr sein, wohl aber Erwecker zu nationaler und 
sozialer Gesinnung. — Die Rede Diehls ist vortrefflich, und räumt 
mit den üblichen, aus Kriegsstimmung entstandenen Redensarten 
vom geschlossenen Handelsstaat ein für allemal auf. Fichtes Schrift 
ist schon seinerzeit wirklich ein sehr schwaches Produkt gewesen, das 
ganz in der mittelalterlichen Stadtwirtschaft befangen deren Ideale 
auf den modernen Staat anwenden wollte: ohne Einsicht in die Verhält- 
nisse der Wirklichkeit und ohne Aussicht auf eine künftige Entwick- 
lung, die er beide übersah, obwohl die Physiokraten und Adam Smith 
schon gesprochen hatten. Es ist darum das Beste, seine Gedanken 
rein historisch zu betrachten und im übrigen auf sich beruhen zu lassen, 
da sie uns in keiner Weise etwas bedeuten können, weder für die Gegen- 
wart noch für die Zukunft. 

Eine alle Teile der deutschen Volkswirtschaft betreffende Frage, 
die der Rohstoffbeschaffung, wird von Walter Rathenau in 
seinem bekannten Vortrag anschaulich geschildert. Es trifft sich selten, 
daß der Schöpfer eines Gedankens zugleich auch ein Meister der Dar- 
stellung ist. Man weiß, wie Rathenau gleich zu Beginn des Krieges 
die berühmt gewordene Audienz beim Kriegsminister nachsuchte, 
um die Rohstoffwirtschaft in die Wege zu leiten; wie zuerst nichts 
da war als der Grundgedanke, bis schließlich ein Stab von Mitarbeitern 
sich zusammentat, der die ganze Rohstoffbeschaffung einheitlich leitete, 
wie hier eine gelungene Mischung von privater Initiative mit staatlicher 
Leitung sich vereinigte. Liest man die Darstellung, so erstaunt man 
über die scheinbare Einfachheit der Ausführung, von der zum guten 
Teile die Möglichkeit der deutschen Kriegführung abhing. Man ahnt 
kaum die Widerstände, die anfangs zu überwinden waren, die Schwie- 
rigkeiten in der Beschaffung der Unterlagen, dann in der juristisch 
zweifelhaften Maßregel der Beschlagnahme, endlich in der Konsti- 
tuierung der verschiedenen Kriegswirtschaftsgesellschaften. Doch 
all das ist zu bekannt, um nochmals hervorgehoben zu werden. Der Vor- 
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trag von Rathenau gehört zu den klassischen Dokumenten des Welt- 
krieges. 

Ebenfalls das ganze Wirtschaftsleben, wenigstens in seinen Grund- 
lagen, wird von der Frage der Teuerung erfüllt, die Dr. von Tyszka 
behandelt hat. Teuerung und Krieg gehörten nun einmal zusammen; 
wir haben es durchaus nicht mit einer Neuerscheinung zu tun. Nach 
Schilderung der Tatsachen selbst, die natürlich vor allem die Lebens- 
mittelpreise betreffen, werden die sechs Punkte, die nach Tyszka ihre 
Ursache sein können, hervorgehoben. Verwüstung der Aecker und 
Aufwendung für die Verpflegung der Truppen, die ehedem eine große 
Rolle spielten, treten heute zurück. Dagegen sei eine Unterbindung 
der Lebensmitteleinfuhr, eine Minderung der Produktion, sowie der 
Mangel an Arbeitskräften und endlich die Kriegsgewinne die wirklichen 
Ursachen. Der Verfasser ist geneigt, dem letzteren Umstande die Haupt- 
schuld beizubringen: Skrupellose und an Wucher grenzende Preis- 
treiberei gewisser Kreise sind dafür verantwortlich zu machen. Und 
zwar nicht, wie vielfach behauptet werde, das Händlertum, also etwa 
das Schlächtergewerbe, sondern die Landwirtschaft selbst. Die Span- 
nung zwischen Groß- und Kleinhandelspreisen sei keineswegs sehr ge- 
stiegen. Beim Ladenschlächter ist sie sogar zurückgegangen, beim 
Großschlächter nur unerheblich gewachsen. Die Produktion- und 
Verkehrskosten können die Differenz auch nicht ausmachen. Aber nicht 
nur in Vieh, zumal dem Schwein, sondern auch in Butter und anderen 
Waren sei schamloser Wucher getrieben worden. Freilich müsse auch 
die inflationistische Wirkung des Papiergeldes mit verantwortlich ge- 
macht werden. Demgegenüber habe uns der Krieg vor ganz neue Auf- 
gaben gestellt. Die neuere Handelspolitik wandle durchaus die Bahnen 
des Merkantilismus, nur daß durch sie eine Bevorzugung einzelner 
Produzentenkreise auf Kosten der Konsumenten erfolge. Durch den 
Krieg müsse sich aber die Wirtschaftspolitik auch wieder des Konsum- 
menten annehmen, was auf verschiedene Weise zu geschehen habe. 
Damit sei das Prinzip des ökonomischen Liberalismus verlassen und ein 
neues wirtschaftspolitisches System beschritten. l 

Icn halte die These Tyszkas in wesentlichen Punkten für imig 
und die Darstellung der Ursachenverhältnisse nicht für gelungen. Die 
Preisteigerung ist in der Hauptsache nicht auf künstliche Preistreiberel 
oder gar auf die Gewinne zurückzuführen. Diese sind weit mehr die 
Folge hoher Preise, als ihre Ursachen, wie das bereits Ricardo gelehrt 
hat. Vielmehr sind es neben den erhöhten Gestehungskosten vor allem 
die Angebotsverhältnisse, die die Marktlage und damit die Preise be- 
stimmen. Wenn man sich die Ziffern für den Auftrieb auf den preuß!- 
schen Schlachthöfen ansieht, so leuchtet diese Erkenntnis des Ursachen- 
verhältnisses ohne weiteres ein. Der verringerte Auftrieb hing aber 
erwiesenermaßen wesentlich mit der Gestaltung der Verhältnisse auf 
dem Futtermittelmarkte zusammen. Denn die Behauptung, daß die 
Futterknappheit sich von Anfang an nicht so stark bemerkbar machte, 
ist unrichtig. Die ganze Preissteigerung des Getreides geht vom Ger- 
stenpreise aus, da sofort mit Kriegsbeginn deren Einfuhr aus Rußland 
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aufhört. Aus der eigenen Tabelle Tyszkas geht zudem, hervor daß 
die Spannung zwischen Großhandel und Viehpreis doch recht beträcht- 
lich zugenommen hat, von II,3 Mark im Jahre 1914 auf 36,1 im Ok- 
tober 1915. Also auf mehr als das Dreifache. Auch was der Verfasser 
über das Schwein und dessen Ernährung ausführt, ist nicht zutreffend. 
So scheint mir also diese Studie wesentliche Irrtümer zu besitzen, die 
sich wohl im weiteren Verlaufe des Krieges dem Verfasser selbst als 
solche erwiesen haben. 

Eine ganze Reihe von allgemeinen Problemen der Kriegswirt- 
schaft behandelt Brandt. Zuerst bespricht er die innere Kriegs- 
wirtschatt, bei der das zweite Jahr die wesentlichen Aenderungen ge- 
bracht habe. In der Industrie sind Zusammenschlüsse und Verbands- 
bildungen an der Tagesordnung: so haben sich z. B die Rheinischen 
Hüttenwerke Siegerländer Gruben angegliedert. Auch in der chemi- 
schen Großindustrie ist es zu Interessengemeinschaften gekommen, 
wie andererseits sich neue Beziehungen der Industrie zum Schiffs- 
bau gebildet haben. Anfänge der Zwangssyndizierung finden sich 
im Kali- und Kohlenbergbau. Aber auch die Ausfuhrpolitik habe eine 
Aenderung erfahren. In dem kommenden Frieden müßten die deut- 
schen Forderungen im Auslande, deren Wert 2 Milliarden betrage, 
sichergestellt werden. Die Rohstoffbeschaffung müsse geregelt, ‘die. 
Preise eventuell festgelegt werden etwa durch Bildung freier Roh- 
stoffeinfuhrgesellschaften. Ferner werden die Reedereien unter beson- 
deren Erschwerungen zu leiden haben. Bei den Wirtschaftsbündnissen 
spricht sich der Verfasser energisch gegen das mitteleuropäische 
Wirtschaftsbündnis aus. Wir brauchen künftig unbedingte Meist- 
begünstigung und müßten uns zwischen dem Welthandel und dem 
Nachbarhandel entscheiden: da könne die Wahl nur zu ersteren Gun- 
sten ausfallen. Die Balkanstaaten brauchten ihrerseits die volle 
Freiheit der Entwickelung; sie könnten uns zudem nicht unabhängig 
von der Rohstoffeinfuhr machen. Politische Klugheit und wirtschaft- 
liches Interesse verlangten gleicherweise die nationale Entfaltung 
aller Wirtschaftskräfte. Andererseits seien Verkehrserleichterungen 
recht wohl durchführbar. Im letzten Kapitel wird die Frage des Wirt- 
schaftskrieges behandelt. Die Wünsche des britischen Imperiums 
einerseits und die Pariser Wirtschaftsbeschlüsse anderseits durch- 
kreuzten sich. Diese Beschlüsse selbst seien vielfach nur die Abschıift 
des geplanten mitteleuropäischen Wirtschaftsbundes. Andererseits 
sei das Vordringen Amerikas in Rußland, England und Italien, die 
Ausbreitung Japans in der Union und China nicht zu übersehen, 
ebensowenig die der letzteren in Südamerika. Wenn auch mit diesen 
Auslandsmöglichkeiten nach dem Kriege zu rechnen sei, so haben die 
Vereinigten Staaten kaum einen großen Kapitalüberfluß und sodann 
sei ihnen eine hohe Rente im eigenen Lande sicher, so daß ein industriel- 
ler Export nicht sehr wahrscheinlich sei. Aber der verschärfte Wett- 
bewerb des Auslandes erfordere auch unserseits stärkste Anstrengun- 
gen und mache deutsche Abwehrmaßregeln nötig: Steigerung der- 
Ergiebigkeit (Taylors System), Außenhandelsamt, vor allem Ellen- 
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bogenfreiheit für den freien Kaufmann und Industriellen. Denn das 
Beste zur Wiedereroberung des Weltmarktes müßten die Gewerbe- 
treibenden selbst tun. 

Die Frage des Wirtschaftskrieges behandelt Kranold in 
einer Reihe von Aufsätzen,die ursprünglich in der SchwäbischenVolks- 
zeitung erschienen sind. Zuerst die Abschließung Deutschlands vom 
Weltmarkt und die daraus erwachseneSchwierigkeit der Lebensmittel- 
versorgung, dann die Massenernährungspolitik im Kriege: die Preis- 
steigerung sei nicht allein durch dieSpekulation bedingt, sondern auch 
durch den Ernteausfall und durch die verfehlten Maßnahmen bezüglich 
der Fett- und Fleischversorgung. Aber auch für die Friedenszeiten 
würden wir mit einer Verschlechterung der Ernährungsweise zu rechnen 
haben. Es müßten darum neue Quellen herangezogen die Bierbrauereien 
eingeschränkt werden u. ä. Denn Bsseitigung des Konsums sei nie- 
mals Befriedigung der Bedürfnisse. Weiter werden die Wirkungen des 
Krieges auf das Nationalvermögen dargelegt: die Reichen seien im 
allgemeinen noch reicher, die Armen ärmer geworden. Aber eine Ab- 
schätzung der eingetretenen Verschiebungen sei zurzeit noch nicht 
möglich. Es sei sowohl eine Verringerung der Einnahmen, sodann 
auch eine Verschiebung der Ausgaben, endlich beträchtliche Vermögens- 
verluste eingetreten. Allerdings stehen die Länder der Entente noch 
ungünstiger da. England vermöge nicht mehr unter normalen Preisen 
zu kaufen. Sein Ausfuhrüberschuß betrage 14 Milliarden mehr als 
früher. Dabei bestünden die Forderungen gegenüber den Verbündeten, 
die Verbindlichkeiten gegenüber den Neutralen. Jene seien aber eben- 
falls Schuldner der neutralen Staaten geworden. Eine interessante 
Tabelle (S. 48) zeigt die festen und die schwebenden Anleihen der 
kriegführenden Staaten. So sei die Wirkung des Wirtschaftskrieges 
auch für die Gegner: hochgradige Erschöpfung, Verschiebungen der 
Besitz- und Einkommensverteilung, Belastung der Staaten durch 
Zinsverpflichtungen, Schwächung der internationalen Absatzfähig- 
keit, Aenderung des Schiffsverkehrs, indem die Vereinigten Staaten 
die Führung in der Kapitalbeschaffung der Welt übernehmen: sie 
werden künftig Renten aus Frankreich, England, Rußland und Italien 
beziehen. 

In der Zukunft würde eine Zeit der politischen Sicherung kommen; 
das Wirtschaftsbündnis der Zentralmächte läge nicht nur im Interesse 
der kapitalistischen, sondern ebenso auch in dem der Arbeiterkreise 
selbst. Zur Sicherung unseres nationalen Daseins müßte auch das 
östliche Mittelmeerbecken eingeschlossen sein. Darum tritt Kranold 
für das mitteleuropäische Wirtschaftsbündnis ein. Das neugeeinte 
Gebiet bedürfe des Zollschutzes, mindestens in der Höhe des bisherigen, 
eventuell bis zur Höhe der österreichischen Zölle. Für die Landwirt- 
schaft sei ein Zollschutz nötig, um sie leistungsfähig zu machen. Die 
Mehrbelastung des deutschen Konsumenten würde dadurch nur ganz 
gering sein. Die Beseitigung der Zwischenzölle zwischen Deutschland 
und Oesterreich liege auch im Interesse der deutschen Viehzucht. 
Dem künftigen Wirtschaftskrieg sieht auch, Kranold mit Gleichmut ent- 
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gegen, da Deutschlands Position eine starke sei. Der Kapitalbedarf, 
z. B. Rußlands könne von ihm billiger und reichlicher befriedigt werden 
als von der Entente. Denn da im Friedenshandelskrieg ebenfalls Kapital 
gebraucht werde, seien wiederum die Zentralmächte besser daran 
als die Gegner. 

Auch das Büchlein von Feiler ist aus Aufsätzen in der Frank- 
furter Zeitung hervorgegangen, deren Handelsteil ja einen hervor- 
ragenden Platz in der deutschen Tagespresse einnimmt und dessen 
Redakteur der Verfasser ist. Auch hier steht die Frage des Wirt- 
schaftskrieges im Mittelpunkt der Ausführungen. Der Krieg bedeute 
durch die Menschen- und Kapitalverschiebungen eine wirtschaftliche 
Revolution. Die Frage der Handelspolitik sei aber ein wichtiger 
Teil unserer künftigen Rüstung. Wir lebten nun einmal nicht im ge- 
schlossenen Handelsstaat: Erzeugung und Verbrauch glichen sich 
bei uns nicht vollständig aus. Die Folge sei, daß wir im Kriege mehr 
verbrauchten als erzeugten, also vom Kapital zehren. Wir tauschten 
vielmehr Waren und Arbeit gegen Schuldverschreibungen des Reiches, 
gegen Kriegsanleihen und Schatzwechsel. Das Reich sei also ein Käufer, 
der nicht selbst nationale Werte schaffe. Aber erst die Tatsache, daß 
wir nicht selbstgenügsam waren, habe uns vor der Aushungerung 
gerettet. Denn Vorräte gäbe es nur in den Waren, die wir vom Aus- 
Jande zu beziehen gewohnt waren. Wir werden also auch nach dem 
Kriege auf den Weltmarkt angewiesen sein. Dem Wirtschaftskriege 
gegen Deutschland steht auch dieser Verfasser ebenfalls mit Gelassen- 
heit gegenüber. Schon früher sei unsere Ausfuhr nicht aus Liebe 
zustande gekommen: England werde einsehen lernen, daß es teilen 
müsse, da Deutschland nun einmal bleibe. Allerdings beruhe dessen 
europäische Ausfuhr je länger je mehr auf der außereuropäischen 
Einfuhr. Es käme uns darum auf Erhaltung der unbedingten Meist- 
begünstigung gegenüber der handelspolitischen Differenzierung an. 
Unter diesen Umständen seien unsere Beziehungen mit Oesterreich- 
Ungarn zu betrachten. Feiler kommt auf Grund eigener Erkundigungen 
und Mitteilungen interessierter Kreise zu einer Ablehnung eines näheren 
deutsch-österreichisch-ungarischen Wirtschaftsbundes. Er erörtert die 
Verhältnisse der österreichisch-ungarischen Volkswirtschaft, auf deren 
Hebung es vor allem ankomme. Die Landwirtschaft sei zu verbessern, 
die Industrie zu spezialisieren und zu kapitalisieren. Aber das Bündnis 
mit Deutschland würde nach beiden Richtungen nur unwesentlich 
beitragen. Je näher die österreichischen Kreise der Industrie stünden 
um so kühler sei die Stimmung für ein Bündnis. Ein österreichischer 
Bankdirektor meinte, wenn eine Heirat auch noch so sehr aus reiner 
Neigung geschlossen werde, so überlasse man die Abfassung des Ehe- 
kontraktes doch nicht dem verliebten Brautpaar, sondern einem tüch- 
tigen Advokaten. Auch für Deutschland sei das Wirtschafts- 
bündnis mit Oesterreich-Ungarn von geringer Bedeutung. Sein Inter- 
esse läge nur an einer Erstarkung der österreichisch-ungarischen Volks- 
wirtschaft; von einer Zollbevorzugung habe Deutschland nur sehr 
geringe Vorteile, da wir ohnedies den österreichisch-ungarischen Markt 
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beherrschten. Vielmehr brauche Deutschland nach dem Kriege 
die Welt, für die der Südosten Europas keinen Ersatz darstellt. Denn 
sein Lebensgesetz sei durch den Satz charakterisiert, daß Deutsch- 
land nicht an den Dardanellen liege, sondern an der Nordsee. 

Zwischen den drei hier angezeigten Schriften besteht in vielen 
Punkten eine weitgehende Uebereinstimmung, obwohl sie von politisch 
wesentlich verschiedenen Grundanschauungen ausgehen, mehr frei- 
. händlerische oder mehr schutzzöllnerische Erwägungen die Verfasser 
leiten. Aber in der Erkenntnis von der Notwendigkeit der weltwirt- 
schaftlichen Verknüpfung nach dem Kriege sind alle drei einig. Es 
ist nicht nötig, auf etwa abweichende Meinungen des Referenten 
hier einzugehen, da ich zu den hier behandelten Fragen an anderer 
Stelle wiederholt das Wort genommen habe. Alle drei Schriften füh- 
ren in trefflicher Weise in die wirtschaftlichen Probleme des Krieges 
ein und zeigen, daß auch die Tagesfragen in leidenschaftslosem wissen- 
schaftlichen Geiste behandelt werden können. 


C. Einzelne Gebiete. | 

Beiträge zur Kriegswirtschaft, herausgegeben von derVolkswirtschaft- 
lichen Abteilung des Kriegsernährungsamtes. Berlin, Reimann 
Hobbing, 1916. Bisher 3 Hefte. 

I. Heft: Carl Thießs und Kurt Wiedenfeld, Die Preis- 
bildung im Kriege. 54 Seiten. 

II. Heft: J. Hansen und Fritz Arnold, Die Kartoffel 

in der Kriegswirtschaft. 52 Seiten. 

III. Heft: Julius Hirsch und Karl Falck, Der Ketten- 
handel als Kriegserscheinung. 64 Seiten. 

Erich Hoffmann, Katroffelversorgung, Kartoffelverbrauch 
und Kartoffelpreis in Mannheim. Beiträge zur Statistik der Stadt 
Mannheim. 5. Heft. Mannheim 1915. 48. Seiten. 

Paul Jacobs, Zuckerindustrie und Zuckerhandel in den Kriegs- 
jahren 1914/15. München und Leipzig, Duncker und Humblot 
I9I5. 54 Seiten. 

Georg Obst, Organisation und Tätigkeit der Preisprüfungs- 
stellen. Berlin und Leipzig, B. G. Teubner, 1916. 36 Seiten. 
Walter Pinner, Dauer und Abbau der Kriegswirtschaft in 

Getreide und Futtermitteln. Berlin, Julius Springer, 1916. 29 Seiten. 
Wilhelm Stieda, Krieg und Industrie (Kriegshefte des Kaiser- 

Wilhelm-Dankes). Berlin 1916. 40 Seiten. 

Walter Tröltsch, Die deutschen Industriekartelle vor und 
seit dem Krieg. (Kriegshefte des Rheinischen Industriebe- 
zirkes, Heft 18.) Essen, G. Baedecker, 1916. 74 Seiten. 

D. Urbaneck, Oberschlesien, heute und morgen. Berlin 1916. 
55 Seiten. 

Die Zahl der Untersuchungen, die einzelne Gebiete betreffen, 
ist in erfreulichem Steigen. Nur so wird man offenbar den Problemen 
gerecht werden, daB man sich genauer mit Einzelfragen beschäftigt. 
Hier verdienen in erster Reihe die Beiträge zur Kriegs- 
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wirtschaft Erwähnung, die von der Volkswirtschaftlichen Ab- 
teilung des Kriegsernährungsamtes herausgegeben werden und die 
einzelnen Seiten der Volksernährung behandeln sollen. Bisher sind 
drei Hefte erschienen, von denen das erste die Preisbildung, das zweite 
den Kettenhandel, das dritte die Kartoffeln zum Gegenstande haben. 
Vorangeschickt ist im erstenHefte einVorwort vomPräsidenten Batocki. 
Er beklagt die mangelnde Grundlage unserer volkswirtschaftlichen 
Erkenntnis. Auf dem Gebiete der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
fehle eine zuverlässige Statistik. Daher komme es, daß die Bestellungs- 
flächen bisher um 5 bis ro Prozent überschätzt wurden, um ebenso- 
viel auch der Hektarertrag der Ernte. Dieser Mehrbetrag fehle nun. 
Der Fehler kann an dem Mangel an volkswirtschaftlicher Bildung beim 
Volke und den meisten Beamten liegen. Die Folge seien Unkenntnis, 
Mißverständnisse, Reibungen. Dem müsse künftig entgegengewirkt 
werden. Als ein Mittel hierzu muß man auch die folgenden Veröffent- 
lichungen ansehen. 

In dem ersten Hefte behandelt ThieB die Höchstpreispolitik. 
Wirtschaften sei aus einem Geschäft ein Amt geworden, bei dem Er- 
zeugung und Verteilung nach rationalistischer Richtschnur zu gesche- 
hen habe. Thieß verfolgt die Höchstpreispolitik nach den Wandlungen, 
die sie durchgemacht hat. Man kann sie wohl dahin charakterisieren. 
Im ersten Kriegsjahr zuerst lokale Höchstpreise, um dem 
Angstbedarf und dem Zurückhalten der Waren zu begegnen. Da dies 
aber versagte, indem dadurch ein gegenseitiges Ueberbieten und Ab- 
strömen der Waren nach gewissen höherzahlenden Gebieten statt- 
fand, so erfolgte nunmehr eine einheitliche Preisfestsetzung wenig- 
stens für gewisse Gebiete: industrielle Rohstoffe, Brotgetreide u. a. 
Das zweite Jahr wird gekennzeichnet durch das Streben nach 
gerechten Preisen, ohne daß dadurch die Produktion abge- 
schwächt werden sollte. Handin Hand damit ging die Bekämpfung 
des Preiswuchers in Gesetzgebung und Rechtsprechung. Darum wurden 
Preisprüfungsstellen eingerichtet, die den gerechten Preis zu ermitteln 
haben. Es bestehen 1058 solcher Stellen im Deutschen Reiche, die 
in den einzelnen Gemeinden meistens Richtpreise aufstellen. Höchst- 
preise werden nunmehr für alle möglichen Waren festgesetzt, deren 
Liste sich dauernd erweitert. Die Preissteigerung für den Lebensmittel- 
aufwand ist nach Calwer von 25%, Mark im Oktober 1915 auf 42,9 
bis 1916 also um 60 v. H. gestiegen. Zugleich zeigen sich aber auch die 
Schäden der Höchstpreispolitik. Sie bestehen darin, daß sie gegen- 
über den Ernteergebnissen versagen, daß sie auch der Produktion 
nicht ausreichend Rechnung trugen und diese nicht anregten. Man 
suchte allenthalben hinter der Teuerung Spekulation und glaubte 
gegen diese vorgehen zu müssen. Aber srichtige« Preise an sich gibt 
es gar nicht, sondern sie müssen von Zeit zu Zeit geändert werden. 
Ein starr gehaltener Höchstpreis entspricht nicht den geänderten 
Verhältnissen. Wenn man aber den höheren Gestehungskosten nicht 
hinreichend Rechnung trägt, so ist das nicht nur schlechte Erzeuger- 
sondern auch letzten Endes schlechte Verbraucherpolitik. Preispo- 
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litik muß auf absolute Lösungen verzichten. Das dritte Kriegs- 
jahr ist mehr und mehr zur öffentlichen Bewirtschaftung übergegangen, 
indem das System der Rationierung allmählich erweitert wurde. Bei 
einigen Waren werden die Höchstpreise aufgehoben, weil sie sich als 
unzweckmäßig erwiesen, bei anderen werden sie wieder erst eingeführt. 
Die Bewirtschaftsstelle muß auf Schritt und Tritt den natürlichen 
Preisbeziehungen folgen und diese immer von neuem gegeneinander ab- 
stimmen wie das auf dem freien Markte und der Börse alle 
Tage geschieht. Schließlich fand die Preispolitik im Kriegsernährungs- 
amt ihre Vereinigung. Die klardisponierte Abhandlung läßt die wech- 
selnden Prinzipien der Höchstpreispolitik nach ihren Motiven und 
Folgen gut hervortreten. 

Die Abhandlung von Wiedenfeld entspricht nicht ganz 
dem Titel. Sie sollte vielmehr die Bedeutung des Handels in der Kriegs- 
wirtschaft heißen. Wiedenfeld schildert in sehr eindrucksvoller Weise 
die Aufgaben des Handels. Er habe die Vermittlung zwischen den 
verschiedenen Seiten sowie den Ausgleich ungleichmäßiger Kapital- 
kraft durchzuführen. Dabei sei eine Abneigung der Produzenten 
gegen ihn vorhanden, bis man ihn durch Organisation auszuschalten 
versuchte. Auch in der Kriegswirtschaft habe der Handel unentbehr- 
liche Funktionen zu übernehmen: Ausgleich der Qualitäten, Regelung 
des Rohstoffverkehrs u. a. Aber hier sind ihm nun gewisse Grenzen 
gezogen, wenn es auch durchaus nötig bleibe, vor allem alte mit der 
Branche vertraute Firmen heranzuziehen. Wir leben in der geschlos- 
senen Wirtschaft und mithin sei auch die Politik des gebundenen 
Marktes die gegebene Richtschnur. Hier sei der justum pretium durch 
die tatsächlichen Wirtschaftsverhältnisse und Wirtschaftsbedürfnisse 
zur Geltung gekommen. — Die oft feinen Ausführungen Wiedenfelds 
gehören im Grunde mehr zur Frage der Theorie; sie werden dort helfen, 
die Vorstellungen über die Funktionen des Handels bei der Preis- und 
Marktbildung zu verschieben. | 

Das zweite Heft, das der Katroffelfrage gewidmet ist, behandelt 
im ersten Teil durch J. Hansen die betriebswirtschaftliche Be- 
deutung: Anbau der Kartoffeln, Berechnung ihrer Stärkewerte, 
Bedeutung für den landwirtschaftlichen Betrieb machen den Anfang 
der Abhandlung. Die Kartoffel erzeuge pro Flächeneinheit hohe 
Werte. Die Frage der Aufbewahrung macht besondere Schwierig- 
keiten: der normale Jahresverlust beträgt etwa den zehnten Teil, 
das sind 4% Millionen Tonnen, da sie besonders empfindlich gegen 
Witterung ist. Endlich Verwendung der Kartoffeln zur menschlichen 
Ernährung. als Futtermittel und in den landwirtschaftlichen Neben- 
gewerben, für die der Verfasser interessante Zahlen mitteilt. Die 
zweite Abhandlung von Arnold stellt die Kartoffelversorgung 
dar. Tasten und Experimentieren charakterisiere diese Politik. Höchst- 
preise ohne Verbrauchsregelung und Verfügungsgewalt haben sich 
als verfehlt erwiesen. Bestandsaufnahme, Ueberwachung des Verbrau- 
ches und geregelte Verteilung bereiten hier aber besondere Schwierig- 
‚keiten. So kam man allmählich zur Umwandlung der privaten Frie- 
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denswirtschaft in eine staatlich geregelte Kriegswirtschaft. Da eine 
Beschlagnahme sich als undurchführbar gezeigt hat, so gipfelt sie in 
der Schaffung der Reichskartoffelstelle und der Verbrauchsregelung. 
Der Schluß ist den Aufgaben der Kartoffelversorgung für das kom- 
mende Jahr gewidmet. Durch das staatssozialistische Umdenken 
wäre auch eine neue Staatsgesinnung entstanden, die sich nunmehr 
zu bewähren habe. 

Im dritten Heft gibt Hirsch zunächst eine Darstellung der 
wirtschaftlichen Seite des Kettenhandels. Er bringt ihn zunächst 
mit analogen Erscheinungen aus der Friedenswirtschaft in Zusammen- 
hang und definiert ihn als: Einschiebung solcher Zwischenhändler 
in den Weg einer Ware vom Erzeuger zum letzten Verbraucher, 
welche die Waren dem Verbraucher nicht näherbringen, sondern sie 
nur durch Aufschlag von Unkosten und Gewinn immer weiter ver- 
teuern. Er verdanke die besondere Form seiner Entstehung dem Kriege. 
Der niedrige Einkaufspreis sei infolge des Systems der Höchstpreis- 
festsetzung für Händler nicht mehr maßgebend, sondern im Gegenteil: 
je höher der Einkaufspreis sei, um so höher bei gleichem Zuschlag auch 
der Gewinn! Da der reguläre Handel vielfach lahmgelegt war, auch 
anfangs Gelegenheitskauf nötig wurde, so strömten bald Händler 
aller Branchen zu diesem neuen Zweig. Die Gelegenheitshändler such- 
ten sich Ware um jeden Preis zu verschaffen. Am beliebtesten sind 
natürlich wertvolle Waren, vor allem solche der Einfuhr. Hirsch 
schildert ein Beispiel, wo eine Ware in vier Tagen ır Hände wechselte 
und der Preis von 1,85 Mark das Pfund allein durch die Manipula- 
tionen auf 3,15 Mark anstieg, ohne daß irgend eine Veränderung mit 
der Ware vorgenommen wurde. Oefters wurden auch Waren vom 
Kleinhändler erst zusammengekauft und strömten dann durch die 
Zuschläge verteuert wiederum zu dem Händler zurück. Eine andere 
Form neben dem einfachen Kettenhandel ist der Kauf für gemeinsame 
Rechnung, dann der Wiederverkauf, endlich der Inseraten- und 
Preislistenhändler. Es sind eben reine Spekulationsgeschäfte, bei denen 
eine erstaunliche Vielseitigkeit der Ware vorhanden ist. Der Ketten- 
handel ist das Umgekehrte des normalen Handels. Er verkehrt das 
volkswirtschaftliche Ziel des Handels in sein Gegenteil: verbrauchs- 
reife Waren werden vorenthalten; nur die Sucht nach Preissteigerung 
ist allein maßgebend. So notwendig die Tätigkeit der Händler selbst 
ist, so verwerflich ist dieses Schiebertum. Er ist nur möglich geworden, 
weil der sonst sicher wirkende Mechanismus des freien Wettbewerbes 
versagte. So mußte hier die Gesetzgebung eingreifen. 

Die Bekämpfung des Kettenhandels bespricht die Abhandlung 
von Falck. Sie scheint mir bisher von den Beiträgen am wenigsten 
gelungen, was vielleicht mit der Sprödigkeit und relativen Neuheit 
des Stoffes zusammenhängt. Die Bekämpfung bewegt sich auf drei- 
facher Bahn: Erlaubniszwang für den Groß- und Kleinhandel mit 
Lebens- und Futtermitteln, Regelung des Inseratenwesens, endlich 
Strafbestimmungen gegen den Kettenhandel, zu dessen wirksamer 
Bekämpfung auch das Kriegswucheramt errichtet wurde. Wie weit 
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es gelungen ist, diese Auswüchse zu beschränken, kann die rein formale 
Behandlung des Gegenstandes, auf die der Verfasser sich beschränkt, 
nicht zeigen. 

Die bisher vorliegenden Abhandlungen sind durchgehend sehr 
gediegenen Inhaltes. Von fachkundiger Seite abgefaßt, werden sie 
dazu beitragen, die wichtigen Probleme dem Verständnis weiter Kreise 
näherzubringen. Wieweit sie freilich bei ihrer mehr gelehrten wissen- 
schaftlichen Form die letztere Aufgabe zu erfüllen vermögen, läßt 
sich nicht bestimmen. Da sie sich mit Absicht einer lauten Propa- 
ganda enthalten, so werden sie wohl mehr auf gelehrte Leser als auf das 
große Publikum zu wirken vermögen. 

Im Zusammenhang mit der Ernährungsfrage stehen die Preis- 
prüfungsstellen, deren Organisation und Tätigkeit Obst schildert. 
Er geht zunächst von den örtlichen Preisprüfungsstellen aus, über 
die er Einzelheiten mitteilt. Ihre Aufgabe ist es, die den örtlichen Ver- 
hältnissen angemessenen Preise zu ermitteln, die zuständigen Stellen 
bei Ueberwachung des Handels zu unterstützen, für die Gerichts- 
und Verwaltungsbehörden Gutachten abzugeben, endlich aufklärend 
zu wirken. Obst verbreitet sich dann ausführlich über die Ermitte- 
lung der Gestehungskosten. Eine weitere Funktion haben die Landes- 
preisprüfungsstellen, indem sie das Ueberbieten einzelner Städte vor- 
beugen und Mitteilungen über die Höchstpreise machen. Die Berliner 
Preisprüfungsstelle hat für den Kleinhandel einen durchschnittlichen 
Aufschlag von 20 %, das sind 16°/; %, vom Verkauf für angemes- 
sen erkannt. Allerdings fehlt es den Prüfungsstellen noch an geeigneten 
kaufmännischen Elementen. Dann würde auch die Frage der Verede- 
lung der Höchstpreise, d. i. der sachgemäßen Anpassung an die ver- 
schiedenen Stufen besser durchgeführt werden können. Im Anhange 
werden zwei Beispiele von den Gestehungskosten für Bier und Milch 
gegeben. Obst geht bei seiner Darstellung von einer Voraussetzung 
aus, die er als selbstverständlich annimmt und nicht weiter prüft: 
das ist die Frage der Gestehungskosten und des gleichmäßigen Zu- 
schlags. Aber gerade der Wert und die Bedeutung beider für die 
Preisbestimmung werden, wie an anderer Stelle dieses Berichtes 
hervorgehoben wird, aufs Lebhafteste bestritten ; ebenso ihre Wirkung 
auf die Preisgestaltung selbst. Es ist hier nicht der Ort, auf diese Streit- 
fragen näher einzugehen. In die Funktion der Prüfungsstellen erhalten 
wir jedenfalls durch dieses Schriftchen einen genaueren Einblick. 

Ueber die Kartoffelfrage für eine einzelne Stadt verbreitet ‚sich 
Hoffmann, indem er eine Mannheimer Enquete von August 1915 
bearbeitet. Er greift dabei tiefer, indem er historisches Material 
heranzieht und dabei zu sehr interessantem Vergleich kommt. Danach 
ist die Kartoffelnot keineswegs eine singuläre Erscheinung, sondern 
sie findet sich aus verschiedenen Anlässen auch bereits früher: Die 
Jahre 1812, 16, 32, 45, 47, 54 waren solche Zeiten allgemeiner oder 
örtlicher Kartoffelknappheit. Vor allem eine Verordnung aus dem 
Jahre 1816 verdient auch heute noch gelesen zu werden. Die Mann- 
heimer Erhebung aus dem August beruht auf freiwilliger Meldung 
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einer größeren Anzahl von Familien, von denen schließlich rroo zur 
Bearbeitung übrig blieben. Danach hat jede Person täglich 565 g 
Kartoffeln verzehrt, was bei einer Stadt von 220 000 Einwohnern 
einen täglichen Kartoffelverbrauch von 124 000 kg ausmacht. Das 
Material wird dann nach dem Beruf weiter zerlegt; dabei zeigt sich, 
daß die höheren Schichten nur 316, die unteren 568 gr. verzehren, 
daß ferner die Kinder fast ebenso viel Kartoffeln essen wie die Er- 
wachsenen. Durchschnittlich hatte jede Haushaltung nur für zwei 
Tage Vorrat. Freilich zeigt sich nun aber eine starke Abweichung 
in den verschiedenen Orten: Stuttgart 355 gr, Freiburg 432, 
Schöneberg 413, Berlin 591, Düsseldorf 939 gr täglicher Durchschnitts- 
verbrauch. Im ganzen stehen soziale Stellung und Kartoffelverbrauch 
im umgekehrten Verhältnis. Am Schluß wird eine weit zurückrei- 
chende Darstellung der Kartotfelpreise während des letzten Jahr- 
hunderts gegeben, die ein allmähliches Steigen zeigt. Im ganzen ist 
die Hoffmannsche Arbeit eine der gediegensten Sonderuntersuchun- 
gen, die wir während des Krieges erhalten haben. 

Den Abbau der Kriegswirtschaft in Getreide und Futtermitteln 
behandelt Pinner. Es frage sich, ob ein Staatsmonopol der Nah- 
rungsmittelversorgung auch in den Frieden mit hinübergenommen 
werden solle. Der freie Verkehr habe nicht nur an sich für den Vorrat 
an Lebensmitteln zu sorgen, sondern auch die Ungleichmäßigkeit 
in der Marktbeherrschung und der Qualitäten auszugleichen, sowie 
die Preise zu regeln; in normalen Zeiten diene die Spekulation eben- 
falls diesem Zwecke. Wenn durch den Krieg der freie Verkehr einge- 
schränkt sei, so läge im Frieden die Sache doch wesentlich anders. 
Allerdings dürfe nicht sofort der freie Verkehr wieder in vollem Um- 
fange aufgenommen werden. Man werde vielmehr zwangsweise über 
die Handelsflotte verfügen und ebenso für die verschiedenen Trans- 
portbedürfnisse je nach ihrer Dringlichkeit Sorge tragen müssen. 
Je länger der Krieg dauert, um so länger offenbar auch die Ueber- 
gangswirtschaft. Nur ein schrittweiser Abbau sei möglich. Dazu 
gehöre auch eine zeitweise Beibehaltung der Rationierung und eine 
allmähliche Aufhebung der entbehrlichen Monopole. Die Reichsstati- 
stik müsse auf eine neue Grundlage gestellt werden durch Anmelde- 
pflicht der Händler, sowie durch eine Lager-, Eigenverbrauch und 
Ablieferungsaufnahme. Der legitime Handel habe im Frieden 
notwendig eine dreifache Aufgabe zu erfüllen: als Produzenten- und 
Konsumentenhandel, als Inlandsgroßhandel, als Ein- und Ausfuhr- 
handel. Man müsse künftig den legitimen Getreidehandel zum Träger 
des Monopols machen, um so die Interessen des Staates und der Ge- 
samtheit zu vereinigen. Das könne nur geschehen, indem man die 
Kaufmannschaft in ihrem Bestreben nach Zusammenschluß unter- 
stütze. Die Gedanken des Verfassers werden für die Frage der Ueber- 
gangswirtschaft nützliche Dienste leisten können. 

Weit weniger Bearbeiter haben Industrie und Gewerbe gefunden, 
doch fehlen sie nicht ganz. Wir nennen zuerst Stiedas, Vortrag 
über die Lage der Industrie. Er schildert die anfängliche Beschäfti- 
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gungslosigkeit und die Anpassung der Produzenten an die neuen 
Aufgaben durch Uebernahme der Kriegsaufträge; die Verschiedenheit 
in der Lage der einzelnen Gewerbe, unter denen Textil-, Bau- und 
Baustoffgewerbe ungünstig, Eisen-, Metall-, Maschinen-, elektrische 
Industrie günstig dastünden. Der Frage der Arbeiterfürsorge und der 
Heranziehung der Jugendlichen werden längere Ausführungen ge- 
widmet, bei denen Stieda vor zu starker Heranziehung von Jugendlichen 
und Kindern warnt. Allerdings seien in der Industrie starke Gewinne 
eingeheimst worden. Die Preissteigerung sei vielfach auf Kosten der 
Konsumenten geschehen und bilde keine Ruhmestat der deutschen 
Industrie. Zwar drohe nach dem Kriege der deutschen Industrie 
schwere Schädigung, aber ein Verdrängen vom ausländischen Markt 
werde doch nicht möglich sein. Es bleibe die Hebung des inländischen 
Absatzes. Sodann müsse die Neigung, fremde Waren zu bevorzugen, 
ernsthaft bekämpft werden: dazu gehöre auch die Beseitigung aller 
fremdsprachlichen Bezeichnungen, die Einschränkungen fremden 
Kapitals in deutschen Unternehmungen. Wenn wir auch noch fremde 
Rohstoffe brauchten, so sei das mit den Industrieerzeugnissen selbst 
nicht der Fall. Deutsche Arbeit zur Förderung deutschen Schaffens 
in Industrie, Handel und Gewerbe müsse die Parole sein. 

Die Frage der deutschen Industriekartelle vor und seit dem Kriege 
hat in Tröltsch einen Bearbeiter und unbedingten Lobredner 
aller ihrer Bestrebungen gefunden. Er verkennt die Gefahr, die von der 
monopolistischen Beherrschung des Marktes ausgehe, nicht. Aber 
er mißt den Kartellen eine große regulierende Wirkung auf die Pro- 
duktion wie auf die Preise bei: die Produktion werde gleichmäßiger, 
die Preise stabil, die Rentabilität erhöht. Das Urteil über sie müsse 
daher günstig lauten. Denn das in der Produktion fixierte Kapital 
habe mehr Anspruch auf gesicherte Rentabilität als das im Handel 
umlaufende. Die Kartelle bedeuteten einen organisatorischen Fort- 
schritt, wenn auch niemals wirklicher Friede in ihnen herrsche. Frei- 
lich seien sie wegen ihres Dranges zur Ausdehnung über die nationalen 
Grenzen mitschuld an dem Entstehen des Weltkrieges geworden. Auch 
im Kriege, glaubt T., hätten sie höchst heilsam gewirkt. Während beim 
Verkaufe wie beim Produzenten die egoistischen Gefühle vor allem im 
Handel gesteigert seien, wirken dem die Kartelle entgegen (?). Die Ein- 
stellung auf die neuen Aufgaben sei wesentlich durch sie so glatt von- 
statten gegangen. Sie waren Sicherungsmittel nicht nur für die schwä- 
cheren Produzenten, sondern auch eine Prämie auf Erhaltung der Pro- 
duktion und Steuerkraft der Gesamtheit. Die starke Vermehrung 
der Preiskartelle sei für die Volkswirtschaft als wertvolle Maßnahme 
anzuerkennen. Anders sei es auf dem Lebensmittelmarkt, wo durch 
das Fehlen der Kartelle eine Desorganisation herrsche. Die Preis- 
festsetzung der Kartelle müßte allerdings auch auf die schwächsten 
Betriebe Rücksicht nehmen, um deren Selbstkosten zu decken. Für 
die Produktion des speziellen Kriegsbedarfes seien sie hervorragend 
engagiert: das beziehe sich sowohl aut die Rohstoffe, wodurch; die 
glatte Verteilung erleichtert wurde, wie auf die Pünktlichkeit und 
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Qualität der Kriegslieferungen, weiter auf die mäßigende Preispolitik, 
endlich auf die Syndizierung der Ausfuhr. Allerdings sind auch durch 
den Krieg mannigfache Veränderungen innerhalb ihrer Bildung einge- 
treten. Im ganzen aber habe sich die Regelung der Konkurrenz durch 
die Kartelle Bürgerrechte erworben. Nach dem Kriege sei zunächst 
weitere Zunahme in der Ausschaltung der Konkurrenz zu erwarten; 
sodann Zurückdrängung des Handels, wohl meist in der Form der 
Interessengemeinschaft zwischen Industrieverbänden und Händler- 
firmen. Endlich eine Einfuhrsyndizierung für Rohstoffe. In der Stel- 
lung des Staates zum Kartell nimmt Tröltsch wiederum die Partei der 
Kartelle gegenüber dem Handel. Eine stärkere Einmischung des 
Staates sei nicht zu empfehlen, da er einer ständigen Ueberwachung 
nicht gewachsen sei, sondern nur wie ein Alpdruck auf der Industrie 
lasten würde. Aber der Staat könne doch mitwirken, indem er die 
Erneuerung eines Kartelles befördere, wie das Vorgehen beim Kohlen- 
syndikat zeige, das schon als Kriegsmaßregel nicht hoch genug einzu- 
schätzen sei. Sodann könne er auf die Einschränkung der Produktion 
Einfluß gewinnen, endlich auch die Ausfuhr weiter syndizieren helfen. 

Mag man auch über die Zukunftsaussichten der Kartelle urteilen 
wie der Verfasser, so ist doch von alledem, was Tröltsch über die Kar- 
telle im Kriege sagt, bisher auch nicht der Schatten eines Beweises 
vorhanden. Tröltsch kennt ja von der Tätigkeit der Kartelle im Kriege 
außerordentlich wenig, da davon nichts bekannt geworden ist. (Mein 
Kriegsarchiv enthält so gut wie nichts; auch die Kartellrundschau 
nur sehr wenig.) Er übersieht gänzlich, daß die meisten Kartelle 
nur außerordentlich lose Verbindungen und Preiskonventionen dar- 
stellen, die ihrer ganzen Struktur nach sehr geringen Einfluß auf 
Produktion, Pünktlichkeit, Qualität der Lieferungen haben, daß 
die meisten von ihnen am allerwenigsten imstande sind, eine Organi- 
sation der Produktion in die Wege zu leiten. Ich finde im Gegenteil, 
daß bei dem Rohstoftbedarf und bei der Auftragserteilung, ebenso 
wie bei der Bestandsaufnahme und den Kriegsaufträgen sich die Kar- 
telle keineswegs in dem Maße bewährt haben wie das Tröltsch ohne Be- 
weise als selbstverständlich annimmt. Die meisten der Kriegsgesell- 
schaften sind ganz unabhängig von den Kartellen entstanden und ge- 
schaffen worden. Es hängt das eben damit zusammen, daß die Mehr- 
zahl von ihnen gar nicht die feste Form hat, die Tröltsch als ihr Wesen 
und ihre eigentliche Bedeutung ansieht, und die immer von der einzig 
dastehenden Organisation des Kohlensyndikats ausgeht. Es ist doch 
höchst seltsam, bei Fehlen von Beweisen einfach anzunehmen, daß 
die Zukunft schon die von ihm gemachte Annahme an den Tag bringen 
werde und der Zusammenhang bisher nur sicher zu vermuten sei. 
Man darf eben nicht das sehr festgefügte Kohlensyndikat, wo die Ver- 
hältnisse besonders günstig liegen, als Muster nehmen. Mir scheint 
entgegen dem Verfahren des Verfassers Wissenschaft darin zu bestehen, 
daß man die Gesamtheit der Argumente übersieht und von hier ein 
Urteil abgibt. Tröltsch ist aber ein sehr einseitiger Lobredner der 
Kartelle geworden und hat auf ihr Konto Dinge gesetzt, die ganz ande- 
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ren Ursprunges sind. und zu deren Zustandekommen andere Faktoren 
mitgewirkt haben. Dafür hat er die sehr interessanten neuen Verbands- 
bildungen, wie z. B. die Verbindung der Eisenindustrie mit der Reederei, 
die Angliederung von Zechen an Hüttenwerke u. a. nicht hinreichend 
beachtet. Ich würde mein Urteil dahin zusammenfassen, daß wir 
über die Tätigkeit der Kartelle im Kriege auch nach der Schrift von 
Tröltsch herzlich wenig wissen. 

Die Studie von Jacobs über Zuckerindustrie und Zucker- 
handel ist schon früher entstanden. Dadurch haben sich inzwischen 
die Verhältnisse wesentlich anders gestaltet als im ersten Kriegs- 
jahre ; damals hatte die Frage des Zuckerexportes noch große Bedeutung 
die inzwischen ganz zurückgetreten ist. Immerhin sind den tatsäch- 
lichen Angaben über die zanlreichen Verwendungsarten des Zuckers, 
über die schwankende Ausfuhrpolitik, über Preis- und Händlergewinn, 
über die Tätigkeit der Zentraleinkaufsgesellschaft recht lehrreich. 
Das Urteil über die ganze Politik lautet sehr günstig. Die deutsche 
Bürokratie habe die Regelung des Zuckers während des ersten Kriegs- 
jahres zum Wohle der Allgemeinheit durchzuführen verstanden 
und habe mit wesentlichem Geschicke die weitauseinandergehenden 
Interessen der verschiedenen Erwerbsstände wahrgenommen. 

Endlich schildert Urbanek die speziellen Verhältnisse eines 
einzelnen Landesteiles, der Provinz Schlesien. »Die gefesselte Nature 
schildert den Industriebezirk, vor allem das Vorkommen von Kohle, 
dann der anderen Naturschätze, sowie die Beziehungen zum russi- 
schen Nachbar. Durch die Angliederung Polens würde die Gunst 
der natürlichen Verhältnisse zur vollen Wirkung gelangen. Die An- 
näherung an Mitteleuropa würde günstig wirken, da die Balkanstaaten 
das nächstgelegene Industriezentrum wären (?). »Die zersplitterte 
Organisations macht auf die Schwierigkeit der oberschlesischen In- 
dustrie aufmerksam. Länger verweilt Urbanek bei dem losen Gefüge 
der Verwaltungsorganisation, vor allem den »Gutsbeziiken«, die ein 
seltsames Gebilde aus vergangenen Tagen darstellten und die Ent- 
wicklung häufig hemmten. Denn in der Macht dieser stecke ein starker 
Widerstand gegen die Schaffung leistungsfähiger Kommunalkörper, 
die nur durch Eingemeindung geschehen könne. »Die ringende Kul- 
turs schildert die Ansätze kulturellen Daseins in der Provinz. Wir haben 
es mit einem Mann zu tun, der die Heimat liebt, voll Phantasie und 
Burschikosität ist, voll Anschaulichkeit und Freude am Kleinen. 
Für die großen Probleme der Wirtschaft und der Zukunft reicht frei- 
lich der Gesichtskreis nicht aus, und mit der Kriegswirtschait steht 
das Büchlein nur in losem Zusammenhang, warum wir uns aut das 
Gesagte beschränken. 


D. Geldwesen und Finanzen. 


Friedrich Bendixen, Währungspolitik und Geldtheorie im 
Lichte des Weltkrieges. Neue Folge von »Geld und Kapitale. 
Leipzig und München, Duncker und Humblot, 1916. 114 Seiten. 

Bulletin der Studiengesellschaft für soziale Folgen des Krieges 
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Nr. ı: Die Kosten des Krieges, Kopenhagen. 54 Seiten. 

Buck, Direkte Reichstseuern oder direkte Reichskriegssteuern. 
Berlin 1916. 23 Seiten. 

Karl Theod. von Eheberg, Die Kriegsfinanzen (Kriegs- 
kosten, Kıriegsschulden, Kriegssteuern). Leipzig, A. Deichert, 
IQI6. II6 Seiten. 

Adoli Grabowski, Weltpolitik und Finanzpolitik. Ein Beitrag 
zur deutschen Finanzpolitik nach dem Kriege. 2. Auflage. Berlin 
1916. 30 Seiten 

Otto H e y n, Unser Geldwesen nach dem Kriege. (Finanzwissenschaft- 
liche Zeitiragen, herausgegeben von Schanz und Wolf), 28. Heft 
Stuttgart, Ferdinand Enke, 1916. 46 Seiten. 

Paul Mombert, Der Finanzbedarf des Reiches und seine Deckung 
nach dem Kriege. Karlsruhe, G. Braun. IgI6. 44 Seiten. 

Paul Mombert, Eine Verbrauchseinkommensteuer für das 
Reich als Ergänzung der Vermögenszuwachssteuer. Tübingen, 
J.C. B. Mohr, 1916. 32. Seiten. 

Ludwig Pohle, Die neuere Entwicklung des Zinsfußes und der 
Einfluß des Weltkrieges auf seinen Stand (Frankfurter Uni- 
versitätsreden, IQI5). 30 Seiten. 

— — Vermögensgrenze. Zwischen Sozialismus und Kapitalismus. 
Von einem deutschen Richter. Berlin-Schöneberg, 1916. 30. S. 


Geldwesen und Finanzen haben mehrfache Bearbeitung gefunden. 
Zunächst verdienen zwei zusammenfassende Darstellungen der ge- 
samten Kriegsfinanzen Berücksichtigung. Das eine ist das erste Heft 
der dänischen Studiengesellschaft über die Folgen des 
Weltkrieges. Es wird für die einzelnen Länder sämtliches aufzu- 
bringendes Material aus den amtlichen Denkschritten, den Rechnungs- 
legungen, den Mitteilungen der Presse herangezogen und in kritischer 
Weise verwertet. Dabei werden die gefundenen Daten stets in Be- 
ziehung zu dem Nationalreichtum und Nationalvermögen des betreffen- 
den Landes,sowie zu den Ziffern des Friedensetats gesetzt. Die Angaben 
beziehen sich durchgehends auf 2 Kriegsjahre, doch sind sie meist 
noch bis Ende 1916 fortgeführt. Kriegskosten, Kriegsanleihen, 
Staatsschulden, Zinsendienst, schwebende Schulden werden gleicher- 
weise behandelt. Man gewinnt damit einen deutlichen Einblick z. B. 
in die englischen Kriegssteuern und die einzelnen Posten des englischen 
Kriegsetats: 14 Prozent sind durch Steuern, 86 durch Anleihen ver- 
schiedener Art aufgebracht. Bei den Balkanstaaten, wo es ganz 
besonders schwierig war, klar durchschaubare Angaben zu erhalten, 
werden auch die Kosten des Balkankrieges mitgeteilt. Ebenso bringt 
das Bulletin für die europäisch-neutralen Staaten Angaben. Kurz, 
wir erhalten auf diese Weise eine möglichst zuverlässige Darstellung 
der Kriegsfinanzen, die noch auf langehin die Grundlage der Berech- 
nung bilden werden. 

Eine zweite Gesamtdarstellung verdanken wir sodann Ehe- 
berg. Er schöpft ebenfalls aus den amtlichen Veröffentlichungen 


1074 Franz Eulenburg, 


sowie den Mitteilungen der Tagespresse, benutzt auch die sonst vor- 
handene Literatur, darunter den eben genannten Bericht der Studien- 
gesellschaft. Er schildert die Kosten der Kriegsführung, die Aufbrin- 
gung der Mittel für die einzelnen Länder, sowie die Höhe der Staats- 
schulden, die daraus erwachsen. Bei den Steuern und deren Erträgnissen 
verweilt er länger. Am ausführlichsten werden natürlich die deutschen 
Verhältnisse dargestellt, vor allem finden die neuen Kriegssteuern eine 
eingehende Würdigung. Wir erhalten durch ihn eine zuverlässige 
Uebersicht über die gesamten Kriegsfinanzen, die einen Bestandteil 
der neuen Autlage seines Lehrbuches ausmacht. 

Die Frage, wie die Kosten des Krieges bezügl. die Schulden nach 
dem Kriege getragen werden sollen, ist mehrfach beantwortet worden. 
Es liegen hierfür 4 Abhandlungen vor. Wir nennen zuerst die anonyme 
Schrift eines deutschen Richters: »Vermögensgrenzee, die wohl als 
typisch für die Auffassung mancher Kreise angesehen werden kann. 
Der Verfasser schlägt nämlich nichts anderes als die Kontiskation 
der großen Vermögen vor. Auf Grund des bekannten, höchst zweifel- 
haften Buches von Martin berechnet er, daß der Gesamtbetrag aller 
Vermögen über 20 Millionen Mark für das Reich 3 Milliarden ausmache. 
Alles, was über jene Grenze ist, gehöre dem Staate. Mit den Zinsen 
sollen bestritten werden: Sorge für Kriegsbeschädigte, für die Familien 
der Gefallenen, Schutz gegen Arbeitslosigkeit, Sozialpolitik für den 
Mittelstand. Wie man sieht, ein etwas reiches Programm. Nun geben 
die Zinsen von jenen konfiszierten Summen aber doch nur 120 Millionen 
Mark. Wie stellt sich denn der annonyme Verfasser die Sache eigentlich 
vor? Die Erfolge, die er sich von der Kontiskation der Uebervermögen, 
wie etwa die Kruppschen verspricht, sind außerordentlich. Er hat einen 
eigenen Gesetzentwurf ausgearbeitet, der den Weg für die Maßnahme 
angibt. Allerdings will der Verfasser nur die Privatvermögen, soweit 
sie in einer Hand vereinigt sind, konfiszieren, nicht aber das Vermögen 
der Erwerbsgesellschaften, das sich in verschiedenen Händen befindet. 
Nun ist jedoch das Privatvermögen meist gar nicht konfiszierbar, 
da es entweder aus Liegenschaften, Grundbesitz oder Fabrikanlagen und 
anderem besteht. Der Staat würde in allen diesen Fällen offenbar 
Mitbesitzer von Erwerbsvermögen und Erwerbseinkünfiten werden 
und dabei ein sehr schlechtes Geschäft machen. Denn durch eine ent- 
sprechende Besteuerung erhält er von den großen Vermögen weit 
mehr als durch Uebernahme dieser Betriebe selbst, deren Rentabilität 
eine recht zweifelhatte ist. 

Der Vortrag von Buck verläuft im Grunde ebenso ergebnislos. 
Buck will eine deutliche Scheidung von Reich und Bundesstaaten, 
indem das erstere die indirekten, letztere die direkten Steuern erhalten, 
damit die neuerdings in Unordnung geratene Scheidung wieder ganz auf- 
recht gehalten werde. Darum wünscht er unter keinen Umständen 
eine Wiederholung des Wehrbeitrages, die eine Sonderabgabe darstelle 
und nicht herabgewürdigt werden dürfe. Direkte Besitzsteuern, so 
verkündet der Verfasser, wären das Ende der Selbständigkeit der 
Bundesstaaten: diese hätten dann kein Interesse mehr, weiter zu 
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arbeiten! Diese bis zum Ueberdruß wiederholten Sätze werden durch 
keinerlei neue Argumente des Verfassers gestützt. Ihm ist so wenig 
etwas eingefallen, wie der Mehrzahl der Finanzpolitiker, deren Geistes- 
arbeit nachgerade im »Strecken«e von Gemeinplätzen oder in der Dosie- 
rung von mehr oder weniger milden Arzneimitteln besteht. 

Weit mehr bieten die beiden Abhandlungen von Mombert. 
Die erste sucht die Höhe des Zinsenbedarfes des Reiches und seiner 
Deckung nach dem Kriege festzustellen. Im’Mittelpunkt der künftigen 
Friedenswirtschaft steht ihm das Bevölkerungsproblem. Die Kapazi- 
tät für eine wachsende Bevölkerung hänge aber vom Kapitalreichtum 
und der Kapitalneubildung ab. Beide seien das dringendste Erforder- 
nis für die Zukunft. Und zwar werde der dauernde, wie auch der ein- 
malige Kapitalbedarf außerordentlich groß sein. Es komme daher nach 
dem Kriege vor allem auf die wirtschaftliche Stärkung an ; sie verlangen 
noch vor den sozialpolitischen Grundsätzen Berücksichtigung. Die 
Kapitalneubildung geschehe aber durch Sparen, indem der nicht- 
konsumierte Teil des Einkommens der folgenden Wirtschatftsperiode 
zu produktiven Zwecken zur Verfügung gestellt wird. Die Art der 
Besteuerung könne sehr wohl auf diese Kapitalbildung Einfluß ge- 
winnen. Unter den Steuern seien einmal diejenigen die besten, die 
kostenverbilligend wirken, sodann solche, die den Spartrieb direkt 
oder indirekt durch Verbrauchsverschiebung anregen: entweder da- 
durch, daß der Reinertrag der Güter zunimmt oder die Ausgaben 
der Bevölkerung zurückgehen. Auf diese beiden Ziele hin sind die 
Einnahmequellen zu prüfen. So werden Monopole, Verbrauchs- und 
Verkehrsabgaben, sowie die Personalsteuern untersucht. Beim Mon o- 
pol dürfen nicht nur finanzielle Gesichtspunkte maßgebend sein, son- 
dern auch die technischen und wirtschaftlichen Seiten. Wo jenes in dieser 
Beziehung nicht günstig wirke, da sei es auch nicht zweckmäßig. Denn 
die Besteuerung sei die beste, die die Steuerquellen am meisten zur 
Entwicklung bringe. Wo der Privatbetrieb vorteilhafter sei, würde 
eventl. eine Mischform in Frage kommen. Wenn aber infolge des 
Monopols der Preis steige, dann sinken durch Zurückgehen des Ver- 
brauches auch die Einnahmen für den Staat. Produktions- und Genuß- 
mittel seien auf ihre Monopolfähigkeit zu scheiden. Erstere zu besteuern 
könnte bedenklich werden, weil sich eventl. die Leistungsfähigkeit herab- 
mindere. Anders stehe es mit dem Monopol auf Genußmittel. Hier könne 
die Einschränkung des Konsums an entbehrlichen Genußmitteln durch- 
aus günstig wirken. Dann werde in solchen Industrien auch die Kapi- 
talnachfrage nachlassen, also für andere Produktionsgebiete frei werden. 
Andererseits können Betriebszusammenlegungen, die infolge des 
Monopols eintreten, auch finanziell günstige Ergebnisse erzielen, 
ohne eine Mehrbelastung herbeizuführen. In diesen Fällen habe das 
Monopol durchaus seine Berechtigung. 

Bei den Verbrauchs- und Verkehrsabgaben 
wiederum könnten Formen gefunden werden, die zur Verminderüng 
der Gestehungskosten oder zur Vermehrung der Spartätigkeit bei- 


trügen. Eine Stützung unwirtschaftlicher Betriebe und Formen 
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hindere die Stärkung der Produktivität der ganzen Volkswirtschaft. 
Die Steuertechnik lasse sich demnach unter wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten handhaben, indem durch die Art der Rohstoffsteuer (wie 
ehedem beim Zucker) gleichsam eine Prämie für gute Ausnutzung 
gezahlt wird. Es sind das eigentliche »Erziehungssteuern«. Die Wahl 
zwischen Monopol und Verbrauchsabgabe hänge von wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten ab. Luxussteuern seien unter allen Umständen 
zu empfehlen, weil dadufch die Produktion eingeschränkt und das 
Kapital für andere Zwecke frei würde (auch bei der Ausfuhr der Luxus- 
produkte ?). Endlich müsse bei den Personalsteuern immer der 
Zusammenhang mit der Kapitalbildung und der dadurch ermöglichten 
Verbreiterung des Nahrungsspielraumes gewahrt werden. Sodann 
verdiene der Familienstand und die Familiengröße Berücksichtigung. 
Der Ausbau nach der Leistungsfähigkeit schließe die höhere Besteue- 
rung kinderloser Familien ein. Der Zusammenhang zwischen Wirt- 
schaft und Steuerpolitik ist immer im Auge zu behalten und bei 
diesem wiederum der Zusammenhang zwischen Kapitalbildung und 
Nahrungsspielraum. 

Bei dem großen Mangel an neuen Gedanken in der Finanzwissen- 
schaft haben wir etwas länger bei den Studien Momberts verweilt, 
weil sie tatsächlich durch neue Gesichtspunkte sich auszeichnen. 
Dazu gehört die dauernd betonte Berücksichtigung des allgemeinen 
Zusammenhangs mit der Volkswirtschaft, vor allem die Notwendigkeit 
der Kapitalbildung. Die deutsche Finanzwissenschaft unter Alt- 
meister Adolf Wagner war auf einem gewissen toten Geleise angelangt. 
Ihre Steuerprinzipien waren überhaupt keine wirtschaftlichen mehr, 
sondern ethische: sie legten einen Maßstab an, der der Wirtschaft 
wesensfremd war. Die Finanzwissenschaft ist bei uns zum nicht geringen 
Teil ethische Scholastik oder Steuertechnik geworden, die beide mit 
der Volkswirtschaft nichts zu tun haben. Soziologische und rein wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte werden heute vielfach vermißt. Nach dem 
Kriege wird die Hebung der volkswirtschaftlichen Kräfte sowieso 
die erste Forderung werden und die Finanzpolitik wird sich diesem 
Postulat unterordnen müssen. Diese Erkenntnis hat in der Mombert- 
schen Schrift eine hervorragende Begründung und Ausführung er- 
fahren. 

Die zweite Abhandlung von Mombert fällt demgegenüber 
etwas ab. Sie greift ein einzelnes Problem heraus: um die Besteue- 
rung nach der Leistungsfähigkeit zu treffen, genüge nicht nur die Bei- 
behaltung der Vermögenszuwachssteuer, sondern man müsse auch die 
treffen, die Einkommen haben, ohne neue Vermögen zu bilden, die 
also einfach ihren Verbrauch steigern. Der Ausgleich könne nur so 
getroffen werden, daß man überhaupt den Gesamtverbrauch eines 
Mannes versteure. Und zwar würde offenbar, wenn man progressiv 
vorgehe, der luxusartige Verbrauch besonders getroffen werden. 
Dabei könne die Größe der Familie natürlich berücksichtigt werden. 
Man läßt einen Mindestbetrag von 1000 Mark für jedes Haushaltungs- 


Literatur über Krieg und Volkswirtschaft II. 1077 


mitglied frei. Für das, was darüber hinausgeht, tritt eine Besteuerung 
ein, die progressiv von 2,2 bis 6 Prozent gestaffelt ist. Mombert stellt 
ein solches ziemlich kompliziertes Steuersystem auf. Er gibt freilich 
selbst zu, daß nach all den erlaubten Abzügen wegen Krankheit, 
Wohlfahrtszwecke, Kinderzuschüssen, das Ergebnis der Verbrauchs- 
einkommensteuer nur gering sei. Aber er tröstet sich damit, daß neben 
der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit auch das Prinzip der 
wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit stehe, der die neue Steuer entspräche. 
Ich finde den ganzen Gedanken wenig glücklich. Die Pauschalbe- 
steuerung des Verbrauches trifft den wirklichen Luxuskonsum nur 
sehr unbestimmt. Jemand mit 20000 Mark Einkommen braucht 
eventl. sehr wenig für eigentlichen Luxus auszugeben, während ein 
anderer viel für Kunstsachen, oder Bibliophilie verwendet, ein dritter 
wirklich das Leben genießt und Luxus treibt. Wie soll also dadurch 
der Luxuskonsum getroffen werden, wenn man sich um die Art des 
Verbrauches nicht kümmert ? Das ganze komplizierte System und die 
ganze Begründung läuft auf einen Zuschlag zur Einkommensteuer 
hinaus, der sich ja nach den Unständen rechtfertigen läßt, aber einer 
prinzipiellen Begründung kaum bedarf und in der Mombertschen Form 
auch nicht gefunden wird. 

Auf der ersten Abhandlung von Mombert fußt wesentlich Gr a- 
bowski. Auch er betont die Notwendigkeit der Kapitalbildung 
nach dem Kriege. Oberste Quelle sei das Sparen, das durch Einrich- 
tungen wie Postsparkassen, Scherlsches Sparsystem oder Schanz- 
schen Sparzwang zu fördern sei. Es soll also eine Sparpflicht durchge- 
führt werden, um die Aufgaben des Imperialismus damit zu fördern. 
Grabowski will nämlich mit diesen Ersparnissen die Golddecke stär- 
ken. Die gesparte Summe soll zu großen Goldeinkäufen verwendet 
werden. Dadurch werde die Menge der Umlaufsmittel vermehrt, der 
Diskontsatz auf erträglicher Höhe gehalten werden. Das Produktiv- 
kapital zur Befruchtung unseres Wirtschaftslebens wird in bequemster 
Weise erlangt, indem ein gewisser Prozentsatz der Einkommensteuer 
als Satz der Sparpflicht festgestellt wird. Bei 25 Prozent der Ein- 
kommensteuer rechnet Grabowski mit 150 Millionen Mark Erspar- 
nissen, die auf diese Weise herauskommen. Im Ernste denkt wohl auch 
Grabowski nicht daran, mit diesem lächerlich kleinen Betrag (2Mk. 
auf den Kopf der Bevölkerung) eine große Wirkung auf dem Kapital- 
markt ausüben zu können. Das ganze Projekt ist kaum der Diskussion 
wert, da das Ergebnis ebenso wie bei Mombert in keinem Verhältnis 
zur Aufwendung steht. Große Sparkapitalien als Stützen der Welt- 
politik kann man auf diese Weise nicht erhalten. 

Der Zinsentwicklung unter Einfluß des Krieges hat Pohle 
eine interessante Studie gewidmet. Er geht von dem Zinsfuß für lang- 
fristige Anlagen aus. Wir beobachten bis in die siebziger Jahre trotz 
mannigfacher Schwankungen ein allmähliches Sinken des ZinsfuBes. 
Daher erwartete man damals, daß die Zinsrate niedrig bleiben würde. 
In Wirklichkeit setzte eine entgegengesetzte Bewegung ein: der Grund 
ist der steigende Kapitalbedart, und dieser sei wieder bedingt durch 
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das jährliche Wachstum der Bevölkerung und durch technische Neue- 
rungen. Dem erweiterten Kapitalbedarf habe das Kapitalangebot 
nicht entsprochen. Dazu habe allenthalben eine Auswanderung 
von Kapital stattgefunden, da die Risikoprämie für das Ausland ge- 
ringer geworden sei. Jenes sei eine Begleiterscheinung unserer ganzen 
weltwirtschaftlichen Entwicklung. Die Erhöhung des Zinsfußes 
stellte gleichzeitig die Bedingung dar, um die Arbeit ergiebiger zu 
gestalten und die Produktion zu verbilligen. Die Inanspruchnahme 
des Kapitals für den Krieg gehe nun weit über die Erträgnisse der 
vorhandenen Spartätigkeit hinaus. Es würden aber Kapitalien frei, 
die bisher in Rohstoffen und Fabriklägern gebunden waren, sodann 
werden auch die Läger fertiger Erzeugnisse auf vielen Gebieten kleiner. 
Damit die Besitzer von Vermögen dem Staate zur Deckung seines 
Kriegsbedarfes noch weit mehr als den Gesamtbetrag der neuen Spar- 
tätigkeit zur Verfügung stellten, wäre jedoch ein höherer Zinssatz nötig. 
Die Summen, die zum großen Teil aus vorübergehend brachliegenden 
Betriebskapitalien genommen werden, würden später notwendig wieder 
in ihre ursprüngliche Form zurückverwandelt werden müssen. Die 
Wirkung werde sich in einer Verlangsamung des Bevölkerungswachs- 
tums, in einer Erhöhung der Wohnungsmieten und der Preise bemerk- 
bar machen. Notwendig sei darum erhöhte Spartätigkeit. 

Das Wichtigste aus den Ausführungen Pohles ist offenbar seine 
Erklärung der Anleihen. Aber sie scheint mir unvollständig zu sein. 
Denn zum nicht geringenTeile kommen dieSummen aus der Unterlassung 
aller Ergänzung und Erneuerung des Produktionsapparates, aus dem 
Verzicht auf Verwendung der Kapitalien in der Produktion, sodann 
aber aus der Einschränkung des Konsumes, die zum Teil durch 
Vorräteknappheit und Preissteigerung erzwungen wird. Andererseits 
wird direkt ein Teil des Volksvermögens auf den Umwege der Geld- 
anleihe in Kriegsmaterialien verwandelt. Es tritt eine Konsum- 
verschiebung ein, indem der einzelne zwangsweise weniger für die 
Lebensbedürfnisse aufwendet, und dafür den nichtkonsumierten 
Teil in Form von Anleihen wieder erhält. Der Pohlesche Vortrag 
ist durch die knappe Darstellung der wesentlichsten Punkte der Ent- 
wickelung und durch die hinzugefügten Anmerkungen wertvoll. 

Das Geldproblem hat eine mehrfache Bearbeitung erfahren und 
zwar, wie von vornherein zu erwarten war, durchaus in einem bestimm- 

. ten Sinne — nämlich im Sinne der staatlichen Theorie des Geldes. 
Der Inhalt dieser Ansicht ist bekanntlich: das Geld sei eine Schöpfung 
des Staates, indem dieser ein Zahlungsmittel zum Gelde stempele. 
Während vor dem Kriege die Chartaltheorie Knapps wenig Aner- 
kennung gefunden hatte, ist das jetzt mit einem Male anders gewor- 
den. Die Metallisten hatten ja niemals geleugnet, daß papierne oder 
andersartige Geldsurrogate das Geld ersetzen könnten. Aber sie 
erklärten, Geld sei eben nicht nur Zahlungsmittel, sondern auch Tausch- 
mittel und Wertmaßstab. Die Währung sei auf beide Funktionen 
von geringem oder gar keinem Einfluß, sondern diese beruhten in dem 
Substanzcharakter des Geldes. Das ist jedoch durchaus nicht die 
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Meinung der Chartallisten. Freilich hatte Knapp selbst sich um diese 
Fragen gar nicht gekümmert; seine Geldlehre schien gerade darum 
den Metallisten überhaupt keine Lösung dieses Problems, das für 
ihn gar nicht existiert, da er das Geld nur als Zahlungsmittel und Wäh- 
rung kennt. Er hatte nur wenig Anhänger und Freunde gefunden, auch 
in Oesterreich nicht, auf das Knapp als das Musterbeispiel einer staat- 
lichen Geldschöpfung immer hingewiesen hat. Wenn das mit einem 
Male anders geworden ist, so darum, weil die Tatsache, daß alle krieg- 
führenden Staaten eine Unmenge Papiergeld ausgeben und dadurch 
tatsächlich als Schöpfer des Geldes auftreten, von selbst zur Chartal- 
theorie führen mußte. Man glaubte, in diesem Vorgehen eine volle 
Bestätigung ihrer Anschauung gefunden zu haben und man wird 
auch die Währungspolitik nach dem Kriege zum guten Teil wohl auf 
diese Theorie aufzubauen versuchen. Allerdings die Reichsbank selbst 
steht einstweilen noch ganz auf dem metallistischen Standpunkte. 

Dabei werden wir zwei verschiedene Auffassungen der Chartal- 
theorie finden: eine gemäßigte, die Geldkerntheorie, wie 
sie vorallem von Otto Heyn vertreten wird, und die radikale, 
reine Chartaltheorie, deren Vertreter Bankdirektor Bendixen in 
Hamburg ist. Letzterer ist van Anfang an ein Anhänger Knapps ge- 
wesen und hatte sie bereits vor dem Kriege in mehreren Schriften ver- 
fochten, die jetzt aktuelle Bedeutung und Beachtung erlangt haben. 
Er hat aber auch versucht, die Knappsche Theorie fortzybilden und 
jene Funktionen des Geldes, die bei Knapp selbst keine Lösung und 
keine Erwähnung gefunden hatten, aus dieser Theorie zu erklären. 
Das scheinbar »unlösbare«e Geldproblem, nämlich der Geldwert, ver- 
schwindet durch die veränderte Fragestellung überhaupt aus der Welt: 
es ist ein Scheinproblem, das für die erweiterte Chartaltheorie gar nicht 
existiert. Geld selbst ist danach kein wirtschaftliches Gut, sondern 
nur eine Legitimation zum Empfang wirtschaftlicher Güter, 
nur ein staatlich beglaubigtes Wertzeichen. Damit wird freilich die 
ganze Werttheorie für das Verständnis des Geldes wertlos. Denn der 
Geldwert ist ja nur das Spiegelbild des Warenpreises. 

Bendixen hat im ganzen sieben Aufsätze in der Schrift vereinigt, 
von denen zwej polemischer Natur (gegen Mises ynd Heyn) sind; 
die übrigen beschäftigen sich mit der Reichsbank yor, während und 
nach dem Kriege. Und zwar gehört Bendixen überhaupt zu den weni- 
gen Kritikern, die unsere Reichsbankpolitik gefunden hat. Denn 
Plenges Kritik betraf doch nur die äyßere Zweckmäßigkeit einzelner 
Maßnahmen und bewegte sich im übrigen durchaus auf dem Boden 
der bisherigen Reichsbankpolitik, die er im Gegenteil noch verstärken 
wollte. Bendixen aber übt eine grundsätzliche Kritik an der Reichs- 
bank und hält ihre ganze Aufgabenstellung und deren Lösung für nahe- 
zu verfehlt; er erachtet einen völlig veränderten Bankkurs für nötig. 
Dabei hält B. aych das Ansinnen nach einer größeren Liquidität der 
Banken für verfehlt: es sei nur aus der falschen Auffassung der Auf- 
gaben der Reichsbank entstanden. Während für diese die Aufrecht- 
echaltung der Währung das A und O ist, alles übrige, vor allem auch 
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die Art der Kreditgewährung von dieser abhängt, ist bei B. umge- 
kehrt diese letztere der Angelpunkt des ganzen Systems. Ihr muß 
sich auch die Geldpolitik anpassen. Sie kann es aber nur tun, wenn sie 
den bisherigen Weg verläßt. Eine solche einschneidende Kritik, wie 
B. sie übt, ist unter allen Umständen außerordentlich nützlich und lehr- 
reich, ja bis zu einem gewissen Grade notwendig, wenn ein Fortschritt 
entstehen soll, zumal sie von so fachkundiger Seite wie dem Verfas- 
ser ausgeht. Darum wünsche ich den Ausführungen recht viele Leser, 
damit eine Diskussion entsteht. 

Die Politik der Reichsbank sei veraltet. Ihre Beschränkung in 
der Notenemission sei verhängnisvoll geworden. Die Einlösungs- 
pflicht werde nach dem Kriege ohne dies aufhören müssen. Denn die 
Aufrechterhaltung der Dritteldeckung sei doch nur ein Vorurteil. Der 
Goldbestand habe seine Bedeutung für den Aufbau der Zahlungswirt- 
schaft vollständig verloren. Für die Wertschätzung des Auslandes 
aber kämen ganz andere Momente in Betracht. Die Aufrechterhaltung 
der Valuta lasse sich ebensogut oder besser durch einen Devisenvorrat 
oder durch Besitz ausländischer Effekten (?) erreichen. Devisen- 
politik sei die ideale Lösung der internationalen Kursbewegung. In 
allen diesen Punkten komme es im Grund auf staatliche Maßnahmen 
und die Währungspolitik an. Aber auch der Wert und die Wert- 
beständigkeit des Goldes beruhe auf künstlicher Grundlage, d. i. auf 
dem Gesetz der Goldwährungsländer. Ohne das würde auch jene 
nicht bestehen. Die Noten seien durch Warenwechsel hinreichend ge- 
deckt. Es sind kurzfristige Darlehen, die es dem Empfänger ermög- 
lichen, schon heute über das Geld zu verfügen. Wenn aber wirklich die 
Zahlungsmittel vermehrt würden, so beruhe das auf einer Vermehrung - 
der Waren und sei darum ganz unbedenklich. Es ist mithin völlig 
ungerecht, die durch Warenwechsel gedeckten Noten als ungedekt 
zu bezeichnen. Auch auf die Güte der Unterschriften komme es für 
die Geldschöpfung nicht an, sondern vielmehr auf die Art des Wechsels. 
Dabei leugnet B. eine Inflation durch den Krieg nicht ganz. Denn die 
Ausgabe von Banknoten auf Grund von Schatzwechseln widerspreche 
eben einer guten Geldschöpfung. Diese Art Neuschöpfung habe al- 
lerdings die Summe der Kaufmittel ohne Verkürzung der vorhandenen 
und zu Kaufzwecken verfügbaren Kredite vermehrt. Aber schuld 
daran sei nicht das Papiergeld an sich, sondern der Stand der Kriegs- 
finanzen. Für die Zeit nach dem Kriege fordert darum Bendixen eine 
Reihe von Maßnahmen, die im Einklange mit seiner ganzen Theorie 
stehen. 

Nun wird man sich mit einer Reihe dieser Maßnahmen durchaus 
einverstanden erklären können, so vor allem mit der Beseitigung der 
Reichskassenscheine. Auch über die Limitierung des Gewinnes der 
Anteilseigner läßt sich reden. Ebenso darf natürlich die Drittel- 
deckung kein Dogma werden, wenn Zweckmäßigkeitsgründe dagegen 
sprechen. Andererseits ist aber das Heilmittel der Devisenpolitik, 
die auch von Rießer lebhaft empfohlen wurde, recht bedenklich. Denn 
der Besitz yon Devisen auf das feindliche Ausland ist, wie der Krieg 
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gezeigt hat, ganz wertlos und durchaus kein Mittel, den Wechselkurs 
aufrecht zu erhalten. Dasselbe gilt von dem Halten eines Vorrates 
ausländischer Effekten, die gerade in kritischen Zeiten schwer oder 
gar nicht realisierbar sind. Auch der Hinweis auf Oesterreich scheint 
mir überhaupt sehr bedenklich. Oesterreich-Ungarn hatte immer etwas, 
was wir nicht haben und was die Anhänger der staatlichen Theorie 
übersehen: das sind sehr hohe Preise und eine starke Geldent- 
wertung — also gerade die Folgen, die die Anhänger des Metallismus 
dem Papiergelde immer nachgesagt haben. Sollte hier nicht ein innerer 
Zusammenhang zwischen der Währung und den Preisen bestehen ? 
Das ist die entscheidende Frage, auf die die Chartaltheorie eine Ant- 
wort geben müßte. Alles andere mag demgegenüber relativ unerheb- 
lich sein. Die Funktion des Geldes als Wertmesser ist nun einmal die 
allerwichtigste. Bendixen will allerdings das konkrete Geldzeichen auf 
der einen Seite streng scheiden von dem abstrakten Gelde als Wert- 
maßstab, das nur der Generalnenner aller Werte sei. Aber das ist höch- 
stens in der Idee durchführbar und auch dort nicht vollständig. Will 
sich aber die Idee in die Wirklichkeit umsetzen, so stoßen wir eben 
immer wieder auf die Geldmenge. Es ist nicht richtig, daß in nor- 
malen Zeiten die Ausgabe der Zahlungsmittel sich lediglich nach dem 
Warenumsatz alleinrichtet und mit diesen ebenfalls steigen müsse, 
mithin ganz unbedenklich sei. Denn es wird übersehen, daß alle staat- 
lichen Zahlungen, wie Gehälter und Aufträge, aber auch die Ausgabe von 
Anleihen stets erfolgen können, ohne daß Waren umgesetzt werden. 
Es wird ferner übersehen, daß die Umlaufsgeschwindigkeit auf der 
einen, die bargeldsparenden Zahlungsmittel (wozu eben Banknoten 
nicht gehören) auf der anderen Seite den Zusammenhang zwischen 
Warenumsatz und Zahlungsmittel völlig verschieben. Da Bendixen 
aber die Möglichkeit einer Inflation überhaupt zugibt, hat er damit 
der Theorie der Metallisten ein großes Eingeständnis gemacht, die 
gerade darum der staatlichen Geldschöpfung abgeneigt sind. 
Endlich scheint mir auch eine freigebigere Kıeditgewährung, die 
Bendixen fordert, durchaus gefährlich. Sie wird auf einem Umweg 
doch zu einer Inflation führen. Sie würde nämlich die Nachfrage 
nach Rohstoffen und Waren stark fördern und würde damit den Preis 
künstlich in die Höhe treiben: nicht, wie die naive Quantitätstheorie 
annimmt, durch unmittelbare Vermehrung der Zahlungsmittel, wohl 
aber, wie eine kritische Quantitätstheorie zeigt, indirekt durch 
Vermehrung des Kredits und die dadurch gesteigerte Nachfrage. Die 
Chartaltheorie macht sich die Argumentation doch zu leicht. Eine 
zu weitgehende Kreditgewährung würde mithin zweifellos alle die 
inflationitischen Wirkungen haben, die durch die Rücksicht auf den 
Goldvorrat verhindert werden. Eine noch stärkere Kreditgewäh- 
rung, als sie schon in den letzten Jahren vorhanden war, möchte viel- 
leicht einzelnen Interessengruppen willkommen sein, der ganzen Volks- 
wirtschaft aber würde sie nicht zum Vorteil gereichen. Denn sie würde 
eine künstliche Ueberhitzung der wirtschaftlichen Expansion und da- 
mit eine darauffolgende Krise herbeiführen, die durchaus nicht er- 
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wünscht ist. Dabei soll nicht verkannt werden, daB viele von Bendi- 
xens Gedanken beachtenswert sind, der Versuch einer Erweiterung der 
staatlichen Geldtheorie durchaus ernst zu nehmen ist. Nur völlig 
gelungen ist die Begründung bisher nicht. Aber wir stehen offenbar 
erst am Anfang einer erneuten Gelddiskussion über das Geldpro- 
blem überhaupt. 

Den anderen obengekennzeichneten Standpunkt über das Geld- 
wesen finden wir in der Schrift von Otto Heyn. Für Heyn 
steht das Problem im Vordergrund der Betrachtung, ob wir. 
nach dem Kriege eine Goldwährung mit Goldumlaut, 
wie vordem haben werden, oder ob es bei dem gegenwärtigen 
Zustande bleiben soll, dr Goldkernwährung, bei dem 
die Banknoten Zwangskurs haben, aber das Gold selbst vor allem zur 
Aufrechterhaltung des Wechselkurse beibehalten wird. Wenn der 
Goldumlauf aufrecht erhalten bliebe, so müßte bei dem jedenfalls 
stärkeren Goldbedarf mindestens 700 Millionen Mark neues Gold ange- 
schafft werden. Die Goldkernwährung könne dieselben Funktionen 
ohne dieses erfüllen. Der Staat verschaffe dem Notengeld die Eigen- 
schaft als Zahlungsmittel wie als Kaufkraft. Denn auch das Papier- 
geld könne ein Ding von Wert sein, wie das Gold. Auch beim Tausche 
würden lediglich die Werte der Waren und des Goldes verglichen. 
Das vermöge aber ein stoffwertloses Geld ebensogut wie das Goldgeld;; 
es sei lediglich eine Sache des Vertrauens. Die Goldkernwährung 
könne bei vorsichtiger Handhabung dieses Vertrauen durchaus er- 
haltert, indem Goldknappheit wie Goldüberfluß vermieden werden. 
Die Wertstabilität werde gefährdet durch Mißtrauen, durch Ueber- 
schätzung, durch Geldknappheit und durch Zuvielausgabe von Geld. 
Auch die Wertbeständigkeit gegenüber dem Auslande kann sehr wohl 
gewahrt, ein Parikurs sehr wohl sichergestellt werden. Voraussetzung 
ist nur, daß die Zahlungsbilanz eine günstige sei. Die Aufrechterhaltung 
der Valuta sei hierbei sicherer als bei der Goldwährung, weil die Menge 
des Goldvorrates durch jene gehoben würde und mithin der Wechsel- 
kurs durch Goldversendung viel leichter aufrecht erhalten werden 
könne, ohne den Goldumlauf zu gefährden. Das A und O sei aber, 
daß die ausgegebenen Banknoten das hinreichende Vertrauen gewön- 
nen: falls dieses gesichert sei, verdiene die starke Goldkernwährung 
den Vorzug vor der schwachen Goldwährung, die wir sonst nach dem 
Krieg haben würden. 

Wie man erkennt, ist die Knappsche Chartaltheorie in modifi- 
zierter und stark abgeschwächter Form auch der Grundgedanke 
Heyns. Nun soll über die theoretische Berechtigung dieser Anschau- 
ung an dieser Stelle nicht gehandelt werden. Daß man nach dem Kriege 
nicht sofort die Barzahlung in Gold wieder aufnehmen kann, scheint 
mir zweifellos zu sein. Wir werden uns für eine Reihe von Jahren an 
das Papiergeld gewöhnen müssen. Aber der schwache Punkt ist eben, 
wieweit es wirklich Vertrauen genießen und ob nicht, wie jedenfalls 
in Oesterreich, eine inflationistische Wirkang von ihm ausgehen wird. 
Das Vertrauen läßt sich nur herstellen durch Ausbildung des Kredites. 
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Wenn man sieht, wie gering der Geldumlauf (Gold und Banknoten) 
in England gegenüber dem in Deutschland ist, dann erkennt man, daß 
Vertrauen sich nicht befehlen oder verordnen läßt, sondern aus den 
Gewohnheiten des Volkes entspringt. Diese gilt es also zu beeinflussen 
dadurch, daß man die Kreditfähigkeit der Bevölkerung hebt. Vor 
allem die agrarisch kleinbürgerlichen Kreise sind bei uns noch voll 
starken Mißtrauens, wie die Zurückhaltung des Goldes und des Silbers 
im Kriege deutlich zeigt. — Unter den Anmerkungen finden sich sehr 
wertvolle Auseinandersetzungen, vor allem über die Quantitäts- 
theorie und den Einfluß des Geldüberflusses auf die Preise. Es ist 
Heyn aber durchaus zu widersprechen, daß eine Preissteigerung auch 
notwendig zu einer parallelen stärkeren Inanspruchnahme des Gel- 
des führen müsse. Denn es kann sich auch die Umlaufsgeschwindig- 
keit entsprechend vergrößern. Doch soll über die ganze Frage in ande- 
rem Zusammenhang das Wort genommen werden, da es zur Theorie 
der Kriegswirtschaft gehört. Die Heynsche Schrift ist gerade auch 
durch die Anmerkungen sehr anregend. 
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Eine besonders emsige Forschung hat diesmal die Wirtschaft 
des Auslandes erfahren. Das ist dem sehr rührigen Institut für 
Seeverkehr und Weltwirtschaft an der Universität Kiel zu verdanken, 
das unter der Leitung von Bernhard Harms steht. Er gibt besondere 
Kriegswirtschaftliche Untersuchungen heraus, die einzelne Gebiete 
in sehr objektiver, meist sogar nur referierender Weise behandeln. 
Es sind bisher acht Hefte herausgekommen, von denen das erste 
(Plaut) bereits vordem angezeigt wurde. Außerdem ist abernoch eine 
Reihe anderer Schriften erschienen, die das Ausland zum Gegenstand 
haben. Wir beginnen mit England, dem vier Schriften gewidmet sind. 
Kiliani untersucht den deutsch-englischen Wirtschaftsgegensatz. 
Die Bekämpfung des deutschen Handels sei nicht erst durch den Krieg 
entstanden, sondern liege weiter zurück. Mindestens seit 20 Jahren 
kämpft man in der englischen Presse gegen deutschen Militarismus 
und deutsche Geschäftsunehrlichkeiten. Entsprechend hat man allent- 
halben in Marokko und Indien, Südamerika und Ossasien feindliche 
Regierungsmaßnahmen gegen uns gefaßt. Allerdings sei die Wirt- 
schaftsstruktur beider Länder gänzlich verschieden. Das Freihande- 
prinzip habe in der englischen Seele eine Art ethischer Superiorität 
erworben, während man die Wirkungen des deutschen Schutzzolles 
wesentlich überschätze und ihr die Hauptursache der deutschen Ent- 
wicklung zuschreibe. Betrachte man die drei Hauptparteien der Welt- 
wirtschaftsgesellschaft, so habe jeder von ihnen eine bestimmte Rolle: 
Deutschland sei die wirtschaftliche Zentralmacht Europas, die 
Vereinigten Staaten der große Anlieger des amerikanischen Nordens, 
England die Weltstätte erstens Ranges. Das zeige sich deutlich in 
der Entwicklung des Außenhandels. Deutschland bilde dabei durch 
List und Ratzel den zentraleuropäischen Kontinentalstaat mit stark 
agrarischer Basis. Nach englischer Auffassung sei der Hauptwettbewerb 
in der Schwerindustrie vorhanden. Das Land sei in einzelnen Indu- 
strien tatsächlich zurückgeblieben. Aber dafür habe es in der Baum- 
wollindustrie die unbedingte Vorherrschaft gehabt. So vollzog sich 
eine gewisse internationale Arbeitsteilung, bei der England durchaus 
nicht schlecht abschnitt. Im Gegenteil, auch das Dumping brauchte 
die englische Wirtschaft nicht als schädlich anzusehen. Großbritannien 
war niemals reicher als vor diesem Kriege. Denn England hatte von dem 
deutschen Aufblühen Vorteil, indem es die Handelsvermittlung über- 
nahm. Die beiden Völker waren einander die besten Kunden. In 
unserem Verkehr mit den hautinentalen Nachbarn haben wir die 
britische Konkurrenz freilich überholt; im Ueberseehandel ist es aber 
seiner ganzen Lage nach durchaus Sieger geblieben, da von der deut- 
schen Ausfuhr nicht mehr als die Hälfte über das Meer gekommen sei. 
England hatte die aktionsfähigste Börse, einen Warenhandel mit dem 
ausgeprägtesten internationalen Charakter, den größten Diskont- 
mechanismus der Welt und war das größte Gläubigerland. So über- 
wog im Wettbewerb zwischen den beiden Rivalen mehr die Gemein- 
samkeit der Interessen als ihre Gegensätze. — Sehr viel von dem 
was Kiliani über den englisch-deutschen Gegensatz sagt, ist zweifellos 
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sehr richtig. Die Engländer hatten sich tatsächlich öfters in einen ' 
Fanatismus gegen uns hineingeredet, obwohl wir uns in weitem Strecken 
ergänzen konnten, ja direkt auf einander angewiesen waren. Trotz- 
dem soll nicht geleugnet werden, daß man in England nicht ohne Grund 
sich zurückgedrängt glaubt. Wir waren reicher geworden und England 
war doch mehr und mehr stehen geblieben: schon das Bevölkerungs- 
wachstum beider Länder brachte das mit sich. Neuere Berechnungen 
über das Volksvermögen und Volkseinkommen zeigen dasselbe. 
Gegenüber dem gewiß richtigen Gedanken Kilianis, daß der Gegensatz 
vielfach nur ein künstlich gemachter sei, dürfen wir dieses Moment 
gewiß nicht übersehen }). 

Aehnlich wie Kiliani behandelt die als Sonderabdruck heraus- 
gegebene Artikelserie der Frankfurter Zeitung (E. K.) 
die Vorherrschaft Englands vor dem Kriege. Der Verfasser schildert 
anschaulich die Weltmachtstellung Englands: seine Einkünfte, seine 
Finanzierung des Welthandels, seine Stellung als Käufer sämtlicher 
Waren, die Ursachen für die Beliebtheit des englischen Wechsels, 
die Bedeutung der Londoner Börse und des Geldmarktes. Seine 
Zahlungsbilanz war vor dem Kriege die aktivste der Welt. D. i. sie 
brachte aus Zinsbezug (3 Milliarden), Schiffsverkehr (2 Milliarden), 
Zwischengewinn (600 Millionen) Kolonialtribut (250 Millionen) einen 
jährlichen Ueberschuß von 2% Milliarden Mark, die England immer 
von neuem in Auslandswerten anlegen konnte. Diese glänzende Stel- 
lung sei nun durch den Krieg gänzlich erschüttert worden. Nicht 
nur sein guter Ruf ist gefährdet, noch mehr seine Vormacht- 
stellung selbst. Es ist infolge des Krieges eine volle Verschiebung 
der Zahlungsbilanz eingetreten, indem jener Aktivposten zum guten 
Teile fortfällt. Seine Warenausfuhr genügt nicht; die Zahlungsbilanz 
wird passiv werden, da das Schwergewicht Englands nun einmal 
von Manchester nach London verlegt und dessen Gewinne eben zum 
guten Teil zerstört seien. Denn England habe den Kriegsbedarf 
an das Ausland zu zahlen. Dadurch komme es, daß sein Nationalver- 
mögen in dem Maße abnehme, als es an das Ausland verschuldet 
werde, während unsere Kriegsausgaben zum guten Teile im Lande 
bleiben. England greife vorwiegend die ausländischen, Deutschland 
die inländischen Reserven an. Kurz, Englands insulare Unanfaßbarkeit 
stehe in Frage, seine Bedeutung als Geldmarkt werde nachlassen und 
die Zinsrate werde steigen. Hier aber ist nun für Deutschland die Mög- 
lichkeit gegeben, die Erbschaft der City anzutreten. Das hänge davon 

1) ks ist mir eine angenehme Pflicht, in diesem Zusammenhang nochmals 
auf die zweite Auflage des Buches von Riesser, England und wir, zurück- 
kommen zu können. Bei der ersten Besprechung hatte mir nur die erste Auf- 
lage vorgelegen, deren Urteile ich bezüglich Englands in manchen Punkten für 
zu ungünstig und bei Deutschland für zu günstig ansah. Die zweite Auflage 
ist in dieser Beziehung mannigfach verändert worden und wir finden, daß die 
Beurteilung des englischen Bankwesens und des Verhaltens der englischen 
Krediteinrichtungen richtiger gefaßt ist, daß auch die deutschen Verhältnisse 
mit größerer Vorsicht dargestellt sind. Das Büchlein enthält wiederum eine 
zweckmäßige Gegenüberstellung der beiderseitigen wirtschaftlichen Kräfte. 
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ab, daß es sich in stärkerem Maße vom englischen Zwischenhandel 
frei mache und es vermeide, künftig die englische Börse in bisherigem 
Umfange zu benutzen, oder die englische Versicherung wie bisher 
in Ansprüch zu nehmen. Den deutschen Banken und dem deutschen 
Handel wachsen dadurch neue Aufgaben zu, die sie sehr wohl erfüllen 
könnten, wie die Einrichtung der Bremer Baumwollbörse zeige. Dazu 
bedürfe es der geistigen Umstellung. Die knappen Ausführungen 
sind besonders inhaltsvoll und kenntnisreich abgefaßt. Sie gewähren 
in das geschäftliche Leben Englands und in die Ursachen seiner bis- 
herigen Stellung einen sehr anschaulichen Einblick, wie überhaupt 
der Handelsteil der Frankfurter Zeitung sich durch ein hohes Maß 
von Objektivität auszeichnet. 

Die spezielle Frage der Wirkung des Krieges auf den überseeischen 
Handel Englands behandelt ein Vortrag von Rosenbaum in 
der Royal Statistical Society, der von Plaut ins Deutsche übertragen 
und mit einer Fortsetzung versehen ist. Die Arbeit beruht auf einer 
besonderen Methode der Indexziffern, die einen zu erwartenden 
Normalhandel berechnet und diesen mit den wirklichen Ergebnissen 
der Kriegszeit vergleicht. Der Originalvortrag konnte sich allerdings 
nur auf die ersten 9 Monate beziehen. In dieser Zeit sind die einge- 
tretenen Aenderungen noch sehr gering. Die Güterausfuhr bleibt 
hinter dem zu erwartenden wahrscheinlichen Friedenshandel zurück. 
Die Wiederausfuhr an Nahrungsmitteln ist um ro Prozent, an Roh- 
stoffen um 20 Prozent, an Fabrikaten um 33 Prozent zurückgegangen; 
die Ausfuhr sogar um 39 v. H. Letzteres betrifft etwa ı% Millionen 
Arbeiter mit einem durchschnittlichen Wochenlohn von 30 Schilling. 
Der Verlust der Ausfuhr an die verbündeten Länder beträgt 20, an 
neutrale Länder 29 Prozent. Die durchschnittliche Steigerung der 
Einfuhrpreise war größer als die der Ausfuhrpreise, d. h. die Rohstoffe 
sind teurer geworden als die Fabrikate. Dadurch wird das Passivum 
der Handelsbilanz noch größer. Im ganzen lautet trotzdem das Urteil 
des Verfassers günstig: es sei ein neues Gleichgewicht geschaffen, 
das sich in umfassendem Maße auf die Kriegslage stütze. Die an den 
Vortrag anschließende Diskussion förderte manch neuen Gedanken zu- 
tage und stand auf einer bemerkenswerten Höhe der Objektivität, 
wie es von dieser wissenschaftlichen Gesellschaft wohl zu erwarten 
war. Man sprach über die Zahlungsbilanz und deren Wirkung, über 
die Methode der Berechnung, die auf Bedenken bez. der Grundlagen 
stieß, auch mit großer Unbefangenheit über die deutsche Rüstung 
und den Auslandsdienst. 

Der Herausgeber Plaut unternimmt in dankenswerter Weise 
eine Fortsetzung der Arbeit, über die Entwickelung des Uebersee- 
handels in den ersten Io Monaten des Jahres 1915. Dabei bedient er 
sich einer etwas abweichenden Methode und stellt nur die Jahre 1913 und 
1915 einander gegenüber. Es zeigt sich allenthalben eine Ab- 
nahme der Ausfuhr, vor allem in den Woll- und Baumwollwaren, 
so daß eine gesteigerte Passivität der Handelsbilanz herauskommt, 
die natürlich ihre Wirkung auf die Zahlungsbilanz ausüben muß. Be! 
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den’ Einfuhrwerten ist dieErhöhung durch erheblich gestiegene Fracht- 
und Versicherungsätze zu berücksichtigen, die bei den Ausfuhr- 
werten fortfällt. In einem beigefügten Anhange von Georg Paish wird 
die Handelsbilanz noch besonders untersucht. Allerdings seien gegen- 
über deren Verschlechterung die Gewinne aus den Reedereien von 
etwa 100 Millionen Pfund vor dem Kriege auf etwa 225 gestiegen. 
Ebenso die ausländischen Kapitalzinsen von 300 auf 400. Dem Ein- 
fuhrüberschuß von etwa 490 Millionen Pfund ständen etwa 435 Mil- 
lionen Aktiva gegenüber, zu denen auch die unsichtbare Ausfuhr 
gehört. Der Verkauf von Effekten sei geringer, als gemeinhin an- 
genommen wird.. Gleichwohl wachse der Passivsaldo fast dauernd 
und müsse durch Sparsamkeit und ergiebigere Ausbildung der Pro- 
duktion eingebracht werden. 

Die ganze Abhandlung ist in allen ihren Teilen außerordentlich 
lehrreich, die Zugänglichmachung dieser Untersuchung sehr ver- 
dienstvoll. Auffallend bleibt mir, warum Plaut nicht die Gesamtheit 
der Ein- und Ausfuhrmengen gegenübergestellt (S. 73 f.) und nur 
einzelne Waren herausgegriffen hat, statt die größeren Gruppen des 
englischen Handelsamtes heranzuziehen. Es hätte sich dadurch 
auch der Einfuß der Preisänderung leichter feststellen lassen, als durch 
die vorgenommene Methode. Die monatlichen Veröffentlichungen 
des Handelsamtes, die der Herausgeber benutzt hat, geben dafür 
eine geeignete Handhabe. Vielleicht wird diese Arbeit für die ganze 
bisherige Zeit des Krieges noch nachgeholt. Denn das Jahr 1916 
zeigt bezüglich des Außenhandels einige neue und sehr bemerkenswerte 
Abweichungen, vor allem eine erneute Zunahme der Ausfuhr dem Ge- 
wicht nach zu wesentlich erhöhten Preisen. 

Die internationale Frachtraumnot behandelt Wingen. Die 
Frachtsätze sind um 200 bis r000 Prozent gestiegen. Die Ursachen 
liegen vor allem in der Beanspruchung der Dampfer für Kriegszwecke, 
die mindestens 35 bis 40 Prozent ausmachten; sodann kommen die 
Schiffsverluste hinzu. Dem stehe auf der anderen Seite eine sehr stark 
gesteigerte Nachfrage nach Laderaum gegenüber: teils durch Mehr- 
einfuhr nach England, teils durch Verlängerung der Seefahrten in- 
folge veränderter Bezugsgebiete. Wingen behauptet, ein Parallelis- 
mus zwischen Frachtentwickelung und Preissteigerung notwendiger 
Güter. Eine ähnliche Wirkung bezüglich der Verknappung von Schiffs- 
raum ergibt sich für Frankreich und für Italien. Demgegenüber 
stehen die Gewinne englischer Reeder, aber auch die der neutralen 
Länder, für die vor allem aus den nordischen Staaten interessante 
Belege mitgeteilt werden. Es bestehe ein Hochkonjunktur auf dem 
Frachtenmarkt. Der Weltschiffsbau ist allenthalben zurückgegangen. 
1,2 Millionen (1915) gegen 2,8 in 1913. Im letzten Teil der Arbeit 
werden die Maßnahmen der Regierung gegen die Tonnageknappheit 
besprochen: Festsetzung der Frachtraten, Beschränkung der Ein- 
fuhr, Beschleunigung von Neubauten. Dem stehen der Arbeitermangel 
und die notwendige Mehreinfuhr von Lebensmitteln und Kriegsgeräten 
gegenüber, so daß die Lage vor allem für England kritisch werde. 
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Den Ausführungen ist nur an einer Stelle zu widersprechen, nämlich 
dort, wo ein Parallelismus zwischen Frachtsätzen und Preissteige- 
rung angenommen wird. Es ist von mir in den Jahrbüchern für Natio- 
nalökonomie ausgeführt worden, daß das nur zum kleinen Teile 
zutrifft. Die Frachtentwickelung hat wohl dazu beigetragen; die 
Preissteigerung selbst ist jedoch weit erheblicher als der relativ ge- 
ringe Anteil der Frachten und der Versicherung am Warenpreis 
ausmacht. 


Mit den Vereinigten Staaten im Kriege beschäftigen sich ebenfalls 
vier Abhandlungen. Die Arbeit von Schmidt bringt für das 
erste Jahr des Krieges Tabellen über den Außenhandel der Union 
und zwar für die einzelnen Länder ebenso wie ftir die einzelnen Monate. 
Die Einfuhr von Fertigfabrikaten nahm ab, ihre Ausfuhr dagegen zu. 
Die Industrie hat erst unter dem Einfluß des Krieges eine entscheidende 
Stellung in dem Außenhandel der Union angenommen auf Kosten 
der Rohstoffe und Nahrungsmittel, die bisher überwogen. Die Auslands- 
beziehungen selbst haben sich natürlich stark geändert. Aber eine 
zielbewußte Entwickelung anderer Märkte ist bisher nicht in Angriff 
genommen, da die neuen Kriegsaufträge zu lohnend waren; das be- 
zieht sich z. B. auch auf Südamerika, dessen Markt sehr vernachlässigt 
wurde. Das zeigt sich nicht minder in der Art der Warenausfuhr, bei der 
eben die Kriegslieferungen überwogen. Mangel an Voraussicht und 
blinder Optimismus hemmten eine zielbewußte Entwickelung anderer 
Märkte und führten lieber zu bequemen Lieferungen an die Kriegs- 
führenden zu guten Preisen als zur Aufsuchung der großen neutralen 
Gebiete: Südamerika und Mittelamerika weisen daher in der Ausfuhr 
einen Rückgang auf, wogegen der Handel mit Skandinavien, Italien 
und Holland eine Zunahme zeigt. Ueber die Zukunft des amerikani- 
schen Handels ist aus der Entwickelung im Kriege selbst wenig zu 
schließen. Leider ist das schöne Material von dem Verfasser nicht hin- 
reichend ausgenutzt. Es fehlen alle Relativberechnungen, ebenso der 
Vergleich zwischen Quantität und Preisen, so daß man aus den Ta- 
bellen sich das Meiste selbst heraussuchen muß. Die Arbeit wird erst 
nach dem Kriege ihre volle Fortsetzung finden, da in den 2% Jahren 
doch bereits erhebliche Aenderungen eingetreten sind. 

Die nordamerikanischen Interessen in Südamerika behandelt 
Lufft in einer lehrreichen Studie. Die Interessen sind einmal die 
des Handels, die im Zunehmen begriffen seien, sodann des Kapitals, 
das oft in englischer Form auftritt, weiter der Rohprodukte, (Bergbau 
Fleisch, Petroleum, Kautschuk). Der Südkontinent habe eine ganze 
Reihe von Rohstoffen, die noch nicht ausgenutzt seien, die aber Gegen- 
stand künftiger Ausbeutung werden könnten. Vor dem Kriege war 
die Union freilich nur mit einem Sechstel an dem südamerikanischen 
Außenhandel beteiligt: in der Ausfuhr betrug der Anteiletwa ein Fünftel 
in der Einfuhr etwa ein Siebentel. Auch der Kapitalbetrag war im Ver- 
hältnis zum englischen, deutschen, französischen nur schwach (500 Mil- 
lionen gegen 4000, 1000, 2500 Dollar). Aber es sind doch allenthalben 
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Ansätze zur weiteren wirtschaftlichen Durchdringung vorhanden — 
vor allem die Monopolisierung des Verkehrs durch den Farquhartrust, 
der seit 1907 in den einzelnen Gebieten ganz systematisch vorgeht. 
Der Verfasser schildert eingehend die außerordentlich vielseitigen 
Bestrebungen dieser Gesellschaft und die Widerstände, auf die sie 
dabei stößt. Ihr unmittelbarer Landbesitz war bereits vor dem Kriege 
sehr bedeutend und sie versteht die Ausnutzung in sehr geschickter 
Weise durch Tochterunternehmungen durchzuführen. Allerdings “ist 
ihr Kapital international mit starkem englischen und französischen 
Einschlag. Aber auch auf anderen Gebieten, wie der Gefrierfleich- 
industrie, dem Obstbau, der Getreidemüllerei, der Monopolisierung 
der Kraftquellen (Kohle, Petroleum, Wasser) sind amerikanische 
Trusts tätig gewesen. Bei der Wichtigkeit gerade des südamerikani- 
schen Kontinents für die künftige Weltwirtschaft und für Deutsch- 
lands Außenhandel sind die Darlegungen besonders wichtig und 
verdienen weitere Beachtung. 

Eine kurze Darstellung der panamerikanischen Finanzkonferenz 
vom Mai 1915 gibt Pfitzner. Diese Konferenzen verdanken dem 
Staatssekretär Blaine ihren Ursprung. Die erste fand 1889 statt, die 
fünfte des Jahres 1915 war den speziellen Finanzfragen gewidmet. 
Zwar spielten auch hier ideologische Momente, wie Freiheit, Gerechtig- 
keit, Selbstverwaltung eine Rolle; aber das Programm war überwiegend 
den südstaatlichen Finanzen, der Geldbeschaffung, dem Bankwesen 
und der Ausdehnung der internationalen Märkte sowie der Verbesserung 
der Transportgelegenheiten gewidmet. Bisher war der Außenhandel 
der Union ganz unzulänglich finanziert, auch gewährte er wenig Kredit, 
wie das sonst in Südamerika üblich ist. Durch das Reservebank- 
system ist jetzt die Möglichkeit der Auslandsfilialen und damit der 
stärkeren Finanzierung gegeben. Vor allem ist durch die Möglichkeit 
des kurzfristigen Wechselkredits jetzt eine Unabhängigkeit der Union 
vom englischen Geldmarkt ermöglicht, wie das in einer Rede Wilsons 
deutlich zum Ausdruck kommt. Die Konferenz führte schließlich 
zur Einsetzung einer Reihe von Kommissionen: zur Vereinheitlichung 
der Handelsgesetzgebung, für Transport- und Verkehrswesen, für 
brasilianisches Bankwesen, zur Finanzierung der dortigen Kaffee- 
und Kautschukbetiiebe.. Aber nennenswerte positive Ergebnisse 
hat die Konferenz noch nicht gezeigt, ebensowenig wie die frühere. 
Es besteht auch wenig Aussicht, daß die dort gefaßten Beschlüsse 
Verwirklichung finden. 

Eine spezielle Frage, nämlich die Lage der chemischen insbeson- 
dere der Farbstoffindustrie, ist Gegenstand einer anderen Studie 
desselben Verfassers geworden. Er gibt im wesentlichen 
eine größere Reihe von Zeitungen und Zeitschriftenaufsätzen in Ueber- 
setzung wieder. Ihre Verfasser sind teilweise hervorragende Prak- 
tiker, teilweise Vertreter der Regierung und der Wissenschaft. Die 
verschiedenen Aufsätze sind für deutsche Leser außerordentlich lehr- 
reich. Sie zeigen die ganze Schwierigkeit, mit der die amerikanische 
Farbstoffindustrie zu kämpfen hatte. Bisher kamen aus Deutschland 
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drei Viertel der Farbstoffe. Im Mittelpunkt stehen die Bestrebungen 
des Handelsderzernenten Norton zur Schaffung einer amerikanischen 
Farbstoffindustrie. Es hat in New York eine Nationalausstellung 
chemischer Produkte stattgefunden, auf der vor allem die Farbstoffe 
gezeigt wurden. Durch das Fehlen deutscher Farben sind 2 Millionen 
Menschen in Mitleidenschaft gezogen. Es wird als ein Fehler der deut- 
schen Firmen bezeichnet, während des Krieges nicht zu liefern. Die 
deutsche Ueberlegenheit beruht wesentlich in der Gewinnung der Zwi- 
schenprodukte des Steinkohlenteers, die Amerika nicht herstellt. Zwar 
ist eine Förderung durch den Staat eingetreten, der eine eigene Kom- 
mission für diese Produkte eingesetzt hat. Aber die Urteile über die 
bisherigen Erfolge lauten meist nicht sehr verheißungsvoll. Die eine 
Gruppe von Beurteilern meint, es fehle am nötigen Schutze, der es 
verhindert habe, daß in der Union eine leistungsfähige Industrie auf- 
kommen konnte: seit 1885 seien keine Fabriken mehr gegründet 
worden. Die anderen führen es jedoch auf mangelhafte Leistungen an 
sich zurück: die dort hergestellten Farben seien nicht lichtecht und 
nicht wasserecht. Zwar würde die Trefflichkeit vieler dort hergestellter 
Produkte in alle Winde ausposaunt; auch verkünde eine Reihe von 
Gesellschaften, daß ihre Produkte von den deutschen nicht zu unter- 
scheiden seien. Aber in Wirklichkeit scheinen die bisherigen 
Bestrebungen mit einem Fiasko zu enden. Man ist zuder Ueberzeugung 
gekommen, daß seitens der amerikanischen Konkurrenz keine Gefahr 
für die deutsche chemische Industrie vorhanden, daß auch der Schutz- 
zoll nicht als Heilmittel zu betrachten sei. Dr. Nortons Pläne gelten 
als ins Wasser gefallen. 

Eine Studie von Oberfohren befaßt sich mit den französi- 
schen Bestrebungen zur Verdrängung des deutschen Handels. L’autre 
guerre, wie man die Gesamtheit der Bestrebungen nennt, hat ein ganzes 
System von Ideen und Möglichkeiten zutage gefördert. Der Verfasser 
hat vor allem die Tagespresse und die periodische Literatur dafür heran- 
gezogen. Es sind vielfach mehrStimmungssymptome als wirklicheHand- 
lungen, die sich in den Aeußerungen kundtun. Immerhin verdienen 
die Bestrebungen unsere geschärfte Betrachtung. Zunächst sind eine 
Reihe von Organisationen ins Leben gerufen, die diesen »snationalen« 
Zwecken dienen. Es sind Ligen zur Bekämpfung der deutschen Pro- 
dukte entstanden: man hat Ausstellungen veranstaltet, die die deut- 
schen Waren und die deutschen Kataloge zeigen. Man will die deut- 
sche Elektrotechnik, die chemischen und pharmazeutischen Produkte 
aus Frankreich verdrängen. Aber man versucht dasselbe auch im 
Auslande: einmal indem man sich bemüht, den französischen Export 
zu heben, sodann, indem man das Mittel der schwarzen Listen und des 
Boykottes in Anwendung bringt: in den französischen Kolonien 
in England und Aegypten, Kanada und Australien, Italien, der Schweiz, 
Spanien, dann aber auch in Südamerika und der Union. Die Frauen 
werden mobil gemacht, nicht deutsche Waren zu kaufen. Es gibt 
eigene Händlerzeichen, in den Schulen wird die Jugend davor gewarnt, 
nicht mehr deutsches Spielzeug zu benutzen. Es ist ein außerordent- 
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lich vielseitiges Programm, das der französische Haß sich ausgedacht 
hat. Der Verfasser führt nur die Tatsachen selbst vor, enthält sich 
aber des Urteils, wie überhaupt die Mehrzahl der Abhandlungen aus 
dem Kieler Institut meist nur referierend gehalten sind, die Meinun- 
gen und Beschlüsse des Auslandes objektiv mitteilen und nur in seltenen 
Fällen ein Urteil abgeben. Sie sind gerade darum ein getreues Spiegelbild 
der Verhältnisse, ohne schon weitgehende Schlußfolgerungen daraus 
zu ziehen. 


Von dem übrigen Ausland ist zunächst eine Arbeit von Land- 
mann über den Schweizer Kapitalexport hervorzuheben, die zuerst 
in der Zeitschrift für Schweizer Statistik und Volkswirtschaft erschienen 
ist. Die Schweizer Volkswirtschaft sei charakterisiert durch höchst 
qualifizierte Arbeit und höchste Kapitalintensität. Sie sei ebenso 
wie die dortige Landwirtschaft schon wegen Arbeiterknappheit 
kapitalorientiert. Trotzdem bestehe ein großer Kapitalexport, der 
alten Datums sei und noch über den Hollands zeitlich hinausginge. 
Die Schweizer Industrie erzeuge Ueberschüsse, die mit Vorliebe 
im Ausland Anlage suchten. Dabei arbeite sie selbst wiederum mit 
fremdem Kapital. Aehnlich wie die Vereinigten Staaten sei also die 
Schweiz Schuldner- und Gläubigerland zugleich. In der Schweizer 
Industrie seien etwa 300 Millionen Frs. fremden Kapitals investiert, 
dagegen betragen die ausländischen Wertschriften bei den Banken 
rund 2, die Anlagen in langfristigen Effekten etwa ı 1% Milliarden. Umge- 
kehrt habe die Schweiz etwa 4 bis 4% Milliarden in fremden Wert- 
papieren angelegt und zwar meist in Form von langfristigen Anlagen 
(vor allem Industriewerten), aber auch in kurzfristigen Wertschriften 
als Depositen bei ausländischen Banken. Daraus ergibt sich eine ak- 
tive Zahlungsbasis in der Höhe von 150 bis 160 Millionen Frs. Land- 
mann führt den starken Kapitalexport auf die relativ langsame Volks- 
vermehrung zurück. Er meint in dieser Beziehung (S. 35): Je reicher 
eine Volkswirtschaft, desto entschiedener werde sie bei langsamer 
Bevölkerungsvermehrung zum Kapitalexport hingedrängt. Das zeige 
sich in Frankreich wie in der Schweiz, wo die Geburtenfrequenz 
wie der Geburtenüberschuß sehr klein sind. Fremde Kriegsanleihen 
seien nur sehr wenig gezeichnet worden. Da die Schweiz aber ebenfalls 
eine Kriegskonjunktur erlebe, so seien in der Landwirtschaft wie auch 
in den einzelnen Gewerben neue Kapitalien entstanden, die nicht hin- 
reichende Anlagemöglickkeit finden und darum ins Ausland abwan- 
dern. Landmann schätzt den Kapitalexport im Kriege für die Schweiz 
auf 650 bis 700 Millionen Frs., die sich zusammensetze aus fremden 
Kriegsanleihen (rso Millionen Frs.), rückströmenden Schweizer- 
werten (200), Guthaben bei ausländischen Banken (200), Valuta- 
schulden (200). Wenn die Mehrzahl dieser Anlagenwerte auch kurz- 
fristig gedacht war, so würden sie doch wohl langfristig bleiben. Dabei 
stelle sich heraus, daß das Schweizerische Volksvermögen pro Kopf 
der Bevölkerung das größte von allen Staaten sei und mit 7970 Fıs. 
noch das englische (7725) übertreffe. In Anbetracht dieser Verhält- 
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nisse habe man seitens bestimmter Kreise Maßnahmen gefordert, um 
das Hinausströmen des Kapitals zu verhindern, während eine andere 
Strömung eine rationellere Verwendung vorschlage. Der Verfasser 
wendet sich scharf gegen die erste Richtung, die eine Unterbindung 
des Kapitalexportes verlange und erst den inländischen Kapitalbedarf 
befriedigt wissen will. Die Voraussetung einer Eindämmung des 
Kapitalexportes sei eine stark protektionistische Handelspolitik. Aber 
für die Schweiz sei bei ihrer weltwirtschaftlichen Verflechtung eine 
solche Abschließung nicht zu empfehlen und eine Nationalisierung 
der Volkswirtschaft nicht durchführbar. »Das Deutsche Reich inner- 
halb seiner Grenzen am Niederrhein und in Oberschlesien zwei von 
den prinzipalen Kohlenbezirken und zwei von den vier stärkst ent- 
falteten Arbeitsmarktbezirken der Welt einschließend, hat auf Grund 
dieser glücklichen natürlichen Standortsbedingungen eine Industrie 
mit hohen Arbeitskoeffizienten und größter Arbeitskostenkompression 
entwickeln können, deren Erzeugnisse auf den Weltmärkten jeder 
Konkurrenz standhalten und deren Position durch die Handelspolitik 
der Absatzgebiete, Meistbegünstigung vorausgesetzt, so wenig zu 
erschüttern ist, daß Deutschlands Industrieexport nach den Schutz- 
zolländern (mit Ausschluß der Probibitivzollgebiete) ebenso stark 
hat wachsen können wie nach den Freihandelsgebieten.e — »Die 
Sicherung der schweizerischen Industrieexporte hat je länger je mehr 
die Bereitwilligkeit zum Import ausländischer Industrieerzeugnisse 
zur Voraussetzung, und da bei Handelsvertragsverhandlungen die 
Kompensationsobjekte danach bewertet werden, was sie für das empfan- 
gende Land an Absatzmöglichkeit im gebenden bedeuten, so muß 
sich die schweizerische Position handelspolitisch desto schwieriger 
gestalten, je weiter sich der Umkreis der Warenkategorien ausdehnt, 
für welche der inländische Markt der inländischen Produktion ge- 
sichert werden soll.e (S. 53/54). 

Die Arbeit von Landmann ist außerordentlich inhaltsreich. 
In den Anmerkungen ist ein weiteres reiches Material für die Schweizer 
Volkswirtschaft gegeben: so über die Preise (S. 81), über die Milch- 
produktion (S. 85/86), das Volksvermögen, über Kapitalinvestierung 
(S. 60/61), Bodenkapital u. a. Die Erwägungen, die der Verfasser 
anstellt, haben auch für andere Länder Bedeutung. Die Abhandlung 
reiht sich der auch sonst so gediegenen Arbeiten der Schweizer 
Literatur würdig an. 

Von unseren Bundesgenossen hat Bulgarien in der Arbeit von 
Weiß-Bartenstein eine sehr eindringende Behandlung er- 
fahren. Der Verfasser schildert in sechs Kapiteln Landwirtschaft, 
Industrie, Handel, Geldwesen, Banken und Finanzen. Die Bauern- 
schaft macht 88 Prozent der Bevölkerung aus und zwar überwiege 
das mittlere Bauerntum, woraus sich der demokratische Charakter 
der Bevölkerung ergibt. Die freie Erbteilung begünstige das Entstehen 
von Parzellenbetrieben, dem das Gesetz zu begegnen versuche. Dafür 
fehlt der landwirtschaftliche Großbetrieb und dadurch wieder eine 
größere Verwendung von Kapital und Arbeit, wenn auch im letzten 
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Jahrzehnt die Bebauung eine intensivere geworden sei. Die Bewirt- 
schaftung ist noch sehr rückständig. Düngung und Bewässerung 
fehlen. Fruchtwechsel und freie Wirtschaft sind fast gar nicht vorhan- 
den. Auch die Rinderzucht liegt darnieder: nur die Geflügelzucht 
ist wegen der sehr lohnenden Eierausfuhr hervorragend. In der In- 
dustrie überwiegen die bodenständigen Gewerbe; sie sind durch Gesetz 
von 1894 auf alle Weise (Steuerbefreiung, Zollfreiheit für Maschinen, 
Verhekrserleichterungen) gefördert worden. 1904 zählte man 166 
staatlich unterstützte Betriebe, vor allem auf dem Gebiete der Nah- 
rungs- und der Genußmittel und der Textilindustrie. Das meiste 
Kapital ist bulgarisch ; fremdes war nur in geringem Umfange beteiligt, 
(belgisches, russisches, schweizerisches, wenig deutsches). Die Ausfuhr 
ist bisher nur gering, da eben die Produktion vor allem in der Land- 
wirtschaft noch sehr extensiv ist. Der Aktivsaldo der Handelsbilanz 
vermag die Passivität der Zahlungsbilanz nicht zu decken. Durch den 
Krieg hatte Bulgarien nicht sehr gelitten, im Gegenteil macht die herr- 
schende Landwirtschaft gute Geschäfte. Die Währung ist als hinkende 
zu bezeichnen, bei der Gold- und Silberzertifikate in unbegrenzter 
Menge als gesetzliches Zahlungsmittel funktionieren. Das Land hat 
zwei große Banken: Banque Nationale und Banque Agricole. Erstere 
treibt als reine Staatsbank neben dem Noten- noch das Hypotheken- 
und Pfandbriefgeschäft, während die letztere für die landwirtschaft- 
lichen Kredite in Betracht kommt. Daneben existieren noch eine 
große Reihe von Genossenschaften, unter denen die Raifeisensche 
überwiegen. Im ganzen ist aber Kapital für die Zukunft der nötigste 
Produktionsfaktor des Landes. In den Finanzen ist die Ausgabe für 
den Schuldendienst unverhältnismäßig groß, da das Land für Heer 
und politische Aufgaben so starke Schulden aufnehmen mußte. Unter 
den Einnahmen überwiegen bei dem Fehlen einer Vermögens- und Ein- 
kommenssteuer die indirekten Steuern auf Salz, Spiritus, Tabak, 
Zündholz, Zigarettenpapier. Aber die Bewirtschaftung der öffentlichen 
Wirtschaftsgüter des Staates wie der Gemeinden liegt noch im argen. 
Im ganzen macht die heutige Volkswirtschaft einen durchaus gesunden 
Eindruck. Sie steht erst in den Anfängen der Entwicklung und ist 
einstweilen noch sehr extensiv. Aber wenn die Möglichkeit längerer 
friedlicher Arbeit gegeben ist, so wird ein bedeutungsvoller Aufschwung 
einsetzen, vorausgesetzt, daß femdes Kapital hineinströmt und eine 
solide Finanzpolitik getrieben wird. — Die Arbeit von Weiß-Barten- 
stein gibt einen ausgezeichneten Ueberblick über alle Gebiete der 
bulgarischen Volkswirtschaft und wird unserer Politik wie unserm 
Handel gute Dienste leisten. 

Endlich unser engster Bundesgenosse: Oesterreich-Ungarn. Lei- 
der müssen wir auch diesmal wieder betonen, daß die Literatur darüber 
auffallend dürftig und von österreichischer Seite auf diesem Gebiete 
so gut wie nichts geleistet ist. Die beiden großen Werke von Bat- 
taglia über das Wirtschaftsbündnis und von Strakosch 
über die österreichische Landwirtschaft stellen freilich sehr respek- 
table Leistungen dar, gehören aber nicht hierher. Dafür enthält das 
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» Jahrbuch der Gesellschaft österreichischer Volkswirte« einige Bei- 
träge, die sich mit der Kriegswirtschaft beschäftigen. Wir nennen 
zuerst einen Aufsatz von Sluszkiewicz über die Volkswirt- 
schaft Galiziens. Die überreizte Phantasie habe die Zerstörung und 
Verwüstung des Krieges stark übertrieben. Einige kritische Ueber- 
legungen müssen das Haltlose dieser Annahmen erweisen. Der Haupt- 
reichtum des Landes, nämlich die Fruchtbarkeit des Bodens und der 
Reichtum an Naturschätzen, sei überhaupt nicht zerstörbar. Galizien 
ist das menschenreichste und dichtbesiedelste Kronland der Monarchie. 
Durch die Uebervölkerung hat sie starke Auswanderung. Dreiviertel 
sind Ackerbauer, das Gewerbe umfaßt kaum ein Zehntel. Bei den 
Juden, die ıı Prozent der Bevölkerung ausmachen, finden wir eine 
überwiegende Beschäftigung im Handel,'dann noch in der Industrie, 
daneben aber nicht unbeträchtlich auch in der Landwirtschaft, Ga- 
lizien ist überwiegend Agrarland, allerdings von einer sehr extensiven 
Kultur, die weit hinter dem schon recht schwachen österreichischen 
Durchschnitt zurückbleibt. Es hängt das mit der sehr ungleichmäßigen 
Verteilung des Grundbesitzes zusammen. Die Folge ist, daß das Land 
den eigenen Konsumbedarf nicht befriedigen kann, sondern Getreide 
einführen muß! Dagegen hat es Ausfuhr von Geflügel und Eiern. Sind 
diese Schätze schon wenig zerstörbar, so steht es ebenso mit den übri- 
gen Naturschätzen Kalisalze, Steinkohlen, Mineralöl, in dem es an 
dritter Stelle hinter Amerika und Rußland kommt. Aber auch von 
den öffentlichen Gütern (Landstraßen, Eisenbahnen, Wasserwegen, 
öffentlichen Gebäuden) ist nur wenig wirklich zerstört. Die Industrie 
ist zwar gering entwickelt, ihr Produktionswert wird aber doch auf 
600 Millionen Kronen veranschlagt: auch sie hat nicht nennenswert 
gelitten. Mit einem Ueberblick über die Finanz- und Kreditinstitute 
schließt der Vortrag, der uns manchen Einblick in die sonst fremden 
Verhältnisse gewährt und die Kenntnis unseres Nachbarstaates erwei- 
tert, zumal der Tabellenanhang die Hauptdaten übersichtlich zusam- 
menfaßt. 

Ungarns Finanz- und Geldwirtschaft im Kriege schildert in dem- 
selben Jahrbuch Elemer Hantos. Der Krieg traf Ungarn 
im Zustande einer Depression, die alle Teile der Volkswirtschaft er- 
griffen hatte. Darum mußte zu Beginn ein Moratorium erlassen wer- 
den, um die Rückforderung der Spareinlagen und mobilen Kapitalien 
zu verhindern. Dann folgte die Aufhebung der Bankakte, die Errich- 
tung der Darlehenskasse und der Kriegskreditanstalt — beide freilich 
ohne größere Erfolge, weil für die Befriedigung des regulären Kre- 
dites hinreichend gesorgt war. Doch sind dafür die Geldeinlagen 
bei den städtischen wie landwirtschaftlichenInstituten stark gewachsen, 
ihre Liquidität hat sich gebessert. Wenn die Dividendenausschüttung 
der Banken geringer war als vordem, so war das eine bewußte Politik, 
um die Institute zu stärken. Man will künftig eine Zentrale der Geld- 
institute ins Leben rufen, die zum Teil mit Staatsmitteln geschieht 
und insofern eine Durchbrechung des reinen Aktienwesens bedeutet. 
Die Staatsfinanzen sind natürlich schwer getroffen worden. Anfangs 
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hat man sich mit Schatzscheinen und der Notenpresse beholfen. Dann 
aber sind ebenfalls Anleihen herausgebracht worden, deren Ergebnisse 
hoch befriedigend waren, und die Erwartungen übertrafen. Die Höhe 
der Verschuldung wie der Kriegskosten sind allerdings nicht genauer 
bekannt. Doch läßt sich der Ansatz für das erste Jahr auf rund ıı Mil- 
liarden Kronen berechnen. Zur Deckung des Zinsendienstes muß 
das Steuersystem umgebildet werden: die Einführung einer neuen Ein- 
kommensteuer, Erhöhung der bestehenden Verzehrungssteuer (Brannt- 
wein), eventl. Einführung des Spiritusmonopols. Weiter ist Sparsam- 
keit in öffentlichem und privatem Haushalt am Platze. Vor allem aber 
wird die Ertragsfähigkeit der Volkswirtschaft auf allen Gebieten er- 
höht werden müssen, da es in seiner Landwirtschaft noch große Rück- 
lagen besitzt. 

Die übrigen Beiträge des Jahrbuches sind teils rechtlicher Art, 
teils ist an anderer Stelle dieses Berichtes darauf eingegangen worden. 
Die Ausbeute über Oesterreich ist also tatsächlich recht dürftig !). 


Im ganzen sind in der bisherigen Literatur, die wiederum einen 
Umfang von 3500 Seiten erreicht, sehr viele Probleme erfaßt wor- 
den, die auf die starke Umstellung der Wirtschaft hinweisen. Die 
Kritik konnte sich diesmal mehr bescheiden, da die Veıfasser selbst 
in ihren Behauptungen vorsichtiger geworden sind. Aber je länger 
der Krieg dauert, um so größer müssen auch die Umänderungen 
werden, die Volks- und Weltwirtschaft erleiden. Es wird für die 
Theorie nötig werden, sich auf diese neue Konstellation rechtzeitig 
einzustellen, um nicht wieder wie an Kriegsbeginn überrascht zu 
werden und mit untauglichen Mitteln aufzutreten. 


1) Die von mir in Gemeinschaft mit Ferdinand Schmid und Wilhelm 
Stieda herausgegebenen sKriegswirtschaftlichen Zeitfragen« 
mögen hier wenigstens den Titeln nach mitgeteilt werden: 

I. Franz Klein, Der wirtschaftliche Nebenkrieg. 92 Seiten. 

2—3. Paul Mombert, Bevölkerungspolitik nach dem Kriege. 116 Seiten. 

4. Georg Gothein, Deutschlands Handel nach dem Kriege. 80 Seiten. 

5. Carl von Tyszka, Der Konsument in der Kriegswirtschaft. 





56 Seiten. 

6—7. Hugo Lindemann, Die deutsche Stadtgemeinde im Kriege. 
94 Seiten. 

8 W. Wygodzinski, Die Nationalisierung der Volkswirtschaft. 
68. Seiten. . 


9. Henriette Fürth, Die deutschen Frauen im Kriege. 63 Seiten. 
10. Georg von Below, Mittelalterliche Stadtwirtschaft und gegen- 
 wärtige Kriegswirtschaft. 
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Eine Selbstanzeige als Erwiderung. 
Von 


WILHELM JERUSALEM. 


Herr Professor Franz Eulenburg hat im ı. Heft (43. Bd.) dieses 
Archivs (S. 316—318) eine Besprechung meines Buches: »Der Krieg 
im Lichte der Gesellschaftslehre« veröffentlicht, die in hohem Grade 
meine Verwunderung hervorgerufen hat. Eulenburg wendet sich darin 
hauptsächlich gegen die neue von mir formulierte Forderung der 
»sStaatenwürdes, die er als unfruchtbar ablehnt, weil nach 
seiner Ueberzeugung Politik mit Ethik nichts zu tun habe. Nun ver- 
suche ich in meinem Buche den Nachweis, daß die individualistische 
Entwicklungstendenz den Staat im Laufe der letzten Jahrhunderte 
wiederholt und in einem immer weiteren Ausmaße gezwungen hat, 
ethische Forderungen zu Staatsgeboten zu machen und schließe daraus, 
daß diese Entwicklung sich nach dem Kriege fortsetzen und eben 
zu einer neuen Forderung der Staatenwürde hinführen wird. 

Eulenburg hat meinen Nachweis keineswegs entkräftet, sondern 
einfach ignoriert. Er hat mich nicht widerlegt, sondern mir nur wider- 
sprochen. Das allein hätte mich jedoch nicht zu einer Entgegnung 
veranlaßt. Ich habe durchaus nicht erwartet, die Realpolitiker und 
die Machtpolitiker sowie die Vertreter einer »wertfreiene Wissenschaft 
sofort für meine neue Forderung zu gewinnen. Umsomehr habe ich 
mich gefreut, daß einige sehr angesehene Männer mir teils privatim, 
teils öffentlich ihre warme Zustimmung ausgedrückt haben. Was 
mich dazu bestimmt, ja geradezu zwingt, in eigener Sache das Wort 
zu ergreifen, das ist der achtungswidrige Ton, den Eulenburg anschlägt 
und noch mehr der herbe, fast entehrende Tadel, den der Herr Rezen- 
sent ausspricht, ohne seine wegwerfenden Urteile zu begründen. Er 
nennt meine Anschauungen »naiv und beschränkte, spricht von »un- 
zusammenhängenden Erörterungen« und findet in meiner Begründung 
der Staatenwürde »ziemliche Trivialitäten«e.. Da nun Eulenburg von 
den ersten Kapiteln meines Buches nur die Titel angibt, von dem Inhalt 
aber gar nichts mitteilt, so habe ich die Redaktion um die Erlaubnis 
gebeten, eine kurze Inhaltsangabe mitteilen zu dürfen. Die Leser des 
Archivs werden dann in der Lage sein, selbst zu urteilen, ob die Epi- 
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steln »naiv, beschränkt, trivial« wirklich die richtigen Bezeichnungen 
meiner Arbeit sind und ob, wie Eulenburg behauptet, gar keine sozio- 
logischen Erkenntnisse in dem Buche geboten werden. 

Das soziologische Grundproblem erblickte ich in der Erforschung 
der so überaus komplizierten Wechselwirkungen zwischen dem einzelnen 
Menschen und dem sozialen Ganzen, dem er angehört. Da nun der 
Krieg die Beziehungen des Individuums zum Staate, zur Nation und 
zur ganzen Menschheit zu lebendigem Bewußtsein gebracht hat, bedarf 
er einer soziologischen Untersuchung. Die Grundlage derselben bilden 
in meinem Buche folgende Sätze: ı. Alle sozialen Gebilde haben eine 
bisher wenig beachtete Doppelfunktion. Sie sind außer 
und über mir, zugleich aber auch in mir. Daraus entwickle 
ich eine soziologische Grundformel, die geeignet ist, die soziologische 
Wirkung des Staates, der Nation, der Menschheit klarer zu erfassen. 
2. Der Mensch hat als sozial gebundenes Herdentier begonnen und sich 
erst allmählich infolge der Arbeitsteilung zur selbständigen, eigen- 
kräftigen Persönlichkeit hinaufentwickelt. (Individualisti- 
sche Entwicklungstendenz.) 3. Der Individualismus 
führt notwendig und tatsächlich zum Universalismus und Kosmo- 
politismus. 

In dem Kapitel »Krieg und Urzustand« erbringe ich den Beweis, 
daß der Krieg uns den Urzeiten wieder näher bringt und besonders 
die soziale Gebundenheit der primitiven Menschheit in weitem Um- 
fange wieder herstellt. Viele Tatsachen, die nach der Veröffentlichung 
meines Buches (Juli 1915) sich ereignet haben, bilden für mich eine 
fortwährende Bestätigung dieser Behauptung. Damit ist nun zugleich 
gesagt, daß der Krieg die individualistische Entwicklungstendenz 
zurückdrängt. Dadurch tritt er in Widerstreit mit der modernen Kul- 
tur. Das wird im nächsten Abschnitt untersucht. Als charakteristisch 
für die moderne Kultur bezeichne ich die »panökonomische 
Lebensanschauung«, wornach das Geld zum absoluten Wert- 
maßstab geworden ist. Diese Anschauung ist nicht Materialismus, 
sondern egoistischer Intellektualismus. Ich weise 
nun nach, daß diese Geistesrichtung ein Produkt der individualistischen 
Entwicklungstendenz ist, die vom Kriege auf dem wirtschaftlichen 
Gebiete ebenso wie auf andern Gebieten zurückgedrängt, aber keines- 
wegs vernichtet wurde. Der Krieg hat zweifellos die Macht des Staates 
gestärkt und das veranlaßt mich, in einem weitern Abschnitt (»Krieg 
und Staat«) dieses Verhältnis zu untersuchen. Ich stelle nun mit aller 
Entschiedenheit fest, daß der Staat seinem Ursprung und seinem 
Wesen nach Machtorganisation ist und bleiben muß. Als 
solche hat der Staat bisher den Krieg und die Kriegsbereitschaft nicht 
entbehren können. In den letzten Jahrhunderten ist aber der Staat 
gezwungen worden, seine Funktionen in dem Sinne zu erweitern, daß 
er den gesteigerten Ansprüchen seiner innerlich reicher und reifer ge- 
wordenen Bürger immer mehr Rechnung tragen muß. Zu diesen ge- 
steigerten Ansprüchen gehören aber auch die erweiterten und ver- 
tieften sittlichen Forderungen. Aus diesen soziologischen Erwägungen 
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und Tatsachen leite ich dann meine neue Forderung der Staaten- 
würde ab. 

Herr Prof. Eulenburg wird zugeben müssen, daß all das in meinem 
Buche steht und gewiß auch nicht in Abrede stellen, daß er davon 
seinen Lesern nichts mitgeteilt hat. Ob mein strenger Rezensent alle 
die von mir aufgestellten soziologischen Gesichtspunkte schon kannte, 
oder ob ihm vielleicht für solche Erwägungen und Untersuchungen 
das Organ fehlt, darüber kann ich kein Urteil abgeben. Gegenüber den 
persönlichen Liebenswürdigkeiten, die er mir an den Kopf wirft, bin ich 
ja ganz wehrlos. Ich halte es durchaus für möglich, daß die Leser des 
»Archiv« infolge des wegwerfenden Urteils eines so angesehenen Mannes 
gar keine Lust mehr haben, sich überhaupt weiter mit meinem Buche 
zu befassen. Jedenfalls blieb mir nichts anderes übrig, als den Versuch 
zu machen, das unvollständige Bild, das Eulenburg von meinem Buche 
gegeben hat, durch eine streng objektiv gehaltene, möglichst knappe 
Darstellung meiner Gedankengänge zu vervollständigen und zu be- 
richtigen. 





Redaktionelle Bemerkung. 


Von sachkundiger Seite war uns für die Abhandlung von Herrn Dr. Eugen 
Kaufmann (Ueber die Finanz- und Wirtschaftslage Frankreichs) ein Nachtrag zuge- 
sagt. Leider hat die militärische Einberufung des Referenten die rechtzeitige Ab- 
lieferung unmöglich gemacht. (A. d. R.) 
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